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Bormwort. 


Die Aufgabe, welche dieſes Werk ſich ſtellt, iſt in der Einleitung näher 
bezeichnet. Ans den über Plan und Eintheilung bort binzugefügten 
Bemerkungen ift zugleich erſichtlich, daß der vorliegende Band nur erft 
die Hälfte jener Aufgabe löft. Der „Rechtsgefchichte der beutfchen Ge⸗ 
noffenfchaft” fol in einem zweiten Bande eine Unterfuchung über „die 
rechtliche Natur der beutfchen Genofienfchaft” folgen, wobei im erften 
Abſchnitt „die Geſchichte des Körperfchaftebegriffe” einer Special: 
forſchung unterzogen, im zweiten Abfchnitt „das geltende Senoffenfchafte- 
recht‘ analyfirt werben wirb. 

Entgegen feiner urſprünglichen Abſicht, übergiebt der Verfaſſer 
hiermit den erften Band gefondert der Deffentlichleit. Er konnte dies 
um fo eber, als derſelbe noch mehr, als im erften Plane lag, ein für 
fich beftehendes, gefchloffenes Ganze geworben ift. Inſonderheit hat die 
Darftellung des gefchichtlichen Entwicklungsganges der einzelnen Ges 
nofjenfchaftsformen überall durch ein ausgeführteres Bild der von ber 
Gegenwart ihnen gegebenen Rechtsgeftaltung einen volleren Abſchluß er- 
halten. Dabei war, während die Behandlung bes allgemeinen Korpo- 
rationsrechts nach feiner pofttiv-rechtlichen Ausbilbung völlig dem zweiten 
Theil überlaffen werben lonnte, ein näheres Eingehen auf den Inhalt 
der modernen Specialgefege über einzelne Körperfchaftsgattungen fchon 
in diefem Bande nicht zu umgehen. Die Nüdficht auf das damit ver- 
bundene unverhältnißmäßige Anfchwellen dieſes Bandes mußte zurüdtreten 
bor der Rückſicht auf die innere Delonomie des Werles, welche es un⸗ 
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bebingt forberte, daß bie moderne Afjociationsbewegung in allen ihren 
Verzweigungen als eine lebendige Woge in dem ununterbrochenen Strome 
geichichtlichen Werdens zu voller Anfchauung komme. Auch möchte dem, 
der Fülle und Bebeutung bed Stoffes erwägt, der gewählte Rahmen 
leichter zu eng als zu weit erfcheinen. 

Was der gefonberten Veröffentlichung dieſes Bandes hätte ent- 
gegenftehen können, ift der Umſtand, daß zahlreiche hier vorgetragene 
Behauptungen ihren Beweis, die wichtigften bier verwandten Begriffe 
ihre juriftifche Präcifirung, ja die Grundanſchauungen der ‘Darftellung 
ihre innere Begründung und ihre äußere Nechtfertigung erft vom zweiten 
Bande erwarten. ‘Der Berfafler bat, wie aus der Einleitung erfichtlich, 
den Stoff mit Rüdficht auf den Unterfchied Hiftorifcher und juriftifcher 
Anſchauungs⸗ und Behandlungsweiſe getheilt. Er glaubte, daß bie 
Darftellung einer großen gefchichtlichen Bewegung durch Syſtematiſiren 
und Dogmatifiren an Wahrheit verlieren müffe, — daß anbererfeits, 
wenn für bie feſten Iogifchen Gebilde eines in fich vollendeten Rechts 
ven flüffigen Hiftorifchen Verhältniſſen eine andere Bedeutung als bie 
des noch ungeformten Stoffes beigelegt würde, die juriftifchen Begriffe 
Eindbuße an Klarheit erlitten. Wird aber fo das Hiftorifche und das 
juriſtiſche Bild eines Hechtsinftiftuts Außerlich getrennt, fo verfteht es fich 
doch, daß erft die Verbindung beider das volle Geſammtbild ergiebt, 
daß dagegen jedes biefer Bilder für fich allein betrachtet einfeitig er- 
fcheinen muß. Bier wirb daher befonders ber juriftiiche Leſer ben 
Mangel des ergänzenden Bildes vorläufig empfinden, ja er wirb viel- 
leicht zunächft überall gerade das vermiflen, worum es ihm eigentlich 
zu thun iſt. 

Wenn indeß die Scheu, Unvollendetes zu bieten, für den Verfaſſer 
beſtimmend geweſen wäre, fo hätte er auf Abſchluß und Veröffentlichung 
dieſes Werks überhaupt verzichten müffen. Denn Bruchſtück bleibt, was 
zur Löſung einer Aufgabe, wie ber bier gefteliten, ber Einzelne beizu- 
tragen‘ vermag. So zahlreicher Mängel feiner Arbeit der Verfaſſer fich 
daher rim Einzelnen bewußt ift: leichter hofft ex für dieſe die Nachficht 
des Kundigen zu erlangen, als für den Plan des Werkes im Ganzen. 
Wohl ‚wird, wer die Schwierigkeiten der Aufgabe würbigt, zu milberem 
Urtheil über die Unvolllommenheiten der Ausführung geneigt fein, aber 
er wird bie Frage ftellen, was benn ben Verfaſſer Iegitimirte, mit 
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unzureichenden und unerprobten Kräften an ein folches Wagniß zu 
gehen 


Ein Wagniß in der That ift in unferen Tagen hoch gefteigerter 
wiffenfchaftlicher Arbeitstheilung ſchon an fich jede Arbeit, deren Gegen- 
land an Inhalt und Umfang fo amsgebehnt und in fo verfajiebenartige 
Gebiete verzweigt ift, wie ber Gegeuſtand viefer Unterfuchungen. Ber 
größert wird im vorliegenden Falle das Wagniß dadurch, daß, während 
zufanmenfaffende Borarbeiten gänzlich fehlen und für viele einzelnen 
Theile die vorhandenen befonderen Worarbeiten nicht genügen, überall 
ein maſſenhaftes, ja erprüdendes Quellenmaterial vorhanden ift, deſſen 
Erfchöpfung nur zu planen Bermeffenheit wäre. Daß ımter dieſen 
Umftänden ver Verfafſer gendthigt war, feine Aufgabe durch gewiffe 
wilftürliche Schranken äußerlich zu begrenzen, ift leicht begreiflich: aber 
ohne gänzliche Verzichtleiſtung auf fein Ziel konnte er biefe Grenzen 
nicht fo eng zieben, daß bamit jede Gefahr der Kraftzerfplitterung ver- 
mieben worben wäre. ‘Durfte er beifpielgweife ven Zufammenbang ber 
Nechtsentwicdlung mit der gefammten Kulturentwicklung nicht ganz außer 
Acht laſſen, noch ganz von ver vergleichenden Seranziehung des aus 
frember Wurzel in Deutfchland und des aus germanifcher Wurzel im 
benachbarten Auslande erwachfenen Rechtes abfehen: fo wurde er vor 
Allem gehindert, feinen Stoff in eine beftimmte Fachabtheilung ver 
Rechtswiſſenſchaft einzuſchachteln. So mußte er von vornherein, während 
die fcharfe Trennung bes öffentlichen und des privaten Rechts die Grund⸗ 
lage aller Syſteme bilvet, vielmehr von der Einheit alles Rechtes ausgehen 
und die Senoffenfchaft als ein füch felbft gleiches Iuftitut durch öffentliches 
unb privates Recht verfolgen. Denn ihm batirt die Geneſis dieſes ganzen 
Unterſchiedes erft von der Vollendung des Körperfchaftsbegriffs, und ihm 
ift auch für die Gegenwart ber Begriff ver Gefammtperfänlichleit ein 
einheitlicher, dem ganzen Recht gemeiner, wogegen ihm bie Abtrenmmig 
einer nur durch das Privatrecht ımb für das Privatrecht beftehenven 
juriſtiſchen Perfon für einen Grundirrthum ver herrſchenden KRorporatione- 
(ehre gilt. So mußte der DVerfaffer ferner über die Benofjenfchaften 
binans den Blick auf die nach entgegengefegten Princip Tonftruirten 
Berbänve Ienten, er mußte zugleich die genofjenfchaftlichen Elemente ver 
Gemeinden und des Staats in ihren verfchievenen Entwidlungsphafen 
barzulegen fuchen, wenn anders er fich feinem Ziele nähern wollte: 


x 


einen Beitrag zu liefern zur Erkenntniß des Weſens jener Kräfte, 
welche älter find als ver Staat, welche ven Staat felbft erzeugt haben 
und welche, jo oft dies beftritten ift, auch innerhalb des Staates täglich 
noch ſchopferiſch fortwirken. 

Wenn unter dieſen Umſtänden die Uebernahme der gegenwärtigen 
Arbeit, deren vollkommen befriedigende Ausführung vielleicht ein Menſchen⸗ 
leben fordern würde, ſchon an ſich als Wagniß erſcheint, fo konnte es 
als Vermeſſenheit gelten, daß der Verfaſſer dieſen Stoff für eine erſte 
größere Arbeit waͤhlte. Andererſeits indeß liegt gerade hierin eine gewiſſe 
Entſchuldigung. Denn nur bei einer erften Arbeit reichten vielleicht 
Kühnheit und Illuſionen aus, um einen derartigen Plan zu entwerfen. 
Den einmal gefaßten Plan aber unter Hingabe feiner gefammten Kraft, 
joweit biefe eben reichte, zu Ende zu führen, beftimmte ven Berfafler 
weber Weberfchäßung des eignen Vermögens, noch übel angebrachte Kon- 
fequenz, fonbern die Weberzeugung, daß irgend ein Gewinn für bie 
Wiffenfchaft auch fo fich ergeben müſſe. Ganz erfolglo® bleibt Tein 
ernftes Bemühen. Ein hinreichend belohnenver Erfolg aber wäre es 
fhon für den Verfaſſer, wenn ihm zumächft durch dieſen erſten Band 
ber uachbrüdliche Hinweis auf eine hochwichtige Seite ber beutjchen 
Rechts⸗ und Berfaffungsentwidlung gelänge, welche, obgleich gerade in 
ihr die fchöpferifche Vollskraft fich in reichiter Fülle offenbart, von ber 
deutichen Staats» und Rechtögefchichte Halb mit Schweigen übergangen, 
halb als Entartung und Verfall gebrandmarkt zu werben pflegt. Dürfte 
der Berfaffer darüber hinaus bie Hoffnung begen, zu ber Erkenntniß 
des Zuſammenhangs ver gegenwärtigen auf Vereinigung gerichteten Be— 
wegungen mit bem wrälteften und ureigenften Beſitzthum ber germanifchen 
Bölfer beizutragen und das Bewußtſein zn fördern, daß eine ver fefteiten 
Bürgſchaften für des deutſchon Volles Zukunft in dem wiebergeborenen 
Senoffenfchaftswefen von heute liegt: fo würde ber Arbeit auch ein un⸗ 
mittelbar praftifcher Nutzen nicht fehlen. 

Der zweite Band wird hoffentlich nach Ablauf eines halben Jahres 
- folgen. Sachregifter und Duellenverzeichnig für das ganze Werk werben 
mit dieſem geliefert werben. 


Berlin im Juli 1868. 
| Otto Gierke. 
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Berfafiung der Bergleute. — Bauerfchaft. — Judenſchaft. — Das 
fahrende Boll. — GSpieler- und Fechtergilden. — Beltler- und 
Ränbergilden. — Gölbnergenofienfhhaften. — Umbildung des Heer- 
weſens durch diefe. — Berufsinnungsmäßige Geftaltung ber Heere. 
Senoffenfhaften für einzelne Zwede — Solche giebt es 
Anfangs nit. — Modifikationen: I. Gilden auf Zeit. — Reifegil- 
den. — I. Mehrfacher Beruf. — Geiftlihe Laien» und weltliche 
Kleritervereine. — Gilden für einen Nebenberuf. — Schüßengilden. — 


Meifterfängerzünfte. — III. Sachgemeinſchaften und Bertragsverhält- 


niffe geben in Genoſſenſchaften über und umgelehrt. — 1. Sachge⸗ 
meinfchaft und Genoffenichaft. — Gemeiner bei der Geſammthand. — 


- Brunnengenofienfchaften. — Bergrechtliche Gewerkſchaften. — Ge⸗ 


nofſenſchaft und Geſammteigenthum decken ſich Anfangs nicht. — 
2. Vertragsverhältniß und Genofſenſchaft. — Keine bloßen Zwed⸗ 
vereine, weil ſtets mit der Tendenz zu genofſenſchaftlicher Einheit die 
Zendenz zur Verallgemeinerung ber Zwede fteigt und fällt. — Am 
nächften bloßen Zwedvereinen ftehen die politifchen Einungen. 


F. Das politifhe Einungsweien. 
Das politifhe Einungswelen im Allgemeinen. — Bebeu- 
tung und Entftehung. — L Das Einigungsreht. — II. Gleichheit 
ber Berbunbenen als politifher Machteinheiten. — „Stände. — 
III. Inhalt. — Friedens⸗, NRechts- und nterefiengemeinichaft. — 
IV. Mittel für die Durchführung. — Ungleihe Intenfivität . . . 
Die Städtebünde. Zwei verfchiedene Rihtungen . . » . . 
I. Die deutſche Hanſa. — Entftehung. — Zuſammenwachſen ber 
niederdeutichen Kaufmannsgilden zu einer Kaufmanndgefanmtheit, — 
dev nieberbeutfchen Gtäbtebünde zu einer niederdeutſchen Städte 
gefammtheit, — der Kaufleute und Städte zur „gemeinen deutſchen 
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Hanfa’. — Name feit 13858. — Bebeutung ber kolniſchen Konfö- 
deration von 1867. — Wirkſamkeit und Entwidlung ber Hanfa 
in fpäterer Zeit. — Berfall und Untergang . 

Rechtliches Weſen der Hanfa in ihrer Blüthegeit. — Grund⸗ 
lage. — Mitgliedſchaft. — Tagfahrten. — Haupt und Glieder. — 
Engere Genoſſenſchaften. — Rechtliche Bedeutung und Zwecke. — 
Gefammtperfönlichleit . © > 00 0 rn 
IL @inungsbewegung ber oberbeutfchen Stäbte. — Der große rhei⸗ 
niſche GStäbtebund. — Entftehung, Anöbreitung und Verfall. — 
Bleibende Refultate. — Ausgebilbete Bundesverfafſung. — Ber 
gleich derfelben mit ber Berfafiung der Hanfa . . . . . 

Kleinere Stäbtebünbe der Folgezeit. — Stäbtegruppen. _ Der 
Ihwäbiihe Bund. — Bereinigung mit bem rheinifchen Bund unb 
Städtefrieg. — Beränberte Lage der Städte. — Fruchtloſe Ber- 
fucdhe der Wieberherftellung eines allgemeinen Bunde . . . . . 


Die Adelsbünde, Rittergefellfhaften, Kleriker-Unionen 
und Bauerneinungen. — L Einungen bes Herrenftandes. — IL 
Einungen bes Ritterfianded. — Entftehung und Auöbreitung ber 
Rittergefellichaften. — Einfluß auf Entftehung ber Ritterfchaften ber 
Zerritorien und bes Reicht. — Rechtliche Natur der Rittergefellichaf- 
ten: Grundlage — Organifation — Zwecke — Zeihen — Verſamm⸗ 
Iungen — Borftäude — Vermögen — Perfönlichkeit. — Ausläufer in 
Zurniergejellfchaften und Ritterorden. — III. Einungen ber Geiß- 
lien. — Ständiſche Bünde — Uniones cleri, — IV. Banern- 
einungen. — Bereinzelt von Erfolg. — Verſucht bei allen Aufftänden 
Die Landfriedensbünde. — Friebendgefege und Friedensvereine. 
— Die Reihögewalt und die Landfriedensbünde. — Ausbreitung der 
Iegteren. — Natur. — Zwede. — Zerritoriale und perfonale Be 
deutung. — Zeitdauer. — Organiſation. — Mitgliederaufnahme — 
Borftände. — Engere Berbände . » 2.» > 2 00 ne. 


5 48. Das Rei als Einung. — Kämpfe um bie Neugründung des 


$ 49. 


Reihe durch die Einung feiner Slieder. — Abdrängung des Volks 
vom Rei. — Die Reichöftände. — Einungsverſuche im 13., — im 
14, — "im 15. Jahrhundert. — Abſchluß unter Marimilian.e — Das 
Reich als Landfriedensbund. — Behind bes ſchwäͤbiſchen Bundes 
zu dieſer Reichsverfaffung... rn. 


G. Der Einfluß des Einungsweſens auf die Bildung 
territorialer Staaten. 
Landesgemeinden. — Kommen vor, wo und foweit der Bauern- 
ftaud an ber Einungäbewegung Theil nimmt. — Die Satwittung 
vollzieht ſich nach ſtädtiſchem VBorbid . -. -. . . . . 
L Die ſchweizeriſchen Thalgemeinden. — Uri — Schwyz — Unter. 
walden. — Andere Thalgemeinden. — Aeußere Befreiung. — 
Innere Fortbildung. — Das Land als Einhell. — Rathöver: 
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faffung. — Berfenmlung der Landleute. — Hinterfaften und Bei⸗ 


AMflen. 2 220 ... 


IL Freie Eanbeögemeinben im Rorden Deutſchlando. — Veſondere bei 
Friefen und Ditmarfhen. — Auch bier Fortbildung der alten Ge⸗ 
nofſſenſchaft. — Das Land ale Einheit. — Kollegialiſche Regie 
rungöbehörben nach Art eines Raths. — Fortbauernde hoͤchne Ge⸗ 
walt der Geſammtheit. — Spätere Schickfale 
IH. Parallele Erſcheinungen im übrigen Deutſchland. — 1. Webergang 
einzelner Marten ober Centen in Landesgemeinden. — 2. Thäler, 
Aemter und Gerichte mit politifhem Gefammtreht. — 8. Einfluß 
des Einungsweſens auf Eutſtchung und Geſtattuns der Geräte 
und Verwaltungsbezirke 


8 50. Bunbesftaatlihe Bildungen — ı Die frieſiſche Bundesver- 


851 


faſſung. — IL Die ſchweizeriſche Eidgenoifenihaft . 
Landftändifhe Körperjchaften. — Die Richtung auf Koncen- 
tration verfchiebenartiger Herrichaftsrechte in cine Landesobrigkeit und 
die Richtung auf genoffenfchaftliche Bereinigung der Stände in eine 
Landesgemeinde als Faktoren des deutjchen Landesſtaats . 
Die Konftituirung der Landſchaft. — Abfchliegung der einzelnen 
Ständegenofienfchaften. — Prälaten. — Ritter und Herrn. — 
Städte. — Bauern. — Bereinigung der Stände zum Gefammt- 
körper. — Mannichfaltigkeit der fändifchen Einungsbewegung. — 
Beifpiele von Ländern, in benen bdiefelbe in einer formellen &e- 
fammtföbderation zum Abſchluß kam, insbefondere Baiern und Braun- 
ſchweig⸗Lüneburg. — Beifpiele von Berbindbungen der Stände ver- 
ſchiedener Länder. — Beifpiele von unterdrüdten Cinungen. — Stän- 
diſche Einungen in geiftlicden Territorien. — Beifpiele von Län- 
dern, in benen ſtändiſche Körperfchaften durch das Einungsweſen 
entftanden, ohne daß ed zu formeller Gefammtverbündung kam, be- 
fonders Brandenburg, Pommern, Nieberlaufiß, dad Ordensland . 
Die Genoffenfchaft der Stände. — Grundlage. — Mitgliedichaft. 
Landftandſchaft als Vollgenoſſenrecht. — Eintritt, Austritt, Ausfchluß. 
— Gegenfeitige Rechte und Pflichten. — Berfammlung. — Stimmen- 
mehrheit. — Ausihüffe. — Gefammtperfönficgkeit. — Genofjenfchaft- 
liche Selbftänbigkeit gegenüber bem Landesherrn. — Bebingte Hul- 
digung. — Recht des Abfalld und des bewaffneten Widerftande. — 
Selbftverfammlungsrecht. — Autonomie. — Befondere Kaffe . 
Theilnahme der Stände an Nechtöpflege, — Gefepgebung, — 
Verwaltung. — Verfügungen über das Land, Kriege und Bünduifſe. 
— Mitregierung, Landesräthe. — Stellung bei erlebigtem Thron. — 
Rechte bezüglich Bewilligung, Erhebung und Berwendung von Steuern 
An die Verhandlungen über Steuerbewilligung Enüpft die Idee 
eines Staates an. — Landesherr und Landesgenoffenichaft find ur- 
fprünglich zwei befondere Rechtsfubjelte, Durch eine Summe einzelner 
Rechte und Pflichten verbunden. — Das Land kommt in ben Gtän- 
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den als Bollgenofſen zur Erſcheinung, die übrigen Einwohnerftände Bee 


gebören als Schutzgenofſen ber fo organifirten Landeögemeinde an. 
— Belege hierfür. — Weſen biefer alten Kanbespräfentation. — All⸗ 
mälig entfteht die Idee einer höheren Einheit, für welche Landes 
berr und Landfchaft Träger find. — Das Land als Staat. — 
Diefe Entwidlung gelangt indeß zu keinem vollen Abſchluß und Die 
völlige Ueberwindung ber alten Zweiheit fällt den Landesherren zu, 
weiche endlich die Lanbftänbe aus ber x Rittagerſqhent des Staates 
hinausdrängen.. . 571 


H. Das ländliche Genoſſenſchafteweſen. 

3 52. Das Einungsweſen und die Landgemeinden. — Die Nichtbe- 
tHeiligung des Bauernftandes an ber Einungsbewegung ift der Haupt⸗ 
grund für die Entartung ber Geuofjenichaften und den Sieg des 
obrigfeitlihen Gedankens. — Die vereinzelten Ausnahmen beweifen 
Die Regel. — Im Allgemeinen erfahren die Ländlichen Genoflenfchaften 
keine innere Fortbildung. — Mannichfaltigkeit ber ländlichen Ber. 
bältniffe. — Einheit in der Mannichfaltigleit . . . . 581 

5 53. Die Ländliden Genofienfhaften. — A. Aeußere Verſchieben 
heiten. — I. Nach Beſchaffenheit der Mark. — Dorfichaften, Bauer- 
[haften und Markgenofienihaften. — Verminderung ber großen 
Marten. — Genoffenfchaften bezüglich einzelner Markftüde — II. 
Nach der Stellung zur äffentlihen oder einer berrfchaftliuhen Gewalt. 
— Freie SGenofjenfchaften und Hofgenoffenfhaften . . . 585 
B. Zunere Strultur. — L Grundlage. — Mark und Genofſenſchaft, 
feine Beides umfaſſende „Semeinde‘. — Die Mark kein Gemeinde⸗ 
gebiet, aber eine räumliche Einheit. — Die Genoſfſenſchaft feine ab⸗ 
geichlofiene Gemeinde, aber eine Yriedend- und Rechtsgemeinſchaft. — 
Selbftändigfeit von Mark und Genofienihaft. — Wechſelwirkungen. — 
Geſchloſſenheit der Dart. — Verhältniß von Genofjenrecht und Hufe. — 
Rechtlicher Charakter der Gemeindemitgliedſchaft. — 1. Das Vollge- 
nofienreht. — Perfönlihe und dingliche Vorausſetzungen. — Das 
Erforderniß des Hufenbefipes. — Wechſel des Hufenbegriffs. — 
Gfeichftellung der verjchiedenen bäuerlichen Befigtitel. — Berände- 
rungen in Folge ber Befißzerfpfitterung: a. Entwidlung im Einne 
der Perfonaigemeinde, wenn jeder Hufentheil wieder ald Hufe gilt. 
— Gemeinden, in denen Beſitz eines eignen Haufes ober ein Mini- 
mum von Grundbefig zum Bollgenofien macht. — Reine Perfonal- 
gemeinden. — b. Entwidiung im Sinne der Realgemeinbe mit Per- 
tinenzqualität des Genoflenrehts. — a. Gemeinden mit einer ge 
fchloffenen Zahl von Ehehofftätten. — 4. Gemeinden, in denen nur 
Grundbeſitz von beftimmiem Umfange das Genoffenrecht giebt. — 
Bolle und halbe Hufen und Genofſen. — Zulaffung von mehrfachen 
und Bruchtheils⸗Genofſenrechten. — c. Entwidlung im Sinne ber 
Rechtiamegemeinde durch Erhebung des aus Marknutzung fließenden 
Genoſſenrechts zu einem felbftändigen Sachenrecht. — 2. Schutzge⸗ 
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noflen. — Unterfchied von Ungenofjen. — Mittelbare und unmittel- 
bare Schutzgenoſſen. — Rechtliche Stellung. — Beränberung. — 
Sie werden häufig geringere, Bruchtheild- oder felbft Bohgensfien, 
meift aber Ungenofien - . - 2: 2 220. 

II. Rechtliche Bedeutung. — Identität der wirihſchaftlichen und vo- 
fitifchen Gemeinden. — Modifikationen in ben Markgenofſenſchaften, 
Alpgenofienfhaften, Weinbergögenoffenfchaften n. f. w. — Die Ent- 
ftehung befonberer Deich» und GSielgemeinden . . . . - 

Die Zwede ber eigentlichen Landgemeinde — 1. Genoflenfäafts- 
ölonomie. — Gefammt- und Sonderrecht: a. in der Hauswirthichaft. 
— b. in ber Feldwirthſchaft. — c. in der Bald», Weide- und Waſſer⸗ 
wirtbichaft. — Allmende. — NRupungsrechte. — Sefammtheitsrechte. — 
Die Rechte an den einzelnen Arten bes Gemeinlandes in&befonbere, 
namentlih an Wald und Weide. — Berwanblung in GSondereigen. 
— d. Gemeindekorporationswirthſchaft. — e. Laftenvertbeilung. — 
2. Die Gemeinde ald Rechtsichupverein. — a. Friede und Recht. — 
Autonomie. — b. Gerichtöbarkeit. — c. Wehrgenofſenſchaft. — 3. 
Die Gemeinde als a, fittlide — b. fociale — c. religiöfe Einheit . 
IL Gemeinbeverfafiung. — 1. Genoffenverfammlung. — 2. Borfteher 
und Beamte. — a. Der Richter. — a, Der oberfte Märler in der 
großen Marl. — Berbrängung durch Herrenrecht. — 4. Der Bauer- 
richter. — Verhältniß zum herrſchaftlichen Schultheißen. — Verände- 
rungen. — b. Stellvertreter. — Untergeordnete Beamte und Diener. 
— 3. ortfchritt einzelner Gemeinden zur Gemeinheitsverfaffung. — 
Gemeindevorfteher und a. ftändige Schöffen, — b. Beiſiverausſchůſfe. 
— c. wirkliche Gemeinderäthe in Mark und Dorf 
C. Stellung der Landbevoölkerung am Schluß bes ittelalters, — 
Kämpfe der Bauern um die genofſenſchaftliche Sesänbigteit, - — der 
große Bauernkrieg. — Entjcheidende Wendung . 


Vierte Yerisde. 1525 — 1806. 
und 


Hänfte Weriode. Seit 1806. 


Das Wefen der Obrigkeit, der Privilegsforporation und 
der freien Affociation. — A. Ueberfiht. — I. Die Privilegs- 
korporation. — 1. Weſen. — a. Eriftenzgrund. — b. Zufammen- 
feßung und Gliederung. — c. Rechtliche Bedeutung. — 2. Ihre Ent: 
wicklungsgeſchichte — II. Die Obrigkeit. — 1. Weſen. — Inter 
thanenbegriff. — Salus publica — Der abfolute Staat. — Der 
Polizeiftant. — Der Bevormundungsftaat. — 2. Die Stellung des 
Genofſenſchaftsweſens im obrigkettlihen Staat. — Die juriftifche 
Perſon. — 8. Inbividualifirung. — Freiheit. — Gleichheit. — Cen⸗ 


tralifation und Alomifirung. — 4. Aeußere unterftügende Momente. — 


5. Entwillungdgefchichte der obrigkeitlichen Idee. — III. Die freie 


 Mfociation. — 1. Weſen. — a. Analogien mit ber mittelalterlichen 
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Einung. — b. Unterſchiede — 2. Bisherige Wirkſamkeit. — a. Um⸗ 
ſchaffende. — b. Nenfchaffende. — B. Die Aufgabe bes Folgenden . 


A. Die Genofjenfhaft in Gemeinde, Staat und Reid. 
L Die Genoſſenſchaft in den Gemeinden. 

Die Schidfale der alten ländlichen Gemeindegenoffen- 
ſchaft. A. Die Zerftörung ber alten Marktgemeindege- 
noffenfhaft. — L Bon außen wirkende Kräfte. — 1. Zerftörung 
ber Markgemeinſchaft. — a. Die Richtung auf Verwandlung ber 
Mark in berrichaftliches Eigentkum. — Principielle Regation des Ge⸗ 
fammteigentbums. — Scheingründe ber Zuriften. — Principielle Be- 
fhränktungen des Geſammtrechts durch Regale und Hoheitöredhte. — 
Solgerungen aus der Subjumtion unter den Begriff des Korporations- 
guts. — b. Die Richtung auf Vertheilung zu Sonderrecht. — Fort- 
bauer der alten Zerfplitterungen. — Principielle Angriffe gegen die 
laͤndlichen Gemeinfchaftöverhältuiffe. — Gemeinheitstheilungs⸗, Ver⸗ 
foppelungs- und Ablöfungdgefege. — Vorangehende juriftiſche Auf⸗ 
loͤſung des Geſammteigenthums. — Die verſchiedenen Theorien. — 
Einfluß derſelben auf Form und Maßſtab der Theilung. .. 
3. Zerftörung der Genofſſenſchaft. — Principielle Negation. — Obrig⸗ 
keitliche Beamte. — Gerichtsbarkeit. — Autonomie. — Beſchränkung 
der Selbſtverwaltung, beſonders der Vermoͤgensverwaltung. — Be 
vormundungstheorie. — Selbftverfammlungdre ht. — Aufnahme und 
Mitgliedſchaft. 

I. Innere Veränderungen. — Geheimleben und Widerftand, im au. 
gemeinen Crlöfchen bed Genofſſenſchaftsſfinns. — Exkluſivität. — 
Mebrung der Ungemeinder. — Weitere und engere Gemeinde. — 
Bereinzelt Scheidung von imn . . >. 2 Er ren 
B. Die Fortbauer der alten Wirthſchaftogemeinde in 
Agrargenoſſenſchaften. — J. Wirthſchaftsgemeinden als herrſchende 
Korporationen. — 1. Realgemeinden. — 2. Nutzungsgemeinden. — 
Beiſpiele aus Ditmarſchen und Heffee.. 
II. Wirthſchaftsgemeinden als Privatkorporationen. — 1. Markge⸗ 
meinden, deren Gebiet ſich mit keinem Gemeindegebiet deckt. — Ge⸗ 
nofſamen Unterwaldens. — Alpmarken. — 2. Agrargenoſſenſchaften als 
engere Gemeinden. — a. Bon innen entftanden: a. in Städten. — Bei⸗ 
fpiele, befonderd aus Meldorf und Pommern. — 4. in Landgemeinden. 
— Belipiele verfchiedener Art. — b. Geſetzlich gebildete: a. durch 
Anerkennung ber alten Wirtbichaftögemeinde als Privatlorporation 
neben ber neu gebildeten politiichen Gemeinde, — A. nur eine bevor⸗ 
zugte Klaffe einzelner Berechtigter. — 8. Haushaltsgemeinden einiger 
Ele © > en 
IH. Nntergang ber Wirthfchaftögemeinde. — 1. Durch Verſchwinden 
des wirthſchaftlichen Elements. — 2. Durch Verwandlung der 
Nutzungsrechte in rein politiſche Rechte („bürgerlihe Nutzungen?), 
und zwar: a. von innen, — b. durch Zwangögefeße. — 3. Durch 
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Verwandlung der Realgemeinderechte in rein indivibuelle Rechte . 
C. Die Entftehung der rein politifhen Landgemeinde — 
Bereinzelt von innen. — In der Regel durch die von außen ſchaffende 
obrigkeitliche Kraft, obwol unter Mitwirkung innerer VBeränbe- 
rungen. — Folgen für den anftaltlidhen Charakter der Gemeinde — 
Genofſenſchaftliche Gegenftrömung der neueften Zeit. . . . 

Der Untergang bes ſtädtiſchen Gemeinwefend — Einige 
Städte werden obrigfeitliche Territorien, in denen ausnahmsweiſe eine 
Korporation Randesherrin if. — Die anderen werben obrigkeitliche 
Berwaltungebezirte, mit denen eine privilegiirte Privatrechtelorpora- 
tion verbunden ift. — Vergleich mit der ländlichen Entwidfung . 

I. Innere Umbildung. — Stillftand der Berfaffungösbewegungen. — 
Zunftnieberlagen jeit dem 15. Jahrhundert. — Niederbeutfhe Raths⸗ 
ariftofratien. — Oberdeutfhe Oligarchien. — Der Rath ale Obrig- 
feit und die Bürger als Untertbanen. — Letztes Ringen nach ftäbdti« 
cher Bolkeherrichaft in der Reformationszett. — Spätere Entwidlung. 
— Die Stadt ald Privilegslorporation. — Recht auf „bürgerliche Nah⸗ 
rung.” — Privatrechtliche Behandlung des Bürgerreätl, — der po» 
litiſchen Abftufung, — der Aemter. 

II. Aeußere Angriffe gegen bie Stabtfreibeit. — "Ausnahmeftellung 
ber Reichöftädtee — Bernichtung jeber ftantlichen Bebeutung ber 
Landftädte. — Beifpiel aus Preußen. — Die Stadtgemeinde des preußi- 
ſchen Landrechts. — Juriſtiſche Theorien. — Einfluß bes franzöft- 
ihen Municipalſyftems. — Umſchwung feit der preuß. St. O. v. 1808 
Die Ortsgemeinde nach den Gemeindeordnungen des 19. 
Jahrhunderts. — Kein principieller Unterfchteb von Land⸗ und 
Stabtgemeinden mehr. — Hebereinftimmenbes Weſen trog der Man- 
nichfaltigkeit 
A. Grundanſchauung. — Sogenanntes vermittelndes Syftem. — 
In Wahrheit herrſcht noch die Auffaſſung der Gemeinde als Staats⸗ 
anftalt mit juriftifcher Perfönlichkeit im Sinne des obrigkeitlichen 
Syftems vor und nur mobdifictrend wirkt darauf bereits ftärker oder 
ſchwächer die Auffafiung der Gemeinde als eines aus fich lebenden 
genofienjchaftlihen Gemeinweſens. — Deshalb verfchtebene Natur der 
&emeinde 1. im öffentlichen, — 2. im privaten neh. — Folgen für 
Entftehung, Umgeftaltung und Aufhebung . . 

B. Zufammenfegung. — I Gemeindegebiet. — As Theil bes 
Staatögebiet. — As Korporationsfubftrat. — Als Gebiet eines 
Gemeinwefend? — II. Berband der Gemeindeangebörigen. — Als 
Abtheilung der Staatsbürger. — Als Eorporativer Verband. — Als 
Senoffenihaft? — Aufnahmezwang, Zutheilung und Gemeindemit- 
gliedfchaft unmittelbar aus dem Geſetz. — Bermifchung ber ſtaats⸗ 
bürgerlichen Sreizügigkeitsrechte mit dem Gemeindebürgerrecht. — Er- 
forderniffe und Wirkungen der Gemeindemitgliebfchaft. — Fremde. — 
Gemeindeangebörige: 1. Paffivbürger. — Bertretene Perfonen. — 
Schupbürger alter Art. — Gemeindeangehörige ohne Bürgerrecht 
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nach den neuen Geſetzen. — 2. Afttobürger. — Inhalt ihres Rechte. Bee 


— Borausfepungen: a. Das Syftem des lokalen Staatsbürgerrechts. 
— b. Das Syftem einer auf Geburt oder Aufnahme beruhenden 
Ortsbürgerfchaft. — c. Das Spftem ber Erundbefipergemeinde. — 
d. Kombination der beiden leptgebachten Formen. — e. Altivbürger- 
recht auf Grund von Beſitz oder Steuern. — Berbindung mit ber 
Ortsbürgerſchaft. — Prenhifches Syftem der Auflöfung ber Bürger- 
Schaft und ihres Erfapes durch eine Anzahl von Stimureqhten. — 
Princip dieſer Syften. ren ne 
C. Organiſation. — Weſen der Gemeindeorgane. — L. Die Ge⸗ 
meindeverfammlung. — II. Der Repräſentativausſchuß. — IIL Der 
Gemeindevorftand. — 1. Einzelvorfteher — a. mit Schöffen, — b. 
mit Gemeinderath; — 2. Kollegialvorftand — a. ohne beſondere Ge⸗ 
meindevertretung, — b. mit folder. — Doppelftellung des Borftandes 
als Staatsorgan und ale Gemeindeorgan. — IV. Die Abeigen Ge⸗ 
meindeäamir . 2: > 2 nen 0. 
D. Redtlide Bedeutung. — L „Seiöftverwaltung“. — Ge—⸗ 
meindeangelegenheiten. — Staatsaufficht oder Staatsbevormundung. — 
Mangelnder Rechtsſchutz. — IL Juriftiſche Perſönlichkeit. — Rechts⸗ 
fähigkeit. — Willens- und Handlungsfähigkeit. — II. Die allge⸗ 
meinen inneren Korporationsrechte. — IV. Gemeindehaushalt. — V. 
Sefpftbefteurungsrecht. — VL Autonomie. — VIL ®erichtöbarkeit. — 
VID. Politiſche Einheit. — IX Politifche und fittliche Allgemeinheit. 
— Drtöpoligei. — X. Wehrgenoſſenſchaft. — XI Schulmefen. — 
XII. Armenweſen. — XIIL Religiöfe und gefellige Bebentung . 

E. Ueberblid des bisherigen Zortfchritts, Aufgaben der Geſetzgebung 
und Ziele der Bewegung. — I Wefen. — II. Zufammenfeßung. — 
IH, Organifation. — IV. Rechtliche Bedentung ber Gemeinde . 
Gemeindeähnlihe Berbände für befondere Zwede. — Weſen 
und Entftehung. — I. Bezirksverbände ohne Rechtsfubjeltivität. — 
DO. Bezirkeverbände mit Korporationdredht. — 1. Kirchengemeinden. 
— 2. Schulgemeinden. — 3. Armengemeinden. — 4. Wegegemeinden. 
— 5. Haushaltsgemeinden. — 6. Zagdgenoflenfchaften. — 7. Deich 
genofienfchaften. — Wandlungen unter obrigleitlichem Syſtem. — 
Die neuen Deichordnungen — a. Eriftenzgrund. — b. Zufammen- 
fegung. — c. Organifation. — d. Rechtliche Bedeutung. —e. Sammt- 
beichverbände. — 8. Sielachten. — 9. Zwangsgenofjenfchaften für 
Bemäflerungd- nnd Entwäflerungsanlagen. — Borausfepgungen. — 
Bildung. — Mitzliedihaft. — Organifation. — Rechtliche Bedeutung. 
— Unterfchieb von freien Genoffenfchafter für gleiche Zwede . 
Gemeinden in und über der Drtsgcmeinde Bezirks, 
Sammmt-, Kreis und Provinzialgemeinden. A. Innere Glie- 
derung der Ortsgemeinde. — Wechſel darin. — Die modernen Be 
zirke. — Sie find feine Genoffenfchaften . . 

B. Gemeinden über ber Ortögemeinde — I. Entwidlung unter dem 
obrigkeitlichen Syſtem. — Bernichtung der Genoſſenſchaft in ben 
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Bezirlögemeinden ohne ftändifche Gliederung, — bei ftänbiichen Be- 
zirkskörpern. — II. Bewegung zur Wiederbelebung des genoflenfchaft- 
lien Gedankens in den weiteren Kommunen. — TIL Deſterreich. — 
IV. Preußen. — Kreis⸗ Bezirks⸗ und Provinzial-Ordn. v. 11. März 
1850. — Siftirung berfelben, Wiederherftellung der älteren Organi⸗ 
fationen und neuefte Verordnungen für die neuen Landestheile. — 
1. Kommunalverbände zwifchen Ortögemeinde und Kreis. — Sammtge⸗ 
meinden. — Ranbeögemeinden. — Bezirlörätbe — Weſtphäl. Amıts- 
gemeinden. — Rheinifche Bürgermeiftereien. — Hannov. Aemter. — 
2. Kreife. — Kreißftändifche Berbände ber alten Provinzen. — Neber- 
tragung. — 8. Kommunalftändifche Berbände. — Hannov. Land⸗ 
fchaften. — 4. Provinzen. — Die alten provinzialftändifchen Verbände. 
— Die nenen Organifationen. — V. In den übrigen beutfchen 
Staaten. — Sächſiſche Ständelörper. — Batrifche Diftriits- und 
Kreiögemeinden. — Württemb. Amtslörperfhaften — Sonftige 
Sammtgemeinden, — Bezirköräthe, — Amtögemeinden. — VL Ziele 
ber Entwidlung und rechtliche Ratur der Bezirkölommunen 


II. Die genofjenfchaftlichen Elemente des Staats. 


Die Landftändelorpora im obrigfeitlihen Staat. — A 
Principielle Veränderungen. — L Im Verhältniß zu den Gliedern. — 
Die Landſtandſchaft ald Privilegäquote. — Privatrechtliche Behanp- 
Iung. — Erälufivität. — Beränderte Berfafiung. — Ausihäfle — 
I. Sm Berhältnig zum Fürften. — 1. Berluft der genoffenfcdaft- 
lichen Gelbftändigfeit. — Einungsrecht. — Streit in Oftfriedland 
und Medlenburg. — Autonomie. — Seldftverfammlung. — Gelbft- 
hilfe — 2. Untergang ber ftaatlihen Bebeutung. — Steuerbewilli- 
gung. — Zuftimmung bei Geſetzen. — Theilnahme an ber Landes⸗ 
verwaltung. — Rechtöbebuftionen ber Publiciften. — Innere Recht. 
fertigungsgrände. — Böllige Verdrängung vom Staatsweſen, — 
z. DB. in Preußen. — Zormelle Kaflationen. — II. Im Verhältniß 
zum Lande. — Ein privilegiirtes Korpus, das nur ſich felbft vertritt, 
B. Unmöglichfeit einer Regeneration. — Einfluß ihres Borhandenfeins 
auf Entftehung und Geftaltung der repräfentativen Idee. — Ueber- 
gang zu dieſer. — Anfchauungen der Staatsrechtslehrer des vorigen 
Sahrhunderte . > 00 rn 
Das Berbältniß der modernen deutſchen Staatdibee zur 
Genoffenfhaftsidee. — I Hefte bed ftändifchen Principe. — 
Verbreitung des repräfentativen Principd. — Unterſchied der Bolls- 
vertretung von der Ständekörperſchaft. — Jene ift keine Genofſen⸗ 
ſchaft, noch auch Organ einer vom Staat verfchiedenen Volksgemeinde, 
fondern ein Tollegialiiches Staatdorgan für genau beftimmte Zunt- 
tionen. — Einheit ber Staatsperfönlichleit. — Unmittelbare und 
mittelbare Staatdorgane. — IL Shentität von Staat und Boll. — 
IV. Der Staat als Anftalt oder Berein. — Berföhnung ber genofien- 
ſchaftlichen Grundlage und der obrigkeitlichen Spige im hentigen Staat. 
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IL Die Genofienichaft im Reid. 
A. Umwandlung bes Reichs. — L Korporative Gliederung. — 
Schwinbende Bedeutung des Einungsweſens. — Ullianzverträge und 
Korpsrationen ftatt feiner. — Die Korporation der Reichsritter. — 
Ganerbichaften. — Reichsftändelörper. — Religiondlörper. — Reichs- 
treife. — IL Das Rei in feiner Gefammtheit ald Korporation. — 
Standſchaft. — Berfafiung. — Untergang ber ftnatficden Elemente. — 
Auflöfung. — B. Neugründungsverfuche unferes Jahrhunderts. — 
C. Böllerregtlihe Staatengenofienfhaften - - - » . 2 2... 
IV Die Genoffenfdhaft in der Kirche. 
A. Bierte Periode. — I. Anftalts⸗ oder Senofienfchaftsbegriff der 
Kirche ala folder: — 1. der katholiſchen; — 2. der evangeliſchen. — 
IL Berhältniß zum Staat. — 1. Die ewangelifche Kirche. — Theorien. — 
Praktiſch wirb fie Staatäanftalt. — 2. Anwendung auf bie katholiſche 
Kirche. — Die gebuldeten Religionsgenofienfchaften ald Privatgefel- 
fyaften. — IIL Bildrng nener Religiondgenofienfchaften. — Ein 
Mecht dazu giebt ed nicht. — Auch nicht nach den Toleranzediften. — 
Landeöherrlihes Znlaffungsreiht. — IV. Die getftlidden Genoſſen⸗ 
ſchaften. — 1. Refte in der proteftantifchen Kirche. — 2. Berfall in 
ber latholiſchen. — Regeneration durch Reubildungen. — Die Gefel- 
ſchaft Sefu ale höchſte Steigerung der katholiſch⸗romaniſchen Aſſo⸗ 
ciattondidee. — 3. Kampf bed Staatd gegen die geiftlidden Genoflen- 
ſchafteneee. 
B. Fünfte Periode. — I. die Kirche als ſolche. — Auffafſung der⸗ 
ſelben als Genoſſenſchaft. — Verfafſungsänderungen in dieſer Rid- 
tung. — IL Verhältniß zum Staat. — Die unabhängige Kirche im 
rein weltlichen Staat. — IIL Die Bildung neuer Religionsgeſell⸗ 
fchaften. — Bor 1848. — Anerkennung der religiöfen Aſſociationsfrei⸗ 
heit. — IV. Die geiftlicden Genofſenſchaften. — Schonung. — Reubildung. 
— uUnterſchieb von religiöfen Bereinen -. . . » 2 222000. 


C. Die freien Genofſenſchaften. 
I. Das Genofienfchaftäwelen für geiftige, fittliche und fociale Zwecke. 
Das Bereinswefen im obrigkeitlihen Staat. . . . . . 
L Umwandlung der mittelalterliden Genoffenfchaften. — Abſorption 
ihrer Bedeutung als geiftiger, fittlicder und focialer Allgemeinbeiten 
durch den Staat, während die ihnen verbleibende eigne Bedeutung 
einen privaten Charakter annimmt. — Aeußere Angriffe und iunerer 
Verfall. — Schidfale der einzelnen Gattungen der Brüderfchaften und 
Biden, — der Adelsafſociationen, — der Univerfitäten.. . . - . 
IL Reubilvung. — Die Beſchränkungen des Affociationsrechts. — Reichs- 
reiht. — Randespolizeigefege. — Im Einzelnen: 1. keine politifchen 
und religiäfen Bereine. — 2. Für geiftige Zwede. — Ueberwiegen ber 
Auftalten für den Unterriht. — Berfuche ftaatlidher Organifation des 
geiftigen Lebens überhaupt. — Freie Akademien, Gefellichaften und 
Drden. -- Staatsakademien. — 8. Für fittliche Zwede überwiegen 
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Anftalten und Stiftungen. — Gtaatdanftaltlihe Auffafiung ber 
letzteren. — 4. Sociale Genofjenverbänbe. — Entftehung und Bedeutung 
ber geheimen Gefellfchaften. — Der Sreimaurerbund. — Verſchwö⸗ 
rungen. — Gefepgebung bagegen . . ». 2 0 2 een. 
Das moberne freie Bereinsweien für politiſche, religiöfe, 
geiftige, fittliche und fsciale Zwede. — Bebeutung beleben in 
der Entwidiung ber Gegenwart. . . 
I. Dad Vereinsrecht. — Englifhe unb frangöfifehe Entwidlung. — 
Deutſche. — Die Zeit der Fremdherrſchaft. — Die Reſtaurations⸗ 
zeit. — Forderung ber Bereindfreiheit und Anfichten der Wiſſen⸗ 
haft. — Das Jahr 1848. — die PVerfaflungdurfunten. — Die 
Geſetze über die Ausübung. — Das geltende Vereinsrecht. — Das 
Verſammlungsrecht ala  Grunblage befeben. — Ausnahmebe⸗ 
ſchraͤnkungen .. 
IL Thatfächliche Ausbreitung bes Vereindweſens. — Verzweigung nach 
den Zwecken. — 1. Politiſche Vereine. — 2. Religiöſe. — 3. Biflen- 
ſchaftliche. — 4. Künſtleriſche. — 5. Für Handel, Gewerbe, Inbuftrie 
und Berfehr. — 6. Für Land- und Forftwirthichaft. — 7. Für kör⸗ 
perlihe Ausbildung. — 8. Sprachvereine. — 9. Schupvereine. — 
10. Bereine für Antereffenvertretung eines Standes, einer Berufl- 
Haffe, eines Geſchlechts. — 11. Für Eitte unb Sittlichkeit. — 
a. Vereine für Beförberung von Sitte und Sittlichkeit nach außen. — 
b. Gefellige und fittlidh-foctale Vereine. — 12. WohitHätigfeits- 
vereine . . 
II. Stellung ber modernen Bereinsorgantfation in "ber Geſchichte der 
Genoſſenſchaft. — Zuſammenhang mit der Gildeverfaſſung. — 
Zwiſchenftufen zwiſchen Verſammlungen und Vereinen. — Tendenz 
au Berallgemeinerung . . . . 
B. Berwendung vereinsähnlicher Drganifationen durch den Staat . 


IL Das freie Genoſſenſchaftsweſen für wirtbichaftliche Zwede. 
Die verfhiedenen Arten wirtbfhaftlider Organismen. 
A. Die vom Mittelalter Hinterlafiene Organifation. — I. Weberwiegen 
der Genofjenihaftsorganismen. — II. Allgemeinheit der Zwede. — 
Bermifchung ungleichartiger Principien 1. bezüglich der Grundlage, — 
2. bezügli der Zwede. — B. Beränderungen feit 16. Jahrh. — 
I. Staatswirtbfhaft und Individualwirthſchaft. — 1. Auflöfung ber 
mittelalterlichen Wirthichaftöorganismen. — 2. Unmittelbare und mit- 
telbare Staatsanftalten für Wirthichaftäzwede. — 3. Die felbftändige 
Aſſociation nur verftärkte Privatwirthſchaft. — Doc entfteben all- 
mälig: a. fapitaliftifhe Herrſchaftsverbände. — b. Kapitalgenofjen- 
fchaften. — 4. Endlich auch wirthichaftliche Perfonalgenofienichaften. — 
II. Sunere Fortbildung durch Sonderung der Gegenfäge bezüglich: 1. 
der Grundlage, — 2. ber Zwede. — C. Aufgabe bed Folgenden. . 
Die Shidfale ber alten Gewerbsgenoſſenſchaften. A. Das 
Zunftwefen. — L Innere Wandlung. — 1. Beränderte Grund» 
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anſchauung. — Zunftgeift. — 2. Zufammenfegung im Sinne eines 
Privilegätörperd. — Mitgliedſchaft als Privatrecht. — Gefellen- 
ftand. — 8. Zunftverfafiung. — 4. Rechtliche Bebentung. — Zurück⸗ 
treten der politifchen, fittfihen uub ſocialen Bedentung vor der öfo- 
nomiſchen. 
IL Obrigkeitliche Behandlung der Zänfte als Polizeianftalten mit 
jurtftifder Perfönfichleit. — 1. Rechtliches Weſen. — Entftehung 
und Aufhebung. — 2. Zufammenfepgung. — Einfluß der Obrigfeit 
auf Berfagung oder Gewährung ber Aufnahme — Freimeifter. — 
Ueberleitung zum Konceffionsſyftem. — 8. Organiſation. — Ber 
fammlung. — Borfteher uud Beamte. — Bormünder. — 4. Recht⸗ 
fihe Bedeutung. — a. Juriſtiſche Perfönlichleit. — Korporationd- 
rechte. — b. Untergang der Zunftantonomie. — c. Zunftgerichts- 
barkeit and Zwangsgewalt. — d. Die öfonomifhe Seite der 


Zunft. — Untergang der Amtöibee unb ber Genoflenfchaftäpoli- 


zei. — e. Sittliche und foctale Bedeutung. — 5. Berbote und Be 
ſchränkungen ber Sefellenverbindungen. -. - » » » : 0 2 0. 
B. Raufmännifhe Korporationen. — Allmälige Verwandlung 
in öffentlih amntorifirte Bereine für Wahrung des Handelsinte⸗ 
refſes. — Sefeplihe Regelung - - > - > 20 ern. 
Die genoffenfhaftlihden Organifationenbermodbernen Be- 
werbegefepe. — A. &ewerbefreiheit und Gewerbeordnungen. — 
I. Inuungöwefen. — 1. Die alten Gewerbötörperfchaften. — a. Auf- 
bebung. — b. Wahl zwiſchen Auflöfung und Fortbeftand als freie 
Genoffenfchaften. — c. Fefthalten als öffentliche Berbände. — 2. Neu- 
bildung. — a. Geſetze, welche Alles ber freien Afſociation über⸗ 
lafſen. — b. Mobifilationen bezüglih der Korporationsrechte. — 
e. Mopifitationen bezüglich der bei gewifier Beichaffenbeit ber Zwecke 
verlangten befonderen Puolicität. — d. Mobifilationen durch öffent- 
(ide Autorifation befonderer „gewerblicher Genoſſenſchaften? ohne 
gewerbliche Vorrechte. — e. Gemeinbeähnlihe Zwangsgenoffen- 
fhaften. — f. Preußifhes Syftem öffentlih autorifirter und ab» 
hängiger Innungen mit gewerblichen Vorrechten. — IL Unterftügungs- 
vereine. — Zwangskafſen. — III. &ewerbe- und Handelölammern. — 
B. Aufgaben ber Geſetzgebung. — Vorſchläge des Entwurfd einer 
Gm. D. f. den norbbeutfhen Bund . . » - 2 2 2 2 ne. 
Die Entftehung und Bolleudung ber Bermögendgenoffen- 
haft. — Eine Entwidlung, die im Aktienverein ausläufl. — L 
Bermögensgenoffenfchaft in den Landgemeinden? — IL Bei ber Ge⸗ 
fammthand? — Mitrhebereit — Körperichaften aus Gemeinihaftt — 
IIL Mühlengenofienfchaften? — Insbeſondere die Kölner Mühlenerben. 


-IV. Die Gewerkichaften des Bergrechts. — Entwidlung und Geftaltung 


in der Zeit des obrigkeitlichen Bergbau's. — Sachenrechtliche 
Struktur, aber die Torporative Berfaffung fließt nicht aus ihr, 
fondern ruht im Organismus ber Bergbehörden. — Gewerkſchaft 
des preuß. Landr. — Rechtliches Weſen ber älteren Gewerkſchaft. — 
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Geht 
Umgeftaltung durch bie neueften Berggeſetze nach bem Vorbild be# j 


Altienvereind. — Die Gewerkſchaft ald burhaebiſdete Vermeg eno 
genoffenihaft . . . 
V. Die Genofi enſchaften bes Salinenreöts. — A⸗ltere Organijation. — 
Thalgemeinweſen. — Bermögendgemeinihaften der Salzbelehnten, 
Bruderſchaften der Salzarbeiter, Genofſenſchaften der Pfänner. — 
Entwicklung und Charakter der Pfännerſchaft . . 
VL Die Handelögefellfchaften. — Die offene und Rommanbitgefetfepaft 
find weber Genoffenfchaften, noch unperfönliche Bermögensvereine. — 

Inöbefondere: 1. Die offene Geſellſchaft. — a, Als kollektiv ver- 
bundene Vielheit. — b. Ald Bertragdobligation. — 2. Die Kom- 


manditgefelfchaft. — Geſchichte. — Auch fie iſt a. keine Genoſſen⸗ 


ſchaft. — b. Ein obligatorifches Verhältniß. — 3. Aktienkomman⸗ 
ditgefellichaft. — Geſchichte — Ween . . . 
VO. Der Altieuverein. — Princip feiner Entwidlung . . 
A. Geſchichte des Aktienvereind und feines Rechte. — 1. Italieniſche 
montes. — Banken. — Andere Kapitalvereine. — 2. Die Welt⸗ 
bandeldfompagnien. — Holland. — England. — 8. Vervielfältigung 
der Altienvereine in England. — Gefepgebung ſeit 1720. — Das 
neuefte engliihe Net. — 4. Die kontinentale und befonberd die 
franzöfifche Entwicklung. — Vollendung ber lapitaliftifhen Natur, Be 
fiegelung der Abhängigkeit vom Staat. — Der Code. — Die nenefte 
franzöftfche Gefepgebung v. 1863 und 1867. — 5. Entwidlung in 
Deutſchland. — Staatsanftaltlicher Charakter der älteren Altienge- 
jelichaften. — Weſen des landesherrlichen Oftrois. — Thatſaͤchlicher 
Uebergang ber Snitiative und Geftaltgebung auf die ſich vereinigenden 
Kapitaliften. — Aktiengefellfhaftögefege einzelner Staaten. — Das 
deutfche Handelsgeſetzbuch. — Unterfchied der ftaatlihen Genehmigung 
vom Oftroi . . 
B, Der Atienverein bes neueften beutſchen Rechts ala Bermögensgenoffen- 
ſchaft. — Hiftorifche Stellung unb Berechtigung der Theorien. — 
Die älteren Zuriften. — Die modernen Theorien der societas, — 
ber universitas, — ber mobdificirten societas, — der mobificirten 
juriftifhen Perfon, — ber Genoſſenſchaft. — Die entgegengefepten 
fapitaliftifchen Theorien ber mobificirten communio oder Geſammt⸗ 
band, — des Zwedvermögens, — der Stiftung . . 
Die Entwillung bed Altienvereind im Rechtsleben. — "Statut und 
Geſetz. — Altienprincip außerhalb des Aktien vereius. — Miſch⸗ 
formen. — Kombination mit Perſonalvereinen, — mit Anſtalten. 
Der reine Aktienverein: 1. als Verm öõgene verbindung. — a. Durch 
ein Vermoͤgen als Ganzes a. bedingt; — 4. beftimmt. — b. Eben⸗ 
jo die Mitgliedſchaft durch eine Vermögensquote a. bedingt; — 4. 
beftimmt. — 2. Ad Genoffenfhaft. — a. Eriftenz- Grundlage ift 
ein Gefanmtwille. — b. die Zufammenfegung iſt Perſonenverbindung, 
fo daß die Mitgliedfchaft im Verhältniß zum Verein weber a. freied 
Privatrecht, — noch 4. reined Vermögensrecht ifl. — c. Perfonale 
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Organiſation. — Verfaffung. — d. Rechtliche Bedentung als Ge Bee 


nofienfhaftsperfönlichleit . - . > 2 2 2 Er nn. 1014 
C. Zhatfächliche Bedeutung des Ultienvereind für das wirthſchaftliche 
Gefammtlcben - © > > 2 0 0 0 re rl. 1038 


Die Perfonalgenoffenihaft für wirthſchaftliche Zmede — 
A. Uter und Entwicklung. — IL Ungefähre Bezeichnung ihres redit- 
lichen Weſens. — 1. Als Genoflenfchaft. — 2. Als Perjonalverein. — 
Hineinziehung des Kapitals in den Genoffenfchaftdorgauistuns. — 
3. Bereingelung und Präcifirung der Zwede. — Beltiumung bes 
Gtüdes Perfönlichkeit, Dad der Einzelne aufgiebt. — 4. Hauptarten. 1080 
IL Thatfächliche Bedentung. — Im Allgemeinen. — Für die arbeitenden 
Klafſen insbeſondere. — Gefahren der modernen Wirtbichaftsentwid- 
fung — Die Bedrohung der Perfönlichkeit burd das Kapital. — 
Abhilfe Durch die wirtbichaftliche Afſociation. — Verſchiedene Ridh- 
tungen. — Theorien und Verſuche ber Organtfation von oben und 
außen. — Die freie Affocdation. — Staatöhilfe und Privatbilfe 
neben der Selbfthilfe. — Die auf Selbfthilfe ruhende Wirthfchafts 
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I. Bas der Menſch ift, verdankt er der Vereinigung von Menſch unb 
Menſch. Die Möglichkeit, Affociationen herporzubringen, die nit nur die 
Kraft der gleichzeitig Lebenden erhöhen, jondern vor Allem durch ihren die Per- 
jönlidhleit des Einzelnen überdauernden Beftand die vergangenen Geſchlechter 
mit den kommenden verbinden, gab und bie Möglichkeit der Entwicklung 
ber Geſchichte. 

Wie fi) der Fortichritt der Weltgefhichte unwandelbar vollzieht, fo erhebt 
fi in ununterbrodyen anffteigender Wölbung der erhabene Bau jener organifchen 
Berbände, welde in immer größeren und umfaffenberen Kreiſen den Zufanmen- 
bang alles menfchlichen Seins, die Einheit in feiner bunten Mannichfaltigkeit, 
zar äußeren Erfcheinung und Wirkſamkeit bringen. Aus der höcften der das 
Einzelleben nicht überdauernden Verbindungen, der Ehe, wachen Familien, 
Geſchlechter, Stämme und Bölkerfchaften, Gemeinden, Stanten und Staaten- 
verbände in reichhaltiger Abftufung hervor, und für biefe Entwidlung läßt fich 
feine andere Grenze denten, ald wenn fidh in ferner Zukunft einmal die ganze 
Menſchheit zu einem einzigen organifirten Gemeinweſen zuſammenſchließen und 
der Thatſache, daß fie nur die Glieder Eines großen Ganzen umfaßt, einen 
Nätberren Ansbrud verleihen jollte. 

Aber diefe Entwicklung aus ber fcheinbar unüberwindlichen Mannichfaltigkeit 
zar Einheit ftellt mur die Eine Seite des gefellfchaftlihen Fortſchritts dar. 
Alles Seifteslehen, alle menſchlichen Borzüge müßten erftarrend darin unter- 
gehen, wenn der Ginheitögebanfe allein und ausſchließlich triumphirte. Mit 
gleicher Gewalt nnd gleicher Nothwendigkeit bricht fich der entgegengeſetzte Gedanke 
Bahn, der Gedanke der in jeder zufanımenfaflendes Einheit fortbeftehenben 
Bielheit, der in der Allgemeinheit fortlebenden Befonderbeit, — der Gedanke 
des Rechts und ber Selbftänbigfeit aller in der höheren Einheit zujammen- 
firömenden geringeren Ginheiten bis berab zum einzelnen Individuum, — ber 
Gedanke der Freiheit. 

1 


2 Einleitung. 


Der Kampf diefer beiden großen Principien beftimmt eine ber mädhtigften 
Bewegungen in ber Geſchichte. Ihre Verföhnung in einer der Zeit, Nationalität, 
Bildung und allen anderen Tonkreten Verhältnifien angemeflenen Form ift das 
Glũck, einfeitiges Vorherrſchen bes einen oder bes anderen, ungleiche oder unpaffenbe 
Theilung ihrer Gebiete das Unglüd der Voͤller. Und gleich wie bisher noch 
alle jene glänzenden Weltreiche zufammengeftürzt find, welde über die Einheit 
ber Freiheit vergaßen, fo bat auch kein Bolt den Stürmen der Geſchichte zu 
trogen vermocht, das die Selbftänbigkeit der &lieder nicht zu Gunften eines 
höheren Ganzen zu beichränken verſtand. 

Saft zu allen Zeiten und in allen Landen fehen wir einen Zuftand, ber 
weit entfernt ift von ber ſchoͤnen Harmonie, — nicht von dem feinem Begriff 
nach unerreihbaren Ideal, ſondern felbft von dem, was möglih und erreichbar 
wäre. Sehr begreiflih! Denn nit in friebliden, ftetigem Gange erfüllt 
die Menichheit ihre Beſtimmung! Wie alles Leben, fo ift alle Geſchichte ein 
Kampf, und der Kampf führt iu feinem nächften Erfolge felten zur Harmonie⸗ 
häufiger zur Unterbrüdung des Befiegten umb zur Tyrannei bes Sieger. So 
ift es nicht blos bei dem Kampfe der Individuen und Völker, jo ift es auch 
bei dem Kampfe der Ideen. Tritt ein Gedanke in die Arena ber Geſchichte, 
fo wächft er in jugendlicher Kraft; alle Anfeindungen feiten® der alternden, bis 
babin weltberrichenden Gedanken, die ihren Todfeind ſchon im Kinde ahnen, 
kraͤftigen ihn nur und üben ihn im Streit; er behnt fi ans umb greift ge- 
waltfam über in das fremde Gebiet; e8 kemmt zum offenen Brady, Siege unb 
Niederlagen wechſeln; endlich aber erringt der Gedanke, dem die Zukunft gehört, 
den entſcheidenden Sieg: und nun herrſcht er mit oft unerbittlidher Tyranmei 
über die Gefellichaft, bie ihm einft nengeborene Ideen, vielleicht die Kinder 
derfelben Ideen, die er einftmals befiegte, ein ähnliches Schickſal bereiten. So 
tritt auch, meift eine neu fi bildende, dem Umfange ober bem Subalte nach 
ansgedehntere Einheit in fcharfen Gegenfag gegen bie ihr untergeorbneten Gin- 
beiten und ſucht Geftaltungen, bie weifer wäre nur zu beichränten, völlig zw 
unterbrüdlen; fo verfagt umgelehrt bie nen errungene Freiheit Bäufig der UAllge⸗ 
meinheit auch das, was fie nothwendig opfern muß, wenn fie nicht zum Inbi- 
vidnalismus führen will. Wirb dann nicht eine annähernde Ausgleichung ge 
troffen, fo geht leicht über einer neuen Einheit eine längft befefiene Freiheit 
unter, oder eine neue Freiheit loͤſt eine alibegrünbete Einheit auf, bis allmälig, 
wenn überall noch Entwidiungsfähigkeit vorhanden ift, das a aiebergewrfene 
Princip ſich mit neuem Gehalte füllt und neuer Kampf entbrennt 

Aber je vorgeichrittener die Zeit ift, befto mehr tritt ein neuer daktor 
hinzu, der die Ansficht auf endliche Erreichung der erſehnten Harmonie vermehrt: 
die wachjende Intelligenz, das Bewußtfein ber Böller. Später ald der einzelne 
Menſch erwachen Nationen zum Gelbftbewußtfein. Aber wem es geſchehen, 
wird mehr und mehr, was früher aus nnbeftimmtem Drange bervorgieng, bie 
Solge einfichtevoller That, und die Bewegungen finden Maß und Ziel an ber 
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genaueren Kenntniß ber entgegeuftehenden Elemente, an ber dadurch nothwendig 
gefteigerten Duldung und an dem wachſenden Gemeinfinn. 

Bon allen Voͤlkern, deren die Geſchichte Erwähnung tbut, bat Feines bie 
geiepilberten Gegenjähe jo tief und gewaltig gefaßt, ift feines feiner innerſten 
Natur nach geeigneter zur Berwirklihung beider Gedanken und deshalb zu ihrer 
ſchlichlichen Verſoͤhnung, als das germaniſche. Faſt fcheint es, als ob biefes 
Bolt allein berufen wäre, Staaten zu ſchaffen, bie zugleich einig und frei find, 
als hätten die romanifchen Völker nur in foweit daran Theil, foweit fie mit 
dem Bruchtheil des in. ihnen fließenden germaniichen Blutes auch einen Bruch⸗ 
theil germaniſcher Eigenthämlichkeiten überlommen ober die vom germanifchen 
Geiſte geihaffenen Iuftitutionen entlehnt haben. 

Keinem anderen Volke in dem Zuge nach Univerfalität und in der Fähigkeit 
zu ſtaatlicher Organifation nachſtehend, die meiften an Liebe der freiheit über- 
treffend, haben die Germanen Eine Gabe vor allen Völkern voraus, durch 
welche fie ber Sreiheitäidee einen befonderen Gehalt und der Einheitsidee eine 
feftere Grundlage verliehen haben, — die Gabe der Genoffenfchaftsbildung. 
Bol kannten auch die Völker des Altertbums, wol kennen auch außergermanifche 
Bölker von heute zwiſchen der hoͤchſften Allgemeinheit und dem Individunum 
mannichfach abgeftufte natürliche und gewillkürte Verbände. Aber auch nicht 
entfernt vergleichbar find ihre Liebe am Torporativen Leben, ihr Familien⸗, 
Genreinde- und Stammesfinn, ihre Fähigkeit und ihre Luft zu freier Affociation 
mit jenem unerjchöpflichen germaniſchen Aflociationsgeift, der allen engeren 
Gliederungen des Staates ein eigenes, jelbftändiges Leben zu wahren verfteht 
und doch noch Kraft genug übrig behält, um für bie allgemeiuften, wie für bie 
vereinzeltften Zwecke menjchlichen Dafeins aus den noch ungehundenen Glementen 
ber Bolföfraft Iebensnolle, nicht von oben belebte, jondern von innen heraus 
thätige Genofeufchaften in unüberfehbarer Reihhaltigkeit zu erſchaffen. 

Diege engeren Gemeinweien und Genoſſenſchaften, welche ber Allgemeinheit 
gegenüber ale Beſonderheiten ericheinen, ihren Gliedern gegenüber aber jelber 
Allgemeinbeiten find, bieten allein die Möglichkeit, eine große und umfafiende 
Staatseinheit mit einer thätigen bürgerlichen Freiheit, mit ber Selbftverwaltung 
zu vereinen. Ihr Mangel ift der Hauptgrund, welder jo viele romaniſche 
Bölker an bürgerlicher Freiheit verhindert, ihr Vorhandenſein die ficherfte Gewähr 
der englifhen unb amerilanifchen Freiheit. Unſer deutiches Bolt, ob es gleich, 
ober vielleicht weil es jene germaniſchen Grundanſchauungen, welche zur Uni- 
verfalität wie zur individuellen Freiheit Drängen, beide aber durch den Genofjen- 
fhaftefiun verjöhnen, tiefer noch als jeine Schwefternationen ausbildete, bat 
länger und ſchwerer umter den Gegenfäten gelitten als jene. Bor Kurzem 
noch konnte man jagen, daß, wo es ber Einheit bedurfte, die Selbſtändigkeit 
der Glieder einen traurigen Triumph feierte, während in den Einzelitanten vor 
einer übeririehenen Staatteinheit die Freiheit ber Gemeinden und Genoffen- 
Ichaften zu Tümmerlibem Schein berabgefunten war. ber ber gewaltige 
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Fortſchritt unſerer Tage zeigt ed, daß ſich das deutſche Volk in beiden Richtungen 
feiner Ziele klar bewußt iſt, und läßt uns hoffen, daß bie ſpäteſte unter den 
europätichen Geſammtorganiſationen die volllommenfte fein werde. Und jeme 
Kraft, welde die Germanen vom Begimm der Geſchichte an auszeichnete, und 
aus allen verhäugnifwollen Wechſeln fiegreich wieber hervorgieng, bie ſchoͤpferiſche 
Affociationsfraft, lebt und wirft mehr als in irgend einem Boll im beulichen 
Bolt von heute. 

U. Wenn fo: das Affociationsweien in feiner Geſammtheit von der größten 
Bedeutung für das gegenwärtige umb künftige beutiche Leben ift, fo lohnt es 
fiherlih der Mühe, auch einen verbältuigmäßig Leinen Theil feines Gebiets 
einer eingehenderen Forſchung zu unterwerfen. Diele foll in ben folgenden 
Unterfuhungen dem Recht der dentſchen Genoſſenſchaft zu Theil werben. 
Das Gebiet, welches damit der Betrachtung anheimfällt, ſcheidet fidh gegen das 
Gebiet der Affoctation überhaupt ungefähr durch folgende Grenzen ab. 

1) Das Recht der deutſchen Genoffenfhaft, alfo nur ihre juriſtiſche 
Seite, foll erörtert werben. Gerade im Recht ift die deutiche Affociation mehr 
als auf irgend einem anderen Gebiet von fremden Einflüffen gefährdet worben 
und noch heute ringt gerade bier die germanifche Rechtsidee in bartnädigem 
Kampf um bie Wiedereroberung mandher ihr entriffenen Pofitionen. Wird boch 
noch heute von der Mehrzahl ber Iuriften dem nationalen Recht jebe eigen- 
thümliche Auffaffung der zu felbftändiger Einheit entwidelten Verbände ab- 
gefprochen, wirb doch noch heute von Theorie und Praris das deutſche Genofien- 
ſchaftsweſen in die Zwangsjade ber roͤmiſchen — wolverftanden, nicht ber 
altrömifchen, fondern der im byzantinifchen Kaiferreih zum Schattenbilb aller 
Gelbftändigfeit herabgewürbigten Korporation — geitedtt. Ein bedeutender Anfang 
ift freilich von Seiten berporragender Germaniften gemacht, um das deutſche 
Genoſſenſchaftsrecht aus ſich felber zu refonftruiren. Allein es fehlt noch am 
einer umfaflenderen Unterjuchung, welche auf ber einen Seite dem Rechts⸗ 
gedanken ber deutſchen Genoffenichaft und. feinen Wandlungen durch die ganze 
Geſchichte hindurch nachgienge, auf der anderen Seite ihm gleichmäßig auf die 
beiden von ihm. gleich ſehr ergriffenen unb geftalteten Gebiete, das oͤffentliche 
Recht wie bad Privatrecht, folgte, — Neben ber rechtlichen Seite ber 
Genoffenfhaft kann deren kulturhiſtoriſche, wirthſchaftliche, ſociale und ethiſche 
Seite freilich nicht übergangen werben, fie wird indeß immer nur fo weit 
berüdfichtigt, als dies entweber erforderlich ift zum Verſtändniß ber Rechts. 
bildung, ober als der umlögliche Zufammenbang nachzuweiſen tft, der zwifchen 
dem Rechtsleben und den gefammten Kulturleben befteht. 

2) Das Recht der deutſchen Genoſſenſchaft ſchließt an fih ſowol bie 
verwandten Mechtöbilbungen auf anberbeutjchem Boden, als die in Deutichland 
felbft ans fremder Wurzel hervorgegangenen Verbände, beſonders die Kirche mit 
ihrem reichen Korporationswefen, oder bloße Nachbildungen römifcher Inſtitute 
aus. ine vergleichende Heranziehung ähnlicher Rechtsbildungen bei biute- 
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verwandten Rationen wird indeß bisweilen nüblih, — 
des Ginfluffes fremder, beſonders kanoniſcher und römifcher Shen auf 
ftaltung der beutichen Genofjenihaft umerläglich fein, um den Hanptzweck ber 
Arbeit zu erreichen: die Revinbilation bes dem dentſchen Geift gerade auf biefem 
Gebiet und gerade von der Iurisprudenz verfümmerten Eigentums an einem 
felbftändigen Gedankenſyftem und. damit die Aufzeigung einer der weſentlichften 
Grundlagen deutfcher Rechte unb Staatsbilbung, beutfcher Freiheit und deutfcher 
Selbfiverwaltung 


3) Das Recht ber deutichen Geuoſſenſchaft, nicht das Medht ber 
beutichen Aflociation überhaupt, fol zur Behandlung kommen. Unter „Benoffen- 
fhaft” im engften und technifchen Stimme wird, wie dies auch von Bejeler, ber 
diefen Ausbrud zuerft wieder als terminus technicus in Aufnahme gebracht 
hat, geſchieht, jebe anf freier Bereinigung berußenbe beutfehreihtfiche — 
das heißt ein Verein mit felbftändiger Rechtsperſoönlichkeit, verftanden. Im 
einem weiteren Sinne gehören die Gemeinden und ber Staat felber unter 
diefen Begriff ber Genoſſenſchaft: allein fie find zugleih mehr und fallen daher 
mit einem Theil ihres Weſens anfer das Thema. Gerade in Deutihland aber 
find Staat und Gemeinde zum Theil aus einer Potenzirung der Genoſſen ⸗ 
ſchaftsidee, zum amberen Theil freilich ans einer Potenzirung ihres Gegenſaches 
bervorgegangen; fie haben ſodann in einem nad) der Zeitrihtung fehr verfchie- 
denen Grade in ſich genoſſenſchaftliche Elemente bewahrt und fortgebildet, deren 
faft völlige Ertödtung 3. DB. gerade die Geſchichte der legten Sahrhunderte, — deren 
Wiedererwachen die Wandlungen unjerer Zeit charakterifirt. So fallen daher 
Staat und Gemeinde in doppelter Beziehung, binfichtlich ihrer Genefis fowol, 
als Hinfichtlich ihrer inneren Struktur, in den Kreis der Darftellung. Gaͤnzlich 
Dagegen fcheiben umgefehrt Diejenigen Vereine ober Rechtsgemeinſchaften ans, 
welche es nicht zu einer felbftändigen Vereinsperſönlichkeit über den Gliedern 
bringen; nur wird eben feftzuftellen fein, wo dies ber Fall. 

4) Das Recht der deutſchen Genpfinfhaft, nicht der einzelnen Genofſen⸗ 
ſchaften, foll behandelt werben. Wie in allen Zweigen der Gefchichte, fo ift 
auch in ber Rechts- und Berfaffungsgefchichte das wahrhaft Bleibende und 
Weſentliche die fich entfaltende Idee, während das Thatfächliche und Stoffliche 
nur die Symptome und die Erkenntnißquellen derfelben bietet. Den eigentlichen 
Gegenftand der Unterfuchung wird daher die Entwicklung und die heutige Ge⸗ 
ftaltung der Rechtöidee der deutſchen Genoſſenſchaft bilden; jo viel wie möglich 
aber foll dieſe Idee auch in ihren Verzweigungen verfolgt, es joll dns Allgemeine 
überall im Bejonderen aufgejucht werben. 

IL Das Recht der deutſchen Genoſſenſchaft innerhalb der fo bezeichneten 
Grenzen nun aber joll vollftändig, nnd daher ebenfo als ein werdendes wie 
ald gewordenes behandelt werden. “Der gegenwärtige Rechtözuftand kann nur 
ans einer umfaflenden hiftorifchen Darlegung volllommen begriffen und nm- 
gekehrt die Geſchichte der deutſchen Genofienfchaft nur, wenn bie heutige Bewegung 
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als ihr leßtes uns bekanntes Glied betrachtet wirb, annähernd verftanden werben. 
Aus Zweckmaͤßigleitsgründen indeß ift der gefammte Stoff nicht einfach im 
„Geſchichte“ und „geltendes Recht" zerlegt, fondern eine etwas andere Theilung 
nad Hiftorifcher und juriftiicher Behandlungsmethode gewählt. Zu diefem 
Behufe wird der erfte Theil über „bie Rechtsgeſchichte ber deutſchen 
Genoſſenſchaft“, der zweite über „bie rechtliche Natur der dentſchen 
Genoſſenſchaft“ handeln. Im erften Theil überwiegt die Darftellung, im 
zweiten die Unterfuhung. Im erften erſcheint ber gegenwärtige Zuſtand als 
letzte Phafe einer großen hiſtoriſchen Entwicklung, im zweiten bie hiſtoriſche 
Entwicklung als Bildungsftätte ber heute geltenden Rechtsbegriffe. Im erften 
Theil werden bie Detailfragen ber juriftiihen Konſtruktion Teiner näheren 
Erörterung unterworfen, ed wird vielmehr, fo weit ihre Heranziehung unerläßlich, 
auf die Nefultate bes zweiten Theils verwielen, damit fich fo ein durch keine 
weitichichtigen Debuktionen unterbrochenes Gefammtbilb der beutichen Genofien- 
ſchaftsbewegung ergiebt. Im zweiten Theil wird umgelehrt, damit die juriftiſche 
Deduktion vom Thatfächliden und Stofflichen wicht erbrüdt werde, die im 
erften gewonnene Grundlage vorausgeſetzt. Jeder Theil wird fo ein gewifſes 
felbftändiges Ganze, das ben andern nur zur Ergänzung, in ähnlicher Weiſe, 
wie etwa eine fremde Unterfuchung, braucht. Diefe Bortheile überwiegen bie 
bamit verbundenen Nachtheile, die in mancherlei unausbleiblichen Wiederholungen 
und einer gewiflen Loͤſung ber juriftiichen Kernfrage von dem äußeren Apparat 
beſtehen. Der erfte Theil icheibet nach Äußeren, der zweite nad) inneren Mo- 
menten. Der erfte geht von dem allgemeinen Zeitbilbe aus und verfucht barin, 
nach Perioden georbnet, das äußere und innere Schickſal des Genoſſenſchafts⸗ 
weiens in Recht und Staat quellenmäßig barzuftellen. Der zweite Theil geht 
bon einer einzigen Karbinalfrage aus und fpitt ſich in ihr wiederum zu: der 
Frage nah der Denkform für die in einer verbundenen Vielheit vorhandene . 
jelbftändige Mechtseinheit, oder mit andern Worten nad dem Weſen ber 
idenlen Rechtöperjönlichteit eines Verbandes (ſtaatsrechtliche Perfönlichkeit und 
juriftifche Perfon). Weil gerade das Borhandenfein einer ſolchen Perfönlichkeit 
den Berein zur „Körperichaft” macht und bie Körperichaft von anderen Vereinen 
"unterfcheibet, fo ift es der „Koͤrperſchaftsbegriff“, defien Unterfuhung hiernach 
dem zweiten Theil anheimfällt. Die allmälige Entwicklung dieſes Begriffs 
und feine Wandlungen nad) Zeiten und Inftituten wird der erfte Abfchnitt des 
zweiten Theils behandeln; er wird baher für das ältere Recht, welches das 
Bolt fich felber ſchuf, die Geftaltung des Körperfchaftsbegriffe im Rechte⸗ 
bewußtſein des beutfchen Volkes zu ermitteln, für die von ber Jurisprudenz 
beherrſchten Zeiten und Gebiete dagegen eine Dogmengeſchichte der Korporationd- 
Iehre zu geben haben. Im zweiten Abfchnitt werben fobann bie geltenden 
Theorien und bie geltenden Rechtsſyſteme zu vergleichen, nach ihrem juriftifchen 
Gehalt zu entwideln und endlich nach ihrer praktiſchen Brauchbarkeit zu prüfen 
fein. Es wird zugleich der Verſuch gemacht werden, ein anf nationaler Grund- 
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Inge ruhendes Syſtem au Stelle bes in Theorie und Praris noch immer 
herrſchenden Syftems zu fegen, welches das reiche deutiche Affociationsweien in 
Me Gormen und Begriffe zu zwängen fucht. 

bes Koͤrperſchaftsbegriffes wird natürlich überall fein 


Zum Berftändnik 
Berhältnig zu angrenzenden Redhtöbegriffen, vor Allem auf ber einen Seite 
zum Rechtögemeinichafte-Begriff in feinen verfchiebenen Aüancen, auf ber anberen 
Seite zum Staatöbegriff aufzuklären fein und babei fih mande Aufklärung 
auch über dieſe Begriffe ergeben. 

IV. Hier folgt zunädjft ber erfte Theil, welcher jomit ben boppelten 
Zwed bat, einmal eine jelbftändige Rechtögeichichte ber deutſchen Genoſſenſchaft 
unb ihres Ginfluffes auf die beutihe Staats- und Rechtsbildung überhaupt 
ald Grundlage der Selbftverwaliung, wenigitens den Umriffen nad, zu liefern, 

"zweitens das Fundament für die fpecielln Grörterungen bes zweiten Theile zu 
gewinnen. Es ift zubörberft eine Periobentheilung feftzuftellen und dann zu ber 
Nabtegeſchichte ter Genoſſenſchaft in den einzelnen Perioden überzugeben; 


Erſter Theil. 


Rechtsgeſchichte der dentſchen Genofienidait. 


8 1. Periobentbeilung. 


Die wirklihe Geſchichte ift ein ununterbrochen bahinrollender Strom, 
welcher feine Perioden Tennt. — Mehr als bei irgend einem Volke bat bei 
dem unferen die Mannichfaltigkeit des Nechtslebens lokale und zeitliche Ver⸗ 
ſchiedenheiten bedingt, oft eine völlig abweichende Entwidlung erzeugt, oft 
wenigftend Die Grenzen bes Alten und Neuen um Jahrhunderte verichoben. 
Neben den Produkten der die Zeit vornemlich beherrſchenden Idee haben mehr 
als irgendwo in Deutichland lange noch die Erzeugniffe Älterer Anfchauungen 
lebensträftig fortbeftanden, die Keime eines erft in der Zukunft zur Herrſchaft 
beftimmten Principe fich bereitö reich entfaltet. Dennoch bieten fi, wenn 
man bie gefammte beutfche Rechtsentwicklung binfichtlich der in ihr vorwaltenden 
Grundform menfchliher Verbindung überblidt, naturgemäß gewiffe Abfchnitte 
dar, weldye, vorbehaltlich der Willkürlichleit und Unvollkommenheit eines ſolchen 
für die hiſtoriſche Betrachtung nicht gut entbehrlihen und gleichwol Tünftlichen 
Hilfsmittels, die Hauptwendepunkte des deutſchen Genofſenſchaftsweſens bezeichnen. 
Es ergeben fi} fo Perioden, deren jede von einem ihr eigenthümlichen Ver⸗ 
faffungsprincip heberrfcht wurde und deshalb auch eine eigenthümliche Vereins⸗ 
form als die charakteriftiihe Vereinsform der Zeit in engeren und weiteren 
Kreifen bis aufwärts zum Staat vornemlich entwickelte. 

Solcher Perioden find fünf. 

I. Die erfte derſelben reicht von ber älteften hiſtoriſchen Kunde bis zur 
Kaiferfrönung Karls des Großen (800). So wenig bie Zuftände am Anfang 
und Ende diefes taufendjährigen Zeitraums mit einander gemein haben, fo läßt 
derfelbe fich Doch infofern zufammenfaflen, als in ibm das germanifche Rechts⸗ 
bewußtfein bei einer überwiegend patriardhalen Auffaffung aller menfchlichen 
BDerbindungen ftehen bleibt. Auch ift das Princip ber urfprünglihen Volks⸗ 
freiheit noch am Ende diefes Zeitraums wenigftens der Idee nad) die Grund- 
lage bes öffentlichen Lebens, während freilich das entgegengejebte Princip ber 
Herrſchaft und des Dienſtes bereits ausſchließlich zur Quelle ſchoͤpferiſcher 
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Neubildung geworden ift. Deshalb ift Diefe ganze Periode hindurch die Grund» 
form aller Affocietion die der patriarchalen Volksfreiheit entiprechende freie 
Genoſſenſchaft des alten Rechts, welde als ein anf natürlicher Zufanımen- 
gehörigkeit beruhenber perjönlicher Friedens⸗ und Rechtsverein alles Recht in die 
Geſammtheit verlegt. Aber von Anfang an fteht ihr Die entgenengefehte Form 
menfchlicher Gemeinfchaft, in weldyer Einer das Band für Alle ift, als berr- 
Ihaftliher Berband in patriardhaler, perfönlicher Geftaltung entgegen und 
drangt fie in unaufbaltiamer Entwicklung immer mehr zurüd. Mit dem 
Kampfe von Genoſſenſchaft und Herrſchaft kreuzt fi) der Kampf bes alten 
Principe der Perjönligleit und des neuen Princips der Dinglichkeit aller Ver⸗ 
bande, — die Genofienfchaften werden zu Dinglichen Gemeinden, die Herrſchafts⸗ 
verbände zu Grundherrſchaften, und ſchon am Ende dieſer Periode ift fo das 
patriarchale Berfaffungsprincip im Begriff, der patrimonialen Rechts⸗ und 
Staatsauffaffung zu weichen. 

D. Sn der zweiten Periode, bie bis 1200 reicht, bat die Herrichaft 
über die Genofienichaft, die Dinglichkeit über die Perſoͤnlichkeit definitiv gefiegt. 
Das patrimoniale und fendale Berfaffungsprincip beherricht das Leben 
der Nation. Ein gewaltiger Ban von Herren und Dienern thürmt fi in 
Kirche und Reich empor und knüpft an ben Himmel jelber an, jedes Herrichafts- 
unb jedes Dienftverhältnig aber ift dingli und deshalb patrimonial geworben. 
Nur in untergeorbneter Stellung und höchftens in ben von ber großen Bewe⸗ 
gung ber Zeit amsgefchloffenen Gegenden in höherer Bedentung erhält ſich bie 
alte freie Genofſenſchaft. Allein fo mächtig ijt im dentichen Geift der korpo⸗ 
rative Gedanke, daß er in bie Herrichaftsverbände ſelber einbringt und fie zuerft 
umformt, dann aufloͤft. So entfteht als eine neue, für dieſe zweite Periode 
harakteriftifche Vereinsform die abhängige oder herrſchaftliche Genofjen- 
ſchaft, welche neben und unter dem die uriprüngliche Einheit bes Verbandes 
repräfentirenden Herrn ein eigenes Gejammtrecht entwidelt. Schon aber erhebt 
fih am Ende des Zeitraums ein füngeres, mächtigeres Princip, welches enblich 
ben Lehnöftant in Trümmer ſchlägt. Cs ift Das Princip der freien Vereinigung 
(Einung), welches ftatt der alten, blos auf natürliche Grundlagen geftellten 
Genofſſenſchaften gewilltürte Genofſenſchaften erzeugt, in den Städten aber bie 
freie Willenseinigung mit der natürlichen Grundlage verbindet und fo gleich 
zeitig die ältefte Gemeinde und den älteftn Staat auf deutſchem Boden 
heworbringi. 

IN. In der dritten Periode, welche mit dem Mittelalter zugleich 
endet, iſt es das Princip der Einung, weldes, während Lehnsftaat und 
Hierarchie haltlos zufammenbrechen, von unten auf in gelorenen Genofjen- 
ichaften auf allen Gebieten die berrlichften Organifationen ſchafft. Genoſſen⸗ 
haften und genofienfchaftliche Gemeinweſen fchließen fih auf föberativem Wege 
zu immer höheren Kreifen zufammen, — fie bereiten die Smancipation ber Perjön- 
lichteit non Grund und Boden vor, ohne umgekehrt die gewonnene Selbitän- 
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digkeit der Sachenrechte aufzubeben, — fie führen zur Trennung öffentlicher und 
privater Rechte, — fie erzeugen den Begriff der idealen Gefammtperfönlichkeit als 
Staat, Gemeinde und Körperichaft, — und beinahe gelingt es ihnen, von unten 
auf durch freie Vereinbarung einen beutfchen Geſammtftaat zu erbauen. — Aber 
nur beinahe! Denn zur Vollendung feines Werkes trägt auch das Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen dieſer Periode die Kraft nicht in fi. Unfähig, die Schranken bei 
Ständeweiens, das es vielmehr nur fchtoffer geftaltet, zu durchbrechen, außer 
Stande vor Allem, den Bauernftand in die Bewegung bineinzuziehen, beginnt 
es Schließlich in den einmal feftgeftellien Formen zu erftarren und vermag fo 
einer neuen, auf die Nivellirung ber Stände, auf die Verfchmelzung von Stadt 
. und Lamb und auf eine größere und Boucentrirtere Staatseinheit hinarbeitenben 
Macht. nicht zu wiberftehen. Dies ift die Landeshoheit, welcher es gelingt, die 
Grundherrſchaft zum Xerritorialftant umzubilden und fidh felber zur alleinigen 
Trägerin der modernen Staatsibee zu erheben. 

IV. Sn der vierten Periode — bis 1806 — vollzieht fich der definitive 
Sieg der. Landeshoheit und bes von ihr. mit Hilfe bes aufgenommenen roͤmiſchen 
Rechts entwidelten Principe der Obrigfeit. Der obrigkeitlide Staatsgedanke 
und mit ibm der Polizei- und Benormunbungsftant entwidelt fi, das Ge⸗ 
nofſenſchaftsweſen jchlägt in ein privilegirtes Korporationsweien um, welches fi 
jelber auf eine lediglich privatredhtliche Bafis ftellt und damit bes Anfpruche 
auf fernere Theilnahme am öffentlichen Rechte begiebt. Diefen Korporationen 
gegenüber, welche ſich nicht mehr als Glieder der Allgemeinheit, jonbern als 
bevorrechtete Beionderheiten empfiriden, die ben Vorrechten entfprechenden Pflichten 
aber nicht übernehmen wollen, ift die einheitliche Staatsgewalt, welche fie beugt 
oder zerbricht, eine Notbwendigkeit. Freilich wird damit zunächft die alte Freiheit 
und Selbftverwaltung vernichte. Der Staat tritt außer und über das Boll, 
was Bffentlichrechtliche Bedentung haben will, kann nur als Staatsanftalt, als 
Staatstheil fortbeftehen, die abhängigen Privatrehts-Korporationen — 
die harakteriftiiche Vereinsform dieſer Zeit — vermögen ben erftorbenen öffentlichen 
Sinn nicht zu beleben. Der abfolute Staat und die abjolute Inbivibualität 
werden bie Deviſen der. Zeit. Allein mit der Auflöfung aller alten Verbände 
zerichlägt die Landeshoheit zugleich die Privilegien und die Ungleichheit bes 
öffentlichen Rechts und ftellt in dem Begriff der Unterthanen die &leichheit 
Aller vor dem Geſetz und endlich zum erften Mal in der Geſchichte die individuelle 
Sreiheit Aller ber. So wenig damit zunäch‘t eine bürgerliche Freiheit verbunden 
ift, fo ſchonungslos die alten politiichen Freiheitsrechte des deutſchen Mannes 
vernichtet werben: unerläßlich ift Diefer Mebergang, um ben Boden zu bereiten 
für die bürgerliche Freiheit Aller, weldye in unferem Jahrhundert an die Stelle 
der ſtaͤndiſchen Freiheit tritt. 

V. Bir ftehen erft am Beginn der fünften Periode, von welcher 
wir in ben Gedanken bes allgemeinen Staatsbürgerthums und bes repräfentatinen 
Staats die Verjöhnung uralter Gegenſätze erwarten. So kurz diefer Zeitraum 
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bißher ift, fchon vermögen wir zu jagen, daß in ihm das eigentlich bildnerifche 
Princip Die freie Affociation in ihrer modernen Geftaltung ift und fein 
wird. Durch fie - bat das deutiche Genoſſenſchaftsweſen, nad) langem tobes- 
äbnlien Schlummer zu kräftigerem Leben erwacht, feine Bollendung gefunden. 
Bon feiner ftändifchen Yeflel mehr gebunden, von Feiner Ausſchließlichkeit ein- 
geengt, unendlich geichmeidig ımb theilbar in der Form, gleich geeignet für die 
erhabenften und geringften, für bie umfafiendften und vereinzeltften Zwece, 
bereichert Durch manche Borzüge bes römifchen Rechtsbegriffs, aber längft ber 
engen römifchen Schablone fpottend, in weldye Theorie und Praris fie noch 
immer bineinzuzwängen bemüht find, — ift es die wiebergeborene uralte Genofſen⸗ 
fhaftsitee bes beutichen Rechtes, weldhe eine unüberjehbare Fülle neuer Gemein- 
ſchaftsformen hervorgebracht, die alten aber mit neuem Gehalt erfüllt hat. 
Theil bat fie an der Umwandlung ber beutichen Gemeinde und bes 

Staat, Die nur burd eine Zurädführung auf genofienfchaftlidhe Grundlagen 
und durch Wiederbelebung ihrer genofienfdhaftlichen Elemente ihre bisherigen 
Sortehritte vollzogen haben und ihre Pünftigen vollziehen werben. Ausſchließliche 
Schöpferin ift fie für ein alle Gebiete des Hffentlichen und privaten Lebens 
ergreifendes mb nengeftaltenbes freies Dereinsweien, das, fo Großes es fchon 
heworgebracht Hat, Größeres noch in näherer und fernerer Zukunft wirken wirb. 


Erſte Berisde. Bis 800. 
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Bei ihrem Eintritt in die Geſchichte hatten die Germanen ſchon längſt 
jene Uranfänge des Gemeinweiend überwunden, die wir noch heute bei wilden 
Stämmen beobachten. Die Samilienverbindungen, unzweifelhaft auch bei unferem 
Bolt in irgend einer Zeit die einzigen organifirten und ihres Zuſammenhangs 
bewußten Verbände, hatten ſich zu größeren Gemeinichaften erweitert, in deuen 
ein anderes Band als das der Blutöverwandtichaft die Einzelnen zufammenbielt. 

1) In allen dieſen Berbänden machten ſich bereits, was ihre perſoͤnliche 
Organifation angeht, die beiden großen Gegenſätze geltend, welche die gefammte 
bentiche Berfaffungsentwidlung zwiefpältig theilen: die Gegenfähe der Genoſſen⸗ 
ſchaft und der Herrfhaft. Beide Gegenfähe lagen vorgebildet ſchon in 
der Familie zu Tage. Denn die Familie fonderte filh von je in zwei Kreife, 
die häusliche Gemeinfhaft und den weiteren Familienkreis oder das 
Geſchlecht. Jene war herrihaftlich, dieſes genofſenſchaftlich organifirt. Aus 
der Erweiterung und Nachbildung beider Verbände waren einerſeits Herrſchaften 
und andererſeits Genoſſenſchaften höherer Ordnung erwachſen. Die häusliche 
Schutzherrſchaft war zum Klientelverband über Hoͤrige erweitert, hatte aber 
darüber hinaus eine wahrhaft öffentliche Bedeutung dadurch erlangt, daß fie in 
den Gefolgfchaften auch Edle und Freie ergriff. Gleichwol beruhte die eigentlich 
politifhe Organifation durchaus noch auf den Erweiterungen der Geſchlechter, auf 
den Genoffenfhaften ber freien Männer in den Voͤlkerſchaften und ihren Ab- 
theilungen. In diefen Verbänden ſetzte fich die Geſchlechtsverfaſſung fort. Sie 
waren aber Teineswegd etwa blos erweiterte oder gar künſtliche Geſchlechter. 
An Stelle des Gedankens der Blutöfreundichaft war vielmehr ter Gedanke der 
Stammes» und Bollsfreundichaft getreten und bildete als ein eigenthümliches 
perjönliches Rechtsverhältnig das Bindemittel der Vereine. Gatten aber Stammes- 
und Volksgemeinden nicht den Gedanken der Kamilienverbindung den Gefchlechtern 
entnommen, fo nahmen fie doch fo viel, als davon auch auf fie anwendbar 
war, mit hinüber. Das aber war der Gedanke einer perſönlichen Ge- 
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noffeufhaft.e So war alfo nunmehr bie Genofienichaft ein Gattungs⸗ 
begriff, unter ben die Gefchlechts-, Stammes- und Bollöverbände fielen. 

Das Weſen diefer altgermaniſchen Genofienfchaft wird im Laufe biefer 
Unterfuchungen Bar werben. Shre allgemeine Charakteriftit ftellt fi dahin, 
daß fie eine auf angeborener Zugehörigkeit beruhenbe perſoͤnliche Gemeinſchaft 
ift, die im fich einen beſonderen Frieden und ein befonderes Recht erzeugt. 
Die Mitgliedſchaft diefer Genoffenfchaft ift die Freiheit. Die Freiheit äußert 
ſich aber entweder nur paffiv in der Antheilnahme an Frieden und Recht und 
bem darin durch die Geſammtheit ober ein Mitglied gewährten Schuß, ober 
aktiv in der vollen Trägerſchaft des Geſammtfriedens und Geſammtrechts, in 
ihrer Mithandhabung nad innen und aufen. Jenes ift die Freiheit ber 
Schutzgenofſen, diefes die Freiheit der Vollgenoſſen. Bollgenofien find 
nur die zur Bollgenofienfchaft gekorenen und waffenfähigen Männer. Sie aber 
find — fofern fie Genofien find — einander volllommen gleih. Die Gefammt: 
beit dieſer Bollgenofien ift die Genoſſenſchaft. Sie daher ift Duelle, Inhaberin 
und Schüberin des genofienichaftlichen Friedens und Rechts; fie übt, wenn biefe 
gebrochen, Die Rache oder empfängt die Sühne; fie wehrt dem Bruch nach 
außen als Heer, uach innen ald Gericht; fie kürt den Genofien, dem fie 
von ihrer Gewalt oder ihrem Recht etwas anvertrauen will; fie jchüßt, wie die 
Perfon, jo den Beſitz jedes Genoffen. Friede, Recht und Vermögen, welche ber 
Genofſſenſchaft als rechtlicher Einheit zuftehen, gehören daher der Gefammtheit; 
als Einer der Geſammtheit hat jeder Genoffe gleiches Recht und gleiche Pflicht 
daran; aber feiner hat es für fi, nur die Berfammlung Aller, welche die in 
Ale zerftreute Einheit zur Erſcheinung bringt, kann darüber verfügen. Endlich 
ift die alte Genoſſenſchaft aber nit, wie man wol gemeint hat, ein bloßer 
Sriedens- und Rechtsverein, fondern fie ergreift den ganzen Menfchen, fie um- 
faßt mit gleiher Macht alle Seiten bed Lebens und begründet ‚zugleich eine 
religiöfe, gefellige, fittliche, wirthſchaftliche Verbindung. 

Genofſenſchaft und Herrſchaft kombiniren fih im Laufe der Zeiten; in 
der Genoffenfhaft tritt ein Herr an die Spite, in ber Herrichaft entwidelt ſich 
eine Genoffenfchaft der Dienenden. Aber zu einer inneren Berföhnung beider 
Prineipien kommt es nicht, ſondern wechſelnd tritt das eine oder andere fiegend 
in den Vordergrund. Die taufendjährige Periobe, welche wir zunächſt zu be- 
handeln Haben, enthält einen ununterbrochenen Fortſchritt der Herrichaft gegenüber 
der Genoffenfchaft, nur noch in untergeorbneten und engen Kreifen fteht dieſe 
am Ende biefer Zeit unberührt ba. 

Mit diefem Kampfe aber Treuzt ſich ein anderer Kampf, deſſen Refultate 
wicht minder einflußreich für die Seftaltung des deutſchen Aflociationsweiens find. 

2) Das ift der Kampf jener flingeren, aber nicht minder eingreifenden 
Gegenſaͤtze des perſoͤnlichen und bes dinglichen Rechts. Schon im 
Anfange ihres gefchichtlichen Auftretens hatten die germaniſchen Voͤlker die 
primitiven wirtbichaftlichen Zuflände überwunden, welche Viehzucht, Jagd und 
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Krieg zur einzigen Erwerböquelle machen. Sie waren Teine Nomaben mehr, 
fondern hatten Wohnfite gewonnen, die freilich Taum fchon „fefte” waren, aber 
in dem bereitö ziemlich ausgebilbeten Ackerbau doch die fichere Garantie hatten, 
entweder feft zu werden oder doch als Borfchnle für die Begrünbuug feiter 
Sige an anderen Orien zu dimen. Damit war neben ben einſt allein bebeu- 
tenden perjönlichen Zuſammenhang ein ganz neuer Faktor ber Bereinigung ger 
treten, das Berhältnig der Verbände und ihrer Glieder zu Grund und Boben. 
Anfänglih ũüberwog bie Bebeutung der Viehzucht und Sagb die bes Aderbanes: 
deshalb überwogen auch bie perfönlichen Elemente in der Berfaffung. Su 
bemjelben Grade, in weldhem das umgekehrte Verhältniß eintrat, neigte dagegen 
das Recht zur Berlegung feiner Grundlagen in das Grunbftüd ober Gebiet, 
welches e8 betraf, und wurde dinglich. So mußte es endlich dahin kommen, 
daß auch das nachbarliche Wohnen, die Agrargemeinichaft und die Grundbeſitz 
Vertheilung, welche Anfangs nur Folgen der perfönlichen Verbindungen geweien 
waren, zu deren Örunblagen wurden, fie bedingten und beftimmien. Indeß 
diefe Umwandlung war eine überaus langſame. Su den engeren Streifen ber 
Gemeinde beginnend, fette fie filh nur ſehr allmälig bis zu deu Spitzen des 
Volkes fort. Trotz ihrer taufenbjährigen Dauer ift dieſe ganze Periode noch 
eine Webergangszeit, in welder freilich, je nachdem wir an ihren Anfang oder 
an ihr Ende treten, in überaus verfchiebenem Grabe das perfönliche ober das 
räumlich-dinglide Moment vorherrſcht. Immer aber finb beide Gegenfäße nur 
äußerlich gemifcht, nicht innerlich verſchmolzen, — es ift nicht wie in unferer heutigen 
Gemeinde- und Staatöverfaffung die Verſoͤhnung bes perfönlichen und dinglichen 
Principe dur die Ortsgemeinde und ben Xerritorialftaat, fondern die Ver⸗ 
drängung bes einen Princips durch das andere Gegenftand ber Entwicklung. 

Unter Berüdfihhtigung diefer Gegenfäge wird es mm zunädhft unjere 
Aufgabe fein, erftens die Genofjenichaften und zweitend — foweit fie auf jene 
modificirend einwirkten — bie Gerrichaftsverbände zu betrachten, beide aber 
zuerft in ihrer rein perjönlichen Geftaltung und forann in ihrer Berbinglidhung 
in's Auge zu faffen. 


A. Die freie Genoflenfchaft des alten echte. 
I. Als perfönficher Verband. 


5 3. Die Geſchlechtsgenoſſenſchaft des Alteften Rechts. 

Die ältefte aller menſchlichen Verbindungen, die Familie, war es, welche 
der Nechtöibee ber beutichen Genoſſenſchaft in vorbiftorifcher Zeit das Daſein 
gegeben hatte. Aber der Genoſſenſchaft ftand. in berjelben Familie, älter und 
ehrwürbiger noch als fie, bereits der Herrſchaftsverband gegenüber. Die Familie 
im engeren Sinn, das Haus, die häusliche Gemeinfchaft, und die Familie 
im weiteren Sinn, bas Geſchlecht, die Sippe ober Magſchaft, waren bie 
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beiden burkhans verfchieben organifixten Kreife der Familie‘), weldhe gewiſſer⸗ 
mafen ala Drtsp aller Ynftgen Berefungtgegeiäge Seraflt werben 

1) Das dentſche Haus war, wie zu allen Zeiten und bei allen Bäl- 
tern, durchaus einheitlich geftalte. Der Hausherr allein ift Duelle, Inhaber 
und Schüber des im Verbande geltenden Friedens und Rechts, er repräfentirt 
ausſchließlich die Einheit bes Verbandes. Bermöge feines mundium?) vertritt 
und ſchũtzt er die Dausangehörigen nach außen, — iu Bolt, Heer, Geriht‘), — 
beberriiht er fie nach innen, joweit die der häuslichen Gemeiuſchaft entipringende 
Gewalt reiht"). Er ift der Herr, ihm dienen bie Andern®). Häusliche 
Gerichtsbarkeit”), hänsliches Priefteramt®), ein im Fall der Verſchuldung oder 


m) Sie werben häufig zum Nachtheil Harer Auffaffung vom Sprachgebrauch 
verwechielt. Beftimmt fchon fcheibet Tacitus die domus (Germ. c. 18. 15) ober 
familie (c. 32) von den propinqui (c. 19 und anberwärts). Weniger genan heißt 
es in c. 21, nachdem vorher die inimicitiae et amicitiae des pater ald bindend für 
die Oaudangehörigen, die bed propinguus als bindend für die Magen beutlich 
geſchieden find, allgemein: recipitque satisfactionem universa domus. 

®) Dies wirb bei der Ableitung ber ſtaatlichen Zuftände aus ben Familien 
verhältniffen gewöhnlich überfehen. Meift denkt man lediglich an Die hänsliche 
Gewalt. So entwirft z. B. Wackernagel, Zamilienrecht und Yamilienleben in 
Schreibers Tafchenb. f. Geſch. u. Alterth. in Sübdeutichland Bd. 5, 1846 lediglich 
eine Schilderung bed Haufes, ohne irgend ben Bereiu ber Sippe zu berüdfichtigen, 
— und erflärt dann das germauiiche Staatsprincip als Nachbildung biejer Fa⸗ 
milie. Offenbar Tönnte es zwar eine despotiſche Regierungsform, nicht aber die 
freie germanifche Berfaffungsform erflären, wenn Wackernagel S. 264 refü- 
mirt, „Daß in der germanifchen Familie nur Eiuer berechtigt war und bie Undern 
alle diefem untertfan, — daß ber Dann und Bater als Herr befahl, als Eigen- 
thämer verfügte”, — und dennoch fortfährt: „und damit war auch bei ben Ger⸗ 
manen die Familie das Vorbild der ganzen Staatseinrichtung.” — Denfelben 
Schler mat Bachr, Rechteftaat ©. 21. 23, indem er die ftaatliche Herrſchaft 

überall uur aus der des Familienvaters entftehen läßt. 

3) Die allgemeine Bebentung bes Diuudium beftreiten Waiß, Berfaffungsgeid. 
L ©. 55 uud Rive, Geſchichte der deut. Bormundichaft I. S. XI. 228. Über 
ohne zureichende Gräude. Bol. Grimm, R.U. S. 447. Kraut, Vormundſchaft. 
Balter, 8. G. 3 474. n. 4. Hillebrand, R. G. 8 49. Zöpfl, R. G. 8 33. 

9 Zopfl Le. 4 37.n 8. T. 8. 8 8. n. 6. 

9 Dethalb ſpricht man auch von einer potestas. 3. B. Luitprand. c. 101. 
Ludov. Pii leg. Lang. c. 29. 

Y BWadernagel L c. ©. 264. 2783. 311. Tac. Germ. c. 15. c. 25. 

?, Tac. Germ. c. 19. 3Zöpfl $ 80. n. 6. $ 32. Badernagel ©. 272. 
373. Gelbft über Leben und Tod. Noch im Ed. Rothar. c. 166 erfcheint nur 
bie Tödtung der uxor smmerens ald.Edulb und ber Schwur: occidi sed non 
immerentem befreit vou ber Auflage. — Heft der ®erichtöbarkeit: das Zuchtigungsredit. 

s, Tac. Germ. c. 10. 
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ber Noth felkft durch Veräußerung realifirkares Recht an der Perfon") find 
bei ihm und bei ihm allein. Und im privatredhtlicher Beziehung vereinigt er 
in feiner Hand das gefammte häusliche Vermögen als eine eiuheitlihe Maffe, 
an der ihm Befitz, Genuß, Verwaltung und alle eigentlichen Verfügungsrechte 
zufteben '9). | 

Diefe häusliche Gemeinfchaft ift zunächft auf Weiber und Kinder berechnet. 
Sie ift aber einer Erweiterung fähig und erfährt eine ſolche in ber That durch 
den Kreis ber Unfreien und Hörigen. Endlich wird eine lebertragung der 
häuslichen Herrſchaft durch das vormundichaftlide Mundium beim Tode des 
Hausherrn da bewirkt, wo umfelbftänbige, der Selbftwehr unfaͤhige Haus⸗ 
angehörige zurüchleiben. Weiter aber behnt das deutſche Recht den Haus- 
verband in der Familie nicht aus. Denkbar zw - wäre es, bie Hausherrſchaft 
immer nur auf Einen der Söhne vererben zu „em und fo das Geſchlecht als 
erweiterte® Haus unter dem Gefchlechtsälteften, den Stamm als erweitertes 
Geſchlecht unter dem Stammesälteften, das ganze Bolt als ein großes Hausweſen 
unter dem Bolksälteften zu konftrniren. So geſchah es in der That bei den⸗ 
jenigen Völkern, die eine Geſchlechter⸗ und Häuptlings-DVerfaffung bildeten. 
Anderd dachte der Germane. Ein Erſtgeburtörecht war ihm fremb'!), die 
mündigen unb waffenfähigen Brüder waren einander gleich, jeder wurde felb- 
ftändiger Hausherr, untereinander aber bildeten fie kein Haus mehr, ſondern 
einen auf Gefammitberechtigung ruhenden Verband. Dies fette fih auf bie 
weiteren Generationen fort, nit ein Einzelne, ior*..m die Geſammtheit 
aller Hausväter, welche fi) eines gemeinfchaftlihen Stammpaters erinnerte, 
war deſſen Erbin, und fo ergab fi) für den Gefchlechtöverbaub wie für feine 
Erweiterungen eine freie genoſſenſchaftliche Verfaſſung. 

23) Ueber die Verfaſſung des Geſchlechts, welches jomit bie ältefte 
Genoſſenſchaft war, befigen wir nun freilich nur ſpärliche Nachrichten. Reichlich 
fließen die Quellen über die Rechte und Pflichten ber einzelnen Verwandten: 
über die Organifation des Subegriffs der Verwandten ald eines rechtlichen 
Ganzen ift wenig erhalten. Allein fo viel erfeunen wir doch, daß die Sippe 
zu irgend einer Zeit als Friebens- und Rechtsgenoſſenſchaft eine Torporative 
Seftaltung gehabt haben muß, die erft mit der Ausbildung der räumlichen 
Gemeinden und der Sffentlihen Gewalt allmälig zerbrödelt if. Dabei war 
der Entwillungsgang der, daß die Bedeutung des Gejchlechts fi immer mehr 


®% Tac. Ann. IV, 72. L. Saxon. 65. Spuren noch im 15. Jahrh. — 
Badernagel S. 272— 275. Wenn aber Lepterer dies Recht ald Eigenthum, 
Frau und Kinder als Unfrele, das Weib ald Sache (darum das Weib) charakterifirt, 
geht er zu weit. Die Beichränktung auf gewiffe Fälle, die Kontrolle der Ber- 
wandten fchließen ſolche Auffaflung aus. 

10 Schröder, Geh. des ehelihen Güterrechts J. S. 126f. 

11) Tac. Germ. c. 2. L. Alam. 88. L. Bajur. 14, 8, Schulze, bas 
Recht der Erftgeburt. Leipz. 1851. ©. 196f. 
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aus dem Öffentlichen in das prinate Recht zurüdgog, ihre Gefammtorganifation 
aber durch einen Kompler mannichfach abgeftufter Rechte und Pflichten Einzelner 
gegen Einzelne erfegt wurde. Gerade der allmälige Fortſchritt dieſer auf- 
Idienden Richtung geftattet uns Rüchſchluſſe auf das, was vorher geweien. 
Nah außen zunächft war zwar ſchon zu Gäfars und Tacitus Zeit wenig 
mehr davon zu erkennen, daf die Sippe einft die einzige, die Keime der Ge⸗ 
meinde und des Bolles in fi tragende Genofienfchaft geweien war. Aber 
noch nahm fie im der Reihe der neben ihr und über ihr emtwidelten Berbände 
die Stellung eines jehr wichtigen Gliedes am Volkeksrper ein, noch war fie 
von eminenter politischer Bedeutung. Nach Gefchlechtern orbuete fi das 
Bollsheer**), nach Geſchlechtern vertheilte man das Landie). Auch in dem 
Bollörehten noch erinnern DÜüd, einige Stellen au Beides‘). Ja bei den 
Augelfachjen, bei denen hie Brupengemofienichaft Iange won beionderer Seftigkeit 
blieb**), fuchte noch weit ipäter die öffentliche Gewalt die Geſchlechter als 
politiiche Einheiten im Bau des Gemeinweſens zu verwenden, indem fie in 
einem gewifien Umfang die Gefanumtbeit der Magen für das Bergehen bes 
Einzelnen haftbar erflärte, ihr die Auffuchung eines Schutzherrn (hiäford) für 
Iandlofe Magen ober die Nebernahme einer perfönlichen Bürgſchaft für diefelben 
aufgab, und die Stellung eines verbreiheriichen Genoſſen vor Gericht von ihr 
verlangte. Wie ſehr indeß auch hier ſchon bie Geſchlechter in der Auflöfung 
begriffen waren, zeigt ſich Darin, dag man bald genöthigt war, diefe natürlide 
Grundlage dunh zuns-Liuftliche zu erfehen'”). Weiter noch war bei dem 
übrigen Stänmen zur Zeit der Vollorechte die öffentliche Funktion der Sippe 
verſchwunden und nur in einzelnen abgeichloffenen Bezirken, wie in Dithmar- 
ſchen, Eonnten die Gefchlechter ſich nicht mur als Grundlage der Bolt 


Tac. Germ. c. 7. Caesar de b. G. L, 51. 
Caesar de b. G. VI, 22. Bgl. $ 7f. 

“) I. Alam. Pactus II, 48: in heris generationes Merkel b. Perg 
leges III. ©. 15. n. 55. Bezũglich ber Unfiebluug 1. Alam. 87 u. unten $ 8. 

ı Kemble, the Baxons I. S. 228 — 286. Er geht indeh zu weit in ber 
Bebentung, die er dem Geſchlecht anweift. Schmid in Hermes XXII. ©. 247f. 
und mit einigen Yenderungen im Gloffar zu den Gefepen ber Ungelfachien verb. 
maegdh, Fehderecht, Eideshũlfe. K. Maurer, Münd. krit. Ueberſch. I. ©. 52f. 

1%) Hethelftans Gef. (a. 25 — 940) db. Schmid IL. c. 2. ©. 132: „und 
wir beichloffen über bie herrenlofen Leute, von denen Niemand Recht erhalten 
taun, daß man der Magenſchaft gebieten foll, daß fie ihn heimiſch machen und 
ifm einen Herrn finden in bem Bollögemote.” Bgl. c. 8 ib. und 1. Hear. 8. 
8 4. — Mieber die Haftung für den Mörder Helfrebs Gef. c. 27. ©. 86. 
Aethelbert ec. 23. Die Verpflichtung, den Magen vor Gericht zu ftellen, hörte 
wol erft mit der Einführung des allgemeinen Berbürgungsfyftems auf. Schmid, 
Gloſſar ©. 628. 

1 Bel. unten $ 26. 
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verfaffung erhalten, ſondern noch eine eigenthümliche Aus- und Sortbilbung 
erfahren 18). 

Länger erhielt fi die Lörperichaftlihe Geſchloſſenheit der Sippe anderen 
gleichartigen Berbänden gegenüber. Auch als Längft aus dem Volksfrieden 
und Volksrecht eine öffentliche Gewalt entwickelt war, betrachtete das Geſchlecht 
bem Geſchlecht gegenüber fih wie einen Staat im Kleinen. Die uralte Idee, 
daß die Sippe eine Schug- und Trußverbindung zu gemeinjamer Wahrung 
eines alle Genoffen umfaffenden Friedens fei'"), baß, wenn dieſer Friede 
gebrochen, der Geſammtheit Rache und Herftellung obliege, dauerte bis in 
jpäte Zeiten fort, länger noch in Sitte und Gewohnheit, als in den Gefeßen. 
Sörmlihe Kriege und Kriedensfchlüffe fanden bis in's fpätefte Mittelalter 
zwiſchen den Sippen ftatt. ber die Auflöfung ber alten genofienfchaftlichen 
Einheit tritt auch Hier deutlich hervor. Urſprünglich war offenbar die Ge 
fammtheit aller Genofien, das Geſchlecht als foldyes, Trägerin, Herrin und 
Rächerin des Friedens. Die ganze Sippe daher trat, wenn an einem Gliede 
der Gejammtfriede verlegt war, in die Schranken, übte die Blutrache, empfieng 
bei gemilderten Anſchauungen die Sühne”). Die ganze Sippe umgelehrt 
[hüßte den Genofien, fo lange er Genoffe blieb, und wie fie felbft von ber 
fremben Sippe, der fie untrennbar von ihren Gliedern erſcheint, für deren 
Miffethat verantwortlich gemacht wird"), fo vertheidigt fie den Genofien**), 
zahlt mit ihm die verwirkte Buße”), Teiftet ihm Beiftand vor Ge 


16) Bol. unten $ 38. 

* Das Wort Sippe bedeutet zugleih Frieden und Vertrag. Graff, 
Dintisla VI. S.65. Grimm, R.U. S. 467. Kuhn, 3. f. vergl. Sprachwifſ. 
IV. ©. 370. Daber ift auch Freund ober amicus gleich „verwandt“. Heute noch 
‚„Bintsfreunde“. 

% Tac. Germ. c. 21: „wunsversa domus“. — Undere Kraut, Borm. L 
&. 11. n. 6. 31f. 168. Die Rachepflicht fei eine Bormundfchaft über den Ge⸗ 
töbteten, Tiege alſo zunächft bemfelben Verwandten, der zur Bormundfchaft berufen 
wäre, allein ob. Richtiger ftelen Rogge, Gerichtsweſen S. 13, Wilda, Strafr. 
©. 172. 173 den nächften Verwandten ald Nächftberechtigten und NRächftverpflich- 
teten, mit und neben ihm aber alle anderen Magen als berechtigt und verpflichtet Hin. 

1) Kemble, Saxons I. S. 285 und bie dort cit. Stelle des Beovulf, 
wonacd bei einem Vergeben: Volkrechtes fol ber Magenſchaft Jedermänniglich 
enibehren, — folcrihtes sceal dhaere maegburge monne aeghwyle idel 
hweorfan. — Balter, R. ©. 5 468. Wilda, Strafe. S. 172f. 

2 Siegel, Gerichtsverfahren L ©. 1%. 

2) Grimm, R. U. ©. 662. Bilda, Strafr. S. 370. Köftlin, 3. f. 
D.R XIV. ©. 375. Waitz, I. ©. 70. Biel ift über dad Fundament diefer 
Haftung geftritten. Bald ald Folge der Pflicht zur Verteidigung gegen Fehde 
oder Rache, bald ald Korrelat bed Rechts auf Wergeld, bald als Ausflug der ſog. 
Geſammtbürgſchaft ift fie erklärt. Sie ift nichts ald eine ausgedehnte genoffen- 


ſchafniche Schuppfligt. 
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rit”®). In dem älteren angelfächfiichen Geſetzen ift hierin noch feine weientliche 
Wenberung erfolgt, bier find noch Rachepflicht und Fehderecht, Haftung für 
und Auſpruch auf Wergeld, Eideshülfe und fonftiger Schug bei allen Magen 
ohne Unterſchied des Grades”). Als in der Mitte des zehnten Sahrhunderts 
König Edmunds Geſetz die Magenfchaft eines Todtſchlägers von der Rache 
ber Magenſchaft des Erſchlagenen für ben Ball befreite, daß jeme fich bes 
Miffethäters nicht aunähme, ift daher nicht von einem Verhältniß Einzelner 
zu Einzelnen jontern von Magenſchaft und Magenſchaft die Rebe, bie auf- 
gehobene Zahlungspflicht und das Empfangsrecht des Wergelds werben ber 
Geſammtheit zugeichrieben”‘), und nur wenn ein einzelner Mage bad, was 
das ganze Geſchlecht beſchloſſen, bricht, laͤdt er die Verantwortlichkeit auf fich 
allein”), Deshalb follen auch alle Magen eines ergriffenen Diebes nad) 
alter Satzung Urfehde jchwören*), weil man bei Allen die Folgen der Schutz⸗ 
verbindung fürchtete. Ja noch in den fogenannten leges Henrici I, einer im 
12. Jahrhundert verfaßten, bier freilich wol nur älteres Recht referirenden 
Privatarbeit, tritt bie gensffenjchaftlihe Einheit der Magenkhaft ſcharf her- 
vor*®) und es wirb ausdrücklich der Rath gegeben, daß in Wergeldsſachen 
immer alle Berwandte des Todtſchlaͤgers gemeinſchaftlich, nicht vereinzelt, über 
die Sühne des gebrochenen Friedens verhandeln mögen ?®), zum ficheren Beweis, 
da das ganze Geſchlecht als friedlos galt. — Dem augeljähfiichen Recht in 


20) Beſonders durch Eideöhälfe. Kraut, Borm. L ©. 28. n. 3. Gemei- 
ner, über Eideshülfe und Eideshelfer S. 18f. Waißz IL ©. 412. Zöpfl 
8 129°. Bol. 1. Grimoaldi 7. Auch die Eideshülfe läßt fi nit aus einem 
einzelnen Berwandtentecht, wie Wergeld, Mache ıc. ableiten, fondern tft, wie Waiß 
©. 75 treffend fagt, „eine Jolge davon, daß in älterer Zeit die Familie in Ge⸗ 
meinfchaft handelte, als ein in ſich verbunbenes Ganze erſchien“?. Sie ift eine 
der Folgender genoffenihaftlichen Einheit, fteht daher auch nicht vereinzelt ba, 
fondern ift nur eine Seite ber gerichtlichen Schuppflicht, die früher viel weiter 
gieng und ſich fogar auf gemeinſchaftliche Durchführung einer Auklage erftreden 
konnte. Waitz ©. 73. Schmid, Glofſar (forkdh) S. 627. 

ss Gel. Ine's (vor 690) b. Schmid ©. 30. c. 23; ©. 56. c. 74. Enuts 
©. 256. c. 5. $ 2. Leg. Hear. 64. $ 4. 70. $ 5. Anh. IL 51. Gloſſar 
S. 571. 

Gef. Edmunbs IL e. 1f. ©. 172. So 5. B. c. 1 pr. thaet eal sed 
maegäh sy unfah. art. 4. Vergleich widh tha maegdhe. art. 7. betan widh 
maegdhe. 


»n Gel. Edmundslc. ce. 1.892. 
=”, Geſ. Ine's c. 21. 28pr. 35pr. 
=) Leg. Henr. ©. 440f., c. 75. $ 3. 4. 6—10. e. 17. 8 13. c.3. $ 4 
e. 83. $ 1. 6. c. %. $ 6. 
2) c. 88. 8 17 ib.: et in omni weregildo melius est, ut parentes homicidae 
pacem simel faciant quam singillatim, j 
% 
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diefen Dingen am nädhiten ftehen, von ben nordiſchen Nechten abgefehen®*), 
die Volksrechte der Salfranken, riefen und Sachen. Hier erfcheinen überall 
bei Rache und Schuß, bei Empfang und Zahlung der Buße die propinqui 
allgemein betheiligt **). Aber bier wie im angelfächfiichen Recht zeigen fich 
ſchon Abſchwächungen der alten Genoffenichaft durch Abftufungen von Recht 
und Pflicht nach der Nähe des Grades. Nur der alten doppelten Gliederung 
der Samilie entſpricht es, wenn, da ja jeder Zriedensbruch zuerft den Haus 
frieden und dann erft ben Geſchlechtsfrieden verlegt, bie nächte Rache dem 
Hausangehörigen oder ihren Bertretern obliegt und deshalb auch aus dem 
Wergeld unter verjchievenen Namen ein praecipuum awsgefondert wird, das 
nur den allernädhften, das Haus übernehmenden Berwandten, nad ſaliſchem 
Recht nur den Söhnen, zulommt”). Aber eine Auflöfung der Sippe zeigt 
fih darin, wenn diefer Buße gegenüber die am das Geſchlecht zu zahlende 
Buße mehr und mehr zurücktrat, bald auf deu nächten Grad unter ben 
Magen beihräntt warb’) und endlich fi) ganz verlor. Auf diefem Wege 
fonnte es fchlieglih dahin kommen, daß dad Wergeld dem nädhften Erben 
als ſolchen, Traft Erbrechts, zu gebühren ſchien?“), eine Auffaffung, mit 


21) Hier ift der Zufammenhang zum Theil noch ſtärker. Wilda, Strafr. 
©. 172f. 380f. 

2) 3.2.1. Sax. 18. IL 5: vindicetur.. . a propinquis oceis. L. Fris. 
I. 8 7. 8 10: domino suo et propinquis occisi. Tit. 15. In tit. 2. $ 2. 8. 
5. 6. 7. 3 beißt es immer, der Tobtfchläger folle faidosus bleiben, oder bie ini- 
micitias propinquorum occisi tragen, bis er fich mit ihnen gefühnt Babe (donec 
se cum eis reconciliet, oder eorum amicitiam adipiscatur). Auch in dem fpä- 
teren friefifchen Recht tritt ohne Beſchränkung auf Grade die Pflicht der Bluts- 
freunde hervor, ihr eigenes Blut nicht zu verlafien, fondern ihm zur Löſung des 
Halſes und der Friedloſigkeit beizuftehen durch Beifteuer zur Buße. v. Richt⸗ 
bofen, frief. Roqu. S. 24 ıc. 

2) L. Sal. 65. Watg, dad alte Recht S. 113. — Bel ben Angelfachfen 
ift es der Halsfang. Schmid, Gloffar h. v. — Bei den Frieſen iſt ed das 
eigentliche Wergeld geworden, während an die weiteren Berwanbten nur ein Drittel 
fällt — L.Fris. I 1. das fpäter als „mentele‘“ nach einen ziemlich verwidel- 

ten Syftem vertheilt wird. v. Richthofen, frief. Req. S. 410, altfrief. Wörler- 
buch v. mentele. — Bei den Ditbmarfchen ähnlich die bane. Michelfen, dith⸗ 
marf. Rsq. S. 288. 

%, L. Sal. 65. L. Fris. L 1: ad propinquos ejus prorimos. 

) Nur die Familienbuße erft — %X des Wergelds — fpridht bie 1. Fries. L 
c. „ad heredem oceisi“ zu. Allgemein fehen das thüringifche und langobardiſche 
Hecht das Recht auf das Wergeld ald Ausflug des Erbrechts an. L. Thuring. 
VI, 5: Ad quemcunque hereditas terrae pervenerit, ad illum ... ultio proximi 
et solutic leudis debet pertinere. Gaupp, das alte Gef. der Thüringer ©. 360. 
Gewagt interpretiri Wilda, Strafe. ©. 396. n. 3 die Etelle auch von der 
Haftung. Ed, Rothar. c. 162, wo die Theilnahme natürlider Brüber neben 
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der natürlich die alte Idee einer Sühne für den Bruch des Gefchlechts- 
Genoſſenſchaftsfriedens definitiv verlaffen war. Umgekehrt fchränfte man bis 
weilen Die Rache auf eine beftimmte Anzahl von Verwandten des Tobtichlägers 
ein?*) und mobificirte in entfpreidender Weiſe die Haftung für das Wergeld, 
indem man nicht nur baffelbe in eine Familienbuße und eine Geſchlechtsbuße 
jerlegte, wovon jene dem Miffethäter jelbft und jeinen allernächften Angehörigen 
oblag, diefe von den Verwandten überhanpt aufzubringen war?”), fondern die 
Geſchlechtsbuße überhaupt beichränkte ober aufbob. Nur noch fubfidiär, in 
fefter Reihenfolge und bei Beobachtung befonderer Körmlichkeiten haften die 
Berwandten bei den Salfranfen®). Das ripuariſche, alamannifche und bai⸗ 
riſche Geſetz enthalten vou ber Theilnahme der Magen an den Fehde⸗ und 
Bergelvs-Berhältuiffen bereits Feine Spur mehr, und im burgundifchen Volks— 
recht werben ausdrũcklich — offenbar in Abänderung früherer Gewohnheit — 
De Verwandten bes Xodtidhlägers von aller Haftung befreit). 

Aber nicht blos nah außen, auch nad innen war einft bas Geſchlecht 
eine autonome Genofienichaft, welche bie Einzelnen durch das engfte perſoͤn⸗ 
liche Band und die geheiligte Pflicht unbegrenzter gegenfeitiger Treue und 
Unterftũtzung verknüpfte, als Geſammtheit aber bedeutende Befugnifſe umd 
Pflichten den Gliedern gegenüber übte Es war bie Berfammlung aller 
Dansväter, welche auch den Genoffen gegenüber Friebe, Recht und Sitte des 
Berbandes aufrecht erhielt. Sicherlich bildete fie einftmals ein Familien- 
gericht“), das ſogar die Gerichtsbarkeit des einzelnen Hausvaters über jeine 
Hansgenoffen in einer freilich nicht näher zu ermittelnden Weiſe beichräntte'). 
Ueberrefte dieſer älteften Form genofjenfchaftlicher Rechtspflege enthalten noch 
die Bollsrechte*), und die Anſchauung, daß Verwandte gegen Verwandte nicht 


Iegitimen am Wergeld offenbar beöhalb, weil fie doch nit Miterben find, als 
Anomalie betrachtet wird, bie einer befonderen Erklärung bedarf. Sehr pafiend 
wirb dann letztere durch den Hinweis darauf gegeben, daß bie propter faidam 
deponendam i. e. inimicitiam pacificandam beftimmt ſei. 

”, L. Sax. c. 18 (IJ. 5): vindicetur in illo et aliis septem consanguineis 
ejus. Weber Aehnliches bei den Angeljachfen 1. Henr. c. 70. 8 9. 88. $ 11. 
K. Maurer, Ueberſch. I. ©. 57f. Hier wurbe fpäter bei mehrfachen Tobtfchlägen 
zwifchen den Sippen eine förmliche Bilanz je nach dem Werth ber Einzelnen ge- 
zogen und das Saldo mit Blut oder Geld vergolten. 

Bol. die ausführl. Erörter. Wilda's S. 372f. über flandinaviiche, 
©. 386f. über angelfächfiiche Berhältniffee Auch 1. Sax. IL. 6. 

20 Tit. de chrenecrude.. Waip, das alte Recht S. 176f. Wilde, 
©. 3%. 

”, L. Burgund. Il 6. 

* Krant, Borm. L ©. 30. Unger, Gerichtsverf. S. 80. Zöpfl 8% 80. 

“, Dies deutet Tac. Germ. c. 19 an. 

«@, Ed. Rothar. 189. 198. 221. L. Burg. tit. 35. $ 3: quod si parentes 
puellae parentem suam punire fortasse voluerint. Luitpr. c. 24. 
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vor Gericht auftreten koͤnnen, fondern bei den Genofſen Sühne und Herftel- 
lung bes Friedens juchen müſſen, bat fih lange erhalten“). Dem ganzen 
Geſchlecht ferner lag der Schub ob über diejenigen Genofien, bie ſich nicht 
felbft zu ſchützen vermochten. An bie Geſammtheit der Genoflen daher fiel 
bei den Angelſachſen in ältefter Zeit das mundium über Unmündige und 
Weiber, bie ihren Hausherrn verloren, fie übertrug es erft einem einzelnen 
— und zwar wol dem uädhften — Magen, bebielt aber bann eine obervor- 
mundſchaftliche Anfficht bei). Verehelichte ſich eine Geſchlechtsgenoffin, fo 
war die ganze Magenjchaft zugegen, ſetzte durch einen forspreca die Bebin- 
gungen feft und forderte Sicherheitöbeitellung für deren Erfüllung). Auch 
die verheirathete Frau noch fchühte fie gegen den Mann von anderem Ge 
ſchlecht, ließ fi, wenn er mit ihr ins Ansland zog, die gute Behandlung 
verbürgen, und verfprach dafür, im biäherigen Umfang- für etwaige Vergehen 
der Frau zu haften”). Die ganze Magenichaft nahm ſich des verarmten Ge⸗ 
nofjen an“), bewahrte feine Waffen und fpeifte ihn während gefänglidher Ein- 
ziebung, löfte ibn auf eigene Gefahr und unter Berbürgung für feine künf⸗ 
tige Haltung aus der Gefangenihaft aus). In allen diefen Beziehungen 
aber war nach ben übrigen Volksrechten bie einheitlide Organifation don 
gelöft. Die Nebernahme des mundium wurde von Rechts wegen, kraft Erb⸗ 
rechts, Sache des naͤchften Schwertmagen, die Obervormundſchaft aber fiel au 
den König und nur vereinzelte Andeutungen noch von einer Mitwirkung an- 
derer Berwandten neben dem mundoald finden fich in deu leges barbarorum ). 
Schub und Unterflügung iu allen anderen Beziehungen wurden Recht und 
Hflicht des Einzelnen gegen den Einzelnen. 

Nicht blos eine Rechtseinheit, ſondern auch eine fittlihe, religidfe, und 
was damit bis in die ueuere Zeit identiſch blieb, geſellige Gemeinſchaft war 


 Baip I ©. 69. Dies wird dann ein Grundzug aller germauifchen Ge⸗ 
noffenfchaften. 

“) So nad deu Geſ. Hiodhaeres and Esdrices ans der zweiten Hälfte 
des 7. Jahrh. 8 6. ©. 10. Bol. Geſ. Ine's c. 38, Ueber die Obernormundfchaft 
Schmid, Gloffar ©. 627. Leg. Henr. c. 70. $ 18. ©. 471: sub tutoribus 
et actoribus sint in parentum legitima custodia saisiti. Brief. Emſiger 
Recht 5 7°. Richthofen ©. 196: Der Vormund foll dad Gut zur Rechnung 
bringen myt der menen vrunde raet. 8. Maurer, Ueberih. I. ©. 54. n. 2. 

“ Schmid, Anh. VI 1.3.5. 6. 

“, Schmid, Anh. VI. 7. L. Henr. 70. 8 12. Glofſſar S. 627. 628. 

8. Maurer, Ueberſch. I S. 54. Beſonders ausgebildete Alimentations 
pflicht des Geſchlechts im isländiſchen Recht. 

“, Gel. Aelfreds 87I—I01). c. 1. $ 2. ©. 68; Wethelftans IL 1. 8 3. 
6. 1.1.8945 9; 12.9 1m 2. 

“) L. Sax. VII. $ 4 Qui viduam ducere velit, offerat tutori pretium 
emtionis ejus, consentientibus ad hoc propinquis ejus. Laitpr. c. 127. 
c. 22. Ed. Roth. c. 202 «. 
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Die Sippe. Die Berfammlungen der Genoffen für derartige Zwecke hatten 
aber unzweifelhaft ehemals auch eine rechtliche Bebeutung, indem fie ben ein⸗ 
zeinen Hausvater beriethen und beſchränkten, und urfprüänglich für Verlobung, 
Gheichliefung und Eheicheidung, Anfuahme des Kindes und Beftattung des 
Zodten daſſelbe waren, was für die Angelegenheiten der Bollsgemeinde die 
Bollsgemeinde war‘). Aber mit der Löfung der alten Berbänbe verſchwand 
der Werth dieſer Geſchlechtsverſammlungen für das Recht, fie erhielten fich 
nur im fittlicher und faktiſcher Bedeutung. 

Auch vermögendfähig war das Geſchlecht unzweifelhaft in feiner Ein- 
beit. Ein Geichlechtövermögen, bas theild gemeinfamen Zwecken, theils ge 
meinfam den Zwecken der Einzelnen diente, gab es wol in älterer Zeit. Hei⸗ 
lige Gerätbichaften, Vieh, Waffen mochten in ungetrennten Gefammtbefik 
fein’. Ein Geſammteigenthum an Grund und Boden entftanb bei der An⸗ 
fieblung bes Geſchlechts). Dieſes Geſchlechtseigenthum wurde die Wurzel 
des Gemeindevermögent. Mit einem jogenannten Geſammteigenthum ber 
Sippe dagegen, d. 5. einem eigenthümlichen, alle unbeweglichen Güter der 
Einzelnen umfafienden Geſammtrecht, weldes die Duelle des Erbreihts und 
der Gebundenbeit der Erb- und Stammgüter gewejen jein joll, bat das an- 
gebeutete Gefchlechtövermögen nichts zu thun. Alle vermögensrechtlichen Wir- 
Tungen der Verwandtſchaft nach dentſchem Recht, mit einziger Ausnahme ber 
Alimentationsverbindlichleit, giengen nicht aus der Genoflenfchaftsverfaffung 
des Geichlechte, fonbern aus ben Rechtsverhältnifſen des Hauſes hervor. Hier 
wurzelie das Erbrecht. Denn wäre befien Duelle ein genofjenfchaftliches Ge⸗ 
meineigentbum, fo müßten fi) Spuren von einem ehemaligen Erbredht bes 
ganzen Gefchlechtes finden. So aber übernahmen die Söhne die väterlidhe 
Herrſchaft über das Bermögen, in ihrer Ermangelung aber wurben die wei- 
teren Berwanbten nicht wegen ihrer gegenwärtigen Rechts⸗ und Lebens 
gemeinfchaft, jondern im Hinblid auf ben gemeinfamen Stammwvater, auf 
die Eine häusliche Gemeinſchaft, welche Ansgangspunkt für Erben und Erb⸗ 
lafſer war, berufen. Und nichts Uriprüngliches, ſondern fpätere Bildung 


”, Wilda, Gildenweſen ©. 4f. Tac. Germ. c. 2. Ann. L ce. 1. 
Bist. IV. c. 1. 

sı, Tac. Germ. c. 18. 19. L. Sal emend. tit. 70. Sdmidb ©. 627. 
Bildalc Wadernagel lc. ©. 301f. Anderer Anficht Eihhorn, R. ©. 
54. Grimm, R. A. 6.433, welche die Bermählung in die Volksverſammlung 
legen. Immer vor die letztere gehörte die Wehrhaftmachung, weil fie zum Volks⸗ 
genofien machte. Waitz I. S. 57. 

2) Dazu fcheint auch nad Tac. Germ. c. 21 die satisfactio in Vieh ge- 
floffien, wenn auch nachher vertheift zu fein. Einiges aber diente gewiß zum Ge⸗ 
ſchlechtsopfer. 

2) Bol. unten 88 7. 8. 
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ift der Konner von Erbrecht und Wergeld“). Was aber das Zuftimmunge- 
und Näherredyt bei Beräußerungen betrifft, jo bat ſchon Bejeler in den Erb 
verträgen erwiejen, daß es Folge fpäterer Rechtsbildung geweſen. 

Wenn nun ſchon aus dem bisher Eroͤrterten deutlich hervorgeht, daß 
während biefer ganzen Periode die Entwidlung ber Rechtsverhältniſſe der 
Sippen nad außen und innen in einer allmäligen Löfung ihrer ehemaligen 
genofienfhaftlichen Organifation beftand, jo laſſen fi) noch mande andere 
Momente anführen, welche die Annahme einer Torporativen Gefchlofjenbeit 
der alten Sippen unterftügen. Hierfür fprechen ſchon die uralten Kollektiv. 
namen, das longobardiſche fara, das angeljächfiiche sibsceaft, sibscipe, maegdh, 
maegsib und maegburgh, bie ben lateinifchen Uebertragungen parentilla, 
cognatio, genealogia, gens u. |. w. zu Grunde liegenden Worte. Es ſpricht 
dafür ferner die alte Unauflößlichleit der Verbindung, bejonders aber der Um⸗ 
ftand, daß, als fpäter die Losfagung von der Sippe unter gewifien Görmlic- 
feiten möglidh wurbe, dieſelbe ſich deutlich als Austritt aus einer Genofjen- 
haft charakterifirt. So vor Allem in dem Titel der lex Salica de paren- 
tilla, bei deffen Mebertragung in das engliſche Recht ſogar ausbrüdlich von 
einer Loͤſung de societate die Rede ift*). Deutlich genug reben auch jene 
Andeutungen, welche darauf binweilen, daß die Einigung ber Geſchlechts⸗ 
geuoffen durch Eide bekräftigt zu werben pflegte“), daß bier alſo die fpätere 
eibliche Verbrüderung ſchon vorgebildet war. Wichtig ift es ferner, daß im 
älterer Zeit von einer Beichränfung der Sippe auf gewifle Grade nie bie 
Rede ift, dieſe vielmehr erft fpäter in nicht ganz Tonflanter Weiſe eintritt ’”). 


% Anderer Anfiht Eihhorn, R. G. 8 19. Gemeiner, Centenen ©. 43. 

86) Leg. Henr. I. c. 88. 8 13. ©. 484. 

Die Namen „Eidam‘ und „Schwägerfchaft” deuten auf einen Aufnahme- 
eid, der ſeinerſeits eine Schwurgenofienfchaft der Genoſſen vorausſetzt. ine 
ſolche fcheint auch nach ]. Henr. 1. c. anzunehmen, da beim Austritt ein Los⸗ 
ſchwören ftattfindet: si quis .. de parentela se velit tollere et eam forisjura- 
verit, et de societate ex hereditate et tota illius se ratione separet; si posten 
aliquis de parentibus suis abjuratis etc. In ber L Sal. haben Einige in ben 
Morten quod se juramento (nad) einer Handichrift aber de juramento) et here- 
ditatem et totam rationem illorum tollat ebenfalls ein eidliches Entfagen finden 
wollen. So Siegel, Gerichtsv. L S. 184. Andere (3. DB. Waitz, bas alte 
Reht ©. 114. Verf. I. ©. 74) verftehen unter juramentum Recht und Pflicht 
zur Eideshülfe. Wahrjcheinlicher aber ift, DaB das juramento mit bem ihm in 
der engltfchen Recenfion Torrefpondirenden societate gleichbedeutend ift, und, wie 
etwa fpäter conjuratio, die Eidgenofjenfhaft — scil. des Geſchlechts — bedeutet. 
Auch Semeiner, Gentenen ©. 30 denkt an einen Aufnahmeeid. 

Die ältefte Nachricht über eine Beſchränkung auf beftimmte Grade ent- 
hält 1. Sal tit. de reipus — Waitz L 75. Grimm, RX ©. 4627. 
Sadfe, Borftudien ©. 462. Zöpfl $ 86. XI. und viele Andere verfuchen 
zwar Zurüdführung der fpäteren Gradesbeſchränkungen auf eine burchgehende 
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Dean fo lange das Geſchlecht eine Torporative Einheit bildete, konnte man 
nur Einem Geſchlechte angehören. Damit aber vertrug fi) eine genaue Be 
meffung ber Berwanbtichaft nach Graben nidt. Der thatſächliche Zuftand, 
dad Leben felbft entſchied darüber, zu weldyer Sippe Semand gehöre, eigener 
Wille und Anertennung der Genoffen beftimmten bei entftehenden Zweifeln, 
bei Berzweigungen und Spaltungen die Grenzen der verſchiedenen Geſchlech⸗ 
ter. Endlich ift es nicht zufällig, daß gerade dasjenige Bild, weldhes uns für 
die Bezeichnung einer Genoffenfhaft am geläufigiten ift — das Bild des 
menſchlichen Körpers — in der älteften Volksanſchauung für die Familien⸗ 
verbindung gebräudlich war ‘®). 

War nun aber jo die alte Sippe eine wahre Genoſſenſchaft, jo muß fie 
felbft bei den einfachften Zuftänden eine gewiffe Organijation gehabt haben. 
Bir wiflen nichts über die Grundfäbe, welde das Verhältniß des Genoſſen 
in der Sippe, Berathungen nnd Beichlußfafjungen, Berfammlungen, Bor 
ſtandſchaft, Bertretung nad) außen, Aufbringung gemeinſchaftlicher Laften und 
Benntzung gemeinjamen Eigenthums beftimmt haben. Aber wir können bie 
von der Wahrſcheinlichkeit unterftügte Vermutbung aufftellen, daß die innere 
Geſchlechtoverfaffung im Kleinen dad Borbild der Berfaffung der freien 
Bollögemeinde geweien tft, daß die. Prineipien der non der Geſammtheit ge- 
tragenen Einheit, bes geforenen Rechtes, Richters und Führers, der Gleichheit 
aller Bollgenofien neben einem Kreiſe vou Schubgenoffen u. |. w. hier zuerft äußere 
Geftalt gewonnen haben. Voͤllig dahingeftellt dagegen muß es bleiben, ob es in 
der Sippe weitere und engere Kreife, Genofienichaften in ber Genoſſenſchaft 
gegeben bat, ob in der Mitte zwilchen der Geſammtheit der Verwandten unb 
dem Haus zu irgend einer Zeit organifch gegliederte Geſchlechtsverbände flan- 
den), oder ob vielmehr von je jenfeits der in fidh nicht weiter geglieberten 
einfachen Sippe die Geichlechtöfreundichaft aufhörte und die Stammes- ober 
Vollsfreundſchaft begann. . 

Eine Reihe der verfchiebenartigften Umſtände wirkte zufammen, um bie 
beim erften Blick auffallende Erfcheinung herbeizuführen, daß bei den Germa- 
nen, bei denen der Yamilienfinn tiefer und inniger als bei irgend einem Bolt 


Grundzahl, überzeugen aber nit. Stegel, die german. Berwandtichaftsberechn. 
mit bef. Bez. auf die Erbfolge S. 41 geht dagegen zu weit, wenn er urfprüng- 
liche Berechnung ins Unenbliche annimmt. Die wirkliche Lebendgemeinfchaft, das 
Bemußtfein der Blutöverwandtichaft, das räumliche Zufammenbleiben entfchieben. 

“ So Sachſenſp. 1.3.83. Schwabenfp.c.3. Auch die angelfächfliche 
und friefifche Rechnung nach Knien und ber angelfächfiiche Halsfang mögen auf 
äbnlicher Anſchanung beruhen. Schmid, Glofiar v. cnedw. Richthofen, 
Wörterb. v. kni, knia, kniling. Leo, Borlefungen L ©. 183. 

so Hoͤchſt willkürlich ift die Annahme von Gemeiner, Gentenen, bei. 
©. 15f., der bei Eifer und Tacitus eine vierfache Gliederung — Bamilien, 
Parentelen, Sippen und Bereine mehrerer Sippen — finden will! 
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war und geblieben ift, dennoch die genofienfchaftliche Verfaffung der Gefchlechter 
verhältnigmäßig früh ſich auflöfte, nur im Privatrecht nachwirfte und auch in 
biefem weniger die Geltung der Sippe als eines Ganzen als vielmehr Rechte 
und Pflichten der einzelnen Verwandten herbeiführte). Die Zerftreuung ber 
feine Städte Tennenden Germanen über große Länderftrecken, die Anfieblung 
einzelner Zweige des Geichlechts am anderen Orten, das Eintreten Vieler in 
Gefolgſchaften und Eroberungsheere führten eine räumliche Trennung der Sippen 
berbei, welche damals jehr bald jeden Zufammenbang Iöfen mußte. Diefelben 
Umftände, verbunden mit dem ungleihmäßigen Wachsthum ber Magenichaften, 
machten dieje auf die Dauer unfähig, als Grundlage georbneter Berfaffungs- 
zuftände zu dienen, wenn nicht ein Lünftliches Syſtem die natürlichen Ver⸗ 
bände ergänzte und im Gleichgewicht hielt und die Fiktion einer nicht mehr 
beſtehenden oder nicht nachweisbaren Blutsverwanbdtichaft auf engere und wei- 
tere Kreife anwandte. in joldhes Syſtem aber jcheint den Germanen, von 
befonderen Berhältnifien an der Nordjee abgefeben, unbelannt gewejen zu 
fein. Für die engeren Kreife genügte die wirkliche Verwandtſchaft, für die 
größeren bildete fi) die Idee der perjönlichen Stammes unb Bollögenofien- 
{haft in voller Reinheit ohne Herübernahme der dem Yamilienkreife eigen- 
thümlichen Inſtitute aus. Das angefiedelte Gefchledht gab in demſelben Mo- 
ment, wo es nicht mehr Geſchlecht war, ohne Verfuche fünftlicher Konftruttion, 
auch die Idee der Blutsverwandtſchaft auf und behielt davon nnr den Ge 
danken der perfönlichen Genoſſenſchaft, der nun als Nachbar- oder Gemeinde 
genoſſenſchaft erſchien. Kurz, jo gewiß es ift, daß einftmald das natürliche 
Geſchlecht Grundlage des Gemeinweiens war, jo wenig läßt ſich aus irgend 


% Der berühmte Streit über Gefchlechter- oder Gemeindenerfaffung bei den 
Germanen ſpitzi fich, wenn im Mebrigen der Gang ber Entwidlung von den auf 
Perfönlichteitt zu den auf Grund und Boden ruhenden Verbänden feſtſteht, 
von den Fragen der Zeit biefer Umbilbung und ber einzelnen Nebergangdftadien 
abgefehen, hauptſächlich in die beiden Fragen zu: 

a. inwieweit bei den aus Familien bervorgegangenen größeren Verbänden 
die Ideen und damit die Rechtöinftitute der Familie unverändert beibehalten 
wurden? 

b. inwieweit die Gefchlechter nach ihrer Anfledluug den Gedanken und bie 
Drganifation der Familie au dann noch beibehielten, als fie faktifch keine 
Geſchlechter mehr waren? 

Sn beiden Beziehungen lautet m. E. die Antwort dahin, daß die Germanen 
allerdings ihre älteften Stammesverbände wie ihre älteften Gemeinden aus Ge⸗ 
fchlechtern entwidelten und nad) deren Mufter geftalteten, daß fie aber in bie 
neuen Berbände nicht den gefammten Inhalt der Samilienidee, fondern nur das 
von ihr berübernahmen, was nicht an das Weſen bes Geſchlechts gefnüpft, fon- 
dern allgemeiner Anwendung fähig war. Dies aber war, in Ein Wort zufam- 
mengefaßt, die Idee der Genoſſenſchaft. 
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einer Zeit nachweiſen, daß gleich den jñdiſchen, afghanifchen, ſchottiſchen Ge 
ſchlechtern, den griechiſchen Phylen ober römiſchen gentes künftliche Geſchlechts- 
verbände die Gliederung des Volks beſtimmt, daß Rechtsinſtitute von der Be⸗ 
deutung der römiſchen Arrogation und Adoption, wie fie unentbehrlich find 
bei derartiger Organtfation®), eriftirt hätten"). ine frühe Auflöjung ber 
Geſchlechter mufste ferner durch die gewiß mit der eigenthümlich germanifchen 
Hochachtung der Frauen zufammenhängente anffallende, bisweilen bis zur Be 
vorzugung gefteigerte Berüdfihtigung der weiblichen Berwanbtichaft“), ja ber 
bloßen Affinität*), beförbert werden. Denn damit wurbe bie Geſchloſſenheit 
der Sippen durchbrochen, es wurde die Auffafjung moͤglich, daß man verſchie⸗ 
denen Berwandtichaftökreiien zugleich angehören koͤnne, und endlich mußten die 
Samilienbande fo in einander übergreifen, daß keine Berwanbdtengenoffenfchaften 
mehr, jondern nur noch Verwandte eriftirten). Schließlich fchritt Die er- 
ſtarkte äffentlihe Gewalt ſelber mit den ihr zu Gebote fichenden Mitteln 
gegen bie genofjenfchaftlihe Drganifation der Sippen ein, welde ihr gefähr- 
lich, ja faft als Staaten im Staat erjchienen. Gewiß nicht abfidhtslos lieh 
fie Bieles, was als Gewohnheitsrecht noch lange fortbeftand, unaufgezeichnet ®), 
ertaunte viele im Leben noch in voller Kraft wirkende Suftitutionen nicht au 
oder beſchraͤnkte fie, und gieng oft in pofitiver Weiſe da vor, wo ihr, wie in 
England, von den noch mehr einheitlich organifirten Geſchlechtern aud noch 
bedentendere Gefahren drobten”). So verfhwand in Iangfamer Aufläfung, 


“, Riebuhr, röm. Geſch. I. 317f. Puchta, Iuftit. IL 126f. Momm- 
fen, röm. Geſch. L ©. 53. 

=, Tacitus weiß nichts von einem Tünftlihen Erfag ber uatürliden Ber 
wandtichaft. Die fränkifche Affatomie iſt nichts weniger als eine Wboption, ihre 
Birkung betraf nur dad Vermögen. Befeler, Erbvertr. I. S. 96—107. Nicht 
aubers ift es mit dem Iangobardifhen Thinx. Befeler L c. S. 108f. 

) Tac. Germ. c. 20. Badernagel Il. c. ©. 501. Baig I. ©. 62. 
Schröder, ehel. Güter. I. ©. 56f. 114. Im angelfähf. Recht verhielten 
Rechte und Pflichten der Schwertmagen zu denen der Spillmagen fi wie % zu 
16 Gef. Aethelftaus IL c. 11. L. Henr. I. 74. 5 2. Nach Geſ. Ines 76 
Berülfiptigung ber Dathenſchaft. 

“), Tac. Germ. c. 20, wonad) die Zahl der Affinen das Anfehn erhöht. 

e) Berüdfihtigung der Kognation nicht blos in privatrechtlicher, fondern in 
öffentlicher Beziehung (Behde, Schug, Haft) tft mit eigentlicher Geſchlechterver⸗ 
faffung völlig unvereindar. Wenn die Ehefrau, obwol fie in bes Mannes 
Sippe trat, von ber eigenen Sippe noch ferner ala Schupgenoifin behandelt 
wurde. wenn der Ehemann felbft ald dem Berwandtentreife feiner Frau verbunden 
galt, fo find das ſprechende Zeugniffe für den Unterfchich der deutſchen Gefchlechter 
von römifjchen gentes. 

*, Hierand erflärt ih zum Theil, daß wir von Berfammlungen, @erichten, 
Beſchlußfaſſungen ber Sippen keine Nachrichten haben. 

*) Bol. 3. B. Gel. Hethelftans III. 6. IV. 8. ©. 148. 150, wonach über- 
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deren letzte Stadien nur noch wir zu beobachten vermögen, die uralte Friedens- 
und Rechtögenofjenfchaft des Geſchlechts aus dem deutſchen Rechte Und fie 
verfhwand, um niemals wiederzufehren. Nur in ganz anderer Bedeutung 
ſchloß fh am Ende des Mittelalters das hochadlige Haus von Neuem Tor- 
porativ ab, verjuchen neuere Gefete, der Samilie im weiteren Sinn eine ge 
wiffe rechtliche Organifation und die Möglichkeit juriftifcher Perjönlichkeit zu 
geben). Aber ein dunkles Bewußtfein davon, daß alle fpäteren Genofien- 
ſchaften aus dem Keim der Sippe hervorgegangen, erhielt fi im Boll. Aus 
denfelben Wurzeln, die für die weiteren Berwandtichaftsfreife gebraucht werben 
ftammen die meiften Worte für Stamm und Boll. Auf die Familie als 
Urquell aller Nationalität leiten alle ethnogoniſchen Sagen. Und wie bie 
freien, wehrhaften Brüder die älteften gleichen Genoſſen gewejen waren, fo 
wurde der Gedanke eines frei geichloffenen und befchworenen Bruderbundes 
fpäter der Ausgaugspuntt für eine höhere und reichere Phafe des deutſchen 
Genofſenſchaftsweſens. 


34. Die Volksgenofſſeuſchaft. 


Die Entſtehung von Stämmen, Böllen und Nationen aus Erweite 
rungen, Berzweigungen und Vereinigungen der Geſchlechter fällt in das Dunkel 
vorgeihichtlicher Zeit. Lange aber haben ſolche Verbände als Hiftorifche, na- 
türliche Einheiten eriftirt und gehandelt, find vielleicht au von außen ber 
als ſolche begriffen, bevor fie fi ihrer Einheit bewußt wurden und ihr in 
Recht und Berfaffung äußere Geftalt verliehen. 

Se weiter wir daher in der Geſchichte unfere® Volles rüdwärtd geben, 
defto kleinere Bolksfplitter erft finden wir als letzte und hoͤchſte Rechteverbände 
organifirt, während in den darüber hinausreichenden Kreifen hödhftens eine 
fagenhafte Erinnerung der Zujammengehörigfeit beftebt. 

Säfars und Tacitus' Berichte laffen uns erfennen, daß zn ibrer Zeit 
regelmäßig erft ſehr wenig umfangreiche Volksgemeinſchaften rechtlich als ſolche 
organifirt waren, wo nicht etwa ein Königthum ſchon größere Maffen zuſam⸗ 
menbielt. Bei den freien, Töniglofen, den älteften Zuftänden noch am nädh 
ften ftehenden Stämmen") waren es Bölferfhaften oder Bollsgemein- 


mächtige Magfchaften mit Weibern, Kindern und allen Gütern außer Landes ge 
trieben werden follen. Bol. auh VI. c. 8. $ 2. 3. ©. 164. — Alle Be 
fchränkungen des Fehderechts gehören hierher. Schmid, Glofſar ©. 626. K. 
Maurer, Ueberfhan I. S. 59. 60. 

“) Bol. unten $ 39. 

y Der Verſuch Wittmanns, das altgermanifche Königth. Münden 1854, 
die monardhifche Berfaffung als ältefte und allgemeine Berfafiungsform ber &er- 
manen barzuftellen, und die jogenanute freie Berfaffung auf eine Zeriplitterung 
in die Herrichaft Meiner Gaukönige durch Thellungen unter den Mitgliedern der 
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ben efwa von bem Umfang ber fpäteren Gaugemeinben*), in denen ſich nad 
der Anfchauungsweife des Römers bie civitas®) db. h. das fouveräne ftaat⸗ 
lihe Gemeinweſen verförperte. „Staaten" ober „Gemeinwejen” waren uun 
freilich dieſe Völkerfchaften nad der germanifchen Auffaffung jener Zeit, der 
biefe Begriffe noch völlig fremd waren, nicht: aber fie waren Genofien- 
{haften freier Lente, welde einen Herm und keine höhere Genofien- 
ſchaft über fih erfannten. Eine jede derartige Bölkerfchaft hatte bereits ein 
beſtimmtes Gebiet, ein Land, inne*). Aber wie fie vor der Befignahme 
als eine perjönlic verbundene Einheit bereits eriftirt batte*), fo ift fie auch 
jeßt in ihrem Weſen nicht bedingt durch den Raum, ben fie bewohnt. Sie 
bleibt fie jelbft, wenn fie mit Weib und Kind zur Ferne zieht, fie ift eine 
Bollögemeinde, aber Feine Lan desgemeinde). Ihr Begriff und ihr Name 
find daher nicht wie bei den Bürgergemeinden des Alterthums an bie Mauern 
ber Heimath gebunden, noch wie bei den Staaten und Völkern ber Neuzeit 
untrennbar mit beftimmten Gebieten verwoben”). Auf der anderen Seite 
aber ift die Völkerfchaft ihrem rechtlichen Weſen nach nicht blos ein erweitertes 
Geſchlecht. Lebt auch die Erinnerung gemeinfamer Abſtammung in ber Saze 
fort, fo beſtimmt boch dieſe in keiner Weiſe die Organifation bes Berbanbes. 
Kein eigenthümlich familienrechtliches Suftitut bat fie dem Geſchlecht ent- 
nommen, nur den Gedanken der Genofienfchaft feßt fie in gelänterter und 


kõniglichen Familie zu rebuciren, ift ebenfo unvereinbar mit den erhaltenen Nach⸗ 
richten als innerlich unbegründet. 

ı Der Name Vollkerſchaft, von Waitßz eingeführt, ſcheint der pafiendfte. 
Dahn fagt „Stamm, ein Wort, bei dem wir uns größere Volkseinheiten 
denken. „Gaugemeinde” ift für eine Zeit, wo der Gau noch dad Land war, nur 
paflend, wenn erwieien würbe, daß Bau aud ein felbftändiges Gebiet Hätte 
bezeichnen können. Die alten Schriftfteller fagen in der Regel gens, die Ger⸗ 
manen fagten wol „thiod“ ober fchlechtgin „die Leute”. Doc mögen die Be 
zeichuumgen für größere und Heinere Vollseinheiten, wie heute noch, geichwantt 
Haben. Zacitus nennt ein Mal auch alle Germanen zufammen gens, nnd braucht 
natio, populus u. ſ. w. ebenjo unbeftimmt. 

®, Tac. Germ. c. 3. 8. 10. 12. 13. 14. 15. 19. 25. 80. 37. 41. 48. 44. 
Ann. IL, 37. XIH, 57. C£ Caesar VI, 23. 

9 Weiske, Grundlagen ©. 6f. „Sau” war wie „pagus“ wol immer nur 
ein Gebietötgell. 

% Anderer Anfiht Waip I. 146. 

% „Lanbeögemeinde” fagt Zöpfl 4 31. Doc erkennt er „von Uufang an 
die Idee einer Genofſſenſchaft als die eigentbümliche Grundlage derſelben“ an. 

N Ganz unrichtig fagt Waitß 1. c.: „ald Grundlage der Verbindung ift 
gemeinfame Einwanderung und Anftedlung anzufehen” Grundlage kann nur das 
zeitlich Frühere fein, mithin hätte vor der Einwanderung und Anfieblung keine 
Berbindung beftanden. Wie fol man dies deuten? Zufälliges Sichzufammenfiuben? 
Diver überlegtes Zufammentreten mit dem Zwed ber Unfleblung? 
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verallgemeinerter Seitalt fort. An Stelle der perſoͤnlichen Blutsfreundſchaft 
ift die perjönliche Volksfreundſchaft das Band, welches fie zufammenbält. 

1) Als eine freie Genofienfchaft wird die Völkerichaft in der Gefammt- 
beit ihrer Genofſen fihtbar. Die Mitgliedſchaft in der Genoſſenſchaft ift die 
Freiheit. Aber bie Freiheit kann die Freiheit des Schußgenoffen fein, der 
nur paffiv an bem Recht und Frieden ber Geſammtheit Theil nimmt, ober 
die Freiheit des Bollgenofien, der Träger, Bewahrer und Rächer des Bolls- 
rechts und Volksfriedens ift. Bollgenoffen find alle zum Volk gebornen waf- 
fenfühigen Männer. Ihre Berjammlung, welde unberufen, aus eigenem 
Recht, zu feftbeftimmten regelmäßigen Zeiten zufammentritt, ift Die verlör- 
perte Einheit des Bolfes®). 

Bor Allem ift die Völkerjhaft eine Friedensgenoſſenſchaft, fie ift Die In⸗ 
baberin des Volksfriedens. Ihn wahrt fie nah außen durd den an 
Stelle der Fehde getretenen Krieg, den die Gejammtheit fowol beſchließt als 
ausführt), jo daß Bolt und Heer identiiche Begriffe find'"), ihre Eintheilun- 
gen wie ihre Führer zufammenfallen"!), Volksverſammlungen, weil fie zugleich 
Heeresverfammlungen find, in Waffen ftattfinden '”), und Kriegstüchtigkeit und 
Waffenfähigkeit unerläßliche Bedingungen des vollen Genoflenrechts bilden"). 
Nah innen fhüht fie den Vollsfrieden als Gericht und wird dadurch zur 
Gerichts⸗ und Rechtsgenofſenſchaft. Sich ſelbſt erzeugt, wie jede Genoſſen⸗ 
ſchaft, ſo die Volksverſammlung ihr Recht — das Volksrecht — ſei es als 
gewordenes, hergebrachtes, ſei es als bewußt geſchaffenes, gekornes Recht“); fie 
ſelber aber auch findet dies Recht, wo ed dunkel iſt, ſtellt es her, wo es 





®%) Tac. Germ. c. 1i—13: concilium. — Thing oder ding, Grimm, R. A. 
©. 747, v. Richthofen, frief. Wörter. bh. v. — mall, Grimm ©. 746. 
Müllenhof, das alte Recht ꝛc. ©. 289 — gemot (bei den Angelfachien, 
Schmid, Glofſar h. v.) — warf (frief., v. Richthofen h. v.) — bezeichnen alle 
ſowol das Zuſammenkommen ald den Inbegriff ber Berfammelten als den Zuhalt 
der Berbandlungen. Se weiter rudwärts, befto größer ift die Zahl der ungebote- 
nen Dinge, abfolut wie im Verhältniß zu den gebotenen. Waip IL ©. 318, 

°, Caesar de b. G. VI, 23. WBaip I. 336. 337. Unmittelbar von ber 
Malſtätte brach oft die Volksverſammlung zum beichloffenen Kriegszuge auf. 

”*, Grimm, R. U. 292. 2935. Philipps, D. ©. I. 412. Dahn, bie 
Könige der Germanen I. 21. Waip I. 149. n. 3. Leg. Grimow. Prol. — 
Urk. b. Meichelbed, hist. Fris. L 320 fogar: in exercitu Bajovariorum in 
locis nominatis ein Grundftüd. 

1) Waig I, 373f. 

12) Tac. Germ. c. 11. 

3) Tac. Germ. c. 13: ante hoc (vor der Wehrhaftmachung) domus pars 
videntur, mox reipublicae. — Der Zufammenhang der Heerdieuftpflicht mit dem 
Grundbefiß ift fpäteren Urfprunge. Roth, Beneflcialweien S. 47f. U. Di 
Waitz u. die Meiften. 

19 Zöpfl g 81. IV. 
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gebrochen 10). Bor Allem ſucht fie daher bie Fehden ber in ihr verbunbenen 
Geſchlechter zu beſchränken, indem fie die zuerft vielleicht ohne ihr Zuthun 
aufgefommene Rechtöfitte, durch Vermoͤgensbuße den Bruch des Haus⸗ ober 
Geſchlechtsfriedens wenigftens in minderen Fällen zu fühnen und fühnen zu 
laſſen, in ein vom Vollsrecht geſchütztes georbuetes Syftem ber Privatbuße 
bringt, die fühnende Kraft der einmal angenommenen Buße verbirgt und 
unter Umftänden wicht nur die Zahlung, fondern jelbft die Annahme berjel- 
ben erzwingt '%). Weil aber in und mit jedem einzelnen Frieden zugleich ber 
Re alle umfafjende Bollöfriede gebrochen ift, verlangt fie vom Miffethäter, 
wenn er noch ferner Mitgenofie des von ihm verleßten gemeiuen Yriebens, 
bes von ihm gehöhnten genoffenfchaftlichen Mechtsichupes fein will, daß er auch 
den Bollöfrieden fühne und deshalb neben ber Yamilien- und Geichlechtebuße 
ein Friedensgeld — den fredus oder fretho — an die Gefammtheit ent- 
rigte'”), Daneben giebt es auch Handlungen, welche uur ben Volkefrieden 
brechen, weil fie unmittelbar gegen bie Geſammtheit ober bie von ihr verehrten 
Götter gerichtet find: für fie empfängt das Boll allein die Sühne. 

It der Friedensbruch fo jhwer oder fo ſchimpflich, daß Sühne unmöglich 
ſcheint, oder wird diefe verweigert, jo tritt die Friedloſigkeit, der Ausichluß 
von der Friedensgenoſſenſchaft des Volkes ein. Weiter aber geht das ältefte 
Recht in der Regel nicht, es überläßt es dem Zufall, ob Semand ben Fried⸗ 
Iojen Eränft oder tödtet, und trifft wol gar Anorduungen, um dem einftigen 
Genofſen die Flucht zu erleichtern. Nur in wenigen Fällen, wo bie Epiftenz 
der Geſammtheit felber in Frage geftellt wird ober die verlegten Götter nur 


ih Tac. Germ. c. 12. Grimm, R. U. ©. 745f. Waißz L 382f. 

10) Bol. hierüber und über das Folgende bei. Grimm, R. U. ©. 6227. 
Bilda, Strafr. ©. 224f. und Köftlin, dad german. Strafrecht i. d. 3. f. 
DR XIV. ©. 367f. 

7 Sicherlich unrichtig ift die Auffafiung Kemble's, Saxons I. ©. 270, 
das fredum fei eine „remuneration*, welche der Staat für eine Bemühungen 
ald von den Parteien gewählter „arbitrator* bezogen babe. Bgl. bagegen K. 
Maurer, Weberfh. III. ©. 32, Note. — Wilda, GStrafr. erflärt es als ein 
Mittel, „um des durch die Miffetbat verlorenen Friedens wieder theilhaft zu 
werden und fich dadurch die Berechtigung zu erwerben, durch die gejeplich beftimmte 
Buße feinen Gegner zu verfühnen.” Das ift aber nur die eine Seite des Sühn⸗ 
begriffö. Biel Aufſchluß giebt das fpätere friefifche Recht. Man vgl. die Stellen, 
wo eine Buße an das Volt — tha liodon — 80 fretha fällt. 3. B. v. Ridt- 
bofen, Réqu. ©. 34. 35. 63. 64. 65.7115 (C merka tha liodon to fretha and 
thet urjeld tha frionde) 115. 116. 117. 121 (thera lioda fretho and thes frana 
bon) 128. 157. 159. 176. 177. 180. 411. 456. 472. Ober die Stellen, wo der 
riede gebüßt werben fol in tha mens lande — ©. 384. 474. Daß aber hier- 
bei die Idee der Strafe waltele, zeigt z. B. ©. 62: nulla poena pacis debetur 
populo. Nicht, wie Grimm, R. 4. ©. 680 annimmt, der Gegenſatz, ſondern 
der Keim der öffentlichen Strafe ift die Buße. 
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durch ein blutiged Opfer verjähnt werben Binnen, ſpricht das Bolt ober fein 
Borftand das Todesurtel felbft aus und läßt es vollziehen! Aber kaum 
eigentliche Rechtſprechung ift dies"), die Gefammtheit ober ihr Yürft oder 
Priefter nehmen nur vor, was Jeder bußelos Tönnte, fie tödten ober opfern 


ben aus einem Volksgenoſſen zum Bolksfeinde gewordenen Friedlofen wie den 


kriegsgefangenen rechtlofen Feiud. Friedloſigkeit mußte zuerft auch dann ein- 
treten, wenn der Miffethäter unvermögend war die Buße zu zahlen, mit der 
Zeit aber wurde ihr eine andere Friedensfühne fubftituirt, und das ift die 
Öffentlihe Strafe”). Urfprünglih nur Surrogat, wird fie bald mehr und 
mehr unbedingt verhängt. Aber treu der urälteften und tiefften Idee ber 
germaniſchen Strafe. bleibt fie noch eine Sühne für den Bruch des genofien- 
ſchaftlichen Friedens, bis chriftlich-theologifche, Fränkifch- berrichaftliche und ro- 
maniſch⸗imperialiſtiſche Anfchauungen zufammen wirken, um dieſe Borftellung 
zn verdrängen"). 

Aber nicht blos eine Friedens. und Rechtsgemeinſchaft ift die Voͤlkerſchaft, 
fondern eine Genoſſenſchaft für die wichtigften Intereſſen des Lebens. In 
ihren Berfammlungen werden alle gemeinfamen Angelegenheiten berathen und 
beichloffen, Wahlen vorgenommen“), Mitglieder aufgenommen”). Sie ift 
eine fittlide und religidfe Genoffenfhaft mit nationalem Prieſterthum?) und 


"s, Tac. Germ. c. 12. W®aig I. S. 394f. Ueber die Beziehung zur Gott- 
beit und die Auffaffung ald Opfer Wilda, Strafr. ©. 155. Waitz L ©. 395. 
396. Direft jagt bekanntlich d. 1. Fris. add. 12 immolatur diis. 

19, Denn was Folge der Rechtlofigkeit ift, das iſt nicht mehr Recht, fondern 
Thatfächliched. Tödtung des Feindes ift Ausflug des durch Kein Recht gebundenen 
freien Willens, nicht Ausflug eines Tödtungsrehte. So kann man fireng ge 
nommen auch beim Sriedlofen nicht von einem Tödtungsrecht, fondern nur von 
Bußelofigkeit der Tödtung fprechen. Wer bier die Quelle der germanifchen Strafe 
fuchte, verlegte fie nicht in, fondern außer das Vollsrecht. 

20) Noch um 1200 heißt es in der 16. frief. Küre — Richthofen ©. 22: 
alle Frisa mugun hiara feitha mith tha fin chpja. Dann werden die Ausnah⸗ 
men angegeben unb ed wirb von bem, welcher wegen Unvermögens, die Buße zu 
zahlen, mit feinen Halfe (myt synen halse) büßen muß, gejagt: thenna jelde 
ki alle liuden te thonke thi ther hougat, — in einer anderen Handſchr.: 
efne jelt alle thi ther hongat, — Intein.: quia ille aeque solvet omni populo qui 
pendet, — niederſächſiſch: went he betaelt ‚geliken allen luden de hanghet. 
Dies iſt die alte germanifche Strafidee! Wer hängt, zahlt allem Volle die Sühne 
bes Volksfriedens! | 

21, Chriftlich⸗theologiſch: Reue und Beſſetung. Sräntifch-herrichaftlih: Züch 
tigung des Hof und Dienftrechte, daher Weberhandnehmen der Lebend- und Kör- 
perſtrafen. Römifch: obrigkeitliche Gtrafgewalt. 

=) Tac. Germ. c. 12. 22. 

2 Waitz I 331. Beſonders Wehrhaftmachung. 

29 Tac. Germ. c. 10... sacerdos civitatis. 
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nationalem Kultus. Ihre Verſammlungen find zugleich Berfammlungen für 
Opfer und feftlihe Gelage und ftehen unter dem bejonderen Schuß ber 
Sötter*). Ein höherer gebeiligter Friede umfaßt das verfammelte Bolk**), 
der Bertreter der Gottheit jelbft kündet ihu an und wahrt ihn?”), unb ver 
hängt bei feinem Bruch, wie auf Befehl der Götter, die Strafe. Diefer 
Dingfriede, der ältefte Sonberfride und das Borbild aller anderen, 
haftet weber an Zeit noch Ort, fondern am verfammelten Bolt jelbfi*), er 
ift eine Steigerung des genoſſenſchaftlichen Friedens, welde für defien Herrin 
und Schüberin, die Bollsgemeinde, da eintritt, wo diefe in ber Ausübung 
ihrer Machtfülle zur Erſcheinung kommt. Deshalb ſchuͤtzt er den freien Boll 
genoffen fogar anf dem Wege zur Berfammlung und auf dem Rückwege zur 
Heimat”), deshalb kommt er als Heerfriede in gleicher Weile tem Deere zu, 
das ja nur bas bewaffnete Bol ift?9). 

Endlich wird fih auch eine gewiſſe ölonomilcdhe Bedeutung ber älteften 
Bollögemeinde nicht abiprehen laſſen. Nicht nur batte fie als Geſammtheit 
unbewegliches und bewegliche Eigentbum?'), fondern fie übte auch bei. der 
Aufiedlung und Landvertbeilung einen entipreihenden Einfluß, fpäter eine 
oberfte Herrihaft über Grund und Boden aus”). 


2 Wilda, Gtldeuweien ©. 10. Deshalb in Heiligen Hainen oder anderen 
der @ötterverehrung gewibmeten Stätten. Grimm, R. U. ©. 798f. Landau, 
Zerriterin ©. 370, 

2 Bei. Wilde, Straft. ©. 233f. — 12. frieſ. Küre S. 20: thingfrethe 
den conventen der meenheyt. 

”, Tac. Germ. c. 11. 

”, Wilda, Strafe. ©. 234: „Wo bad Volk verfammelt war, war bie Gott- 
heit näher.” Mit Recht erflärt Wilde den Frieden für unabhängig von ber 
Etätte, mit Unrecht aber fagt er: „es war vielmehr Die durch die Dauer ber 
Verſammlung beftimmte Zeit, welcher der Friede zukam“ und leitet (©. 233) 
den Dingfrieden aus dem urfprünglichen Frieden hoher Feftzeiten her. Er wider 
fpricht fih felbft, beſonders wenn er ©. 288 gleiche Grundlage bed Heerfrie- 
dens behauptet. Stätte und Zeit waren vielmehr erft mittelbar höher befriedet. 

2) L. Fris. add. I. c. 1. Geſ. Cnats Schmid Il. 83. Müftringer 
Küren $ 4 ifretbo to tha thinge and fretho fon tha thinge,, Zivelgoer 
Küren $ 5. 8. (de warffrede des warves), Fredewolder Küren $ 10 b. Richt⸗ 
bofen ©. 110. 284f. 378. 

%#) Tac. Germ. c.7. L. Sal. emend. 64. $1. L. Sax. 5, 1. L. Fris. 17. 
1. L. Alam. 26. L. Bajur. 2, 4. $ 1. ef. Cnuts II. 61. L. Henr. I. 13. 
88 10.91. 12.83. rief. Küren b. Richthofen ©. 20. 70. — Grimm, 
R. A. S. 751. Wilde, Strafe. 230. 24. Baip I. 326. 

231, Jenes an dem Bolleland ivgl. 5 7 unten), dieſes nad Tac. au der Buße, 
die an die eivitas fält, — an equi, qui publice inlfo aus Gemeinmitteln) 
aluntur. 

”, Bgl. unten & 7f. 


34 Die freie Genofſenſchaft des alten Rechte. 


2) So ijt bie verfammelte Geſammtheit der freien Bollsgenoffen Trägerin 
des Volkefriedens, des Volksrechts, der Vollsgewalt. Aber fie ift nicht immer 
befjammen und bedarf doch au dann eines Bertreters ihrer Einheit nad 
außen nnd iumen, eines erften Genoffen, ber fie, wo es außer der Zeit noͤthig, 
beruft; fie bedarf auch wenn fie beifammen ift eines Führers, der bie Ber- 
fammlung leitet, das Heer zum und im Kriege führt, die Volksbeſchlüſſe vor- 
bereitet nnd ausführt, dem Gericht als Richter vorfteht. Heerführer- und 
Nichteramt daher, welche alle dieſe Befugniffe umfafjen, überträgt fie dur 
Wahl den edeljten und beiten Genofjen. Als Erfte unter den Genofien, als 
Fürften, treten dieje an die Spibe ter einzelnen Volksabtheilungen, — aber 
fie treten nicht über oder außer das Boll”). Wird über ben Fürſten „ber 
einzelnen Bolfsabtheilungen, wie died immer im Kriege durch Wahl eines 
Herzogs, bisweilen wol auch im Frieden durch Erhebung eines Vollerſchafts⸗ 
Fürften geichieht, ein Erfter des ganzen Volkes beftellt, jo ändert fi zunächfi 
mit der Ausdehnung nicht Berriff und Weien des Amts). Diefes aber ift 
eine von der Bolfeverfummlung ertheilte Bollmacht, weldye Daher zurüddgenommen 
werden kaun, jo lange fie aber beiteht, ein unantaftbares Recht giebt. “Der 
Fürft, als Nichter wie ald Heerführer, ift aber nicht etwa im heutigen Sinne 
ein Organ des Volle, durch welches dieſes als eine Einheit felber zur Er⸗ 
jdeinung kommt, ſondern er ijt ein Einzelner mit einer ihm ald Individuum 
übertragenen Gewalt und Befugniß. Es ift kein öffentlich rechtliches Amt, 
das er inne bat, ſondern ein privatrechtlihes Mandat. Das Boll bat bie 
Ausübung feines Rechts an ein von ihm verſchiedenes Rechtsfubjekt fortgegeben, 
nicht fih ein vornehmftes Organ feiner Einheit geichaffen ?). 


3) Die zahllofen Meinungsdifferenzen über das Weſen der principes des 
Zacitus |. 6. Waitz, Forſch. 3. D. Geſch. II. 385f. Verf. I. 220f. Gaupp, 
Anfiedl. ©. 114. LK. Maurer, Abel S. If. Landau, Ter. S. 245. Dahn 
. «1 76. Köpte, Königthum bei den Gothen S. 17f. Roth, Beneficiaf- 
weien ©. 8f. Betbmann-Hollweg, die Germanen vor der Bölterwand. 
©. 61. eo, Vorlef. I. 168f. Thudichum, der altdentiche Staat ©. 14 7c. 
Benn Eihhorn und Savigny fie mit dem Adel, Andere fie mit den Gefolge. 
berren identificiren, Andere fie mit den Königen weſentlich gleichftellen, fo tft fo 
viel nach Tacitus Mar, daß die gewählten principes ber pagi gleich den fpäte- 
ren frieſiſchen Sovorftänden republitanifche, nicht monardhifche Obrigkeiten, um 
modern zu jprechen, find. 

2) Kür das Vorhandenſein eines Gejammtfürften im Frieden Köpke ©. 15. 
23, Waitz I. 242, — dagegen Weiste, Grundl. ©. 64. Roth S.3. Beth⸗ 
mann-Hollweqn S.50. K. Maurer, Ueberſch. II. 433. Thudihum ©. 22. 
38. 53. Dahn I. ©. 9. — Byl. Caesar de b. G. VI, 23 u. Tac. Germ. c. 10 
(princeps civitatis), Ann. II, 7. 88. XI, 16 (princeps Chattorum). ebenfalls 
war ‚ein princeps civitatis noch Fein König, wie Wittmann will, wenn auch 
Vorſtufe zum Königthum. 

3, Davon ipäter. 
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3) Die Bollsgenoffenfchaft, welche jo bei den Germanen die Stelle eines 
Staates vertrat, war identiih mit ber Summe aller freien und wehrhaften 
Männer bes Volle, welche die durch fie vertretenen, in ihrem mundium befind- 
lichen Perſonen (Schubgenofjen) gleichzeitig repräjentirten. Das Genofjenreht 
war die Sreibeit, die Begriffe Freiheit und Vollksgenoſſenſchaft fielen jo jehr 
zuſammen, daß noch fpäter derſelbe Name das ganze Bolt und ben Stand 
der Freien (3. B. Franci, Alamanni) bezeichnete. Alle Freien waren als Ge 
noſſen cam fich gleich‘ berechtigt und gleich verpflichtet, denn Seber war zu 
gleichem Theile Mitträger, Mitbewahrer, Mitvertheidiger von Volksfrieden und 
Bollsredht. 

Alle anderen Drenichen, auch vom nächft verwandten Stamu, waren Un- 
genofien und entbehrten des Volksfriedens und Volksrechts. An fih daher 
war der Fremde rechtlos. Aber jo lange Freundſchaft zwiſchen jeinem Bolt 
und dem eigenen beitand, achtete und ſchützte man das fremte Recht, ſtellte 
den Fremben, der im’s Land kam, yuter beſonderen Schuß der Götter und 
der Bollsgemeinde, räumte ihm ein geheiligtes Gaftrecht ein, das ibm den 
Mangel des Vollsrechts erjeßte”). Anders, wenn er zum Feinde geworden. 
Daun mochte man ihn töbten, berauben, ober ald Knecht behalten und ver- 
wenden. Rechtlos, als ein Volksfremder, lebte der Knecht im Boll. Auch 
nicht einmal Schußgenofje war er urjpränglih, denn feinen Schub gewährt 
ihm das Bollerecht, nur den Herrn ſchützt es in jeinem Belig an ihm. Um⸗ 
gelehrt muß der Herr, wie für jein Vieh, für den Unfreien haften. Und 
nicht blos der Knecht allein verfällt diefem Geſchick, alle feine Nachkommen 
theilen es, denn fie alle find volklofremd, rechtlos. Kauf, Straf- und Schulb- 
Imedhtichaft, Selbftergebung u. ſ. w. kommen hinzu, und fo entfteht die ftets 
ih mehrende Klaffe der Unfreien, ber rechtloſen Leute. Aber fie find nicht 
Mitglieder der Bollsgenoffenfchaft, daher auch Fein Stand in ihr, jondern 
der Gegenſatz eines Standes”). 

Wenn nun aber fo zu irgend einer Zeit ein eigentlicher Stanbesbegriff 
nicht vorhanden war, fo hatten ſchon in vorbiftorifcher Zeit dieſe Berhältniffe 
fh. umzubilben begonnen. Ein Stand der Adligen über den Freien, ein 
Stand der Hörigen unter ihnen war entitanden oder doch in ber Bildung 


”%, Tac. Germ. c, 21. L. Burg. 38, 1. 2. 6. Cap. I. d. a. 802. V.d. 803. 
e. 16. Grimm, R. U. ©. 39. Maurer, Einl. S. 165f. — Ueber die ſpä⸗ 
teren Refte des Gaftrechts (Recht des Neijenden, einige Früchte zu pflüden — 
l. Rothar c. 308 — einige Zifche zu fangen, feine Thiere am Wege weiden zu 
Infien, Holz zur Ausbeſſerung ſeines Geſchirrs zu nehmen u. f. w.) Grimm L c. 
©. 400f. Maurer, Einf. ©. 165f. Markenv. E. 193. Dorfv. I. ©. 330f. 

” Tac. Germ. ce. 24. 25. Kindlinger, Geſchichte ber Hörigkeit. Eich⸗ 
horn, R. ©. 8 15. Grimm, R. % ©. 301. Kemble I. 185. Gaupp, 
Aufiedi. S. 15. Waitz J. 182f. Zöpfl 5 24f. K.Maurer, kit. Ueberſch. I. 
05. Maurer, Fronh. I. ©. 6f. 
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begriffen und bamit in bie alte einheitliche Vollegenoſſenſchaft der Keim ihrer 
Auflöfung in Standesgenofienfchaften getragen. 

a. Tief wurzelte im germanifchen Gemüth ber Glaube, daß mit dem 
Blute die Eigenfchaften des Körpers und ver Seele fortgepflanzt würben. 
Höher ehrte man daher die Nachkommen hervorragender Männer, gerechter 
Richter, tapferer Heerführer, und erflärte umgekehrt gern perſöuliche Bor- 
züge dur) eble, von der Sage bis zu den Göttern hinaufgeführte Abftam- 
mung. Gern nahm das Volk feine Richter und Heerführer aus den Söhuen 
berer, die es ruhmvoll geleitet, und hielt erft, wenn unter ihnen fein Tauglicher 
ih fand, — bei den einfachen Anforderungen jener Zeit gewiß ein feltener 
Gall, — unter den anderen Volksgenoſſen Umſchau. In unmittelbarer Wedhiel- 
wirkung gab das neue Amt neue Gelegenheit zu Auszeihnung, neue Macht, 
nenen Glanz der Familie. Mit der eintretenden Ungleichheit bes Befikes 
kam der Reihthum zur Macht und aus der Macht folgte größerer Reichthum. 
Auch der Beſitz aber vererbte fich im Geſchlecht. So mußten denn nothwendig 
in deu freien Bollögenofjenichaften der Germanen Geſchlechter fi Bilden, 
weldhe als erfte des Volles ibm Richter und Heerführer, vielleicht auch bie 
Priefter gaben, welche ein höheres Anſehen genofien, deren Abftanımung 
die Sage mit bejonderem Glanz verknüpfte, denen zuzugehören Vorzug unb 
Ehre war. Edel, das heißt vollsgeichledhtig, war zwar am fich jeber Freie, 
aber man fah nun einzelne Geſchlechter als edler an, man betrachtete enblich 
nur noch die erften Geſchlechter des Volkes als vorzugsweiſe edel, als geichlechtig 
zer’ Koyiv.- WRechtövorzüge Enüpften fih daran zunaͤchſt nit, nur eine 
höhere Ehre und eine vorzugsweiſe Befähigung zur Derrichaft gab ber Adel. 
Kaum daß zu Tacitus Zeit eine beftimmte Grenze die edlen und bie nur 
freien Geſchlechter ſchied; wie jener mehr, dieſer minder tapfer ober beredt 
jo wurde jener mehr, diefer minder ablig genannt. Die genoſſenſchaftliche 
BDerfaffung war alfo damit nicht durchbrochen. 

Aber im Laufe der Zeit tritt eine ſtändiſche Abfchliefung ein. Cine 
geihloffene Zahl von Geſchlechtern ftellt fich als allein edel feft, Tein neues 
vermag mehr aus dem Dunkel zu gleichem Glanz emporzufteigen. Durch das 
Herlommen werden ans faktiſchen Vorzügen Vorrechte im öffentlichen und 
privaten Recht, der Adel wirb emblih innerhalb der Volksgenoſſenſchaft eine 
bejondere, ein eigenes Standesrecht entwickelnde Stanbesgenofienfchaft und die 
alte Volksgenofſenſchaft ift aus einer einheitlichen zu einer zweigliebrigen Ge⸗ 
noſſenſchaft geworden. Auch hierbei aber bleibt die genoffenfchaftlihe Grund⸗ 
lage beitehen; Edle und Freie find, fofern fie Volksgenoſſen find, gleich, und 
jene find nur überdies Standesgenoffen in Folge einer ihnen vom Volle felbjt 
gefpendeten höheren Ehre, eines ihnen durch das Bolförecht felbft gewährten 
befonderen Rechtskreiſes. 

Erst als diejer alte Boltsadel (ber fogenannte Uradel) dem Königthum 
erlag, indem nur das koͤnigliche Gefchleht anf die Dauer ablig im alten Sinne 


kl > me _ 1 LU. 2 —N⸗ 


5 4. Die Bollögenoffenfchaft. 37 


bleiben Eonnte, aller übrige Adel aber in dem Begriffe des Dieuftabels, 
defien Borzug auf der vom König gefpenbeten Ehre berubte, untergieng, trat 
die Idee bes Adels in einen direkten Gegenfab zu ber Idee der genofienihaft- 
lichen Grundlage des Gemeinwejens ). 


2), Bekanntlich ift die Frage nach Urfprung und Weſen des germaniichen 
Urabelö ſehr Tontroverd. Bgl. Savignuy, Verm. Schr. Bd. 4. 8. Maurer, 
über dad Weſen des älteften Adels, beſ. S. 4—19. Eichhorn, R. G. 5 14. 
Phillips, D. G. J. 11 R. G. 5 34. Laudau, Terr. ©. 332f. Löher, 
3. f. vaterl. Geſch. Bd. 13. S. 77f. Thudichnm, Staat ©. 76f. Zöpflg 7, 
Gaupp, Anſiedl. 115. Grimm, R. A. 261f. Wittnann L c. s6f. 
Kemble J. 122f. Baig I 118f. Walter, R. G. 89 Schulte, R. ©. 
3 12. Daniels, R. G. J. ©. 325f. Bald fieht man einen wahren Geburts⸗ 
ſtand in ihm, ohne doch Vorrechte nachweiſen zu Tönnen, was eine eontradictio 
in adjecto iſt; bald legt man ibm Vorrechte im Strafrecht und Eherecht ſchon 
für bie ältefte Zeit bei, was unerwielen bleibt, ober als politifches Vorrecht 
bie alleinige Fähigkeit zum Königihum, was dann ben Abel im freien Staal gar 
nicht charalterifirt. Beichränkung bes Adels auf das Koͤnigsgeſchlecht, Iden⸗ 
tificirung des Adels mit den Folgern, fo daß ed uur Dienftabel gegeben Hätte, 
oder umgelehrt mit den Gefolgäherren, Verbindung mit dem Sriefterthum, 
Stanmesverſchiedenheit, größerer Grundbefig, — das Alles ift behanptet und 
widerlegt worden. Kaum bleibt etwas Anderes übrig, ale, für die tacitelfdhe 
Zeit wenigftens, den Adel uoch für feinen Stand, fondern für eine hoch geach⸗ 
tete Eigeufchaft zu erflären. Hierfür fpricht, während ſich für das Vorhanden⸗ 
fein eines abgefchloffenen Adelsſtandes nichts Meberzeugendes beibringen läßt, bie 
Art und Weife, wie in älterer Zeit vom Abel als einer perfönlichen, meßbaren, 
in verfhiebenem Grade vorhandenen Eigenfchaft die Rebe if. So Germ. c. 11: 
ter, Kriegsruhm, Berebjamleit werden mit dem del gleiharlig erwähnt, 
alle diefe Eigenfchaften mit prout ale meßbar bezeichnet. In c. 18 ib.: Alter 
und neuer Adel, insignis nobilitas aut magna patrum merita Hist. IV, 12: 
nobilissimi popularium. Ib. IV, 55: nobilitate opibusque ante alios regium 
illi genus et pace belloque clara origo. Gregor Tur. II, 9: de prima et ut 
ita dico nobiliori suorum familia. Jordanis c: 29: secunda nobilitas. Endlich 
iR 5. Tac.: „duces ex virtute reges ex nobilitate sumunt* nicht aus dem Abel, 
fondern nach dem Abel, mit Berudfichtigung edler Abkunft, zu überfegen, wie 
bie Gleichftellung mit ex virtute beweift. Immer erfcheint hier edle Abkunft als 
ein Vorzug, von einer geichloffenen Zahl von Abelögefchlechtern ift nicht die 
Rede. Mit diefer Auffaffung ftimmt ferner, daß, wo Königthum entftand, der 
Begriff des Adels ſich oft anf das Königsgeichledht einſchränkte, weil nur noch 
aus ibm ein wahrer Volksherrſcher hervorgieng, immer aber man mit dem Ra- 
men bed alten Adels ſparſam war, weil dad Bolt feine Fürften aus wenigen Ge⸗ 
ſchlechtern nahm; daß umgekehrt gerade bei länger währender freier Berfaffung 
— wie bei Friefen und Sachſen — der Adel ſich am entichiedenften ald Stand 
abzufchließen vermochte. Endlich erflärt Die Annahme, daß der Urfprung des Ur- 
adels in der vom Bolt freiwillig auf die Nachkommen der höher geehrten Männer 
gelentten Wahl zu den Aemtern gelegen habe, allein die urjprünglich geringe, all- 
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b. Bährend fo ter Adel über die Freien trat, hoben fi) auf ber anderen 
Seite aus tem Zuſtande ter Rechtlofigleit einzelne Klaffen von Unfreien in 
verichiedenen Abftufungen zu einem Zwifchenzuftande zwifchen Freiheit und Un- 
freiheit empor und traten endlich als minderberechtigte Genoſſen in ben Volks⸗ 
verband ein”). Dies war zunächſt durch Freilafſung möglid; fie machte 
zuerft nur zum Schubgenoffen, jo daß der Sreigelaffene im mundium des Herrn 
blieb): e8 war aber möglich, daß die ganze Volksgemeinde, und wo Könige- 
herrſchaft beitant, der König das mundium übernahm‘). Dann gehörte ver 
Freigelaffene nicht mehr blos durch das Mittel eines einzelnen Genoflen, ſondern 
unmittelbar zum Boll. In ein jehr ähnliches Verhältniß nun kamen ſchon 
in früher Zeit, beſonders aber in Folge vermehrter Eroberungen und Lant- 
nahmen, gröhere Bruchtheile der Völfer, wenn das fiegende Volk tie Bebauer 
des Bodens nicht rechtlos machte, fondern als eine Klaffe dienender Schutz⸗ 
genoffen in fih aufnahm. So vermuthli entjtanden zuerft jene zahlreichen 
Klaffen von Hörigen und Halbfreien®), die, mit den verichieenften Namen 
bezeichnet) und in der verichietenften Lage befindlich, doch darin fich glichen, 
daß fie, ohne Vollgenofien zu fein, unter dem Schutz des Volksrechts ſtanden. 
Als minderberechtigte Genoffen konnten fie Waffen- und Fehderecht, Samilien- 
recht und Vermoͤgensrechte haben: politiiches Recht aber hatten fie nicht, fie 
waren unfähig zu echtem Eigen, und fie hatten einen Herrn, in deſſen mun- 
dium fie ftanten), zu tefien Hausverband fie gehörten, mit dem fie zum 
Kriege zogen, dem fie Dienfte und Abgaben leifteten. Nun war es aber aud) 
hier möglich, daß nicht einzelne Genoſſen die Herren ber einzelnen Liten waren, 
jontern die Geſammtheit des Volkes fih als Herrin des gefammten Litenftanbes 
betrachtete, oder daß doch die Herrichaft Einzelner die Liten von einer gleich 


mälig wachiende Bedeutung des Adels. Analogien für das Herauswachſen eines 
Geſchlechtsadels aus demofratifcher Berfafjung bieten zahlreiche Stadtgeſchichten 
aller Zeiten und Bölter. 

3) Bol. bei. Eihhorn 8 49 n. 3. f. geichichtl. Rechtswifl. J. S. 158F. 
Gaupp, Anfiedl. ©. 166f. Waig I. ©. 173f. Kemble I. 185f. Maurer, 
Fronh. I. 12—112. K. Maurer, Adel ©. 22. 28. 33. 46. 57—73. 108. 110. 
114. 129. Ueberſch. 1.419f. Bluntfhli, Staats: u. Rechtsgeſch. v. Züri I. 
€. 42f. Zöpfl $ 10. Grimm, R. A. S. 300f. 

“, Daß der Freigelafiene feine aktiven Freiheitsrechte erlangte, liegt in den 
Worten des Tac. Germ. c. 25: liberti non multum supra servos sunt, raro 
aliquid momentum in domo, nunguam in civilale. 

“, Solche Liberten werden ed geweſen fein, die nady Germ. c. 25 bisweilen 
im Königedienft über Freie und Edle ftiegen. 

“2, Grimm, RR. © 331f. Eichhorn 8 51. Beftritten iſt, ob fie [don 
zu ftaciteifcher Zeit vorhanden waren. Gaupp, Zöpfl und Walter läugnen ee. 
, Als Liten, Laten, Lazzen, aldiones, Parleute, liberti, frilas u. f. w. 

4, Maurer, Fronh. I. S. 22f., wo Waitz, der 1. ©. 177 das mundium 
beftreitet, widerlegt wird. 
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zeitigen unmittelbaren Xheilnahme am Bollsverbande für einzelne Beziehungen 
nicht ausſchloß. Dann war, während bis dahin nur eine Erweiterung ter 
einzelnen Oausverbände und damit der mittelbaren Genoffen vorgelegen hatte, 
eine beſondere minderberehtigte, minderfreie Genofjenfhaft, eine Standes 
genofjenfchaft im Volke begründet. Das Bolt war aljo auch bier ans einer 
einheitlichen eine zweigliebrige, ober wenn ein Abel vorhanden war, eine brei- 
gliedrige Genofſenſchaft geworben, eine tripartita gens, wie und dies von ben 
Sachſen beridtet wirb *). 

In eine nicht unähnlide Stellung wurben auch von ben auf rönifchen 
Boden verpflanzten Bölterjhaften die freien Römer gebradyt*). Nirgend, 
jelbft nicht kei Oftgothen und Burgundern, nahm man fie in die Bollgenoffen- 
ſchaft der freien Germanen auf. Theodorichs Verſuch, Gothen und Römer zu 
Einem Bolt zu verichmelzen, fteht vereinzelt da: im Allgemeinen blieb bas 
eroberube Bolt, was es geweien, eine in fich abgefchloffene, nach eigenem Recht 
lebende Genofienfchaft, nnd übernahm nur daneben eine Schutzherrſchaft über 
die Geſammtheit der Römer als eine ihr verbundene, aber erft in einem wei 
teren Sinne zum Volk gehörige befondere Genoffenihaft. Hier wie überall 
trat an die Stelle der Volksgeſammtheit dann fpäter der König und wurde 
aus eigenem Rechte Schutzherr der Römer *”). 

Wo nun aber jo die eigentliche Bolksgenofienihaft der Freien einen fie 
an Zahl um Vieles übertreffenden Kreis von Schußverbundenen neben ſich 
hatte, mußte offenbar das Weſen der alten Genofjenfhaft ſich völlig verändern 
und miehr und mehr mußte die Idee, daß fie die Grundlage aller Einrichtungen 
des Bolles ſei, unhaltbar werden. Denn in Wahrheit. war fie nicht mehr das 
Bolt, fondern ein Bruchtbeil des Volles; fie jelber war zu einer Standes⸗ 
genofienfchaft geworben und überließ die das gefammte Bolt umfaflende Rechte 
und Berfaffungsbildung einem anderen Princip, zu beflen Trägern ſich die 
Könige machten. 


85. Die Theilgenoffenihaften der Boltsgemeinde. 


Zu teiner Zeit war die Bollsgenoffenfchaft ein ungegliebertes Ganze. In 
ihr ftanden die Sippen und feit der Anfieblung Die Markgemeinden als engfte 





*, Hucbald vita Lebuini. SS. II. ©. 361. 

“, Bol. bei. Gaupp, Anfieblungen. Eichhorn 8 25°. Savigny, Geld. 
des r. R im M. 9. J. 254f. Phillips, D. G. S. 404f. Zöpftg ıı. 
Waitz I. 24. 177f. Maurer, Fronh. I. ©. 70f. 

“7 As Schuphörige hatten die Römer bei den Franken nnd Langobarden 
gleiches Wergeld mit den Liten. Cheverbote zwiichen Römern und Germanen 
galten urfprünglich bei ben Weſtgothen; ungleich war die Ehe bei Ripuariern, 
Langobarden, Burgundern. Kein vollfreied germaniiches Eigen und deshalb mit 
Grundfienern belaftet war auch der angeiehenften römiſchen possessores Ae 
fibthum. 
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Genoffenihaften. Zwiſchen diefen nnd der Geſammtheit aber gab es mittlere 
Berbände, die ald bejondere Genofjenfchaften organifirt waren und bie Grund- 
lage der Geſammwerfaffung bildeten. 

1) Saft bei allen germanifchen Stämmen fcheint die bezeichnete Stelle 
von einer nicht nur dem Weien, fondern auch dem Namen nady gleichmäßigen 
Organifation eingenommen zu fein, bie auch nad der Entftehung größerer 
Böller immer ein wichtiges Volkeglied bildete: der Hundertihaft. Bon 
Säfar und Tacitus unter Deimengung leicht erBlärlicher Mifwerftäubnifie er- 
wähnt?!), tritt fie fpäter überall in einer auf hohes Alterthum zurückdeutenden 
Weile, nad) Umfang und Größe verſchieden, an Bedeutung gleich *3 
Ihr entſpricht ein Gebiet — der pagus bed Tacitus“), — welches, weil 
die Verdinglichung aller Lebensverhältnifſe bei den Germanen von unten auf 
begann, inniger jhon, als bas Land mit dem Volk, mit ihrem Begriff verknüpft 
ift, ja ſchon nach der Völkerwanderung fo ſehr fie bedingt und be, 
jtimmt, daß jet felbft der Name der Ounbertichaft zunächft einen Landestheil 
und mittelbar erft den dazu gehörigen Perfonen-Subegriff bezeichnet‘). Alles 


», Tac. Germ. c. 12. Die centeni comites werden von Savigny I. 256. 
Weiste, Grundl. S. 8 Sadsje ©. 12. v. Sybel ©. 73. Thudichum 
©. 30f. Waiß L 154 wol richtig als bie Hundertſchaft felbft erflärt. Ein 
größeres Mißverſtändniß muthet man dem Zacitus zu, wenn man mit Landau, 
Terr. ©. 310 die Gentenare darunter verfteht. — Bgl. Germ. c. 6. — Höchſt 
wahrfcheinlich find auch Die 100 Gaue der Sueven — Caesar I, 87. IV, 1. — und 
der Semnonen — Germ. c. 89 — nichtö als Hunbertichaften. Grimm, R. A. ©. 582. 
Landau L c. S. 191. Waißz ©. 158. Maurer, Einl. ©. 46 hält fie für 
Dörfer. 

3, Centenae bei Franken — Baip, das alte R. ©. 1%. Berf. IL 26. 
274f., Zöpfl ©. 425 ſpricht fie den Gegenden um bie Loire für die ältere Zeit 
ab. Huntari ber Aamannın — Grimm, R 4. ©. 532. Hunbidhaften 
am Niederrhein — Lacombl., Arch. 1. 209. Grimm, R. 4 ©. 756 und in 
Baiern — Randan, Tem. 3 191. Hundari u. herad in Skandinavien — 
Grimm, R. 4 ©. 538. Waitz L 150. Hundrede resp. waepengetake bei 
ben Angelſachſen. — 8. Manrer, Ueberid. I. 73—80. Schmid, Gloffar ©. 613. 
614. Bei Sachen unb Friefen entipricht ber ga oder go. Am Niederrhein follen 
nad Landau ©. 191 bie Feesten, in Süddeutſchland pagellus und bara gleich⸗ 
fteben. — Bol. au Thudichum, Gau. und Mario. ©. If. 

5 Meiste, Grundl. ©. 6f. 

*, So in ben angelſächſ. Gef., bei. aber in ben Urkunden b. Kemble, Cod. 
diplom., wo indeß doch immer auch die Gerichtönerfammlung hundred heißt, 
3. B. Const. de hundredis pr. u. c. 3b. Shmib ©. 182. c.8. S. 41 — 
oder der Inbegriff ber Genoffen, 3. B. const. cit. c. 2. 3. 5f. ©. 184. c. 51. 
81. ©.457. So wird auch fpäter überall noch Gentene, Zent, Hundſchaft u. f. w: 
promiscue für Land und für Leure gebraucht. 3. B. Url. v. 1822 5. Lacombl. 
Archiv L 276: congregatio kuminum dicta Hunschaft, v. 1164 b. Günther, 
Cod. Rheno-Mos. I, 381: homines de sua hunnaria. 
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aber weift darauf bin, daß nicht eine Eintheilung des Landes in geographiſche 
Bezirkes), fonbern eine uralte Glieberung bes Bolles Duelle dieſer Verbände 
war. Der Zablname, der übrigens wol nicht nur zu Tacitus Zeit, wie dieſer 
glaubt“), fondern von Anfang an mehr Name als Begriff war und eine mm 
beftimmt große Bielbeit zwifchen dem Einzelnen und ber Allheit ber Genoffen 
ausdrüden follte?), die Gliederung bes Heeres und Gerichts nach Hundert⸗ 
ſchaften auch auf der Wanderung bes Volkes, bie beftimmten Anzeichen, 
welche wir bafür haben, daß vielfach die Anfieblungen von vorher ſchon ver- 
bundenen Hundertſchaften ausgingen®), — dies Alles zeigt, daß die Hunbert- 
fchaften uralte Friedens und Rechtögenofienfchaften von einft rein perjäulicher 
Grundlage geweien waren. 

Wie die Hundertichaften entfianden find, ob aus Erweiterung bes 
Geſchlechts vor oder nad) der Bildung von Bölferfchaften, ob umgekehrt ans 
Gliedernngen der einft unr in Sippen zerfallenben Völkerſchaft, und wenn 


% Dies nimmt für England noch Schmid, Glofſar ©. 613 an. Dadurch 
entftehen dann künſtliche Schwierigkeiten, indem man das Gebiet nach 100 ⸗der 
etwa 100 Hufen beftimmen will u. f. w. 

% Germ. c. 6. 

?) Die Bebeutung ber Zahlnamen, auf deren Erflärung Manche ganz ver 
zichten (4. DB. Phillips, Angelſ. Geh. S. 82) iſt fehr beftritten. Sind bie 
Anfichten, welche Tünftliche Bereine für Sriedensverbärgung (Leo, Bectitud. 
©. 176f.) ober Bezirke von 100 Hufen (Grimm, R. U. ©. 533f.) darin fahen, 
fett Eichhorn (5 28) und Waizß widerlegt; ift es ficher, daß uralte perfönliche 
Bolte- und Heeresabtheilungen vorlagen, die durch die Anfieblung territorial wur- 
ben (nad) 8. Maurersd Annahme, Neberfh. L ©. 79. 80, wären fie fchon vor 
ber Böllerwanberung territorial gewefen, in diefer aber wieder zum Bewußtjein 
ihrer perfönlichen Grundlage erwacht): jo nimmt man boch noch faft allgemein 
ein urfprünglich wirklich entfprechendes Zahlverhältuig an. Dies führt dann zu 
jenem inneren Wiberfprucdy, der z. B. in den beiden von Waiß I ©. 165 auf 
geftellten Sägen liegt: die Hundertfchaft fei eine der „Erundlagen, auf denen das 
Leben des Volks fit von Anfang an entwidelt hat”, — und: „fie bat etwas 
Gemachtes, Mechantfches an fi. Sie ift eine Abtheilung bed Volls unb Staats 
für beftimmte Zwede“ Auch die Hunbdertichaftsgenofienfchaften find nicht 
— am mwenigften von oben ber — gemacht, fonbern geworden. Es find bie 
in natürlicher Bildung über den Gefchlechtern und unter bem Bolt entftandenen 
Glieder, die fih gegen jene wie Sippenvereine, gegen biefes wie Stammesver⸗ 
bände verhalten. Den Ramen aber legte ihnen ein Zeitalter bei, das zwifchen 
den Sondernamen der einzelnen Gefchlechter und ber Bezeichnung für die Allheit 
ber freien Leute eine unbeſtimmte, nur ungefähr zu bemefiende Vielheit am paf- 
jendften mit demjenigen Zahlnamen zu benennen glaubte, ber im Sinne der Na⸗ 
turwölter mehr das Aufhören des genauen Zählens, als eine ungbänberliche Zahl 
ansdrüdt. 

% Bol. $ 7. 
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das Letztere der Zall, ob durch natürliche Verzweigung und Sonberung, ob 
vielmehr durch bewußte Eintheilung der Männer für Heer und Berfammtlung: 
dies Alles läßt ſich mit Sicherheit nicht beantworten. Wahrſcheinlich nur ift, 
daß fie zu feiner Zeit auf willfürlicher, mechanifcher Abzählung beruht haben, 
jondern ald organifche, mit eigenem Leben begabte Genofſſenſchaften entftanden, 
mochten fie nun aus einer Erweiterung bed Bandes ber Blutsfreundichaft zum 
Bande der Volksfreundſchaft, oder mochten fie aus einer Berengerung bes 
Bandes der Bollsfreuntihaft zum Bande der Stammesfreundichaft hewor⸗ 
geben. Sicher jedenfalls ift, daß, als fie uns in der Gefchichte zuerft begegnen, 
fie eigene Genoſſenſchaften find, welche aus fich felkft, nicht aus dem Willen 
und der Anorbnung einer höheren Geſammtheit ihre Eriftenz, ihre Verbindung, 
ihren Frieden und ihr Recht ſchoͤpfen. Für die gemeinfamen Angelegeuheiten 
der ganzen Volkerſchaft freilich ericheinen fie nur als abhängige Glieder bes 
Geſammtkoͤrpers, — eine Vollseinheit, Feine bloße Bundesgenoffenichaft, zwingt 
fie zufammen®): in ihren eigenen Angelegenheiten find fie Ganze für ſich, 
deren Berfaffung die Bolksverfaffung im Kleinen wieberhelt, find Friedens 
und Rechtögenofjenichaften, feine Berwaltungsbezirte. Auch bie Hunbertichaft 
kommt in der Berfammlung aller Bollgenoffen zur Ericheinung, welche ein 
getreues Abbild der größeren Berfammlung ift, nur häufiger zufammentritt '*), 
fich mit den Dingen des täglichen Lebens eingehender beichäftigt, die allgemeinen 
Angelegenheiten dagegen, die wichtigften Rechtsſachen, Friedloserklärung nnd 
Todesurtel ''), die dad ganze Bolt angehenden Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit, 
die Streitigkeiten der Gentenen untereinander u. j. w. ber großen -Bolte- 
verfammlung überlaffen muß. Für ihren Kreis ſchafft und wahrt fi die 
Hundertichaft felber ihr Recht. Weber alle nur fie und nicht das ganze Bolt 
betreffenden Angelegenheiten verhandelt fie volltommen ſelbftändig. Ausgebehnt 
ift ihre gerichtliche Bedeutung: alle Streitigkeiten ihrer Genofſen untereinander, 
geringere Bergeben, und bie nur ben Yamilienftand oder den Grundbeſitz 
ändernden Rechtöhanblungen gehörten vermuthlidh vor fie!), fo daß fie dem 


9 Als blos föderativ verbundene Gemeinweſen ftellt Gemeiner die Een- 
tenen bar. 

10 Bei den Salfranten wöchentlih. Waitz, das alte Recht S. 144. Bei 
den Alamannen wöchentlich, quando pax parva est; quando autem melior est, 
post 14 noctis conventus fiat in omni centina. L. Alam. Hloth. 36. Aehnl. 
l. Bajuv. II, 14 monatlich oder halbmonatlich. DB. den Angelfachfen alle 4 Wochen 
Schmid ©. 613. 

11) Tac. Germ. c. 13. 

2 So Waitz ©. 333; das falifhe Recht S. 144f. — Die Kompetenz- 
grenze, wenn foldye überhaupt genau gezogen war, zu ermitteln, ift unmöglich. 
Unentfchieden muß auch bleiben, ob und wann Berufung zuläffig war. Das 
angelfächfifche hundredes-gemot übte ftreitige (Gef: Edgars I, 7. Cnuts II, 19, 
Wilh, 1, 44) wie freiwillige (Geſ. Edgars IV, 3. 5. 8. 10. Anh. XI, Gerichte- 
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Tacitus als Das eigentliche Gericht erihien’?). Gleich jeder alten Genoffen- 
ſchaft wählt fie ihren Borftant, doch ſchon nach Tacitus Bericht in der 
größeren Berfammlung unter deren Auffiht und Beſtätigung!“). Diefer Bor- 
ftand ift ein genoffenfchaftlicher Zürft, ber Leiter der Berfammlung, der 
Vollſtrecker der Beichlüffe, vor Allem aber der Richter im altgermaniichen 
Sinn, während Rehtfindung und Gerichtshoheit bei der Geſammtheit find *). 
Er beruft die Hunderte, führt fie zur Berfammlung und zum Heer, ift im 
Heer ihr Anführer. Er vertritt aber auch die Hunderte nad) außen, jo daß 
die Gefammtheit der Hundertichaftsfürften einer Voͤlkerſchaft in gemeinichaftlicher 
Zufammentunft als ein republifanifches Kolleg die minder wichtigen Geſchaͤfte 
erledigt, wichtigere voraus beräth und für bie Volksverſammlung bereitet 1°). 
Nach Hundertſchaften orbnet fi) die Berfammlung und das Heer; nach Hunderi⸗ 
wird das Sand vertheilt und befiedelt, und die Hundertſchaft wird 
daher mit der Anfieblung zugleich eine Mart- und Birthichaftsgemeinde, 
eine Bebentung, tie fie bis in fpäte Zeiten mitunter beitehält”). In Allem 
fo eine germanifche Genofienfhaft, ftand die Hunbertichaft oder ber ihr ent- 
iprechende go als eine lebendige Stammesgemeinde über den Geſchlechtern, um 
allmälig zur Bezirksgemeinde über den Ortögemeinden zu werben und als 
ſolche noch lange auch in ben größeren Dolls. und Reichsbildungen in mehr 
ober minder jelbftändiger Haltung fortzubeftehen. 
2) Eine Bliederung der Hundertichaften in engere Genoſſenſchaften außer 
Sippen und Ortögemeinden ift unerweitlih. Weder gab es in älterer Zeit 
Zehntichaften zwifchen Hunderte und Bauerſchaft, noch fiel Die letztere felber 


barkeit, hier aber Tam die eigenthümliche polizeiliche Bedeutung des hundred, 
die Pflicht, Diebe zu verfolgen, und für die Stellung ber Mitglieder vor Gericht 
einzuftehen (Geſ. Edg. I, 5. Cnut II, 20. Henr. 8 $ 2. Wilh. I, 22. III, 3) 
hinzu. 

ı#, Tac. Germ. c. 12. 

s So legen Sybel ©. 78, Thudichum, Staat S. 7 unb Andere Germ. 
e. 12 aus; anders Waiß ©. 252 und mit ihm die Meiften, welche Wahl des 
ganzen Volkes annehmen. Jedenfalls ift hier fchon bie Wurzel bed fpäteren 
Töniglichen Ernennungsrechts bei Gau⸗ und Bentgrafen zu erkennen. 

15, Tac. Germ. c. 12. Mit Recht findet Saviguy I. ©. 256 bier ſchon 
die fpäter überall hervortretende Scheidung von Richteramt . und Urtelfindung. 
Jenes liegt im jura reddere der principes; die Hundertichaftönerfammlung jelber 
ift „consilium et auctoritas“, wobei consilium auf die Urtelfindung hindeutet 
(do Gemeiner, Gentenen S. 88f.), auctoritas aber (worin Gemeiner die Mit- 
wirfung bei Bollftredung des Urtels finden will) die Damals noch der Gemeinde 
felber zuftehende nnd ihr erft durch das Königthum genommene Gerichtehoheit 
anzeigt. 

ı*, Tac. Germ. c. 11. Aehnliche Berhättnifie ſpäter in Dithmarſchen und 
zum Theil in Friesland. = 

m) Bel. 7. 
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unter den Begriff einer Zehntfchaft, noch ift gar an perjönlidhe Zehntgenofſen⸗ 
ſchaften vor der Anfiedlung zu denken. Wol bat. man fpäter auf adminiftra⸗ 
tivem Wege aus verfchiedenen Gründen Zehumänner- Bereine gebilbet, ober 
Hundertſchaften territorial in Bezirke getheilt, die man nach Analogie jener 
Zehntichaften nannte, ober in Heer und Gericht die Unterbeamten der Gentenare 
als Dekane bezeichnet: an eine aus dem Volle jelber entfprungene und feine 
Gliederung gleich der Hundertſchafts⸗Eintheilung beftimmende genofjenfchaftliche 
Bildung diefer Art ift nicht im Entfernteften gu denken. Kaum daß fpäter 
vereinzelt Dörfer und Banerichaften einmal im Verhältniß zu den Hunderi⸗ 
ſchaften als Zehntichaften gebacht wurden '*). 

3) Ehenfowenig gab es eine Genofſenſchaft zwiſchen Hundertſchaft und 
Võolkerſchaft. Adminiftrative Eintheilungen des Heeres in Yünfhunbert- und 
Tauſendſchaften unter befonderen Führern, wie fie bei ben Gothen vorlommen :9), 
und die fpäteren Bezirks⸗Eintheilungen des Landes fließen aus einem der Ge 
nofienfchaft durchaus entgegengeiehten Princip und haben weder innere noch 
änere Achnlichteit mit den. Hundertichaften. ine nähere Beziehung einzelner 
Dunderiſchaften innerhalb der Bölkerfchaft zu einander mag vorgelommen fein), 
jelbftändige genofjenfchaftliche Einheiten aber haben fich daraus nirgenb entwickelt. 
Wol aber trat in Folge der Erweiterung ber Völkerfhaften zu größeren Bolke- 
gemeinden die überaus wichtige Veränderung ein, daß nunmehr die alte Bolts- 
genofienichaft felber zur Xheilgenofienfchaft des Volles wurde. So entſtand 
die Gaugenoſſenſchaft, die Scirgenoſſenſchaft der Angeljachien, die 
Fylkgenofſenſchaft Norwegens?). Als eine auf enger perjönlicher Verbindung 
berubende, daneben aber freilich, ſchon mit einem beftimmten Gebiet verknüpfte 
Genofienichaft behielt die Gaugemeinde eine jelbftändige politifche, rechtliche, gericht- 
liche und fittliche Bedeutung, aber fie gab alle allgemeinen Angelegenheiten an 
das Sejammivolt und feinen Repräfentanten, den König, ab. Sie blieb ein 
Ganzes für fi und warb zugleich Glied eines größeren Gauzen. Mehr und 

” Bol. bei. Weiste, Grand. ©. 15f. v. Sybel ©. 38. Lacombl, 
Archiv ©. 222. Sachsſe, Grundl. S. 240f. Landbau, Ter. ©. 193f. NR 
mentlih aber Waiß I. 167. 424f. II. 273. 417. Am weiteften in der Kon- 
ftrultion der Zehntichaften als der älteften Grundlage der Volksgliederung geht 
Landau. 

*) L. Wisigoth. II, 1. 26. IX, 2. 1. Daß ber Gau als Taufendfchaft ge: 
golten habe, behauptet Landau, Terr. S. 300. 

) So Waiß L ©. 167. 

2 Bol. Waip L ©. 142—145. Kemble IL ©. 77f. 8 Maurer, 
neberſch. I. ©. 82f. Island ©. 1f. Der Name „Zylk” bedeutet noch Voͤlker⸗ 
fchaft, Schr dagegen — was alfo jedenfalls fpätere Bezeichnung — Theil- 
genofſenſchaft; ebenfo wol Sau. Bei den riefen erhielten ſich die alten Bölter- 
fchaften als felbftändige Landesgemeinden, welche untereinander nur föderativ 
verbunden waren. 
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mehr überwog baum biefe letztere Seite, bie genofienfchaftliche Bedentung trat 
guchet, man verlegte die Duelle ihrer Bufaumengehörigkeit nad; oben und außen, 
man jah fie uicht mehr für ein gewachſenes Glied, fonbern für eine gemachte 
Abtheilung des Landes und Bolles au. Nunmehr organifirte man ähnliche 
Berbünde von oben, ohne ober ohne doch überall die alten Völlerichafts- und 
Landichaftögrenzen zu beachten, und es bilbete jo die Gaugenofienkhaft, ohne 
gaͤnzlich das Weien einer Genoſſenſchaft zu verlieren, doch mehr und mehr als 
enticheibended Moment bie Idee des Berwaltungs-Beirfe berans. Davon 
fpäter: bier ift jeßt zumächft die Erweiterung ber Volkerſchaft, welche die Bor- 
bebingung einer derartigen Entwicklung war, zu behandeln. 


86. Die Erweiterungen ber Bölkerfchaften zu Stämmen und Volkern. 
Die Bünde Das Königthum. Die Reihe, 


Berabte fo die ältefte Berfaffung der Germanen anf engeren unb weiteren 
Genoffenichaften freier Männer, fo war doch ihrer innerften Natur nach dieſe 
Genoffenfchaft ungeriguet, ber weiteren Entwicklung des Volkes zu höheren, um- 
faffenden Rechtsverbänben allein oder andy nur vorzugöwelfe als Rahmen zu 
dienen. 


Su der alten Geuoſſenſchaft gab es keine von der Summe aller Boll- 

genofien verſchiedene Einheit. Die Abſtraktion eines Staates ober eines Ge⸗ 
meinweſens war unbekannt. Su Alle war die Einheit zerftreut; wenn Alle 
zufamımen waren, dann und nur dann konnte dieſe Einheit wollen und handeln. 
Beun bie Verſammlung, fei es als Der, ſei es als Bericht, in unmittelbarer, 
finnlich wahrnehmbarer Weife als ein Geſammtweſen beſchloß oder handelte, 
dann wollte oder handelte das Boll. Kein Geſetz gab es über dem Boll: nur 
ein im allen lebendiges Volksrecht beftimmte fein Leben. Der Geſammtheit 
aller Genofjen immanent waren der Friede, die Gewalt, das Befitzthum, welche 
ber Gemei eutfprangen. 
Um Bieles früher als unfer Volk gelangte das Altertfum zum Staatt- 
begriff: aber die von ihm wunderbar früh vollgogene Abftraktion war eine ein 
feitige und führte zum Intergang alles individuellen Nechtes in der idealen, 
aber despotifchen Staatseinheit. Auch der griechiiche und roͤmiſche Staat wurzelte 
im Geſammtwillen der vollberechtigten Bürgermeinbe: einmal begründet aber 
trat das Recht ale Geſetz, die öffentliche Gewalt ald Staatsgewalt (Imperium) 
mit. allgewaltiger Autorität den Bürgern jelbftändig gegenüber, und es entitand, 
über und außer ber Gemeinde, jener ideale Begriff eines transcenbenten-Stants, 
welcher vor ber verkörperten Allgemeinheit jebe Beionberheit willenlos fih zu 
beugen zwang. Kühnheit des Gedankens, Fügſamkeit für gewaltige und glän- 
zende Formen, beavımberungswürbige Schnelligkeit der Bilbung und eherne Kon- 
ſequenz zeichneten diefe Staatsidee aus und zeitigten ihre herrlichſten Blüthen. 
Und doch Konnte fie, fo hoch fiedie bürgerliche Freiheit ftellte, Teine allgemeine 
und dauernde Freiheit erzeugen, weil fie der individuellen Zreiheit vergaß. 
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Unklar und ungefügig blieb lange der germanifche Gedanke; jpät vermochte 
er erft fich zum Begriff einer idealen Einheit zu erheben; wuchernde Auswüchſe 
trieb er: aber eine unvergängliche Kraft, eine gewaltige Tiefe, eine Macht, zu 
verföhnen und zu vermitteln, wohnten ihm inne. Erſt nach Sahrtaufenden und 
nicht ohne aus ber antiken Ideenwelt zu fchöpfen, kamen die Germanen zum 
Staatöbegriff, ſchieden fie die unfichtbare Einheit des Volles von feiner Bielheit 
oder feinem Herrn: aber biefe Einheit trat ihnen nunmehr nicht als eine Iuftige 
Abftraktion außer und über das Volk, fondern blieb dem Volke immanent, 
wurde ald die zu rechtlicher Geftaltung gelangte Bollsperjönlichkeit jelber er⸗ 
kannt; und nicht der Untergang des Individuums im Staat, jondern feine 
vollite und freifte Entwicklung foll durch die Karmonifche Verbindung bürger⸗ 
licher und individueller Freiheit erftrebt werben. Biel verfchlungen jebod)- und 
dunkel war dieſer Weg, deffen Ziel noch immer weit vor uns liegt; wechielnd 
mußten fich verichiedene Principien einjeitig der Bildung von Recht und Staat 
bemädhtigen und mit ben Unvollkommenheiten ihrer Gegenſätze auch deren 
Ihönfte Blüthen niederfämpfen, ehe fich eine Berjöhnung anbahnen Tonnte. 

1) Zunächſt vermochte — um zum Gegenſtande zurückzukehren — in 
ber Zeit ber hereinbrechenden Voͤlkerbewegungen die freie Genofienfchaft bes 
alten Rechts den Anforberungen ber Zeit, welche gebieteriich größere nationale 
Einheiten verlangte, nicht zu genügen. Nur für einen Kreis, in dem bie 
räumliche Ausdehnung des Gebiets und die Zahl der freien Genofien beichränft 
genug waren, um bie perjönliche Verbindung Aller lebendig zu erhalten und 
eine wirkliche Betheiligung Aller an den gemeinfamen Angelegenheiten zu er- 
möglichen, war die alte Genofienfchaft durchführbar. Vermehrte und verbreitete 
fih eine Voͤlkerſchaft jo, daß die faktiſche Lebensgemeinichaft Aller nicht mehr 
vorhanden, die regelmäßige Volksverſammlung nicht mehr thunlich ſchien, fo 
mußte fie fi, wollte man anders bie alte Berfaflung fefthalten, in mehrere 
unabhängige Voͤlkerſchaften ſpalten. Mochte dann das Bewußtſein alter Zu- 
jammengehörigteit und jelbft der gemeinjame Name bleiben: das rechtliche Band 
war gelöit‘). Vielleicht indeß, wınu Bedürfniß und Bewußtſein der gröheren 
Stammeseinheit Iebendiger wurde, hielt man wenigftens im gemeinſamen Kultus 
der Stammesgötter die alte Verbindung aufrecht nnd ſchickte zn deu altgeheiligten 
Zeiten an altgeheiligte Stätte Abgefandte ans allen Saum?) Auf folder 
Opferverfammlung, zu der dann aud das unberufene Bolt freiwillig ſtrömte, 
herrichte dann ein höherer, gottgeweihter Friede, der vorübergehend noch einmal 
alle Glieder des Stammes zu einer großen Friedensgenofſenſchaft zu einen 
fchien; Kriege und Fehden der Bölkerfchaften untereinander rubten dann für 
die heilige Zeit?).. Drobte den Stämmen des Volles eine gemeinſame Gefahr, 

’, Tac. Germ. c. 43: Lygiorum nomen in plures civitates diffusum ; c. 44: 
Suionum .. civitates. 

s, Tac. Germ. c. 39. 40. 

2) Tac. Germ. c. 4. 
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jo mochten wol dieje Opferverfammmlungen bald zugleich Gelegenheit bieten, 
einen gemeinkhaftlichen Heerzug zu verabreden, und, um bem Feinde gegenüber 
einig dazuftehen, die Fwiftigkeiten unter den einzelnen Völkerſchaften zu ſchlichten *). 
Im Fortgang der Entwicklung mochten dann auch andere wichtige nationale 
Angelegenheiten zur Berathung kommen, erweiterte Vollmachten an die Ab- 
gefandten ertheilt werben, und enblidy mochte jo eine wahre Bundesgenofjen- 
ſchaft, welche alle Bölterichaften bes Volkes dauernd zu höherer Einheit ver- 
band, fich bilden, wie dies nach einer freilich nicht unbedenklichen Nachricht bei 
den Sachſen in heidniſcher Zeit, fpäter aber bei.den Frieſen der Fall war?). 
Was indeß allenfalls möglich war bei den von ber Völkerwanderung wenig 
berũhrten, lange auf bemielben Gebiet ſeßhaften Stämmen, das vermochte im 
einer alle alten Stammes-Berhiltniffe chaotiſch durcheinander rüttelnden Epoche 
nicht die allgemeine Baſis der Neubildung zu werden. Bündniſſe zwar treten 
feit der erften Berührung mit den Römern zahlreich hervor; bier zu mehr 
vereinzelten, meijt Triegerifchen Zweden, bort allgemein zu Schub und Trutz, 
bier auf Zeit, dort mit der Abficht der Dauer, bier unter freier Smitiative 
Aller, Dort vermöge halben oder ganzen Zwangs eines bie Hegemonie über- 
nehmenden Volkes ſchloſſen ſich nicht blos verwandte, ſondern auch ftammfremte 
Võlkerſchaften zuſammen. Nirgend aber, wie es ſcheint, giengen auf dieſem ober 
doch allein auf dieſem Wege aus Vertrags⸗Verhältniſſen neue genoſſenſchaftliche 
Volkseinheiten hervor"). Dazu fehlte es an danerndem Frieden und dauernder 


9) So iſt vielleicht b. Caesar de b. G. IV, 19. VI. 10 der von den Sueven 
more suo concilio habito gehaltene Kriegärath zu denken. 

s, Der Streit über die berühmte Nachricht b. Hucbald, Vita S. Lebuini 
8. S. I. 361. 362 ijt noch immer nicht audgefochten.- Bol. ». Sybel ©. 88. 
Gaupp, d. Recht der alten Sachſen ©. 22. 23. Kreugler in ben Forſch. 3. 
D. &. Bd. VI. ©. 345f. und gegen ihn Abel ib. ©. 355. Findet man, wie 
Gaupp, die ältefte Repräfentativverfafiung, eine gefeßgebente und beichließende 
Berjammlung von Bollövertretern, welche aus den einzelnen Ständen gewählt 
wurden, bierin, fo grenzt die Annahme an Unmöglichkeit. Weit weniger unwahr- 
fcheinlich wird die Stelle, wenn man (wozu die Erwähnung ber Opfer ©. 361 
ermächtigt) die Zufammenkunft in Markloh ald uralte Opfernerfammlung betrady- 
tet, zu welcher alle ſächſiſchen Gaugenofienfchaften religiöfe Gefandtichaften (die 
legationes der Germ. c. 39) abſchickten; wenn man weiter annimmt, daß dieſe 
Geſandten zugleich zur Berathung einzelner Angelegenheiten ermächtigt wurden, 
dabei indeß (wie die principes des Tacitus) die wichtigeren Beichlüffe nur vor 
beriethen und ihren einzelnen Bolksverſammlungen zu befinitiver Entfcheidung 
vorlegten; wenn man affo ftatt einer im Namen ded ganzen. Sachienvolfes be- 
jchließenben repräjentativen Stäubeverfammlung an eme einfache Berfammlung 
von Bevollmächtigten verbündeter Völkerſchaften dentt. — Ueber die Zriefen 
vgl. unten. $. 25. 

% Beiſpiele folder Bünde bei Cheruskern Tac. Ann. II, 45. Germ. c. 36), 
Martsmannen, Katten, Al amannen. Waip I. 343 legt gewiß mit Recht ihnen 
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Seßhhaftigkeit. Es bedurfte eines fefteren Bandes als der leicht loelichen 
Bundesverträge unabhängiger Bölkerfchaften, um in dem Wechſel der entftehenben 
und zerfallenden Vereinigungen, in dem Gewirre ber hier fich ſpaltenden, bort 
ineinander aufgehenden Voͤlkerſchaften dauernde große Bollseinheiten zu ſchaffen, 
weldhe den Bebürfniffen der Zeit gemäß mächtige Reiche gründen Tounten. 
Ein ſolches Band zu fchürzen vermochte einzig und allein das germaniidhe 
Königtbum. 

2) Das Königthum?) daher, einmal entitanden, mußte bald, obgleich 
im Anfang eine ſtarke Abneigung gegen bafjelbe herrſchter) mit unwiber- 
ftehlicher Macht die germaniſchen Völker ergreifei. Unbekannt faft zu Cäſars 
Zeit"), Ausnahme noch und das Anfehen des Volkes mindernd nach Kacitus!*), 
verbreitet es ſich mehr und mehr!'), wirb der Wunſch unb bie Ehre der 
Stämme”), wirb mit Bewußtiein, wo es uoch nicht befteht, eingeführt"), und 
ift ſchon zur Zeit der Völkerwanderung ein Gemeingut ber wichtigften germa- 
nifchen Böker, bis endlich nur die Sachien’*) und Frieſen is) ihm erfolgreich 
widerftehen. Auch in der freien Berfaffung Hatte es in der für bie Dauer 
eines Krieges burch Bollswahl dem Kapferften übertragenen Heerführer - Würbe 


— Jͤ— 





nur volkerrechtliche Bedeniung bei: erſt ein Königthum an ihrer Spitze vermochte 
Stämme und Voͤlker darand zu geftalten. Anderer Anfiht Zöpft g 31. L 

N Sybel, Entftehung bes deutſch. Königtbumd. Wittmann, das altgerman. 
Königth. Dahn, bie Könige der Germanen Br. I. u. II. Köpte, die Anfänge 
bes Königth. bei den Gothen. Waitz I. e. 8. Zöpftl $ 32. 38. Gaupp, 
Anfiedl. $ 19. ©. 100f. Landau, Teer. ©. 312f. Kemble I 137f. IL 1f. 
Auch Schulze, dad Recht der Erftgeburt ©. 15—47. 

8, Bol. die Erzählung von Arminius und Italicus b. Tac. Ann. II, 88, 
XI, 16. Bittmann ©. 49, v. Sybel ©. 100, Landau ©. 315, Dahn I. 
111 denken beim regnum affectare nur an bad Sireben nad) Ausbreitung bes 
Gaufürftenthums. Dagegen |. Waitz L 2831. Gaupp, Anſiedl. ©. 108. 
Ihndihum, Staat ©. 68. — Pol. Tac. Ann. II, 44. 

®) Caesar I, 43 nennt Ariovist König, aber wegen rõmiſcher Berleifung des 
Titel. Er war wol ein Herzog. A. M. Dahn I. ©. 101f. 

10) Nur bei Marlomannen, Hermunduren, Gothen, Quaden und Schweden 
werden ausdrũcklich Könige erwähnt. Germ. c. 42. 43. 4. Ann. II, 63. 
XH, 29f. | 

11) Vandalen, Burgunder, Rugier, Gepiden, Oftgotben, Thüriuger — ver 
muthlich auch die Baiern — traten von Anfang an unter Königen auf. 

'2) Paulus Diac. I, 20. 27. 

2) So bei Weftgotben, Jordanis c. 29. 26 Herulern Odoaker), Langobarden 
(Paulus Diae. I. 14), und angeblich auch bei den Franken (Gregor Tur. IL 9. 
Gesta Franc. c. 4). 

4) Aber nur in ber Heimath. In England treten fie fofort unter Königen auf. 

19 Vorübergehend werden auch Frieſenkönige genannt. 
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(dux, heritogo) ein Mittel zur Einigung großer Bollsmaflen gegeben '*): allein 
mit dem Ende des Krieges endete das Herzoggamt. Anders das Königthum, 
welches im Frieden wie im Kriege in einer bis dahin unbelannten Stärke und 
fümlichen Lebendigkeit den Einheitsgedanken dauernd verlörperte. 

Su der Fähigkeit, größere Bollsmafien zufammenzuhalten, lan der Haupt⸗ 
grund für Entſtehung und Ausbreitung bes Königthums. Doc darf man 
nicht blos in dem änßeren Umfang ber Herrichaft ben Unterfchieb der Königs. 
würbe vom Fürftenamt fuchen'”), und bie Entftehung des Konigthums überall, 
wie bies allerbing® bähfig genug zutreffen mag, auf bie Unterwerfung der um- 
wohnenden Gaubäuptlinge unter den Mächtigften zurüdführen‘*,. Kein bios 
guantitatiser, jondern ein qualitativer Unterfchieb muß Fürftenthum und König: 
thum getrenut haben, und um fo weniger äußerlich beibe verſchieden waren "”), 
um fo leichter man bei einer allmäligen Ummenblung bes Yürften in einen 
König im eimelnen Fall ungewiß fein mochte, ob er ſchon König oder noch 
Zürft zu nennen ſei): um fo bentlicher mußten im Rechtsbewußtſein bes 
Volkes inmere, begriffliche Unterfcheibungszeichen leben, wenn anders jene Nach⸗ 
richten erflärlich fein jollen, welche freie und koͤnigliche Verfafſung als gewaltig 
ringende Gegenjähe ſchildern. Dan bat diefe Unterſcheidungkzeichen in ber 


16) Caesar VI, 23. Tac. Germ. c. 7. Hist. IV, 15. ®aupp, bad Recht 
ber alten Sachſen ©. 21. Landau S. 309. Solche Herzöge waren die Führer 
der Kimbern und Teutonen; Ariovift (Roth, Beneficlalwefen ©. 24); Arminius 
Landau ©. 210) x. 

1, So Sybel, Bittmann, Bethbmann-Hollweg ©. 56. Roth ©. 31. 
Grimm. 

“0, In England und Skandinavien fcheint fo das Koͤnigthum entftanden: 
aber ohne äußeren Anlaß taufchten ja oft Völker die Fönigliche Verfafſung gegen 
Die freie ein. Rote 13. 

1%, Was von ben fpäteren äußeren Snfignien der Königswürde (Grimm, 
RU 6. 239f. Waitz IL 118f.) ſchon in Älterer Zeit vorkommt (4. B. Haar⸗ 
ſchmuck, Tac. Germ, c. 3, Schilderhebung, Tac. hist. IV, 15, Richterftab) war 
and) bei Fürften und Herzögen üblih. Stellen, welche ausbrüdlich bezeugen, baß die 
Könige fi) äußerlich vom Volle nicht unterfchteden, |. b. Waip L ©. 303 Note 1. 

=, Beſonders aufenftehende Beobachter konnten zweifeln. Bald Könige (rex, 
Bamleug), bald Herzöge werden die Führer der Kimbern und Teutonen genannt. 
Dahn L 100f. Ungewiß bleibt, ob die reges, reguli, subreguli und regales 
der Alamannen bei Ammianus Marcellinus Gaubäuptlinge und Gentenare (fo 
Landau 313) ober Könige ıfo Waitz L 282) find. Heerkönige, Eeelönige und 
Köuigsname für unbedeutende Anführer im Norden Landau ©. 313) beweifen, 
daß das Wort König fo wenig wie nord. dröttin (Herrfher: und goth. thiudans 
(von thinda, Bol, — Grimm, R. A. 229. 230 — enticheibet. 

, So Waiß, Zöpfl, Köpke, Dahn, KR. Maurer, Kemble I. 143. 
153) xc. 
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Dies allein aber kann nicht entfcheiden, — denn obgleich das Koͤnigthum ftärker 
zur Erblichkeit neigte als die Fürftenwürde, fo war doch auch bei dieſer vermöge bes 
Herfommens die Wahl durch die Rüdficht auf das Geſchlecht beſchränkt und es 
war umgekehrt die Erblichkeit des Königthums lange durch bie Wahl dei 
Volkes unter den Geichlechtsgenofien gebunden, eine Wahl, die beim Abfterben 
oder bei der Vertreibung des Koͤnigsgeſchlechts in volle Freiheit zurücktrat *). 
Andere jehen in der Köuigäwürde ein ſtändiges Heerführeramt*), oder eine 
das ganze Volk ergreifende Gefolgsherrichaft”), ober eine eigenthümliche Ber- 
bindung von Beidem®). So jehr aber langes Herzogthum ober großes Gefolge 
ben Weg zur Königewürbe bahnen, jo jtarfe Hebel beide für Befeitigung ber 
gewonnenen Herrſchaft bilden mochten: charakteriftiiche Merkmale find dies nicht. 
Ebenjo einjeitig ift e3, das Weſen des Königthums gerade im Gegenſatz zu 
kriegeriſchen Aemtern aus priefterlicher®) oder prieſterlich⸗richterlicher?) Würde 
berzuleiten. Immer war damit Kriegsführerichaft verbunden und mehr dankte 
von je ihr, als friedliher Entwidlung bie Herrſchermacht. Endlich war zwar 
von je durch jtärfere und mit ber Zeit immer ftärfer werdende Gewalt und 
durch die Vereinigung vieler Rechte in Einer Perfon das Koͤnigthum vom 
Sürftenamt verfchieden: beftimmte Befugniffe aber, die nicht entweder auch 
einem bloßen Fürften zugeftanden ober einem: anderen Könige gefehlt hätten, 
fuchen wir vergebens mit dem Königsbegriff zu verknüpfen. Und dennoch! Go 
oft es geläugnet ift*), ein principieller Unterfchied im Verhältuig von König 
und Bolt und im Verhältniß von Fürft und Volk lebte im Bewußtjein des 
Germanen. Tacitus jelbft giebt uns die Anleitung, ihn zu finden. Wenn er 
berichtet, daß regi vel civitati, dem Könige bei Löniglicher, dem Volk bei 
freier Berfaffung das Friedensgeld zufiel, fo erkennen wir, daß der Fürft den 
Volköfrieden, der König dagegen einen Königsfrieden handhabte. Unter Volks⸗ 
bann dingt der gewählte Zührer, unter Königebann der König. In eigenem 
Namen berricht diefer, jener aus Vollmacht der Gemeinde. Steht der FZürft 


8) NMachweifungen b. Waitz, Sybel, Dahn, Wittmann, Grimm, 
Köpke. Wechſelnde Gefchlechter finden wir bei. bei Weſtgothen und Langobuı- 
den. Am fchlagendften jpricht gegen wahre Erblichkeit, daß nach Ermanrichs Tod 
ein König aus anderem Gefchlecht berufen wird, weil der noch vorhandene Könige⸗ 
ſproß unmündig ift. | 

22) En Thudichum, Staat S. 62. Zöpfl: „eine in einer gewiſſen Familie 
erblich gewordene Heerführerfchaft." 

29 So Eichhorn, R. G. $ 17. Phillips, D. G. I. 428. 

25) Leo, Borlef. I. 175. 

26, Grimm, R. U. ©. 243. 

2) Kemble I. S. 140f. 

” So — von freilich ſehr verjchiedenen Prämifien aus — von Grimm, 
Sybel, Bittinaun, Kemble (the kingdom is only a larger ga than or- 
dinary). 
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als erfter Genoſſe unter Genofien, fo tritt der König über und außer bas 
Bolt, wird der Gegenſatz des Volkes. Er wirb der felbftänbige Träger eines 
Stũckes jener Bolkseinheit, die bisher ganz bei der Geſammtheit war””). 
Nach aufen?*) und innen repräjentirt der König in feiner eigenen, lebendigen 
Perfönlichkeit jo viel von ber nationalen Einheit, als von den einftigen Bolke- 
rechten am ibn übertragen wird. Königlicher Heerbann und koͤniglicher Gerichtt- 
bann find die beiden vornehmften unter diefen Gewalten, aus denen fi ein 
immer ftärfer werdendes SHerrichaftsrecht entwidelt. Die genoſſenſchaftliche 
Berfaffung if durchbrochen, eine herriheftliche Spihe ift aus ihr herams 
gewachten. Im moderner Weiſe würben wir jagen: das Bolt ift nicht mehr 
jonwerän, e8 bat einen Xheil feiner Souveränität an den König veräußert. 
Freilich zunähft nur einen Theil. Mit der gekräftigtn Vollseinheit 
kann die Volksfreiheit fehr wol beſtehen?). Noch ift vielfach das Recht 
der verfammelten Bollögemeinde ftärker ale das Königsreht”). Nicht nur 
Wahl oder doch Beitätigung, auch Abfegung”*) oder felbft Wiederabichaffung 
des Königihums**) iſt ihr vorbehalten. Ueber Krieg und Frieden fteht ihr 
die böchfte Eutſcheidung zu”). Die Erzeugung bes Rechts und die Recht- 


») Gut fagt Kemble lc. ©. 137: the free people recognize in the 
King as much of the national uniiy as they consider necessary to their 
existence as a substanlive body. 

”®) Auch das mag man hierher ziehen, daß Tacitus (c. 1) von nuper cogni- 
tis quibusdam gentibus ac regibus — „Bölterfchaften mit und ohne Könige“ 
bat man überfept — ſpricht. Dort ift ed das Volk felbft, hier der König, welcher 
ald Repräfentant der nationalen Einheit nach außen genannt wirb. 

3) Tac. Germ. c. 7. c. 43. 

3, In Germ. c. 11 ftellt Tacitus den König ebenfo wie den princeps ent- 
ſchieden ber Boltsverjammlung untergeordnet dar. Auch jener wirkt auctoritate 
sundendi magis quam jubendi potestate. gl. Ann. XIII, 54: qui nationem 
eam regebant in quantum Germani regnantur. 

”#) So bei deu Markomannen und Cherustern nad) Tacitus; bei den Quaden 
(DabanL ©.113); bei den Alamannen (Ammian. Marcell. XVI, 12. 17); bei den 
Langobarden (Grimm, R. X. ©. 231, zweite Rote); bei den Oſtgothen Köpke 
©. 192). Gregor. Tur. III.80: sumserunt enim Gothi (®eftgothen: hanc de- 
testabilem consuetudinem, ut si quis eis de regibus non placuisset, gladio 
eum adpeterent et qui libuisset animo hunc sibi statuerunt regem. Im 
Norden opferte man die Könige bei Hungersnoth den Göttern (Grimm, R. U. 
©. 232), bei den Burgundern fepte man fie wegen Kriegsunglüd,oder Mißwachs 
ab (Ammian. Marc. XXVII, 5). 

s, So wurbe die Königeberrichaft bei den Oftgothen nad Thorismund's Tod 
40 Jahr ausgeſetzt (Grimm, R. A. ©. 238), bei den Langobarben ebenfalls unter- 
brochen (Bait L 286). 

3, Jordanis c. 57. ®Bgl. c. 26 u. 56. Ammian. XVI, 12. 17. XIV, 10. 
14. Köpte ©.38. Dahn I. 213. IT. 107. 112. Waig I. 313. 

4* 
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ſprechung gehon allein noch von ihr aus, genofienfchaftliche Küren, Weisſthümer 
oder Schöffeniprücdhe der gefammten Vollögemeinde find noch die leges barba- 
rorum?*), Die Gemeinbe, die Sentenen, zuerſt vielleicht auch die Gaugenoffen- 
ſchaften wählen noch felber ihre Vorſtände, berathen und beichließen autonom 
in ihrem Kreije. Nur freiwillig gejpenbete Abgabe darf auch der König vom 
Sreien verlangen?”). Nicht einmal an der Beute gebührt zuerft dem Könige 
rechtlich ein größerer Theile). Kurz, unter und neben bem Könige fteht noch 
immer in mächtiger Gejammteinheit die Volksgenofſenſchaft mit Geſammtrecht 
und Gejammtgewalt. — Allein einmal zu felbftändigem Dafein gelangt, zog 
das Königerccht vom Recht der Volksgenoſſenſchaft ein Stud nach dem andern 
an fih. Die Vollswahl ſchwand vor der Erblicfeit”®), in den allgemeinen 
Angelegenheiten des Volkes erſetzte formelle Zuftimmung das Mitbeflimmungd- 
recht, über die einzelnen Abtheilungen ber Leute und bes Landes traten ernannte 
Deamte, ein Königegericht, eine Königöverortnung bilbeten fi), und bie allge- 
meine Berfammlumg des ganzen Volles wurde, je größer der Umfang der 
Herrichaft wurde, deſto feltener, und defto fpärlicher ihr Beſuch. Immer aber 
blieb doch anch da noch has Volk eine befondere Friedens⸗ und Rechtögenoffen- 
ſchaft unter koͤniglichem Schub, und jo viel von ihrer Einheit fie an den 
König veräußert haben mochte, etwas davon blieb in ihr felbft zurüd. 

Wahrhaft vernichtend auf die Idee der Bollögenofienichaft wirkte das 
Königthum erft da, als es feine Kraft nicht mehr aus ber Stellung an der 
Spike des Bolles, ſondern aus der Stellung an der Spite ber von ihm ent- 
widelten Herrſchaftsverbaͤnde fchöpfte, — als ber König vermöge feiner Schutz⸗ 
umb Dienftherrihaft über Gefolge, hriftliche Kirche, unterworfene Stämme 
ans einem Richter und Führer zum Herrn bes Volles, vermöge feiner Grund⸗ 
berrihaft endlich aus einem Bolkekönig zum Gebiets herrn wurde“). 

3) Beſonders wichtig für eine derartige Umbilbung des Volkskonigthums 
war die Gründung ber großen Reiche, namentlid) auf römifchen Boden, indem 
fie neben einem herrſchenden Boll eine Anzahl anderer Bolls- und Stanımes- 
Genofſenſchaften umfaßten. Diefe hielt dann bald ganz allein uoch der König 
zufammen. Höchſtens bie unentwidelten Aufänge der Idee einer Reichs⸗ 
Genoſſeuſchaft, welde alle Bewohner, alle Stämme und Provinzen eines 


°) Daher die Namen ewa, pactum ober pactus, forum judicum (weftgoth.), 
jadicia in 1. Fris. add. sap. c. 69 u. L Angl. et Warin. c. 12. Daher ferner 
ber Name nach. der gens. Die Nachrichten ber Prologe beweiſen ausdrücklich, 
daß der König nur Anſtoß und Sanktion gab, das Bott felbft als Geſeggeber 
galt. Zöpfl, ROH IF Waiß I. ©. sıf. 

 Tar Germ. c. 15. Grimm, 8. a ©. 246. 

* Grimm, R. 4. ©. 246. 

”, Grimm, R. U. ©. 2831. Waig I. 90f. 105f 

“) Bol. unten $ 12 - 14. 
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ſolchen Reiches unmittelbar verbunden hätte, möchten fidh nachweiſen Iaffen: 
überwiegenb berrichte die Anſchauung, daß in dieſen Fällen nur die einzelnen 
Bolksftämme durch fich felher verbundene genofienichaftliche Einheiten ſeien, 
eine höhere Einheit über ihnen aber ganz allein durch ben Koͤnig vermittelt 
und zur Aufchauung gebracht werbe *'). 


I. Die Bertnüpfung ver freien Genoffenfchaft mit Grund und Boden. 
57. Die Anfiedlung der Geſchlechter, Stämme und BölkerN). 


Wenn beim Beginn der Geſchichte die freien Genoſſenſchaften weientlich 
noch auf dem Gedanken eines perjönlichen Zuſammenhangs berubten, beflen 
Burzein jenfeit aller dauernden Seßhaftigkeit lagen, und wenn aus biefem 
Grunde bisher ohne Berudfihtigung des Berbälinifies zu Grund und Boden 
lediglich von dieſer perſoͤnlichen Grundlage des Genoffenverbaubes die Rebe 
war: fo hatte hoch bereits jener große Entwichlungsproceh begonnen, in befien 
Berlauf eine von unten nad) oben langſam auffteigende Berbinglichung aller 
Berbände eintrat. 

Nomadiſche Stämme kennen kein wahres Grundeigenthum. Die Erbe 
gitt ihnen, wie uns Luft und Meer, als berrenlofes Gut; ihre Erzengniſſe, 
ohne menfchliche Bemühung in reicher Fülle gefpenbet, gehören dem, ber fie 
ergreift. Der Boben an fih und fein ungewonnenes Prodnkt haben keinen 
Bermögentwert. Ein Stamm oder Geſchlecht mag ein Gebiet in regelmäßigen 
Unsherziehen beweiben, in ihm jagen unb fiichen, -- er mag biefeß Gebiet anderen 
Stämmen gegenüber als fein Befitifum betrachten und den flammfremden 
Eindringling abwehren: allein dies Recht fieht näher dem völlerrechtlichen 
Eigenthum eines Staats an feinem Gebiet als etwa ſeinem fiskaliſchen Eigen⸗ 
thum an einer Domäne, die Abwehr des Ungenoſſen vom Friedens⸗ und Rechts⸗ 
kreiſe der Genofſſenſchaft ift fein Hauptinhalt. Und wie der Menſch für fi 
fein Herrenrecht über die Erbe fordert, fo ift er arch umgelehrt nicht gebunden 
an die Scholle, fteht frei dem von ihm beavohnten Boden gegenüber. 


e) Bol. unten $ 12. 18. 

» Bol. bei. Hanffen, Anfichten über dad Agrarweſen der Borzeit, b. Bald, 
N. Staatsbürg. Magazin Bd. IH u. VI; über die Gehöferfchaften in den Abb. 
der Berliner Alademie 1863. ©. 75; zur Geſch. der Zeldiyfieme, 3. f. b. geſammte 
Gtaatöwifl. 1865. I. ©. 1f. Rofcher, Anfichten der Volkswirthſch. ©. 47f. u 
Syftem ber Volkswirthſchaft II. S. 200f. v. Maurer, Einl. in die Geſchichte 
der Markenverfafl. 2c.; Gefchichte der Markenverf.; Geſchichte der Dorfverfafl. 
Bd. I. v. Harthaufen, über bie Agrarverfafiung in Norbdeutichland (1829). 


Landau, die Territorien. Thubihum, Gau- und Markenverf. in Dentſchland 


1860. Waitz 1. 93f. II. 258f., und die Nachrichten ber Alten über den Grund⸗ 
befig der Germanen, Allg. Monatöfchr. 1854. ©. 105f. — Berner über angelſächſ. 
Berhältn. Kemble L 35f. 8. Maurer, keit. Neberſch. 1. 6df. WB. Maurer, 
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Anderd aber wirb es mit beginnender Landkultur. Die Erde tritt aus 
der Reihe der unbezwinglichen Raturmächte heraus und gehordht den menfch- 
lichen Willen. Der Menfch wird fich feines Herrichaftsrechts über fie bewußt. 
In den Boden verlegt der Menſch jeine Kräfte, er fteckt feine Arbeit hinein, 
und das erarbeitete Land (erbe) wird ein Gegenftanb bes Bermögens. Die 
Idee ded Grundeigenthums in feiner doppelten und Anfangs ungetreunten 
Bedeutung der Grundberrichaft und des Grunbvermögene, — des politifchen 
(Gewalt) und des privaten (nuhbaren) Rechtes entficht. Auf der anderen 
Seite fühlt fich der Ackerbauer abhängiger als der Nomate. Das unterworfene 
Sand bedingt umgekehrt fein Wohl und Wehe, alle Berhältniffe werben, wo 
früher nur die Perfönlichkeit entfchied, mehr und mehr durch die Rechtsverhält- 
niffe an Grund und Boden beftimmt, und in ben größten und wichtigften 
Beriehungen muß endlich die alte Freiheit des Wandervolkes in dinglicher Ge⸗ 
bundenheit untergehen, ehe fie fid aus biefer in gelänterter Geftalt von Neuem 
zu erbeben vermag. 

Eine nad) Sahrtaufenben zahlende Mebergangsgeit liegt zwifchen dem Anfang 
und dem Ende biefer Entwidlung Weil die Germanen im Beginn ihrer 
Geſchichte nirgend mehr als reines Nomadenvolk auftreten?), jendern die Kenntniß 
des Aderbaues ſchon aus ber afiatiichen Heimath mitgebracht hatten), kannten 
fie lange ein Grumbeigenthum*), hatten fie Niederlaffungen begründet. Weil 
aber der Aderbau in dem wirtbichaftlichen Leben der Germanen nur erft eine 
ſehr untergeorbnete-Rolle fpielte, weil die Viehzucht umb die Jagd, has Kriege 
und Wanderleben weit im Vordergrund ftanden, waren in Recht und Berfaffung 
die perjönlichen Elemente noch durchaus enticheibend, nur als ihr Ausflug, durch 
fie bedingt und beftimmt, erfcheinen die Rechte an Grund und Boden. 


Z. f. D. R. XVI ©. 201f.; über Ditmarſchen Michelſen ib. VI. S. 89 — 
110; über fchweizer Verhaͤltn. Bluntſchli, Staats⸗ und Rechtsgeſch. v. Zürich; 
Blumer, Geſch. der ſchweizer. Demokratien I. 1f.; Heusler, bie Berhältn. am 
Gemeinland in Unterwalden. 

2) Nahe genug mögen fie den Nomadenthum noch geftanden haben und fidh 
fo die Nachrichten des Ktrabo VII, 1. 3, welcher den Bölfern jenſeits ber Elbe 
den Aderbau abſpricht und dee Plutarch (Aemil. Paul. c. 12), die Baftarner 
feien äydoss 06 yınoysivr aldörss ou nleiv obx dnö mesurier Ei viuenssg, er- 
Hären. Aber ſchon die- Kimbern und Teutonen waren wandernde Ackerbauvölker, 
welche Karren und Geſpann der Wirthſchaft und vermuthlih auch ihre Häufer 
oder doch deren Pfoiten (Plinius VIII, 40. 61: domus eorum plaustris im- 
positas) mit fih führten. Niebubr, kl. hiftor. Schr. I. 363. Taeitus fieht 
gerade in dem reinen Nomadenthum der Sarmaten (in plaustro equoque viven- 
tibus) ein unterſcheidendes Merkmal gegenüber den Germanen. Germ. c. ult. 

% Das bemeift die vergleichende Sprachforichung. 

% Auch Caesar (cf. Note 8) ſpricht nicht das Grundeigenthum, jondern nur 
ein fejted Sondereigen den Germanen ab. Bluntfchli, krit. Ueberſch. I. 292. 
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Freilich werben nicht alle Voͤlkerſchaften auf gleicher Stufe geftanten, noch 
überall die Berbältuiffe fich gleichmäßig entwidelt haben. Schwerlich eriftirt 
in Deutfchland eine „erfte” Anfieblung in bem Sinne, daß fie von einer zuerft 
ſich anfiedeinden Genoſſenſchaft herrührte, ſondern die fogmannien erften An- 
fiebhingen waren nur in objeltivem Sinne erfle, es waren Neufieblungen auf 
bisher unbebautem ober anders bebautem Boden, welche von den fi) Darin 
wieberlaffenden Berbänden nad tem Bilde ihrer früheren Heimath gegründet 
oder umgewandelt wurben. Se nad der Stufe baber, auf welcher das Bolt 
in der bisherigen Heimath geſtanden, je nad) der Häufigkeit bes Gebiet 
wechiels, je nady dem früheren ober fpäteren Eintreten der definitiven 
Sehhaftigkeit mnften, — von Stammes-Eigenthümlichteiten ganz abgefehen, — 
die Berhältniffe fich verſchieden geftalten. Im ſehr verichiebener Weiſe mithin mußte, 
auch nachdem das Bol angefiedelt war, zwifchen dem einft allein enticheibenden 
Enfluß der perfönlichen Zufammengebörigkeit und bem mehr und mehr bemerklich 
werbenden Einfluß der Gekietszugehörigkeit die Grenze fi) beftimmen; es mußte 
bie Herworbringung der Gebietsſcheidungen durch die Bollsglieverung und Bolke- 
theilung mit der fpäteren Dervorbringung nener Volkstheilungen durch Gebiett- 
tbeilungen fih nad) ſehr mannichfachem Mafftabe Tombiniren; es mußten an 
dem einen Ort, bei bem einen Volk bereitö Genofjenfchaften beftehen, weiche, 
weil fie ein gemeinfames Gebiet inne hatten, ®enofienichaften waren, während 
au dem anderen Ort, bei dem anderen Boll nur erft Genoſſenſchaften eriftirten, 
die, weil fie Genofienfchaften waren, auch ein Gebiet beſahen. Und am aller 
wenigften ift an eine Enwicklung zu denken, wie fie Landbau in den Terri⸗ 
torien ansmalt: eine regelmäßige Kolonialbilbung, die von @iner ober jehr 
wenigen Anfiebiungsftätten aus fi) in progreffiver Bernielfältigung vollzogen 
and in bem gleichmäßigen Gange ber Tochter-, Enkel⸗ Urenkel-Anfiedlungen n. ſ. w. 
aus Einer Dorfmark größere und kleinere Marten, Hunderte, Gaue, Länder 
gebildet hätte, jo daß eine überall wiederkehrende Markſcheidung die erfte Urſache 
der überall wiederkehrenden Bollögliederungen gewejen wäre. 

Allein fo wenig in ber Geftaltung nnd dem Reſultat der Niederlaffungen 
Gleichfoͤrmigkeit herrſchte: Roc war das Princip, welches diefe Niederlaffungen 
und ihre ältefte Fortbildung beftinmmte, überall dafſelbe. Es war das Princip 
der genoffenfhaftliden Landpnahme?), ans weldher ſich ſodann in jurifli- 
ſcher Beziehung das genoſſenſchaftliche Geſammt ⸗Cigenthum, tn äkomomifcher 
Beziehung die genofjenichaftlihe Geſammwirthſchaft entwickelte). Die Ge 

s) Zöpff $ 97 bezeichnet richtig das „Princip des genoffenfchaftlichen Ein- 
nehmene” als Duelle der beutfchen Grundbefig-Berhältniffe. Bol. Maurer, Eint. 
©. 5: die äfteren Tänbliden Einrichtungen „waren fämmtlich genofienfchaftlicher 
Natur”. 

% In den Zeiten, ald man Gemeinde und Staat aus jtillfchmeigendem oder 
ausbrüdlichem Vertrage berleitete, übertrug man died auch auf biefe Berhältnifie. 
Man hielt Daher Einzelböfe für das Urfprüngliche und feitete aus nachträglicher 
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nofienfchaften aber, welche das Land in Befitz nahmen, und deren Geſammtrecht 
die Duelle alles Sonderredhts an Grund und Boden, deren Gefammtwirthichaft 
bie Mutter aller fi laugſam aus ihr Iöjenden Sonberwirtbichaften wurbe, 
waren nicht willfürlich oder zufällig gebildete Vereine”), ſondern die ale Ge⸗ 
meinſchaften für alle Lebenszwecke beftehenben, natürlich) gewordenen Bolls- 
verbände, — tie Geſchlechter, Hundertichaften und Völker. Als lebendige per- 
fönlihe Sefammteinheiten befegten fie ben Boben und ſchufen in deſſen Beſiedlung 
ein getreues Abbild ihres eigenen genofjenichaftlichen Weſens. 

Dabei mochte mannichfache Berfchiebenheit obwalten. Je unentwidelter 
das Leben des Volkes noch war, deſto mehr mußte Eigenthum und Wirthichafte- 
verfügung ben großen Geſammtheiten oder felbft dem ganzen Volke allein 
zufallen; je fortgefchrittenere Zuſtände herrichten, defto mehr mußten Die Fleineren 
Geſammtheiten als Rechts: und Wirtbichafts- Einheiten hervortreten. Auch 
mochten größere und Fleinere Glieder eines Volkes fich gänzlich Iäfen und auf 
eigene Hand Land bejegen und vertheilen. In ältefter Zeit daher mochte die 
Böllerihaft, wenn der Gedanke des Grundeigenthums in ihr erwachte oder fie 
ein foldhes durch Eroberung oder Befitnahme neu erwarb, ihr ganzes Gebiet 
als unmittelbare Volksgut betrachten, und als deſſen alleinige Grundeigen⸗ 
thümerin nicht nur keinem Einzelnen, jondern aud) feiner der in ihr enthaltenen 
engeren Genofjenjchaften ein Eigenthum, fondern nur wechſelnde Nutzung daran 
geftatten. Wie fie eine einige Bollsgenofienihaft war, fo ftellte fie fi dann 
als eine einzige große Wirtbichaftsgenofjenichaft, ald eine einzige Landgemeinde 
dar, in welcher der beginnende Aderban als eine durch Volksbeſchluß geregelte, 
Allen gemeine Angelegenheit behandelt wurde. Einen folden Zuftand fchilbert 
uns in ber That Cäfar bei den Germanen, mit denen er in Berührung kam, 
oder doch bei den Summen‘). Nur in geringem Maße warb nach ibm ber 


Berbindung der über die Bortheile ber Gemeinſamkeit reflettirenden Nachbarn die 
Gemeinde, die Dörfer aber wol gar aus abfichtlichem Zufammenrüden der Woh⸗ 
nungen ber. &o feit Möfer Biele, — heute noch Barthold m. 4. 

N Noch Hanffen b. Fald M. ©. 88. 89. fpricht von einer Vereinigung 
mehrerer Familien zum Zwede ber Nieberlafiung. Aehnlich Laudau ©. 73. 
Dagegen fagt Bluntſchli I. 24 von ben fich nieberlaffenben Gefährten mit Recht: 
„fie bildeten eine Gemeinde ober ſetzten biefelbe vielmehr fort und gaben ihr nun- 
mehr eine örtliche Beziehung” — und Maurer, Einl. ©. 5. (vgl. ©. 3): „Die 
Gefchlechts- und Stammes-Genofienichaften beftanden ſchon vor ben feften Nieder⸗ 
laffungen, fie fiedelten fich fchon als ſolche an”. 

°) Caesar de b. G. IV, 1. VI, 22. 29. Die beiden lepten Stellen fprechen 
allgemein von den Germanen, die erfte von ben Sueven. Auf die Eueven will 
alle diefe Nachrichten neuerdings wieder Knies, bie polit. Dekonomie vom Etand- 
punkt ber geſchichtl. Methode S. 143 beſchränken. Bol. aber Sybel ©. 5f. 
- Betbmann-Hollweg ©. 8. Roſcher, Eyftem II. 201. Thudichum, Staat 
©. 109. ' 
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Aderbau betrieben, Privateigentium und Sonderreht am Aderlande gab es 
nicht. Vielmehr wurde durch Obrigkeiten und Kürften jährlid den Stammes- 
und Geſchlechtsgenofſenſchaften (gentibus cognationibusque, wol Hundert⸗ 
ſchaften unb Sippen) ber untereinander verbundenen Wänner (hominum qui 
una colerunt) Aderland in entfprechender Ansbehnung an pafiend ſcheinender 
Stelle zugelheilt, das fie nach Ablauf des Jahres mit anderem vertauſchen 
mußten. Hierbei fanb eine vollkommene Gleichftellung der Genofienichaften 
und in dieſen der Genofim Statt). Ungewiß bleibt, ob die Wohnungen 
abgebrochen und mitgeführt wurben, oder für bie im Befitz Nachfolgenben 
ſtehen blieben '°). 

Ein derartiger Zuftand indeß konnte nur jo lange dauern, als ber Acker⸗ 
bau neben Viehzucht und Jagd eine ſehr untergeordnete Stellung einnahm. 
Hob er ſich auch nur zu einiger Bebeutung, fo mußte der Landwechſel zwiſchen 
den Stammes» und Geſchlechtsgenoſſenſchaften allmälig unterbleiben und jede 
Genofienschaft das Grundeigenthum des ihr zuletzt angewieſen geweienen Gebiets 


9 Viele halten Caſars Beriht für unglaubwürdig nnd fuchen ihu ans . 
einem, befonderd durch eine wirklich beftehende Felbgemeiufchaft im fpäteren Sinn 
veranfaßten Mifverftändniß zu erflären. So Eihhorn, R. G. 5 14°. Kemble 
1. 39. Baig I 99, am fchärfften gegen Cäſars Beobacdhtungsgabe aber 
Landau ©. 64f. — Andere verfuchen durch Tünftliche Interpretation Caſars 
Nachrichten mit denen bed Tacitus zu vereinen, auch hier nicht einen Wechſel 
der Genofienfchaften, fonbern nur ber Genoſſen im Beſitz zu finden. So Maurer, 
Einl. S. 6. Caſars Worle aber leiden an keiner Zweibentigkeit, unb was ihre 
Glaubwũrdigkeit angeht, fo haben gerade bie Tompeteuteften Richter in dieſer 
GSache, die mit dem älteren Agrarverhältnifien vertrauteften National Delouomen, 
Hanfjen und Roſcher (Anſ. S. 60—68), auf das Nnbebingtefte die Richtigkeit 
ber Schliberung des großen Feldherrn verfochten. — Nicht mit Unrecht vergleicht 
man auch bie Schilderung ber Geten b. Horaz, Carm. III, 24. v. 11f. Wie⸗ 
dbemanu, Forſch. 3. D. ©. IV. 173f. Roſcher 1. c. ©. 80. 

Cäſar läßt die Germanen eine Reihe von Gründen für bie Einrichtung 
anführen. Diefe Gründe find nun zwar entweder feine eigene Reflerion (Rofcher), 
oder von ben Dentichen jelber fpäter der ihrem Nrfprung nach nicht mehr begriffenen 
Gewohnheit untergefchoben (Sybel ©. 7): allein fie vermögen die Nachricht zu 
ergänzen. So würden bie beiden Gründe ne latos fines parare studeant po- 
tentioresque humiliores possessionibus expellant und ut animi aequitate ple- 
bem contineant, quum suas quisque opes cum potentissimis aequari videat 
nicht paflen, wenn irgend Ingleichheit ber Loſe gegolten Hätte, 

) Das Erftere ift nicht mit Nothwendigkeit aus ber angeblichen Erwägung 
ne accuratius ad frigora atque aestus vitandos aedificent mit Waih I. 97. 
Sybel 6. Thudichum, Staat 119. Betbmann-Hollweg 12. zu fchließen. 
Es Tann auch gemeint fein, daß ber Einzelne bei dem fchnellen Wechſel kein 
Suterefie hatte, das Haus zu verbeflern, um den unbelaunten Nachfolger vor Hide 
und Kälte zu jchühen. 
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erwerben. Wurden aber dann neue Wohnfitze eingenommen, fo mußte von 
Anfang an eine fefte Anfieblung der Hundertſchaften und Geſchlechter erfolgen 
und jeder derartigen Genofienfchaft ſogleich eine befondere Mark für alle Zeiten 
ausgeſchieden und zugetheilt werben. Schon Tacitus daher weiß nichts mehr 
von einem Ortswechſel, vielmehr ift, jo vieldentig jeine Nachrichten gerabe über 
diefe Berhältnifie find, doch fo viel klar, daß zu feiner Zeit überall fefte, 
wenn auch nicht befinitive Wohnfike begründet und örtliche, wenn auch noch 
uicht an ben Ort gebundene Gemeinde- Genofienfchaften entjtanden waren”). 
Seither lag in biefen örtlichen Gemeinden der Schwerpunkt aller agrartichen 
Entwidlung‘*): aber die Bedeutung der höheren Organifationen für Grund⸗ 
eigenthum und Landwirthſchaft hatte damit doch keineswegs aufgehört. Seber 
Genoſſenſchaft entſprach noch jeßt ein Gebiet, von weldhem ein Theil den 
Gliedern gegenüber in unmittelbarem Befik der Gefammtheit blieb). Nicht 


11) Darauf weiſen bie gelammten Nachrichten des Tacitus (vgl. Waitz 1. e. 
bei. ©. 101f.). Das Gegentbeil finden Manche in dem berühmten c. 25, einer 
Stelle, in der jedes Wort mehrfache Deutung erfahren bat. (Bol. bei. Waiß I. 
108— 107. 182— 1375. In den Worten: agri pro numero cultorum ab uni- 
versis in vices Occupantur, quos mox inter se secandum dignationem par- 
tiuntur; facilitatem partiendi camporum spatia praestant will man regelmäßigen 
Bethmann⸗Hollweg ©. 10f.) oder unregelmäßigen (Sybel, Landwechſel, oder 
gar wie bei Caesar jährliche Volkenertheilung des Landes unter die Gemeinden 
(Semeiner, Centenen S. 97) verftehen. Auch Thubihum ©. 127 glaubt, es 
babe noch Wechſel des Wohnſitzes ftattgefunden. „Occupare“ beißt aber doch 
„fi aneignen”! Andere wollen bad Syftem irgend einer Wechſelwirthſchaft in 
ben ®orten finden. Occupare heißt aber nicht, wie man dann überfeht, das „in 
Anbau Nehmen des Brachfeldes“, jondern „fih aneignen“! 

12, Wäre in Germ. c. 26 ftatt in vices mit Waiß ab universis vicis zu 
(efen, fo wären fchon die einzelnen Dorfgenofienichaften als Befignehmer anzufehen. 
Abgeſehen aber bavon, daß dies bloße Konjektur ift, Hätte Tacitus fich fehr 
ſchief ausgebrüdt, wenn er ben Derein, ber durch die occupatio ein vicus erft 
werden will, ſchon vorher als vicus bezeichnete! Ein Dorf, welches ein Dorf 
grünbet, wäre gefagt. — Eher Tönnte man, wenn man vicus hinein haben will, in 
vieis, in vicos (Rofcher, Anfichten S. 54) oder per vicos Iefn. Dann 
hieße es: die Vollägefammibheit (universi) bat dorfweife offupirt. Das Richtige 
aber ift, in vices beizubehalten und zwar nicht mit Laudau ©. 51 „von der 
wechielnden Rage der Hufenftüde, immer ein Stüd in jedem &ewenbe” zu ver- 
fteben, wol aber auf den fünftigen Wechſel der Felder (‘arva per annos mutant) 
zu beziehen und „zum Wechſeln“, „auf Wechfel® zu überfegen. „Land wirb nad 
Berhältniß der Zabl der Anftedler von der Geſammtheit zum Wechſeln in Befik 
genommen.” 

13) Das Gebiet einer Genoflenfchaft ohne Rückſicht auf deren Umfang heißt 
mark. Rad Grimm, Deut. Grenz⸗Alterth. Abb. der Berl. Akad. 1843. ©. 110. 
urfprünglich „Walt”, dann Grenzwald — nad) Anderen (v. Maurer, Einl. 41. 
Landau 164. Thudichum 116. 117) von je „Örenze” bedeutend, ift mark in 
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nur Berfamminngs- und Anltusftätte, and) jehr ansgebehnte Gebiete, beſonders 
Orenzwalbungen'*), blieben im ungetheiltn Gemeineigentbum ter Hundert 
ſchaften, der Bölkerfchaften und fpäter der Gaugenofſenſchaften und der ganzen 
Nation; und ein jebes derartiges Geſammtland ſchloß in ältefter Zeit wicht 
nur Grimbberrichaft und Privateigenthum der Geſammtheit als folder ein, 
ſondern gab auch allem einzelnen Genofſen die Befugni unmittelbarer wirth⸗ 
ſchaftlicher Benutzung. Indeß mußte die letztere Seite um fo früher zurüd- 
treten, je größer der Verband war, weldhem das Eigentum zufland. Das 
dem genzen Bolle zugehörige Land Tonnte natürlich nicht jeder Volksgenofſe 
gleichmäßig nutzen, es war ein Bedürfniß dazu nicht vorhanden, und jo bilbete 
fih bier nur bie geſammt ein heitliche, nicht Die gefammtnielheitliche Seite 
des alten Geſammteigenthums aus. Nur für die Einheitszwedde bes Volkes, 
nicht für bie Zwecke ber einzelnen Bollögenofien war das Nationalland ba. 
Dafielbe aber mußte mit dem Gefammtland der in ein größeres Volk auf. 
gegumgenen Volkerſchaft ober Gaugenoſſenſchaft der Ball jein, fo daß eine ſolche 
Mark regelmäßig im Nationalland aufgieng'’),. Vielfach enblih mußte auch 
bei Onnbertichaften, welche neben ben für die einzelnen Genofienfchaften aus⸗ 
geichiedenen Marten eine unvertbeilte Hundertſchaftsmark beſaßen, baffelbe ein- 
treten, während freilih, wo das Herkommen bereits ein feftes Auredht ber 
Hundertfchaft und eine wirtbichaftliche Benutzung durch bie einzelnen Genofſen 
feftgeftellt hatte, die Hundertſchaft and ihr Geſammteigenthum bewahren und 
fo gleidhgeitig eine große Markgemeinde bleiben Eonnte'%). So weit nım aber 


biftorifcher Zeit fowol für die Grenze, als für ein Grenzgebiet, als für ein be- 
grenzteö Gebiei in Gebrauch. Aehnlich die Namen land, gau, pagus, territorium, 
provincia, reich u. |. w., welche nidht von Anfang an beftimmten Volksgliederungen 
entiprachen, wie Landau, zum Theil Kemble u. U. annehmen, ſondern erft all- 
mälig fich im Gebrauch für die eine ober andere Urt eined Geſammtgebiets feft- 
ſtellten. Manrer, Einl. S. 54f. Daber werden 5.3. in L Alam. tit. 46—48, 
L Sax. tit. 5, 3 u. 39f. provineia unb marca abwechfelnd gebraucht, oft Dörfer 
Gaue genannt, villa, pagus und marca identificirt u. |. w. 

16) Caesar IV, 3. VI, 28. Grimm 1. c. ©. 109f. und Kemble legen aber 
auf bie Beftimmmug der Dark ald Landesgrenze und zur Beriheidigung zu dienen 
Gewiht Bal. dagegen 8. Maurer, Ueberſch. L 65—69. 

15) &o hei dem norbifchen und englifchen foleland, das bei der Bildung ber 
größeren Reiche immer ben Herrn wechſelte. Bol. Maurer, Einl. ©. 94. 96. 
Doc blieb im Norden in der landsallmänningar die Gaumarf erhalten. Wenn 
dagegen Maurer, Einl. ©. 96 glaubt, daß ber Rheingau eine alte Gau⸗Allmende 
fei, fo tft dies fchwerlich zu erweiſen. 

16) In England hatien bie Shiren Tein Gemeinland, wol aber jedes hundred 
oder wapengetack. W. Maurer, 3. f. D. R. 1. c. S. 204. Im Norden gab 
ed eine haerads-allmänningar. Maurer, Einl. ©. 96. In Deutichlanb find 
vermuthlich die ſchweizer Thalmarlen (Schwyz, Url, Toggenburg u. f. w.) die un⸗ 
getheilten Gebiete alamannifcher huntari gewejen. Auch ift es wahrſcheinlich, daß 
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das alte Gemeinland engerer und weiterer Berbände Nationalland wurde, ſchied 
es ans aller wirthichaftlichen Gemeinfchaft aus und gieng daher in demſelben 
Grade, in welchem der König in fich ſelbſt die Volkseinheit repräjentirte, aus⸗ 
fchlieglih auf den König über”). Es wurde Königsland und der Stamm 
jenes ansgedehnten Töniglichen Grunbbefiges, der in ber weiteren Entwicklung 
eine fo wichtige Rolle fpielte'*). 

Hier nun aber ift zunächſt zu erörtern, was diejenige Genoffenichaft, 
welche ihr Gejammteigentfum unmittelbar für die eigene Wirthſchafts⸗ und 
Lebensgemeinſchaft benußte, mit der Mark begann, — es ift von ber Entftehung 
ber Ortögemeinde zu handeln. 
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Es waren Kleinere durch Geſchlechts⸗ oder Stammesfreundſchaft verbundene 
Genoſſenſchaften, denen bei ber Anfieblung die Bildung der eigentlichen Ge- 
meindegenoffenfchaft zufiel. In der Regel Gefchlechter"), auch wol Zweige eines 
Marten von ſolchem Nmfange, wie der Rheingau (Maurer, Einl. ©. 48. 198. 
194), die Zuldifche Mark (Landau, Terr. 137—142, Gaue J. 12 — 33, Maurer, 
Martv. 8) niemals (wie freilih Landan annimmt) einfache Dorfmarken waren. 
Am Rhein dauerte in den Gentallmenden, auf bem Hundsrücken in den Hund⸗ 
fohaften u. f. w. fogar der Name fort. Freilich blieb auch oft bei fpäterer Zer⸗ 
[plitterung ber Name der Gent oder Hundſchaft an kleineren Marten hängen und 
bei Heineren Hundertichaften mochte auch bisweilen von je Hundertſchaftomark und 
Dorfmark zufammenfallen, fo daß ber Name allein nicht entfcheiden Tann. Irrig 
hält Sachsje, Grund. S. 249 und ähnlich wilder Thudihum, Gau- uud 
Martv. ©. 116f. die Begriffe Cent und Mark für identiih, die Centmarken für 
die urfprüngli einzigen Gemeinmarten. 

7, Beſonders deutlich läßt ſich dieſe Entwidlung in England refonftruiren. 
Bol. Maurer, Ein. S. 99. Kemble J. S. 315f. Schmid, Glofjar v. folcland, 
bei. aber 8. Maurer, Ueberfh. I. ©. 102f. über bas engliiche folclend. Ihm 
fteht gegenüber dad mearcland — Gemeinland engerer Genofienfchaften — und 
das Privateigenthum, welches, foweit es auf urſprünglicher Zutheilung beruft, 
edhei, foweit auf urkundlich verbriefter Befipübertragung (von folcland ober edhel), 
böcland heißt. Dazu tritt dann ferner das blos zum Nutzeigenthum (oder doch urfprüng- 
lich blos bazu) forigegebene Land, welches, wenn das echte Eigenihbum bei ber &e- 
fammtheit (reip. bem König) bleibt, den Namen folcland behält, wenn ed von 
einem Privaten verliehen ift, Zaenland heißt. — In Schweden Konungs- Allmä- 
ningar, Maurer, Einl. ©. 936. — Zu Deutfchland find bie großen Reihögrund- 
berrichaften, bie jpäter meift anf die Landesherrn übergiengen und fi) zum Theil 
in Domänen verwanbelten, aus folchem unvertheilten Nationallande hervorgegangen. 
Mittermaier, 9. R. $ 211. Maurer, Einl. ©. 95. 

18) Bol. unten $ 12f. 

1) Darauf deuten, außer dem Zufammenhalten ber Gefchlechtögenofien bei 
Anſiedlungen noch in jpäterer Zeit: 
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großen Gefchlechts oder Vereine mehrerer Geſchlechtere), bier und ba wol auch 
Feinere Oundertichaften?), immer aber einheitliche nud von dem Gefühl engfter 
Lebensgemeinfchaft durchdrungene Genoſſenſchaften offupirten eine Mark ober 
erbielten fie von der größeren Mark angewieſen, um fie gemeiunſchaftlich zu be» 
nuben. Damit wurde die Gefammtheit. Grunbberrin und Eignerin der Marl 
und ihr Beſchluß war es, welcher die Art der Anfieblung unt die Vertheilung 
von Grund und Boden beftimmte. Im der Ansführung ſchlug fie in Deutich- 
land wie es fcheint vom je einen doppelten Weg ein. Entweder — und das 
war in dem bei weiten gröhten Theile unjeres Baterlandes der Fall — fie grün- 





a. die Bezeichnungen ber Urbörfer ald dan. athelby, isländ. adalbol, d. 5. 
Wohnfig eines Geſchlechts, des Gemeinwegs ald adelsweg u. j. w. 

b. bie patronymiſchen Ortsnamen der Dörfer in fo vielen Gegenden. Bol. 
bef. die Zufammenftellung von 1329 englifchen ober angelſächfiſchen Ortsnamen 
auf ing oder ingas 5b. Kemble, Appendix A. ©. 449-456. Bei und ent- 
Iprechen die Endungen ing, ingen, ungen u. |. w. 

c. die Nachricht b. Caesar VI, 22. 

d. die noch fpäter vorfommende Erwähnung von Geſchlechtern als Gemein⸗ 
land befigenden @enofienihaften. So 1. Alam 87: si quis contentio orta 
faerit inter duas genealogias de termino terrae eorum .„.. unus hic est 
noster: ibidem praesente sit homo de plebe illa, ponat signum ubi isti 
. voluerint terminos et gerint ipsa contentionem ,. . et illa genealogia qui 
eontendunt etc. Manche denken an Berbänbe innerhalb ber Gemeinde. So 
Baig ©. 76. Wie follen aber diefe zu eimer befonderen Mark innerhalb einer 
Dorfmart kommen? Aehnliche Zormel bei Roziere 818. BWaig ©. 78 
Note 3. Url. Karl d. Gr. b. Ducange Gloffar IIL S. 504. Bol. bair. Urk. in 
ber Juvavia ©. 35: genealogia nobilium Albina . . . heredum communio 
juxta ripam quae vocatur Albina. Urf. v. 816: coheredes Rihperti cujusdam, 
quibus prata silvae aquae communia fuere. Urk. v. 1170: de cognatione 
eorum qui sunt in villa B. Merkel, Anm. 49. 3. 1. Bajuv.,Peip, Leg. II, 
©. 393; 

e. daß Landgebiete in England maegdh hießen. Schmid, Gloſſar S. 626; 

£. daß bei den Burgundern geräbezu die Gefchlechtögenoffen — faramanni — 
als Diejenigen bezeichnet werben, welche Land beanfpruchen. L. Burg. 54, 2, 3 
und 107, 11. 

*) Erfteres vielleicht ba, wo mehrere Drte benfelben patronymifchen Namen 
haben, wie häufig bei Kemble. Doc können bier auch fpätere Trennungen ber 
Sippen durch Zwift, Zufall oder Tochteranfiedlung vorliegen. Kemble I. ©. 65 f. 
Auch wanderten 3. B. nad England offenbar oft nur Zweige der Eontinentalen 
fächfifchen Geſchlechter aus. 

”) Man darf dies aber nicht mit Maurer, Dorfv. I. 104 überall annehmen, 
wo eine Dorfihaft huntari heißt (4. B. Neugart I. 104. Urk. v. 792: in 
marca illa qui vocatur Munthariheshuntari und viele andere Urk. b. NReugart). 
Es kaun audy nur der Hauptort (Verſammlungsort) der Hundertfchaft nach biejer 
benannt jein. 
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dete ein Dorf, indem fie den Aderbau als eine genofienkhaftlihe Angelegen- 
beit betrachtete, ober fie fiebelte fih, von Kerratnverhältnifien oder Stammet- 
neigung bewogen; wie bejonders in Weftphalen und den Alpen‘), in Ginzei 
böfen an, indem fie die genoſſenſchaftliche Gemeinſchaft auf Viehweide und 
Waldnutzung befhränkte®). 

L Eine Dorfihaft pflegte die ſich anfiebelnde Genofienichaft in der 
Weiſe zu begründen, daß fie die Mark durch Gefammtverfügung in drei 
Theile zerlegte®). 

1. Zunächft ſchied fie an paſſend ſcheinender Stätte einen Raum für die 
Anlegung des Dorfes jelber aus’). In dieſem referwirte fie die für ge 
meinfame Zwede — Verſammlung, Götterverefrung, Sammlung und Trän⸗ 
tung des Viehs, gemeinfame Anlagen u. j. w. — beftunmten Straßen und 
Pläbe des innern Dorfraums (forta) dem Geſammteigenthum. Das übrige 
Land zerlegte fie in jo viel nah dem Bedürfniß bemefſene, für Wohnhaus 
(sala, casa dominicata), Hof, Gefindewohnungen, Stallungen, Birtbichafts- 
gebäude und Gurten beitimmte Hofitellen (hof, curtis, toft, bool), als voll- 
bereihtigte Genoffen vorhanden waren. Dieje Landftüde wurden den einzeluen 
Genofjen zu freiem Sonbereigenthum zugetheilt, vou ihnen umzäunt und ge 
Ihlofien, und bildeten jo das älteſte Privateigentfum an Grund und DBoden®), 
gleichzeitig aber als germaniſches vollfreies und echtes eigen die Altefte Grund- 
herrſchaft, — einen unabhängigen dinglichen Friedens⸗ und Rechtskreis, in 
welchem ber einzelne Hausvater das war, was die Geſammtheit der Hausväter 
für die Mark. . 

2. Sodann wurde das Sand, welches dem Pflug oder der Senfe unter 
worfen werben follte — meift gerobeter Wald ober getrodineter Sumpf — 
im Umkreis des Dorf and der Mark ald Feldmark geſchieden“). Daffelbe 
wurde, je nach Rage und Bodenqualität, unter ungefährer Schägung aller für 





4) Ebenfo in England, Norwegen und dem nördl. Schweden. Dagegen 
berrichte in Dänemark mit Ausnahme von Lefſoe und einem Strich von Zütland 
Dorfanſiedlung. K. Maurer li c. Hanffen b. Falck IIL 34. 

s, Schon Tacitus — Germ. c. 16 — fcheint beide Anfieblungsdarten gelaunt zu 
baben, unterfcheidet fie aber, da fie von der Einrichtung. itafifcher Gemeinden 
beide gleich verfchieden waren, nicht iharf. So Waitz L ©. 109. Viele (io 
Eichhorn $ 14a, Thudichum ©. 121) finden den Gegenjap von Einzelhöfen 
und Dörfern in c. 16 ausdrücklich hervorgehoben. Maurer, Einl. ©. 10 hält 
Die vici für Bauerfchaften von Einzelhöfen. 

% Zuerft von bänticher Seite ber, bei. v. Olufſen, dann namentlich von 
Hanfjen, Rofher und Maurer tft über diefe Vorgänge Licht verbreitet. 

2) Hanffen b. Falck VI. €. 12 f. Maurer, Einl. S. 1340. 

) Tac. Germ. c.36: suam quisque domum spatio circumdat. — Blunt- 
ſchli, fit. Ueberfch. II. 300 f. 

»%) Hanffen b. Zald IH, 79. VI. 21f. Maurer, Eint. 39 f. 
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Arbeitsmũhe wie für Ertragsfähigkeit in Betracht kommender Umftände in eine 
Anzahl verſchieden großer Stüde ober Beete von etwa gleihmäßiger Be 
ſchaffenheit (Rampe, Gewanne, Eichen, Yelbungen, agri, araturae) einge- 
teilt %). Jeder diefer Rampe wurde dann weiter unter Amwenbung eines 
Seild (reeb) durch Parallelen vom Wege aus in fo viel gleiche Streifen 
(Deele, %oje, adportiones, skifter) zerlegt, als Genoffen vorhanden waren. Bon 
diefen Streifen wurde jodann je einer im jedem Kamp unter Zuhilfenahme 
bes Lojes jedem Genofien zu feiner Hofitätte zugewiein. Aber nicht zum 
Sonbereigen! vielmehr nur zur Beftellung und zum Ertragsgenuß für eine be⸗ 
ftimmte Zeit, während das Grundeigenthum bei der Geſammtheit verblieb. 
Die Daner diejer Zeit wurbe wol durch das herrſchende Wirthſchaftsſyſtem be» 
dingt, fo daß fie in Altefter Zeit kaum ein Jahr überftieg, fpäter ſich unregel- 
mäßig verlängerte, mit Einführung ber Dreifelderwirthichaft aber fih in brei- 
jährige ober entiprechend vervielfältigte verwandelte"). Mit ihrem Ablauf waren 
Recht und Pflicht des Einzelnen an feinem Lostheil erlofchen und biefer wurbe 
wiederum gemeine Marl. Dann folgte urjprünglich die Abmeffung, Einthei- 
lung und Berlofung anderer Ländereien, bald aber, als wit Einführung 
eines regelmäßigen Wirthſchaftsſyſtems die Kampe, welche ber Kultur unter 
lagen, ein für alle Mal feft beftimmt wurden, nur eine neue Verlofung. Er⸗ 
forderte e8 indeß das Bedürfniß, jo wurden auch fpäter noch neue Kampe ganz 
nah dem Mufter der älteren durch Einziehung eines Stüds der gemeinen 
Mark angelegt und vertheilt, wozu noch das ſchoniſche Geſetz der Minderheit 
felbft bei Widerfpruch der Mehrzahl die Befugniß ertheilte”)., Es beftand 
alfo eine wahre und eigentliche Feltgemeinfhaft'?. Aderland und Wieſen 


16) Tac. Germ. c. 26: mox inter se secundum dignationem partiuntur. 
Hanffen DL 87. Thudichum ©. 98. — Dignatio ift die Schäpung des 
Bodens, uicht, wie Landau 108, Maurer, Einl. 88, Waitz 135 wollen, Würde 
oder Würdigung der einzelnen cultores. Befchreibungen bes Theilungsverfahrend 
in nordiſchen Gefepbüchern, jo in H. Sunefons ſchon. Geſ. IV, 1. 

11) Der alte Irrthum, welcher die Duelle vieler aubern Irrthümer wer- 
den mußte, dad Die Deutichen von je die Dreifelderwirthſchaft gekannt 
hätten, iſt von Hanjien und Roſcher widerlegt und vielmehr erwieſen, 
dahß zu Cäſars und Tacitus Zeit das fogenannte Feldgrasſyſtem Roſcher 
Auſ. S. 72—80), d. 5. vorherrfchende Viehzucht mit nebenſächlichem Anbau von 
wenig ©etreide in unregelmäßigen Wechſel auf pailend jcheinenden Stellen, herrſchte. 
Im Uebrigen ift die enge Berbindung zwiſchen Landtheilung und Feldſyftem, 
welche die Meiften (3. B. Landbau ©. 52) ammehnien, irrig, — Hanffen Hat 
erwiefen, daß die Feldgemeinichaft an ein beftimmtes Wirthſchaftsſyftem nicht 
gebunden, fondern mit Feldgrasiyftem wie Dreifelderwirthfchaft vereinbar war. 
Bgl. auch Maurer, Einl. S. 73—80. 147—157. Dorfv. I. 36. 

13) Maurer, Ein. ©. 173. Hanſſen b. Zald VI. ©. 46. i 

13, Dies haben bei. Hanffen, Rojcher und Maurer erwielen. Es ijt von 
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gehörten der Gefammtheit und ber einzelne Genofſe batte ein dingliches Recht 
an einem beftimmten Stüd Land , jondern nur fein perjönliche® Genofſenrecht, ver- 
möge deſſen er die Zutheilung eines der Antheile bei der wieterfehrenden Verlofung 
zur Sondernußung verlangen konnte. Ganz von felbit verſtand es fich hierbei, 
dag der Geſammtheit die unbedingtefte Berfügung über bie Dorfwirthichaft 
zuftand, daß die Aufeinanderfolge der Früchte, die Art der Beitellung, ber . 
Wechſel der Ruhejahre, bie Zeit des Pflügens, Säens und Erntens, die Be- 
weidung der Brache um. ſ. w. durch Gemeindebeichluß geregelt wurde. Eine 
eigene Dorfwilllür mußte ſich hierüber bilden, von ber Niemand nad) eigenem 
Ermeffen abweichen durfte, — es war mit Einem Wort mit der wahren Feld⸗ 
gemeinfchaft der unbebingtefte Flurzwang verbunden. Noch zu Tacitus Zei- 
ten fcheint dies Syſtem das allgemein übliche geweſen zu fein'N. Und noch 
lange, ja bis in unfere Tage bat ſich im einzelnen Gegenben bie periobifche 
Verloſung der gefammten Feldmark oder doch eines Theils derſelben unter Die 
Bollgenofien erhalten, um einen redenden Beweis zu liefern von ben jonft ver- 
ſchollenen Zuftänden einer untergegangenen Zeit"). Sm Allgemeinen in- 


geringer Erheblichkeit,. ob man in Germ. c. 26 eine Betätigung findet ober nicht, 
ba die fonftigen Beweife durchſchlagen. Noch immer indeß beftreiten Biele, wie 
Bluntſchli, krit. Weberfh. IL 308. Landan ©. 62 f. bie Eriftenz der 
wahren Feldgemeinſchaft. Gerabezu ald Charakteriftikum ber Germanen gegen- 
fiber den Slaven will Landbau bas Fehlen der Feldgemeinfchaft erweiſen. Aller 
dings tft die flavifche Feldgemeinſchaft anders ausgebildet unb Länger feftgehalten. 
In einem großen Theile Rußlands befteht noch heute eine Feldgemeinſchaft in 
der Art, daß ber Antheil des verftorbenen Genoſſen au die Gemeinde zurüdfält, 
jeder zur Gemeinde neu geborne Knabe aber den Theiler mehrt unb gleichen An⸗ 
theil am vorhandenen Liegenfchaftlihen Vermögen fordert; daß vielfach ſogar 
nicht nur bie Beftellung, fondern die Ernte gemeinfchaftlich ift; daß emblich durch 
babituell ausgebildete Agrimenforen immer neue Theilung erfolgt. Bis zu folchen 
rein Tommmuntftifchen Konfequenzen gieng bie germanifche Feldgemetnichaft nie, fo 
wie ihr auch immer die ber ruffifchen Dorfverfaffung zu Grunde liegende Fiktion 
ber Gemeinde ald Familie fremb war. Allein die Wurzeln find bier wie dort 
biefelben, jo verfchieden fi das Inititut bei den einzelnen indogermanifchen 
Zweigen geftalten unb fortbilben mochte. 

20) Die Worte arva per annos mutant et superest ager in c. 26 fcheinen 
mir mit Hanffen b. Falck VL ©. 8 Maurer, Einl. ©. 6. 84. 93 und 
Rofcher, &. 58 von dem periobifhen Befig- und Gebrauchswechfel zn ver- 
fteben zu fein, obwohl freilih Hanffen jept (3. f. Staatswifl. 1. c. ©. 7) 
feine Anficht geändert hat und mit den Meiften (Eichhorn 9 14°. Laubau 61. 
Thudichum 100, Knies 142. Waißz 135) an die Wechſelwirthſchaft im Gebrauch 
ber Sruchtäder denkt. Für das Ieptere fpricht nicht, wie Knies Note 2 behaup⸗ 
tet, der Gegenfak von arva und ager unbedingt; benn ebenfogut wie Eaatfelb 
und Brachader Fönnen Feldmark und Gemeinlanb (ager publicus) gemeint fein. 

So in den Gehsferſchaften, Exrbgenofienfchaften oder Erbenfchaften ber 
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deß mußte bei intenfinerem Betrieb des Aderbaus bie Berlofung uuterbleiben, 
mochte fie allmälig einſchlafen ober bewußt abgeſchafft werben‘). Zur Zeit 
der Völkerwanderung in Deutichland, zur Zeit der Abfaffung ber Geſetzbücher 
im Norden war diefer Proceß offenbar im Weientlichen ſchon vollendet und 
Sonbereigen der Genofſen am vertheilten Felde bie Regel!”). Aber nicht zu- 
gleich mit den alten Gefammteigenthum erloſchen alle feine Folgen. In Eräf- 
tigfter Weife, zum Theil bis in umfere Tage, dauerte bie wirtbichaftliche Ein⸗ 
beit, der Alurzwang, und damit eine fogenannte nueigentlidye ober lare 
Gelbgemeinfhaft fort!*), und in einer Reihe der wichtigften Konſequenzen 
machte fich das ehemalige Alleineigentbum ber Geſammtheit als eine Art Ober⸗ 
aigethum ber Gemeinde durch Beihränkungen bes Prinatrigentiums gei- 


Krelfe Trier, Merzig, Ottweiler, S. Wendel und Saarburg. Hanjfen, bh. 
ct. Dort wurde und wird zum Theil noch die Felbmark nach dem Berhältniß 
gewiffer ideeller Aurechte (Pflüge, Kerben, Tippelchen, anch nach Ruthen, Buben 
und Zollen, Getreidemaßen, Zinfen, Grundftener, Petermänuchen und Pfennigen 
benannt unb bemeflen) auf 3, 4, 6, 9, 12, 18, 30 Jahre verloft. Die Aurechte 
find veräußerlich, verpfändbar, theilbar. Wehnliche Verhältnifie befanden noch 
im 17. und 18. Jahrh. in Naffeu und bis vor Kurzem im Eidingjchen und 
Hanau-Richtenbergfhen. Maurer, Einl. ©. 6. 7. Auch gehört hierher bie 
wieberlehrende Berlofung ber 109 Aderparcellen in Meldorf unter bie Bollbürger- 
rechte, die Repräfentanten ber erften Anfiedler. Michelfen I. c. &. 101. Sehr 
vielfach kamen auch in Oberhefien, Pfalz, Schweiz, Eichsfeld, Hohenlohe u. |. w. 
wenigftens an einzelnen aus ber Allmende geichiebenen Hedern ähnliche Verlo⸗ 
fungen auf Zeit vor. Das Alles aber ift offenbar nicht fpätere Bildung, fonbern 
Reft uralter Gewohnheit. Weiſen doch felbft bei den Römern Spuren auf ein- 
ſtige berartige Verhältnifſe am ager publicus Hin, und von ben Illyriern bes 
Alterihums wirb Aehuliches berichtet. Bei Tfcheremifien, Afghanen, auf Madras, 
Sardinien und in Schottland find Analogien erwiefen. Rofcher, Syft. IL 
©. 204. Rote 10—12. 

*) An ein „Einfchlafen” denlen Hanffen und Michelſen ©. 4. Mau⸗ 
rer, Dorfv. L 85 vergleicht den Vorgang mit der allmäligen Berwanblung ber 
Zeitpacht in Erbpacht. 

1) Schon in ber J. Salica befteht Sondereigen am Acker. Tit. 27 c. 9: 
pratum alienum, c. 7. 18. 19.20: campusalienus, c. 11: vinea aliena. Ebenjo 
in allen anderen leges. Oft genug mag freilich Gemeinfchaft und Wechſel fort 
gedauert haben, ohne daß die Urkunden davon melden. Urk. v. 815, Neugartl, 
158 ſcheint in terris annalies jährlichen Wechfel anzudeutn. Wer jagt uns, 
ob die Pertinenzformeln unter cum terris cultis et incultis Sonderader oder 
Iheilanipruch (wie cum pascuis) verftehen? 

19) Bol. Belege aus nenerer Zeit b. Hartbanfen aus ber Altmark, — 
(änbl. Berf. der Prov. Oft- und Weſtpreußen ©. 237 Uum; — b. Hanffen 
aus Sylt — Archiv f. Geſch. der Herz. SchL-Helft.-Lauenb. IV. — S. Weisth. 
v. Töh 1536 b. Grimm IL 132, wonach die Dorfobrigkeit die Ernte beſtimmt. 
Bluntſchli, Weberid. IL .309 f. 

L 5 
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tend '*), Das Näherrecht der Gemeindegenofien unb eine bedeutende Anzahl 
ber ländlichen Gerechtigkeiten haben bier ihre Duelle. Am Träftigften erhielt 
fi) die Grinnerung an die urfprünglich bewegenden Sheen im Norden. Den 
merfwürbigften Beweis hierfür liefert das noch lange beftehende Recht, vermöge 
defien jeder Genoffe, der durch die Länge ber Zeit die einft burch wieber 
kehrende Berlofung geficherte vollkommene Gleichheit aller Feldantheile ver- 
wicht glaubte, ihre Wieberherftellung durch ernente Ausmeffung und Berthei- 
lung des Landes — das fogenannte Reebningsverfahren — herbeiführen 
konnte *°). 

In überaus laugfamer Entwidelung emaucipirten fich, insbejondere durch 
freiwillige Arrondirungen der Einzelnen, das -Sonberreiht am der unb bie 
Sonderwirtbichaft von ben Banden des Geſammtrechts und der Geſammt⸗ 
wirthichaft, bis in unferen Tagen Berloppelunge- und Ablöfungegefehe auch bie 
legten Spuren der alten Feldgemeinfchaft tilgten oder zu tilgen bemüht find ’"). 

3) Nicht minder wichtig enblih und von befto höherer Wichtigkeit, je 
weniger die Landkultur fich entwickelt hatte, war für das genofienfchaftlidhe Ge 
meinbeleben das tem Umfange nach weitaus größte Stüd des Gebietes, die 
unvertheilt bleibende gemeine Marl’). Als das Allen gemeine Gebiet 
(allmende, bair. gemain, friel. hammerka , dithmarſ. meenmark, ſächſ. 
meente, nord. almenningr, latein. commune, communitas, commarchia) oder 
auch als die Mark ſchlechthin benannt, umfaßte fie vor Allem Wald, Weide, 
Heide und Moorgrund, Seen, Ylüffe, Bäche und Quellen, die öden Gründe 
und Bellen, Wege und Pläbe, kurz alles nit zu Sonbereigen ober 
Sondemukung ausgeſchiedene Land”). An der Allmende war wicht bios 


0) Um nur eins anzuführen, fo enthalten noch fpätere Markorbnungen oft 
die Beftimmung, daß Ader, den ein Genoſſe 33 Jahr 6 Wochen wüft liegen 
(äßt, ober auf dem Wald angelegt wird und eine beftimmte Höhe erreicht hat, 
an die Gefammtheit zurüdfällt. Löw, Markgenofi. S. 150.151. Grimm, R. U. 
©. 525. 

0) Haufſen b. Fald VI 34—43. Maurer, Einl. 135. 

21) Bol. unten $. 55f. 

=) Ob die Worte beö Tac. c. 26: et superest ager auf has Gemeinland 
(id BWeisle, Grundl. ©. 5. Maurer, Einl. S. 4 2. 8 Maurer, 
Ueberidh. I. 68) oder das Brachfeld (Eichhorn 9 14) geben oder nur fagen 
wollen, es jet Land genug vorhanden Knies ©. 142, jept auch Waig ©. 136), 
ift ſehr ftreitig. Die zweite Anſicht fept eine fehr undeutliche, die dritte eine 
tautologifche Sprechweiſe (kurz vorher heißt es ja facilitatem partiendi campo- 
rum spatia pıaestant) voraus. Dagegen löft die erfte Interpretation alle Zwei- 
fel und and das Folgende paßt dazu; es wird die Einfachheit der Landkultur 
hervorgehoben, bei der allein Wechfelbefig ber Aedcer und große Gemeinmarl 
durchführbar ift. 

35) Ueber Namen und Beſtandtheile der gemeinen Marl vgl. Grimm, R. A. 
©. 494f. Maurer, Ein. S. 84f. Dorfv. 1 44f. Landau 111 
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das Eigeutbum, fordern aud die Nutzung bei der Geſammtheit. Erhielt 
daher, wie dies durch Gemeindebeſchluß jeberzeit möglich war und früher wie 
fpäter häufig vorkam, der einzelne Genofſe gegen Entgelt oder unentgeltli ein 
Städ zum ausfhlieglihen Gebrauch, fei es für immer, fei es auf Widerruf, 
fei es auf Zeit angewielen, fo ſchied dieſes Stüd für immer ober vorübergehend 
aus der Allmende aus”). Solche Markftüde blieben freilich, wenn fie nicht 
zu Gigenthum fortgegeben, fondern zur Sondernutzung verpachtet, vertheilt ober 
regelmäßig verloft wurben, dem Eigenthum nad Gemeinland unb wurben 
haufig hiernach benannt*®): allein fie waren, ganz wie bie alten Xosäder, Son- 
dergut der Nutzung nad. Sie galten daher weber als eigentliche Allmende noch 
als Sondereigen, ſondern bildeten gleich den Losäckern eine bald dem einem balb 
dem anbern näherftchende Zwiſchenftufe zwiſchen Beiden und führten gleich jenen 
auch faktiſch allmälig ein feftes Privateigentkum herbei. Wahre Allmende da⸗ 
gegen, volles germaniſches Geſammteigen war nur. basjenige Gebiet, au 
dem nicht nur das Eigenthum, fondern aud die Benutzung bei ber Ge⸗ 
famımtheit aller Genoffen in volllommener Ungetheiltheit war). Diele Be- 
nutung aber fand, ba im ber germanifchen Genofienichaft der älteften Zeit bie 
Geſammtheit ald Einheit und die Gefammtheit als Vielheit nicht umterichteben 
wurbe, in ganz gleicher Weiſe für die eigentlichen Gemeindezwecke im heutigen 
Siun wie ‚für die Privatzwede der einzelnen Genoſſen Statt. Jeder Genofle 


>) So wurde 3. B. Sand mit der Bedingung, es bei Vermeidung bes Räd- 
falls binneu einer beftinmmten Zeit zu kultiviren (Kandb. v. Uri 885. 9. 8. 12. 
17) ober zu bebauen (ib. 9 4. Grimm, W. L 158. $ 34) ober geradezu auf 
Widerruf (z. 3. Grimm L 165) unentgeltlih, oder gegen Zins (4. B. in 
Schwiz gegen das „Semeinmarlgelb” Landb. S. 226) aus ber Allmende an Ge⸗ 
noffen gegeben. Die interefianteften Bälle find bie, in benen die Stücke regel- 
mäßig verloft wurben, fo daß fich hier die alte Feldtheilung im Kleinen wieber- 
holte. Noch bis in neuere Zeit fand Wiefenverlofung auf Ufedom (Homeyer, 
dad german. Loſen &. 29) und in Oberheffen (Sternberg, hefſ. Rechtsgewohnh. I. 
©. 123 und 128) Statt. — Man vergl. ferner über die Hauberge in Siegen, 
die Gemeinmarkgüter in Schwiz und Luzern, die Gmandsthale in Appenzell, die 
Gemeinfelder in Trier, gemeinen Loosgüter in Baiern, Markfelder in Weſtfalen, 
Kohltheile im Eichöfeld, Allmendbgärten in Gerfau, Schwiz, Uri, Gemeinde 
äder in der Marl Kampen, Geraidegüter in der Pfalz, Rüti und Rütinen in 
Uri u f. w. Löw, Markgenofi. S. 33. 185. Landau 177 f. Maurer, 
Eint. ©. 108 f. Warten. ©. 175. Dorfv. L 304f. Dies Alles waren 
Allmendftüde, die allmälig Sondereigen oder doch Lehn⸗ oder Zingeigen wurden. 

25) Bel. die Namen in Note 24. Auch das engliiche folcland behielt ja als 
Privatdefig feinen Namen; ebenio in Schweben nnd Norwegen d. almaennins 
jordh. Maurer, Ueberih. 1 ©. 102. 168. 

ꝛe) Dies nimmt auch Bluntfchli, Weberfch. IL 310 an, irrt aber, wenn er 
umgetehrt folgert, vie Brachzelge ſei während ber Weide wieder ald Allmende 


betrachtet worden. ge 
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hatte daher das Net, im Walde Holz zum Bauen, Breunen und Verarbeiten 
zu fällen, Schweine zur Daft uud Vieh zur Weide zu treiben, zu jagen und 
zu ſiſchen, Das gemeine Waſſer zur Viehtränke, zur Bewäſſerung und zum 
Mühlenbetriebe zu verwenden, Torf und Lehm, Sand und Geftein zu graben, 
und was es bes Aehnlidhen gab. Nur zweierlei fehte ihm eine Greme — 
bad Bedürfniß der eigenen Wirthſchaft und der Gemeinbebeihluß. Das erftere, 
weil nur für Genoffen, nicht aber für Fremde die Mark vorhanden war, — 
ber Ießtere, weil et nur vermöge feines Genofjenrechts nuben burfte und als 
Glied unter der Geſammtheit ftand. Urſprünglich hatten die Gemeinden in- 
bei Teine Beranlaffung, die Allmendnugungen zu beichränten, da umangebautes 
Land in Meberfülle vorhanden war und feine Früchte unerfchöpflich fchienen. 
Später ſahen fie fi mehr und mehr genäthigt, die Nukungsrechte zu firiren; 
ben Grundgedanken gleichen Rechtes Aller aber hielten fie feit, ſo daß 
zuerft nur die faktiſche Verſchiedenheit des Bebürfniffes eine faltiſche Ungleich- 
beit Berbeiführte”"). 

So weit gieng urfprünglih das Recht des einzeluen Genoffen an ber 
Allmenbe, daß ed ihm geftattet war, einzelne Markftüde theils nur zu zeit- 
weiſer Nutzung (wie 3. B. zum Hen- und Plaggenmähn) theils aber zu 
dauerndem Sonbereigen für fich ſelbſt ausichließlich zu okkupiren. Insbeſon⸗ 
bere Tomte er, wenn bas Bebürfnii feiner Wirtbichaft es forderte, durch Roden 
bes Waldes oder fonftige Kultivirung unfruchtbarer Streden fein Sondergut 
vergrößern oder felbft durch bloßes Einhegen und Einzäunen ſich einzelne Ge- 
bietötheile aneignen”). So fehr ſchien die gemeine Mark noch ein unerichöpf- 


liches Gut, fo ſehr ſchien auch jekt noch die Arbeit erft dem Boden Ber- 


mögenöwerth zu verleihen, dag man auch hierin mehr eine Nutzung als eine 
Subftanzminderung ſah. Doch mochte immer hierbei bie ftillfchweigende Ge⸗ 
nehmigung der Geſammtheit vorausgejeßt werben und ihr Widerfpruch auch 


*7) Bgl. unten 9 58. 

2) Bluntſchli, Weberfch. II. 312. nennt dies Recht nach isländiſchem Bor- 
bilde „da8 Recht der Landnahme“. L, Burg. tit. 13 läßt fogar in einem zwifchen einem 
Römer und Burgunder gemeinen Wald durch Rodung Sonbereigen entftehen. Bgl. L. 
Bajuv. XVI. c. 1. $ 1 und 2. — Noch im 18. Jahrh. heißt es in einer Ur- 
funde b. Bluntſchli, Zürch. R. ©. I. 38: proprietatem meam, quam proprio 
labore de incultis silvis extirpavi.. Grimm III. 653: wer an den zwei 
pergn icht rawmen oder rawttn wolt, dem sol das nyemandt weren und sol 
sein recht aign seyn. — Daß das Roden wie jede andere Markuupnug auf 
bas eigne Bedürfniß und bie Arheitsfräfte des eignen Hausweſens befchränft war 
erhellt 3. B. aus Urk. v. 779. Heugart I. 63: tantum exartent, quantum 
podent in eorum compendio et ad eorum opus quid ibidem manunt .. . et 
alios extraneos non habeant licentiam dare. Darauf ift aud wol Urf. v. 819. 
b. Ried. Cod. Ratisp. 1. 17 zu beziehen: injuste eaudem commarcam ultra quod 
debuerunt exstirpaverunt contra legem. 
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dem Genofien die Robung verwehren ), wie ex dies unzweifelhaft tem Frem⸗ 


— oder Pflanzgärten?), oder doch auf die ausſchließliche Rufung 

der feinem Sonbereigen zunädft liegenden Marktheile aus, oft auf ein Gebiet, 
über das man von der Grenze einen Hammer ober ein Beil werfen ober ein 
Huhn fliegen laſſen konnte, beigräntt?”). So unbedeutend dieſe Refte waren, 
das alte Recht der Robung und Landnahme war eine uicht unweſentliche Ur⸗ 
ſache für die erfte Eutftehung ber Ungleichheit des Grundbefthes. 

IT. Bauerſchaften im Gegenfaß zu derartigen Dorfichaften entftan- 
ben ba, wo eine Genpfienfhaft bie Anfleblung auf Bingelhäfen wählte. Dann 
wurde jedem Genoffen fogleich ein größeres Gebiet aus der Mark gefonbert, 
das für die Hofftätte und für das gefammte Aderland Binreichte und oft noch 
überbied Wald und Haide umfaßte, fo das verkleinerte Bilb einer Dorf 
gewährend. Hieran erhielt der Einzelne volles echtes Eigen, er umhegte 


FH: 


es und war Grundherr und Friedensherr darin. Eine Feldgemeinſchaft war 
nicht vorhanden, an Stelle des Flurzwangs fand von je Koppelwirthſchaft 
Statt. Aber auch bei biefer "Art der Anfieblung blieb unvertheiltes Land .als 
Gemeinmark im und Gebrauch Aller und wurbe zu genau benfelben 
Zweden, denen es bei den Dorfichaften biente, benutzt. Dier war alio bie 
wirtöfhaftlice Einheit ber Gemeinde von Anfang an auf die Allmende ber 


ſchränkt und der Iofere Zuſammenhang, ber in Folge deſſen zwiſchen den Ge⸗ 
nofien beftand, mußte fi) in einer geringeren Einwirkung ber Geſammtheit 
anf die Einzelnen äußern. Abgeſehen aber von ben mit Feldgemeinſchaft und 


3%) Darauf deutet L Bajuv. XVL c. 1. $ 1 unb 2: quod labores de 
isto campe semper ego tuli, nemine coniradicente exartavi, mundavi, 


2) Löw, Marlg. S. 187. Maurer, Mary. ©. 171. Dorfo. L 29. 
302. Befterwolder Lanbr. 1470, ec. 10. $ 8: nieman sol eygendom maken 
in der buermarke sonder consent der buren. B. v. Richthofen, Röan- 
©. 269. — Ganz beftritten wird irgend ein „Recht” auf Robung v. Thudichum, 
Mare. ©. 175 f. 

) Bol. über diefe und ähnliche Mebrungen des Sonbereigen — au An⸗ 
fchüffe, Hofeöfrieden, Sundern, Ortland, Ein- oder Beifänge, comprehensio- 
nes, septa etc. genannt — Maurer, Eiul. S. 157f. Marko. 171 f. Dorfv. I. 
2392. &5w 185 f. Landau 158 f. 

3 Grimm, ®. II. 105. 9 80. 134. 9 8. 136. 9 16. Maurer, Dorfo. 
L 2394 f. 
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Flurzwang zufammenhängenben Einrichtungen geftaltete ſich die Rechteverfaffung 
der Bauerfchaften und Dorfſchaften volllommen gleich *). 

II. Diefe Berfaffung mußte, wie aus dem Bisherigen hervorgeht, zu 
irgend einer Zeit fih mit ber Berfaffung ter Geſchlechts- und Hundertgenofien- 
ſchaften decken. Die angefiebelte Genofſenſchaft der Geſchlechts- oder Stammes- 
freumde blieb zuerft in der Gliederung des Volles bas, was fie vor ber Nie 
derlaffung geweſen war, was fie noch jeßt bei dem Antritt einer 
des Volles wieder wurbe: ed war nur zu ben genofienfchaftlichen Angelegen- 
beiten eine neue hinzugekommen, durch die Nahbarichaft, das Geſammteigen⸗ 
thum an der Mark und bie gemeinihaftlihe Bewirtbichaftung deffelben 
gebilbet. | 

Sehr bald indeß mußte mit der größeren Feſtigkeit der Anfiebelung die 
Senofienihaft ihr Weien verändern. Theilungen und Auswanderungen, die 
Ausbreitung der einen und das Hinſchwinden der andern Sippe, die Zulaffung 
neu anziehender Fremden mußten, da ein fünftlihes Syſtem fingirter Ge⸗ 
fchlechtönetterjchaft unbefannt war, mit ber faktiſchen auch die begriffliche Iden⸗ 
tität von Gemeinde und Geſchlechtsgenofſenſchaft zerftörn. Die Erinnerung 
an bie gemeinfame Abflammung der Markhewohner verſchwand auch da, wo 
wirkliche Verwandtſchaft beftehen mochte, aber der Länge der Zeit wegen nicht 
nachzuweiſen war. So entſtand der von dem Begriff der Blutsframbichaft 
verſchiedene Begriff der Nachbarfreundſchaft und es trat neben und zwiſchen 
die nunmehr ihren eigenen Weg gehenden Gejchlechtögenofienichaften die Ge⸗ 
nofienihaft der Nachbarn, der Dorfmarkgenofien, der vicini ober commar- 
chani”). Schon zur Zeit der Bollsrechte hatten fi) nur noch vereinzelte Re 
minidcenzen — wie in den genealogise ber lex Alamannorum unb den farae 
der Burgunder — an das urjprünglide Zufammenfallen von Geſchlecht und 
Gemeinde erhalten. 

Aber nicht zugleih mit dem Blutsverbande gab die Gemeinde alle Folgen 
befielben auf. Fehde- und Wergeldsrecht, Familienrath und Samiliengericht 
überließ fie den Sippen: aber fie blieb eine auf dem Gefühl perfönlicher Ge» 
noſſenſchaft beruhende Verbindung für Frieden und Recht wie für das ge 
fammte Leben. Nicht, wie man dies fo vielfach behauptet hat, wurbe fie num. 
mehr fofert eine bloße Markgemeinde, ein Berein mit dem privatrechtlichen 
Zweck der Bewirthſchaftung eines gemeinfamen Grundvermögens*). Vielmehr 
war zumäcft bie Markgemeinſchaft nur eine Kolge, mit die Bafis ber 


3) Hanffen b. Falck IL 4. Maurer, Einl. ©. 10f. Landan ©. 
16f. Mit welchem Recht Waiß I. ©. 125. auch bei Einzelhöfen vom Bor- 
tommen einer Zeldgemeinfchaft ſprechen Tann, tft nnerfinblich. 

20) Auch consortes, buren, cives u. f. w. genannt. Weber andere Ramen 
Maurer, Einl. 21 unb 32. 

) Mit Unrecht fagt daher Waiß IL S. 131: „Eine Bilbung sin auf ber 
Art der Anfieblung und ben agrarifchen Berhältniffen berubend, find Die Dorf 
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genoffentihaftlichen Lebensgemeinſchaft. Auch war fie wicht deren einzige 
Folge, fondern nur eine unter den Kolgen der Gemeindegenoſſenſchaft. Diele 
hatte überdies eine politifche Bedentung als Glied des Volke, fie war deſſen 
unterfte Abtheilung für Gerichts · und HeerweienY). In fich felbft war fie 
eine Sriedent- und Rechtsgenofſenſchaft, weldhe auf ihren Berfamminngen bas 
gemeinfame, keineswegs anf Markſachen beichränfte Recht im Dorfweisthum 
fefiftellte, durch die Dorfwilllür fortbildete?”), als Gericht in Dorffachen, aber 
auch bei geringeren Streitigkeiten und GStrafiachen fungirte?®), den Gemeinde: 
frieden wahrte und alle gemeinfamen Angelegenheiten, nicht blos die wirth⸗ 
ſchaftlichen Dinge, berieth und orbnete. Als Richter und Boriteher in allen 


unb Bauerfchaften und in ihrer Bebentung weſentlich auf das befchräntt, was 
damit im Zufammenhang ſteht. Maurer, Einf. ©. 144. 138f. und fonft 
drũckt fich ähnlich aus, deklarirt aber in feinen fpäteren Werten feine Anficht im 
entgegengefepten Sinue. Aehnlich Landau S. 190. Weiste, prakt. Unterf. 
&. IL ©. 53f. und Grundl. der früheren Berf. Deut. 1886 fagt geradezu: bie 
Gemeinden feien „rein prinatrechtlicher Natur”, — die Bethelligten ſeien „zwar 
zu einer Genoſſenſchaft vereint geweien, dad genofienfchaftlidhe Leben Habe fich 
aber ebenfalls nur in Bezug auf die Bewirtbichaftuug der gemeinfchaftlichen 
Flur geäußert”. Richtig dagegen bemerlt Hanffen, Gehöferfhaften ©. 77: 
„Die Ortsbürgergemeinde ober politifche Gemeinde, welche in den älteften Zeiten 
wicht einmal dem Begriff nad von ber Marfgenofienfchaft getrennt war und auch 
lange noch fachlich mit ihr zuſammenfiel. Bol. Eichhorn 1. c. Renaud, 3. 
.D.R M. S. 14.9. R. J. 34 Thudichum, Markt. ©. 37 f. 128—188. 
K. Maurer, Neberſch. L 78. Kemble, Saxons I. 57. Leßierer denkt fidh die 
alten Markgemeinden ale „great family unions, comprising households of 
various degrees of wealth, rank and authority .. but all recognizing a 
brotherhood, a kinsmanship or sibsceaft, all standing together as one united 
body in respect of all other similiar communities, all governed bythe same judge 
and led by the same captains, all sharing in the same religious rites, and 
all known to themselves and to their neighbours by one general name.“ 

2e) L. Alam. tit. 93. vgl. mit tit. 48. Dazu Maurer, Einl ©. 162. 
Thudichum ©. 38. 

7), So noch bie |päteren Beisthümer; Gittenpolizet, Privatrecht, Berfaffungs- 
recht find darin enthalten. 

3, Die gerichtliche Thätigkeit der Dorfmarkverfammlung wird von Mandyen 
für die ältere Zeit noch immer beftritten. So Weiske, Grundl. ©. 9. Waiß 
L 129. I. 310. Bgl. aber Eichhorn, 3. f. geſchichtl. Rechtswiff. L ©. 174f. 
gandan ©. 304. Kemble L 55f. K. Maurer, Ueberfh. I. 73 und die 
m. ©. überzeugenden Rachweifungen b. Thudichum ©. 39—45. Die Kompe- 
tenz beftiumt Eich horn auf Diebftähle bis zu einem gewifien Werth und Ber- 
gehen gegen ®emeinbepolizeiverordnungen,; Kemble auf Alles, which could in 
any way affect the interest of the whole body or the individuals composing 
it. Bermuthlich war, wie jede Genofſſenſchaft, die Gemeindeverſammlung über- 
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genofienfchaftlichen Angelegenheiten beftellte fie durch freie Wahl einen Dorf- ober 
Banerrichter %). Für alle ihre Genofien bildete fie eine religiäfe) und fittliche 
Gemeinichaft und verpflichtete ihre Mitglieder zu einer fehr ausgedehnten gegen- 
feitigen Unterftügung *'). Recht und Pflicht der Gemeindegenofien, vor Gericht 
ald Zeugen und Eideshelfer einander beizuftehen*‘?), die Pflicht, dem Rufen⸗ 
den zu. Hülfe zu eilen und ihn fowol als das ganze Dorf gegen ungerechten 
Angriff zu vertbeidigen, bie Verbindlichkeit, für den erkrankten und ver- 
armten Genofien zu forgen, bie Pflicht felbft im Tode den Genofien nicht 
zu verlaffen, ihn zu begraben und feiner Leiche zu folgen: alles bies find in 
ihren Wurzeln uralte Folgen des die Gemeinde verfnüpfenden perjönlichen ge- 
noffenjchaftlihen Bandes, wenn ſich auch meift ihr Vorkommen erft ans fpä- 
terer Zeit urkundlich belegen laßt, — nicht erft jüngere Rejultate nachbarlichen 
Wohnens. Ja fo weit gieng der enge Zufammenbang ber Genofien, daß fie 
nach einzelnen Rechten in einem gewifien Umfang für die von Einem aus 
ihrer Mitte begangenen Bergehungen in ihrer Geſammtheit fubfibiär verhaftet 


bies ein Sühnegericht, bad jeder Genoffe in einem Streit mit einem @enoffen 
angehen mußte, ehe er an ein anberes Gericht ging. Deer. Chilp. d. 574. 
Perg, L. IL 9: si quis causam mallare debet et sicante vicinos causam suam 
notam faciat et sic ante rachymburgiis videredum donet. 

20) Judex, rector, praepositus, major oder tribunus villae; villicns, 
sculdais, auch mitunter (3. B. b. ben Langobarden) Zebener, decurio, decanus; 
Bauermeifter, Dorfgrebe; angelſächſ. tungerefe, nord. oldirman. Gebr beftritten 
ift, ob ber tunginus ber 1. Sal. Dorfrihter war (fo Eihhorn L c. Rote. 
Grimm, R. U. ©. 554. Sachfſſe, Grundl. ©. 808. Maurer, Einl. 139. 
Landau 322) ober Gentenar (Saviguy 1 273. Waig, das alte Recht 
©. 135.) Ebenfowenig fteht die Bedeutung bes grafio loci in ber 1. Salica 
feft. — Bol auch Landau, Maurer, Eichhorn .c, Wait Lc, ©. 136. 
Maurer, Dorfv. U. ©. 22f. Thudichum ©. 37. 88. 

, Maurer, Einf. ©. 67f. Dorfo. L 367f. Landau ©. 387 f. 

) Maurer, Einf. 161f. Markv. 188f. Dorfv. 1 333f. L. Alam. 
tit. 48. Näheres in den folgenden Perioden. 

4) Bei den Angelſachſen fchreiben fchon Hlodhaeres and Eadricas domas 
(nad) ber Mitte bes 7. Jahrh) 8 5. Schmid ©. 20f. Eibehelfer vor „aet 
tham tune, the heto hyre.“ Bol. Edward Gef. (vor 904). ©. 110. c. 1.8 4: 
on tham ylcan geburshipe. Aethelftans Gef. (925—940). S. 132 c. 9: neah- 
gebure. In Friesland find die Eidhelfer gewöhnlich Beamte, Landsmänner und 
buren (cives, vicini)j. So Brofmerfüren b. Rihthofen ©. 138. Emfiger 
Domen ©. 186: mit triuwe buren. — Für bas fränt. Recht (Wat IL. 268 f.) 
Form. Andegav. c. 28. 33. 49. App. Marculf. c. 46. Form. Lindenbrog. 
c. 106. 108. Form. Balus, c.9, — wonach fowol Zeugen als Eideshelfer aus 
ben vicini circa manentes und vicini pagenses genommen wurden. L. Bajuv. 
XV. 2f. Proceſſe über Liegenfchaften: ille homo, qui hoc testificare voluerit, 
commarchanus ejus debet esse et debet habere... similem agrum. U. f. m. 
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waren, und wenn fpäter die Geſetzgebung mitunter bie engeren ober weite 
ren Gemeinden allgemein verantwortlich machte für die Stellung des verbreche⸗ 
riſchen Genoſſen vor Gericht oder aber für Schabenerfaß, fo beweift die Mög. 
lichkeit diefer Berorduungen, wie die Gemeinde ebenjo fehr nach außen wie 
nach innen als ein öffentlicher und politifcher Berband für Frieden und Recht, 
nidyt aber als bloßer Wirthſchafwerein betrachtet wurbe *). 


“=, Nach Chlodov. Reg. Cap. L Sal. add. c. 3. Perp IV. 4 mußten 
vieini, in deren Mark ein Erfchlagener gefunden war, ſchwoͤren: quod nec occi- 
dissent nec sciant qui occidisset — ober bad Wergelb entrichten. L. Wiesig. 
lib.VL c. 8. feßt eine Haftung bed vicinus pro vieino voraus, ba fle dieſelbe 
aufhebt. Nach fchwedifchen Lanbrechten haftete bald der Grundeigenthümer, bald 
bie ®emeinde, bald dad Haerad für die Buße, wenn fie ben unbelannten Thäter 
nicht ftellen Eonnten. Wilda, Strafe. &. 217. Rote 1. Aehnliches noch im 
13. Jahrh. in fchlefifchen Url. Maurer, Dorfv. I 851. Weiter giengen bei 
den Franken Childebert IL decr. d. 596. c. 11 und 12. Perg II. 10 und 
Chlotachar. II. deer. c. 1. ib. 11. 12: Die Oundertfchaftögemeinden follen für 
bie Berfolgung von Räubern und Dieben haften und mit Regreßanſpruch gegen jede 
andere Hunbertfchaft, in welche die Spur bed Thäters leitete, und zulept gegen 
den Thäter felbft ben Schaben erfepen. Ganz Aehnliches verorbnete K. Eadgar 
(959 — 975) für die angeljächfiichen hundrede (const. de hundr. « 2—5) und 
das allgemeine Berbürgungeivftem, welches endlich alle Bewohner Englands ent- 
weber burch einen Herrn ober durch eine Genofienfchaft in Bezug auf Schabens- 
erfah bei Bergeben vertreten lieh, knũpfte ebenfalls in einer im Einzelnen freilich 
fehr Heftrittenen Weiſe an die territorialen Verbände an. Bal. unter $ 26. — 
Berbaftung der Gemeinden für die Stellung bed Verbrechers vor Gericht und 
eventuell für Schaden oder Buße kommt auch in Deutichland fpäter noch vor. 
Beifpiele tell Maurer, Einl ©. 163 f. Marko. S. 193. Dorfv. 1 ©. 348 f. 
zufammen. Auch bie Pflicht zur Ergreifung bes Miffethäters unb beflen Be⸗ 
wabrung bei eiguer Bertreiung (3. B. Grimm, W. L 540. $. 16. 24) unb 
zum Strafvollzug auf eigne Koften (3. B. Grimm IL 828) gehören hierher: 
Sehr Lange erhielt fi bei eigentlichen Markfreveln, bei Holzbiebftählen zum 
Theil bis heute, die ſubſidiäre Haftung ber Gemeinden. Was anders ift ber Ge⸗ 
banfe ber neuen Geſetze, welche bie Gemeinden für den Erfah bes bei Aufläufen 
verurfachten Schabens fubfidiär verantwortlich machen? Gin eigenthümliches ger- 
maniiches Inftitut der Geſammtburgſchaft (Möſer, Eihhorn, Rogge, Lan- 
bau ©. 295. Dagegen Waitz I. Beilage I.) Liegt freilich in allem dieſem 
nicht: zufällig aber find derartige, wenn auch vereinzelte Ericheinungen ebenfomwenig. 
Ohne einen Anhalt im Rechtsbewußtjein bes Volkes wären fo erorbitante Polizei. 
maßregeln in einer jonft jo ſelten mechanifch eingreifenden Zeit unmöglich gewefen. 
Die Beftimmungen ber Bollörechte und Weisthümer aber wären ünerflärlich. 
Auch behandelte nicht in Straffachen allein bie öffentliche Gewalt den Gemeinbe- 
verband als eine Einheit, in ber Alle für Einen ftanden. Bel öffentlichen 
Dienften und Abgaben (Maurer, Dorfv. L 192 f.) und bisweilen felbft bei 
grunbberrlichen Steuern und Beten (Maurer, Fronh. IIL 215 f.) finden wir 
dafjelbe Princip. 
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Halt machen konnte. Range noch erhielt fih in ziemlich allgemeiner Berbrei- 
tung ein (fpäter als Erbrecht aufgefaßtes) Heimfallsrecht der Gemeinde wenig. 
ftend für ben Fall erblofer Verlafienihaft‘), die freie Veräußerlichkeit fand 
ihre Grenze an einem Näherredht ober Verkaufsrecht der Gemeinde und ber 
einzelnen Genofien, die Theilungen ſchränkte Sitte und Herlommen ein; und 
immer blieb für die volle Theilnahme an der Markgemeinfchaft die perfönliche 
Aufnahme in den Genoffennerbanb, welche freilich auch ſtittſchweigend geſchehen 
konnte, ein unentbehrliches Requiſit. Allein der Grundgedanke ber Genteinde 
war doch ſchon am Schluffe diefer Periode der geworden, daß fie eine aus 
dem dinglichen Recht an Grund und Boben fließende Verbindung, eine wahre 
Mark⸗ und Hufengemeinde fei, in welcher der Beſitz einer Vollhufe 
allein volle Freiheit, Wergeld, Heerbannpflicht und Antheil an Gericht und 
Berfammlung gewähre. Unb fchon finden fi) Spuren einer Anſchauung, nad 
weldher man bie Hufe jelber als Trägerin bes Gemeinderechts, den Menfchen 
faft nur wie ihren Repräfentanten betrachtete *°). 

Daß der angebentete Entwidlungsgang in ber That ftattgefunden, läßt 
ih nun freilich im Einzelnen — befonders für die erſte Hälfte jenes Weges 
— nicht urkundlich belegen. Die uns erhaltenen Quellen find faft nur aus 
einer Zeit, in welcher das Privateigentbum an der Hufe volllommen durchge⸗ 
drungen und die Berbinglihung ber Gemeindegenoſſenſchaft ehr weit fortge⸗ 
ſchritten war. Allein, von aller innern Nothwendigkeit abgeſehen, haben wir doch 
einige gewichtige äußere Zeugniffe, die wenigftens einzelne Punkte des langen 
unb dunklen Weges mit bellerem Strahl erleuhten. Das find einige Nach⸗ 
richten über bie Dörfer der falifhen Franken, worin ber Kampf ber älteren 
nnb neueren Principien deutlich erkennbar ift. 

Zuerft der Titel ber lex Salica de migrantibus. Hier erfcheint ber 
Eintritt eines Fremden in bie Dorfgenofjenfchaft ſchon möglih: aber noch ift 
das an einflimmigen Beichluß aller Genofſen gebunden. Erwirbt er ohne 
einen folchen, ſei es aud ans einem an fich gültigen Titel, und zur, ber 
richtigen Auslegung nach *"), nicht bloß durch Anfievelung und oben bes 

“ Grimm, ®. I. 80. 87. 88. 100. 141. $ 17. 362 ⁊c. — Maurer, 
Fronh. IV. 52. 850f. Dorfv. L 326. Und überall in ben Stäbten! 

0, Näheres in Th. IL Bol. unten $ 24. 

51) Ueber bie verjchiebenen Auslegungen dieſes vielbeiprochenen Titeld vgl. 
bef. Sybel 1. c. Waitz, das alte Recht S. 124—129. Betbmann-Hollweg 
S. 29f. Maurer, Einl. © 141f. Bluntſchli, Ueberfh. II. 213. Thu- 
dbihum, Markv. ©. 221 — 228. Unzweifelbaft enthält ber Titel fehr altes 
Recht, ba er fchon in ber 1. Sal. emend. und dem cap. Kar. M. 819 mißver- 
finden und auf die Ofkupation eines fremden Hofes bezogen wurbe, während 
doch gleich aud den erften Worten: si quis super .alterum in villa migrare 
voluerit, et aliquis ex eisdem, qui in villa consistunt, eum suscipere voluerit, 
et vel unus vel aliquis ex ipsis extiterit, qui contradicat, migrandi licen- 
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Waldes, jondern auch durch Abtretung feitens eines ober mehrerer Genoflen, 
eine Hufe tm Dorf oder in der Dorfmark, fo kann ihn jeder Genoſſe iu feier- 
lichen Formen zum Verlaffen der Stätte auffordern, und, wenn dies erfolglos 
bleibt, gerichtlich dazu zwingen lafien. Sm Ietteren Falle verliert ex, was er 
erworben, und muß überdies Buße zablen. Ebenſo trifft denjenigen Genoffen 
eine Strafe, ber ohne vorangegangenen Gemeinbebeihluß den Fremden veran- 
bat, in das Dorf zu ziehen, ber insbefoubere ohne Zuftimmung ber 
i ein darauf zielendes Rechtsgeſchäft abgeichlofien bat’). Hat aber — 
bierin zeigt ſich fon das Einbringen der neueren Auffaffung — ber 
zwölf Monde hindurch fi ohne Widerrede im Befitz der Hufe befunden, 
foll er num als vollberechtigter Genofje gelten”). Kann man letzteres and) 
ftilffcehweigende Aufnahme zurüdführen®‘), fo liegt body ber Gedanke einer 
Erfigtung der Hnfe und bamit des PVicinenrechts, mithin die Annahme eines 
dinglichen Titels ſchon jehr nahe. 

Was ferner das Erbrecht am Losgut betrifft, fo ift e& in der lex Salica 
ältefter Recenfion einzig und allein für die männlichen Descenbenten anerkannt. 


E* 


su 


tiam ibidem non habeat, — Har ift, daß ed fi von dem Eintritt in eine 
Dorfgemeinbe handelt. Ein ſolches Mißverftändniß wäre Taum benfbar, wenn, 
wie Waitz und die Meiften wollen, nur von Neufieblung auf ber Allmende mit- 
telft Rodens und Anlegens einer Hufe bie Rebe wäre. Denn danu enthielte ber 
Titel ein auch zu Karla d. ©. Zeiten noch geltendes Recht mit ber einzigen 
Beränderung, daß vielleicht ftatt Einftinmigkeit jebt Stimmenmehrheit genügte. 
Auch der Wortlaut aber führt zu weitergehenber Auslegung. Während „migrare“ 
unb „aüsedere‘ mibeftend ebenfognt „zuziehn” als fi) „anfiebeln” bebeuten Tann, 
weift ber Gap „super alterum migrare“ offenbar mehr auf den Erwerb ber 
Hufe eines Anbern als auf Befleblung nuangebauten Bobens bin. Auf eine Auf- 
uahme in das Dorf felbft deuten auch die Worte „in villa“ „in villa spsa ete.“, 
die zwar Dorf und Mark, ſchwerlich aber gerabe vorzugsweiſe bie Marl mit 
Ausſchluß des Dorfs bezeichnen Fönnen. Dazu paßt auch dad ganz allgemeine Ber- 
bot: migrandi licentiam non habeat. Es ſoll ferner bie fortuna sun bed 
Sremben mit Beſchlag belegt werben, was ſich am beften auf die aus einem an 
fih gültigen Titel erworbene Hofftatt beziehen läßt. Endlich wirb allerdings 
auch ber Berinft etwaigen Rottlandes angebroht, aber nur hypothetiſch (et si ibi 
aliquid elaboraverit, quia legem noluit audire, amittat), während nach ber be- 
kaämpften Anficht unbedingt und ausfchließlich eine ſolche Drohung audzufprechen 
geweſen wäre. 

“) Si vero quis alium in villam alienam migrare rogaverit, antequam 
consultum fuerit, MDCCC den. qui faciunt sel. XLV culpabilis judicetur. 
Diefe Worte gewinnen einzig und allein tann, wenn man fie auf Verkauf, Ab⸗ 
tretung, Scheufung ber Hufe an den Ungenofien mit bezieht, volles Berftändniß. 

s) Si quis vero admigravit et ei aliquis infra XII menses nullus tes- 
tatus fuerit, ubi admigravit, securus sicut alii vicini consistat, 

) So Thudichum ©. 228. . 
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Die Töchter waren, weil fie nicht BVollgenofien wurden, ausgeihloffen, wie dies 
auch andere Volksrechte beftinmmen®s). Aber auch ber weitere Mannsſtamm 
ſcheint noch vor den Dorfgenoffen zurüdgeftanden zu haben). Crft im ſechften 
Jahrhundert wurde gefetlich feftgeftellt, daß, wenn Teine Söhne vorhanden 
wären, auch den Töchtern, Brüdern und Schweftern ein Erbrecht vor den Dorf- 
genofien zuftehen folle”). Und demmächft verſchwand das Recht der Genoſſen 
ganz, es erbte, wie dies bei dem in keinem Dorfverbande fiehenden Grundbeſitz 


s) 3. 8. L. Saxon. VIL $ 1. L. Burg. 14. $ 1. L. Alam. 57. L. Luitpr. 
co 1. L. Angl et Werin. VI. $ 8. Da, wenigftens nad älterem Recht, in 
allen übrigen Beziehungen bie Töchter mit ben "Göhnen gleiches Erbrecht hatten 
(Childeb. c. a. 550, 1. Sal. add. c. 2. Perg IL ©. 6), fo lag ber Gruud ihrer 
Zurückſetzung beim Grunbbefig in der Natur bes Erbrechts an diefem. Dabei 
fommt es wefentlich in Betracht, daß der Grundbeſitz urfprünglich Folge eines 
öffentlichen, Frauen nicht zuftehenden Rechte war, — in ben Dorfgemeinden eben 
des Genoffenrechts, bei föniglichen Verleihungen bed Stantsbienfted u. |. w. 

s) L. Sal. Herold. de alode 67. $ 6 lautet: de terra vero Salicain mu- 
lierem nulla portio hereditatis transit, sed hoc virilis sexus acquirit hoc est 
Klis in ipsa hereditate succedunt. Merkel, 1. Sal. h. t. 59. 84... sed 
ad virilem sexum, qui fratres fueriat, tota terra perteneat. Die fonftigen 
erbrechtlichen Beftimmungen, welche vorangehen, beziehen fich offenbar nur auf bie 
übrige Berlaffenfhafl. In der 1. Sal. emendata de alode 67, 6 dagegen unb 
ebenjo in ber 1. Ripuar. de alodibus 56. 4, ift der virilis sexus ohne einjchrän- 
fende Definition als filii oder fratres berufen. Dies ift ſicherlich nicht unab- 
fichtlih geändert. Ich glaube aber nicht, daß wie die Meiften (3. B. Eichhorn 
565. Grimm, R. U 472. Bejeler, Erbv. L 50. Waip, das alte Recht 
117. 124. Berf. L 127. Walter $ 543. Zöpfl ©. 788 u. X) annehmen, 
bie inzwifchen eingeiretene Veränderung darin beftanb, daß bie früßer Hinter ben 
Töchtern zurückſtehenden Agnaten jept benfelben vorgezogen wurden, — fonbern 
id glaube, daB nach der urjprünglichen Recenfion der lex Salica weber Töchter 
uch Agnaten ein Erbrecht an der terra salica hatten, biefe vielmehr, wenn feine 
Söhne vorhanden waren, an bie Dorfgemeinde fill. Dann erflärt ſich das Edikt 
Chilperichs — vgl. die folgende Note — fehr einfach. 

57) Chilperici R. Ed. 561 c. 3. Perg IV. 10. Placuit atque convenit, 
ut si quiscunque vicinos kabens aut filios aut filias post obitum suum super- 
stitutus fuerit, quamdiu filii advixerint, terra habeant, sicut lex Salica habet. 
Et si subito filios defuncti fuerint, filia simili modo accipiant terras ipsas 
sicut et filii si vivi fuissent aut habuissent.e Et si moritur; frater alter 
superstitus fuerit, frater terras accipiant, num viciai. Et subito frater moriens, 
frater non delinquerit superstitem, tunc soror ad terra ipsa accedat possi- 
denda. Sn ber That jcheint nichts einfacher und unzweidentiger ale der Inhalt 
diefes Geſetzes. Wenn ein Mitglied einer Dorfgenofjenfchaft (im Gegenfag zu 
den vom König belichenen Grundherrn, den Leuten im Gofverbande u. ſ. w.) 
ftirbt, fo erben das Land die Söhne, wie dies fchon in der lex Balica fteht. Wenn 
aber feine Eöhne ta find, jo jollen von nun an nicht mehr, wie nach bisherigem 
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IV. Die Ausbildung des Privateigenthums an Grund und Boden mußte 
aber nicht blos die Grundlage der alten Gemeinde verändern, indem ftatt bes 
perfönlichen Genofienverbandes ein Mark⸗ und Hufenverein entftand: ſondern 
fe trug auch bereit ben Keim einer wirklichen Zerfefmg ber genoſſenſchaftlichen 
Gemeindeverfaffung in fih. Denn fobald ein feftes Privateigenthum am Laube 
anerlomnt war, mußte die Gleichheit des Beſitzes verſchwinden. Auf ber einen 
Seite mußte die Theilung ber Hufen zur Entftehung Pleinerer Grundſtücke 
führen, bie nicht mehr geeignet waren, ihrem Beſttzer die Rechte eines Vollbauern 
zu verleihen. Auf der anderen Seite aber eutftand ein gröherer Grunbbefig, 
indem Okkupation, Rodung, Erwerb mehrerer Hufen ober ganzer Onfenfomplere 
das Sonbereigen Einzelner bedeutend erweiterte. Einmal entftanden, mußte 
diefe Ungleichheit unaufhaltiam wachen. Die natürliche Attraftionsfraft des 
Beige und ber Macht, die Schut und Medhtiofigfeit einer aotiſchen Zeit, 
weihe der Habfucht und den Bebrüdungen ber Großer zu Cute Tam, bie 
Sreim aber zur Selbftaufgabe ihres echten Eigen trieb, mehrten bie Gruud⸗ 
berrichaften bald ins Maßloſe. Im Laufe weniger Jahrhunderte trat ein fo totaler 
Umfdwung aller Berbhältnifie ein, daß vollfreie Gemeinden gleichbereihtigter 
Genofien immer jeltener wurben, ber größte Theil des vollfreien Grunbbefihes 
aber fih in den Händen ber Großen Toncentrirte. Mit der Entftehung großer 
Grundherrſchaften in einer Mark aber war deren freie Berfaffung durchbrochen. 
Deun wenn auch zuerft das Recht des Grundherrn Tein anderes war, als das 
des freien Bauern auf feinem Hofe, wenn baher zuerft auch er der Gemeinde 
als ein freilich bevorrechteter SGenofje angehörig blieb, fo daß nur Abſtufungen 
unter den Gemeindegliedern entftanden: fo gab doch das (theoretifch freilich auch 
jedem Bauen zuftändige) Recht, dur) Abmarkung des Beſitzthums aus ben 


Recht, die Dorfgenofien, ſondern bie Töchter, eventuell bie Brüder und eventua- 
liſſftme die Schweftern das Land erhalten. Geht man freilich von dem unerwiefe 
nen Gab aus, daß nad) ber 1. Salica der ganze Mannsflamm ein Erbrecht am 
Losgut hatte (wie Waitz, d. alle R. 130. Berf. I. 127. Maurer, Dorfe. E. 
8233. Zöpfl ©. 784. ꝛc.), fo liegt ein unlöslicher Wiberſpruch vor. Knies, 
yolit. Dekon. &. 144 nimmt an, baf ber frater alter superstitutus nicht mehr 
zum vicus gehörte und deshalb als Eindriugling angeſehen wurde. Hierfür aber 
feblt jeder Anhalt in den Worten. 

) Eine ganz abweichende Erklärung aller dieſer Geſetze giebt Thudichnm, 
Narkv. ©. 184—189; fie beruht aber auf ber irrigen Aunahme, daß die Ber- 
orbuung Chilperichs älter fei, als die Zaflung ber 1. Salica in den alten Texten 
(S. 189) — und auf ber Audlegung ber Worte qui fratres fuerint im Mer- 
kelſchen Text als Brüber des Berftorbenen (S. 188), während es auf die Brü- 
der der auögefchloffenen weiblichen Erbin geht und alfo gleichbedeutend mit ben 
Mlii der 1. Sal. Herold. ift. 
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Rechten und Pflichten her Gemeinfchaft zu icheiden, dem Grundherrn ein Mittel, 
fih da, wo bie Genofſenverbindung uur noch läftig und wicht mehr vortheilhaft 
erſchien, von berfelben zu Idfen®). Und jelbftverftänblich hörte die Marl 
gemeinde da auf, wo die ganze Mark in Eine Hand fam, wie dies fehr häufig 
der Fall war. 

V. Sn weit höherem Grade noch, als eine allmälige Zerſetzung durch das 
aus den alten Berhältniffen ſich berausentwidelnde Privateigentbum es vermocht 
bätte, wirkte das auf den in Befitz genommenen roͤmiſchen Provinzen bereits 
beftehende Privateigenthum zum Nachtheil der alten Gemeindefreiheit. Iubem 
man bier bei den bekannten Zanbtbeilungen, welde den Germanen beftimmte 
Duoten von dem Grundbefig ihrer römijchen hospites zuwieſen, fidh eng an 
bie vorgefundene ländliche Verfaffung anfchloß, Tonnten freie Markgenofienichaften 
in rein germanticher Form nicht entſtehen. Sondereigen und Sonderwirtbichaft 
mußten bier, zumal wenn Römer und Germanen Eine Gemeinde bildeten, von 
Anfang an eine weit höhere Bedeutung haben. Häufig fehlte ed fogar ganz 
an einer gemeinen Mark, und ed mußten von den germantichen Vollsrechten, 
welche den Gedanken ber alten Gemeindegenofjenfchaft noch feft genug bielten, 
um ohne eine Gemeinmark feine Gemeinde vorftellen zu koͤnnen, eigenthümliche 
Beitimmungen zur Beſeitigung dieſes Maugels getroffen werben. So wurbe 
feftgefeßt, daß wenigftens zwiſchen den einzelnen Theilhabern eines verloften 
Grundftüde Wälder und Weiden gemeinfam bleiben follten, und ed wurbe 
denen, bie kein Sonbereigen an Wald erhielten, fogar die Benutzung fremder 
Wälder freigegeben, ihre Hinderung mit Strafe bebroht*). Ein fehr großer 
Theil des romanifchen Landes war in Latifundien mächtiger possessores ver- 
theilt, welche von abhängigen coloni bewirthichaftet wurden; auch in dieſe 
Verhältniffe traten nunmehr die Germanen ein und bildeten aus ben Latifundien 
germanifche Grunbberrfchaften. Aus ben romanifchen Provinzen des Franken⸗ 
reichs wirkten dann alle diefe Veränderungen auch auf die deutſchen Provinzen 
fehr ſtark zurück; aber freilih war bie Zerjegung der alten Gemeindeverfaffung 
eine ungleich langſamere und unvollftändigere da, wo das germaniiche Slement 
fiegte, als in den Läubern ber fpäteren romanifchen Nationalität. Insbeſondere 
waren in Deutichland alte vollfreie Bauer- und Dorfgenoffenfchaften noch zur 
Zeit der Karolinger die eigentliche Gruudlage der Berfaffung, während fie in 
Frankreich ſchon felten wurden. So erhielten fih denn in Deutichland aud 
ipäter freie Gemeinden in nicht unbebeutender Zahl, während in FTrankreich 
ſchließlich in dem Satze nulle terre sans seigneur bie Äuferfte Grenze jener 
freiheitsfeindlichen Entwicklung erreiht und auch der letzte Reft ber freien Ge⸗ 
meinde durch die Gruntherrichaft zerftört wurde. 


w) Bgl. unten $ 14. 
“) L. Burgund. tit. 28, 
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59. Engere und weitere Markgemeinden. — Politifhe und wirth— 
ſchaftliche Gemeinde. 


Urſprünglich war jede politiſche Genoſſenſchaft eine Markgemeinde und jede 
Marktgemeinde eine politiſche Genofſſenſchaft. 

Allein wenn auch die Gangenoſſenſchaften und dos Volk ſelbſt Mark⸗ 
gemeinden waren, weil auch fie unvertheiltes Geſammtland beſaßen, über welches 
fie in denfelben Berfammlungen ober ftatt ihrer biefelben Borfteher verfügten, 
weidhe in politifchen Angelegenheiten entichieden: fo waren fie doch deshalb keine 
wirtsichaftlichen Verbände‘). Volks⸗ und Gaumarken wurden nicht für die 
Bebürfniffe der Einzelwirthichaften ber Bolls- und Gaugeneſſen verwandt, 
jondern dienten unmittelbar den Zwecken der Geſammtheit als Einheit; deshalb 
trat an ihnen das Recht der Geſammtheit fo in den Borbergrund, daß fie den 
Charakter eines öffentlichen Eigenthums annahmen und als foldyes mit der 
Bildung größerer Reiche auf das Reich und feinen Vertreter, ben König, über- 
giengen. Demfelben Schidfal fcheint die Mehrzahl der Sentmarken verfallen 
zu fein, während in einzelnen Gegenden, bejonderd im weftlichen Deutichland, 
bie Centmarken ein Gefammteigenthum der fich ihrer zu wirthichaftlichen Zwecken 
‚bevienenden Gentgenofjen und die Gentgenofienfchaften ſomit zugleih Mark⸗ 
genofienfchaften blieben oder wurben?). 

So entftanden politifche Genofjenihaften in Land, Gau und Gent, welche 
durch Teine Markgemeinichaft verbunden waren und fomit jeder landwirthſchaft⸗ 
lichen Bedeutung entbehrten®). 

Umgekehrt dagegen kamen dieſen rein politifchen Genoffenjchaften gegenüber 
rein wirthichaftliche Genofienfchaften, wie fie uns fpäter begegnen, noch nirgend 
vor. Nur die Keime bes fpäteren Anseinanderfallens der politiichen und wirth⸗ 
Ihaftlichen Gemeinden fallen ſchon in dieſe Periode und müflen daher noch 
angedeutet‘ werben. 

L Zmädft entftanden auf Grund räumlicher Veränderungen frühzeitig 
Markgenofienichaften, welche mehrere Dorfichaften verbauden, obne doch weder 
die Bedentung einer Gent noch die einer Bauerfchaft zu haben. Jusbeſondere 
auf drei Wegen war bies möglich. 

1) Es kam vor, baß eine alte Centmark oder Stüde einer ſolchen im 


1) Man Tann daher nidht mit Maurer, Einl. ©. 46 f. fagen, es feien ganze 
Länber (3. B. Batern, Alamannien, Thüringen, Kärntben, Krain, Oeſterreich) aus 
DMarkgenoffenfchaften hervorgegangen. Denn daß fie zu irgend einer Zeit eine un- 
vertheilte Geſammtmark befaßen, blieb auf ihre Bildung ohne beftimmenden Ein- 
Muß. Nie aber waren fie, wie fich dies Maurer vorzuftellen fcheint, Markge⸗ 
meinden im Sinne wirthfchaftlicher Genoffenfchaften. 

2) Bgl. Rote 15—17 zu 8 7. 

3, Bgl. den folgenden $. 
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Geſammteigenthum der Gentgenofien oder eines Theils derfelben blieben, während 
die politiiche Gent durch Berwaltungs-Maßregeln ober durch die privatredhtliche 
Behandlung der erblich geworbenen Grafenämter verfchoben wurbe. 

2) Dänfiger noch entftanden größere Marken durch die mit ber wachſenden 
Deuölferung fih in fteter Progreffion vermehrenden Neuanfieblungen auf ber 
Mark eines Urborfs‘). Theils von denjenigen Dorfgenofien, für welde im 
Urdorf Feine Hufen mehr vorhanden waren, theils aber auch von Fremden 
wurben nach Beſchluß oder mit Genehmigung bes Urborfs neue Dörfer auf 
der unvertheilten Mark begründet. Urfprünglih nun galten diefe Tochter⸗ 
Anfledlungen in rechtlicher Beziehung lediglich als Theile oder Zubehörungen 
des Urborfs?). Ihre Bewohner waren Mitgenofjen der alten Marktgemeinde, 
bie jeßt mur, ftatt anf Einem Punkte Toncentrirt, auf verſchiedenen Stellen 
ihres Gebietes zerftrent oder vielmehr gruppenweis wohnten®),. Aber bie 
Macht der thatfächlichen Verhältniffe und das Bedürfniß drängten mehr und 
mehr, unb vor Allem da, wo fi die Kolonialbildungen vervielfältigten und 
bie Xochterbörfer felbft Mutterbörfer wurben”), zur Aufhebung des alten 
Zufammenhangs hin. Auf ber anderen Seite widerftrebte das Gefühl der 
Gemeinſchaft ciner fofortigen und vollitändigen Xrennung und ließ es zu 
einer ſolchen überall nur jo weit fommen, als fie gerade nothwenbig ſchien. 
So wurde benn eine allmälige und fchrittweife Löſung der Gemeinihaft faft” 
überall die Form, in welder fih die Sonderung volgog®)., Am früheften 
und vollftändigften errangen die einzelnen Dorfichaften fih die politifche 
Selbitändigkeit. Sie hatten eigene Berfammlungen, wählten eigene Vorfteber, 
errichteten eigene Willlüren und wurben endlich auch der öffentlichen Gewalt 


% Landau, Terr. 115f. Maurer, Einl. ©. 46 f. 174. Mare. 6 f. 
Dorfv. L 22f. W. Maurer L c. 222. Hanffen b. Falck VI 25f. Thu 
bihum, Marko. 277 f. 

% Bol. z. B. die von Landan allegirten Urk. aus Dronke, cod. dipl. Fuld, 
Nr. 527 unb Mirseus, Op. dipl. L 125: villam Vespringen . . . cum omnibus 
villulis et viculis; unb: villam Barisiacam .. . cum universis villulis ad se 
aspicientibus. 

6) Landau ©. 119: „Die Mark bildete... . ein einheitliches Gebiet wit 
einer balb größeren, bald geringeren Zahl von Dörfern, welche in rechtlicher Be- 
ziehung aber nur Ein Dorf barftellen. Der gefammte nicht in Privatbefig ftehende 
Boden ift ihr gemeinfames Eigentum, und darum find zwifchen ben einzelnen 
Dörfern auch nirgenb Grenzen”. 

7) Dieb barf man aber nicht mit Landau ©. 118 für ben einzigen Anlaß 
der Marlicheibung halten. 

° Einen freilich fehr problematifhen Berfuh, an einzelnen Marten biefen 
Proceß hiſtoriſch nachzumeifen, bat Landau gemacht. So z. B. Terre. ©. 121 
bis 137 bezüglich der Mark Heppenheim, 187—142 bez. der Mark Fulda. Nach⸗ 
weije aus jpäterer Zeit giebt Hanffen, Gehöferfchaften, bei. ©. 87f. 


3 9. Engere u. weitere Markgem. Polit. u. wirtbicaftl. Gemeinde. 83 


gegenüber bie eigentlichen Ortsgemeinden, während fie früher nur Theile von 
Driögemeinben geweien waren. Noch im angeljächfiihen Recht aber nahmen 
> B. die meift drei oder vier Dorfiaften umfafienden Genoſſenſchaften in 
vielen Beziehungen die Stelle der Ortögemeinden ein und hatten den weient- 
lichſten Einfluh auf die Geftaltung des Gerichts⸗ und Berfaljungswejend®). 
Im Norden ftand fogar das Tochterborf in ftrenger Abhängigkeit vom Urborf; 
es konnte binnen drei Sahren wieder zurüdberufen werben, es mußte bei 
andftreitigkeiten das eimjeitige Zeugniß jenes gelten lafjen, und feine Bewohner 
galten den Adelbonden gegenüber nur als einfache Freie"). In ber Schweiz 
and an anderen Orten haben fogar bis in unfere Tage vielfach ftatt ber 
einzelnen Dörfer Komplere von Ortichaften die Landgemeinden gebildet ''). 
Allein überwiegend wurde, befonbers in Deutſchland, ſchon früh die einzelne 
Dorfſchaft als die eigentliche politifche Ortsgemeinde betrachtet, auch wenn fie 
in anderen Beziehungen fich nod nicht ans ber Gemeinfhaft mit Mutter- 
oder Schwefterdoͤrfern gelöft hatte. — Dieſer allmäligen Emancipation der 
Tochtergemeinden in ihren politiihen Beziehungen entiprah nun auch im 
Allgemeinen ihre Geftaltung bezüglich des Grundbefites und der Markwirth- 
haft. Zuerſt gieng das rchte Eigentbum der ihrer Sondernutzung dienenden 
und von ihnen auf eigene Hand bebauten Feldmark anf fie über. Nur jehr 
vereinzelt erhielt ſich auch bezüglich dieſer noch bis in fpätere Zeit eine Ge 
meinjchaft '*) oder eine Spur derjelben in gegenfeitigen Weiberechten und äbn- 
lihen Sewituten'”). Demnãchft wurden aber vielfach auch Wiejen, Weiden 
und Waldungen ausgefchieven und damit bie geſammte Mark getheilt und bie 
alte Genoffenichaft jo vollitändig vernichtet, daß jelbft die Spuren ihrer einftigen 
Griftenz erlofchen. Dies war im größten Theil von Deutihland, durchgängig 
im Norden und Often, der Gall In anderen Marken dagegen war ber 
Widerſtand gegen die Zerfplitterung der Gemeinmark erfolgreicher und bieje 
blieb deshalb in größeren oder geringerem Umfauge im Geſammteigenthum 
der alten aus mehreren Dorfihaften beftebenden Genofſenſchaft. Auch bier 
zeigt fich, je Höher wir in der Geſchichte hinaufgehen, deſto ftärkerer Dang 
zum SGefthalten der Geſammtverbindung, fo daß bie jpäter mehr als zufällige 


%) Darüber handelt ansführlih W. Maurer L e. 

10 Hanfſen b. Falck VL 235. Maurer, Einf. 178. 179. Züt. tow I. 
47. 51. 

un) Ein Beifpiel, wonach noch bis 1748 brei Dörfer in Hefien Eine Ge⸗ 
meinbe mit gemeinfchaftlichen Gütern, Rechtöftreiten, Schniven, Steuern u. ſ. w. 
bildeten, 5. Landau, Terr. ©. 119. 

12) Betipiele b. Maurer, Einf. S. 179. 180. 181. 200. 221. Dorfv. I, 
32. 23. Bol. Note 94 ib. aus emem ungebrudten Lagerbuch: Zelln, Harxheim 
und Nivern seindt ein gemeindt . . . mit 124 gemarcksteinen ringsherum 
untersteint. 

2 Grimm, W. 1. 44. 103. 160. 721. Maurer, Eint. S 194. 197. 200. 
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Ausnahmen erſcheinenden großen Markgenoſſenſchaften ſich für die Ältere Zeit 
als eine allgemein verbreitete und regelmäßige Bildung barftellen '*). 

3) Weil dies der Fall, jo mußten fi) in den Zeiten der erften Anfieblung 
oft auch von Anfang an größere Gefchlechter oder auswanbernde Genoflen. 
ihaften, die in ber Heimath in einem berartigen Markverbande gelebt hatten, 
in ber Weiſe niederlaffen, daß fie mehrere Aderbau-&emeinden und doch nur 
Eine Markgenofjenfchaft bildeten *). Dann entftanden aber wejentlich diefelben 
BDerhältniffe, ald wenn die Berzweigung erjt innerhalb der Mark ftattgefunden 
hätte, und auch das Schickſal der allmäligen Auflöfung war ein gleiches. 
Höchft ausnahmsweife dagegen nur konnte es, vielleicht in Folge der Reaktion 
gegen vorangegangene Zeriplitterung, vorkommen, daß felbftändige Gemeinden 
Theile ihres Gebietes zufjammenwarfen und fo auf ſynthetiſchem Wege eine 
größere Marktgemeinde ſchufen ’"). 

Wie nun auch immer derartige Markgenoſſenſchaften, welche fi mu 
feiner Gent» oder Ortsgemeinde bediten, entftanben fein mochten, ihr Charakter 
war immer der, daß ihre Bebeutung fi im Weientlihen auf wirtbichaftliche 
Zwecke beſchräukte. inzelne Refte einer weitergehenden perjönlichen Verbin⸗ 
bung erhielten ſich freilih auch in ihnen, allein die Grundlage und der Inhalt 
ihrer Bereinigung wurde doch mehr und mehr Die unvertheilte Mark, ihr 
Sriede ein Markfriede, ihr Recht ein Markrecht, ihr Vorfteher ein Marke 
vorfteher, ihre Gerichte Markgerichte und Markſachen der Gegenitand ihrer 
Beihlüffee Nur muß man fih hüten, in folden ganz ober vornemlich auf 
eine gemeinfame Benutzung der unvertheilten Mark gerichteten Genofjenfchaften 
ber älteren Zeit privatrechtliche Korporationen im hentigen Sinne zu erbliden. 
Denn ba das germanifche Eigen immer eine Grundherrſchaft und damit zu- 
gleich Befugniffe, die wir heute als Ausflug politifcher Gebietshoheit anfehen, 
umfaßte, wie territoriale Gerichtsbarkeit, Polizei- und Zwangsgewalt, fo hatten 


14) Weoer die allgemeine Verbreitung ber größeren Marken in früherer Zeit 
vgl. Landau ©. 148-150. Thudichum ©. 127f. und Maurer. Lepterer 
giebt auch eine Ueberſicht der ſpäter fortdauernden großen Marten, bei. in ber 
Schweiz, im Elfaß, in der Pfalz, im Rheingau, in Weitfalen, Nieverfachien und 
Heſſen. Maurer, Markenv. Einf. ©. 192f. Dorfv. I. 28f. 

15) Dies war z. B. erweislih in Dithmarfchen der Fall, wo das große frie- 
ſiſche Gefchleht der Bogdemannen fih in zwei Marten am Seeftrande, mehrere 
fächfifche Gefchlechter fi im innern Lande in zwei andern Marken nieberliehen, 
und bis Karl d. Gr. 804 fie dem fränkiſchen Reich ald einen eigeuen Gau vereinte, 
felbftändige andes- und Markgenoſſenſchaften bildeten. Dahlmann, Neocoras I. 
211. 241. 244. 251. 263. 275. 591f. 595f. 606. IL 31. 35. 300. 

ı) Ganz unbaltbar ift bie Vermuthung W. Maurers 1. c. ©. 209, die 
angelſächſiſchen Marken jeien in ber Weiſe erwachſen, daß einzelne Dörfer, vie 
zufammen eine politifche Gemeinde bildeten, allmälig zu einem größeren Berbanbe 
auch von markgenofjenfchaftlihem Charakter fortichritten. 
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Bis über das Mittelalter hinaus die Markgenoſſenſchaften ſchon ihres Mark⸗ 
Eigentbums wegen neben ber privatrehtlihen Seite eine äffentlichrechtliche 
Bedeutung '7). 

Erft ans fpäterer Zeit haben wir über ſolche fich mit Teiner politiichen 
Bollsglieverung deckenden Markgenoſſenſchaften nähere Nachrichten. Allein 
von dem Stempel hohen Alters, welche ihre Einrichtungen tragen, abgefeben, 
weiten auch direkte Zeugnifle darauf bin, daß ſchon in vorfarolingifcdher Zeit 
derartige Verbältniffe vorkamen. So wird ſchon in der lex Salica, während 
doch durchgängig die einzelnen vici ald bie politifhen Gemeinden ericheinen, 
der Fall erwähnt, daß drei Dörfer einen gemeinfchaftlichen Stier befigen, was 
auf gemeine Weide fliegen läßt!) Und oft erſcheinen ſchon in älteren 
Urkunden Marken, die weder mit einem Gau, noch mit einer Hunderte, noch 
mit einer Dorfmark zufammenfallen !"). 

I. Neben einer ſolchen räumlichen Trennung politifcher und wirthichaft- 
licher Gemeinden kam fpäter aud eine Trennung ber politifchen und wirth« 
ſchaftlichen Gemeinden innerhalb der einzelnen Dörfer und Bauerſchaften je 
nad den berechtigten Perfonen vor. Davon ift in ber älteren Zeit Teine 
Spur zu entdecken. Ansnahmslos galt der Grunbfab, dah wer als Vollgenofſe 
in die Dorfgemeinde aufgenommen wurbe, zugleich volles Anrecht am Gefammt- 
Eigenthum erlangte, wer geringer oder gar nidht an letzterem berechtigt war, 
auch geringeres oder gar Fein politifcdhes Recht in ber Gemeinde hatte; daß 
daher bloße Schußgenofien gleicdyeitig des privaten und politiſchen felbftän- 
digen Gemeinderechts, Ungenofien jebes Rechts entbehrten. Freilich wohnten 
ſchon jett vielfach Leute in ben Dörfern, die keine Genofſen ober doch bloße 
Schutzgenoſſen in der Gemeinde waren; Unfreie und Hoͤrige aller Art ſaßen 
auf den Hufen vollfreier Bauern; Freie wohnten ohne Hufe im Dorf; völlig 
grumbbefiglofe Lente mochten ſchon jegt im fremden Hanfe figen. Alle ſolche 
Leute aber hatten, wie fie einen Mitgenuß ber wirthſchaftlichen Bortheile 
entweder gar nicht oder nur burd ihren Herrn unb in deſſen Namen ober 
aus Gnade hatten, jo keinen jelbftändigen Antheil am Dorfregiment, Dorf- 
frieden und Dorfrecht, fie waren fo wenig wie Fremde ober Weiber nnd 
Kinder Mitträger der Genofſſenſchaft ”). 


17) Bol. unten $ 24. 53. 

19 L. Sal. III. 9. Dazu Waitz, das alte R. ©. 126. Maurer, Einl. 
S. 151. Dorfv. 1. 22. 

w Denn es 3. D. b. Reugart I. ©. 46 Heißt: in Kerebateswilare 
marcha in loco qui dieitur Kerebateswilare, jo fann bie marcha, weil wilare 
glei Weiler ift, kein pagus gewejen fein; doch aber liegt noch eine engere Mark 
(loeus) in ihr. Dffenbar war Kerebateswilare das Urborf und gab daher zu- 
gleich der ans feiner Dorfmark entftandenen größeren Mark den Namen. 

”) Bol. unten 8 24 53. 55. 
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8 10. Das Berhältniß der rein politifhen Genofſenſchaften zu 
Grund und Boben. 


Bon der Verbinglichung, welche alle angefievelten Genofſenſchaften ergriff, 
wurde, wie wir geſehen, ebenſowol wie das wirthichaftliche, auch das politifche 
Element derſelben betroffen. Blieb beibes ungetrenut, jo mußte ein foldher 
Proce fi früh und vollftändig vollziehen. Aber auch in ben rein politifchen 
Berbänden, wie fie in Folge des Wegfalle einer gemeinen Mark ober bes 
Auseinanderfallens ber wirthſchaftlichen und politiſchen Genoſſenſchaften ent- 
ſtanden, trat der perſoͤnliche Zuſammenhang mehr und mehr in ben Hinter⸗ 
grund gegenüber der. wachſenden Bedeutung des durch bie dingliche Verknüpfung 
mit einem beftimmten Lerritorium geſchaffenen Bandes. Se enger der Berein, 
befto fchneller griff die Verbinglihung um fi: die Hundertſchaft, der Gau, 
die Stammes⸗ und Volksgenofſenſchaft unterlagen in ftufenweifer Aufeinauber- 
folge einer derartigen Wandlung. Schon bald nad) den Wanderungen verftand 
man unter Hunbertihaft und Gau ober den entfprechenden Glieberungen mehr 
Eintheilungen des Landes als engere Volksgenofſenſchaften und dachte bei 
diefen Namen an einen beftimmt abgegrenzten Bezirk, zu weldhem eine Anzahl 
enger verbunbener Leute gehörte, nicht mehr an einen perjönlichen Verein, 
der unter Anberem auch ein Xerritorium beſaß. Bezüglid des Stammes. und 
Volkes überwog bis ins fpäte Mittelalter der Gedanke, daß es perſoͤnlich ver- 
bundene Genoſſenſchaften feien, die mit der Aenberung ihres Gebietes nicht 
zerftört worben wären, allein in wichtigen Beziehungen drang doch auch 
bier die Anſchauung durch, daß der Stamm Zubehör einer Provinz, das Volt 
eines Landes fei, unb daß zuletzt durch biefe ihre Gebiete Stamm und Bolt 
bedingt und beftimmt würden. 

Sn allen diefen Verbänden gab, wenn und foweit fie dinglich wurben, 
nicht nur die Anfäffigkeit, fondern auch ſchon die bloße paffive Zugehörigkeit 
zum betreffenden Gebiet Anfprud anf den Schu ber betreffenden Genoffen- 
haft und legte dem entipredhende Pflichten auf; fie machte aljo zum Schutz⸗ 
genofjen. Mm aber aktiver Genofje zu fein, mußte man ans eigenem Redht 
eines der den Bezirk bildenden Grundftüde, die ja mehr und mehr bie eigent- 
lichen Träger ber Verbindung wurben, vertreten, man mußte Gewere nad 
Volksrecht an qualificirendem Grund und Boden haben. Volles Recht und 
volle Pflicht in der Genoffenihaft gab daher nur das echte und freie Eigen 
einer vollen Hufe. Weil aber die Hufe theilbar wurde und man balb nur 
einen Theil einer folden, bald eine ganze Anzahl von Hufen befiten konnte, 
fo entftand auch in den politifchen Beziehungen die Möglichkeit eines getheilten 
Genoſſenrechts, was mit der urjprünglichen Idee der perfönlichen Genoflenfchaft 
ganz unvereinbar gavejen wäre. 

Es braucht wol nur im Borübergehen bemerkt zu werben, wie dieſes 
Princip ber Berdinglihung der politifchen Verbände von dem modernen 


5 10. D. Berhältn. der rein polit. Genoffenfch. zu Grund u. Boden. 87 


Srincip der Territorialität im inmerften Weſen verſchieden tft, wenngleich 
& natürlich in feinen Wirkungen bemfelben Aehnlicheres hervorbrachte, als 
der patriardhal-perjönliche Genofienverband. 

Die einzelnen Konſequenzen diefer Richtung treten hauptſächlich in Ber- 
bindung mit bem von anderer Seite einbringenben Herrſchaftsprincip hervor 
nad können daher erft bei Beſprechung ber Umbilbung, welche bie öffentliche 
Gewalt durch die Herrfdhaftsibee erfuhr, näher gewürbigt werben. Nur ift es 
wichtig, Darauf hinzuweilen, daß aud in ber Genoſſenſchaft ſelbſt fich bas 
gleiche Sefe der Berbinglichung vollzog und nnabhängig von der Veränderung 
ihrer perfönlidden Organifation au dann, wenn fie frei geblieben wäre, voll 
zogen haben würbe, wie bies bie fpäteren Zuftände ber freien Landesgemeinden 
am Meer und im Gebirge darthun. Deshalb wurden auch in ganz gleichem 
Maße die monarchiſch⸗ariſtokratiſchen Reiche auf roͤmiſchem Boden, wie die ein 
mebr demokratiſches Element bewahrenden Reihe Englands und bes Norbens 
von diefer Veränderung betroffen. Ueberall wurben die wichtigften politifchen 
Rechte und Pflichten mehr und mehr an den Grundbefitz geknüpft, ja gerabezu 
als Ausflug von Grund und Boden betrachtet, und wurben bemgemäß nad 
ber Art und Größe des Grunbbefites gemefien und abgeftuftl. Bor Allem 
wurbe ber Stand, ber nad) ber älteren Anuffaffung ja eben in der Stellung 
bes Einzelnen zur Bollsgenofienihaft und ihren engeren Kreifen berubte, nun⸗ 
mehr ibentificirt mit dem Grundbefitz. Echtes freies Eigen, einft nur bie 
Folge der Freiheit, wurde jegt deren Grundlage und Bedingung und es entftanb 
daher neben der gemeinen Freiheit ein gemehrteß und ein geminbertes Freiheits- 
redht als Folge eines das alte Maß überfteigenden oder hinter ihm zurück⸗ 
bleibenden Grunbbefiget. Dem Iandlofen Mann, mochte er auch als freier 
Bollögenofje geboren fein, fehlten die aktiven Freiheitsrechte, ex hörte auf, 
jelbftänbiger Genofje in den freien Vereinen des Gaues unb bes Volles zu 
fein, und wenn er nicht ohne jebe Verbindung mit dem Gemeinweſen bleiben 
wollte, mußte er fih einem Herrn anjchliegen, um jo mittelbar ale Schuß 
genofie an ben öffentlichen Verbänden Theil zu nehmen. Daran, daß er bies 
that, hatte Die Geſammtheit ein Interefle, denn fie konnte Teinen unverbundenen 
Mann in ihrem Gebiete dulden, und deshalb machte das angelfächftiche Geſetz 
dem Landloſen ausdrücklich zur Pflicht, fich zu verherren. 

Insbeſondere wurden nunmehr Recht und Pflicht im Heer und im Gericht, 
diefen beiden unmittelbaren Erfheinungsformen ber Genoflenjhaften, als Folge 
bed Grundbeſitzes betrachtet. So galt im Tarolingifchen Reich eine genane 
Abſtufung der Heerbannspfliht nah dem Maße des Grundbefitzes (wobei 
freilich als Surrogat auch ber bewegliche Befit in Betracht kam)), es war 


2) Vgl. beſ. Cap. Karol. M. a, 803. Perg I. 119. c. 1. Cap. Lib. M. 


ec. 5. L. Aistulph. (Baudi) c. 2. 8. (Verſchiebene Art der Bewaffnung nach bem 
Grundbeſth.) 
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für die Theilnahme am Gent- und Gaugeriht freier Grumbbeflg in Gent 
oder Gau, für das Schöffenamt ein beftinmtes Maß ſolches Grundbefitzes 
erforberlih. Alle Dienfte und Abgaben überhaupt, welde dem nicht privile- 
girten Freien im Laufe der Zeit zu Gunften der Gefammtheit und des Könige 
oder feiner Beamten auferlegt wurden, ſah man gleichfalls als dingliche Kaften 
an und bemaß fie nach Zahl und Größe der Hufen. Immer wirb z. B. in 
den angelfähhfifchen ISmmunitäts-Privilegien ausdrücklich der Grund und Boden 
jelber befreit, und die drei Hauptpflichten des öffentlichen Rechts, von denen 
es Teine Befreiung giebt, die in Heereapfliht, Burgbau und Brüdenbau be- 
ftehende fogenannte trinoda necessitas*), werben ganz und durchaus in ber 
Form von Reallaften vorbehalten. 

Dennoch, fo groß diefe Umwandlungen waren, erhielt fi in ber karolin⸗ 
gijchen Zeit in dem politifchen Verbänden der Centen und Gane, bis zum 
Ende des Mittelalters aber in Stamm und Bolt der alte Gedanke einer 
perfönlihen Genofjenihaft in den widtigften Beziehungen lebendig, Bor 
Allem das Recht ſelbſt blieb ein perjönliches Befigthum der Genofienfchaften 
und neben dem Syſtem der an Grund und Boden haftenden Rechte und 
Pflichten galt die Perfonalität des Stammed- ober Volksrechts als unverbrüch⸗ 
licher Grundſatz. Der Kern diefes Satzes aber war eben die Auffaffung bes 
Rechts als des gemeinichaftlichen Befitthums einer Genofjenfhaft, an dem 
jeder einzelne Genoſſe Antheil hatte und das er, wohin er auch Tommen 
mochte, mit fih trug”). Wie die Mitgliedjchaft in den Genoffenichaften des 
Gaues oder Volkes, jo war daher auch das Recht eine Folge ber Geburt, und 
nur ausnahmöweife lieg man bei ben allgemeinen professiones juris eine 
einmalige Wahl bes Rechts zu, oder geftattete durch königliche Bewilligung 
bie Annahme eines fremden Rechts, oder zwang Fremde (wargangi) in die 
Rechtsgenofſenſchaft des Stammes ober Volles, bei bem fie wohnen wollten, 
einzutreten. Auch als ftatt der alten Benennung nad dem Bolt (Volksrecht, 
leges populorum, lex Alamannorum u. ſ. w.) bie Bezeichnung „Randrecht“ 
für das gemeine Recht auflam, war damit noch nicht ein eigentliches Recht 


2) Es heißt ftetd die expeditio, pontium structura, arcium munitio, ober 
bie trinoda necessitas, quae omni populo oommunis est, folle ber terra, villa, 
tellus, dem rus, locus obliegen, und im Uebrigen biefes befreit fein (sit liberum 
rus ete.). Vgl. z. B. Ur. v. 842. 850. 852. 939. 939. 940, b. Kemble, cod. 
dipl. I. S. 16. 36. 48. 215. 217. 219. 221; ober Urf. v. 967 Nr. 534—587 
‘ ib. I. ©. 12f. Aehnlich drüden ſich die Urkunden in angeljächfifcher Sprache 
aus: sy hit (thaet land) a£lces thinges freoh bütan ferdfare and walgeworc 
and brycgeworc. Urk. v. 969—972 b. Kemble II. Nr. 530. 577. 612. 680. 
681. 684. ©. 5. 49. 159. 279. 280 ıc. 

3 Dal. Gaupp, Anfiedl. S. 218—264 u. 3. f. D. R. Bd. 19. &. 161. 
Zöpfl, R. G. 8 5. Ed. Rothar. c. 9. Leg. Wilh. 6. Schmib IIL c. 4, 
©. 1%. 
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bes Landes im heutigen Sinne bezeichnet, ſondern das Recht der in einem 
beitimmten Lande Lebenden und ihm zugehörigen Stammesgenoſſenſchaft *). 
So find, troß vielfucher Durchlöcherung bes Principe, noch Sachſenſpiegel und 
Schwabenſpiegel im Wefentlichen der alten Auffaffung bes Rechtsbegriffs 
tren), auch ihnen ift das Landrecht das Recht einer großen freien Genoffen- 
ſchaft, gleichwie das Recht der Geiftlichen, bas Recht ber Juden, bas Recht 
ber Lehns⸗, Hof⸗ und Dienftverbände als Rechte befonderer Genofien- 
ſchaften erſcheinen. 


B. Der herrſchaftliche Verband. 
I. Als perſonlicher Verband. 
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Wuchſen fo die älteſten Verfafſungs⸗Einrichtungen unſeres Volles aus 
ber Genoſſenſchaft hervor, jo ſtand doch neben ihr von je die entgegen⸗ 
geſetzte Form menſchlicher Vereinigung, der herrſchaftliche Verband. 
Es iſt dies in ſeiner reinen Geſtalt diejenige Gemeinſchaft, in welcher Einer 
das iſt, was in der Genoſſenſchaft Alle find. Einer — und dieſer Eine nicht 
als Träger einer abftrakten Idee, fondern als finnlidy lebendige Perſoͤnlichkeit — 
if der Herr und ftellt in fi die gefammte rechtliche Einheit des Verbandes 
bar. Er erjcheint als das Prius, nur durch ihn und in ihm ift die Vielheit 
verbunden. Friede, Recht und Gewalt in der Gemeinihaft gehen von ihm 
and; jein Wille, feine Vollmacht, feine Anordnung, feine Entſcheidung gelten 
da, wo in ber Genofſenſchaft Gefammtwille, Wahl, Küre und Urtelöfindung 
gelten; er allein repräfentirt den Verband gls jolden nad augen und innen; 
und auch in vermögenerecdhtlicher Beziehung ift das fein Einheitsrecht, was in 
der Genoffenjchaft Gejammtreiht zu fein pflegt 

Bon Heinen Anfängen aus eroberte der Herrſchaftsverband allmälig bas 
Leben der ganzen Nation. Aber diefe reiche, faft unüberſehbare Entwidlung 
gehört nur in zwei Beiehungen in die Rechtsgeſchichte der Genoſſenſchaft: 
einmal, fo weit der Herrſchaftsverband die alte Genoſſenſchaft bekämpfte und 


9 Es ift baber nur eine ungenane Audbrndäweife, wenn es fchon in ber 1. 
Ripuar. 31 (33) beißt: sicut lex loci continet. — Auch das Gaurecht der Eha- 
maver nennt fi) ewa Chamavorum, nicht ein Recht des Gaus. 

) Mobificirt z. B. im Sachſenſp. J. 30: na des landes rechte und nicht 
na des mannes. 

1) Bergl. bei. Maurer, Fronhöfe Bd. I. Waitz, Berfaffungsgefchichte 
11 170f. IV. 151—305. Abhandl. über die Anfänge ber Baffallität in den Abb. 
ber Gefellich. der Wiſſenſch. zu Göttingen Bd. vo. ©. 695. Roth, Benefical- 
weien. 8. Maurer, Abel, und krit. Ueberſch. I. S. 427f. IL. ©. 30f. Kemble 
I. 6. 162. 
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zerftörte; zweitens, jo weit er jelber ben Genofienfchaftsgebanten in fi) auf- 
nahm und dadurch mobificirt und enblich aufgelöft warb. 

Die Entfiehung aller Herrichafteverbände führt ebenfo wie die ber Ge⸗ 
nofſenſchaften auf die Familie zurüd. Wie die Genoſſenſchaft der Erweiterung 
und Nahbildung des Gefchlechts, fo verdankte ber Herrichaftsverband der Er⸗ 
weiterung und Nachbildung des Haufes fein Dafein. Bon je erſetzte der freie 
Mann in feinem Haufe durch feinen alleinigen Willen Gemeinde und Bolt. 
In diefen nur Glied einer höheren Gefammtbeit, war er im Haufe Herr, 
Richter und Priefter, Träger und Schüßer alles Friedens und Rechts. Und 
als nach der Anfiedlung der Hausftand im Hofe und feinen Zubehörungen 
dinglich geworben war”), fand die perſoͤnliche Hausherrichaft ihr getreues Abbild 
in dem zugleich öffentlichen und privaten Herrenrecht bes vollfreien echten 
Eigentbums an Grund und Boden. 

Don Alters ber ſchon verband biefer perjönliche und bingliche Friebens- 
kreis des Haufes und Hofes fehr verfchiedenartige Elemente: rechtlofe Unfreie, 
Hörige und Freigelafiene?) mit gawiffen, vom Volksrecht mehr ober minder 
anerkannten Freiheitörechten, bie freie Gattin und bie freien Kinder. Ungleichartig 
in Stellung und Recht kamen diefe Perfonen alle in Einem Punkte überein, 
fie waren Glieder des Haufes, fie dienten dem Hausherrn, fie waren, wem 
nicht in allen, jo doch eben in ben häuslichen Dingen von feinem Willen ab- 
bängig und fie nahmen am Bollöreht und an der Bollsgenofienfhaft nur 
durch Bermittelung ſeines Mundium Theil. Sie bildeten daher, als domus, 
familia, hired zufammengefaßt, eine gejchloffene, im Hausherren verkörperte 
Einheit, eine Einheit fowol des Lebens"), wie des Rechts. 

In die Sphäre der Gemeinde- und Bollegenofienfchaften griffen indeß 
bie häuslichen Verbände jo lange nicht ein, als ihre Bebeutung eben auf tie 
Hanswirthſchaft beſchraͤnkt blieb. Dies mußte der Fall fein, fo lange bie 
genofſenſchaftliche Gleichheit der Rechte und Pflichten auch in einer wenigftens 
annähernden faktiſchen Gleichheit ihr Abbild fand, fo lange jever Haus- 
herr feine Hufe, der Vornehme, der Fürft und ber König vielleicht eine etwas 
größere, jelbft bewirthſchaftete. Anders aber wurbe e& mit ber wachlenben 
Ungleichheit bes Befikes und ber Macht, mit der Bilbung größerer Grund⸗ 
berrichaften und erblidher Herrſcherwvürde. Mittel und Beranlafiung zur um- 
fafienden Erweiterung des abhängigen Perjonals auf den Höfen der Reichen, 


*, Sharakteriftiich für diefe Auffafiung ift, daß im Angelfächltfchen die Hufe 
hid (higid) ober hiwisc heißt, was ben higan ober hiwan (Bamiliengenofien) 
entfpricht, baher mit familia überfept wird. K. Maurer, Ueberih. L ©. 101. 

) Tacitus Ausbrud in c. 25 Germ.: liberti ... raro aliquod momentum 
in domo feßt voraus, daß bie Liberten einer fremben domus angehören. Cf. L. 
Burg. tit. 57: libertus ut in domins familio censeatur. 

% Tao. Germ. c. 20. 


3. 11. Die Entftefung ber herrſchaftlichen Verbände. 91 


beſonders aber ber Könige, waren nun gegeben. Mit ber Vermehrung ber 
Zahl der von Einem abhängigen Unfreien und Hörigen wurben Unterſchiede 
unter diefen gemacht, bie man früher nicht Tante, die fich nicht mehr 
allein nach ihrer Stellung zum Vollsrecht, jonbern nad) ber freien Würdigung 
des Herrn beſtimmten. Cine ungleihartige Verwendung ber Einzelnen, 
ber Einen für elbarbeit (bie eigentlichen opera servilia), ber Andern für 
bie Haualichen Verrichtungen, wozu im Sinne der bamaligen Naturalwirtd- 
ſchaft Handwerk und Kunft zählten, fand Statt‘). Die unmittelbare Lebens- 
gemeinfchaft des ganzen Hauſes hörte auf, nur noch die bevorzugten Diener 
des Herrn aßen an feinem Tiſch und bildeten feine tägliche Umgebung. Di 
wichtigſte Beränberung aber, weldye im Zufammenhang hiermit eintrat, 

ohne Zweifel die, daß and vollfreie Bollsgenofien fi in den Dienft * 
Herrn begaben. Rechtlich wol von je zuläffig konnte doch faktiſch erſt ba die 
Selbftergebung fi) ausbreiten, als Bebürfnif auf der einen, Glanz und Anfehn 
einzelner Saushaltungen auf der andern Seite dazu trieben. Wer jo feines Genofſen 
Mann wurbe, Tonnte bie Freiheit aufgeben. Nothwendig aber war dies nicht®). 
Bielmehr gab es bei allen Germanen ein feinem Weſen nach überall gleiches, 
audı in ber Form nicht allzu verſchiedenes Rechtögeichäft, vermöge defien man fich 
unter Wahrung ber perſoͤnlichen Freiheit in die haäusliche Herrſchaft eines 
Andern ergab. Die Form biefes Geſchäftes war wol ſtets mit Treneid und 
Handreichung verbunden”). Der Inhalt aber war ein breifader. In 
vermögensrehhtliher Beziehung übernahm der Eine bie Verpflichtung zu 
Dienften aller Art, die fpäter indeß firtrt wurden unb bald in ben höchften 
Hof- und Staatsämtern, bald in Kriegädienft, bald in gemeinen Frohnen, 
bald in bloßen Zinfen, bald in rein formalen Abgaben beftehen Tonnten®), 
wogegen ber Herr urfprünglid vollen Unterhalt, fpäter oft nur einzelne 
Bortbeile, oft ein Grundftäd, oft rein formale Geſchenke, oft nur die Rüd- 
gewähr amfgetragenen ober bie Belaffung bisherigen Befiges verſprach ). 


5 CL Maurer, Bronböfe I. ©. 5. 6. 181f. Die Volksrechte nehmen auf 
dieſe Unterſcheidungen ſchon Rädficht. 

*) Das Gegentheil hat Kemble I. ©. 175f. auszuführen verſucht, tft aber 
von 8. Maurer, Ueberſch. IL S. 391—393 widerlegt. 

”) Segen Waitz, Abhandl. cit. ©. 116, der bie Handreichung auf die Auf 
nahme bed Baffallen befchränfen will, erflärt fich mit Recht Zöpfl 8 10. Rote 2. 
Der Treneib wurbe bei ben nieberen Stufen ber Kommenbation nicht immer 
gefordert, konnte aber ftetö verlangt werden. Waitz 1. c. S. 102. 

% Diefe Dienfte Tonnien ausbrüdlich bedungen werben, waren aber in ber 
Regel Schon herkömmlich feftgefeht. — Die form. Sirmond. 44.: ingenuili ordine 
tibi servitium vel obsequium debeam zeigt, daß man knechtiſche Dienfte aus⸗ 
fließen konnte. Hierauf beziehen fi) die Ausbrüde homo ingenuus in obse- 
quio alterius 1. Ripuar. 31. 1, 2 etc. 

9 Die bei ber Inveſtitur üblich gebliebene Ansrüftung mit Pferd unb 
Waffen ift ein Reft. 
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Sn ſittlicher Hinficht entftand die Verpflichtung zu unbegrenzter gegemfeitiger 
Treue!). In politifder Hinſicht wurde ber Friedens- und Herrichafts- 
Treis des Herrn erweitert, indem er eine freilich auf bie Dienftangelegenheiten 
beichräntte Gerichtsbarkeit, Schubpfliht und Schubgewalt, eine Vertretung des 
Mannes gegen Dritte wie gegen bie Bffentlihe Gewalt, einen Anfprnd auf 
Friedensbuße bei Berlekung des Mannes, kurz ein berrichaftlihes Mun- 
bium'!) über den Mann erlangte; für den Mann aber war damit eine Min⸗ 
berung der Unabhängigkeit und Selbftändigfeit verbunden, indem er zwar be 
züglich aller vom Verband nicht berührten Berhältniffe (beſonders auch in 
vermögend- und familienrechtliher Beziehung) an Volksrecht und Volksgericht 
noch ferner Theil nahm, partiell dagegen, jo weit der Verband eben reichte, 
ans einem Bollgenofien zum Schubgenoffen und fomit in Gemeinde und 
Bolt gewiffermagen mittelbar wurde’). — Allen jenen im Einzelnen ver- 
ſchiedenartigen Kommendationen, welche im Frankenreich eine fo hervorragende 
Bedeutung gewannen!*), find noch diefe Grundzüge gemeinfan. 

Die fo in den herrichaftlicden Verband eingetretenen Freien waren es 
wol vor Allem, welche zunächſt den Herrn als ein focial gleichſtehendes höheres 
Hansgefinde umgaben. Mußten fie diefe Stellung dann auch nad) dem Be- 
lieben des Herrn mit Hörigen und Freigelaffenen tbeilen, fo waren fie es doch, 


Nah Aelfr. Prol. 6. Schmid ©. 58. foll der Mann feinen Herm 
Tieben wie fich ſelbſft. Sogar bie Banbe bed Blutes ſtehen hinter ber Treue zurüd 
(Aelfreds Geſ. 8. 42) und Verrath am Herrn ift unfühnbar (Aelfr. Prol. ©. 58 
und Gef. 8 4). 

11) Gerade bie tft freilich vielfach in Zweifel gezogen. Insbeſondere fieht 
Waitz 1. c. S. 119f. gerade ben Anterſchied bes vasallagium von ber 
trustis darin, daß Iehtere fein mundium gegeben habe. Allein jeine ganze Auf- 
faflung der Bafjallität als eines eigenihümlichen, von ber alten trustis innerlich 
verſchiedenen Inftituts ift nicht haltbar. Roth, v. Maurer, Zöpfl erkennen 
dad mundium überall an. Die Ausbrüde trustis, sermo, verbum, votum, tuitio, 
defensio, potestas, patrocinium, manus find in ber That mit mundium, munde- 
burdio, mundeburdium völlig gleichbedeutend. 

19 Dieſe — bie wichtigfte — Seite bes Berbältniffes tft bei ben verfchiebenen 
Stämmen am ungleichften ausgebildet. Eigenthümlich beſonders bei den Angel- 
fachfen, wo bie öffentliche Gewalt, inbem fie bie öffentliche Bedeutung des Ver⸗ 
bandes anerfannte, ihn bafür anbrerfeits zur Grundlage ber gefammten Rechts- 
orbnung machte, und von jedem Ianblofen Freien fogar den Eintritt in einen 
SHerrenverband erzwang Maurer, Aeberſch. II. S. 30f.). Daß man das Gar 
als einen Friedensverein faßte, geht aus ber islänbifchen Bezeichnung bed Her 
als gridhmadhr, bed von ihm gewährten Domicils ald gridh (Zriebe) hervor. 
Weber die manbot ale Buße für Bruch bed Herrenfriedens cf. 3. B. ſchon Gef. 
Aethelbirds 8 25, Ines 8 76. 

18, Of. bei. Waitz 1. c. und Zöpfl 8 10, von denen Letzterer ben einheitlichen 
Character aller Kommenbati onen mehr hervorhebt. 
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nach welchen fich die Achtung und Behandlung der ganzen Klafſe entſchied. 
Hierdurch war zuerft die Möglichkeit gegeben, daß der Dienft über bie Frei⸗ 
beit bob. Damit aber konnten fi bei fortichreitenber Srweiterung bes Ber- 
baudes Suftitute von der größten politiichen Tragweite and ber häuslichen 
Gemeinfchaft herausbilden. 

Das ältefte derartige Suftitut, welches uns in beftimmt abgegrenzten 
Gormen entgegentritt, ift bie Gefolgichaft'*,. Ihr Weien beftand darin, daß 
au den Döfen der Könige und Yürften und bald auch der Großen fi gleich⸗ 
zeitig mit ber Erweiterung der Hausbaltung zu einer wahren Hofbaltung bie 
oberite Klaſſe der Hausbiener, weldhe nur noch kriegeriſche und Ehrendienfte 
zu leiften pflegte, von den übrigen fonderte. 

Als comitatus zuerft von Tacitus erwähnt‘), findet fich die Gefolgſchaft 
unter verfchiedenen Namen bei allen germanifchen Stämmen wieder; als 
thegnas und gesidhas (fpäter nur noch als gesidhcund-men) hei den Angel- 
fadyfen ı*), ala gardingi und palatini bei den Gothen'”), als gasindii bei ben 
Langobarden *), als domestici bei ben Burgunben:*), als huskarlar unb 


) Bol. bei. v. Saviguy, verm. Schriften IV. &. f. Eihhorn, R. ©. 
8 14. 16. 37. Köple L c. ©. 13f. Löbell, Gregor v. Tours ©. 508f. 
Ka Maurer, Mel, namentlich ©. 211f. Landan, Territorien ©. 244f. 
Gaupp, Anſiedl. ©. 115-152. Sachfſe, Sruntl. S. 430f. 8 19. Beth 
mann-Hcellweg ©. 59f. Bittmann ©. 82f. Roth, Beneficialweien ©. 
1-38. &emeiner, Gentnen ©. 73f. v. Sybel ©. 144f. v. Maurer, 
Sronhöfe L S. 187f. Waig, Berfafiungsgefhichte L ©. 228-238. 262-270. 
315—374. IL 228f. Auh Phillips, R. ©. 8 13, 38. Zöpfl 88 Walter 
822. Schulte $ 15. Dantels L $ 119. ©. 338—84. Bezüglich des 
angelfähfifchen Rechts: Kemble I. ©. 162f. Schmid, Glofſar, v. Gesidh- 
candman und Thegen ©. 659. 664. 665. 8. Maurer, Ueberſch. IL ©. 888f. 
Abel S. 1377. 

15, Germ. c. 13—14. — Caesar d. b. G. VI, 28 ſpricht nicht, wie Eich⸗ 
born 8 16, Köpke ©. 22 annehmen, von einem Gefolge als organiſchem Ber- 
banbe, jondern nur von einem vorübergehenden Anjchluß zum Zwed eines einzelnen 
Kriegszugs. Bethmann⸗Hollweg 8.68 f. Wittmann ©. 98. Thudichum 
©. 16. 8. Maurer, Ueberſch. UI. 418f. Gemeiner S. 75. WaigL S. 355f. 
Solche Anfammlungen von Freiwilligen durch Heerführer kamen häufig vor: 
aber auch nicht einmal, wie Sybel ©. 144 annimmt, ber Keim zu Gefolg- 
ſchaften waren fie, fondern eine ganz verſchiedene nur auf Zeit berechnete Verbindung. 

) 8. Maurer, Schmid, Kemble L c. v. Maurer, Fronh. I. S. 188f. 
Das Wort gesidhas ſant fpäter zur Bezeichnung für eine niebere Klaffe von ab- 
haͤngigen Lenten herab. Die thegnas wurben die Thane und entipracdhen ben 
fränfifchen Bafiallen. 

8 Maurer, We S. 67f. Köpte ©. 195 theilt auch Bezeichnungen 
wie conviva, satellites, comites, Emdusros mit. 

8. Maurer, Adel S. 40f. 

m) Maurer, Fronh. 1. ©. 142. 


94 Der herrſchaftliche Berbanb, 


hiredhmen im Norden), unb enblich bei den Franken als antrustiones und 
convivae regis, wofür fpäter, imsbejonbere mit der eintretenden neuen Ab⸗ 
fonderung ber ministeriales, die Bezeichnung als vassalli üblih wart?!) 
Wie ſchon die Namen?), fo beuten alle und überlieferten Züge barauf bin, 
daß ber Urfprung dieſer Berbände Lediglich in einer Erweiterung ber bäus- 
lien Gemeinſchaft zu ſuchen if). Ganz anders fafien noch heute bie 
Meiiten dad Gefolge auf. Sie fehen in ihm ein eigenthümliches mit dem 
Fürftenamt zujammenhängendes, mithin im Grunde nicht berrichaftliches 
ſondern genoffenfchaftliches Suftitut*). Weil Tacitus den Gefolgsherrn mit 
demjelben Namen benennt, den er kurz zuvor dem gewählten Volksvorſtand 
gegeben, follen nur bie Fürften das Recht, ein Gefolge zu halten, gehabt 
haben”). Man denkt fi dann ben Komitat als Ausflug der vom Volle 


” 8. Maurer, Ueberfh. II. ©. 898. 417. 

2) Waitz, Berfaffungsgeichichte IL. 208f. 607f. und Abhandl. cit. Roth 
lc. ©. 116f. 276f. 8. Daurer, Mel ©. 76. 83f. v. Maurer, Fronhoͤfe 
L S. 147f. 3öpft 8 10. Daniels, R. ©. L 8 136f. Balter & 67. 
Schulte 8 43. Die Anfiht von Waitz, wonach die Vaffallen ein mit ber alten 
trustis gar nicht zufammenbängenbes felbjtändiges Suftitut geweien fein follen, 
tft von Roth, 8. Manrer, v. Maurer und Zöpfl widerlegt. 

) Die Namen bebeuten ausnahmslos Gefellfchafter oder Diener. Bei ber 
geſchilderten Entftehungsart tft ber Wechſel der Bezeichnungen ſehr erflärlich, 
insbefondere auch, wie derfelbe Name im Laufe ber Zeit fich heben oder finten, 
oder für die verfchiedenften Berhältniffe zugleich gebraudht werben konnte. So 
beißt 3. B. im Norden huskarl ebenſowol ber Knecht bed Bauern als ber oberfte 
Hofbeamte bes Könige und erft fpäter legte Letzterer biefen Titel als zu niedrig 
ab. Der fränkiſche vassallus ober vassus war urjprünglich ber unfreie Diener, 
und noch fpäter nannte man bie gemeinen Kolonen vassalli inferiores. Gasindi 
tft unfer heutige Gefinde, gesidh ber Folger, thegn wirb mit minister oder 
serviens wiedergegeben. Der hiredhman ift der Handmann, und dem entiprechenb 
wirb bie Gefammtheit der Gefolgsleute als domestici, domus, familie, angel- 
fächfifh auch hired oder hiwan bezeichnet. 

23, Beſonders 8. Maurer und ©. v. Maurer, befien Fronhoöfe vou An- 
fang bis zu Ende den unwiberleglichen Beweis liefern, haben ben Urſprung bes 
Gefolges wie aller Dienftverhältniffe aus dem Haufe betont. Bol. Fronh. L 188: 
„Das Gefolgemeien war feinem innerften Weſen nach auf bie Gemeinfchaft bes 
häuslichen Lebens gegründet.” 

”) Roth ©. 19 nimmt denn auch eine Nnterordnung ber Gefolgfchaft unter 
bie Gemeinde an. Gaupp ©. 145 fagt, bie Geleitönerfaffung jei bis zu einem 
gewifien Grade in die Bolld- und Gauverfaffung aufgenommen. ®emeiner in 
ben Sentenen ertlärt das Gefolge für „ein vom Bolke felbft gefchaffenes Suftitut“ 
Cf. Rote 27. 

2) So Betbmann-Hollmeg ©. 61. Roth S.8f. Thudichum ©. 14 
Dalter, R. G. J. 21. Gemeiner, Gentenen ©. 76f. Waitz L ©. 2327. 
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übertragenen Gewalt“), ober wol gar eine vom Volle jelbft dem Pürften 
gegebene Leibgarbe, als Ausihuf des Vollaheers). Andre haben allen Uhligen 
eine Sefolgfchaft zu billigen, darin wol gar das Weſen des Adels finden 
wollen ’®). Dem gegenüber ift ſchon früh das Gefolge als Privatinftitut be 
zeichnet worben*”), als eine beliebig vorgenommene Erweiterung der häuslichen 
Gemeinfchaft?"). Das farbloſe Wort princeps bei Tacitus widerſpricht dem 
zicht®"): alles Andere führt auf diefe Auffafiung mit Nothwendigkeit bin. 
Bei Tacitus wie in ben fpäteren Quellen und befonders auch in Sagen und 
Gedichten*) wird das Gefolge ſchon aͤußerlich als Subegriff derjenigen 
Männer geichildert, welche mit ihrem Herm in ber engften Gemeinſchaft bes 


Rad Wittmann S. 89 fogar nur die Fürften einer ganzen Völlerfhaft, nad 
Gaupp ©. 146 dagegen alle Mitglieder bes fürftlichen Geſchlechts. Außer dem 
Worte princeps führt man hierfür meift bie Erwägung an, daß es bie ganze 
ſtaatliche Drbuung hätte durchbrechen müflen, wenn Jeder fih hätte mit bewaff- 
neten Begleitern umgeben dürfen. Allein man vergißt, daß mit dem Recht noch 
nicht Allen die faktifche Möglichkeit zu defien Ausübung gegeben war; daß Private 
fehr wol ein bem fürftlihen nachgebilbetes Gefolge haben konnten, das nur and 
wenigen und weit uiebriger ftehenden Perfonen beftand und dennoch im Weſen 
bafielbe war; daß nur fehr bedeutende Komitate von öffentlicher Wichtigkeit fein 
Eonnten und folche allerdings wol nur von Zürften gehalten wurden ober doch 
ihrem Herrn bald die Fürftenwürbe verfchafften; und endlich, daß Die beftehende 
®. h. genofienfchaftliche) ftaatfiche Ordnung allerdings in dem Gefolgeweien einen 
ihrer gefährlichften Feinde Batte, der fie in der That zulegt durchbrach. 

s So mit ausbrüdlihen Worten Waitz, Gemeiner u. U. Gaupp, 
Zöpfl und Landau wollen ein amtliches Gefolge und ein Privatgefolge 
unterfcheiden. 

27, Am weiteften geht Gemeiner, der das Gefolge burch Vollswahl entftchen 
läßt (S. 80. 81), es ald Spike der Gefammtverfaffung betrachtet, ihm nicht nur 
tm Kriege eine Stellung an der Spitze bes Heeres (S. 84), ſondern im Brieben 
den Charakter einer Behörde, eines consilium, eines Schoffenkollegs (S. 85—92) 
wmichreibt!! 

) So Savigny 1. c. ©. 10f. Eichhorn $ 14. Bür Gaupp und 
Gemeiner find umgelehrt die comites der Adel. Ganz vereinzelt ift die Auf- 
faffung von Sybel (S. 150 L c.), der das Gefolge als „bie Nachbildung eines 
gentiliciſchen Verbandes unter Geſchlechtsfremden“ anfieht. 

”) Zuerft von Majer in ber Urverfafſſung Germaniens. 

2e) Auffallend ift, daß bezüglich der für bie ältere Zeit fo beſonders wichtigen 
angelfächfiichen Verhältniſſe in diefem Punkte zwifchen den neueren Forſchern, 
namentlih Kemble, Schmid und 8. Maurer, Uebereinftimmung herricht. 

8. Maurer, Adel ©. Sf. Landau, Terre. S. 245f. Kemble S. 17f. 
Dahn L ©. 76. 

m) Beſonders im Beovulf. C£. die Citate bei Waitz I ©. 373. 374 und 
Kemble l. c. 
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täglichen Lebens fiehen*). Sie wohnen und ſchmauſen an feinem Hofe>*) 

begleiten ihn außerhalb deſſelben bei feftlichen Gelegenheiten, Jagd⸗ ober 
Kriegezügen?®); fie dienen ihm ununterbrochen, zur Berberrliäung ber Hof- 
haltung im Frieden, im Kriege als ſchützende Keibgarbe?*); fie bedürfen, um 
fih zu entfernen, des Urlaubs?) In jeber Beziehung ift ed ein Dienft- 
verhältnig, in das fie treten. Freiwillig zwar, aber ein Eib bindet fie, 
den Herrn zu vertheibigen, zu ſchũtzen, ja jelbft auf der eignen Thaten Ruhm 
zu Gunften jenes zu verzichten”). Die unbegrenzte gegenfeitige Treue bedingt 
auf Seite des Folgers eine jo weitgehende und felbftlofe Hingebung, daß es 
ibm Schmach ift, den Führer in der Schlacht zu überleben®). Zur Treue aber 
tritt die Pflicht de dem vollfreien Germanen nad Tacitus wenig befnunten 
Gehorſams, des Gehorfams in bärtefter Geſtalt )y. Denn ber Führer 
ift und heißt ein Herr*). Yür ihn, nicht für das Vaterland noch auch nur 
für den eignen Ruhm kämpfen die Folger*). Sein Ermefien entſcheidet über 
bie Aufnahme in den Verband, über Thätigkeit und Dienft, Stellung und 
Rang eines Jeden, feine Anordnung beftimmt die Organifation des Ganzen 
und das fie beherrfchende Reht*). Sein Beifpiel ift die Norm*), feine 


35) Daher Ausbrüde wie conviva regis in L Sal. 40, 1. 5. cf. Dahn II, 
©. 25 und fonft, Tifchgenoffen und Herbgenofien, beodgeneatas, heordgenes- 
tas bei den Angelfahjen. Maurer, Weberfch. II. 389. 

% Waitz L S. 8347. 8. Maurer 1. c. Maurer, Fronh. J. ©. 197. 
Germ. c. 14. Gegen Roth, Yeubalität S. 261, weldher annimmt, daß ſchon die 
alten comites Häufer und Land gehabt hätten, ck. Waitz ©. 350. N. 4. 

35) Daher die Namen comes, folgarius, folger. Bei Sidonius Apollinarius 
(Ep. IV, 20) wirb ein fränfifcher Fürft auf ber Brautfahrt von ben Verwandten 
unb socii comitantes in Triegerifchem Zuge begleitet. 

2e) Germ. c. 13: in pace decus in bello praesidium. 

27 So wentgftens bie fräntifchen Antruftionen. Roth, Beneficialweſen ©. 127. 

2e) So der Inhalt des älteften Treueides nach Tacitus. Die angelfächfifchen 
Dienftmannen ſchwuren: zu lieben, was jener liebe, zu hafſen, was ihm zumiber. 

%) Germ. c. 14. Ammian. Marc. XVI, 12. 16: comites, flagitiam arbitrati 
post regem vivere et pro rege non mori. Angelſächſiſche und nordiſche Bei- 
ipiele bei Kemble und 8. Maurer l. c. 

“, „3a wenn ber Dienftherr ben Batermord beföhle, der Mann müßte ihn 
vollziehn.” Köptel. c. ©. 145. 

a, 3. 2. Edict. Rothar. $ 13: dominus. 

4) Germ. c. 14: principes pro victoria pugnant, comites pro principe. 
Schärfer fann ber Mangel jenet Selbftänbigfeit, die dem vollfreien Heergenofien 
zulommt, kaum ausgebrüdt werben. Daher find auch in leg. Rachis $ 11 ga- 
sindii und arimanni Gegenfähe. 

“) Gradus quin etiam et ipse comitatus habet, judicoo ejus, quem 
sectantur. Es ift natürlich, daß ber Fürft bei Aufnahme und Würdigung im 
Gefolge außer ber perfönlichen Tüchtigleit auch edles Ublommen ober große ihm 
vom Vater geleiftete Dienfte berüdfichtigte, daß er in ſolchen Zällen wol aud 
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Bürdigung bie Ehre der Tolger“). Er übt eine Gerichtsbarkeit in bienft- 
lihen Angelegenheiten unb frühzeitig iſt er auch in andern Sachen dann eine 
Ite Juſtanz über den Dienftmann, wenn das Volksgericht vergebens ange 
afen if). Er ift berechtigt und verpflichtet, ben Gefelgimann nad außen 
a ſchützen und zu vertreten‘). Gublich ftellt er auch in vermoͤgensrechtlicher 
Beiehung die Einheit des ganzen Verbandes bar, indem er ans eignen 
Riteln die Koften feiner Aufrehthaltung, befonders des gemeinjamen Lebens 
und der Triegerifchen Ausrüftung beftreitet*®), wogegen er umgekehrt bas mit 
gmeinfamen Kräften Erbentete erwirbt und mur, ſoweit es nicht zum noth- 
wenbigen Unterhalt verwandt wirb, Gnadengeſchenke daraus au die Einzelnen 
geht). | 

Zweifellos lag hiernach an ſich im Gefolgebienft eine Minderung ber 
vollen Freiheit des Volkegenofſen?). Wenn fogar bei dem Gefolgsmann bes 


jüngeren und unerprobten Zeuten eine bevorzugte Stellung, auf bie fie ihrer eigenen 
Berbienfte wegen feinen Anſpruch gehabt hätten, zu Theil werben lief. Das etwa 
iR der Inhalt der vielbejprochenen Worte in c. 18 Germ.: insignis nobilitas aut 
magna patrum merita principis dignationem etiam adolescentulis assignant; 
ceteris robustioribus aggregantur. Die zahlreichen abweichenden Ertlärungd- 
verfuhe find von Waitz L ©. 264—269 zufammengeftellt und fritifirt. Ins⸗ 
befonbere find die Anfichten berer widerlegt (S. 264— 267), welche dignatio als 
dignitas verfiehen (wie Savigny, Syber ©. 144, 8. Maurer, Abel ©. 16) 
uns wol gar das letztere leſen wollen, wobei fie im Nebrigen zu den verjchiebenften 
Undlegungen (zum Theil bafirt auf die Konjeltur ceteri ftatt ceteris) gelangen. 
Dagegen haben außer Waitz (S. 267— 269) befonders Eihhorn 8 16. n. i., 
Sachſſe, Sruntl ©. 430f., Betbmann-Hollweg ©. 59, Roth ©. 12, 
Bittmann ©. 82f., Köpke S. 17, Dahn I. ©. 70, Thudichum ©. 18, 
Zöpfl ©. 358. n. 15 außer Zweifel geftellt, daß dignatio tranfitiv ald Würdi⸗ 
gung zu nehmen ifl. Adolescentuli find wol fchwerlih, wie Watk annimmi, 
noch nicht Wehrhafte, fondern bie fo eben erft wehrhaft Gewordenen. 

“, Germ. c. 14 ' 

is, Germ. c. 18: magnaque et comitum semulatio, quibus primus apud 
prineipem locus. 

“), So jdyon nad) 1. Sal. (ed. Merkel) 96. c. 1 bezüglich des antrustio. 

T, Ch Rote 11. 

“, Germ. c. 48. Daber angelfähf. hiäford (bad heutige Lord), i. o. 
Brodgeber. 

%) Materia munificentiae per bella et raptus. Deshalb auch vorher: 
magnumqus comitatum non nisi vi belloque tueare. Dagegen hatte ber Krieger 
im Boltöheer einen rechtlichen Anſpruch auf einen Benteibeit. 

2) Das tft der richtige Kern in Kembles Ausführungen, und infofern bat 
er Recht, wenn er (I. ©. 178) fagt, bie Idee der Freiheit werde buch die of 
honour or to speak more strictly of rank and station erſetzt. Auch Maurer 
und 8. Maurer ftimmen im Allgemeinen überein. Crfterer bezeichnet das Ber- 
bältniß des perſönlich freien Gefolgsmannes im Gegenſaß zu Eichhorn I. 8 49 
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böchften Ranges koͤrperliche Züchtigung wie bei anderm Hausgeſinde moͤglich 
warst), wie haͤtte fi derſelbe noch der alten vollen Selbſtmündigkelt 
rübmen koͤnnen? Klar war ſich das Volk deſſen bewußt, daß im Herrendienft, 
und mochte er am glänzenditen Koͤnigshof geleiftet werden, die alte Freiheit 
untergieng®*). Dennoch erroͤtheten ſchon zu Tacitus Zeit felbft die Abkönnz- 
linge der ebelften Geſchlechter nicht, im Komitat mächtiger Fürften erblickt zu 
werben®®). Sehr natürlich! Denn bier gewannen fie, wad man höher zu 
Ihäten begann als felbft die Freiheit. Hier erſchloß fih ihnen ein neues 
Leben, ein erweiterter Ideenkreis; bie engen Schranken des bäuriſchen Ge- 
meindewejens wurden durchbrochen, feinere Bilbung und hoͤfiſche Sitte wurben 
gepflegt, Kriegzrnhm und Hofglanz, mühelofer Reichthum und unbelannter 
Genuß boten fi dem Begabten bar. Statt einer Ernievrigung unter ben 
alten Stand trat in allen realen Verhältnifſen ein Emporfteigen ein; bald 
wirkten auch Ehre und Anjehn des Herrn auf die, welche ihm am nächften 
ftanden, zurüd; die hohe Idee ber Treue fittigte das Verhältniß unb eine 
neben ber alten Volksdichtung neu erblühende Helbenpoefie verflärte den Treu⸗ 
bienft und ließ das Dienftband bald inniger, beiliger, jchöner erfcheinen als 
das Genoffenband. Meberbie war das Berhältnig nicht unlöslih. Es be- 
durfte nur des Urlaubs‘), der nicht ohne Grund verfagt wurde, um in bie 
alten Berhältniffe zurückzukehren, und häufig fuchten kriegsluſtige Sünglinge 
nur vorübergehend ben Dienft fremder Zürften auf, wenn ihnen ber Friebe 
in der Heimath zu lange währtess), häufig Tehrte der Gereiftere in das väter 
liche Dorf zurüd, um bie ererbte Hufe zu übernehmen’. Mehr und mehr 
drängten fidh fo gerabe die ebelften und beften Elemente des Volks, vor Allem 


und Grimm, R. 4. ©. 250 als eine, wenn aud vorübergehende Hörigfeit 
($rond. I. ©. 188. 184), theils ala Hofhörigkeit (wie bei Antruftionen, Thanen zc. 
©. 151), theils als Schugbörigkeit (wie bei Bafjallen S. 157. 184). 

s), Grimm, R. 4. ©. 251. Perg, Hausmeierr ©. 1390. Maurer L 
S. 184f. Beifpiele von ber Züchtigung eined Grafen unb eines Hausmeiers 
giebt Gregor Tur. V, 47. 48 u. VOL, 15. Auch im Capit. de villis ift fie in 
c. 16 vorgefchrieben. 

) Noch zu Arnulfs Zeiten gieng nach dem chron. Weingart. ein bairiſcher 
Edler aus Schmerz und Zorn über bie Erniebrigung der nobilitas et libertas 
feines Sohnes, weil dieſer in des Frankenkoönigs Dienfte getreten war, in bie 
Einſamkeit feiner Billa am Berge. 

55) Germ. c. 138: Nec rubor inter comites aspici. Kemble I ©. 166. 
n. 1 bemerkt hierzu mit Recht: this very assertion proves, that the position 
of the comes was, in stself, inferior to that of the freeman. — Warum 
benm fonft ein Erröthen als möglich gejept? 

*) 8. Maurer, Ueberſch. IL ©. 396. 

6) Germ. c. 18, 

w) 8. Maurer L c. ©. 895. 396. 
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bie vorwärts blickende Sugenb'”), zum Gefolgebieuft, ber dadurch in fteter 
Vechſelwirkung an Glanz und Anſehn gewann, und namentlich das Tönigliche 
Gefolge bob fi mit dem Koͤnigthum zugleih höher und höher, bis ans ihm 
wer immer noch dienende, aber in Wahrheit durch das Mittel des Dien- 
led herrſchen de Stände bervorgiengen. 

Kür die Geſchichte der deutichen Afiociation war es von befonderer Wich⸗ 
tigkeit, daß Hiermit zum erften Mal bie Idee bes Dienftes einerſeits von 
der Beſchränkung auf den Kreis ber eigentlihen Haus und Hofwirthſchaft 
geift, anbrerjeit mit der Freiheit nicht nur vereinbar, ſondern Spenderin 
hoͤherer Ehre geworben war. Denn nun erft war es ihr möglich, den Kampf 
zit dem alten Geuofſenſchaftsweſen zu beginnen und an befien Stelle fi 
jelber zum rechts· und verfaffungsbildenden Princip zu erheben. 

So wenig man daher die unmittelbare Bedeutung des alten Ge 
folgeweiens ũberſchaͤtzen, in ibm die Duelle aller wichtigen Inftitutionen ber 
größeren Reiche finden ‘®), ober wol gar die wandernben Vollker geradezu als 
erweiterte Komitate betrachten ®) darf: jo wenig barf man doch anbererfeits 
baffelbe als vorübergehende, ohne tieferen Zufammenbang mit der Umwand- 
fung von Recht unb Berfaffung verlaufene Einrichtung aufehenY). Mochte 
and zunächſt das Dienftgefolge der Könige an Zahl nicht bebentend*'), das 
anderer Grundherren Taum vom Hausgefinde geſchieden jein**): die Idee 
eines für Freie möglichen Herrendienftes war einmal entftanden unb breitete 
fh maufhaltſam aus. Richt eine unmittelbare Fortſetzung de Gefolgewe⸗ 
fens’ freilich find jene manmigfaden Geftaltungen bes Gerrfihaftöuerbanbes, 
die allmälig das Reich und feine Theile eroberten, aber fie find parallel 
Iaufenbe Ansflüfje derjelben gemeinichaftlichen Duelle. 


8. 12. Die Fortbildung und Ausbreitung bes herrfchaftlichen 
Berbanbes. 


So fand, als vie germanifchen Völker nad Gewinnung befinitiver 
Wohnſitze größere Reiche gegründet hatten, in ber nach Genoffenfchaften ge» 
gliederten und ſich in einem freilich ſchon fehr erftarkten Volkekönigthum zu- 
fpigenben freien Bollsgenofienichaft bereits der auf ben entgegengefekten Ge 


$7) Germ. c. 18: Insignis nobilitas.. etiam . . adolescentulis; — electo- 
rum juvenam globo circumdari, c. 14: plerique nobilium adolescentium. So 
daun auch im fräntifchen und angelfächfifchen Reich. CE Maurer L ©. 152F. 

”, So Eihhorn 816. 17. Savigny IV. S. 61f. Kemble L ©. 167. 

sw), So Phillips, D. G. L ©. 892. Angelf. R. &. ©. 68—70. Leo, 
Beetitudines ©. 140—141 erflärt fogar fole als comitatus, folcriht als Dienft- 
recht, foleland ald Dienftland. Sehr weit geht auch Landau ©. 248f. 

©) Das thut im Grunde Waitz. Bel. z. B. L ©. 859. 

“, Köpfe ©. 195. 8. Maurer, Ueberih. IL ©. 417. Waitz S. 860. 

), Maurer, örond. L 167F. 
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banken gebaute Berband von Herren und Dienern als das jüngere, glänzen- 
dere, lebensfähigere Inftitut. Unvermeiblih war zwiſchen Genofienihaft und 
Herrſchaft der Kampf und es ift der Verlauf dieſes Kanıpfes, welder die 
innere Rechtögefchichte aller nad der Völkerwanderung gegründeten Reiche 
harakterifirt. Der Ausgang konnte nicht zweifelhaft fein. Denn Alles, was 
in ber Geſchichte den Sieg zu verleihen pflegt, war auf Seite des umen 
Gedankens und unwiberftehli drang er von den Königöburgen unb Herren- 
hoͤfen aus in das innerfte Markt des Volkes ein. Tief zwar wurzelte Die 
Idee genofjenjchaftlicher Selbftverwaltung im germantichen Rechtebewußtfein : 
aber ihre ältefte Ichwerfällige und unbeholfene Form vermochte ber leichten 
Beweglichkeit und einheitlichen Koncentration ber Herrſchaftsidee nicht zu 
wiberftehen. Die Gründung ber neuen Reiche vollzog fi) mit dem Schwert, 
und gerade in ber geringen Fähigkeit, fi) von der natürlichen Grundlage des 
angebomen Genoſſenrechts zu Idjen und die nnterworfenen Bollselemente im 
fih aufzunehmen, zeigten ſich jet die Schwächen der alten Genofienichaft. 
Mit der Ungleichheit des Befitzes und der Macht wurbe ihre principielle 
Gleichheit der Rechte uud Pflichten unmöglid. Endlich aber wirkte vor 
Allem die Berührung mit römischen Weſen und die hriftliche Kirche auf den 
Untergang ber genoflenichaftliden in die herrichaftliche Berfaffung. 

Vornemlich die verfchiedenartige Weife, in welcher das Fremde ein- 
wirkte, war e8, welche bie Entwidlung ber europätichen Völker im Wilgemei- 
nen fo gleichartig und im Einzelnen jo ungleich geftaltete, welche eb vor 
Allem bewirkte, daß bie genoffenfchaftliche Freiheit weder gleich ſchuell, noch 
gleich vollftändig der Herrichaft unterlag. 

Diejenigen Reiche, welche, ſei es auf einheimiſchem ſei es auf erober- 
tem Boden, aus rein germaniſchen Elementen erwuchſen und ebenfalls ihrer 
Spitze nad) im Wejentlihen unabhängig blieben von römifchem Einfluß, wie 
namentlich die angeljächfiichen und ſtandinaviſchen Reiche, gaben nie das alte 
genofjenfchaftliche Princip völlig auf, ſondern modificirten eg nur. Es kam 
. bier nicht eigentlich zu vollem Siege der Herrichaftsidee, fondern nur zu einem 
Kompromiß terjelben mit der Genoſſenſchaft. 

Umgekehrt war in denjenigen Reichen, in denen es zur Bildung einer 
romanischen Nationalität am, je mehr das germanifche Element zurüdtrat, 
deſto vollftändiger der Untergang der alten Verfaffung. Denn durch Natio⸗ 
nalität und imperialiftiiche Gewöhnung waren bie römifhen und romanifirten 
Provinzialen jeder Selbftverwaltung völlig entfrembet. Es war von entſcheidender 
Wichtigkeit für die Schickſale des Kontinents, daß das Frankenreich, welches bald 
allein den Gang ber Gefchichte beftimmte, fih gleichmäßig über Germanen 
und Romanen ausdehnte. Dadurch gelangte in allen feinen Theilen das 
Herrſchaftopriucip bezüglih ber höheren Kreife zu völligem Sieg In 
ben unteren Lebenöfreifen dagegen war nur in benjenigen Provinzen, welde 
tomanifch wurden, die Zerftärung der Genoſſenſchaften eine durchgreifende. 


3 12. Die Sortbilbung bes berrfchaftl. Verbandes. 101 


Dagegen mußten im deutſchen Reiche die Verhaͤltniſſe ſich ungleichartig 
mb oͤrtlich verſchieden geſtalten. Auf ber einen Seite war es die unmittel- 
bare Fortjeßung des Frankenreichs und deshalb drang von oben weit tiefer 
als in England die Dienftidee ein. Auf der andern Seite fiegte das Deutſch⸗ 
tum und deshalb dauerte vielfach das genoſſenſchaftliche Leben in engeren 
Kreifen fort, fo daß zu Feiner Zeit eine fo vollftändige Vernichtung ber 
Selbftverwaltung eintrat, wie zeitweile in Frankreich, Spanien, Süb- 
italien u. ſ. w. 

So wurden ſchon in biefer Zeit die Keime zu den großen Verſchieden⸗ 
beiten gelegt, welche die Hanptnationen unſerer Zeit kennzeichnen und felbft 
in vie Republiten der nenen Welt mit über ben Dcean gewanbert find. Die 
franzöfiiche und überhaupt romanische Tendenz zur Gentralifation, die in kei⸗ 
ner Revolution verläugnete Neigung, die Regelung bes Volksdaſeins von 
oben zu erwarten, und bie englifche Gewohnheit fich felber zu helfen, von 
unten zu organifiren umb in fich felbft die Norm bes Lebens zu finden, unter- 
ſcheiden deutlich ſchon die Monarchien ber Merovinger und Karolinger und 
De Reiche von Weſſex und Mercia. Dem deutſchen Weſen aber ift bis heute 
bas buntefte Gemiſch und die wirrfte Kreuzung ber Gegenfäte vorbehalten, 
wofür es, wie wir hoffen, zulegt durch deren dauerndfte Verſoͤhnung und in- 
Rigfte Verſchmelzung gelohnt werben wird. 

Hier find vornemlich die Hauptwandblungen flüchtig zu betrachten, welche 
im Srantenreich die Herrichaftsibee in den alten Einrichtungen heworbrachte. 

L Das Bidtigfte zunächft war die Umgeftaltung ber Verfaſſungs⸗ 
verhältniſſe, ober, was fih nunmehr damit deckte, bes DVerhältniffee von 
König und Boll. 

Der germanifche König war, wie gezeigt worben, urfprünglich ein Volks⸗ 
Big. Die genofienihaftlihe Rechtsbildung war freilich infoweit bereits über- 
Khritten, als ein Stüd der Vollseinheit an ben König veräußert war. Allein 
ein Theil feines Geſammtrechts war dem Volke geblieben, und — was wid 
tiger war — unerichüttert ftand noch der Gedanke, daß das Volksrecht das 
ältere und bie Quelle bes Königsrechts fei. Nicht Herr, fondern oberfter 
Richter und Herzog war der König. Selbft da, als er faft alle einzelnen 
Rechte der Bollöverfammlung an fih gebracht hatte, blieb dem Bolle eine 
wenigftend formelle Mitwirtung und in der Idee war immer noch has 
Konigsrecht dem Voſksrecht untergeorbnet‘). Es war der Bollöwille, der fi) 
im Volkskönig verkörperte, dad Volksrecht, zu deffen Hüter er beftellt war, ber 
Bolksfriede, den er bannte, das Volksheer, welches er führte, das Volksland, 
über welches er verfügte, es waren Volksbeamte, bie er ernannte. Erſt 


2) Poſitiv dad Gegentheil fpricht zuerft Biſchof Avitus bei Gregor Tur. II, 
34 aus, wenn er zum Burgunderkönig fagt: tu enim es caput populi, non po- 
pulus caput tuum. 
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als man biefe Anfchaunng mit der umgelehrten vertanfchte, nach welcher ber 
Urſprung der Töniglihen Macht außer ftatt im Volke gefunden wurbe, vollzog 
fi die Umwandlung bes genofienfchaftlichen Königthums in ein berrichaftliches 
und damit die Umwandlung bes böchften irbifchen Verbandes aus einer Ge⸗ 
noſſenſchaft in eine Herrſchaft. 

Der Keim zu einer derartigen Wandlung bes Königthums war frühzeitig 
darin vorhanden, daß ber Herricher mit feiner Stellung ala Volkskoͤnig von 
je eine andere vereinte, die nur in feinem eigenen, inbivibuellen Recht wur⸗ 
zelte: die Stellung an ber Spitze bes größten Haus⸗ und Hofverbanbes im 
Lande. Hier war er Herr, bier war fein mundium bie Duelle aller Gewalt, 
bier waren Königewille, Koͤnigsrecht, Königöfriebe, Königebann, Königegut 
und Königsbienft das Frühere und Entſcheidende. Bon bier aus war es 
möglich, daß er, durch die Kirche und roͤmiſche Einflüffe unterftügt, fein jelb- 
ftändiges Herrenrecht in immer weitere Kreife trug, bis er endlich feinem ge 
fammten Volle als Herr, dieſes ihm als Unterthanenſchaft gegenübertrat. 

1. Zunädft fand ſchon Außerlih eine imme wachſende Vermehrung ber 
eigentlichen Königsbienftlente ftatt. Schon zu Tacitus Zeiten waren große 
Komitate als Mittel zu Ruhm und Macht eifrig erftrebt worben"). Biel 
verbankte fiherlich ihnen die Entftehung und Befeftigung bes Königtbums. 
Weit größere Dimenfionen aber nahm nach der Gründung der großen Reiche 
bie Erweiterung des Verbandes ber vom Könige abhängigen Leute au. Mehr 
und mehr mußte fi) damit bie alte Lebensgemeinichaft des Deren unb ber 
Diener Idjen: ihre Spuren erhielten fi) nur in ber Möglichkeit, auch den 
entfernten Mann jederzeit zu periönlihem Dienft berufen zu können. Nur _ 
ein Theil nod weilte am Hofe, die Mehrzahl der Königebiener, Hoher und 
Geringer, Freier, Höriger und Unfreler, Römer und Gemanen, wurbe an ben 
verfchiebenften Punkten des Reichs in der mannigfachften Weife verwandt. 
Der höhere Hof- und Reichödienft wurbe von ben einen, Kriegäbienft von 
ben andern geleiftet, und beibe Klaffen endlich als Minifterialen und Baffallen 
geſchieden. Leute niederen Standes bewirthichafteten bald ala Hofperfonal bald 
als Kolonen den ausgebehnten Grunbbefig bes Könige. Andere verrichteten 
die Dienfte von Handwerkern und Künftlern. Wieder Antere hatten Aufficht 
und Verwaltung zu üben. Kurz, bie Idee bes Dienftes griff über den Kreis 
häuslicher und perjönlicher Bebürfniffe des Herrn bereits weit hinaus und 
bildete einen in Gerichts, Heeres- und Finanzverfaſſung bes geſammten Reiche 
hineinragenden Berbanb. 

2. Dentlih ift zu erfennen, wie bie fo erweiterte Idee des Herrendien⸗ 
fies das Weſen des Beamtenthums wanbelte?). Die gewählten VBorftände ber 


2) Germ. c. 13. 
9 Bol. v. Savigny, Geſch. bes r.R. I. 265f. Sybel ©. 218f. Waiß 
1. 242. 11. 802f. Das ſaliſche Recht ©. 184f. Landau, Terr. ©. 324f. Zöpfl 
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selEatznmlichen Genoſſenſchaften beflanden nur in Marten und Dirfern®), 
feltener in Genten’), niemals in Bauen fort. Insbeſondere wurben im Fran- 
keareich von Anfang an bie Grafen und über ihnen die Herzöge vom Könige 
beitelit, feit dem fechöten Jahrhundert auch regelmäßig die Sentenare von ihm 
ober dem Grafen ernannt. “Aber auch in England, wo neben den koͤniglichen 
Grafen zunädft genofienjchaftliche ealdormen in den Shiren blieben, und im 
Norden, wo die Sarle und Corle in Fyllen und Syſſeln noch lange ben 
Gharakter jelbfländiger Fürften wahrten, kam es ſchließlich zu demſelben Re 
feltat. Auch die ernannten Beamten blieben freilich zunächſt Richter und 
Heerführer freier Genofienihaften, eine formelle Mitwirkung des Bolkes 
bei ihrer Exhebung fand immer noch Statt, und fie ſchuldeten nur, ftatt 
der Genoffenichaft jelbft, dem Könige als deren Bertreter Trene und Rechen⸗ 
Khaft. Allein der König, der eines Gegengewichts gegen bie jein Ernennungs- 
uud Abjegungsrecht geführbende Tendenz der Aemter zu faktiſcher Lebensläng- 
lichkeit und Erblichkeit bedurfte, fand dies bald darin, daß er vornemlich die 
feiner Schubgewalt unterworfenen Männer emannte ober umgekehrt bereits 
ernannte oder zu ernennende Beamte zur Kommenbation bewog. Bereits in 
einer Verordnung Chlothars I. wird als regelmäßiger Fall erwähnt, daß 
die Gentenare aus dem Dienfigefolge genommen wurben®), und anf eine 
ãhnliche Stellung der Gauvorficher zum König weift der Name comes und 
— die Richtigkeit der Grimm ſchen Erklärung vorausgeſetzt') — ber 
deutiche Name Graf bin. So wurbe bald auch ba, wo eine wirklide Kom- 
menbation nicht vorlag, der Tönigliche Beamte als Töniglicher Diener betrach⸗ 
tet, die Dienftpflicht des Beamten erichien als ein dem Treudienft des Vaſ⸗ 
fallen ober Minifterialen volllommen analoges Berhältnig, aus ben Volks 
ämtern waren berrichaftliche Bebienungen geworben ®). 


538. Schulte 8 45f. Gemeiner, Centenen ©. 162f., ganz beionber# aber 
v. Maurer, Fronh. J. ©. 176f.; — ferner über die entſprechenden angeljächftichen 
Berhältuifie Schmid, Gloffar v. ealdorman, eorl, gerefa, hundred. Kemble 
IL ©. 104f.; über gothiſche Köpfe ©. 194. 195. 

9 Doch fcheinen ſchon der fräntifche tribunus und ber langobarbifche scul- 
dahis — die für Dorfvorfteher gelten müſſen — ernannt zu fein. 

5) So noch in ber lax Salica (cf. au Waitß, bas alte Recht ©. 184f. 
Verfaffungsgefh. IL 26. 818); fpäter in der Wetterau, in den Genten bei 
Grimm, Weist. W. 415. 4207. 

% Bei Perg IH. 13, c. 8, in l. Sal. ed. Merkel p. 46: ut in iruste electi 
centenarii ponantur; — centenarii ergo vel qui in truste esse dicuntur. 

) Grimm, 8. U. ©. 758 — socius, Gefelle. 

©), Daher die Bezeihnung aller Beamten und Grafen als ministeriales. 
Cap. v. 802. c. 40. Perg OIL 96: similiter et de comitibus vel centenariis 
ministerialibus nostris. Epist. v. 807 5. Pert IH. 150: vicarii centenarii seu 
reliquj ministeriales., Auch agentes bes Königs beißen fi. Kemble, Cod. 
dipl. I. N. 555. ©. 839 d. a. 969: Ego Eadgarus dei gratia rex Anglorum 
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Umgefehrt wurden nunmehr bie Hofämter zu Reichsämtern)y. Als 
Boten und Geſandte, zur Kontrolle ber Beamten, ale Mitglieder des gehei- 
men Raths und ber Reichötage, als Dorfteher der Reichskanzlei und bes 
Sinanzweiend waren tie Töniglichen Minifterialen ganz in derſelben Weife 
thätig, wie für die perjönlichen Bebürfniffe des Könige. Hof und Reih wur- 
ben ebenfo ibentifch, wie ber König als Individuum und als Träger ber 
Reichögewalt identifch war; zwiſchen Hof- und Reichsbienft beftanb nidht ber 
leifefte Unterſchied mehr. Es ift bekannt, daß noch heute diefe Auffaffung, 
deren Gedichte in den Namen ber meiften höheren Hof- und Stantsämter 
(wie 3. B. der Minifter felbft, des Marſchalls u. ſ. w.) gelefen werden Tann, 
in zahlreichen Reminiscenzen lebt. Yür ihre Bebeutung im Frankenreich 
braucht nur an zwei bekannte Thatfachen erinnert zu werben: einmal 
daran, wie der major domus, ber zulett den König felber verbrängte, zu- 
nächſt Vorfteher des Töniglihen Hausweſens, bamit aber zugleich der oberfte 
Reichsbeamte war '%); zweitens baran, wie ber Baiernherzog Taffilo, als er fih 
die Stellung an ber Spike feines Volles wahren wollte, dem Frankenherrſcher 
als Dienfimann Treue jhwur''), und wie ſeitdem Dienftherrihaft und Baf- 


omnibus episcopis abbatibus comitibus vicecomitibus centenariis ceterisque 
agentibus nostris. Das Wergelb ber Grafen unb ber missi war verbreifacht, 
wie in der trustis. Die Beftallungsformel des Grafen bei Marculf I, 8 nennt 
ben König feinen Herrn, befien Vortheil zu wahren, dem fides gefchuldet jei. 
Todesſtrafe wird dem Grafen bei Verlegung des Gehorſams gegen ben König 
gebrobt. (Chlotachar. deer. c. 10b. Perg IL ©. 13. Gregor Tur. IV, 46.) 
Die Sorge für bie Einkünfte bed Könige wird unter den Pflichten des Grafen 
ftetö hervorgehoben, und bie obere Aufficht über befien Güter und Befigungen 
liegt ibm ob. Wat IL ©. 381. 562f. 

9) Of. bei. Grimm, R U. S. 250f. Maurer, Fronh. L ©. 176f. 
Kemble U. 14 —15. Waig IL ©. 368f. 

10) Herg, Geh. der Merovinger Hausmeir. Maurer, Fronh. L 
©. 209f. 141f. 190f. Schöne, bie Amtögew. ber fränt. majores domus, 
Braunfhw. 1856. Waig IL 367f. v. Daniels $ 156. Roth, Beneficialm. 
©. 3081. 

11) Ann. Laur. maj. a. 757b. Perg L ©. 140. Et rex Pippinus 
tenuit placitum suum in compendio cum Francis, ibique Tassilo venit dux 
Bajoariorum, in vassalico se commendans per manus sacraments juravit multa 
et innumerabilia reliquias sanctorum manus imponens et fidelitatem promisit 
regi Pippino et.. filiis.. sic ut vassus recta mente et firma devotione per 
justitiam erga dominos suos esse deberet. Weber die Ratur des Verhältniſſes 
bleibt kein Zweifel, wenn man Ausprüde, wie fie fonft vorkommen, 3. B. humil- 
lims subjectione oder die Worte bed Dänenkönigs in Poeta Saxo (Perg IL 
©. 512) erwägt: 

Suscipe Caesar, ait, me necnon regna subacta; 
Sponte tuis memet confero servitiis. 
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witkt die Form für die oberften politiihen Berhältniffe in ganz Europa 
zurben. 


Bie der König das Reich, fo begannen dann bald auch die Vorfteher 
br Provinzen und Bezirke bieje von ihrem Herrenhof aus zu regieren, ihren 
verfämlichen Dienft und die Amtsangelegenheiten zu ibentificiren, fich ihrer ab⸗ 
Küngigen Leute als Stellvertreter zu bedienen, unt fo die Verwaltung ihres 
Teritoriums zu ihrer Hofverwaltung, ihre Hofverwaltung zur Verwaltung 
ihre Territoriums zu geftalten !*). 

3. Ganz analog vollzog fih bie Unmwanblung bes Heerweiens'). Der 
König war von je der Herzog feines Volkes, das Boll ihm gegenüber fchledht- 
bin „das Heer⸗ ?%. Auf ihn war nom der Volkeverſammlung der Heerbann, 
des Recht ber Krieg und Frieden, das Aufgebot aller Wehrpflichtigen über- 
gegangen. Über es war ein Vollsheer, dad er anfbot und das nad den 
vollsihüämlichen Genoffenfchaften georbnet unter den Vollsbeamten dem koͤnig⸗ 
Ehen Rufe gegen ben Vollksfeind folgte"). Nur im eigenen Intereſſe daher, 
we „Landwehr“ ober zur Rache bes gebrochenen Vollefriedens konnte bas 
freie Bolt urfpränglich aufgeboten werben), und wie es für feine Rüftung 
uud feinen Unterhalt felbft zu forgen hatte”), kämpfte es aus eigenem Hecht 
und eigener Pflicht unter dem Könige, aber nicht für ihn. 

Ganz anderer Art war bie Heerpflicht des kriegeriſchen Dienftgefolges, 
dad ſchon nach der fcharffinnigen Beobachtung bes Tacitus für ben Herm 
focht. Xren feinem Urſprung aus der häuslichen Gemeinfchaft, war. ed eine 
Leibgarbe im Felde, eine Palaftwache am Hofe!*), und focht nicht nur tm 





=) Maurer, Fronh. L ©. 167f. 207. Baik IL ©. 337f. 

2) Maurer, Fronh. L ©. 42f. Roth ©. 169f. 8935. Wais IL 
6. 4685. IV. ©. 459f. Schulte, R. ©. 8 51. Walter $ 131—140. 
Zöpfl g 36. 

“) So „exercitus* in Ed. Rothar. c. 386. Cf. auch Koͤpke ©. 198f. 

!5) Karol, M. cap. a. 811 (Perg L 172. c. 7): eum oomite cujus pagenses 
sunt, Leg. Guidonis c.4: si comes... ad defensionem loci patriae arimannos 
su08 hostiliter praeparare monuerit. L. Liutpr. c. 88. Noch jept „Compagnie“ 
(don oompagenses). 

6), Noch im Cap. v. 864 c. 27: ad defensionem patrise omnes sine ulla 
exteptione veniant. Cap. v. 847. Perp IIL 395: volımus, ut cnjuscunque 
Nostrum Aomo, in Cujuscunque regno sit, Cum seniore suo in hostem vel alis 
suis stilitatibus pergst, nisi talis regni invasio quam Janftuweri dicunt, quod 
absit, acciderit, ut ommis populus illius regni ad eam repellendam communiter 
Pergst; und adnotatio dazu: de lantuweri, id est de patrise defensione. 

ın Cap. Karol. M. Bon. a. 8ilb. Perg I 178. $8. Cap. v. 806. 818. 
9 u 17. Perp IL 145. 1883. Epist. v. 828 bei Baluz I. 656. 

=) Noch im Glossar. Cavense wird befinirt: casindios regis, i. e. qui pa- 
latium regis custodiunt. Zöpfl $ 10. Note 58. 
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BDollefriege mit, fondern Tonnte vom Herrn zu jebem beliebigen Unternehmen, 
zu jeder Privatfehbe, zu jedem bewaffneten Dienft aufgeboten werden '®). 

Je mehr nun aber die Perfon des Königs das Reich, die Großen beffen 
Beſtandtheile darftellten, defto mehr wurden bie Kriegögefolge der Kern bes 
Deere. Die Baflallen des Könige unb ber Senioren, begleitet von ihren 
bomines”), bildeten bald felbft au Zahl den überwiegenden Beitandtheil, 
wenigftend der Eroberungsheere. Aus ihnen wurben die Heerführerftellen be» 
jet, fie wurden mebr und mehr zu einem bejonderen Triegägewohnten und 
kriegsgeübten Stande, der den Kriegsdienſt ald Lebensberuf anfahb und non 
den blos höfiichen Dienern mehr und mehr geſchieden warb *'). 

So konnte es nidyt ausbleiben, daß man in Baffallen und homines balb 
das Weſen des Heeres, im gemeinen Heerbann nur eine ſich anſchließende 
Berftärkung ſah. Die Kriegspfliht des Gemeinfreien ſchien mehr nnd mehr 
von ber des Baflallen nur nod quantitativ verſchieden, bedingter und be- 
fchräntter einerſeits, durch Selbftbeköftigung und Selbftausrüftung Iäftiger 
anbererfeite. Auch die Freien fochten jetzt nicht mehr für fich, fondern für 
ben König, auch fie wurben zu rein perjönlichen Zwecken aufgeboten*”), aud 
ihre Pflicht hieß und war ein servitium*®). Heerbann unb Heerfriebe wur⸗ 
den Herrenrechte des Könige und das gefammte Heer erichien als feine trus- 
tis ober fein Dienftgefolge?*). 

4. War fo die Idee des Dienftes — einft unvereinbar mit ber vollen 
Freiheit?) — in Einem Punkte bereit anf alle Reichtangehörigen ansge- 
dehnt, jo konnten leicht in analoger Weile alle Leiftungen und Abgaben, weldhe 
die Bffentlihe Gewalt von ben Freien forberte”®), als oͤffentlicher ober 
Königsdienit (servitia regalia s. publica, functiones publicae, obsequia 
regalia u. f. w.) anfgefaßt und in biefem Sinne geregelt werben. Könige- 


1%) Cap. v. 847 (Note 16). Cap. v. 758 (Perk L 43) c. 9. 

”) Bol. Maurer, Fronh. L S. 20. 32. 44. 77. 459. über die Kriegspflicht 
ber verjchiedenen Klafſen von Hörigen; Walter $ 184 über bie homines. 

st) Unter diefem Geſichtspunkt wurden feit der Mitte des 9. Jahrhunderts 
bie vassalli und ministeriales unterſchieden. Maurer, Fronh. L ©. 163. 156. 

ss) Schon in ber lex Rip. LXV $ 2 ift von einem Aufgebot in hostem 
seu in reliquam ussilitatem regis bie Rede. Unb Ehilperich berief nach Gregor 
Tur. VI, 40 ben Heerbann zur Begleitung feiner Tochter auf ihrem Brautzuge 
nach Spanien, was freilich in Paris Unzufriedenheit erzeugte. 

2, Maurer, Fronh. L ©. 376. Waip IL ©. 471. n. 2. 

24) Auch die Berdreifachung des Wergeldes in hoste erfchten nun unter dieſem 
Geſichtspunki. 

29 Maurer, Fronh. I. ©. 375: „der Dienſt bildete ben Gegenſaß ber 
Bollfreibeit.” 

so) Außer Maurer I ©. 378f. cf. bei. Waig IL 498f. Eichhorn, 
R. ©. 3 24. 88. 171. Zöpfl $ 40. 
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ienſt waren jetzt die mit bem Heerdienft zufanmenbängenden ober ihn eriehen- 
Leiſtungen und Abgaben”); Königsbienft die Pflichten der Beherbergung 
mb Berpflegung des Königs und feiner Beamten"); Königsbienft feit dem 
8 Jahrhundert die einft freiwilligen annus dona und bie übrigen bald fi 
Klbenden Steuern”); Königsdienft die äffentlihen Frohnen, Burgen- umb 
Brũckenbam, Poſt⸗ und Spannbienfte n. |. w.); Königsbienft wurde endlich 
jelbſt Die dem Freien obliegenbe Beihülfe zur Aufrechthaltung bes innern 
Sriebens, Die Lanbfolge und Gerichtsfolge, dad Erſcheinen und Urtelfinden im 
Gericht *") 

Zwar erhielt fi bei diefem Königsbienft, der nidyt nur ben Bollfreien, 
pwatern, ſoweit nicht Privilegien Ausnahmen ftatuirten, auch den Schutzpflich⸗ 
tigen und Grunbfaffen weltliher und geiftlicher Herren oblag*”), die Idee 
aned Bffentlihen Dienftes im Gegenſatz zu dem älteren Königsbienft, der 
im non feinen Hörigen und Unfreien ald Dienft- oder Grundherrn geleiftet 
wurde). Aber Dienft und Herrſchaft waren e8 darum nicht minder, in allen 
Beziehnngen wurde ber öffentliche Dienft dem Dienft der abhängigen Leute 
malog gebadıt und geregelt, und es ift mit Recht gejagt worden, daß nun⸗ 
weht der Dienft (servitium) „das Banb wurde, welches alle Glicher des Rei- 
Geb uuter ſich und mit dem Reichsoberhaupte verband“), 

5. Dem Dienft Torrefpondirte in jedem Herrſchaftsverbande das herr» 
ſchafltliche Mundium als eine jelbftändige Schubgewalt, beren Hauptinhalt 
alle diejenigen Rechte umb Pflichten bildeten, welche Wahrung, Mehrung und 
Derftellung des von ber Perfon des Herm ausgehenden beſonderen $riedens 
betrafen. Im gleicher Weile fiand dem Könige ein Mundium über die von 

Gm als Dienft- oder Grundherr abhängigen Lente zu ?*), gieng von ihm ein 
beionderer Königefrieve aus, der den geſammten Perſonenkreis dieſes Berban- 
des ſowol, wie das Hans, bie räumliche Umgebung, die Sachen und Rechte 
bed Königs umfaßte). Dieſes Mundium umb biefer Friebe erlangten nım 
bald eine jehr erweiterte Bedeutung. Zunächft wurben fie auf bie von ber 


) Maurerlec S. 4M8 — 450. 

) Maurer ©. 415—417. 428 — 430. 

Maurer ©. 417—423. 450. 451. 

Maurer ©. 40 —442. 

3) Schon in 1. Alam. 36, 5 und L Bajuv. IL 15, 1 wirb das Erfcheinen 
im plaeitum als Pflicht bei Strafe geboten. 

2) Maurer ©. 454 — 477. 

2) Maurer S. 402 —412. 

, Maurer ©. 876.0 

35, Sn den Geſ. Aethelbirths (au8 bem 7. Jahrh.) c. 10 iſt bes Königs 
mundbyrd noch auf fein Gefolge und Gefinbe befchräntt. 

3, Cf. Aubang XI. und Anhang XXI. c. 16 bet Schmid, angelſaͤchſ. Geſetze. 
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Gefammtheit unmittelbar befriedeten Schupgenoffen angewandt, indem ber 
König die einft ber Bollöverjammlung zuftehende Schupgewalt über diefe 
Perfonen zu eignem Recht erwarb. Wittwen und Waiſen, foweit fie keinen 
Bormund hatten oder diefer für fie nicht forgte?”), Volksfremde, daher audh 
Zuben”), und fonftige hilfsbedürftige Perfonen wurben unter Königöfrieden 
geftellt *). Eine ausdrückliche Kommendation ſolcher Leute, wie fie oft vor- 
fam*), wurbe bald als unweſentlich für das Vorhandenſein eines derartigen 
Schutzverhältnifſes angeiehen. In ein ganz ähnliches Verhältniß zum Könige 
trat für ihre irbifchen Beziehungen überall bie hriftliche Kirche. Ihre Biſchoͤfe 
and Aebte Tommendirten fih und ihre Kirchen unb Klöfter dem Könige*') 
und erhielten in Folge beffen ober unter ftillichweigender Vorausſetzung eines 
emalogen Treubienftverhältniffes beſondere Eöniglihe Munbbriefe, weldhe ihnen 
den Schub des Zöniglihen Mundeburbium unb damit das Recht, alle ihre 
Rechtshaͤndel zum definitiven Austrag vor das Koͤnigsgericht zu bringen, ver- 
lichen *). Ebenſo ftellte fi die Kirche in ihrer Gejammtheit unter das 


N L. Sal. Herold. XIV, 5. Karol. M. Cap. Boi. a. 8038. Pers L ©. 127. 
c. 8: ut viduae, orfani et minus potentes sub dei defensione et nostro mun- 
deburdo pacem habeant. Cap. 813. c. 2. ©. 188: ut ecclesiae, viduae, pu- 
pilli per bannum regis pacem habeant. L. Rothar. c. 385. Für angelſaͤchſiſche 
BVerhältnifie Gef. Aethelredhs V. 21. VI. 26. 

2e) Leg. Edw. et Guthr. c. 12. Leg. Aethelr. VL c. 48. VIII c. 38. S. 249. 


Leg. Cnut. IL. 40. ©. 295. Anhang V.c. 8. ©. 8%. Henr. 10. $ 3. 57. $ 7. 


©. 448. 474 bei Schmib. Der angelfächfiiche König foll dem Geiftlichen und 
Fremden „ftatt bes Magen oder Munbbora fein”. Ueberdies konnte er aber allen 
Perfonen oder Sachen einen befonderen Frieden, ben cyninges hand-gridh, ver- 
leihen. Leg. Edw. et Guthr. c. 1 Leg. Aethelr. VIc. 14. Cut L 2. 8 2. 
Anh. IV. 2. Ueber die Suben leg. Ed. conf. 25. ©. 505 (sub tutela et de- 
fensione regis). 

3%) Weber die Formeln zu befonderen Mundbriefen für Fremde, Wittwen, 
Juden, Hanbelöleute vgl. Sidel, Munbbriefe 9. 3. ©. 80f. 

“), So konmendirte fih eine Wittwe, wenn feine parentes ihres Mannes 
ba find, nach Chlod. c. add. 1. Sal. (Perg IL 8) c. 7 „in verbum regis*; ebenfo 
ein Waiſenkind nad) contin. regor. Tur. XI. c. 79, Fremde (waregangi) nach 
Ed. Bothar. c. 890, ein Jude in einem von Waitz in der Abb. über die Va⸗ 
fallität mitgetheilten Beiſpiel aus ber Zeit Ludwigs d. Fr. 

4) Marculi. Form. I, 24: sub sermone tuitionis nostrae visi faerimus 
recepisse.... cum omnibus rebus vel hominibus suis aut gasindis vel amicis 
seu undecunque ipse legitimo reddebit mitio. Annal. Bertinisni a. 877. 
Per I. S. 504: Episcopi se suasque ecclesias illi ad debitam defensio- 
nem et canonica privile,ia sibi servanda oommendagerunt, profitentes secun- 
dum suum scire et posse juxta suum ministerium consilio et auxilio illi Adeles 
fore. Cf. Waitz IL 850f. 


*) Bol. beſ. Sidel, die Munbbriefe zc. ber erften Karolinger. Beiträge. 


zur Diplomatit. Heft 3—5. 1864. 1865. Bei. 9. 3. S. 8—19. 31f. 66f. 


- 
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igliche Mundiun und erlangte damit für fich, ihre Gebäude, Güter, Yeft- 
inge und Perſonen den Schub eines ausgezeichneten Friedens“), der, wenn er 
und oft als Gottes oder Ghrifti Friede aufgefaßt und als folder jelbft über 
ben Konigsfrieden geftellt wurbe*), doch freng genommen nur eine Unterart 
dee Königöfriebens war und auf Pönigliche Verleihung zurüdgeführt wurbe *). 
Rad; einer derartigen Erweiterung der koniglichen Schutzgewalt konnte ihr 
Begriff leicht auf diejenigen Bolkstheile ansgebehut werden, welche nicht zur 
Bollgenofienfchaft des Volkes gehörten, jondern nur in einem Schutverband 
m viefer ſtanden, befonders alſo auf die römischen Provinzialen. Endlich 
es laßt fih natürlich nicht nach Jahren beftimmen, wann? — faß- 

bie © Könige aud ihr Verhaͤltniß zu ben Bollfreien und deren homines, 
zu dem ganzen Boll, als ein oberftes berrichaftlihee Mundium, 
ein dem Herrenrecht über Baffallen und Schutzbefohlene amalo- 
2 uud nur jchwächeres, allgemeineres Recht auf. Das Löniglihe Mun- 
Sum galt mehr und mehr als Dnelle aller Töniglihen Gewalt, der 
Köuigöfriebe, welcher nicht mehr die Spitze des Bolköfriedend, ſondern 
ein berrichaftlicher, von der Perion des Königs aus in immer weiteren Krei⸗ 
fen das Volk ergreifender Friede war, als bie Grundidee bes Reiches *). 


83 —108. Das Verhaltniß ber Kommendation und ber Mundbriefe zu einander 
iſt Rreitig. Bel. Waig IV. 199f. Roth, Zeubalität S. 268f. Sidell.c 
©. 97. Heft 5. Anh. N. 2—4. 9. 12. 13. 

“) CL Wilda, und über das angelfächfiiche Recht die Zujammenftellungen 
bei Shmib, Gloffar v. Ciric-fridh ©. 544. 545. fridh ©. 585 und hAd-gridh. 

“, So heißt es 3. B. in ben Gefegen Aethelstans V. 10. 21. VI 13. 26. 
42. Anhang IV. c. 1. 2. 31, jeder eiriegridh fei Cristenes &gen gridh. In ben 
Geſ. Cnuts L ©. 250 c. 1 wad Anh. IV. c. 1. ©. 384 wird Gottes Friede über 
ben des Könige, in den Geſ. Aethelr. c. 10 und 13. 14 ©. 222. 230 ihm und 
bem des Vollkes gleich geftellt: and si ealc cirice on Godes gridhe and on thaes 
oynges and on alles cristenes Jolces. 

“, Leg. Wilh. I. 2 (pacem et immunitatem ecclesiae sanctae concessimus). 
Leg. Henr. 10, $ 11. 11, $ 1. 12, $ 1. 8. 18, $ 1. 68, $ 2. 79, 8 8. 5. 6. 87, 
86. Leg. Ed. conf 1. 2. 6. 12. 26. 27. Dazn Cap. d. 818. c. 2. Perg L 
188: ut ecclesiae... per bannum regis pacem habeant. Im Cap. Aquisgr. d. 
802 c. 5 ib. ©. 91 nennt fi) Karl d. Gr. protector et defensor ber ecclesia Dei. 

*), Zn den angelfächfifchen Geſetzen tritt der Begriff des königlichen mund- 
byrd überall hervor; in ben fränkifchen Quellen wird häufiger sermo regis, 08 
regis, dominatio, potestas in berfelben Bebeutung gebraudht. In charakteriftiicher 
BWeife ändert nun auch die Aechtung ihr Wefen, fie wirb jetzt weniger Berluft 
bes Bollsgenofienrechtö als des köoniglichen Schutzes. L Sal. Herold. 59, 1: 
Rex extra sermonem ponet. L. Edward, c. 7. $ 1: utlagabit eum rex de 
verbo oris sui. Daneben erhält fi) aber bei den Angelfachien aud bie Bor- 
ftellung der Achtung als Verluſt ber Genoſſenſchaft des Volkes überaus Lebenbig, 
weil bier überhaupt das Reich eine Genoſſenſchaft bleibt. Hierauf beziehe ich, 
wenn gejagt wird (leg. Edw. II. d. 904 ©. 110): wer nicht büßen will, verliere 
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Nunmehr kounte der König ſich als Herrn, als Hans oder Dienſtherrn, 
hiäford and mundbora*), dominus ober senior“) bes gefammten Volles 
bezeichnen oder betrachten, während umgelehrt alle Reichsangehoͤrigen als jeine 
abhängigen, dienenden Leute, feine leudes ober homines erſchienen *). Der 
Grund ihrer Unterwerfung wurbe nunmehr in einen ber Baffallität analogen, 
nur ſchwaächeren Berhältnig, zu befien Erklärung bisweilen jogar eine fürm- 
liche Dienftergebung bes ganzen Bolles fingirt warb‘), gefunden. “Diejes 
Berhältuig war das fogenannte Untertbanennerbältniß ber fränkiſchen 
Zeit, welches man fih nur hüten muß, ald ein wahres ſtaatliches Unter⸗ 
thanenthum aufzufaflen, während es in Wahrheit ein rein perfönliches, über» 
wiegend patriarchales Dienftband war, welches jeden Reichöangehörigen, der 
nicht ſchon durch beſonderen Treudienft dem Könige verbunden und beſonde⸗ 
ren Königsfchutes theilhaftig war, ganz allgemein ummittelbar mit dem Könige 
verfnüpfte und ihm den allgemeinen Königöfrieven und Koͤnigsſchutz gewährte. 
Nicht überall und nicht vollftändig gieng barüber die Idee der Redhie- und 
Sriedensgenoffenichaft des Volkes verloren, — in England blieb fie jogar ſehr 
lebendig ®): allein das eigentlich einende Band für das Reich und Bolt wurbe 


unfer Aller Srenndichaft — ure ealra freondscipes — unb den Ausdrud eallon 
folce ungetrywe — allem Volke ungetren — in leg. Edg. IL c. 7. ©. 188. 
Aethelr. c. 4. S. 202. Cnut c. 25. ©. 284. c. 88. S. 2%. Bergl. auch leg. 
Aethelr. I. 1. $ 9. Cnut II. 30. $ 8: bed se theöf aulak widk eall folc. 

) Schmid, Sloffear v. Cyning. K. Maurer, Ueberfch. II. ©. 420. 

%) Bei Gregor Tur. IV, 51. VII, 15 heißt Ehilbebert fchon den Franei 
und ingenui gegenüber senior, im Cap. v. 587. Perg IIL 5 die Könige Gunt- 
chrammus und Childebertus „domni*, bie Königin Brunchildis „domna“. 

m Maurer, Fronh. L ©. 187f. 412. 413. »In Fredegar. Chron. c. 58 
ift in universis leudibus suis tam sublimibus quam pauperibus gleichbebeutend 
mit dem folgenden ad universum regni suum populum. Sn ganz gleichem 
Sinne beißt e8 bei Gregor Tur. VII, 33: rex est, cui vos nunc deservire de- 
beatis, IX, 86 serviamus ei, unb in Marculf. I, 7. 84 nennen bie Unter- 
thanen fich geradezu servi unb servientes vestri. 

2) CA. Note 54. 

sı) Sehr deutlich wird bie alte genofienfchaftliche Auffafiung vermifcht mit 
- einer Art Staatövertragd-Theorie in leg. Edw. IL. vorgetragen. Dort heißt es 
e.1. 81. ©. 114: Er (der König) fragte fie (bie Witan) ba, wer fih der Buße 
unterwerfen wolle und in der ®enoflenichaft (on thaere geferraedden) jein, in 
ber er fei, und bad lieben, was er liebe, und das fchenen, was er fcheue ac. 
C.5. ©. 116: Wenn Jemand dies übertritt und feinen Eid und fein Gebinge, 
bie das ganze Volk eingegangen ift (the eal theod geseald haefdh) bricht, 
büße er es, wie dad Gerichtsbuch es Ichrt. 8 1. Wenn er aber nicht will, ver 
liere er unfer Aller Freundſchaft und Alles, was er bat. Im foedus Angl. et 
Danorum (991) c. 3f. S. 203 heißt das Bolt „Friedendgenofien" des Königs. 
Das folc-ribt als felbftänniges Bollsrecht lebte immer fort, und wie ber folc- 
fridh deu cyneges-fridh gegenüber von Bedeutung blieb, bad zeigt fich wol in 
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eb mehr und mehr, vor Allem.aber bei ben Franken, allein das Herrenreiht 
des Könige und die Untertbanenfchaft des Volks. 

Die wichtigfte äußere Anerkennung biefes Umſchwungs lag in dem Unter- 
faneneid, den jeber Waffenmündige dem Könige in der Form eines Treueides 
kiften mußte“). Dem reinen Bollekönig ſchworen wol die Bollfreien nit, 
rielmehr ſchwor er jelber der Vollsgenofienichaft °*) und die VBollsgenofien ein- 
ander. Jedenfalls ift der Unterthaneneid in den uns erhaltenen Formen eine 
Nachbildung des dienftlichen Treneides und ficher erft in einer Zeit üblich ge 
worden, in weldher der König bereits ald Herr galt. Daneben ſprach fi oft 
in der Eibesform noch das Feſthalten genofienfchaftlicher Anſchauungen aus. 
Bei den Angelfachfen wurde die Unterwerfung unter den Zöniglihen Willen 
aus einem Bertrage hergeleitet und der Ouldigungseib nur bedingt, 
zur für den Sal, daß der König auch feinerjeits den Bertrag aufrecht er- 
halte, geleiftet**); bet den Gothen hielt man ebenfalld die Gegenſeitigkeit feit 
and ließ König und Bolt fchwören e). Bei den Franken dagegen hatte von 
je der hier beſonders betonte Untertbaneneid den Charakter eines reinen Dienft- 
eides *) und wurde im Sabre 802 von Karl d. Gr. ausdrücklich jo formu- 


keinem einzelnen Zuge ungzweibeutiger als darin, daß ber Todtfchlag des Königs 
ald Bruch des Bollöfriedend angefehben wurde und deshalb an bad gefammte 
Bolt die Buße zu zahlen war! Anh. VIL c.8. $4. ©. 898: se wer gebiradh 
magum and seo cyne-bot tham leodum (ipsius terrae populus). Edg. IV. 16. 
Asthelst. L pr. eallon folce to fridhesbote. 

2) Ueber diefen vergl. Waitz L ©. 312. v. Sybel ©. 2395. Maurer, 
Fronh. L ©. 111. Zöpfl g 10. XIV. 3. Grimm, R 4 S. 252f. ©®e- 
meiner, Gentenen ©. 137f., befonder8 aber bezüglich fränkiſcher Verhältnifie 
Roth, Beneficialweſen S. 108f. 277f. 386f. Waitz II. ©. 11df. IH. 249. 
Bafjallität S. 79; bezüglich gothiſcher Koöpke S. 193f.; bezüglich angelfächfiicher 
Shmib v. Cyninc ©. 551. 

s) Spuren in dem jpäteren feierlichen Berfprechen beim Regierungsantritt 
GrimmlL.c AM. Waiß. 

* Die vermuthli aus der Zeit Aethelftans herrührende Formel bes 
Untertdaneneibes (hyld-adhas) Anh. X. c. 1. & 404 bei Schmid lautet: „hold 
und treu“ zu fein „unter ber Bedingung, daß er mich halte, wie ich es verdienen 
will, und daß er Alles Ieifte, wie ed unſer Vertrag (uncer forma&l) war, al& ich 
wich ihm unterwarf und feinen Willen erkiefte (his willan geceäs)”. 

 Köpte L c. Der König ſchwört durch einen hoben Beamten „publica 
anctoritate*, er verſpricht „ad gentis utilitatem*, es heißt „jarat vobis per 
quem juratis“. 

se, Schon die Eidesformel bei Marculf I, 40 enthält einen bienftlichen 
Treueid und nennt ihn Jeudisamium. Sn 1. Rip. 69, 1 beißt es bereitd: si quis 
homo infidelis regi extiterit, de vita componat et omnes res ejus fisco cen- 
seantur. Bei Gregor Tur. III. c. 14 wird ber Eib ald sacramentum fidelitatis 
bezeichnet, ebenjo in Cap. a. 789. c. 2. Pertz I. 68, wo bie Zormel lautet: 
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Iirt, daß biefelbe Treue, welche ber Mann feinem Herrn fchulbe, verſprochen 
werben folltes”), womit denn der Gedanke des Dienftes offiziell als das 
Grundprincip des Reiches proklamirt war. 

6. Mit der Umwandlung bes Volkskönigs in einen Herrn mußte auch 
feine Stellung zu Recht und Gericht fi Anden. Das in allem Bollsge- 
nofjen lebende und nur vom verfammelten Volt zu weiſende Bollsreht blieb 
freilih immer nod die Hauptquelle bes Rechts). Aber baueben gewannen 
bie Berorbuungen, weldhe der König vermöge des in feiner Baungewalt lie 
genden Rechtes zu gebieten und zu verbieten erließ, in bemjelben Grade an 
Bedeutung, in weldem die Wichtigkeit des Königöfriedens ftieg). Dem 
alle Gefeßgebung galt dem Germanen als Sicherung unb Beſſerung bes 
Friedens ). Das Königeredht wurde fo zum Reichsrecht und nur im einzel- 
nen ällen, beſonders wo das Volksrecht abgeändert wurde, wirkte auch bei 
ben Kapitularien des Frankenreichs das Bolt noch mit") In äbnlider 
Weile wurbe der König zum oberiten Gerichtöheren bes Volles. Immer war 
er oberfter Richter, Gerichtsherr aber nur über feine abhängigen Leute ge- 
weien. Nunmehr wurden einerjeit immer größere Maſſen des Volks den 
koͤniglichen Herrſchaftsgerichten unterworfen, anbrerjeitd wurde auch in ben 


quia fidelis sum et ero diebus vitae meae. Roth madt mit Recht barauf 
aufmerkfam, welche Wichtigkeit diefem Eide beigelegt, mit welcher Haft er ab- 
genommen wurbe, und wie er eigentlich die Grundlage der königlichen Herrſchaft 
über bie Bollfreien wurde. Schon mit dem 12. Lebensjahr begann bie Pflicht 
zur Leiftung des Eided. Cap. a, 805. c. 9. Perg L 1883. 

*” Perg L 99: fidelis sum... sicut komo per drictum debet esse do- 
MIND SU0. 

se, Of. oben $ 5—7. 

0) Weber die Königlichen Verordnungen unb ihre wachjende Bedeutung cf. 
v. Savigny, Geh. UI. $ 34. Wilda ©. 111f. Eichhorn L $ 149f. 
Balter, R. ©. ©. 208f. Zöpfl, RO. 8 17. Waitz IL ©. 80f. 483. 
IH. 504f. 

*, So bef. in den angelfächſ. Geſ. 3. 3. leg. Edw. IL c. I pr. ©. 110: 
„damit ber Friede beffer werde wie bisher“. Viele Geſetze heißen „fridh* (4.3. 
©. 106). Ebenfo aber fräntifche Gef. „pactus pro tenore pacis“. 

*%ı) Cap. Car. M. a, 808. c. 19. Perg L 115 heißt es: ut populus inter- 
rogetur de capitulis quae in lege noviter addita sunt; im Cap. Carol. Calv. 
a. 864. c. 6. Perp L ©. 4%: et quoniam lex consensu populi fit et con- 
stitutione Begis. Ueber bie Mitwirkung beö Volls bei den Langobarden vol. 
Boretius, die Kapitularien im Langobarbenreih. Halle 1864. ©. 4f. Häufig 
ift in den angelfächfifchen Geſezen Zuftimmung des Boll erwähnt. 3. 2. 
Wihtraeds &ef. 696. S. 14: einmüthig mit dem gehorfamen Bolle — Anmödlice 
mid thy hörsuman foley. Den ®rieben von Aelfred und Gudrum fchließt außer 
König und Witen „das gefammte Boll, das ſich bei den Oftangliern befindet”. 
Schmid ©. 106. CE auch ib. S. 204. 
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sbentlichen Gau⸗ und Centgerichten der Einfluß des Königs und feiner Beam- 
im überwiegend. Wrtelsfinber blieben zwar bie freien Gerichtegenofien, aber 
ümälig nahmen einzelne ernannte Urtheiler eine benorzugte Stellung ein"), 
wablih in der Karolingiſchen Schöffenverfaffung die eigentliche Eutfchei- 
vu; auf ernannte, wenn auch von ber Volksgemeinde genchmigte Schöffen 
übergieng®®), die zwar zunächft als Worthalter der Genoſſenſchaft erſchienen, doch 
cber vielfach ſchon als Beamte im Sinne ber nenen Dienftibee betrachtet 
warden‘), Böllig war der Umſchwung in der Strafgerichtsbarkeit, welche 
er König und feine. Stellvertreter faft wie bie „disciplina“ des Herrn über 
ven Mann gegen Vollfreie übten"). Endlich wuchs ftetig bie Kompetenz bes 
Keiglien Pfalzgerichts, deſſen Name fon anzeigt, wie e nicht etwa aus 
dnem Gericht des ganzen Volks, fondern aus dem Haus und Hofgeridht bei 
dalaſtherrn hervorgieng ). 

J. In allen dieſen Beziehungen war nun zwar der herrſchaftliche König 
denſowenig wie der genoſſenſchaftliche unumſchraͤnkt, er war ſogar oft 
dem Make nach beichränkter als diefer”): allein die Schranken, die feiner 

ewalt wie jebem germaniſchen Munbium gezogen waren, gründeten 

N auf ein ganz anderes Fundament, wurden von ganz anderen Bollsele 
mwenten errichtet und waren ganz anderer rechtlicher Natur, als die Beſchrän⸗ 
tung des Volkskonigs durch bie Volksverſammlung. Nicht das Gejammtrecht 
emer Volksgenoſſenſchaft, fondern die Summe ber von ihm jelber abgeleiteten 
zelnen Rechte ftand dem berrichaftlichen König gegenüber. Insbejonbere 
bildeten im fränfiihen Reich die Großen, welche das Reichöregiment mit dem 
Könige theilten, Leine geſchloſſene Geſammtheit, und ihr Einfinf war über 
haupt oft mehr faktiich als rechtlich. Grft im 7. Jahrhuudert, beſonders durch 
Clethar IL, wurben ihnen gewiffe gemeinfame Rechte zugefihert®). Die 
en der Großen, welche als Reihshoftage an Stelle der Bolls- 





®) Wie weit ſchon unter den Merovingern, ift bekanntlich fehr beftritten. 
U Waiß, das alte Recht ©. 140f. 151f. Verf. Geſch. L 334. II. 31. 421. 
3öpfl $ 135 . I. 
‚ ” Karol. M. Cap. min. a. 808. Perg I. 115. c.3. Waitz IV. 6. 325f, 
3öpfl g 125.. IV. 
*) Cap. Aquisgr. 809. e. 11. Perg I. ©. 156: ut judices, centenarii, 
“ebiaj... constituantur ad sua ministeria exercenda, 
%) Waitz OU. ©. 327—329. 434. 594. IV. 445f. Auch Verhaftung 
Verweifung, Polizei fcheinen in Verbindung hiermit vom König und den Grafen 
ſchrankenlos geübt zu fein. 
“) Bait II. ©. 451f. IV. 400f. 
Die fpäteren Merovinger fowol ald bie fpäteren Karolinger waren be 
tie faft annullirt durdy die Macht der Großen. Waitz Il. ©. 487f. 622. 
. 546. 
®) Edietam Chlothar. IT. d. 614. Perg I. 14. 
1. 8 
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verſammlungen traten), wurzelten daher weder im fraͤnkiſchen noch im lan⸗ 
gobardiſchen und burgundiſchen Reich in der alten Volksverſammlung, ſondern 
in dem häuslichen Rath bes Königs mit ſeinen Getreuen. Dieſe Getreuen, 
die als optimates, primores oder proceres zufammengefaßten Bifchäfe, Reichs- 
beamten, Vafſallen und großen Grundherren bildeten mithin im Grunde nur 
eine berathende Berfammlung. Ihre ftetig wachſende Macht führte freilich 
babin, daß fie durch Gewohnheit und Reichsgeſetz ein regelmäßiges Organ 
bes Reiches wurbe”) und an Gefehgebung, Gericht und Berwaltung Theil 
nahm, allein noch in Tarolingifcher Zeit trägt fie beutlih den Charakter eines 
den König berathenben Koncils feiner Getreum. Und das Volk hat fie nie 
repräfentirt ”). 

Den Reichsboftagen und ben ihnen in ben einzelnen Provinzen entipre- 
enden Provinzialhoftagen gegenüber waren bie Verfammlungen ganzer Böl- 
fer verſchwunden. Nur in Marl, Cent und Gau war noch die Volksver⸗ 
jammlung vorhanden und man mußte an die einzelnen Gauverfammlungen 
geben, wenn man das Volk befragen wollte”). Einzig in ber jährlichen gro- 
hen Heerſchau (campus Martius, fpäter Madius) dauerte in Franken noch die 
Zufammenkunft aller Vollfreien fort, und der bier verfammelte Heerbann 
konnte noch jetzt als das fihtbar gewordene Bolt handeln ober beſchließen 7). 


“) Zöpfl 8 89. Watp IL ©. 459f. IL ©. 462f. Aud Unger, 
Landftände L S. 50 — 102. Im fränkifchen Reich zuerft im pactum inter Gunt- 
chrammum et Childebertum 578. Perg L 6 (mediantibus sacerdotibus atque 
proceribus) und decr. Childeb. a. 595 (ib. ©. 8) una cum nostris optimatibus 
pertractantibus urkundlich erwähnt. Bejonderd Gregor v. Tours berichtet über 
bie Reichötage (placita, coneilia, synodi, conventus), aus ihm erfahren wir auch, 
daß episcopi, leudes, fideles, antrustiones, seniores terrae hier zufammen famen. 

%) Hincmar c. 29. 30 berichtet von „wei regelmäßigen placita im Sabre, 
auf deren einem bie generalitas universorum majorum tam clericorum quam lai- 
corum conveniebat, während bad andere nur die seniores et praecipui consiliarii 
befuchten. ' 

2 Waitz IV. ©. 500. 501 fieht freilich zur Earolingifchen Zeit eine gewifſe 
„Bertretung des Landes” in ben verfammelten Großen und behauptet, fie hätten 
im Namen ber Gefammtheit gehandelt. Achnlih Unger IL ©. 55f. Nur in 
fofern,. als fie die Spige der fideles bildeten, bie fideles aber endlich mit dem 
Bolt ibentifch wurden, tft dies richtig. Im Grunde bat dagegen Guizot, Essais 
©. 336 Recht, wenn er fagl: ce n’est point ia nation franque qui vient dans 
oes asseımblöes surveiller et diriger son gouvernement: c’est Charlemagne qui 
rassemble autour de lui des individus pour surveiller et diriger sa nation. 
Schon aus der Form ber Kapitularien geht bied hervor, ba, auch wo fie Reichs⸗ 
abfchiede ſind der König allein fpricht und verordnet. Auch ift häufiger von 
einem cousiıium als einem consensus der proceres die Rebe. 

) Unger L ©. 57f. Eichhorn, R. ©. 5 145. Bgl. au Rote 61. 

12) Annal, Met. a. 692. Fredegar. c. 131. 3öpfl $ 36. V. Waitz IL 
468f. IIL.469f. IV. 465f. Unger L 60f. 
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Bar er nicht beifammen, jo mußte, wo man noch jetzt einer wenigitens for- 
melien Zuflimmung des Bolls nit entbehren zu können glaubte, wie bei 
der Erhebung eines neuen Königs, ein billigender Zuruf ter am Aufenthalts- 
ert des Königs und Reichstags zufällig anweienden Menge (acclamatio po- 
pali) den Bollsbeihluß erjegen’’). Hier wie in allen Beziehungen bietet die 
angelfächfiiche Berfafjung einen Gegenſatz zur fränfiidhen, indem bas witene- 
gemnot mit weit jelbitändigeren Befuguifien ansgerüftet if”), überdies aber, 
fa es nicht nur and Biſchöfen und Königödienern, fondern auch aus zum 
Theil noch gewählten Volksbeamten beſtand und fogar noch eine Betheiligung 
des Bolkes zugelafien zu Haben ſcheint *), den Charakter einer Vertretung des 
ganzen Volks nie ganz einbüßte?”). 

8. Derfelbe Unterſchied zeigt fih in der Behandlung bes Natlonaleigenthums. 
Während in England der Name des Volksgutes und Volkslandes ſich auch 
da, als die Berfügungsbefugnig des Königs feitftand, lange noch erhielt und 
der Gedanke eine Geſammteigenthums des Volkes erweislich feitgehalten 
wurde”), während immer auch |päter die Zuftimmung bes witenagemot für 


*%, Laitpr. Prol. Edicti de anno VIII: assistente omni populo. Rachis, 
Prolog.: sed nobis et nostris judieibus atque Langobardis adstantibus justum 
oomparuit. ®aig III. 501. | 

=) Dem Witenagemot ftand die Erhebung ded Königs, die Genehmigung wich 
tiger Befchlüffe und Staatöverträge, die Zuftimmung. zu neuen Geſetzen, die Mit⸗ 
wirtung bei Verfügungen über dad Nationaleigenthum zu. CE 3.8. Sei. Wih⸗ 
träds d. 69%. ©. 14. Ines S. 20. Aelfreds S. 68. Edw. II ©. 114. 
Edmunds L ©. 172. Aethelr. L ©. 198 ıc. und zahblreihe Urkunden im 
Codex diplomat. v. Kemble. 

’, Bei dem concilium Fefreshamense 3. B. waren episcopi, thaini, comites 
et villani von Kent zugegen. Schmid ©. 148. 

>) ©. bef. Kemble Il. S. 154— 230. Die Nachrichten über die Entftehung 
der folegemote in leg. Ed. conf. (Textus Lambardi) e. 32. ©. 509f. find un- 
bifterifch, beweiſen aber doch, wie man noch im 12. Sahrhundert über deren Be⸗ 
deutung und Urfprung dachte. 

”, Häufig wird in den Urkunden, befonderö bei Verleihung von Nutzungs⸗ 
rechten feitens des Könige, das Land, über welches dieſer verfügt, als gemeines 
Land bezeichnet. CA. 3. B. Urt. v. 805. Rr. 190. Cod. dipl L ©. 232 commu- 
nem silbam; 811. Rr. 198 ib. 248 in commune saltu; 8339 in commune silfa 
quod nos Saxonice in gemenisse dicimus. Sa fogar das Rand, welches ein 
Verbrecher zu Könige Hand — cyninge to handa — ad mei juris arbitrium 
verwirtt bat (wir können annehmen, daß es geliehenes Volkland gewejen), wird 
ia Url. v. 995 Rr. 692. IV. ©. 2%0 als rus in communi terra situm bezeichnet. 
Andererjeits wird das offenbar zum Volklande gehörige Land, welches der König 
verziebt oder an dem er Nnutzungsrechte einräumt, in regis communione (Ürf. 
Hethefberts v. 363), cinges böcholt (Url. Eadnulfs v. 375), mons regis 
(Urt. v. 338. Nr. 289. L ©. 3. 17) genannt. Charakteriſtiſch aber für die fort- 

gr 
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Veräußerng des alten Volkslandes geforbert warb’): fo ift im Frankenreich 
von einer Unierjcheibung des Töniglichen und nationalen Vermögens in bifto- 
rifcher Zeit nicht die Rede). In ganz gleicher Weiſe wurden fowol die auf 
den König Üübergegangenen römijchen Fiskalgüter®"), ald die altgermanijhe un- 
getheilte Volksmark, fowol bie eroberten oder Tonfiscirten, als die rein privat» 
rechtlich erworbenen Grundftüde, Marten, Dörfer, Forſten, Weiden und Wie⸗ 
fen dem Herricher ald Erbgut, ald freies Sonbereigen zugeichrieben ). Sie 
verhielten fi zum Könige genau wie zu jedem Bollfreien fein Eigen, fie 
waren Pertinenzen feines Herrenhofs (palatium, curtis regia, dominicum), 
und wenn fie mit erborgtem roͤmiſchen Namen fiscus, publicum, res publica 
benannt wurben, fo war man weit entfernt, dabei an die römiſche Scheidung 
des Fürften und des Staats ald Privatrechtsfubjelt zu denken. Auch das be- 
wegliche Vermögen, das zu öffentlichen Zwecken biente ober aus Öffentlichen 


banernde Anfiht vom Geſammteigenthum bed Volles ift eine merfwürbige Urk. 
v. 841. Nr. 248. IL ©. 11, wo einem „abbati et ejus familise* „cum liceniia 
et testimonio obtimatum gentis Merciorum* eine Immunität gefchentt wird. 
Dafür, jagt der König: abbas et illius sancta congregatio... dederunt miks et 
omnibus Merciis regaliter perfruendum et possidendum in famoso vico To- 
meuuorthie magnum discum argenteum, valde bene operatum ac faleratum in 
magno praetio et 190 mancusas in auro puro. Auch verfprehen fie Meſſen 
und Pfalter zu lefen pro Berthuulfo rege et pro illius caris amicis et pro 
omni gente Merciorum. Dann beißt ed noch einmal: rex.. qui hanc pietatem.... 
cum omnibus Merciis illi congregationi.... donaverat. Alfo die Geſammtheit 
aller Volksgenoſſen hatte neben dem Könige das Lanb bejeflen, galt ald Kontra- 
bentin, war Dliteigenthümerin bed Löniglichen Schatzes, in ben discus und Gelb 
wol gelegt wurben. 

?%) Zahllofe Urkunden des Cod. dipl. liefern beu Beweis. Der König ſieht 
ſich ald eigentlichen Koncedenten und wol auch ald Eigenthümer an, aber er fügt 
ben Auddrüden wie concedo do dono trado zc. meift ausdrũcklich cum consilio 
et consenss principum meorum oder Aehnliches Hinzu. CL. 3. B. Urk. Nr. 114 
v. 759— 765. I. ©. 139; Urk. v. 814 Nr. 208 ib. ©. 256; Nr. 1036 d. 826. 
V. 80; Nr. 1068. 1081. 1096 zc. ib; Nr. 1224. 1255. 1256 d. 959 u. 965 ib. 
VL S. 21. 75. Die geiftlihen und weltlichen Großen unierfchreiben die Urkun- 
ben daher auch nicht ald bloße Zeugen, fondern mit der Formel consensi et sub- 
scripsi. So find 3.2. die Urf. Nr. 1102. 1103. 1107 de 931. 932. VI. ©. 186. 
193. 206 Die erfte von 70, bie zweite von 55, bie dritte von 90 Großen, und 
zwar archiepiscopi, subreguli, episcopi, duces, abbates und ministri, mit den 
Worten ego NN consensi et subscripsi unterzeichnet. 

°) Waig II. 555f. IV. 5f. 119f. Zöpfl g 40. 

s) Eihhorn $ 25. Gaupp, Anſiedl. S. 335f. 

e) Thudihum, Markv. ©. 133. 134. — Reminiscenzen eined National. 
eigenthume an Binnenfeen in Holftein v. 1148 (a comite Adolpho et omnibus 
Holsatis eidem ecclesiae collatas) u. 1424 (stagnum ..... commune totius terrae) 
b, Thudichum 1. c. ©. 133. Note 2 und Maurer, Einf. 114. 
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Iriaen an den König fiel, war kein Staatsſchatz, fondern der Schatz des 
Königs, feine vererbliche, theilbare umb veräußerliche Habe, die jein aerarium 
ter feinen thesaurus in demfelben Sinne bildete, wie des Bollfreien fahrende 
Habe). Friedens· und Bußegelder flofien mit Gutseinkäniten, Stenern 
der Freien mit Zinfen der Kolonen zu Einer Maſſe zufammen. Ueber bas 
iammte Bermögen aber verfügte der König nady freiem Ermeflen und ver- 
wendete es ohne Kontrolle für die Zwecke feiner Perfon oder für die bes 
Reiche, zwiſchen denen ein Unterſchied nicht mehr beftand. Wie wichtig bieß 
für Steigerung ber Königemadht war, ift leicht zu ermeflen: wie aber 
gerabe bier die Keime zu einer neuen Umwandlung der Staatsidee in die 
yatrimoninale Idee des Yeudalftants Tagen, wirb fich umten ergeben. 

MH. Aber nit mur die Berfaffung, auch die Grundlage ber äffentlichen 
—— bie ſtändiſche Gliederung des Volle, wurde von der Ausdehnung 


ergriffen. 

Der alten Volksgenoſſenſchaft entſprach der Mangel eines eigentlichen 
Stänbewefens: die Yreim waren das Voll, vorzugsweile edle Gefchlechter 
mehr als andere zum Herrſchen berufen, Hörige und Halbfreie bloße 
Schutzgenoſſen, Unfreie rechtlos. Als fi dann ein Geburtsabel und ein 
Litenftand abgeſchloſſen hatte, war das alte Syftem mobificirt, aber nicht 
durchbrochen. Die einheitliche Genoſſenſchaft war eine dreigliebrige geworben, 
aber ganz allein in ihr jelbft wurzelte die Erhebung bes Volkbsadels, die Her- 
aufziebung bes zwifchen Freiheit und Unfreiheit ftehenden Standes. Tiefer 
griff im dieſes Ständeweſen bie feftere Verknüpfung mit Grund und Boden 
ein, welche ben Hufenbefit zur Grundlage neuer Abftufungen machte Auf 
ein dem alten Recht geradezu entgegengejette Princip aber wurde die ftändi- 
ſche Gliederung des Volkes erft da geftellt, als mit der Ausbreitung bes 
Herrſchaftsverbandes die nene Idee einer Standesahftufung nad dem Dienft- 
verhältuig entftand, welche durch das doppelte Moment der Stellung bes 
Herrn im Neid und der des Dieners im Verbande beftimmt wurde. Indem 
diefer neue Standebbegriff, der ſeinerſeits ebenfalls zuerft überwiegend auf per⸗ 
ſönlicher, bald aber auch auf dinglicher Baſis erwuchs, ben alten Standesbe⸗ 
griff beliebig kreuzte, entftand eine große Mannigfaltigkeit, eine Verwirrung 
und zum Theil eine Zerjeßung der Stände, bis ſich endlich ein neues, erft 
im fpäteren Mittelalter zum Abjchluß gelangendes Ständeſyſtem baraus ent- 
widelte. 

Am früheften erlag der Volksadel der neuen Herrſchaftsidee?). Mochte 





ss) Die thesauri wurden zufanmen mit dem regnum vererbt (Gregor Tur. 
IL 20. 41. 42. IV. 20. VII. 6. Fredeg. c. 42. 56. 67) und getbeilt (Fredeg. 
ec. 75. 85). Of. aud) Waitz IV. ©. 7. 8. 

, Das Befte hierüber bei K Maurer, Abel. Bergl. bei. das Reſums 
6. 198 — 222. Waitz, dad alte Recht &. 104. 105. 207. Berf. Geld. IL 32. 
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auch das ältefte Königthum nur die Spitze des Volksadels fein, ſo waren 
beibe doch auf die Dauer unvereinbar. Ueberall trat daher der alte Abel 
entweber genen das Königthbum in Oppofition und unterlag dann, fei es in 
langfamem Schwinden, jei es in blutigen Untergang"), ober er fügte fidh 
dem Umſchwung der Dinge, ſuchte im Königedienft, fei es im Gefolge, fei 
es in dem immer ähnlicher aufgefaßten Beamtenthum fein Heil") und rettete 
fo vielleicht ben einzelnen Gliedern einen Theil ver alten Macht, um ais 
Stand deſto unreitbarer unterzugehen. Denn was ihm jet Ehre, Glanz und 
Reichthum gab, war nicht mehr die Geburt aus altem, vom Volke höher ge- 
ehrten Geſchlecht, fondern es war berjelbe Töniglihe Wille, der vermöge 
feiner Würdigung, feiner Wohlthaten, feiner Vollmacht nicht nur dem 
Gemeinfreien, fondern dem Römer, dem Liten, ja dem freigelafienen Knecht 
die gleiche hohe Stellung anweiſen Eonnte und in der That Elemente aus 
allen Schichten feiner Unterthanen an tie Spike des Reiche erhob?) Der 
Königedienft an fich war es, ber das Wergelb erhöhte und, wenn auch zu- 
nächſt damit nnr der König geehrt werben follte, mittelbar den Diener vor 
andern ihm fonft gleichftehenden Perſonen anszeichnete®). Aber anch zur 
242f. ftimmt im Wefentlichen überein. 4. M. zum Thell Zöpfl 8 9. 10. 
Eichhorn I. 8 46f. Walter 8 408f., die in diefer Periode einen wahren Abel 
bei den Franken annehmen, und Gaupp ©. 115f., ber gar feinen andern Abel 
als Dienftabel anerkennt. 

5, Bei den Franken und Angeljachien, aljo den widhtigften Stämmen, ift in 
biftorifcher Zeit ein Geſchlechtsadel außer dem des königlichen Haufes nicht mehr 
nachweisbar. 

* Die auffallendften Beifpiele find, da nach Unterwerfung der Sachſen 
und Thüringer die adalingi der erfteren und wahrfcheinlich auch die ber letzteren 
als foldde in ihrer Gefammtheit in den Dienftverband des Frankenkönigs traten. 
Gaupp, dad Recht der alten Sadfen S. 39. K. Maurer ©. 113. 118f. 

*, Diefe andgleichende Kraft des Königthums war eine feiner wohlthätigften 
Folgen. Schon Tacitus bemerkt — von feinem Standpunkt aus freilich tabelnd — 
dat an Königähöfen oft Freigelafiene zn den höchften Ehren emporftiegen. Germ. 
c. 25. — Bei den Franken find Romani, pueri regis und liti unter ben Autru- 
ftionen (Recap. Leg. Sal. $ 30. 33). Sm decr. Thass. $ 7 ift fogar von servi 
principis qui dicuntur adelschale die Rede. So konnte es vorkommen, daß 
duch höfifchen Dienft Küchenjungen zu Grafen emporftiegen, wie bas befannte 
Beifpiel des Grafen Leudafter zeigt. Noch Hermann Billung, den Otto d. Gr. 
zum Sachſenherzog machte, hatte fi aus niedberem Stand burch Königsbienft 
emporgefhwungen. Gaupp, Anfiebl. S. 124. 

*, K. Maurer, Abel S. 32f. 40f. 84f. 137f. ꝛc. Ueberſch. II. S. 403f. 
Waitz J. ©. 362. II. ©. 180f., das alte Recht S. 104f., Maurer, Fronh. I. 
©. 115f. u. 4. Bei den Franken verbreifacdhte er das Wergeld. Deffelben 
Vorzugs genofien überall die Töniglihen Beamten, denn fie waren Diener bed 
Herrſchers; das Heer, jeit der Heerbienft Königädienft geworden; die Geiftlichen, 
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Berleifung von Babe, Beneficin und Aemtern führte er) und damit zu 
Keichthum, Grundbefis und Macht. So entwidelte ſich ans ber höheren 
Kafie der Koͤnigsdiener, aus Gefolgsienten, Geiftlihen und Beamten eine 
mächtige Ariftofratie der Großen, bie nach unten Einfluß und Beſtit an ſich 
ug, mach oben bie Herrichaft bed Monarchen, ans befien Dienft fle ihre 
Kräfte fog, auf das Wirkfamfte unterftühte. Im Bunde mit dem Königthum 
wuchs biefe Ariftofratie bes Dienftes ſchließlich zu folder Macht heran, daß 


fh flandesungleichen Elementen zufammen, fie pflanzte ihren Vorzug rechtlich 
rech nicht durch Geburt fort, fie war nach außen ungefchloffen. Allein in allen 

brei Beziehungen überwand fie mehr und mehr bie ihr anhaftenden Mängel: 
der Unterſchied der alten Gebnrtöftände verwiichte fi im ihr, fie wurbe 
felber, beſonders jeit ihrer Verknüpfung mit der Grundherrſchaft, ein Geburts 
ftand und fie wehrte fich erfolgreich gegen nen anbringende Elemente Aus 
einer bloßen Ariftofrntie des Dienftes wurbe fie zu einem wahren Dienftabel 
des Reichs, um dann in Deutſchland balb als alleiniger, fpäter als hoher 
Abel fich immer fefter zu Zonftituiren. 

Auch den Kern bes Volles aber, bie Freien, ergriff der Zerfeßungs- 
proceß 9°). Die gemeine volle Freiheit wurde in ben Zeiten ber — 
und Bürgerkriege ſeltener und endlich ans der Regel zur Ausnahme. 
eine Theil ber Freien ftieg durch den Herrendienft zu ber —— 
empor, die große Maſſe verſank in Abhängigkeitsverhältnifſe aller Art. Die 
von der vafjallitifchen Kommendation juriftiſch Taum zu fonbernden und doch 
faltiſch überaus verfchiedenen Ergebungen in gemeine Dienftverbältnifle griffen 
reißend um fi. Die Bebrüdungen der Großen, von deu Beamten miiner- 
übt flatt abgewehrt, die Auflage unerfhwinglicher Buben, die wachſende Laft 
der gemeinen Deerbannpflicht umb ber fibrigen dffentlidhen Dienfte, die Noth 


weil fie im befonderen Königsſchutz ſtanden, und aus demjelben Grunbe Fremde, 
Bittwen und Waiſen. 

se, Beifpiele von ber Bertheilung von Geld und Land unter die Königs 
diener in Annal. Lauresham. a. 796. Pertz L 182. Eginhart 796. ib. ©. 188. 
C£ übrigens $ 13. 

° Die „generalitas majorum“ nennt fie Hincmar. ©. Note 70. 

»1) Neber das Folgende cf. außer K. Maurer, Abel u. Ueberſchau 1. c. bef. 
Eiphorn| R. G. J. 5 46f. Zöpfl 89.10. Kemblel ©. 185f. Waig I. 
©. 147f. Maurer, Fronh. J. S. 12—104. 176—206. 244— 246. 253. Fürth, 
Minifterialen, wo ausführliche Belege gefunden werben. 
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und Berarmung einer wilden Zeit, die finfende Macht aller genofienichaftlicherz 
Snftitutionen trieben vollfreie Leute ſchaarenweis zur Kommendation an ders 
König, die Kirche und weltliche Große. Für den BVerluft ber Freiheit ent- 
ſchädigte bier der wirkſame Herrenfhug gegen Unrecht und Gewalt, für die 
übernommenen Dienfte und Abgaben die gewährten Bortheile, in Unterhalt 
oder Gruubbefit beftehend. Der Kirche gegenüber wirkten auch religidfe Mo- 
tive mit. Und endlich half, wo dieſe Motive nicht ausreichten, Zwang und 
Gewaltthat nach, ja den landloſen Freien ſcheute ſich die Geſetzgebung jelbft 
nicht zur Ergebung an einen Herrn zu zwingen”). Alle dieſe Freien konn⸗ 
ten perjönlid) frei bleiben, aber fie kamen in ihres Herren Munbium, fie 
wurden ſchutzhoͤrig und unterſchieden fich faktiſch ſehr wenig von Liten und 
Liberten. Da ihr Berhältnig in ber Regel mindeftens faktiſch erblid war, 
da aus ber Unfreibeit viele Elemente zu ähnlichem Zuftande emporftiegen, 
während andererfeitö immer neue Kommendationen ftattfanden, fo beftand bald 
die zahlreichfte Klafje des Volkes aus dem Stande der hörigen Leute, welde, 
nach der Art des Dienſtes und ihrem Verhältniß zu Grund und Boben über- 
aus verjchieden geftellt und benannt”), in ihrer Gefammtheit fih ebenfowol 
von den Bollfreien wie von den Unfreien ſcharf unterſchieden. Bon den letzte⸗ 
ren dadurch, daß fic einen Theil der Freiheitsrechte hatten, von jenen dadurch, 
daß fie einem herrſchaftlichen Mundium unterworfen, alfo perjönlich hoͤrig, 
Dienftleute, homines waren. | 

Im Laufe der Zeit verwilchten fih in biefer Klaſſe die Geburtöunter- 
ſchiede mehr und mehr und felbft die freien und unfreien Berhältniffe be- 
gannen durcheinander zu laufen, zumal durch kirchliche Einflüſſe und bie 
Macht der Sitte die alte Rechtlofigkeit der Unfreien ſchwand. Dagegen bil- 
. beten ſich neue Unterfhiede auf Grund des neuen Standesbegriffs, der nad) 
der Stellung des Dienerd zum Herrn und des Herrn zum Reich Berufsftände, 
die ſich fehlieplich wieder zu Gekurtsftänden abſchloſſen, erzeugte. Die bevor- 
zugten Diener und Beamten der Großen ftiegen durch den Derrendienft als 
milites (Ritter) oder ministeriales (Dienftmannen) über die Minderfreien 
und Hörigen und enblih über die Vollfreien empor, um fo den Grund zu 
legen zu dem fih am Ente des Mittelalters abfchliegenden nicderen Adel. 
Diejenigen abhängigen Leute, welche fi) nicht bergeftalt zu erheben vermoch⸗ 


1 — 





*, Bol, Maurer, Einl. ©. 213, der das Cap. v. 847. Perg. 395: vo- 
lumus ut unusquisque liber homo in nostro regno seniorem qualem voluerit 
in nobis et in nostris fidelibus accipiat wol mit Recht fo deutet. Dafür ſpricht 
die Analogie der angelſächſiſchen Gefege. CE Gef. Aethelſt. (925 —940) U. 
c. 2. ©. 132. Leg. Henr. 8. $ 4. 

, Die detaillirtefte Darftellung der einzelnen Klafien giebt Maurer, Fronh. 
1. ©. 12—1%. Of. auch Baipgl.c Grimm, R. U ©. 301f. Fürth, 
Dinijterialen S. 7f. 
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in, ſchieden fich nach Art der Dienfte und Würbigung bes Herrn; bie Angefefle- 
na wurben zum börigen und unfreien Bauernftand, die Landloſen entweder 
lanbliches oder händliches Geſinde, oder ein höriger Handwerks⸗ und Künftler- 
and. Auch dieſe Bildungen vollendeten fidh erft fpat: aber das Princip ift 
ki ihnen allen daſſelbe. Es ift das Princip, wonad nicht mehr das Ber- 
haltnig des Einzelnen zu einer Genoffenfchaft, fondern fein Verhältniß zu 
ausm Herrn und dieſes Deren zu einem höheren Herrn ben Stand be 
ſtimmt. Diefer Gedanke, dem die Volksrechte in der Ahmeflung des Wer⸗ 
geldes theild nad) dem Anjehen des Herrn, theile nad) der Art des geleifte 
ten Dienftes bereits ſtark Rechnung tragen, geftaltete endlich dat ganze Bolt 
zu einem großen Berbande von Herren und Dienern um, in weldem jeber 
Dar nach oben zugleich Diener eines andern Derm, jeder Diener aber nur 
mittelbar Diener des Herrn ſeines Herm und zuletzt des Königs war, in dem 
alio in direktem Gegenſatz zu ben Toncentrifchen Ringen ber alten Genofien- 
fhafteverfaffung "eine große Stnfenleiter von unten nad) oben bis aufwärts 
zum Thron, ja ſchließlich bis zum Himmel führte. 

Indeß die Vollendung diefer Entwidlung, die in fränlifcher Zeit erft im 
ihren Anfängen ftand und das unmittelbare Verhältniß des Könige zu feinen 
Unterthbanen rechtlich) noch nirgend gelöft hatte, trat keineswegs anf Grund⸗ 
lage der bisher einfeitig betrachteten perjönlihen Verhältniſſe ein: ihr eigen- 
thũmliches Gepräge gab ihr vielmehr erſt die Verknüpfung des Herrſchafts⸗ 
verbaudes mit Grund und Boden. 


ID. Die Berfnüpfung des Herrfchaftsverbandes mit Grund und 
BDopen. 


8 13. 


Die Berfnüpfung des Herrſchaftsverbandes mit Grund und Boden war jo 
alt wie die germaniſche Anfievlung überhaupt. Denn, wie gezeigt worden, 
die perjönliche Hausherrſchaft fand fofort im vollfreien Sondereigen ihr bing- 
liches Abbild. So weit die Grenzen jeined eingebegten Gebietes reichten, in 
Haus und Hof und allen von der Gemeinſchaft mit den Genofien völlig ab- 
geichiedenen Zubehörungen, war ber freie Mann nicht blos privatrechtlicher 
Eigentbümer im beutigen Sinn, ſondern er war zugleich das, was die Ge⸗ 
meinde in ber Mark war, er war Grundherr. Yreili wurde er hierbei 
durch Die über ihm ftehenden Gebietögewalten der Gemeinden nnd zulegt des 
Könige beſchränkt, aber er war doch der Inhaber einer. eigenen und felbftän- 
digen Gewalt öffentlicher Natur, der Träger und Erhalter eines binglichen 
Friedens⸗ und Rechtskreiſes, einer räumlich-dinglichen Einheit. Die Grund- 
berrichaft war indeß urfprünglih nur Eine unter den Folgen der %reiheit, 
und am wenigften war fie ed, die dem Hausherrn fein perjönfiches Herren- 
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recht über die familie, ſein Mundium gab. Dieſes flo unmittelbar ans ſei⸗ 
ner Perjon. Ebenfowenig war umgekehrt eine Verknüpfung mit Grund und 
Boden, eine Iugebörigkeit zur Oufe oder zum Hofe das Yunbament der Ab- 
bängigleit auf Seite irgend eines Mitglieves der familie. Bon jelbft ver- 
fteht fich dies bei Weib, Kind, perfönlichen Dienen. Aber auch bei Hörigen 
und Unfreien, weldhe den Ader des Herrn bauten ober in felbftändiger Woh⸗ 
nung auf feinem Grund und Boden faßen, war ganz allein ihre perfönliche 
Berbindung mit dem Herrn Grund ihrer Unterwerfung und eine Grunb- 
börigkeit unbekannt. 

Sm Laufe ber Zeit indeß trat in beiden Beziehungen eine Umwandlung ' 
ein, indem zuerft neben unb endlich ftatt der perjönlichen Herrſchaft eine auch 
Die Perfonen ergreifende Grundherrſchaft und eine ans ber Berbindung mit 
Grund und Boden fließende Abhängigkeit erwuchs. 

I. Am frübeften vollzog fh diefer Proceß hinſichtlich der niederen Dieuft- 
verhältniffe in den Hofverbänden'). War bei dem älteften, ſchon von 
Tacitus geſchilderten“), unfreien oder börigen Kolonat die Verknüpfung ber 
Herrſchaft und bes Dienftes mit Grund und Boden eine rein faktifche, indem 
der Herr, der einem Unfreien ober Hörigen gegen Leiſtung beflimmter Abga- 
ben und Dienfte eine Hufe zu eiguer Bewirtbichaftung übergeben hatte, ein 
folches Verhaͤltniß jederzeit enben, das Grundſtück ohne den Kolonen, den Ko⸗ 
"Ionen ohne das Grundftüd veräußern Eonnte: fo wurde doch herkoͤmmlich dem 
Kolonen der Beſitz, fo lange er jeine Pflichten erfüllte, belaffen, er mit der 
Hufe zufammen veräußert, feinen Kindern die Yortjegung des Berhältniffes 
geftattet. Ja für den Liten oder Ziberten, deſſen Stellung zum Theil in 
dinglicher wie in perfönlicher Beziehung auf einem Rechte⸗ 
grunde beruhte, mochte es ſchon in älterer Zeit einen wirklichen Rechtsſchutz 
gegen den Herrn geben, der ihm die Hufe willkürlich uehmen wollte. Damit 
war neben die perſoͤnliche Abhängigkeit ein dingliches Verhaͤltniß analoger Art 
getreten, indem fi) num, wie Herrſchaft und Dienft, jo Grunbherrichaft und 
abgeleiteter Befit korreſpondirten. Dabei war indeß das perjönliche Herrichafte- 
verhältuiß noch durchaus die Bafis des binglichen. 

1. Ebenſo blieb es zunäcft, ald bie Begründung abhängigen Befibes 
auf dem Wege des Bertrages mit ber Zunahme ber Kommenbatiouen immer 
häufiger wurde. Die Meiften jener Freien, welche fi in niebere Dienftver- 
bältniffe begaben, erhielten vou dem nenen Herrn Grundftücke zu felbftänbiger 
Bewirthſchaftung gegen Leiftung beftimmter Zinfen und Frohnen, während fie 


ı) ©. bef. v. Maurer, Einl. S. 207. 210f. 229f., Fronhoͤfe L ©. 27f. 
66f. 266f. 342f. Waik U. ©. 153. 160f. 173f. 194f. K. Manrer, 
neberſch. L 420— 426. IL 38—56. Roth S. 375f. Eichhorn, Zeitſchr. f. 
geſchichtl. Rechtäwifl. T. S. 156f. Bluntſchli, R. G. L ©. 93f. Zöpfl 
89. V. VL Grimm, R. 4 ©. 559f. 

2) Germ. c. 25. 
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umgelebrt, wenn fie Grundbeſitz Batten, biefen in der Hegel dem Dienſtherrn 
m Eigen auftrugen und fi daran mır ein abhängiges Befitrecht gegen das 
Berfprechen eines oft nor nominellen Zinſes zurüdgewähren ließen“?). Allein 
wenn im ſolchen Fällen auch ber Idee nach bie perfönlihe Dienftergebung 
immer noch der Grund, die Herftellung bes binglichen Berhältuifies die Folge 
ſchien, fo wear es doch in Wirklichkeit oft ſchon umgelehrt. Formell gieng die 
Kommendation der Berleihbung oder Auftragung vorauf; der Sache nach war 
fie Häufig nur Mittel zum Zwei. Die Erlangung von Grunbbefit für den 
landloſen, die Gewinnung wirkſamen Schutzes im Orunbbefib für ben 
angefeffenen Freien, das war meift ſchon Motiv und eigentliher Inhalt 
des Geſchãfts. Mehr und mehr mußte ſich baber im Rechtsbewußtſein der Bethei⸗ 
ligten die Anficht feftftellen, daß auch rechtlich Die dingliche Grundlage das Sub- 
ftrat Des perjönlichen Verbandes jei, daß der Kommendirte vom Grundſtück 
umb feines Defißes wegen zu dienen, der Herr feines echten Grundeigenthums 
wegen zu herrſchen habe. Eine ſolche Auffaffung wurde um jo leichter mög- 
lich, wenn ber abhängige Befig fefter, wol gar mit gewiffen Beichräufungen 
verüufierlich oder vererblid wurbe: denn für die anziehenden fpäteren Erwerber 
oder Die Nachkommen des Kommenbdirten fchien es klar, daß ihr Erwerbetitel 
oder ihr Geborenfein zum Grundftüd Duelle ihrer perjöulichen Abhängigkeit jet. 
2. Zum eigentlichen Abſchluß aber gelangte die Ausbilbung von Grund⸗ 
berrichaft und Grundhoͤrigkeit erft, als von anderer Seite ber eine entgegen- 
geſetzte Entwicklung au demfelben Ziele anlangte. Es war dies bie allmälige 
Füllung derjenigen Berbältniffe, in denn in Wahrheit das bingliche 
Dand das ältere war, mit perfönlihen Gehalt. Abgeleiteter Beſih 
war nämlich durchaus nidyt nothwendig nur die Folge eines Dienftnerhältniffes. 
Bielmehr Hatte fi, theils im Anſchluß an die altgermaniichen Rechte am 
Gemeinland (Gefammteigen. und Sondernugung), theild in Anlehnung an 
römifche Suftitute (usus, fructus, emphyteusis, praecarium) das NRechte- 
verhältniß des abgeleiteten oder leihweiſen Grundbeſitzes als ein ſelbſtändiges, 
rein privatrechtliches Inftitut eingebürgert. Dingaben von Grund und Boden 
zu bloßer Nutzung unter Borbehalt des echten Gigen für den Geber kamen 
vielfach und beſonders auf den ansgebehnten Befigungen des Königs und ber 
Kirche in verjchiedenen Formen zu Gumnften reier vor. Ebenſo konnte umge 
kehrt durch Auftragumg bes freien Cigen ohne vorangegangene ober nadhfol- 
gende Kommenbation ein ſolches Rechtsverhältniß hergeftellt werden. Dann 
Ing alſo ein rein dingliches Abhängigkeitsverhältniß vor, das auf die dinglichen 
Beziehungen beichränft blieb, mit deren Aufgabe gelöft werden konnte und 
feine perjönliche Verbindung begründete. In ben engeren und weiteren Bolls- 


9 In dieſem Ießteren Falle Tonnte ein Wiebereinlöfungsrecht vorbedungen 
und dieſes fogar unter den Schuß des Volksrechts geftellt werben. Cap. IV. v. 
819. c. 4. Cap. 817. c. 4. Perg IIL 214. 
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genofſenſchaften blieb ber auf fremdem Grund und Boden ſitzende Freie was 
er geweien war. Indeß, als alle Genoflenrechte und ſchließlich die Bollfrei- 
beit felbft fubjektiv dinglich, von Befig einer vollfreien Hufe abhängig wurden, 
blieb er doch nur dan ungejchmälert in feinen politifhen und Gemeinderech⸗ 
ten, wenn er außer bem abgeleiteten Befig eigenen Grund und Boben hatte. 
War dies nicht der Fall, fo verlor er alle Freiheitsrechte, welche echtes Eigen 
vorausfeßten, und ſchließlich die volle Freiheit ſelbſt. Die Beſchränkungen ſei⸗ 
ner Freiheit waren freilich zunächft ganz anderer Art, als die, welche ben 
Dienftmann trafen, fie waren lediglid negativer Natur, er batte keinen Herrn, 
ber über feiner Perfon ftand, fondern ihm fehlten nur gewiffe Rechte. Allein 
im Laufe der Zeit vollzog fi) mit unmwanbelbarer Stetigkeit die Entwicklung 
dahin, daß bie negativen Beſchränkungen fi) in pofitive wanbelten, ba bie 
Grundherrichaft als ſolche ein Herrenrecht über die Perfon verlieh. Be 
drüdungen und Bergewaltigungen rangen dem freien Hinterfaflen ein Stüd 
feiner Freiheit nad) dem andern ab, die Gejehgebung unterftügte die Herren, 
und enblih wurde durch die Smmunitätsprivilegien ausdrücklich die Grund» 
herrſchaft mit dem pofitiven Inhalt einer Herrihaft über alle anf dem Gebiet 
anfäffigen Leute erfüllt. 

Damit waren denn die beiden Ströme, welche von verſchiedenen Quellen 
ber fi demjelben Ziele näherten, vereint. Es waren bie urfprünglidh per- 
fönlichen Herrſchaftsverbände auf dingliche Baſis gebracht, es waren die ding⸗ 
lichen Abhängigkeitsverhältniffe Bafen für perjönliche Herrſchaftsverbindung ge 
worden. Und fo war ein einheitlicher Hofverband ermöglicht, in welchem die 
Grundherrlichkeit) das einigende Band bildete und alle Zugehörigkeit zum 
Berbande aus dinglichem Xitel floß. 

I. Ganz analog geftaltete fih in den höheren Kreifen ber Dienftmann- 
ſchaft des Könige und feiner Großen die Berdinglichung bed Treudienftes, nur 
wurde bier das Ziel erft fpäter unb zwar erft in nachkarolingiſcher Zeit er- 
reicht). Bon je pflegten dem Baflallen neben Unterhalt und Ausrüftung 
Gnabdengeiyente aller Art gegeben zu werden. Unter diefen nahmen bald den 
widhtigften Platz Grundſtücke ein, weldhe bejonders von dem Könige und ber 
Kirche ans ihren ausgedehnten Ländereien an die Getreuen zur Belohnung 
geleifteter und nad) Auflöfung der alten Lebensgemeinſchaft auch in Erwartung 
zu leiftender Dienfte hingegeben zu werben pflegten. Oft genug war gerabe 


4, Dominatio (form. Bignon. c. 5), potestas (leg. Henr. I. 20 $ 2), munde- 
burdum ober defensio (form. Sirmond. c. 44) und wahrjcheinlich mit einem all- 
gemeinen Namen mitium (Roth ©. 164f.) genannt. Für bie Grundherrn felbft 
wurde außer Namen, wie potentes, domini, divites, engliſch landrica oder hlaford, 
bald befonderd der Titel seniores (seigneur) üblich. 

s Waitz, Baffallität 1. c. S. 89. Verf. H. ©. 195f. Grimm, R. . 
©. 563. Zöpfl g 10. Xf. Roth, Beneflciahvefen S. 203f. 416f. 
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vie Ansficht auf ſolche Bodenverleifung das Motiv für Bingehung eines vassa- 
teum unb wurde dabei wol gar zur ansbrüdlichen Bedingung gemacht. Der 
artige Verleihungen konnten zu freiem Eigen geſchehen unb geſchahen jo tn 
ältefter Zeit: Allmälig aber wurbe es feftftehende Sitte des Königs und der 
Kirche, unter Reſervirung bes echten Eigen nur ein leihweijes oder prefäres 
Recht an dem beneficium einzuräumen. Umgekehrt kam es jet vielfach vor, 
dab Baflallen ihr freies Eigen dem Herrn auftrugen und als beneficium zu⸗ 
rũdempfingen. Doch beftand zunäcft ein innerer Zuſammenhang zwiſchen 
Gutsleihe und Treudienft nicht; vielmehr Tonnten, wie Kommenbationen ohne 
Deneficien vorkamen, jo auch Beneficien ohne Kommendation gegeben werben, 
in welchem alle dann ein lediglich dingliches Verhältniß entftaud. Treudienft 
und Beneficialweſen berührten ſich nur in der juriftiich unerheblichen That⸗ 
fadhe, Daß ber Treudienft ſehr oft die Veraulaffung ber Gutsleihe oder Guts⸗ 


g war. 

Sm Laufe der Zeit indeß wuchlen beibe Rechtsinftitute mehr und mehr 
zmiammen. Gewohnbeitmäßtg wurden gewiſſe Güter nur gegen fidelitatis 
promissio verliehen, während anbrerfeit® bie Bafjallen regelmäßig Beneficien 
erwarteten. Es bildete ſich ein Herlommen, wonach bem Baffallen bie Bene 
ficien, falls er feine Pflichten erfüllte, Iebenslänglich belaffen und nad feinem 
Tode unter gleichen Bedingungen an feine Söhne ertheilt wurden. Bon 
reihtlicher Erblichkeit war freilich noch nicht Die Rede, mit bed Dienerd wie 
mit dei Herrn Tod endete der perfönliche Treuverband und mußte, wenn es 
in Rüdficht dieſes gegeben war, das beneficium reftituirt werben: nach feft- 
fiehender Regel aber kommendirten fich die Baffallen dem Nachfolger des 
Herm, traten die Söhne in dad Baflallenverbältnig des Vaters, und damit 
wurbe dann eine Beitätigung oder Ernenerung der Beneficien verbunden. — 
Bei aufgetragenen Gütern aber mußten fidh alle dieſe Dinge viel fefter und 
günftiger noch für den Vaſſallen geftalten. 

Lange noch blieb, wenn auch thatſächlich immer inniger der ritterliche 
Herrendienft mit Grund und Boden verknüpft wurde, der alte Gedanke der 
rein perjönlichen Bafis der Baffallität neben einem davon unabhängigen Be- 
neficialwejen unangefochten. Erſt in nachfränkiſcher Zeit wurde der Grund⸗ 
beſitz felber der wahre Rechtsgrund ritterlicher Treuverpflichtung, Dienft und 
Treue wurden felber dinglich, fie wurden durch ben Leihbeſitz bedingt und be- 
ſtimmt nnd enbeten mit ihm. Aus Baffallität und Beneficialweien war fo 
das Lehusweſen erwachſen. Mannigfah find die Uebergänge, unficher die 
Grenzen zwifchen den alten Beneficien und ben neuen Lehen. Deutlich aber 
ift der Weg der Entwidlung im Großen und Ganzen, überrafchend die Aehn⸗ 
lichkeit mit den Veränderungen ded bäuerlichen Güterrechts. In aller 
Mannichfaltigkeit waren es einfache Principien, welche Die Umbildüung ber 
Rechtöverhältniffe beftimmten, und für die Verdinglichung der Herrichaft und 
des Dienftes war in den hoͤchſten wie in den nieberften Kreifen der Grund 
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II. Aus der Berdinglihung der Herrſchafteverbände folgte num aber 
weiter mit Nothwendigkeit eine andere Beränderung: die Griegung des pa- 
triarchalen Princips durch das Syftem ber patrimonialen Gewalten. 

Die Grundherrſchaft war mur die eine Seite des zugleich unfer heutiges 
Privateigenthum repräfentirenden altgermanifchen Sondereigen, welches ſich fei- 
ner nußbaren Beitanbtheile wegen bereits zu einem jelbftändigen Bermögens- 
recht mit den Merkmalen der Bererblichkeit, Veräußerlichkeit und quantitati- 
ven wie qualitativen Xheilbarkeit entwidelt hatte. Mußte nun, je mehr fidh 
bie Grundherrſchaft intenfiv und ertenfiv ausdehnte und alle perjönliche Herr- 
ſchaft zu ihrer Dependenz machte, befto mehr alle Herrichaft bie rechtliche 
Natur der Grundherrfchaft annehmen: fo mußte auch mehr und mehr die 
Herrſchaft überhaupt als ein Vermoͤgensrecht behandelt werden. Sei es als 
Zubehör des Grunbbefites, ſei es — wenn von ihm getrennt — als 
jelbftändiges Immobiliarrecht wurbe daher allmälig jedes Herrſchaftsrecht ver- 
erblich, veräußerlih und nach reellen ober ibeellen Quoten oder auch nad den 
einzelnen in ihm enthaltenen Befugniffen tbeilbar. Die öffentlihe Gewalt 
jelber, weil fie Herrihaft war, unterlag daher enblidh einer rein privatredt- 
lihen Behandlung. Ä 

Der Gegenſatz von öffentlichem und privatem Recht war der alten Zeit 
fo gut fremd geweien, wie er es dem Feudalftaat war. In Genoffenfchaften 
wie Herrichaftsverbänden hatte es immer nur ein einziges, einartiges Recht 
gegeben, welches bald mehr aus den, Geſichtspunkten unferes heutigen öffent- 
lichen, bald mehr aus denen unjeres heutigen privaten Rechts behandelt wurde. 
So lange aber bie Perſoͤnlichkeit voranftand, hatte alles Recht mehr ben 
Charakter des heutigen öffentlichen als den bes bentigen Privatrechts. Des⸗ 
halb waren fowol die Begriffe der Genofſenſchaft und der aus ihr fliegenden 
Geſammtgewalt, ald die Begriffe der Herrihaft und der aus ihr fließenden 
Einzelgewalt in ihrer alten Form unferen heutigen Borftellungen über öffent- 
liche Gewalt verwandter, als ihre Analoga in ber feubalen Zeit. Gleich der 
Perſoͤnlichkeit jelbft waren alle diefe Gewalten untbeilbar, unübertragbar und 
zwar durch Geburt, nicht aber durch Erbrecht fortzupflanzen. Ja fie hatten 
urfprünglic den Rechten en Grund und Boden denjelben Sharalter aufge 
prägt, weil diefe als ihre Ausflüffe und Zubehörungen zur Entftehung kamen, 
das Gefammteigen ber Genoffenfchaft, das Sonbereigen der Herridaft, die 
Sondernugung der Stellung der einzelnen Genoffen, der abhängige Befit ber 
Stellung des einzelnen Dieners in der Herrihaft eutjprehend. ber die 
Rechte an Grund und Boden wurden jelbftändig, ihre vermögensredhtlide 
Seite, ihr ſachenrechtlicher Gehalt entichieb über ihre Natur, die Rüdficht auf 
die Perfon trat vor der Rüdfiht auf den Gegeuftand zurüd. Damit trat 
nun aber nicht etwa eine Scheidung bes öffentlichrechtlichen und privatredht- 
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lichen Inhalts ein, fondern die nutzbaren Rechte an Grund und Boden zogen 
jebt die Gewaltrechte ihrerſeits mit fi) und prägten ihnen ben Stempel des 
eigenen Weſens auf. Das Recht blieb einartig, aber mehr und mehr über- 
wog diejenige Anfchauung und Behandlung befjelben, welche wir heute im 
Privatrecht amwvenben. 

Der Uebergang von ber patriardhalen zur patrimonialen Geftaltung ber 
Herrſchaft umd des Dienftes war ein überaus Iangfamer. In der meroningi- 
fihen Zeit übermog entſchieden noch die erftere, in der Tarolingifchen Zeit ſchien 
es ſogar, als folle bem Vorbringen ber patrimonialen Herrichaftsidee Halt 
geboten werben. Aber die Macht der Thatfachen war größer als felbft Wille 
und Herrſchertalent eines Karl, das Rechtsbewußtſein des Volks nicht reif für 
die in Einzelnen unter roͤmiſchem Einfluß entwidelte Staatsidee, und nad 
fuzem Stilfftand griffen baher Berbinglihung und Patrimonialität um fo 
maufhaltſamer um fih. Unverkennbaren Anfängen aber in diefer Richtung 
begegueen wir auf jedem Punkte der fränkischen Geſchichte. 

Das Wichtigfte, weil das Königthum mehr und mehr Duelle aller öffent- 
lien Gewalt wurbe, war bie fubjektive und objektive Verdinglichung der Krone. 

Subjektiv wurde die fränkiſche Krone früher als die eines andern Stam- 
med ein zum Königähofe gehörige Immobiliarrecht. Aus Geſchlechts⸗ oder 
Geburtsfönigen wurben die Frankenherrſcher zuerft Erblönige, wie bie zuräd- 
tretende Mitwirkung des Volks, der Beginn einer Succeffiondorbuung, am 
deutlichften aber die Reichstheilungen unter mehrere Erben beweijen®). Durch⸗ 
aus in den VBorbergrund trat in allen juriftiihen Beziehungen bie nutzbare 
Seite ber Königeherrichaft. Das Krongut und bie daraus fließenden Einfünfte, nicht 
minder aber bie bald analog aufgefaßten Einkünfte aus dem ganzen Reich galten 
bald als der weſentlichfte Beftandtheil der Herrfchaft. Um fie vornemlich handelte 
es fi bei Reichötheilungen, ihre Verwaltung und Einziehung wurde Haupipflicht 
der Beamten. Die einzelnen Herrichaftöbefugniffe, welche Duelle dieſer Befitun- 
gen und Einkünfte gewefen waren, erichienen bald als beren Zubehör und 
Ausfluß. Grundbeſitz und die Einkünfte mit ober ohne ihn, fei es die Ein- 
fünfte einer beftimmten Gegend oder einer beftimmten Art, Tonnten als Allod 
oder Beneficinm übertragen werben”). In Folge deſſen fhienen bald bie ein- 
zelnen Herrſchaftsrechte ſelber — mit den Gerichtögefällen die Gerichtsbarkeit, mit 
den Zöllen die Zollhoheit u. ſ. w. — veräußerlih. Wenn ſchon die Verleihung 


) OCf. Waitz I. S. 90f. über die Erblichkeit, ©. 61. 67. 93f. und Schulte, 
das Recht der Erftgeburt S. 17— 31. 46. über die Theilungen ber Krone. 

7) Solche Nebertragungen theilt Waitz IL ©. 551. 570. 571 mit. Auch 
bie Nebertragung eines Dritteld der Friedensgelder auf die Grafen, die fpäter 
mitunter ein Drittel ihres Dritteld auf Die Gentenare übertrugen, beruht auf dieſem 
Gefichtspuntt. Cap. a. 783. c. 5. Perg I. 46. L. Bajuv. II. 16. Waiß II. 
567. 568. 
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der Töniglihen Einkünfte an die Kirche von Tours durch König Dagobert 
für den Bifhof das Recht zur Ernennung des Grafen einfchlo®), fo ift die 
vermögensrcchtliche Auffaffung der öffentlichen Gewalt bier bereits ganz beut- 
Ih, und es wird erflärlidh, wie bald in den Smmunitätsprivilegien die Ver⸗ 
ſchenkung öffentlicher Gewalt zur förmlichen Regel werden, wie ſchon in mero- 
vingiſcher Zeit Afternerleihungen daran vorkommen, wie endlich die Beamtun- 
gen als verliehene Beneflcien gelten und gleich dem Leihbeſitz ſelber erft fak⸗ 
tiſch, dann rechtlich erblich, zulegt übertragbar nnd theilbar werben konnten. 
Kurz, es drang überall die Auffaffung ein, daß bie Krone ein Immobiliar⸗ 
recht ſei, Die einzelnen Herrichaftöbefugniffe im eich aber entweder ein für 
allemal veräußerte, oder unter einem ſachenrechtlichen Befiktitel fortgeliehene 
Splitter dieſes Smmobiliarrechts®). 

Objektiv wurde das Königthum aus einem Bollskönigthum ein Gebietskoͤnig⸗ 
thum**), nicht aber etwa ein Territorialkoͤnigthum im heutigen Sinn, ſondern 
eine bingliche, patrimoniale Herrſchaft, eine oberfte Grundherrſchaft des Rei⸗ 
ches. Auch diefe Anſchauung knüpfte geradezu an das koͤnigliche Sonbereigen 
an. Im einem beträchtlichen Theile des Reiches war der König felbft echter 
Eigenthümer, ftand er feinen Beneficiaten und Kolonen uumittelbar, den auf 
dem Grundbefig jener anfäffigen Leuten mittelbar als Grundherr gegenüber. 
Hier wurden feine Revenüen, die vorbehaltenen oder auferlegten Zinfen, zu- 
legt aber auch die vorbehaltenen oder auferlegten Dienfte zu wirklichen ding⸗ 
lichen Laften und ſchließlich das geſammte Dienftverhältnik Ausflug von Grund 
und Boden. Als nun die Stellung aller Reichsangehoͤrigen immer mehr der 
von Dienen bed Königs ähnlich und Koͤnigsdienſt eine allgemeine Pflicht 
wurde, als andererjeits Kriegsdienft, Frohnen und Abgaben aller Art, ja ſelbft 
bie Gerichtöfolge und Urtelsfindung mit dem Grundbefib in Verbindung ge- 
bracht, nad) ihm beftimmt, und endlich geradezu dingliche Laſten, die korreſpon⸗ 
direnden Rechte Realrechte waren: da mußte nach der germaniſchen Anſchauung 
des Grundeigentbums auch das freie Eigen — das Geſammteigen freier Ge 
noffenihaften wie das freie Sondereigen — als zu dem Könige in ein un- 
mittelbares dingliches Abhängigkeiteverhältnig getreten gelten. Freilich war 
dieſes Abhängigkeitsverhältnig außerordentlih viel jhwächer, ale das bes ge⸗ 
liehenen oder aufgetragenen Grundbefiges, immer aber doch biefem analog; 
ed verhielt fi zu ihm genau wie das Unterthanenverhältnig zu dem beſonde⸗ 
ren Treudienſtverhältniß. Denn ein belaftetes Eigen war Fein echtes, freies, 
grundberrliches Eigen in altgermanifchem Sinne mehr. Ein Stüd des Her- 


— — 





8) Of. Waitz IL ©. 336. Note 3 aus Audonens v. Eligii I. 32. Adeo 
autem omne sibi jus fiscalis census ecclesiae vindicat, ut usque holdie in 
eadem urbe per pontificis litteras comes constituatur. 

Y Waitz I ©. 579. 

10) Maip I. ©. 57. 88. 
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renredhis war ibm genommen. Dieſes Stüd aber batte der König ober wer 
es von ihm erhielt. Damit war ein bingliches Recht, eine oberfte Grund⸗ 
berrlichkeit des Könige an feinem Geſammtgebiet gegeben und jo die Möglid- 
keit vorhanden, allmälig alle feine Rechte, ftatt wie eiuft auf bie Volksge⸗ 
nofjienichaft, wie dann auf die perjänliche Herrſchaft über Unteribanen, jo zu- 
letzt auf eine Tönigliche Gebietsherrſchaft zurückzuführen. Während dieſer gan- 
zen Periode waren freilich erft die Anfänge einer ſolchen Auffaffung vorhan⸗ 
ben und weit überwog noch ber Gedauke, daß zwiſchen König und Unterthanen 
bes perfönliche Band das urfprüngliche fei, noch galt bie Gebietsherrſchaft als 
Ausflug und Zubehör der Volleherrſchaft, noch nannte ber König fich häufiger 
nach feinem Volk als nach feinem Lande‘). Allein in einzelnen Yällen, wie 
bei Reichötheilungen, bei finanziellen Fragen u. |. w. trat doch die Idee ber 
Gebietsherrlichkeit ſchon jehr ausgeprägt hervor und bie Bereinigung vieler 
Nationalitäten, für die nur der König das einigende Band war, mußte ihren 
Sorticritt ſehr erleichtern. 

Dieſe ſubjektive und objektive Verdinglichung ber Krone blieb aber nicht 
bei der Spike bes Reiches ftehen: fie ergriff allmälig alle Herrichaftsbefug- 
niſſe des Öffentlichen Rechte, Ganz dem Königtbum analog entwickelte fid 
das erblihe Stammesherzogthum — immer freilich noch beſchränkt durch 
Bollewahl und koͤnigliche Beftätigung — zu einer Landesherrſchaft mit im- 
mobiliarem Charakter. In der Dienftergebung Taſſilo's unb des Dänen- 
königs tritt ſchon deutlich au Stelle des genofſenſchoftlichen Bollsfürftenumts 
die neue Auffaffung hervor, indem beide ihre Länder und damit ihre Würden 
bem Frankenkoönig auftrugen und von ihm als beneficia zurüdempfiengen. 
Karl der Große zerfchlug freilich gerade deshalb die nationalen Herzogthümer; 
aber auch bie Amts oder Titularherzogthümer und vor Allem die Grafſchaf⸗ 
ten hatten von ihrer urfprünglich rein durchgeführten Amtequalität ſchon zu 
Zeiten der letzten Merovinger Manches eingebüßt. ine faktiſche Erblichkeit 
der Beamtungen war bereits ausgebildet und durch ihre Behandlung als Be⸗ 
neficien ihr Webergang in immobiliare Gerechtſame angebahnt. Das Cdikt 
Chlotachars IL, wonach jeder Graf in feinem Bezirk mit Gütern angejefjen 
fein follte, bereitete zuerſt eine ſolche Umwandlung vor"). Wichtiger noch 
wurde die Sitte, Grundbefig zu Beneficialvecht ald Lohn der Amtsführung zu 


11) Rex Francorum. Ebenſo nennt ſich in den angeljächfifchen Urkunden ber 
König noch vorwiegend nach dem Boll. 3. B.: ic aedhilbald myrena kinge, Url. v. 
743 — 745 b. Kemble L Nr. 95. ©. 114. Ossa rex Merciorum. 772 ib. 
Nr. 119. ©. 146. Znerft i. 3. 805 ib. ©. 232 kommt rex merciae und rex 
cantiae vor. 927 ib. Nr. 344. II. ©. 157 ſchon Athelstanus monarchus totius 
Brittanniae. 

m) Perg L 15 8 12. Hieran Müpft auch Schulze, Erftgeburt ©. 55 an. 
Byl. überh. ib. ©. 48 - 68. 
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verleihen. War ein foldhes Beneficium zuerft Annerum des Amts 2), fo kehrte 
fich allmälig das Verhältniß um, das Amt wurbe Zubehör des Beneficiums, 
bas Beneficium aber mit fonftigen allodialem oder feubalem Grundbefig in 
ber Grafihaft vermiſcht. So erſchien bad Amt als Ausflug des Grundbe- 
fies im Amtsbezirk und fomit als fubjektiv dingliches Recht. Im Zuſam⸗ 
menhang hiermit wurde dann anbrerjeits das Amt aud objektiv dinglich auf- 
gefaßt, es wurde ans einem perfänlichen Herrichaftsrecht über die Landes- ober 
Gangenoffen zu einem unmittelbaren, einer abgeleiteten Grundherrſchaft analo- 
gen und nur fchwächeren Herrſchaftsrecht am Gebiet, wovon erft mittelbar, 
als Zubehör von Grund und Boden, die Perfonen ergriffen wurden. 


C. Die Sremtion ber berrfuftlichen von ben genoſſenſchaftlichen 


8 14. 

In dem Kampfe, welden der durch bie feftere Berfuüpfung mit Grund 
und Boben in allen Lebensiphären erftarkte berrichaftlihe Verband gegen bie 
genofjenfchaftliche Ordnung bes Volkes führte, war ein entſcheidendes Moment 
die Emancipation der Herrſchaftsverbaͤnde von den fie umſchließenden genoffen- 
fchaftlichen oder den an beren Stelle getretenen öffentlichen Berbänden und 
ihre Umbildung zu felbftändigen Gliebern des Reichs. 

Die umfangreichſte Grundherrichaft war an fich nur eine erweiterte Onfe, 
der Dazu gehörige Perſonenkreis nur eine erweiterte familie. Der Grundherr 
ftand daher urfprünglic, feinem Lande und feinen Leuten mit keinen anberen 
Rechten gegenüber als der vollfreie Loseigner, und er war in Mark, Gent, Gau 
und Volk nichts mehr und nichts weniger als voll berechtigter und voll verpflich⸗ 
teter Genoffe. Nur faktiſche, nicht rechtliche, nur quantitative, nicht qualitative 
Unterfchiede wurben durch die Ungleichheit des Befites, der Macht, des Ein- 
fluffes erzeugt, wodurch die Mittel zur Ausübung und Verwerthung ber an 
fih jedem Freien zuftehenden Stonomifchen und politifchen Rechte freilich ſehr 
verſchieden vertheilt waren. Als dann, wie die vorangegangene Darftellung er- 
geben hat, die gemeine Freiheit in allen politiichen Beziehungen zurüdtrat, als 
auch in oͤkonomiſcher Beziehung, weil ber Grunbbefig Duelle der nutzbaren 
Rechte wurde, die Möglichkeit vielfacher Genoſſenrechte und der Ausübung ber- 
jelben durch börige ober unfreie Stellvertreter den Grundherrn hoch über die 
Freien ftellte, blieb doch zunächft ber Grundſatz unangetaftet, ba die Genoffen- 
haften die Einheiten feien, aus denen dad Reich fi) aufbaue und in denen 
das Recht lebe, und daß in ihnen die herrichaftlichen Verbände als unter- 
geordnete Einheiten enthalten fein. Erſt mit ber Berbrängung biefes Grund- 


13) Neugart, Cod. dipl. I. ©. 232. Rr. 284: quicquid.... ex jure comilalus 
aui inibi possidere dinoscitur. — Vgl. auch Schulze 1. e. ©. 60f., def. ©. 61. 
Rote 3 und 62. Note 1. 
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princips, mit dem Seraustreten ber Grunbberrichaften aus ber Gemeinde⸗, 
Gent- und Gauverfaffung und ihrer Umbilbung zu eigenen Gemeinden, 
Genten, Grafichaften war ber Berfall der genofienichaftlihen Rechteorbuung 
eingeleitet und ſchritt in den einzelnen Gegenden und Ländern in demſelben 
Grade fort, in welchem jener Proceß fi) mehr oder minder durchgreifend vollzog. 

Dieſe Eremtion der herrſchaftlichen Verbände von den genofjenichaftlichen 
it es, welde den Hauptinhalt bes Nechtsiuftituts der Immunität bildet, 
und jede Erweiterung bes Immunitätsbegriffes, jebe Yüllung deſſelben durch 
die ebenfo jehr intenfiv als eytenfin fich fteigernden Privilegien bezeichnet zu- 
gleich einen Fortſchritt in diefer Eremtion). 


ı) Eichhorn, R. G. 8 86. 172. 173. 3. f. geſch. R. W. J. 191f. Sybel 
S. 251f. Montag, Geſch. der ſtaatsb. Freih. J. 216f. Landau ©. 32af. 
Roth, Beneficialweſen ©. 118. 354. Waig IL 291f. 317f. 569f. IV. 243f. 
Maurer, Einl. S. 289 — 245. Fronh. J. 275—306. Arnold, Verfafſungs⸗ 
geſch. der dentſch. Freiftädte L 12f. Heudler, die Stadt Baſel im M. U. ©. 5f. 
Dfenbrüggen, der Hausfriede. Erl. 1857. Zöpfl, das alte Bamb. R. ©. 157f. 
und R. ©. 5 al. Phillips, R. ©. 8 65. Walter 8 108f. Schulte 8 50. 
Sidel, die Mundbriefe, Immunitäten und Privilegien der erften Karolinger; in 
„Beiträge zur Diplomatit® Heft 3—5. Wien 1864 u. 65; bei. H. 3. S. 19—65 
und 9. 5. — Ueber bie angelfähfiihe Immunität 8. Maurer, Ueberih. IL. 
©. 41—62. Kemble, Introduction zu Cod. dipl. I. S. XLIIIf. 

Die verſchiebenen Meinungen über den Urfprung der Immunität gehen weit 
auseinander. Die Meiften Inüpfen nach dem Borgange von Sybel und Waiß 
an die römifche Stenerfreiheit oder doch an eine nachgebildete Abgabenfreiheit ber 
lirchlichen Befipungen an, und Heben dann vornemlich die finanzielle Seite als 
Uusgangspuntt hervor. Andere geben von den Borrechten des Könizäguts aus. 
So Sidel, welder die Immunität für ein urjprüngliches Vorrecht des Königs. 
guts erflärd (9. 5. ©. 1f.), welches in gleihmäßiger Weiſe (S. 30) die Zreiheit 
vom Eintritt öffentlicher Beamten (S. 18f.), das Recht, gewifie öffentliche Ab⸗ 
gaben und Leiftungen felbft zu erheben (S. 33f.), eine beftimmte Gerichtäbarteit 
(S. 51f.) m. f. w. umfaßt habe und dann zunädft den auf Königsgut gegrün- 
deten, bald auch anderen geiftlichen Iuftituten verliehen fei. Woher das Königögnt 
dieſe Vorrechte hatte, jagt er nicht. Am meiften fcheint mir das Weſen der Im- 
munität Maurer getroffen zu haben, dem 8. Maurer im Ganzen beiftimmt. 
Ihm ift im Tert vornemlih gefolgt. Wenn Heudler die Immunität aus dem 
erhöhten Frieden gewifler Räume — des Haufes, heiliger Haine, der Kirchen — ab- 
leitet, und von diefer negativen durch Verleihung über größere Gebiete aus⸗ 
gebehnten Immunität die davon abhängige, theild ans dinglichen, theild and 
perfönlichen Verbältnifien entipringende Gerichtöbarleit des Herrn trennen will, 
fo ift das an ſich richtig. Nur beachtet er zu wenig die Umbildung des Immu⸗ 
nitätebegriff6 im Zeitlauf, Die gerade in ber Verfchmelzung dieſer verjchiedenen 
Berbältniffe zu Einem Inftitut beftand. Dies ift au Arnold entgegenzuhbalten, 
der, indem er die urjprüngfiche negative Immunität und die ſpätere Berleibung 
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Der Keim der Immunität ift daher die Freiheit und der Friede bes ein- 
gehegten Haus- und Hofraums des vollfrein Genoſſen gewefn. Denn in 
Folge des diefem Raume anhaftenden binglichen Sonderfrievens, deilen Träger 
der Loseigner war, bildete derfelbe eine nach außen geichlofiene Einheit, in wel⸗ 
der die Genoffenfhaft oder ihr Vertreter nur durch Vermittlung des Herrn 
tbätig werben Tonnte, welche daher genofienfchaftliche und koͤnigliche Beamte 
nır mit Zuftimmung des Eigenthümers betreten durften. Diele ältefte ding- 
liche Immunität gieng mit ber Minderung ber Vollfreiheit als allgemeines 
Volksrecht verloren, ihre Refte dauerten aber im Aſylrecht ber Kirchen, 
Palatien, Burgen und Bürgerhäufer und in bedeutender Ausdehnung im eng- 
liſchen Hausrecht fort. Neben diefer dinglichen Eremtion ftand das perjönliche 
Mundium, welches die Vertretung der zur familia gehörigen Perjonen gegen 
die genoffenfchaftliche und äffentlihe Gewalt in ſich ſchloß; es war aber von 
jener zunächſt vollkommen unabhängig. 

Eine Erweiterung der Immunität mußte eintreten, wenn außer bem 
Haufe und Hofe weiterer Grundbefit als volles, durch Feine Yeld- ober 
Markgemeinfchaft mehr beichränktes Eigen ausgeſchieden ward”). Das war 
dur Abmarkung und Umhegung möglich, wie fle bei dem däniſchen Ornum, 
dem umgäunten Ader oder Rottland, dem gebannten Forfte vorfam. Schied 
in dieſer Weife ein Grunbbefiter nicht blos mit einzelnen Ländereien, jondern 
mit feinem gefammten Befigthbum aus der Markgemeinichaft, jo hörte für ihn 
überhaupt die markgenoſſenſchaftliche Gebundenheit, mit ihr aber natürlich 
auch das markgenoffenichaftliche Recht auf. Damit war er aber, jeitbem bie 
Markgemeinſchaft Grundlage der Gemeindegenoffenfhaft geworden war, zu- 
glei) won der Gemeindeverbindung erimirt. Hatte urfprünglich jeder Freie 
das Recht, jo aus der Marktgemeinde zu ftheiben, jo wurden doch die damit 
verbundenen Nachtheile nur für größere Grundherren durch die Bortheile über- 
wogen und fchlieglich galten nur fie für befugt dazu”). Für ben Grundherrn 
einer ganzen Mark oder vieler Marken, für den Eingelbefiger in unangebau- 
ter Gegend beftand von vorn herein Feine Gemeindezugehoͤrigkeit. War um 
aber ein folcher Grundherr von jeder Markgemeinſchaft erimirt, jo bildete er 
gewiflfermaßen eine Gemeinde für fih. Sein Gebiet war eine befondere Mark, 
die alle Beftanbtheile einer freien Mark in fi ſchloß und von einer ſolchen 
ih nur dadurch unterfchieb, daß ein Einzelhof ihr Haupt war. 


— — 


poſitiver Hoheitsrechte ſcheidet, Die letztere gar nicht mehr Immunität nennen will. 
An die Freiheit des Hauſes knüpft auch Zöpfl an. Landau ſetzt den Schluß 
ber Entwidlung an ihren Anfang, indem er von ber berrichaftlichen Gerichts 
barkeit ausgeht. 

% Maurer, Fronh. J. 285—295. Einl. S. 189. 217f. 239. 242. 243, 
Markv. S. 11f. 

2) Maurer, Einl. S. 148. 150. 151. 153. 216f. 242. 
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Gleichwol lag hierin noch nichts Beſonderes. Der Grundherr war als 
folder der Xräger eines binglidhen Friedenskreiſes, welcher alle auf feinem 
Grund und Boden anfäffigen Lente, die Yreien jo gut wie die Unfreien und 
Hörigen, ergriff. Dagegen erftredite fich fein perſoͤnliches Mundium unb die 
darin !iegende Vertretung gegen die öffentliche Gewalt nur anf bie lnfreien 
und Dörigen, die ja von Alters ber nur durch das Mittel des Herrn Ge 
nofſen der öffentlichen Verbände geweien waren, nicht aber auf bie. freien 
Sraubfaffen. 

Der Umftand indeh, daß bie perjönliche Herrichaft immer mehr als eine 
Golge der Grunbherrlichkeit erjchien, führte nah und nach aud zur Unter 
werfung der freien Grundjaflen unter die perjönlie Herrſchaft des Grund⸗ 
berm und es war die Hauptbebeutung der älteften Immunitätöprinilegien, 
dab fie die in diefem Sinme ausgebildete Machtfitte ausdrücklich anerkannten *). 
Man fah in der Annahme fremden oder der Auftragung eignen Landes eine 
fiillichweigende Kommendation und beftimmie daher, daß auch die freien 
Hinterfaffen der öffentlichen Gewalt gegenüber durch ihren Herrn vertreten 
werben müßten. Man verwandelte die blos bingliche Abhängigkeit in eine 
perjönliche, oder vielmehr man legte die perſoͤnliche Abhängigkeit iu bie 
dingliche hinein. Die freien Hinterfaffen blieben beerbannpflidhtig, aber nicht 
mehr der Graf jondern ihr Senior bot fie auf und führte fie; das Grafen- 
und Genigericht blieb für fie kompetent, aber ber Herr mußte die Ladung em- 
pfangen und ihr Ericheinen vermitteln; die öffentlichen Dienfte und Abgaben 
wurden von ihnen erfordert, aber nicht ber oͤffentliche Beamte ſondern ber 
Grundherr vertheilte fie und trieb fie ein. Kurz, der Immumitaͤtsbezirk war 
eine nicht nur dinglich jondern and perjönlic abgejchlofiene Einheit gewor- 
ben, welde erft durch das Mittel des Herm eine Einwirkung ber äffentli- 
hen Gewalt zuließ. 

Aufgehoben aber war damit bie öffentliche Gewalt in der Immunität 
noch nicht. Nur die Befuguufe, welche fonft in der genofjenichaftlichen Ge⸗ 
meindegewalt Ingen, übte ber Grundherr aus eigenem Recht; im Uebrigen 
hatte die Immunität nur erft eine negative Bebentung. Das Hinzutreten 
eined pofitiven Gehalte in immer wachjender Ausdehnung war eine fernere 
Stufe in der Fortbildung des Immmnitätsbegriffe. Indem theild dur Sitte 
und Herkommen, tbeild durch Privilegien, die aber bier wie überall mehr 
der Entwicklung folgten und fie ſanktionirten, als fie fehufen, den Immuni⸗ 
tätöherren Befugnifje der öffentlichen Gewalt in immer wachjender Zahl und 
Ausdehnung zu eignem Recht übertragen wurben, erlangten die herrſchaftlichen 
Verbände jelber die Bebeutung der alten Genofjenfchaftsverbände und zerrifien 
nnd erfeßten dieſe. Die Webertragung öffentlicher Gewalt begann, wie es 
ſcheint, mit der NMeberlafiung der öffentlichen Einkünfte, die theild durch allge 

% Maurer, Fronh. L 287f. Schon form. Marc. I, 3 fpricht von ingenui 
unb servientes. 
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meine Formeln (quicquid fiscus inde sperare potuerat) in gewiſſem Um⸗ 
fange®) verliehen, theild einzeln als Zölle, Gerichtsgefaͤlle, Konigsdienſte und 
Königezinfen dem Grundherrn als ſolchem überwielen wurben®.. Darin aber 
lag feit dem Durchdringen der patrimonialen Auffaffung zugleich die Berlei- 
bung der Gewaltrechte jelbft, beſonders ber öffentlichen Gerichtäbarkeit?). Se 
mehr dann das Patrimonialjyftem fiegte, in deſto größerem Umfange erfolgten 
diefe Verſchenkungen und Beräußerungen ber öffentlichen Gewalt, die enblich 
fogar über das Grundeigenthum bes Immunitätsbezirts hinaus auf Freie, Die 
auf eignem Grund und Boden und nur in ber Nähe ober im Umkreis bes 
immmunen Gebietes fjaßen, ausgedehnt wurben®). 

Schon jeit merovingiiher Zeit Hatten auf diefem Wege viele Kirchen 
und der König für feine eigenen Befikungen diejenigen Befugniffe, welche 
fonft der Sentenar übte, — insbeſondere die Gerichtöbarkeit in Bermögens- 
ſachen und geringeren peinlidhen Sachen nebft der entſprechenden Zwing- und 
Banngewalt, — zu eigenem Herrenrecht erworben. Ihre Gebiete waren alfo 
gewiffermaßen berrichaftliche Centen geworben, in benen ein herrſchaftlicher 
Scuithei an Stelle bes orbentlichen Unterrichters fungirte.e Vom Gau⸗ 
verbande waren fie dagegen noch keineswegs erimirt. Nur über Hörige und 
Nnfreie mochte der Immumitaͤtsvogt im Namen feines Herrn die obere Ge⸗ 
richtsbarkeit üben, freie Dinterfafien mußten in folden Fällen, beſonders alfo, 
wo es fi um Leib und Leben banbelte, nor das Grafengericht geftellt wer- 
ben, und vor dieſes gehörten auch Streitigkeiten der Immmunitätslente mit 
aufßenftehenden Seien, worin der Immunitätsherr eine eigene Entſcheidung 
hoͤchftens mit der Kraft eines Austrags fällen konnte“). Im der ganzen frän- 
kiſchen Zeit wurbe nur hoͤchſt felten die volle Grafengewalt einem Immmmi⸗ 
tätsberen eingeräumt. Einzelne gaugräfliche Befugnifie freilich erhielten die 
Grundherren ſchon vielfach, damit aber war die Grundherrſchaft aus der Gau⸗ 
verfaffung keineswegs erimirt. Bielmehr blieben mit wenigen Ausnahmen bie 
Smmunitäten Theile des Gans in dem fie lagen, und ver Grunbherr fowol 
wie feine freien Hinterjaffen compagenses, Mitglieber der Gaugenoffenſchaft. 

Erft ſeit den Zeiten der Ottonen dehnte man die Immunitätsprivilegien 
fo weit aus, daß damit befonders ben geiftlichen Herren alle Grafſchaftsbe⸗ 


5) Weber bie der öffentlichen Gewalt regelmäßig vorbebaltenen Leiftungen und 
Abgaben vgl. Sidel, 9. 5. S. 39. 42. 55f. Ueber die englifche trinoda ne- 
cessitas oben $ 10. 

6 Nah Sidel, 9. 5. ©. 35f. wäre eine folche Nebertragung auch da, wo 
ſie nicht ausdrüdlich erwähnt ift, anzunehmen. 

?), Bel. den vor. 9. 

% Das kommt zuerft am Ausgange des 9. Jahrh. vor. Waitz IV. 278. 
Sidel, 6. 5. ©. 28. 

%, Eichhorn, Zeitichr. 1. c. I. 193— 198. 
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fagniffe verliehen und die Immunitäten fo zu eigenen öffentlichen Verbänden von 
ver Bedeutung ber alten Gaue wurben. 

Im weiteren Berlauf wurden aud die höchften Amtöbefugniffe im Reich, 
die herzoglichen Rechte, eigenes Recht ber fürftlichen Smmunitätöherren und aus 
ven Grundherrſchaften wurben Territorien. 

Den Schlußftein in ber Reihe diefer Eremtionen bildet dann in gewifſem 
Sime bie Löfung der Territorim aus dem Reiche felbft, die endlich das Reich 

Bollfreie Höfe, grundherrliche Hofmarken, ISmmunitäten mit ber Beben- 
tung einer Gent, ISmmunitäten mit Grafichaftsrechten, fürftliche Territorien, 
Landesherrichaften und jouveräne Staaten find jo die Glieder einer langen 
Eutwidlungsreibe, welche den Herrichaftöverband von ben alten Genoffenver- 
bänden umd ben fie fortfeßenden Amtöverbänden in ftetigem Fortſchriti erimirte, 

Kür die fränfifche Zeit ift zu beachten, da in ihr die Smmunitäten noch 
wenig zablreih, in Deutichland mit Ausnahme vielleicht von Baiern kaum 
entwidelt, auch im Weiten nur felten erft weltlichen Großen verliehen‘), vor 
Allem aber erft in die Gemeinde und Sentgenofienfchaft zerftörend eingebrun- 
gen waren, während die Ordnung bes Reiches nach Gauen noch bie unerſchüt⸗ 
terte Grundlage des öffentlichen Lebens war. 


D. Die Genoſſenſchaft im herrſchaftlichen Berbande. 
$ 15. 

Es ift eine auf allen Gebieten bernortretende Cigentbüümlichkeit des deut⸗ 
ſchen Rechts, daß es die Gegenfähe zu vermiſchen neigte, während das römtiche 
Recht fie fchärfte und ſonderte. Schneller, Iogifcher und Tonjequenter, aber auch 
einfeitiger unb oberflächlicher entwickelte fi) ber römijche Geift, langſamer, 
unflarer und widerſpruchsvoller, aber auch vielfeitiger und tiefer ber beutiche. 
So blieb, während die römifche Abſtraktion die einmal gewonnenen Begriffe 
unverrädbar gegenüberftellte, das deutſche Rechtsbewußtſein durchaus konkret, 
fand in dem Ungleichen immer zugleich die Verwandtſchaft und im Aehnlichen 
bie Verſchiedenheit heraus und würdigte bie Relativität aller Lebensverhältnifſe 
auch in Wort und Begriff. Wenn der Römer am juriftifcher Durchbildung 
feines Rechtes und gedanklicher Vollendung unübertroffen blieb, wurben dem Deut- 
fchen burch das, was er an Gehalt und Lebenskraft feines Rechtes gewann, die for- 
malen Mängel erſetzt. Und zulett muß das beutiche Recht eine höhere Stufe als 
das römische erreichen, weil es die innere Einheit über und in den Gegen- 
fähen, und in ber Einheit die lebendige Mannichfaltigkeit zur Erfcheinung und 
Geltung bringt. 

»0%) Bei Marculf I, 3. 4. 17 ſchon Formeln für weltliche wie geiftliche Im⸗ 
munitäten. Bgl. Sidel, 9. 5. S. 15f. 
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Einen anfallenden Beleg für dieſe allgemeine Beobachtung bietet das 
Verhältniß der Genofienfchaft und Herrſchaft in ihrer inneren Struktur. Beide 
Gemeinihaftsformen find Gegenfäße und nehmen non entgegengefegten Polen 
ihren Ausgang. In der Genofienfchaft ift Die Vielheit, in ber Herrichaft bie 
Einheit das Urſprüngliche und in jener wirb bie Einheit allein von ber Ge 
fammtbeit, in biefer die Vielheit allein vom Herrn repräjentirt. Aber Die Ge⸗ 
uofjenfhaft ift doch zugleich Einheit, ber Herrſchaftsverband Vielheit und zu- 
letzt muß in beiben beides zur Anerfennung gelangen. So fand denn in ber 
Genoffenihaft eine ftete Bewegung zur Herorbringung eines Einheitsrechts, 
im Herrſchaftsverband eine Bewegung zur Zerftreuung des Herrenrechts in bie 
Vielheit Statt. Und zuleßt brachte die Genoffenfchaft aus ſich eine herrfchaft- 
liche Spite, der Herrichaftsverband in fi eine Genoſſenſchaft hervor. Die 
Bewegung der Genoſſenſchaft zur Derrichaft haben wir vielfach bereits verfolgt 
und ein felbftändiges Herrenrecht aus ihr entftehen fehen, welches nun jeiner- 
ſeits unaufhaltiam alle alten Genofienverbänbe zerſetzte. Kaum aber ſteht der 
Herrſchaftsverband tn felbftändiger Haltımg da, fo beginnt er feinerjeits in ſich 
die Genoffenfhaft in neuen Formen zu reprobneiren und damit ben Keim jei- 
ner dereinftigen Auflöfung zu entfalten. 

Daß urfprünglih von einer genoffenfchaftlichen Verbindung der Diener 
Eines Herm nicht die Rede war, ergiebt fih aus dem Weſen der Herrichaft. 
Nur der Herr ift das Band, welches den Verein zufammenhält, und denkt man 
ihn fort, fo zerfällt da8 Ganze in unverbundene Atome‘). Nah anfen wie 
nah innen ift ber Verband nur durdh den Herrn und in ihm eine Einheit 
und zwifchen den einzelnen Angehörigen des Vereins befteht kein rechtlicher Zu- 
fammenhang. Deshalb ſchließt auch der Herr entweder partiell, fo weit die 
Angelegenheiten des Verbandes reihen”), oder volllommen die Mitglieder bes 
Verbandes von der Theilnahme an allen anderen Gemeinſchaften aus und re- 
präfentirt fie bergeftalt nach augen”), daß ihnen feine Bermittlung erft bie 


1) Dies gilt daher felbft vom Gefammtlörper des fränfifchen Reichs, der ala 
folcher nicht genoffenfchaftlich, fondern nur berrichaftlich verbunden if. Waiß 
N. 87. Sybel 160: „ohne den König würden fie (die verfchtebenen Völker) nicht 
zufammengehören, zufammenbleiben, fondern er allein ift es, der fie einigt und 
zufammenhält.“ 

» Ob man ganz, oder nur mit gewiffen perjönlichen, oder gar blos mit 
Dinglichen Beziehungen in den Verband gehört, danach entjcheidet ſich bei den 
verfchiedenen Klaffen der abhängigen Leute dad Maß ber ihnen verbleibenden 
Theilnahme am Volksrecht. 

5, Schon die 1. Ripuar. tit. 30. 31 faßt Die Vertretung der freien wie ber 
unfreien Dienftleute allgemein ald ein respondere und repraesentare zuſammen. 
Weber die Vertretung gegen bie öffentliche Gewalt vgl. Maurer, Fronh. I. ©. 8, 
9. 23. 27. 30. 53. 92. 321. 330. 331 u. ſ. w. 
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Rechtsfãhigleit in einem fremden Kreife giebt‘). Zu dieſem perfönlichen Bande 
trat nun freilich feit der Verbinglihung der Herrſchaftsverbände theils für ein- 
zeine Klaffen theils für die Gejammtheit der abhängigen Leute eine bingliche 
. Einheit hinzu; allein auch biefe ftellte nicht einen unmittelbaren Zufammen- 
Bang unter ihnen her, fonden band fie nur durch Vermittlung von Grund 
und Boden an den Fronhof des Herm. Jeder Fronhof bildet mit den ihm 
zugehörigen freien, hörigen und unfreien Manſen, mögen fie auch in Wirklich. 
feit zerftreut liegen, rechtlich eine nach außen geichlofiene Einheit, eine integri- 
tass): aber für diefe ift zunächft Haupt (caput) und Band allein der Herren⸗ 
hof, ganz wie es die Perfon des Herrn für feine homines ift. Auch das 
völlige Verwachſen der perjönlichen Herrſchaft und der Grundherrichaft®) feftigte 
zwar bie Einheit bes Verbandes, verlegte aber an fich noch nichts Davon in 
eine Gemeinſchaft der abhängigen Glieder unter einander. 

Die Idee, baf neben ber durch den gemeinfamen Herrn und den gemein- 
famen Stonhof hervorgebrachten Verbindung doch auch ein felbftäubiges Band 
die abhängigen Leute ober gewifle Klaffen derſelben mit einander verbinde, ent- 
fand in unlöslicder Wechſelwirkung mit der Bildung eines herrfdhaftlichen 
Rechtes (jus curiae) in feinen Zweigen ald Hofrecht, Dienftreht und Lehn⸗ 
recht. Die Anfänge eines ſolchen Rechtes find fo alt wie ber Herrſchaftöver⸗ 


% Daber völlig freie® connubium und commercium nur im Verbande. 
Beräußerumgen an frembe Freie oder Hörige, wozu auch bie Freilaffung eigener 
mancipis (1. Wisig. V, 7. c. 16) und bie Hingabe von Darlehen (l. Burg. 21 
e. 1) gehört, waren nicht nur Unfreien (Maurer 1. c. ©. 320— 322), fondern 
auch ben fiscalini (1. Wisig. 1. c.), Freigelaſſenen (Cap. 561 c. 6. Perh IV. 12) 
und felbft freien homines (Maurer 1. c. ©. 331) ohne Bewilligung des Herrn 
verboten. Ebenſo Ermwerbungen (1. Bajuv. tit. 15. c. 3. Ed. Rothar. c. 287. 
239. L. Liutpr. VI, 5. c. 24 u. 33). In gleicher Weife war die Eingehung 
von Ehen mit Fremden beſchränkt. Maurer ©. 321. 322. 823—380. Das 
Weſen diefer Beſchränkungen zeigen Ausdrüde wie Cap. IIL 803. c. 10. Perg 
DIL 115: ut nec colonus nec fiscalinus foras mitio possint alicubi traditiones 
facere. Vgl. Cap. 864. c. 30. ib, 496. 

s Maurer, Einl. ©. 126. 127. 230—234. Fronh. I. 832. Auch wirth- 
Ihaftlih war der Fronhof Mittelpunkt des Ganzen. Maurer, Fronh. 1. c. 229f. 
254f. 318f. Die abhängigen Höfe find fein Zubehör (Brev. v. 812. Perg IIL 
177: respiciunt ad eandem curtem mansi ingenuiles; Urf. 752. Neugart L 
23: curtis.. cum 11 casatas quod ad haec pertinet etc.), die abhängigen Leute — 
felbft Die Freien — gelten ald Pertinenzen der abhängigen Höfe. Urk. v. 881. Ried, 
Cod. dipl. Ratisp. I. 67: cum parskalkis omnique censu eorum cunctisque juste ad 
eandem proprietatem pertinentibus. Urk. 950 ib. 97. Ed. Rothar. c. 374. 
195—197. L. Luitpr. VI, 44. 

©) Der beides umfafjende Name ift beſonders mitium. Aber aud) immunitas, 
dominatio, dominium u. f. w. Das Berbot einer Veräußerung foras mitio 
(Rote 4) und foras marcham (Cap. 779 c. 19. Perg ILL 38) fagt jept daflelbe. 
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band, indem das dentſche mundium von je ungleich ber roͤmiſchen potestas, 
die uur als Recht gefaßt wurde, zugleich Recht und Pflicht war unb in feiner 
Ausübung immer durch Sitte und Herkommen gewifien Beichränkungen unter- 
worfen war. GSelbft die Unfreien hatten ſchon nach Tacitus gewifle auch dem 
Herrn gegenüber jelbftändige Rechte”). Mit ber Erweiterung bed Berbanbes 
durch halbfreie und freie Elemente bildete fidh eine immer feftere Gewohnheit 
hinſichtlich der Anfprücde der Diener gegen den Herm aus. Sm Berbanbe 
felbft wurbe eine größere oder geringere Theilnahme an ber Ordnung aller ge» 
meinfchaftlihen Angelegenheiten und ein geregelter Mitgenuf des nad) Bolls- 
recht allein bem Herrn gebührenden Bermögens nach fefter Sitte allen Glie⸗ 
dern gegönnt. Kein Vollegericht hätte den Herren, ber ſolche Gewohnheit ge- 
brochen hätte, zu ihrer Beobachtung nöthigen Finnen; und dennoch wurde fie nicht 
gebrochen. Selbſt wo ber Dienftergebung ein Vertrag vorangegangen war, 
ſchützte ihn das Vollögericht nicht*); umd dennod galt feine Innehaltung als 
heilige Pfliht. Der Schu warb freilich einzig und allein vom Herrn ge 
währt; allein nach altgermanifcher Weife nahm er nur das Richteramt in An- 
fpruch und ließ durch ben Kreis der von ihm berufenen Leute jelbft das Recht 
weifen unb das Urtel finden. Je mehr freie Elemente fi unter die unfreien 
mifchten, defto fefter geftaltete fich durch Herkommen, Berträge und Bergleiche 
der Inbegriff der den Verband beherrſchenden Normen, bis endlich ein wahres 
Recht daraus wurde, das dem Volklsrecht an Yeftigkeit vollkommen gleich 
ſtand). Ihrem Inhalt nach entwidelten die Rechte ber einzelnen Berbänbe 
fih in Allem analog und doc im nichts ganz gleich dem Volksrecht. Alle 
volksrechtlichen Inftitute Tehrten daher hier wieder, alle aber wurden fie durch 


7), Tac. Germ. c. 25: suam quisque sedem, suos penates regit;.. et Ser- 
vus hactenus paret. 

6) Wenn nicht, wie fpäter vorfam, ausdrücklich der Schup bes Vollsrechts 
vorbehalten ward. Eine ſolche Abmachung iſt anzunehmen, wenn für bie vor⸗ 
bebungene Wiebereinlöfung aufgetragener Güter das Grafengeriht Tompetent war. 
Cap. 817. c. 11. Perg II. 215. Bol. Maurer, Fronh. I. 67. Bluntſchli, 
R. ©. I. 95f. 

%) Neber die Bildung des Hofrechts vgl. Eichhorn, Zeitfehr. cit. I. ©. 199 F- 
R. G. 3 259. Zöpfl, Rechtsquellen $ 24. Maurer 1.c. I ©. 499 — 505. 
Die Zeit, in welche die Anfänge eines wahren Hofrechts fallen, läßt fi kaum 
annähernd beftimmen. Schon in karolingifcher Zeit ift von einer antiqua con- 
suetudo, loci consuetudo, oder fogar lex ber Fistalinen und Liten die Rebe. 
urk. v. 775 6. Hontheim I. 136: aliam legem et consuetudinem sicut reliqui 
infra regna nostra habuerint fiscalini. Form. Andegar. c. 24 u. 29: pro lege 
- emendare. L. Burg. tit. 57: sicut est consuetudinis. Cap. Langob. v. 801. 
Pertz III. 84: Aldiones ea lege vivant. Cap. v. 861. Perg III. 477: nolu- 
mus quia nec lex est, ut advocatus Francus suam legem, sed coloni vel servi 
de sus advocatia legem componat. 
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das Herrenrecht modificirt. Der Herr war Träger bed Friedens und deshalb 
Richter; aber er 309 Urtelfinder aus den mit dem Bellagten ftandesgleichen 
Ritgliebern des Berbandes zu und Hof-, Mannen- und Lehngerichte entftanden'®), 
Der Derr hatte Gebot und Berbot, Zwing und Bann; aber er gieng nicht 
son der durch Herkommen gebeiligten Uebung ab und ließ diejelbe von ben 
verfamsmelten Leuten weifen'!)., Der Herr war Duelle bes abgeleiteten Ber- 
mögens ber Einzelnen; aber es bildeten fich felbftändiges Bertragsreht und 
Erbrecht dafür ans, nur daß Näherrechte und Fallrechte aller Art an den Ur- 
fprang erinnertn. Der Herr hatte perfänliche Gewaltrechte verichiedener 
Urt, auch bei Hörigen Ehezwang, Veräußerungs⸗ und Berpfändungsrecht; aber 
wenigftens ein feftes Recht, auf ber Scholle zu bleiben und nur im Berbande 
zu Berbinbungen genöthigt zu werben, erlangte frühzeitig der Einzelne. “Der 
Herr beftimmte bie Stellung des Einzelnen, gab die Organifation des Gan- 
zen unb ernammte fi) Stellvertreter; aber mehr und mehr entftanden auch hier 
feſte Standesbildungen, politifche Inftitute, unentziehbare Amtsrechte. Ind 
wie fo in allen Beziehungen das Vollsrecht eindrang und fich den bejonderen 
Berbhältniffen anpaßte, fo ergriff endlich auch die volksthümliche Idee der Ge⸗ 
uofienfchaft die einander naheftehenden Glieder des Verbandes. Wurde von 


20) Bol. über Entftehung und Geſchichte der berrichaftlichen Gerichte Maurer, 
Geſch. der altgerm. Gerichten. 1I1—14. 65. 67. Fronh. I. 158. 159. 170. 185. 
434 — 499. 308 —- 311. Unger, Gerichtön. 93. 264f. Waitz IV. 383f. Gegen 
die beiden Iegteren nimmt Maurer mit Recht für die Lehngerichte fo gut wie 
für Bogtei- und Hofgerichte aller Art den Urfprung aus der im berridhaftlichen 
Mundium liegenden Schupgewalt und Schutzpflicht in Anfprud. Zu beachten 
tft ner: 

a. baß jede berrichaftliche Gerichtäbarkeit fich auf die inneren Angelegenheiten 
des Verbandes befchränkte, das Volksgericht alfo nur für Unfreie völlig, für 
Halbfreie oder freie Bafjallen in ſehr verfchiedenem Grabe ausſchloß; 

b. daß die Gerichtöbarkeit mit dem Inhalt der Verbindung wuchs nnd fid 
veränderte, daher auch aus einer fchupherrlichen allmälig zu einer grundherrlichen 
wurde, ba daher indbefondere bie beneficia ber Gerichtöbarkeit des Herm erft 
unterliegen Tonnten, ald fie innerlich mit der Bafjallität verknüpft wurden, weshalb 
man für die ältere Zeit nur von vaffallitifchen Gerichten fprechen kann, Die 
fi fpäter in Lehngerichte umbildeten; 

ce daß erft allmälig, beſonders feit ber Nebertragung öffentlicher Gerichte: 
barkeit auf Immunitaͤtsherren und feit der Auffafjung ber königlichen Gerichte: 
barkeit als herrſchafilicher, der innere Unterſchied ber vollksrechtlichen und berrichaft- 
lichen Gerichtsbarkeit ſich verwilchte, während Die letztere urfprünglich mehr eine 
disciplina und dispositio war. Erſt allmälig fanden baher auch die volksrecht⸗ 
lichen Inftitute, Urtelöfindung, Schöffen, Umftand, Regeln über Verfahren, Zeit 
und Ort, Dingpflichtigkeit u. f. w. bier Eingang. 

ı) Maurer l. c. ©. 477—484. 
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ben abhängigen Leuten ſelber das Recht des Verbandes gewiefen!*) und fort⸗ 
gebildet, fo Ing es nahe, auch die Duelle dieſes Rechtes nur zum Theil noch 
im Herm, zum andern Theil in den Leuten zu finden. Auch ihre gegenfeiti- 
gen Rechte und Pflichten wurden durch dieſes Recht geregelt: mithin beſtand 
eine rechtliche Verbindung, eine Freundſchaft des Friedens und Rechts unter 
ihnen, für welche — zum Theil wenigftens — bie Geſammtheit jelbft die Duelle 
war. Eine Friedend- und Rechtögemeinichaft, welche eine Vielheit in ſolcher 
Weile verband, machte diefelbe aber eben zu einer Genoſſenſchaft, indem fie 
ein jeden Einzelnen mit jedem Einzelnen verfnüpfendes, die Gejammtheit aber 
als eine Einheit abſchließendes Band ſchlang. Im ihren inneren Angelegen- 
beiten war eine foldhe Genofſenſchaft einer volksrechtlichen Genoffenichaft ſehr 
ähnlich; nach außen unterjchied fie fi von jener durchaus, indem fie inner- 
halb der Schranke bes Herrichafteverbandes ſtand. 

Allen Verbänden oder Perjonen gegenüber, welche nicht zu bemfelben 
Herrn gehörten, war baber die berrichaftliche Genoffenichaft nur iu Gemeinfchaft 
mit ihrem Herrn und durch ihn rechtöfähig ober überhaupt eine rechtliche Ein- 
beit. Cigenthümlich aber geftaltete fich ihr Verhältniß zum Herrn felbft. 
Auf der einen Seite war dieſer ihr natürliches Haupt, bie Duelle ihres Rechtes, 
ihres Friedens, ihrer Einheit, ihres Dermögend. Auf der andern Seite war 
fie ihm gegenüber ein felbftändiges NRechtsfubjelt, auf welches ein Theil bes 
Herrenrechts zu Geſammtrecht übergegangen war. Das Hof- oder Dienft- 
recht, welchem fie nun durch genofjenichaftliche Mebung, Rechtweilung und Küre 
ein fefteres Fundament gab und genofienjchaftlichen Schuß gewährte, war jet 
ein zwar urfprüngli vom Herrn abgeleitete, aber auch ihm gegenüber jelb- 
ftändig gewordenes Beſitzthum der Geſammtheit. Und eben fo erlangte die 
Gefammtheit als folche eigene® Vermoͤgensrecht (z. B. an der Hofallmende) 
und eigene politifche Anfprüche gegenüber dem Herm. Der Borgang, durch 
welchen ein Theil des Herrenrechts an eine abhängige Gefammtheit kam, war 
ein ganz ähnlicher, wie der Uebergang bes Rechts einer Genoſſenverſammlung 
auf ihren Borftand. War bier das Ende der Entwidlung häufig die Um⸗ 
wanblung des Borftands in einen Herm, fo kam fpäter auch umgekehrt bie 
Auflöfung alles Rechtes des Einen in die Vielheit vor. Zunächſt indeß ftanden 
fih noch lange Genofienfchaften mit berrichaftliher Spike und Herrichaften 
mit abhängigen Genoffenfchaften jcharf und deutlich als zwei verichiebene Ver⸗ 
‚eindgattungen gegenüber, in der einen war das Geſammtrecht, in ber 
andern dad Herrenrecht noch lange das nicht nur. der Idee nach urfprüngliche, 
fondern auch ber That nad) präponderirende Element. 

Bann fi) zuerft Genofjenfchaften in berrichaftlichen Verbänden entwidelt 
und vollendet haben, läßt fich nicht feftftellen. Ausdrücklich urkundlich er- 
wähnt wird erft am Ende des 9. Jahrhunderts eine societas unter Dienft- 


12) Maurer, Fronh. L ©. 501. 504. 
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lenten 28). Ganz aber bat vielleicht nie bie Anſchauung, daß die einander gleich⸗ 
ſtehenden Mitglieder eines Herrenverbandes durch ein beſonderes genofſenſchaft⸗ 
liches Band auch mit einander verfnüpft ſeien, gefehlt, und jedenfalls iſt, wie 
die bei den meiſten deutſchen Rechtsinſtituten ber Fall, die abhängige Ge 
noffenfchaft um Vieles Alter als ihre erften urkundlichen Spuren. 

Doc darf aus ber Bezeichnung abhängiger Leute als „Genofien” uod 
keineswegs darauf, daß fie eine Genofjenfchaft gebildet hätten, gejchloffen wer- 
den. Der Ausdrud Bann fih auch anf das Verhältniß zum Herrn beziehen, 
indem damit bie enge Gemeinſchaft des häuslichen Lebens unter ehrendem Hin⸗ 
weis auf bie fociale Gleichftellung bezeichnet wird. Dies ift z. DB. bei Ge 
folgsleuten und Antruftionen der Fall. Wenn fie Gefellen, Gefährten, Freunde, 
Zitch- umd Heerdgenofien, socii, convivae, commensales, amici, pares u. ſ. w. 
genannt werden'*), jo beziehen ſich offenbar alle dieſe Ausbrüde, wie auch häufig 
and ausdrũcklichen Zujähen hervorgeht, Iediglich auf das Verhältniß zum Herrn, 
nicht auf das Berbältnig der Gefolgsleute unter einander. Unter einander 
konnten fie gar feinen wahren Genofſenverband bilben, weil die im Gefolge 
fortbeftehenden Unterjchiebe der Geburtöftände dies verhinderten. Edle, Freie, 
Römer und Liten Tonnten in berfelben trustis, fie konnten aber nicht mit ein- 
ander im Genofienverkande fein. Den einzelnen Ständen im Gefolge aber 
fehlte Beranlaffung und Berürfnig zur Bilbung befonderer Genofjenjchaften, 
da ihre Stellung in ben vollsrechtlichen Genofienfchaften nur modificirt, nicht 
aufgehehen war’). Den Edlen und Freien im Gefolge gewährten Volksrecht 
und Bolkögericht in allen außerdienftlichen Angelegenheiten Schub, die dienft- 
lichen Angelegenheiten dagegen, in benen ber Herr ber Richter war, bezogen 
fich zunächft vornemlih nur auf die Sphäre des hänslichen und privaten 


12) &8 ift die societas parafridorum unter ben servi fiscalini zu Worms, 
welche in Urf. v. 897 6. Schannat, hist. episc. Worm. II. ©. 14 zuerft genannt 
wird. Hier gehören dazu die, qui regiae potestati parafridos in expeditione 
reddere consueverunt, nad) Urk. v. 918 ib. ©. 16 die familia utriusque sexus, 
quae parafredos et cetera utensilia regiae potestati, quando usus exigit, in 
servitium persolverat. &8 liegt alfo eine eigentliche Dienftgenofienichaft vor. 

19 C£. oben $ 11; amici unb pares beißen die Antruftionen in Marculf 
1, 23. 24. 32. Korm. Lindenbrog. c. 36. 37. 126. — Noch im Sabre 1347 
nahm Karl IV. den Erzbiichof von Köln ganz nach dem Mufter diefes uralten 
Berhältniffes häuslicher Lebensgemeinichaft in familiarem cottidianum domesti- 
cum commensalem an. Lacoriblet, nieberrhein. Ur. III 655. 

18) CA. oben $ 11. In diefem Sinne konnten aljo die Gefolgsleute auch 
unter einander Genoffen fein, die Freien alfo 3. B. Vollegenofien, Einzelne von 
ihnen Saugenoffen.. Es bebarf aber laum des Hinweijes, daß ein folches trof 
des berrichaftlichen Verbandes fortbeftehendes Gendffenverhältnig mit einer durch 
ihn entftehenden und auf feine Grenzen beſchränkten Genoſſenſchaft nicht die 
mindefte Verwandtſchaft bat. 
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Lebens. Um diejer Gefolgegerichtöbarkeit wegen mit Maurer anzunehmen, 
daß jede Gefolgeichaft von je eine Schutzgenofſenſchaft gebildet habe:*), 
liegt Tein Grund vor. 

Ob in karolingiſcher Zeit, ald die alte trustis ſich in mehrere Kreiie 
nah Stand und Beruf gejondert hatte, die freien Baffallen und die höheren 
Minifterinlen bereits dienftrechtliche Genofjenfchaften bildeten, ift ungewiß. 
Möglich wäre ed, da bie Geburtsunterjchiede bereits hinreichend verwifcht waren, 
die Baffallen Freiheit genug behalten hatten, um zu jelbftändiger Einheit befähigt 
zu fein, und Freiheit genug verloren, um einer Einigung unter ſich zu bebür- 
fen, die höheren Minifterialen ebenfalls unabhängig gemug geworben waren, 
um genoflenjchaftlihe Rechte zu erlangen. Sichere Beweile indeß von dem 
Borhandenfein der Mannengenofienichaften Iafien ſich erft aus ber nächften 
Periode erbringen '”). 

Ungneifelhaft bagegen ift es, daß bie unterfte Gattung ber herrſchaftlichen 
Genofienihaften, die Genoffenfchaften des eigentlichen Hofrechts, bereits in 
fraͤnkiſcher Zeit ausgebildet waren. In ben geichloffenen Hof- und ISmmuni- 
tätsbezirken waren die zugleich demfelben Herrn und demfelben Fronhof ver- 
bundenen Leute durch gemeinfame Lage und gemeinjames redhtliches wie wirth- 
ſchaftliches Intereſſe auf eine engere Gemeinſchaft mit einander von jelbft bin- 
gewiejen. Freilich fanden auch hier die Unterſchiede der Geburtsftände bindernd 
entgegen; Freie, Hörige und Unfreie konnten nicht Genofjen fein. Auch waren 
bie freien Grundſaſſen nach wie vor Mitglieder der volksrechtlichen Genoſſen⸗ 
haften, den Unfreien aber mangelte Die Selbſtändigkeit des Rechts, welche 
jeder Genofienverband vorausjegt. Allein die verfchiedenen Klaſſen der Halb⸗ 
freien und Hörigen, der Liten und Liberten, Barfchallen und Aldionen, Schup- 
börigen und Grundhoͤrigen waren auf der einen Seite einander nahe genug 
gerückt, um im Wefentlichen als pares zu erfcheinen, und hatten auf der andern 
Seite jelbftändiged Recht genug, um eine Geſammteinheit darzuftellen, während 
ihnen doch der für die ingenui fortdauernde Volksverband mangelte"). War 
daber eine Hofmark ganz von hörigen Leuten befiebelt, welche demjelben Herren⸗ 
hof dienten und zinften und dieſelben berrichaftlichen Wälder und Weiden nup- 
ten, fo war bier die Idee einer Hofgenoffenihaft wie von felbft gegeben. In ber 
That Spricht denn auch ſchon das Ed. Rothar. von dem socius eines servus 
massarius und die Lex Wisigotl. von conservi der Fißkalinen'"), Bezeichnun- 
gen, die fpäter wie bie verwandten (3. B. consocii, pares, consortes) allge- 


 Sronh. I. S. 47 u. a. a. O. 

17) Bol. unten $ 22. 23. 

16) In dieie Klajien verlegt auh Maurer, Fronh. I. 477f. die Anfänge ber 
Hofgenofjenichaft. 

19%) Ed. Rothar. c. 238: servus massarius licentiam habeat de peculio 
Bu0... in socio dare et in socio recipere, vendere antem non licet, nisi pro 
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mein für die Dofgenoffen üblich wurden. Einmal entftanden, drang bie Idee 
der Genoſſenſchaft auch in andere Hofverbänte ein und mußte bier bie fort- 
Khreitende Nivellirung der alten Geburtsunterſchiede ihrerſeits ebenfo förbern, 
we diefe ihr zu Gute kam. Ueberall näherten fi alle Klafien ber abhän- 
gen Bauern langſam ben Hörigen, die Freien, indem fie Rechte verloren, die 
Unfreien, indem fie Rechte erlangten, und fo kam es ſchließlich faft in allen 
Gronhöfen zu geſchloſſenen Hofgenoſſenſchaften ſämmtlicher Hufenbefiger, in 
denen dann nur je nach ber urſprünglichen Miſchung ihrer Beſtandtheile bald. 
das Element ber Freiheit, bald das ber Abhängigkeit überwog *). 

‚Bie in den Hofverbänben, fo trat aber bald auch in ben höheren Dienft- 
verbänben die Idee einer abhängigen Genofienfchaft unter den nad Stand unb 
Deruf gleichen Dienern beffelben Herrn immer beutlicher hervor, und kaum 
wor das Reid) in feiner Geſammtheit ein großer Herrſchaftsverband geworben, 
als auch in ten oberften Reichöverhältnifien fih die Spuren einer Auffaffung 
zeigen, nach welcher die neu fich bildende Dienftariftofratie dem König als eine 
geuoffenfchaftlich verbundene Geſammtheit (generalitas universorum majorum) 
wit felbfländigem Geſammtrecht gegenüberfteht, die fogar in meroningifcher 
Zeit mitunter fich ihren Borftond, den Hausmeier, felbft wählt) und fo fi 
eine gewiffe Organifation giebt. 
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Wie für die geſammte beutjche Rechtsentwidllung, jo war insbejondere auch 
für das Genoffenfchafteweien die Verbindung, weldhe das germaniſche Weſen 
mit der hriftlichen Kirche eingieng, von größter Bedeutung. Größer uoch war 
freilich umgefehrt der Einfluß, welchen das Germanenthum feinerfeits auf die 
Geftaltung der Kirche übte. Weil indeß das Fundament ber Kirche immer 
ein vorgermanifches blieb und auch bei ihrer Fortbilbung neben den germani- 
ſchen Rechtsideen theils römiſche Traditionen theils univerfelle religidfe Ideen 
munterbrochen wirkten, gehört die Rechtsgeſchichte der Kirche als Koͤrperſchaft 
und der in ihr enthaltenen‘ Körperihaften einem befonderen Gebiete an und 
es ift bier nur von der Einwirkung der Kirdhe auf das deutiche Vereinsrecht 
zu handeln. 

Die chriftliche Kirche kam ben Germanen von aufen; nicht die Völker 
Batten fie aus fich hervorgebracht, fondern fie war da und forderte den An⸗ 


utilitate casae ipsius necessarium est, quatenus casae proflciat, ut non de- 
pereat. L. Wisig. V, 7. c. 16. von fiscalini: ut a serrvis nostris tantummodo, 
quod conservi eorum vendiderint, comparetur. 

2) Maurer, Fronh. I. S. 481 —483. ©. 366 — 374. 

m) Waitz II. 623. 624. 
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ſchluß. Hieraus allein ſchon ergab es fih, daß bei dem Kampf genofienfchaft- 
licher und herrichaftlicher Ideen der Eintritt in die Kirche zunächft entſchieden 
zu Gunften der letteren wirken mußte. 

Die Kirhe — und beſonders die Kirche in der von den Franken ange- 
nommenen und durchgeführten Tatholifchen Form — war aber auch in ihrer 
inneren Organifation einem beutfchen Herrſchaftsverbande ähnlicher, als einer 
freien Genoffenfhaft. Bon einer Gemeindeverfaffung war in ihr wenig mehr bie 
Rebe und wenn zunäcft die Gefammtheit der Biichöfe ald Trägerin der Kirche 
erichien, jo war doch einerfeitd ber Primat bereits im Borbringen begriffen, 
andrerjeite waren die Koncilien des Reiches und der Provinzen im fränfiichen 
Reiche wegen ihrer Zufammenberufung und Leitung durch den König und 
feine Beamten, ihrer innigen Verbindung mit den Zufammenkünften der welt- 
lichen Großen und der Stellung ber Bilhdfe zum König weit mehr Ber 
fammlungen der geiitlihden Großen bes Reiches ober eines Reichstheils, als 
Berfammlungen einer vom Reiche unabhängigen Kirchengenofienfchaft. 

Deshalb übertrugen die Deutfchen, die in ber Kirche nur den in die ir- 
diſchen Berbältniffe hineinreichenden Theil eines großen himmlifchen, nad dem 
Mufter der weltlihen Verbände organifirtn Reiches erblidten, auf dieſes Got⸗ 
tesreich und feine Kirche nur die berrichaftlichen, nicht die genoflenfchaftlichen 
Rechtsideen. Alles Recht und alle Gewalt galt ihnen bier als von oben nach 
unten geliehen und wurde von jedem Unteren im Namen des Oberen und zu- 
legt im Namen Gottes ſelbſt geübt. Wer zur Kirche gehörte, der gehörte da⸗ 
mit dem großen Gottesreich, der civitas Dei, für das Diesfeitd wie für das 
Senfeit als ein Glied im Herrichaftsverbande au. Gott felbft war der himm⸗ 
liſche König und fein Sohn und Erbe Mitlönig dieſes Reiches; aber fie 
waren feine altgermanifchen Bolkskönige, jondern große Gefolgeherren, denen 
bie Gläubigen ald getreue Mannen zu dienen hatten und die bafür mit reich 
liher Gabe lohnten. Deshalb ftufte fih nach dem Verhältniß zu Gott die 
Stellung der Chriftn ab. Seine nädften unb vertrauteften Diener waren 
bie Heiligen, mächtige himmlische Vaffallen, deren Fürſprache viel beim Herrn 
vermochte. Statthalter und Beamte auf Erben waren bie kirchlichen Würden⸗ 
träger, von verfchiedener Ordnung und Befugniß gleich deu weltlichen Beamten, 
mehr aber noch als die weltlichen Großen im Alleinbefig ber berrichaftlichen 
Rechte des Reichsverbandes. Unter ihnen erft ftanden die Laien, durch das 
Bekenntniß zugeichtworene Treudiener Gottes, aber ohne Antheil au der Regie 
rung feines Reiches. Ganz ähnli war die Gliederung bes Tirchlichen Ver⸗ 
bandes für das Volksbewußtſein beichaffen. Jede einzelne Kirche war ber 
räumliche Mittelpunkt eines engeren berrichaftlichen Verbandes, dem Fronhof 
des Königs vergleichbar, von welchem jein Bafjall das Herrenrecht übte. Wie 
für das weltliche Neich ber Königehof die Spige war, jo wurde allmälig bie 
römijche Kirche ter Mittelpunft bes Gottesreiches anf Erben. Die einzige 
firchliche Inſtitution, welche hierzu iu einem gewiflen Gegenſatz ſtand und zu 
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allen Zeiten am ftärfften das genofienfchaftliche Element in der Kirche vertrat, 
waren bie Klöfter; aber auch fie ftellen fich in diefer Zeit, was wenigftens 
isre Auffaffung im Bollsbewnßtfein angeht, Teineswegs als freie Genoſſen⸗ 
ſchaften, ſondern als berrichaftliche Verbände bar. Nicht Sippen oder Ge 
meinden werben fie verglichen, fondern fie find häusliche Gemeinſchaften oder 
nad dem Borbilde eined Hausweiens geformte Dienftverbände, an deren Spitze 
der Heilige, der durch ben Abt vertreten wird, ſteht. Sie find baber bie 
familia, das hired bes Heiligen und feines Vertreters, fie gehören zum Klofter 
wie Dienfimannen zu einem Herrenhof und fie erlangen erft allmälig, gleich 
Hau har hgemeinden, genofienfhaftliche Verfaffung und jelbftändiges Ge⸗ 

Die Bertheilung ber Laien und des von ihnen bewohuten Gebiets unter 
die Kirchen, wenn fi) auch Parochien, Archidiakonate und Episkopate vielfach 
an die beftehenden Boll und Lanbestheilungen anfchlofien?), trägt im Ganzen 
durchaus den Charakter einer von oben gemachten Eintheilung für Berwaltumgs - 
zweite. Deshalb haben auch die Laiengemeinden, wennſchon Mitwirkung bes 
populus, plebs u. f. w. bei Pfarrer- und Biſchofswahlen und fonftigen wich⸗ 
tigen kirchlichen Alten vielfach erwähnt wird, nicht die Natur genofjenichaftlich 
organifirter, fich jelbft verwaltender Kirchengemeinden, fondern fie find Ber- 
waltungsfprengel hierarchiſcher Art. 

So gehören die Laien nur paffiv zur Kirche, die Kirche im engeren 
Sinn als Inbegriff der Mitträger kirchlicher Gewalt ift beſchränkt auf deu 
aniverjellen Dienftverband der Geiftlihen. Diefer große Berband, durch Feine 
Gebiets· oder Bollsgrenze beſchraͤnkt, nach eigenem Recht lebend, fteht dem 
Bolt ald eine geſchloſſene Einheit fremd gegenüber. Wenn aber von einer 
Verbindung der Kirche mit dem Boll als ber großen Friedens⸗ und Rechts. 
genoffenfchaft der Freien nicht Die Rebe ift, jo ift fie defto inniger und man- 
nichfacher nıit dem Herrfchaftsverbande des „Reiches“ verknüpft, der vom R- 
nigkhof aus fich in die Genoflenfchaften hineinlagert. Noch nicht ſtark genug, 
um aud dem Könige gegenüber ſelbſtändig aufzutreten, begab fih bie Kirche 
in ihrer Geſammtheit wie in ihren Gliedern unter Lönigliher Mundium und 
wurde fo ein Glied bes Reiches. Ihre Würdenträger kommendirten fi) und 
empfiengen Beneficien, die Landeskirche trat in die Schutzherrſchaft des Königs 
und feit der Wiebereinführung der Kaiferwürde kam die römifche und damit 
die chriftlich⸗katholiſche Kirche in ihrer Geſammtheit unter Eaiferlihe Schirm- 
herrſchaft. Für deu irbiichen Schub, den ihr die weltliche Herrſchermacht ge» 
währte, lohnte fie diefer durch die religidie Sanktion, welche fie ihr ertheilte. 
Judem fie jedes Herrenrecht auf göttlihe Anordnung, jede weltliche Macht auf 
bimmlifchen Uriprung zurüdführie, ftellte fie ber aus ber Webereinftimmung 


1) Nähere Nachweiſe in $ 31 und im zweiten Theil, 
2) Landau, Territor. S. 367—392. Er gebt aber viel zu weit. 
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freier und gleichberechtigter Genofien ftammenden Gewalt bas von oben abge- 
leitete Recht als das eigentlich Iegitime gegenüber. Bor Allem lehrte fie, daß 
ber König Stellvertreter Gottes auf Erden ſei und von ihm bie Herrſchaft 
über fein Volk als ein göttliche Dienftamt zu Leihbefig habe?). Ja jelbft 
das alte Nationalland follte nun ein Beneficium fein, das Gott dem Könige 
gegeben‘). Das göttliche Recht des Königs ſetzte fich aber natürlich in feinen 
Baffallen und Beamten, ſetzte fi in jeder auf koͤnigliche Verleihung zurüd- 
zuführenden Gewalt fort, fo daß bis in die engften Kreife binein die Bolls- 
religion ber fi) ausbreitenden Idee ber Herrichaft und bes Dienftes eine der 
wejentlichiten Stüßen bot. 

rat aber jo bie Kirche der Genofſenſchaft des deutichen Rechtes zunächit 
überall nur negativ gegenüber, fo wirkte fie imbireft fchon in dieſer Periode 
für die Ausbreitung der genoffenfchaftlihen Elemente, für die Verbreiterung 
der Bafis dentſcher Selbftverwaltung vor Allem durch bie amferorbentlichen 
Verdienſte, welche fie ſich nm die Berbefierung des Loſes der Unfreien erwarb*). 
Für die Bildung von Hofrecht und Hofgemeinden war die Kirche im ihren Im⸗ 
munitäten am frübeiten thätig und dadurch vor Allem wurbe die Beichräntt- 
beit der älteften Genoffenfchaft, welche uur für die Vollfreien da war, über- 
wunden. 


8 17. Einfluß der römifhen Staatsidee auf bie deutide 
Genoſſenſchaft. 


Wie hoch oder gering man den Einfluß anſchlagen mag, den die erſte 
Berührung mit dem roͤmiſchen Weſen auf bie Geftaltung ber germanifchen 
Welt und insbeſondere auf die Fortbildung von Recht und Berfafiung geübt 
bat, in dem Kampf der berrihaftlichen und genoffenichaftlichen Verbände tft 
eine Einwirkung roͤmiſcher Rechts⸗ und Stantsideen auf die ſchnellere Berftö- 
rung ber alten Genoffenverbände und die Ausbreitung des Herrenrechts wicht 
zu verkennen. 

Fremd und unbegreiflich flanden dem Germanen Kultur und Recht bes 


» So nicht nur — ausweitlich ber Kapitularien — bei ben Franken, ſondern 
auch bei den Angelfachfen. Vgl. z. B. Urt. v. 772. Rr. 120 b. Kemble, Cod. 
dipl. J. ©. 147: Ossa Dei praedestinatione rex Anglorum. Ur. v. 854. 
Nr. 271. ib. IL 52: populi ab omnipotente deo mihi collati. Urt. v. 969, 
Nr. 555. ib. III 89: dei gratia rex Anglorum. Ar. 605. ib. ©. 149: rex a 
domino constitatus. Nr. 607. ib. S. 151. Ar. 1041. ib. IV. ©. 88. d. 832. 
Nr. 1068. ib. ©. 183. d. 388: gratia dei disponente procuretor in dominio 
regni Merciorum., 

% Bol. z. B. Url. v. 860-865. Nr. 289 b. Kemble I. ©. 78; v. 864. 
Ar. 271. ib, ©. 52. 

% ©. bef. Gfrörer, Volksrechte II. ©. If. 
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abfterbenden Katferftants gegenüber; aber wenigftens äußerlich mußte er fie in 
irgenb einer Weiſe mit dem eiguen Weſen in Verbindung jehen, wenn er feine 
Aufgabe auf den Trümmern ber Vergangenheit erfüllen wollte So mußte 
er auch feine Borftellungen über das Princip Ne en Be aigenge 
den Gedanken, die darüber in ben römiſchen Provinzialen lebten, einigermaßen 
nähern und umgelehrt dieſe letzteren dem eigenen Syftem mnöglichft aupafien 

umb vinfügen. 
Ju beiden Beziehungen war die alte Geuofienfchaft wenig geeignet, eine 
aller Selbftverwaltung 


Staat oder Gemeinde von oben empfangenben Romanen lebte kaum eine 
Recdytsibee, beftanb Taum eine Ginrichtung, in welcher die deutichredhtliche Ge⸗ 
nofſenſchaft mit ihrer Freiheit, Selbftverwaltung und Küre, ihrem Gejammt- 
reiht und GSefammivermögen, ibrer Organiſation von unten nach oben fi 

hätte wieberfinden Töumen. Umgekehrt war biefe Genoſſenſchaft in ihrer Ge⸗ 
—— durch natürliche Grundlagen wenig befähigt, die Romanen zu ſich 
binüberzuziehen. Denn in den auf germaniicher Bollfreibeit und echtem Gigen 
beruhenden Friedens und Rechtsgenofſenſchaften bes Volles und feiner Glieder 
hatten, fo lange unb jo weit ihr Weſen ungebrochen war, bie Römer nur als 
Schutzgenofſen Raum. Als fremder, nach eigenem Hecht lebender Stanmes- 
verein ſtanden fie bes germaniſchen ——— gegenüber, nur durch eine 


verfähleben dentſches Herrenrecht in Haus und Hof, Gefolge, Dienfwerband und 
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im germaniiden Gemüth, fein ideeller Anſpruch —— her Mid 
war nie ganz verblichen; wie auf einen oberften Gefolgtherrn 
ſtenheit blidte man auf den Kaiſer, blickte man jogar nad 


Ei 


. 


148 Fremde Einflüffe. 


des weſtroͤmiſchen Reichs auf den machtlofen Imperator im fernen Byzanz. 
Wenn fi) die Könige der Germanen roͤmiſche Titel ertheilen oder ihre Würde 
beftätigen ließen, fo war hiermit vor Allem ein Herrichaftstitel für die Ge⸗ 
walt des Königs über die Provinzialen gewonnen: aber auch dem freien Boll- 
genoffen des eignen Volkes ſchien der König hierdurch an Macht zu gewinnen, 
es fchien auch ihm das von dem Imperator des ehemaligen Weltreichd abge- 
leitete Herrſcherrecht Tegitimer, ald das volksthümliche Recht des gekorenen 
Stammkonigs. Diefe Anfchauung blieb dann nicht bei der Spike bes Reiches 
ftehen, jondern fette fi) in der Organifation der Beamten und in der Ein- 
theilung der Bezirke fort. Die römifchen Ideen des Staatsbeamtenthums und 
ber Berwaltungsiprengel und bie entiprechende Nomenklatur wurben mit den 
theils genoffenichaftlichen theils herrſchaftlichen germaniichen Aeıntern und ben 
ihnen entiprechenden Bezirfögenofienfchaften und Bezirksverbänden verknüpft, 
und fo äußerlich dieſe Verknüpfung fein mochte, fie wirkte doch im hohen 
Grabe mit zur Verſtärkung der öffentlichen Gewalt und ibrer ſchließlichen 
Steigerung zu Herrenrecht. 

So war ed denn enblich Feine leere Form, jondern der Abſchluß einer 
inbaltreihen und wichtigen Seite ber Entwicklung unferes Volkes, als im 
Fahre 800 der größte Frankenkoͤnig in feierlicher Weife Die Erbichaft der Cäfaren 
auch Auherlich antrat. Mit der vom Papft als Stellvertreter Gottes vollzo⸗ 
genen Katferfrönung Karls d. Gr. war nad der Volksanſchauung das oberfte 
Herrenrecht der Chriftenheit auf den König übergegangen. Ihm war ein Herr- 
jchaftötitel gewonnen, ber ihm zu gleich Tegitimem und göttlichen Recht Deutiche 
und Römer unterwarf, und ein ideeller Anipruch auf Weltherrichaft war ihn 
begründet. Die Kirche felbft ftand in allen irbiichen Beziehungen noch nicht 
neben oder gar, wie fie ſpäter prätendirte, über, jondern unter biefer Eaiferlichen 
Herrſchaft und felbft ihr hoöchſtes geiftliches Oberhaupt wurde vom Kaifer er⸗ 
nannt oder beftätigt. Die beutiche Herrichaftsidee hatte jo unter Firchlichen und 
roͤmiſchen Einflüffen ihre böchfte Stufe erreicht; fie war zu ber Idee einer von 
Gott unmittelbar verliehenen Weltherrſchaft geworden, welche die letzte Duelle für 
jedes andere Herrenredht jchien. Die Entwicklung von Freiheit und Zerfplitterung 
zu Einheit und Herrſchaft, welche fi in ununterbrochenem tanjendjährigem Fort⸗ 
ſchritt vollzogen hatte, war auf ihrem Gipfel angelangt und wir können daher mit 
bem Jahr 800 das erfte Zeitalter unferer Nation als beichloffen betrachten. Ehe 
wir indeß zu dem folgenden Zeitraum übergehen, müflen wir das an das 
Ende diefer Periode geftellte Reich als Ganzes betrachten unb die Gründe 
nennen, welche einen fo jchnellen Verfall beffelben und damit eine — dem 
Schein nad) wenigftend — rüdgängige Bewegung in ber Rechts⸗ und Ber- 
faffungsentwidlung berbeiführten, 
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Das Reich Karls des Großen inmitten der vorangegangenen unb der 
folgenden Zuftände wird immer etwas Wunderbares behalten. In vielen Be 
ziehungen fteht in ber That diefer gewaltige Bau unferen modernen Borftel- 
Inngen näher, als die Feudalmonarchie oder felbft das Meich des fünfzehn- 
ten Sabrhunderts. Allein man muß fich hüten, zu viel von unferm mober- 
nen Staatsgedanken bineinzutragen, ein Berfahren, das danu die Folgezeit als 
einen fchwer begreiflichen Rüdichritt erjcheinen läßt. Gewöhnlich pflegt man 
in dem fräntifchen Reich einen wahren „Staat” zu erbliden, in welchem eine 
einheitliche Staatsidee geberricht, eine Stantögewalt beftanden, eine ftantliche 
Organifation das Verhältniß der Gejammtheit zu ihren Gliedern geregelt 
babe. Man denkt an ein Stantöbenmtentbum, einen ftantlichen Unterthanen- 
verband, eine Regierung in unferem Sinne In Wirklichkeit war, was von 
diefem Allen vielleicht vorhanden war, doch nur als Nachklang römischer Rechte- 
und Staatsideen in den Köpfen Einzelner vorhanden. Dem germaniichen 
Rechtsbewußtſein war die Stantsidee in biefer Zeit jo wenig aufgegangen, wie 
fie ihm in den folgenden Sahrhunderten aufgieng. Unerklaͤrlich wäre es auch 
in der That, wie einem Bolle bie einmal gewonnene Staatsidee wieder ver- 
Ioren geben Tünnte! Der Grund dafür, daß die fränkiſche Monarchie in ihrer 
Blüthezeit und den Schein eines Staates erweckt. Tiegt in ber eigenthümlichen 
Weiſe, in welcher die gefamımten vorangegangenen Entwidlungsformen darin 
verbunden, die mit einander ringenden Zeitgebanfen durch eine höhere Einheit 
zu einer gewiffen Verſoͤhnung gebracht waren. Aber eine wirkliche Ausgleichung 
ber Gegenfähe hatte nicht ftattgefunden, fie waren nur Außerlich in einem zu- 
fällig glüdlihen Verhältniß gemifcht, und die höhere Einheit über ihnen war 
nicht eine nothwendige, aus ben Berhältnifien felbft entfprungene und alle 
Bölter des Reiches durchdringende Idee, fondern die gewaltige Perjönlichkeit 
eines großen Monarihen. 

Anders erichien das Tarolingiiche Reich dem Germanen, anders dem Roͤ⸗ 
mer; verfchieben faßten ed Geiftliche und Laien auf; fort und fort beftanben 
unter den Germanen felbft die fi ausichliegenden Anſchauungen des freien 
Banern unb des Töniglichen Vaſſallen. Ein großer Derrfcher, der Jedem an- 
erfaunter Mittelpunkt war und in dem fih daher ſchließlich alle Auffaffungen 
zufammenfanden, Tonnte den Kampf diefer Gegenſätze vorübergehend bannen; 
er Tonnte aber nicht hindern, daß nad feinem Tode das Unvereinbare aus- 
einanderfiel, das Feindliche fi) befämpftee Und fo wear das Yundament 
des Baues nur fcheinbar ein feſtes und in ber Scheinverföhnung ber Ge 
genfäte lag bereitö der Keim feines Berfalls. 

Scheinbar nur war zunächft die Verſoͤhnung, äußerlich die Verbindung zwiſchen 
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germantfchem und roͤmiſchem Volksthum. Wol wußte ber Deutiche, daß fein König 
zugleich römifcher Imperator war; aber für ihn war er doch zunächft nur König. 
Und ber Römer, dem jett der Herricher um Vieles näher flanb, war doch dadurch 
dem germanifchen Weſen jelber nicht näher gerüdt. Eine innere Verſchmelzung 
bes abfterbenden Alterthums und des beutfchen Bollstbums, wie fie fpäter in 
Nationalität, Sprache, Sitte und Recht der romaniſchen Bölker vollzogen ward, 
war noch nirgenb erfolgt, und fo trieb unter den Nachfolgern Karls ber wie 
dererwachende Gegenſatz ber Nationen das Reich dauernd auseinander und 
ftellte allmälig die Gebiete feft, auf denen das ‚beutfche Weſen rein erhalten 
bleiben, und tie, auf weldhen es im romanifchen untergehen follte. 

Staat und Kirche waren noch zu einem Gegenſatz gefommen; aber die 
Auffaffung beider als zweier Manifeftationen des Gottesreiches auf Erben ent- 
bielt die Keime ihres Tünftigen Kampfes, welcher nothiwendig entbrennen mußte, 
fobalb der Katjer aufhörte, zugleich das irdiſche Oberhaupt ber Kirche zu fein. 

Bor Allem aber beſtand im germantichen Rechtsbewußtſein felbft noch 
voll und fcharf jemer uralte Gegenſatz, der fett dem Beginn der Geſchichte eine 
zwiefpältige Form der Affoeiation und, im Zufammenbange damit eine zwie- 
fpältige Richtung des gefaummten äußeren umb geiftigen Lebens der Nation er⸗ 
sengt hatte: ber Gegemjaß von Gemoffenfhaft und Herrfihaft. Beiden ſchien 
faft ein gleiches Gebiet zugemeſſen; aber jene war im Berfallen, dieſe im Auf⸗ 
hlühen, und Teine Herrſchermacht Tonnte den Untergang jener, die Ausbreitung 
diefer verhindern. Noch war das genofienichaftliche Element die eigentliche . 
Grundlage des Reihe. Die freie Gemeinde in Dorf und Marl war noch 
nicht zur Ausnahme geworben; die Hundertſchaften waren nur erft in unbe 
deutendem Umfange durch Immunitäten zerbrödelt uud erjeßt; weniger noch 
war davon bie Gauverfafſung berührt, weldhe, noch durchaus auf dem Prin- 
cip der freien Volksgenofſenſchaft ruhend, dem Kern der Stantsverfaffung über: 
haupt bildete; und die einzelnen Völker und Stämme bes Reichs galten noch 
ganz im alten Sinne als große Briebens- und Rechtsvereine der freien Ge⸗ 
nofien des Volles oder des Stammes. Dem freien Bauern mochte noch jekt 
das Reich felbft als eine weitefte Genoſſenſchaft, bie ſich bis zu ihm berunter 
in eine Anzahl Heinerer gemofienichaftlicher Kreife verengte, und der König 
und feine Beamten als die genoſſenſchaftlichen Borftänbe diefer Vereine er- 
ſcheinen. 

Tief jedoch hatte ſich ſchon vom Koͤnigspalaft und von ben Herrenhoͤfen 
aus die Idee der Herrſchaft und bes Dienftes ins innerſte Mark des Volkes 
geſenkt. Bon den alten Genofienfchaften felbft Hatten bie politiſch bebemten- 
den, und zwar in geraber Proportion zu biefer Bedeutung, eine berrichaftliche 
Spitze erhalten; ber König war durchaus ſchon Herr bes ganzen Reiche, der 
Herzog, der Graf und ber Gentenar übten ſchon mehr verlichenes oder eignes 
Herrenrecht, als einen Auftrag der Geſammtheiten aus. Noch 
aber war es ber alten Verfaffung, daß fich ein ganz eigenes und ſelbſtändiges 
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Suiten herrichaftlicher Berbände von ftets wachſendem Umfaug und ftet8 fteigenber 
Beeutung zwifchen und in Die Genoſſenſchafien geſchoben hatte und dah mehr 
und mehr dieſe im Könige gipfelnden Verbände als eigentliche Träger bes 
Reihe galten. Staͤndeweſen, Beanuenthum, Heerweſen, Gerichtsverfaſſung, 
Vertheilung bes Grundbeſitzes waren bereits in einer voͤlligen Umbildung durch 
dieſe Vereine von Gefolgsleuten, von Vafſallen und Minifterialen, von Hofes 
Ienten und Dienftleuten nieberer Art begriffen. Und fchon hatte in ber fich 
verbreitenben Smmunität der herrſchaftliche Berband ein Mittel gefunden, fi) 
«is ſelbſt andige Grundlage der gefammten Berfaffung neben ben Genoflen- 
haften zu Tonftitniren. ber auf der andern Seite begann bereits überall 
ber Herrichaftenerbanb Genofſenſchaften in fich felbft hervorzubringen und e& 
war fo der Weg gezeigt, auf dem er einft zerbrädeln würbe. 

So flanden ſich Genofjenfhaft und Herrſchaft gegenüber, nicht innerlich 
verſchmolzen, fonbern nur äußerlich gemilcht, und wenn Karl d. Gr. den Ver⸗ 


fall der erfteren und bamit der gemeinen Freiheit, der Selbftverwaltung und - 


des Öffentlichen Rechts eine Zeit lang aufbielt, fo trat nach feinem Tode ein 
deſto ſchnellerer Fortſchritt in der Zerſetzung ber Genoffenſchaft durch bie Herr- 
ſchaft ein. Jene war eben, fo viel näher fie uns in manchem ihrer Begriffe 
ſteht, im ihrer alten Torm unfähig, der Zeit zu genügen. Ungeeignet. einen 
großen Staat zu ſchaffen, untüchtig aber auch, in bem engeren Kreiſen fich von 
den blos natürlichen Grundlagen menſchlicher Verbindung zu loͤſen; nur für 
den Sreien vorhanden und deshalb troß oder vielmehr gerabe wegen ihres 
Gleichheitsprincips den Unterſchied der einzeluen Elemente bed Volkes nicht 
mildernd, ſondern verjchärfend; mit den Tugenden bes Freiheitsfinnes und des 
Ranneöftolges zugleich eine gewiſſe Engherzigkeit und baͤuriſche Beſchraͤnktheit 
nährend, konnte die altgermanifche Genofjenichaft ans eigner Kraft keine neue 
Goche anbahnen. Dies war allein dem berrichaftlicden Verbande möglich, 
ihm, der durch bas in ihm waltende Princip ber Einheit geeignet war, die 
univerfellftien Verbände zu jchaffen; der, durch Feine natürliche Grundlage ge 
bunden, Sebem den freien Anfchluß geftattete; ber vor Allem bie gewaltige 
Kraft im ſich trug, die Kluft zwiſchen Freiheit und Uufreibeit auszufüllen und 
eine Stufenleiter der Stände herzuftellen, die uns vor dem burdh die feftge 
baltene SHaverei verſchuldeten Schidfal des Alterthums bewahrte; der enblich 
neben den Tugenden der Treue und Hingebung großartige Auffaffung und 
ideale Beitrebungen erzeugte. Aber freilih, Manches gieug damit unferm 
Rechte verloren, was es fpäter erft mühſam wieder erringen mußte ober heute 
noch nicht wieder gewonnen hat. 

Wie die Gegenfähe von Genofjenfhaft und Herrichaft, fo waren endlich 
auch die Gegenfähe ber patriarchal-perjönlicden und ber aus Grund und Boden 
fliehenden Verbindung im Neiche Karls d. Gr. nicht ausgeglichen, jonbern 

neben einander in Außerer Miſchung. Im gleicher Weiſe find herr⸗ 
fhaftliche wie genofienfchaftliche Verbände von einer unwiberftehlichen Neigung 
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ergriffen, das Band ihres Zufammenbangs in Grund und Boden zu verlegen. 
In Solge deffen beginnt der Grundbefig Bafis alles Rechts, bed genoſſenſchaft⸗ 
lichen nicht minder als bes berrichaftlichen zu "werden, unb alles Recht, bas 
öffentliche fowol wie das private, fteht im Begriff, den Charakter des Grund⸗ 
befitet, aljo den eines Vermögensrechts anzunehmen. ber diefe Entwickluug 
bat doch erft einzelne Verhältniffe ergriffen und ein burchgreifendes Refultat 
vernemlih nur in den engeren Lebenskreiſen gehabt. Zwar find bie freien 
Gemeinden fowol wie die Hofgemeinfchaften jchou zu wahren Mark⸗ und 
Hufenverbänden geworben; aber daneben erhält fih in jelbftändiger Bedeutung 
die rein perfönliche Zufunmengehörigkeit der Bauern unter einander, der Hofes⸗ 
leute mit dem Herrn und bald auch unter fi. Noch wichtiger ift das per- 
fönliche Verbältniß auch jet noch in Gauen und Hundertichaften wie in Im⸗ 
munitäten, obwol fie bereitö territoriale Bezirke geworben find, in benen bie 
Vereinigung der Menfchen als Folge ihrer Zugehörigkeit zum Gebiete gilt. 
In Stamm und Volk endlich beginnt zwar bas Gebiet gleichfalls ſchon die 
Berfaffung zu bedingen und ber Grunbbefiß entſcheidet ſchon über das politifche 
Recht; aber bier gilt doch das perfänlidde Element noch durchaus als das ur- 
fprüngliche und überwiegende. Noch ift der Begriff eines Volkes unabhängig 
von dem bes von ihm bewohnten und nach ihm benannten Landes; noch ift 
fein Recht durch und durch perfönlih; noch ift die Ariftofratie kein wahrer 
Grundadel, die Minderung der Freiheit feine wahre Grunbhörigkeit; noch find 
bie Gerichte mehr Volks⸗ als Landesgerichte; noch ift der König ein König 
des Volkes und nennt fi) häufiger nach ihm als nad dem von ihm beberrich- 
ten Lande. 

Aber in ftetem Vorbringen ift die Idee der Dinglichkeit in allen dieſen 
Beziehungen. Jene Berjöhnung des perfönlihen und binglidhen Principe, die 
unfer heutiges Syftem bezeichnet, ift noch nicht gefunden nnd unvermeiblidy 
ift daher der fernere Kampf beider, der mit dem Siege der Dinglichkeit im 
Patrimontalftant endet. 


Zweite Periode. 800 — 1200. 


8 19. Charakter des Zeudalfyftems. 


Seitdem die Monardyie Karla d. Gr. unter ſchwächeren Nachfolgern ber 
Auflöfung entgegeneilte, feitbem fie fobann wirklich zerfallen war und das 
dentſche Reich als ber einzige ihrer Beſtandtheile, in dem das Deutichthum 
fiegte, feine eigenen Wege gieng, ſchritt Die eine Zeit lang gehemmte Ent- 
widlung der gegen die altgermanijche Volksfreiheit ankämpfenden Rechts⸗ und 
Berfaffungeprincipien unaufhaltſam fort. 

Die beiden Bewegungen, von denen die eine in ber Richtung von oben 
nach unten die Volfsfreibeit durch Herrfhaft und Dienft, die Genoffenſchaft 
durch den Herrichaftöverband verbrängte, die andere in der Richtung von unten 
nach oben alles Recht in Grund und Boden verſenkte, vom Grundbeſitz ab» 
bängig machte, zu ihm in Beziehung ſetzte und ihm analog behanbelte, vollen- 
deten ſich und vereinten fi) zu Einem Strom. Als dies gejchehen, ftand der 
Fendalftaat fertig da. Denn gerade in der Verſchmelzung von Herrſchaft und 
Dinglichkeit Tag fein charakteriftiiches Merkmal. 

I Herrſchaft und Dienft wurden nicht nur für das Recht, fie wur: 
den für das geſammte Außere und innere Leben ber Nation bie treibenden 
mb formenden Gedanken. In Religion, Poeſie, Sitte und Sittlichkeit ber 
Zeit brachte man alle Beziehungen des Menfchen zu Gott, des Mannes zum 
Manne, des Mannes fogar zur Geliebten unter den Gebanten des Dienftes 
und fleidete fie in eine dem alten Xreudienft bes Dienftmannes gegen feinen 
Herrn nachgebildete Form. Selbftvergefiende Hingebung und ſtets bereiter 
Dienft, Gehorfam und Treue auf der einen, Hulb und Gunft, die Gewährung 
von Schuß ober Vortheilen auf der andern Seite waren überall ber Inhalt 
folder Berbältniffe. 

In politifher Beziehung wurde ber Treudienft das den gefammten 
Staat zufammenhaltente Band. Aber nicht ein gleihmäßiges Dienftband ver- 
knũpfte Alle unmittelbar mit dem Haupt des Reiches. Bielmehr waren bie 
Herrichafte- und Dienftverhältnifje je nad) Stand des Herrn und des Dieners 
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und nach Inhalt der Rechte und Pflichten fehr verſchieden geartet, und es war 
ferner jeder Herr zugleich Dienender eines höheren Herm, während umgelehrt 
ber Dienende Herr eined nieberen Dienenden fein konnte. Es ergab ſich fo 
ein fiufenförmig angeordnete Syſtem mannigfacher Dienfiverbänbe, deren jeber 
durch fein Haupt Theil eines umfaflenderen Dienftverbandes war; es ergaben 
fich die vielverſchlungenen Berhältnifie der mittelbaren Herrſchaft und ber mittel- 
baren Unterwerfung; ed ergab fich die Auffafjung aller öffentlichen Gewalt als 
einer in ben Formen bed Dienftanıts von einem oberen Derm gelichenen 
Herrichaft, welche von Gott an ben Kaiſer, von biefem an die Reichsvaflallen, 
von dieſen an ihre Mannen und Leute und fo herab bis zu jebem einzelnen 
Träger auch der unbedeutendften Gewaltrechte gekommen war. Neben - biefer 
weltlichen Hierarchie des Dienftes aber ſtand in ähnlicher Organifation, mannich⸗ 
fah mit ihr verwoben unb doch gerade wegen ber inneren haft 
eine gefährliche Nebenbublerin, die Hierarchie ber Kirche. 

IL In dem fo geftalteten Rei war mun aber zweitens, feitbem die 
Uebergangszeit des 9. und zum Theil noch bes 10. Jahrhunderts verlaufen 
war, die Abhängigkeit alles Rechtes von Grund nnd Boden anf 
bad Aenferfte geſteigert. Es fehlte nicht viel daran, daß man die Grund⸗ 
ftüde jelbft perjonificirte, dag man fie zu Trägern von Rechten und Pflichten 
erhob, die Menfchen zu ihren Repräjeutanten herabſetzte. So warb denn ins 
beſondere aud jede Herrfchaft und jeder Dienft Zubehör eines Grundftücks 
oder Gebiets, oder galt, wenn von ihm abgetremt, als felbftänbiges Immo⸗ 
biliarrecht. Die nothwendige Folge davon war die vermögensrechtlicke Auffaf- 
fung aller öffentlichen Rechte, war das Syſtem ber patrimonialen Gewalten. 
Nach oben als eine Dienftpflicht, nach unten als ein Herrſchaftsrecht betrachtet, 
wurde jedes Amt und jedes Gewaltrecht vererblich, veränßerli und quantita- 
tio wie qualitativ tbeilbar. Alles Recht nahm fo den Charakter des Privat 


. "rechts an; ber Bertrag war Alles, das Geſetz Nichts; es gab nur noch Rechts⸗ 


verhältuifie zwiichen Individnum und SIubivibuum. Das aus der Berichmel- 
zung von Bafjallität und Beneficialwefen erwachſene Lehnsweſen als Spike 
bes Syftems, Grundherrlichkeit, Oofverfaffung und Immunität als befien 
Baſis beruhten gleihmäßig auf dieſen ſelben Gedanken. 

II, Die Darftellung dieſer Entwicklung, deren Ausgangtpunkte oben zur 
Aufbellung des inneren Zufammenbangs aller Gemeinichaftöformen und zur 
klareren Erkenntniß der Gegenfähe näher berührt werben mußten, fällt nicht 
in unfere Aufgabe. Es genügt bier feftzubalten, daß bie Bewegungen, einmal 
in Fluß gefonımen, im Ganzen in unveränderter Ridytung fortichritten. Den 
eigentlichen Gegenftand der Erörterung bilden dagegen für dieſe Periode gerade 
biefenigen Einrichtungen, welche zu dem in Recht und Verfafſung berrſchenden 
Princip im Gegenſatz ftehen, es ift wicht vom Weſen bes Genbaliyftems, fon- 
dern gerade von denjenigen Punkten, in welchen baffelbe nicht feine vollen he 
quenzen zog, zu handeln. Denn an ſich enthielten bie herrſchaftlichen Verbände 
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keine gemoffenkhaftlichen Elemente und wirkten biejen, wo fie außer ihnen 
beflauben, entgegen: in dreifacher Weiſe aber blieb auch in Diefer Zeit troß 
ber leitenden Berfaffungsiven das deutihe Genoſſenſchaftsweſen von 
Bedentung. Einmal beftaub, obwol mannichfuch beichränft und verändert, in 
einer großen Menge von engeren Lebenölreifen die alte Genoſſenſchaft 
fort; zweitens bildeten ſich nach ihrem Mufter, wenn auch in unfelbftändigerer 
Haltung, innerhalb der Herrſchaftverbaͤnde ſelber abhängige Genoſſen⸗ 
ſchaften aus; brittens endlich waren durch biefen vollen Zeitraum bereits Die 
Anfänge einer ganz neuen Bereinsform — der freien Einnuug — wirkſam, 
welche beſtimmt war, dem deuntſchen Genofſenſchafteweſen zu glaͤnzender Wieder⸗ 
geburt zu verhelfen und das Feudalſyftem zu brechen. Zuerſt iſt von ber 
dieſe Zeit vornemlich dharakterifirenden Vereinsform, der abhängigen ober 
herxfchaftlichen Genofienfhaft näher zu haudeln, demmächft find kurz die Hefte 
des Alten, endlich ausführlicher Die Keime bes Neuen zu beſprechen. 


A. Die herrſchaftliche Genoſſenſchaft. 
8 20. Die herrſchaftliche Genoſſenſchaft im Allgemeinen. 


Wir Haben oben geſehen, wie ſchon in fraͤnkiſcher Zeit bie Idee einer 
Genoſſenſchaft unter Angehörigen eines berrichaftlichen Verbandes entftand und 
im Zufammenhang mit der Ausbildung eines eignen Rechts und eigner Ge⸗ 
richte der Hofeslente, der Minifterialen und Bafiallen ſich fortentwidelte). 
Erft in das neunte und zehnte Jahrhundert aber fällt Die vollere Entfaltung 
dieſer neuen Bereindform, weldhe im eilften und zwölften Jahrhundert ihre 
Blũthe erreichte, fobann aber allmälig verichwanb, indem fie theils fich auf- 


gefheilt war, daß, wie immer bie Proportion fich ftellen mochte, dad Herren⸗ 
recht als — urſprũngliche, dae ber Geſammtheit als das abgeleitete galt. 
And) in ber freien Genoſſenſchaft ſahen wir früh, indem ſich ein ſelbſtaͤndiges 
Herrenrecht and ihr eutwidelte, ein Stüd ber rechtlichen Einheit von ber Ge⸗ 
auf einen Herrn übergeben. Allein jo Iange bier das Bewußtſein 
blieb, daß das Geſammtrecht die Duelle der Herrichaft geweien, konn 
ten wir zwar von einer Herrſchaft in der Genoſſenſchaft, nicht aber von einer 
berrichaftlihen &enofienjchaft ſprechen, während freilich, ſobald die Bewußt 


vl: 


ı, ©. oben $ 15. 
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fein verloren gieng, die Genofſenſchaft in die Klafſe der Herrſchaftsverbaͤnde 
übertrat, in Denen ein genoſſenſchaftliches Gejammtrecht nur noch als abgelei- 
tetes beftehen konnte. 

Die Bildung der berrichaftlichen Genofſenſchaften war für bie deutſche 
Sefammtentwidlung von der größten Bedeutung. Denn indem fle bem Herren- 
recht ein Geſammtrecht, der Ernennung die Küre, ber Anorbnung die Recht- 
findung, der Verfügung die Theilnahme am Regiment entgegenfehten, wahrten 
fie unter der Herrichaft des Feudalſyftems dem Volke in höheren und niederen 
Kreiſen eine Träftige Selbftverwaltung und bereiteten die enbliche Ueberwindung 
der von ihnen zuerft nur mobdificirten Lehnsverfafſung vor. Indem fie aber 
ferner, während der Herrſchaftsverband der Sreiheit nicht beburfte, einige, wenn 
auch nicht alle Sreiheitsrechte forderten und, während der Herrichaftsverband 
bie verfchiedenften Perjonenklaffen vereinen Tonnte, eine wenigftens ungefähre 
perjönliche Gleichheit der Genofjen herbeiführten, wurden fie ber Haupthebel 
zur Abjchliegung der neuen aus den Dienftverhältniffen emporwachfenden Stände, 
welche ſich mit den volksrechtlichen Ständen kreuzten und vermifchten und end» 
lich an deren Stelle traten. Stanbesgleichheit war fo weientlich für jede Ge- 
noffenfchaft, Genoſſenſchaft eine fo natürliche Folge der Standesgleichheit, daß 
die Begriffe „Senoffenfhaft” und „Stand“ vielfach in einander übergehen: 
die Mitglieder einer Genoſſenſchaft gelten von ſelbſt als ftandesgleih und 
heißen pares, compares, Standgenoffen?).; jeber Stand bed Volkes erſcheint 
umgekehrt als eine große Genoſſenſchaft, der Stanbesgleiche als Genofje?), 
der Standesungleihe als Ungenofje und zwar als Meber- oder Untergenoß, je- 
nachdem er höher oder niedriger geftellt iſt). Die enge Wechfelbeziehung zwi- 
ſchen Standesbilbung und Genofjenfchaftöbewegung erflärt fi} daher von felbft. 

Hieraus ergiebt ſich zugleich, daß durch die Entſtehung ber herrichaftlichen 
Genoſſenſchaft die Herrenverbände nicht blos innerlich umgewandelt, fondern 
äußerlich in verfchiebene Kreije zerlegt werden mußten. Der Herr verband als 
einheitlicher Mittelpunkt Alle, welche ihm mittelbar ober unmittelbar unter- 


2) Urk. v. 1195. ZacombletI. 383: pares. Grimm, Weisth. I 693: com- 
pares. Hofrecht von Bradel (Maurer, Fronh. IV. ©. 2. Note 12): Standt« 
genofjen. 

2 Bol. z. B. Gloſſe zum Sachſenſp. II. 58: den heiten wir forste-genot 
Schwabenfp. (2aßb.) c. 79. I. IH: welch sempe rfreyer man ein sein genosz. 
anspricht. Sachſenſp. I. 51. $ 4: genot. Gloffe zum Sadfenfp. L 51: 
ebenbürtig.... heisst hie so viel als notschaft. Schwabenfp. c. 319. 325 ıc. 

4, Schwabenfp. c. 253: ubergenoz. Ib. c.79. II: eyn yeclich man ge- 
weigert wol das er nicht kempfet mit seinem undergenossen. Ein yeclich 
man muz kempfen mit sinem genosz. Ib. c. 253: und ist er ouch sin under- 
genoz, wil er, er muz mit im kemphen. Ib. c. 325: das Erbgut fol allein 
bie Tochter haben, diu ir genoz hat genomen oder ir ubergenos. 
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worfen, welche ibm näher ober entfernter verfnüpft waren: bie Genofſenſchaft 
ſchloh die Stanbesgleichen diejed Verbandes gegen bie übrigen Mitglieder deſſel⸗ 
beu ab. Der fürftlide Vaffall und ver Hausdiener des Könige waren Mit- 
glieder defjelben Herrſchaftoverbandes, fie konnten aber nimmermehr zu berfel- 

ben Genoſſenſchaft gehören. | 

Wie daher durch den Dienft zunächft drei Gruppen von Ständen mit 
verſchiedenem Recht erwuchſen, jo Iaffen fi) drei Gruppen von Genofienichaften 
unterjcheiben, welche fih bildeten: 

1. Genoſſenſchaften bes Hofrechts ober der Hörigkeit; 

2. Genofienfhaften des Dienftrehts oder der Minifterialität; 

3. Genofjenjchaften bes Lehnrechts oder der Baffallität. 

Anfangs waren freilich innerhalb diefer einzelnen Gruppen die urjprüng- 
Iihen Standesverjchiedenheiten noch jo bedeutend und wirffam, daß in demfel- 
ben Herrſchaftsverbande verfchievene Genoſſenſchaften Einer Gruppe wegen 
Standesungleichheit entftehen Tonntn. So beftanden z. DB. königliche Pala⸗ 
tinen- oder Fisfalinengemeinden, auch wenn fie dem Biſchof oder einem andern 
Herrn übertragen waren, oft noch lange als bejondere Beitandtheile in ber 
Hof⸗ ober Immmmitätsgemeinde fort"); freie Gemeinden, welde einem theil- 
weiſen Oofrecht unterworfen wurden, verſchmolzen beshalb nicht mit der börigen 
Hofgenofſenſchafte); und nad der Verſchiedenheit bed Standesrechts pflegten 
fih vielfach neben ber Genofjenfchaft der gemeinen Hofhörigen in bemjelben 
Hofe eigene Genoffenichaften von Wachszinfigen, Laten, Hoffreien, Kemmerlin- 
gen oder anderen Hörigen befieren Rechts zu bilden’). Indeß, mit ber An- 


» So bie fiscalini in Worms nady ben leges familise S. Petri v. 1024 
(b. Srimm, Weisth. L ©. 804f.) art. 13. 22 ıc.; in Züri, Bluntſchli, St. 
u. R. G. L. S. 49f. Bol. 8 29. 

) So waren z. B. die freien Gemeinden in den biſchöflichen Städten, fo 
weit fie unter zeitweiſe Bogtei kamen, einem Herrſchaftsrecht unterworfen: fie 
bildeten aber nad) -wie vor eine von der eigentlich hofrechtlichen familia, den 
Mintifterialen fowol wie den Hörigen, getrennte Genofjenfchaft. Vgl. 8 29. 

” So waren z. B. in Dethmarſen die hoffrye echte, die echte ofte hoe- 
rigkeit und die kemerlings oder kaemer echte brei verjchiebene Echten oder 
Genofienfchaften, von denen jede ihr befonderes Recht hatte. Maurer, Fronh. 
IV. ©. 7. Rote 58. 59. 60. ©. 12. ©. 15. Note 13. 14. Zum Stift Münfter 
gehörten Echten der Wachszinfigen und Echten ber übrigen (zu Kurmede ver- 
pflichteten) Hofhörigen. Weistb. v. 1406 u. 1407. bei Kindlinger, Münfter. 
Beitr. II, 2. ©. 338: in derselren echte, — offt en wasztinsisch mensche 
sunder orloff offt vulbort sines heren sich moge geven zunder brocke in en 
ander echte; ©. 341f. Pol. auch Kindlinger, Hörigleit ©. 27. 28. Im 
Stifte Efien unterſchied man die Genofjenfchaften der hovenere, der hilligen lude 
und der hyen (Schuphärigen. Grimm, W. IIL ©. 877. 878. Weisth. v. 1324 
b. Kindlinger, Hörigleit ©. 382. 384. Im Stift Büden gab es drei Echten 
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näberung ber verſchiedenen uufreien nud halbfreien Stände verſchmolzen derar⸗ 
tige Vereine in den meiſten Fronhoͤfen allmählig im eine einzige Hofgenoſſen⸗ 
ſchaft), die Genofſenſchaften des höheren Dienſtrechts fonberten fi von jener 
defto fhärfer ab, und ber Unterjchied der Stände nach Hofrecht, Dienftreiht 
und Lehnrecht wurde ein immer fefterer. — Die Standesungleichheit war aber 
nicht der einzige Umftand, welcher zur Bildung mehrerer Genoſſenſchaften in Einer 
Herrſchaft führte: territorinle und wirtbfchaftliche Bedingungen führten eine 
noch weit reichere Gliederung herbei. Zu Einer Herrichaft gehörten mehrere 
Sronhöfe, zu jedem Fronhofe mehrere Hofmarken; es entftanden daher unter 
bemfelben Deren viele Hofmarkgemeinden und oft auch verſchiedene Dienftman- 
uen- und Baflallenverbände der einzelnen Landestheile. Ebenſo riefen gemein- 
famer Dienft oder gemeinfames Amt mit der Gemeinfamkeit des Berufs und 
ber Intereſſen befonbere Genofienfchaften der mit gleihem Amt betrauten Hof, 
Dienft- oder Lehnsmannen hervor. 

So yerfiel jeder größere Herrſchaftsverband im Laufe der Zeit in eine 
immer zunehmende Anzahl berrihaftliher Genofſenſchaften. Am wmeiften na- 
türlih das Reich, infofern, man dieſes als herrſchaftlichen Berbanb des Katiers 
auffafien konnte; mehr und mehr aber auch bie Herrichaftsverbänbe der geift- 
lichen und weltlichen Fürften. Diefe Genofienfchaften ftanden unter einander 


konſtruiren laͤßt. Denn auf der einen-Seite war ber berrichaftliche Berbaud in 
feiner Geſammtheit eine firenge Einheit, welche alle ihm Unterworfenen nach außen 
abſchloß und den fantilienrechtlichen, vermögensrechtlichen und politiichen Verkehr 
berfelben nur unter ihnen ſelber frei geftattete, nach aufen von ber Mitwirkung 
bes Herrn abhängig machte; auf der andern Seite bewirkte die Abſchließung 
von Genofienfchaften im dieſem Verein theils eine Beichräntung bei Rechtt⸗ 
verkehrs aud unter ben Angehörigen berieben Herrſchaft, wenn fie Ungenofjen 
waren, theils eine Durchbrechung ber herrſchaftlichen Vermittlung nach außen. 
Neben dem von oben nach unten abgeftuften, dem ganzen Berbanb ergreifenben 
herrſchaftlichen Recht bildeten fi nun genoſſenſchaftliche Rechte der engeren 
Kreiſe, welche jenes kreuzten und beſchraͤnkten. Es verbauden, um bas 
frühere Gleichniß auszuführen, auf der vielgliedrigen Stufenleiter, in welche 
das alte Syſtem koncentriſcher Ringe ſich gewandelt hatte, die derſelben Stufe 


neben einanber, godeshuslüde, sunderlüde unb vrige godeslade. Manrer, Fronh. 
IV. ©. 8, In Euttingen Raten und koermudige Leute. Lacomblet, Archiv L 
©. 166. Note; ©. 202. c. 9. 

%, Maurer, Fronh. IV. ©. 13. 
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oder benachbarten Stufen angehörigen Elemente fi von Neuem in ber Form 
von Ringen, welche ihrerſeits ben von ihnen ergriffenen Theil der Stufenleiter 
zu egalificen ftrebten und ſchließlich in der That egalifirten. 

Der geſammte berrichaftliche Verband eines Herrn in perfönlicher wie 
binglicher Beziehung wurde als Herrſchaft, dominiam, dominicatus, als Im- 
munität, oder auch als Land, terra, regio etc. und je nach der befonberen 
Stellung des Herm als imperium ober Reid, als Bisthum, Herzog 
thum, Bürftentfum, Grafſchaft x. zuſammengefaßt. Die Geſammtheit 
der zu einem ſolchen Verbande gehörigen Perſonen naunte man bes Herrn 
sabditi, Untertbanen, homines, Leute x. Diejenigen diefer Perjonen, welche 
noch nicht aus ber eigentlichen Dienftbarkeit zu den zwar auch ihr entiprumge- 
nen, aber ber Freiheit zugerechneten Berhältnifien emporgeitiegen waren, faßte 
man als familia, dem das dentſche „Sefinde” entſprach, zuſammen. Dazu 
gehörten aljo während dieſer ganzen Periode and) noch die Minifterialen, bie 
man aber als familia major et melior von ber familia humilior, servilis 
ober curiae zu unterſcheiden pflegte), jo daß familia im engen Ginn 
nur bie eigentlih grundhoͤrigen Leute bezeichnete v). Die familie als ſolche 
war keine Genofjenichaft, fondern deren Gegenſatz; zwar konnte jebe einzelne 
Genoſſenſchaft, weil fie ein Theil der familie war, auch familia genaunt wer- 
den, bei genauerer Spredhweife aber wurde fie ihr als societas, oonsortium, 
genosschaft, 


genossami x. gegenübergeftellt. 

Den deutlichften Aufſchluß über das Verhaltniß von berrichaftlichen Ber- 
Bande und herrſchaftlicher Genofienichaft, von familia und societas giebt und 
das Wormier Hofrecht bes Biſchofs Burkhard vom Sabre 1024. Es iſt ein 
vom Biſchof unter Zuziehung aller Glieder feines Berbanbes, ber geiftlichen 
wie ber weltlichen, und unter ben letzteren ber Dienftmannen wie ber Hofhoͤri⸗ 
gen, gegebenes umfafienbes Geſetz für die Geſammtheit der zum Stift gehoͤri⸗ 
gen Leute, die als familie sancti Petri zufammengefaßt wirb'!); es enthält 


N) Bgl. 3. 2. Url. v. 1015 b. Kinblinger, Hörigl. ©. 228: majoribus et 

use convocatis. Url. circa 1111 b. Guden. L ©. 396: 

ministeriales ejusdem cum universa familia humiliori;... cum ministerialibus 

et familie; 1124 ib. ©. 61: cum ministerialibus.... et familia tota; 1180 u. 

1131 ib. 92. 99. — Dagegen familia servilis in Trad. Corbecens. $ 40, curise 
in Ark. v. 1071. Cod. Lauresh. IL 194. 

9.60 z. B. leges s. Petri initio: cum consilio cleri et militum et totius 


11) Ego Burchardus Worm. ecclesiase episcopus, propter assiduas lamen- 
tationes miserorum et orebras insidias multorum qui more canino famikam 
s, Petri dilscerabant, diversas leges eis imponentes et infirmiores quusque 
suis jadiciis opprimentes, cum consilio cleri et militum et totius familiae has 
jussi scribere leges, ne aliquis advocatus aut vicedominus aut ministerialis, 
sive inter eos alia aliqua loquax persona, supradictse familiae novi aliquid 


160 Die Herrfchaftliche Genoffenfchaft. 


alfo die lex ober das jus familiae '*), d. i. das Recht bes herrichaftlichen Verbandes. 
Aber es umfaßt zugleich bie bejonderen Rechte der einzelnen Genofienfchaften, 
die, wie deutlich ausgefprochen wird, in der familia neben einander eriftiren‘®). 
Es ift nicht mit Sicherheit feftzuftellen, was für Genoffenichaften unter ven 
societates verftanden find, doch Täpt fi) nach dem übrigen Inhalt des Hof- 
rechts etwa Bolgendes annehmen. Hauptfächlich unterjchieven werben eine ober 
mehrere Genofienichaften der nur zu beſchränktem Dienft verpflichteten fisca- 
ini und bie Gejellichaften ber Hoͤrigen geringeren Rechts, der dagewardi '*). 
Daneben werben auch die concives, das heißt bie genoffenfdhaftlidh vereinten 
freien Stabtbewohner, vom Biſchof feiner familia zugerechnet, weil fie ihm 
Zins zahlen müfjen'®). Endlich ſcheinen der familie in civitate gegenüber die 
ländlichen Stiftöhörigen zu bejonderen Hofgemeinden unter eigenen aus ben 
Minifterialen beftellten Vorftehern — den ministri loci — vereint gewejen zu 
fein). Nicht Mar ausgeſprochen wirb es, ob die biſchoͤflichen Dienft- 
leute und Minifterialen genoffenichaftlih organifirt find und ob fie überhaupt 
zu der familia, für die das Geſetz gegeben ift, gezählt werden). Wie dem 
aber auch fein mag, die einzelnen Genoffenfchaften ftellen ſich jedenfalls inner- 
halb des weiteren Friedens und Rechts ber familia als beſondere Friebens- 
oder Rechtskreiſe dar, die mit einander nur durch die Gemeinfchaft des Ober- 
haupts zufammenhängen. Deshalb hatte auch jede Genofſenſchaft ihren eige- 
nen, den Bilchof vertretenden Vorftand und ihr eigenes Gericht. Neben dem 
vom Bifchof ſelbſt in feiner curtis abgehaltenen mit Minifterialen beſetzten 
Gericht der Dienftleute!*) gab es daher Gerichte der übrigen societates, in 


subinferre posset, sed una eademgue lex diviti et pauperi ante oculos prae- 
notata omnibus essel Communis. 

19) Of. art. 2.7. 11. 18. 23: lex erit familiae; art. 8. 9: jus erit familiae. 

19) art. 8: si quis... alicui ex societate sua aliquid injustitiae fecerit. 
art. 13: quinque solidos componat, cui iniquitas facta est, si de eadem socie- 
late est; et si extra suam socielatem est, una uncia vadetur. 

20 Bol. bei. art. 9. 13. 16. 22. 29. 

15) Art. 26: lex erit concivibus. Auch art. 27 u. 28, die einen befonberen 
räumlichen Srieden der Stadt feftiepen, beziehen fi auf die Bürger. 

16) Art. 20: für Zweilampf in civitate Wormatia: 60 sol.; extra civitatem 
vero infra familiam: 20 sol. Art. 12: ®enn Jemand von ber familia mit feinem 
socius entweder bezüglich eines Aderd oder Weingartens oder in leichteren Sachen 
Streit hat und beim minister loci Hagt, fo foll diefer cum subjectis concivibus 
suis ohne Eid entjcheiden. Of. art. 2. 24. 25. 

11) Art. 30: si autem noster servitor, qui in nostra curte est, aut noster . 
ministerialis talia audeat praesumere, volumus, ut hoc sit in nostra potestate 
et consilio nostrorum fidelium, qualiter talis praesumptio vindicetur. Danach 
feinen die Minifterialen als Genofienfchaft der fideles von der eigentlichen 
familia unterjchieden zu werben. 

's, Art. 30 (Rote 16). 
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welchen nur ihre Genofien als Schöffen und Urtelsfinder fungiren, nur Ge⸗ 
nofien einander ald Zeugen und Eideshelfer beiftehen konnten”). Der Ber- 
kehr unter den einzelnen Genoſſenſchaften war kein volllommen freier, denn 
wenn auch die völlige Ausichliegung des familien- und vermögensrechtlichen 
Verkehrs ohne Vermittlung des Herm nur denjenigen gegenüber beftand, die 
gar nicht zur familia gehörten '%), fo war doch mur unter den Mitgliedern 
derfelben Genofſenſchaft eine Ehe völlig rechtmäßig, während bei Ehen unter 
Ungenofjen die Kiuder der ärgern Hand folgten”). Schließlich zeigte fih der 
genofſenſchaftliche Zuſammenhang befonders aud darin, daß Vergeheu gegen 
Genofien auberd beurtheilt und ftrenger gebüßt wurden als das einem Unge- 
noffen zugefügte Unrecht”), Beitimmungen, die auf das Unzweideutigſte 
eine nicht blos aus ber Gemeinſchaft des Herrn, fondern aus einer jelbftänbi- 
gen Friedens⸗ und Rechtsgemeinſchaft fließende Verbindung Tonftatiren. 

Wie in Worms, jo waren aber auch in anderen Herrichaften bie verfchie 
denen abhängigen Genoſſenſchaften befondere Kreife mit eignem genofienichaft- 
lihem Frieden und Net”), fie hatten ihre eigenen Borfteher”) und Ge 


8) Art. 7: si quis ex aliquo commisso in manus episcopi cum judicio 
sociorum suorum perventrit; art. 12: ut illius loci minister cum subjectis 
eoneivibus suis... hoc determinet; art. 17; art. 18: ut unusquisque cum 
socio suo juret cum una manu, si prop‘er faidam erit, cum septem et epis- 
copo similiter; art. 22: cum judicio scabinorum; art. 31. — Weberbieß eriftirte 
ein Bogteigericht zur Ausübung ber bereits damals dem Biſchof übertragenen 
öffentlichen Gerichtöbarkeit, unter welchem diejenigen Bewohner der Immunität ftan- 
ben, welche nicht zu den ſchutz⸗ oder grundhörigen Zenten der familia gehörten (art. 30). 

9) Art. 15. 21. 

3°) Art. 16. Auch art. 1 fegt fir die über eheliches Güterrecht getroffenen 
Beitimmungen voraus, daß die Frau des Mannes Genoffin jei: si quis ex fa- 
milia s. Petri ad sociam suam legitime venerit. 

*1) Art. 13: quinque solidos componst, cui iniquitas facta est, si de eadem 
societate est; et gi extra suam societatem est, una uncia vadetur et nihil 
juret. Bgl. art. S: si quis cum aliis quos suum adduxit, alicui ex societate 
sua aliquid injustitiae fecerit; art. 30. 

=) So hatten in Dethmarfen Hoffreie, Kenmerlinge und Hofhörige jede 
ihr eigenes Recht. CE. Note 7. In Münfter gab es befondere, vom Hofrecht 
verſchiedene Hechte der Wachszinſigen. Urk. v. 1164 bei Lacombl. I 181. Rechte 
und Weisth. der cerocensuales s. Pauli bei Kindlinger, münfter. Beitr.; v. 3. 
1142 — 1150 II, 2. S. 172f.; v. 1279 ib. ©. 268f. (jus commune cerocensua- 
Hum nostrorum); 1372 ©. 327f. 1405 ©. 832f. 1406 u. 1407 ©. 386f. 1607 
©. 398 — 406 (Renoratio privilegiorum cerocensualitatis in certum ordinem 
redacta). Dazu Bd. I,1. ©. 114 — 124 und Hörigleit S. 26— 28. In Meppen 
gab es ein befonberes Litenrecht, jus litonicum. Grimm, W. II 179. Eigne 
Ratenrechte theilt auch Lacombl., Archiv I. 162. 205 mit. 

=” Bol. 3. B. Urk. v. 947 6. Neugart I. 591: minister magisterque ber 
verichiedenen Familien. Urk. v. 1164 cit. (Note 22): magister cerariorum. 

I. 11 


162 Die herrfchaftliche Genoſſenſchaft. 


rihtese), und fie ermangelten unter einander ber volllommenen Berlehre- 
freiheit®®). 


I. Die hofrechtlichen Genoſſenſchaften!). 
21. 


I. Bon ben einem wahren Hofrecht unterworfenen Genofſſenſchaften waren 
bie widtigften und zugleich diejenigen, welche fi am längſten in wenig ver- 
anderter Form erhalten haben, die von den Bewohnern einer ländlichen Hof- 
mark gebildeten eigentlihen Hofgemeinden. Ihre Entwicklung war im 
Allgemeinen der Entwidlung der freien Gemeinden völlig analog, modificirt 
nur durch ihre Zugehörigkeit zu einem herrſchaftlichen Verbande. Wie daher 
für die freie Gemeinde ſchon längft die Dorfmark und ihre Slieverung zur 
eigentlichen Grundlage der perfönlichen Verbindung geworden war, jo war aud) 
für das genoffenfchaftliche Element in der Hofgemeinde Bafıs und Bedingung 
die Hofmark, weldhe aus dem Fronhof als Haupt und den zu ihm gehörigen 
Hufen als Gliedern beftand. Aber wie im Volksrecht auch in den Zeiten 
ber größten Verdinglichung die perfönliche Verbindung dem Gebiet gegenüber 
immerhin einige Selbftändigfeit bewahrte und Ausgangspunkt einer eignen 
perjönlichen Rechtsiphäre blieb, jo wurde auch die Hofgemeinde niemals voll- 
ftändig dinglih, fondern ward in Vorausſetzungen und Folgen ſtets aud) von 
felbftändigen yperfönlihen Momenten beftimmt. Schon bie Namen, welche 
man dem Kompler der Hofesleute beilegte, beweijen, day man das Weſen des 
Berbandes ebenjowol in ein perjönliches Verhältnig, eine Gemeinſchaft des 
Rechts und der Pflicht, als in Hufenbefit und Markgemeinichaft ſetzte. Man 
ſprach von einer Genofſſenſchaft oder Genoſſami, von einer Gemeinde oder 
Menge, einer Bauerfchaft, Nachbarſchaft, Laetſchaft oder Huberfchaft, einer 
Hobe, Hye oder Pflege (b. 5. einer Hut-, Heg- ober Pflege — aljo einer 
ſchutzhoͤrigen Genoſſenſchaft) von einem Amt, einer Echte (b. h. Rechtsverbin⸗ 
dung), Klupp, Höre, Hörigkeit, Gerechtigkeit oder Freiheit, franzöfiich von einer 
cotterie oder turbe, lateiniſch von einer societas, communitas, universitas, 
consortium, officium u. ſ. w. ). Und bie einzelnen Mitglieber der Gemeinde 


29 Grimm, W. L 373: und söllend all aigen lüt und ouch belehend 
lät äne gebyeten in diesen gedingen sin und selb komen, jeglicher in das 
geding da er in höret. Ib. IJI. 246. $ 11. 

5 Grimm, W. I. 376. IH. 213. 245. & 8. 

1) Bol. bei. Kinblinger, münfter. Beitr. I, 1. ©. 9f. I, 1. ©. 90f. 
Hoͤrigkeit S. 26f. Eichhorn, 3. f. geſch. Rechtswifſ. L S. 186f. R. ©. 
5 345). Miitermater, D. P. R 87. Bluntſchli, St- u. R. G. L 240f. 
Landau, Tr. S. 108f. Renaud, 3. f. D. R. IX 14f. Lacomblet, Archiv I. 
©. 168f. Maurer, Einl. S. 226f. und Fronhöfe L ©. 471f. IV. ©. 1f. 

7, Eine Infammenftellung der verfehiebenen für bie Hofgenofienfchaft vor- 
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bezeichnete man nicht nur nach ihrem Stande, ihrem Recht, ihrer Dienftpflicht 
ober ihrem Grundbefig (3. B. Laten, Wachszinfige, Bauern, Kurmedige, Huber, 
mansonarii etc.), fondern man nannte fie auch Genofien, Stul«-, Hub⸗, Hof-, 
Haud- oder Standgenoffen, consortes, socii, pares, compares, congervi und 
in ähnlicher Weiſer). Deutlicher aber wirb ed noch durch dem Juhalt der Hof- 
rechte jelbft, daß die Genofienfhaft in ihrer Geſammtheit nicht blos Zubehör des 
Fronhofs und feiner Mark war, fondern in unmittelbarer perfönlicher Bezie- 
bung zum Herm ftand, und daß die einzelnen Genofien unter einander nicht 
nur durch Mark- und Hufenbefig, fondern auch durch ein jelbftändiges perſön⸗ 
liches Band verknüpft waren. 

Deshalb beruhte zunächft fchon die Mitgliedfchaft iu der Genoffenichaft 
zwar anf Grundbefiß in der Hofmark; aber auf ber einen Seite mußten noch 
andere rein perjönliche Momente binzutreten, um das Genoſſenrecht zu begrün- 
ben, auf der andern Seite wurde auch dem nicht dinglich Verbundenen eine 
gewiffe Theilnahme am der Genoſſenſchaft geftattet. Volles Genoffenrecht war 
abhängig von der hofrechtlichen Gewere an einer zur Hofmark gehörigen vollen 
Hufe und galt fogar als deren Zubehör; allein zur Entftehung der genoffen- 
fhaftlihen Rechte und Pflichten war außer dem Erwerb einer foldhen Hufe 
bie perjönlihe Aufnahme in den Genoffenverband uöthig, welche ihrerfeits 
wiederum bie Aufnahme in ben Herrſchaftsverband, zu welchem die Genofjen- 
haft gehörte, vorausſetzte. Fremde, die eine Hufe in der Hofmark erwarben, 
mußten daher, um Genoſſen zu werben, erftens dem Herrn gegenüber nicht 
nur gegen Entrichtung des Weinkaufs oder Ehrſchatzes die Belehnung mit 
denn Gute empfangen *), fondern fi ihm auch perjönlich unterwerfen, ſich ihm 
börig machen), ihm huldigen und das herkoͤmmliche Aufnahmgeld dafür be- 
zahblen®); zweitens aber auch in die Genoffenfchaft jelbft fich förmlich auf- 
nehmen”), fpäter fogar in eigene darüber geführte Regiſter oder Bücher fich 


fommenden Namen nebft Beweisftellen und Erklärung giebt Maurer, Fronh. I. 
©. 479. IV. ©. 2—11. 

9 Diefe nnd ähnliche Namen belegt Maurer, Fronh. IV. E. 1f. 16f. 

9 Maurer, Fronh. UL S. 15— 27. 

5) Das fogenaunte „DVerherren”, welches durch Erklärung auf einem Hoftage, 
dur Erlangung eines Schugbriefes, ober. durch Einfchreibung in ein Hofbuch, 
in Frankreich durch einen fogenannten aveu geſchah. Möſer, Osnabr. Geſch. I. 
78. Manrer, Fronh. IL ©. 108— 113. 

Maurer, Fronh. IL ©. 50—59. 117. Gerechtigkeit des Reichthofs 
Bradel ib. IV. ©. 44. Rote 32: item off het sich auch begeve, dat jemand 
von den buitenluiden, die vry weren und sich an dat ryck geven wolden 
und des rycks frieheit begehrden, die sollen dem schulten to voren und dem 
rycke treue und hold to syn laven und schweren und dem schulten tot ur- 
kunden geven II sch. und den rycksluiden als standgenohen I sch. Grimm 
I. 410. 750. 

) Dies geſchah im Hofgeriht. 3. B. Grimm IT. 605. — und wanne 
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einſchreiben lafjen®), und dafür ein Einzugs- ober Einſchreibegeld au die Ge⸗ 
nofjen oder deren Vorſtand entrichten”), auch wol einen feftlichen Schmans ver- 
anftalten!). Die ausbrüdlihe Aufnahme in ben Herrſchaftsverband wie in 
die Genoffenfchaft, die übrigens äußerlich meift in benfelben Akt zufammenfiel, 
wurde jedoch vielfach durch die haushäbliche Niederlaffung in ber Hofmark er- 
jett, namentlich da, wo der Grunbjag „die Luft macht eigen“ galt!) Auch 
diejenigen aber, welche bereitö dem Herrſchaftsverbande angehörten, ohne ſchon 
das volle Genoffenrecht zu haben, erlangten dieſes letztere nicht ohne Weiteres 
durch die Grerbung, die Weberlaffung, den Kauf oder den fonitigen Erwerb 
einer Hufe. Vielmehr mußten auch fie fih mit dem Hofgute belehnen laſſen 
und die dabei übliche Abgabe entrichten, einen eiguen Hausſtand begründen, 
und im Hofgericht erjcheinen, um fi zur Genofjenfchaft zu „beim“ '*) 
oder fonft ausdrüdliche oder ftilljchweigende Aufnahme zu erlangen. 

Während fo der Hufenbefit allein nicht genügte, um das Genoſſenrecht 
zu verfchaffen, lie man andrerſeits auch ohne Grunbbefit ober bei einem für 
das volle Genofjenredht nicht binreichenden Grundbefitz eine Theilnahme an ge- 
noſſenſchaftlichen Rechten und Pflichten zu. Man mußte daher zwar, um voll» 
berechtigter Genoffe zu fein, ein Hofgut oder einen Theil eines ſolchen vom 
Hofherrn zu hofrehtlicher Gewere befigen **), wobei häufig eine beftimmte 
Größe des Gutes als Minimum vorgefchrieben war‘), unb nur die vollbe- 
rechtigten Genoffen waren aftive Träger des Vereins. Aber auch biejenigen 


das jare umb is, wil er dann hinder dem herrn biyben, sal man ine uffnemen 
_ und er myns gn. h. angehoerig mann syn, und glich andern vertedingt werden. 

e) Kindlinger, münft. Beitr. I, 2. ©. 403. Maurer, FSronh. I. 
©. 110. IV. ©. 43. 

%) Vgl. 3. B. Url. v. Bradel in Note 6. Grimm L 781: wo einer in 
diese gemeind zöge... so soll er unserm gn. herrn 10 sch. und der gemein 
10 sch. zum inzug geben. Kinblinger, Hörigt. ©. 634. 639. Bgl. auch Rote 6. 

10) 3, B. Grimm I. 786f. 

11) Grimm L 8. 21 c. 27. 82. 151. 154 c. 12. 232. 424. 425. 435. 558. 
687f. OD. 81. 156. 458. 473. 701. II. 347. 526. 527. 840. Maurer, Fronh. 
IL ©. 70f. 111f. IV. ©. 48. 

12) Maurer, Fronh. IV. S. 41—43. 45—47. Recht der Kemerlinge ib. 
II. ©. 110. Rote 41: und dan so syn sie schuldig toe koemen in den hoff 
tho Oethinarsen op saint Bonifacius dagh, toe bekennen aldaer der echte. 

13, Die Inhaber foldher Güter bießen Bauern, Hüber, mansonarii, hubarii, 
Hofjaffen, curtiles, Hovelinge, Hofmarksleute, coloni, gewerte ober begüterte 
Leute ꝛc. Vgl. Kindlinger, Hörigl. ©. 64f. Maurer, Fronh. IV. S. 17— 
19. Wer einen Theil erlangte, mußte fi) vom Herm mit diefem belchnen laſſen. 
Grimm II. 181. 182. An fih waren die Hufen einer Hofmark ebenfo wie bie 
einer freier. Dorfmark untereinander gleih groß. Maurer, Fronh. III. 200—208. 

Oft aber nur eine Scheingröße. So z. B. 7 Schub lang unb breit. 
Grimm I ©. 11: wer der syg, der der hofguetern von Altorf sieben schu 
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Hofhoͤrigen, welche nicht zu den Bollgenoffen gehörten, traten außer ihrer 
Berbindbung mit dem Fronhofähern bald auch zu der Genoſſenſchaft in ein 
Berhältni, welches ben entiprechenden Einrichtungen bes Volksrechts nachgebilbet 
wurde. Sie galten daher nicht nur als Schutzhoͤrige des Herrn, ſondern 
anch als Schubgenoffen und unter Umftänden jelbft ala minberberechtigte 
Müglieder der Hofgenoſſenſchaft. Bor Allem nahmen Dienftboten, Frauen, 
ſowie diejenigen Söhne, welde noch nicht aus dem väterlichen Hausweſen ge- 
fhieden waren, durch das Mittel des fie vertretenden Familienvaters an der 
genofienfchaftlichen Verbindung Theile). Andere grundbefiglofe Leute, bie 
nicht zum Hausweſen eines einzelnen Vollgenoffen gehörten, waren, ſoweit fie 
dem Hofverbande unterworfen und ſchutz⸗, dienft- oder kopfziuspflichtig waren, 
auch der Hofgenoffenfchaft untergeorvnet und ftanden unter ihrer Gewalt 
und ihrem Schu). Den Grundbefiklojen ftanden biejenigen Hofesleute 
glei, welche zwar ein Gut befagen, aber es nicht unmittelbar vom Herrn, 
fondern als Hinterfaffen von einem Bauern innehatten?”), und biejenigen, deren 
Gut außerhalb des Hofverbandes Iag, während fie mit ihrer Perſon demielben 
angehörten!‘. Denn ihnen mangelte die eigenthümliche hofrechtliche Gewere, 
welche Vorbedingung bed vollen Genofjenrehts war. Die Inhaber folder 
Gruntftüde, welche zwar zur Hofmark gehörten, aber nicht die erforderliche 
Größe hatten, beſonders alfo der Koten und einzelner Häufer oder Stellen, 
galten, vorausgefeßt, daß fie perfönlich Hofhörig waren, als Genoffen geringeren 
Rechts; es mangelte ihnen bas Stimmrecht im Gericht, aber fie hatten einen, 
obſchon geringeren Autheil an den Gemeindenutzungen und eine, wenn auch ge- 
minderte Dienft- und Zinspflicht'%. Endlich aber gab es in der Hofmarf 
auch Leute, die weber als Boll- noch als Schubgenoffen zu ber hoͤrigen Ge⸗ 
noffenfchaft gehörten, fondern, mochten fie nun angeſeſſen ſein ober nicht, als 
Fremde, Gäfte, Ausleute, hospites ober als fogenannte Sonderleute”) im 
Hofe lebten. Sie ftanden weber unter dem Hofgericht noch unter dem Hof- 


witt und breit hab, der oder sin botten sol by allen gerichten sin. Ebenſo 
©. 7. 76. 172 3 2. 159. 201. 257 ac. Ober fo groß, daß ein dreibeiniger Stuhl, 
eine Wiege, eine Beitftelle, eine Benerftelle, eine Gais darauf Plaß hatte. 
Grimm, R. 4 S. 80. 81. 290. 291. Weist. II. 182. III. 460. 478. 745. 
Oder 3 Furchen. Grimm L 421. 

it) Maurer, Fronh. IV. S. 30 — 38. 

30) Die ſog. ungewerten, ungeerbten, einleuftigen, loſen oder armen Leute. 
Kindlinger, Hörigk. S. 64f. S1f. Maurer IV. © 20—25. 

m Maurer, Fronh. IV. ©. 25. 26. 

ı% Ib. ©. 26—28. 

m Lacomblet, Archiv L ©. 198. Hofrecht v. Luttingen ib. c. 2 8$ 2. 
e.481—5.c.681—3.6. c. 1083. c 1482 Maurer Il. c. IV. 
©. 29. 30. 

20) Bol. Kindlinger, Hörigkeit. ©. 47. Maurer, Fronh. IV. S. 38—41. 


166 . Die herrſchaftliche Genoffenfchaft. 


beamten, benn fie waren eben nicht Hörige des Fronhoftherrn, fonbern ent- 
weder Freie oder Leibeigne jei es des Hofherrn fei es bed Landesherrn. 
Somit Tonnten fie and nicht an ber hoͤrigen Genoſſenſchaft Theil nehmen, 
fondern fie waren entweder zu einer eigenen Genoſſenſchaft vereint*"), oder fie 
ftanden, wie die Regel war, außerhalb jeder genoffenfchaftlichen Verbindung. 
Ebenſo nahmen an lekterer bie außer der Mark wohnenden Freien ober Edlen, 
Stabtbürger, Körperjchaften und Geiftliche, welche mit Bewilligung bes Fron⸗ 
hofsherrn und der Genoſſen ober fonft auf redhtebeftändige Weile ein Hofgut 
erlangten, ohne fih in ben Hofverband aufnehmen zu Taffen ober ftillichweigend 
zu Öörigen zu werben, urfprünglich nicht Theil. Sie traten nur in binglicher 
Beziehung in den Hofmarkverband und unter das Hofgericht, perſoͤnlich blieben fie 
unverkunden””). In der Regel indeß mußten fie ſich Stellvertreter — fogenannte 
Träger oder Hulder — beftellen, die anftatt ihrer dem Herrn buldigen, zinfen 
und bienen follten und bie dann and in die genofienfhaftlichen Rechte und 
Pflichten eintraten, Ding ımd Ring befuchten, die Gemeindelaften trugen und 
die Mark nupten??). Diefe in einem hoppelten Herrſchaftsverbaude, zum Fron⸗ 
hofsherrn und zum eigentlichen Befitzer des Hofguts, ftehenden börigen Huber 
gehörten fomit der Genoſſenſchaft des Hofes zwar zu vollem, aber zu abgelei- 
tetem Recht an. 

Die fo zufammengefegte nnd gegliederte Genofſſenſchaft num, welche theils 
auf binglichen, theild auf perſoönlichen Elementen berubte, ftellte in ihrer Ge— 
fammtheit dem Herrn gegenüber eine in gewiffem Grabe felbftändige Einheit 
dar, die mehr und mehr Trägerin eines Geſammtrechts und einer Gefanmt- 
pfliht wurbe. Sie war zwar, fo gut wie ihre einzelnen Mitglieder, anch in 
ihrer Gefammtheit nicht frei, ſondern börig (ſei e8 nun fchuß- oder grund- 
börig), nnd deshalb auch im ihren genoffenfhaftlihen Beziehungen nicht un- 
abhängig; allein fie Batte im allen dieſen Beziehungen doch ein Stüd 
des urfprünglichen Herrenrechts für fich erlangt. Sie hatte daher zwar nicht, 
wie einft die freie Gemeinde, volle Selbitverwaltung, aber ebenjowenig 
Tonnte der Herr ganz ohne ihre Zuziehung ihre Angelegenheiten orbnen. Biel 
mehr erlangte die Geſammtheit ber Genofjen ein unentziehbares Mitwirkungs- 
recht in Verwaltungs, Gerichtd- und Geſetzgebungsſachen, das fie auf den 





21) 3, 8. Grimm II: 213: de andere echte dat sint sunderlüde. Urt. 
v. 1353 Neugart II. 452: in dem sunder ampt. 

2) Maurer 1. c. IV. ©. 75—78. 

2) Bol, 3. B. Grimm I 706 $ 11: so mag er einen stulgenossen dar 
setzen, der von seinetwegen darsitzet und sol der auch schwören alle ding 
zu tun. Ib. ©. 731: so mag der houbtherre des gutes wol vor dem meiger 
und zweien hubern einen stulgenossen oder muntman setzen an sine stat, 
dem hofe gehorsam zu sein, in die wise als er ouch gethan hat, und ze dinge 
und ze ringe ze gonde. Grimm II. 742. I. 740. Urk. v. 1254 Guden. L 
648. III. 678. Kindlinger, Hörigk. ©.45. Maurer, Fronh. IV. S. 80—82. 
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theils gebotenen theils ungebotenen Hoftagen entweder unmittelbar oder durch 
Hofſchoͤffen ausübte”). 

Haupt und Borftanb ber Genoffenfhaft war aus eignem berrichaftlichen 
Recht der Herr des Fronhofs. Er hatte daher aus fich ſelbſt alle diejenigen 
Rechte, welche dem gewählten Richter und Führer einer freien Genoffenichaft 
übertragen zu werben pflegten, und zwar konnte er dieſe Rechte entweber in 
Perſon oder durch einen ftellvertretenden Beamten ansüben. Einen foldyen 
Beamten hatte er natürlich im Anfange ganz frei zu ernennen”); mit ber 
Zeit indeß errang feinem herrſchaftlichen Ernennungsrecht gegenüber das ge- 
noffenfchaftliche Princip der Wahl in höherem ober geringerem Maße Aner- 
tennung, indem die Gemeinde den Schnltheißen, Vogt oder Richter frei zır 
wählen, ober doch bei feiner Wahl mitzuwirken hatte”), oder inbem wenig. 
ſtens der Grundſatz aufgeftellt warb, daß ber Beamte aus dem Kreife ber 
börigen Genofjen genommen werben müſſe?). Ebenſo verhielt es fi mit 
allen untergeordneten Aemtern, von denen mande geradezu genoffenfchaftliche 
Aemter wurben”®), und feit das Schöffenthum ein Amt geworben, auch mit 
diefem"). Im Mebrigen folgten die herrichaftlihen wie die genofienichaftli- 
chen ober gemilchten Aemter in den Höfen dem allgemeinen Zuge ber Zeit; 
fie wurden allmälig Pertinenzen gewifjer Güter, die zuerft nur Amtölehn ge- 


% Die Hoftage, weldhe auch Zinstage, Hubtage, Gerichts- ober Landtage, 
Pflichttage, Hofgedinge, Hof- oder Hubſprachen und ähnlich hießen (Maurer J. 
ec. IV. ©. 55), konnten von allen Genofjen befucht werben, verpflichtet aber zu 
erfheinen waren nur bie vollberechtigten Genofien. Grimm I 706 $ 12. IL 
165: wer damit beguetet ist, der soll zue ding und zue ring gehen. 166. 
180—182. IIL 425—426. Zacomblet, Archiv L 181. 198. 205. Nur ausnahns- 
weife auch bie einleuftigen Keute; 3. B. Grimm L 523. 561. 565. IH. 613- 
Stimmberechtigt waren urfprünglid überall nur bie vollberechtigten Genoflen, fie 
allein waren auch fchöffenfähig. Grimm I. 161. 521—522. 661 $ 1. 726. 736. 
739. 750. Hofrehte von Zanten und Luttingen bei Lacombl., Archiv L 177. 
197f. CA ib. 171. 

35) Maurer, Fronh. II. ©. 482f. 

2%, Urf. v. 1568. Maurer, Fronh. IV. ©. 59. Note 10: so sullen die sesz 
und dertig hoffsiuede einen hoffrichter dess erbarsten und frombsten under 
sich kiesen. ®rimmI. 232. 279 (der Herr fchlägt 5 refp. 4 vor, die Gemeinde 
wäblt daraus einen Ammann). Ib. L 234. 239 8 1. 510. 687. II. 525. 544. 
OL 51. 548. 617. 618. 900. 

m S. z. 2. Grimm I. 103. 245. 250. 266. 700. 729. 

se) Dies war befonders häufig mit dem Hoffchreiber, dem Boten, den Förftern, 
Bann⸗ und Rebwarten und mit den Gemeindehirten der Fall. Hofr. v. Xanten 
c. 8. c. 10. Grimm I 35. 239. 693. 710. II. 525. 544. III. 617 (preconem 
eligere tenetur universitas) u. f. w. 

2) ©. Hofr. v. Zantn c. 6. Lacombl. I. 177. Grimm II. 84. 506. 
525. 544. II. 60 $ 1, Bisweilen kommt Kooptation vor. 
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weſen waren; fie wurden vererblich, veräußerlich und theilbar”). Nur trat 
die Entwidlung hier viel fpäter .ein, als bei den Reichs- und Bollsämtern, 
und Iöfte daher auch erft fpäter die alten Verbindungen auf*'). 

Der Herr und feine Beamten hatten aber nicht bios, wie ber Richter 
ber freien Gemeinde, Bertretung nach außen, Borfit im Gericht, Berufung 
der Verſammlungen, Benwaltung ber Iaufenden Geſchäfte nnd die gefammte 
Bollziehung, fondern fie hatten urfprünglich die Rechtſprechung, die Geſetzge⸗ 
bung und die Berwaltung ſelbft. Sehr früh ſchon warb indeß in allen die- 
jen Punkten die Zuziehung der hörigen Genoffen oder doch Einiger von ihnen 
ans einer in das Belieben bes Herrn geftellten Sitte zum unentziehbaren 
Recht der Gemeinde, und in demſelben Grabe, in weldem die Unfreien zur 
Hörigkeit emporftiegen, die Freien zur Hörigleit herabſanken, und der fo gebil- 
dete Rechtöfreis durch Grundherrſchaft und ISmmunität abgeichloffen und zu einem 
Meinen Staate für fich erweitert ward, ftieg die Bedeutuug des genoffenichaft- 
lichen Elements in Gericht, Recht und Berwaltung. 

Die Fronhofgerichte“) blieben daher zwar infofern berrichaftliche, als der 
Here wahrer Gerihtöherr war und das Gericht entweder jelbft abhielt ober 
durch feinen Stellvertreter abhalten lieh”); als es auf feinen Hof berufen 
werben Eonnte?*); als er e8 zu hegen und zu bannen, d. h. unter einen be 
ſonderen herrſchaftlichen Frieden zu ftellen hatte?*); als an ihn die Gerichts- 
gefälle fielen: allein „auf der andern Seite wurden diefe Gerichte infofern ge- 
noffenfchaftliche, als die Rechtſprechung felbft bei ber Gemeinde war, jei es 
nun bei der Geſammtheit als dem Umftanbe”®), fei es bei beſonderen lirtels- 
findern und Schöffen, die zwar urſprünglich meift vom Herrn emannt wur- 
den, aber nur and ben Genoſſen genommen werben burften?”); als ferner . 
vor ihnen nur Genofien Zeugen und Gidbelfer, Zürfpreher und Vormün⸗ 


2) Schon im Fahre 1817 erbten fogar Frauen das Schulgenamt! Mone, 
Zeitihr. Bd. V. ©. 327. Ebenda Verlauf biefes Amts. Im Allg. f. bei. 
Maurer, Fronh. II. ©. 486Ff. über die beneflcia, weldhe, ganz den Reichölchen 
gleich, zuerft Folge, dann Grundlage ded Amtes waren, ib. ©. 497—499, über 
bie Schöffengüter IV. ©. 66. 

3, Meift fogar erft nach dem Ablauf des Mittelalter. 

32) Die verfchiedenen Benennungen diefer Gerichte |. bei Maurer L ce. IV. 
S. 95—104. | 

33) ©. über bie Fälle, wo der Herr jelbft erfchien, Maurer Lc.L ©. 494. 
IV. &. 834—88, über feine Vertretung durch ben Beamten ib. I. 496. IV. 88 — 
92. 104 f. 

Maurer]. c. IV. ©. 168f. 

3 Maurer 1. c. IV. ©. 200f. 

”, Maurer]. c. I. ©. 499. IV. ©. 110f. 

Maurer l. c. J. ©. 493. IV. ©. 94. 95. 109. Grimm I. ©. 108: 
daz umb hoffhörig guter nieman urtel sprechen sol, denn der in den hoff 
gehöre. Leges s. Petri $ 2 u. 7: cum judicio sociorum suorum. Grimm 


Die hofrechtlichen Genoffenfhaften. $ 21. 169 


der®), ja vielfach nur Genoſſen in ihnen Richter an des Herm Stelle fein 
durften?”); als endlich ihre Kompetenz durch den Umfang ber bofgenofien- 
fchaftlichen Angelegenheiten und Streitigkeiten beichränft war). Zu letzte⸗ 
ren aber wurben insbefondere alle Givilftreitigfeiten unter Genoſſen fowie 
einzelner Genoſſen ober der Genoſſenſchaft als Geſammtheit mit dem Herm 
und manche Streitigkeiten mit Fremden, die Strafgerichtsbarkeit außer dem 
Blutbann, und bie freiwillige Gerichtsbarkeit, ſoweit es fih um Güter bes 
Hofe ober um ben perfönlihen Rechtsftand von Genoffen handelte, gerechnet. 
Im Zufammenhang mit der Fortbildung der Gerichte wurde auch das 
Recht des Hofes ftatt eines blos im Willen des Herrn beruhenden zu einem 
genofjenichaftlichen Recht, und konnte daher nicht mehr einfeitig vom Herrn 
georbnet umb geändert werben‘). Mehr und mehr traten daher als Rechts- 
quellen neben bie ftillichweigenbe ober ausbrüdliche Anorbnung ober Berleihung 
des Herrn das genoffenfchaftliche Herlommen **) und die genoſſenſchaftliche Wei⸗ 
jung und Küre bes Rechts, wobei anbrerfeits die Zuftimmung des Herrn er- 
forberlich, feine Mitwirkung nicht ausgeichlofien war, jo daß die Satungen 
oft als Uebereinkommen, Vergleiche ober Verträge zwifchen dem Herrn und 
der Gemeinde erſchienen. Die Kapitularien, durch weldhe Karl d. Br. bie 
Berfafiung feiner Villen orbuete, waren wirkliche Akte herrichaftlicher Geſetzge⸗ 
bung; die fpäteren Verordnungen der Sronhofherren wurben mehr und mehr nad) 
Befragung und Rath der Hofesiente erlaflen; die Privilegien beftätigten meift 


L 31: da sal ouch nieman erteilen wann gnossen, das sint alle die, die des 
gotzhusz ze sant Blasi eigen sint. gl. ib. IIL 576 $ 7. II. 551 $ 19 x. 
Nur Uebergenofien lieh man biöweilen zu. Bol. Grimm 1. 163: in dem hof 
ze Adelgaschile sol nieman erteilen umb eygen und umb erb, denn ein ge- 
nosz und ein uebergenosz in dem hof. 

”, Grimm I. 5. 823. 660 $ 17. 668 $ 15. OL 13. 576 $ 11. Maurer 
L ce. IV. ©. 52. 53. 66. 67. 95. 131f, 

) Bol. Note 27 

Maurer L. c. I. 489f. IV. 140—162. 

“) Grimm IIL 407: auch weist man zu recht, dasz die obgemelte ge- 
richtsherrn kein neuen gebott noch neuerung sollen machen ohne wissen 
und willen des landtvolks anders wie von alten herkomen. III. 673: dies 
sind die sätz, die wir... abbtissin..... in unser hufmarch zu 8. gesetzt haben 
und ist geschehen mit der hausgenossen willen und rat. Ib. L 216: Und ob 
sich uber kurtz oder lang zit gefüegen wurdt, das nothurftig were dise off- 
nung zebessern oder zemindern, daz sol beschechen mit ains herren von s. 
Gallen und dero von Rickenbach gmaindt gunst wässen und willen, Ib. 223: 
ain herr von s. Gallen mit den nachpuren etc. 

“), Schon 775 (Hontheim I. 136) tft von einer lex et consuetudo ber 
Fiskalinen die Rebe. So auch fpäter: alt gewonheit und recht. Grimm I. 
689; ähnlich ib. IT. 404. 426. Auch „ein angebornes Recht“ wurde ed genannt, 
3. 2. leg. s. Petri $ 32: legem sibi innatam. 


170 Die berrichaftliche Genoſſenſchaft. 


nur altes, längſt befeſtigtes Gewohnheitsreht; und die Weisthümer enblich, 
welche uns gerabe aus börigen Genoſſenſchaften am zablreichften erhalten find, 
weil das Beduͤrfniß fchriftlicher Aufzeichnung umd Beftftellung hier am größ- 
ten war, zeigen eine ſehr weitgehende und in den eigeutlich genoffenfchaftlichen 
Angelegenheiten wenig beichränkte Autonomie der Hofgemeinden“). Deshalb 
bildete fih in den Höfen ein eigned dem Landrecht nachgebildetes, zu immer 
größerer Freiheit emporfteigenbes Recht, das Hofrecht ober Bauernreiit, aus, 
weldhes in feiner Grundlage wie in feinem Charakter ebenfo wie das Landrecht 
ein genoſſenſchaftliches war). 

Wie an der fireitigen und freiwilligen Gerichtöbarteit und an der Bil- 
dung des Hofrehts, jo nahm aber die Genoſſenſchaft der Hofeslente andy an 
ber eigentlichen Verwaltung mehr und mehr Theil. Wenngleih der Natur 
ber Sache nach in allen Verwaltungsſachen das berrichaftliche Recht das ftär- 
tere blieb*), fo war doch das Hofregiment feit Bildung der Hofgenoſſenſchaft 
nicht mehr ein einjeitig monardhifches, ſondern zwiſchen Herrihaft und Selbft- 
verwaltung getheilt%). Und in allen Angelegenheiten, welche fpeciell genofien- 
ſchaftliche Intereſſen berührten, war der Herr oder fein Vertreter au die Zu- 
- ftimmung ber Gemeinde ober ihrer Schöffen gebunden. Dies war daher nicht 
nur bei der Aufnahme neuer Mitglieder, bei ber Huldigung neuer Hörigen*”), 
fondern, weil die Hofgüter Bafis des Genoſſenrechts waren, auch bei der Ber- 
fügung über ein Hofgut, wie 3. B. bei ber Wieberverleibung und Behänbignng 
eined erledigten oder hei der Einziehung eines verwirkten Gutes, bei befien 
Theilung oder Ueberlafiung an Kinder u. f. w. der Fall). Ebenſo konnten 
der Genofjenihaft angehörige Leute nicht ohne Zuftimmung der Genoffen ver- 
äußert, freigelaffen und vertaufcht werben*Y. Zur Auflage nener Abgaben ober 


* Die Form ber Weisthümer zeigt dies fchon. Es wird häufig gerabezu 
gefagt, die Huber haben „geordnet“, „gemeinlich erkannt“ (Grimm I. 679 
8 2. 717. 745), oder die Rechtöordnung wird ald Vereinbarung ber Huber unter 
einander bezeichnet. 3. B. Grimm I. 718: nachgeschriben huber desz ding- 
hoffes komment einhelliglich überein. S. 722—723: schultheiss und meyger, 
auch gemeine huober und stulgenossen ... versamlet und für sich und alle 
ire nachkomen volgender gestalt vereinbaret, entschlossen etc. 

#4, Weber Entwidlung und Inhalt des Hofrechts findet man die vollftändigften 
Nachweifungen bei Maurer, Fronh. J. S. 499—505. III. 163—171. IV. 275— 
332. 506 — 507. 

) Bol. bef. Maurer, Fronh. I. ©. 415—510. 

“ Maurer, Fronh. IV. ©. 54f. 

42 Grimm I 750. 777—778. II. 641 $ 3: Wo unser einer den andern 
in die hofmarch wolt einstiften, ehe nun er den stifte, soll er das an die 
herschaft und nachparschaft pringen;... wer es ihnen, der hofmarchsher- 
schaft und nachparschaft nit gemaint oder gefellig, soll keiner darüber ein- 
gestiftet werden bei hofmarchstraf. 

©), Kinblinger, münfter. Beitr. I, 1. © 9. Url. v. 1287 art. 3 bei 
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Dienfte war ſtets bie Einwilligung der Genoffenihaft erforberlih v). Daß 
fie bei der Wahl der Beamten mitwirkte, ift fchon erwähnt. Häufig wurde 
auch äußerlich die Theilung der Gewalt zwiſchen Herm und Genoſſenſchaft darin 
anerkannt, daß der Huldigungseid eine neuen Hubers oder der Treueid eines 
Bermten nicht nur jenem, fontern zugleich ter ganzen Gemeinde geleiftet warb >'). 

Nicht minder wurde im Vermoͤgensrecht die Gejammtheit der Hofgenofien 
dem Herrn gegenüber Subjekt felbitändiger Rechte und Pflichten. Sie er- 
langte Geſammthabe an Vieh und Geld, aber auch Gefammteigentbum an ber 
Hofmarl. Zwar hatte fie, gleichwie die Einzelnen an ihren Gütern, jo als 
Sefammtheit an der ganzen Mark nie ein echtes freies Eigen: aber fie erwarb 
faft überall eine bofrechtliche Gefammtgewere, welche ihr an Stelle eines ur- 
fprünglicy prefären, aus Gnade verlichenen Rechts einen gefchügten und unent- 


Rindlinger, Hörigkeit ©. 320: mansionarii omnibus mansorum ordinationibus, 
mancipiorum permutstionibus et hereditatum accipiendis usibus... semper 
debent vocati communiter interesse. Hofrecht v. Efſen $ 3. 5. 8. 10. 14: dat 
guidt tho winnen und tho werren mit gnaden des heren und hoves, Grimm 
III. 900: und soll es auch verkauffen nach der herrschaft rat und der acht 
man und auch der nachpaurn willen. Grimm L 688: so mag der schafner. 
des gotteshuses mit den hubern des dinkhofs die gueter zu des closters hand 
ziehen. Ib. 685. 690. 706 $ 13. 713. 

“ Kinblinger, münfter. Beitr. I, 1. S. 9. Hörliglet ©. 102—115. 
Urf. v. 1287 8 2 ib. ©. 319: homines.. quorum... permutationes. nisi cum 
scitu mansionariorum dicti officii iidem officiales facere non praesumant; 
8 5. Urk. v. 1354 ib. 440: dat ich... hebbe vurweslet E... mit willen des 
sculten .. und der husghenoten. Urf. v. 1357 ©. 448: mit willen und mit 
vulbort der korghenoten des hoves. Ebenſo Urf. v. 1362. 1370 art. 5. 1408. 
1422. 1423. 1456 (oick en sal ick der haveslüde nicht verwesselen anders, 
dan vur geliche gude wedderwassel myt weten des hoves). 1462. 1465. 1517. 
1556. 1571 ib. ©. 461. 479. 523. 559. 561. 553. 600. 602. 662. 691. 709 ꝛc. 
Sreilaffung: Urk. v. 1805 ib. ©. 854: de consensu et voluntate hominum illo- 
rum, qui hygen dicuntur, in figura judicii et coram scabinis in Warendorpe 
manu, misi et libertati donavi. 

s°, Urf. v. 1287 8 5. b. Kindlinger, Hörigkeit ©. 321: in homines qui 
losjungeren dicuntur exactionem facere aut eosdem ab officio per concam- 
bium aut alio quocunque modo alienare nisi consenserint non debeat. Grimm - 
IN. 157 8 91. 478. 480. 545. 547. Ur. v. 1273 b. Meichelbed, Hist. Fri- 
sing. II, 2. ©. 73. 

©. die Hofrechte bei Maurer 1. c. IV. ©. 56. Note 93 u. ©. 57. 
Note 94: so gelovet ihr hier vor mir als hovesrichter und dem ganzen hove; 
ich gelobe und schwere, dasz ich einer‘ zeitlichen Frauen Abdissin.... wie 
auch dem sämtlichen Hove hieselbst getreu und hold seyn etc. Grimm I 
101: er sol och einem vogt und der gebursami gehorsam sin. Inveſtitur und 
Bereidigung der Beamten vor der Gemeinde 3. B. b. Grimm IL. 514 — 515. 
529. 535 ꝛc. 
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ziehbaren Anſpruch verlieh. Dieſes dingliche Geſammtrecht war an den ver⸗ 
ſchiedenen Stüden der Mark von verſchiedenem Charakter. An den in Son⸗ 
berbefig befindlichen Hufen war es ein zwilchen dad echte Eigenthum und die 
barin liegende Grundherrſchaft des Herrn einerfeits unb das abgeleitete Eigen- 
thum des Vogtei- oder Grunbhörigen anbrerfeits geſchobenes Gemeinderecht, 
welches fi nicht nur in einem Mitauffichtsrecht — gewiſſermaßen einem Stück 
abgeleiteter Grundherrſchaft —, ſondern vor Allem in einer Beichräntung ber 
Veräußerung aus dem DBerband beraus Tund gab. Denn während die Ber- 
äußerung an Fremde ohne Einwilligung des Herrn von je unzuläffig geweien 
war, jo kam jeßt die Zuftimmung der Hofgenoffen als ein zweites Erforderniß 
binzu®?), und es entftand bieraus ein hofyenoffenfchaftliches Borkaufs- und Re 
traktsrecht⸗). Da mit ber Ausbildung eines Yamilienrechts innerhalb ber 
Hofgenoffenihaft auch das Näherreht der Verwandten Eingang fand, fo war 
jegt ein breifaches Anrecht auf das einzelne Gut begründet, indem dieſes zuerft 
ben Verwandten, dann ben Genoffen und endli dem Herrn angeboten wer- 
ben mußte und von ihnen allen eventuell retrahirt werben Zonnte‘). Sebes 
biefer Rechte berubte aber auf einem verfchiebenen Fundament, das erfte auf 
bem Privatfamilienrecht, das lehtere auf der Grundherrſchaft, das echt der 
Hofgenoffen aber auf einem genoffenfchaftlichen Geſammtrecht an der Hofmark. 
Am Fräftigften äußerte fi) das Gefammteigenthum der Genoſſenſchaft bezüglich der 
unvertheilt bleibenden Hofmark oder der Hofallmende“). An diefer ftand zwar 
bem Herren das echte Eigen mit ben darin liegenden Gewaltrechten zu °®); 


se, 3, 3. Grimm III. 900. 

5, Ueber das Anbieten zum Verkauf f. z. B. Grimm I. 15 8 45. 25. 
29. 35. 42. 46 $ 16. 106. 148. 164. 165. 172. 277. 672. 678. 755 ıc.: so soll 
ers bieten den genossen; so sol er das dan bietten den hoffläten in die wit- 
reitti; so soll er die bietten den huszgenozzen und ähnlich. Ueber ben Retralt, 
Abtrieb oder die Loſung ber Hofgenofien Grimm I. 15 $ 45. 16 8 49. 25. 
46 $ 17. 106. 158 $ 31. III. 550f. Bluntſchli l. c. L 268f. 

) Grimm I 15 847. 277. IH. 550. Bisweilen gieng der grundherrliche 
Retrakt vor. 

5) Ark. v. 1015 b. Kindlinger, Hoͤrigkeit S. 223: ad proximam curti 
 marchiam. Url, v. 934. 1127. 12378 b. Kindblinger, münft. Beitr. III, 2, 

©. 2. 13. 221. Url. v. 1185 b. Wigand, Archiv VL 1. 84: communionem 

omnium pascuarum ad eandem curtim pertinentium. ®rimm I 164. 256. 
272. 782. 825 ıc.: des hofes gemeinmark, gemeimerk, holzmark, gemeine gewelt. 

”*), In allen Beisthümern von Höfen wird daher dem Herm an Walb, 
Waſſer nud Weide das rechte Eigen zugefchrieben: den herren zu s. Peter wasser 
und weyde zum rechten eigen, Grimm I, 185. 516. 521. 530. 546. 668f. II. 
ıf. 110. 112. 188. 2c.; oft aber auch ausdrücklich das eigen an silvae com- 
munes (Urk. v. 833 b. Seiber$ DI, 1. ©. 4) und an der Allmende GrimmL 
178. 672. 674. Urk. v. 1296. 1297 6. Mone, Zeitfchr. IL 455. 459. Bluntſchli, 
R. G. J. S. 79. 
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allein mehr und mehr erlangte die Hofgenoffenfchaft ein felbftändiges Nutzungs⸗ 
eigenthum, das, mochte es nun als Lehn-, Zind- ober Erbeigen gelten”), bie 
freie Verfügung über die Marfnugung und deshalb die Beitimmung über bie 
Art und Weiſe des Gebrauchs, über etwaigen Anbau ber Allmende, über bie 
Schliegung der Mark nad außen, über die Vertbeilung der Nutzung unter die 
Einzelnen und folgeweife den größten Theil der Markpolizei einfhloß"). 
Später wurde daraus vielfach ein volles Eigenthum, welches das Recht bes 
Herm verbrängte). Endlich erwarben die Genoffen auch mannigfache einzelne 
Nutzungsrechte an Wäldern, Gewäflern und fonftigem Grunbbefit des Herrn, 
die mehr und mehr, ftatt als Rechte ber einzelnen Kolonen, als Rechte ber 
Hofgenofſenſchaft aufgefaßt wurden, an denen jeder Einzelue vermöge ſeines 
Genofſſenrechts gleihmäßig participirte®). 

Wie jo die Genoffenfchaft dem Herrn gegenüber Trägerin von Geſammt⸗ 
rechten aller Art, und zwar neben dem politiichen Gefammtrecht befonders auch 
von Geſammteigenthum, Geſammtnutzrechten und fonftigen Gefammtvermögens- 
rechten wurbe, fo ftellte fie fich ihm gegenüber mehr und mehr auch als eigent- 
liche Berpflichtete dar. Die Herrſchaft des Deren, mochte fie nun zunächſt als 
Schutzherrſchaft oder als Grundherrihaft in Frage kommen, wurde allmälig 
aus einer Herrſchaft über die einzelnen fchuß- oder grundhoͤrigen Leute zu einer 
Herrichaft über eine hoͤrige Gemeinde. Indeß trat diefe Entwidlung zuerft in 
den aus der Hörigfeit emporfteigenden Stäbten deutlicher hervor und es iſt 
dort davon zu handeln. Im den ländlichen Hofgemeinden dagegen blieb bis 
in die neuere Zeit das Dienftverhältnig zwiſchen dem Herrn und den einzelnen 
Bauern in vielen Beziehungen ein unmittelbares, während freilih in anderen 


, Weisth. aus d. Anf. bed 14. Jahrh. 6. Grimm L 161: des gotzhus 
eigen und luten erde. Deffn. v. Malterd im Geſchichtsfreund v. Lucern I. 
240: daz ist des gotshurz von Lucern recht eigen und der genossen erbe. 
®rimm II. 542: die scheffen weisen den heren von Rinek die gewalt, die 
marck dem dorff, und die eigenschaft dem thurmprobst zu Meintze. Bol. 
Beisth. 6. Maurer, Fronh. Anhang zu Bd. IH. S. 580. 

*) Dagegen war bei Verfügungen über bie Subftanz die Zuftimmung bed 
Grundherrn nöthig. Grimm IL 178. IIL 574. 

2) Näheres unten in Th. II. 

©, Dies zeigt faft jebes Weiſthum. Bol. z. B. Grimm IL 256: in der 
herren holtz mag das ganze dorf wol hauen. Hier tritt zugleich der Unter- 
fhiedb von einem bloßen Gefammtnugrecht nnd einer gemeinen Marl, an welcher 
ber Herr nur das Obereigenthum bat, fehr deutlich hervor. Denn ed wird gegenüber- 
geftellt: in des Aerren hkolts mag das ganze dorf wol hauen, in dem gemein- 
merk dagegen sol niemand haun den die hausräuchin hand auf den erbgütern, 
Bol. Url. b. Kinblinger, möünfter. Beitr. II, 2. ©. 3: est ibi silva commu- 
sis... in qua.. cedant homines s. Petri ad usum suum qualemcungue li- 
guum... In silra domini, quae singularis est, jus habent cedendi omne li- 
guum praeter quercum et fagum. 
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auch bier die Gemeinde zwiſchen beide trat. So wurben insbeſondere bie 
Frohnden und Dienfte, die Abgaben in Naturalien, die Zinfen und Steuern, 
welche der Einzelne zuerft wegen feines perjönlichen Verbältniffes zum Herrn, 
bald mehr wegen feines abhängigen Örundbefiges und in Proportion zu diejem 
leiften mußte, vorwiegend ftets als Verpflichtungen jedes Einzelnen aufge 
faßt ou). Doch machte ſich daneben ſchon früh die Anfchauung geltend, daß 
die Gemeinde jelbft die eigentlich Verpflichtete fei, die einzelnen Genoffen nur 
gleihmäßig an der Gejammtlaft participirten, daß daher der Herr zunächft fich 
an die Gemeinde zu halten, dieſe aber die Laſt zu repartiren habe oe); und bie 
Beden und Steuern, mochten fie nun außerorbentliche oder ftändige fein, wur⸗ 
ben vielfach recht eigentlih als Gemeindelaſten betrachtet und aus der Ge⸗ 
meindekaſſe beftritten *). 

So trat alfo in allen Beziehungen die Hofgenojjenihaft dem Herm als 
eine felbitändige Einheit innerhalb feines Herrichaftsnerbandes gegenüber. Es 
verfteht fi von jelbft und geht ſchon aus ven bisherigen Andeutungen zur 
Genüge hervor, daß fie ebenfo den ihr angehörigen einzelnen Genoffen gegen- 
über fi ald Einheit geltend machte. Indeß war in dieſer Beziehung die Ent- 
wicklung der Hofgenoffenichaft der Entwidlung der freien Gemeinde in “Dorf 
und Mark fo vollfommen analog, daß fie keiner getrennten Behandlung be- 
darf. Nur das Duale und Duantum des Geſammtrechts war verfchieden in 
berrichaftlichen und freien Genoflenfhaften; die Art und Weile der Vertheilung 
des vorhandenen Geſammtrechts zwifchen Geſammtheit und Einzelne folgte in 
beiden denſelben Principien. Denn in ihrer ganzen imern Struktur, in dem 
Berhältnig der dinglihen und perfönlichen Elemente ter Verbindung, in ber 
Xheilnahme der Genofien an Gerichtsbarkeit und Autonomie, an Selbſtver⸗ 
waltung und Selbftbefteuerung, an Marknugung und Grundbefig, in allen 
Eintihtungen der Berfaffung und in dem Inhalt des fich bildenden neuen 
Sachen⸗, Yamilien- und Erbrechts war die Hofgemeinde im Weientlichen uichts 
als eine Reproduktion der alten genoffenjchaftlichen Dorfgemeinde. Der tief 
eingreifende Unterfchied, welcher zwijchen beiden troß ihrer großen DBerwandt- 
{haft beftand, lag lediglich darin, daß die Hofgemeinde einen Herrn hatte, 
weldher der principale Grund ihrer Einheit war und, wenn er auch längft 
nicht mehr allein diefe Einheit vepräfentirte, jo doch das urſprüngliche und 
überwiegende Stüd berjelben aus eignen Rechte darftellte, während bie ber 
Geſammtheit aller Genoſſen innewohnende Rechtseinheit Davon nur abgeleitet 


0) S. im Allg. Maurer, Fronh. I. ©. 375f. DI. S. 237—3583. 

2) Deshalb wird häufig von einer Verpflichtung der Gemeinde geſprochen. 
Vgl. z. B. Grimm IL 640 $ 1: und das andere mal soll die gemein zu 
geben schuldig sein. Ib. ©. 518. 519: so ist ym das dorf schuldig einen 
seymer. Hofr. v. Xanten b. Lacomblet, Archiv ©. 181 c. 16: item die Erff- 
laten sollen sementlsck ind besunder schuldig wesen. 

3, Maurer, Fronh. II. ©. 336. 
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und abhängig war, fi) mithin zu jener ungefähr ebenfo verhielt, wie dad ge 
liebene zum echten Eigen. 

So jelbftändig daher die Hofgenoffenfchaft auch in ihren inneren Ange 
Iegenheiten jein mochte, immer blieb fie einem berrichaftlichen Verbande unter- 
georbnet, ber nach außen Hin ihr gefammtes Recht abforbirte. Nur durch den 
Herm wurde fie in ihrer Gefammtheit, wurde jeder ihrer Genofjen nach aufen 
vertreten; nur durch ibn war fie überhaupt ein Glied des Volkes nnd des 
Staates; durch ihn allein Eonnte fie an dem Recht irgend eines außerhalb des 
fie jelber umfaffenden Vereins ftehenden Verbandes genofjenichaftlicher oder herr- 
ſchaftlicher Art Theil nehmen. Jeder vermögensrechtliche, familieurechtliche oder 
politifche Verkehr nach anfen bedurfte der Vermittelung des Herm. Keine Ehe 
konnten Hofgenoffen und Ungenoffen ſchließen, wenn nicht der Herr fie be- 
willigte®®) oder vorher ein Dertrag zwifchen den Herren verjchievener Verbände 
geihloffen war, wonach ihre Angehörigen unter einander ald Gencfjen gelten 
jollten®>); jeder Vertrag der Genofienichaft und ihrer Glieder mit Auswärtigen, 
jede Veräußerung unter Xebenden oter von Todes wegen bedurfte herrichaftlicher 
BDeftätigung®); das Volls- oder Landrecht reichte in Feiner Beziehung un- 
mittelbar in den hörigen Verband hinein, der Entftehung, Ordnung und Schuß 
lediglich dem Hofrecht verdankte?); und der öffentlichen Gewalt, ihren Beamten 
und Gerichten gegenüber wurden tie Hofgenofjen durchaus vom Herm geſchützt 
und vertreten, jo daß jene zwar in den munnichfachften Beziehungen in bie 
Berfaffung und das Recht der Fronhoͤfe, beſonders bezüglich des Kriegedienftes, 
der Steuern und ber Gerichtsbarkeit eingriff, immer aber dabei der Bermitte- 
Iung bes Herrn beburfte®). Sm fehr vielen Gemeinden freilich, und zuerft in 
ben aus dem Hofrecht emporfteigenden Stabtgemeinden, hat die ſich erwei⸗ 
ternde Hofgenoffenfchaft jchon früh vielfach die Schranken des fie umſchließenden 
Berbandes durchbrochen: allein wenn und foweit dies der Fall war, lag hierin 
nicht mehr eine Ausbildung, ſondern eine theilweife Befeitigung des Hofrechts, 


“) Maurer L c. TI. ©. 149f. Blumer, Geſch. der fchweiz. Demokr. I 
©. 54. Bluntſchli, R. ©. J. S. 190f. Mone, zeitihr. Bb. VIL ©. 130f. 
150f. XVL ©. 51. Beiſpiel (v. 1249): nec extra familiam suam, que dicitur 
genoyzschaf, absque nostra licencia et voluntate ducant aliquas vel filios 
suos paciantur ducere mulieres. 

6) Bol. 3. DB. die genossami der sieben gotzhüser, die sieben gotzhüser 
genosz und geerb bei Grimm L If. 13 $ 17. 22 $ 31. 150. 155 $ 15. 160. 
170. 262. 232. So ferner Urk. v. 1222 bei Kindlinger, Hörigl. S. 256. 
S. auh Bluntſchli, R. G. L 19. Blumer J c. J. S 55. 

“, Maurer l. c. UL ©. 138f. 

%) Ib. IH. ©. 163. 

“) Dies bat befonderd Maurer, Fronh. I. S. 505—539. III. S. 81f IV. 
©. 332—462 gezeigt. 
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und wir koͤnnen nicht mehr von einer herrſchaftlichen Genofienfchaft reben, 
fondern nur noch von einer freien Genofjenfchaft mit herrſchaftlicher Spike. 

I. Wenn jo die Hofgemeinden ald die älteften und doch am fpäteiten 
verichwundenen bofhörigen Genoſſenſchaften gelten müffen, jo bat doch ſchon 
früb auch andere als die durch gemeinfchaftlichen Hufenbeitt zuſammen⸗ 
gehaltenen Kreife des hörigen Hofverbanbes eine genofienfchaftliche Organiſation 
ergriffen. Zwar, die Vereine der durch den Dienft über das Hofrecht empor- 
geftiegenen Stände können wir nit bazu rechnen, da fie in der Geftalt, in 
ber fie und entgegentreten, das eigentliche Hofrecht ſchon überwunden hatten: 
wol aber gehören hierher neben manchen anderen, uns nur aus unbdentlichen 
Spuren erkennbaren, auf Gemeinſchaft bes Dienftes, bes Rechts und des 
Intereſſes beruhenden Hofgenofienichaften*®), die Vereine der börigen Handwerker, 
Gewerbetreibenden und Künftler. 

Wenig aufgeflärt ift freilich bis heute Weſen und Geichichte der jogenamnten 
bofrehtlihen Sunungen, am wenigften ihr hiſteriſches Verhältnig zu den 
freien Gilden und Zünften”‘). Allein fo viel muß doch als feititehend an- 
genommen werben, taß es im 11. und 12. Sahrhundert in den zu Städten 
erweiterten ober auf den größten Theil einer alten Stabtmart ausgedehnten 
Sronhöfen Vereine höriger Gewerbetreibenden, Handwerker und Künftler gleicher 
Beihäftigung gegeben Tat, welche weder bloße herrſchaftliche Abtheilungen, noch 
freie Genoſſenſchaften waren, fondern zwifchen beiden in der Mitte ftanden, Vereine, 
die zwar einem wahren Hofrecht unterworfen, aber doch ſchon felkftändig genug waren, 
um aud dem Herrn gegenüber ein, wenn aud abgeleitete Geſammtrecht zu 
befigen, eine, wenn auch untergeorbnete und abhängige Einheit zu bilben. 

Urſprünglich freilich entbehrten diejenigen Hörigen und Unfreien eines 
Hofes, welche zu Gewerbebetrieb und Handwerk verwandt wurben, jeher genoflen- 
ſchaftlichen Organifation. Sie gehörten zum Haus- und Hofgefinde?'), wohnten 
im Fronhof felbft in eigenen dazu beftimmten Kammern und waren gegen den 
ihnen gewährten Unterhalt zu jeder Art des Dienftes verpflichtet. Obwol fie 
höherer Achtung genoffen, waren fie doch um vieles unfelbftändiger geftellt als 
die einem eigenen Hausweſen und einer eigenen Hufe vorftehenden börigen und 
felbft unfreien Kolonen. Nach feinem Belieben wied ber Herr ober fein 


“) So z. D. die societas parafredorum in Worms, die freilich auch eine 
Hofgemeinde gewejen fein kann, die nur ihren Namen von einer ihren Mitgliedern 
gleichmäßig obliegenden Dienftpflicht entnahm Auch die Genoſſenſchaften der 
Fiskalinen und Palatinen, die mit deren Uebergang in Minifterialität ober niebere 
Stände frühzeitig untergegangen fein müſſen, gehören hierher. 

“ ©. bei. Eichhorn, Zeitichr. f. geih. R. W. I. 420. IL 213. Einl. 
8 881. R. G. $ 312. Wilda, Gildenweien S. 289. Maurer, Bronb. I. 
©. 196f. 244f. IL 314f. Heudler, Berfaffungdgeid. v. Bafel S. 83f. 

1, Noch im Sabre 1829 wird ein Werkmeifter in Berg zum Hofgefinde 
gerechnet. Url. b. Lacomblet, Ardiv I. ©. 286. 
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Beamter Jedem Art und Maß des Dienftes an. Je nad der Natur biefes 
Dienftes zerfiel dad Perfonal jedes Hofes in verfchiebene Gruppen ober Abthei- 
Iungen, die unter bejonderen Auffehern oder Meiitern ſtanden, von denen je eine 
gewiffe Zahl wieder einem Oberbeamten untergeorbnet war. In gleicher Weiſe 
waren jo Handwerker, Händler und Künftler, wie das Ianbwirthichaftliche (mol 
von den Kolouen zu unterſcheidende) Perſonal des Herrenhofes, das häusliche 
Geſinde, die Jäger und Hirten in rein berrichaftlicher Yorm von oben her 
organifirt?*). Diejenigen, welchen bie gleiche Beichäftigung angewieſen war, 
wohnten und arbeiteten in gemeinichaftlihen Räumen unter befonberen Beam- 
ten”). Man nannte fie, wie alle dem Herrn Dienende, Amtleute ober Diener 
(ambahtleute, officiales, officiati, servitores)?*), ihre Beihäftigung und 
demgemäß auch ihre Geſammtheit jelbft ein ministerium, officium ober Amt?*), 
ihren Borfteher einen Meifter, magister, Obermeifter, Werkmeiſter ober prae- 
positus”®). In diefen herrſchaftlichen Aemtern war von irgend welcher 
genofſenſchaftlichen Verbindung ſehr lange Zeit nicht die Rede. Der Meifter 
war lediglih Beamter des Herru, die übtigen Handwerker jeine Untergebenen, 
subjecti, famuli, Knechte ober Anapyen”). Sie arbeiteten nicht für Lohn, 
jondern wie das übrige Geſinde gegen Koft und Unterhalt”). Der Einzelne 
hatte kein Recht auf bie beftinmte Art der Arbeit oder auf Mitgliedſchaft des 
Amtes, vielmehr Tonnte fie der Herr nad feinen Belieben bineinfeßen oder 


8) Lehrreich fit Hierfür befonderd das Capitulare de villis v. 812 b. Perk 
L 181. — Unter den Kaufleuten, welche zu einem Fronhof gehörten (Cap. v. 809. 
L 2. Perg III. 158), find jedoch wol nur bie Beineren Händler zu verftehen. 
Der Großhandel wurde von Freien getrieben. 

5, Cap. v. 809. c. 2. b. Perg III 158. Weisth. v. 1095. Grimm II. 
289. 592f. Guerard, Polyptique ©. 307. c. 11. 

7%) &o nad) Urk. v. 1339 b. Schöpflin, Alsat. dipl. IL 167: ambaht- 
leute. Grimm IL 269: quotidiani servitores. 

” 3. B. Gusrard, Polyptique, app. 21. ©. 356: magister pistorum. 
Cap. de villis c. 29. 57. 61. Cap. v. 817. c. 18. Cap. Car. Calvi 864. c. 20. 
b. Perg IIL 493. L. Langob. III. 28. 

%, So in ben leges et statuta civitatis Argentinensis c. 8: mercatorum 
quorum officium est; alte beutjche Weberjepung: und zu der ambaht höret; 
c. 44: ad officium burcgravii pertinet ponere magistros omnium officiorum 
in urbe — uber alle die ambaht in der stat. Urk. v. 1143 b.. Günther, 
Cod. Rheno-Mosell. I. 280. 281: hi vero qui officia habent in Bunnensi 
elaustro, coci videlicet et pistores seu aliorum officiorum artificee, Cap. de 
villis c. 45: ut unusquisque judex in suo ministerio bonos habeat artifices.. 

) S. z. B. Kindlinger, Hörigk. ©. 395. 399. 

%, Trierer Weisth. X. 8S-I0 (sine mercede). Recht Bi Mainzer Hofes zu 
Erfurt: umbsunst zu schroden. Maurer, Fronh. II. S. 835. Note 36. 37. 
Url. v. 1392 bei Lacombl. 1. c. I. 236. 

J. 12 
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herausnehmen”). Zucht und Gerichtöbarkeit über fie ftanb dem Meifter, den 
böberen herrſchaftlichen Beamten und Richtern und in letter Suftanz dem 
Herrn, deſſen Vertreter jene waren, ebenfo wie bie Regelung ber Arbeit und 
bie Ordnung des Dienftes zu). Bon einem Genoffengericht, einem eigenen 
Recht des Amtes, einer noch fo untergeorbneten Selbftverwaltung findet fich 
feine Spur. 

Mit ber Zeit indeß wurbe die Stellung ber Handwerker und Gewerbe 
treibenden oder doch Eingelner vou ihnen eine freiere. Der Herr brauchte nicht 
mehr ihre ganze Arbeit und geftattete ihnen ober Einigen von ihnen, das 
Handwerk öffentlich gegen Lohn zu treiben). Gie dutften außerhalb bes 
Fronhofs wohnen, wenn fie nur ihrer Dienftpflicht nachlamen®). Diefe Dienft- 
pflicht felbft wurbe allmälig firirt, indem fie entweber nach Tagen ober nach 
Stüden beftimmt, endlich aber in Gelb umgewandelt wurbe**), ober indem 
jogar nur eine gewiffe Anzahl von Arbeitern aus jedem Handwerk und nur 
ein beftimmites Quantum von Arbeit umfonft, bad weitere gegen Lohn in Au⸗ 
ſpruch genommen wurde). Einzelnen wurben Dienft- und Lehnhufen als 
Amtslehn gegeben, die ganz wie bie großen beneficia allmälig zu erblichem Be⸗ 
fige wurden und dahin führten, daß das Handwerk felbft erblich, das Gewerbe 
recht ein Realrecht, die damit verbundenen Pflichten Keallaften wurden"). Die 


” Bluntſchli, 8. G. L 152. Grimm IL 763 $ 38. IL 562. IIL 629. 
669: daz ein jeder herr... soll und mag gehaben seinen richter, beken, 
pader und andere hanäwerker und mag die allbeg setzen und entsetzen, 
mindern oder meren. 

) Maurer Le. I ©. 245. 246. 248. II. ©. 320f. Noch nad) ben Bafeler 
Zunfibriefen v. 1248 u. 1356 b. Ochs, Geh. v. Bafel L 320. 3283. 340. 
Trouillat, Bafeler Urkundenbuch L ©. 574. 580. 634 ftanden die Handwerker 
unter einem Minifterialen des Biſchofs: ut omnia, prout prescripta sunt, per 
ipsum, justo moderamine, statuantur et si necesse fuerit corigantur. Bgl. 
bazu Heusler ©. 34. Die Inſtanzen für bie Bäder waren: Brodmeifter, Vice⸗ 
bom, Biſchof. Noch 1861 wirb bas „Brotmeistertum* als Lehn vergeben. 
Trouillat IV. Nr. 71. ©. 182. ©. auch 1308” ib. IIL Rr. 19. ©. 26. 1388. 
IV. Nr. 238. ©. 496. 

*) So ſchon nad) ber lex Burgund. tit. 21. c. 2: in publico adtributum 
artificium exercere permiserit. 

es Mal. 3. B. Grimm IL 763 $ 38. 

3.83. Url. v. 994 5. Böhmer, Cod. Moenofrankof. L 13. Lacombt., _ 
Archiv J. 821 u. bie Weisthümer Nr. 7. 10. 11. 15. 18. 43. Aelteſtes Sirasb. 
GStadtr. c. 88. 101—118. Grimm L 105. 668. IL. 281f. IIL 881. urt. v. 
1839 6. Schöpflin IL 165. Ueber die Verwandlung in Gelbabgaben Maurer 
L c. IL 331%. 

°4) Leg. et atat. civ. Argent. c. 93. 102. 106. 108—110. 113. 118. Trierer 
Sifcherweisth. Grimm IL &. 281. 282. 

85) ©. 3. B. Urk. v. 1107 b. Wigand, Archiv IL 335: mansum istam 
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Hörigkeit wurbe der gemeinen Freiheit immer ähnlicher und, was noch wichti⸗ 
ger war, es fchlofjen ſich Freie dem Herrichaftsverbande an, indem fie ſich in 
Schutzvogtei oder jelbft in Hörigkeit begaben, Dienft gegen Schub verfprachen 
und ein Gewerbe ober Handwerk trieben. Auch fie mochten dem hofrechtlichen 
Amt, das wicht mehr ganz unjelbftänbig war, zugetheilt werben ober beitreten 
und brachten ihrerjeits freiere Elemente in baffelbe hinein. 

Sp mochten allmälig viele Aemter, ganz analog wie bie Hofgemeinden, 
zu genofjeufchaftlichen Verbindungen werben. Es mochten an Stelle ber Knechte 
Eines Meifters jelbftändige auf eigue Rechnung arbeitende Männer treten, 
die von den Gefellen und Lehrjungen unterfchieben wurben*‘) und fich als eine 
Genoſſenſchaft betrachteten, das Handwerk als ein ihrer Geſammtheit vom Fron⸗ 
boföheren gegebenes Amtslehn übten”), bie Dienftpflichten als eine bamit ver- 
bundene Sejammtlaft erfüllten®®). Reben der fortbeftehenden Abhängigkeit von 
dem vom Herrn ernannten Meifter unb von den berrfchaftlichen Richtern se) 
mochten bie Genofſen eine gewifſe Selbftverwaltung erlangen, ein eignes Recht aus⸗ 
bilden, und am Gericht Theil nehmen). Und mit ber Zeit mochten fie in einer 
ganz Ähnlichen Weiſe, wie Hofgemeinden_zu freien Gemeinden wurben, in bie 


cuidam aurifici in beneficium dedi, tum pro servitio artis sue, quo nobis fide- 
liter et utiliter servivit. Wrf. v. 1052 5. Beyer, mittelrhein. Urkundenb. I. 
393: exceptis venatoribus, piscitoribus, fabris, cementariis, architeotis sive 
latomis nostris eorumque beneficiis. Eine Reihe von beneflcia, feoda, dinest- 
hufen von Handwerkern aller Art führt Maurer L c. IL S. 328—839 auf. 
As bingliche Laften werden die Dienfte ber Handwerker 3. B. in den Korveiſchen 
Güterverzeichnifien bei Kinblinger, mäünfter. Beitr. II, 2. 126. 143. 223 ıc. be 
handelt. Bol. au die Dienftperzeichnifie v. 1832 5. Kindlinger, Hoͤrigk. 
©. 3923|. 397f. Ueber das Vorkommen von Erbbädern und Erbichmiebeftellen 
Maurer L c. IL 330. Ein pistor hereditarius ſchon im rotulus officiorum 
Haioniensium 5. Fürth, Mintiterlalen Anh. ©. 535 $ 17 erwähnt. 

es Maurer L c. II. ©. 336. 387. 

) Urfprünglich wurbe nur ber Meifter des Amts belehnt und oft förmlich 
Inyeftir. Maurer L c. IL 319. Grimm IL 28%. Rote 1. 

“ Diefe Auffafiung tritt ſchon im Strasburger Stabtr. c. 102. 103f. (fa- 
brorum jus est — der smide reht ist), 104. 118. 114 (cauponum jus est), 
115—118 beutfich hervor, indem immer die Gefammthelt ber Handwerker als 
verpflichtet hingeftellt wird. Ebenſo im Trierer Weisſsth. X. c. 8f.: omnes pelli- 
fices Treviri manentes, quando fuerit oportunum, hos septem pellifices (die 
dem Biſchof zunächft dienen follten) juvabunt aut se rediment., 

*) Bol. z. B. Trierer Weisth. X. c. 13. Strasb. Stabtr. c. 44. Heudler 
Le. ©. 84. 

As ſolche Hofhörigen Genofienichaften erſcheinen bie Aemter der Hand» 
werker namentlich in Strasburg, Trier und Bajel im 11., 12. und zum Theil noch 
im 13. Jahrh., die Erbinnung ber Wormſer Zifcher ı«. 

12* 


180 Die herrſchaftlichen Genoffenfchaften. 


Zahl der freien Gilden und Zünfte übertreten, während wur noch einzelne berr- 
fchaftliche Rechte an ihren bofrechtlichen Urfprung erinnerten ®). 

Penn wir nun aber jo das Borhandenfein von Hofgenoſſenſchaften, Die 
zwiichen Aemtern und Zünften in ber Mitte ftanden, annehmen, wenn wir 
fie als eine Webergangäftufe betrachten, durch welche viele Aemter zu Zünften 
wurden, fo ſoll damit keineswegs bie Anficht vertreten werben, daß bas Zuuft- 
weien überhaupt aus dem hofrechtlichen Innungsweſen berporgegangen ſei *). 
Vorbild der Zünfte waren die freien Einungen Freier, und die älteften wirk- 
lichen Zünfte find hoͤchft wahricheinlih unter den vielleiht von je vorhan⸗ 
benen ®), fpäter- jedenfalls ſehr zahlreichen freien Handwerkern durch frei ge 
wählten Znfanımentritt entftanden®). In noch böheren Grabe gilt bies 
natürlich von den Gilden der Kauflentee Waren aber einmal freie Immungen 
von Gewerbtreibenden einer gewifien Gattung vorhanden, jo wurden fie natur- 
gemäß das Vorbild, dem fid) auch die hofrechtlichen Vereine zu nähern ſuch⸗ 
ten, bis, wie in weit fpäterer Zeit oft aus Dorf- und Hofgemeinden Eine Ge⸗ 
meinde, fo das Eine Iuftitut der gewerblichen Gilden und Zünfte daraus ber- 
vorgieng, das allerdings in manden Punkten bie Idee der alten Aemter fort- 
fette, feinem eigentlichen Weſen nad aber auf einem ganz andern Princip, 
dem Princip ber freien Ginung, beruhte. 


OD. Die dienftrechtlichen Genoffenfchaften. 
8 22, 


Wie in der merovingiſchen und Tarolingiihen Zeit aus dem Dienftver- 
bande des Königs ein neuer Stand berporgegangen war, ber fi) durch Dienft 
und Amt über bie volle Freiheit erhob und allmälig zu einem wahren Geburts 
adel als dem eigentlich herrichenden Stande bes Reiches wurbe; fo begann ſich 
in nachkarolingiſcher Zeit ein ähnlicher Proceß in den Dienftgefolgen des Adels 
und ben auf gleicher Stufe ftehenben Dienftverbänden bes Kaiſers zu wieber- 
bolen. Diefe Entwidlung erreichte ihren Abſchluß in ber Bildung des niede- 
ren Adele, welchem der biöherige Adel als hoher gegenübertrat. Wie ber 
legtere ans verſchiedenen Elementen des Voll durch den Koͤnigsdienſt hewor⸗ 


*) Die allmälige Bildung freier Züufte aus börigen Aemtern läßt fi) be 
fonders bei Bädern und Meggern in vielen Städten mit Sicherheit nachweiſen. 
Arnold, Freiſtädte L ©. 251. 

») & Maurer, Fronh. IL 387. Eihhorn Lc. Heusler Le ©. 114f. 
Nitz ſch, Bürgerthum und Dinifterialität ©. 226f. Dagegen bef. Wildal c; 
auch Arnolo, Freiftädte L ©. 250. 

*) Daß es ftetö freie Handwerker gegeben habe, ſucht Sfrörer iu den 
Volksrechten — bef. IL S. 186f. 194. — nachzuweiſen. 

”, Cf. unten $ 27, 
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gegangen unb zufammengewachien war, fo verdankte auch ber niedere Adel feine 
Bildung einer durch den Herrndienft berbeigeführten Berichmelzung verſchiede⸗ 
ner Stände. in ſehr wejentlicher Faktor aber für feine Entftehung war die 
durch den Hof» und Nitterbienft über die Freiheit emporfteigente oberfte Kiaffe 
der unfreien Dienftgefolge, welche ſich im zehnten bis breizehnten Jahrhundert 
zu einem beſonderen unfreien Stande ber Minifterialen oder Dienft- 
mannen abichloß'), dann allmälig zur Freiheit gelangte, und endlich mit den 
freien Bafjallen und jchöffenbaren Vollfreien zu einem Abel verſchmolz. 

Diefe Minifterialen?) nun bildeten bis zu ihrer erft gegen das Ende bes 
Mittelalters vollzogenen Auflöfung im niedern Adel einen eigenen, zwiſchen 
Freiheit und Unfreiheit in der Mitte ftehenden, doch aber ber letteren zuge 
zäblten Geburtsftand?), welcher nad einem befonderen Recht lebte und, jeit 
feiner Konftituirung, in bejonderen Genoffenfchaften vereint war. Wenn wir 
den Stand ber Dienftmannen ald den der Dienftbörigkeit, ihr Recht als das 
Dienftrecht bezeichnen, und jene zur Schuß- und Grundhoͤrigkeit, dieſes zum 
Hofrecht in Gegenſatz ftellen, obmwol fie fi von anderer Seite ber mur als 
befondere Arten der Hofhörigkeit und des Hofrechts betrachten laſſen, jo werben 
wir auch die Genofjenfchaften des Dienftrechts von den hofrechtlichen Genofien- 
ſchaften, zu denen fie in einem weiteren Sinne gehören, untericheiden nrüffen. 

L Urſprünglich waren die Haud- und Hofdiener jedes Herm, wie mehr⸗ 
fad) bemerkt worden, rein herrſchaftlich organifirt. So gut wie bad niedere 
Gefinde, wie Handwerker und Künftler, konnte daher der Herr auch feine hoͤhe⸗ 
ren Hausdiener und Hofbeamten feßen und entießen, einander über- ober unter- 
orbnen, ihnen Beneficien leihen und entziehen, ihre Streitigleiten enticheiden und 


1) Bol. bei. Kindlinger, münfter. Beitr. II, 1. ©. 124f. Hörigleit ©. 17f. 
Eichhorn, R. ©. 5 84. Hüllmann, Stände L ©. 28f. 183f. 228f. IL 
173f. DL 2185. Maurer, Fronh. IL ©. 26f. Zoͤpfl, R. G. 3 29. Walter, 
R. G. $ 220—229. Schulte $ 83. IV. Wadernagel, das Biſchofs⸗ und 
Dienftimannenreht von Baſel. Bafel 1852. Roth v. Schredenftein, Geld. 
der ehemal. freien Reichsritterſchaft I. S. 108. 187f. 248f. 2915. Niki, 
Bürgerthum und Minifterlalität. Ennen, Geſchichte ver Stadt Köln L ©. 4277. 
Bor Allen aber Fürth, die Minifterialen. Köln 1886. 

3) Die hauptfächlichften für fie vorlommenden Bezeichnungen find: dienst- 
man (Henrici V. dipl. d. 1120 ap. Guden. I 898); servi, servientes ober ser- 
vitores primi, praecipui, honorati, nobiles; honestiores, majores, meliores, 
nobiliores de familia;' hausgenossen; ingesinde; ministri; milites, militantes; 
fideles, clientes, valleti, homines; aud) allgemein „Mannen‘. ©. Fürth 1. e. 
©. 57—63. Maurer lc. IL ©. 80f. 

3, Fürth’ durchaus zutreffende Definition (S. 56. 57) lautet: „Die Mini- 
fterialen find ein befonderer Stand unfreier, waffenfähiger Hausbiener bed Kaifers 
und der Fürften, welche in einem erblichen rein perſönlichen Abhängigkeitsver⸗ 
haͤltnifſe ftehen und nach einem befonderen Dienftrehte beurtheilt werden, bie den 
Uebergang von ber Unfreiheit zur Breiheit bilden.“ 
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bie Zucht über fie üben, ihr Recht mindern oder mehren, ihre Organiſation 
beftimmen. Se nad feinem fonftigen Stanbesrecht, nad) feinem Bertrage mit 
bem nielleicht frei gewählten Herrn, nad) Gewohnheit und Sitte mochte ber 
Einzelne außer dem Verbande Rechte haben, mochte er bald auch dem Herm 
gegenüber Mechte erlangen: allein von einer genoſſenſchaftlichen Selbftändigkeit 
der Geſammtheit ober eines Theils derſelben war nicht die Rede. Ald nun - 
aber bie höheren unfrein Diener beffelben Herrn mehr und mehr den nieberen 
gegenüber burch ten gleihmäßigen Vorzug einer beſchränkten und gemeine 
Dienfte ausſchließenden Dienftpflicht *), durch Triegerifches und hoͤfiſches Leben, 
durch die Möglichkeit, Aemter und Grunbbefik als Lehn zu erhalten, hervor⸗ 
traten; als diefe Vorzüge mehr und mehr ald angeborene uud unentziehbare 
galten; als unter den fo äußerlich erkennbaren höheren Mitgliebern der fami- 
lia gleiche und gemeinfchaftliches Recht, das zu fchühen, gemeinfames Juter⸗ 
effe, das zu vertreten, gleichartige Pflicht, Die zu erfüllen war, begründet wur- 
den: da wurde nach der fich überall wiederholenden Denkart der Deutichen auch 
die Idee der Genofienichaft unter den Dienftmannen deffelben Herrn lebenbig®). 
Die Geſammtheit aller einem Herru unterworfenen Mannen galt baber ſchou 
früh als eine unter fi perſoͤnlich eng verbundene Genoſſenſchaft, welche zwar, 
weil der urfprüngliche Grund ihres Rechts und ihrer Gemeinſchaft im Herrn 
lag und der Herr ihr felbftändiges Haupt war, nur eine berrihaftlidhe und 
in specie eine bienfthörige Bereinigung bildete, aber auch bem Herrn gegen- 
über Trägerin eigenen Geſammtrechts und für ihre Mitglieder eine jelbftändige 
übergeorbnete Einheit war. 

Die Grundlage diefer Genoffenihaft war mehr als bei den meiften auberen 
Berbindungen jener Zeit perfönlicher Natur. Denn während bei ben freien 
Baffallen die Dienftpflict feit der Ausbildung bes Lehnrechts bereits verbinglicht 
war, fo war bei den Mannen ber Dienft noch unabhängig von einem etwaigen 
beneficium, fie waren dem Herrn zunädhft perjönlih verbunden®). Freilich 
war bie Dienſtmannſchaft immer zugleich Zubehör bes Herrenhofes?), immer 
zugleich in feiner Burg oder in feinem Lande anfälfig®) und Inhaberin von 


%) Die Dienfte der Minifterialen waren hauptſächlich auf bie höheren als 
ehrenvoll geltenden Haus- und Hofdienfte, auf Kriegsdienfte und den Amtöbienft 
befchräntt. Fürth S. 187—240. Ennen L c. ©. 427f. Walter 5 224 
Bor Allem aber waren fie genau beftimmt nach Urt und Zeit. Fürth S. 24047. 

2) Fürth ©. 47. 48. 166f. 508. 504. Roth v. Schredenflein L c. 
©. 294. 809. 

* Diefen Unterſchied von Dienft- und Lehnsabhängigleit betont Fürth mit 
Recht ald den wefentlichften. 

73.83. Url. v. 1128 b. Guden I 60: ministerialibus ad locum perti- 
nentibus. Daher traditio ad altare. 3. ®. Urk. v. 1140 Monum boica IL 
©. 810. 

e) Fürth S. 146f. Bei ber Vereinigung mehrerer Befigungen in Ciner 
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geliehenemn Grundbefig darin”). Allein dies Alles wurbe durchaus nur als 
Folge, nicht als Bafis ihrer Dienfthörigkeit betrachte. Deshalb war denn auch 
die Berbindung der Minifterialen unter einander rein perjönlidh; es war eine 
rechtliche, fociale und fittlihe Gemeinſchaft, welche fie zu einer Genofienichaft, 
einer societas, universitas, communio oder einem consortium verband und 
fie im Verhältniß zu einander ald Genoſſen oder Dienftgenoffen, ald commi- 
nisteriales, socii, consocii, consortes, contribules, concives, condomostici, 
_ contectales, compares, auch als Freunde, amici ı. erfcheinen ließ"). 

Die Mitgliebfchaft in dieſer Genofenfhaft wurde baber lediglich durch 
Geburt!) ober durch perjönliche Aufnahme erworben. Lehtere ſetzte natürlich 
vor Allem den Eintritt in bie Dienftbörigkeit und daher die Aufnahme durch 
den Herrn vorans, denn bie Genoſſenſchaft war eine bienfthörige'”): allein 
bamit ftand man nur im Herrjhaftsverbande, um Genoſſe zu fein be 
burfte man überbied ber Aufnahme durch bie Genofin'*). Und umgelehrt 
Tonnte der Herr den Genofſen nicht einfeitig aus dem Berein berausnehmen 
oder ihm den Austritt geftatten: für bie Veräußerung vielmehr wie für den 
Austritt aus der familia war, weil damit ber Dienſthoͤrige auch bie Genoſſen⸗ 
ſchaft aufgab, die Zuftimmung ber Genoſſen erforberlih"4). 

Wie in jeber Genofſenſchaft, jo waltete auch in dem Derein ber Dienft- 
mannen ein befonberer Friede, ber ſogar ben Kampf zweier Genofien als 


Hand blieben die minifteriellen Genofjamen auf jeder berfelben meift felbftänbig. 
Leo, Borlef. IL 24. 

Fürth ©. 265f. 

10, Fürth ©. 167. 168, wo dieſe und ähnliche Benennungen gefammelt und 
belegt find. 

1, Eichhorn, R. ©. 5 844 am Unf. Fürth ©. 139f. 

is) Fürth ©. 140f. Url. v. 1246 in Monumenta boica IL ©. 885: ad 
consortöium ministerialium nostrorum ... recepimus. Urk. v. 1268 b. Kind⸗ 
linger, münfter. Beitr. II, 2. ©. 271: jus sive privilegium ecclesiae nostre 
ministerialium concedentes eidem. Urf. v. 1156 b. Kindlinger, Hörigf. 
©. 287: ecclesise... ad consortism et jus, quo ministeriales illius abbatiae 
fanguntur, contradidit. 

18) rk. circa 1150 in Monum. boica VL ©. 101: quidam nobilis homo 
W. delegavit ad altare s. Quirini in manus C. abbatis propriam ancillam O., 
assensu et voluntate ceterorum ministrorum lege ministeriali; tali stabilieng 
tenore, ut cum omni posteritate sua vivat et utatur ministrorum ad idem 
altare pertineneium indissolubili conditione. Urf. v. 1200 ib. ©. 148: ut et 
ipsi lege ministerialium perpetuo fruerentur; — ad probacionem ministeria- 
lium. Bgl. Fürth ©. 170. 171. 

so Furth ©. 436f. Url. v. 1280 b. Hontheim, hist. Trevr. L 706 (ein 
Tauſch von Minifterialen),; 1251 b. Kindlinger, Hörigk. (ein Tauſch de una- 
nimi consilio ministerialium). Anfechtung einer ohne Konſens gefchebenen 
Beräußerung bei Fürth ©. 443. 444. Note 1903. 
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Schande für tie Geſammtheit erſcheinen ließ'“). Bei einem Bruch dieſes 
Friedens wurde daher Sühne und Buße nicht blos bem Herm, fonbern aud) 
ber Genoffenf&haft geichultet'*). Nor Allem aber herrſchte in ihr ein beſonderes 
Recht, das zwar anfänglih auf Verleihung des Herrn berußte, bald aber zu- 
gleih als ein genoſſenſchaftliches angeſehen und genofienihaftlih fortgebildet 
wurde. Mehr und mehr galt neben herrfchaftlicher Gewährung bie Gewohnheit 
und Sitte'), mehr und mehr Weifung und Küre ber Dienftmannen jelbft *) 
als Duelle des Dienftrechte. Es wurde Grundſatz, daß der Herr ohne Zuziehung 
feiner Mannen ihr Recht nicht mindern Tönne'*). So ftellen fi) denn auch 
bie und erhaltenen Dienftrechte durchaus wicht allein als Begnabigungen ber 
Herren, ſondern als das unentziehbare Befigthum der Dienftgenoffenfchaften dar). 

Wie das Hofreht, fo war auch das Dienftrecht in jedem einzelnen Herr⸗ 
ſchafteverbande verjchieben*"), im Ganzen aber nach der Analogie des Landrechts 
gebildet. Die Rechtsblicher deuten auf eine Berjchiebenheit der Dienftrechte nach 


18) Fürth ©. 168: condomestici ... considerantes, non absque communi 
turpitudine comparium suorum inter duos cosequales suos... pugnam Pose 
committi. &. auch jura minist. Colon. ib. ©. 513. $ 7. 

16) 3. B. leges feudales Teklenburgicae bei Fürth, Anh. VL 8 15. ©. 531. 
Recht der dynstmanne to Magdeborch ib. ©. 523. $ 3: dy dinstman scal 
geven dem biscope to wedde eyn pund und dy dinstmenne scholen under 
ein geven dry punde to bute. 

11) Jura minist. Col. Fürth ©. 511 pr.: hec sunt jura ministerialia s. 
Petri in Colonia ab antiquo ordinata et statuta servata et servanda, 

'8) Neber die Dienftweisthämer, abgegeben von allen oder einigen beſonders 
vereidigten Genofien cf. Fürth ©. 250253. 

19) Urk. v. 1153 Monum. boica XI. ©. 167: de cetero statuimus, ut mo- 
nachi, clerici et ministerisles sine disturbatione permaneant, unusquisque 
in suo ordine, et nulli successorum nostrorum liceat illis invitis aut tollere 
que sua sunt aut jura corum nisi in melius ex consensu communi commutare. 
Rotulus off. Hain. b. Fürth ©. 583: consensu communi ipsorum ministerisa- 
lium ... conscripta. 

©) Die älteften Dienftrechte, justitia ministerialium Babebergensium, jura 
ministerialium Coloniensium, recht der dynstmanne to Magdeburg, recht des 
stichtes to Hildensen, leges feudales Teklenburgicae, ſowie ber rotulus off- 
ciorum Haioniensium (jämmtlih im Anhang bei Fürth abgebrudt) unb bas 
Dienftmannentecht von Bafel (ed. Badernagel), beweifen dies. ©. auch Fürth 
©. 2545. Beſſerung bed Rechts der Minifterinlen des Stiftes Freckendorf v. 3. 
1086 b. Kindlinger, münfter. Beitr. II, 2. ©. 48f. 

1) Sachſenſp. III, 42. $ 2: nu ne latet jük nicht wunderen, dat dit 
buk so lüttel seget von dinstlüde rechte, went it is so mannich valt, dat is 
nieman zu ende komen kann; under jewekem bischope unde abbede unde 
ebbedischen hebben die dinstlüde sunderlik recht. C£. Schwabenj p. c. 48. 
$4—8; c. 54. IL 8 5—8. Sädf. Lehnr. c. 67. Schwäb. Lehar. ec, 115, 
III. $ 4. Vetus auctor de beneficiis 1. $ 131. 
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dem Stante des Herm hin“), und wir werben daher auch in ber genofien- 
ſchaftlichen Organiſation Verſchiedenheiten annehmen müfjen, welche auf ber 
Stellung des Herrn beruhten. Namentlich ift nicht zu bezweifeln, daß iu ber 
Berfaffung ebenfo wie im Recht der Reichöminifterialen, der Dienftmannen 
geiftlicher Herren und ter Dienftleute bed weltlichen Adels größere Verſchieden⸗ 
beiten beftanden haben, und daß in den letztgedachten Klaffen wiederum bie 
Bereine der fürftlihen und hie Vereine der blos gräflichen, freiberrlichen oder 
ftiftifchen Mannen unter einander verſchieden gewefen find). Im Großen 
"und Ganzen waren aber Allen die Grumbzüge einer genofienfchaftlihen Orga⸗ 
nifation gemein. 

Berfchieden war daher auch die Gerichtäbarkeit des Herrn über bie Dienft- 
hörigen beftimmt, verfchieden Kompetenz, Beſetzung und Berfahren: allein überall 
finden wir ein Dienftgericht, weldyes zwar anf der einen Seite als ein berr- 
ſchaftliches erſcheint und vom Herrn ober feinem Stellvertreter als Richter 
gehalten. wird‘), auf ber anderen Seite aber genoſſenſchaftlich organifirt ift, 
indem nur Genoffen das Urtel finden“), nur Genofjen als Zeugen und Eib- 


2) Schwabenfp. c. 48: die priester fürsten die habent dienstman die 
habent ein recht. Der äptissin dienstman die gefürstet seind dye habent ein 
ander recht. Der leyenfürsten dienstman habent sunder recht. c. 54. Des 
reichs dienstman habent sunderlich recht. 

=) Auch Fürth und Maurer nehmen brei Klafien von Dienftimannen an: 

1) die Reihöminiftertalen (Fürth S. 119—138. Maurer L c. II. 38-46), 
beren Borzüge in ihrer Unveräußerlichleit vom Reich, in ihrer Fähigkeit, Reichs⸗ 
gut zu befißen, in ihrer Theilnahme an Eatferlichem Rath und Gericht, in erhöhter 
Stanbesehre beftehen. Of. au Zöpfl $ 30°. IIL Sadfenjp. DIL 19. 81. 
81. Schwabenſp. c. 158; befonderd aber das Heine Katferreht DIL c. 1—8. 
17— 19. 38 ıc.; 

2) die Minifterialen der Kirche (Fürth ©. 188—137. Maurer 1 c. 40. 41), 
unter welchen wiederum bie ber geiftlichen Fürften vor denen anderer geiftlicher 
Herrfchaften Vorzüge hatten; 

8) die Minifterialen bed Adels (Fürth S. 187—189. Maurer L c. 41) 
d. 5. ber Fürften, Grafen und Dynaften, fowie ber geiftlichen Stifter, welche 
hinter den Reichs⸗ und Kirchendienftlenten an Rang zurückſtehen. 

2, Fürth ©. 894f. 

s5) Cölnisch dienstr. b. Fürth ©. 521. $ 11: ever wirt jeman vorgeeischt 
van sime herren, so en sal nieman ume dat urdel gevracht werden. ain ein 
husgenosse desselben reichtz. Recht des stiftes to Hildensen ib. ©. 526. 
& 9: gift de biscop scult sime denestmanne, he scal eme antworden vor Bi- 
nen denestmannen. Leg. feud. Tekl. ib. ©. 529. $ 5. Recht der dynst- 
manne to Magdeborch $ 1: dyt ys dat erste, dat dy dinstlude von Magde- 
borch gewunnen hebben: dat nemen ordele uppe sy vinden en mach he sy 
to dem herscilde geboren. 
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belfer für und gegen Genofien auftreten können ?e). Aud haben die Dienft- 
mannen das wichtige Recht, in Streitigkeiten unter einander, mit bem Herm 
oder mit Fremden Schiebsrichter zu wählen”). 

Wie in Recht und Gericht, fo trat in allen anderen Angelegenheiten, 
weldhe den Dienftverbant berührten unb beſonders auch in ber eigentlichen Ber- 
waltung bie Gefammtheit der Dienftgenofien mehr und mehr dem Herm als 
eine jelbftändige Einheit gegenüber. Nicht nur erlangte fie für ihren eigenen 
Berband eine immer freiere Selbftuerwaltung, ſondern fie nahm als eine poli- 
tiſche Körperichaft an der Verwaltung der ganzen Herrſchaft, von ber fie ein 
bebentendes Glied bildete, Theil. Zuerft nur nah Willlür bes Herrn von 
dieſem bei allen wichtigeren Handlungen theils als Zeugen, theils als Rath⸗ 
geber zugezogen *), als Stellvertreter und Beamte verwandt, erlaugten bie 
Dienftmannen bald ein wirkliches Recht auf Autbeil am Regiment. Bei 
Berfügungen über berrichaftliches Eigenthum, bei Beräußerungen von Gütern 
oder Perſonen aus dem Berbande, bei Teftamentserrichtungen, Kriegserklärun⸗ 
gen, Friedensſchlüſſen, Fehden und Bündniffen, bei allen Bebeutenberen Regierung» 
handlungen beburfte der Herr ihrer Zuftimmung, fo baß ohne diefe die Hand⸗ 
Inng fogar ber Giltigkeit entbehrte*). Alle diefe Rechte aber ſtanden der &e- 
fammtbeit zu, fo daß bie Zuftimmung ber Abweſenden oft noch beionbers 
nachgeholt wurde, wenn nicht, wie meift der Gall, eine gewifle, oft auf ficben 
feftgejegte Zahl von Minifterialen als Bertreter der Geſammtheit galt?”). 
Hieraus haben fih dann fpäter das reichsftänbiiche Recht der in bie Reiche 
ritterfchaft übergegangenen Reichsbienftleute jowie bie landſtändiſchen Rechte ber 
landſäffigen Ritterfchaften eutwicelt®!). 

Zur Ordnung ihrer gemeinfchaftlichen Angelegenheiten beburften bie Dienft- 
genofien theils regelmäßiger theild außerorbentlicher Zufammenkünfte, bie bann 
zugleich als gefellige Vereinigungen dienten). Sie waren überhaupt wie mit 
bem Herm fo unter einander nicht blos rechtlich, ſondern auch fittlich verbun- 


ss) Cöln. Dienstr. $ 11. Becht des stiftes to Hildensen $ 2. Url. v. 
1120 Monum. boica VI. 67. Bezüglich bed Zeugniſſes Fürth ©. 416. Rote 1818. 

7) Grimm, R. U ©. 749. 750. Fürth ©. 406. 407. 

) So bei Eingehung von Ehen, bei andern wichtigen Angelegenheiten bes 
Haufes, bei Verträgen, bei Beurkundungen, bei Rechtiprechungen, bei Beichluß- 
fafjungen ꝛc. Fürth ©. 157f. 171. 

2) S. Fürth &. 160—166, ber auch Beifpiele bringt, wo felbft nüßliche 
Handlungen am Wiberftande ber Dienftmannen fcheiterten, wo Berträge wegen 
mangelnden Konfenjes derſelben als ungiltig angefochten wurben (1177 Monum. 
boica III. 459), wo wegen Nichtzuziehung ein förmliches Aufſagen des Gehor⸗ 
ſams ftattfand. 

2) Fürth ©. 168. 

a) Hüllmann, Stände I. ©. 223f. 231f. IH. 221f. 

2) Fürth ©. 169. 170. 
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ben, einander zu gegenfeitiger Treue, Hilfe und Unterſtützung in Noth ver- 
pflichtet, amd pflegten fih deshalb fehen durch äußere Unterfheibumgszeiden 
als Glieder Einer Genofienihaft zu bezeichnen ”?). 

Endlih mögen fie auch ein gemeinichaftliches Vermoͤgen beieflen haben 
und hatten jedenfalls ein gewiffes Sefammtrecht, wie über bie ihrem Verbande 
angehörigen Perfonen?‘), fo über die ben Genoffen angehörigen Güter. Des 
halb durfte der Genoffe fein Gut nicht ohne Zuftimmung der Genoflenichaft 
aus dem Berbanbe heraus veräufera®), worin ber Keim bes fpäteren ritter- 
ſchaftlichen Retraktorechts Ing. 

Trotz einer jo weitgehenden Selbftänbigkeit und jo umfaffender Gefammt- 
rechte indeß blieb bie Mannengenoſſenſchaft dienfthoͤig. Ans eignem Herr- 
ſchaftsrecht war ber Herr ihr Haupt und, wie jeder Einzelne, fo ſchuldete bie 
Geſammtheit ihm Dienft, Treue und Gehorſam. Aber nicht blos in ihren 
inneren Angelegenheiten blieb fie abhängig vom Herm, fie wurbe auch nad) 
außen von ihm allein vertreten”). Deshalb ftand fie außerhalb bes Landrechts 
und bedingte eine völlige Rechtd- und Verkehrsunfähigkeit nach Landrecht e). 
Sreilih genoß fie eines ſehr ausgebilbeten und bem Landrecht filh mehr und 
mehr nähernden Dienftrechts, das ein eignes Sachen⸗, Familien⸗ und Erbrecht, 
wie ein eigenes Straf und Berfafiungsrecht entwidelte und innerhalb ber 
Grenzen des Verbandes völlige Verkehrs- und Bertragöfreiheit und eigene Ber- 
tretung der Perfouen und Sachen vor dem Dienfigeriht zuließ®): allein nach 
dem firengen Landrecht galt nur ber Herr ald Eigenthümer ihrer Güter, als 
Bertreter ihrer Perſonen. Mit der Zeit indeß wurbe dieſes Princip in einer 
Reihe feiner Anwendungen durchbrochen und fo ber Weg gebahnt, auf bem 
das Dienftrecht im Lambrecht verſchwinden, die Minifterialität fi) als eigen- 
thümliches unfreies Standesverhaͤltniß auflöfen und mit freien Elementen zn 
neuen Standesbilbungen verfchmelzen Tonnte”). 


2) Fürth S. 170. 

29 Dies zeigt fi 3. DB. darin, bag zur Ehe mit einem Ungenofien nicht 
bio& bes Herrn, fondern auch der Genofien Genehmigung gefordert wurde. Urk. 
v. 1182 b. Meichelbeck, historia Frising. I, 2. ©. 560: R. ministerialis ecele- 
sise vestrae communi consensu nostro et ministerialium ecclesiae nostrae 
nzorem de domo nostra duxit. 

”) Fürth ©. 168.169. Zöpfl 880°. I. Edhwabenfp.c. 158. Fürth 
bezieht auch die in Urkunden und Rechtsbüchern (3.3. Sacdhfenfp. II, 78. 8 5, 
Schwabenfp. c., 105. IIL $ 4) erwähnte Genehmigung ber amici oder vründe 
hierher. 
3) Kindlinger, Hörigl. ©. 18. Fürth ©. 150f. 

m Fürth ©. 105f. 247f. 260f. 4795. Maurer L c. II ©. 41f. 

”) Eine ausführliche Darftellung der Rechtöfagungen bed Dienftrechts unter 
Bergleihung mit dem Landrecht und Hofrechl giebt Fürth S. 260—423. Bol. 
auch Balter L c. $ 226. R 

”), Hullmann, Stände I. 256f. Fürth ©. 472f. Walter 8 229. 
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Damit mußten auch die Miniſterialenvereine als herrſchaftliche Genoſſen⸗ 
ſchaften untergehen und entweder zerfallen ober ſich in freie Ritterſchaften ver- 
wandeln, wie bie im 13. und 14. Jahrhundert geſchah. Die Punkte aber, 
anf denen die Auflöfung der Dienfthörigkeit und ihrer beſonderen Genofien- 
haften vornemlich vollzogen wurde, waren auf ber einen Seite die Verkin- 
dung bderjelben mit dem Lehnsweſen, auf der andern Seite ihre Bereinigung 
mit dem Ritterthum. Die Lehnsfähigkeit der Minifterialen, welche mehr und 
mehr zur Anerkennung kam, führte die Berwandlung ihrer perjönlichen Abhän⸗ 
gigkeit in eine blos dingliche herbei und deshalb in allen andern ald Lehnsan⸗ 
gelegenheiten die Stellung umter das Lambrecht d. 5. die Freiheit). Die Er- 
langung der Ritterwürde aber war faft noch wichtiger für Sprengung ber 
berrihaftlichen Bande*'), denn fie ftellte den Dienftmann in eine weit über 
bie Herrfchaft, ja über das Reich hinausreichende Standeägenoffenfchaft, wel- 
her Edle und Fürften, ja der Kaifer ſelbſt angehörten, als einen in ritter- 
lichen Dingen ebenbürtigen Genoffen, und gab ihm fo Rechte, die mit feiner 
Dienfthörigkeit nit im Mindeften zufammenhiengen und nicht vom Herrn 
entftammten **). 

II. Wenn fo die Gefammtheit der Minifterialen Eines Herm eine einzige 
Dienftgenofienichaft bildete, fo Eonnten innerhalb berfelben wegen des beſonderen 
Rechtes, Dienftes ober Intereffes Einzelner auch engere Bereine zur Entftehung 
fommen. Bon foldhen find die wichtigftn die Genoffenfhaften ber 
Münzer oder Haudgenoffen ®). 

Während bie Verwaltung der übrigen Herrichaftsämter meift einzelnen 
Mitgliedern der familia übertragen wurde, pflegte mit ber Ausübung bes 
Miünzregals und des damit verbundenen Wechielamtes**) ſchon früh eine Mehr- 
heit von Perfonen betraut zu werben. Schon in farolingifcher Zeit, als bie 
Münze noch allein. dem Könige zuftand, werben mehrere Münzer, bie wol zum 


Maurer l. c. II. 50. 51. Der Schmabenpiegel c. 158 fagt ſchon: dienstman 
nement erbe und erbent als vrie lute nah allem lantrecht. Bgl. auch Gofen, 
bas Privatrecht nad) dem Tleinen Katferrecht (Heidelberg 1866) $ 9. 

“, Fürth ©. 423-436. Maurer II. 49. Walter 8 228. 

), Fürth ©. 65—88, befonderd aber Maurer 1. c. ©. 29f. Auch 
Walter 8 228. 

2, Bol. ben folgenden $. 

s Hüllmann, Stäbtewefen II. ©. 176; Stände III. ©. 26f. Eichhorn, 
Zeitihr. f. geſch. R. W. IL S. 218; R. ®. 5 296. Wilda, Gildenmefen 
E.195f. Arnold, Zreiftädtel ©. 970f. Heudler, Berfaffungsgefch. v. Bafel 
S. 58f. Ennen, Geſchichte der Stadt Köln IL ©. 480f. Lambert, Stäbte 
II. ©. 192. 

#4) Weber biefe Berbindung |. Hüllmann, Städte 1. c. ©. 28f. Urk. f. 
Gonftanz v. 1240 b. Neugart IL ©. 172. 
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Stande der Fiskalinen gehörten, an Eine Münzftätte erwähnt“). Später 
übertrugen auch bie geijtlihen und weltlichen Herren, auf welche die Münze 
übergegangen war, bad Münzamt an eine Anzahl ihrer Leute. Mit der Ent- 
wicklung des Minifterialenftandes wurden dieſe Münzer ben Dienitmannen 
zugerechnet und aus ihnen erfegt“), und ihr Berein, der Anfangs ein bloßes 
berrichaftliches Hofamt, ſodann eine hofrechtliche Sunung gleich den Handwerken 
gewejen jein mochte, wurde nunmehr eine Genofienichaft des Dieuftrehts, eine 
bienftrechtlihe Jnnung i). Weil dem Dienftreht augehoͤrig, jtand die Drünzer- 
genofjenichaft umter dem Dienſtherrn und jeinem ernannten Stellvertreter, dem 
Münzmeifter, wurde von ihnen gerichtet und leitete nom Herm ihr Recht ber 
ansichlieglihen Münzprägung und bes Geldwechſels her‘). Sie hieß deshalb 
eine Hansgenofienichaft, denn fie gehörte zur familie, zum Hausgeſinde bes 
Herm*). Aber mehr unb mehr erlangte fie genofienichaftliche Rechte). Die 
Aufnahme eines neuen Genofien wurde neben ber Einjegung durch ben Herrn 
von der Zujtimmung ſeitens ber Genofien abhängig’). Sie burften den 


45) Capit. de moneta 809. c. 2. b. Perg I. 159. 

@) Xelteftes Strasb. Stadtr. c. 68: nullus facere denarios debet, nisi qui 
sit de familia hujus ecclesiae. 

7, Daber ber Name offleium für die Genofſenſchaft. Enneu u. Ederp, 
Quellen TI. 464: officia monetae nostrae. Ausnahmsweiſe war in Baſel bie 
Sanung der Hausgenofſen, welche zugleich die Goldſchmiede umfaßte, vom Bifchof 
befegt und dann vererbt wurde und ihren Borftand vom DBifchof erhielt, Teine 
bienftrechtliche fondern eine hofrechtliche Innung. Nur ihr Borftand war ein 

Minifteriale.e Heusler ©. 38. 84. 
“) Dies tritt befonders deutlich im äfteften Strasb. Stabtr. ce. 59—79 her- 
vor. Auch in Köln wurbe der magister monetse vom Erzbiſchof ernannt. 
Ennen u Ederg L c. IL 18. III. 1086. 

@), Strasb. Stabtr. ©. 68 in Note 46 und Weberfegung: er ensi dan dez 
gesindes deses Gotteshuses. „Hansgenofien” ald Dünger kommen befonbers in 
Köln, Regensburg, Strasburg, Worms, Bafel, Augsburg, Mainz, Wien, Frankfurt 
vor. (In Speier erhielt der Rame eine umfaffenbere Bedeutung.) Ganz falſch 
eflärt Hüllmaun L c. ©. 23 ben Namen von dem Berjammlungsbaus oder 
Münzhaus. 

sw, Ihre Verbindung hieß daher eine eonmmunitas (Racomblet, Niederrhein. 
Urtundenb. IL 206. Urf. v. 1252: communitas campsorum qui husgenosze 
dicuntur); eine unsversitas (Ur. v. 1207 Eunen u. Ederk IL 30: accedentes 
ad nos quidam monetarii Colonienses ex parte universitatis eorum qui hus- 
genoiz dicuntur); ein consortise (Urf. v. 1238 u. 1245 ib. ©. 126. 179. 180, 
241. Ur. v. 1268 b. Schannat, hist. Worm. IL S. 163); ein eonsortium et 
socielas (Url. v. 1207 ut.); eine genoszschaft ıc. 

, Schon im Fahre 1207 bejahen die Kölner Haudgenofien ein altes Privileg, 
wonach wider ihren Willen Niemand „consorcio ipsorum et societati* zugefügt 
werden dürfe. Cf. Ennen u. Ederp II. ©. 30. ©. audy Url. v. 1225 ib. 
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Münzmeifter felbft wählen und der Herr beftätigte ihn nur). Das Gericht 
bed Münzmeifters wurde mit Genofien als Urtelsfindern befegt‘). Jährlich 
wurben brei ungebotene Dinge gehalten, auf denen die Genoffen unter Borfig 
bes Münzmeifters ihr Recht wiefen, Ungericht rügten und befierten, und über 
gemeinfame Angelegenheiten beichlofin"). Es gab ein beſonderes genofien- 
ſchaftliches Recht") und einen beſonderen genoſſenſchaftlichen Frieden ) ber 
Müuͤnzer. Wie an dem ganzen Amt, jo ſtand anch an dem Münzbanfe der 
Geſammtheit der Genoffen eine Geſammtgewere nach Dienftrecht zu”). Die 
Sejammtheit bezog die Einkünfte und vertheilte fie unter die Einzelnen). 
Kurz in allen Beziehungen bildeten die Münzer eine jelbftändige Bereinigung, 
die nur durch ihre Dienfthörigkeit beſchränkt war. 

Wie die Mintfterialität überhaupt, fo verſchwand aber auch bie eigenihäm- 
liche Dienftgenofienfchaft der Mrünzer und ſchon im 13. Jahrhundert hatte fie 
ihren Charakter nöllig geändert. Aus einer bienftrecdhtlichen war fie zu einer 
Iehnrechtlichen, ans einer berrichaftlichen zu einer auf dem Princip ber freien 
Einung rubenden Genoſſenſchaft geworben und faft nur noch Reminiscenzen) 


98. 99. Ebenſo verſprachen in Regensburg Bifchof und Herzog, bie gemeinfam 
Münz- und Dienftherren waren: quod ipsos monetarios ad recipiendum aliquem 
ad officium monetariorum et eorum consoreium invitos nullatenus compelli- 
mus. Urk. v. 1272 b. Hällmann, Gtäbte IL ©. 28. Note 70; v. 1295 b. 
Ried L ©. 688. Gemeiner, Chronik I. S. 442. Auch fällt fchon nach dem 
älteften Strasburger Stadtrecht ein Theil der Aufnahmegebühren an die &e- 
nofſenſchaft. 

s So fand in Speier jährlich erneuerte Wahl Statt. Lehmann, Speierer 
Chronit IV. S. 298. 29. Arnold I. ©. 274. 

5 Arnold Lc. ©. 274—276. Urk. v. 1339 5. Böhmer S. 560. Ochs, 
Geſch. v. Bafel II, 1. ©. 128. 129. Jus Augustanum b. Hüllmann L c. 
©. 237. Rote 61: ain munzmeister soll XII husgenossen haben, die richtent. 
Der Münzmeifter felbft fand ſchon nach dem Speierer Privileg v. 1830 vor dem 
älteften Genofien zu Recht. 

s Arnold 1. c IL ©. 276. 

ss Ark, v. 1272 b. Gemeiner L c. L 401: monetarios Ratisbonenses, 
qui jus habent, quod vulgariter hausgenossenschaft dicitur. 

so) Ein befonderer Friebe jollte auch in ber Münzftätte, unter dem Dach ber 
Wechſelbank, ja in Weißenburg felbft in den Privatwohnungen der Münzer walten. 
C£. Hüllmann ©. .30. 31. Heusler ©. 87. 

” Schon im Jahre 1289 ſchloſſen aber die Speierer Hauögenoffen und 
Münzer einen freien Vertrag mit den Gefchlechtern über ein gemeinfames Rathe- 
und Münzhaus, Hatten aljo ſchon Gejammteigenihum nach Landrecht. Urt. 6. 
Remling L 384. 

ss, ©. unten Rote 66 u. 72. 

20 Dabin gehören die einzelnen dem Herrn ober feinem Beamten zu leiften- 
ben Dienjte, wie 3. B. in Mainz die jährliche Lieferung eines Ealmen ober von 
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erinnerten am das Dienftredht. Die Genofien dienftmännifcher Herkunft waren 
verjönlich frei geworben, angefehene bürgerliche Geſchlechter waren hinzugetreten, 
ohne fi) dem Herm perfönlich zu verbinden. In Köln und Regensburg waren 
ſchon im fehr früher Zeit Altfreie im Mitbefig der Münze). Damit war bas 
Band, welches bie Genofienfchaft ihrem Herrn verknüpfte, nicht mehr bie Dienft- 
börigfeit und das gemeinfame Dienftamt, jondern allein noch ein zu Lehnrecht 
beſeſſenes Regal, mit welchem eine nicht perfönliche, ſondern auf dem Lehn 
felbft ruhende und mit ber Aufgabe dieſes endende Abhängigkeit und Dienft- 
pflicht zuſammenhieng. Das Amt ſelbſt wurde jetzt als ein Gefammtlehn, ber 
Herr als Lehnsherr, die Münzergerichtöbarkeit als eine Lehnsgerichtsbarkeit bes 
trachtet und die Mitgliebichaft war eine Theilnahme am Lehn®!), Sn ihrer 
eigeuen Organijation aber wurben die Münzerhansgenofienfchaften zu freien 
Korporationen, welche den auderen Einungen und Gilden vollkommen gleid- 
geftellt und ihnen zugezählt wurden). Sie ergänzten fi) nunmehr felbft in 
vollfonmener Freiheit ‘?), hatten volle Selbftverwaltung, Autonomie und ftatu- 
tarifches Recht), wurben durch gewählte Korporationsorgane vertreten nub 
geleitet ®), Hatten neben dem geliehenen officium allodialen Befit an Grund 


55 fl. an den Kämmerer, die Verpflichtung biefen zu Grabe zu tragen 2c. Of. 
Urt. 5. Guden II. 462. 468. 

®) Arnold l. c. ©. 272. A. M. Nitzſch S. 282. Lambert 1, c. II, 
©. 192f. 

*ı) So beſonders in Köln, wo es baber 1258 unb 1259: feuda ratione mo- 
netae unb: feudum quod Hausgenossenschaft vulgariter appellatur heißt, und 
die Entfegung ber Genoſſenſchaft, welche der Erzbiſchof wegen Mißbrauchs des 
offcium vornahm, ald Einziehung eines verwirkten Lehns ericheint. Urk. b. La⸗ 
combl. 1. c. IL 257. 268. Als Lehn, das an eine Anzahl unabhängiger Bürger 
gegeben wird, erjcheint bie Münze auch in Züri. Urk. v. 1364 b. Neugart 
IL 464. Aehnlich in Worms, Speier, Baſel. Hüllmann L c. ©. 25. 26. 

“, So z. B. im Privileg v. 1219 f. Goslar 6. Göſchen ©. 114, wo alle 
andern Gilden mit den Worten verboten werben: quod nulla sit conjuratio nec 
promissio vel societas quae theutonice dicitur eyninge vel ghilde nisi solum 
monetariorum. Eidliche Verbindung b. Hüllmann L c. ©, 28. 

6) Urt. v. 1295 b. Gemeiner I. 442: swenne si einen hausgenoz setzent, 
Nrk. v. 1230. 1288. 1245 b. Ennen u. Ederg II. ©. 126. 175. 179. 180. 
241: ut liberam habeant facultatem alium vel alios in consortium suum eli- 
gendi et instituendi. Ueber den Wahlmobus ib. L S. 807. Ueber die Er- 
weiterung der Genoſſenſchaft in Köln durch freien Vereindbefchluß ib. I. 108f. 315. 

“, Man vgl. nur die Statuten ber Kölner Dünzerbaudgenofien b. Ennen 
n. Eder L S. 108. 

So traten in Köln gegen Ende bed 18. Jahrh. den vom Erzbifchof er- 
nannten bie Dberaufficht führenden Münzmeiftern eigene von ber Gejellichaft frei 
gewählte Meiſter ald eigentliche Korporationdorgane gegenüber. Ennen I 
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und Boden und freies Kapitalvermögen) und wurden jelbft in Sachen ber 
eigentlichen Müngprägung nur noch durch ein Oberaufſichtsrecht des Herr be 
ihräntt®”), 

Dadurch aber, day die eigentlihe Bajis der Berbindung ein Yıntölehn, 
d. h. alio ein als Vermögensrecht aufgefaßtes politiiches Immobiliarrecht war, 
wurden die Muͤnzergenoſſenſchaften früher und in höherem Grabe ald andere 
Einungen auch bezüglich des Verhältniſſes der Genofjen zu einander auf ver- 
mögensrechtlihe Grundlage gebraht. Die Mitgliedihaft galt nun ald nußbares 
Privatrecht, die Zahl der Stellen warb geſchloſſen ), das Genoſſenrecht ſelbſt 
wurde als ein vererblicheö®) und veräußerliches *) Recht behandelt. Nur hatte 
die Genoſſenſchaft in Köln felbit ein Vorkaufsrecht an der einzelnen Stelle, die 
ihr zu einem geringeren Preije verkauft werben mußte, zu einem höheren, wenn 
auch auf ein Marimum firirten Preije von ihr wiederum vergeben werben 
Tonnte”'). Unb wie das einzelne Genoffenrecht, jo galten auch das der Gefammt- 
beit gehörige Amtsrecht, ihr Gejammteigenthbum und ihre Geſammtkapitalien ”*) 
als im Vermoͤgensintereſſe aller Einzelnen auszubeutende nußbare Rechte 7). 


©. 481. Ennen u. Ederg IL 807f. IL 886. Sie berufen die Berfammlung, 
vertragen mit der Mehrheit, was jeder bei Buße halten foll, fordern die Buben 
ein, haben den Friedensbaun x. CA. ib. L ©. 316: consilium monetae. 

“) S. Ennen u. Eckertz L 303f. 315 u. unten Th. IL 

7 Ennen Lc. L 481. Es bedurfte fogar eines kaiferlichen Privilegs, um 
den Wormſer Bifchof gegen die Willtür der Münzer zu ſchühen. Urk. v. 1283 
Schannat IL 144: monetam potius cudere secundum jus et consuetudinem 
quam juxta voluntatem consortium qui vulgariter Huesgenocz appellantur. 

ee) Eo in Mainz, Augsburg, Debringen und Erfurt auf 12. Hällmann, 
Städte IL. ©. 37; in Köln auf 40. Ennen I 481; in Bien auf 48. Hüll⸗ 
mann, Stände III. ©. 27. 

*, So erbten in Wien die Eöhne unb nad ihnen die Töchter nah Erft- 
geburtsrecht, eventuell die Wittwe, endlich auch andere Berwanbte die Genoſſen⸗ 
ſchaft. Hüllmann, Stände III. S. 27. Erblichkeit in Bafel: Ochs H,2.©. 125. 
Sn Köln erbten die männlichen ehelihen Nachlommen vom Laienftand. Ennen 
u. Ederg L 318. 314. Sie nannten ſich wir herren dye Eirfhuisgenoissen 
up der Muynzen in Colne. ib. 803. 

7%, Verkauf 6. Ennen und Ederg L 306. 314. 815. Verſchenkung ib. 
©. 314. 

"1, Statut v. 1814 b. Ennen und Ederk I. 306. In ber Feſtſetzung bes 
Martmums liegt noch entfernte Anertennung des öffentlichen Charakters des offi- 
.cium quod dicitur huisgenoizschaft. 

72) Ennen und Ederg I 808—816. 

5) Hiervon Näheres in Th. II, wo von der rechtlichen Natur der einer Ge⸗ 
noſſenſchaft zuftehenden Gefammtgerechtigkeit zu handeln ijt. 
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II. Die Genoffenfchaften des Lehnrechts. 
g 28. 


L Die frein Baffallen waren von je nur in bem vaffallitiichen Ange⸗ 
legenbeiten vom Volksrecht und Vollksgericht ausgeſchlofſen). So weit aber 
der Baflallenverband reichte, waren fie urfprünglich in berjelben Lage wie un- 
freie Männer. Die Gunſt des Herm war es, welde im Baffallenverbande 
Recht, Rang und Vortheile fpendete, der Herr hatte Verwaltung, Anorbuung, 
Disciplin, von feinem Ermeſſen bieng die Organifation bes Ganzen, die 
Ueber- oder Unteroronung Eingelner, die Öleichftellung von dienfthörigen Män- 
nern mit Freien und Edlen ab. Edle und Freie, welche fih in die Baffalli- 
tat begaben, konnten Beringungen machen nnd für biefe den Schuß bes 
Volksrechts vorbehalten, durch Herkommen oder Vertrag Tonnten ſich auch 
während beſtehender Vafſallität verſchiedene Rechte Einzelner gegen den Herrn 
entwickeln: immer blieb zunaͤchſt der Herr ein perſoͤnlicher Schutzherr, ber die 
Geſammtheit ſeiner Baflallen bezüglich eines Theils ihrer perſoͤnlichen Rechte⸗ 
fphäre vom Volksrecht abſchnitt, das beißt ihre Freiheit minderte. 

Mit der Entwidlung des eigentlichen Lehnrechts, welches feit dem zehn⸗ 
ten Sahrhundert ans ber völligen Verſchmelzung der Baffallität und des Be 
neficialweſens erwuchs, änderte fi dies. Das bingliche Verhältniß bes ab- 
hängigen Befiges wurbe jet das einzige Subftrat, die alleinige Quelle ber 
perfjöulichen Abhängigkeit. Jede Trendienftpflicht endete jegt mit Aufgabe des 
Lehns; die Lehnsgerichtsbarkeit erſtreckte ſich nur noch auf das Gut, auf 
bie perſoͤnlichen Beziehungen bes Herrn nud Vaſſallen aber nur fo weit, als 
diefe unmittelbar aus dem dinglihen Verhaltniß floffen; Lehnsnerluft wurde 
die hochſte Strafe, auf welche ber Lehnhof erkennen konnte; die Kompetenz bes 
Gerichtes wurde rein dinglich beftimmt. Damit war bie Perjon bed Vaſ⸗ 
fallen als ſolche dem Lehnrecht uicht mehr unterworfen, nur bas Leben jelbft 
war dem Vollsrecht und Bollögericht entzogen, für die Perfon des Baffallen 
hörte jeder auch nur partielle Ausihlug vom Vollksrecht und damit jebe auch 
nur theilweife Minderung der Freiheit auf"). 

Zwiſchen den Zeiten, in denen die perſoͤnliche Grundlage der Baflallität 
unzweifelhaft feftftand, und den Zeiten bes ausgebildeten Lehnrechts lag natür- 
lich eine Lange und ſchwankende Uebergangszeit, in der die perſoͤnliche Abhän- 
gigkeit bald noch als felbftändiges Verhältnig, bald lediglich als Ausflug des. 
abhängigen Beſthes erſcheint. 

Unzweifelhaft aus jenen Zeiten, in denen bie Vaſſallitaͤt noch als per⸗ 


1) Bol. über die Fälle, in denen bie Rechtsbücher ausdrücklich den Bafjallen 
vor das Landgericht ftellen, Homeyer, Syftem bed Lehnrechts II. 565567. 

2 Eichhorn, R. G. $ 345°. 364 f. 

I. 18 
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fönliche Unterwerfung unter einen Herrn anerlannt war, ftammt die Idee 
eined Genofienverbandes unter den freien Baflallen deſſelben Herm. So 
fräftig freilih, wie die Genofienfhaften des Hofe und Dienftrechte, konnte 
ſich die vaffallitiiche Genofſenſchaft nicht entwickeln. Denn weil die freien 
Baffallen nach wie vor den volksrechtlichen Genoffenfchaften angehörten, war 
das Bedürfniß einer befonderen Genoffenverbindung unter ihnen weniger leb- 
haft, als bei den vom Volksrecht abgejchnittenen Ständen. Indeß im Laufe 
der Zeit ſank die Macht und Bedeutung aller öffentlichen Verbände und des 
von ihnen gewährten Rechtsſchutzes, ſtieg andererjeits der Umfang und Werth 
der vafjallitiichen Angelegenheiten. Es bildete fi) durch Herkommen und 
Berträge für jeden Vaffallenverband ein iu demſelben herrſchendes gemeinfa- 
med Recht aus, das gleiche Iuterefie ver Vaſſallen bei Keftftellung, Schu und 
Fortbildung dieſes Rechte trat in den Vordergrund, die Begründung eines 
feften, erblihen Rechtes an den Beneficien durch eine gemeine Regel bed neuen 
Rechtes erfchien bejonders als ein allen Baffallen gemeines Ziel. Damit war 
denn auch bier eine Genofſſenſchaft gegeben. Die Baffallen veffelben Herrn 
famen nicht mehr blos zur Berathung ihres Herrn, jondern zur Ausũbung 
eigenen Geſammtrechts und zur Wahrnehmung der gemeinfanen Intereſſen 
zufammen?), fie wiejen das in ihrem Genoſſenkreiſe geltende Recht, fie traten 
dem Herrn, wo diefer eine Entſcheidung oder Disciplin in vafjallitifchen An- 
gelegenheiten übte, ald genofjenfchaftliche Urtelsfinder zur Seite‘) und fie be- 
ſchränkten den Herrn in allen feinen Vetfügungen. . 

Als die Baffallität im Lehnsweſen aufgieng, mußte die vaffallitifche Ge⸗ 
noſſenſchaft in ihrer alten Form als herrſchaftliche Genofſenſchaft aufhören. 
Aber der Zuſammenhang der Baffallen veffelben Herrn endete damit keines⸗ 
weges, fondern wurde nur, wie das ganze Berbältnig, auf dingliche Bafis 
gebracht. Die fchußgenoffenfhaftlichen Baffallengerichte, welche feit ber Ent- 
ftehung einer erblichen Gewere an den Beneficien natürlich für deren Errid» 
tung und die daraus berporgehenden Streitigkeiten ebenfalls fompetent geworben 
waren, wurden jet auf diefe Kompetenz beſchränkt und giengen jo in wahre 
Lehngerichte über?), aber ihre genofienfchaftliche Beſetzung mit pares curiae 

3, Seit dem Ende des zehnten Jahrhundert verichworen fich oft die Baffallen 
geradezu gegen den Herrn, um ihn zur Abfchliefung förmlidher Berträge über 
Seftießung oder Abänderung bed Lehnrechts, beſonders zur Anerlennung ber Erb- 
lichkeit, zu nötbigen. Eichhorn, R. ©. $ 259. Note bu. c. Unger, Land⸗ 
jtände I. 121. 

*%) Schon nad) Const. Conradi IL v. 1087 — Eichhorn 8 308. Note i, 
2359. Note b— und nach einer Urk. v. 1084 aus Kreuer, orig. Nass. ©. 114 u. 
115 bei Maurer, Fronh. I. ©. 488. Note 64: nisi parium suorum subjacere 
judicio;.... justo judicio suorum parium beneficium, quod ex me tenebat 
fere, ei auferre debui. | 

9 S. Maurer, Gefch. der altgerm. Gerichtsverf. S. 11—14. 65. 77. 
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blieb beſtehen. Vaſſallen deſſelben Herrn waren jetzt Alle, welche ein Lehen 
von ihm empfangen hatten; aber Folge dieſes Lehnbefites war jett nicht blos 
ein perfönliches Dienftverhältuig zum Senior, fondern zugleich ein perjönliches 
Genofienverbältnig zu den übrigen gleichgeftellten Lehnträgern deſſelben Herrn. 
Alle, welche Lehen vom Herm hatten, kamen daher jeßt am deſſen Hofe ſchon 
ihres Befiges wegen zufammen umd ftellten ihm gegenüber eine genoffenfchaftlich 
verbumdene, felbjtberechtigte, ihn mannichfach beichränfende Gejammtheit dar. 

Für die Fortbildung diefer Verbände wurbe es dann weiter von befonderer 
Wichtigkeit, daß auch die urfprünglich dienftrechtlichen Verhältniſſe gleich den 
vaffallitichen ein Dingliches Subftrat erhielten. Waren die Dienftlehen Anfangs 
Solge der Dienfthärigkeit, jo wurden fie fchlieglih Grundlage einer nur noch 
durch fie bedingten und begrenzten Dienftpflict. In demfelben Grade aber, 
in weichem hiermit die Auflöjung der Minifterialität und ihre Verwandlung 
in eine bloße Lehnsverbindung eintrat, mußten die fo zu voller Freiheit empor- 
geftiegenen Elemente der Iehnrechtlichen Genoſſenſchaft zumachen, bis diefe 
endlih die beſonderen Dienftmannenverbände ganz abſorbirte. ine fefte 
förperfchaftliche Organiſation hatten freilich die jo eutftandenen Gefammtheiten 
nicht, eine ſolche erhielten fie vielmehr erft unter dem Einfluß des Einungs⸗ 
wejens in der folgenden Periode: als Genoſſenſchaften aber müffen fie um jo 
unbedenflicher gelten, als ihre unter dem Herrn beftehende jelbitändige Einheit 
jehr greifbar zu Tage trat. | 

Sm Einzelnen vollzog fi eine Entwiclung der angebeuteten Art zuerft 
im Reiche felbft und brachte bier die unter dem Könige ald Senior ftehende 
Genofienfchaft des hohen Adels, der fih am Ende dieſer Periode entſchieden 
als ein Lehnadel dharakterifirt, hervor. Schon im fränkiſchen Reich hatte die 
fich abſchließende Ariſtokratie des Löniglichen Dienftes in vielen Beziehungen 
eine politiiche Einheit gebildet). Schärfer mußte dies bervortreten, als fie 
fich zu einem Stande, der im Weientlichen ein Geburtsſtand war, abichlop. 
Sie wurbe jet ein in fich felber zufammenhängender Verband, welder in 
feiner Gefammtheit Mitträger bed Reiches war. Diefer Verband aber nahm, 
je mehr bie Regierung des Meiches fich feubal geftaltete, defto mehr Weſen 
und Form einer Lehngenofienfchaft an. — Der Kern des hohen Adels freilich 
war uriprünglich kein feudaler Stand. Dies war vielmehr der Stand ber 
freien Herren, welcher die Suhaber allobialer Grundherrſchaften mit Immunität 
umfaßte, mithin nur die altgermaniſche Vollfreiheit und das vollfreie Grundeigen 
in vollem Umfange fortfegter). Allein auch der allobiale Grunbherr mußte 


Fronh. L ©. 157f. 170f. 184f. 485f. Abweichende Anfichten |. 6. Albrecht, 
Gewere S. 290f. Eihhorn, R. ©. $ 303. Note i. Unger, altdeut. Ge⸗ 
richtsverf. ©. 93. 204f. Waitz, Berf. IV. S. 391. Die beiden Letzteren ſehen 
die Lehnsgerichtsbarkeit ald eine von Anbeginn dinglidhe an. 
9) Bol. oben $ 15. 
7), Zö5pfl g 13. III. Walter $ 260. 
13* 
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fich vom König den Gerichtsbann leihen laſſen, und wenn er auch ein Recht 
darauf hatte®) und dabei nicht Vaſſall zu werben brauchte®), jo galt doch 
biefe Verleihung, welche im Weſentlichen ein Aualogou des eigentlichen Lehns 
war, ebeufowol als Grund ber Gewalt bes freien Herrn nad) unten, wie als 
Grund feiner Theilnahme am der Reichöverfammlung und bamit an ber aftinen 
Trägerichaft des Reiches. Völlig feubal geftalteten fih dagegen’ bie eigentlichen 
Reichsämter, die Grafſchaften, die wiebererrichteten Herzogsämter und nad) ber 
Zertrümmerung ber Iekteren die Fürftenämterto). Als fi daher die Iubaber 
dieſer hohen Reichslehen, denen bald bie oberften Reichshofämter gleichgeftellt 
wurden, indem auch fie nicht mehr nach Dienftredht, fondern nad Lehnrecht 
vergeben wurben ii), zu einem befonderen Stande abfchlofien, da war biefer 
Stand — ber Fürftenftand der Spiegel — reiht eigentlich eine Lehngenofſen⸗ 
ſchaft. Denn er vereinte die Reichsvafſallen, welche vom Kaijer i 

bie hoͤchfte Gattung öffentlicher Gewalt in feudaler Form (als Fahnlehn ober 
Scepterlehn) geliehen erhalten Hatten ®). 

Wenn fo der hohe bel, ber Herrenſtand des Reiches, aus verſchiedenen 
Elementen hervorgegangen war und ebenfowol in der vollfreien ISmmmnitäts- 
herrſchaft, als in der Reichsvaſſallität, als in der oberften Reihöminifterialität 
wurzelte, fo prägte ſich fein Charakter als eigentlicher Lehnsadel doch immer 
{chärfer und beftimmter aus 12). Statt des perjönlichen Königsdienftes, der in 
fränkifcher Zeit die Mitgliedſchaft der Ariftofratie gegeben hatte, wurbe nun 
entweber ein vom Kaifer ftammenbes Herrſchaftslehen ober das Recht an einem 
Territorium, mit weldem ber Banı auf dem Wege einer ber Yeubalität 
analogen Beleibung verbunden war, Grund der aktiven Theilnahme am Reid). 
Nur die mit eigentlicher Herrſchaft belichenen und dafür dem Reiche Dienft 
und Treue ſchuldenden Männer, die nach unten ihrerfeits als Lehnsherreu bie 


8% Sachſenſp. W, 64. $ 5: die konig ne mach mit rechte nicht wei- 
geren den ban to liene dem it gerichte gelegen is, 

*) Sachfenfp. 1. c.: ban liet man ane manscap. 

1) Sachſenſp. III, 52. 53. 58. 60. 62. Schwabenfp. Lassb. c. 119— 
128. 181. 132. 189. 

11, Zöpfl g 13. Eichhorn 8 290. 

12) Bol. Kaiferr. IIL c. 6: „dienstamt des kaisers“. Säwabenip. 
ec. 181. 189. Sachſenſp. III, 58. 82. Aus der unmittelbaren Verleihung bes 
Sürftenamts durch den Kaifer erklärt ber Schwabenfpiegel dad Wort „Fürft" als 
„vorderst emphaher“. Als wejentli galt daher für den Begriff des Yürften 
auch die aus der Baffallität folgende Kriegödienftpflicht gegen das Neid. Bol. 
angebl. Priv. f. Defterreih v. 1156 Perg L. IL 100. ©. Homeyer, Syftem 
des Lehnrechte 362. Schulte, R. G. 872. Walter, R. G. $ 259. 

1) Bol. Zöpfl $ 13. Schulte, R. ©. $ 84. 89. Walter 9 259. 260. 
262 — 264. 
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Gewalt weiter gaben**), waren nunmehr nod) Bollgenofjen des Reiches, waren, 
indem alle anderen Freien zu bloßen Reihsichutgenoffen geworben, allein noch 
„das Rei“ im engflen und eigentlihen Sinne Nach oben find fie freilich 
noch nicht wie fpäter eine freie Genofienichaft, für die der Katjer nur das 
Iorporative Haupt ift, fondern der Kaijer ift ihr Herr (Senior). Aber von 
feinem Herrenrecht geht mehr und mehr auf die Lehnsmannſchaft über. Er 
wird nicht mur von ihr und ans ihr gewählt, fonbern er fteht vor ihr zu Recht 
und theilt mit ihr auf dem Reichsſtage das Reichöregiment. Der Reichstag 
ift nicht mehr eine blos berathende Verſammlung der Getreuen, fonbern eine 
Lehnskurie i), auf welcher die Geſammtheit ber Reichölehnsträger den Lehns- 
bern beräth und beichräuft, das Recht der Reichägenoflenfchaft weift ober 
jhöpft, Mebereintommen und Verträge mit ihm in ber Form von Reichtge⸗ 
fegen abjchliegt"%. Die genoffenfhaftlihe Organiſation des Standes zeigt 
ſich aber auch über ben Lehnönerus hinaus in der genoffenichaftlichen Gerichts- 
barkeit: wo es fih um Leib oder Ehre eines Mitgliebes handelt, Tann nur 
der König der Richter, Fönnen nur Genoffen Urtelöfinder ſein!). In ſich ift 
ber Lehnsadel, welder jo die Souveränität, die von dem Volke an den König 
gelommen war, mit diefem wieberum theilt, in verſchiedener Weiſe gegliebert. 
Fürſten und freie Herren find in politifcher Hinficht engere Genoſſenſchaften 
in ihm, aber in allen Stanbesrechten ift der freie Herr „Fürftengenop” '*), 
Unterfdhiebe werden durch die Verſchiedenheiten des Amtes und ber Herrichaft, 
beſonders aber durch die feudale Stufenleiter, welche non ber Anſchauung des 
Mittelalters durch das Bild der Heerſchilde ausgedrückt wird"), in vielen Be 


16) Dies fieht der Schwahenfpiegel als charakteriftiiches Merkmal der Semper- 
freien an. Hie sagen wir von drierhande vrien luten. Der heiszent eine 
semper vrien. daz sint die vrien herren. als fursten und die ander vrien 
ze man habent. 

18) Zöpfl $ 48. IT fagt mit Recht: „der deutſche Reichätag hatte in Folge 
bes Fendalſyftems, in welches bie Stantöverfaffung übergegangen war, die Geftalt 
einer Lehnskurie angenommen.“ | 

6, Die älteren Reichötagsichlüffe erfcheinen daher auch ber Form nad als 
Weisthämer ober Urtel (sententiae); viele Geſetze, wie 3. B. bie Konftitutionen 
Friedrichs IL zu Gunften der Fürften, find im Grunde Verträge; und auch an 
einem Reichsherkommen Hat es nicht gefehlt. CA. Eichhorn, R. ©. $ 260. 
Zöpfi 5 48. 

m Schwabenfp. c. 125: uber der fursten lip und ober ir gesunt sol 
nieman rihter sin wan der konig. Eberfo Sachſenſp. TO, 55. Eichhorn, 
NR. ©. 8 29. Phillips, R. G. ©. 268. 

16) Gloffe zn Sachſenſp. IIL 585. Schwabenfp. c. 121. 128. Der 
freie Herr fanıı daher zum König gewählt werben. 

 Zöpfl 3 16. Zürth, Minifterialen ©. 106f. Eichhorn 9 294. 
Grimm, R. A. ©. 467f. Homeyer, Syftem des Lehnrehts S. 291 — 295. 
Maurer, Fronh. I. ©. 31f. Phillips, R. G. S. 215. Sadjenfp. J, 8. 
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ziehungen begründet. Allein jo Tange die Lehnsmonarchie beftand, wer doch 
ber gefammte hohe Adel nicht nur Eine Standesgenofienfchaft für Ehe, Zwei⸗ 
kampf und Gericht, ſondern es beftand auch in Bezug auf die Theilnahme au ber 
Reichöverfammlung Fein eigentlicher rechtlicher Unterfchiet. Als dann fpäter bie 
Reichsftandſchaft Tebiglich von Kerritorium bedingt und beftimmt wurbe, als 
ein bevorzugte Kollegium der Königswähler ausfchied, als die Reichsftädte 
neben hie Herren traten, hörte der lehngenoſſenſchaftliche Charakter des Rei- 
ches auf und ed begann deffen Umwandlung in eine Korpomtion der Stänke. 
Aehnlich wie im Reich bildete fich in deſſen Theilen ein Iehngenofien- 
fehaftlicher Zuſammenhang unter den abligen Baflallen, fo alfo in älterer 
Zeit befonders in den Herzogthümern, fpäter in denjenigen größeren Yürften- 
tbümern, in denen es zur Ausbildung einer landſäffigen Herrenbank Tam. 
Ganz analog dem hoben Adel erwuchs nun allmälig ein zweiter Stanb, 
ber ſchließlich ebenfalls ein Adel wurbe unb als nieberer Adel ſich abſchloß. 
Auch auf die Bildung dieſes Standes waren Iehengenoffenfchaftliche Verhält⸗ 
nifje vom größten Einfluß. Zwar find die Schöffenbarfreien bes Sachſen⸗ 
fpiegeld noch ein allodialer Stand, der durch ben Eintritt in Lehnsverhältnifie 
fein Standesrecht nicht mindert, aber Feines Lehens bebarf; allein fie haben 
bereit mit den Baflallen des Adels denſelben Heerfchilb). Sm Schwahen- 
fpiegel dagegen erſcheinen im Torrefpondirenden Stanbe der Müttelfreien nur 
noch die Lehnsmannen der Hödftfreien""), fo daß aljo hier der Grund bes 
Standesrechts feudal geworben iſt. Die Schöffenbaren haben Lehen genonmen 
und dieſer Lehnsnerns ift es, ber fie über die Gemeinfreien hebt, ohne ihn 
bören ihre Standesrechte auf. Diefer Stand freier Bafjallen abjorbirt bann 
in ber weiteren Entwicklung alle biefenigen Elemente, welche ans der Miniſte⸗ 
rialität zu einer bios hinglichen Abhängigkeit emporfteigen. Damit aber dehnt 
fih die Genoſſenſchaft ber Lehenbeſitzer auch auf die ehemalige Dienftmann⸗ 
ſchaft aus, abjorbirt den bejonderen Minifterialenverein, und wird unter dem 
Namen der Ritterfhaft zum Berbande aller berer, welche Lehen von bem- 
felben Herren haben. Diejenigen Mitglieder diefer Kiaffe, welchen es gelingt, 
nur den Kaifer als Herrn anzuerlennen, werben zur Reicheritterichaft”). Wo 
dagegen die fürftliche Gewalt über die Lehnsleute fich durchſetzt, entftehen bie 
Iandfäffigen Ritterjchaften, welche ben Herrn berathen, bei Verfügungen über 
Land und Lente einfchränfen, über gegenfeitige Rechte und Pflichten, bie Be- 


Schwabenfip. c. 2 Gädf. Lehnr. c. 80. $ 2 ſpricht von einem genot 
anme herscilde. 

») Sadjenfp. IH, 81; IL, 3. $ 2: de scepenbaren lüde unde der vrien 
herren man den veften (herscild). 

29) go haisent die andern mittel vrien: das sint die ander vrien man sint. 

= Das Heine Kaiferr. IT. c. 5 fpricht ſchon von des riches ritterschaft. 
Weber die Entftehung der Reichöritterichaft vgl. Roth v. Schredenftein, Geld. 
der ehemal. freien Reichsritterſchaft Bd. I. Tübingen 1859. Dei. &. 18f. 544f. 
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willigung von Beben u. ſ. w. mit ibm beratben, Recht weiſen und Urtel 
finden. An Stelle der älteren Hoftage, auf welchen geiftliche und weltliche 
Große, Bafjallen und Minifterialen erfchienen, treten jo einheitliche NRittertage, 
welche bie fendale Genoſſenſchaft des Landes in voller Reinheit darftellen??). 
Die dingliche Grundlage diefer Ritterſchaft zeigt ſich deutlich darin, daß bald 
nicht mehr die Ritterichaft Eines Herrn, ſondern die Ritterjchaft eines Terri⸗ 
toriums eine Einheit bildet und eine ſolche bleibt, wenn das Land mit ande 
ren Ländern unter demſelben Herrn vereinigt wird. Dieſer ganze Entwidlungs- 
proceß bat freilid am Ende biefer Periode erft begonnen unt kommt erft 
gegen das Ende des Mittelalters unter dem Einfluß des dem Lehnsweſen ent- 
gegengejeßten Einungsweiens zum Abſchluß, erft da wird durch das ritterliche 
Bereinöweien eine feſte Törperichaftliche Organifation herbeigeführt, welche einem 
Theile des Standes die Reichöfreiheit, dem anderen eine jelbftändige Stellung 
in den Territorien fihert*‘), erft da werben andererſeits Die alten Geburts. 
unterſchiede vollkommen verwifcht in dem einheitlichen Begriff des niederen 
oder Ritteradels; allei der genoſſenſchaftliche Zuſammenhang der ritterlichen 
Lehnsbeſitzer deffelben Landes und Herren war um Vieles älter als ihre aus⸗ 
drũckliche korperſchaftliche Berfafjung”*). 

DH. Bon der allergroͤßten Bedeutung für die Ausbildung und Abſchließung 
des niederen Adels wurde neben der vom Lehnrecht herbeigeführten Abforption 
ber perfönlichen durch die dingliche Abhängigkeit ein zweiter Faktor perjänlicher 
Art: das Rittertbum und bie Ritterwürbe”). Schon früh, befonbers 
aber feit den Kreuzzügen, Tam bie Borftellung auf, daß bie berufsmäßige 
BDetreibung des Friegeriichen Reiterbienftes (vita militaris) ehrenvoller als jeber 
andere Lebensberuf fei und beöhalb dem, ber fidh ihr gewibmet, eine höhere 
perjönliche Würde verleihe. War es zunächft etwas rein Faktiſches, daß ein 
Theil des Volkes ritterliche Xebensweife führte, der andere ihm als bäuerifch 
lebend gegenüberftand, fo mußte ſich doch bald ein beſonderes Standesbewußtſein 
unter ben Rittern bilden, das einen Inbegriff focialer Rechte und Pflichten 
hervorbrachte. Eigenthũmliche perfönlihe Vorrechte des Ritters im politifchen 
und privaten Recht ſchloſſen filh bald an die fociale Stellung an, vor Allem 


0, Ueber die Hof⸗ und Rittertage in den Territorien und ihre Wirkfamleit 
vgl. Anger, Landftände J. S. 105—286, Unger fchreibt indeß den alten Hof- 
tagen zu fehr einen ftaatlihen Charakter zu. 

>) Bol. unten $ 51. 

29 Nicht unpafſſend ftellt Roth v. Schredenftein die Ritterbünde zu ben 
abhängigen (befonderd minifterlellen) Genofjenfchaften in ein analoges Verhältniß, 
wie die freien Zünfte zu den hofrechtlichen Innungen. 1. c. ©. 248. 309. 

2) Bol. Hüllmann, Stände I. 801f. Eichhorn, R. ©. 8 223. 241. 
42. 341. Fürth, Minift. S. 64—95. Stenzel, das Kriegsweſen des Mittel- 
alterd S. 96f. Phillips, R. ©. 8 84. Zöpfl $ 17. Walter $ 218. 219. 
Schulte 5 85. Roth v. Schredenftein 1. c. S. 160f. 192f. 288f. 
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aber begann ſich mit ber Bsanblung des Kriegeweſens in bad eigentliche Lehne- 
kriegsweſen die Anichauung zu bilden, dag nur den Rittern das volle Waffen⸗ 
recht zuftehe, während den Banern ſchrittweiſe das alte Waffenrecht der Voll⸗ 
freien verloren gieng?). Die Unterſchiede bes Waffenrechts waren nad ger- 
manifcher Anſchauung ſtets zugleich Unterfchiede des Stanbesrechts unb fo 
bildeten jegt die Ritter einen eigenen Stand. Diefer Stand war freilich 
zunächft ein bloßer Berufsſtand, ber die Geburtsunterſchiede der in gleicher 
Weiſe an ihm Theil nehmenden edeln, freien und bienfthörigen Leute nicht 
aufhob*®): allein indem er alle feine Mitglieder in Bezug auf Ritterrecht und 
Ritterbrauch einander gleichftellte”®), mußte er eine Umbilbung der alten Geburts- 
ftände und namentlich eine Annäherung und Ausgleichung der freien Baflallität 
und ter unfreien Minifterialität weſentlich beförbem”). Im Laufe der Zeit 
trat eine Weiterbildung dieſer Verhältniffe befonberd dadurch ein, daß fich bie 
Idee eines großen Genofjenverbandes unter den geſammten Rittern der Shriften- 
beit bildete”). Theils in Anlehnung an die geiftlichen Orden, theils wol auch 
ſchon unter dem Einfluß des weltlichen Innungsweſens dachte man fich bie 
gefammte Ritterichaft als einen großen Verein (ordo militaris s. equestris, 
militia), der vom Kaifer mit dem „Schildesamt”, das heit mit dem ritter- 
lichen Kriegshandwerk belehnt worden fe”). Bon einer wirklichen Törperfchaft- 
lichen Berfafiung diefer nur in der Idee eriftirenden Genoſſenſchaft war natürlich 


2) Aitterredt. 3.3. Kaiferr. W. c 8. — Vorrecht der Waffenfähigkeit 
und bed gerichtlichen Zweikampfs in Frider. const. de pace ten. 1156 c. 9. 10. 
Nach ben Spiegeln auch Zollfzeiheit (Sachfeufp. I, 27. $ 2. Schwabenip. 
c. 218. $ 2) und ein befonberes Maß ber Morgengabe (Sachſenſp. I, 20. 
Schwabenip. oc. 18). Recht ber Fehden und Bündniffe b. Fürth ©. 74; be 
fonderes Strafrecht ib. 73. — Ueber eignes ritterliches Befigrecht vgl. Urk. v. 1272 
Gud. HI. 1146: secundum antiquum jus militum quod Rittersgewer dicitur. 

=) Beifpiele von adligen Rittern b. Fürth ©. 70f. Zöpfll.c. Roth 
v. Schredenftein S. 100. Rote 2; von bienfthörigen und unfreien Rittern b- 
Hüllmann L c. Fürth ©. 67f. Maurer, Fronh. II. 29. Ennen, Könl 
448f. Schwabenfp. c. 301. IL 89. 

29, Das Kaiferr. II. c. 1 nennt die Nitter ſogar Genofjen des Kaiſers (do 
nam er die und machte sie sin genos... un gab in rıtters namen). 

*, Bol. Eihhorn $ 341. Häüllmann, Fürth, Maurer, Zöpfll. c. 

s Hülfmann ©. 308f. Eichhorn 8 241. Fürth ©. 65. 66. Walter 
8 219. Schulte $ 83. Stenzel 1. c. ©. 98 — 100. Roth v. Schrecken⸗ 
ftein ©. 198f. Kurt v. d. Aue, das Ritterthum und die Ritterorden. Merſe⸗ 
burg 1825. ©. 11f. 14f. 18f. 23f. 35f. 

22) Nach dem Schildesamt hieß auch die Gefammtheit der Ritter felber des 
schildes ambet, 3.8. Parzival (ed. Lachm.) 621, 7.— In Katjerr. III. c. I 
beißen die Ritter dinstlude des riches. Vgl. c. 4 ib: der ritter ist ein user- 
welter helt des kaisers..er sal (haben) eins lewen mut gen allen den sinen 
lib zu wagen, die dem riche ungehorsam sin. Bgl. au Fürth ©. 65. 
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nicht die Rebe, allein das gemeinſame ritterliche Herkommen ſtellte fi nun⸗ 
mehr ald eine Art Orbensregel (regula militaris), die Ritterwürbde als Mit- 
gliebfchaft eines beftimmte Rechte und Pflichten begründenden Ordens dar. 
Es wurde nunmehr die Ertheilung der Ritterwürbe (des cingulam militare) 
oder des vollen ritterlihen Waffenrechts als eine befondere, nur von einem 
Ritter vorzunehmende Handlung üblich, in welcher man mehr umb mehr die 
Aufnahme in die Vollgenofienihaft des Ritterordens erblicte”). Als Bor- 
bereitungsftufen und geringere Orbensgrabe traten neben die Nitterwürbe bie 
Klafien der Knappen (armigeri) und ber Pagen (pueri)*). Je mehr fi 
dann fpäter das gefammte Leben ber Nation in Genofſenſchaften bewegte, befto 
lebbafter wurde dieſe Idee einer allgemeinen Ritterinnung oder Ritterzunft, in 
welcher bie Inhaber ber Nitterwürbe als vollberechtigte und vollverpflichtete 
Meifter ftunden. Wie man im viergehnten Jahrhundert darüber dachte, zeigt 
die apokryphe Erzählung der belgifchen Chronik über den angeblichen Nitter- 
ſchlag des Könige Wilhelm auf das Deutlichfte). Für die Stanbeiverhält- 
nifie aber wurbe es von befonderer Wichtigkeit, daß man, während die Ritter- 
würbe an fidh lange noch ein perjönlicher Borzug blieb, für die Ertheilung 
derfelben mehr umb mehr neben der eigenen Kriegstüchtigkeit ritterliche Lebens- 
weile der Borfahren forderte‘). So entftand ein Geburtsftand der Ritter 


5 Die Formen dabei waren tbeild religiäjer Art, theild enthielten fie eine 
Wehrhaftmachung. Bol. Walter $ 219. Roth v. Schredenftein ©. 197. 

3) Bol. bei. Walter $ 219. Note 3—8. 11—14. Die Aehnlichkeit der 
Unterfheidbung von milites, Knappen (knecht, armiger, cliens, famulus, ser- 
viens) und Pagen (juniores, pueri) mit den geiftlichen Orden einerfeitö und ben 
Zünften anbrerfeitö beruht indeß fchwerlih auf Nahahmung Dan darf baber 
auch nicht mit Stenzel (Einl. zur ſchleſ. Urk⸗Samml. v. Tzſchoppe u. Stenzel 
©. 248) die Zunftorduung auf eine Nachbildung des Ritterordens zurüdführen. 
— Die Bergleichung des Ritterwefend mit bem Handwerk führt auch De la Curne 
de St. Palaye, bad Ritterweien bes Mittelalters, mit Zuſätzen herausgegeben 
v. Klüber, dburd. 3. B. L 205. 

3) Den Nachweis der Unechtheit ſ. b. Böhmer, Katferregeften zu Wilhelm 
©. 4. Fontes I. &. XLII. Die Erzählung felbft (Magnum Chronic. Belg. 
ad. a, 1247 — abgebrudt 6. Eichhorn $ 241. Note c, Walter 8 219. Note 9, 
Schulte 1. 0. Note 6) giebt wol die Bormen bed vierzehnten Jahrhunderts. 
Danach tft Me Ertheilung ber Ritterwürbe durchaus die Aufnahme in eine mili- 
tärtfche Innung (collegium militare), ed wird ein Eid auf die Ordensregel 
geleiftet, e& werben bie Ordenspflichten feierlich übernommen. 

%) Der Uebergang vollzog fich hier wie bei dem Eindringen der Erblichkeit 
in alle anderen Verhältniffe. Faktiſche Benorzugung der Söhne von Rittern war 
ber Anfang, rechtliches Erforderniß ritterlicher Geburt bei fteigender Einfchränfung 
dieſes Begriffes das Endrefultat ber Entwidlung. gl. Const. Frid. I. 1156. 
c. 10. Sächſ. Xehnr. art. 2. $ 1. Schwäb. Lehnr. c. 1.86. Kaiſerr. 
II. c. 1. 3. 5. — Dispenfation dur) den Kaifer b. Otto Frising., Gesta 
Frider. U. ce 19. Schon das Kaiferr. c. 1. 5 nennt bied „edeln“. 
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Fürtigen, aus welchem dem Recht nad) allein Die Ritter genommen werben 
follten, unb es war damit für die Entwicklung bes niebern Adels als eines 
Geburtöftandes, der „Ritterjhaften" als Körperfchaften die Bafis gewonnen. 

II. Wie wir neben den allgemeinen Hofgenofienichaften aus der Ber- 
leihung eined gemeinfamen Hofamts bejonbere Aemter mit genoffenfchaftlicher 
Organifation (hofrehtliche Inuungen), neben den Dienftmannen-Bereinen aus 
dem gemeinfamen Dienftamt (3. B. der Münze) befondere dienftrechtliche Ge- 
noffenfchaften erwachien fahen, fo konnten auch neben ben allgemeinen Baffal- 
Ienverbänden befondere lehnrechtliche Genoſſenſchaften aus einer Geſammibeleh⸗ 
nung hervorgehen. Zwar entftand an fich bei der dentſchrechtlichen Belehnung 
zu gefammter Hand an mehrere Mitglieder einer Bamilie noch keine Genoffen- 
{chaft; denn wenn auch die Geſammtheit der Belehnten durch ben Lehnsträger 
dem Herm gegenüber vertreten wird, fo ift doch eine felbftändige rechtliche 
Einheit der Geſammtbelehnten in dem Sinne, daß man von einer belichenen 
Baffallenkörperichaft ſprechen Lönnte, nicht vorhanden?) Allein aus einem Ge⸗ 
fammtlehn konnte fich doch im Laufe der Zeit durch engere genofienfchaftliche Ver⸗ 
bindung ber Xheilnehmer und Aufrichtung einer Torporativen Berfaffung eine 
wahre Genoſſenſchaft entwideln und bat fi in der That bei ber Gefanmt- 
belehnung mit Burgen oder Städten, namentlich in manchen ber fpäteren gau- 
erbichaftlichen Körperfchaften, entwicelt *). 


B. Die Hefte der freien Genofienfchaften bes alten Rechts. 


L Die Dorf- und Marktgemeinde, 
8 24. 

Wenn jo anf der einen Seite in ben SHerrichaftsverbänden böherer und 
niederer Gattung Genoſſenſchaften erftanden, weldhe in ihrer lebten Tendenz 
dahin ftrebten, dad herrſchaftliche Band zu fprengen, fo ift auf der andern 
Seite die Zerftärung der uralten Genoffenihaften des Volksrechts, fo tief das 
Feudalſyftem eingreifen mochte, doch in Deutfchland niemals vollendet. Bor 
Allem in den engften Kreifen, in Dorf und Mark, beftanden neben ben 
grundherrlichen Gemeinden die Genoſſenſchaften freier Leute in beträchtlicher 
Anzahl und weientlih ungeänberter Organifation bis über das Mittelalter 
hinaus fort. 

Sreilih waren fie mit der ſchnell wachienden Ausbreitung der Grundherr⸗ 
ſchaft in beftändiger Abnahme begriffen‘). Sehr viele freie &emeinden wur: 


”, Näheres in Th. I. — Bol. Homeyer, Sachſenſp. II, 457—464. Stobbe, 
3. f. Rechtsgeſch. IV. ©. 245. 246. Befeler, D. P. R. $. 107. 

3%) Pol. unten 8 39. 

1) Bol. bei. Maurer, Einl. S. 288 f. Fronh. J. S. 273 f. IT. ©. 1. 
Dorfverf. U. ©. 191 f. 
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ben feit dem 9. und 10. Jahrhundert geradezu in grundherrliche verwankelt. 
Dder es entitanden in ihnen Grundherrſchaften, deren Herren zwar zunächft 
gewöhnliche Genoſſen waren, während ihre Hörigen und Hinterfaffen von den 
abhängigen Hufen nur als Stellvertreter die Genofjenrechte übten, die aber im 
Laufe ber Zeit die Verbindung ber freien Hufner und ber grunbberrlichen 
Hinterfaffen und Hörigen zu Einer Gemeinde und damit meift die Ausdeh—⸗ 
nung ber Grundherrſchaft über die ganze Mark zur Folge hatten®). Freie 
Lente aber, welde auf fremdem Grund und Boden fahen, wurden in biefer 
Periode faft überall auch yerjönlih von ihrem Herrn abhängig und von den 
Hörigen wenig mehr unterjhieben?),. Allein es gab doch noch zur Zeit ber 
Rechtskücher umd’ fpäter nicht nur ſehr viele freie Leute auf eigenem bäuerli- 
chem Befigthfum®), fondern auch eine bedeutende Zahl ganzer Mark und Dorf- 
gemeinben, welche fi) die gemeine Freiheit wahrten®). 

Bollfrei zwar, das heißt ohne Minderung ber perjönlichen Freiheitsrechte 
und bed Eigens blieben die Banerfchaften und Markgenoffenfchaften nur in 
Friesland und Dithmarfchen und ſehr vereinzelt in der Schweiz‘) und im weſt⸗ 


2, Neber dieſe von ihm „gemifchte“ renten Dorf⸗ und Landgemeinden ſ. 
Maurer, Einl. S. 299 f..Markenverf. S. 69. 87 f. 441 f. Dorfverf. I. ©. 
12 f. 79 f. 94 f. IL 167 f. 200. 

s Eihhorn,R. ©. $ 5343. Note d. e. h. i Maurer, Fronh. L ©. 106 f. 
I. © 7f. Gaupp, Anfledl. ©. 577. Stobbe, 3. f. beutfches Recht. Bd. 15. 
©. 311 f., Abhandl. über bie Stände des Sachſenſpiegels. Es find die land- 
seten des Sachſenſp. I, 2. $ 1. II, 45. $ 6, welche noch das Gericht des go- 
greven, d. h. das Gentgeriht (Stobbe, die Gerichtönerfafi. bes Sachſenſpiegels, 
Zeitſchr. für deutich. Recht. Bd. 15 ©. 82 f.) befuchen (Sachſenſp. I, 2. $. 4), 
aber in Buße unb Wergeld fi) wenig mehr von ben Hörigen unterfcheiben (III, 
45. 8 6 verglichen mil III, 45. $ 7), ja dieſen dadurch gleichgeftellt werben, daß 
freigelaffene eigne Lente, bie fonft perfönlich ſchutzhörig wurben, nunmehr in den 
Stand ber freien Landſafſen treten follen (ib. I, 16; III, 80. $ 2. Schwaben- 
fpiegel ce. 135. Richtſteig Landr. c. 24). 

*, Sm Sachſenſpiegel werden fie, wol nach Berfchiedenheit ihrer Dienft- und 
Schutzpflicht, in pleghafte unb biergelden gefchieden (I, 2. $ 1 u. 8; Stobbe 
l. c. ©. 856. 357); es wird ausdrüdlih von ihrem egen gefprodhen (I, 2. $ 3; 
II, 45. 8 5. 80. $ 1) und fie find, was eine offenbare Singularität ohne Ana» 
logie ift (Stobbe ©. 112), von ben Gentgerichten befreit, um vor dem Schult- 
beten, dem Stellvertreter bes Grafen (dem alten vicecomes, Stobbe 1. c. ©. 98) 
Recht zu nehmen und zu finden. Der Schuftheig aber ift ein öffentlicher Beamter 
(Stobbel. c. ©. 111. Unger ©. 310 denkt an einen berrichaftlichen Richter. 
Gaupp, Recht ber alten Sachen S. 24 nimmt mehrere Schultheißen an). Die 
Schöffenbarkeit im Grafengericht, vor das fie in wichtigeren Sachen gelaben 
werben können, haben bie Gemeinfreien bereit verloren. 

9) Bgl. bei. die Betipiele, welche Maurer, Markenv. S. 94—102, Dorf- 
verf. 1. S. 6—10. IL ©. 365. 368 gefammelt hat. 

°) Aber ſelbft in den Urkantonen haben bie Gemeinden und Markgenofien- 
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lichen Deutihland”). Gemeinfrei aber waren alle diefenigen Dörfer und 
Marken, deren Bewohner Feiner Grundherrſchaft, fonbern nur einer Schutz⸗ 
vogtei unterworfen wurden®), fei es, daß fie ummittelbar in die Vogtei bes 
Kaiſers und Reiche kamen, was ihnen dann häufig den Weg zu fpäterer Reiche 
unmittelbarkeit bahnteꝰ), jei es, Daß fie in Die Bogtei eines erblichen Reichsbeamten 
ober eines Immunitätsherrn geriethen'*). Damit waren dann freilich Freiheit 
und Grundeigenthum gemindert, denn wer vogteilidhe Abgaben und Dienfte 
leiftete, vogteiliche Gerichte bejuchte, wogteilihen Schuß anerkannte, war nicht 
mehr vollfrei, fein Recht au Grund und Boben fein echtes, grumbherrliches 
Eigen: aber frei und Eigenthümer blieben fie nichtöbeftoweniger. Denn * 
lange die Schirmpogtei ihren Urſprung aus öffentlicher (voffsrechtlicher) Ge⸗ 

walt und damit ihre innere Berfchiebenheit von der Privatvogtei eines Grund⸗ 
herrn nicht verwifchte, waren die ihr unterworfenen Einzelnen und Gemeinben 
aus dem Verbande des Volks und des Landes nicht anegeichlofien, ſondern 
blieben Genofjen darin und folgeweiſe rechts⸗ und verkehrsfähig nad Land⸗ 
recht. Die Gemeindeverbindungen, bie in ihrer Geſammtheit unter einer blo⸗ 
ben Schirmvogtei ftanden, blieben daher Iandreditliche Genofienfchaften und 
unterſchieden fidh noch lange in den allerweientlichften Punkten von ben ihnen 
nachgebilbeten Gemeinden des Hofrechts. Nicht nur, daß ein größeres Maß 
der Selbftverwaltung und Autonomie, freiere Wahl der Beamten und oft noch 
des Vogtes und Richters felbft, freiere Sormen des Gerichts und der Berjamm- 


ſchaften nicht, wie man wol angenommen, jeberzeit die alte Vollfreiheit gewahrt. 
Ein großer Theil derfelben gerieth in Hörigkeit, die meiften freien Grundeigen⸗ 
thümer wenigftens in bie VBogteigewalt des Adels und erblicher Grafen. Erft im 
Laufe bes 13. Jahrh. begannen die ſchweizer Bauern bie unterbrüdte Vollfrelheit 
wieber zu erobern. Blumer, Staatd- und Rechtögefch. ber fchweiz. Demofratien L 
©. 12. 77. 117f. 

) So war 3. DB. im Jahre 1172 das Dorf Bernheim uoch vollfrei und be- 
gab fich erft in biefem Jahre aus freiem Entſchluß in Taiferliche Vogtei. Urt. 
Frid. I. von 1172 b. Höfer, Zeitſchrift für Archivfunde IL 486: villani in 
Bernheim unanimi consensu villam suam B., quam Ädere ei propere et ab 
omns dominio solutam hactenus possiderunt, potestati nostre subjecerunt, oo 
videlicet pacto, ut ipsi et omnis eorum posteritas 25 modios tritici sin- 
gulis annis imperio persolvant et de cetero sub imperialis celsitudinis tui- 
tione ab omni tyrannide securi permaneant. 

8, Unter einer ſolchen Bogtei fanden auch, wie fchon der Name fagt, bie 
Pfleghaften bes Sachſenſpiegels. Sie heißen auch liberi malmanni, muntmanni, 
homines advocatitii, Vogteileute ꝛc. Vgl. Zöpfl $ 15. Note 3. 8 30. Note 4. 
Maurer, Fronh. U. ©. 7f. Eichhorn $ 343. 

9) Bol. Maurer, Dorfv. U. ©. 364 f. Fronh. IV. 390. 391. 

1%) So in ber Schweiz, Elſaß, Weitfalen, Tirol, Schwaben ıc. Manrer, 
Dorfv. L S. 9. Markenv. ©. 97. 
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lung erkennen ließen, wie bier bad Geſammtrecht ein urfprünglidhes, Tein blos 
vom Derrenrecht abgeleitetes ſei: vor Allem bie Theilnahme am Landrecht zog 
eine ftrenge Grenze zwiſchen freien und hörigen Genofjenfchaften. Die freien 
Gemeinden beburften keiner Bermittelung eines Herm, um nad außen han⸗ 
delnd aufzutreten; Fein auf einen Herrichaftsverband beſchraͤnktes Recht fette 
ihrer Rechts⸗ und Verkehrsfaͤhigkeit für Familie, Vermögen und Reid) Schran- 
Ten; bie vogteilichen Gerichte, welche fie befuchten, hatten den Charakter geliche- 
ner Öffentlicher Gerichte, und überbied nahmen, ſoweit biefe nicht Tompetent 
waren, bie Bogtleute unmittelbar an Gent- und Grafengerichten Theil; fie 
waren dem Reich oder einem vom Reich belichenen Inhaber bes Heerbanns 
zu Kriegsdienft verpflichtet; ihre Sefammtgewere au der Mark, ihre Sonder- 
gewere am Ginzelgut wurben vom Landrecht und Landgericht als Eigen aner- 
kannt und geſchützt. 

Im Laufe der Zeit freilich führte die andauernde Hinneigung ber gemei⸗ 
nen Freiheit zur Hoͤrigkeit, der Hoͤrigkeit zur gemeinen Freiheit vielfache Ver⸗ 
änderungen herbei. Die meiften freien vogteilichen Gemeinden ſanken zu grund⸗ 
herrlichen herab, nur wenige fchüttelten die Vogtei, als fie fih in Grundherr⸗ 
haft wandeln wollte, wieber ab, wie bie freien Banergemeinden der Schweiz. 


nächft eine gemijchte Gemeinde geichaffen, in der mehr und mehr die Grund⸗ 
berrihaft die Oberhand gewann‘! Je ähnlicher ſich Hörigkeit und gemeine 
Freiheit wurden, defto leichter war die Verſchmelzung. Bald unterſchied man 
nicht mehr die von ber Sffentlihen Gewalt abgeleitete und die aus eignem 
Herrenrecht fliegende private Vogtei. Man ftellte Freie und Hörige vor biefel- 
ben Gerichte und lief fie mit einander Urtel finden und Recht weiien, jo daß 
nothwendig Landrecht der einen und Dienft- oder Hofredht ber andern fich 
näbern und endlich zufammenfliegen mußten. Den Freien wurben Beſchrän⸗ 
kungen hofrechtlichen Urſprungs auferlegt, die Hörigen wurben von den läftig- 
ſten befreit. Die Freien wurden mit ber Erweiterung der Immunität in vie 
len Beziehungen vom Landrecht ausgefchloffen, das finrre Princip einer voͤlli⸗ 
gen Abſchließung der Hofverbände vom Landrecht wurde durchbrochen. Nicht 
nur Hörige von verſchiedener Herrichaft, audy Freie und Hörige vom verſchieden⸗ 
ften Recht konnten nunmehr in Friedens⸗ und Rechtsgemeinſchaft mit einander 
fichen und es entfianden fo Mark⸗ und Bauergemeinden, welche einzelne Theile 
eines Hofverbandes ergriffen, ohne anf ihn beſchränkt zu ſein ie). Die voll- 


11) Nur wo mehrere Grunbberrichaften zufammentrafen und ſich nicht über 
gemeiufame Ausübung ber Herrfchaft verftänbigen Tonnten, gelang es ben ge- 
mifchten ober felöft Hörigen Gemeinden bisweilen, die Freiheit zu wahren oder zu 
erringen. Beifpiele bei Maurer, Fronh. IV. ©. 474476. Doro. I. ©. 9. 
10. Grimm, ®. L 129. Auch bei Dörfern, wo das Reich bie Grunbherr- 
{haft Hatte, am dies vor. Maurer, Doro. IL ©. 365 f. 

19 neber das Verhältniß von Hof- uud Dorfverfaffung |. Maurer, Dorfv. I. 
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freien Grundherren und ſchoͤffenbaren Lente, welche zuerft als einfache Genoſſen 
an der Gemeinde und Markverbindung Theil nahmen, fliegen mehr und mehr 
zu bevorzugter Stellung, ja zu Herrenrecht empor; ihre Hinterjaflen, einft nur 
Bertreter des Herm, wurden Genofien zu eignem Recht. Kurz, es bereitete 
ih, während in den Städten ein ganz ähnlicher Proceß alle Elemente zur 
Sreiheit erhob und einen freien Bürgerftand fchuf, anf dem Lande die Bildung 
eines einzigen Berufsftandes der Bauern vor, welder im Wejentlichen überall 
grundherrlich, alfo hörig war. — Zwar rettete ober erwarb diefer Banernftand 
von ber Freiheit eine genofienfchaftliche Gemeindeverfaffung mit einer für dem 
Kreis des Dorfes und der Markt wenig beichräntten Selbftverwaltung unb 
Autonomie; allein von der Unfreiheit wurde ober blieb ihm die Ausichliegung 
von jeder über die Gemeinde hinausgehenden felbftänbigen rechtlichen oder poli- 
tifchen Verbindung, — von Rand und Reih. Und weil ihm diefe fehlte, ge 
brachen ihm auch die Mittel, im fpäteren Berlauf ter Entwicklung ber Grund⸗ 
berrihaft, der Landeshoheit und dem römiichen Recht gegenüber auch nur 
feine genofienfchaftliche Berfaffung zu bewahren, und er ſank mehr und mehr 
faft in ganz Deutichland nicht nur zur politifchen Iinfreibeit, fondern auch zur 
- Unfelbftändigkeit in eigenen Angelegenheiten herab '°). 

Indeß diefe Entwicklung vollzog ſich erft in fpäteren Sahrhunderten, — 
die Bildung eines einheitlichen börigen Bauernftandes feit dem 13., der Unter 
gang der genofienfchaftlichen Freiheit feit dem 15. Jahrhundert. Bis zum 
Ende uuferer Periode war ber Unterjchieb freier Gemeinden mit einem Herr⸗ 
ſchaftsrecht an der Spike und herrfchaftlicher Verbände, in denen Gemeinden 
nach Hofrecht lebten, noch ſehr groß, es war in jenen die Genofſenſchaft viel 
freier, in biefen viel beſchränkter als in fpäterer Zeit. Doch waren, wie ſchon 
oben gefagt ift, diefe Unterjchiede mehr in dem Maße und der Art bes Ge 
fammtrechts, als in dem Princip der innern Organifation, worin bie Hofge⸗ 


©. 115—120, der jeboch nicht Hinreichend berüdfichtigt, daß bie direkte Theil. 
nahme Höriger an einer Über ben Fronhofsverband hinausreichenden Marl. 
gemeinde eine theilmeife Aufhebung ihrer Hörigkeit enthielt, alfo erft jpäteren 
* Zeiten angehören Tann. Urſprünglich Tonnte zwar eine befonbere Hofmartgemeinbe 
innerbalb bes Herrfchaftönerbandes entftehen, die nur einen Theil deſſelben er- 
griff: an einer in einen andern Herrſchaftsverband ober in bie Freiheit hinein rei- 
chenden Genoſſenſchaft dagegen Tonnte nur der Herr Theil nehmen. Nur fehr all- 
mälig und erft mit Verſchmelzung von Freiheit und Unfreiheit Tonnte fich bies 
ändern. Die börigen Kolonen, welde im Namen bed Herrn beffen Genofien- 
rechte übten und von ihm vertreten im Genoffengericht erfchienen und Schub 
fanden, wurden endlich als unmittelbare Mitglieder ter Markgemeinde betrachtet, 
an ber fie nicht mehr blos für ben Herrn, fondern auch neben ihm und ohne 
ihn Theil nahmen, und fie ftanden nun zugleich direlt unter Marigericht und 
Markrecht und unter Hofgericht und Hofredt. 
13) Bol. unten $ 58. 55. 
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meinde völlig nur Nachbildung der freien war, vorhanden. Dieſes Princip 
aber war durchaus identiih mit dem Princip ber Gemeindegenoffenichaft des 
älteften Rechte, 

Wir befigen aus ber Zeit zwifchen den Volksrechten und dem 13. Jahr⸗ 
bundert nur fpärlige Nachrichten über bie innere Berfaffung der beutichen 
Landgemeinden. Defto veichlicher fließen die Duellen ſpäterer Zeit. Verglei⸗ 
den wir aber die Weisthümer bes fpäteften Mittelalters und ber beginnenden 
Neuzeit mit den älteften Nachrichten, fo erkennen wir, daß die Gemeinde, wie 
fie fi) balb nad, der Völkerwanderung als eine Mark⸗ und Hufengenofinichaft 
feft auskildete, in ihren Grundzügen dieſelbe ift, welche uns bis nahe an bie 
Grenzen unferer beutigen Zuftände beutlich entgegentritt, wenn wir nur bie 
vereinzelten jeit dem 15. Jahrhundert vorlommenden Rechtsbildungen als ipä- 
tere ausicheiden'*). Die Entwidlung der ländlichen Gemeinde war in ber 
That eine fo langſame, daß fie erft in neuerer Zeit die Stufe erreichte, welche 
die Stadtgemeinden im 12. Jahrhundert vollendeten. Mehr als in irgend 
einem andern Gebiet der Rechtsgeſchichte läßt fidh bier aus dem Späteren das 
Frũhere refonftruiren. 

Indeß fcheint es zweckmäßig, eine nähere Darftellung der für und erheb- 
lichen Seiten der Gemeinbeverfaffung einem fpäteren Zeitraum, aus dem fich 
bie Belege reichlicher beibringen laſſen, vorzubehalten und nur im Allgemeinen 
die Principien, auf welche die freie Gemeinde und nah ihrem Mufter inner- 
halb der durch die Herrichaft gezogenen Schranken auch die Hofgemeinde fett 
der vollendeten Seßhaftigkeit gegründet war, fchon bier Turz zu charakterifiren. 

Bor Allem war die Gemeinde eine Genofjenfhaft im Sinne des alten 
Rechte. Sie war alfo ein Friebend- und Rechtsverein, in welchem eine Ge⸗ 
fammtbeit über den Einzelnen Trägerin einer rechtlichen Einheit war; aber 
diefe Geſammtheit war ibentifch mit der Berfammlung aller Genofien. Eine 
von der zufammengefaßten Vielheit verichiedene rechtliche Einheit gab es in 
{br nit. Es gab daher zwar Gejammtrecht, Gejammtvermögen, Gefammt- 
intereffe; aber es gab kein davon unterſcheidbares Gemeinderecht, Gemeinbe- 
vermögen, Gemeinbeinterefie; es gab überhaupt Feine Gemeinde im heuti- 
gen Sinne. 

1. Diefe Genoffenfchaft, einft hervorgegangen aus einer rein perfönlichen 
Verbindung, war längft in ihren Grundlagen dinglich geworben. Sie war 
eine Mart- und Hufengenoſſenſchaft. 

a. Daher wurbe einerfeits die Geſammtheit ber Genoſſen als Zubehör 
einer beſtimmten Mark betrachtet, ohne bie fie gar nicht denkbar war. Das 
Geſammtrecht an der Mark war es, was die Gemeinde zufammenhielt, was 
ihren Namen und ihre Weſen beftimmte; es war zugleih der Hauptgegen⸗ 


14) Biel zu weit geht in der Identificirung älterer und jüngerer Zuftände 
Thudihum. 
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ftand aller Berfammlung, Berathung und Rechtweifung. Wenn baber mehrere 
Dorfgemeinden eine ungetheilte Mark zufammen beſaßen, fo bildeten fie auch 
nur Eine Gemeinde, die aber, wenn die Mark völlig getbeilt war, fofort zerfiel. 
Innerhalb einer größeren Mark war bad einzelne Dorf dann, aber auch nur 
dann eine befonbere Gemeinde, wenn es neben feinem Antbeil an der großen 
ein bejonderes Gefammtrecht an einer eignen Mark befaß"). Denn eine 
Dorfgemeinde, die nicht Markgemeinde geweien wäre, eriftirte nicht. 

b. Auf der andern Seite war die Mitgliebfhaft in der Gemeinde ab- 
bängig vom Befiß einer Hufe in der Marl. Wer keinen Grunbbefig hatte, 
war nur Schutgenofie; wer aber eine Hufe zu eigenem ober abgeleitetem Recht 
beſaß, Hatte auch zu eignem ober abgeleitetem Recht volle Markuugung und 
volles perfönliches Genofſenrecht. Noch gab ed keine weitere und engere, keine 
von der binglichen verfchiebene perjönliche Gemeinde, denn jede Gemeinde war 
eine Hufengemeinde. 

2. Wenn aber fo jede Gemeinde eine Mark- und Hufengenofienfdhaft 
war, jo war bodh keine nur diefes. Vielmehr beftand, wenn auch auf binglicher 
Grundlage, doch in einer gewifien Selbftändigkeit, pie perfänlihe Verbin⸗ 
bung der Genoſſen, welche, wie fie biftorifch älter als die Markgemein- 
haft war, durch dieſe allein weder beftimmt noch begrenzt wurde. 

a. Dies zeigt ih ſchon in den Borausjeßungen bes Genoffen- 
rechts, welche keineswegs allein im Erwerb einer Hufe beftanden. Vielmehr 
wurben überdies gewifje perfönliche Eigenſchaften, vor Allem aber eine perfön- 
liche, an mancherlei Bedingungen gelnüpfte Aufnahme in die Genofienfchaft 
gefordert. Umgelehrt wurde auch, wer keinen ober nicht genügenden Grund» 
befig Batte, doch zu gewiſſen Nutungen und zu einer gewiſſen Theilnahme am 
Dorf- oder Markregiment verftattet, wenngleich er nie Bollgenoffe fein konnte. 
Auch war nirgend, wie fpäter oft der Yall, das Genoflenreiht ein reines 
Güterrecht, fo daß es beim Befig mehrerer Hufen mehrfach Einem zugeftan- 
ben hätte, mit beliebiger Hufentheilung felber beliebig getheilt wäre. Jndeß 
begann man fchon in diejer Periode zwiſchen Vollgenoſſen und bloßen Schutz⸗ 
genoſſen eine Mittelſtufe von Genoſſen geringeren Rehte, bie man bisweilen 
fhon als halbe Genofjen anfah, zuzulafien. 

b. Zwed und Gegenftand der genoffenfiafttichen Verbindung waren 
daher auch keineswegs nur gemeinfame Aderwirtbichaft und gemeinjame Mark⸗ 
nugung'®). Sie waren ed allerbings hauptſächlich. Aber daneben war gegen- 
jeitige Unterftügung bei allen Borkommnifien des Lebens, war fittliche umb 
meift auch religiöje Gemeinſchaft Inhalt der Verbindung; war die freie Ge 


18) Dies brauchte indeß nicht nothwendig eine ungetheilte Mark zu fein; auch 
ein ausſchließliches Geſammtrecht bed einzelnen Dorfs an feiner getheilten Helbmart 
verfchaffte ihm eine genofjenfchaftliche Gelbftänbigkeit. 

10) Es ift dies einer ber verbreitetften Irrthümer. Val. Rote 35 zu $ 8. 
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meinbe immer noch ein bedeutendes lieb in der politiichen Berfaffung bes 
Landes und des Reiches; waren daher Borftand, Gericht und Recht der Ge⸗ 
meinden nicht etwa blos für Mark. und Feldſachen kompetent, jondern für 
eine Menge perjönlicher und genofienichaftlicher Verhältnifſe. Am meiften trat 
dies bereitö in denjenigen größeren Marten zurüd, die weber zugleich Centen 
waren, noch den in ihnen befindlichen einzelnen Dorfihaften gegenüber ſich als 
bie eigentliche Gemeinde erhielten. Sie wurden am frübeften bloße wirth- 
ſchaftliche Privatlorporationen; allein felbft in den folgenden Perioden erhielten 
fih auch im ihnen oc) Meberbleibfel ihrer einft weitergehenden Bebeutung. 
Su den einzelnen Dörfern aber kam es erft ſeit dem Ende des Mittelalters 
bisweilen zur Bildung wirklicher privatrechtlicher Marklorporationen, indem bie 
alte zugleich private und politiſche Gemeinde in zwei Gemeinden zerfiel, von 
benen die eine ihre privatrechtliche, die andere ihre politiiche Seite fortiekte. 

3. Die fo auf dinglider Grundlage ruhende, aber zugleich perjönlich eng 
verbundene, zunächſt und hauptjſächlich das wirtbichaftliche Intereſſe berührenbe, 
daneben aber den ganzen Menſchen ergreifende Genoffenfchaft im Dorf oder in 
der groͤßern Mark zeigte in ihrer Organifation gang die Grundzüge einer 
Genoſſenſchaft des älteften deutſchen Rechts, foweit nicht eine Modifikation 
durch eingebrungenes ober nur theilweife beſeitigtes Herrenrecht herbeige⸗ 
führt war. 

a. Sie genoß daher für ihre eignen Angelegenheiten einer mehr ober 
minder vollfommenen Selbftverwaltung, die fie theils felbft auf regelmäßigen 
ober anßerorbentlicden Verſammlungen übte, theils gewählten Borftehern über: 
trug. Freilich ftanden herrſchaftliche Beamte und Richter über oder neben ben 
Gemeindebeamten, aber auch bei ihrer Ernennung batte fie oft mitzuwirken 
und außerdem war eben ber Wirkungskreis berjelben auf die Ausübung herr- 
ſchaftlicher Rechte beſchraͤnkt. Auf der andern Seite folgten dagegen auch dir 
genofjenfchaftlichen Aenıter dem Zuge ber Zeit, wurden erblich, Pertinenzen ge- 
wiffer Grunbftüde und oft, wie bei ben Obermärkern, eignes Recht, das fi 
ſchließlich in Herrenrecht wanbelte. 

b. Es gab ein. eignes Dorf- und Markgericht, das für alle genoffenichaft- 
lichen Angelegenheiten Eompetent war und bei dem Genoſſen das Urtel fanden"). 

c. Die Genofjenfhaft hatte ein eignes Vermoͤgen und namentlid ein 
nad) außen abgefchloffenes, nach inuen ganz in Gemäßheit der alten Grund⸗ 
fähe vertheiltes Geſammtrecht au Grund und Boden. 


17, Dies und nichts anderes ift das Gericht bed Bauermeifterd im Sachfenfp. 
1, 6889 2; W189 1-8. 55; II, 79 8 1. 86 9 1. 2. 6. darüber 
Stobbe, Zeitfchr. f. deut. R. Bd. 15. S. 114 f., der jeboch (Rote 84) bie 
Bauerngerichte mit Waitz für eine Einrichtung neueren Urjprungs hält, (Vgl. 
Note 38 zu $ 8.) Unrichtig iſt es and, wenn Stobbe ©. 116 daraus, daß 
keine Wahl erwähnt wird, fchließt, day der Bauermeifter ftets ernannt ſei. 
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d. Wie jede Genoſſenſchaft Hatte auch jede Gemeinde einen bejonberen 
Frieden, den fie handhabte, ein beſonderes Recht, das fie genoſſenſchaftlich, d. h. 
durch Herkommen, Rechtweiſung und Beliebung fortbilbete. 


I. Die Genofjenfchaften ver Eenten, Gaue und Länder. 
8 25. 


Während jo in Dorf und Mark, wo bie wirthſchaftliche Seite der Ge⸗ 
meinfhaft voranftand, ein reiches genofienfchaftliches Leben erhalten blieb, wur- 
ben die größeren, vornemlich politifch wichtigen Bollögenofienfchaften im weit 
böherem Grabe zerſetzt. Und doch bat auch in ihnen das Fendalſyftem die 
Idee der Genofjenfchaft weder vollftändig noch überall zu vernichten vermocht. 

L Bon doppelter Seite ber hatte ſchon in merovingifcher Zeit die Zer⸗ 
ftörung ber freien Hundertſchafts⸗ Gan- und Stammesgenofjenfchaften, die lange 
ſchon mehr Ausflug ale Grumd einer entſprechenden Gliederung des Landes 
waren, begonnen, indem einmal durch bie Smmunität herrſchaftliche Verbände 
aus ihnen erimirt, zweitens aber fie felbft in Herrſchaftsbezirke verwandelt 
wurden'). In beiden Beziehungen hatte die Eräftige Hand ber erften Karo- 
finger die Entwidlung eher gehemmt als gefördert; feit der Mitte des 9. 
Sahrhunderts gieng fie mit befto fchnelleren Schritten vorwärts. 

Die Immunität wurde ertenfiv und intenfiv immer weiter ausgebebnt. 
Bejonders von den jähfljhen Kaifern wurden immer größere Bezirke tbeils 
in die eigene Immunität genommen und unter Reichövögte geftellt, um fpäter 
zum Pleineren Theil reichsunmittelbar zu werden, zum größeren Beräußerungen 
und Berpfändungen zu unterliegen ober in ben erblichen Befig der Bögte felbft 
zu kommen?), theils an geiftliche und weltliche Grundherren verliehen, um 
unter herrſchaftlichen Vogten der alten Volksordnung entfrembet zu werben. 
Der Immunität wurden aber nicht mehr blos freie Hinterfafien, ſondern auch 
freie Leute auf eignem Grund und Boden, welche innerhalb des gefchloffenen 
Smmunitätöbezirkes faßen, unterworfen ®). Und den Smmmitätsherren, beſonders 
den Bisthümern unb faft allen Abteien, wurde für diefen Bezirk bie volle 
Grafſchaftsgewalt, ja bismeilen ſchon das volle herzogliche Recht als eignes 
Herrſchaftsrecht eingeräumt *). 


ı) Bol. oben 8 13. 14. 

9 Eihhorn 8 234, Landau, Ter. S. 344f. Zöpfl, R. G. 851. IV. 
Phillips, R. G. ©. 211. 

3) Walter $ 183 Rote 109—13. 

9) Bom Biſchof von Würzburg fagt fhon Adam v. Bremen VI ce. 5.: 
solus erat Würzeburgensis episcopus, qui in episcopatu suo neminem dicitur 
habere consortem. Ipse enim cum teneat omnes comitatus nuae parochise, 
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Zu demfelben Ziele aber führte von ber andern Seite ber die mit ber 
Patrimonialitãt der öffentlichen Gewalt eintretende Umwandlung der Aemter 
in Herrihaften. In der karolingiſchen Zeit fand ber Idee nach ber 
Amtscharakter aller Borftieher der Senten, Gaue ober Provinzen durchaus noch 
ff. Im Simme der centralifirenden Berwaltung waren fie beliebig beftellte, 
abfebare Diener bes Nöuige, welche beffen Derrichaftssefagnifie innerhalb eines 
beftinmmten Bezirke auszuüben hatten; im Sinne der noch mächtig fortleben- 
den Bollsanfhauung waren fie die vom König als oberften Richter und Heer- 
führer geſetzten Richter, und Heerführer freier Gent, Gau ˖ oder Landesgenoffen⸗ 
ſchaften, welche, aus allen vollfreim Grundbeſitzern bed Bezirks als Bollge- 
noffen, den übrigen Bewohnern ald Schubgenoffen gebildet, auf ungebotenen 
und gebotenen Dingen Selbftverwaltung, Rechtſprechung und Autonomie übten, 
nach außen aber ald eigene Rechts⸗ und Heereskoͤrper erſchienen“). Geit ber 
Mitte des 9. Jahrhunderts verſchwand in beiden Beziehungen die Amtsidee 
mehr und mehr; der Charakter des Volksamtes trat überall völlig zurück, bie 
Reichsämter aber wurden Immobiliargerechtigkeiten im parrimonialen Simte*). 
Mit Beneficien verbunden, galten die Aemter bald nicht als Grund, fondern 
als Folge oder doch als Zubehör des Beneficialbeſitzes und wurden, unter 
Heroorlehrung ihrer uuhbaren Seite, felber zu Beneficin. Aus BDeneficien 
wanbelten fie fich in Lehen und wurden gleich biefen zuerft faktiſch, dann rechtlich 
erblih”). War aber Lehnbeſitz an ihnen möglih, fo konnte man fie auch 
allodial befiten; gleich anderem Krongut wurden fie taher auch zu Eigenthum 
verichenft oder veräußert‘). Konnte der Kaiſer fie unter feutalem oder allodia⸗ 


ducatum etiam provinciae gubernat. S. Eichhorn, R. &. $ 222, def. Note 
«de. f Walter € 188, 

») Nach ber Anficht, welche erft durch Karl b. Gr. Berfammlungen bes ganzen 
Gaus einführen läßt (3. B. Walter 5 98. 102f. Schulte 8 47), wäre ber 
Gau vorher ein bloßer Berwaltungäbezirt geweien. Thupihum, Gau n. Marko. 
©. 80f. (der mit Unrecht feine Anficht auch bei Eihhorn, Grimm und Beth- 
mann⸗Hollweg finden will) bezieht auch die Berorbuungen Karld b. Gr. nur auf 
bas nnier dem Grafen in den einzelnen Genten abgehaltene hohe Gericht unb br 
bauptet, daß es zu keiner Zeit große Gauverfammlungen gegeben babe. Der Gau 
wäre alfo lediglich ein Berwaltungsbezirt gewefen, in welchem der Graf mit Ein- 
jiehung ber Steuern und Aufbringung ber waffenfähigen Mannfchaft betraut war. 
Vgl. auch Unger, Landftände L 49f. 

6%) Eihhorn 5 2348. Zöpfl, R. G. $ 10.XL Walterg 172. 180. 184. 
Roth, Beneficialweſen S. 432f. Schulze, Erftgeburt ©. 79 f. 

”) Cap. v.877 Perg L 587. Roth ©, 419f. Walter $ 184 Rote 69. 
Schulze, Erftgeburt S. 62-71. 82—95. Lepterer fieht als Zeitpunkt, in welchem 
die Erblichleit der Reichsämter ale entichiebener Rechts grundſatz feftftand, das 
Ende bes 11. und den Anfang des 12. Jahrh. an. 

°, Eichhorn $ 222 Note K. Schulte 5 68. Note 2, Walter 8 183, 
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lem Titel veräußern, jo Tonnte auch ihr Inhaber fie weiter leihen, verkaufen, 
vertaufchen, verſchenken, verpfänben?). Schließlich ergab fih auch die Möglid- 
feit einer Xheilung, einer quantitativen wie einer qualitativen, daraus und 
bad Amt war ein Dingliches Herrichaftsreiht au einem Xerritorium geworben, 
welches fi von dem Rechte des Imumunitätsheren nicht mehr unterfchieb. 

Im Einzelnen war dieſe Entwicklung freilich eine fehr ungleiche und 
wurde zu fehr verfchiedenen Zeiten vollendet. Die Grafichaften waren fchon 
im eilften Jahrhundert nur ausnahmsweiſe noch Amt, regelmäßig aber feuba- 
les, fei e8 vom Katjer unmittelbar, ſei es aus zweiter Hand beiefienes, oder 
aber (befonders bei den geiftlichen Immunitätöbereen) allobiales Exbgut (pa- 
trimonium)!®). Biele Komitate konnten ſchon in Einer Hand vereinigt, Ein 
Komitat in kleinere Stüde mit Grafſchaftsrecht getheilt werben *), Veräuße- 
rungen jeder Art kamen vor'”), und fon im zehnten Jahrhundert war es 
möglich, daß ein Knabe Graf war, daß Frauen Grafichaften erbten, als Mit- 
gift oder Wittum erhielten"). Gleiches Schichkſal hatten meift die Sentgraf- 
fchaften, die bald als Allob, bald als Reich, Herrihafte- oder Grafenlehen 
erblich wurden und deren Inhaber als Untergrafen oder Landrichter haufig 
bie volle Grafengewalt erlangten, fo daß es viele Sentgerichte mit dem Blut- 
baun gab‘). Markgrafichaften und Pfalggrafichaften wurben ebenfalls erb- 
lich, enbli aber wurbe auch das oberfte und widhtigfte Reidhamt, das nach 
bem Zerfall der Zarolingifchen Monarchie und der Sendhoteneiurihtung am 
der Spite der Stämme wieder aufgerichtete Herzogsamt, mehr und mehr in 
eine erblihe Herrſchaft verwandelt‘). Zwar führte gerabe bei dem Herzog⸗ 


Note 30f. 185 Note 4. Schulze, Erftgeburt &. 154. Annal. Fuld. a. 881. 
Perp I 394: abbatias et comitatus dedid. Annal. Bertin.858. 877 ib. L 452. 504. 

9) Walter 8 188 Note 27. 32; 8 185 Note 5. 6 giebt Beifpiele. 

10) Eichhorn 5 234° Zöpfl $ 37. II Landau, Terr. ©. 346 f. Thu- 
dihuml.c. ©. 85. Walter $ 188—185. Schulte $ 68. 

ı) Eichhorn 8 301 Aber die Theilbarkeit, & 2232 Note 9 über die Aumu- 
lirung der Grafſchaften Befonders aber Schulze, Erftgeburt S. 149—177 und 
bie Beifpiele von getheilten ober gemeinfchaftlich befeflenen Grafſchaften S. 156167. 
Bol. Walter 5 185 Note 3. 9. 10. — Thietmar. Chron. IV. 23. Perg II. 
777 (15 comitatuum comite). Reginon cont. a. 949. Berk I 620: Uto comes 
obiit, qui permissu regis quicquid beneflcii aut praefecturae habuit, quasi 
hereditatem inter filios divisit. 

”) Schulze, Erftgeburt S. 154. Walter $ 185. 

13) Belege bei Landau ©. 850. 351. Unger, Landſt. L 124. 

1%) Eichhorn, R. G. 5 302 Rote g. Homeyer, Sadfenfpiegel II, 2. 
©. 535f. Landan, Terr. S. 852f.; Game II.6©. 48f. MOf. Stobbe, 
Zeitſchr. f. dent. Recht. Bd. 15. ©. 121. 

) Eichhorn, R. G. 8 141. 170. 321. 334 «. IL Landau, Terr. &. 360 f. 
Zöpfl 8 33. DI. $ 52. Phillips ©. 208. Schulte, R.G. 8 68. Walter 
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thum dieſe Umwanblung zu feiner ſchließlichen Zertrümmerung, indem fich ber 
König und bie mit der Mittelbarkeit bedrohten Großen gegen die gemeinfame 
Gefahr verbünbeten'®); aber baburd wurde die Wandlung der berzoglidhen 
Rechte in Herrenrecht nur beichleunigt. Denn die Herzogsgewalt fiel nicht an 
den Kaifer zurüd,, fondern gieng, wie fie einzelnen erimirten Biichöfen und Marl. 
grafen ſchon vorher zugeftanden, jeßt auf alle weltlichen und geiftlihen Großen, 
anf Bitchöfe, Achte, Titularberzöge, Grafen, freie Herren über, welche ſich die 
Seltftändigkeit etwaigen mädhtigeren Nachbarn gegenüber voll zu wahren ver- 
mochten. Mit oder ohne hergoglichen Namen hatten alle diefe Territorialherren 
nunmehr unmittelbar vom Reich die oberfte Gericht- und Heeresgewalt, wie 
einft bie Herzöge, und wurden and, diefem Gefichtepunft von den übrigen 
Mitgliedern des Herrenftandes (den nicht beliehenen Grafen und freien Herren) 
als Fürften unterſchieden. Freilich wirkte hierbei die Erinnerung au das 
Derzogamt fo viel, daß der Idee nach noch lange das Fürftenthbum als ein 
Reichsamt galt!”), faktiſch indeß wurbe es mehr unb mehr gleich der Graf. 
ſchaft als ein reines Herrichaftsrecht behandelt, das in fubjektiver Beziehung 
entweber zu einem Stift ober Klofter gehöre, ober einer Yamilie als Erbgut 
zuftehe, in objektiver Beziehung aber ein dingliches Recht am Lande fei, ein 
„dominium terrae“, wie es denn die Konftitution Friedrichs IL v. 1232 '*) 
ausdrũcklich ſchou nennt. Aeußerte fich zunächft noch lange die nicht ganz er- 
loſchene Amtsidee in der regelmäßig feftgehaltenen Untheilbarkeit der Yürften- 
amter'*), fo fiegte Doch bafür am Ende diefer Periode auch bier um fo voll. 
fländiger ein rein privatrechtliches Theilungsſyſtem 9). 

Bon allem Diefem war die nothwendige Folge eine äußere und innere 
Zerftörung ber alten Glieberungen des Landes und Volles. Größere und 
Mleinere, den Zufälligkeiten bes Privatrechts unterworfene Herrſchaftsbezirke 
nahmen die Stelle der öffentlichen Bezirke und Landesverbände ein. Die 
Centen fpalteten fih in mehrere Jurisdiktionsgebiete ober wurden eigene Ko- 
mitate; die Gaue bediten fich faft nirgend mehr mit den Graffchaften, jondern 
waren in jelbftändige Gebiete auseinander gerifjen ober vereinigt, worin ein 


$ 172. 180. Lerchenfeld, d. altbair. landſt. Freibriefe S. XXXIf. Schulze, 
Erfigeburt &. 75 f. 

16) Anger, Landſt. I 130—189. Walter 8 199. Schukte, R. G. 868. 
Schulze, Erſtgeburt &. 75—79. 

15 So im Schwabenſp. 6.139. Kalferr.c. 139: „fürstenamt* — „dinst- 
amt des kaisers“. 

i#) Per L. IL 291. 

N) Das fprechen bie Rechtöbücher ald Rechtsgrundſatz aus. Vgl. bei. Schulze, 
Erftgeburt &. 95149, mo überdies aus Rechtöiprüchen, Anfichten der Zeitgenoflen 
und hiftorifchen Beiſpielen die regelmäßige Untheilbarkeit nachgewiejen wird. 

20) Schulze l. c. S. 228-309. 
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weltlicher oder geiftlicher Herr die Grafſchaftsrechte aus privatrechtlichem Titel 
befaß*'); die Stammesländer felbft waren zulekt in felbftänbige Xerritorien, 
deren Fürſt die Herzogsrechte übte, zeriplitter. Das einheitlihe Band aber, 
welches alle biefe Herrichaftsbezirke mit dem Reich und nad) unten mit ben 
in ihnen enthaltenen engeren Herrfchaften verknüpfte, war mehr unb mehr 
nur noch das alleinige Band bes Lehns und der Lehnstreue**). 

Es ergiebt ſich von ſelbſt, wie diefe Entwicklung ben alten volksrechtlichen 
Genofjenichaften den Lebensnerm abſchnitt. Dennoch dauerte die Idee eines 
jelbftändigen Genofjenverbandes unter ben Angehörigen eines politiſchen Be⸗ 
zirkes in manchen Beziehungen fort. 

1. Eine wahre Volksgenoſſenſchaft alter Urt konnte freilich nur ſehr 
vereinzelt fortbeftehen, wo fidh eine freie Gerihtögemeinde — gewöhn- 
lich eine Gent- oder Gogemeinde — erhielt. Bis ins fpkte Mittelalter kamen 
im. Weften Deutſchlands derartige Verbände freier Leute vor, welche nur ben 
Kaifer als Herrn und auch ihn nur als Schirmherrn anerlannten, die Grund⸗ 
berrihaft ihres Gebietes beſaßen, ihren Richter felbft wählten, auf gebotenen 
und ungehotenen Dingen Autonomie, Gerichtsbarkeit und Selbfiverwaltung 
übten. Alle freien Grunbbefiter hatten in ihnen als Bollgenofien gleiches 
Recht und gleiche Pflicht). 

2. Aber auch in den einem Herrſchaf tsbezirk untergeorbneten ober ſelbſt 
zu Herrſchaftsbezirken gewordenen Grafſchaften höherer und niederer 
Ordnung erhielt ſich die Idee einer Genofſenſchaft der Eingefeffenen. Jeder 


29 Eichhorn, R. G. 5 222. 234°. Landau S. 344f. Sachſſe, Grudl. 
415. Zöpfl $ 51. Phillips ©. 210. 211. Walter, R. G. 3 1883f. Schulze, 
Erftgeburt S. 71f. Die Auflöfung zweier befonberer Gaue verfuht Landbau, 
Beichreibung der deutſchen Gaue, bef. I. ©. 226 f. II. 233 f. barzuftellen; vgl. 
aber Wippermann, Zeitichr. f. dent. Recht. Bd. 16. ©. 1f. ine ganz abwei⸗ 
chende Auffaffung erfahren dieſe Vorgänge bei Thudichum 1. c. ©. 84f. 

*) Der Stanb der Fürften galt num als Inhaber der Reichslehn (Gcepter- 
und Fahnlehn), jede andere richterliche Gewalt als Afterlefn. S. Sachſenſp. II, 
53. $ 2: Den koning kuset mon to richtere over egen und over len unde 
over jowelkes mannes lif. De keyser en mach aver in allen steden nicht gesin 
unde alle ungerichte nicht gerichten to aller tid. Darumme äet he den vorsten 
vanlen, unde de vorsten den greven de gravesscap, unde de greven den scul- 
teten dat scuthedom. $ 2. In de verden hant en scal nen len komen, dat 
gerichte si over hals und over hant. 

”) So bie freien Gerichte der Wetterau. Landan, Terr. ©. 852 f. Gane 
S. 231f. Wippermann lc. Thudichum, Gau und Marko. S. B5f. 53 f. 
Speciell über dad freie Gericht Kaichen, in dem jebes Dorf feinen Untergreben, 
alle zufammen den oberften Grafen beftellten, Landau, Gaue I 92f. Wip- 
- permann I. c. ©. 70f. Die Gentweisthämer der Wetterau f. 6. Grimm II. 
©. 394 f., bei. ©. 411. 415. 420. 485. 
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Brafichaft entfpradhen ungebotene Dinge (Landtage), auf welchen alle freien 
Grundbefitzer zu erſcheinen berechtigt und verpflichtet waren‘). Noch im drei⸗ 
zehnten Jahrhundert bisweilen ald wahre, über das Landeswohl berathenbe 
Landesverſammlungen vorfommend”*), mußten fie freilich im Allgemeinen ihre 
politiiche Bebentung an die von den Baffallen und Minifterialen beiuchten 
Hoftage abgeben, aber fie dauerten boch mit bem Charakter allgemeiner Rechts⸗ 
tage fort, auf welchen unter dem Vorfitz bed Herrn oder feines Stellvertreters 
vor ber Geſammtheit der Bezirkseingefeflenen Rechtöftreitigkeiten entichieben 
und Rechtögefchäfte vorgenommen unb beurkundet wurden‘). Auch als Rechts 
tage hörten die allgemeinen Berfammlungen ber größeren Graffchaften ſchließ⸗ 
lich anf und dauerten felbft in den Zleineren Bezirken (Genten, Goen n. ſ. w.) 
nur vereinzelt fort, während im Allgemeinen Landgerichte an ihre Stelle tra- 
ten, bei benen fih im Laufe der Zeit der genofienfchaftliche Urſprung ganz 
verwifchte*”). Allein in ben Grunbfäten über Rechtweifung und Heerbann 


”) Zöpfl 9 42. I; 54.1 Eichhorn 8 809. Walter, R. ©. 9 287. 
Schulte, 8. G. 8 77. L Unger L c. I 178—189. Tittmann, Geld. 
Heinrichs des Erlauchten I. 115f. Es find bie nad den Kapitularien (Cap. 
Lang. 802 c. 14. 803 min. c. 20. 807 c. 12. 809 e. 5. 817 c. 15. 817 c. 14. 
8238 c. 13. 829 c. 5. Perg I 104. 115. 151. 156. 216. 217. 288. 854) jährlich 
breimal abzubaltenden placita generalia ober malla comitis, welche ald placita 
provincialia, legitima, communia, vulgaria ober piebiscita, landdinge, landtage 
ober landgerichte fortbauerten, in der Const. v. 1284 allen Färften unb Herrn 
zur Pflicht gemacht wurben und in ben Rechtsbüchern ald eine allgemeine Ein- 
richtung erſcheinen. Bol. Sach ſenſp. IH, 61 8 1. Schwabenfp. c. 185: 
uber achtzehn wochen sol ein jegelich furste und ein jegelich herre, der 
gerichte von dem kiunige empfangen hat, sin lanttegeding haben; c. 858: alle 
die in sinem gerichte sitzent, die suln sin lanttegeding suchen, die gut in 
sinem gerichte hant oder mit huse in sinem gerichte sitszent. 

5) &o bie Zufammenfunft ber milites et rustici provinciales bes Heflen- 
gaus. Wenck, Hefl. Lanbeögefchichte IL 416f. Landau, Gaue IL 4. 5. 242 f. 
AM. Thudichum S. 104 f., der unter Berufung auf bas engliſche scirgemot, 
dad nur Beamte, Borfteher, Geiftlihe und Grundherren befuchten (Edg. IIL, 5; 
Cnut IL, 18—19; leg. Henr. I. c. 7. $ 2) in ben Berfammlungen ber größern 
Gaue für alle Zeiten nur Rotablenverfammlungen fieht. Aehnlich vie meißniſchen 
Sanbbinge. Unger L 184. 185. 

2, ©. bei. die Nachweifungen bei Tittmann unb Unger 1, o., und über 
das große Lanbbing für Thüringen zu Mittelhaufen Legenda Bonifacii II, 8 bei 
Walter 1. c. Rote 4. Auch die Publikation von Geſetzen ober Beichlüffen der 
Reichs⸗ ober Hoftage wurde bier vorgenommen, bisweilen fogar eine formelle 
Zuftimmung bafür eingeholt. 

m Daburch, dag man frühzeitig Die nicht ſpeciell Betheiligten (Schöffen und 
Parteien) von dem mehr und mehr nur ald Laft empfundenen Beſuch der gebo- 
tenen Dinge bispenfirte (Karol. M. leg. Lang. c. 49. Cap. 808 c. 20. Perg I. 
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blieb hoch wenigftens ihrer Wirkung nad die Genoflenfchaft der freien Einge⸗ 
fefienen eines größeren ober Tleineren Grafſchafts- oder Gerichtsbezirkes das 
ganze Mittelalter hindurch lebendig”). Auch in ben Rechtsbüchern ift eine 
folche Genoffenverbindung noch deutlich erkennbar. Nur find im Sadfen- 
fpiegel die Gemeinfreien bereits vom Schöffenamt und von ber Dingpflihtig- 
feit im höheren Grafengericht entfernt, fo daß im Grafengau nur noch bie 
ſchoͤffenbar Freien als Bertreter eines allodialen Grunbbefiges von beftimmtem 
Umfange Bollgenofjen, alle andern Freien minberbereihtigte oder bloße Schuß» 
genofjen find, während in dem go (ber der fränkiſchen Gent entfpricht) noch 
alle Freien Bollgenofien, die höheren Klafien ber Freien aber bereits von den 
Pflichten erimirt find”). Doch gieng das Bewußtfein des genofienichaftlichen 
Urfprungs der gemeinfamen Gerichts und Berfaffungseinrichtungen mehr und 
mehr verloren, man verlegte mehr und mehr den Grund der Grafichaftener- 
bindung in bie Territorialherrſchaft oder das von oben ftammende Amtslehn?"). 

Ganz analog wie in Genten und Grafſchaften entwidelten fi biefe Ber- 
hältniſſe in den Bezirken ber berrichaftlichen Ober- und Unterrichter, in Bogteien 
und Schultheißereien oder Aemtern. Diefe wurben überhaupt ben aus öffent- 
lichen Verbänden hervorgegangenen Gerichtöbezirten immer ähnlicher. Bogt- 
dinge und Schultheißendinge waren bier durchaus den Grafen- und Centdin⸗ 
gen nachgebildet und genofjenfchaftliche Beſetzung und Urtelfindnng galt bier 
wie dort. 


115. 805 c. 5 ib. 156), wurde, obwol bad Recht zu erſcheinen Jedem verblieb 
(Grimm, R. U. ©. 749 f.), die Vorftellung von ber genoffenfchaftlichen Natur 
der öffentlichen Gerichte zuerft untergraben. 

0) Es würde ein näheres Eingehen auf die Gerichts und Heereöverfaffung 
erforderlich jein, um ben vollen Beweis zu erbringen. Die überall wieberfehrenden 
Grundformen genügen inbeß, um in ihnen die Ausläufer ber alten volkörechtlicdhen 
Genoſſenſchaften zu erkennen. 

20) ©. namentlih bie Auffäpe Stobbe's über bie Gerichtsverfafſung und 
über bie Stände bed Sachfenfpiegels in der Zeitfchr. f. deut. R. Bd. 15. ©. 82f. 
und ©. 311f.; au Homeyer, Sachfenſpiegel 1. c. ©. 535f. Thudichum, 
Gau⸗ und Martv. ©. 46 f. — Wahl bed gogreven in Sachſenſp. I, 71: de 
gekorene gogreve oder de belende richtere. Autonomie der Gogenoffen ib. IIL 
64 8 10: deme gogreven ses penninge oder enen scilling, al we der lantiude 
kore stat. 

30) Bezeichnend ift, daß gerabe in den bie Tarolingifchen Einrichtungen am 
reinften fortfegenden weftphälifchen Vemgerichten eine genoffenfchaftliche Berbin- 
dung ber Graffchaftdeingefeffenen nirgend mehr erkennbar ift. Die Freigrafſchaften 
und bie Sreifhöffenftühle find in gleicher Weife Amtslehen geworben, bie Frei- 
ihöffen bilden zwar unter einander eine Genoflenihaft, nicht aber find fie etwa 
das Organ einer Vollsgemeinde. Die alte Volksgemeinde bat fich alfo Hier gewiſ⸗ 
fermaßen in den Kreis ber Inhaber von Stuhlgerechtigkeiten verengt. Bel. Walter 
5 385—391. Squlte $ 116. 117. 128. 
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8. Wem fo die alten Gent- nnd Gangenofienfchaften fi allmälig in 
bloße Gerichts bezirke verflüchtigten, fo beftand die Stammes- oder Boltd- 
genofjenichaft lange in weit höherer Bedeutung fort. Nach ber Auflöfung 
bes fräntifchen Reiches ericheinen die einzelnen Stämme ober Völker und ihre 
Provinzen oder Xänber (regna, ducatus, provincise) als die ftaatlichen Ein- 
beiten, deren freie Mebereinftimmung der Grund ift, daß gerabe fie das deutſche 
Reich bilden?). Mächtig zeigt ſich die Idee ihrer Stammesgenofienichaft in 
der Wiedererzeugung der Stammeöherzöge, welche zwar Taiferlihe Beamte und 
Baffallen, zugleich aber nationale Bolksnorftände find, die als Repräfentanten 
der Stammeßeinheit im Anfang diefer Periode häufig noch vom Volke felbft 
gewählt werben”). Billig autonom lebte jeder Stamm nad feinem eignen 
Recht und orbnete feine Angelegenheiten mit feinem Herzog allein. Noch bie 
Rechtsbücher erinnern ſich der alten Selbftändigkeit und Einheit der Länder“) 
und gleich den Verſchiedenheiten der Sitte und bes Dialekts haben die bes 
Rechts lange die politifche Bebentung der Stammesgrenzen überbauert *). 
Diefe Stammesgenofjenfchaften nun aber wurben ganz wie bas Reich felbft 
innerlid) mehr und mehr gewandelt. Bollgenofien in ihnen blieben nur bie geift- 
lichen und weltlichen Grundherren, welche auf Hoftagen, die den Reichstagen 
ganz analog waren, zufammentamen, um mit dem Herzog Gefeßgebung und 
Berwaltung zu theilm?). Mehr und mehr geftaltete fih dann auch bier bie 


2) Phillipe, R.G.5 80. Walter 8 174 Daher berubte bie Wahl bes 
deutfchen Könige, der zunächft und hauptfählid Stammkönig der Franken war 
und als foldyer, auch wenn er von anderem Stamme war, fränkifches Recht er- 
hielt (fo noh Schwabenfp. c. 132 $ 6; Sadfenfp. II, 54 $ 4) anfangs 
auf Berftändigung der einzelnen Stämme Gewöhnlich vereinten fih Franken 
und Sachfen (bei Konrad's I. Wahl zuerft auch Baiern und Schwaben) und der 
König mußte dann bie Zuftimmung ber andern Stämme einholen refp. erzwingen. 
Bol. Phillips, die beutfche Königswahl bis zur golbenen Bulle. Wien 1858. 

2) Die lex Bajuv. II. c. 1 jagt: ducem quem rex ordinavit ... aut po- 
pulus sibi elegerit. Roc im 10. Jahrh. wählten bie Baiern einen Herzog, ben 
ber Kaiſer beftätigte. v. Lerchenfeld, die altbair. landft. Freibriefe, Einleitung 
v. Rodinger S. XXUD. Zöpfl $ 42 Note 8 Schulze, Erfigeburt ©. 122. 
Spuren aus Thüringen, Schwaben und Kaͤrnthen (bier beſonders in ben Inveſti⸗ 
turförmlichkeiten) 6. Schulge S. 128. 124. 

3) Sachſenſp. III, 53 $ 1: jewelk dudesch lant hevet sinen palenz- 
. greven. Sassen, Beyern, Vranken unde Suaven. Dit waren alle koningrike- 

Schwabenfp. c. 120. 

34) Bol, oben $ 10. 

3) Eichhorn $ 309. Phillips 5 80. Zöpfl 5 42. 54. Unger, Land⸗ 
ftände L ©. 115f. — Ueber Baiern insbeſ. v. Lerchenfeld 1. c. S. XXVIIf. 
Schwabenip. c. 188 (wonach Bifchäfe, Grafen, Herren, Baflallen und Dienft- 
leute ben Hof eines Herzogs befuchen follen). 
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Berfaffung feubal und bie Hoftage wurden Lehenstage, als Ansbrud ber Ge⸗ 
noffenfchaften abliger und freier Vaſſallen ®). 

4. Die BVerhältniffe des Herzogthums übertrugen ſich auf die Fürften- 
tbümer und fo beftand von Aufang an in allen fich abſchließenden Terri⸗ 
torin — von den Genofienverbänden ber einzelnen Bogtei- und Gerichte⸗ 
Bezirke abgefehen — die Idee einer Genoſſenſchaft aller Angefeffenen des Lan- 
dee. Bollgenofien darin waren freilich auch bier nur bie weltlichen und geift- 
lichen Grundherren des Landes, nur fie kamen auf den Hoftagen ihres Yürften 
zufammen. Das Lehnsweſen trug überdies die fenbale Idee hinein und an 
die Stelle der Hoftage traten Baflallen- und Rittertage. Allein ganz gieng ber 
Gedanke einer felbftändigen Genoflenfhaft der Territorialeingeſeſſenen nicht 
verloren und ihr Fortleben war fiherlih nicht einflußlos auf die Eutftehung 
ber neuen Ianbftänbifchen Genoffenichaft, welche fi fpäter unter dem geftal- 
tenden Einfluß des Einungsweiend aus den Trümmern ber alten Verbände 
fo kraftwoll der fih abichliegenden Lanbeshoheit gegenüber erbob?”). 

II. Während fo in ganz Deutihland das Feudalſyftem an den Heften 
der alten Volkegenoſſenſchaften eine Schrante fand und im Rechtsbewußtſein 
des Volkes immerhin noch fo viel von den alten Anfchauungen lebte, daß ber 
Sachſenſpiegel neben feiner bekannten Theorie vom göttlichen Urfprung der 
Herrihaft den Satz aufftellen Tonnte, alles weltliche Gericht babe von Küre 
begonnen: erhielt fi in einzelnen Gegenden bie alte genoffenfchaftlidhe Ber- 
faffung in faft völliger Reinheit. 

So kamen in der Schweiz bie vollfreien Thalmarkgemeinden in Schwiz, 
Urt und Unterwalden, welche in politiicher Beziehung Anfangs Genten geweien 
fein mögen?®), zwar unter kaiſerliche Bogtei und wurben durch das Cinbrin- 
gen der Grundherrſchaft mit. Hörigeu gemiſcht; allein es gelang ihnen, im An- 
ſchluß an das von ihnen behauptete Gefammteigenthum au der Kandesallmente 
ſich ihre freie genofjenfhaftlihe Organifation zu erhalten?”). Dadurch waren 
fie im folgenden Zeitraum in den Stand geſetzt, Vogtei und Hörigkeit zu ke 
fiegen und zu vollfreien Landesgemeinden zn werben ). 

Ungetrübter noch erbielten fi die älteiten germanifchen Cinrichtungen 
unter den Frieſen“). Einige Stüde friefiichen Gebietes nur unterlagen ben 


2) Bol. oben $ 23. 

, Bol. unten $ 51. 

3) Go vermuthet Bluntfhli I. 21. Bel. auch Blumer J. c. J. ©. 15. 
Maurer, Einl. &. 816. 320. 

Bol. Maurer, Einl. 3025. Blumer J. c. Bb. 1, bei. ©. 78f. 117f. 

@) Bol. unten $ 49. 

ei) Eichhorn, R. ©. 8 285». 285°. m, Richthofen, friefiihe Rechts⸗ 
quellen. Unger, Lanbftände I ©. 176-167. v. Daniele II 8. ©. 404. 
Walter, R. ©. 8 908. 
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benachbarten ®anbeöherren (ten Grafen von Holland, Flandern, Geldern, ben 
Stiften Utrecht, Münfter, Bremen); die übrigen Yriefen blieben in freien 
Bollsgemeinden vereint. Nur wenige biefer Gemeinden (wie die halb friefi⸗ 
ſchen halb ſächſiſchen Dithmarſchen) nahmen belehnte Grafen oder Bögte als 
oberfte Richter an, die anderen, bejonbers zwifchen Weiler und Ems, blieben 
vollfrei im Sinme des Älteften Rechts). Deshalb beftanden in Friesland 
die alten Volksgenofſenſchaften als Friedens- und Rechtönereine aller Freien 
fort. Bauerſchaften, welche jährlich ihre Richter Toren **), Gogemeinden, welche 
ben Genten entſprachen“), und endlich die aus den alten großen Volkerſchafts⸗ 
gauen bervorgegangenen Lande (Seelande) **) bildeten autonom ibre Verfaffung 
und ihr Recht fort, richteten fich felbft und waren geſchlofſene Heergemeinben 
zur Abwehr jebes ihren Frieden oder ihre Freiheit bedrohenden Ungenoffen *). 


m) Die Sriefen empfanden ihre Freiheit ald einen befonberen Vorzug, als eine 
Ausnahme in den allgemeinen Zuftänben des Reihe. Um fie baher fefter zu be- 
gründen, führen fie biefelbe in ihren Geſehen auf päpftliche und kaiſerliche Pri⸗ 
silegien zurüd und fnchen fie ald Belohnung bejonberer Thaten zn erklären. ©. 
3 B. 7. Küre bei Richthofen 1. c. ©. 10; 28 ib. S. 102. 109; 888 8 2 «c. 
Sie find ſich au wol bewußt, daß ihre Freiheit von ber gemeinen Freiheit jener 
Zeit verfchleben, baß fie, weil ungemindert, nur ber Freiheit von liberi domini 
(aflobtalen Grundherren) zu vergleichen fe. So wirb 3. B. in bed Magnus Küren 
b. Richthofen L ©. 440. 441 dreimal wiederholt, die Briefen, geborne und 
ungeborne, feien Freiherrn, fo lange der Wind von den Wolfen wehe und bie 
Welt beftehe; dat alle Fresen fryherrn weeren, di berna ende di oenberna, 
alsoe langh soe di wynd fan da wolkenen wayd ende dye wrauld stoede. 

“= S. 1361 b. Rihthofen ©. 109. Nr. B: quod singuli distrietus ter- 
rarım suos judices eligant secundum consuetudinem suam. Wefterwolder 
Landr. v. 1470 ib. ©. 271 8 25. — In einzelnen Bauerichaften wechfelte das 
Richteramt in beftimmter Folge nach einer Theilung in Eden von Jahr zu Zahr. 
So bei ben Brokmern. Brokmerbrief 6. Richthofen &. 151. g 1.19—21. 

29) Solche Sogemeinden find bie Brokmer, Emfiger, Rüftringer, Fivelgoer 
2. f. w., überhaupt faft alle jene Gemeinden, bie fich eigue Willlüren gaben. Bol. 
Richthofen S. 115f. Es werben daher immer mehrere judices oder rediewan 
in den Berfammiungen erwähnt. 3. B. Richthofen ©. 185. 188. 189. Die 
Gogemeinden zerflelen theils unmittelbar in Bauerichaften, theild (mie Brokmer 
und Häftringer) in Biertel und Bauerfchaften, die Bauerſchaften bisweilen noch 
in Eden (herna). 

% Die Seelande ericheinen als bie eigentlichen politifhen Einheiten, aus 
benen Friesland befteht. ©. 3. B. Richthofen ©. 109. Nr. 6. Daher müffen 
fie — nit, wie Eihhorn annimmt, die Heineren Diftritte oder Gogemeinden 
— als die alten Bölterfchaften oder Gaugemeinben gelten. 

“ So bie Upftalläbomer Geſehe v. 1823 6. Richthofen ©. 102. I: ge 
meinfame Wehr gegen jeben Herren, ber enich zeland schaya ifte schanda will, 
um usen fridom to bihalden. Zufäge dazu ©. 109. Nr. 8. 
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Neber den einzelnen Landen aber ftanb die große Vollksgemeinde aller Friefen, 
welche jährlih zu Upftallesboom zufammentrat und den allen Frieſen ge 
meinen Frieden, das allen Sriefen gemeine Recht jekte und wahrte, daher nad 
außen die Landesvertheidigung, nad innen bie oberfte Gejehgebung*”) und bie 
richterliche Gewalt zur Erhaltung des Landfriedens und zur Schlichtung ber 
Streitigkeiten unter den einzelnen Gemeinden bandhabte*). In der und be 
kannten Form indeß ift diefe Sefammtverfaffung ſchon eigenthümlich dadurch 
geftaltet, daß auf der Verſammlung nur Richter und Geiftliche als Bevoll⸗ 
mächtigte der Länder ericheinen, die Berfammlung jfelbft aber den Charakter 
der Tagfahrt eines Bundes annimmt. Ganz Friesland ftellt ſich als ein frei- 
errichteter Friedensbund felbftändiger Landeögemeinden dar). Diefe Ber- 
faffung ift daher bereitö unter dem Einfluß der Einung ausgebiltet und es 
wird fpäter von ihr die Rebe jein‘”). 


C. Die freie Einung. 
8:26. Die Anfänge der freien Einnng. 


So war das Feudalſyftem auch in den Zeiten feiner höchften Blüthe nie 
rein durchgeführt. Immer blieb e8 nur Theorie, daß alle Gewalt und alles 
Recht von oben ftamme, von Gott an Papft und Kaifer und von dieſen durch 
mannichfache Hände weiter geliehen fei; in Wahrheit erfaunte man immer 
neben der abgeleiteten die eigne Gewalt, neben dem geliehenen bas gelorene 
Recht in weitem Umfange an. Herrſchaft und Dienft waren nie die einzigen 
finatsrechtlichen Beziehungen; immer erhielt oder bilbete fi) nen das gegen- 
feitige und gleiche Berbältniß geſammtberechtigter Genofien. Und niemals end» 
lich war die Abhängigkeit der perjönlichen Rechte und Pflichten von Grund⸗ 
befit und Grundhoͤrigkeit eine jo totale, dat nicht noch Raum geblieben wäre 
für felbftändige auf der Perjönlichkeit berubende Verbindungen. 

Aber fowol die alten volksrechtlichen als die nach ihrem Mufter gebilbe- 
ten hof⸗, dienft- und lehnrechtlichen Genofjenichaften nahmen im Zeudalfuften 
nur eine untergeorbnete Stellung ein und hatten an der eigentlichen Staats- 
idee, wie fie fi) im Bewußtſein ber Zeit geftaltete, keinen Theil. Einen fol- 


7) Daher willekoer ober kest der Vresen (Ridhthofen ©. 2f), die allera 
Fresena riuchte (S. 22) feftiegen. Die 24 Landrechte (ib. ©. 40 f.) fangen 
immer an: thit is that... . londriucht allera Frisons. 

“) Upftallöbomer Gel. 1. c. S. 104. VO. Eichhorn $ 285 >. 

“) So find die Upftalldbemer Geſetze ein beſchworener Bertrag. ©. 107. 
XXI. Die Zuſätze von 1361 (ib. ©. 109) bezeichnen fie ausprädlih als 
articuli confoederacionis et pacis. 

”) Bol. unten $ 49. 50. 
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hen wiederum zu erringen, beburfte. die Genofienfchaft der Berfüngung durch 
die Aufnahme eines neuen Gedankens, eines Gedankens, ber mächtiger war 
als die großartigen Ideen der Lehnsmonarchie und ber Univerfalhierardie. 

Diefer Gedanke wurde gefunden. Es war ber Gedanke der freien 
Ginung. 

Daß eine Genofſenſchaft nicht ober doch nicht allein einer natürlichen Zu- 
ſammengehoͤrigkeit ober der durch einen Herrn gegebenen äußeren Einheit ihr 
Dafein verbanke, fondern den Iehten Grund ihres Verbundenſeins im freien 
Willen der Berbundenen babe, das war der neue Gedanke, welcher in ben 
legten drei Jahrhunderten des Mittelalters, während die alten Lebendformen 
Baltlos zerbrachen, von unten auf einen vielgliedrigen Neuban vollöthünzlicher 
Berbänbe errichtete. Lunge aber, ehe er fidh zu feiner das gefammte nationale 
Leben umbildenden und beberrichenden Bedeutung erhob, Hatte biefer Gedanke 
in engeren Kreifen gewirkt und von unfcheinbaren Anfängen aus ftetd wachſende 
Rechtöbildungen erzeugt, welche ald Borboten einer neuen Zeit die Schranken 
des Fendalfyſtems durchbrachen. 

In doppelter Weiſe bereits hatte der Einungsgedanke fi) mächtig ge⸗ 
zeigt: neufhaffenb und umbildend. Jenes, indem er gewilllürte Ge⸗ 
noffenichaften ins Leben rief; dieſes indem er das Weſen ber natürlichen oder 
gegebenen Berbände durch feine Berihmelzung mit dem älteren Princip ver- 
änderte. Scharf trennen ſich im weiteren Berlauf der Entwidlung die beiden 
Bereinsgruppen, in deren einer ber freie Wille die einzige Baſis einer durch 
ibn erft hervorgerufenen Berbinbung ift, während iu ber anderen die Eriftenz 
oder NRichteriftenz der Berbindung unabhängig vom freien Willen ber Berbun- 
denen und vielmehr durch etwas außer ihr — fei es bie natürliche Nothwen- 
digkeit, ſei es einen höheren Willen — beftimmt ift, die beiondere rechtliche 
Form aber und damit bie Möglichkeit rechtlicher Eriftenz vom freien Willen 
abgeleitet wird. Urfprüngli war die Grenze beider Bereinsgruppen jchwan- 
kend unb blieb es in größerem ober geringerem Grade das ganze Mittelalter 
hindurch; doch aber gab es von vornherein zwei Genofjenihaftsformen, welche 
als Prototyp und Bildungsftätte je einer biefer Gruppen betrachtet werben 
müffen. Yür bie einfache Form der gewillfürten Genoſſenſchaft nimmt biefe 
Stellung zweifellos das altgermanifche Sildenwefen ein. Die Kombinirung 
der natürlichen oder gegebenen Grundlage mit ber freigewollten, bewußten Ge⸗ 
ftaltgebung aber vollzog fich zuerft in den Städten bes 11. und 12. Jahr⸗ 
hunderts, welche durch die Verſchmelzung des alten Markgemeindeprincips mit 
dem neuen Einungöprincip die Alteften beutjchen Gemeinweien und damit 
gleichzeitig die Keime des deutichen Staates und der deutichen Gemeinde wurden. 

Es ift daher zunächft von jener Neubildung, daun von diefer Umbildung 
zu handeln. — 

Entftehung und Bebeutung der älteften germanifchen Gilden finb biäher 
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noch nicht volllommen aufgehellt'). Auch wirt dies fchwerlich jemals gelingen. 
Unüberfehbar in ihren Folgen ift die erfte freie Aflociation, welche ein Boll, 
das bis dahin alle Gemeinfchaften nur wie Naturprodukte anſah, aus fich felbft 
heworbringt! Neben den gewordenen Vereinen der erſte geſchaffene Verein 
bedeutet im Leben des Volkes nicht weniger, als im Leben des Einzelnen bie 
erfte bewußte That. Aber wie fih im Leben des Einzelnen das Reifen des 
Selbftbewußtjeins ber Beobachtung entzieht, fo in noch höherem Grube bie 
Entftehung und das Wachsthum einer neuen Idee im Bewußtſein eines Volles. 
Immer behält für uns, die wir wicht den inneren Borgang, fonbern nur bie 
äußeren Symptome fehen, ein folder Fortſchritt etwas Wunderbare. Das 
Neue fteht fertig da und wir wiſſen nicht, woher es kommt. 

Die Anfihten über die Entftehung des Gildenweſens gehen fehr ans- 
einander. An heidniſche Opfermahlzeiten und feſtliche Bollazufammentünfte 
Inüpfen die Einen, an chriftliche und kirchliche Inftitute die Anden au. Aus 
einer Verſchmelzung der beiden zufammenwirkenden Faktoren altheibnifcher 
Opfer und Gelagöfitte und der chriftlichen Idee brüberlicher Liebe läpt Wilde 
das Gildenweien hervorgehen. Trümmer alter Geſchlechterverfaffung findet 
Sybel in den Gilden. Als Erweiterung der engen Freundſchafts⸗ und Rache 
bündaiffe ſtandinaviſcher Helden ſehen fie Münter und Winzer an. Hartwig 
endlich verzichtet auf die Herleitung des Gildenweiens aus Einer Wurzel und 
balt für die älteften von ben freien Aflociationen des Mittelalters die Bereine 
zu woblthätigen Zweden und gegenfeitiger Unterftügung, denen dann im 8. und 
9. Jahrhundert die politiihen Gildelorporationen zur Wahrung von Treiheit 
und Eigenthum binzugetreten jeien. 

Muß den im Weſentlichen negativen Refultaten ber forgfältigen Unter- 
inhung des letztgenannten Forſchers im Allgemeinen zugeftimmt werben, fo 
jheint doch von ihm ber einheitliche Charakter ber in verfchiebener Weite und 
in verſchiedener Form hewortretenden DBereine zu wenig hervorgehoben, ber’ 
beſondere Zweck der einzelnen Genofienichaften zu ſehr betont unb in irriger 
Sfolirung erfaßt, vor Allem aber das eigentlih germaniſche Gilbeweien 
von älteren Initituten, an bie es vielleicht äußerlich anknüpfte, zu wenig unter 
fchieden zu fein. Suchen wir bie äußeren Nachrichten, welche uns bie Quellen 


1) Bol. bei. Eichhorn, R. ©. 4 346. Wilde, bas Gildenweien im Mittel 
alter. Kemble, Saxons I. ©. 239f. Schmid, Glofſar v. gegilda 8. 
Maurer, Ueberſchau L ©. 9ı1f. Waip L ©. 482f. Sybel, Sutftehung des 
Königtfums ©. 19 f. Tzihoppe und Gtenzel, Ur. ©. 248 Anmmerk. 
Sadife, Grundl. ©. 538. Marquardfen, Haft und Bürgfchaft bei den 
Angelfahien ©. 48f. Rettberg, Kirchengeihichte IL ©. 567f. Münter, 
Kirchengeſchichte I. S. 181f. Winzer, bie beutfchen Brüberfhaften des Mittel- 
alters. Gießen 1859. Hartwig, Unterf. über bie erften Anfänge bes Gilde⸗ 
wefens in den Forſch. z. beut. Geſch. Br. L ©. 186—168. Ennen, Geſchichte 
der Stadt Köln L ©. 176. 404 f. 581f. 714. IL. 457. 
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bieten, in einen inneren Zufammenbang mit der Zeitgefchichte zu bringen, jo 
erziebt fich und etwa folgendes Refultat. 

Urfprünglid) wurden alle jene Zwecke, welche wir fpäter von gewillkürten 
Senofjenichaften verfolgen fehen, von den natürlich erwachſenen Genoſſenſchaften 
erreicht. Die Gemeinſchaften des Geſchlechts, der Nachbarichaft und der Marl, 
des Gaus und bes Volks befriedigten in gleicher Weile die politifchen, rechtlichen, 
teligiöfen, fittlichen und gefelligen Bebürfniffe der Betheiligten. Gin Grund 
zum Abſchluß befonderer Vereine war daher nicht vorhanden. Mit der Zeit aber 
wurden, wie wir geſehen, diefe Genoffenfchaften theils, wie der Geſchlechtsverband, 
aufgelöft, theils wenigftens ſtark erichüttert. Im ihnen und über ihnen erhoben 
fh die durch Erweiterung des Hausweſens begründeten Herrſchaftöverbände, 
welche in noch höherem Grade ald die alte Genoffenfchaft eine Gemeinſchaft 
des ganzen Lebens herbeiführten, wie ja das Haus feiner Natur nad) ftets 
enger verbunden gewefen war als das Gefchleht. Größer warb die Theilnahme 
am politischen Leben, welche durch den Dienftverband zu erlangen war, als die, 
welche der Bollfreie im Kreife feiner Genofien fand; fiherer und umfaſſender 
ward ber Rechtsſchutz, ben der Herr gewährte; inniger war bie religiäfe Gemeiu- 
ſchaft, welche dem irbifchen oder himmliſchen Gefolgsherrn vereinte; fefter und 
fittlich tiefer warb das Band ber Treue als das ber angehornen Genoſſenſchaft; 
freier umd leichter ward am Herrenhof der geſellige Verkehr. Das Aufgeben 
der alten Freiheit erichien durch die freie Wahl bes Herrn zugleih als Auf 
geben einer natürlichen Gebundenheit zu Gunften einer frei erforenen Selbit- 
verbindung. So gewann überall der Herrſchaftsverband den Boden, welchen die 
Genofienfhaft verlor. Während Gefhleht, Markverband, ja felbft die Zu- 
gebörigkeit zu Sau und Bolt Freibeit und Eigenthum nicht mehr genügend 
zu ſchützen, ihre Glieder nicht mehr heilig und feft genug zu verbinden, ben 
Drang nah Hingebung und Verbündung nidyt mehr ausreichend zu befriedigen 
vermochten, erfüllte dies Alles die freie Wahl eines Herm. Dennoch mochte 
nicht jeder feine Bollfreibeit opfern; das Uebermaß der Kommendationen rief eine 
Reaktion bes im Bolle lebenden Sinnes für Unabhängigkeit und Gleichheit 
hervor. Konnte man einen Herrn frei erwählen, fo lag der Gedanke nabe, 
auch Genofien, Freunde, Brüder zu wählen und fi durch einen Eidſchwur in 
ähnlicher Weife zu verbinden, wie diefer Diener und Herm, wie er einft auch 
Geſchlecht und Bolt verkettet hatte Auch in der alten Geichledhtögenofienichaft 
hatte man die Aufnahme eines Fremden, der fich ihr zuſchwor, gekannt, auch 
die Gemeinden konnten Uugenoffen zu Genofſen machen. Um fo leichter Tonnte 
baber auch unter den zuerft durch irgend eine Gemeinichaft des Kultus, des 
Intereſſes, ber Gefelligkeit, der Wohltbätigkeit näher und häufiger zufammen- 
geführten Männern die Idee erwachen, fi) durch Eid ober Geloͤbniß gegenfeitig 
zu verbinden, fi) eng und dauernb als Genofſen zu vereinen. Bar dies einmal 
geichehen, fo bot fih für das neu begründete Verhältniß naturgemäß bie 
Analogie der volksrechtlichen Einrichtungen dar. Eine Genoſſenſchaft, wie fie 
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in Geſchlecht, Gemeinde oder Volk beftanb, war Eonftituirt; die Befonberheiten, 
welche die Natur eined jeden diefer Vereine berbeiführte, fielen fort, das, was 
ihuen allen gemeinfan: war, wurde übertragen. Genofſenſchaftlicher Friede und 
Recht, Geſammtrecht und Gefammtpfliht, Selbftgerichtöbarkeit und Selbftver- 
waltung, Wahl eines Borftandes, Gleichheit der Mitglieder unter einander 
wurden bier wie bort anerkannt, die Grundzüge einer germanifchen Genoflen- 
haft waren vorhanden. Diefe Genofienfhaft aber war in einem ganz be 
ftimmten Moment entftanden: der gegenfeitige Eidſchwur, die feierliche Willens- 
erflärung hatte fie ins Dafein gerufen. Man mußte daher in ihr ftatt eines 
unfreiwillign Zufammenbangs den freien Willen der Verbundenen als das 
einigende Band erfennen und konnte von nun an, nachdem die Möglichkeit feft- 
geftellt war, aud nad planmäßiger Ueberlegung und frei gefaßten Beichluß 
ähnliche Genoſſenſchaften begründen. Man kam zu bewnften, Tonftituirenben 
Alten, zu gewilltürten Bereinen. 

Die Zeit, wann dies geſchehen, Tat fih nur allgemein dahin — 
daß es die Zeit der beginnenden Aufloͤſung der alten genoſſenſchaftlichen, be 
ſonders aber der gefchlechtögenoffenfchaftliden Berbände geweien fein muß. 
Sichere Nachricht von wahren, augenſcheinlich auf germaniſcher Grundlage 
beruhenden Einungen haben wir zuerft aus dem fränfifchen Reich vom Sahre 779°). 
Schon vorher wird ums freilich von Gilden berichtet, aber es find damit ent- 
weder blos vorübergehende Zujammenkünfte und unorganifirte Gefellihaften zu 
Kulius- und Geſelligkeitszwecken gemeint?), ober es werben bie alten auf natür- 
lichem Zufammenhang beruhenden Genoffenfchaften als Gilden bezeihnet*). 


2) Sm Cap. franc. Perk I. 37 c. 16: de sacramentis per gildonia invi- 
cem conjurantibus, ut nemo facere praesumat. Alio vero modo de illorum 
elemosinis, aut de incendio, aut de naufragio, quamvis convenientias faciant, 
nemo in hoc jurare praesumat. Daß bad concilium Namnetense, welches von 
Verbrüberungen fpricht, erft bem 9., die Etatuten der Gilden in Cambridge und 
Ereter erft dem 11. Jahrh. angehören, weift Hartwig 1. c. ©. 135. 136 nad). 

9 So die ſtandinaviſchen Gelage und Opferperfammlungen, beſonders bie 
Tobtenmahle, welche man Gilden nannte. Wilda ©. 4f. Hartwig ©. 149f. 
Binzer ©. 7f. Bol. Widukind I 85 bei Perg 8. S. IIL 492: concilia 
et omnes conventus. atque convivia in urbibus voluit celebrari. 

9) So verhält ed fich wahrjcheinlich mit ben ſchon in Ine's Geſetzen (vor 
690) b. Schmid ©. 28. c. 16 erwähnten gegildan, weldhe nach Aelfreds Geſ. 
ec. 27 u. leg. Henr. 75. c. 10 hinter den Verwandten für das Wergeld haften jollen. 
Zwar erflären Sachſſe S. 588, Sybel S. 20 u. Baip L ©. 434 auch jept 
noch dieſe gegildan für Gildegenofien im fpäteren Einn. Im Uebrigen aber 
findet die Anficht, daß fchon in fo früher Zeit freie Vereine nicht nur bereitö vor- 
handen gewefen, fondern bereitö von ber Geſeßgebung als ein integrirendes Glied 
des Staats behandelt worben feien, keine Bertheibiger mehr. Freilich legt man 
jene Gefeße auf das VBerfchiedenite aus. Phillips, Angeli. R. ©. S. 99. 104, 
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Auch beſtanden in den einft römifchen Provinzen Kollegien und Societäten 
römifcher Art in Iangfamer Verfümmerung fort), und inuerhalb der chriftlichen 
Geiftlichkeit und im Anſchluß daran auch unter Laien mochten fi) auf roͤmiſch⸗ 
reihtlicher Grundlage einzelne engere Verbindungen bilden, welche gegenjeitige 
Unterftügung, Wohlthätigkeit oder religidfe Fürforge zum Ziel hatten): allein 
von einer gildenmäßigen Organifation, welche eigene Gerichtsbarkeit, Gilde 
frieden und Gilderecht vorausfett, ift in allen dieſen Bereinen nichts zu ent- 
decken. Endlich wird vorher und nachher oft von Verſchwoͤrungen unter Geift- 
Iihen und Laien berichtet, welche gegen die Oberen ober zur Durchführung 
eines beftimmten Zweckes geſchahen, ohne daß ſich erſehen läßt, ob dabei eine 
dauernde dauernde Verbindung konſtituirt warb”). 


Kemble L 289 u. Zöpfl, R. G. $ 42 Note 48 finden darin bereits Die ſpä⸗ 
teren Friedensbürgfchaften, Marquarbfen 1. c. S. 28 in vollem Gegenfaß hierzu 
eine Diebsbande (hlddh\. K. Maurer (S. 92) erklärt die gegildan als Reiſe⸗ 
gefährten, Schmid (Glofjar v. gegildan) ald Zahlungsgenoſſen aller Art, ale 
Senofien überhaupt. In der That fcheint gegilda urfprünglich allgemein einen 
Genofien zu bedeuten, wie gefera, das jowol vom Gemeindegenoſſen (leg. Aethelst, 
I. 20. $ 2: ealle the to thaere byrig hyran), ald vom Genoffen eines Geift- 
lichen (leg. Aethelr. VIII. 24. Cnut L. 5. $ 2), fowol von Volks⸗ und Rechtsgenoſſen 
überhaupt (Cnut IL 85. $ 1), als von Kriegögenoflen (Cnut II. 77) oder Eides- 
beifern (Anb. X. 6), und endlich ganz ebeufo auch von Gilden (geferscipe in leg. 
Aethelst. VI, 1. $ 1; 6. 8 8) gebraudt wird. Was für Genoffen aber in ben 
gedachten Gefepen unter ben gegildan fpeciell verftanden werben, läßt fich ſchwer⸗ 
lich feftftellen. Wahrſcheinlich ift eö, daß bie nächfte über dem Gejchlecht ftehende 
Genoffenfchaft des Volksrechtes geweint ijt, alfo entweder, wie Wilde, Straf- 
reiht L ©. 389 als möglich Hinftellt, ein entfernter Verwandtenkreis, ober eine 
auf früherer Blutöverwandtichaft beruhende, aber bereitd auf der Uebergangsftufe 
zur Marfgemeinde oder Bezirkshunderte ftehende Genoſſenſchaft, welche die eigen- 
thümliche Wergelböverhaftung des Geſchlechts noch nicht aufgegeben hat. 

®, Eine unmittelbare Fortſetzung römifcher Kollegien mit sacra unb contu- 
bernia findet in Brüberfhaften und Zünften Mone, Zeitſchr. Bb. 15. ©. 1f. 
Bol. über die römifchen Einrichtungen Mommſen, de collegiis et sodalitiis 
Romanorum. 

% Hartwig l.c. ©. 157. 

) So bie Konjurationen der Kleriler ‘gegen ihre Vorgejepten, welche ver- 
fchiedene Synoden, wie 588 die britte von Orleans, 451 die zu Calcedon, 610 bie 
von Rheims, 789 die von Achen verboten. Hartwig ©. 158. 150. So aber 
auch die verjchiedenen Verſchwörungen, welche unter Karl d. Gr. und feinen Nach⸗ 
folgern zu Empörungen tin einzelnen Theilen des Reichs führten. 3. B. 786 
Annal Lauresh. u. Annal. Naz. Cont. 5. Perg, 8. S. L ©. 82. 42; bie Ste 
linga ber Sachſen 6. Nithard, hist. lib. 4. c. 2; die Berfchwörungen: ber be 
drüdten Unfreten, 3. B. Cap. d. 821 c. 7. Per IIL 230: de conjurationibus 
servorum in Flandris et Menapisco. Annal. Fuld. a. 848. 866 5. Perg, 
8. 8. L 365. 379. Roth, Beneficialweſen S. 377 Note 47. 
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In allen diefen und mandjen andern heidniſchen, römifchen umb chriſtlichen 
Iuftituten und thatfächlichen Vorgängen Tagen gewiß Momente, an melde die 
Entflefung germantfcher Gilbegenoffenichaften aufnüpfen konnte und vermuthfich 
angeknũpft bat: es ift aber damit nur ein äußerer Zuſammenhang bergeftellt. 
Der innere Grund für die Bildung der freien Vereine des deutichen Rechts 
lag nit in dem Vorhandenſein verfhiedener zur Umbilbung in Gilden geeig- 
neter Einrichtungen, ſondern in ber Selbfthilfe des Volkes, welches da, als die 
feit uralter Zeit beftehenden natürlichen Genoffenfchaften theils fih auflöften, 
theils nicht mehr allen ihren Zwecken genügten, der im Volkabewußtſein lebenden 
Genoſſenſchaftsidee in frei erfchaffenen Formen einen neuen Ausdruck verlieh. 

Deshalb war auch bei aller Mannichfaltigfeit der äußeren Erſcheinung 
das Weien aller geſchworenen Einungen nur Eins: es war bie Nebertragung 
ber Genoffenichaft des deutſchen Vollörechts auf gewilllürte Vereine. Wo aber, 
wie uamentlih in der Kirche, fremde Inftitute äußerlich fortgefegt wurben, 
wandelten auch dieſe fehr bald fich dem deutſchen Rechtsgedanken entſprechend um. 

Alle Silben waren daher, wie die alten Genoffenfhaften, Verbände umter 
fih gleicher Männer, die das Band perſoͤnlicher Zufummengehörigkeit einte. 
Sie waren eben Genoſſenſchaften, ihre Mitglieder Genofſen und pares®). 
Dieſes Band aber war ein überaus enges und Tonnte nur mit dem innigften, 
weldhes man im Vollsrecht unter Gleichen kannte, verglichen werben. “Deshalt 
nannte man fie Drüberfchaften, denn Brüder waren die ältefter und nächften 
Genofjen. Diefer Name, weil er ber bezeichuendfte war, wurbe ber einzige, 
welcher allen Gattungen der gewillkürten Einung gemeinfam blieb‘). Er führt 
uns zugleid einen Schritt weiter zur Erkenntniß ihres Weſens. Brüder find 
nicht zu einzelnen Zweden verbunden: ihre Verbindung ergreift den ganzen 
Menfchen und eritredit ſich auf alle Seiten bes Lebens. So war ed, wie wir 
gefehen, in allen Genofjenihaften bes älteften Rechts; fo war es lange unb 
mit unbebeutenden Modifikationen faft das ganze Mittelalter hindurch auch in 
den gewilllürten Einungen. Heute find wir daran gewöhnt, im Gegenſatz zu 
Staat und Gemeinde die freie Affociation nur als eine Bereinigung zu 
. beftimmten Zwecken zu denken; nidyts aber liegt dem Sugenbalter eines Volkes 
ferner, als eine derartige Auffaffung. Unfer heutige Bereinsweien, — einer 
Menge fih in unendliher Mannichfaltigkeit fchneidender Kreife vergleihbar, — 
beruht auf der Möglichkeit, mit irgend einem Theil, irgenb einer Seite ber 


° Daher Heißt es im Koncil von Nantes: collectae vel confratria quas 
oonsortia vocant. In England heißen die Gilden auch geftrscipe (Rote 4) ober 
societas (Iud. civ. Lund. c. 1. $ 1). 

N So ſchon 852 b. Hincmar: collectas quas gildonias vel confratrias 
vulgo vocant. Später hießen fomwol bie Schupgilden, als bie Handelsgilden und 
Büufte fraternitates und erft allmälig wurbe diefer Name mehr auf die religiöfen 
Bereine eingefhräntt. Wilda ©. 80. 
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Subivibualität, vielleicht gar nur mit einem beftimmt abyegrenzten heil ber 
Bermögenefphäre dem einen, mit anderen anderen Vereinen anzugehören. Dies 
feht eine Befreiung bes Subivibuums voraus, wie fie erft in fpäteren Ent- 
widlungsftadien eines Volkes eintritt. Die mittelalterliche Genoffenfchaft forberte 
den ganzen Menſchen, ihre Mitglieder Tonnten daher urfprünglich keinem 
anderen Bereine mehr amgebören, ber nicht die Genoffenfchaft jelbft wie das 
Ganze den Theil umfieng. Allmälig zwar wurden von biefem Princip Aus- 
nahmen jugelaffen: im Großen und Ganzen aber blieb es gewahrt und unter- 
ſchied die mittelalterliche Affociation in charakteriſtiſcher Weiſe von der unfrigen '"). 
Trotz der großen Mannichfaltigkeit der in ihm enthaltenen Korporationen blieb 
daher das Reich einem Inbegriff von Kreifen ähnlich, von denen ſich einer um 
den andern oder um mehrere andere legt, keiner den andern burchichneibet. 
Wuerflärlich wäre e3, wenn bad Gildeweſen, wie von den Meiften angenommen 
oder vorausgeſetzt wird, in feiner älteften Geftalt Genoffenichaften, die auf eiu- 
zelne genau formnlirte Zwecke beſchränkt gewefen wären, gefannt hätte!!), während 
ſolche den folgenden Sahrhunderten fremd waren und fich erft allmälig wieder 
entwidelten. Eine unbefangene Betrachtung ber vorhandenen Nachrichten wiber- 
legt dies aber auch und beftätigt vielmehr, dat bie älteften auf germanifcher 
Grundlage beruhenden Gilden fogleih den ganzen Menfchen ergriffen und für 
alle menfchlichen Zwecke beftimmt waren‘). Freilich wer es häufig ein ganz 
beftimmtes Bebürfniß, weldhes Anlaß zur Bereinsbilbung gab, und demgemäß 
eine ganz beftinnmte Seite, nach welcher der Berein vorzugsweije fortgebildet 


10) In dieſer Beziehung iſt ed bezeichnend, bag nach den Urkunden der Basler 
Gärtner und Weber von 1260 — Ochs I. 358. 398; Trouillat IL Ar. 75 
u. 187. &. 107. 184 — es zwar zuläffig war, „andere Zünfte“ (beſ. wol das 
Recht ihr Handwerk zu treiben) zu haben, daß man aber immer nur Einer Zunft 
als der eigentlichen Hauptzunft angehörte. Wurde man aus biefer ansgeftoßen, 
fo verlor man auch die „ander zunfte, den er ni so vaste gebunden ist“, wäh- 
renb man bei ver Wiederaufnahme in die Hauptzunft die lehteren ohne Weiteres 
zurüderlangte. Volles perfönliches Recht alſo Hatte man immer nnr in Einer Zunft. 

11) So Hält 3. B. Hartwig (bei. S. 155) ed für unwabrſcheinlich, daß 
Bereinigungen von ihrer Entftehung an fi zur Verfolgung verjchiebenartiger 
Zwede gebildet hätten, und will ald Regel annehmen, daß nur allmälig zu Einem 
urfprünglichen Vereinszweck andere hinzugetreten jeien. Er gebt jogar fo weit, 
in den Gilden „eine Bereinigung beterogener Zwede” zu finden, bie „nur eine 
zufällige” fein könne. 

19, Ganz allgemein hatten daher auch die von Karl d. &r. 779 verbotenen 
Gilden fi durch gegenfeitigen Eidſchwur verbunden (invicem conjurantibus). 
Ber in die Sambridger Gilde trat, ſchwur (nach Kemble’s Meberjegung, Saxons I. 
518): that he would hold true brotherhood for God and for the world and 
all the brotherhood to support him that hath the best right. Der Eid ber 
amicitia in Are um 1188 (Wilba ©. 148) gieng dahin, fih in allen Dingen, 
wo Recht und Sitte es erlauben, Hilfreich zu fein. 

15* 
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warb, nach welcher vielleicht allein fpeciellere Beftimmungen getroffen oder auf- 
gezeichnet wurden. Niemals aber war diefes Bedürfniß, diefer Zweck das eigent- 
liche Bindemittel der Genoffen: immer waren fie zugleich für alle andern 
menjchlichen Gemeinſchaftezwecke vereint, fie waren fo verbunden, wie heute nur 
noch Staat und Gemeinde verbinden. 

Jede germaniſche Gilde Hatte daher zugleich religidfe, gefellige, fittliche, 
privatrechtliche und politifche Ziele. Auch als fpäter fich beſondere Klafjen ab- 
fonderten, religiöfe und weltliche und unter den letzteren Schub- und Gewerbs- 
gilden ſchärfer getrennt wurden, war ed nur der Hauptzweck, welcher verfchiedenen 
Gebieten angehörte, während daneben noch lange die Verbindung fi in allen 
andern Beziehungen wirkſam zeigte. 

Als religidfe Gemeinichaft, als eine Gemeinfchaft bes Kults, wie bies 
wahrſcheinlich ſchon vie Wortbebeutung ihre Namens anzeigt!2), hatte jede 
Gilde einen Heiligen als Schußpatron, der ihr meift den Namen gab und bei 
dem man fdhwur!*), und einen befonderen Altar, den fie unterhielt‘). Die 
Stiftung von Wohlthätigkeitsinftituten oder PVilarien, ewigen Meſſen und 
Achnlihem, Schentungen und Oblationen an die Kirche, Almojengeben und 
Unterftügung von Wallfahrten, die Beichaffung der gehörigen Kerzen für den 
Gottesbienft und andere fromme Hanblimgen waren Bereinsfache und Bereins- 
zweck?e). Sorge für das Begräbniß!) und nad diefem für das Seelenbeil '*) 
eines verftorbenen Genoffen war eine her Hauptpflichten, weldhe der Geſammt⸗ 
beit oblag. Endlich aber waren bei jeber Gilde regelmäßige Zufammenkünfte 
üblich, welche theils in Erinnerung heidniſcher Opfer- und Zodtenmahle, theils 
als chriſtliche Liebesmahle einen religiöfen Character wahrten!). Hierin lag 
zugleih die gejellige Seite der Gemeinſchaft, welde häufig fo fehr in ben 


18) Xemble l. c.: one who shares with others in worshiping. Müllen- 
hoff, allg. Monatſchrift f. Wiff. u. Kitter. 1851. S. Mi. Hartwig ©. 149. 

19 Wilda S. 46f. Wenn es im Cap. a, 789 Perg L 68 heißt: prohi- 
bendum est omnibus ebrietatis malum et istas conjurationes, quas faciunt 
per s. Stephanum aut per nos aut per filios nostros prohibemus, — fo fieht 
man, bag auch der König und feine Söhne ald Patrone gewählt wurden, ver- 
muthlich in der Abficht, Verbote zu vermeiden. 

15) Wilda ©. 36f. Iud. civ. Lund. 5. Shmid ©. 156f. 8.8 1. 

10) Wilda ©. 9%. 

11) So die Stat. der Guild at Cambridge b. Kemble, Baxons I ©. 518. 
514. Orcy’s Guild ın Kemble, Cod. dipl; Rr. 942. Bb. IV. ©. 378; eng- 
liſche Ueberſetzung Saxons I. ©. 611f. Der außer Landes Gterbende ſoll zur 
Heimath zurüdgebracht und dort beerdigt werben. 

18) Orey's Gilde l. c. Guild at Exeter 5. Kemble, Saxons L 518. 
Ind. civ. Lund. c. 8. & 6. 

9) So fon Iud. civ. Lund. c. 8. $ 1 unb die Gifdeftatuten von Cambridge, 
Ereter, Orey. Bol. Wilda ©. Bf. 26f. 45. 
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Vordergrund trat, daß man die Gilden felbft convivia nannte”), daß bie 
Geſetzgebung gegen die Ausdehnung der Schmaufereien nnd Gelage einjchritt””), 
ja daß mande Gilbeftatuten fich faft ausſchließlich mit Beitimmungen über 
die Ausrichtung der Feſtmähler und die Tafelordnung befchäftigten”). Immer 
aber erinnerten bei den Seften und gefellign Zufammenkünften der Brüber- 
Ichaften, Gilden und Zünfte die beiondere Beftimmung bes Tages, Meſſen, 
Andachtsũbungen und Gebete ober anderer Brauch an ben religiöfen Urfprung 2). 

Aber nicht blos im religißfer und gefelliger Beziehung follte die Gilve eng 
verbunden fein: bei allen Vorkommnifſen des Lebens überhaupt follten die 
Genofien ſich gegemfeitig unterftügen. Yür den erkrankten, verarmten oder noth- 
leivenden Bruder hatte daher die Gefammtheit zu forgen, oft hatte fie fogar 
ihm eine Beifteuer zu Reifen zu geben?). Daraus entitanden hei vielen 
Gilden genauere Borjchriften über die Art und Weiſe der Unterftügung und 
über den Umfang, in welchem diejelbe bei einzelnen bejonberen, die Perjon oder das 
Eigenthum treffenden Unglüdefällen gewährt werden jolltee So wurde nament- 
(ih häufig vereinbart, da die Geſammtheit einem durch Schiffbruch, Waffers- 
noth, Feuersbrunſt, Diebftahl ober Raub beichädigten Genoſſen einen beftimmten 
Erſatz zu leiften babe?’). Hierfür mußten regelmäßige Beiträge der Einzelnen 


2, So im Norden. Wilda ©. 26. 3. 3. in Schleswio 1130 bad summum 
convivium ober juratum convivium. In Deutichland bisweilen Tafelorbnung 
oder ähnlich. Wilda L c. „Zeche dagegen kommt nicht vom Trinken, fonbern 
bedeutet jede gemeinjame Beranftaltung. 

1) Cap. a. 789 in Note 18. Const. Lothar. II. 5. Perg IL 442. Biele 
geiftliche Verbote ähnlicher Art b. Hartwig ©. 142. 148. 

=”) So dad Statut der Kaufmanndgilde in Greifäwald v. 1880 nad) Wilda 
S. 77. Of. ib. ©. 121. 122. 

2 Wilda ©. 27. 37. 45. 122. . 

34) Nah dem Statut ber Gilde von Cambridge mußte der anfer Landes 
erfranfende Bruder fogar nach der Heimath gefchafft werben. Kemble, Saxons 1. 
S. 514. Hierher gehören auch Wachen bei kranken Brüdern, Verpflichtung zum 
Lodlauf aus der Gefangenichaft oder zur Rettung aus Seegefahr, wobei für die 
in biefem Sinne aufgeopferten eigenen Güter von der Geſammtheit Erfah ge- 
feiftet wurde. Wilda ©. 128. 124. ©. aud Cap. a. 779 in Note 2. 

35) Die Älteften derartigen Beftimmungen find und in ben Londoner Gilde- 
ftatuten — judicia eivitatis Lundoniae — bei Schmid S 156f. erhalten. 
©. cap. 2. 8. 6. Die Berfiherung bezog fich hier auf Vieh und börige Leute; 
für jedes Stück war ein Erfapgeld im Voraus feftgefeßt, ed waren aber dem 
Beftohlenen gewiffe Borfihtämaßregeln zur Verhütung des Diebftahle (c. 8. $ 7) 
und zur Ermittlung des Thäters (ib. $ 8 u. c. 7) zur Pflicht gemacht, deren 
Berfüumniß den Berluft bed Erſatzes nad fich zog. — Aehnlich find vermuthlich 
die Statuten der im Cap. a. 779 (Note 2) für ben Fall ber nicht eiblichen Ver⸗ 
bindung und der Einſchränkung auf dieſe Zwede erlaubten Gilden geweſen, welche 
im fränlifchen Reich zur Unterftügung bei Berarmung, Brand, Schiffbruch be- 
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in Anfpruh genommen werben”) und, ba eine genauere Regelung biefes 
Punktes nothwendig fihien, trat oft bei derartiges Bereinen bie vermögens- 
rechtliche Seite vornemlih hervor. Rein privatrechtliche Berficherungdvereine, 
wie unfere Affeluranzlompagnien, waren indeß biefe Gilden nie”). 

Auch beichräntten fich die Gilden nicht auf die Mittel der Religion, ber 
Bruderliebe und der Selbftbeftenerung, um ben Gefahren der Seele unb bes 
Leibe zu begegnen: fie traten auch im öffentlichen Recht als Körperfchaften zur 
Abwehr des Unrecht auf. Im einer Zeit entflanben, wo bie Sicherheit ber 
Perfon und tes Eigenthums gleich gering war, wo bie Beamten au ber Unter- 
drüdung ber Freiheit und ber Erprefiung von Bußgeldern und Grunbbefik- 
abtretungen thätig Antheil uahmen, ftatt fie zu hindern, mußten jene Bereine 
daher den Character von Schußgilden annehmen, weldye durch gemeinſame 
Selbfthilfe den vom Staate nicht mehr gewährten Rechtsſchutz zu erreichen 
fudhten. Deshalb waren die Londoner Frievensgilben nicht blos darauf berechnet, 
den beftohlenen Genoffen pekuniären Erſatz zu leiften, ſondern fie machten zu- 
gleich die Verfolgung bes Diebes zur gemeinſamen Angelegenheit unb zur Pflicht 
jedes Eingelnen?®), jegten auf die Toͤdtung eines Diebeb einen Preis aus ber 
Gildekaſſe?), nahmen die Hilfe der Grafen im anderen Shiren, in welde 
ber Dieb geflohen war, in Anſpruch, ftatuirten eine Haftungspflicht desjenigen, 
in beffen Nähe die Diebesfpuren führten, obne daß er fie weiter nerfolgen 
Tonnte”), und nahmen nit nur an der Straffetiehung und Strafooll- 


ftanden. Gegen Raub waren bie Verbindungen gerichtet, welche Karlmann 884 
verbot (Pers I. 553). 

2e) Jud. cir. Lund. c. 2: Jeder foll jährlih 4 Pfennige geben „to Ure 
gemaene thearfe.“ 

7) Die Londoner Friebendgilden waren daher nicht blos politifch (vgl. bie 
folgenden Noten), fonbern hatten auch religidfe Zwede, indem jeder &ilbegenoffe 
(selc gegilda gesylle) für bie Seele bes verftorbenen Genofien ein Zuloſtbrod 
geben und 50 Pfalmen fingen oder binnen 80 Nächten fingen lafſen follte (c. 8. 
8 6); fie gaben Almojen (c. 8. $ 1 a. E.); fie hatten gejellige Zufanmenkünfte 
(c. 8 8 1); fie waren überhaupt fittliche Gemeinfchaften, welde Einigkeit in Ab⸗ 
wehr des Unrechts und Einmüthigfeit in Freundſchaft und Feindſchaft verlangten 
(swä on Anum freöndscype, sw& on änum feöndscype) (c. 7). 

%#) Ind. civ. Lund. c. 2: daß wir Alle die Nachforſchung gemeinfchaftlich 
haben; c. 4: daß Seber, der die Aufgebote hört, Dem Anderen hilfreich ſei im 
Nachſpüren und Mitreiten fo lange ald man die Spur kennt. — Die Gilde war 
zur befferen Organifation der Berfolgung und Priedenewehr in Zehnmänner- 
vereine unter je einem Borfteher, von benen je zehn wieder einen gemeinjchaft- 
lichen Vorſteher hatten, getheilt (c. 3). 

©) Ib. c. 7. Auch dem Beftohlenen felpft wird außer bem Sachwerth bie 
Mühe der Verfolgung vergütet. 

%) Ib. c. 8.9 2.3.4. 
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firedung Theil, ſondern theilten fogar bas konfiscirte Gut bes Berbrechers mit 
dem Könige ober dem Grundherrn i). So verlangte and die Gambribger 
Gilde Buße vom Dieb und verfpradh dem Beſtohlenen Beifland, wenn jener 
fi) weigerte”). Und im fränkiſchen Reid haben ebenfalls allem Auſchein 
nad) die von Karlmann verbotenen Gilden gegen Räuber nicht blos Schaben- 
erſatz, ſondern Selkfthilfe beabfihtigt”). Wie das Eigentum, jo ſchützte 
aber die &ilbe auch die Perfon, das Leben und vor Allem die jo vielfach be⸗ 
drohte Freiheit jedes Genofim. Sie gewährte ihm Beiftanb vor Gericht, in- 
dem fie die Genofien verpflichtete, als Zeugen und Eideshelfer dem Genofſen 
zur Seite zu fiehen”‘) umb in jeder gerechten Sache ihm zu heifn®). Ja 
bei einem nicht unentidyulbbaren Tobtichlag, den ein Genoſſe verübt, zahlte fie 
das verwirkte Wergeld für ihn aus ber Gilbelaffe*). 

Wenn fo bie Gilde in ber Allgemeinheit ihrer Zwecke der alten Genofjen- 
ſchaft glich, fo war fie thr noch ähnlicher in Bezug auf ihre innere Orga 
nijation. Weil indeß die Grundlage ber Berbinbung eine andere war, ſo 
mußte auch in allen einzelnen Beziehungen der Hebnlichkeit eine innere begriff- 
liche Umwandlung zur Seite geben. Auch die Bilde gieng von einem Ge 
fammtrecht und einer Gefammtipflicht aus, welche, den Rechten und Pflichten 
ber einzelnen Genoſſen gegenüber, der Geſammtheit aller Genofien zuſtanden. 
Diefe Gefammtheit kam, wie bei Gemeinde und Boll, in ber Berfammlung 
aller Bollgenofjen zur Erſcheinung, bie theils zu regelmäßigen Zeiten, theils 
auf beſondere Berufung ftattfand. Neben den Bollgenofien gehörte auch zur 
Gilde ein Kreis nur paffio bereihtigter Schubgenofien, zu benen rauen und 
Kinder, ſpuͤter auch Geſellen und Lehrlinge oder ähnliche Stufen gerechnet werben 
möüffen. Bei der Gildeverſammlung war wie bei der Bollögemeinbe bie eigentliche 
Gewalt in genofienfchaftlichen Angelegenheiten. Sie war Trägerin eines befon- 


® Ib.e.1. $ 1: Zur Hälfte greife der König zu, zur Hälfte bie Genofien- 
ſchaft. Wenn es Buchland ift oder Bifchofäland, jo erhalte ber Herr ben halben 
Theil mit der Genofſſenſchaft (gefärscipe, societas) gemeinfam. 

2) Cambridge guild, Kemble L 518f.: but if the outiaw neglect this 
boot, let all the gildship arenge their comrade. 

=), Dies beweift ſowol das Verbot an fi als der Wortlaut. Cap. a. 884 
b. Perg L 558: volumus, ut presbyteri et ministri comitis villanis praecipi- 
ant, ne collectam faciant, quam vulgo geldam’ vocant, conira illos qui aliquid 
rapuerint. Alſo nicht gegen den Raub, fondern gegen bie Räuber trat bie 
Gilde auf. 

 Bilda ©. 57. 78f. 

2) Bol. Note 12. 

” So in Cambridge. Kemble 1. c. ©. 514. Eingeleitet wirb bier die 
Beftimmnng mit dem charakteriftiſchen Sag: and let all bear it, if one misdo, 
let all bear it alike. — ©. ud Wilda ©. 45, 
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beren, alle Genoſſen ergreifenden Gildefriedens?), ber daher in ber Berfammlung 
felbft eine Erhöhung erfuhr’*), fie hatte Diefen Frieden zu feßen, zu wahren und 
berzuftellen.. An fie fielen daher die Bußen, bie fie auf Friedensbruch fette”), 
fie vollgog den Ausſchluß ans der Gilde, wo Buße nicht gegeben warb ober 
unzuläffig ſchien ). Der Iubalt der von ihr gewillfürten Beftimmungen und 
ber von ihr als dur Sitte und Herlommen gebeiligt anerfannten Uebungen 
kildete dad Gilderecht, an dem jeder Genoffe Theil hatte, das zn mehren ober 
zu mindern aber nur bie Geſammtheit befugt war. So weit diefes Gilde 
recht reichte, war fie zugleih Das Gericht für feine Verlegung und Anwendung. 
Bei ihr fand die oberſte Berwaltung aller &ilbenngelegenheiten, Beichiuf- 
fafjung darin und Wahl eines Vorſtands. Der Gildevorſtand glich dem ge- 
wählten Richter der Volksgemeinde; er hatte Berufung und Leitung von Ber- 
ſammlung und Gericht, Friedensbann und deshalb Antheil an den Brüdhten, 
Ausführung der Urtel und Beichlüffe, Vertretung ber Gilde nach anfen. Ihm 
ftand zugleich die Eintreibung und Verwaltung von Bußen und Beiträgen, 
die in eine bejondere Gildekafſe flofien, zu. Ans biefen Geldern und aus ben 
von neu eintretenden Mitgliedern zu zahlenden Eintrittögelbern ſetzte fih ein 
bewegliches Gefammtvermögen zufammen, tas Allen zu Gute kommen follte, 
und fowol ben eigentlihen Korporationszweden, wie frommen Oblationen, 
Unterftügungen ber Einzelnen, Schadenerſatz n. |. w., als dem gemeinfamen 
Nuten, wie Feſtmählern, Trinkgelagen und felbft der Vertheilung biente*"). 
Daneben Hatte die Gilde meift am Verfammlungshaus und jonft unbeweg- 
liches Geſammtrecht *). 

Für alle diefe den Einzelnen gegenüberftehenden Geſammtrechte und bie 
korreſpondirenden Gejammtpflidhten war nun aber wie für bie Berbinbung 


2) Ind. civ. Lund. a. E. ©. 168 1. c. Im Briefifhen jold fretho. 
©. Rüftringer Kürten b. Richthofen ©. 121: sa hwa sa joldskipun fiuchte, 
sa kil hi twam monnom beta and thre fretha sella: allera erost thene jold 
fretho, thet other thene liod freiko, thet thredde thene praepostes fretho; 
thurch thene meneth, ther hi esweren heth sins jeldebrotheron and jelde- 
swesteron. Der Friedensbruch galt alfo ald Verlegung bed Gilbeeids und deshalb 
des Firchlichen Friedens. Zugleich war der Friede der Volksgemeinde, weil bie 
Gilde ein Theil von ihr war, verlegt. Zunähft und banptfächlich aber war ber 
genofienfchaftliche Friede der Gilde ſelbſt gebrochen. 

®*, 3.2. leg. Henr. c. 81. $ 1b. Schmid ©. 475 Winzer ©. 11. 

”%), Guild at Exeter, Kemble L 513. Guild at Cambridge ib. 518. 514. 
Der Bruder, welcher den Bruder erjchlägt, trägt nur bie Rache der Verwandten, 
Tann aber fein Bruderrecht mit 8 Pfund zurüdlaufen. 

%) Orcy’s Guild b. Kemble, Cod. dipl. 1. c. ©. 278. 

*) Unfer Aller Geld (üre ealra fed) Heißt bas Vermögen in jud. cir. 
Lund. c. 7. 

«) Orcy’s Guild 5. Kemble, Cod. dipl. 1 c. ©. 277: thae gegyld healle... 
tham gyldscipe to ägenne. 
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überhaupt fetter Grund der freie Wille Aller Genofien, der durch ein eibliches 
Gelöknig oder eine anderweite Erklärung‘) manifeftirt und gebunden war. 
Deshalb wurde das ganze Verhältnig als ein freies Nebereinkommen, ein Ber- 
trag ober ein Geringe betrachtet“). Der Gildefriede und das Gilderecht 
hatten die Natur eines ſelbſtgeſetzten Friedens “*), eines jelbftgewollten Rechte **). 
Das Gilvegeriht glih einem Schiedsgericht, auf dad man Tompromittirt 
hat. Die Wahl eines Beamten ſchien nur die Ertheilung einer Bollmadt. 
Endlich war das der alten Gemoffenihaft unbekannte Princip der Selbft- 
beftenerung eingeführt, welches urfprünglich nichts als die Zufammenlegung 
von Sonbewwermögen, um ed ald Gejanmtvermögen gemeiufam zu verwenden, 
bebentete, womit ferner die Erhebung eines Eintrittögeldes von nenen Genofien, 
die ja an dem fchon vorhandenen Geſammteigenthum Theil nehmen wollten, 
zufammmenhieng*), Der alte Genofjenfchaftöbegriff warb daher in ber Gilde 
zwar fortgefett, aber bereichert und erweitert. 

So in einer lebensfähigen Form zum Ausdrud gelanyt, mußte dad neue 
Princip ber freien Einung in immer weitere Kreife eindringen. Die weltlichen 
und kirchlichen Gewalten Tonnten daher fih nicht gleichgiltig gegen daſſelbe 
verhalten, fie mußten die nene, in alle Gebiete des privaten und öffentlichen 
Rechts eingreifende freie Affociation entweder verbieten nnd beichränten, ober 
in ihr Syften aufnehmen. Das Erftere geſchah im fräntiichen, das Letztere 
im englifchen Reich und im Norden. Daher bier ein Kompromiß von Frei⸗ 
beit und Herrſchaft, dort der völlige Sieg des feudalen Syſtems. 

Sn England zeigen ſchon die Statuten ber Londoner Friedensgilden, bie 
unter König Aethelftan (925—940) abgefaht find, eine volllommene Recep⸗ 
tion des Einungöwejend in den Staatöverband. Denn fie find vom koͤniglichen 
gerefa und vom Bifchof genehmigt”). Die Staatögewalt willigt alſo aus- 
dradlich in ihre tief eingreifende politifche Wirkjamkeit). Nicht anders ver- 


= Daß der Eid nicht gerade weſentlich für ben Begriff ber Gilde war, 
zeigt dad Cap. a. 779. CL Rote 2. 

4) Iud. civ. Lund. c. 3: damit Alles gelelftet werde, was wir in unferer 
Verordnung beihlofien haben und in unferem ebereinlommen ſteht. c. 8. 8 5: 
fo wie im Gedinge fteht, muß jeber helfen. $ 6: ber Männer, die in unferen 
Gildſchaften ihre Gebinge eingegangen find. 

%) Iud. civ. Lund. c. 8, $ 9: rüdfihtlih des Friedens und der Gedinge, 
bie wir eingegangen find. 

“) Orcy’s Guild 1. c.: tha forword, the Orecy and tha gegyldan... 
gecoren habbadh. Die Staluten der Londoner Friedensgilde kündigen ſich als 
„Beſchläffe“ (ec. 2. 8. 7. 8. 5 6) und „Sapungen” (c. 8. 8 1) an. 

4) So in den jud. civ. Lund. c. 2 u. 3, in den Gilbeftatuten von Cambridge, 
Ereter und Orc. 

@) Bol. jud. civ. Lund. im Eingang u. c. 8. 8 9. 

*), ©. darüber ud Schmid, Einl. ©. XLVII. 
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bielt es fi mit den Gilden anderer englifher Städte). Aber -man gieng 
noch weiter, man wanbte das Princip der Ginung in einer eigentbümlichen 
Weile auf den Bau bes Reiches felber an, indem man gilbenrtige Vereine 
als unterfte Glieder der Verfaſſung Eonftituirte und auch in die höheren Ge⸗ 
noffenfchaften einzelne Grundſätze der Gilde binelntrug. Hiermit verhielt es 
fi) etwa folgendermaßen. Seitdem die Magenfchaften ſich aufzuldien begannen, 
verlangte man von den geringeren Sreien, die durch feinen für fie verantwort⸗ 
lihen Derm vertreten und verbürgt waren, daß fie entweder in einen Herren- 
verband einttäten (was man vou ben Landloſen ſogar unbebingt forberte), 
oder andere Freie ald Bürgen für ihre gute Führung und vorkommenden Falls 
für ihre Stellung vor Gericht beftellten. Es entftand fo eine eigentbümliche 
ſtaatsrechtliche Theorie ber Rechtebürgfchaft, wonach Niemand ohne Bürgen 
fein follte®'). Zur Leiftung ſolcher Bürgfchaft waren bie älteren Gilden, weldhe 
zwar nicht fo eng wie bas Geſchlecht, aber enger als die Marktgemeinde unb 
Hundertihaft verbunden waren, geeignet und übernahmen fie wo fie beftanben. 
Sn analoger Weife num bildeten ſich auch fonft überall Bereine nachbarlicher 
Grundbeſihzer zur Leiftung der Rechtsbürgſchaft. Bermuthlich entftanben fie 
zuerft anf dem Grunde freier Bereinigung ; fpäter aber wurben fie won ber 
Geſetzgebung jelbft organifirt und generaltfirt, fie wurben für ein weientliches 
Glied des Staates erflärt unb es wurbe jebem Freien zur Pflicht gemacht, im 
einen ſolchen Berein zu tretn. Go wurben fie allmälig zu jenen vielbefpro- 
chenen Zehutichaften oder frithborgas, welche in normänntfcher Zeit unter einem 
mit richterlicher Gewalt für geringfügige Sachen bekleideten Borftand je zehn 
nachbarlih wohnende Männer vereinen follten und verpflichtet waren, den 
Genoſſen, welcher ein Verbrechen begieng, vor Gericht zu ftellen, wibrigenfalls fie, 
wenn fie fih nicht durch einen Eid vom Antheil an Schuld und Flucht reinigen 
Tonnten, juhfiviär für den Schaden anflommen und Buße leiften mußten“). 


Wilde S. 51 —58. Dafür machte nun freilich ber Staat feine Ge⸗ 
nehmigung, bie er balb gegen Geld gab, zur Bebingnug der Eriftenz einer Gilde 

51) Weber die Rechtsbürgſchaft oder bad plegium de stando ad rectum 
f. bei. Maurer, über bie Freipflege. Münden 1848. Marquardſen, über 
Haft und Bürgfchaft bei den Angelfachſen. W. Maurer, Zeitfchr. f. deut. R. XVI 
©. 220f. Schmib, Glofſar v. Rechtsbürgſchaft. 8. Maurer, Ueberihau L 
©. 87f. Waitz I. S. 440f. Sie Alle ftimmen barin überein, daß im älteren 
Recht nur Die Bürgichaft des Geſchlechtsverbandes und die bes Hausvaters nnd 
Herrn für die Familie, den Dann und den Gaft beitanden Bat. Urt, Zeit und 
Umfang der Entwidlung bes weitergehenden Verbürgungsfyftems wirb bagegen 
auch von ihnen auf dad Berfchlebenfte bargeftellt. 

2) Die umfangreiche Litteratur, welche biefe frithborgas, decennae, franca 
plegia etc. behandelt, Hat noch zu Teinem ficheren Ergebniß geführt. Ziemlich 
Mar ift freilich ihre Bedeutung nach ben leg. Ed. conf. c. 15. W. 21. 28. 29 
und fpäteren normänniichen Uuellen. Wie und wann fie aber entftanden find, 
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Diefe Ariebensbürgfchaften waren daher vom Staate jelbft erzwungene Ge 
nofienfchaften, welche nach Analogie der Gilden?) eine Gemeinde ober einen 
Theil einer ſolchen durch eine engere, zum Theil ben Geſchlechtsverband er- 
jegendbe Necdhtägemeinichaft verbunden. — Auch die größeren volkerechtlichen 
Geusfientchaften aber, die Hundertſchaft und bie Shire, wurben in entiprechen- 
der Weile als gildenartige Bereine; als durch freie Berbünbung gefhaffene und 
doch nothwendige und erzwungene Friedensgilden aufgefaßt). Vielleicht mit 


ift heute noch beftritten. Für widerlegt kann man zwar bie frühere, noch won 
Phillips und Kemble feftgehaltene Anficht Halten, daß fie Inftitutionen bes 
älteften Rechts feien: allein die von Waitz und Marquarbien verfochtene Be- 
bauptung, daß fie erft eine normännifche Einrichtung feten, fcheint ebenfowenig 
begrünbet. Mit Recht fieht vielmehr Schmid die in Edgard Gef. (III. 
e. 6. IV. c. B, ebenfo Aethelr. I, 1 pr.) vorgeichriebene allgemeine Berbürgung 
bereits als ben Anfang einer ähnlichen Organifation an, bie bann in ben Ge⸗ 
fegen Suuts (IL. c. 20) fon beftimmt in der Form von Zehnmännervereinen 
(teodhunge) zum Zwede ber Berbürgung ericheint. Das demnãachft in ben 
leg. Wilh. I, 25. III, 14 erwähnte francplegium (francplege im franz. Tert 
ce. 20. $ 3) ift offenbar mit dem frithborg ebenfo identiſch, wie die decanise, 
auf beren Beftanb nad) leg. Henr. 8. $ 1 u. 2 in ben Hundertichaften geachtet 
werben fol. Marquardfen's entgegengefehte Annahme berubt auf ber Er- 
Härung ber in angeljächfifcher Zeit erwähnten Zebntfchaften als territorialer Be⸗ 
zerke. Solche aber find erft durch das nachbarlidhe Wohnen ber Frithborge ent- 
ftanden. Balp dagegen (S. 447 — 449) fieht in den Zehntfchaften von Guut 
eingeführte perfönliche Abtheilungen der Hunderte, für deren Einführung gar fein 
erfichtlicher Grund vorhanden ift, wenn fie ohne Beziehung zum Berbürgungs- 
Ipftem waren. Für ben angelfähfiihen Urjprung ber frithborgs ſpricht fich auch 
Zöpfl $ 42. VI aus. 

>), Eine folde Analogie räumt auch Waig ©. 449. 450 ein, läßt aber 
teine allmälige Entfiehung, jondern nur legislative Schöpfung ber Frithborge zu. 
Wenn Sadife, Grundl. ©. 588 die frithborgs einfach für Gilden erfiärt, die 
dem Uermeren die Berbürgung, welche er durch Grunbbefig nicht hatte, verfchaffen 
follten, fo tft das freilih unhaltbar. Ganz irrig ift Die Annahme Unger’s, 
Gerichten. ©. 41, die Gilden jeien Nachbildungen ber Frithborge gewefen. 

29 Inöbefondere bie Hundertfchaften erſchienen den Zehntichaften gegenüber 
ald ganz ähnliche Verbürgungsvereine Go in ben Geſ. Snuts 1. c., wonach 
jeder Freie über 12 Winter in eine Ounbert- und in eine Zehntfchaft (on hun- 
drede and on teodhunge) gebracht fein fol. Vergl. dazu die Nachricht Wilh. 
v. Malmesbury b. Schmid ©. 647 und leg. Ed. conf. c. 82. $ 2. ©. 292. 
Aehnlich aber ſah man auch die Shiren felbft an. So leg. Henr. I. c. 6. $ 1: 
ipsi vero comitatus in centurias et sithesocna distinguuntur, conturiae vel 
hundreta in decanias vel decimas et in dominorum plegios. Ausdrüũcklich 
ald Einung wird dad der Hunderte entfprechende Wapentac in leg. Ed. conf. 
ec. 30 erflärt: quod hac de causa totus ille conventus dicitur Wapentac, eo 
quod per tactum armorum suorum ad invioem confoederali sunt. 
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bierburcy wurde die Erhaltung der Selbftuerwaltung und überhaupt des ge 
noſſenſchaftlichen Elementes in ber Grafichaftsverfaffung ermöglicht und ein 
von den Schickſalen ber Eontinentalen Hunbertichaften and Gaue fo verſchiede⸗ 
ner Entwidlungsgang herbeigeführt. Endlich verglihd man wol auch den ge» 
ſammten engliihen Staat mit einer großen Schußgilbe, alle Freien mit ge 
ſchwornen Gildebrüdern, bie unter dem König ald oberften Herrn zur Erhal⸗ 
tung von Frieden und Hecht verkündet und geeint feien"), ein Vergleich, 
in dem mehr als in irgend etwas fonft das Fortleben der genoffenichaftlichen 
Auffaffung und ihr Kompromiß mit dem Herrichaftäprincip, woburd Die engliſche 
Berfaffungsgeichichte harakterifirt wird, zu Tage tritt. 

Während fo in England dad Einungsweien von feiner Entftehung an in 
einen organijhen Zuſammenhang mit dem Staate gebracht wnrte, indem die 
freie Einung von der Stantögewalt anerfannt, aber zugleich von biefer Aner- 
fennung abhängig gemacht, überdies aber in ber Glieberung des Staates felbft 
in ganz eigentbümlicher Weiſe die von oben ausgehende abminiftrative und 
polizeiliche Eintheilung mit der gildenmägigen Konftituirung verſchmolzen und 
ſchließlich in die Auffaffung des ganzen Gemeinwejens etwas vom Weien ber 
Einung hinübergenommen wurbe; während man aud in Dänemark die Gilden 
beftätigte %: traten im fräntifchen und Anfangs auch im deutſchen Reid) 
Staat und Kirche ber frein Einung auf das Entjchiebenfte entgegen. Dft 
wiederholte Föniglihe Verorbnungen juchten die Gilden entweder zu unter 
drüden, oder body auf einzelne privatrechtliche Zwede einzufchränten, vor Allem 
aber bie eibliche Verbindung der Genoſſen zu verhindern”). Kirchliche Ge- 


55) So Carta regis Wilhelmi b. Schmid ©. 8ö4f. c. 9: statuimus... 
ut omnes liberi homines totius regni nostri praedicti sint frafres conjureti 
ad monarchiam nostram et ad regnum nostrum, pro viribus suis et faculta- 
tibus, contra inimicos pro posse suo defendendum, et viriliter servandum, 
et pacem et dignitatem coronae nostrae integram observandam, et ad judicium 
rectum et justitiam constanter omnibus modis pro posse suo sine dolo et 
sine dilatione faciendam. ©. aud bie Nachrichten über das folcmot in leg. 
Ed. conf. textus Lambardi c. 82. 8 5—7 b. Schmid ©. 509: Statutum est 
enim, quod ibi debent populi omnes et gentes universae singulis annis, 
semel in anno scilicet, convenire, scilicet in capite Kal. Maii, et se fide et 
sacramento non fraclo ibi in unam ei simul confoederare ei consolidare sicat 
conjurati fratres etc. Ib. c. 32. ©. 513: et remanere in regno sicut conjurati 
fratres nostri. 

*) Wilda ©. 53. 94f. 

”) Cap. v. 779 (Rote 2). Hier werden nichteibliche Vereine zu gegenfeitiger 
Unterftügung erlaubt. Dagegen beißt es in Cap. a. 805 b. Perg 1. 188. c.9: 
de juramento, ut nulli alteri per sacramentum fidelitas promittatur, nisi nobis 
et unicuique proprio seniori ad nostram utilitatem et sui senioris. c. 10: 
de conspirationibus vero, quicunque facere praesumerit et sacramento quam- 
cunque conspirationem firmaverint, ut triplici ratione judicentur... Et ut 
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fege und Koncilienſchlüſſe wandten fi) ebenfo oft gegen bie Verbrüberungen, 
indem fie ihre Verbote befonbers durch die Sittengefährlichleit der Gelage 
motivirten *). Bewußt oder unbewußt lag aber diefen weltlichen und kirch⸗ 
lihen Berboten nicht blos bie Richtung gegen einzelne Seiten bes Gilde⸗ 
weiens, jonbern bie Furcht vor ber freien Affociation überhaupt zn Grunde. 
Denn die Träger ber kirchlichen Hierarchie ſowol wie bie Träger des im Reiche 
fich entwidelnden Syftemd ber von oben fiammenden Herrichaft und bes jeben 
Einzelnen einem Einzelnen bindenden Dienftes fühlten jehr wol die ferne 
aber gewifie Gefahr, mit welcher fie bie frei gewollte Einung bebrohte‘). 
Aber keine Geſetzgebung vermag den Zeitibeen zu troßen. Auch vie Geſetze 
gegen das Bereinsweien waren nit im Stande, die Vervielfältigung ber 
freien Einung, ihre Entwidlung zu einer Anzahl fefter Iuftitute und ihr 
Eindringen in bie verſchiedenften Gebiete zu verhindern. Sie Ichärften nur 
die Gegenſätze und führten zu beftigerem Kampf. 
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Die wertere Entwidlung bes Gildeweiend bedingte eine Spaltung befiel- 
ben in gewiffe Hauptzweige, indem die eine ober bie andere Seite der Gilde 
vorzugsweiſe oder endlich ausſchließlich ausgchildet und erweitert wurbe. 

Am frübeften trat eine gewiffe Scheidung der geiftliden unb welt- 
lichen Brüderſchaften ein, indem entweder das religiöfe oder das welt- 
liche Element in der einzelnen Gilde in ben Vordergrund trat. Dieje Schei- 
bung war zwar eine jehr langſame und niemals vollftändige und es gab bis 
au's Ende des Mittelalters Vereine, die mit gleichem Rechte jeder der beiden 


de caetero in regno nostro nulla hujusmodi conspiratio flat mec per sacra- 
mentum nec sine sacramenio. Cap. a. 789 (Note 14); Cap. a. 884 (Rote 33). 
Cap. Lothar. IL Pertz I. 442. Landfrieden Friedrichs L 6. Sendenberg, 
Sammlung der Reichsabſchiede I. S. 11: conventicula quoque omnesque con- 
jurationes in civitatibus et extra, etiam occasione parentelae, et inter civi- 
tatem et civitatem et inter personam et personam sive inter civitatem et 
personam omnibus fieri prohibemus et in praeteritum factas cassamus. Dem⸗ 
nächft die Gefehe Friedrichs IL (S. unten $ 33) u. f. w. 

s) So das Concilium Namnetense unb die Capitula Hincmars v. Rheims. 
Hartwig Lc. S. 138. Dekret der Sranffurter Synode v. 794 b. Perg L 74: 
de conjurationibus et conspirationibus, ne fiant, et ubi sunt inventae destru- 
antur. Konciltenfchlüffe v. 1189. 1826, 1868 etc. bei Wilda ©. 51. Note 1. 

©) Umgefehrt Laffen diefe Verbote, wie Winzer ©. 23 mit Recht bemerft, 
auf die „antifendaliftiſche und außerfirchliche Wurzel” der Gilden ſchließen. 
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Gattungen zugezäblt werben könnten: im Großen und Ganzen laflen fich in- 
dei die Gilden nach dieſer Hauptunterſcheidung klaffificiren *). 

A. Die geiftliden Brüderſchaften verbreiteten fih in den legten 
Sahrhunderten des Mittelalters bergeftalt, dat in Einer größeren Stabt oft 
bis zu hundert (fo in Köln an 80, in Lübeck an 70, in Hamburg über 100) 
vorhanden waren; fie gehören aber in faft ganz derfelben Yorm fdhon weit 
früberen Zeiten an. 

Es waren fehr verfchiedene Zwecke, welche dieſe Brüberichaften als haupt⸗ 
fächlichen, fpäter wol auch als ausichlieglichen Gegenſtand ihrer Bereinigung 
betrachteten. Bald war ihre Hauptforge die Erhaltung von Lichtern auf dem 
Altar, bald die Verpflichtung der Mitglieder zu gewifſen Anbachtsübungen 
und Gebeten, bald die Inſtandhaltung einer Kirche oder eines Theiles derſel⸗ 
ben, bald die Unterftühung von Geiftlihen und Klöftern, bald die Wohlthä⸗ 
tigkeit gegen Arme, bald die Bejoldung eines Priefters und Unterhaltung von 
Mefien, bald, wie bei den Elenbögilden, die Beförderung von Pilgerfahrten, 
bald die Verpflegung von Kranken, bald irgend ein anderer frommer ober 
woblthätiger Zwei. Immer aber, und jc weiter wir zurüdgehen, in beito 
höherem Grabe, waren biefe Brüberichaften zugleich dur das Band der Ge 
felligkeit*) und ber zu gegemjeitiger Liebe verpflichtenden Brüberlichleit ganz 
allgemein verbunden; waren fie in einem gewiſſen Umfange auch Rechts⸗ 
genofjenfchaften, die ein eignes Recht bildeten, Strafen feftießten und beitrie- 
ben, einen Borftand wählten, ein gemeinfchaftliches Bermögen, das aus Bei- 
trägen und Schenkungen erwadhien war, verwalteten unb gemeinfam verwen- 
beten ober nußten, ein Gildehaus, das zugleich als Berfammlungehaus, Feft- 
ſaal und Xrinfftube diente, zu erwerben pflegten; waren fie mithin jehr 
weientlih von unfern heutigen Bereinen zu frommen Zwecken, die eben, mur 
um bdiefes Einen Zweckes willen eriftiren, mehr aber noch von ben zun Theil 
aus ihnen berporgegangenen milden Stiftungen unterfchieben. 

Zu den geiftlihen Brüderſchaften gehörten meift jowol Brüder wie 
Schweitern und bei der Aufnahme machte in der Regel geiftlicher oder welt- 
licher Stand keinen Unterfhieb. Doc beftauden auch Brüberfchaften, die fich 
auf den geiftlichen Stand befchräntten. Dazu gehörten urfprünglid tie fo- 
genannten Kalandsgilden, welde aus der Sitte ber Priefter eines be- 
ftimmten Beirks, am erften jedes Monats zur Berathung ihres Amts und 
zugleich zu gemeinfamem Mahl und Gottesbienft zuſammenzukommen, hervor: 
giengen, fich hier und ba nad höherem und nieberem Range als großer und klei⸗ 
ner Kaland, als Kaland und Vikariengilde ober ähnlich jonderten und fpäter 


Wilda S. Huf. Ennen, Köln I. 176; IL. 45f. unterjcheidet weltliche, 
geiftlihe und gemiſchte Gilden. — Bol. auch unten $ 31. 40. 

2) Die Vorfchriften über Ausrichtung des Mahls und die Tafelordnung ſ. bei 
Wilda ©. 364. 365. 
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auch Laien theils zu vollem Recht theild ohne Stimmberechtigung zuließen ®). 
Diefe Kalandögilden hatten natürlich vorzugsweiſe religidje Zwede. Aber aud 
bei ihnen zeigte es filh, wie wenig mau an bie Beſchränkung auf beftimmt 
formulirte Vereinszwecke dachte, wie vielmehr une je nach den Umftänben bie 
eine ober die andere Seite der Berbrüberung fi geltend machte. Nicht nur 
geſellige Borfchriften find mit der Sorge für das Seelenkeil in den Statuten 
gemifcht, auch eine Gerichtöbarkeit über die Brüder wird der Gilde beigelegt 
unb bisweilen jeder Rechtshandel unter Brüdern verboten, wenn nicht zu- 
nächft der Gilbevorftand (Dechant, Prior) angegangen ift*). Der Flensburger 
Kaland machte jogar, obwol aus Prieftern beitehenb, gegenfeitige Eibeshilfe 
zur Pflicht?). Andere Brüberichaften, wie 3. B. die Damburger Bilarien- 
gilden, jahen als einen wefentlichen Bereinszwedt bie Bertheilung von Breben 
unter bie Mitglieder an‘). Viele Kalande endlich beichäftigten fich fpäter faft 
nur noch mit der Verwaltung und Vertheilung ber reichen Einkünfte aus an- 
gehäuften Kapitalien”). Und faft immer waren die Brüberichaften der Geift- 
lichen zugleich auf die Vertheibigung ihrer Rechte gegen die Oberen nnd gegen 
jeden Dritten berechnet®). 

B. Die weltliden Gilden, das heißt diejenigen, bei denen bie reli- 
gioͤſe Bedeutung allmälig vor andern Zwecken mehr zurädtrat, bildeten zu⸗ 
nächft vor Allem die politijche Seite ihrer Bereinigung, bie Friedens⸗ 
und Redtsgenofjenihaft, aus. In jener Zeit daher, in welder bie 
Öffentliche Gewalt weber das Eigenthum noch die Perfon gehörig zu fchligen 
vermochte, der Bewahrung voller Freiheit und jelbftändigen Grundbeſitzes aber 
womöglid ſelbſt feindlich entgegentrat, wurben bie unter den freien Grund⸗ 
eigentbümern einer Gemeinde beftehenden Gilden vornemlich Bereine zur Ge⸗ 


— — ⸗ 





2) Thomassin. Vet. et nov. disc. II, 8. c. 78. $ 10. 11. c. 76. Bilba 
©. 852f. Hartwig L c. ©. 160f. Weber Kalanden in Friedland Richthofen, 
Rechtsqu. S. 483. 500f. 

% Wilda ©. 862. 363. 

) Wilda ©. 868. 

©) Daher neben dem Gildehaus zuweilen ein Brodhaus (Bäderei) der Gilde. 
Bei Errichtung einer ſolchen Brodbrüderſchaft erflärten aber bie Bilarien ber 
Hamburger Nikolaikirche, dies jet geicheben: non solum (alfo doch immerhin 
auch!) pro commodis presentibus et lucris temporalibus inhiandis, sed magis 
pro beneficiis celestibus et porpetuis. Wilda ©. 356. 

 Bilda ©. 9355. 356. 

9 So beftand 3. 8. in Köln eine fraternitas pastorum zur Beriheibigung 
ihrer Rechte und Gewohnheiten gegen Uebergriffe bed Primärklerus und der 
Drbendgeiftlichleit. Sie hatte ihr eigenes Haus, Archiv, Renten und Güter und 
ftand unter ‚einem gewählten Borfteher, (bem camerarius), welcher von bem in 
kirchlichen Dingen dem Pfarrerfolleg vorſtehenden Burbelan verfchieden war. 
Eunen L 714. 


240 Die freie Einung. 


er bes Rechtsſchutzes, jei ed an Stelle der öffentlichen Gewalt, ſei 
es ſelbſt gegen dieſe, ſfie wurden Schutzgilden. 

I Zu ſolchen Schutzgil den pflegten fi vornemlich die in Städten 
zuſammenwohnenden, auf ihrem freien Eigen fitzenden und perjönlich freien 
Männer zu vereinen, bei denen ber anf dem Lande noch fortdauernde Ge⸗ 
ſchlechtezujammenhang fich früher auflöfte, bie altgermantfihe, auf landliche 
Berhältniffe berechnete Markverbindung aber ten veränderten Bebürfnifien 
nit mehr genügte). Gehörten einer ſolchen Gilde zwar utiprünglich alle 
Genoffen der Marktgemeinde, weiche in der Stadt wohnten, — bie ganze erb⸗ 
gejeffene Bürgerfchaft, wie man es jpäter ausbrüdte, — an, fo waren fie noch 
feineöwegs ala Gemeinbegenofien Mitglieder der Gilde, ſondern wurben Dies 
durch die Erklärung ihres Eintritts und die eiblihe Verbrüderung und durch 
bie Anfnahme feitens der ganzen Genofienichaft, welche aus verſchiedenen 
Gründen verfagt werben konnte iv). 

Derartige Schußgilden beftanden, wie jede Gilde, ans vollberehtigten 
unter fi gleichen Genofien, denen fih ein Kreis von Schubgenoffen, aus den 
Grauen und Mitgliedern des Hausweſens beftehend, anſchloßii)y. Die Bollge- 
noſſen wählten and ihrer Mitte einen Vorſtand (Meifter, Altermann x.), dem 
ipäter bisweilen ein Ausſchuß der Brüder zur Unterftüguug ober Kontrole 
zur Seite trat'*), und übten in ben vou ihm berufenen oder doch geleiteten 
gebotenen oder ungebotenen Verfammlungen Autonomie‘), Ordnunng und Ber- 
waltung ber eignen Angelegenheiten und Gerichtöbarleit aus. Im biefen 
Orundzügen, jo wie in ihrer religiöfen und gefelligen Ordnung unb in ber 
gegenfeitigen Pflicht zu brüberlicher Unterftügung den übrigen Gilden wefent- 
lich gleichartig organifirt'*), unterfchieden fie fih von jenen durch Die befonbere 
Ausbildung ber Rechtögenoffenfchaft und des Nechtöfchugee. Sowol nad außen 
wie nad) innen traten fie daher als politifche Körperichaften mit weitreichender 
Einheit des Rechts auf. Nah aufen war es Hauptpfliht Der Geſammtheit 
und jedes Einzelnen, dem Genoſſen in allen nicht gerabezu ungerechten Suchen 


) Nah Wilda ©. 62f. war England die Heimath der Schupgilden; von 
bort feien fie unter Gnut nach Dänemark gefonmen. A. M. Winzer L c. 
©. 76—82. 

0) Wilda S. 74—77. 117—119. Erfordernig der Aufnahme war An- 
fange nur ungekränktes Recht, reiner Wandel und unbefledter Ruf. ©. 117. 
Jeder Genofje konnte aber motivirten Widerfpruh erheben. S. 118. Bel. 
Winzer ©. 24f. 

11) Weber die Rechte der Frauen vgl. Wilda ©. 116. 

”) Wilda ©. 119f. 

12) Wilda ©. Y4f. Die Skra der Odenſeer Kanutögilde begiuut baber: 
Bir Gildebrüder in der S. Kanutsgilde... thun kund. 

14) Die Einzelnheiten b. Wilda S. 121 — 124. Binzer ©. 24 - 38. 
68f. 152—158. 
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beignftehen'°). In jeder erlaubten Weiſe unterftütte daher die Gilde ben Bru⸗ 
der vor Gericht, mochte er ein Recht zu verfolgen ober zu vertheibigen haben; 
fie machte Begleitung, Eibeshilfe und Zeugniß. Fürſprache und jonftigen Bei- 
ftand jedem Bruder ‚zur Pflicht, fie gab jogar bisweilen auf ihre Koften dem 
vor ein auswärtiges Gericht geladenen Genofien zwölf vom Borftand ernannte 
Begleiter *). Den entſchuldbaren Tobtichlag, welchen ein Bruder begangen, 
fühnte die Geſammtheit, indem fie für ihn das Wergeld erlegte; bei unfühn- 
barem Mord wer es wenigftens Pflicht, dem Thäter die Mittel zur Flucht zu 
verfchaffen. War ber Tobtichlag am Gilbebruder verübt, fo trat bie ganze 
Gilde neben oder gar ſtatt ber Verwandten gegen ben Mörder auf, wofür fie 
mitunter einen Theil ber Buße bezog. 

Aber auch im Verhaltniß der Gildebrüder zu einander zeigte fich die aus 
gedehnte Rechtsgenofſenſchaft der alten Schubgilden '”). San; allgemeiner 
Grundfat warb, daß kein Genoffe gegen ben Genoffen vor einem andern Rich⸗ 
ter Recht fuchen dürfe, wenn er nicht zuvor an bie Silbe ober das von ihr 
beftellte Gericht gegangen war. In allen genoflenfchaftlichen Angelegenheiten 
aber übte die Gilde wahre Gerichtsbarkeit. Insbeſondere richtete fie über jeden 
Bruch des Gildefriedens, jede Verletzung bes Gilderechts, jebe Höhnung ber 
Gilbeehre. Dazu aber gehörte jeder Verſtoß gegen das Statut oder eine Ber- 
fügung der Gilde, Uugehorfam gegen ihre Beichlüffe, Bernacdhläffigung ber 
Druderpflichten, Sriedensftärung bei Berfammlung und Mahl, Töbtung, Ber- 
wundung, Beleibigung oder Heimfuchung bes Bruders, Ehebruch mit feiner 
Grau ober Gewalt an feiner Berwanbten, See unb Straßenräuberei und 
viele andre Vergehen. In allen ſolchen Fällen erfannte bie Gilde auf bie 
von ihr ſelbſt feftgefehte Strafe, welche indeß nie eine Leibes- ober Lebens. 
ftrafe fein konnte io), vielmehr theils im Schadenserſatz an den Berlebten, theils 
in einer Buße an bie Genofjenihaft und (1% ober 1%) ihren Altermaun be 
fland, bei unfühnbarem Bruch bes Gildefriedens und Gilderechts aber ober 
bei nicht berftellbarem Schaden für die Ehre der Gilde die Ausſtoßung aus 
ber Brüberjchaft nach fih zog. — Auf Nichigenoffen dehute die Silbe ihre 
Gewalt und Gerichtöbarkeit nicht aus. In Folge ihrer Verbindung mit ber 
Stadtverfaffung wurden ihr zwar mitunter andy bie geringeren Bürger unter 
worfen, dann lag aber hierin zugleich eine Aufnahme derſelben in das Ver⸗ 
hãältniß von Schutzgenoſſen. 

Bon ſolchen Schutzgilden find uns hauptſäͤchlich aus engliſchen, daͤniſchen, 


19 So ſagt ſchon das Statut der Gilde v. Cambridge, die ganze Genofien- 
ſchaft werbe dem beiſtehen, der die gerechtere Sache hat. 

1%) Näheres b. Wilda S. 126—185. Nach dem Odenfeer Statut wurden 
bie Eibeöhelfer durch das Los beftimmt und Feiner durfte fich weigern. 

1) Bildba ©. 186144. 

Dies weift Wilda S. 141—148 gegen bie Vehanptungen Anderer nach. 

L 
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franzöfifchen und nieberländifchen Stäbten Nachrichten erhalten"). Sie bil- 
beten bier vor Entftehung einer eigentlihen Stadtgemeinde freie, fich felbft 
regierende und mannichfach privilegiirte Genofjenfchaften, ſahen fi bald als 
bie Vertreter der Stabt felbft an und leiteten allmälig ihre Gilbeverfaffung 
in die Stabtverfaffung über. Auch in beutjchen Städten aber haben ficherlich 
vor Entftehung einer Stadtverfaffung vielfach ähnliche Gilden beftanden, wie 
bie ſtets wieberholten Verbote gegen geſchworene Einungen beweifen. Diele 
Verbote mögen zugleich die Schuld tragen, daß wir keine urkundlichen Nach⸗ 
richten über die Eriftenz und Verfaffung freier Schutzgilden aus älterer Zeit 
befiten.. Nur von ber Richerzeche in Köln vermögen wir mit Beſtimmtheit 
zu jagen, daß fie eine ſehr alte Schubgilde unter den Mitgliedern der alifreien 
Marktgemeinde Kölns geweien ift, welcher es in ber That gelungen iſt, Recht 
und Freiheit derſelben zu fchühen und zum Ausgangspunkt der älteften Stabt- 
verfaffung Deutichlands zu werden”). Daß in Schleswig eine ſchon 1130 
als alt bezeichnete Schutzgilde der. erbgefeffenen Bürger (bat summum convi- 
vium ober Hezlagh) beftand *'), ift uns vielleicht nur deshalb bekannt geworben, 
weil fie ber Verbindung mit Dänemark wegen fi ſtaatlicher Anerken⸗ 
nung erfreute. Wenn, wie zu vermuthen ift, in andern deutſchen Städten 
ähnliche Schubgilben unter den freien Einwohnern bereits vor dem Beginn 
ber ſtädtiſchen Entwicklung vorhanden waren*®), jo mußten fie im Sinne ber 
Reichsgeſetzgebung als unerlaubte Verbindungen gelten, von Anerfenuung oder 
Privilegien Tonnte bei ihnen nicht die Rede fein und jelbft bie Abfaffung 
ſchriftlicher Statuten mochte aus dieſen Gründen unterbleiben. 

I. Mit der Ausbildung der ftädtiichen Berfaffung trat bie Richtung 
ber Gilden auf Rechtsſchutz mehr zurück. Sowol bie alten, als die nad) 
ihrem Mufter nen ſich bildenden Gilden entwidelten fi nunmehr hauptſäch⸗ 
Ich als Genofienfchaften des gemeinfamen Interefjes, und biefes In⸗ 
terefje, welches vor Allem verjchieden war nach der Berfchiebeuheit des bür- 
gerliden Berufs, wurde nunmehr die Grunblage der Torporativen Glie⸗ 
berung. Zwar blieben aud jet die Bilden Vereine für alle Zwede bes 
Lebens, fie blieben brüberliche Verbindungen zu gegenfeitiger Unterftügung, zu 
religioſer und gefelliger Gemeinſchaft, zur Ausübung politiiher Rechte, zum 


7) Wilda ©. 71f. 145f. So befonbers bie amicitia in Aire 1188 (©. 147f.), 
bie nieberländtichen vroedscappen, bie bänifchen Kanutögilben (S. 156f.) — 
Binzer ©. 28f. 

=) Bol unten 8 29. 

1) Wilda ©. 71f. 162f. 

) Daß indeß, wie Wilda ©. 194 — 220 ausführt, bie Wltbürgergilben 
aller älteren Städte, wie 3. B. die Hausgenofien in Speier, die Stubengefellichaften 
in Strasburg und Frankfurt, die unmittelbare Fortſetzung einer einftigen Voll⸗ 
bürgergilbe, welche vor Entftehung der Stabtfreiheit alle Bürger geeint habe, 
feien, ift nicht nachweisber. Vgl. unten 8 29. 
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Schub jebes Einzelnen gegen Unrecht und Gewalt, zur Benutzung gemeinfa- 
men Vermögens: entſcheidend aber für Sorm und Umfang ihrer Verbindung 
wurde mehr als dies Alles das Berufsinterefje ber Mitglieder. 

Unter den aus den einftigen Bollbürgern bernorgegangenen Altbürgern 
erhielten daher allmälig die althergebrachten oder wen begründeten Gilden den 
Sharatter von Genofjenihaften zur Ausübung und Aufredter- 
haltung politifher Vorrechte und überhaupt zur Wahrung des Stan- 
besintereffes ber Patricier. Die große Mehrzahl der Bürger aber, welche von 
bem zur Selbftänbigkelt emporblühenden fäbtiichen Gewerbe lebte, nahm bas 
gemeinfame gewerbliche Intereſſe unter die Bereinsangelegenheiten ber in 
ihnen vorhandenen ober neu gegründeten Brüberfhaften auf und ſah es bald 
als die Hauptſache an. Die Gilden, welche nunmehr in immer größerer 
Zahl entftanden, vereinten daher jet nur diejenigen Bürger, weldye das gleiche 
Gewerbe trieben, und wurden, inbem von nun an biefes den Inhalt und bie 
Richtung der Aſſociation vornemlich beftimmte, zu wahren Gewerbsgilden, 
mithin zu Birtbihaftsgenoffenfhaften. 

1. Unter den Gewerbögilben waren weitaus die älteften die kanfmän- 
nifhen Gilden oder Hanjen. Seitdem vollfreie Germanen in Stäbten 
wohnten, hatten biefe begonnen, mit dem Grumbbefiß in der Stadtmark, 
ber nach wie vor bie Baſis ihres Rechts blieb, den Großhandel zu ver- 
einen. Deshalb waren die meiften Mitglieder der ftäbtiihen Schutzgil⸗ 
den wol immer auch Kaufleute, und früh jchon begannen dieſe, Beftim- 
mungen zur Beförderung des Handels in die Statuten aufzunehmen, das ge- 
noffenfchaftliche Bermögen in Taufmännifchem Intereſſe zu verwenden und 
Hanbelsprivilegien, wie 3. B. Stapelreht, Zollfreiheit, Waarenſchutz, Markt 
recht, als Korporationsrechte zu erwerben. Mit ber Steigerung tes Verkehrs 
und der freien hanbeltreibenden Bevoͤlkerung giengen dann die alten Schuß. 
gilden entweder in reine Hanbelöinnungen über und wurben oft als folde bie 
Grundlage ſtädtiſcher BVerfaffungs), oder aber es entflanden neben den fich 
mehr nnd mehr zu Altbürgergilden umgeftaltenden Schutzgilden neue Kauf 
manndinuungen, weldye in demſelben Grabe, in weldem jene fi vom Ge⸗ 
werbebetriebe zurückzogen, ihrerjeits in ber Wahrung bed gemeinfamen Han- 


2 Ein Beifpiel einer folder Schupgilde, welche im Begriff ift, in eine Handels⸗ 
tunung überzugeben, unb zugleich eng mit ber Stabtverfaflung verwachien tft, 
bietet das Statut der Gilde in ber ſchottiſchen Stadt Berwyck bei Wilda im 
Anhang ©. 376f., bei. e. 18— 30. Die confraternitas der merdatores hansati 
in Paris wirb im Jahre 1204 zuerft erwähnt und wurbe Grundlage ber dortigen 
Stadtverfafiung. Wilda S. 239 —244. Ueber bie Londoner Kaufmannsgilde 
und ihren Zufammenbang mit ber Stabtverfaffung |. Hüllmann, Städte TIL 73. 
Wilda ©. 244f. Ueber die Hanbelögilden der ttalienifchen Städte Hüllmann 
ib. L 322f. Die Kaufmannsinnung in Oueblinburg fol ſchon im Sabre 993 


eriftirt haben. 
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delsintereſſes den Kauptfächlichften Vereinszweck erblidten. So ſcheint in Köln 
ſchon im 11. und 12. Jahrhundert neben ber Richerzeche eine große fraterni- 
tas mercatorum (auch fraternitas vini genannt) beflanben zu haben®), 
weiche fich fpkter tu mehrere kaufmäͤnniſche Gefellihaften fpaltete*‘). In ben- 
jenigen Städten, welche von Fürſten glei Anfangs als Handelsplätze ge 
gründet wurden, wie Freiburg und Lübeck, hatten bie Gilden der Bollbürger 
auch von Anfang an den Charakter von SHanbelsinnungen). Eudlich 
mußten andy die aus ber Hörigkeit auffteigenben Elemente des Kaufmanns- 
ftanbes theils ſich den beftehenden Hanſen amzufchliegen, theils eigene Vereine 
zu bilben judhen*”). 

Zu biefen Innungen ftäbtifcher Kauflente kamen ſchon in früher Zeit 
die zugleich Handelsinterefſe und Rechtsſchutz verfolgenden Gilden, zu beuen 
mit dem zunehmenden Verkehr die Kaufleute derſelben Stadt, Gegend oder 
Sprache im Auslande zufammenzutreten pflegten. Wem aber auch bie An- 
fänge der deutichen Hanfen im London, Brügge Wisby und anderen Orten 
ins 12. und jelbft 11. Jahrhundert reichen, fo fällt doch ihre eigenthümliche 
Entwiclung ebenfo wie die der Inufmänniichen Gilden überhaupt erft in bie 
folgende Periode:s). 

2. Das Gleiche gift in noch höheren Grabe von den Gewerbegil- 
ben ber Handwerker, ben freien Zünften®). Nur ihre Entftehung, 


welche zum Theil bis ins 11. Jahrhundert zurüdgehen mag, muß jchou bier 
mit einigen Worten berührt werben ®). 


») Ennen w Ecertz, Quellen L 148f. Ennen, Geld. v. Köln L 
©. 531f. Diefe Gilde war es wahrſcheinlich fchom, welche fi zufammen mit 
ber Richerzeche gegen Anno erhob. 

s) Es find bie beim Weberaufftand ber Richerzeche zu Hilfe kommenden 
fogenannten fünf Ritterzünfte — die gesellschaff van dem yssermart, bie ge- 
sellschaf van der swartzhuys, societas de Wintecke, societas de aquila und 
bie gesellen van me Himmelrljch. Sie waren fret von ber Bevormundung 
burch Nicherzeche und Rath. Nebrigens blieben ſie Glieder ber allgemeinen Tauf- 
männtichen Bereinigung (fraternitas vini), welche indeß ben genofienfchaftlidhen 
Zuſammenhang mehr und mehr einbüßte. 

”) Wil da ©. 381f. 261. 

7) Hierhin werben die Kaufmannsgilden zu zählen fein, welche eine Mittel- 
ftnfe zwiſchen Geſchlechtern und Zünften bildeten, wie die Rheintauflente in Speier 
(Lehmann, Chronik IV. c. 18. ©. 312), die Kaufleute in Strabburg, die Herren⸗ 
zünfte in Bafel sc. Bol. unten & 37. 

0) Bol. unten 8 87. 

”%) Bol. unten & 38, 

©) Vgl. die verfchiebenen Anfichten 6. Eichhorn, Zeitſchr. f. geſch. R. W. I. 
4%. IL 213; Einl. 8 881; R. ©. 8 312. Hällmann, Stände II. ©. 132f. 
Städte I. 314f. Wilda, Gilbenwefen S. 288f. Winzer, Brüberichaften 
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Die ältefte Zunfturkunde, welche wir befigen, ift eine Kölner Urkunde 
v. 3. 1149 2), in welcher die Richter, Schöffen und angejehenften Bürger 
unter Zuftimmung der Gemeinde eine von den Beltziechenwebern errichtete 
Brüberjchaft beftätigen. Daß dieſe Brüberfchaft eine Gewerbögilde war, zeigt 
die Beſtimmung, wonad Alle, welde das Gewerbe in ber Stadt treiben 
wollen, ihr beitreten und ihren Anorbnungen fidh fügen müflen. Sie war 
damals nicht die einzige Zunft in Köln, denn es wirb feftgefeht, daß ein Plab, 
wo bie Leinweber feil hielten, ihr unb ber Zunft der Leinweber gemeinfchaft- 
lich fein folle. Auch hatte fie fchon vor 1149 beftanden, denn fie hatte be- 
reits vorher and Zunftmitteln (a communi bono ejusdem fraternitatis) jenen 
Platz troden gelegt. ber nicht nur über das Alter, auch über die Ent- 
ftebungsart der Zünfte giebt dieſe Urkunde einigen Aufſchluß. Denn fie 
zeigt deutlich bie zwei verfchiedenen Momente, welche zur Bildung des Zunft- 
weiens zuſammenwirkten: die freie Einung der Genoſſen und die 
Berleibnng des Handwerks als eines Amtes an die Genof- 
ſenſchaft. 

a. Grundlage der korporativen Organiſation des Handwerkerftandes 
war von je die frei gewollte Vereinigung. Sie wird in der Urkunde von 
1149 bereits dentlich als Rechtsgrund für bie Eriftenz der Genoſſenſchaft 
wie für ihre Berfaffung angegeben*); fie tft auch hiſtoriſch ber Entfiehunge- 
grund ber Zünfte. Dem fteht, wen man von den älteren Anfidhten, weldhe 
das Zunftweien tbeild auf roͤmiſche Grundlagen anrüdzuführen?®), theils an 
kirchliche Iuftitute anzulehnen, theild ans polizeilichen Maßregeln herzuleiten 
fuchten*), abfieht, hauptſäͤchlich die bereits oben erwähnte Anflcht entgegen, 
daß das Zunftweien aus einer Fortbildung ber bofrechtlichen Innungen ber- 
vorgegangen ſei. So fehr inbe betont werben muß, baß in ber That jehr 
viele freie Zänfte unmittelbar frühere Hofämter fortgeſetzt und in ſehr vielen 


S. 40—46. Tzſchoppe u. Stenzel, Einl. z. Url. Samml. ©. 248f. 
Tittmann, Geſch. Heiner. d. Erl. L ©. 355f. Arnold, Städte L ©. 246f. 
DI. 2085. Nitzſch, Bürgerth. u. Minifterialität S. 226f. Heusler, Bafel 
©. 114f. 124. Mone, Zeitfhr. Bd. XV. S.1f. Wehrmann, lüb. Zunftrollen, 
@inl. ©. 1f. Böhmert, Beitr. z. Geſchichte des Zunftwefens 1862 ©. 1f. 
Enuen, Köln L 176. 

s) Lacombl., Urkb. L ©. 251. 

2e) Non latest... . Reinzonem W. H. E, ceterosque ejusdem operis 
cultores fraternitatem textorum culcitrarum pnivinarium pro spe perhennis 
vitae conformasse etc. Und weiter heißt es, alle Weber innerhalb der Stadt 
follen: huic fraternitati, quo jure a supra memoralis fratribus constat disposita, 
sponte subjiciantur. 

5 So die meiften Xelteren, wie Struv, Heineccius u. f.w. Sept noch 
Monelc. 

%, So Eichhorn 1 c. und zum Theil auch Hüllmann 1. c. 
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Beziehungen hofrechtliche Elemente beibehalten haben: jo wenig folgt doch 
hieraus, daß das Zunftweien felbft eine Bortjegung des Hofinnungäweiens fei. 
Mit demjelben Recht koͤnnte man, weil viele Markgemeinden aus Oofgemein- 
den erwachſen find, die Wurzeln des Markgemeindeweiens in das Hofrecht 
verlegen! 

Nicht aus der Hörigkeit, ſondern aus der Freiheit, nicht aus bem Hof⸗ 
recht, jondern im Gegenfak zu biefem entftauben die Zünfte; nicht die 
hofrechtlihen Aemter, ſondern bie Gilden und Brüberfchaften der Freien, 
namentlih wel der Kaufleute, waren ihr Vorbild. Sei es nun, daß es, wie 
Gfroͤrer nachzuweiſen verjucht*®), ftets freie Handwerker neben den hörigen 
gegeben bat, ſei ed, daß erft fpäter geringere Freie fi zum Handwerk ver- 
ftanden: jedenfalls haben überall erft da und in fo weit, als aus der Ber- 
ſchmelzung freier, wenn andy in ber Freiheit geminberter Elemente mit ben 
vom Hofredht, wenn auch nicht von allen Folgen befielben befreiten Hand⸗ 
werkern ein freier Handwerkerſtand hervorgegangen war, fi) Handwerkerge⸗ 
nofſenſchaften gebildet. Bon biefen find bie älteften aller Wahrſcheinlichkeit 
nad ganz ohne Einfluß bes Hofrehts unter den am frühften freien und 
wohlhabenden Gewerben, wie namentlich den Webern, Goldſchmieden n. ſ. w., 
aus willfürlicher Bereinigung bermorgegangen. Die Gewerbögenofien traten 
vermuthlich zuerft zu einer Gilde zujammen, welche neben dem allgemeinen 
Zweck brüberlidher Liebe und gegenfeitiger Unterftügung hauptfächlich religiäfe 
und gejellige Ziele verfolgte”), daneben aber auch anf den Schuß ber Frei- 
heitsrechte und bes Eigenthums gerichtet war. Weil aber bie jo gefchloffene 
Gilde eine Brüderſchaft und aljo für alle gemeinfamen Interefien vorhanden 
war, fo nahm fie auch die gleihartigen gewerblichen Interefien der Brüder 
und ihren Schuß unter die Vereinszwede auf und wurbe balb, weil dieſe bei 
Gewerbsleuten alle anderen überwogen, auch eine überwiegend gewerbliche Ge⸗ 
nofſenſchaft. Exiftirten aber einmal freie Zänfte, jo mußten auch die vom 
Hofrecht noch nicht nöllig befreiten Handwerker eine ähnliche Torporatine 
Einung erftreben. Bisweilen mochte es ihnen "gelingen, allmälig das bof- 
rechtliche Amt, in welchem fie fi befanden, in eine Zunft zu verwandeln, fo 
daß fich ganz unmerklich im Laufe der Zeit an Stelle des Gedankens, dah 
biefes Amt auf Eintheilung ſeitens des Herrn berube, der Gedanke ſchob, daß 
es feinen Urſprung einer freien Willenseinigung verdanke. Häufiger aber 
noh war allem Vermuthen nad) ein amöbräcdlicher, in Oppofition gegen ben 


5 Gfrörer, Bollsrechte II. 186f. 194f. 

2e) Darum fagen auch bie Bettziechenweber 1149, fie hätten fich zu einer 
Brüderſchaft vereint pro spe perhennis vitae, und in ben Stift ungsurk. ber 
Basler Shlähter und Schneider v. 1248. 1260 b. Ochs L 818. 350 u. 
Trouillat L Rr. 393. ©. 574. I. Rr. 71. ©. 105 wirb jebe Berwenbung ber 
Zunftlaffe für andere als die religiäfen Zwede ausdrücklich ausgefchlofien. 
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Herrn vorgenommener Tonftitnirender At der ganz beftimmte Anfıng einer 
freien, gewillkürten Senofjenfchaft. ine nidyt blos von den Mitgliedern bes 
Hofamts, fondern zugleih von fremden Handwerkern errichtete unb beſchworene 
Einung, ein auf gegenfeitige Unterftübung, Neligiofität und Geſelligkeit, auf 
Zörberung bed Gewerbes, aber auch Auf Schub bereits erworbener und Er⸗ 
ringung fernerer Freiheitsrechte abzielender Bruderbund warb geſchloſſen und 
pflegte vom Herrn, wenn ed wieberholten Verboten und Maßregeln nicht ge- 
lang ihn zu unterbrüden, zuerft geduldet, endlich anerfannt zu werben. 

Daß wenigftens zu Friedrichs IL. Zeiten die Handwerkerinnungen fi im 
Gegenſatze zum Herrihaftereht und Hofrecht aus freier Einung zu 
bilden pflegten, folgt ans ben Verboten der Reihögefehe”). Und die ganze 
Behandlung der Zünfte ſeitens ber Herren und ber Altfreien läßt von An- 
fang an erkennen, daß man fie nicht nur ale Mittel, zur Selbftänbigfeit zu 
gelangen, fürdjtete, fondern auch ihr Vorhandenſein jelbft als Beweis einer 
bereits errungenen Selbitänbigkeit betrachtete. 

Auf die Dauer indeß ließ fi den Handwerkern die Anerkennung ihrer 
Koͤrperſchaften um fo weniger verjagen, als ihre Freiheit unzweifelhaft wurbe, 
in der Freiheit aber nad) germaniſchen Begriffen immer zugleich das Eini⸗ 
gungöredht lag. Den Zünften felbft mußte andrerſeits baran gelegen fein 
die ansbrädliche Anerfennung ihrer Genofienfchaftsrechte zu erlangen, und fie 
fügten fih um ber Beitätigung jeitens bes Stadtherrn oder bes Stabtraths 
und des damit verbundenen Rechtsſchutzes willen auch manchen ihnen anfer- 
legten Beichräntungen der Autonomie und Selbfiverwaltung, War aber bie 
Beftätigung feitens bed Herrn ober ber Stabtbehörbe für die Ausübung kor⸗ 
porativer Rechte nüäglih, fo war fie für die eigentlich gewerbliche Seite 
biefer Korporationen von einem andern Gefichtspunkt aus fogar nothwen- 
big?) und wir müſſen hierin ein zweites Moment, welches bei ber Bildung 
ber Zünfte mitwirkte, erbliden. - 

b. Jedes Gewerbe und jebes Handwerk nämlich war im Syitem ber 
Lehns- und Hofverfaflung ein Dienft, welder einem Herrn geleiftet wurbe, 


7, Val. z. 2. Frid. IE priv. Goslar. d. 1219 5. Goͤſchen: praeterea 
datum est regali praecepto, quod nulls sit conjurasio nec promissio vel socie- 
tas, quae theutonice dieitur eyninge vel ghilde, nisi solum monetariorum. 
Edict: ejusd. d. 1282 $ 2: irritamus ... . et cassamus cwjuslides artifichi con- 
Sraternitates seu socielates. 

”, Deshalb Heißt es in der Urk. v. 1149 am Schluß: sequitur.. . . con- 
firmatio non minus valida neque fraternitati minus necessaria. Es geht aber 
ans bem Zufammenhang ber Urkunde hervor, daß biefe Nothwendigkeit ber 
confirmatio fi) nicht auf dad Beftehen der fraternitas ald folcher, bie ja ſchon 
vorher vorhanden war, bezieht, fondern auf bad ihr ertheilte Recht bes aus⸗ 
ſchließlichen Betriebes ber Weberei: confirmatam suscepisse kac videlicet ratione, 
ut omnes textorii operis cultores etc. 
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die Erfüllung dieſes Dienftes nebft den tamit verbundenen Bortheilen ein 
berrfchaftliches Amt oder officium. Dieſe Idee wurbe mit der Befreiung bes 
Hanbwerkerftanbes nicht aufgegeben, fonbern erhielt mur eine veränderte An- 
wenbung. Der Handwerker, welcher arbeitete, biente jett nicht mehr einem 
Herrn, fondern feinen Mitbürgern, ober vielmehr ihrer organifirten Gejammıtheit, 
dem Gemeinweien. Die Ausübung eines beflimmten Handwerks war baber jetzt 
ein oͤffentliches ober ſtädtiſches Amt anftait eines herrſchaftlichen ge 
worben, aber fie blieb eben ein Amt. Jedes Anıt beruht auf Mebertragung 
ſeitens des Amtsherrn. Das Hanbwerf mußte alfo von ber Stabi ertheilt 
fein, um ausgeübt zu werben. Ob nun bie Stabtbehörbe allein in biefer 
Beziehung die Stabt zu vertreten, ob, wie zuerſt überall, ber Tönigliche 
Benmte ober der Stabtherr bie Hanbwerlsämter zu vergeben hatte: fo viel 
hielt man unter allen Umftänden feft, daß Recht und Pflicht eines Hand⸗ 
werks ein verliehenes Amt ſeien. Die Zünfte, wollten fie das Handwerk 
üben, mußten fi mithin das Amt, welches man balb gleichfalls mit dem 
Namen „Zunft“, „Iunung“ oder ähnlich benannte?®), ertheilen Iafien oder, 
wo fie es bejaßen, ihren Befiktitel auf eine fingirte frühere Verleihung zurkd- 
führen. Ganz allgemein betrachtete man baber das einzelne Ounbwerlsamt 
mit ben aus bem Betriebe befielben folgenden Einkünften ale Geſammtrecht 
der Genofſenſchaft, welches ihr zu abgeleitetem und als eine Art Amtslehn 
vorgeftelltem Rechte zuftand‘). Daraus folgte eine ganze Reihe von Kou- 
ſequenzen, welche aus dem Cinungsprincip allein nicht hervorgegangen wären. 


, Man barf baber nicht glauben, ba überall, wo bie „ Iunung”, „Zunft“ ıc. 
verlichen oder von Verleihung abhängig gemacht wirb, damit bas „Einungd- 
recht” gemeint, folgli der Grundſaß aufgeftellt jet, baf eine Genofienfhaft zu 
ihrem Beftande ftaatlicher Konceffion bebürfe. Vielmehr ift in der Regel bamit 
nur das Innungsamt, bas Recht des Gewerbebetriebes, gemeint. Bel. z. B. 
Ur, des Erb. Widmann v. 1164 6. Emminghaus ©. 34, worin ber 
Magbeburgifchen Schufterzunft (jus et magisterium sutorum), welche bereitö von 
jedem andern Beamten als ihrem genofienfchaftlihen Vorſtande befreit war, ihr 
Gewohnheitsrecht beftätigt wirb: ne aliegenae opus suum operatum ad forum 
non deferant, nisi cum omnium eorum voluntate, qui juri illo, quod Juninge 
vocatur, participes existant. So wirb au in einer Url. f. Alt⸗Wyck zu 
Braunſchweig das Wort Innung felbft als „gratia vendendi” erklaͤrt. Titt⸗ 
mann L c. ©. 356. 

©, Wenn im Priv. des Erzb. Wihmann.es nad) ben in Note 89 ange 
führten Worten weiter heißt: itaque ad recognoscendum se annuatim Magd. 
episcopo duo talenta solvent, quae magister eorum praesentabit, fo ift es 
eben das Obereigenthum bes Biſchofs an der Amtsgerechtigkeit (jus quod dicitur 
Inninge), für welche ver Reloguitiondzind gezahlt wird. Hier iſt auch bereits 
vollfommen beutlih, daß bie Zunft das Amt ald Geſammtrecht bat, da fie als 
Gefammtdeit bie Abgabe zahlen fol. Die einzeluen Benofien find Theilhaber 
dieſes Gefammtrechts: juri illo quod Inninge vocatur participes. 
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Die Abhängigkeit ber Zünfte in gewerblidhen und zum Theil felbft in ger 
nofienfchaftlichen Angelegenheiten, bie Gewerböpolizei, das Recht des Stabt- 
bern ober der Stabt, bei ber Beitellung eines Borftandes, der Aufnahme 
von Mitgliebern, der Keftfegung von Statuten mitzuwirken, und die gewerb- 
lichen Abgaben und Dienfte waren größtentheils ein Ausfluß des einem Ober⸗ 
eigenthum vergleichbaren Rechts an dem als Amtslehn fortgegebenen Handwerk 
Bor Allem aber bieng mit ber Amteibee die Entftehung bes Zunftzwan- 
ges zujammen. Denn ba jedes Amt die Ausübung der Amtöbefugniffe durch 


Nichtbeamte ausfchließt, konuten zunächft Handwerker, bie von dem Stabtherrn 


oder der Stabt nicht angeftellt waren, das Handwerk nicht betreiben. Konnte 
dieſes Amt num and an beliebig Viele gegeben werben, fo hatte doch ſchon 
frühzeitig in vielen Handwerken das Streben ber Zünfte nach alleinigem Er⸗ 
werb des Handwerksamtes ben Erfolg, daß jedem, dem die Aushbung bes 
Handwerks geitattet wurde, zur gejeglichen Pflicht gemacht warb, der Genoffen- 
ſchaft beizutreten‘). Da nun aber biefe Genofienfdhaft mehr ober minder 
frei über die Aufnahme zu verfügen hatte, biefelbe alſo nnter Umftänben and 
verweigern ober doch jehr erfchweren konnte, fo entflanb mitunter ein wahres, 
auch der Stabt gegenüber jelbftändiges Monopol der Sunung, vermöge befien 
fie das Handwerksamt als Geſammtrecht mit Ansichluß jedes Fremden beſaß. 
Schließlich wurde, wie es das Schidlfal aller mittelalterlidhen Aemter war, 
auch bas Handwerkbamt immer mehr als Bermögensredht betrachtet und be- 
handelt, was bie Schliefung der Mitgliebergabl einer Zunft, die Etblichkeit, 
Käuflichkeit und jelbft Theilbarkeit der Stellen, alle möglichen Beitimmungen 
zur Gernhaltung Fremder, kurz bie Entartung bes Zunftweiens zur Folge hatte. 

Davon wirb unten noch näher die Rebe fein: bier kam es nur darauf 
an, zu zeigen, daß ber eigentliche Entftehungsgrumb bes Zunftweſens in ber 
freien @inung gelegen hat, die eigenthümliche Ausbilbung befielben im Unter- 
ſchied von anderen Binungen aber hauptfächlich durch bie Idee begründet 
warb, daß der fo entftandenen Beutentöent ber Handwerksbetrieb als ein Amt 
verliehen ſei. 


D. Die Eutfichung des ſtüdtiſchen Bemeinweiens aus der Auf⸗ 
nahme des Einungsprincips in die Gemeindegenoſſenſchaft. 
5 28. Berſchiedene Anſichten über Die Entfiehung ber Stabtfreiheit. 


Hatte der Einungsgebanke fo bereits in den Zeiten, in welchen bie Dienft- 
idee ihre reichften Blüthen trieb, eine Fülle gewillfürter Genoffenfchaften er . 
ſchaffen, fo brachte er in ben lebten beiden Jahrhunderten dieſes Zeitraums, 
indem er einzelne begünftigte Gemeindegenofienfchaften in freie Bürgerfchaften 
umbilbete, in bem ſtädt iſchen Gemeinwejen eine neue Bereindform her⸗ 


) So 1149 für die Kölner Weber, 1164 für bie Magdeburger Schufter. 
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vor, welche für die Fortbildung von Recht und Berfaffung eine unberedhen- 
bare Wichtigkeit erlangte. 

Ueber den Urfprung ber mittelalterlichen Stäbtefreiheit ift noch kein volles 
Licht verbreitet. Trotz der im @inzelnen bleibenden Zweifel Iaffen fich indeß 
bie fundamentalen Elemente, aus benen fie erwuchs, bezeichnen. Ihre Grund⸗ 
lage war bie altgermaniiche freie Genoſſenſchaft; zur Stabigemeinbe 
aber wurbe fie dadurch, daß fie den nenen Gedanken ber freien Einung in 
fich aufnahm und mit bem Markgemeindeprincip zu einer Einheit verſchmolz 

Um dies für bie deutichen Stäbte — denn nur von biefen joll die Rebe 
jein — einigermaßen barzuthun, bebarf es eines näheren Eiugehens auf bie 
Entftehungsgeichichte berfelben. Bon vormberein nur mag bemerkt werben, 
baf ber bier vertheibigten Auffafſung beſonders zwei unter ſich ganz entgegen. 
geſetzte Anfichten wiberfprechen. 

1.. Die ältere Anfiht nahm eine unmittelbare Fortdauer der römifchen 
Municipalverfaffung in den Stäbten an!) Sie ift durd die fpäteren For⸗ 
ſchungen völlig beſeitigt). Nicht einmal in ben zuerft erblühten italifchen, 
noch in den franzöfifhen und ſpaniſchen Städten ift ein anderer als ein rein 
äußerer Zufammenbang mit bem alten municipium nadhweisbar?), gefchweige 
denn in den Römerftäbten auf dentſcher Erde, in weldhen bie römiſche Ratio 
nalität felbft verſchwand. Nichte als Stätte und Mauern, Namen und Titel 
haben dieſe Städte in das Mittelalter mit hinübergebraht! Weniger aber 
noch, als einzelne Inftitute, haben die Stäbte, wie man wol noch behaupten 
wil®, bie Grundidee ihrer Berfaffung ben Römerftäbten entlehnt. Prin- 
cip und Form ihrer Bildung waren beide germanifch! 


ı) So Morig, Kindlinger, Bodbmann, Bemeiner (Meber ben Ur 
ſprung ber Stabt Regensburg unb aller alten Breiftäbte 1817), Eichhorn, 
Zeitſchr. f. geſch. R. ®W. L ©. 247. IL ©. 193f. Ganpp, über beutfche 
Stäbtegrünbung (1824; anderer Anficht jept Stadtrechte S. 5— 11), v. Dönniges, 
das deut. Staatsrecht 1842. L 246. — Roh Schaab, Geſchichte des rheiniſchen 
Stäbtebundes (1843) findet „überall altrömifche Konſuln, Senatoren, Boll 
tribunen und Freiftaaten nach antitem Schnitt”. I. ©. 30. 41. 42. 

. 5 Beſonders dur Hüllmann, Städteweſen II. ©. 262f., Stände ©. 470; 
Wilda, Gilbenweſen; Hegel, ital. Städte IL. ©. 891f.; Allg. Monatsfchrift. 
1854. ©. 161—165. 696— 708; Arnold, Freiftäbte J. S. 128f.; Watten- 
bach, Deutſchlands Geſchichtsq. im M. U. ©. 24f.; Eunen, Köln L ©. 126. 197. 

3) Bol. Bethmann⸗Hollweg, Urfprung der lombardiſchen Städtefreiheit. 
1846. ©. 1—60 und Hegel IL ©. 49f. gegen Savignp; ferner Hegel ib. 
©. 823. 335f. über franzöfifche und ſpaniſche Städte; enblih Haulleville, 
histoire des communes lombardes, 2 .Dbde., der fi ganz auf bie beutichen 
Forſchungen ftügt und ſich namentlich gegen die noch heute vorherrſchenden An- 
fihten ver franzoͤſiſchen Schriftteller über ben römifchen Urſprung ber Gtäbdte- 
freiheit in den romanifchen Ländern mit Nachdruck wendet. 

4, So 3. B. Zöpfl, R. ©. $ 55. VI. 
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2. ine andere Anficht verlegt zwar bie Grundlage des deutichen Stäbte- 
weiens in das germanifche Recht, aber nicht in bie Freiheit, jonbern in das 
Dienft- oder Hofrecht. Die Abhängigkeit von Einem Herrn foll alle 
Stabtbewohner zu Siner Gemeinde geeint haben und baburdh erft foll ans 
dieſer allmälig eine freie Bürgerfchaft erwachſen ſein“). Damit beftünbe alſo 
kein direkter Zufammenbang zwiſchen ber altgermaniichen vollsrechtlichen Ge⸗ 
noſſenſchaft und ber ftäbtifchen Gemeinde. Auch dieſe Aufiht ift unbaltbar®). 

Freilich bat fi nur in brei deutſchen Stäbten — in Köln, Magdeburg 
und Trier — eine vollkommen freie Gemeinde auch in ben Zeiten biichäf- 
licher Herrichaft erhalten. Aber gerade dieſe Stäbte waren es, in welchen bie 
Deee einer ftäbtiichen Berfaffung zuerft in Deutichlanb erwachte. Und in ben 
übrigen biſchoflichen Städten war der Kern ber Bürgerfchaft aller Bahrichein- 
lichkeit nach ebenfalls eine altfreie Gemeinde, bie nur zeitweife durch eine fidh 
über fie verbreitende biſchoͤfliche Vogtei eines Theils ihrer Freiheitsrechte ver- 
{nftig gegamgen war, bie ſich aber ihre Aufpruche auf Vollfreiheit und edhtes 
Eigen immer bewußt blieb. Auch fie errang alfo nicht, wie Hegel fih aus 
brüdt, eine neue $reibeit, fonbern ftellte Die alte wieder ber. Ueberall frei» 
lich nahm die Bürgerfchaft mehr und mehr die befreiten bofrechtlichen Ele⸗ 
mente in ſich auf; aber nicht fie affimilirte fich jenen, ſondern jene ihr, fo 
daß durch dieſe Vermiſchnug ihre Rechtslontinuität mit der altgermaniichen 
Genofſenſchaft nicht im Mindeften tangirt ward. Wo endlich fpäter, wie in 


s So beſonders Nitz ſch, Mintfterialität unb Bürgerthum im 11. unb 
12. Jahrh. Leipzig 1859. Für bie außerkoͤlniſchen Stäbte auch Hegel, allg. 
Monatsichr. 1854. ©. 157f. Leo, Vorleſ. TIL ©. 262f.. Lambert, beut, 
Stäpteverfafl. im M. U Halle 1865 (Bd. I u. ID. Die zum Theil hoͤchfſt be⸗ 
fremdenden Ausführungen des legtgebachten Berfaflers, der bie ganze Entwicklung 
des Bürgerfiandes auf Senfualttät und Minifterialität baut, koͤnnen nicht näher 
berüdfichtigt werben. Es tft eine reine Partetfchrift, welche entgegenftchende An- 
fichten oft nur mit ber Behauptung, fie jeien eine „Lächerliche Revolutionshimäre” 
(4. 8. L ©. 100), widerlegt, fich felbft aber mit Vorliebe auf ben fühnen Gap 
ftügt, daß Sreiftanten um „bei ab- unb ausgelebten Böllern“ vortommen (fo I. 
181), fo daß ihr denn auch bie ganze Stabtfreiheit gleich der „antik republikaniſchen 
Karritaturfreiheit" (TI. 308) ald Berfall ericheint. Genfualen und Minifterialen 
find bei Lambert zwar Freie, aber Unterthanen ohne GSelbftverwaltungärechte, 
welche bann ihrem „rechtmäßigen Herren" aus „frechem Webermuth”, „Icdhamlofer“ 
unb „babgieriger" „Anmafung” und „Raubſucht“ buch „Rebellion die Stabt- 
regierung abtrogen. Bol. diefe und ähnliche Kraftftellen I. 63f. 98f. 104. 131. 
200. IL. 2. 46f. 77. 78. 80. 85. 91. 98. 107. 117f. 119. 120. 234. 241. 262. 
281. Vom entgegengefehten Parteiftandpunft aus läßt ſich Barthold oft zn 
Faͤrbungen verleiten. 

®) Dagegen namentlih Eichhorn, Gaupp, v. Fürth, v. Lancizolle, 
Bilda, Löher, Barthold, zum Theil Hegel, bei. aber Arnold u. Heuster. 
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den koͤniglichen und fürftlichen Städten , die Bürgerfchaften wirklich aus hof⸗ 
rechtlichen Gemeinden bervorgiengen, ba entiehnten fie, indem fie bie älteren 
Stäbte zum Borbild nahmen, Form und Grundbegriffe ihrer Berfaffung nicht 
dem Hofrecht, fondern dem Recht ber freien Genofjenfchaft. Und es beburfte 
nicht nur ber vorangegangenen eigenen Befreiung, ſondern ber Berftärkung 
durch den Zuzug Freier vom Lande, um fie dazu zu befähigen. Nicht eine 
Entwicklung bes Hofrechts, fonbern eine Verbrängung des Hofrechts durch bas 
erweiterte und bereicherte Vollsrecht der alten freien Genoffenfdhaft war jo ber 
Inhalt unferer ftäbtiihen Entwicklung, wie fi) zunädft an ben biichöflichen 
Stäbten ergeben wird. 


839 Die Entftehbung ber Stabtfreiheit in Den altbifchöflichen 
Städten.) 


L Als die Germanen, deren Unbekanntſchaft mit ftädtiichem Weien bem 
Römer ein nnterfcheibendes Kennzeichen war*), unter ber von ben Römern 
binterlaffenen Erbſchaft auch Städte vorfanden und biefe nicht nur beftehen 
ließen, fonbern ſelbft zu ihren Wohnfitzen wählten?), da gieng ihnen mit dem 
äußeren Begriff einer Stabt als eined ummanerten und befeftigten, voll- 
reicheren Ortes nicht zugleich ber rechtliche Begriff einer Stabt als einer 


1) Val. bei. Kindlinger, münft. Beitr. II, 1.8.208f. Hüllmann, Städte 
weien Bd. I—IV und Stände BL. IIL Ganpp, über dentſche Stäbtegrünbung. 
1824; bentfche Stabtrechte Th. Lu. IL Eichhorn, R. G. 4 224°. 224. 810f. 
Zeitſchr. f. geih. R. W. L ©. 220f. IL 165f. v. Maurer, über bie bair. 
Städte u.|.w. Münden 1829 (auch Einl. ©. 187. 888. Fronh. IL 97f.). Wilde, 
Gilbenweſen ©. 145f. Hegel, Geſchichte der. Stäbteverfaffung von Stalten IL 
©. 891f.; Allg. Monatöfchrift v. 1854 ©. 157f. Arnold, Berfaffungsgefchichte 
ber beutfchen Freiftäbte im Auſchluß an bie Berfaffungsgefehiähte ber Stadt Worms. 
Bd. I und I. Ritzſch, Miniftertalität und Bürgerthum. 1859. Bartholp, 
Geſch. der deut. Stäbte. Leipzig 1850 u. 51. Bol. an Bluntſchli, Gtaats- 
und Rechtögejchichte ber Stadt und Landſchaft Zürich. Bd. L Phillips, R. G. 
888. 353pfl, R. G. 946. Schulte, R.®.8 80.81. Walter $ 212—24. 
Waitz, B. ©. IL. 422f. 176. 287—290. II. 842. Ueber einzelne bijchöfliche 
Städte: Gemeiner, über ben Nrfprung ber Siadt Regensburg unb aller 
alten Breiftäbte. 1817; Hegenöburger Chronik 1800-1824. Dunpe, Geſch. 
ber freien Stabt Bremen. B Bde. 1845. 46. 48. Heusler, Berfafiungdgefchichte 
ber Stadt Bafel im Mittelalter. Ennen, Gedichte ber Stabt Köln. Bd. I 
und IL Lambert, bie Entwidinng des beutidh. Stäbtewef. im Mittelalter. 
3b. I. 1865. (Euthält die Verfaffungsgefchichte von Köln.) 

2) Tac. Germ. c. 16. Parallelftellen bei Gaupp, Gtabtrehte L ©. 1f. 

3) Dem wiberfpricht fcheinbar Ammian. Marcell. XVI. c. 2: Territoris 
esrum habitare ... . nam ipsa oppida ut circumdata retiis busta declinant. 
©. aber Hegel IL 6. 848 f. 


— — 
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beſonders organifirten Gemeinde auf. Vielmehr fügten fi) die Stäbte und 
ihre Ginwohnerfhaft in jeder Beziehung in bie beſtehende Gliederung 
des Landes und Volle. Diejenigen Städte des fränfiichen Reichs baber, in 
weldhen fich freie Gemeinden nieberließen, wurden Theile ober Mittelpuntte 
eined durch ihre Manern wicht begrenzten Guns, wurden in tiefem Gau 
Hunbertichaften ober Theile einer Hunbertfchaft, und ftellten enblich in ber 
Hundertſchaft eine ober mehrere Ortd- oder Bauergemeinben bar, bie fich bisweilen 
noch in fpäteren Zeiten als Specialgemeinben unter dem Namen von Parochien, 
vieiniae, Heimfchaften, Burggenofienfchaften oder Geburichaften erhalten Baben*). 
Der dreifachen Gliederung entiprachen, wie überall, dreifach abgeftufte Volks 
beamte oder Richter: im Gau die bier meift als „Burggrafen” bezeichneten 
Grafen, iu der Gent die Centenare ober Schultheiien‘), iu ben Nachbar 
fchaften aber bie niederen Burrichter ober Heimbürger. Grafen und Gente- 
nare wurben vom Könige als Inhaber der öffentlichen Gewalt ernannt, bie 
Burrichter wählte meift die Gemeinde. In höheren wie in niederen Gerichten 
fanb eine Betheiligung ber Gemeinde ober eines aus ihr berporgegangenen 
Schoͤffenkollegs durch Urtelsfindung und Rechtwelfung ftatt und es war in 
demfelben Grabe, wie überhaupt in den Bollsgemeinden ber fräntiichen Zeit, 
für Autonomie und Selbflverwaltung Raum. Die in der Stabt anfäffigen 
Mitglieder diefer Gemeinden genofjen, wie bie länblichen Bauern, volle Frei⸗ 
heit‘), hatten das Waffenreht und bie Waffenpflicht und beſaßen fowol als 


4) Neber die Stabt cum suburbio (circuitu, confinio) als Gau f. Arnold I 
©. 136. Heusler ©. 22-25. Hegel, Monatsihr. S. 165f. Waip IL 
288. Speciell über den Kolngau Ennen I 124f. Weber die viciniae unten $ 35. 

n Bol. bei. bie forgfältigen Unterfuchungen Arnolds L ©. 76—123 über 
den Burggrafen, ber ald ber urfprüängliche königliche Beamte und Richter für ben 
aus ber civitas cum suburbio beftehenben, felbft „civitas“ genannten Gau nach⸗ 
gewiefen wird, neben dem für ben engeren Stabtbezirk ein Gentenar ftanb. Die 
fpäteren ftäbtifchen Aemter giengen fobann aus einer bald mehr Kalb weniger 
volftändig burdhgeführten Berfchmelzung bieler Beamten mit ben anfänglich 
neben ihnen ſtehenden biſchoͤflich⸗herrſchaftlichen Richtern — Bogt nnd villicus — 
hervor, wobei die Namen balb bes einen bald bes anderen Amts beibehalten 
wurden. ©. au Ennen I ©. 5ö1f. Anderer Anfiht Hegel, Monatsſchrift 
©. 165f. Lambert IL ©. 161f. Neberzengend weift auch Heusler ©. 4f. 
nach, daß ber scultetus ald Fortſehzung bes centurio zu betrachten ift, ber ben 
zuerft neben ihm ftehenben hofrechtlichen villicus allmälig verbrängte und Unter⸗ 
richter aller Stabtbewohner mit cives ald Schöffen wurbe. Aehnlich war es in 
Slanbern bei ber Verbindung ber ächtfreien Erbſafſen mit den befreiten Hörigen. 
Barntöntg, flandriſche Staats- und Rechtsgeſch. L S. 808f. 867. II, 1. 
©. 168. 

©) Freie Gemeinden anger in Köln, Magbeburg und Trier in Regensburg, 
Bafel, Strasburg, Worms, Speier, Mainz, Utrecht, Augsburg, Würzburg, Bremen, 
GSonftanz, Hamburg unb anderen Städten nehmen Arnold I ©. 16. 18 n. 
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Einzelne echtes und freies Eigen”), wie als Geſammtheit eine gemeine Mark"). 
Hufenbefit und Markgemeinfchaft waren hier wie in ben länblichen Gemein⸗ 
ben die Grundlage der Genoffenrechte. 

Aber die freie Gemeinde war nie, wie eine freie Bauerſchaft, Grund⸗ 
berrin ber ganzen Stabtmarl. Neben ihr eriftirte vielmehr in allen 
von Alters ber bebeutenderen Orten ein Biſchof oder ein anderer geiftlicher 
Grundberr®), der auf ber einen Seite Borftand der kirchlichen Genoffenfchaf- 
ten war, auf ber andern Seite einen umfangreichen und mannigfach geglie- 
berten weltlichen Herrſchaftsverband als feine gegen bie Freien ſcharf abge- 
ſchlofſene familia vereint. Vaſſallen und Dienftimaunen, freie Hinterſafſen, 
ſchutzpflichtige, hoͤrige und unfreie Leute — unter fidh in verfchiebene Ge⸗ 
nofienfhaften georbuet — bildeten biefen weit über die Stabtmanuern Bin- 
ansreichenben Gerrichaftöverband, ber durch frühzeitig ertheilte Smmunität *°) 
nach außen abgefchloffen worden war. Biſchoͤflich⸗herrſchaftliche Beamte ſtan⸗ 
ben ben einzelnen räumlich ober perjänlich beftimmten Abtheilungen biefer 
großen Immunitätsgemeinde vor, für bie Stabt in ber Regel ein Vogt 
(advocatus) als Oberrichter und ein villicus als Unterrichter. 


Heusler ©. 69f., in Zürich Bluntſchli I. 61. 62. 145, iu Bamberg Zoͤpfl, 
bad alte Bamberger Recht, an. Bebenklich ift es, mit Arnold ans ber Bezeich⸗ 
nung einer Stabt als „civitas publica* ſchon das Borhanbenfein einer freien 
Gemeinde zu folgern. — Der Streit, ob biefe volle Freiheit fpäter aufgehoben 
oder. nur gemindert ſei, berührt die Frage, ob urjprünglih Vollfreiheit vorhanden 
geweien, an ſich noch nicht. 

N Die Zinspflichtigleit der ſtädtiſchen Grundftüde war, wie in fo vielen 
anderen Marten gleichfalls, fpäteren Nrfprungs. Vgl. au Heusler ©. M. 

* Hüllmann, Städte I. ©. 413f. Bluntſchli I ©. 61. 62. Hensler 
©. 91f. — Url. Friedr. L v. 1156 6. Schannat II. 77: communis paseua 
burgensium; Urf. v. 1205 6. Schöpflin, Alsat. dipl. I. 326: terrae illae in 
civitate sive extra, quae vulgariter nuncupantur Almende; cf. Urf. v. 1275 
ib. I. 7. Gerade in Strasburg freilidh entfchied Sriebrih IL in dem darüber 
zwiſchen Stabt und Bifchof geführten Streit, daß der Biſchof bie Almende vom 
Reich zu Lehn babe. Gemeine Marken titalienifcher Städte erwähnen: für Cre⸗ 
mona Urk. v. 1114 b. Muratori IV. 28: ea quae suae locutionis proprietate 
communia vocant; für Mantua Urk. v. 1014. 1055. 1091. ib. IV. 18. 17, 
v. 1159 ib. I. 731: de communibus rebus ad praedictam civitstem pertinen- 
tibus, ex utraque parte fluminis Mincii sitis; — de rebus communibus ad 
Mantuam civitatem pertinentibus; und (1014): cunctos arimannos in civitate 
Mantuse sive in castro . . et in comitatu Mantuano habitantes .. . cum. 
communaliis. Bgl. Duc ange, Glofſſar vr. communalia, —— 
communia (sub 2). 

% In Züri) und Quebliuburg eine Aebtiſſia, in St. Gallen, Fulda, Schaff- 
haufen ein Abt. 

6, Heusler ©. 5f. 119f. Bluntſchli L ©. 66. 126f. 
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Drittens beftand in den meiften alten Städten neben ber freim Marl 
und dem bifchöflichen Fronhof noch ein Tronhof des Königs (palatium, fis- 
cus), zu bem eine urfprünglidh durch beſondere königliche Herrſchaftsbeamte 
verwaltete Dofgemeinde ber Palatinlen ober Fiskalinen gehörter!). 
Nimmt man binzu, daß oft noch unabhängige Alfter und eigne, von 
ben übrigen Einwohnern ſcharf gejonderte Judengemeinden nad eignem Rechte 
in den Stäbten lebten '*), jo erkennt man, daß es in älterer Zeit zwar Ge⸗ 
meinden und Berbände in Stäbten gab, aber Feine eigentlichen Stabtge- 
meinben. Denn weber waren die Ringmanern ber Stäbte bie Grenzen einer 
eigentbümlichen Berfaffung, noch andy beftanb unter ben verſchiedenen Kreiſen 
der Stabtbewohner als ſolcher ein anderes als das rein räumliche Band. 

Hier trat indeß nad dem Berfall bes Tarolingifchen Reiches allmälig 
eine doppelte Aenderung zu Gunften der ftäbtiihen Einheit ein. 

1. Su räumlider Beziehung zunädft entwidelte ſich die Idee eines 
befonderen Stadtfriedens'®), der zwar gleich bem Frieden der Marken, 
ber Kirchen, der Häufer rein dingliher Natur war, mittelbar aber, indem er 
allen innerhalb der Ringmauern wohnenden Perſonen einen Auſpruch auf 
beionderen Schuß gegen Gewaltthat und Unrecht, mithin ein gemeinjames 
Recht verlieh, die Idee einer ftädtiichen Einheit auch perfönlicder Art an- 
babnte. 

2. Aber and in perfänlicdher Beziehung trat mehr und mehr an Stelle 
ber ſich kreuzenden koͤniglich⸗offentlichen, koͤniglich⸗herrſchaftlichen und bifchäflich- 
herrſchaftlichen Gewalten und Aemter, wie fie aus ben Nebeneinanderftehen 
von volksrechtlichen Genofienfchaften und herrſchaftlichen Verbänden bervor- 
geben mußten, eine einheitliche Spike, indem ber Biſchof fih zum gemein- 
ſamen Schutzherrn aller Einwohnerftände und zum gemeinfchaftlihen Aus- 
gangspunkt des Tomplicirten Beamtenfuftems erhob. Nachdem er zuerft feine 
eigne Hofgemeiube durch bie Erweiterung ber Immunität fefter geeint hatte 
und bie im berjelben vorhandenen Stanbesunterichiebe älterer Art durch die 
entftehende neue Gliederung nach dem Dienftverhältniß, in Folge deren nament- 
lich eine dienftrechtlihe Genofſenſchaft der ftäbtiichen Minifterialen ent- 


11) Das Borbandenfein einer Palatialgemeinde in Bafel wird von ArnolbL 
844 verneint, von Heusler S. 12—14 vermuthet. Weber bie Fiölalinen in 
Züri vgl. Bluntſchli 1. ©. 49. In Bremen, Hamburg, Conſtanz eriftirten 
feine Pfalzen. 

12 Bol. unten & 85. 

13) Dieſe Idee tritt bereitö im älteſten Straßburger Stabfrecht mit befonberer 
Schärfe hervor. Bol. baffelbe bei Gaupp, Stabtr. J. S. 48. Walter, corpus 
jur. Germ. II. ©. 780f. u. ®engler, Stabtredhte ©. 472f. Gaupp und 
Balter theilen zugleich die alte Deutfche Nebertragung mit. Später warb ber 
befonbere Stabtfriede bie eigentliche Grundlage jedes Stadtrechts. Bol. auch 
Sadfenip. I, 71.8 2. 
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fand, verwifcht waren, erbielt er im 9. und 10. Sahrhundert durch konigliche 
Privilegien überall aud die Grunbherrichaft über die Palatialgemeinde, die 
ſodann, nachdem fie Anfangs noch als eine beſondere Genoſſenſchaft in ber 
Immunitätsgemeinde fortbeftanden Hatte, fich im biefer allmälig auflöftee). 
Bar aber bierburd die Trennung von Freiheit und Hofrecht eher ſchärfer 
geworben als gemilbert, fo bahnten die Privilegien ber Ottonen im 10. Jahr⸗ 
hundert auch eine Verſchmelzung biefer gegenfählichen Elemente an. Denn 
durch diefe Privilegien wurbe der Biſchof auch über bie Altfreien erhoben, in- 
bem ihm faft überallıs) Herrſchaftorechte pofitiver Art über diefe, vor Allem 
bie Ernennung ber ftäbtifchen Richter, übertragen warben'*). 

Die Ausdehnung, welche in Tolge deſſen bie biſchöfliche Oerrſchaft über 
bie Freien erfuhr, war eine verſchiedene. Sn Köln, Magdeburg und Trier 
erbielt fich die altfreie Gemeinde durch das Mittel eines fländigen Schöf- 
. fenthums im vollen Befig der alten Freiheitsrechte. Es trat Teine wei- 
tere Beränberung ein, als daß ber Erzbifchof fintt des Kaifers das Burggra⸗ 
fenamt vergab, welches nichtöpeftoweniger ein Reichslehn blieb’). Denmoch 
juchte auch in biefen Gtäbten ber Exabiichof allmälig ben Burggrafen zu fei 
uem herrſchaftlichen Richter herabzudrücken, uur gelang ihm bie erſt in einer 


9) Arnold L ©. 19— 27. 

#) Ansnahmen waren z. B. Augsburg und Eonftanz, wo ber König. die 
Hoheitörechte bis zu deren Webergang auf bie Gemeinde behielt, und Regeneburg, 
wo ber Biſchof die GStabiherrlichleit mit dem Herzog von Balern theilte. 
Hegel IL. 418, Auch Zürich blieb Reichsvogtei. Bluntſchli L ©. 186f. 

16, Die Bebeutung biefer Privilegien ift noch immer fireitig. Die Anfict 
Eichhorn's (Zeitfhr. J 224— 226. 228. 230. 283. 2336) war: es feien alle 
Einwohner zu einer unter gemildertem Hofrecht und unter ber Gerichtsbarkeit 
berrichaftlicher Beamten ftehenden Gemeinde aus ber Gauverfafiung ertmirt und 
fo eine neue Immmnitätögemeinde mit eignem Recht — dem Weichbilbrecht — 
geworben. Gaupp trat zunächft ber Unficht von einer Zerreifung ber Gauverfaffung 
durch die Privilegien entgegen. Arnold (I. ©. 28f.) führte weiter aus, daß 
nicht eine Ausdehnung der Immunität über bie ganze Stabt, fonbern Befeltigung 
des Smmunitätöbegriffs, nicht Unterwerfuug der Freien unter Hofrecht, fondern 
Stellung der Unfreien unter öffentlich bleibenbe, wenn auch vom Bifchof erwählte 
Richter erfolgt fe. Hensler ©. 19f. 43. 54f. billigt dies und fpricht daher 
von einer „Löntglich-bifchäflichen Bogtel*. 

1) Daher wurbe in Köln gefagt, der Burggraf Babe den Bann vom Gr. 
biſchof und vom Reich zugleih. Url. b. Ennen u. Ederp, Quellen L 1585. 
&acomblet II. 737.: quod una nobiscum bannum judicii eb imperio tenet. 
Bol auh Enuen, Köln I. ©. 551. Das beräbmte 1169 ſchon vor Alter un- 
leſerliche Weiſthum über bie Kompetenz von Burggraf und Vogt, bad, nachbem 
ed von Stumpf und Waiy bezüglich feiner Echibeit angefochten, jebt von 
Ennen L ©. 559 — 564 und Lambert IL 153f. wieber verfochten wirb, zeigt 
noch durchaus bie öffentliche, volkärechtliche Natur des Burggrafenamts. 
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Zeit, als dad Amt nicht mehr bebeutenb genug war, um über Freiheit oder 
Hörigkeit der Gemeinde zu entſcheiden?e). Anders war es in ben Stäbten, wo 
bie Altfreien Fein ftänbiges Schöffentfum hervorgebracht ober doch ein ſolches 
nicht hatten feſthalten Amen. Hier gelang es ben Biichöfen, bie königlichen 
Grafen und Gentenare in weit höherem Mae von fih abhängig zu machen 
und zum Theil zu biſchoͤflichen Bögten und Schultheißen herabzubrüden 1); 
es gelang ihnen, bie Altfreien einer mehr oder minber ausgedehnten Vogtei zu 
unterwerfen, in beren Anerkennung fie von ihrem Eigen Zins entrichten, in 
Strasburg fogar perjßulihe Dienfte) Ieiften mußten, unb in Folge beren fie, 
jo heftig fle ſich dagegen firäubten, zum Theil auch ihr echtes Gefammteigen- 
thum an der gemeinen Stabtmarf verloren"). Allein ganz wurben body auch 
bier die Freien dem Volksrecht nicht entfremdet; auch bie vom Biſchof ernannten 
Deamten behielten den Charakter Bffentliher Beamten bei und wurben mit 
dem Bintbann vom Könige belehnt. So wurde alfo auch hier die Berbindung 
mit dem Reichsoberhaupt ald Vertreter der Vollsgenofienfchaft, das heißt mit 
andern Worten das Volksrecht, gewahrt und, wenn auch nicht bie volle alte 
Sreiheit, doch jo viel von ihr gerettet, daß bie Rechtskontinnität mit der ur- 
fprünglichen Gemeinde dauern und die alte Freiheit ſomit die Grundlage 
einer nenen genofienfchaftlichen Bildung werben konnte. Als daher in ben 
Stäbten leterer Art die Böuiglichen und hofrechtlichen Gerichte zu einem ein- 
zigen Töniglich » biichöflichen Gericht verichmolgen wurden und als Beiſitzer an 
biefem zufammen mit dem Altfreien bie dem Range nach ſchon über fie binauf- 
fteigenden Minifterialen des Bifchofs Theil nahmen: da lag hierin nicht eine 
Niederdrũckung der Freien zur GHofbörigkeit, fonbern bie befinitive Befreiung 
eines Theils der hofrechtlichen Stände vom Hofreht®). Und als ſowol in 
diefen Stäbten, wie in etwas fpäterer Zeit auch in denen, in welchen has 
Gericht der Minifterialen von dem ber Altfreien geſchieden blieb, im Folge 


) Im Schieböfpruc von 1258 nannte ber Erzbiſchof von Köln ben Burg- 
grafen ebenfo wie deu Bogt jchon feinen Richter. Ennen L 552. Es kam 
Appellation von Graf und Schöffen an ben Erzbifchof auf. Ennen u. Ederp II. 
884 Nr. 40. Und allmälig verwifchten fi) die alten Verhältniſſe fo, daß bie 
frühere Bebentung bes Burggrafen ganz in Vergeſſenheit gerieth, er ein erz⸗ 
bifchöflicher Richter wie Andere wurde. Ennen IL ©. 558f. Lambert IL. 161f. 
172. 

6, Ansnabmöweife erhielt ſich — in Folge der zwiſchen Biſchof und Her- 
zog getheilten Herrſchaft — die Burggraffchaft als wahres Reichslehn in Regens- 
burg. Arnold L ©. 872f. Im Uebrigen vgl. Note 8. 

=) Iura et leg. civ. Argent. $ 88f. 

*) So in Straäburg durch ben Epruch Briebrich IL Bol. Note 8. Biel⸗ 
fach zeigte fich bas alte Geſammteigenthum aur noch in einem Zuftimmungsredht 
ber Gemeinde bei Beräußerungen. So in Bafel. Heusler S. 92f. und Urk. 
aus db. 13. Jahrh. daſelbſt. Vgl. übrigens Th. IL 

2) Deshalb wurden auch faft überall die eigentlich hofrechtlichen Beamten 

1 17 
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der gemeinſamen Herrſchaft des Biſchofs eine, wenn auch zunächſt nur äußere 
Verbindung zwiſchen einſt hofrechtlichen und altfreien Elementen zu Stande 
kam; als jo eine aus Minifterialen und Altfreien zuſammengeſetzte, zweigliedrige 
Bürgergemeinbe entftand, die im Laufe ber Zeit auch innerlich zu Einer Ge- 
nofſenſchaft verjhmolz: da war dies nicht eine Ausdehnung bes Hofrechts über 
alle Einwohnerftände, fondern eine Beleitigung des Hofrechts und des Im⸗ 
munitaͤtsbegriffs für einen Theil der familia. Es war und blieb alſo die alte 
Gemeinbefreibeit Grundlage der nenen Entwidlung, unb in ber Abforption 
aller der Bürgerfchaft zuftrömenben aus der Unfreiheit herftammenben höheren 
und nieberen Elemente durch bie nie ganz unterdrückte freie Genofſenſchaft, 
nicht aber in der Abforption diefer letztern durch bie bofrechtlichen Elemente 
der Stabt beiteht der Inhalt des Entwidlungsganges der Bürgerfchaften. Ober 
mit andern Worten: im Bollörecht, nicht im Dienft- ober Hofrecht Tiegt ber 
Urfprung der beutjchen Stabtfreiheit. 

Aber freilich, zunächft waren bie alte Vollfreiheit und das alte Volksrecht 
auf das Weſentlichſte gemindert und gefährdet und fo ſehr bie Einheit ge 
wonnen hatte, indem nunmehr alle Einwohnerftände ein Ganzes unter dem 
Biſchof als oberftem Schubherrn oder doch als Bertreter einer koͤniglichen 
Schirmherrſchaft bildeten, fo ſehr galt e8 nunmehr, dieſer neuen Einheit gegen- 
über die Freiheit zu vertheibigen. Schon betrachtete ber Biſchof fih als den 
Herrn ber Stabt und alle Bewohner als eine feiner Schutzherrſchaft unter- 
worfene, wenn auch nad perſoönlichen Standesrechten vielgliebrig abgeftufte 
familia’®), fchon geriethen bie alten Freiheitsrechte der Bürger in allmäliges 
Vergeſſen und ſchon war es klar, baß ohne einen energifchen Widerftand ſchließ⸗ 
ih jeder Unterjchieb zwifchen einer freien Stadtmark und einem bifchöflichen 
Fronhof verihwinden mußte. 

II. Die Gemeinde der Altfrein nahm ben Kampf mit ber ihr brohenden 
Bogtei muthvoll auf. In einigen Stäbten, befonders in Köln, Magdeburg 
und Anfangs auch in Trier, gelang es ihr, ſich jeder auch nur zeitweifen Unter- 
brüdung zu erwehren und aud unter bifchöflicher Gerichtsbarkeit fi volle 
Freiheit und ein ftändiges Schöffentolleg im Grafengericht zu erhalten, woburd) 


burch Löniglich-bifchöfliche Voögte und Gchultheigen, nicht umgelehrt die letzteren 
durch Hofrichter verbrängt. Anderer Meinung Nitz ſch 1. c. S. 18f. 270f. 

22, So rechnet in ben leges familie s. Petri de 1024 ber Biſchof offenbar 
bie freien cives zur familia im weiteren Sinne. Died giebt au Arnold I 
62 zu. Dagegen gebt ber Ausdruck gedigene in Baſel nicht, wie Hegel 
Monatsſchrift S. 170 annimmt, auf bie ganze Bürgerfchaft, fonbern auf bie 
untere Minifterialität (Nitz ſch S. 168) oder den hörigen Handwerkerſtand (Heus ler 
S. 129). „Herr“ der Stabt, „summus dominus”, nannte ſich ſogar der Erzbiſchof 
von Köln; er bezeichnete Stabt und Bürger als „feine“ (Ennen I. 616— 618), 
während die Bürger ihm, außer vorübergehend gezwungen, nie bied Prädilat zu- 
geftanden. 4. M. Lambert II. 184. 
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freilich die Berfhmelzung aller Einwohner zn Einer Gemeinde verzögert wurde. 
Sn den andern Städten fchüttelte fie das ihr anfgezwungene Joch bald in 
offenem Kampf, balb in ftillem frieblihem Ringen wieder ab. 

1. Sn diefem Streite nahm bie freie Gemeinde eine doppelte Stellung 
ein: einmal focht fie nur für fih, für ihr Standesrecht, ihre genofienfchaftliche 
Selbftändigkeit und ihre Herrſchaft; zweitens aber war fie die Vorkämpferin 
der gefammten Einwohnerfchaft der Stadt, und — in gewifien Sinne — ber 
Stadt felbft. An fih nur ein heil der Stabtbewohner, ber urbem habitan- 
tes sive colentes, am ſich baher gleich den Minifterialen und ben einzelnen 
Hofgenoffenfchaften nur ein Verband in der Stadt, kein fpecifiich ftäbtifcher 
Berband, hatte fie fih doch aus den Zeiten der fraͤnkiſchen Verfaſſung ber ein 
Bewußtſein beffen bewahrt, daß fie in einem näheren und innigeren Berbältniß 
zu der Stabt und ber Stadtmark fiche, als die andern Bewohner, ja im 
Stillen machte fie wol ſtets einen freilich für jekt völlig unrenlifirbaren An- 
fprad darauf, Grundherrin ber Stadtmark unb fomit die Stabt felbft 
zu fein. 

a. Schon im Namen gab fi dies kund. Sie nannte fi) cives, urbani, 
burgenses, civitatenses und gab fi damit als bie vorzugsweiſe ftäbtifche 
Gemeinde zu erfeınen*). Ja bei ber Nennung des ſtädtiſchen Namens über- 
Haupt, bei der Erwähnung ber Colonienses, Wormacienses, Spirenses, badhte 
man vorzugsweile an fie. 

b. Noch mehr trat dies in ihrem Verhältniß zu den übrigen Einwohner⸗ 
fländen hervor. Die bifchöflichen Dienftmannen zunächft theilten zwar nad) 
ihrer Emamcipation vom Hofrecht Privilegien, Antheil an Gericht und Ber- 
waltung, Schöffentbum und fpäter Ratbsfähigkeit und was damit zufammen- 
bieng, mit den Burgenfen: aber fie thaten dies nur infofern, als fie fih als 
Theilnehmer an der Bürgergemeinbe betrachteten®). Wurden fie daher auch 


=) So werden in Mainz vom 11. Jahrhundert an bie cives oder burgenses 
den Dienftmannen entgegengeftellt. Urk. v. 1069 6. Guden. II. 5. 7, v. 1188 ib. 28: 
comitum, liberorum (freie Her), familiae et civium. Urk. Henr. V. ib. L 46: 
laici tam milites quam cives; 1127 ib. 66: de liberis, de ministerialibus et 
urbanis; 1189 ib. 118, 1226 ib. 498: ministeriales burgenses etc. Im älteiten 
Augsburger Recht v. 1152 — Gaupp, Stadtrechte IL S. 204 — werben bie 
urbani ober civitatenses ald Gegenſatz von ministeriales einerfeitd, totus popu- 
las andrerfeitö genannt. In Speier heißen fie 1111 „cives“ (Remling, Urkb. 
©. 88), in ben leg. et stat. civ. Arg. „burgenses“ (& 6. 8. 43. 93); tn Worms 
1024 „eives“, 1106 (Schannat IL ©. 62) „urbani“, 

ss) Heusler ©. 71f. 135f. und fonft datirt die Bedeutung der Burgenien 
als eigentlicher Vertreter der Stadtgemeinde erft aus viel fpäterer Zeit, indem er 
daraus, daß in Basler Urkunden milites und cives erft feit 1240 unterfchieben 
werben, Ichließt, daß vorher beide zufammen ald Eine Gemeinde aufgefaßt worben 
feien. Aber fchon im 11. Jahrhundert werden in anderen Städten die Dienf- 
mannen und Bürger fcharf getrennt (ſ. Note 24). Nitzſch hält umgekehrt bie 

17% 
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im Kurialftil vor den Burgenfen als ein befonderer Stand genamut, fo galten 
fie doch in Bezug auf alle eigentlich ftädtiichen Verhältnifſe unr als eine in 
bie Bürgergenoffenfchaft aufgenommene oberfte Kaffe). Sie hatten alſo eine 
boppelte Stellung: fie waren Mitglieder der Bürgerfchaft, umb reichten doch 
auf ber andern Seite als bifchöfliche Mannen und Inhaber bifchöflicher Lehen 
mit Jutereſſe und Recht in ganz andere Kreife hinein, fie waren auf ber einen 
Seite ein Theil, auf der andern der Gegenſatz ber Burgenſen?). Im weiteren 
Verlauf der Entwicklung blieb ihnen daher hei der Unhaltbarkeit einer ſolchen 
Zwitterftellung nichts übrig, als fidh entweder mit der Bürgerfhaft völlig zu 
ibentificiren und enblich im ihr aufzugeben, ober aber ganz ans dem ftäbtifchen 
Leben auszuſcheiden und ſchließlich fogar ihre Wohnfige innerhalb der Mauern 
aufzugeben. — Noch in höherem Grabe aber wurben bie niederen Einwohner 
fände, die Maſſe ber hörigen ober unfreien Benölterung infofern, als fie einen, 
wenn auch zunächft nur paffiven Antheil am Stadtfrieden und Stadtrecht 
uahmen, durch die Burgenfen vertreten. Mochten fie nun als Einzelne von 
einzelnen Bürgern jelbft, ober vom Biſchof, von Grunbherren ober Beamten 
abhängig fein: Rechte und Privilegien, die ihnen in ihrer Gefammtheit als 
Stadteinwohnerſchaft ertheilt wurden, galten als ber Bürgerichaft, zu ber fie 
doch nur in ſehr nneigentlihem Sinne gehörten, gegeben”). Im Grunde 
war es ja auch nicht eine Begünftigung und Befreiung, bie den Hörigen zu- 
gedacht war, fonbern es war ein Privileg und eine Freiheit der Stabt nud 
ihrer Mauern felbft, daß der Wohnfik im ihr höheres Recht, höheren Frieden, 
höhere Freiheit gab. Die Luft machte frei! Die ganze fpätere Entwidlung 
war daher aud nicht etwa bie, daß der alte Begriff der Bürgerichaft aufge 
hoben wurde, jondern die niederen Einwohnerftände wurben in bie uralte freie 
Burgenfengemeinbe zuerft als Schußgenofien, dann als minder berechtigte Mit- 
glieder, endlich als Bollgenofien aufgenommen“). Der Begriff ber Bürgerfchaft 


burgenses überhaupt für einen Theil der Minifterialität, Lambert für ftädtifche 
Minifterialen unb Genfualen. 

*) Arnold I. S. 137. Heusler ©. 73f. 136. Zwiſchen beiden Ständen 
beftand daher jederzeit Ebenbürtigkeit; beiden kam Lehnsfähigkeit und Giegel- 
mäßigfeit zn. 

) In biefer letzteren Hinficht konnte fie fogar als blos in der Stadt fi 
Aufbaltende im Gegenfag zu ben Städtiſchen bezeichnet werben. Vgl. z. B. Urk. 
v. 1256, 2üb. Urkb. I. S. 214: ministerisles Minde morantzs, conzules et 
universi Mindenses., Anbrerfeitd werben fie felbft oft cives genannt. 3. 2. 
Bormfer Urk. v. 1125. 1205 b. Arnold L ©. 244. 

>) So wird dad Priv. v. 1111 (Remling ©. 88), in welchem bie Unfreien 
vom Butheil und anderen bofrechtlichen Kaften befreit werden, ben hiervon nicht 
betroffenen „cives Spirenses“ ertheilt; ähnlich 1114 ben „cives urbis Worma- 
eiae*. Gengler, Stadtrechte S. 560. 

>") Daher wurben felbft die Hörigen und Unfreien von je zu den Bürgern 
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felbft blieb bei jeder Erweiterung berjelbe, welcher von ber freien Gemeinde 
ültefter Herkuuft erzeugt war. — Über fogar bie @eiftlidhen und ihre Ge⸗ 
noffenfchaften, ja zuletzt der Biſchof jelbft fielen, obwohl natürlich nur mit 
einem Stüd ihrer Redhteiphäre, unter den Bürgerbegriff?”). Denn ſoweit es 
fih um ihre Theilnahme an eigentlich ftäbtifchem Recht und eigentlich ftäbti- 
ſcher Pflicht handelte, welcher letzteren fie freilich fich erft ſehr ſpaͤt und nach 
dem heftigften Wiberftande fügten, galten fie als Schutzgenoſſen der Buüͤrger⸗ 
ſchaft, als cives im paffiven Sinne: in allen andern Beziehungen aber wurden 
fie nicht als Theile der Stadt, jondern als Gegenſatz ber Stadt gebadht. Und 
wie die Geiftlichkeit, jo gehörten die in vielen Punkten äbulich geftellten Juden 
gleihfalls zur DBürgergemeinde in weiteftem Sinne®'). Aus biefen Unterſchei⸗ 
dungen, verbunden mit ber durch die Zeiten berbeigeführten Erweiterung, er⸗ 
Märt fich ber jo verſchieden weite und enge Begriff bed Wortes cives ober 
burgere, das im eigentlichen Sinne immer nur bie wahre Aktivgemeinde 
bezeichnete, weldhe Trägerin des Stabtbegriffs und Stadtrechts war. 


im weiteften Sinne gerechnet. 3. B. Url. v. 1181 6. Arnold L ©. 240: tam 
nobiles quam de plebe cives Worm. civitatis. Urf. v. 1112. 1114 ib. 
©. 194— 196, wo Unfreie „concives“ heißen. S. auch Fichard, Entftehung ber 
Neichsſtadt Frankfurt ©. 104—109. Allein im ftreng formellen Stil treten fie 
erft mit dem errungenen Bollbürgerreht als cives auf. Noch im 14. Zahr- 
hundert werben in Freiburg bie „burges“ der „gemeinde“ entgegengefept. Urk. v. 
1318f. bei Schreiber, Freib. Urkb. L ©. 206f.: burgermeistere, schultheis, 
rat, burger und gemeinde gemeinlich der stat Friburg. 1850 ib. 408: die 
alten 24, der burgermeister, der rat, die burger und die gemeinde gemein- 
liche arme und riche ze Friburg. Aehnlich Urk. v. 1884 b. Schannat II. 
193: consules, cives et communilas civitatis Wormatiensis. 

20) Bol. Url. v. 1289 b. Ochs, Geſch. v. Bafel I. 448, v. 1275 6. Arnolb I. 
©. 242, worin ber Biſchof von concives nostri ſpricht. Urk. v. 1262 b. Ochs 
l. e. ©. 362: abbatun. et conventus nostrorum concivium 6x antiquo. Urt. 
v. 1278 b. Zroutllat H. Nr. 285 ©. 810: sorores ordinis fratrum praedica- 
torum, dictae de Klingenthal, civitetis nostrae cives. Urf. v. 1291 b. Boͤh⸗ 
mer, Cod. Moenofrank.: commendatorem et fratres theutonicae domus in 
Spira nostros concives. Url. v. 1827 ib. ©. 487: Aufnahme von Abt und 
Konvent eines Klofterd zu Bürgern. 1327 ib. S. 488: Mainzer Dekan und Kapitel 
„in des ryches und der stede friden*. 1892 b. Schreiber II. 92: item umb 
die Klöster, die hier burger sind, .... . die sullent tuon und bleiben als si 
von alter herkomen sind. ©. auch Fichard 1 c. S. 103—106. Heusler 
©. 189. Arnold IL S. 240f. Brand, Geſch. der Reichöftabt Oppenheim 
©. 16. 17. 

a Vol. z. DB. Freibrief für die Stendaler Judenſchaft v. 1297, aus welchem 
Gengler, Stabtrechte S. 461 bie Stelle mitiheilt: quod dicti judei communi 
jure gaudeant civitatis et a consulibus tanquam burgenses eorum proprii 
teneantur. 
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e. So kamen die freien Burgenfen ſchließlich zu der Auffaffung ber 
Spentität von Bürgerfhaft und Stadt, während fie, fo lange das bifchöfliche 
oder jonftiges Herrenrecht nicht aus dem ftähtiichen Recht und der innen 
Berwaltung verdrängt war, fi) nur als bie vorzugsweifen Vertreter ber 
Stabt anjehen konnten. Bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts blieb daher 
zwar ber räumliche Begriff ber Stabt von bem ber Bärgerſchaft durchaus 
gejondert und es konnte bis dahin nur zur Ausbildung einer Bürgerge- 
meinde als einer ftäbtifchen Genoffenfchaft kommen, nicht aber zur Hervor⸗ 
bringung eines einheitlichen burd die Bürger felbft nur vertretenen Rechts- 
fubjelts, einer Stabt oder Stadtgemeinde im heutigen Sinne. Immerhin 
aber wurben bie Privilegien und Freiheiten, weldhe ber Bürgerſchaft ertheilt 
wurden, ſchou jetzt als zugleich der Stadt ertheilt angefehen unb wenn bie 
Bürger nah außen handelnd auftraten, ſchienen die Städte felbft zu handeln *). 

2. Die Bürgerſchaften waren es daher, beren erftes felbftänbiges Auf- 
treten nad außen bin zugleich die erften Regungen eines befonderen ftäbti- 
hen Xebens zur äußeren Anſchauung brachte. Schon vorher freilich hatten 
Handel und Gewerbe in ben ſchnell aufblühenden Städten in allen wirth- 
ſchaftlichen und ſocialen Verhältnifien, in der ganzen Lebene- unb Denkweiſe 
einen fcharfen Gegenjab gegen das ländliche Weiler erzeugt; aber weder in 
ber inneren Berfaffung noch in den Beziehungen zum Reich hatte biefe Um⸗ 
wanb!ung einen rehtlihen Ausdruck gewonnen. Erſt in ber Mitte bes 
11. Sahrhunderts, in jener Zeit der Gährung und des Kampfes, zeigten bie 
Bürgergemeinden auch Anferlih, daß fie zum Bemußtfeiu ihres befonberen 
Intereffes, zum Streben nad Freiheit und zur Hervorbringung eigner Ideen 
getommen fein. Sie nahmen Partei im Kampfe zwiſchen Kaiſerthum und 
Hierardhie, zwifchen Königthum und Grundherrſchaft. In blutigen Schlachten 
und trenem Ausharren auf der Seite des Kaifers, in Aufftänden unb Erhe⸗ 
bungen gegen bie eignen vom Kaiſer abgefallenen Biſchoͤfe zeigten fie, daß fie 
die Gefchichte der Zeit und ihr Verhältniß zu derſelben verftanden). Dies 
Beritändnig gieng ihnen im Großen umd Ganzen nicht wieber verloren, fie 
waren ftets die treneften Anhänger des Kaiſerthums, das ihnen bie Treue frei- 
lich ſchlecht vergalt, und fie hätten, wenn die Kaiſer es verftanben hätten, fich 
auf fie zu ftüten, vielleicht bie Reichseinheit für immer gerettet. Gelegentlich 
freilich, wo wirkliches ober vermeintlidhes Intereffe dazu trieben, traten fie 


3”) Belege in Th. IL 

3 Zuerft erhob fi Worms für Heinrih IV. 1073. Im folgenden Zahre 
Köln, aber mit unglüdlihen Ausgang, gegen Hanno. 1077 Mainz, Augsburg, 
Würzburg, 1086 und 1103 Regensburg für Heinrih IV. Nach dem Abfall 
Heinrichs V. von feinem Bater traten dann befanntli die Stäbte alle auf bed 
Lepteren Seite. 
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ſchon feit dem Beginn bes 12. Sahrhunderts auch ben Kaifern feinblich gegen- 
über und dofumentirten fo ihre vermehrte politifche Selbftändigkeit **). 

3. Die Parteinabme für den Kaifer war ber erfte Anlaß) zur Ertbei- 
lung von Privilegien und Freiheitsbriefen für bie Bürgergemeinben, durch 
welche die Reichögewalt in mehrfacher Beziehung zur Bildung wahrer Städte 
beitrug. Ihnen folgten bald biſchoͤfliche Verleihnngen ähnlicher Art. Deu 
Inhalt diefer älteften Privilegien, welche übrigens wol meift nur fdhon vor- 
ber geltendes Gewohnheitsrecht beftätigten, bilbeten theils beſondere Begänfti- 
gungen bes ftäbtifchen Handels, wie fie bie Kölner fogar ſchon im 12. Jahr⸗ 
hundert von einem fremden Könige erlangten’), und zwar beſonders Zoll- 
freiheit, Stapelreht, Meß⸗ und Marktredht?”), theild wurden barin bie ein- 
zelnen aus der bifhöflihen Vogtei bervorgegangenen Freiheitsbeſchraͤnkungen, 
Abgaben und Laften getilgt?®), theild wurbe aber andy bie Stabt zn einem 
beſonders gefreiten Ort mit eignem Frieden und Hecht erhoben, deſſen Ab- 
geſchlofſenheit fih vor Allem in einem bejonbern ftäbtifchen Gerichtsſtand 
innerhalb der Ringmauern fund gab*”) und deſſen Freiheit in einer allen 
feinen Bewohnern ertheilten Loͤſung aus ber Hörigkeit immer mehr hervor 


20) Befonderd unter Heinrih V. und Lothar opponirten die Städte dem 
Kaiſer. Bei der Anerkennung Konrads IT. machte ſich ihr Einfluß in Reichs 
angelegenheiten jchon ftark geltend. 

3, Die älteften laiſerlichen Privilegien — fo das von 1074 für Worms u. 
v. 1111 für Speier — führen ald Motiv ausdrücklich die Belohnung der Treue an. 


) Ark. Heinr. IL v. England (1154— 1189) bei Lacombl. I. ©. 364f., 
deffelben v. 1190 und Richards v. 1194 ib. ©. 365. 876. 878, 


”) So ſchon das Priv. v. 1074 f. Worms, v. 1111 f. Speier (Remling 
S. 88f.) u. f. w. 

”) So werben 1111 b. Remling ©. 88. 89 die Speierer von Bann- und 
Schuppfennigen, von Pfefferzind und Bannwein, von einer auf ben Schiffen 
ruhenden Dienftpfliht, 1197 ib. ©. 137 von allen nicht freiwillig gewährten 
Abgaben und Auflagen, 1112 die Wormfer von Wachtzind befreit u. f. w. 

’) Died war immer eind ber wichtigften Rechte der Städte, denn damit erft 
wurden fie wahre, in fich abgeichlofiene Einheiten, während früher (im Gegenfah 
zu der von Eichhorn angenommenen Eremtion aus bem Can) die civitas mit 
bem oft viele Dörfer und Herrichaften enthaltenden suburbium rechtlich ein Ganzes 
ausgemacht hatte. In dem angeblich fchon 1169 uralten Weisſthum ber Kölner 
(Lacombl. I. ©. 802) verſpricht ber Erzbiſchof, daß weber er noch ber Burg- 
graf bie Kölner „extra civitatem Coloniensem ad judicium evocare* wolle. 
Ebenſo 1111 für Speier (Remling I. ©. 89): extra urbis ambitum; 1120 für 
Mainz: extra murum (Guden. I. 116); 1129 für Stradburg beftätigt (Schöpflin, 
Als. dipl. I. 207); in Bafel 1356 nad dem Erdbeben ald alt erneuert; in 
Regensburg 1207 als alt beftätigt (Gemeiner, Urfprung ©. 68); u. f. m. 
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trat), bis fie ſchließlich in dem Satze gipfelte, daß jeder fidh in der Stabt 
anfiebelnde Hörige nah Jahr und Tag bie Freiheit erlange"). 

4. Wenig berührt bagegen wurde durch die älteren kaiſerlichen Privile- 
gien bie innere Berfaffung der Bürgergemeinten. Hier blieb es ihnen über- 
laffen, für die Bethätigung der wieber errungenen ober neu erworbenen ge- 
noſſenſchaftlichen Freiheit ein eigenthümliches Necht zu bilden und eigentbüm- 
liche Formen zu geftalten. Dazu waren fie nur im Stande, wenn fie ben 
Gedanken der altgermanifchen Markgenofienfchaft, auf dem fie urfprünglich 
berubten, zeitgemäß fortbilbeten und verjüngten. Dies geſchah. Die Um- 
wandlung aber, weldhe bie alte Rechtsibee erfuhr, ber Unterſchied der alten 
Bauern- von der neuen Bürgergemeinde beftand, wie ſchon oben gefagt ift, 
barin, daß die alte Gemeinde das neue Princip der Eiunng in fi) aufnahm 
und aus ber Berichmelzung nud Durchdringung beiber Rechtsbegriffe ben neuen 
Begriff der Kommune, der Stabtgemeiube erzeugte. Es Kleibt das Berbieuft 
Wilda's, zuerft auf diefen inneren Zufammenbang des Innungsweſens mit 
ber Stabtverfaffung bingewiefen zu haben, ob er gleich in ber Herleitung ber 
Kommunen aus wirklichen Gilden zu weit gieng*”). 

a. Nur vereinzelt kam in beutfchen Städten eine wirkliche äußere 
Verſchmelzung der Formen von Gemeinde und Gilde vor, währen? dies in 
andern Rändern zum Theil die Regel war. Aber gerade bie erfte und ältefte 
aller deutfchen Stäbte, gerade Köln, bietet ein glängenbes Beifpiel auch von 





) Aelteftes Priv. für bie niederen Stände 1111 für Speier (Remling I. 
88): omnes qui in civitate Spira habitant vel deinceps habitare voluerint, 
undecumque venerint vel cnjuscumque conditionis extiterint, a lege nequissi- 
ma et nefauda videl. a parte illa quae vulgo budel vocabatur, per quam 
tota civitas ob nimiam paupertatem annichilabatur, ipsos eorumque heredes 
excusimus, Ebenſo Url. v. 1114 (bei Arnold I 195) für Worms. Hiernach 
fol auch bereit die Ehe eines fi in der Stadt nieberlaffenben fremben Un⸗ 
freien von dem anfpredhenden Herrn nicht getrennt werben bürfen. 

1) Ueber bie Bedeutung bed Sapes „die Luft macht frei" für die Städte 
verfaffung f. bei. Gaupp, Stabtredte I. S. XXXIX. 

) Bol. Wilda, Gildenweſen ©. 63f. 145—166, bei. aber 167— 277. 
Achnlih Winzer, Brüderſchaften ©. 28f. Die Anfiht Wilda's war bie, bafı 
in allen Nrftäbten eine genoffenfhaftlihe Einigung der Bürgerfchaft der Er- 
langung einer ftäbtifchen Verfaffung vorangegangen fei. Er Hält daher in dieſen 
Städten überall die fpäteren Altbürgergilden für die Auslänfer einer urſprüng⸗ 
ih alle Vollbürger umfaffenden Schupgilbe; fo die Hausgenofien in Speier 
(S. 194f.), die Stubengefelliaften in Strasburg (S. 208f.), bie Ganerbſchaft 
Alt-Limpurg in Srankfurt (©. 209f.), und giebt uur in den von Landeöherrn ge- 
gründeten Städten (fo in Lübel ©. 221f.) bie fpätere Entftehung ber Höchften 
Gilde zu. Allein gerade in Speier, Gtrasburg und Frankfurt waren bie von 
Wilda zum Beweis angeführten Gefellfchaften ſicherlich ſpäteren Nrfprungs und 
von Anfang an ariftolratifcher Natur. 
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biefer Berfaffungsbiltung tar. Hier hatte filh in ehr früher Zeit Die alt- 
freie Marktgemeinde zn einer geichworenen Schubgilbe, bie fpäter Richerzeche 
genannt wurbe, verbunden“) und vermuthlich gerade hierdurch dem mächtig. 
fien der Erzbiſchoͤfe gegenüber ihre alte Vollfreiheit ungefhmälert behauptet: 
Diefe Gilde war identiſch mit ber freien umb politiſch berechtigten Bürger 
fchaft, d. 5. den Befikern echten Eigens in der Stabtmark; aus ihr giengen 
daher die Schöffen hervor, ihr wurden bie ftäbtifchen Privilegien erteilt und 
von ihr aufbewahrt, ihr Gildefrieden und ihr Gilderecht waren zugleih Stabt- 
frieden und Stabtreht; fie wählte aus ber Zahl ber Schöffen einen Gilde 
meifter, der, weil fie bie Bürgerichaft jelbft war, magister eivium bie 
und neben dem Schöffenmeifter als eigentlidher Vertreter ber Buͤrgerſchaft fun- 
girte. Urſprünglich fland ihr auch wol die Schöffenwahl zu: allein bie 
Schöffen erlangten — vielleidht mit Zuftimmmug ber Gefammtheit, die fo 
die Sreiheit gefichert hielt — früh bas Selbftergänzungsrecht, welches allmälig 
bie faktiſche Theilnahme an den Schöffenftühlen, anf die rechtlich jeder Gilde⸗ 
genofje einen Anſpruch hatte, auf einen engeren ariftofratiichen Kreis be» 


“= Bol. bei. Wilda ©. 176f. Hegel IL ©. 897f. 419f. Barthold I. 
157. Arnold L ©. 401f. Ennen I ©. 531f.— Eichhorn, 3. f. geſch. R. W. 
IL 185f., Gaupp 221f. and Lancizolle S 10. 82 erblidten in ber Richer⸗ 
zeche den römifchen ordo. Hüllmann II. ©. 398—418 erflärte fie als einen 
amtlichen Ausſchuß ber Reichöfaffen (Richger [i. e. Reichssassen] Wittheit!f), 
Anh Ennen ſtellt eine nom ber im Tert gegebenen Darftellung etwas abweichende 
Erklärung auf. Nah ihm ſoll fih, im Zufammenhang mit der Londoner Gilde, 
eine große Gilde für Handels unb Gewerbözwede in Köln gebildet haben, die in 
einem Ramensverzeihnig aud dem 12. Jahrh. (Ennen u. Ederg, Quellen L 
148f.) erwähnte fraternitas mercatorum. ie ſoll faft alle Elemente des zu 
Anfehen und Bedeutung gelangten Bürgerthums, Freie wie Minifterialen, große 
Kaufleute wie Krämer und Handwerker, umfaßt Haben. Nur Eintrittögebähr und 
unbefledier Ruf ſeien Bebingung ber Aufnahme geweſen. So ſei fie identiſch 
geworben mit „cives*. Gie babe auch allein das Recht gehabt, das große 
Bürgerrecht und dad Recht zum Hanbel zu ertheilen. Später aber babe fie dieſe 
Rechte an eine fih neben ihr bilbende reine Kaufmannsbruderichaft, die fraterni- 
tas vini, abgegeben. Nach dem Vorbild der lepteren hätten fi) dann bie Tuch⸗ 
macheriunung und bie anberen Zänfte gebildet. Diefen neuen Korporationen 
gegenüber habe nunmehr die alte fraternitas mercatorum in ber Richerzecheit 
ihre Bortfegung gefunden (anfcheinend alfo nur den Namen gewechſelt) uud and 
biefem Grunde auch ferner ganz beſonders im allen Handeld- und Gewerbeſachen 
bad Recht ber oberften Aufficht gelibt, ba fie bie Aufgabe übernommen, „bad 
Princip des Gewerbefähuges bis zu den äußerften Konfequenzen zu verfolgen“ 
(S. 543). Ganz naturgemäß Tommt Ennen hierbei zu dem Schluß, daß 
‚Urfprung und Rechtsgebiet der Richerzehe in dem Taufmänniichen 
Weſen geiuht werben“ müfle (S. 541), und daß bie altfreien grunb- 
befigenden Geſchlechter fich erft fpäter entfchloffen hätten, „in eine Korporation 
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Ihräntte und zur Exblichleit und Ertbeilung von Anwartſchaften führte. In 
Folge beffen bilbete ſich innerhalb der Richerzeche eine engere immer erflufiver 
werbenbe und enblich ihre Zahl auf 40 Mitgliever firirende Genoflenfchaft 
heraus, welde, aus ben Schöffen und jogenannten Schöffenbrübern beftebenb, 
das Schöffenamt als ihr Gefammtbefistbum anfah und fich fraternitas sca- 
binorum naunte*). War zuerft nur biefe Schöffenbrüberfchaft eine ariftofrn- 
tifhe Genoffenfchaft, fo wurbe fehr bald auch bie Richerzeche jelbft zu einer 
jolden, indem fie der gewaltigen Zunahme der Bevölkerung und der Ansbeh- 
nung bes Begriffes ber Bürgerichaft auf minber freie Stände gegenüber fi 
mehr und mehr abſchloß. Schon ihr Name, der erft in biefer Periode ent- 
ftanden fein ann, deutet barauf Bin, daß fie bereits im 12. Sahrhundert zu 
einer Gilde der „Reichen“, der politiich Bevorrechteten geworben war. Die in 
ihr ausgebildete Auffaffung aber, daß die Bürgerſchaft eine Schubgilbe ſei, 
mußte auch die erweiterte Bürgerfchaft ergreifen. — Aehnliche BVerhältniffe 


einzutreten, bie ihren Urſprung bauptfächlich dem beweglichen Kapital verbantte* 
(S. 546). Diefe ganze Auffaffung, bie dann Eonfequent durchgeführt wirb, ift 
offenbar irrig. Die um bie Mitte des 12. Jahrhunderts erwähnte fraternitas 
mercatorum ift durchaus nichts anderes ald bie fpäter in mehrere Innungen zer- 
fallene große Handelsgilde der Kauflentee Die Richerzeche aber ift bie bei 
Weitem ältere, keineswegs auf Hanbeld- und Gewerbeintereffen berechnete, fonbern 
ganz allgemein zum Schup ber Sreiheit und des Rechts geichlofiene Schusgilde 
der Altfreien. Sie berubte auch nicht auf dem Kapital, jondern auf dem Grunb- 
befig, dem allerdings in Folge des von deu altfreien Grundbeſitzern zugleich be 
triebenen Großhandels das Kapital mit faktifch bald überwiegender Bedeutung 
binzutrat. Ihre obrigfeitlichen Rechte in Hanbeld- und Gewerbefachen ftammten 
nicht von einer befonberen gewerblichen Beziehung ihres Urſprungs und ihres 
Rechts, fondern gebührten ihr, weil fie ald Bollbürgergemeinde anfänglich 
Trägerin aller ftäbtifchen nicht auf Schöffen ober Rath übergegangenen Rechte, 
folglich auch des Gewerbeſchußes, war. Weil fie Die Vollbürgergemeinde, nicht 
weil fie die ganze Bürgerfchaft war, repräfentirte fie bie cives, Yam fie in domo 
civium zujammen (Weisth. v. 1258 8 37) und war allein fchöffenbar und rathö- 
fähig. — Eine abweichende Erklärung ftellt au Lambert (II. S. 228 — 309) 
auf, ber die Richerzeche für eine 1106 oder 1112 gefchloffene neue Konjuration 
der koͤlniſchen Genjualen zum Behuf der Erringung neuer (nicht zum Schug 
after) Freiheiten hält. Den Namen leitet Lambert von ‚Reich“ ab, die Ber- 
ſchwörer Hätten damit ihre unmittelbare Beziehung zum Reich andenten wollen. 

“) Das ift bie Anfiht Arnolps L c. ©. 404. Wilda ©. 185 hält bie 
fratres scabinorum für bloße Anwärter. Lambert IL ©. 183f. fieht fie als 
Borjchule, gewiffermagen als „Seminar" für das Schöffenami an. Ennen L 
©. 404. 405 erflärt dagegen die Schöffenbrüderfchaft für die Altefte Bereinigung 
der freien Hofesbefiger in Köln, und zwar der Wahrjcheinlichkeit nach zuerft 
aller fchöffendar Freien. Er fieht fie alfo für pad an, was in Wirklichkeit die 
Nicherzeche war. 
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Iaffen fi in Heineren Dimenfionen in Schleswig und Dänemark nachwei⸗ 
ſen *). In England war die Entwicklung ber Stabtgemeinden aus Gilben 
der erbgefeffenen Bürger fo ſehr die Regel, daß Jahrhunderte Tang die Aner- 
Tennung der Bürger einer Stabt als einer felbftändigen Genoſſenſchaft und 
die Anerkennung ihres Gilderechts ein und bafjelbe waren, das Stabtrecht 
nur als ‚ein den Berhältniffen angepaßtes Gilderecht“ galt‘). Ebenſo gab 
es in franzöfiichen und nieberlänbifchen Städten Schußgilben ber gefammten 
Bürgerfchaft, welche diefe zur Stadtfreiheit führten*”). 

b. Sn vielen andern Städten, in welchen keine alte Gilde beftanb, 
wurde die Errichtung einer nenen Gilde zugleich der Anfang einer freien 
Stabtverfaffung. Es ift befannt, daß in Nordfrankreich und Lothringen die 
Errichtung ober Anerkennung einer gefhworenen Einigung der Bürger, d. i. 
eben einer gewillfürten Genoffenichaft oder Gilde, die ftereotype Form für bie 
Erringung oder Berleihung des Stadtgemeinderechts (communia) wurbe *). 
So allgemein geftaltete fi nun zwar in Deutſchlaud die Entwidiung nicht. 
Allein, daß den Bürgern der Gedanke nicht fern Ing, ihre Genofienichaft auch 
äuberlich in ber Form einer geſchworenen Friedensgilde zu Eonftitniren, bewei- 
fen die Verbote ber hohenſtaufiſchen Kaifer gegen die conjurationes in deu 
Städten, bie fi ſicherlich vornemlich auf foldhe allgemeinen Einungen be» 
zogen. Trotzdem ſcheinen dieſe letzteren offen und geheim vielfach errichtet zu 
fein. So wer in Trier von ber durch ein Schöffenkolleg frei erhaltenen &e- 
meinde zweimal mit Genehmigung des Pfalggrafen dem Erzbiſchof gegenüber 
eine gefhworene Kommune geftiftet worben, fie wurbe aber 1161 nom Kaiſer 
definitiv unterbrüdt ). Dagegen war in Regensburg mit Genehmigung ber 


 Rilda ©. 71f. 152f. Das Heslagh in Schleswig (5. 71. 152), bie 
Kanutögilde in Flensburg (S. 159) waren ſolche summa convivia oder convivia 
conjurats, welche urfjprünglih Die ganze erbgejeflene Bürgerfchaft umfaßten 
(S. 74— 77) und fpäter bei eintretender Erblichleit aus VBollbürger- zu Altbürger- 
gilben wurben. 

“, Wilda ©. 146. Beiſpiel im Anhang. 

m Wilda ©. 147f. Beiſpiel ber amicitia in Aire, die Bürger, Geiftlich⸗ 
keit und bel umfahte, einen praefectus, einen Altermann und 12 judices 
hatte und als Trägerin ber Stadtprivilegien erjchien, und ber vroedscappen in 
niederländifchen Städten. 

® Wilda S. 152. Hegel U. S. 367f. Ducange, Gloffar verbo 
„commune*. " 

“, Sontheim, hist. Trevir. dipl. L ©. 594. 595. Communio... eivium 
Trevirensium, quae et conjuratio dieitur, quam nos in civitate destruximus 
quum praesentes fuimus . . . et quae postea reiterata est, cassetur et in 
irritum revocetar. Runmehr gieng die alte Vollfreibeit zu Grunde, bie Schöffen 
wurden vom Bifchof ernannt und ihm vereidet. Urk. v. 1872 6. Sontheim I. 
©. 256. 
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Katfer der Stabtfriebe in die Form einer geſchworenen Einung gebracht, bie 
bier freilich nit ein für alle Mal errichtet, ſondern in unregelmäßigen 
Zwiichenräumen auf beftimmte Zeit erneuert worben zu fein fcheint). Auch 
bie Stabtfreibeit von Strasburg muß auf einer geſchworenen Friebendeinung 
der Bürger beruht haben, da noch fpäter dort jede Berfaffungsurfunde jähr- 
lih nen beichworen werben mußte nnd ein „Schwörbrief" hieß’). Eine 
große Aehnlichkeit mit ben in Frankreich geftifteten Kommunen bat aud, 
wie ſchon Hegel bemerkt hat“), der den Wormſer Bürgern durch ben großen 
Freiheitsbrief Friedrichs L gegebene kaiſerliche Friede, der übrigens wol weni- 
ger eine vom Kaiſer jelbft errichtete, ald eine von ben Bürgern gewillfürte 
unb vom Kaifer beftätigte Friedenseinung geweien fein wire. Endlich wur- 
den auch Stäbtegrünbungen häufig als Aufrichtung einer conjuratio angejeben 
unb deshalb von ben Yürften jelbft jurati ober conjurati fori ben geeinten 
Bürgern gegeben oder geftattet '%). 

c. ber auch da, wo weber eine alte die gefammte VBollbürgerfchaft um- 
faflende Schubgilbe noch eine geſchworene PFriebenseinung uenerer Art äuker- 
lih die Form ber ftäbtifchen Berfaffung beftimmte, wurden hoch Weſen und 
Begriff der Einung in ben allerwiähtigften Beziehungen in bie Bürgergemeinbe 
bineingetragen. Je mehr fi in fpäterer Zeit die einzelnen Einwohnerftände 
gildenfoͤrmig Eonftituirten, deſto Teichter ließ fi ihre Geſammtheit als eine 
hödhfte, alle andern Silben in ſich enthaltende Gilde vorftellen; daß aber biefe 
Auffaffung ebenfo alt tft, wie bie Stabtfreiheit felbft, geht nicht nur aus 
äußeren Benennungen, wie 3. B. der Stabtfrieben als Einungen“, der Ber 
faffungen als „Verbunbbriefe" u. |. w., hervor, jonbern es folgt auch aus 
ber Form, welche bie hobenftaufifchen Geſetze gegen die Stäbtefreiheit wählen, 
aus ber Analogie der Nachbarländer und vor Allem aus der Art und Weiſe, 
in welcher die einzelnen Begriffe ber älteren Genoſſenſchaft in den Stabtge- 
meinben umgewandelt wurben. 


) Priv, v. 1207 6. Gemeiner, Urfprung ©. 68: si aliqua pacis forma 
statuta fuerit; ... . si nulla tunc forma pacis statuta fuerit. Priv. v. 1280 
b. Hund, Metrop. Salisb. I. 159: si pax eo tempore non esset in civitate 
jürata, sola manu se expurgabit; si vero cives pacem Servare juraverunt, 
is qui reus putatur tertia manu se expurgabit, inter quos sint duo qui di- 
cuntar denominati. Es gab alſo Zeiten, wo bie alte Briebendeinung erlofchen 
unb noch feine neue errichtet war. 

5) Arnold I. ©. 320. 321. 

2) Hegel IL ©. 428. Priv. v. 1156 b. Schannat ©. 76: devotionis 
civium Wormatiensium haud immemores, pacem imperialem eis tradidimus 

, So fagt die Grünbungdurfunde von Freiburg v. 1120, der Herzog babe 
ein forum gegründet mit einer geſchworenen @inung (quadam conjuratione) von 
Kauflenten und beſtimmt, baß 24 conjurati fori zur Friedenshandhabung gewählt 
werden jollen. 
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Anf die hauptſächlichften diefer Begrifföverwandlungen, die freilich zum 
Theil erſt in weit fpäterer Zeit zur klaren Erſcheinung kamen, muß bier ſchon 
furz bingebeutet und damit zugleih ans den Symptomen ber behauptete innere 
Borgang bewiejen werben. 

In einem ſehr wichtigen Punkte zunächſt blieb die Bürgergemeinde bem 
Princip der alten Gemeindegenofienfchaft tren: der freie Grundbeſitz innerhalb 
der Stabt blieb die Grundlage der Verfaffung*). Wer kein freies Eigen 
hatte, konnte nur Schubgenofje, nicht Bollbürger jein. Aber biefe bingliche 
Bafis der Genoffenichaft war im weit geringerem Grabe, als dies in ber 
Stadtmarkgemeinde ber Fall geweien war, von Einfluß auf die perfönlide 
Berbindung der Bürger. Vielmehr wurde die legtere eine volllommen jelb- 
ftandige, indem man als den eigentlichen Grund der Zugehörigkeit zu derſel⸗ 
ben die frei gewollte, mit dem Bürgereide befchworene Bereinigung, den Grund⸗ 
befig aber nur als eine Bedingung der Aufnahme zu vollem Recht betrachtete. 
Aus einer dinglichen wurde die Bürgergenoſſenſchaft jo zu einer perjönlichen 
Öemeinde, die nur an ben Ort gebunden war; aus einer blos natürlich er- 
wachienen wurbe fie zu einer frei gewollten, zu einer wahrhaft politifchen Ge 
meinjchaft, die zwar anf natürlicher Grundlage rubte, bie bejondere Form 
ibrer Griftenz aber der Willkür verdankte. Deshalb ſchloß fih auch die Bür⸗ 
gerihaft nad außen bin nicht nur nicht ab, fondern nahm ohne jegliche anbere 
Borbedingung als Freiheit und unbefledten Ruf Seven, ber fi) ihren Ge⸗ 
jegen fügen wollte, in ihren Genoſſenverband auf. Höchftens verlangte fie 
fpäter ein Bürgerreihtägeld vom Eintretenden, das ganz die Natur bed Ein- 
trittögelbes einer Gilde hatte, aber erft in ben Zeiten des Berfalls eine ans 
der auch in bie Stäbte eindringenden privatrechtlichen Anffafjung der politi- 
ſchen Rechte erflärliche Steigerung bis zu einer wahren Rauffumme bes Bür- 
gerrechts erfuhr. So wurbe es möglich, daß die Bürgerichaften durch einen nie 
verfiegenden Zuflug vom Lande ber, wo es immer ſchwerer und ſchwerer wurbe, 
bie Sreiheit zu reiten, in wunderbarer Schnelligkeit fi) mehrten und verflärk- 
ten®). — Jede Genoſſenſchaft hatte ihren beſonderen Frieden, ihr beſonderes 
Recht: aber während beides in ber Gemeinde mehr unbewußt ſich bildete, trug 
in der Sunung ber Friede den Charakter eines geſetzten, gewillfürten Friedens, 
das Recht ten Charakter eines gegebenen Tonftituirten. Rechte. So wurbe 
auch ber Stabtfriebe ein geſchworener Gildefriede an dem man fich erft durch 
einen Alt der Selbftbeftimmung, den Bürgereid, voll betheiligte, und das 
Stadtrecht nahm, ſofern es nicht Privileg war, ben Charakter des Statut an. 
In gewiffem Sinne wurbe baber in und mit der räumlidhen Bereinigung eine 


s) 3. B. Grũndungsurkunde Freiburgs v. 1120: burgensis, qui proprium 
non obligatum sed liberum valens marcham unam in civitate habuerit. 
©. auh Arnold I. 288. 

ss Arnold I S. 141 — 142. 
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Art Staatsvertrag als Grundlage ber ftäbtiichen Verbindung gebacht"*). 
Diefer Staatevertrag Eonnte für immer geſchloſſen, er Tonnte aber auch wur 
auf Zeit berechnet fein. Bon ber letzteren Auffaffung giebt Regensburg einen 
merkwürdigen Beleg, indem bier der Stabtfriede jährlich von der gefammten 
Bürgerichaft mit oder ohne Abänderung feines Inhalts ernenert und befchwo- 
ren wurbe®”’), überdies aber jede außerdem vorkommende Abänderung bes be» 
ſchworenen Grundgeſetzes eine neue Beichwörung nötbig machtere). Achnlich 
berubte in Strasburg jebe VBerfaffungsänderung auf einer neuen conjuratio 
und einen darüber urkundenden Schwörbrief. Und nad) vorangegangenen Strei- 
tigkeiten und Revolutionen war in allen Städten die Form für die Einrich⸗ 
tung einer nenen Berfaffung immer bie eines Vertrages, eines Vergleichs, 
eines Uebereinkommens oder einer Berbündung. Wie biefer Bertrag einge 
gangen wurde, Tonnte er auch gelöft werden, wurbe er aber insbejondere 
durch Bruch geloͤſt. Dann trat als regelmäßige Strafe die Stabtverweifung, 
der Berluft des Genofienrechts ein*®), ganz nach Analogie der älteften genoffen- 
ſchaftlichen Auffaffung von Verbrechen und Strafe. 

Das VBerhältni der Gefammtheit zu den Einzelnen erbielt eine ganz verän- 
berte Geftaltung. Zum erften Male wurde eine Organifation, wurden Organe 
gebildet; zum erften Male wurde mit Abfiht nnd Bewußtſein baran geän- 
bert; zum erften Male entftand der uns heute fo geläufige Begriff. einer Ber- 
faffung. — Hiermit war eine unabjehbare Reihe von Konfequenzen gegeben: 
die Tilgung ber in alle ſtaatlichen Berhältniffe eingedrungenen privatredht- 
lien Auffaffung, die Wiederherftellung eines öffentlichen Rechts neben einem 
davon getrennten Privatrecht, die Begründung einer einheitlichen Verwaltung 
mußten fi) ergeben; es mußte zum erften Mal der Begriff eines wirklichen 
Gemeinweſens erftehen; ein einheitliches, von ber Geſammtheit verſchiedenes 
Rechtsſubjekt mußte anerlaunt und damit an Stelle des alten Gefammtrechts 
oder doch neben baffelbe ein eigentliches Gemeindereht und ein wahres Ge— 
meindevermögen gejeßt werden. — Während hiervon im Einzelnen theils erft 
bei Beiprechung des folgenden Zeitraums, theils erft im zweiten Theil unferer 
Unterfuhungen die Rebe fein Tann), muß ſchon bier die Grumblage ber ſich 


se, Dies bemerkt au Zöpft $ 45. VID. 

6) Gemeiner, Chronik I. 514. II. 27—30. 101. 105. 111. 119. 122. 
123. 142 (Stadtfriebendeinungen aus ber Mitte des 14. Jahrhunderts). Zugleich 
wurden die Aemter befegt, der Rath verkehrt. 

s), So 3. B. 1356 Gemeiner II. ©. 94. 95, als befondere Sicherheits. 
beftimmungen für einige Zeit getroffen wurden. 

*, Die Häufigkeit der Stabtverweifung als ber eigentlich regelmäßigen 
ſchweren Strafe belegt jedes Stadtreht. Bol. 3. B. dad Bamberger Reit bei 
Zöpfl; ober Frensdorff ©. 168 über Lübeck. 

©) Vgl. unten $ 34 und Tb. II. 
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bildenden Stabtfreiheit, die entfiehende Organifation, näher ins Auge ge- 
faßt werben. 

5. And fie war eine Folge der Berbindung bes Ginungsweiens mit 
der altgermaniichen Gemeindegenoſſenſchaft: denn erft durch die Aufnahme bes 
Einungsprincips wurbe ber Begriff eines Gemeindenorftauds in ben eines 
Gemeindeorgans verwandelt. Zuerſt in ber Gilde, dann in ber Stabige- 
meinde und ganz zuleßt erft im Staate wurbe auf biefe Weile bie Unbehilf- 
lichkeit jener finulih Tonkreten Anſchauungsweiſe überwunden, welder bas 
Recht der Geſammtheit nur fo weit zu reichen fchien, als wirklich alle Ein- 
zelnen an ihm Theil nahmen, und welde daher, da das Lebtere in entwidel- 
teren Zuftänden unmögli wurde, zu dem Zerfallen aller öffentlichen Gewalt 
in eine zahllofe Menge untzbarer Amtsgerechtigkeiten geführt batte. 

Zuerft herrſchte auch in den Städten ein ber allgemeinen Auffaffung ent- 
ſprechender Zuftand. Bon oben her drang die Gewalt Eöniglicher ober herr- 
ſchaftlicher Richter und anderer Beamten, die das als nutzbares Regal gelichene 
Amt zu einem vererblichen, veräußerlichen und theilbaren Bermögensrechte um- 
. jubilden ftrebten, immer tiefer in das Gemeinderecht ein; von unten ber ver- 
Ioren bie Gemeinden emtweber ganz jeden eignen Borftand und konnten nur 
als Geſammtheiten oder durch jedesmal vom Richter felbft erleſene Schöffen 
eine Mitwirkung im Gericht und bei Beichlußfaffungen üben, ober aber fie 
erhielten ſich ein ftändiges Schöffentbum, das zwar ein mächtiges Bollwerk 
gegen Unterbrüdung bildete, aber ber Gemeinde gegenüber fehr bald ſelbſt an 
einen Kreis bevorrechtigter Inhaber als eigne Amtögerechtigkeit kam und, je 
mehr (wie 3. B. in Köln) durch Selbftergänzung, Iebenslänglidhe Dauer, Er- 
tbeilung von Anwartichaften und faktifche Vererblichkeit Diefer Kreis abgeichlofien 
wurbe, defto mehr feinerjeits eine Auffaffung der Schöffenftühle als jelbftändiger 
Rechte förderte. 

Dennodh wurde ſchon durch das Schöffenkolleg häufig ein Fortſchritt er- 
jengt. Es wurde nämlich das Schöffenkolleg neben feiner gerichtlichen 
Thätigkeit zugleih ale verwaltende Behörde für die Angelegenheiten ber 
altfreien Genofſenſchaft aufgefaßt. In jener Gigenfchaft wurde ihm dur 
den Töniglichen Richter, in diefer dagegen durch einen von ber Genoffenichaft 
felbft gewählten Schöffenmeifter präfidirt®'). Schöffenmeifter und Schöffen, 
wo fie vorhanden, waren daher bie ältefte ftäbtifche verwaltende Behörde und, 
weil fie diefe Verwaltung im Namen ber Bürgerichaft führten, das ältefte 


1) Diefe Bedeutung bed Schöffenmeifterde bat ſehr gut Heusler in ber 
Beilage zu feiner Berfaffungsgefchichte von Bafel S. 461 — 490 hervorgehoben. 
In landen und Rorbfranfreich entfpricht dem ber primus ober major scabinus. 
Barulönig, flandr. Staats⸗ und Rechtsgeſch. I. 879. Hegel IL 866. In 
Deutſchland findet fih ein Schöffenmeifter beionders in Trier (Urf. v. 1202. 
1305. 1896 5b. Hontheim IL 15. 32. 301) und Köln. Vgl. au Lambert II. 
183. Ueber verwandte Erfcheinungen in Metz und Toul f. Heusler S. 4655—472. 
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wahre Gemeindeorgau e). Indeß war, weil bei ihnen die gerichtliche Thätig- 
feit weitaus die Oaupfache blieb und weil fie die privatrechtliche Auffafſung 
des Amts noch wicht überwanden, ber ueue Gedanke nur unvolllommen ver- 
wirfliht. Ueberdies mußte, wo, wie in Köln, das Schoͤffenkolleg fih immer 
ariftofrntifcher abſchloß und foger mit feinen Anwärtern eine eigene Genoffen- 
ſchaft bildete, bald ein Gegenſatz zur Bürgergemeinde entitchen. 

Die zweite Stufe war die Bertretung der Gemeinde, wo fie ſich als 
Schubgilde alter Art ober als geſchworene Friedendgilde neuerer Form Tonftituirt 
hatte, durch Gildeausſchüſſe oder Gildegeſchworene. So ſcheint z. B. in Köln 
bie Richerzeche, nachdem die Schoͤffenbrüderſchaft in einen Gegenſatz zu ihr ge⸗ 
treten war, einen Gildemeifter, der, weil fie die Bürgerſchaft war, magister 
civiam bieß, neben bem Schöffenmeifter erwählt und ihm einen Gildeausſchuß 
— die officiales de Richerzecheit — zur Seite geftellt zu haben). So 
trat in Regensburg an bie Spige der von ben Bürgern errichteten Ginung 
ein magister civium und ein Ausichuß geſchworener "Friedensrichter). So 
wird es auch in Stradburg bei der gelungenen, in Trier bei der mißlungenen 


*) Ennen L ©. 620. Heusler ©. 4683. Lambert II. 177f. Daber 
hatten die Schiedsrichter im Sabre 1258 nicht fo ganz Unrecht, wenn fie fagten, 
von Alters ber habe die Regierung der Stadt Köln in ber Hand ber 
Schöffen gelegen. 

“, Kür diefe Auffafiung der officiales de Richerzecheit und bes magister 
civium |precdhen: 

a. Die Urkunden, in welchen fie noch Ipäter als ein befonderes Kolleg zwifchen 
den scabini und consules erjcheinen. 3. 3. Urt. b. Ennen n. Eckertz L 339: 
judices, scabini, officiales de Richerzecheit, qui officia sua deservierunt, et 
consules civitatis Coloniensis. Urf. ». 1297 6. Ennen I ©. 634, Enuenu 
Eder IIL ©. 418 u. 447, mit bemfelben Eingang, wo am Schluß diefelben 
Kategorien wiederholt und fpeciell nambaft gemacht werben (2 judices, 16 zca- 
bini, 16 officiales, 8 consules). 

b. Das Vorhandenſein von 2 Bürgermeiftern, die beide von ber Richer⸗ 
zeche gewählt werben. Ennen und Ederp IL 383. Nähme mau an, daß bie 
Bedeutung beider diejelbe und beide zu gleicher Zeit eingefegt worben feien, fo 
wäre bie doppelte Zahl in fo früher Zeit unerflärlich. 

c. Die Unmöglichkeit, nach den neu publicirten Urkunden noch ferner an ber 
früheren Anficht, wonach die DOfficialen das gefammte Amt fein follten, feftzu- 
halten. Ennen I. 542. 546. 547. Ennen und Ederg L 145. ©. au 
Arnold L ©. 407. AM. Walter 1. c. und Lambert IL 218f. Letzterer 
will die officiales als alle Genoſſen anjehen, unter ihnen aber die verdienten 
Bürgermeifter (deserviti) ald ein befonberes Kolleg betrachten. Nitzſch fieht 
im „ofhicium“ Hofdienft. S. 203. 

) Vgl. Rote 50. 57. 58. Daraus erflärt ſich auch das frühe Vorhandenſein 
und die gleich Anfangs fo hohe Bebeutung bed Regensburger Bürgermeifters. 
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Sriedenseinung geweſen jein®). So verorbuete ober beftätigte wol vielmehr 
Friedrich I. für Worms im Sabre 1156, daß zur Handhabung bes von ihm 
gegebenen oder beftätigten Friedens 40 judices (12 milites und 28 cives) von 
ben Bürgern gewählt werben follten%). So wurben bei den älteren Städte 
gründungen Geſchworene (3. B. in Yreiburg conjurati) eingefeßt, die, wahr- 
cheinlich zugleich als Schöffen im herrſchaftlichen Gericht fungirenb, in den 
als Gilde⸗ oder Einungsſachen geltenden Angelegenheiten, bejonders aljo in 
Markt- und Friedensſachen, Verwaltung, Auffiht und eine eigene Gerichtsbar⸗ 
feit üben follten®). Alle diefe Behörden aber waren wirkliche Organe ber 
Bürgergenoffenfhaft. Sie übten ihre Gewalt ale Vertreter der Geſammt⸗ 
beit, nicht aus eignem Recht, umb fie waren vorzugöweile verwaltende Be 
börben, womit der Ausgangspunkt einer einheitlichen Regierung gegeben war. 
Allein ihre Wirkſamkeit war auf einen engen Kreis beichränft, weil fie nur 
die Gilbe- oder Eimmgsangelegenheiten, — außer der Sorge für den beſchwore⸗ 
nen Frieden namentlih die kaufmänniſche und gewerbliche Polizei, — zu 
handhaben hatten. 

Seine Vollendung erreichte der Gedanke bes Gemeindeorgans erft auf 
einer dritten Stufe, welche fich äußerlich meift burch die Benennung beflelben 
als consilium oder Rath, oft aber auch blos dur die innere Umbilbung 
eines andern Kollegs ohne fofortige Aenberung bed Namens) kund giebt. 
Unter Rath verftehen wir in diefem Sinne eine die ganze Bürgerichaft als 
ſolche (nit blos als Gilde) in allen bürgerlichen Angelegenheiten zugleich 
vertretende und regierende Behörde. Natürlich entitand der Rath, wo 
er nicht fpäter gefchaffen wurde, nirgend fofort als wirkliche Stabtobrigfeit: 
aber er zeigt jofort die Tendenz, eine folhe zu werben, inbem er das ber ge 
fammten Bürgerfchaft zuftehenbe Selbftverwaltungsrecht, ſoweit eben ein folches 


“, Arnold L 320. 321. Heusler ©. 468. 

%) Ad confirmationem praedictae pacis ex mandato imperiali XII minis- 
teriales ecclesiae Worm. et XXVIII burgenses statuentur, qui de invasione 
laedentium et laesorum & testibus testimonium audiant et secundum veri- 
tatem testium discernant .. . Super integritate hujus pacis conservando 
primos et praecipuos adjutores et consiliariog habere debetis, videlicet . . 
vicedominum, . . scultetum, praefectum et judices de civitate, qui vos pari- 
ter protegunt, et si quid contra pacem factum fuerit, sieut imperium decet 
et justitiam et honorem ac commodum civitatis, vobiscum emendent et 
uleiscantur. 

m, Bol. Note 58. — Hegel, Monatsſchrift 1. c. S. 706f. 

ee), So erjcheinen die judices in Worms ſchon ebe fie fi) consules nennen, 
ja fehr bald nach 1156 als ein wahrer Rath und die Schöffen nahmen ebenfalls 
in den Heineren Städten die Natur eines Raths an, während fie oft (wiez.B. 
in Halle und Gotha) den allen Namen beibehielten. 

L 18 
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fon errungen ift, Namens berfelben ausübt und mit befien Mebrung ober 
Minderung jelber fteigt ober fällt. 

Auf verfchiebene Weiſe bildete ſich der Rath in älterer Zeit. 

In Köln, wo Schöffenmeifter und Schöffentolleg, Gilvemeifter und Gilbe- 
ausfhuß neben einander ftanden, kam der Rath als drittes Kolleg hinzu, als 
die von der nunmehr zur Altbürgergilde geworbenen Richerzeche ausgeſchlofſe⸗ 
nen Freien jüngerer Freiheit in die Vollbürgerjchaft eintraten. Sie ließen 
ihre Rechte durch einen Ausſchuß, der consules genannt und vermutblid aus 
den Borftänden und anberweiten Bertretern ber einzelnen Specialgemeinden 
zufammengefeßt wurde, wahrnehmen unb erlangten in der That, daß biefer 
Ausſchuß zuerft ald untergeorbnetes Kolleg neben die beiden andern trat, bald 
mit den Dfficialen der Nicherzeche zu Einem Kolleg unter dem Namen con- 
sules oder consilium verſchmolz und endlich, wenn auch erft nach Jahrhunder⸗ 
ten, das alte Schöffenkolleg jelbft veriählang®"). 

) Die älteften consules (vor 1258) fcheinen Vertreter der Burfchaften ge- 
wefen zu fein. ©. Ennen L ©. 633 — 635, Urk. v. 1297 in Note 51 ib. und 
Sormeln wie: ecabini, officiales parochiarum ceterique cives Colonienses. 
Sehr bald nach ihrem Eintritt müffen diefe mit den Officialen der Richerzeche 
verſchmolzen fein, ba in den Formeln zwiſchen den Schöffen und Bürgern nur 
noch ein Rath erfcheint: judices, scabini, consules et universi cives Colonien- 
ses. Allmälig wurben die Schöffen auch nur zu einer erften Rathsbank, wie 
dies ſchon die Formeln judices, scabini ceferique consules et cives Colonienses 
andeuten. Endlich wurden die scabini gar nicht mehr beſonders ausgezeichnet. 
Vgl. die Formeln bei Ennen I. S. 629. 630. 632. 633. 634. Die Annahme 
Gaupp's ©. 244 und Arnold's, daß die consules als ein Ausſchuß des vom 
Schöffenkolleg ausgeſchloſſenen Theild der Richerzecheit entftanben feten, ift hier⸗ 
nad völlig unhaltbar. ©. dagegen ſchon Hegel, Monatsfhrift 1. c. ©. 184. 
185. Das Gegentbeil geht beionderd auch aus dem Laudum vn. 1258 hervor, wo 
die Schiebörichter erflären: quod ab his, quorum interest, de antiqua consue- 
tudine de eommunitate civium quidam probi et prudentes assumi possunt 
ad consilium civitatis. Uud im Sabre 1259 waren es die conswles, fraterni- 
tates, populus communitatis et generaliter tota universitas civium, welche 
gegen die Bürgermeifter und Schöffen Hagten und bie Bejegung der Bürger- 
meifter- und Schöffenämter durch Zunftgenofien verlangten. Auch wird in ber 
Urk. v. 1259 6. Ennen und Ederk IL 416 ausbrüdlich angegeben, daß im 
consilium Mitglieder der Richerzeche und Dfficialen ber Burhäufer zufammen 
faßen. Lambert, der in dem älteften Rath eine befondere ftändige Kommilfion 
ber verdienten Dfficialen ber Ridderzechheit, — im Anfang des 13. Jahrh. als 
Repräfentation der 15 geichlechtigen Familien errichtet —, erblidt, Hilft fich über 
biefe Urkunden mit der Berufung darauf, daß 1258 „Ausnahmezuftände” geherrſcht 
hätten, hinweg. IL ©. 314f. Nah ihm wäre erft der 1277 — 1297 entftandene 
weitere Math eine Repräfentation der Parochien. II. 332f. Andere Anfichten 
bei Eichhorn 1. c. II. 174. 188. Nitzſch S. 300—323. Hüllmann IL 
S. 446f. Wilda ©. 189. Barthold L 159f. — Uebrigens ift zu bemerken, 
daß dieſer enge Rath immer noch kein plebejifches Inftitut war; er vertrat bie 
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In den andern Städten, in welchen ein altfreies Schöffentbum beftanb, 
wie in Magdeburg, oder ein ftändiges Schöffenthbum neuerer Bildung, wie in 
ten meiften königlichen Städten (3. B. Frankfurt, Ulm), entftand der Rath eben- 
falls aus einer Bertretung der von den Schöffenftühlen ausgefchloffenen Bürger- 
gemeinde zuerft als eine untergeorbnete verwaltende Behörde, die im Laufe ber 
Zeit das Schoͤffenthum in fi auflöfte oder gar (wie ſchließlich in Magdeburg) 
zu einem ihm untergeorhneten Amt berabbrüdte und jo zum wahren Gemeinbe- 
organ wurde ?0). 

Wo eine gefhworene Friedensgilde neuerer Art, mochte fie von der Bürger- 
ihaft oder vom Stabtherrn erridhtet fein, vorhanden war, wurben die Gilde 
geihworenen durch einfache allmälige Erweiterung ihrer Befugniffe unter 
Anderung ihres Namens zum Rath. So in Regensburg, Strasturg, Worms, 
"Freiburg, Hagenau u. ſ. w.”'). 

Sn denjenigen Städten endlich, die weder ein Schöffenfolleg noch eine 
alte Schußgilbe noch eine geſchworene Einung hatten, entfland der Rath ent- 
weber, wie in Speier und allen fürftlichen ober neugegründeten Stäbten, durch 
ben ſchoͤpferiſchen Akt bes Kaifers ober eines Stadtherrn ): ober aber er 


Bollbürgergemeinde, welche weiter als die Richerzeche geworben war, bie Haud- 
werlözünfte aber keines wegs umfaßte. Cs ift deshalb Lambert zuzugeben, 
daß der enge Rath „patriciſch— war. 

7) S. Hegel IL S. 402 —406. 419—422. Arnold I ©. 409f. In 
Magdeburg erwähnt das im Schöffenbrief v. 1211 enthaltene Wichmannſche 
Privileg v. 1188 nichts von einem Rath. Tzſchoppe u. Stenzel S. 266f. 
8 8. 9. Dagegen ift 1261 ein Rath neben deu Schöffen vorhanden. Ib. ©. 351. 
5 83. Die Schöffen werden ſodann ein Theil des Raths, 1294 aber gezwungen, 
wiederum audgutreten. In Sranffurt und Ulm wurben bie Schöffen bie erfte 
Rathsbank, der Bürgerausihuß die zweite. 

71) Zn Regenöburg kommt erft in einer Url. v. 1255 (Ried L 442) ber 
Name consules vor (magister et consules civitatis); in Freiburg dagegen werben 
ſchon in dem Stadtrodel aus dem 13. Jahrh. (Schreiber, Urt. L ©. 1f.), 
ber früher für die Gründungsurkunde v. 1120 gehalten wurbe, die ehemaligen 
2% conjurati ald consules bezeichnet. Später taucht dann der alte Name wieder 
anf. In Worms will freilich Arnold fon unier Heinrih IV. einen Rath 
finden, weil es in einer Urk. v. 1106 5. Schannat ©. 62 heißt, eine Fiſcher⸗ 
zunft fei vom Biſchof urbanorum communi consilio erridtet. Es ift aber 
Hegel (IL 428, Monatsſchrift 1. c. ©. 176f.) zuguftimmen, daß diefe Annahme 
eine ſehr gewagte ift. Vielmehr fcheint gerade der Diangel einer Organifation 
angebeutet zu fein, indem bie Gejammtheit der Vollbürger oder ihr angefehenerer 
Theil ohne irgenb welchen behördlichen Charakter vom Biſchof zugezogen wirb. 
Richt anders verhält es ſich mit ben anderweiten Stellen, in denen ber Bifchof 
ben. Beirath oder die Zuftimmung der cives oder der meliores, potentiores, 
ditiores cives einholt. Auf noch ſchwächeren Füßen aber ruht es, wenn Arnold 
(L 313f.) bereits im älteften Stradburger Stadtreht Spuren eines Raths entbedt. 

72) Arnold findet ben Rath in Speier 1111 erwähnt. Url. 5. Remling 
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bildete fi allmälig ans dem Bebürfnig der Bürgerſchaft, im Kampfe mit 
dem Biſchof oder Stabtherrn eine Bertretung, für ihre eignen inneren Ange 
legenheiten aber eine nad) Analogie ber Einungsgeichworenen verwaltenbe und 
fehiedsrichterlich orbnende Behörde zu haben ”). 

Um die Mitte des 12. Sabrhunderts, nimmt Arnold an, jei ber Rath 
überall vollendet geweien *). Iſt dies nun auch wicht nachweisbar, jo ift Doch 
dies etwa der Zeitpunkt, in weldyen dem beutichen Rechtsbewußtſein ber Be⸗ 
griff des Raths als eines eigenthümlichen Juſtituts, welches zur Stabt- 
freiheit gehöre, Mar zu werben begann unb demgemäß, wo noch fein Rath 
errungen war, bie Begründung eines ſolchen das Ziel ber aufftrebenden Bürger- 
haften wurde. 

Wie und wann nun aber auch ein Rath oder eiu ihm innerlich ver⸗ 
wandtes Iuftitut entflanden fein mag und welche äußeren Formen eö annahm, 
es war derſelbe Sortichritt, welcher ſich Darin vollzog: ber Fortſchritt von einem 
Gemeindevorftand zum Gemeindeorgan, ber Fortſchritt von einer oberften richten- 
den zu einer oberiten verwaltenden Behörde, ber Fortſchritt von einem entweder 
blos vertretenden ober blos herrſchenden zu einem zugleid, vertretenden unb 
berrichenden Beamtentbum?*). Und and diefen Hortichritt verdankte die Bürger- 


©. 89: Niemand foll die Münze verringern nisi communi civium consilio. 
©. dagegen Hegel IL 431, Monatsihrift 1. c. S. 180f. Auch Bier ift eher 
ber Mangel einer Organifation als deren Vorhandenſein ausgebrüdt. Das Priv. 
Philipp's v. Schwaben d. 1198 Remling ©. 137 (vgl. Rote 75) nennt deu 
Rath ganz ausdrücklich eine kaiſerliche Inftitution des K. Heinrich. (Rah Arnold 
tft Heinrich V., nach Hegel Heinrich VL gemeint.) Weber die fürftlichen Städte 
vgl. unten $. 30. 

73) Eine derartige Entftehung hatte der Rath z. B. in Mainz, wo aber bie 
Kommune den erften Verſuch, ben Rath gegen ben Erzbifchof durchzuſetzen, 
t. 3. 1162 mit der durch Friedrich L verhängten Schleifung ihrer Mauern und 
Kafftirung ihrer Privilegien büßen mußte. Arnold I. ©. 867f. Friedlicher war 
die Entwidlung in Bafel (Heusler ©. 74. 99—106. 146F.), Züri GBluntſchliJ. 
©. 140) und in den Städten, wo ber Bifchof nie die Herrſchaft ganz erlangte, 
wie Augsburg und Conftanz. Weber die königlichen Hofftäbte ohne Schöffenthum 
vgl. unten 8 30. — Nicht zu billigen ift ed, wenn Arnold L ©. 172f. u. 
Heudler 1, c. die Bildung bes Raths aus einem biſchöflichen consilium, das 
ſchon in den früher neben den Minifterialen bisweilen erwähnten meliores oder 
potentiores cives enthalten fein foll, annehmen und wol gar ben fidher aus 
Stalien ftammenden (Hegel, Monatsfchr. 1. c. S. 708f.), das Berathen, nit 
das Beirathen bezeichnenden Namen damit in Verbindung bringen. Sedenfalld 
würbe übrigens hierin nur ein zufälliger und äußerer Auknüpfungspunkt liegen, 
Indem das eigentliche Bildungdelement des Raths ftetd Oppofition gegen ben 
Biſchof, nicht Anlehnung an ihn war. 

74) Arnold L ©. 213. 

35) Wir finden bisweilen Thon in früher Zeit die Stellung bed Rathe 
als einer zugleich regierenden und veriretenben Obrigkeit ausgeſprochen. So 





8 29. Die Entftehung d. Stadtfreiheit i. d. aktbifchöfl. Städten. 277 


fchaft dem Princip ber gewillfürten Einung, bas fie mit dem der alten Gemeinde 
genofſenſchaft verjhmolz. — Ueberblicken wir einen Augenblid die Konſequenzen 
diefer Begriffswandlung, um ihre Wichtigfeit zu verftehen. 

Als Vertreter der Gemeinde kam, wie wir gefehen, der Rath zur Ent- 
fiehung, und biefe Stellung hat er Jahrhunderte hindurch bewahrt; er hat 
immer nad außen und innen im Namen ber Gemeinde reip. der Stadt, nie 
im eignen gehandelt und geherricht, er hat dem Kaiſer, Biſchof oder Stabt- 
bern gegenüber nie für etwas Anderes gelten wollen als für den Repräfen- 
tanten ber ftäbtiihen Genoſſenſchaft und er bat im Allgemeinen immer ben 
hohen Gefichtspunkt feftgehalten, daß es feine Pflicht fei, das Intereſſe ber 
Geſammtheit wahrzunehmen. Die Folge dieſer Auffaffung mußte fein, daß 
die Umgeftaltung feines politifchen Rechts in eine private Gerechtigkeit, wie fie 
überall fonft ftattfand, unmöglih wurde; daß die Idee eines Bffentlichen, un- 
veränßerlichen unb unvererblihen Rechts zur Geltung kam; daß er in gewifien 
Dingen an die Mitwirkung der Bürgerfchaft gebunden und ihr verantwortlich 
blieb; daß endlich das alte Princip der Wahl in Verbindung mit ben neuen 
Principien ber Kollegialität und des Wechſels bezüglich feiner Bildung 
fi) mehr und mehr Bahn Brad). 

Auf der andern Seite aber war ber Rath nidht etwa ein bloßer Bevoll- 
mädhtigter der Gemeinde für einzelne Zwecke, ſondern erhob fi im Laufe ber 
Zeit zur wahren einheitlihn Stadtobrigkeit, er ftellte die Stantsgewalt 
im heutigen Sinne in fih bar. Dies war ihm befonbers deshalb möglich, 
weil er feinen Ausgangspunkt nicht wie die alten Gemeindeworftänbe der Ger- 
manen von ber Thätigleit bed Heerführers und Richters, die ihrer Natur nach 
nicht das ganze Gebiet der Stantsgewalt umfaßt, fondern von ber verwalten. 
den Thätigkeit nahm. Freilich hatte er zunäcft nur in unbebentenden Be 
giehungen, hauptſächlich wol in Stabtfriedens- und Marktfachen, bie Verwal⸗ 
tung: aber bier vereinte er auch Geſetzgebungsrecht und Gerichtsbarkeit mit 
feinem Berwaltungs- und Auffichtsrecht. Zeigte fih vorerft auch nur im Kleinen, 
daß die öffentlihe Gewalt in ber Stadt ganz ebenio wie in ber gewillkürten 
Genoſſenſchaft nur Eine, alle einzelnen obrigkeitlichen Befugniffe nur Ans- 


Priv. v. 1198 b. Remling ©. 157: praeterea secundum ordinationem Henrici 
felicis memoriae imperatoris augusti civitati tam auctoritate domini regis 
quam nostra indulsimus, ut libertatem habeat, XII ex civibus eligendi, qui 
per juramentum ad hoc constringantur, ut uriversifati prout melius possint 
et sciant provideant et eorum consilio civitas gubdermetur. Url. v. 1233 
f. Emmerich b.2acomblet IL 100: in dicta civitate E. cives suos eligent et 
constituent XII scabinos secundum morem Zutphaniensem, quorum consilio 
eadem civitas regatur. (Alfo Name der scabini, Natur des Raths.) Urt. v. 
1267. Lũb. Urkb. L. 291: ipsi burgenses de Lubeke, per quos ipsa villa regi- 
tar und dazu Urk. v. 1277 tm Urkb. bes Bisthums Kübel Nr. 260: consules 
civitatis, in quos populus et voluntatem et polestatem transtulit. 
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flüffe diefer Einen Staats-.ober Regierungsgewalt feien, jo mußte doch da⸗ 
durch eine ftetd wachſende Neigung zur wirklichen Gentralifation der Aemter 
entftehen. In der That jehen wir in höchft allmäliger Entwicklung den Rath 
eine ſolche Zufammenfaffung der Aemter vornehmen. Wir jeben ibn früher 
ober fpäter die zuerft über ihm ſtehende Richtergewalt mit jeinem Berwaltungs- 
recht verſchmelzen und fchlieglich ſogar als ftäbtifches Amt unter ihm fichen- 
den, von ihm abhängigen Behörben oder Beamten übertragen ”®);, wir chen 
ihn eifrig beftrebt, Zoll unb Münze felbft zu erwerben, ober body Zöllner und 
Münzer nnter feine Aufficht zu bringen; wir ſehen ihn die Verwaltung ber 
ftädtifchen Finanzen, ber Polizei, ber Zölle in die Hand nehmen; kurz wir 
ſehen ihn in ftufenweifem Bortichritt die Einheit der Regierungsgewalt in Ge⸗ 
bauten und Form verwirklichen, während im Reiche die Herrſchafterechte und 
Aemter aller Art mehr und mehr ein Spiel aller Zufälligkeiten des Privat 
rechts wurben. 

Die Spike diefer Entwicklung war dann endlich das Bürgermeifteramt, 
welches bald aus dem Schöffenmeifteramt, bald ans dem Gilbevorftanb, im ber 
Regel aber aus dem Rathsvorſtande hervorgieng”). Denn mit ber Erhebung 
bed Bürgermeifters zum republilaniihen Haupt der Stabt war ber berrichaft- 
liche Stabtrichter überflüffig gemacht: es war nunmehr die bis Kahin nur vom 
Herrichaftsbegriff hervorgebrachte äußere und perfönlicdhe Einheit auch auf 
genofſenſchaftlichem Wege Eonftruirt und die Gemeinheitsverfaffung fo in jeber 
Beziehung ber Herrichaftöverfaffung gewachſen. 
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So waren in. ben köoniglich⸗biſchoͤflichen und einigen reichtabteilichen 
Städten freie, ſich durch ein Gemeindeorgan felbft regierende Bürgergemeinben 


0) Ueber das Verhältuiß von Rath und Gericht vgl. bei. Arnold L 
©. 280f. Heusler ©. 148f. Faſt überall trat eine Uebergangsperiode ein, in 
welcher der Rath felbft Gericht war. So drittes Stabtr. v. Strasburg d. 1249 
und Schwörbrief v, 1270: Bürgermeifter als Richter, Rath als Nrteläfinder, da⸗ 
gegen Schultheiß und Schöppen nur noch Untergeriht. Im Regenöburg find 
fon 1260 bie Richter unter den Rath beruntergedrüdt; Urt. b. Ried L ©. 461: 
consules, judices Batispon. — Bethmann⸗Hollweg ©. 159. macht bezüglich 
der Iombarbifchen Städte darauf aufmerffam, daß ber Kath zuerft ald genoffen- 
ſchaftlicher Schiedsrichter aufgelreten fei und fo die Civilgerichtsbarkeit erlangt habe. 

7), Aus Echöffenmeifter und Gildemeifter giengen die beiden Bürgermeifter 
in Köln, aus Schöffenmeifter der Ammanmeifter in Etraöburg, aus dem Meifter 
einer geſchworenen Einung ber Bürgermeifter in Regensburg, die Uebrigen faft 
Alle aus Rathömeiftern hervor. — U. M. freilich Lambert II. 222f., der in ben 
älteften magistri civium eine vom Biſchof verftattete Behörde der Genfualen für 
Sammlung und Ablieferung bes herrfchaftlichen census erblidt. 

1) Bgl. außer den zu $ 29 Rote 1 angeführten Schriflen bef. noch Ste nzel, 
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entftanben, welche, ob fie gleich neben einem Kreife von Schubgenofien und in 
theilweifer Abhängigkeit von einem Stadtherrn ftanden, doch bereitö als bie 
eigentlichen Vertreter der Stadt, ja feit ber Mitte des 12. Jahrhunderts ſchon 
als die Stadt felbft galten oder doch gelten wollten. Und fie waren entfian- 
ben aus bem Kern einer freien, fei es nun einer durch beftänbiges Schöffen 
thum vollfrei erhaltenen, ſei e8 einer in ber Freiheit zwar zeitweije beſchränk⸗ 
ten aber nicht unterbrücten altgermantichen Markgemeinde durch das Zwiſchen⸗ 
glied einer bifhöflichen ober abteilichen Gerichtsbarkeit oder Bogtei, mitunter 
aud einer bifchöflich-fürftlichen ober Täniglich-bifchöflichen Hoheit, welche es er- 
möglicht Hatte, die höheren Elemente des Dienft- und Hofrechts zu derſelben 
Freiheit zu erheben und mit der freien Gemeinde zu verſchmelzen, und durch 
die Erhebung aus dieſer Abhängigkeit vermöne ber ebertragung bes Einungs⸗ 
weiens auf die Gemeinbe. 

Wenn nun aber in ben gebachten Städten die Bürgergemeinde aus einer 
zeitgemäßen Fortbildung ber uralten Markgenofienfchaft heroorgegangen tft, fo 
ift damit der Zufammenhang der alten Gemeinde und der neuen Kommune 
überhaupt erwiefen. Denn jene Stäbte waren weitaus bie älteften in Deutſch⸗ 
land und die in ihnen einmal entwidelten Begriffe von Stadt, Bürgerichaft, 
Stadtfrieden, Stadtrecht, Stabtverfafiung und Stabtrath fanden in ten fpäter 

der Stäbten nur eine abgeleitete Anwendung. Als baber im 11. 
und 12. Jahrhundert fi) eine Reihe neuer Städte erhob, die aus berrichaft- 
lihen Billen und ihren bofrechtlichen Gemeinden hervorwuchſen, da war bie 
ältere Stabtfreiheit Vorbild und Muſter ber nenen und es wurde auch hier 
an die Grunbfäte der Freiheit, wicht an die bes Hofrechts angefnüpft, es war 
auch hier nicht eine Ausbildung, fondern eine Befeitigung bes hofrecht⸗ 
lichen Elements Inhalt der Entwidlung. | 

L Am frübeften erhoben fih einzelne fiskaliſche Gemeinden bes 
Königs an befonders begünftigten Orten, wo fie durch Zahl und Wohlkaben- 
heit mächtig, durch eine ſtarke Beimiſchung perjönlich freier Hinterſaſſen (ho- 
mines regii) unabhängig waren, zu ftäbtifchen Gemeinden. In Achen, Frank⸗ 
furt, Nürnberg, Ulm, Wetzlar, Goslar, Heilbronn, Hagenau, Sriebeberg, Kol- 


Einleit. zu Tſchoppe u. Stengel, Urkundenſammlung zur Gefchichte fchlefifcher 
Städte. Tittmann, Gefchichte Heinrichs des Erlauchten I. ©. 825—868. 
Zimmermann, Verſuch einer hiſtor. Entw. ber märkiſchen Städteverf. Th. L 
Berlin 1837. v. Lancizolle, Grundzüge ber Gefchichte des beutfchen Stäbte- 
weiens. - Berlin und Stettin 1829. — Ueber die preußifchen Städte Voigt, 
Gefchichte Preußens IT. ©. 699. V. 327—347. VL ©. 782—740. Ueber 
einzelne Städte bei. v. Fihard, Entftehung ber Reichsſtadt Frankfurt a. M. 
Pfaff, Gefchichte der Reichöftabt Eßlingen. Franck, Gefchichte der Reichsftabt 
Oppenheim. Jäger, Geichichte der Reichsftadt Ulm. 1831. Barthold, Soeft, 
bie Stabt ber Engern. Frensdorff, Gtadt- und Gerichtönerfaffung Lübecks 
im 12. und 13. Jahrhundert. 
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mar, Oppenheim, Ehlingen und vielen anderen fpäteren Reidheftäbten wurben 
die Einwohner früh vom den brüdendften hofrechtlichen Abgaben und Dienften, 
von Beithaurt und Sterbefall, von dem fchmadwollen Ehezwang befreit und 
die Erwerbung freien Gigentbums au ihren Zinsgütern angebahnt. Hierdurch 
wurbe ber Zufluß einer freien Einwohnerſchaft von aufen ermöglidht, die in 
Berbindung mit den in der Stabt felbft vorhandenen freien Elementen zu 
einer Bürgerkhaft wurbe, welcher zum Theil jchon in ber Mitte des 12. 
Jahrhunderts die widhtigften ftäbtifchen Privilegien, wie der Gerichtsftand in- 
nerhalb der Ringmauern, ein befonberer Stabifrieve, Marktrecht und Handels⸗ 
begünftigungen, das Berbot der Rüdforberung eingewanderter Unfreien nad 
Fahr und Tag, zugeflanden wurben”. Mit ber äußeren Befreiung gieng 
auch bier die innere Hand in Hand. Zwiſchen bie höhere und niedere Klaſſe 
der Pfalzhörigen, die Minifterialen und hörigen Handwerker, weldye zuerft bie 
ganze Einwohnerjchaft bildeten, ſchob fich eine aus den perjönlich freien Hin⸗ 
terjaffen und den vom Lande ber einwanbernben Bollfreien zuſammenwachſende, 
den Burgenjengemeinden ter altbifchöflichen Stäbte bald völlig entſprechende 
Genoſſenſchaft Binein, welche der Kern einer freien Bürgerſchaft, die Trägerin 
jtäbtifchen Lebens wurde. Während zuerft die Berfaffung wie in anberen 
Hofgemeinten fih auf ein berrichaftliches Gericht mit einem Schöffenthum der 
Dienftmannen beſchränkte, wobei die mehr oder minder vorgeſchrittene Freiheit 
fih nur darin manifeftirte, ob ein Vogt oder ein Schultheiß an der Spike, 
ob ein ftändiges oder ein jedes Mal berufenes Schöffentolleg ihm zur Seite 
ftand: jo kam mit der Entwidlung ber Bürgergemeinde jeit dem Ende bes 
12. und dem Anfang bes 13. Jahrhunderts aud) bier die Rathönerfaflung zum 
allmäligen Durchbruch. Weberall bildete den Kern des Raths ein dieſe Ge⸗ 
meinbe vertretender Ausſchuß, der, wo ein dienftmänniſches Schöffenkolleg eriftirte, 
in Anlehnung an dieſes — ſei es als zweite Schöffenbanf, jei es als unter 
georbneted Friedensgeſchworenenkolleg — zur Entitehung fam?), wo aber ein 
ſolches Schöffentolleg nicht vorhanden war, fi) unmittelbar aus der Gemeinde 
heraus entwidelte*). Hier wie in ben biſchoͤflichen Städten erhob fi dann 

2) Bol. 3. B. bie älteften Privilegien für Hagenau v. 1164 b. Schöpflin, 
Alsat. dipl. 1 255; für Gelnhauſen v. 1169 b. Lünig C. J. XIL ©. 784; 
f. Behlar v. 1180 5. Böhmer ©. 17; f. Oppenheim v. 1226 u. 1286 b. 
Brand ©. 229. 281; v. 1284 b. Böhmer ©. 59; f. Goslar v. 1219 Bei 
®dfden S. 111— 116. 

) So in Frankfurt: Fichard S. 80—50. Hegel IL 422. Um: Jäger 
©. 18£° Hegel IL 428. Oppenheim: Strand ©. 4. 11. 18. 20. 21 x. — 
Zn Hagenan heißen die Gemeinbenertreter „conjurati civitatis*. 

) So in NRümberg: Hegel IL ©. 440. 441. Url. v. 1256 b. Gemeiner, 
Uriprung, im Anhang ©. 76. In Goslar: Göfchen S. 111f. 513f. Su der 
Urk. v. 1219 werden ſchon 4 von der Pürgergemeinde erwählte judices erwähnt 
(S. 115); ein consilium erft 1256 (S. 116). Ebenfo Rotenburg, Rordhaufen x. 
Segel IL, 441. 
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der einmal entfiandene Rat Kalb fchneller bald Tangfamer zur alleinigen 
Obrigkeit und zum Organ ber ganzen Einwohnerihaft und abjorbirte zuerft 
das alte Schöffenthum, ſchließlich das herrſchaftliche Richteramt jelbft®). 

Aehnlich wie in den eigentlich koͤniglichen Stäbten entwidelte ſich bie 
Stadifreiheit in denjenigen urſprünglich Töniglichen Orten, welche als Reiche 
lehn unter geiftlidhe oder weltliche Fürſten Tamen®). 

H. Endlid aber war andy in ber dritten Klaſſe von Stäbten, die bald 
weitaus die zablreichfte wurde — den eigentlih fürſtlichen — die Kom- 
munalverfaffung das Reſultat einer fi durch das neue Princip der Einung 
erhebenben freien Gemeinde, wenn es auch bier erft des fchöpferiichen Altes 
einer vom Grundherrn ausgehenden Befreiung der Perjonen wie bes Bobens, 
eines von ihm verliehenen befonderen Friedens und Rechts bedurfte, um die 
nothwendige Bafis der Entwidlung berzuftellen. 

1. Wo derartige Städte aus bereitd beftehenben älteren Hofgemeinden 
eined Grundherrn allmälig hervorwuchſen, wie vor allem Soeft, bas als 
Prototyp gelten Tann, da wurbe ber Stabtfreiheit zunächft burdh ftufenweife Ab⸗ 
ſchwächung des Hofrechts Bahn gebrochen. Die Laften wurden gemindert, Rechte 
und Begünftigungen, die fonft nur Freien zufamen, wurben ertheilt, und es 
wurbe auswärtigen Freien ermöglicht, filh ohne wejentlihe Kürzung ihrer Frei⸗ 
beit an der Gemeinſchaft zu betbeiligen. Allmälig trat unter den verfchiebenen 
Ständen, ja unter Freien und Hörigen, eine nach älterer Anfiht undenkbare 
Rechts- und Gerichtögemeinichaft ein und die gefammte Einwohnerfchaft wurde zu 
Einer Gemeinde verſchmolzen, die zwiſchen Hörigkeit und Freiheit in der Mitte 
ftanb”). Se blühender der Ort wurde und je mehr Freie fih in ihm nieber- 


5, So wurben in Frankfurt nach ber Mitte bed 13. Jahrh. die consules von 
den Schöffen unterfchieden, ihnen aber noch machgeftellt. Urk. v. 1265. 1266 
Böhmer S. 137. 139: nos scultetus, scabini, consules totumque commune 
frankof. Aehnlich 1267 ib. 146. — In Oppenheim wirb zuerft 1254 der Rath 
von den Schöffen unterfchieben. Urk b. Franck ©. 237: sculteto, scabinis, 
consulibus, militibus et universis civibus in O. 1266 ib. S. 244 werden bie 
consules ſchon vor den scabini genannt, 1288 ib. S. 260 die scabini ganz fort- 
gelafien. Bon ba an heißt es meift: scultetus, consules et universi milites et 
civeg Oppenheimienses., So 1288. 1290. 1292. 1308 ib. ©. 261. 262. 267. 
234. Sm Sabre 1309 ib. S. 280 Fällt der Schultbei aus. 1380 ib. ©. 292 
erfcheint zuerft ein Bürgermeifter vor dem Schultheißen: magistro civium, scul- 
teto, consulibus et civibus universis oppidi sui in Oppenheim. 

% So in Erfurt, wo überdied der Erzbiſchof von Mainz Hoheitsrechte, die 
er buch ein Vizthum verwalten ließ, beſaß, wo aber fchon im Anfang bes 
13. Jahrh. die Bürgergemeinde Selbftändigkeit, Rathsverfaſſung und Selbftver- 
waltung errang. CEbenfo in Mühlhaufen. Tittmann ©. 59 —60. Hüllmann 
U. 372. 

>, Auf eine in biefer Beziehung fehr intereffante Urkunde v. 1186 bei 
Geiberg 1. Nr. 90, in welder ein im 11. Zahrhundert ber familia zu Soeft 
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liegen, deſto ftärler mußte das Element ber Freiheit werben, befto mehr ver 
wiſchten fi die alten Stanbesunterjchiebe, deſto fefter wurben bie Bürger mit 
einander verfnüpft. So vollzog fich dann fchrittweile die Verwandlung ber 
Hörigkeit in Freiheit, des Zinsguts in Eigen, ber äußeren im Herrn beruhenden 
Einheit zu einem immeren genofjenfchaftlihen Bande. Damit gieng die ftnfen- 
weile Entwicklung ftäbtifcher Selbftverwaltung und ſtädtiſcher Ratböverfaffung 
analog den koͤniglichen Städten Hand in Hand. Zuerft in nntergeorbneten 
Dingen, befonders in Friedens⸗ und Polizeifachen, dann in immer allgemeine- 
ren Kreiſen wurben herrſchaftlicher Friebe, herrichaftliches Recht und Gericht 
durch genofienichaftlichen Frieden, genofienfchaftliche Küre und endlich auch 
durch genofſenſchaftliche Richter erſetzt ). 

2. Einen weniger langen Weg hatte die Entwicklung ber Bürgerſchaft 
und der Stabtfreibeit bei ben jeit dem Beginn bes 12. Jahrhunderts auf- 
kommenden planmäßigen Stäbtegrünbungen zurüdzulegen, von welden bie 
zäbringifchen im Süden, die welfiihen im Norben bie älteften und wichtigften 
waren"). Denn bier wurde die Stadt durch bemfelven fchöpfertihen Akt, der 
fie ind Leben rief, zugleich auf eine beftimmte Bafis der Entwicklung geftellt, 


vom Erzbiſchof ertheilter Freiheitsbrief erneuert wird, macht Befeler, zur Ge⸗ 
ſchichte bed deutſchen Ständerechts; Gratulationsichrift für Savigny, Berlin 1860, 
aufmerffam. Hier wird, entgegen ber vorberrichenden Rechtsanfchauung jener 
Zeit, den Hörigen Gerichtsfähigkeit — als Schöffen, Fürſprecher und Sach⸗ 
walter — für bad Gericht ber Freien verliehen, auswärtigen Freien aber, die fich 
bem börtgen Gemeinweſen anfchließen wollen, vollfretes Eigen und befien felb- 
ftänbige Vertretung vor dem Gericht ber belegenen Sache refervirt: ut qui liberi 
sunt ad eorum consorcium transire non abhorreant. Auch fonft erfcheint bie 
fo aus Hofhörigen und Freien zuſammengeſetzte Genoffenſchaft ſchon weit vor⸗ 
gefchritten in ber Bejeitigung bed Hofrechts. 

*), Man vergleiche 3. B. das ältefte lateiniſche Stabtreht von Soeft (vor 
1144), wonach an ber Spite der Stadt noch berrfchaftliche Gerichte, zu welchen 
die Bürger die Schöffen beftellen, ſtehen, bie Bürgerfchaft aber durch ben Rath 
in Friedens⸗ und Marktpolizetfachen felbft das Recht der Feftfehung und Aufficht 
ausübt und demgemäß % ber Brüchten bezieht ($ 22. 36), mit den fpäteren Zu⸗ 
fügen dieſes Stabtrechts (von $ 85 an, Hegel, Anm. 2 zu ©. 445), wonach 
Bürgermeifter und Rath ſchon obrigkeitlihe und richierliche Befugniffe haben 
(z. B. 6 39. 48. 44. 47), und bann mit ber deutfchen Schrane, wonach bas 
Schultheißengericht ſchon an den Stabtraih übergegangen ift und das Vogtgericht 
vom Rath durch zwei Beifiger Tontroflirt wirb ($ 12). — Noch nit aufgeflärt 
ift die Bedeutung ber burrichtere (jus Susat. & 37. 61. 62), bie über falfches 
Maß von Korn und Bier und über Entwenbung bis zum Werth von 12 Pf. 
über Schulb bis zu 6 Pf. richten follen. Hegel TIL 446. Risfh ©. 197. 
Befeler L c. S. 8 vermuthet Nachbargerichte, gewöhnlich wirb an das judicium 
civium gedacht. 

% 1120 wurbe Freiburg i. Br. gegründet, ſodann nad beffen Vorbild umb 
mit fehr ähnlicher Organifation 1178 Freiburg im MWedhtlande, 1191 Bern 
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welche die älteren, allmälig erwachſenen Stäbte fih erft in langem Ringen 
hatten erlämpfen müfien. Weil die biftorifchen Beſonderheiten ber einzelnen 
alten Stäbte bier nicht übertragen zu werben brauchten, fo fanben jogar bie 
in jenen ausgebildeten Begriffe bier oft von Anfang an einen reineren nnd 
volltommeneren Ausbrud. Don vorn herein wurbe bier bie Stadt als ein 
nicht blos Äußerlih, ſondern au rechtlich abgejchlofiener Bezirk von dem 
übrigen ande und feinen Einrichtungen gefondert, fie wurbe als ein befonberer 
Friedens- und Rechtskreis mit beionderen Privilegien gefreit und unter ein 
beſonderes ftädtiſches Gericht geftelt'%. Bon vorn herein entiprach aber auch 
diefem räumlichen Begriffe der perjänliche Begriff einer Bürgerichaft als einer 
einheitlichen Friedens⸗, Rechts⸗ und Gerichtögenoffenfchaft, zu welcher jeber 
freie ftädtifche Grundbeſttzer ale Vollgenoffe, die übrigen Einwohner ale Schub 
genoffen gehörten. Hier gab es keine Trennung ber Bollbürgerfchaft in herr⸗ 
ſchaftliche Dienftmannen und Burgenfen, noch auch gab es einen Unterfchied 
von Altfreien, die auf echtem germauiſchen Eigen, und von freien und unfreien 
Dinterfaffen, die auf fremdem Grund und Boden faßen. Die berrichaftlichen 
Dienfimannen wurben oft, falls die Bürger fie nicht aus freien Stüden auf- 
nehmen wollten, ausdrücklich ausgeichloffen'"), die Bürger aber waren alle per- 
fönlich frei und faßen alle auf urjprünglich fremden Boden, für den fie einen 
Zins zu zahlen batten, der freilich bald mehr zur Anerkennung obrigkeitlidher 
Beingnifje als eines Obereigenthums ded Herrn entrichtet zu werben jchien '*). 
Endlich wurbe aber auch von vorn herein eine gemeinheitliche Organifation 
gegeben, indem ein herrſchaftliches Gericht an die Spitze der Stadt geftellt '*), 


(Schreiber, Urkb. J. ©. 25) und viele Gtäbte ber weftlichen Schweiz (Senke, 
Zeitſchr. f. geſch. Rechtswifſ. II. ©. 191— 231). Im Norden wurde Lübeck in 
ber Mitte des 12. Jahrh. ald Stadt gegründet (Brensborff S. 8f. 18f.), 1188 
die Neuftadt von Hamburg, mit deren Anlage bie Gtabtfreibeit erft begann 
(Hegel IL 452. Srensdorff ©. 16), etwa um bdiefelbe Zeit Schwerin (Hegel 
I. 454). Recht und Berfafiung biefer Städte waren untereinander ſehr ähnlich 
und wurden das Borbild faft aller Stäbtegrüundungen in ben flavifchen Küften- 
(ändern, während in Brandenburg, wo ale erfte Städte Stenbal und Branden- 
burg um bie Mitte bes 12. Jahrh. entftanden, und in Schleſien das Magbeburger 
Recht mehr Rahahmung fand. Auch Wien, bie erfte öfterreichifche Stadt, ent- 
ftand ſchon um die Mitte des 12. Jahrh. durch fürftliche Neugründung. 

” Frensdorff ©. 19f. 48. 

11) So fon die Grünbungsurf. für Freiburg: nullus hominum vel minis- 
terialium domini in civitate habitatit nec jus habebit burgensium, nisi de 
communi civium consensu, ne quis burgensium illorum testimonio possit 
offendi. Ebenſo in Kübel, Hamburg u. ſ. w. 

12) Ueber die Natur biefes Zinfes vgl. Hensler ©. 47f. 

12) Bogt und Schultheiß haben bisweilen auch die anderen Hoheitörechte des 
Herrn auszuũben, biöweilen find befonbere Beamte bafür da. Go z. 2. für 
Münze und Zoll. Frensdorff ©. 36f. 
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ber Bürgerſchaft aber ein von ihr jelbft zu wählendes Tollegialiihes Organ 
gewährt wurbe, welches unter dem immer allgemeiner werbenden Namen eines 
Raths die Verwaltung der Stabt zu führen, Frieden und Marftpolizei felb- 
ftändig zu handhaben, überdies aber — falls nicht, wie oft in der Mark und 
Schlefien, dazu noch bejondere Schöffen eingerichtet waren — im herrſchaft⸗ 
lihen Gericht Urtel zu finden und Recht zu weilen hatte!“). In einigen 
Städten wurbe fogar die Wahl des herrichaftlichen Beamten von vorn herein 
der Bürgerfchaft übertragen"), und vielfach wurde dad Recht der Autonomie 
innerhalb der für die Stabtfreiheit gefteckten Grenzen ausbrüdlich anerfannt '*). 

So war in diefen Stäbten, von denen viele balb die altbifchöflichen an 
Freiheit und Macht überbolten, allerdings bie erfte Entftehnung der ftäbtijchen 
Genoſſenſchaft das Werk fürftlihen Willens: die weitere Entwidlung aber er- 
folgte auch bier auf rein genoffenfchaftlihem Wege durch die Bürgerfchaften 
ſelbſt in volllommener Analogie mit den älteren Städten, fo weit nicht bie 
befonderen Verhaältnifſe eine Verſchiedenheit bedingten"). 


1%, In Freiburg hatten die 24 conjurati die Marlt- und Sicherbeitöpoligei 
und waren vermuthlich zugleich Echöffen im Herrſchaftsgericht. In Lübeck hatte 
der Rath bereits nach dem Priv. Heinrichd bes Löwen bie Münze zu prüfen — 
(ebenfo in Hamburg nach Urk. v. 1189 Lappenberg Nr. 286, in Hannover 1241 
Gengler, Stadtr. S. 186. $ 10) — unb konknrrirte bei ber Gerichtöbarkeit bes 
Vogts, indem er einen Theil fämmtlicher Gefälle für die Stadt erhob, während 
er in ben Zällen, wo ber Stadt felbft Die Feſtſetzung bed Rechts gebührte (vgl. 
Note 16), felbftändig richtete. Vgl. Url. v. 1188 Lüb. Urkb. I. ©. 10: omnia 
civitatis decreta (kore) consules judicabunt: quiequid inde receperint, duas 
partes civitati, tertiam judici exhibebunt. Frensdorff ©. 36f. In Ham- 
burg fällt nah Urk. v. 1189 Lappenberg Rr. 286 ©. 253 % ber Gefälle bei 
der Marktpolizei an die Stadt; 1190 ib. ©. 259 Rr. 392 werben bort zuerft 
consules erwähnt. 

16) So follen fchon nach ber Ark. v. 1120 bie Freiburger Bürger Vogt und 
Schultheiß, fowie ben Priefter wählen, ber Herzog fie nur beftätigen. (Hegel ll. 
©. 409 Hält Bogt und Schultheiß für identiſch.) 

1) Lũb. Url. v. 1188 ©. 10: omnia civitatis decreta (kore) — im älteften 
lateiniſchen Statut I. 28: quod civitas decreverit, — im deutſchen II. 43: dat 
de ratman settet. Wahrſcheinlich bezogen dieſe Küren fi) nur auf die Marft- 
und Sicherheitöpoligei (Grensborff ©. 43) und wurden übrigens Anfangs von 
ber Gemeinde ſelbſt errichtet (ib. S. 42). Go heißt es auch im Schweriner 
Stadtreht, wie bafjelbe 1222 auf Güftrow übertragen wurbe (bei Gengler 
6 9): qui civitatis statuta infregerit, dabit tres marcas civitati. 

19 Daher auch bier bie Herporbringung des Bürgermeifteramtö (in Schwerin 
{don 1222 in $ 11. 12 ber Statuten, in Lübeck ſeit 1256 Frensborff S. 109f. 
zuerft erwähnt), — bie Erhebung bes Raths zur wahren Obrigkeit, — bie Er- 
werbung bes Stadtgerichts und ſchließliche Umbildung befielben zu einer unter 
dem Rath ſtehenden Stadtbehörde u. |. w. 


—, — — — — — 
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E. Die Kirche und die Geuoſſeuſchaft. 


& 31. 

Die hriftliche Kirche, jo lange fie eine einheitliche und allgemeine war, 
verjhmolz in ihrer Verfaſſung wie in ihrem gefammten Weſen römifche und 
germanifche Elemente und fügte ald Drittes die ſpecifiſch theologiſch⸗hierarchi⸗ 
Ihe Auſchauung hinzu. Für das Verhältniß des aus biefen drei Faltoren 
zujammengejeßten Tanonijchen Rechte zum beutjchen Volksrecht ergab fih da⸗ 
ber auf der einen Seite die innigfte Berührung, auf ber andern der fchroffite 
Gegenſatz. Neben einem merkwürdigen Parallelismus der weltlichen und kirch⸗ 
lichen Entwicklung ſehen wir jo ein feinbfeliges Auseinanderftreben beider, 
wir ſehen jedes kirchliche Inſtitut im deutſchen Volksrecht fein Analogon fin- 
ben und dennoch dur das romanische und univerjelle Element eine Grund⸗ 
verfchiedenbeit ihres Weſens hervortreten. 

Dies zeigt fi) indbejondere, wenn wir mit den im Reiche herrichenden 
Gemeinfhaftsformen diejer Zeit das kirchliche Gefellichafts- und Genoſſenſchafts⸗ 
recht und die in ihm ringenden Gegenjäße vergleichen. 

Dem vollendeten Lebnreich entſprach die vollendete Hierarchie. Hier wie 
dort werd alle Gewalt und alles Recht von oben geliehen, führte eine Stu- 
fenleiter von Gott durch ben Papft abwärts bis zu jedem unterften Träger 
geiftlicher Herrſchaft. Hier wie dort war aber ferner für Herrfchaft und 
Dienftamt eine dinglihe Grundlage vorhanden, indem die kirchlichen Rechte 
und Pflichten ihrer politiichen wie ihrer nutzbaren Seite nad) mit beftimmten 
Kirchen als Zubehör verknüpft wurden, jebe Kirche fo gleich einem Herrenhof 
Haupt eines räumlichen Herrichaftäkreifes ward, jedem gelichenen geiftlichen 
Amt ein gelichenes Dienftgut, in Beſitz oder Einkünften beſtehend, entiprach 
und fo embli der Begriff des geiftlichen Amtes in dem bes geiftlichen bene- 
ficium unterzugehen drohte”). Andererfeitd aber erzeugten die romanischen umb 
theologifchen Elemente einen tiefen Gegenſatz zwiſchen der Lehnsmonarchie und 
ber Hierarchie. Sie waren ed, welche ber letzteren eine dem beutfchen öffent. 
lichen Recht völlig unbekannte Kraft der Abftraktion und konſequenten Be- 
grifföhildung verliehen, damit aber der Gentralifation und Organifation zum 
Siege verhalfen. Mit der furdtbaren Waffe des Cõlibats befämpften die 
Träger des Tirchlichen Einheitsgedankens die Bildung individueller Rechte in 
der Kirche. Sie verhinderten fo die Erblichkeit der Kirchenämter, welche fonft 


1) Bgl. Thomassinus, Vetus et nova ecclesiae disciplina circa beneflcia, 
Magunt. 1786f., 3 Bände in je 3 Theilen. Der Begriff bes beneficium ift hier 
ber Ausgangspunkt für das gefammte Kirchenverfaſſungsrecht. Nach I, 3. c. 69. 
8 19. 20 erfcheint daher auch bie Stelle beö einzelnen Mönches im Klofter als 
beneficium. Über befien Inhalt ift Hier, ganz wie urfprünglich bei allen Bene⸗ 
ficien, nur das ali et vestiri. 
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unausbleiblich geweien wäre und bie Kirche wie das Reich zertrünnmert haben 
würde. Schwieriger war ber Kampf gegen bie Käuflichleit ber Aemter, doch 
war auch bier der Sieg bei der Kirche. Nur in Einem Punkte vermochte 
feine Bulle die nothwendigen Folgen des Beneficialiuftems zurückzudrängen. 
Die innere Auffaffung des Kirchenamts konnte in einer Geiftlichkeit, welche 
weit über das amtlihe Bedürfniß hinaus Herrfhaft und Vermögen beſaß, 
welcher naturgemäß dieſer Befig als hbauptfädhlicher Inhalt und Grundlage 
des Amtes galt, unmöglich fi rein erhalten. Dem hohen unb niederen Kle- 
rus wurde gleichmäßig der geiftlihe Beruf zu nebenſächlichem Zubehör ber 
Pfründe, mochte diefe nun Lönigliche Macht und Reichthümer oder mochte fie 
nur müßigen Lebensgenuß verleihen. Unaufbaltfam aber mußte fol innerer 
Widerſpruch zur Verweitlihung und endlich zur Sutfittlihung führen. So 
oft der Kirche Hiervon Heilung kam, Fam fie nicht von oben, ſondern aus 
einer von unten anffteigenden Bewegung, welde ihr neue Glemente und 
Kräfte zuführte. Bald wurden dann freilich auch fie von ber Krankheit des 
Körpers ergriffen und es zeigte fich fo, daß nur in der Kosreifung von biefem 
Körper die Wiedergeburt möglich fei. Dennoch war die Macht des bierandi- 
ſchen Gedankens fo gewaltig, daß er bis heute fteht. Um fo begreiflicher ift 
e8, daß er in ber Zeit feiner höchften Entfaltung den Sieg über den Kaiſer⸗ 
gedanken errang. 

Die Uebermacht der Kirche ruhte auf ihrer einheitlihen Organifation. 
Zwar vermochte auch fie die ausſchließliche Beftimmung ihres inneren Lebens 
durch die von oben kommende Regel niemals durdzuführen, mächtig beftand 
auch in der fiegreichen Hierarchie, mächtiger noch entwidelte fich feit ihrem 
Berfall die Theilnahme der Geſammtheiten am Regiment: allein es war das 
in der Kirche und ihren Gliedern vorhandene körperſchaftliche Element von 
dem beutfchrechtlichen Genoffenfchaftsweien doch ftets in Einem Punkte burd- 
aus verfchieden. Jede kirchliche Körperfchaft abforbirte das individuelle Recht; 
fie abforbirte e8 in fehr ungleihem Grade, indem fie balb nur für kirchliche 
Angelegenheiten, bald für alle Beziehungen die Rechts. und Willensfähigkeit 
der Individuen aufhob: immer aber war gegen den Einheitöwillen der indivi⸗ 
duelle Wille nicht vorhanden, der Einzelne im DBerbande, jo weit er vom Ber- 
bande ergriffen ward, war biefem gegenüber rechtlos. Deshalb Tonnte zwar 
bald neben, bald unter, bald fogar über dem Haupte eines kirchlichen Ver⸗ 
bandes eine Gefammtheit zur Darftellung der Einheit berufen fein: für den 
Einzelnen wurde damit die Pflicht des unbedingten Gehorfams gegen ben 
Oberen, bie Ableitung feines Willens und Rechts von etwas außer ihm nicht 
verändert. Die deutſchrechtliche Genoſſenſchaft aber zeichnete ſich dem gegen- 
über gerade dadurch aus, daß im ihr ebenfowol gegen die Gefammtheit wie 
gegen den Herrn das Individuum jelbftändig blieb, daß ed die aus ihm 
jelber ftammende Rechteperjönlichkeit behielt. 

Zunäcft gab es baber nie im Reich eine derartige Trennung von Trä⸗ 
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gern der Herrihaft und Gegenftänden der Herrihaft, wie die Kirche fie für 
das religioſe Gebiet zwiichen Klerus umb Laien errichtete. Einige Reminis 
cenzen an die einftige Selbftverwaltung der Kirchengemeinden dauerten freilich 
no fort. Der alte Sat, daß Klerus und Bolt der Diöcefe die Biſchofs⸗ 
wahl vorzunehmen hätten, zeigte fich wenigftens noch in einer Betheiligung 
der Baffallen und Dienfimannen wirffam") und dieſe übten auch bei wich⸗ 
tigen kirchlichen Handlungen des Bifchofe das Recht der Zuftimmung häufig 
and. Lebbafter noch blieb vielfah in den Parochien die Xheilnahme ber 
Gemeinde an der Piarrerwahl und der Beſetzung auderer Kirchenämter und 
an der Berwaltung des Kirchenvermögend. Auch der Patronat gab Ein- 
zelnen wie Genofſenſchaften Tirchliche Rcchte. Immer mehr indeß brang in 
engeren und weiteren Kreifen bie Theorie der Kirche durch, daß bie Laien in 
kirchlichen Dingen nur zum Gehorchen vorhanden, ihre Gemeinden bloße Ver⸗ 
waltungsfprengel feien, und ber Begriff der Kirche umfaßte daher überhaupt 
nur noch in einem weiteren Sinn die universitas fidelium, während im enge 
ren Sim nur die universitas eleri die Kirche als aktine Trägerin kirchlichen 
Rechtes war. 

Sn ber Kirche felber erhielt fih freilich im Ganzen wie im Einzelnen 
das fonodale Element: allein trotz vorübergehender höherer Bedeutung ſank es 
mehr und mehr zu jener untergeordneten Stellung herab, welche es noch heute 
in der Tatholifchen Kirche einnimmt, wonad Die Synoden nichts find als „außer 
ordentlihe Mittel der Regierung‘ ?). Nie erlag dem Primat vollftändig die, 
Selbſtändigkeit des Episkopats, aber es ftellte fich mehr und mehr thatfächlich 
-feft, daß er in feiner Gejammterfcheinung auf den oͤkumeniſchen Koncilien 
unter, nicht über dem Papit ſtehe. Erſt in der folgenden Periode konnten die 
Koncilien wieder beanfprudden, auch ohne den Papſt die „universalis ecclesia“ 
zu repräfentiren®). In Ländern und Provinzen beftanden in gleicher Beben- 
tung die National- und Provinzialfynoden fort?) und dem Biſchof gegenüber 
wahrte fh die Geſammtheit des Diöcefanklerus auf ben Didceſanſynoden 
wenigftend das Recht de Beiraths in den Angelegenheiten der Diöcefe®). 
Selbftändige Berfammlungen der Archidiakonen, Ruraldekane und Officiale 
blieben gleichfalls üblich”) und es war fo überall eine Bereinigung der bem- 








2, Ueber bie Bijchofswahlen nach 800 Thomaffinus 1. c. II, 2. c. 2043. 

2) So rubricirt fie Schulte, Lehrb. des kathol. Kirchenrechts. 2. Aufl. 1868. 
5 87f. ©. 305f. Bol. Balter, 8.R. $ 163. 

9 Richter, K. R. 3 154. Walter lc. $ 164. 165. Schulte Lc. $ 87. 
©. 305f. 

5) Thomaffinus II, 3. c. 56. 57. Walter $ 166. Richter $ 155. 
Schulte $ 88. 

6% Thomaffinns I, 3. c. 74. 75. Walter $ 167. Richter $ 156. 
Schulte $ 39. 

) Thomaſſinus DI, 8. c. 73. 
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felben Oberhaupt untergeorbneten Perfonen analog wie im weltlichen Recht, 
wenn auch in unfelbftändigerer Bedeutung, gegeben. 

Eine feftere korperſchaftliche Berfaffung bildete fih in den Kollegien der 
zu berfelben Kirche gehörigen Geiftlichen aus. Au ber roͤmiſchen Kirche ent 
ftand als Senat des Papftes die Körperichaft der Karbinäle®). Enger ſchloß 
fih an den bifchöflichen Kirchen der Klerus zufammen, indem er fidh zu moͤuchi⸗ 
ſcher Gemeinſamkeit des Lebens vereinte*). Urſprünglich waren die jo ent- 
ftandenen Kapitel ganz nad dem Mujter einer häuslichen Gemeinihaft ein- 
gerichtet; fie Iebten nach fefter Regel (canon) im Haufe des Biſchofs in voller 
Gemeinſchaft (vita communis) ohne Privatbeſitz und waren dem Biſchof oder 
feinem Stellvertreter ald Hausherren unterworfen"). Unter Karl d. Gr. 
wurde reichögefehlich darauf gebrungen, daß alle Kleriker entweber als Möndye 
oder als Kanoniker lebten!!), dagegen war bei den lekteren das Erforderniß 
ber perſoͤnlichen Armuth bereits fortgefallen!). Es entftanden feitbem auf 
ähnliche Vereinigungen an nicht bifchöflichen Kirchen (bie ſpäter fogenannten 
Kollegialftifter) . Im Laufe der Zeit mehrte fih in diefen Berbänben die 
Gelbftändigfeit der Geſammtheit gegenüber dem Kirchenvorftand; als senatus 
ecclesiae?*) erlangten fie ein förmliches Mitregierungsredht, als Genofjenichaft 
einen jelbitändigen Anfpruh auf Nutzung des Kirchenguts umb eine immer 
erweiterte Selbftverwaltung. lichen fle fo in ihren Verhaͤltniß zum Biſchof 
etwa einer berrichaftlichen Genofſenſchaft, jo trat vom zehnten bis zwölften 
Jahrhuudert bejonders an den Kathebrallirchen ihre Umbildung in völlig un- 


°) Thomaffinus I, 2. c. 118—116. Er bemerkt mit Recht (I, 3. e. 8 
5 18 u. c. 10 $ 5), daß im Karbinalfollegium ein Bild der allerälteften Kapitel 
fortbauere. Bol. au Gieſeler, Kirchengeſchichte II, 1. ©. 186f. Eichhorn, 
R. ©. 8 137f. Walter, 8. R. g 137f. 

®) Ueber die Entftehung der Kapitel, welche man auf Auguftinus zuradführt, 
Thomaſſinus I, 3. c. 2—10. Ueber ihren Zufammenhang mit ben alten 
Seminaren und Schulen ib. I, 3. c. 5. 6. 8 $ 2. II, 1. c. 102 8 2f. — Bgl. 
ferner Pland, Geſch. ber hriftl. Gefellichaftäverf. III. 641f. Gtefeler Le I, 
1. ©. 43f. 2075. Rettberg, Kirchengejchichte IL 662f. Boehmer, prine. jur. 
canon. Lib. 3. sect. 3. tit.3u.4. Schmalz, Handb. des kanon. Rechts $ 207F. 
Walter L c. $ 148. 149. Die regula Chrodogangi des Biſchofs v. Meg b. 
Labbaeus, Coll. conc. VII. ©. 1444. 

10 Thomafjinus I, 8. c. 9 $ 11: una cumepiscopo domus, una mensa, 
una omnium rerum societas et communio. 

1) Cap. I. Car. M. a. 789. c. 71. 75; 802. c. 22; 805. c.9. Thomaſſi⸗ 
nu8 Il, 3. c. 9. 

12), Thomaſſinus I, 3. c. 20 8 1—6. 8. Auch feine stabilitas loci. Ib. 
8 7. Daß aber urfprünglidy) Armuth gefordert wurde, ib. I, 3. c. 28 7—11. 

12, Thomaffinus LI, 3. c. 9 8 6—7. c. 11. Walter $ 148. 

19 Thomafjinus I, 8.0.78 7f. c. 38 6—8.c. 9 $ 12f. 
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abhängige Korperſchaften ein!‘ Das Zufammenwohnen und die häusliche 
Gemeinſchaft fielen fort '*), die Mitglieder des Kapitels erhielten eigue Häufer 
(euriae) und Ginkünfte (praebendae), das SKirchennermögen wurbe zwiichen 
Biſchof und Stift förmlich und befinitin vertheilt 7) und die Hechtsverbältniffe 
zwiichen beiden auch im Uebrigen vertragsmäßig geordnet. Die Kapitel wurben 
aun ganz jelbftändige Körperfchaften, denen der Biſchof als foldher nicht einmal 
angehörte, bie vielmehr fich jelbit ihren Vorſtand (deu aus bem einftigen Stell- 
vertreter des Biſchofs heruorgegangen prior, decanus ober praepositus) und 
ihre zahlreichen Beamten wählten. In den eignen Angelegenheiten genoffen fie 
eine faft völlige Unabhängigkeit, weitgehende Autonomie, eigne Gerichtäbarkeit'*), 
Selbftverwaltung und Vermoͤgensfähigkeit. Auch ftand ihnen meift die Auf- 
nahme neuer Mitglieder zu, wovon fie ſchon jett bisweilen in der Weiſe Ge- 
branch machten, daß fie die Zahl der Stellen ſchloſſen und die Erlangung einer 
folden an ablige Geburt Tnüpften'. Obwol fie aber jo zu halbweltlichen 
Berbänden wurben, weldhe als ihre Hauptaufgabe die Verwaltung und den 
Genuß ihres Bermögend betrachteten, wurbe ihr Autheil am Kirchenregiment, 
ftatt zu finken, ſehr gefteigert, indem fie in geiftlichen wie in weltlichen Dingen 
den Biſchof theils an ihren Rath theild an ihre Zuftimmung banden, bezüglich 
der Mitverwaltung bes Kirchenvermögend die wichtigften Rechte ansübten, bei 
erledigtem Stuhl die Kirche vertraten und feit 1122 faft überall ausfchlieglich 
die Biſchofswahl übten. 

Mehrfache Berfuche wurden im 11. und 12. Jahrhundert gemadjt, die 
vita communis und damit die alte Form der Kapitel ohne ober felbft mit 
perjönlicher Armuth wieberherzuftellen®). Allein nur vereinzelt gelang dies 
und es entfianden jo neue Kongregationen von Klerikern, auf welche der Name 
canonici regulares ũbergieng, während bie übrigen canonici (obwol- ohne 
canon) seculares biegen)... Später nahmen manche ſolcher Regularkanoniker 
bie Regel des Ordens der Prämonftratenfer an“). 

Wichtiger für die Gefammtentwidlung der Kirche und für ihren Einfluß auf 


*) Bol. Thomaſſinus IL, 8. c. 10. 70. Pland IV, 2. ©. 565f. Gieſe⸗ 
fer II, 2. 9 64. ©. 2605. Ranmer, Hobenftauffen VL 29f. Eichhorn. c. 
g 333. Böhmer 1. c. tit. 4 $ 422f. Schmalz lc. $ 210. Walter, c. 
$ 149. Richter $ 120. Schulte $ 53. S. 226 — 236. 
19) Zuerft in Trier. Pland IIL 758f. 
ın Thomaffinus II, 2. c. 20. 23. Pland IU. 749-767. IV, 2. 
©. 565f.' 
=) Thomaffinnd II, 2. c. 23 6 7. 
1 Giefeler DI, 2. Rote b. (1232 in Strasburg). Seufert, Verſuch einer 
Geſch. des beut. Adels in ben Erz. und Domftiftern. 1790. Walter 5 150. 
 Thomaffinus I, 8. c. 11. 21. Eichhorn $ 354. Walter $ 150. 
2) Thomaffinus L c. ec. 21 $ 6f. 
) Giejeler I, 3. $ 65. ©. 264. 
J. 19 
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das weltliche Vereinsrecht, als die Rongregationen der Kanoniker, war ber Fortſchritt 
bes Moͤnchsthums r). Zunächft wurde bie innere Verfaffung der einzelnen Klöfter 
eine freiere, indem allmälig das korporative Element über ben Gedanken der völligen 
Hingabe an einen übertrbifchen, durch den Oberen bes Klofters vertretenen Herrn 
überwog. Der Einzelne, weldher in das Kiofter trat, entäußerte fich freilich nach 
wie vor feiner Bermögensfähigkeit, feines Familienrechts und feines eignen Willens 
zu Gunften einer über ihm ftehenden Einheit: aber dieſe Einheit wurde nicht 
mehr von dem Abt (Prior, Guardian, Rektor) allein, fondern von ihm und 
der Gefammtheit der Brüder repräfentirt. Freilich blieb dem Abt eine mo⸗ 
narchifche, der hausväterlichen ähnliche Gewalt, Disciplin und Bertretungäbe- 
fugniß: aber aus der Benebiktinifchen Borjchrift, im wichtigeren Dingen ben 
Rath der Brüder einzuholen”), entwidelte fidh ein ganz ähnliches jelbftämdiges 
Zuftimmungs- und Kontrollredit des Konventes ber vollberechtigten Brüder 
oder ihres Ausſchuſſes wie bei den Kapiteln). Aus einer Hausverfafjung 
wurde in allem Beziehungen mehr und mehr eine Kollegialverfaffung*®) und 
auch die Abtewahl wurbe freier”). Auf der anderen Seite indeß wurbe gerabe 


 Thomaffinus I, 3. c. 12—25. 65—69. Böhmer, jus eccles. Prot. 
II. tit.35 $ 47—70. Rettberg, Kirchengeich. IL 682—692. Gieſeler II, 1. 
3 30. ©. 237f. 11, 2. 8 67f. ©. 3795. Behr, Allg. Gefch. der Moͤnchsorden. 
Tübingen 1845. 2 Bde. Dove, in Bluntſchli's Staatäwörterbud. v. „Orben, 
geiftliche.” Bol. auch Böhmer, princ. jur. canon. lib. 3. sect. 8. tit. 1 u. 2, 
Schmalz, Handb. bes Tanon. Rechts 8192 — 206. Eichhorn, R. &. 8. 330 bis 
882. Walter, 8. R. $ 341. Richter 5 280. 381. Schulte ©. 454 f. 

24, Diefe milbere Auslegung ber Pflicht bes Gehorſams oder Dulbeud unter 
ſchied. von Anfang an bie Regel Benedikte von ber Kolumbans, welcher blinde 
Unterwerfung forderte. Rettberg IL 681f. 

» Tit. X de his quae finnt a praelato sine consensu capituli III. 10. 
Walter 5 342. Schulte $ 174. 

*), Damit hörte auch bie Häusliche Beichäftigung ber Mönche mit Feld⸗ und 
Handarbeit, bie unter Allen reihweis wechfelnde Bejorgung ber Küchengefchäfle u. ſ. w. 
auf. Es gab nun befonbere Dienende Brüder ohne Sig und Stimme und mur 
für die Aufficht wurden noch vollberechtigte Mitglieder ald Beamte beftellt. — 
Ueber die verfchiedenen Aemter bes Klofterd vgl. Thomaffinus I, 3. c. 66. 67. 
Bei den Benediktinern ftand unter dem Abt ein ernannter und abſegbarer prae- 
positus als Etellvertreter; fir bie Disciplin waren die Moͤnche in Dekanien ge 
theilt, beren jede einem gewählten decanus unterftand; enbli gab es befonbere 
Beamte für den Keller, die Frembenaufnahme, das Kranten- und Almofenweien, 
den Schag, die Vermögendverwaltung (oeconomus), die gotteöbienftlichen Hand- 
(ungen u: ſ. w. 

” In Tarolingifher Zeit galten, zumal die Abtswahl nicht der Majorität, 
fondern einer pars quamvis parva congregationis, wenn ihr consilium bas 
sanius war, überlafien zu werben pflegte, die Bifchöfe und benachbarten Aebte 
für befugt, gegen eine ſchlechte Abtswahl einzufchreiten. Rettberg II. 681f. 
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jest die Berbindung des Mönchsthums mit ber Kirche inniger als bisher. 
Während ehedem die meiften Mönche Laien geweien waren und nur einige 
wenige die Weihe empfiengen, waren fie feit dem 10. Jahrhundert meift Ale 
rifer®®) und es wurden nur noch für die gewöhnlichen Dienfte und Handar⸗ 
beiten Laienbrũder (conversi) ohne Sig und Stimme aufgenommen). Die 
Verleihung von Pfarrlirhen an die Abteien, gefteigerte Privilegien und 
Eremtionen von der biſchoͤflichen Gewalt?) brachten das Moͤnchsthum in eine 
noch feitere Stellung innerhalb der kirchlichen Ordnung. Hierdurch wurde bie 
Umwandlung der Klöfter in bloße freie Geſellſchaften verhindert und vielmehr 
troß der Sortbilbung ihrer korporativen Selbftändigfeit gleichzeitig ihr Charakter 
als kirchliche Anftalten immer fchärfer ausgeprägt. 

Gleiche Urſachen wie bei den Kapiteln wirkten auch bei den Kloͤftern 
frühzeitig auf Berweltlihung und Entartung und droßten den Verfall der Ge⸗ 
meinjamfeit, ja jelbft Vermoͤgenstheilungen?) herbeizuführen. Allein dem 
Monchsſthum wurde eine mehrmalige großartige Regeneration zu Theil, welde 
jedesmal zugleidh den wankenden römischen Stuhl neu gefeftigt bat. Alle Diele 
Regenerationen giengen ohne ober felbft wider den anfänglichen Willen der 
Päpfte aus einer von unten kommenden Affociationsbavegung hervor. Den 
Anftoß gaben ihnen allen die romanischen Nationen und in gefteigertem Maß 
trägt jede fpätere deutlicher, am beutlichiten die fpätefte (der Sejnitenorben) 


romanuiſches Gepräge. Aber jo jehr ihre Tendenz zur Gentralifation, zu mili- 


tärifcher Organifation, zur Aufopferung des Individuums für eine fanatifch 
ergriffene Einheitsidee fich gegenfäglich zum deutſchen Genoffenfchaftsweien ver- 
hielt, fo mächtig wurde doch auch Deutichland von diefen Bewegungen ergriffen, 
wurben auch bier Recht und Berfaffung von ihnen mobificirt. 

Die ältefte der angebeuteten Regenerationen beftand in der Verbindung 
der Möfter zu Moͤnchsorden. Urfprünglich war jedes Klofter gleich einem an 
die Stätte gebundenen Fronhof eines beftimmten Heiligen ein jelbftändiges 
Ganze; unter mehreren Klöftern eriftirte kein juriſtiſcher Zufammenhang®), 
von etwaigen Eigenthums- oder Patronatsrechten eines Klofterd am anderen und 


20, Ueber bad Verhältniß von Klerilat und Monachat vgl. bei. Thomaſſinus 
L 8. c. 13—15. 17— 19. 

2) Auch fratres im Gegenſatz zu ben patres ober clerici genannt. Walter 
5 342. Eichhorn $ 332. 

”, Thomaffinus L 8. c. 26—40. Gieſeler I, 1. $ 32. ©. 242. II, 2. 
8 67. ©. 282. Eichhorn $ 189. 331. Schulte 8. 175. ©. 475f. 

31) Bol, über eine Theilung von Beſitz und Ländereien in Fulda, auf beren 
Rückgängigmachung gebrungen wurbe, Rettberg II. 686. 

2) Die Webereinftimmung der Regel berechtigt nicht, mit Thomaffinus I, 


3.03. 4 (def. 8 9) zu jagen, vor den Kongregationen babe nur unus ordo, 


unum omnium monachorum corpus eriftirt. in juriftifched corpus wenigſtens 
war ed nicht. 
19* 
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von einzelnen ber Berbindung von Mutter- und Tochterbörfern analogen Be- 
ziebungen, welche zwifchen einem Stammklofter und feiner Kolonie bisweilen 
fortdauerten, abgeſehen 2). Eine Erweiterung der Flöfterlihen Gemeinfchaft 
trat dann zunächft durch die Verleihung der Brüberfchaft als einer Art Ehren- 
mitgliedſchaft an hervorragende Laien, mehr noch durch Fraternitäts⸗ umb 
Kartellverträge zwiichen verſchiedenen Kloͤſtern ein). Geit dem 10. Zahr- 
hundert aber wurbe die Sfolirung ber Klöfter mehr und mehr durch große 
Kongregationen verbrängt, welche in Verbindung mit einer Reform bes Mönche- 
weiens unter verſchiedenen Klöftern geftiftet wurden. Die ältefte biefer Kon- 
gregationen gieng im Sabre 910 von dem Abt von Clugny aus und führte 
zur Begründung des Ordens ber Kluniacenſer, der bald mehrere Hunderte von 
Benediktinerklöſtern umfaßte. Der Orden hatte eine SÖefammtverfaffung, an 
deren Spike ter Abt von Clugny als archiabbas, das Klofter Clugny als 
archimonasterium, coabbates und proabbates unter ihm ftanden®). Su 
Italien entitaud 1018 der Einfiedlerorven der Kamalbulenfer und 1038 ber 
Sönobitenorden. Länger bauerte ed, bis das Ordensweſen in Dentichlant 
Eingang fand: erft im Sahre 1069 gelang ed, nachdem ver ſehr heftige 
Widerſtand der Mönche befiegt war, tem Abt Wilhelm von Hirſchau, eine 
Kongregation nah dem Mufter des Kluniacenjerorvend — die congregatio 
Hirsaugiensis — zu gründen. 

So mädhtig aber der Aufihwung war, den biefe Kongregafionen dem 
Möndsthum verliehen, bald erlagen fie von Neuem dem allgemeinen Schickſal 
aller geiftlichen Korporationen, ber Verweltlihung durch Macht und Defik. Sn 
raſcher Aufeinanberfolge erblühten und verbreiteten fich daher neben ben alten neue 
Möuchsorden, welhe die Wiederbelebung ber religidjen Grundidee bes Klofter- 
weiens erftrebten. So 1073 — 1083 der Orden von Gramment, 1084 ter 
Karthäuferorden, 1094 der Ordo Fontis Ebraldi, 1095 die hospitalarii s. 
Antonii abbatis, 1120 der SPrämonftratenfererven, 1166 der Karmeliter- 
orden, vor Allem aber feit 1098 der Giftercienjerorben, welcher, indem er 
dem Reihthum und der Zuchtlofigkeit der Benebiktiner und Kluniacenfer 
ftrenge unb ärmliche Lebensweiſe, ihren ungemefjenen Privilegien und Erem- 


3, Nettberg IL. 670f. 

2) Dal. 3. B. die Verbrũderung zweier gallifcher Klöfter v. 888 b. du Fresne 
v. fraternitas; die Verbrũdeinng von 7 englifchen Klöftern unter Wilhelm I. 
„quasi cor unum et anima una“ b. Wilda, Gildenweſen &. 32; die Sraterni- 
tätöwerträge v. 1219. 1321 b. Guben. I. 467. 476. III. 193; die ddelgezus eined 
griechifchen Klofterd in Unteritslien mit einem lühiſchen v. 1279 im Urkb. bee 
Bisth. Lüb. ©. 246. Auch wurde an ganze Gilden ober Korporationen ober an 
Einzelne, oft gegen hohe Summen, bie Brüderſchaft eines Klofterd cder eines 
ganzen Ordens verliehen. 

s) Thomaffinns L 3. c. 25. Pland UL 697f. Raumer VI 39t. 
@®iefeler UI, 1. 9 83. ©. 239f. 


Die Kirche und bie Genoſſenſchaft. $ 31 2393 


tionen Unterwürfigkeit unter den Bifchof entgegenjehte, nach 60 Jahren be- 
reits über 500, im 13. Jahrhundert mehr als 1800 Abteien umfaßte Mit 
der Reform der Regel war zugleich bei ben Giitercienjern eine Sortbilbung 
der Orbensverfafjung verbunden, indem ber Abt von Citeaux als Prior ber 
ganzen Kongregation mit monardhifcher Gewalt bekleidet wurbe, die Aebte ber 
vier nächft vornehmen Tochterkloͤfter (filiae principales) ihm ald Provinzial⸗ 
obere zur Seite traten, eine regelmäßige Berfammlung fämmtlicher Achte als 
Senerallapitel die Prioren beichränkte und endlich jährliche Bifitationen der 
einzelnen Klöfter durch die Oberen das Syftem vollendeten”). Dieje Ein- 
richtungen warden um fo wichtiger, als Innocenz II. fie in allen Orden ge 
ſetzlich machte). Derſelbe Papft verbot zugleich wegen der gefteigerten 
Mannichfaltigkeit der Kongregationen die Begründung neuer Orben?®), ein 
Berbot, von dem freili bald darauf zu Gunften der Bettelmöndye wieber 
abgegangen werben mußte, das aber boch deutlich zeigt, wie auch dem gewal⸗ 
tigen Aufſchwung der religiöien Affociation gegenüber bie Kirche an bem 
Standpunkt fefthielt, daß die Exiftenz einer geiftlichen Genoflenfchaft von 
der päpftlihen Sanktion abhängig fe. Im der That jekte jet wie fpäter 
bie Kirche es duch, daß alle nen entftehenden geiftlichen Gefellihaften von 
einiger Bebentung ihre Regel und Berfaffung fi — formell wenigftens — 
vom päpftlichen Stuhle ertheilen ließen und von ihm die Geſammtheit ihrer 
Rechte Herleiteten, fo daß auch bie fpontanften Ordensvereinigungen ebenfo 
wie bie einzelnen Ordensgemeinden nie unter den Begriff völlig freier Ge 
jellichaften fielen, ſondern als kirchliche Anftalten mit gefellichaftlicher Ver⸗ 
faffang betrachtet wurden ®), 

Um fo tiefer griffen alle dieſe geiftlichen Gefellihaftebilbungen in bas 
nattonale Leben ein, als den Bereinigungen der Männer ähnliche Vereinigun- 
gen ber Frauen parallel liefen. Den kanoniſchen Klerikern entfprachen kano⸗ 
niſche Frauenkongregationen ), die gleich jenen fpäter in die Vereinigungen 
der nach förmlicher Regel lebenden Regularkanonifien‘') und der ohne eigentli- 
ches Gelũbde nach Inrerer Regel verbundenen Säkularkanonifjen **) zerfielen, von 


” Thomaffinus I, 8. c. 68. G@iefeler II, 2. $ 67. ©. 280f. Dove 
I. c. ©. 893. 

37) Conc. Lateran. IV a. 1250 c. 12. C, 7.8. X de statu monach, III. 85. 

36) Gonc. Later. l. c. c. 13. 

m Bol. Richter $ 2805. Schulte ©. 458. 461. Eiwasd.anders Walter 
$ 840. ®al. c. un. $ 3 de relig. domin. in 6°; c. 7. X de statu monach. 

%, Gonc. Vernens. a. 755 c. 11. Conc. Mogunt. a. 813 c. 13. Conc. 
Cabilon. a. 813 c. 53. Im J. 817 wurde für fie zu Achen eine eigene Regel 
(von Amalarius verfaßt) publicirt. 

a) Thomaffinus IL, 3. c. 50. 51. 68. Walter 5 348. Rettberg II. 
699f. 

 Thomaffinusl. c. c. 63 $ 3—10. Reformverſuche in c. 43 $ 5 de 
elect. in 6° (I, 6); clem. 2 de stat. mon. 3, 10. Conc. Col. a, 1586. 
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denen aber beſonders bie, leßteren früh in bloße einftweilige Verjorgungsan- 
falten adliger Fraͤulein ansarteten ). Ebenſo fanden den Männerklöftern 
and Männerorben Franenklöfter und Srauenorden zur Seite, welche der allgemei⸗ 
nen Bewegung folgten und fi meift an die Regel eines Männerorbens an- 
ſchlofſen *). 

Wenn aber die eigentlich geiftlihen Körperfchaften die Trennung von 
Kirche und Bolt eher verihärften als milderten, jo wurbe ber Zufammenhang 
beider durch jene zahlreichen Zwifchenbildungen zwiſchen geiftlihem und welt- 
lihem Recht immer neu befeftigt, welche das ganze Mittelalter erfüllen. Was 
in diefer Beziehung für engere Lebenskreiſe die Brüderfchaften wirkten, wie 
berholte fih jeit dem Beginn des 12. Jahrhunderts in großartigerem Maß 
ftabe in den geiftlichen Ritterorden, welche durch das Mittel der religidien 
Bereinigung das Ritterthum mit der Kirche verfnüpften“). Ans Leinen An- 
fängen, meift aus freien Einungen oder Bruderſchaften von Ritten und Bür- 
gern hervorgegangen, breiteten fie fih über alle europäifchen Länder und fo 
auch über Deutichland aus. Beſonders waren es drei von biefen großen &e- 
noſſenſchaften, weldhe hier Fuß fapten: der von neun franzöfiichen Rittern, 
. bie neben den drei Möndhögelübden die Beihütung der Pilger als viertes ver- 
fprachen, in Jeruſalem 1118 geftiftete und 1128 vom Papft mit eigner Regel 
verjehene Orden ber Tempelherrn; der feit 1120 aus einer 1048 von Amalfi- 
ſchen Kaufleuten geftifteten Hospitalbrüderſchaft Johannis bes Täufers erwach⸗ 
jene nnd 1130 beftätigte Orden der Johanniter; vor Allem aber der 1190 
aus einer Brüderſchaft Hamburger und Lübecker Bürger eniftandene und 1191 
beftätigte Orden der Brüder vom Hospital der Deutichen zur Beiligen Maria 
in Serufalem ober der deutſche Orden, mit welchem 1237 der 1204 in Lief⸗ 
land gegründete Orden ber Schwertritter vereinigt wurde. Diefe Orben, denen 
Heinere Ritterorden ähnlicher Art zur Seite ftanden“), berußten auf der Ber- 


) Thomaffinusd 1. c. c. 68 5 5. 6. 8. 9. Um das Jahr 1220 waren 
nach Vitriac. hist. occ. c. 31 in Deutfchland die Vereine foldher fogenannten 
domicellae, die „nonnisi filias militum et nobilium in suo collegio volunt 
recipere*, in voller Blütbe. Gieſeler II, 2. $ 71. ©. 338f. 

“Thomaffinus I, 3. c. 42—62. Rettberg IL 694—699. Auch bie 
Srauenflöfter giengen von Egypten aus, verbreiteten fi) bann im Abendlande nach 
verfchiebenen Regeln (3. B. des 5. Auguftinus, Caffianus, Cäfarius und Xurelia- 
nus), bid die Regel Benedicts auch hier faft alle anderen verbrängte. Gpäter 
trat dann faft jedem bebeutenderen neuen Mönchsorden auch eine Frauenkongre⸗ 
gation zur Seite. 

#5) Bol. Giefeler II,2. 872. S. 340—85]1 Ranmer, Hohenfl: L 487Ff. 
Böhmer 1. c. tit. 5. Runde, 9. R. 5 898. Schmalz 1. c. $ 215f. 
Walter 8 345. Eichhorn 8 3385. Dove l. c. ©. 369. 

“6, Zahfreich beſonders in Spanien. So ber 1175 beftätigte, ans Geiftlichen 
und Rittern gemifchte Orben bes heiligen Jakob vom Schwert, der Drben von 
Galatrava (1158), der Orden von Montrefa (1816); in Portugal der Orben von 
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bindung moͤnchiſcher und Triegerifcher Lebensweife und richteten demgemäß auch 
ihre Berfaffung als ein Mittelglied zwiſchen einer Ordensverfaſſung umb der 
Berfaffung eines Triegerifchen Gemeinweſens ein"). Weil aber ihre haupt ˖ 
ſächliche Bebeutung für Deutichland erft in die folgende Periode fällt, ſoll dort 
noch kurz von ihnen bie Rebe fein. 


Aviz (1162) und der Chriftorden (1819. In Stalien 1261 der Ritterorben der 
Jungfrau Marie. Zn Zerufalem der Orden vom heiligen Lazarus. Bgl. bei. 
bie Chronik bei Gryphiu 8, kurhzer Entwurff ber Geift- und Weltlichen Ritter- 
Drden. Leipzig und Breölan 1709 ©. 8—158, mo noch viele anbere geiftliche 
Ritterordben aufgeführt werden. S. auh Schmalz; L c. $ 215. 

7), Bol. über bie Templer Münter, Statutenbucdh des Ordens ber Tempel⸗ 
berrn u. f. w. Berlin 1794. Ueber die Johanniter Faldenftein, Geſchichte 
bes SFohanniterorbend. Dresden 1838. Weber den beutichen Orden Hennig, 
die Statuten des beutfchen Ordens ıc. Königsb. 1806. 


Dritte Berisde. (1200 — 1525.) 


5 88. Die Bebeutung des Einungsweiend. 


Kaum giebt es in der deutichen Geichichte eine Epoche, die fo verfchieben 
beurtheilt und dargeftellt worben wäre, ald das Sahrhundert, welches den Unter 
gang ber Hohenſtaufen und das große Interregnum ſah. Sehr erflärlidh! 
Denn in Feiner andern Zeit giengen Auflöfung und Neubilbung gleich unner- 
mittelt neben einander ber. Unrettbarem Verfall eilte nach einem letzten glän- 
zenben Aufleuchten feiner erhabenften Ideen das beutiche Lehnreich zu, gleichem 
Schickſal nahte troß aller Äußeren Siege feine erbitterte Nebenbublerin, bie 
römifche Hierarchie. Mochten die Formen der feubalen Zeit auch in zäher 
Lebenskraft noch ein halbes Jahrtauſend überbauern, ihr innerer Gehalt war 
in fteter Abnahme begriffen, ihr enblicher Untergang befiegelt. Der Gedanke 
des Xreudienftes, der auf binglicher Grundlage alle Glieder des Reiches unb 
der Kirche bis aufwärts zu einer höcften Einheit verkettete, hatte feine Macht 
über den zum Bewußtſein erwachenden bentichen Geift verloren. An Stelle 
bes frommen Blickes nad oben trat der troßige Bli auf fich ſelbft. Bor 
dem Selbftgefühl verblaßte die Treue, eine Träftige Selbftbeftimmumg lehnte 
fich gegen die jelbftloje Hingebung an den irdifchen Herrn auf. Im eignen 
Willen begann das münbig werdende Gefchleht Mai und Ziel feiner Ent⸗ 
jehlüffe, im eignen Denken die Quelle feiner Meberzeugungen zu ſuchen. “Drei 
Sahrhunderte hindurch vollzog fi) von da an in ftetigem Gange bie äufjere 
und innere Selbftbefreiung des beutichen Volkes. Aber berielbe Zeitgeift, wel- 
der ben großartigen Bau bed Neiches und der Kirche unterböhlte und zer- 
broödelte, vereinte mit der zerftörenden eine raftlos ſchaffende Kraft. Ohnmäch⸗ 
fig ward jede von oben und außen kommende Macht; aber von unten und 
innen organifirte das Bolt fich felbft in freiefter Selkfthilfe, gebar es ans fich 
jelbft, während es bie hödhften Gedanken ber Vergangenheit zu Grabe trug, 
die bewegenden Ideen einer reicheren Zukunft. Den Freunden bed Alten er 
ſcheint die ganze Zeit nur als eine Reihe von Rebellionen gegen das geltende 
Recht und die legitime Autorität: der Borwärtsblidende fieht in ihr eine Kette 
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fernwirkender Befreiungsthaten. Zum Abſchluß Lam dieſe Bewegung auf gei⸗ 
fligem unb religiöfem Gebiet durch bie legte und größte Freiheitothat, — bie 
bentiche Reformation. Drei Jahrhunderte hatten ihr den Boden bereitet und 
fie z0g gewiffermaßen bas Bacit berfelben. Mit ihr aber hatte, fo ſcheint eb, 
fih bie probultive Kraft bes beutfchen Volles auf lange binaus erichäpft. 
Unmittelbar nad) der Reformation. beginnt ein Stllftand und bald eine Rüd- 
firömung in dem Leben der Nation: nur noch Einzelne find von da an Trä⸗ 
ger des Fortichritts und ber Bildung; einzelnen beruorragenben Geiftern über- 
läßt das deutiche Volk die geiftige Entwicklung, ben Fürften die Fortbildung 
feiner politifhen Ideen und Geſchicke, Iebendige Selbftthätigteit aber den 
Böllern des Auslands. Den brei Sahrhumberten, in denen Alles von unten 
und inmen fam, folgten fo drei Jahrhunderte, in denen, was überhaupt in 
Deutſchland zum Kulturfortichritt geſchah, dem Volle von oben und außen 
gefpendet warb, bis dann emblich in unſerm Jahrhundert die Vollsfraft von 
Neuem deſto gewaltiger erwachte. 

Im Gebiete des Rechts und ber Berfaffung entſprach der auffteigenben 
Volksentwicklung bis zur Durchführung ber Reformation das Einungs⸗ 
wefen, bie freie Affociation in ihrem mittelalterlichen Gewande. Das Eimmgb- 
weien war das herrſchende Princip biefer Periode, jo gut wie das Tehnsweien 
es für die vorangegangene, die Obrigkeit für die folgende Periode war?). 
Freilich lebten neben der Einung die alten Verbindungen in reicher Fülle fort, 
freilich erhob fich faft gleichzeitig mit ihr in ber fich abſchließenden Landes⸗ 
hoheit ein ganz nened Princip, welches, gleich ihr dem Fendalprincip feindlich, 
ſchließlich nicht nur über dieſes, fonbern auch über bie @inung triumphirte. 
Allein e8 war das Einungsweien, welches zumächſt allein wahrbaft Ichöpfertich 
auftrat, welches bie alle außeren Wandlungen an Wichtigkeit überragenden Wand⸗ 
Iungen des Rechtsbewußtſeins vollzog, welches dem beutichen Bolle neue Rechts⸗ 
begriffe gab und bie alten neubilbend verjüngtee. Aus dem Einungsweien er- 
wuchs eine in ber Geſchichte ohne Gegenbilb baftehende Fülle von Genoffen- 
haften”), in deren reich geglievertem Bau die Nation, als bie von oben orb- 
nenden Kräfte erlahmten, fich felber neu konftituirte. Das dentiche Genofſen⸗ 
ſchaftsweſen ſchafteweſen dieſer Zeit hat der äußeren Form nach das Mittelalter weit über- 


96 treffende Bemerkungen hierüber giebt Biker, die Berfaffung ber 
Städte und Länder Deutfchlands unter dem Einfluffe des Einungsweſens. Gin 
Beitrag zur Gefchichte ber politifchen Ideen bes Mittelalterd. In ber Zeitfchr. 
f. d. gefammte Staatswifſenſchaft Bd. 14. S. 548f. Nur ift ihm Darin wicht 
beizuftimmen, wenn er (©. 546) das Princip der freien Einung bereits in der 
alten Bollögemeinde, in Marten und Gauen, finden will. 

s) Zur Bermeibung von Mißverftändnifſen mag gleich bemerkt werden, daß 
Einung und gewillfürte Genoflenfchaft keinesweges ibentifche Begriffe find. Ab⸗ 
geſehen davon, daß auch Genoflenichaften, Die ihr Entftehen nicht blos der Wil. 
kür verbantten, als Einungen galten, tft nicht jede Einung eine Genoffenidaft. 
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bauert und in vielen feiner Inſtitute unfere Tage erreicht. Aber dieſe äußere 
Kontinuität verbedit nur wenig einen radialen Umſchwung, ber fich feit dem 
fünfzehnten und fechözehnten Jahrhundert in Gehalt und Geift ber Genofien- 
ſchaftsbewegung vollzog. Die freie Genoſſenſchaftsbildung ſchlug in ein Syſtem 
priviligiirter Korporationen um. Wie total die Verſchiedenheit beider Epochen 
der Genoſſenſchaftsbewegung ift, wirb fi im Laufe diefer Darftellung ergeben. 
Es ift aber um fo wichtiger, die Unterſchiede bier fcharf zu zeichnen, als biejelben 
kaum irgend jemals genügend beachtet find, als vielmehr die Spentificirung der 
früheren und fpäteren Zuftänbe ein ungerechtes Urtheil über jene gewaltige 
Afforiationsbewegung fait zur Regel gemacht Bat. Korporativer Egoismus, 
Privilegienfuht, Exkluſivität und turzfihtige Engherzigkeit waren bie Fehler 
der fpäteren entarteten Korporationen, welche in ihrer ftantöfeindlichen Befon- 
berheit zu zerichlagen der Landeshoheit zufil. Wer aber bie gleichen Fehler 
ſchon den Genoſſenſchaften des dreizehnten und viergehnten Jahrhunderts andidh- 
tet, der Tennt ihre Geſchichte nicht. Es ift freilich wahr, baf in ihnen bie 
Keime der jpäteren Entartung bereitö enthalten waren, wie jedes Lebendige 
den Todeskeim in fi trägt. In ber Tendenz ber mittelalterlichen Genofien- 
ſchaften, den ganzen Menſchen zu ergreifen, Ing ber Keim ihrer Umbildung zu 
„Staaten im Staat’; durch bie von ihnen herbeigeführte Gliederung ber 
Menichen nach dem Beruf zerlegten fie die Nation in fcharf gejonberte Stände, 
die fie zwar ambererjeitö wieder verbanden, bie fie aber deshalb nicht dauernd 
zufammenzufaflen vermochten, weil die ländliche Bevoͤllerung von ber Bewe⸗ 
gung ausgeſchlofſen blieb; fie wurben fo ein Vorrecht privilegiirter Stände, 
woraus dann ihr. Verfall mit Nothwendigkeit folgte. Allein biefe Kebrjeite ber 
Genofſenſchaft trat erft hervor, als fie ihre Miffion erfüllt hatte In ben 
Zeiten der auffteigenden Entwicklung deutſcher Bollsfraft war die Genoffen- 
ſchaftsbewegung nicht vom Egoismus, fondern vom Träftigften Gemeingeift ge 
tragen. Nicht blos als Mittel für beſſere Erreihung individueller Zwede galt 
dem Einzelnen der Genoffenverband, fondern als eine höhere, fittliche Gemein- 
ſchaft, in welcher der Einzelne einen Theil — und einen jehr weientlichen 
Theil — feiner Perfönlichkeit zu Gunften der Geſammtheit aufgab. Weil 
Macht und Ehre der Genoſſenſchaft, nicht das inbivibnelle Interefle voran 
ftand, war jene fpätere Erklufivität, die in ber Mehrung ber Genofienzabl 
nur die Minderung des Genofjenantheils ſah, unbefannt. Privilegien waren 
noch Mittel für die Zwede der Genoffenfchaft, nicht die Genofjenihaft Mittel 


Bielmehr Tann eine Einnng ein nur vorübergehendes Gemeinſchaftsverhältniß ober 
einen bloßen Bertrag begründen; ed muß erft eine gewifle Dauer und eine gewifſe 
Allgemeinheit der Zwede hinzutreten, ehe eine Genofienfhaft angenommen werben 
Tann. Daß es Feine beftimmte Grenze zwifchen einem bloßen Einungsvertrag 
und einer forporativen Einung gab, daß leptere oft fich aus dem erfteren all- 
mälig entwidelte, häufig beide in einander übergiengen, wird unten (beſonders an 
dem Beifpiel der Bünde, Hanfen, Landfrieden) gezeigt werden. 
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für Ausnutzung der Privilegien. Statt der ſpäteren Erftarrung in bergebradh- 
ten Formen paßte fi die Bewegung in lebendigem Fluß jebem Bedürfniß an, 
und ftatt der Beſchränkung auf bevorreihtete Elemente des Volkes bob fie in 
maufhoͤrlichem Kortichritt neue Volkselemente zu Freiheit, Selbitverwaltung 
mb Macht empor. Allerdings fand dem Einzelnen feine Genofſenſchaft jo 
gegenüber, wie und heute nur Yamilie ober Staat: aber bie Genofjenfchaft 
hatte noch nicht bie fpätere Tendenz, fidh als möglichit ſouveräne Beſonderheit 
nach außen abzufchließen, ſondern ftrebte umgekehrt, ihrerſeits mit anderen Ge⸗ 
noſſenſchaften einen weitern Verband zu bilden, in weldem fie wieberum als 
Glied einer höheren Allgemeinheit ein Stüd der eignen Selbftändigkeit bereit- 
willig opferte, weitfihtig genug, um ben auf Alle zurückſtrömenden Vortheil 
zu erkennen. Deshalb Tennzeichnet fi die Eimmgöbewegung bed Mittelalters 
im geraben Gegenfaß zu bem fpäteren Korporationswejen durch eine Neigung 
zur Erweiterung und Ausbehnung ber Vereine, zur Serftellung von weiteren 
über den engeren Genofienfhaften, von Bünben über den Einzelvereinen, von 
umfafienden Geſammtbünden über den Sonberbünben. Bon einer „ftantöfeind- 
lichen” Richtung der Genofienfchaft Tonnte um fo weniger die Rebe jein, als 
ein Staat, dem fie hätte opponiren fünnen, gar nicht eriftirte, als fie vielmehr 
felbft e8 war, welde bie älteften wahrhaft ftantlichen Gemeinweſen aus fich 
beraus hervorbrachte (Städte, Lanbeögemeinden, Bunbesftantn) und bei ber 
Konftituirung der Territorialftanten mitwirkte! — Sa die Einung war einige: 
mal nabe daran, dem Reiche jelbft die mit dem Zerreißen des Yeubalbanbes 
verloren gegangene Einheit auf füberativem Wege zurüdzugewinnen, unb was 
ſchließlich am Ende bes fünfzgehnten Jahrhunderts von ber Reichseinheit noch 
gereitet ward, das wurde lebiglih dur bie Kraft des Einungsgedankens ge 
reitet. 

Wenn wir von dieſen Geſichtspunkten aus bie Genoffenichaftebewegung 
biefer Periode ihrem rechtlichen Gehalt nach barzuftellen verſuchen, — wobei 
bie unendliche Geftaltenfülle bes deutſchen Lebens zu einer ſummariſchen Be- 
handlungsweiſe nötbigt, — fo müflen wir von ben ftäbtifchen Gemeinweſen 
ausgeben, die und als Xrägerinnen der neuen Ideen, als Mittelpunkte der 
ganzen Bewegung gelten. Demnädft haben wir auf die engeren Genofjen- 
fhaften innerhalb des Bürgerftandes einzugehen und vou bier aus bie Ge 
nofſenſchaftsbildung in den übrigen Ständen zu berühren. Sobann wirb es 
unfere Aufgabe fein, Die eigentlich politiſche Einung zu betrachten, welche bas 
genofienichaftliche Princip über bie Stadtmauern unb über bie Grenzen ber 
Stände hinaustrug. Aus Bundes und Eidgenoffenfchaften werden wir dem⸗ 
nächft theils wirkliche größere Gemeinweien hervorgehen, theild unter der ihnen 
wiberftrebenden Landeshoheit eine genofienichaftliche Landesgemeinde ber Stände 
erwachſen ſehen. Bir werben hierbei zugleich den Antheil ber Genoflenichafts- 
idee an ber Erzeugung ber Territorialftantsidee zu prüfen haben. Schließlich 
‚aber werden wir und eines Standes zu erinnern haben, ber in dem Rahmen 
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aller dieſer Schwurvereine nur vereinzelt Plat fand, — des Bauernftanbes. 
Wir werden in ibm — mit wenigen Ausnahmen — bie ältere genofienichaft- 
liche Berfaffung, ftatt in zeitgemäßer Weiſe fich umgubilden, unverändert wieber- 
finden und fie als Gegenbilb dem Genoffenichaftsweien der übrigen Stände 
gegenüberftellen. Der Ausſchluß bes Banernftanbes von der Einungsbewegung unb 
damit vom politifchen Recht, womit bald auch ber Berfall feiner Gemeinde⸗ 
freiheit gegeben war, wird uns zugleich als ein Hauptgrund erjcheinen, weshalb dem 
Gedanken der Einung gegenüber bie Landeshoheit mit dem von ihr entwidel- 
ten, die alten Stände ninellirenden Princip ber ftaatlichen Obrigkeit fiegte und 
fiegen mußte. Die definitive Niederlage des Bauernftandes in feinen Be 
firebungen, fich glei den andern Ständen durch fich jelbit zu erheben, bie 
Unterbrüdung des großen Bauernkrieges (1525), wirb daher auch äußerlich für 
und die Grenze diefer Periobe bilden. 


A. Die Städte als Genofienfchaften. 


3 38. Bedeutung und Stellung bes deuntſchen Städteweſens. 

Wunderbar faft, und vielleicht nur von der altgriechiichen Kolonifation 
und von dem Wachsthum der amerikaniſchen Städte in unferer Zeit übertroffen, 
war ber Aufſchwung des beutichen Stäbtewejens im 13. und 14. Sahrkumbert. 
Seltener noch gieng in der Geſchichte mit äußerem Aufſchwung eine fo ftetige 
und rabifale innere Umbildung aller Berhältnifie und Anſchauungen Hand in 
Hand, wie fie fi in dem deutſchen Stäbten bes Mittelalters vollzog. Saft in 
jeder Beziehung waren die Städte das Mittelglied alter und nener Zeit, waren 
bie Geburtöftätten jener neuen Ideen, die uns noch heute bewegen. Als daher 
in fpäteren Jahrhunderten der Glanz und bie Freiheit ber Stäbte verſchwam⸗ 
den, ba verichwanben nicht zugleich die in ihnen gereiften Ideen, ſondern wur⸗ 
den bie Keime der gefammten ſich über das ſtädtiſche Weien hinaus ver 
breiternden und vertiefenden mobernen Kultur. 

Mehr als irgenb ein anderes Gebiet wurde das Gebiet des Rechts und 
ber Berfaffung von dieſer vorerft innerhalb ber ftäbtifchen Burgwälle vollzogenen 
Umwenblung ergriffen. Unſere geſammte heutige Rechts⸗ und Staatsauffaffung 
tft aus den Anfchauungen bes Mittelalters erft durch das Mebium ber Stäbte 
erwachſen. Sn den Stäbten wurbe die Scheibung bed öffentlichen unb bes 
privaten Rechte und die Anerkennung der Einheit und Unveränferlichkeit bes 
erfteren zuerft vollzogen, wurbe ber Gedanke einer einheitlichen Gewalt und 
Verwaltung, eines Alle gleichmäßig verbindenden Geſetzes, kurz eines Staates 
überhaupt zuerft in feiner eigenthümlich deutſchen Geftaltung erzeugt und erft 
von bier aus anf die landesherrlichen Territorien übertragen; Kriegs⸗, Polizei- 
und Finanzweien der letteren wurben geradezu nach dem Vorbild der ftäbti- 
ſchen Einrichtungen entwidelt; und die Selbitverwaltung ſowie bie hohe Idee 
der Korrefpontenz von bürgerlichen Pflichten und bürgerlichen Rechten, welche 
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wir heute im Staat zu verwirklichen, in der Gemeinde wieberherzuftellen ſuchen, 
waren in ben mittelalterlihen Städten für ihren engen Kreis als oberfte 
Principien anerkannt und oft volllommen durchgeführt. 

Wenn daher auch bie einzelnen deutſchen Stähte weder an äußerem Glanz, 
noch am Großartigkeit der inneren Entwicklung, werer an politifcher Macht, 
noch an Gewalt der Revolntionen und Reaktionen fi) mit den fräber und 
voller erblühenden italienifchen und nieberlänbifchen Städten meffen können’ 
fo ift doch nichts eimfeitiger, als ihre Verfafſungegeſchichte für verhältuigmäpig 
unbebentend, ihre innere Entwicklung für einen nebenjächlihen Theil der 
vaterlänbifchen Nechtsgeichichte zu erklären‘). Wenn es überall in ber Rechts 
entwicklung mehr auf bie innere Sortbilbung der Begriffe und SIuftitute, als 
auf den änferen Umfang ihrer Anwendung, mehr auf die Vertiefung als auf 
die Berbreiternng, mehr auf ben Juhalt als auf die Erſcheinung ankommt: 
jo möchte fih vielmehr umgelehrt behaupten laſſen, daß die ftillwirkende, rechts⸗ 
erzeugende Kraft ber beutfchen Bürgerſchaften mebr zu einer dauernden Fort⸗ 
Fildung des Rechts⸗ und BVerfafiungswejens beigetragen hat, als die in dem 
Chaos ber wilbeften Parteilämpfe eine Standes» und Rechtsbildung nad ber 
andern verfchlingente und fchließlich in ter Tobesrube ter Tyrannis endende 
Nechtögekchichte ber viel bewunberten Stähterepubliten Staliens ! 

Ueberdies aber, die Bebentung und Stellung ber einzeluen Stäbe 
entſcheidet noch nicht über Bedeutung und Stellung bed Städtewefens! 

L Die äußere Bedeutnung ber beutichen Stätte zunächſt war bis zum 
Ente des 13. Jahrhunderts in ftetem Zunehmen und erhielt fi} von ta faft 
zwei Jahrhunderte im Ganzen auf gleicher Höhe. Nicht nur die vorhandenen 
Stäbte wuchſen durch den fi ausbreitenden Handel unt Gewerbfleiß hinficht⸗ 
lich ihres Reichthums, ihrer Bevolkerung und ihrer politiichen und Triegertichen 
Macht fchnell empor”): es wurbe auch die Zahl ver Städte durch eine Menge 
von Neugründungen progreffiv vermehrt. Theils durch Erhebung bisheriger 
koniglicher ober grundherrlicher Villen zu Stadtrecht, theils aber auch durch 
völlig neue Anlagen wurde nicht nur Deutfchland, ſondern auch das angrenzende 
Ausland mit deutihen Städten überfät, bis nah Rußland und Skandi⸗ 
navien, nad) Ungarn und Polen hinein blühten deutiche Gemeinden mit muni⸗ 
cipaler Verfaffung, wie einft die Kolonien der Griechen, emper, und fie vor 


1) Diefe Anficht fpricht unbegreifliher Weife Hegel, Allg. Monatsſchrift 
1854. ©. 156 aus. 

2, Rol. die Verfuche Arnold's, die Bevölkerungszahl und ben Umfang ber 
größeren Städle zu ermitteln, Il. S. 142—162. Er rechnet auf Köln im 
18. Jahrh. ca. 120,000, auf Mainz und Strasburg je 90,000, auf Regensburg 
80,000, auf Worms 60,000, auf Speier 50,000, auf Bafel 40— 50,000 Ein⸗ 
wohner. Ennen dagegen I. ©. 683. 634 nimmt für Köln im 13. Jahrh. nur 
50,000 Einwohner an. 
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Allem eroberten den ganzen Oſten unferes heutigen Deutſchlands banernb ber 
vaterländifchen Kultur. 

Auf das Yreigebigfte verführen dabei Fürften und Herren, beſonders bie 
flavifhen Großen, mit der Gewährung von Land und Privilegien, wobei 
freilich mehr als irgend ein anderes Motiv das eigene Iuterefie, und zwar ein 
SIntereffe böchft greifbarer Art, im Spiel war, indem bie vorbehaltenen Zinfen 
des Bodens und bie Gefälle der in der Form nußbarer Regale reſervirten 
obrigkeitlihen Rechte eine mit ber Größe und Einwohnerzahl des Ortes 
fteigende Einnahmequelle wurden. Zum heil wurde ſogar die Städte⸗ 
gründung geradezu als ein ſpekulatives Gewerbe angejehen, das die Yürften 
entweber in eigener Perſon betrieben, ober an ablige Unternehmer (fog. 
locatores ober possessores) übertrugen, welde für bie Mübhewaltung der 
Beihaffung von Anfiedlern auf ein gefreites, mit bentichem echt begabtes 
Gebiet und ber Bertheilung dieſes Gebiete unter die Kommenden (pro 
labore locationis) obrigkeitlihe Defugnifle und bie damit verbundenen 
Einkünfte und Gefälle zu eignem meift erblihem Recht erhielten”). Als 
Prämie für die erften Aufiedler wurde oft für die erften Sabre volle Abgaben- 
freibett verfprocdhen *) und überhaupt in Sachen ber Unabhängigkeit und Selbft- 
verwaltung alles Mögliche gewährt, damit die Mitgliedfchaft in ber neuen 
Bürgergemeinde verlockend ericheine. 


9 So z. B. in Schlefien und ber Laufig; vgl. die Gründungsurkunden f. 
Löwenberg 1217, Neuenburg 1283, Brieg 1250, Oels 1255, Yeftenberg 1298, 
Ottmachau 1348 b. Tzfhoppe u. Stenzel ©. 277. 292. 318. 333. 429. 564. 
In Pommern biegen ſolche Unternehmer possessores; 3. B. Urk. f. Greifenberg 
1262 Dreger, cod. dipl. Pom. I. Nr. 346. ©. 457. Köslin 1266 ib. Nr. 392. 
Rügenwalde 1312 b. Gengler, Stadtrechte 388f. Aehnlich verfuhr Graf 
Adolph bei der Erweiterung von Hamburg, die eigentlich erft defien Gründung 
ale Stadt war. Ur. v. 1188. 1195 b. Lappenberg Nr. 285. 310. ©. 252 f. 
Auch in Medlenburg und Preußen findet fich biefelbe Erfcheinung. Bol. Frens- 
dorff, Lübel, Anm. 2. S. 16—18. Dabei machten bismwellen mehrere Unter- 
nehmer gemeinfchaftlihe Sache (fo in Löwenberg 2), auch wurde bisweilen das 
Unternehmerrecht verkauft (fo in Zeftenberg). Man pflegte fich dahin andzubrüden, 
ber Fürft gebe den und den Drt zum Beſetz en nach beutfchem Recht an den und ben 
mit angegebenen Freiheiten und Rechten. (3.8. Neuenburg: quod Themoni civitatem 
Nuenburg jure teutonico, quo Löwenberg privilegiata est, locandam dedimus ete.) 
Die dem locator eingeräumten Rechte beftanden in Schleſien in der Erbvogtei, 
die fogar auf Frauen übergieng (Tzſchoppe u. Stenzel ©. 182), in Preußen 
im Scultbeißenamt, fonft in anderen obrigteitlichen Befugnifien, Zinfen und 
Sefällen. In Hamburg erhielt der locator die Verwaltung bed Gerichts und 
von den Einkünften aus ber höheren Gerichtöbarkeit %, Die aus ber nieberen ganz. 

So z. B. in Hamburg auf 3 Jahre, Ur. v. 1188 1. c. Aus der Url. 
v. 1268 f. Gollnow, Dreger Nr. 422 ergiebt fi), daß eine derartige Befreiung 
ald Regel galt: libertatem quae novis civitatibus dari conguerit, habebunt 
praedicti cives ad quinque annos. 
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Schwerlich hätte auf jo mechaniſchem Wege bas Stäbteweien emporblühen 
koͤnnen, wären nicht der rege Geift und Gewerbfleiß der Bürger, ber Gemein» 
ſinn und bie Liebe der in den Ländlichen Berbältnifien immer jeltener werben- 
ben Freiheit ebenfo viel Antriebe zur Begründung ftäbtiichen Lebens geweſen. 

U. Mit der Bedeutung und Zahl wuchs bie Unabhängigkeit ber 
Städte. 

1. Die hoͤchſten Ziele hatten ſich die alten bifchöflichen Metropolen, bie 
unmittelbar aus der altgermanifchen Gemeindefreiheit nen erſtandenen Frei⸗ 
fädte au Rhein, Donau, Beier und Elbe gefekt. Sie wollten nah bem 
Vorgange der italientihen Städte wahre Republifen werben, fie wollten nicht 
nur jede Herrichaft abſchütteln, ſondern felber herrſchen). Der Kaiſer follte 
nur ihr Kaifer, nicht ihr Herr, der Biſchof nur ihr geiftliher Oberhirte 
fein: fie felber aber wollten über ihre Mauern hinaus nicht nur Macht und 
Einfluß auf die Geſchicke der Nation, fondern Territorin und Unterthanen 


n. 

Bor Allen galt es daher den Kampf mit der bifchöflihen Macht; es 
galt, die volle Selbftverwaltung zu erringen, das vom Bifchof ſtets beftrittene 
Recht der Selbftbefteuerung — diefe Grundlage eines eignen Haushalte — 
der Autonomie und ber Nathöverfaffung zur Anerkennung zu bringen, bie 
berrihaftlichen Hoheitsrechte und Regalien, vor allem Gerichtsbarkeit, Zoll unb 
Münze zu erwerben. Unaufbaltfam eilten in allen biejen Beziehungen die 
Bürgergemeinden in ber zweiten Hälfte bes 12. und dem Anfange bes 13. 
Sabrhunderts der Selbftändigkeit zu, ein Recht nad) dem andern erkauften fie 
mit ihrem Gelde oder mit ihrem Blute, und bald eine lange geübte Gewohn- 
beit, bald ein ausbrüdlicher Vertrag oder Bergleich ficherten ihnen eine ftet3 
vollere Selbftverwaltung zu®). 


9 „Civitatem nobig et inhabitantibus suis (d. 1. den niederen Ständen) sud- 
duscere* nannte ber Speierer Bifchof 1265 dies Streben der Bürgerfchaft. Urk. 
b. Remling S. 307. 

* Zn Köln waren feit der Mitte des 12. Jahrh. der Burggraf und Bogt 
vom eigentlihen Stabtregiment jo gut wie verdrängt. Arnold I ©. 410. 
Es wurde zur reinen Formalität, wenn in allen Urkundenanfängen ver den scabini 
noch die judices genannt wurden, ba dieſe gar nicht mehr Theil nahmen an den 
Berfammlungen der verwaltenden Behörde. Ennen I. 682. 638. Allmälig fieng 
man an, bei ben Titel judices gar nicht mehr an die Richter zu benfen, fondern 
die beiden Bürgermeifter barunter zu verftehen. So Urf. v. 1259 b. Ennen u. 
Ederk II 412, wo ausdrüdfich die magistri civium ald gleichbedeutend mit 
den judices aufgeführt werben. Die Wormſer hatten ſchon 1190 die kaiſerliche 
Betätigung des Rechtes, einen nom Reich zu belehnenden Stadtrihter (Schult- 
heißen) felbft zu wählen, erlangt. Aehnlich Speier 1209 (Arnold L 859), erft 
viel fpäter Mainz (ib. 368f.). — Das Recht der Selbbefteuerung übte Köln 
fon 1154, wo von einer communis collecta civium die Rede ift (Ur. b. 
2acombi. I. 236; ebenfo 1184 Urk. d. Ennen u. Ederg L 589. Bol. auch 
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Aber in biefem Kampfe gegen die zu gleicher Zeit mächtig wachſende 
bifchöfliche Macht bedurften fie ber Bundesgenofin. Sie fanden fie an gleich⸗ 
ftrebenden Nachbarftäbten und an dem damals gleich ihnen nach größerer Un⸗ 
abhaͤngigkeit ringenben Ritterftande, und fuchten durch Bundes- und Eidge⸗ 
noffenichaften ihre Kraft zu vervielfältigen, indem fie dafjelbe Princip der 
Einung, durch weldhes fie jelbft gewachſen waren und das in ihrer eignen Or⸗ 
ganiſation immer mehr alle Kreife durchdrang, nunmehr auch über bie ſtädti⸗ 
hen Mauern hinaustrugen. 

Inde bie geiftlichen und weltlichen Fürften, die Träger ber Hierardie 
und des Lehuftants, welche fie zwar zu ihrem eignen. Bortheil zertrümmert, 
aber nicht durch Freiſtaaten erfeßt wiſſen wollten, waren fich ber ihnen broben- 
den Gefahr volllonımen bewußt. Schon waren Köln, Worms, Regensburg, 
Mainz, Bremen u. ſ. w. wenn nicht rechtlich, fo doch faktiich faft unabhän- 
gige Republiten geworben‘), viele andere Städte im Begriff, fich zu folchen 
zu erheben; es war Zeit, gegen fie einzwichreiten, wenn bie Gefahr vermieden 
werben jollte, daß die fich bildende Landeshoheit an der gleichzeitig aufftreben- 
den Stäbtefreiheit fcheitere. 

Den Fürften kam es zu Gute, daß in der enticheibenden Epoche ein König 


Ennen I ©. 625f.); Speier 1238 (Remling L 263). Bol. Heußler 
© 164f. Arnold L 260f. — Die Zölle kamen früh an bie Städte 
(Arnold LS. 260f. Ennen I 613f.); fpäter, mit Ausnahme von Köln, bie 
Münze (Arnold I. ©. 269f.), doch übte der Rath ein Auffichtsrecht. — Der 
Kauf von Regalten kam zuerſt in den reihen Stäbten Köln und Regendburg 
vor. Köln erwarb ſchon 1174 fämmtliche bifchöflihe Münggefälle durch Pfand⸗ 
haft. Ennen.n. Ederp I. 570. Regensburg kaufte 1357 die Einkünfte der bifchöf- 
lichen Gerichtsbarkeit (Ge meiner I. 380), 1266 den großen Zoll (ib. L 849), 
1888 alle anderen bifchäflichen Gerechtſame (ib. IL 243. 244); ebenfo vom Her- 
zog das berzogliche Friedensgericht und Schultheißenamt (Ried I. 560. 
©emeiner I. 412. IL 55. DIL 116. 140. 211). Bafel erwarb feit dem Beginn 
bes 14. Jahrh. durch Pfandichaft und Kauf bes Biſchofs Bannwein, Münze und 
Zölle. Ur. b. Trouillat II. Nr. 392. ©. 647. IV. Nr. 145 u. 295. ©. 817. 584. 

7) Zu weit gebt Arnold L ©. 214— 223. 287f. u. an andern Orten, wenn 
er Worms bereitd durch das Privileg von 1156 ale „Zreiftant” rechtlich an- 
erfanut glaubt. Umgekehrt legt aber Hegel, Monatöfhr. S. 176f. diefem 
Privileg eine viel zu geringe Bebeutung bei. Denn als eine jelbftändige, fich 
felbft verwaltende Friedensgenofſenſchaft unter fpectellem kaiſerlichem Schug wurde 
die Wormjer Bürgerfchaft durch den Freiheitebrief allerdings anerlannt. Ja es 
wurde ihr fogar Kriegs⸗ und Fehderecht in Reich, die Geltung ihrer Statuten 
als perfönliches Recht der Bürger und das Recht, Ungenofien vor ihr Friedens⸗ 
gericht zu ziehen, ausbrüdlich gewährt, Rechte, die indeß, während fie nad 
unferer heutigen Auffafiung nur einem Staate zuftehen, damals nichts als eine 
völlig freie Genoffenfchaft vorausfegten. Faktiſch gieng natürlich die Unabhängig- 
teit der Bürgergemeinden den Privilegien, die bier wie überall meift nur befteben- 
des Gewohnheitsrecht beftätigten, weit voraus. 
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regierte, der über dem Traum bes römiichen Kaiſerreichs feine deutſche Auf⸗ 
gabe vergaß. Lange ſchwankte Friedrich IL, ob er, feinen Vorgängern gleidh, 
Die Stäbte fördern folle als Stüben gegen die Gürften, ober ob er fie fallen 
Iaflen folle, um bie Yürften zu gewinnen. Die verhängnikvolle Enticheibung 
fiel gegen die Städte aus. Su feinem Kampfe gegen bie Hierarchie konnte 
ber Kaiſer die geiftlichen und weltlichen Kürften nicht entbehren: fo gab er 
denn ihrem Anbrängen nach und legte durch eine faft revolutionäre Gefchge- 
bung den Grund zur Landeshoheit, während er zugleich die ihr im Wege 
fiehenden freien Städte zu befeitigen ſuchte. Nachdem er zuerft in einzelnen 
Städten gegen bie Freiheit eingeichritten war®), erließ er jene berühmten in 
den Beichlüffen von Worms (1231) und dem Edikt von Ravenna (1232) 
gipfelnden ftäbtefeinblichen Geſetze“), welche einen Wendepunkt in ber Geſchichte 
be& dentſchen Reiches bezeichnen "). 

Durch dieſe Geſetze jollte mit einem Schlage bie ftädtiſche Selbftverwal- 
tung in ihrem Fundament vernichtet, es follte das Princip felbft, aus dem 
fie hervorgegangen und durch beflen Aumenbung fie fich erhielt, in feinen Wur⸗ 
zeln anßgerottet werben. Unter Kafftrung aller früheren von Kaiſern ober 
Biſchofen ertheilten Privilegien wurden die frein Stabtverfaffungen aufgehoben, 
die Beftellung von Räthen, Bürgermeiftern ober irgend welchen ftäbtifchen 
Beamten ohne Bewilligung des Stabtherrn verboten, ja jelbft dem Könige 
wurde das Recht abgejprochen, ohne ben Stadtherrn eine neue Stabtfreiheit 
zu begründen. Und nicht blos die Einung ber Bürgerichaft als folder, auch 
die Ginungen ber Stäbte mit anberen Stäbten ober Herren, and die Einun⸗ 
gen der Gaverbtreibenden und Handwerker innerhalb der Bürgerfchaften joll- 
ten keine rechtliche Exiſtenz haben, es follte überhaupt ohne ausdrückliche Ge⸗ 
nehmigung Feine auf dem Princip ber Eimung beruhende freie Genofſenſchaft, 
mochte fie fi Kommune oder Bürgerfhaft, Eidgenofſenſchaft oder Bund, Zunft 
ober Brüberfchaft nermen, in Deutſchland beftehen:!). Ueberdies follte durch 


9 So beftätigte er 1212 den Bilchöfen von Mainz und Worms ihre be 
baupteten Rechte (Guden. L 420. Schannat 98); 1214 ſprach er dem Biſchof 
von Stradburg bie Genehmigung bei Beftellung von Rath und Gericht und 
Lehneigen an der Allmende zu (Schöpflin I. 326); 1218 bob er in Bafel den 
vorher von ihm felber beftätigten Stadtrath auf. Hegel II. 486. Heusler 
©. 107f. Url. 6. Perg II. 229. Trouillat IL Nr. 815. ©. 475. 

N Perg, leg. II. 278. 285. Außerdem beſonders bie Const. v. 1220. 1226. 
1831 ib. ©. 2386. 256. 257. 288. 

10) Ueber die Bedeutung dieſer Geſetze vgl. bei. Löher, Fürften und 
Städte zur Zeit der Hohenftauffen. Halle 1846; v. Raumer, Hohenftauffen IT. 
881. 712f. V. 2705. (Er ſpricht fih für die Kalfer gegen die Städte aus.) 
Gaupp, Stabtregte I. S. 20f.; Arnold IL ©. 8f. 

19) Man vergl. db. Worte der Const. v. 12331: quod nulla civitas nullum 
oppidum communiones, conslituliones, colligaliones, confoederationes vel con- 

L 20 
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verſchiedene andere Beitimmungen, beſonders durch has Verbot der Aufnahme 
von Pfahlbürgern und ber Ausdehnung der ftäbtifchen Gerichtsbarkeit über den 
Umkreis der Stadt, die Bildung eines ftädtifhen Territoriums im Keime er- 
ſtickt werben '*). 

Der Gang der Gedichte im Großen wird durch Machtfprüche nicht ge- 
ändert. So vermochte denn auch der vom Kailer halb wider feinen eignen 
BWillmı) geführte Schlag das Princip der freien genoffenfchaftliden Einung 
im deutfchen Rechtöleben nicht auszurotten, noch aud vermochte er, die Ent- 
widlung des freien Stäbteweiens zu tilgen. “Dennoch ift die Bedeutung der 
Fridericianiſchen Geſetze eine gewaltige geweſen. Läßt fich auch nicht feftitellen, 
wie ohne fie die Geichichte verlaufen wäre, jo fcheint Doch fo viel fidher, daß 
fie Hauptfählih die Entwidinng ber von ihr zumächft betroffenen deutſchen 
Städte zu felbftändigen Republiten glei) den italiſchen gehindert baben. Den 
Kampf um die Freiheit gaben fie nicht auf; aber fie mußten fidh begnügen, 


jurationes aliquas Qquocunque nomine censeantur facere possent, eas penitus 
abjudicantes, et quod nos, sine domini sui assensu, civitatibus seu oppidis 
in regno nostro constitutis auctoritatem faciendi communiones, constitutiones, 
colligationes, confoederationes vel conjurationes aliquas, quaecungue nomina 
imponantur eisdem, non poteramus nec debebamus impertiri; et quod dominis 
civitatum et oppidorum sine nostrae majestatis assensu similis in suis civi- 
tatibus facere non licebat. Edict. a. 1232: .. . revocamus ir irritum et 
cassamus in omni civitate vel oppido Alemannise communia, consilia, magis- 
tros civiem seu rectores vel alsos quoslibet officiales, qui ab universitate civium 
sine archiepiscoporum vel episcoporum bene placito statuuntur, quocumque 
pro diversitate locorum nomine censeantur. Irritamus nichilominus et cassa- 
mus cujuslibet artificii confraternitates seu sociefales, quocungue nomine vul- 
gariter appellantur .. . . omnia privilegia litteras apertas vel clausas, quas 
vel nostra pietas vel praedecessorum nostrorum, archiepiscoporum etiam et 
episcoporum, super socielalibus, communibus seu consilis in praejudicium 
principum et imperii sive privatae personae dedit, sive cuilibet civitati, ab 
hac die in antea in irritum revocamus, ac frivola penitus et inania judi- 
camns. Const. 1226: Volumus etiam confoederaliones sive juramenia, qui- 
bus se civitates Moguntia, Pinguia, Wormatia, Spirea, Franckinvort, Geylin- 
husen, Fridiberc in prsejudicium ecclesiae Maguntinae invicem obligarunt, 
rescindi penitus et in irritum revocari. 

ı2) Const. d. 1232 (confirm. const. 1220): Civitates nostrae juris- 
dictionem suam ultra civitatis ambitum non extendant. — Cives qui falbur- 
gere dicuntur penitus ejiciantur. Auch follen keine fremden Hörigen auf 
genommen, Bauern der Stabt nicht zinsbar oder dienftbar gemacht werben. 

13) Die ſchwankende Haltung des Kaiferd — er hatte vorher oft Privilegien 
an bem einen Tage ertheilt, am anderen wiberrufen — hörte nach bem Edikt von 
Ravenna nicht auf. Wo er irgend Eonnte, fah er rubig zu, dab fein Gefep un- 
ausgeführt blieb, und vielen Stäbten ertheilte er felber auch fpäter noch Privi- 
legien. 
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fintt Freiſtaaten freie Städte zu werden. Zur Ausführung find bie fläbte 
feindlichen Geſetze nirgend gekommen. ber fie wurden ber Anlaß zu neuen 
erbitterten Kämpfen zwiichen den Bürgern umb den die neue Handhabe begie- 
rig ergreifenden Bilchöfen. Nach wie vor kämpften bie Städte mit ben alten 
Mitteln; fie fchloffen große, fich immer weiter ausbreitende Bundesgenofſen⸗ 
fhaften unter einander und mit der Ritterfhaft'‘), fie nahmen Ausbürger in 
ihren Berband auf, indem fie auf diefe Weiſe theils die Bewohner der um- 
liegenden Dörfer und Laubftäbte fi) zu unterwerfen fuchten‘*), theils aber 
auch umwohnende Dynaften und Herren burch das fogenannte Edelbürgerthum 
fih als Bundesgenofſen mit oder ohne das Verſprechen gleichen Schutzes und 
mit oder ohne Entgelt verpflichteten“), fie Tießen fi auperftäbtiiche Grund⸗ 
ftüde als Lehen auftragen und bildeten fo ein Baffallenheer!”), fie nahmen 
Adlige und Ritter gegen Gelblehn ober beftimmte Präftationen ald Sölöner 
in ihren Dienft'*) und fie fuhren nach wie vor fort, ſich theild durch die au⸗ 
gegebenen Mittel, theils durch Kauf ober Pfanbichaft ein freilich meift beichei- 
denes Territorium zu begründen), Sn ben Sabrbunderte hindurch faft um- 
unterbrochenen Kämpfen mit den Erzbiſchofen und Biichöfen beanſpruchten fie 
nad wie vor die volle Unabhängigkeit. Einige von ihnen erreichten das er- 


14, Bol. unten $ 45. 

19 Heusler ©. 262f. Beiſpiel 6. Troillat IV. S. 510f., wo 1888 die 
Stadt Bern gegen Rekognitionszins bie Gemeinde von Neuenftadt zu unser statt 
schirm und burgerrecht aufnimmt. 

16) Bol. 3. B. Verträge v. 1263 b. Ennen und Eder II. 465. 468. 470. 
471. 473. 476. 479; v. 1285. 1286. 1239. 1295. 1299. 1803. 1310 ib. III, 
©. 228. 232. 800. 401. 465. 493. 497. 546. Lacombl. IL 77u.f.w. Ennen, 
Geld. v. Köln IL. ©. 168f. 215. 282. 539, auch ſchon I. 455. 456. Ein wahres 
aktives Bürgerrecht hatten bie Ebelbürger nie; fie wurden nur in den Berband 
ber Schußgenoffen, nicht in den ber Vollgenoffen aufgenommen. 

m) Bol. z. B. Ennen IL 269. 291. 302. 533. 744 und dad Berzeihnif 
©. 659. 660. Ennen u. Eder IL ©. 97. 890. 540. 545. 

18) Bol. 3. B. EnnenL ©. 454. 455. II. 224. 325 und die Urk. aus d. Stadt. 
archiv ib. L ©. 454. Rote 4. 6. Ferner Urk. v. 1288— 1311 Ennen u. Ederg IIL 
©. 267. 305. 306. 813. 314. 396. 484. — Alle dieſe Verhaͤltniſſe übrigens — 
Bundesgenofien, Edelbürger, Vaffallen und Söldner — giengen fehr in einander 
über. Man konnte Bunbeögenofje, Edelbürger, Baffall und Söldner zugleich ober 
unr eins ober vorwiegend das eine oder bad andere fein. 

19) Dur das Ausbürgertfum ein größeres Gebiet zu erwerben, ift nur 
einigen fchweizer Städten, bejonderd Bern, gelungen. Heusler ©. 263f. 270, 
Bafel gründete langfam durch Verpfändungen ſeitens des Biſchofs und Kauf von 
Nittern ein Gebiet. Ib. S. 270. 355f. Weber bie Gevietserwerbung Zürichs 
Bluntſchli L 342f. Kleinere Territorien haben bekanntlich alle größeren Reichs⸗ 
ftädte gegründet und auch die Landſtädte erwarben meiſt Herrſchaftsrechte be⸗ 
ſchränkterer Art über umliegende Dörfer oder Heinere Stäbte. 

20* 
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fehnte Ziel. Köln, nach langen erft durch bie Schlacht bei Woringen abge- 
fchloffeuen bintigen und heftigen Kriegen”), Strasburg, das ſchon 1247 dem 
Biſchof feinerfeits Schuß verſprach i), Worms, nad zeitweiſe faſt vollſtaͤndi⸗ 
ger Unterdrädung**), Speier*?), Regensbutg“), Bafel’*) ſtiegen noch im 13. 
und 14. Sabrhundert zu republifanifcher Selbftänbigfeit unter bem Kaiſer als 
Reichsoberhanpt empor unb wahrten vor den übrigen Reichöftäbten als ſoge⸗ 
umnte „Sreiftäbte einen an ihren Urfprung mahnenden Borzug”). Bremen 
wurbe nach Jahrhunderte langem Streit erſt 1646 offiziell als Reichsſtadt an- 
erfannt. Trier, Magdeburg, Mainz und Würzburg unterlagen ſchließlich ”), 
nachdem fie zeitweife der vollen Unabhängigkeit genofien, ber bijchöflichen Lan⸗ 
beöhoheit und mußten fich mit ber Freiheit der Sanbftäbte begmügen. 

2. Auf frieblidere Weile, als bie alten Yreiftäbte, Tamen diejenigen 
koniglichen Städte, welche fi zu Reichöftäbten erhoben, in den Befit voller 
Unabhängigkeit. Sie erwarben durch Kauf oder Pfandſchaft vom Kaiſer oder 
den von ihm beliehenen Beamten ein Hoheitsrecht nach dem andern, fo baf 
zulegt auch für fie der Kater aus einem Herrn zum bloßen Reichsoberhaupt 
wurde=). Andere koͤnigliche Stäbte mußten freilich unter bemjelben Princip 
der Beräußerlichfeit aller Regierungsrechte, welches ihren größeren oder glüd- 


”) Arnold I ©. 417f. IL 412f. Ennen IL ©. 3f. 

2) Schöpflin I. S. 839. Arnold L ©. 332f. II. 884. 385. Officiell 
als Reichsftadt erft zu Enbe des 15. Jahrh. anerkannt. 

2) Arnold II ©. 19—65. 87— 118. 318f. 418f. Oft (wie 3. DB. 1238 
Shannat ©. 114. 115) wurde Worms faft ganz vom Biſchof abhängig, end⸗ 
ld errang fie, nachdem ihre Kraft im Kampf erfhöpft war, ihre Anerkennung 
als eine „freie gefürftete Gtabt. 

2) Arnold I. S. 347f. Der Bertrag von 1294 wahrte bie ftäbtiiche Selb- 
ftändtgfeit. 

») Arnolb L ©. 397. 898. II. 403. 404. Die Reichbangehörigkeit wurbe 
fhon 1219 anerkannt, 1486 vom Herzog von Baiern vergebend wieber in Frage 
geftellt. 

*) Arnolp IL ©. 394f. Heusler ©. 119f. 810f. 393f. 

»6) eber ben Begriff der „Freiftabt“ und ben Unterfchted von „Reichsftabt“ 
vgl. Arnold IL ©. 415—430 (mo auch bie älteren Anſichten) u. Heusler 
S. 810f. Hegel beftreitet die Eriftenz von Freiftädten. Monateſchr. S. 157f. 

2, Trier unterwarf fi 1396 dem Rechtöfprud Karla IV. v. 1864, daß fie 
biihöflih fe. Sontheim II. 233. 301. Magdeburg fügte fich erft 1486 ber 
erzbifchöflicden Landeshoheit. Mainz unterlag nach einer Epoche glänzender Blüthe 
und Breibeit i. 3. 1412. Arnold I. ©. 361—374. Bamberg wurde ganz 
almälig zur Lanbftabt des Biſchofs. Zöpfl, das alte Bamberger Reit S. 49f. 

* Man vgl. nur den Erwerb der Hoheitörechte durch Frankfurt; Schult- 
heißenamt, Zoͤlle, Abgaben, Wage, Ungelt, Accife, Juden, Reichsforft, Münze u. ſ. w. 
— Wed kam duch Kauf oder Pfandichaft friedlich an die Stadt. Fichard, 
Eniftehung S. 285f. 322f. Aehnlich Ulm, Nürnberg, Aachen u. f. w. 
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licheren Schweftern zu Gute kam, leiden, indem fie durch Berpfinbungen vom 
Reich ablamen und zu Landftäbten herabſanken *%). 

Ans den urfprünglich fürftlichen Stäbten fliegen ebenfalls einige, vor an- 
deren übel, Hamburg und Bern, zur Heichöfreibeit empor und entlebigten 
fih jedes Herm?”. 

3. Aber auch ‚die große Zahl jener Stäbte, welche Landftädte wurden 
ober blieben, erhob fi) im Laufe des 18. und 14. Jahrhunderts zu immer 
fteigender Unabhängigkeit. Bon den durch Feine genaue Kompetenzgrenze be 
zeichneten, weit mehr durch die augenblidlihen Machtverhältniffe als durch bas 
Recht beftimmten Befugniſſen ihrer Herren wurden fie in allmäligem %ort- 
ſchritt mehr und mehr befreit; durch Kauf und Vertrag brachten fie Vogtei 
unb Gerichtsbarkeit, Wahl der Beamten und nutzbare Regale, Zölle und Münze 
häufig an ſich; fie wahrten, wo fie irgend Eonnten, ben nad) beuticher Auf- 
faffung für bie Freiheit einer Genoffenfchaft charakteriſtiſchen Grundſah, daß 


- fie nur mit ihrem Willen befteuert werden könnten; fie befeitigten. bie zur 


Giltigkeit ihrer Willfüren und Einungen urfprünglich erforberlihe Genehmi⸗ 
gung bes Herrn ober jegten fie doch zu leerer Form herab; und fie erwarben 
die Zinsfreiheit ihrer Grundftäde wie ihres Gemeinguts®'). 

4. So mannigfadh aber au im Einzelnen das Verhaͤltniß zur Reiche 
gemalt ober zu ber Gewalt eines Herrn ſich geftalten, auf welcher Stufe bie 
Entwicklung auch ftehen bleiben mochte: überall wurbe es im 13. unb 14. 
Jahrhundert ald allgemein giltiger Rechtsgrundſatz anerkannt, daß das Weſen 
einer Stadtgemeinde in ihrer Erhebung zu einer ſich felbft regierenden freien 
Genoſſenſchaft beſtehe. Diefe Genofienichaft allein. repräfentirte die „Stabt* 
als rechtliche Einheit, als Trägerin von Rechten, wenn auf ber andern Seite 
dieſelb. Stadt Gegenfland von Rechten bes Reiche ober eines Herrn war, 
fo ergriffen dieſe Rechte weder mehr das Gebiet noch bie Bürger unmittelbar, 
fonbern waren gegen das Gemeinweſen als ſolches begründet. Das Verhält⸗ 
niß zwifchen dem Recht der Stabt an fich jelbft und dem Recht eines Herrn 
an der Stabt ſchwankte von republifaniicher Unabhängigkeit bis zum völligen 
Untertfanenverbande: immer war in dem einen wie in dem andern Fall bie 
Stabt als ſolche — die Heinfte Landſtadt gleich der mächtigften Reichsſtadt — 


”), So z. D. Oppenheim. Frauck ©. 48f. Das Privileg ber Unveräußer- 
Iichleit und Nnverpfändbarleit war daher für die Reichöftäbte eins ber wichtigften. 

”) Lübel ſchon 1181, Urkbb. L ©. 9f.; dann, nachdem es zeitweile an 
Dänemark gelommen, 1226 definitiv. Ib. S. 46: ut predicta civitas Lubicen- 
sis libera semper sit, videl. specialis civitas et locus imperli et ad dominium 
imperiale specialiter pertinens, nullo unquam tempore ab ispo speciali domi- 
nio separanda. — Bern 1. 3. 1218 durch Friedrich I. Schreiber ©. 25f. 

21) Bol. namentlih Tzſchoppe u. Stenzel, Einl. ©. 204f. u. Titt 
mann I. ©. 336f. 
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ein in fich rechtlich abgeichloffene® und in feinen inneren Angelegenheiten 
felbftänbiges genoffenfchaftliches Gemeinweſen. 

II. Aber nicht nur ihren Herrn, and andern außerhalb ihres eignen 
Berbandes ſtehenden Genofienkhaften, Herrihafteverbänden ober einzelnen Per- 
fonen gegenüber wurben bie Stäbte als rechtliche Einheiten die felbftänbigen 
Inhaber von Rechten der verfchiebenften Art”). Sie genofien voller Ber- 
fehröfreibeit und Rechtsfähigkeit nach Landrecht in allen Gebieten bes privaten 
nad öffentlichen Rechte. Es braucht nur erinnert zu werben an das Recht, 
auch Ungenoſſen in gewiffen Hallen vor ihr Gericht zu ziehen; an das Recht, 
daß Unfreie durch den Aufenthalt in ihnen frei wurben; an das Recht, Kriege 
und Fehden zu führen, Bündniffe und politiiche Verträge aller Art zu fchlie- 
ben; an die Vermögend- und Procekfähigkeit; an die zahllofen Privilegien im 
Gebiete des Handels und Gewerbes, welche, wie 3. B. das Recht ber Bann⸗ 
meile*), das Stapelrecht, dad Marktreht u. |. w., Zwangs⸗ und Verbotsbe⸗ 
fugnifje gegen Andere involvirten, und enblih an die Stellung ber Reiche 
ftäbte im Reich, ber Lanbftäbte im Territorium, welche fich zuerft in einer 
nirgend feft abgegrenzten, lediglich durch die Machiverhältniffe beftimmten Mit- 
wirkung bei den politifchen Angelegenheiten des Reiches und bes Landes änferte, 
fhließlich aber dort in ber Reichsſtandſchaft, Hier in der Lanbftandichaft eine 
rechtliche Formulirung erhielt. 


3 34. Die Verfaffung der Städte als Fortbildung der 
Genoſſenſchaft. 


Wir haben ſchon oben darauf hingewieſen, daß Recht und Verfaffung der 
Städte fi durchans auf Grund ber altgermaniſchen Genofſenſchaft entwidel- 
tem, nachdem biefelbe durch die Aufnahme bes Principe der gewillfürten Einung 
bereichert und mobificirt war. Wir haben aber auf eine ber wichtigften Folgen 
diefer Verſchmelzung erft von fern hingedeutet. Das war bie Verbindung der in 
der Gemeinde zu faft ausſchließlicher Herrichaft gelangten Dinglichkeit alles Rechts 
mit der in der Gilde durchaus vorwaltenden Perjönlichleit befielben zu einer 
höheren Einheit. 

Wir wiffen, daß nad der älteren Anſchaunug Perfonen und Grundftüde 
ziemlich jelbftänbig einander gegenüber ftanben und daß daher entweber bie 
Perfönlichkeit allein zur Geltung kam, wie in ber allerälteften Genofienfchaft, 
oder umgelehrt dad perfönliche Recht mur aus Grund und Boden erwuchs, wie 
im Lehns⸗ und Hofweien. Daher auf der einen Seite das Syſtem der Per- 
fonalrechte und ber perjönlichen Verbände, auf der andern Seite bag Syſtem 
ber Zugehörigkeit aller Rechte zu beftimmten Grundftüden und aller menfd- 


2) 3, B. Tittmann ©. 359—861. Tzſchoppe u. Stenzel S. 187f. 
3) Tittmann ©. 856—358. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 188. 252. 
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lichen Verbände zu gewifien räumlichen Einheiten einander unvermittelt gegen- 
überftianden. In den Stäbten zuerft wurbe mehr und mehr eine Einheit ge- 
ſucht und gefunden, ed wuchien mehr und mehr Stadtrecht und Bürger- 
reht, Stadtgebiet und Bürgerſchaft innerlich zufammen. Wir werben 
im zweiten Theil den Verſuch machen, die Bilbungsgeichichte der neuen Be⸗ 
griffe aufzudecken, und müſſen und bier mit ber Behauptung begnügen, daß 
bereitö jeit der zweiten Hälfte des 12. Sahrhunderts das mehr ober minder 
Hare Bewußtjein jener Einheit vorhanden war und von da an fteig wuchs. 
Der Ausdruck diejer nenen Einheit aber war die Erhebung des idealen Begriffes 
der Stadt zur Rechtseinheit. 

Wir würden nah heutigem Sprachgebrauch fagen Tönnen: bie Stabt 
wurbe zur juriftiichen Perfon, verbänden wir nit mit diefem Wort einen au 
römische Borftellungen anknüpfenden Begriff, dächten wir nicht dabei vorzugs⸗ 
weile nur an die privatrechtliche Seite einer nach allen Seiten hin gleichmäßig 
wirfenden Erſcheinung. 

Mit der Hemorbringung biefer inneren Einheit hat die Verfaffung ber 
Städte einen gewiſſen inneren Abſchluß erreicht. Nicht als ob damit bie Be 
wegung auf dieſem Gebiet aufgehört hätte: im Gegentheil, fie fieng nunmehr 
eigentlich erft an. Denn ed galt ber inneren Einheit auch aͤußere Form zu 
geben, es galt unter biefer Einheit das Recht der Vielheit und der Einzelnen 
in der Bielheit zu normiren. Aber ed war bamit, wenn ich mich fo ausdrücken 
darf, eine gewifle Grundform vorgezeichnet, welche alle Städte erreichen mußten, 
ebe fie wirklich als Stäbte gelten Tonnten, bie aber, wenn fie einmal erreicht 
war, der Rahmen für alle fpäteren Bewegungen blieb. 

In der That laͤßt fih nun in all der faft nnüberjehbaren Mannichfaltig- 
feit, welche in bem reichen und großartigen Leben des 13. und 14. Jahr⸗ 
bunberts die Berfaffungen ber einzelnen Städte aufweilen, eine gewifje ihnen 
allen gemeine Grundform nicht verfennen und es läßt fidh nicht beftreiten, 
daß alle Ummälzungen, welche die Berfaffungsgefchichte ber größeren Stäbte 
ſah, nicht einen Umfturz, fondern einen Ausbau biefer Grundform berbeiführten. 
Diefe Grundform laßt fich kurz folgendermaßen charalterifiren. 

Die Stadt in objektivem Sinne war ihrem Weſen nach ein äüußerlich 
und innerlich vom Lande und von beffen Recht abgefonberter Sriebens- unb 
Rechtöfreis, mit dem eine Reihe bejonderer Borreihte politifcher und kommer⸗ 
cieller Art, eine mehr ober minder volllommene Freiheit bes Gebietes und 
feiner Bewohner an Perfonen und Eigenthum, eine bejondere ftähtifche Gerichte. 
barkeit, Selbftverwaltung und Autonomie, fowie endlich ein bewegliches und 
unbewegliched Gemeingut verbunden war. Ihre verſchiebbare Grenze fand biefe 
Rechtsſphäre an den gegenüberftehenden Rechten bes Reichsoberhaupts und bei 
den nicht völlig freien Städten überdies an ben Hoheitsrechten und nutzbaren 
Regalien eines Herrn ober eines herrihaftlichen Beamten. 
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Bezüglich der fo bezeichneten umb begrenzten Rechtöfphäre fanden in fub- 
jeftiver Beziehung folgende Verhältniffe Statt: 

4. Ihr eigentlihes Subjelt war bie als Gejammtperfönlichkeit gedachte 
Stadt. , 

2. Palfiv nahm an berfelben bie. geſammte Einwohnerſchaft der Stabt 
incl. der Säfte und Ausbürger als eine große Schugverbindung Theil. Dabei 
war indeh die Borbebingung bed Auſpruches auf- Schub die Erfüllung ftäbti- 
ſher Pflicht 

8. Aktiv berechtigt, eigentliche Trägerin des ftäbtifchen Rechte, war ein 
engerer Kreis, die Genofienfchaft der Bollbürger. 

4, Ausgeübt aber wurbe dieſes Recht nicht burd bie Geſammtheit, 
fondern durch ihre Organe, und zwar war ſchließlich überall das Organ ber 
Gemeinde ein Rath mit Bürgermeiftertfum an der Spibe. 

In allen dieſen Punkten enthielt die Berfaffungsentwidlung dieſer Periode 
nur einen Ausbau der ftreng feftgehaltenen Grundlage. 

L (ad 1.) Bor Allem blieb ed unangetafteter Grundſatz, daß die Stabt 
als über allen Stänten, Parteien und Behörben ftehende höhere Einheit das 
eigentlihe Subjekt aller Gewalt und alles auf ber Gemeinſchaft beruhenden 
Rechts fei. 

Der Stabt Nuhen, Ehre und Frommen — den Bortbeil des gemeinen 
Weſens — ftellten daher alle Bürger als leitenden Beweggrunb jeder Rechts 
fagung unb als bas Motiv jeder Rechtsänderung bin. Der Stabt ſchwur ber 
Rath und erkannte ſchon hiermit an, daß er nicht eignes, fondern frembes 
Recht, fremde Gewalt ausübe, baf er Organ, nicht Herr ber Stabt fei. 

In dem Begriffe der Stabt Toncentrirte fich alles öffentliche und private 
Recht, das allen Bürgern gemein war. Die Stadt war baber Subjelt aller 
Hoheitsrechte nach außen und innen, fie war es, bie durch ihre Geſandten 
Bündniſſe und Verträge ſchloß, durch ihre Bürger wie durch ihre Söldner 
Krieg führte, die jeden ihr Angehörigen auch im Auslande ſchützte und vertrat, 
fie war es aber auch, die im Innern buch ihre Behörben Geſetze gab, 
regierte und richtete, die den Einzelnen zum Wohl der Allgemeinheit durch 
Beftenerung und Kriegedienft in Anſpruch nahm. Und weil bie Stabt eine 
Einheit war, fo mußte auch äußerlich fih in allen Zweigen bie Berwaltung 
mehr und mehr Toncentriren. Nicht eine Reihe jelbftänbiger Amtsgerechtigkeiten, 
wie dies die noch vorhandenen herrichaftlichen Aemter waren, Tonnte es bier 
geben: ſondern Alle, welche zu Gemeinbesweden tbätig waren, vom Bürger 
meifter bid zum Thurmwächter, dienten nur einer Herrin, — der Stat. Für 
fie, nicht wie im Lehnöftant für ben Inhaber bes Amts, wurben die Gefälle, 
wurden bie indireften Abgaben und bie Bier zuerft auflommenben birekten 
Steuern erhoben, in ihrem Namen unb zu ihren Zwecken wurben die Gelber 
aufbewahrt und verausgabt. Die Stabt war bie Kerritorialberrin ihres Ge 
jammtgebiet8 und bie privatrechtliche Eigenthümerin ber öffentlichen Straßen, 
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Plaͤtze und Gebäude .gleichwie der gemeinen Gründe; bie Stabt war Schulb- 
nerin der öffentlihen Schuld, Gläubigerin der öffentlichen Forderungen; fie 
Magte und wurde verflagt; fie ſchloß Rechtsgeſchäfte mit Fremden wie mit 
ihren Bürgern; fie führte als äußeres Zeichen ihrer Einheit ein beionberes 
Siegel, ein Banner und ein Wappen. 

Se mehr Parteibewegungen ih den Gemeinden entftanden, deſto ſchaärfer 
wurde biefer Gedanke ausgeprägt, befto dentlicher ausgeſprochen; denn bie Ein- 
beit der Stadt war inmitten alles Wechiels das Feftſtehende und Bleibenbe*). 

IL (ad 4.) Unangetaftet blieb ferner der Gedanke, daß eine kollegialiſche 
Behoͤrde mit einheitlicher Spike — und zwar allmälig übernll „Bürgermeifter 
und Rath” — die Stabt als Organ nad innen und auben vertrete. Nir⸗ 
gend wurbe ber Verſuch gemacht, eine Einzelherrſchaft oder eine Herrſchaft ber 
Geſammtheit an die Stelle zu fegen. Im Uebrigen freilich fanden bie aller- 
weientlichften Verſchiedenheiten in mandherlei Punkten Statt. 

1. Zunächſt hatte die Geſammtheit der Vollbürger dem Rath nirgenb 
die Ausübung der Gewalt vollftändig übertragen”). Sn einem ehr ver- 
ſchiedenen Umfange übte fie vielmehr Mitwirkung und Kontrole aus?). Im 
Allgemeinen wurde aber im Laufe ber Zeit ihre Kompetenz geringer, ihr Zu⸗ 
fammentritt feltener. Urſprünglich war fie bas böchfte Gericht und die Recht 
Khaffende Berfammlung, denn in ihr fette fi das echte Ding bes Volksrechts 
fort‘). Aus demfelben Grunde war ihre Mitwirkung fpäter noch Käfig bei 
ber Abfaffung neuer Statuten, bei dem Abſchluß von Bünbniffen und bem 
Beſchluß von Kriegezügen, bei der Auflage von Stenern oder ber Kontrabirung 
einer frädtifchen Schuld, bei der Erneuerung des Stabtfriedend oder fonftigen 


1) Die nähere Ausführung und die Beweife folgen in Ip. II. 

2) Daß man eine wirkliche Uebertragung annahm, fagt ſehr bezeichnend eine 
Urt. v. 1277. Urkb. bes Bisthums Lübeck Nr. 260: consules civitatis, in quos 
populus et voluntatem et potestatem transtulit. 

%, Dabei war die Eniftehungsart bes Raths von Wichtigkeit, wie beiſpiels⸗ 
weife die Bergleihung von Regensburg und Worms zeigt. Dort eine felbft- 
errichtete comjuratio, daher Bürgerwahl. und größere Bebeutung des Burg⸗ 
ding; hier eine vom Katfer geſetzte Kommune, daher Kooptation und wenig 
Spuren von Zufammenkäünften der Gemeinde. — Ganz hatte felbft in Köln bie 
Mitwirkung bes Volks nie andgefchloffen werden können. Bol. Ennen L 471f. 
Ennen u. Ederk I. 829: vulgi etiam farore applaudente. Oft als Umſtand 
auftimmend, 3. B. 1847 Ennen I. 472: communitas populi publice adolamarit, 

9 Frens dorff, Lübel ©. 164f. 1685. So in Freiburg noch 1248. Bol. 
Note 6. In Wismar und ben Stäbten verwandten Rechts gieng der Name ber 
Bürgerverſammlung — bursprake — ald Zeuge ihrer ehemaligen Bebeutung auf 
die einft in ihr feftgeftellten Beftimmungen über, die noch fpäter zu beftimmten 
Zeiten des Zahres, häufig in Berbinbung mit ber Verkündung ber Rathäumſetzung 
ober der Abhaltung bes echten Dinges, öffentlich verlefen wurden. Frensdorff 
©. 164f. Tzſchoppe un Stenzel ©, 223f. 
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außerorbentlichen Anläffen erforderlich). Endlich nahm fie, wo der Rath fich 
nicht felbft ergänzte, die Wahlen vor. 

Sn allen diefen Beziehungen indeß pflegte der Rath ſich mehr und mehr 
von ihr unabhängig zu machen, jo daß er häufig in einen gewiſſen Gegenſath 
zur Bürgergemeinde trat, namentlich wo er fidh jelbft ergänzte und fo ein Theil 
der Bürger dauernd von ihm ausgeichloffen wurde Die Folge waren Strei⸗ 
tigfeiten, die dann bie Feftfegung einer andern Kompetenzgrenze, ober eine 
andere Zuſammenſetzung des Raths, häufig aber auch eine eigenthümliche Nen- 
bildung, die Entftehung eine® zweiten vom Rath gejonderten Gemeindeaus- 
ſchuſſes zur Folge hatten. Im lebteren Galle entitand dann die Bildung 
eined engeren unb eine weiteren Raths, die eigentlih nur zwei lieber bes 
Stabtorgans waren und daher erft in ihrer Zufammenfaffung ald „Rath ge- 
meiniglich“ die Stadt felbft repräjentirten, von denen aber der zweite mehr 
als Vertretung, der erite mehr ald Obrigkeit galt. In gewiffem Sinne 
war eine derartige Bildung nichts Neues; denn, wie wir gefeben, verbanfte 
ſchon der erfte Rath in denjenigen Stäbten, welche Anfangs durch ein Schöffen- 
kolleg regiert wurden, einem ganz ähnlichen Borgange feine Entftehung. Allein 
bier verſchwand fpäter die äußere Zweiheit. Einen wahren äußeren Rath ba- 
gegen bildeten zum Beifpiel die 24 neuen conjurati, welde die Bürgerge- 
meinde zu Sreiburg im Sahre 1248 wählte, nachdem ein Aufftand gegen bie 
24 alten conjureti, welche die Stabt willfürlih und obne Zuziehung ber 
Bürger verwaltet haben follten, gelungen war. Ohne Zuziehung dieſer neuen 
24 follten die alten 24 feine Berwaltungsmaßregeln treffen. Dagegen blieb 
die Gerichtsbarkeit bei den alten 24, nur follte, wenn Einer aus bem neuen 
Kolleg ein Urtel jchalt, die Gemeinde jelbft ald Gericht eintreten"). Anders 
entftand der äußere Rath in Regensburg ſeit dem Ende des 13. Jahrhunderts; 
bier gieng er aus einer zuerft nicht ftändigen Vertretung des Burgdings (db. h. 
der Berfammlung aller nicht im Rath befindlichen Bollbürger) allmälig her⸗ 
vor und vertrat nunmehr die Bürgerjchaft in denjenigen Angelegenheiten, in 
welchen die Zuftimmung der Geſammtheit erforberlih, aber die unmittelbare 
Mitwirkung berjelben entbehrlih ſchien7). Aehnlich vnerftärkte fih auch in 


s, Die civitatis decreta in Urt. v. 1188 f. übel fehte wol bie Gefammt- 
heit. Frensdorff S. 42. In Zürich fanden der Gemeinde bie Wahlen zu, 
anßerbem follte Teine Entſcheidung für Cinen mehrerer um bas römiſche Reich 
ftreitenden Fürften wan mit gemeinem rath und offenbareme gunst und willen 
aller der burger erfolgen, unb es follte die Stabt an Teinen Gern kommen, 
wan mit gemeinem rath der mengi von Zurich. Bluntſchli I ©. 162. 163. 
In Mainz wurbe nody 1430 feitgefeht, Daß der Rath feine große Schuld, Leine 
Ausfahrt, fein Bündniß mit Herren oder Städten ohne Wiffen und Willen der 
Gemeinde machen bürfe. 

%) Schreiber I S. 535—55. Hegel II. 414—415. 

N) Befonderd bei neuen Statuten, Steuern und Kriegdzügen. Das Burg- 
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Zürich und anderen Stäbten ber Rath in wichtigen Dingen durch einen von 
ihm gewählten Bürgerausihuß"). Wieder in anderen Stäbten gieng ber große 
Rath aus einem urfprünglich bejonderd zum Zweck bes Zeugnißgebens ober 
der Eideshilfe beftimmten Kolleg vorzüglih glaubwürbdiger Männer hervor, 
wie in Wien”), oder aus einem nen gebildeten zugleich als glanbwürbige Ur⸗ 
kundeperſonen dienenden Schöffentolleg, wie in Strasburg'%), indem ber 
Rath diefe Kollegin in wichtigen Fällen zur Berathung zuzog. In den mei- 
fin Städten aber wurbe erft die Bergröherung der Bollbürgergemeinde durch 
den Handwerkerftand Aulaß zur Bildung eines weiten Rathe, indem ein be⸗ 
ſonderes zünftiges Kolleg konftitnirt wurde, das ber Rath in gewiſſen Fällen 
zuziehen mußte, wie in Baſel, Worms u. ſ. w.“), oder indem der Rath in 
wichtigeren Angelegenheiten fi) durch den abgebenden Rath oder dieſen und 
ben vorjährigen verftärken follte, jo daß ber gefammte Rath aus zwei ober 
drei Kollegien beftand, wie in Speier") und Lübel'). Um reichften war 
bier wie’in allen Beziehungen die Verfaffungsgefchichte von Köln, wo nicht 
nur ein gefchlechtiger enger und ein aus ben DBertretem ber Burgenofien- 
haften, alfo ber größeren Gemeinde, beftehender weiter Rath nebeneinander 
fanden, jondern aud alle diefenigen, welche während ber letzten zehn Jahre 
in einem ber Räthe gejefien Hatten, in einzelnen Hüllen zugezogen wurben, jo 


bing felbft kam faft nım bei der jährlichen Erneuerung des Stabtgrunbvertrages 
zufammen. Bol. Gemeiner L S. 881. 456. 484. 541. 568. IL. 65. 79. 84. 
349. Arnold L ©. 888—894. II. 396f. Ganz irrthümlich Hält Gemeine? 
und nad ihm Hällmann II. ©, 546 ben inneren Rath für ben jüngeren. 
Name bed majus consilium zuerft 1295. 

5 Bluntſchli I. 16Bf. Sogenannter „Zuzug der burger sum rath.” — 
And in Lübel, Hamburg, GStralfund, Lüneburg, Roftod ıc. findet ſich im 
13. Jahrh. die Zuziehung angefehener Männer ald Vertreter der Bürgerfchaft, 
befonderd bei neuen wichtigen Willtüren und Berfügung über ſtädtiſche Grund⸗ 
ftücke. Frendorff S. 200— 206. 

9 Stadtr. v. 1231 b. Gengler ©. 586. 587 (100 Männer). Bgl. auch 
Hegel D. ©. 457. 

10) Hendler, Anhang ©. 478. 474. 476. Später trat an beffen Stelle 
ein großer Rath and den Zunftmeiftern und Zunftausfchüffen, fett 1482 
800 Perfonen. Seine Zuftimmung war nötbig bei allen Statuten und Orb 
nungen, bei Aufnahme nener Bürger, Erhebung von Stenern und Abgaben, An- 
kauf und Beräußerung von Gütern. Arnold II. 881. 

11) In Bafel ein Zunftmeifterlolleg. Heusler S. 176f. Achnli Anfangs 
in Worms, aber in untergeordneter Etellung, Arnold IL 381. In Augsburg 
ein großer Rath, beitehend and dem Kleinen, einer Anzahl gefchlechtiger und 204 
zunftigen Bürgern, feit 1868. Hällmann II. ©. 561. Ueber ben großen Rath 
in Nürnberg vgl. Hüllmann I. ©. 584f. 

19) Arnold I. 255. 

#5) Frensdorff L. c. 
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baß bald der enge Rath allein, bald ber enge mit bem weiten, bald ber enge 
mit ben ehemaligen Rätben des engen, bald der fo kompletirte enge mit bem 
weiten, bald aber auch alle Räthe, db. h. der enge, ber weite, unb bie che⸗ 
maligen Mitglieder bes einen wie die bes andern zufammen bad Stadtorgan 
bilbeten!*), während bei Auflegung ganz neuer Steuern überbieö noch die ge 
fammte Bollbürgerfchaft zugezogen werben mußte *°). 

Sm Allgemeinen entbehrte ſchließlich Taum eine größere Stabt einer ber- 
artigen Gliederung bed Raths in mehrere Kollegien, und in gewiſſem Siune 
kann man einzelne der fo entftandenen Berfaffungen ſchon als eine Ueber⸗ 
gangeftufe zu unſerem beutigen Syſtem ber Trennung von Magiftrat und 
Stabtverorbneten bezeichnen; nur trat wicht jo ausſchließlich wie heute bei dem 
einen Kolleg ber obrigkeitlihe Charakter, bei dem ‘andern ber Charakter als 
Gemeindevertretung hervor, vielmehr war auch bei ber ſcharfften — 
jeder der Raͤthe zugleich Obrigkeit und zugleich Vertreter der 
wenn auch mitunter verſchiedener Stände oder Klafſen derſelben — und über: 
die erhielt fi) auch neben einem weiten Rath die Berfammlung aller 
Bürger immer als die böchfte, wenn auch nur in ben allerwichtigften, jedes 
Ginzelnen Recht und Intereffe berührenden Fällen zu berufende Autorität ’%). 

2. Aber au abgejehen von dieſen Doppelbilbungen gab es neben dem 
Rath und feinen Vorftehern oft eine überaus große Menge ftäbtiicher Behör- 
den unb Beamten, bie defto zahlreicher wurden, je mehr bie Stäbte herrſchaft⸗ 
lie Aemter erwarben oder von fi abhängig machten und je mehr fi auf 
der andern Seite der Mechanismus ber Verwaltung komplicirie. Bor Allem 
finden Gerichte unb Richter und oft befondere Schöffenkollegien neben dem 
Rath‘). Kür alle Berwaltungszweige, für Markt- und Gewerbe, Sicherheits- 
unb Frembenpolizei, für den ftäbtifchen Haushalt, für das Kanzlei. und ®e- 
fanbtichaftewefen, für Proceßvertretung, für ftäbtifhe Bauten und anbere 
ftädttiche Arbeiten, für das Grunbeigenthum ber Stadt, für Befeftigunge- umb 

4) Consilium artum unb generale ſchon 1320 unterfhieben. Jenes hatte 
15, dieſes 823 Mitglieber. Eidbuch v. 1320 b. Ennen u. Eder L ©. 1f. 
Weber die Zufammenfegung und Kompetenz fiehe die verſchiedenen Eidbücher bes 
14. Jahrh. b. Ennen u. &derg I. S. If. u. Ennen I. S. 484—508. Nach 
bem Eidbuch v. 1382 follten alle Räthe entboten werben wegen neuen Ber- 
bundes, Heerfahrt, Erhöhung oder Erniedrigung der Acciſen, Beichwerung ber 
Stadt mit Erbe oder Keibzuchtrenten, Loͤſchung aus dem Eidbuch und neuer Ein- 
tragungen in bas Eidbuch. Ennen II. 502. 

5) Ennen u. Ederk I. 135. 

So in Lühel, Frensdorff ©. 207. In Gtralfund hieß biefe Ber- 
ſammlung die Tausende. In den Heineren Städten erhielt fi) natürlich bie 
Bebentung bes allgemeinen burgerding am längften. 

17) Bol. 3. B. Tzſchoppe u. Stengel S. 215f. (Schöffen aus Rath ge 
wählt. Zittmann L ©. 849—352. Arnold I ©. 280f. Ennen I. 
©. 426f. Frensdorff 168f. 
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Kriegöweien entfiauden beiondere Behörben oder Aemter!). Die nubbaren 
Regale, welche die Stabt erwarb, wurben, ftatt einft von belehuten Subabern, 
nunmehr von fläbtifhen Beamten, Zölinern, Münzen u. |. w. geübt’). Ja 
mit der wachjenden Koncentration ſanken auch bie Vorſteher ber einft in ihrem 
Kreife felbftändigen Nachbargemeinden, ſowie oft auch die Beamten ber einzelnen 
Silben und Korporationen zu ftäbtiichen Beamten herab. Uber alle diefe 
Aemter, mochten fie nun durch Ausſchüſſe des Raths geübt”) ober möchten 
fie befonberen Kollegien ober Einzelnen übertragen fein, wurben immer mehr 
unb mehr vom Rath abhängig, von ihm vergeben unb nuter jeiner Aufficht 
gehandhabt. Keines von ihnen ftellte .ein jelbftändiges und allgemeines Organ 
der Bürgergemeinde bar, alle waren fie nur Bertretungspollmacdhten zu einzel» 
nen Zweden, unb in gewiffen Sinne waren fie alle zunächft Aemter des 
Rath und erft mittelbar Aemter der Stadt ſelbft. Einzig und allein das 
Dürgermeifteramt erlangte mit ber Zeit eine felbftänbigere Bebeutung, in- 
dem es fih zu einem wahren genofienichaftlichen Organ der Gemeinbe mit 
felbftändigen Regierungsrechten neben dem Rath erhob, durch welches bie Ein- 
beit fchärfer ale im Rath verkörpert 'wurbe, und indem fo allmälig nit 
mehr der Rath allein, ſondern Bürgermeifter und Rath in ihrem Zufammen- 
wirken zur vollftändigen Repräfentation der Stadt nothwendig wurben *). 

3. ins ber widhtigften Acciventalien der Berfaffung war bie Art und 
Beife der Zufammenfeßung des Stabtorgans: hier war das Hauptfeld, auf 
dem bie von den Parteien erftrebten Verfaffungsänderungen fich vollziehen, 
auf dem die indivibuellen Beionberheiten einer jeden Stadt Ausdrud finden 
fonnten, und bier treffen wir daher eine wahrhaft unerfchöpflihe Maunichfal- 
tigleit der Kombinationen an. Zahl und Amtsdauer der Bürgermeifter, Zahl 


18) Bol. Arnold L ©. 301f. (über ben notarius civitatis), II. ©. 182f. 
Srensdorff S. 113 — 118. Die meiften Beamten finden wir in Köln; z. 2. 
Rentmeifter, Rheinmelfter, Wegemeifter, Bachmeifter, verfchiedene Burggrafen zur 
Bewachung ber Thore, Virgiere, Hallemeifter, Sudenmeifter, Wolllüchenmeifter zc. zc., 
ferner Stadtſchreiber, Boten und Bedientefte aller Art. Sie alle ernennt der 
Rath. Ennen IL ©. 511 —528. 

N) Arnold L S. 258f. 269. Ennen IL e. 

) Sole Rathsausſchüfſe zu einzelnen Zwecken Tommen fchon früh vor; 
zuerft wol für die ftäbtifche Kaffe und Die Verwaltung ber öffentlichen Abgaben 
(„über das Ungelt". So 1248 in Freiburg ein Ausfchuß beider Räthe. Schrei. 
ber L ©. 58-55. 1854 in Bajel das GSiebneramt. Ochs IL 76— 82. 
Später mehrten ſich diefe Ausichüfle bedeutend. So Tommittirte der Rath in 
Speier 1398 4 Rechenmeifter, 1430 1 Rettmeifter (für Reifen), 2 Baumeliter, 
1438 2 Rentberren, 1455 2 Brodpfenuigauffeher, 1485 2 Miftmeifter, 1486 
7 Schlüfielherrn, 1487 4 Marktmeiſter. Arnold IL ©. 357f. 

2) Bol. bei. Arnold I. S. 299. Frensdorff ©. 1095. Ennen II. 
©. #09 -511. 
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und Amtöhauer der Rathömänner differirten faft überall. Nur mußte ber 
Rath aus Mehreren beitehen, während das Bürgermeifteramt auch Einer aus- 
üben Tonnte””). Der periodifche (meift jährliche) Wechfel ver Aemter galt als 
das Rormale*?), ſei es num, daß vollftändige Wandlung, fei es daß nur theilweiſe 
Emenerung ftattfandb**), während daneben auch Iebenslänglihe Rathmannen 
und Bürgermeifter vorlamen®). Bor Allem aber fand die Verfchiedenheit ber 
Stabiverfaffungen bei der Wahl oder Ernennung ber Mitglieder bes Stabt- 
organs Ausdrud. Das Hauptbeftreben mußte zumächft jein, die in den ver- 
fhiedenften Formen vorlommende Mitwirkung eines Herm zu beſchränken ober 
zu befeitigen. Im Mebrigen galt bald das zur Ariftokratie führende Syſtem 
der Kooptation*®) ober der Ernennung bed neuen Raths durch den alten”), 
bald die Wahl der Bürgerfhaft*"), bald ein dazwiſchen ftehendes oft fehr 
komplicirtes Syftem ber Wahl auf Vorſchlag ober durch befondere Kiefer”). 


2) Ein Bürgermeifter mit gleich Anfangs hervorragender Bebeutung findet 
fih in Regensburg. So fon 12887. Gemeiner I. ©.425. Zwei in Worms, 
Speter, Köln, Lübel. In Strasburg wechfelte die Zahl von 4 Stäbte- und 
1 Ammanmeifter, alfo 5 böchften Beamten (3. B. 1330) mit 3 (3. B. 1931) 
ab. — Die Kollegialität der Rathmannen wurbe auch in den allerHeinften Stäbten 
feftgebalten. Tittmann I ©. 354. 855. Häufig ſchwankte bie Zahl, 3. 2. in 
Frankfurt. Fichard ©. 209. 

22) Wechſel als charakteriftiiches Merkmal ver Rathmannen im Gegenjape 
zu Schöffen ftellt 3. B. der Magbeburger Schöffenbrief f. Görlik v. 1304. $ 1 
b. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 447 auf: do wurden sie zu rate, daz sie curen 
shepphen unde ratman, die shepphen zu langer ciet, die ratman zu eime 
jare, 

) Befonders in Regenäburg (Arnolb L ©. 387) und Strasburg (3. B. 
1249) fanb, weil von den Bürgern errichtete Stadtfreiheit vorlag, von je Wechjel 
Statt. Der Stäbtemeifter in Strasburg follte fogar feit 1330 vierteljährlich 
wechſeln. Der Bürgermeifter in Regenöburg warb auch nur auf ein Jahr ge 
wählt. Sährlider Wechjel im 13. Jahrh. ift auch in Besen, Saalfeld, Mühl. 
haufen, Leipzig nachweisbar. Tittmann I. ©. 354. 865 

) Lebendlängliche Rathmannen und Bürgermeifter in Worms (Arnolb L 
S. 302), Speier, Lũbeck (Frensdorff IL 38) u. ſ. w. Wllmälig draug meift 
bas Princip des Wechjeld Durch, wie namentlich auch in Köln. Ennen IL ©. 484. 

ꝛe) So von Alters ber in Worms (1156). Arnold I 302. Speier bis 
1258. Ib. ©. 864. Lũbeck. Fren dorff S. 283. Mainz 124. Guben. L 
580—582 ıc. Ebenſo in faft allen Löniglichen Gtäbten, 3. B. Brauffurt, 
Fichard ©. 2095. In Meißen und Thüringen findet fi bald Kooptation, 
bald Gemeindewahl. Tittmann L 852 — 854. 

7) So in Köln. Ennen IL ©. 484f. 

ꝛe) So wol in Zürich (kontrovers), Bluntihli IL S. 155f. In Worms 
feit 1233, in Regensburg, Stradburg u. f. w. 

20, Kiefer finden fih 3. DB. in Bafel, Arnold I 855. Wahl durch den 
abgebenden Rath in Berbindbung wit Vorfchlagsrecht der Zünfte 1349 in Speier, 
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Bei der Wahl durch die Bürgerfchaft entftand die weitere Frage, wer und in 
weldem Umfange an ber Wahl Theil nehmen, ob von ben einzelnen Bürgern 
ober von den ftähtifchen Körperichaften, fei es von ben Parochien oder von 
den Zünften, gewählt werben, ob und welche Vorrechte dabei gelten follten?®). 
Andererſeits gab es häufig außer dem Vollbürgerthum auch beſondere Erfor- 
derniffe für die paffive Wählbarkeit im Allgemeinen ®), oder e8 war vorge⸗ 
ſchrieben, daß eine beftimmte Zahl aus dem einen, eine andere aus bem ande⸗ 
ren Stande”), ober eine beftimmte Zahl aus jeber Körperfchaft genommen 
werde). Endlich mußten auch die Bürgermeilter oft befonderen Ständen 
angehören und wurden auf die verfchiedenfte Weile gewählt *). 

Bei allen den häufigen Aenderungen aber, bie in allen biefen Punkten 
in Folge von Parteibewegungen vorgenommen wurben, tft zu keiner Zeit die 
Eriftenz des Raths, als des eigentlichen Stabtorgans, angefochten, es ift 
niemals der Verſuch gemacht worden, den Schwerpunkt in die allgemeine 
Dürgewerfammlung zurüdgzunerlegen ober einen Einzelnen zu erheben. Dies 
ift ein nicht unwichtiger Unterfchieb der Verfafſungskämpfe in unferen beut- 
ſchen Städten von denen des Alterthums und des mittelalterlihen Italiens. 

II. (ad 3.) Auch die Scheibung ber ſtädtiſchen Einwohnerſchaft in 
Bolbürger und Schutzgenoſſen wurde nie in Frage geftellt und konnte nicht 
in Frage geftellt werben, weil Klöfter, Orben, Geiftlihe, Judengemeinden, 


— — 


Lehmann S. 614. 615. Oft kamen höchſt verwickelte und zuſammengeſetzte 
Methoden der Rathsbeſetzung vor, wie z. B. in Zürich nach der Waldmann'ſchen 
Verfafſung. Bluntſchli L ©. 358. 359. 

se, Die Parochien hatten eine ſehr hohe Bedeutung in Köln und Worms. 
Die Korporationen wählten überall, wo eigentliche Zunftverfaffungen eingeführt 
wurben (vgl. unten). Borrechte lagen 3. B. in ber Vertretung einzelner Kor- 
porationen durch eine größere Zahl von Rathmännern u. f. w. 

sı), So z. DB. in Lübeck; man mußte fein godes ruchtes, echt und recht 
und vry geboren, nenes heren egen edder ammentman welikes hern, — 
mußte besitten bynnen der stat vri torfachtig egen und nicht van openbare 
hantwerke fein Gut gewonnen haben. Frensdorff ©. 89. 40. Daß die Hanb- 
werfer, fo lange fie nicht Vollbürger waren, ratböunfähig waren, verfteht fich 
von ſelbft. Es kam aber auch vor, daß fie das aktive Wahlrecht früher erlangten 
als das paffive, wie 3. B. in Speier (Arnold IL 366). 

22) So 1156 in Worms 12 ministeriales, 23 cives (fpäter 21 unb 28); in 
Speier 12 theild and Dienftmannen theild aus Bürgern, Arnold L ©. 864; 
in fehr vielen Töniglichen Städten (3. B. Frankfurt, Ulm) eine ritterliche und eine 
bürgerliche Bank, zu benen jpäter eine zünftige trat. 

2) &o in ben Zunftverfafjungen. Vgl. unten. 

29 In Worms ein Dienftmann und ein Bürger. Ebenſo in vielen Fönig- 
lichen Stäbten. Später fehr oft ein Geſchlechtiger und ein Zünftiger. Vgl. 
Note 57. Meift wählte der Rath; in Köln die Nicherzeche; oft Die ganze 
Bürgerſchaft. | 
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Säfte, Ausbürger, Gefellen, Gefinbe, abhängige Leute u. |. w. immer einen 
Kreis von Schubgenoffen bilden mußten, ber nicht aktiv am Stabtregiment 
Theil nahm. Wol aber wurde es zum Gegenftande ber allerheftigften Kämpfe, 
wie weit fi das Vollbürgerrecht erftredden follte. 

Die beftehende Vollbüirgergemeinde nahm überall mit ber Zeit einen mehr 
ober minder arijtofratifchen Charakter au. Wo fie, wie in ben altbifchöflichen 
und Töniglichen Städten, aus den Ständen der Ritter und Burgenfen zu- 
jammengejeßt war, verſchmolz zwar das ritterliche Element entweber mit bem 
aahlreicheren und märhtigeren Burgenſenthum oder mußte nad; langem Kampfe 
aus dem ftädtifchen Leben ſcheidene): aber die nen entſtehende Bollbürger- 
gemeinde war fchon der Beichäftigung und den Befitverhältnifien nach kein 
. rein bürgerlicher Stand. Vielmehr bildete fie gewiffermagen ein Mittelglied 

zwifchen der alten und neuen Zeit, indem fie zwar ftäbtifhen Handel und 
ftädtifches Gewerbe, infoweit biefe nicht als Handarbeit erſchienen — etwa 
ale Großhandel und Großgewerbe zu bezeichnen — betrieb, daneben aber aut- 
gedehnten Grundbeſitz innerhalb und außerhalb der Stadt (oft Güter, Burgen 
und Lehen) befaß, den Erwerb ftets in neuem Grunbbefit anlegte umb bei 
Halb auch in der jtäbtifchen Verfafſung das freie und echte Grundeigen als 
nothwendige Grundlage des Vollbürgerrechts fefthielt*). Und felbft da, wo 
weder ein Ritterftand noch ein Altbürgerthum eriftirte, wie in ben glei An- 
fange als Handelsplätze angelegten Stäbten (3. B. Lübeck, Freiburg, Hamburg), 
bildete fih mit der Zeit aus den grunbbefikenden Großkaufleuten eine ganz 
ähnliche Vollbürgergemeinde heraus. 

In demfelben Maße nun, in welchem durch die Emancipation bes be 


3) Die einzige Stabt, wo mehr Ritter ald Burgenfen (bier Achtbürger ge 
nannt) lebten, war Bafel. Deshalb Hier beſonders harter Kampf und endlich 
völlige Verbrängen ber Ritter aus der Stadt. Gensler ©. 119f. 138. 140f. 
186f. Arnold L S. 258f. In Speier verliehen bie Minifterialen, die nicht 
Münzer waren, ſchon in ber Mitte bes 13. Jahrhunderts die Stadt. Arnolbl. 
©. 864. Sie traten in ben nieberen Landadel über. Gpäter folgten jehr viele 
Patricter, die in Folge der Zunftunrußen vertrieben wurben ober ſich freiwillig 
aus ber erweiterten Bürgerfchaft zurückzogen. Anch fie traten in ben nieberen 
Übel ein. Arnold U. E. 180f. 

) Bol. def. Bluntfhli L ©. 148. 149. Arnold I. S. 186f. 188f. 
Ennen L ©. 686. 687. Roth v. Schredenftein, das Patriciat in den deut. 
Städten. Tübingen 1856. Nitzſch S. 3085. — A. M. Lambert IL 193f. 
Das dingliche Element (Grunbbefig, Renten, Gülten ꝛc.) und dad perfönliche 
(Bandel, Gewerbe, Kapital, und das bezeichnende Auflommen der Geſchlechtͤnamen) 
find in faft allen Beziehungen bier vermiſcht. — Späterer Ausdrud für bas 
Verſchmähen bes niederen Gewerbes und ber Handarbeit wurde dad oft aufgeftellte 
Erforderniß des , Müßiggehens“. Daher hießen die Patricier auch Müpiggänger, 
otiosi. Andere Ramen waren die „Reichen" ober „Genannte” (3. B. Bamberg 
und Nürnberg. Zöpfl, das alte Recht S. 64f. und ib. Note 35). 
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weglichen Kapitals vom Grunbbefilg ein reiner Kaufmannftand unb durch 
bie Smancipation der eigentlichen Oanbarbeit von der Hörigkeit?”) ein freier 
Handwerkeftand aufblühte, mußte neben jener Bollbürgergemeinde die von 
ihr ausgeſchloſſene Majorität der Einwohnerſchaft ſich als Theil der Bürger 
haft und die Herrſchaft jener als eine Artftofratie empfinden. Dadurch wurbe 
auf der anbern Seite in ber Altbürgergemeinde das frühere Bewußtſein, Die 
Trägerin der ftäbtiichen Entwicklung zu fein, in das Stanbesbewußtfein einer 
bevorrechtigten Klaffe verwandelt. Sie fühlte und nannte fih nicht mehr 
blos als die Bürger zur’ dyeyyo, fonbern als die Herren ber Stabt. Die 
frühere Affimilntionstraft ihrer Bollfreiheit verwandelte fih in Erflufinität, 
bie ums fo fchroffer und ängftlicher auftrat, je mehr ihre Alleinherrihaft ein 
inneres Unrecht und deshalb amgefochten wurde. Kurz, aus dem älteiten 
Bürgerthum wurbe unvermerft das Patricierthum als ein nener Geburtsftand, 
ber fich fogar nad diefem neneften Merkmal ale Stand der Geſchlechter 
bezeichnete. 

AS äußeres Mittel zur Wahrung ihrer Vorrechte wählte die Patricier- 
gemeinbe biefelbe Form, welche die gefammte Zeit beherrſchte: die Einung Wo 
fie ſchon von Alters ber in einer Schubgilbe vereinigt war, ba ſchloß fie Diele 
einfach gegen nen andringende Elemente ab und wurbe bier am früheften zur 
reinen Ariftokratie. So in Köln, wo fon im 12. Jahrhundert die alte 
Richerzecheit und tie Schöffenbruberichaft als fireng ariftofratifche Körperichaf- 
ten erjchienen, welche das Stabtregiment befaßen. Aber auch in allen ande 
ren Städten entftanden früher ober fpäter, oft wol erft im Gegenfah zu den 
Zünften, eine oder mehrere Altbürgergilben, durch welche die Patricier Herr- 
daft und Standesvorrechte zu behaupten {udhtense). 

Nicht minder jeboh waren die vom Vollbürgerthum ausgejchloffenen 
Stände fih ber Macht bewußt, welche in ber Afiociation liegt. Auch fie 
ſuchten daher, nachdem fie von den Banden der Hörigkeit erloͤſt waren, ver- 
möge der Einung zu Wohlftand und wirthſchaftlicher wie politiicher Selbitän- 
digkeit und dadurch fchlieglic zur Herrichaft zu gelangen?®). Ueberall ftanden 
fie in geichloffenen Bereinen, als Gilden und Zünfte, deren Aufkommen bie 
Bollbürger vergebens zu hindern fuchten“), den Letzteren gegenüber, in fchrof- 


37) Beginnend mit Priv. v. 1111 f. Speier Remling ©. 88. 89. 

”) Bol. oben $ 27 unb unten $ 86. 

”, Dal. oben 8 27 und unten $ 87. 88. 

@) Verbote ber Hanbwerlerinnungen finden ſich in manchen GStabtrechten. 
So Priv. f. Goslar v. 1219. In Zürich verordnet na Bluntſchli L 154 der 
Nichtebrief IV, 10: das nieman werben noch tuon sol enhein zunft noch 
meisterschaft noch geselleschaft mit eiden mit worten noch mit werchen — 
bei Strafe der Zerftörung feines Haufes und 10 Marl, event. der Berbannung 
auf 5 Jahre und 50 Mark. Aehnlich in Bamberg bei 5 Pfund Strafe. Zöpfl, 
das alte Recht ©. 67 und Urkb. S. 119, 

J. 21 
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fem und feinblichem Gegenſatz, der nur in etwas durch das häufige Borban- 
denſein gewiffer Zwticheulafien aus dem SRaufmanns- ober höheren Gewerbt- 
ftaube gemildert wurbe, denen einige, aber nicht alle Bollbürgerredhte zu- 
flanden +1). 

Das Erfte, was die Zünfte erringen muften, war ihre Eorporative Selb- 
ftändigfeit, war die Beſeitigung der von den Geſchlechtern über fie geführten 
förmlichen Bormundichaft*), war die Loͤſung der direkten Abhängigfeitöver- 
haͤltniſſe, welche in verſchiedener Form, befonders aber in ber Form ber ver- 
breiteten Muntmannfchaft, den herrfchaftlichen Berband in die ftäbtifche Ge- 
noſſenſchaft einzuführen drohten“). In allen diefen Beziehungen gelangen 
meift ihre Beftrebungen +). 

Allein damit Eonnten fich die Handwerker nidyt genügen laſſen. Se mehr 
bie Idee eines ftädtiichen Gemeinweſens, die Staatsivee im Kleinen, alle 
Klafſen durchdrang, deſto mehr mußte die bis dahin unbelannte Idee ber 
Korrefpondenz von bürgerlicher Pflicht und bürgerlihem Recht erwachen. Die 
Handwerker mußten mit ihrem Gelbe und mit ihrem Blute gleich den Boll- 
bürgern der Stabt dienen: daraus leiteten fie ein Necht ber, gleich jenen zu 


“) So z. B. die mercatores und institores in Stradburg und Regendburg, 
bie vier Herrenzünfte in Baſel, die Tuchweberinuungen in Köln, Mainz, Worms 
u. Speier. Nah Arnold II, 208 Hat man an perjönlich Freie ohne echtes Eigen 
zu denken. | 


) Am brüdendften in Köln, wo bie Richerzeche jeder Zunft einen Ober⸗ 
meifter neben dem Zunftmeifter als förmlichen Vormund gab. Arnold L 244. 
245. Ennen L 543. 544. II. 597f. Ennen u. Ederg I 332. Auch das 
Inftitut des patriciſchen Oberzunftmeifters in Strasburg und Bafel gehört hierher. 

) Beſonders in Köln und Regensburg begannen förmliche Klientelverbände 
nach Analogie der Lehensverbände zu entftehen. Vgl. die Urk. b. Lacombl. IL 
245. Ennen u. Ederk IL 382 Nr. 19, wonad ber Herr Schuß gegen Ge⸗ 
waltthat und Unrecht und Vertretung vor Gericht, — ber Muntmann Begleitung, 
in Kriegözetten mit Wehr und Waffen, Dienfte und Treue gelobt. Dazu Ge 
meiner I 559. 564: Friedrich Auer geht mit 40 Mann Gefolge zur Kirche. 
Ju Regensburg wurde bie Muntherrfchaft 1230, in Worms 1287 verboten; in 
Nürnberg ſchon durch Priv. v. 1219. Gengler, Stabtr. S. 32252. Gaupp 
I. ©. 173. 178. 177 8 2. 164. 165. 170 8 17. 

“, Die Entwicklung vollzog ſich oft mit einer faft wunderbaren Schnelliz- 
feit! Man vergleiche nur bie Basler Zunfturfunden von 1248 nnd ihre dienſt⸗ 
männifchen Vorſteher, und bas faft ganz hofrechtliche Bäderweiätbum von 1256 
mit den Stiftungsbriefen ber Gärtner v. 1260, ber Weber v. 1268, der Spinn- 
wetter v. 1971, in denen Bilchof refp. Biſchof und Rath einen förmlichen Schup- 
vertrag mit ben Zünften eingeben! und soll man das wissen, das wir innen 
unde si uns und unserm gotzhus gesvoren hant zi helfenen, zu unseren 
nöten, undo wir inen ziren nöten gegen menlichem. Ochs L 318. 323. 340. 
951. 398, 404. Tronuillat L 574. 579. 634. IL 107. 184. 218. 
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fragen, was denn aus „der Stadt Nuten, Ehre und Frommen“ werde, gleid 
jenen für das Gemeinwohl zu forgen, d. 5. zu regieren. Bor Allem konnten 
fie eine Mitaufficht darüber verlangen, daß die von ihnen mitgetragenen Steuern 
wirklich im Jntereſſe der Allgemeinheit, nicht in dem Einzelner verwendet, 
daß das Stadtrecht allen gleich zu Theil werbe, daß bas ftäbtifche Eigenthum 
Allen zu Gute fommew). Umgekehrt mußten die Bollbürger hierin einen 
Eingriff in wohlerworbene Rechte jehen und hatten von ihrem Standpunkte 
ans bei der bisherigen Vermiſchung von öffentlichem und privaten Recht be 
ſonders Hinfichtlih der mehr privatrechtlichen Seite ihrer Befugniſſe volllom- 
men Recht. Namentlich konnten fie das Alleineigenthum oder doch die Allein- 
beuukung der Allmende aus demſelben Titel beanipruchen, aus welchem bie 
jelbe in fo vielen Dorf- und Stadtgemeinden wirklih das befondere Eigenthum 
gefehloffener, die Altbürger- oder VBollhufnergemeinde fortſetzender Korporationen 
geworden ift*). 

So konnte es denn nicht ausbleiben, daß in allen größeren und älteren 
Städten ein Kampf ausbrach, der bisweilen in der biutigften und heftigften 


“ Daß die Zünfte von dieſen Gefichtäpunften mit Bewußtſein auögiengen, 
beweifen ihre älteften Klagen und Forderungen. So verlangte 1260 ber Biſchof 
von Stradburg Namens der unteren Stände unparteiifche Rechtöpflege und daß 
die Allmende nicht in Privatnupen verwandt werde, fonbern Arm und Reich ge 
mein ſei. Schöpflin I 433. 1380 ließ der züunftige Rath eine Gildenftube 
der Altbürger abbrechen, weil fie'auf der Allmende ftebe. 1264 nahmen die Zünfte 
in Worms die Verwaltung bed Ungelts in Die Hand. Arnold IL 800. Hier 
beftanben die erften Berfafiungsinderungen daher auch lediglich in ber Zuziehung 
von Männern aus ber Gemeinde für Verwaltung des Ungelts und Rechnungs 
fegung. Urk. v. 1300 Schannat ©. 156—159. 1304 verlangten die Zünfte 
zu Speier, jelbft Rathsherrn zu ftellen; fie wollten zu den Alten in ben Rath, 
daß fie auch wũßten, wie die mit der Stadt Gut umgiengen. Lehmann ©. 588. 
590. 598. In Regendburg febte 1330 die Konjuration ber Auer und Hanb- 
werter Bürgermeifter und Rath ab, weil fie keine Rechenichaft ablegen könnten, 
wo der Stadt Gut bingelommen. Gemeiner L ©. 545f. Auch bei ben 
Sranffurter Zunftunruben 1355— 1868 Fich ard ©. 204f. wurde bie Frage nach 
der Verwendung bes ftäbtifchen Guts in ben Vordergrund geftellt. Urk. v. 1869 
Böhmer ©. 668: die Zünfte verlangen, 8 Rathmänner zu Tiefen und zu fenden: 
wand sie wulden wissen um der siede gescheffede, war der stede gud und 
gevelle komen were adir queme. 1383 verboten bie Augsburger den Gefchlech- 
ten, fidh des Rathshauſes ferner zu ihren gejelligen Zweden zu bedienen. Roth 
v. Schredenftein &. 291. Ueber ähnliche Streitigkeiten in den fchlefifchen 
Städten vgl. Tafhoppe u. Stenzel S. 268, in Lübel Wehrmann, Zunft 
rollen, Einl. ©. 88f. 42. 

“), Es war alfo, wenn man ed modern ausdrüden will, gerabe das oft ber 
Gegenftand des Streits, ob ein Recht öffentlicher oder privatrechtlicher Natur fei. 
Bgl. Th. IL 

21* 
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Weiſe geführt wurbe*”), bisweilen ftiller verlief*) und nur in ben Stäbten 
jüngerer Bildung, wo bie, Handwerker von vornherein zur Bürgerfchaft 
gehörten, ganz unterblieb). Nachdem die verfrübten Regungen im 18. 
oder gar im 12. Jahrhundert meift erfolglos verlaufen waren), zumal 
bie Handwerker fi) damals noch nicht anf die eigene Kraft zu ftühen ver 
mochten, fondern dem mit der Bürgergemeinde ftreitenden Stadtherrn als 
Mittel zu feinen Zwecken bienten®!) oder aus ber in ber Vollbürgergemeinbe 
berrichenden Uneinigkeit und Parteiung Bortheil zogen ®), fiegten fie im 14. 
Jahrhundert in der größten Mehrzahl der Städte durch die Bereinigung ihrer 
eiguen Kräfte, die — ganz im Geifte der Zeit — oft auch äußerlich die Form 
einer Eidgenofſenſchaft aller Zünfte annahm). Haft überall erlangten fie, 


“7 In der großartigften Weife verliefen die Kämpfe in Köln, Mainz, Speier, 
Züri, Frankfurt, Conftanz ıc. In Köln 27jähriger Kampf, v. 1869 — 1896. 
Bel. Ennen IL ©. 661f. Bluntſchli L ©. 316f. Fichard S. Waf. 
Arnold IL ©. 347f. Hüllmann IIL 584f. Roth v. Ehredenftein 1. e. 
©. 261 f. 

“, So in Bafel, Worms ıc., wo ein mehr allmäliges Auffteigen der Hand⸗ 
werler ftattfand. Heusler S. 176—197. Arnold IL 808f. 

“) So findet fi In Thüringen und Meihen keine Spur von Zunftunruben. 
Zittmann L ©. 846. 

”) Frũheſte Regung in Kölu am Ende des 12. Jahrh., dann 1259 die große, 
aber vorübergehende Ummwälzung. In Regenöburg 1281, in Strasburg 1260 
erfte Erhebung der unleren Stände. Bol. Arnold L 438, Ennen IL ©. 100f. 
Gemeiner L 414. Schöpflin IL 483 — 434. Nur in Freiburg und Magde⸗ 
burg erlangten bie Handwerker ſchon feit 1275 und reſp. 1281 dauernd Antheil 
an ber ®tegierung. 

st) Sp bei den erften Erhebungen in Straöburg und Köln. Bol. Rote 50. 
In Köln befepte der Erzbiſchof felbft die Schöffenftühle und Aemter mit Hand⸗ 
werkern. Aehnliche Mitwirkung des Biſchofs bei dem Wormſer Aufftande v. 1249, 
Arnold IL 801. 

“) So in Regensburg, wo die Handwerker 1880 eine conjuratio mit bem 
übermächtigen Geſchlecht ber Auer fchlofien. Ueberhaupt aber diente ber Zwie⸗ 
fpalt in der Bürgergemeinde auch fpäter zur Erleichterung bes Siegeö ber Zünfte. 
Uneintgleit herrſchte nicht nur zwifchen Rittern und Burgenfeu (wie in Speier, 
Bafel ıc.), fondern auch zwifchen ben einzelnen Nittergefchlechtern (wie in Bafel 
zwiſchen ben Korporationen Pfittih und Stern. Trouillat IL Rr. 68. ©. 93) 
und zwiſchen ben einzelnen Familien der Burgenfen (3. B. Wyſen und Overftolgen 
in Köln, den Auern und ihren Gegnern in Regensburg) ober ihren im Lauf ber 
Zeit meift zu Berwandtichaften werdenden Genofienichaften (Schöffen nnd Richer- 
zeche in Kblu, Münzern und Hansgenofien in Speier, den Stuben v. Zoruen 
und Mäühlenheim in Gtradburg 1). Arnold I ©. 386f. 864f. 442f. IL 376. 
886 sc. Hendler ©. 119f. 188. 140f. 186f. 254f. Ennen IL 198f. 

“ So 1827 in Speier. Auch in Negenöburg war 1880 eiue oomjuratio 
die Form, in welcher bie Handwerker fich mit den Auern erhoben. Die Einung 
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fei e8 mit Einem Schlage, fei ed allmälig in verſchiedenen Abftufungen ihnen 
günftige Aenberungen ber Berfaffung, die im Einzelnen eine fehr verfchiebene 
und oft wechſelnde Geftalt annahmen, wie ben 3. B. aus Strasburg vom 
1384 bis 1482 fechszehn verſchiedene Berfaffungen (Schwörbriefe) auf uns 
gekommen find. Bisweilen erreichten die Zünfte überhaupt ober doch Anfangs 
war eine Theilnahme an unteren Behörden’), in der Regel aber am Rath 
feloft, ſei es nun, daß fie einfach bei der Rathewahl aktiv und paffiv bethei⸗ 
ligt wurden, jo daß Zünftige in ben bisherigen Rath giengen®s), fei eb, 
daß eigne Zunftausſchüſſe — bald nur aus den Meiftern, bald aus Depu⸗ 
tirten beftehend — als eine beionbere Bank in den Rath *) oder als ein ab- 
gefonbertes Kolleg neben den alten Rath, traten”). Daneben erlangten bie 
Zünfte in der Regel auch Einfluß bei Beſetzung des Bürgermeifteramts *), 


war mit einem Fünfergericht, einem Ausfchuß von 4 Abgeordneten jebes Hand⸗ 
werlö n. f. w. organifirt und erweiterte fich nach bem Giege ber Revolution zu 
dem verfaffungsmäßigen Stabtfrieben, der nun auf 5 Zahre beſchworen wurbe- 
Gemeiner L 646f. So fehr faßte man bier die ganze Gemeinde unter bem 
Gefichtspunkt ber Eidgenofienfhaft auf. — In Köln begann ber Aufftand mit 
einem Bund aller Weber. Ennen IL 198f. u. ſ. w. 

s), So z. D. in Bafel, wo bie Handwerker zuerft ind Gericht und in eine 
befonbere Kommiifion für Bauſachen, 1836 ober 1387 in ben Rath gelangten. 
Dchs II. ©. 45. 76— 82. 92. 93. Hüllmann IIL 567f. Heusler ©, 176—197. 
In Worms 1. 3. 1300 zuerft in eine Kaflentommiffion. Bel. Note 45. 57. 

ss So nad der erften Ummälzung in Bafel: 15 Zünftige geben mit 
4 Mittern und 8 Bürgern in ben Rath, 1382 traten außerdem bie 15 Zunft 
meifter ein. Ochs IL 45—48. Aruold IL 887f. Heusler 196. Go find 
1804 in Speier 11 Patricier und 18 Zunftgenofien, 1327 15 unb 16, 1830 (nad 
ernenerlem Kampf) 14 und 15, 1345 11 und 18 im Math. Arnold IL. 348f. 
In Gtrasburg fahen feit 1832 Zünftige im Rath, 1882 28 Zünftige, 28 Ge⸗ 
‚fchlechtige, 1422 nur noch % Patricter, % Handwerker. Arnold IL ©. 877f. 
In Regensburg ſchickte feit 1383 jede Zunft Einen in den großeh Bath. In 
Augsburg beftanb der Rath feit 1368 aus 15 gefchlechtigen und 29 zünftigen 
Mitgliedern. Hüllmann IIL 560. 561. 

s So in Frauffurt und Um. Fichard L c. 

”, In Worms 3. B. wuroen zuerft 16 aus der Gemeinde für Berwaltung 
bes Ungelts nach ben Parochien gewählt. Diefe 16 wurben allmälig foörmliche 
Gemeinbevertretung neben dem Rath (Arnold IL 808. 818) und verfchmolzen 
erft 13860 mit bem alten Rath zum „Rath gemeinlih" Seit 1898 traten an bie 
Stelle der wählenden Parochien die Zünfte Schannat ©. 208. Aehnlich in 
Mainz feit 1382 22 aus ber Gemeinde, bie mit dem Rath gemeinfchaftlich ber 
Stadt Ehre und Rupen vorkehren follten. Andere Beiſpiele find oben genannt, 
wo von ben auf biefe Weife entftanbenen großen Räthen bie Rebe war. Bol. 
Rote 10. 11. 14. 

s Go 1895 in Worms ein patricifcher und ein zünftiger Bürgermeifter. 
Schannat 208. Ebenjo 1804 in Speier, Arnold L 849, in Augsburg, Hüll 
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In manden Stäbten endlich kam es zu einer förmlichen Zunftverfaffung, in- 
dem von jebem Bürger der Beitritt zu einer Zunft geforbert und die alten 
Gilden der Bollbürger gleichfalls zu Zünften herabgeſetzt wurben; bier zerfiel 
dann bie Stabt nicht mehr in Bürger, ſondern ftellte gewiſſermaßen eine 
Einung von Einungen, eine Konföderation von Genoſſenſchaften dar. Die 
Zünfte felbft mußten dabei natürlich ihr Weſen verändern und wurben zu 
rein politiſchen Iuftitutionen, während ihre gewerbliche Seite von andern, jetzt 
Sunungen genannten Bereinen, die fi bald nicht mehr mit ihnen deckten, 
fortgejett wurde ). 

So fiegte bie Zunftbewegung ſchließlich faft überall), und wenn auch 
Städte vorkamen, wo fie die ariftofratifhe Regierungsweife nicht zn brechen 
vermochte oder doch bedeutende politische Vorrechte der Geſchlechter beftchen 


mann III. 561 und bie 1480 in Mainz, feitbem 2 zunftige und 1 gefchlechtiger. 
Arnold II. 368. 

So vor Allem in Köln nad bem die große Revolution enbenden Ber- 
bunbbrief von 1896, mit welchem Schöffentyum, Richerzeche und Patriciat für 
immer vernichtet wurden. Die gefammte Bürgerfchaft wurbe auf Grundlage ber 
älteren Brüberfchaften in 22 Gaffeln oder Aemter getheilt, denen auch die Patri- 
cier beitreten mußten. Die 22 Gaffeln wählten aus ihrer Mitte 36 Zunftherrn, 
dieſe verftärkten ſich durch 13 aus ber Bürgerfchaft ohne Rückſicht auf die 
Gaffeleintheilung gewählte Männer, der gejammte Rath wählte dann die beiden 
Bürgermeifter. Der Rath bejepte auch bad Gericht. Er wechſelte halbjährlich 
zur Hälfte. Außerdem follte ein weiter Rath mit 44 Mitgliedern von den 
Gaffeln gewählt werden. Arnold II ©. 404f. Ennen IL ©. 812f. Eine 
völlige Zunftverfaffung war auch in Speier 1349 ber Abſchluß ber langen 
Kämpfe. Die Hausgenofſenſchaft wurbe eine Zunft wie jebe andere („ein Ding“) 
und der Rath aus je 2 DBertretern der 14 Zünfte, bie ber abgehende Rath aus 
je 4 von den Zünften Borgefchlagenen wählte, gebildet. Lehmann ©. 614. 615. 
Zürich erhielt 1836 eine 1498 mobdificirte, höchft fompficirte Zunftverfaffung, in 
weldhet die Constafel ald die Korporation aller patricifchen Elemente und die 
Zünfte fih in das Regiment theilten. Bluntfchli I. 320f. 358f. Auch Bafel 
(Hensler S. 176f.), Sonftanz (Hüllmann HI 562f.), fehr viele von ben 
Heineren Reichöftädten, befonders in Schwaben und Elſaß, und manche andere 
Städte erhielten ſchließlich vollftändige Zunftverfaffungen. 

) So, von ben jchon erwähnten Städten abgefehen, in Freiburg feit 1298, 
nachdem ſchon 1275 zünftige Mitglieder im Rathe gefeflen, gleihmäßige Theilung ; 
in Magbeburg feit 1281 Theilnahme der Meifter der großen Innungen an wid- 
tigen Berathungen, 1330 durchaus zünftige Regierungsweije, in Schwäbiſch⸗ 
Gemünd angeblid ſchon 1284, in Norbhaufen 1305, in Ehlingen 1316, in Halle 
1324, in Ulm 1327 und nad erfolgter Reaktion von Neuem 1347, in Reut- 
(ingen 1342, in Hagenau 1330 (Schöpflin, Als. ill. IL 360), in den anderen 
Erjäffiihen Reichsftädten 1332 — 1358, in Stendal 1345, Perleberg 1847, in 
Augsburg 1368, Conftanz 1890, Weplar 1390, in Braunſchweig 1375 (hier aber 
durch dad Gebot ber Hanfa nur vorübergehender) vollftändiger Sieg ber Zünfte. 
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Iafien mußte*), jo war doch Eins das nicht wieder zu verwiſchende Reful⸗ 
tat: die Bildung eines nicht mehr auf Grundbefitz beruhenden einheitlichen 
Bürgerftandes in ganz Deutihland und einheitlicher Bürgergenof- 
ſen ſchaften in den einzelnen Städten. Mochten immerhin bezüglich bes 
politifchen Rechtes Abftufungen beitehen, die erbgefeffenen oder bie gefchlechtigen 
Bürger oder die Mitglieder gewifler Korporationen Vorrechte verſchiedener Art 
befigen: zur Bollbürgergemeinde ale der Trägerin des ftähtiichen Rechts hatten 
die Handwerker ſich für immer den Zutritt errungen, die ftänbifhe Gliederung 
war der Stanbeögleichheit des neuen freien Bürgerftaunbes gewichen. Wollten 
die einftigen Ritter und Patricier die jo vollgogene Erweiterung ber einft nur 
von ihnen bargeftellten Vollbürgergemeinde nicht anerkennen, jo mußten fie 
überhaupt dem ftäbtifchen Leben ben Rüden kehren und ihre Zuflucht zum 
Lande nehmen, wo bie fortbeftehenden Standesunterſchiede ihnen den Borg 
bes Adels gewährten®*). 

Pit der Zunftbewegung war die genoflenfchaftliche Entwicklung der Stabt 
und die Durchbildung ber neuen Rechteibeen vollendet. ine große, durch 
gleiches Recht und gleiche Pflicht verbundene Genoſſenſchaft von Bürgern, bie 
zugleich Gemeinde und auf freier Vebereinftimmung Aller berubenbe geſchworene 
Ginung war und jo bie Älteften germanifchen Borftellungen in verfüngter Ge 
ftalt reprobucirte, war Inhaberin ber Stabt. 

Was in der Alteften Genoffenfhaft nur geahnt worden, Tam bier zu 
Harem Bewußtſein: die Einheit in der Vielheit, das in Allen Iebende unb 
zugleich doch über Allen ftehende gemeine Wejen. 

Mehr und mehr wurde in ben einzelnen Beziehungen dieſer Gedanke 
durchgeführt. Bor Allem aber mußte er eine ganz veränderte Auffaffung bes 
Berhältniffes ber Einzelnen zur Geſammtheit, mußte er eine veränberte Grund» 
Inge bes genoffenfcaftlihen Weite und ber genofſenſchaftlichen Pflicht ergen- 
gen. Der hoͤchfte Ausbrud, welder ihm nach biefer Seite hin wurbe, war 
der bereits angebeutete Satz, den noch einen Augenblid zn betrachten vergoͤnnt 
fein mag, der Satz von ber Korrefpondenz ober vielmehr ber Einheit von 
Recht und Pflicht. 


*) Bon den älteren Städten finb die befannteften Beifpiele Nürnberg und 
Srankfurt, wo bie ald Sanerbihaft Alt-Limpurg Eonftituirten Patricier bis in 
unfer Jahrhundert die bebeutendften Vorrechte bewahrten. Die Verfaffung ber 
meiften norbifchen Handelsftäbte, wie Lübecks und vieler von den nach feinem 
Borbild gegründeten, blieb trotz mancher Mevolntion immer eine gemäßigte 
Kriftofratie. Srensdorff S. 197f. Wehrmann, lüb. Zunftrolfen, Einl. 
©. 37f. In Bremen 1307, in Erfurt 1310 vergeblidher Aufftand. In Dort 
mund 1400. In Salzwedel unterlagen bie Zünfte 1361. Vgl. unten $ 56. 

os) Zahlreiche Auswanderungen der Patricier aus Köln, Speier, Mainz, 
Strasburg (1419 allein 100 Geſchlechter. Arnold II. 880), Gonftanz (Hüll- 
mann II. 8563) ꝛc. im 15. Jahrh. auch aus Bafel (Heusler ©. 257f.). 
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Nicht mehr ein blos angeborene® ober auf beſonderem Titel ruhenbes 
einfeitiges Recht war. das Bürgerrecht, fonbern es war ber Ausflug ber im 
Iutereffe des Gemeinweiens erfüllten Pflicht. Und umgekehrt war dieſe Pflicht 
nicht eine aus der Dienftbarkeit oder irgend einem beionberen Rechtetitel flie- 
hende einjeitige Verbindlichkeit, fondern der lebendige Ausbrud der Zugchörig- 
keit zu einem größeren Ganzen. 

Daher follte, wie ans ber gleichen Pfliht das gleiche Hecht hergeleitet 
war, and) ben gleichen Recht die gleiche Pflicht entiprechen, es ſollte Teine 
Befreiung privilegiirter Stände fortbeftehen. 

Bor Allem in zwei Beziehungen nahm das Gemeinweſen den Einzelnen 
in Anfpruch: bezüglich feiner Perfon und jeined Vermögent. Mit feiner 
Perſon mußte ber Bürger feiner Stabt, wenn fie es verlangte, als Beamter 
dienen, die Berpflihtung zur Annahme des Amts kam baber in den 
Städten als Regel auf; vor Allem aber mußte er um der Stabt Roth willen 
dem ?riegerifchen Aufgebot folgen und fchon im Frieden Wachtdienſte verrichten 
und Waffen in Bereitihaft Halten, deren Borbanbenfein und Beſchaffeuheit 
ber Kontrolle unterlag, So brang bier der älteſte Grundſatz ber beutichen 
BVollegenofienfchaft, die allgemeine Wehrpflicht, wieberum durch und wie einft 
Volt und Heer ibentifche Begriffe waren, fo zog jetzt bie Bürgerfchaft nad) 
Nachbarſchaften, fpäter nach Zünften georbnet, unter dem Banner der Stabt 
als das ftäbtiiche Heer in den Kampf, jo war aljo von Neuem bie Gefammt- 
beit ber Genoſſen zugleih das Heer). Daneben kam freilich fett bem 13. 
Jahrhundert für entferntere Züge und für die zahllofen Pleineren Fehden das 
Syſtem der Solbitruppen auf, das von ben Stäbten aus fpäter in die Terri⸗ 
torien eindrang.. 

Nicht minder aber mußte der Bürger mit feinem Vermögen ber Stabt 
dienen). Des gemeinen Nutzens ber Stabt halber (ad usus civitatis — 
pro necessitatibus reipublicae — ad communia civitatis opera — pro 
necessitate et utilitate civitatis) mußte er die gemeinen Laften der 
Bürger (communis civium collecta wird fhon 1154 in Köln das Un- 
geld genannt) gleih den Andern tragen). Wer, wie die Basler Ritter 


— — — — — 


| e) Bol. Arnold IL ©. 187f. 2831 —248. Frenſ dorff S.195. Mone, 
Zeitſchr. Bd. VL ©. 87f. Bb. XVL ©. 1f. 425f. In Köln wurbe 1206 benen, 
welche fich der perfönlichen Bertheidigung der Stadt entzogen, eine Einkommen⸗ 
fteuer auferlegt. Ennen I 627. Auch dad Verbot, in fremde srtegödienfte an 
treten, gehört hierher. Monel. c. Bd. XVL ©. 438f. 
) Weber bie ftäbtifchen Steuern vergl. Arnold IL 258f. I. 138f. 257f. 
Heusler ©. 164f. 227f. 2832. 
“, Schon 1154, als es ſich um die Heranziehung ber Borftadt Panthaleon zur 
ftaptifchen Steuer in Köln handelte, war offenbar ber leitende Gebante, Daß, wer durch 
die ftädtifchen Mauern an der Schugverbindung Theil nehme, mit fteneru müfle. 


— — — — 
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ihaft®), fich der gemeinen Steuer nicht unterwerfen wollte, verwirkte fein 
Bürgerrecht und mußte bie Stabt verlaffen. 

Die Erfüllung ber ftäbtifchen Pflichten wurbe baher als Bedingung umb 
als Kennzeichen bed Bürgerrechts oft ausbrüdlich hingeſtellt. „Wer Bürger 


‚werben will, foll fein Ungelb geben und mit ber Stadt reifen, wachen und 


dienen. Bill er das nicht, fo foll man ihm fein Bürgerrecht auffagen und er 
mag von der Stadt fahren”). „Wer in ber Stabt Bürger jein, und an 
Reht und Ehre ber Stadt felber Theil haben will, der ſoll allen ftäbtijchen 
Dienft erfüllen”). „Wer mit uns nicht ne scotet (Schoß giebt), de is 
en gast unde nen borgere“ fagen die Goslarer Statuten geradezu®). Schon 
1230 werben Mitbürger befinirt als homines, qui communi jure eorum re- 
guntur, cum eisque consuetudines suas in dandis collectis et aliis, quae 
sd usum spectant civitatis, observant”), nnd ähnli jagt das Privileg 
Friedrich's IL für Goslar v. 1219: in eadem civitate nulli jus quo bar- 
gensas gaudeant concedatur, nisi ipse similiter jus eorum observet’?!). 
Sa, weil bürgerliche Pflicht und bürgerliches Recht untrennbare Korrelate find, 
werben fie fogar mit demfelben Namen bezeichnet ??). 

Diefe Idee einer Alle in gleicher Weife ergreifenden, Leib und Gut um- 
faffenden ftäbtifchen Genoſſenſchaft Iag jo tief im Weſen ber Stabt begründet, 
daß man bisweilen fogar übertriebene Konfequenzen daraus zog. Wenn zum 
Beiipiel in Bochold der Rath um 1336 feftfehte, daß, wer in Ttäbtiichem 
Heerbienft Schaden erleide, von der ganzen Gemeinde in ber Weiſe Erſatz be 
anfpruchen koͤnne, daß fie mit ihm und er mit ihr nad) Verhaͤltniß bes Ber- 
mönens jedes Einzelnen den Schaden trage’): fo war es auch hier die Idee 


Bol. Url. b. Lacombl. L 268. In GStrasburg wurde 1862 ausdrücklich feft- 
gefegt, daß die Patricier biefelben Laften tragen follten wie die Gemeinde. 
Arnolp IL 380. 

“, Heusler ©. 249f. 

T Heusler ©. 250. 

@) Priv. v. 1220 f. Pfullendorf. Gengler, Stadtr. S. 855: $ 5: quicun- 
que in loco sepedicto civis esse voluerit et jure atque honore ipsius civi- 
tatis gaudere voluerit, omnia civitatis faciat servitia. 

“) Goſchen, Goslar. Stat. S. 101. 

2) Url, b. Gemeiner, Nrfprung ©. 68. 

”, Sdfhenl.c. ©. 18. 

2) Nah Ennen L 624. 625 wird fchon in den Kölner Schreinskarten bes 
12. Jahrh. vielfach Bezug genoumen auf ein „jus civile, jus urbanum, jus 
eivitatis, welches bald den Inbegriff einer beftimmten Summe von Rechten und 
Vorzügen, bald aber die Verpflichtung zum Beitrag für bie ftäbtifchen Laften 
bedeutet”. Bgl. au Urk. v. 1228 b. Ennen u. Eder IL 89, wo ber Käufer 
eines Hauſes ſich verpflichtet, außer dem Zins an die Abtei omne jus civile zu 
entrichten. 

”, Url. b. Wigand IV. S. 344f., die Hauptftelle auh b. Gengler, 
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ber Genofienfhaft, aus deren Steigerung eine fo auffallende Beftimmung 
bervorgieng. 

IV. (ad 2.) So ſehr fih aber auch bie Bollbürgergemeinbe erweitern 
unb zu einer Genoſſenſchaft mit gleichem Recht und gleicher Pflicht geftalten 
mochte: immer war. fie ein engerer Begriff als bie Stadtgemeinde. Die große 
Mehrzahl ber Bewohner nahm nur paffiv, nicht aktiv an dem Frieden und 
Recht der ftäbtiichen Genoffenfchaft Theil, fei e8 nun, daß es ihnen au Selb 
ftändigfeit mangelte, wie Weiber, Unmündige, Geſellen, Lehrlinge, Gefinbe 
u. f. w., die nur durch bad Mittel des fie vertretenden Bürgers Genoffen 
waren”), ſei es, daß fie nur mit einem Xheil- ihrer Rechtsſphäre dem Kreife 
der Bürger angehörten, wie die in den Städten nur angefeflenen Fremden, die 
dafelbft fih nur aufhaltenden Gäfte, die Ausbürger aller Art, die ftäbtifchen 
Unterthanen, die Judengemeinden, die Klöfter- und Ritterorben, die zahlreichen 
Geiftlihen und Kleriker. Alle dieſe jo unähnlichen Klaffen von Einwohnern 
oder Berbundenen kommen doch in Einem Punkte überein: fie genießen bes 
Stabtfrievend und — wenigftens in einzelnen Beziehungen — bed Stadt⸗ 
rechts, fie find Schußgenofjien der Bürgergemeinde“*). Es war natürlich, 
daß, als fi ber Gedauke der Korreipondenz von Recht und Pflicht entwickelte, 
die Städte andy von ihnen ein Aequivalent verlangten. Der Antbeilnahme au 
der ftäbtifchen Schutzverbindung mußte eine verhältnigmäßige Antbeilnahme an 
den ftähtifchen Laften entipredhen. Bon vornherein war bie benn auch in 
ber That bei den eigentlich ſchutzpflichtigen Klafien ber Hall, bei denen bie 
Pflicht fogar dem Recht vorangieng. Im ähnlicher Weiſe war bei den Helfern, 
Stabtr. ©. 25. Der Schluß lautet: habebit emendam et refusionem dampno- 
rum hujusmodi a communitate dicti opidi, ita videlicet, quod tota ejusmodi 
communitas dieta dampna cum ipso et ipse cum dicta communitate quoad 
partem se tangentem secundum debitam proporcionem quantitatis bonorum 
suorum proporcionabiliter tollerabunt. 

0, Daß biefe Auffaflung berrichte, geht z. B. aus ber Beftimmung des 
Lübecker Rechts hervor, daß bie noch nit 12 Jahre alten Kinder zuziehender 
Bürger kein Einzugegeld zu zahlen haben, benn de moghen der borgership 
van syner (ded Batere) wegkene bruken. Frensdorff ©. 192. Daß Frauen 
zur Genofjenfchaft der Bürger gerechnet werben, leidet keinen Zweifel. Bgl. z. B. 
Urt. v. 1264 Remling ©. 300: Eine Tochter, die ohne Einwilligung Beirathet, 
verliert bie Erbſchaft und: a consulibus civitatis et universis civibus eodem 
die penitus ejects sine spe revertendi a nosiro consorlio penitus excludatur. 

7, Diefe Stellung geht 3. DB. fehr deutlich aus den Priebenseinungen ber 
Stäbte hervor, welche nur bie Vollbürger abjchließen, in denen biefelben aber 
gleichwol alle Schußgenofjen ber Stadt ausdrücklich in ben erweiterten Frieden 
einfchließen. Bol. 3. B. Bündniß von Mainz, Worms und Oppenheim v. 1254, 
worin es heißt: universi minores cum majoribus, clerici seculares et omnes 
religiosi cujuscungue ordinis nobis altinen/es, laici et judei, qui nobiscum 
convixerint commorantes, hac tuitione perfrui debeant in eternum. Böhmer 
©. 101. Schaab II. S. 9. Bel. ©. 17. 18 :c. ib. 
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DBunbeögenofien, Dienern und Sölbneru der Stabt die Gewährung von Schuß 
anf ber einen, bie Dienftleiftung dafür auf der andern Seite ſchon durch den 
darüber abgefchloffenen Vertrag in Beziehnug zu einander geſetzt. Für die von 
ihm vertretenen abhängigen Perjonen erfüllte der einzelne Bürger die ftädtifche 
Pflicht oder Hatte deren Erfüllung zu vermitteln, wie benn 3. B. Jeder für 
bas Gut feines Weibes oder feiner Kinder in und außer ber Stabt „van vor- 
muntscap weghene“ Abgaben zahlen mußte”). Gäfte, die ſich nieberlafien 
wollten, wurden häufig verpflichtet, das Bürgerrecht zu erwerben”). Die Juden⸗ 
gemeinden wurben feit dem Erwerb bes Iubenregald durch die Stäbte im Ver⸗ 
haͤltniß zu dem ihnen gewährten Schub befteuert?*). Heftiger Streit aber 
entbrannte meift über die Abgabenpfliht der Klöfter und Kleriker, welche ihrer- 
feits felbft dann, wenn fie ftäbtifchen Handel und Gewerbe wie 3. B. den 
Weinſchank betrieben und ftäbtiidhe Grundſtücke beſaßen, jebe Beifteuer zur 
Erhaltung des Gemeinweſens verweigerten, während die Bürger feine ober doch 
nur bie auf befonderem Titel ruhenden Befreiungen anerkennen wollten nnd, 
da fie wenig Ausficht dies durchzuſetzen hatten, feit dem Ende des 13. Jahr⸗ 
hunderts anfiengen, die Veräußerungen an bie todte Hand als gemeinſchädlich 
zn beichränten oder zu verbieten. 

Die Geſchichte faft aller Städte ift von Streitigkeiten und Vergleichen 
mit Biihöfen und Klerus über diefe und ähnliche Punkte angefüllt, wobei bie 
Stäbte ſtets an dem Grundſatz feithielten, daß ber Theilnahme am Stadtrecht 
die Theilnahme an ben ftäbtifchen Laften entſprechen müfje?®). 

Dft Tiefen fih die Städte ausdrückliche Privilegien ertbeilen, daß alle 
Einwohner und Angefefienen, incl. Klerifer und Juden, zu allen bürgerlichen 
Laften beitragen follten, ober daß ber Grunderwerb der Geiſtlichen, der Minifte- 
rialen und Ritter verboten oder beſchränkt wurde). Denn fie wollten, daß 


10, Srensborff S. 196. 

7), So in übel. Brensborff S. 192. 

76) Streit Darüber mit bem Biſchof 1260 in Strasburg. Schöpflin L 488.484. 

79 Bol. bei. Tittmann I. ©. 343f. Arnold L ©. 269. I. ©. 19. 20. 
142f. 177f: 884. 480f. 472f. ıc. Heusler ©. 259f. Befonders hartnädig 
nnd oft blutig war der Streit zwilchen Klerus und Bürgerfchaft in Worms. 

°o, Tittmann I. 844f. Bol. Priv. v. 1280 f. Regensburg b. Gemeiner, 
Urfpr. ©. 68. quicunque sive clericus sive laicus seu etiam judaeus de Ratis- 
pona pecuniam aliquam seu quodcungue commercium vel in civitate vel 
extra eivitatem ad negotiationem aliquam tradiderit, is’ cum aliis civibus ci- 
vitatis omne opus collectarum portabit. Priv. f. Steyer v. 1278 Gengler, 
Stadtr. ©. 466f. $ 8: quicungae lucri libertatum et jurium civitatis ejusdem 
participes fuerint, tanguam cives, ad portandum cum ipsis servitiorum et 
necessitatum suarum Oners observantius sint adstricti. Doch werben bie 
Geiftlichen biöweilen ausbrudlich ausgenommen, wie 3. B. im Priv. f. Pfullen⸗ 
dorf v. 1220, wo es nach den in Note 68 citirten Worten weiter heißt: excep- 
tis clericis ad divinum cultum ibidem destinatis. 
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nur Ein Recht und Eine Pfliht im Stabtgebiet beftche, Recht und Pflicht 
des ftäbtifchen genoffenfchaftlichen Gemeinwefens"). 


B. Die bürgerlichen Geuoſſenſchaften. 
8 85. Die Glfeberung ber Bürgerfchaften in Specialgemeinden. 


Während fo die Stadt in ihrer Gejammtverfaffung die Principien eines 
wahrhaft ftantlihen Gemeinwejend immer reiner durchführte, ließ fie doch 
innerhalb ber Bürgerſchaft die Entwidlung eines überaus reichen und felb- 
ftändigen genoffenfchaftlichen Lebens zu. Gerade hierin befteht ein Haupt- 
unterſchied des Gemeinweſens einer deutſchen Stadt von ber weiss ber Grie- 
hen und von ber civitas der Römer. 

Zwar war ed mit einem wirklichen Gemeinweſen unverträglih, baß in 
ihm engere Dereine von einer derartigen Selbitändigfeit fortbeftanden,, wie fie 
die alten Gejchledhter dem Boll, die Marfgemeinden der Lanbesgemeinde 
gegenüber beſeſſen batten, wie fie jet die Städte felber dem Territorium ober 
dem Reich gegenüber bejaßen. Die centralifirende Rathsverfafſung buldete 
feine Staaten im Staat. Allein jo wichtige Beichränkungen ber engeren Ber- 
bände durch die Zufammenfafjung der Regierungsgewalt eintreten mußten, fo 
wenig wurde das eigne unb innere Leben berfelben angetaftet. Die Stabt er- 
Tannte es als ihre Aufgabe, gleich dem einzelnen Bürger bie einzelnen bürgerli- 
hen Genoſſenſchaften in den Dienft bes einheitlichen Gemeinwohls zu ziehen und 
überbied auch in ihren indivibuellen Angelegeubeiten an ber Berfolgung ge 
meinfchäblicher Zwede zu binden; aber wie fie bie Perjönlichkeit des eingel- 
nen Bürgers nicht abforbirte, fo ließ fie auch der engeren Genoſſenſchaft eine 
jelbftändige individuelle Rechtsiphäre Waren auf der einen Seite Die eigent- 
ih bürgerlichen Genofienfchaften Abtheilungen der Stabtbürgerichaft und 
weientliche Glieder der Stabtverfafiung, jo waren fie doch andererſeits beſou⸗ 
dere kleine Gemeinweſen, deren Eriſtenzgrund nicht im Willen der Stadt, 
ſondern in dem Kreiſe ber Verbundenen lag, fie führten ein von ber Stadt 
unabhängiges Hechtsleben, fie übten Autonomie, Selbftgerichtöbarfeit und 
Selbftverwaltung aus. 

Mit der Vollendung ber ftäbtifchen Verfafſung unb ber damit verbunde 
nen Gmancipation der Perjönlichkeit vom Grundbefitz geftaltete filh die Gliede⸗ 
rung ber Bürgerfhaft rein perjöulih. Lange aber erhielt fi in einigen 
älteren und größeren Stäbten ftatt ober neben ber Glieberung nad) Gilden 





1) Gelbft wer nur vorübergehend bes Gchirmes der Stabt genoß, wie bie 
bei Kriegsunruhen in bie Stadt flüchtenden Edlen, Geiftlihen und Bauern, 
mußte der Stadt Treue und Huld fchwören und mit den Bürgern bienen. Bol. 
Beifpiele aus Landau um 1456 6. Done Bd. XVL ©. 437. 438 (als lange er 
in dieser stat wonen und irs schirm gebruchen ist und gebruchen will). 
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die frühere lokale Gliederung mit genofienfchaftlicher Bebeutung in Kraft. 
Bon biefen älteren lokalen Specialgemeinben tft zunächft beſonders deshalb noch 
kurz zu handeln, weil gegen das Ende bes Mittelalters von Neuem in vielen Be⸗ 
jiehungen eine räumliche Eintheilung der Stäbte an die Stelle der perſön⸗ 
lien Senofjenfhaften trat, dieſe fpäteren räumlichen Bezirke oder Quartiere 
aber — bie Voreltern unferer modernen Stadtbezirke — von den alten ge 
nofſenſchaftlichen Specialgemeinden ihrem innerften Weſen nach verſchieden 
waren. 


1. Da die Stadt urfprüngli Theil eine! Gaus und in biefem eine 
Gent oder Theil einer Gent war, zerfiel fie, wenn fie nicht eine einzige 
Bauerſchaft barftellte, in mehrere Bauerfchaften ober Nachbargemeinden (vici- 
nise, parochiae, burscap, heimschaft etc.), die, wenn fie fi) auch mit 
fleigender Benöllerung fpalten und vermehren, in ihrem Weſen aber verän- 
den mußten, ihrer Bebeutung nach die Fortſetzung der aus ben angefiebelten 
Geichlechtern hernorgegangenen') altgermantichen Nachbar-, Dorf⸗ ober Bauer- 
gemeinben waren. Dieje Gemeinden nun erhielten ſich bisweilen auch nad 
Entftehung einer eigentlihen Stabtverfaffung als beſondere Körperfchaften, 
weldhe auf ber einen Seite Glieder der ftäbtifchen Organifation, auf der andern 
Seite Träger eines eignen genoſſenſchaftlichen Rechts waren und ſowol eine 
rechtliche, als Eriegeriiche, religiöſe und wirtbichaftliche Bedeutung batten®). 
Unter eignen, anfänglich wol jelbft gewählten Vorftehern mit untergeorbneten 
rihterlihen und polizeilichen Befugniffen kamen fie auf ihren Verjammlungs- 
ftätten zu Rechtweifung, Küre und Beihlußfaffung zufammen?); als beſoudere 
Heerkoͤrper fochten fie im ftäbtiichen Heer); in kirchlicher Beziehung waren 


ı Eine Reminiöcenz hieran im Namen ber 5 paraiges in Meg. — Henb- 
ler ©. 467f.: „uralte angeflebelte Parentelen”. 

2) Bol. bei. Hüllmann, Städte II. 420f. Arnold I. 292f. 428f. IL 36. 
237f. Ennen, Köln L 407f. 627f. 407f. 446f. und die Weisthümer, Be⸗ 
liebungen, Officialenftatuten, Gerichte und Schreinsbücher der Kölner Parochien 
im Urkb. v. Ennen u. Ederk I S. 223f. 

In Worms bießen die Borfteher der Heimfchaften heimburgen (1190 . 
Böhmer, fontes rer. German. I. ©. 215: 16 heimburgenses .. . quivis in 
son parochis, 4 für jebe Parochie) und Hatten polizeiliche Yunktionen und 
das Gericht über Maß und Kleinverlehr; in Köln Hatten die Burrichter eine 
orbentliche Gerichtöbarkeit bis zu fünf Gchillingen Hüllmann ©. 487. 
Arnold I 292f. 428f. — In Worms wurden bie Heimbürger ſchon 1190 
wieder frei gewählt, mie dies ehedem in allen Parochien ber Hall gewefen fein 
muß, die nicht etwa, wie manche Kölner (3. B. die Bauerjchaftebant, deren Statut 
v. 1240 Ennen u. Ederp IL S. 210— 219 mittheilen), aus Hofgemeinden in 
der Stadtmark bervorgiengen. 

%) Arnold IL 237. 288. Ennen II 448. Diefelbe Bedeutung hatten in 
Regensburg bie acht vigiliae ober Wachtgedinge. Ried L 888. Gemeiner L 
464f. III. 491f. " 
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fie Pfarreien und übten oft bezüglich der Wahl des Pfarrers, der An- unb 
Abfegung von Kirchenbienern, ber Verwaltung bes Kirchenvermögens, der Kir- 
chen⸗, Schul- und Sittenauffiht die weientlichften Befugniffe‘) ; fie beſaßen 
eignes Bermögen und volle Erwerbt- uud Vertragsefähigkeit“). Eine ganz 
befondere Bedeutung hatten biefe Burgenoffenichaften in Köln, wo fie im 
Anfauge faft wie felbftändige Gemeinweſen, bie ein nur föberatives Band 
vereinte, daftanden, allmälig zwar durch die wachjende Centralgewalt bes 
Raths dieſer Selbitändigkeit emtkleivet wurben, immer aber bie Stellung be» 
ſonderer Gemeinden im Staat bewahrtn. Sie waren Genofjenfchaften”) mit 
eignem genofienfchaftlichem Hecht®), das fie durch Weisthümer, Beliebungen 
und Statuten fortbildeten®); fie übten über ihre Mitglieder eine Strafge- 
richtsbarkeit bei Uebertretung ber Burfchaftsftatuten!%), Reſte einer einft wei- 
tergebenden polizeilichen Aufficht in Feſtungs⸗ Bau- und Sittenfachen ''), und 
eine jehr ausgedehnte freiwillige Gerichtöbarkeit'*); fie waren lieber bes 
ftäbtifchen Heeres und hatten einzelne militärifche Leiftungen zu erfüllen :2); 
fie erhielten fih, wenn nicht die Wahl, fo doch die Präfentation des Pfarrers!) 
und, wenn nicht die geſammte Kirchenaufficht, jo doch die eigentliche Verwal⸗ 


©) Ennen L 704f. Ennen u. Ederg III. 437f. 445f. 490. 

% Ennen I. 627f. Bei dem Darlehn, welches Köln 1174 an den Erz⸗ 
bifhof Philipp gab, erfcheinen magistri parochiarum pro universis civibus ale 
KRontrabenten. Lacombl. L 318, 

7) Daher fagt die Parochie Niederid von einem, der fich dem Gericht ber 
Parodie in Angelegenheiten feines Erbe nicht ftellen werde: de karta civium et 
communione nosira repudiabitur. Wer aber Erbe in ber Parochie bat nnd bie 
Rechte und Pflichten der Genofjenichaft erfüllt, dem ſoll Die ganze Parochie helfen 
und wehren! Ennen u. Ederg I. ©. 223. 

®) Jura parochie nostre. Ennen u. Ederp I. 224. 

°) Beiipiele 6. Ennen u. Ederg 1. 223—802. Die Statuten werden 
meift erlaffen von den universi officiati Ib. 231f. 

%) Ennen DO. 450. 451. 

11) Ennen 1. 627. II. 447. Beſonders blieb ihrien das Recht der fogenann- 
ten „Beleidvungen" (Befichtigung bei Bauftreitigkeiten). 

12) Hier lag die Hauptbebeutung ber Parochien. In den Burbäujern be- 
fanden fich daher befondere Schreine und in ihnen Schreindfarten und Gchreine- 
bücher, in welche Güterveränderungen bei Verkäufen, Verträgen, Teftamenten und 
richterfichen Urteln eingetragen wurben; ed wurden befonbere Meiſter und Affefioren 
des Schreins angeftellt und ausführlihe Vorfchriften über das Deffnen und 
Schließen deſſelben erlaffen. Hüllman 1. c. ©. 4387f. Ennen IL 447. 450. 
Ennen u. Ederp I 231f. 

13, Ennen DI. 448. 

14) Wahlkapitulation eines Pfarrers mit den ambtleuten und dem kirspell ge- 
meinlich 6. Ennen Il. 710. Note 1. Präfentation durch ofliciati majores et 
universitas parochiae d. 1297 ib. II. &. 447. Wote 2. 
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tung des SKirchenvermögens'‘); fie mußten enbli zwar einen großen Theil 
ihrer alten Burallmende an bie Stabt abgeben'®), behielten aber Liegentchaften, 
Häufer und anderes Beſitzthum, eine Geunoſſenſchaftskafſe, in welche Gebühren 
und Strafen floffen, und Erwerbs- und Bertragsfähigkeit in allen Rechtsge⸗ 
bieten N). Zur Orbnung ihrer Angelegenheiten hielten fie Berfammlungen in 
ihren Burhäufern ab ie) und befaßen eine ber Berfaffung der Gejammtftabt 
analoge, daher ebenfalls ſtark ariftokratiſch gefärbte genofſenſchaftliche Organi⸗ 
fation. Dem geichlechtigen Burrichter zur Seite ftand ein zum Theil eben- 
falls geſchlechtiges 1») Kolleg von Burofficialen®), das ganz ähnlich wie bie 
fraternitas scabinorum eine geſchloſſene Körperihaft, die man ein Amt 
oder officium parochise nannte, bilbeter), welche einer befonderen korporati⸗ 
ven Gerichtsbarkeit über ihre Mitglieder und eines befonderen Friedens, Rechts 
und Bermögens genoß*), Statuten fette:2), fich felbft ergänzte: und durch 
das Loos zwei Meifter wählte, bie ald Korporationsvorfteher fungirten und 


»5) Ennen I. 712f. I. 447. Die Verwaltung führten die von ſämmtlichen 
anſäſſigen Pfarrgenoffen gewählten magistri fabricae oder aediles und ein ihnen 
zur Seite ſtehendes Kolleg von Ausſchußmännern. 

16) Urſprünglich befaßen die Specialgemeinden Eigenibum an %eftungs- 
mörkten, Thürmen und Thoren, welche fie zu Leben gaben, an Märkten und 
Pläpen ıc. — offenbar Reſte der alten Bauerjchaftsallmende. Die Stadt trat 
aber allmälig für alles öffentliche Eigenthum an ihre Stelle. So wurden 1180 
die Burgenofienfchaften von ©. Martin, S. Brigiden und Airbach gezwungen, 
ihre Rechte auf den Altenmarkt an die Stabt abzufreten. Ennen II. ©. 446. — 
Bol. auh Hüllmann, Etädte II. ©. 398. 

17) Ennenl. 628. II. 447f. Bielfach fand jährliche Vertheilung der Schreind- 
fafle an die verdienten und unverdienten Amtleute ftatt. Ib. II. 450. 

) Do bedurften die Kirchenmeifter zur Berufung der Parochianen der 
Genehmigung des Ratbe. Eunen I 447. 

10) Häufig findet fih in den Statuten bie Beftimmung, bag Handwerker 
nicht Offichalen fein dinfen. Ennen DO. 449. 

20) Offciati, Officiales, Ambtleute, aud) senatores (3. B. 12 senatores 
parochie Niederich. Ennen u. Ederp I 223) genannt; fie werben dann 
weiter — wie alle Amtslollegien in Köln — in officiati deserviti und non 
deserviti unterfchieden, indem die Ausrichtung bed Dienfted befondere Vorrechte 
verleiht. 

25 Man vgl. 3. DB. die Küre v. 1320 bei Ennen u. Ederp I. ©. 248f., 
wo die Geſammtheit als „das ampt“ offenbar als einheitlich organifirte Genoifen- 
ſchaft erſcheint; oder die statuta der universi officiati deserviti et non deser- 
viti, die fie „pro ofhcii utilitate et necessitate“ (3. B. ©. 251) treffen. 

29 Ennen II. 449. 451. Urk. i. d. Quellen III. 177. d. 1281. 

5, Beifpiele 6. Ennen u. Ederp IL. 231f. 

24) Reber Offiziale hatte das „Kürrecht" feines Nachfolger. Ennen II. 
449. Ennen u. Ederk IL ©. 243. 
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den fogenannten Dienft ausrichten mußten“*),, dafür aber einen beſonderen 
Antheil an Bußen und Gefällen und bisweilen den Anfpruch batten, das Ka⸗ 
pital der Genofienfchaft Teihweife inne zu haben unb zu nutzen ®*). 

Die urfpringlide wirthſchaftliche Bedeutung der Kölner Parochien 
gieng mit ber Entwicklung des ftäbtifchen Lebens in ber alten Stabt zu Grunde: 
in den uenen Stabttheilen aber feßte fie fich in einer fehr eigenthämlichen 
Weiſe in den fogenannten Bauerbänfen fort, welde ein merkwürbiges Bei⸗ 
fpiel für die Verſchmelzung der alten Markgenoffenfchaft und ber freien Ginung 
zu einer freien Ianbwirtbichaftlichen Affociation barbieten. Diefe Korporationen 
beftanden aus den Erbgenofien, welche mindeftens eine Hufe Landes befiben 
mußten, als vollberechtigten Mitgliedern. Mau erwarb die Mitglienihaft aber 
nur durch die gegen ein intrittögelb zu erlangende Aufnahme unter die Ge 
noffen, während man fie umgekehrt Durch Ungehorfam gegen die Beichlüffe ber 
Genoſſenſchaft verlor. Jeder Genoffe war verpflichtet, iu ber Berfanmlung 
zu ericheinen, in welcher ein befonderer Friede wie in einer Gilbenerfanmlung 
berrihte. Die Berfammlung übte theils felbft theils durch zwei auf ein Jahr 
von fänmtlichen Erbgenoffen gewählte Geburmeifter Selbftverwaltung, Auto- 
nomie und eigne ftreitige und freiwillige Gerichtöbarleit aus. Es war jebem 
Genoſſen verboten, fih in Angelegenheiten, in welchen das Bauergericht kom⸗ 
petent war, au ein anbered Gericht zu wenden. Die Genoſſenſchaft hatte ein 
eignes DBermögen, eine eigne Kaffe, vor Allem aber ein Geſammtrecht am Ge- 
meinlaud, welches den Hanptgegeuftanb ihrer Verbindung bildete. Jeder Erb⸗ 
genofje war zur Benutung ber gemeinen Weide und Trift bereditigt: die Ge⸗ 
fammtheit uber jegte mit Stimmenmehrheit die Art und Weiſe dieſer Be 
nugung feft, erließ Beitimmungen über die Zeit des Mähens und die Zurid- 
tung der Zäune und Einfrievungen, über die Fernhaltung kranken Viehs von 
ber Weibe, über die bei Webertretung folder Borfchriften verwirkten Brüchten, 
und ernannte einen Flurſchützen, der zugleich Bote des Bauergerichts war??). 
Ihrer Grundlage nad aber betrachtete die Genoffenihaft fich als eine freie 
Affociation, während doch der Grunbbefiß iu der Mark Vorbebingung ber 
vollen Mitgliedichaft, der Ianbwirtbfchaftliche Nuten Ziel der Verbindung blieb =). 


25) Genaue Borfchriften darüber 3. B. aus ber Parodie S. Brigiben. 
Ennen u Ederg I ©. 244. 245. 

”) So befah 3. DB. das Amt v. ©. Brigiden ein Kapital von IY00 Matt, 
welche den beiden jährlich zu wählenden Dieiftern in zwei Raten geliehen werben 
ſollten, wogegen biefe die Rüdgabe zur beftimmten Zeit eidlich verfprechen 
und überdies je zwölf verdiente Amtleute dem Amt als Bürgen beftellen follten. 
Küre v. 1320 b. Ennen u. Ederp L 244. 

27) Bol. Ennen HD. 452—455 und bad Statut einer Banerſchaftsbank v. 
1240, das indeß nur in jüngerer Redaktion vorliegt, 6. Ennen u. Eder IL 


210—219. 
28, In dem Etatut v. 1240 1. c. nennt fie fidh eine „cohereditas* (art. 2) 
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2. Als beſoudere Gemeinden in der Stadt find feuer die Judenge⸗ 
meinden heworzuheben, welche eine zugleich lokal und perfönlih von ber 
Bürgerfchaft abgefonderte Genoffenichaft bildeten. In einem weitern Sinne 
wurden zwar auch bie Juden ben Bürgern zugerechnet??), in Wahrheit aber 
waren fie urfprünglih überhaupt nicht Mitglieder ber ftäbtijchen Verbindung, 
fondern börige Genoſſenſchaften des Kaijerd oder des von ihm belehnten 
Biſchofs oder Füriten, fpäter aber, als die Städte felbit den Judenſchutz und 
die Sudenjteuer erlangten, bildeten fie eigue Gemeinweſen, weldhe zu dem 
ſtãädtiſchen Gemeinweien nnr in einer äußeren Schubverbindung fanden”). 
In eigenen, oft fogar befonderd ummauerten?‘) Stabtvierteln wohnhaft, ge 
nofien fie als eine genoffenfchaftlich geeinte Gefammtheit, ale Judenſchaft oder 
universitas Judaeorumꝰ), einer oft jehr ausgedehnten Selbitändigkeit und 
Autonomie, führten ein eignes Siegel), beſaßen ein unbewegliches und be 
wegliches Gemeindenermögen?*), lebten nad einem beionderen genoffenfchaftlichen 


und bezeichnet ji im Eingange ale: wir erfigenoissen van dem goode und van 
dem lande, dat gelegen ist im Sultzer velde, gemeynlichen und sementlichen 
Sie erlärt aber weiter die Verbindung ald „eyne eynung under uns erfige- 
noissen die nu synt und nae uns komen sollen“, in welche fie den Abt 
v. ©. Panthaleon, ihren Herrn, ald verdienten Erbgenofien aufgenommen babe 
und jeben fpäteren Abt gegen eine Heine Gebühr aufnehınen werde. Auch wirb 
(S. 215) bei Richtentrichtung einer Buße der Berluft „des Rechtes und ber 
Einung” angebroßt, ale Grundlage bed ganzen Berbäftniffes wirb ein Vertrag 
der Erbgenofien aufgefaßt, und fchließlich heißt es von ben Gtatuten (&. 18 
art. 56): „dat wir (sc. fie) meren und mynre mogen mit dem meiste part 
als umb gemeynen nutze und unser eynungen best”. Webrigend ift bie Erb- 
genofienfchaft offenbar aus einer abteilichen Hofmarkgemeinde hervorgegangen, ber 
bofrechtliche Uriprung war aber fchon jo weit verwilcht, daß der Herr jelbft ſich 
in die Senofienfchaft als „eyn verdient erfigenoiss“ aufnehmen lafſen Eonnte. 

2) So heißt e8 z. B. 1288 Schannat 145: unser lieben burger von Worms, 
beide christen und juden; dagegen 13938 Guben. IL 277— 279: Kompromiß des 
Erzbifchofs mit „cives et judeos“. 

) Nach dem Kölner Schiedsſpruch v. 1258 — Lacombl. II. 247 — follten die 
Inden noch lediglich Reichelehn des Erzbiſchofs fein; die Städte erlangten in- 
deh mit der Zeit überall ben Judenſchutz und bie Indenfteuer. Vgl. Hüllmann, 
©täbte IL ©. 65f. 99f. Arnold IL 71f. IL 214f. Ennen I 461f. Heu 
ler 161. Urt. v. 1381 Xacombl. III. 209. 

s, So nad dem Priv. des Bilhof Rüdiger f. Die Speierer Tuben v. 1034. 
Remling ©. 57. 

3) Universitas judaeorum ſchon im Kölner Weisth. v. 1169. Lacombl. J. 
303; jutscheyt 1812. Schannat 161; juden gemeinlich ze Frankfurt 1307. 
Böhmer 609. 

3 Ennen I. 461. Ebenſo in Augöburg. Hüllmann IT. 90. Note 81. 

2 So z. B. in Köln einen Gemeinbebrunnen, ein gemeines Hospital, 
Spielhaus, Bad, Synagoge u. |. w. Ennen I. c. Bol. auch Note 40. 

L 22 
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Recht®s), ftanden unter eignen genoffenjchaftlich beſetzten Gerichten”) und hatten 
über die Zulaffung neuer Mitglieder zu beftimmen?”). Auf ihrer Gefammtheit 
ruhte die Schutzhoͤrigkeit und die Abgabenpflidht”), ihrer Gefammtheit aber 
wurden auch koͤnigliche, biichöfliche und ftähtifche Privilegien verliehen, welche 
Schutzverſprechen, Beitätigung der Selbftändigkeit, Verkehrs⸗ Handels⸗ und 
Zollbefreiungen, Vorrechte bezüglich der Zinfen, der Vindikation geftohlener 
Saden u. |. w. ertbeilten®*), und bie Geſammtheit trat bei Verträgen ald Kon⸗ 
trabentin *”), bei Streitigkeiten als Partei auf"). Ganz wie die Bürgerfchaft 
in der Stabt und vielfach in birefter Nachahmung derſelben hatte aber dieſe 
Genofienfhaft eine befondere Organifation, bei welcher die Berfanmlung Aller 
zwar bie eigentliche Trägerin des Geſammtrechts blieb, an ihrer Spite aber 
ein gewählter Iubdenmeifter oder Judenbiſchof **), neben ihm ein Tollegialifcher 


35), „Secundum legem suam“. Priv. v. 1090. Remling ©. 66. — Das 
Recht war ein auf der perfönfichen Verbindung beruhenbes, weshalb bei einem Streit 
zwifchen Ehriften und Juden „utergque prout res est secundum legem suam 
justitiam faciat“. Ib. ©. 67. 

3) Priv. v. 1090. Remling ©. 67: quod si judaei litem inter se aut 
causam habuerint discernendam a suis parıbus et non aliis convincantur et 
judicentur. Urk. v. 1886 u. 1841. Lacombl. III. 240. 293. 

) So in Freiburg. Schreiber L 3377. 

2) Nach den Grundfägen des alten Gefammtrechte bafteten aber alle 
einzelnen Tuben für bie Verpflichtungen der Geſammtheit. Urſprünglich machte 
man auch umgelehrt die Gefammtheit und alle Einzelnen für Bergeben oder 
Schulden eines anderen Zuben verantwortlih. Dies wurde aber frühzeitig durch 
Privilegien aufgehoben. Ennen I. 476. 

20) So die Priv. des Biſchofs v. Speier v. 1084, des 8. Heinrich V 
v. 1090 6. Remling ©. 57. 65, v. 1301. 1341 f. d. Kölner Juden b. LRacombl. IH. 
11. 293, 1347 „den juden gemeinlich ze Frankfurt“ 6. Böhmer 609, Schup- 
verfprechen der Stadt Köln für die Zuden 1831 b. Lacombl. III. 209. 

) So verkaufen z. B. „magister . . et universitas judeorum“ in Yranl- 
furt 1238 — Böhmer ©. 240 — einen Zins auf den Haufe eined Tuben „ad nos 
spectantem et pertinentem pleno jure“. — 1341 Zacombl. III. 293: cum Judaeis 
convenimus. Ganz bejonders hervorzuheben aber ijt eine Urk. v. 1285 6. Ennen 
u Eckertz UI. ©. 278, wo bie universitas Judeorum Coloniensium per 
magistratum et consilium eorum ... . domum universitatis eorum que dicitur 
speilhuz . . de consensu omnium et singulorum judeorum an ihren episcopus 
überläßt. Bemertenswerth ift die Ausbrudsweife, nach der nicht die Organe für 
bie universitas handeln, fonbern die universitas Durch bie Organe. 

4) So Zweiung und Schiedsſpruch v. 1812 zwischen uns (Biſchof v. Worms) 
und unsers atiftes wegen von einer siten und zwischen dem rade der juden 
und der jutscheyt zu Wormsse ander site. Echannat ©, 161f. 

“) Episcopus, Zubenbijchof in Worms und Köln. Schannat 161. Ennenl. 
476. Archisynagogus 1084 in Speer. Remling ©. 57. Pontifex 1335. 
Lacombl. II. 240 Magister 1288 in Frankfurt b. Böhmer ©, 240. 


8 86. Die Gilden ber Gefchlechter. 339 


Rath oder ein Kapitel“) als verfaffungsmäßig Eonftituirte und anerkannte 
Organe fungirten. 

3. Während die Judengenofſenſchaften, weil bei ihnen lokale und perfön- 
liche Abſchließung zufammenfiel, fih als wahre Gemeinden in ber Gemeinde 
erhielten, machte in der eigentlichen Bürgerfchaft die alte Gliederung in 2ofal- 
gemeinden mehr und mehr der Gliederung in rein perjönliche Körperfchaften 
Platz, die fih zwar nach Stand, Amt und Beruf beftimmten nnd abichloffen, 
als deren letter Exiſtenzgrund aber einzig und allein die frei gewollte Vereint- 
gung galt. Auch fpäter zwar Eonnte man einer lokalen Eintheilung der Stadt 
und Bürgerſchaft nicht entbehren und mit bem Aufhören des lebendigen ge- 
nofienfchaftlichen Lebens der Stäbte traten fogar feit dem Ende des Mittel- 
alters in vielen Beziehungen örtliche Stadtbezirke (Viertel, Quartiere u. ſ. w.) 
den Gilden und Zünften gegenüber wiederum in den Vordergrund: allein ſolche 
von oben abgetheilten Bezirke haben mit der alten Gliederung in felbftändige 
Nachbargemeinden keine innere Verwandtſchaft, e& waren obrigkeitliche Verwal⸗ 
tungsiprengel ohne korporative Bedeutung **). 


8 86. Die Gilden der Geichledter. 

Bon ben auf freier Vereinigung beruhenden bürgerlichen Genoſſenſchaften 
find zunächſt die Körperichaften des Geichlechterftandes zn erwähnen. 

Es ift bereits darauf hingewieſen worden"), daß theild aus den alten 
Schutzgilden aller Vollbürger, theild aus neuen im Gegenſatz zu den Körper- 
ſchaften ber aufftrebenden niederen Stände gejchloffenen Bereinignngen bie 
patricifchen fogenannten Altbürgergilben herporgiengen®), weldhe unter ver- 
fhiedenen Namen, ale hoͤchfte Gilde, Zeche der Reichen oder Senannten, als 
Stubengefellichaften oder Artushöfe, als Junkerkompagnien oder Konftaffeln?) 

= Bol. Ennen I 476f. Ennen u Ederg I. 821. Arnold IL 216. 
217. Hüllmann IL 88f. In Worms beftand ein Sudenratb von 12 Mit. 
gliedern, welche in monatlichen Wechjel das Biichofsamt verwalteten, während 
der Titel des Biſchofs nur Einem durch den Bifchof ber Stadt verliehen wurde, 
fi ſelbſt ergänzten und bei der Wahl eines neuen Rathmanns nach Mehrheit, 
fonft nah Einhelligleit der Stimmen entſchieden. 1312 Schannat 161f. 

%) Bol unten $ 59. 

1) Bgl. oben $ 27. 3. 

7) Bol. bei. Hüllmann, Städte IL 237— 248. Sichard, Frankf. &. 201. 
244f. Wilda ©. 166f. Zöpfl, das alte Bamberger Recht S. 66. Bluntfgli, 
Staats. u. R. G. L 323. 358f. Heusler, Bajel S. 253f. Ennen, Köln I. 
543f. II. 465f. 482. Roth v. Schredenftein, das Patriciat in den beutfchen 
Städten. Tübingen 1856; bef. &. 417f. 436. 

) „Etuben" befonders in Sübdeutfchland. So in Straskurg vier Stuben- 
gejelichaiten. Wilda S. 2077. Sn Baſel die Triufjtube „zur Müde“, „zum 
Brunnen? und „zum Seufzen’. Ochs II. 101. 104. 105. Gefchlechterftuben in 

22% 
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bas wichtigfte Mittel waren, durch welches der Geſchlechterſtaud pelitiihe Bor- 
rechte zu behaupten fuchte. 

Sleih andern Gilden verfolgten alle diefe Genoſſenſchaften mannichfache 
Zwede. Sie blieben Rechtsſchutzvereine und übten eine gewifie Gerichtsbarkeit 
über ihre Mitglieder aus*); fie behielten ihre religidje Bedeutung bei, indem 
fie unter einen Heiligen als Schußpatrou ftanden, eine Kapelle beſaßen, Meſſen 
lejen liegen, unb ihren Mitgliedern religiöje Pflichten auferlegten ); nad wie 
por war die Gefelligkeit einer ihrer weientlichften Zwede, jo daß fie fih fogar 
nach ihren Trinkſtuben benaunten, ben fogenannten Dienft, die Ausrichtung 
von Gajtmählern, zur Gruudlage bejonderer Vorrechte im Berein machten und 
mit ber Berwaltung ber genoffenfchaftlihen Aemter verbanben, und über Zeit, 
Ort und Art der Feſte, Mahlzeiten und Tänze ausführlie Statuten er- 


Augsburg, Roth v. Schredenftein S. 201, in Schwäbiſch⸗ Hall ib. 
S. 303, in Ravendburg, Mühlhauſen, Weberlingen ib. ©. 343. Fa Mem- 
mingen Gefchlechtergejellfchaft zum Löwen, in Gonftanz zur Kapen. Hüll- 
mann 1. c. S. 238. Ebenfo in Frankfurt, wo aber ber Name ber Ganerb- 
ſchaft überwog. Die berühmte Ganerbfchaft Alt-Limpurg nannte fich officiell: 
wir die gemeine Ganerben, Gesellen oder Hausgenossen von der Gesellschaft 
der alten Geschlechter des Hauses alten Limburg zu Frankfurt a». M. Hüll⸗ 
mann I. &. 310. Note 54. Außerdem gab ed Ganerbichaften zum Frauenftein, 
3. Löwenftein und z. Laderam. Wilda ©. 210. Hüllmann DO. 239. Su 
Speier führte die Gefchlechterforporation ben Namen ber Handgenofien. Zu 
Stradburg und Züri wurde die @efchlechiergenofienfchaft ald Eonftoffel den 
Zünften gegenübergejept. Bluntſchli J1. e. Heudler S.253. In Norbbeutich- 
(and nannte man dieſe Gilden vielfach Junkerkompagnien. Bartbolb, Hanfe UL 
170. Hüllmann I. ©, 238. Wilda ©. 222. So tn Lübeck die societas 
portans circulum. Prensdorff 6. 200. Wilda ©. 222f. Barthold, 
Hanſe I. E. 206f. In Königsberg u. Danzig Girkeler. Winzer, Brüderſch. 
©. 34. In den preußiſchen Städten entſprachen die Artusbrüberichaften ober 
Artushöfe der Kaufleute. Voigt, Geſch. Preußens. Bo. V. ©. 350f. „Major 
gylda“ in Dortmund. Wigand, Geld. v. Corvey S. 206. Sn italifchen nnd 
franzöfifhen Städten entſprachen bie Gefellichaften der Hallen oder Lauben, 
laubise, lobbiae, loggiae, loges. Hüllmann II. &. 437. So au in Löwen 
und (1410) in Braunfchweig. Ib. ©. 288. Note 120. 


4) Bol. Wilda ©. 217; bei. auh S. 202f. über ben privileglirten Ge⸗ 
richtsſtand in Epeier. Doc war bie Folge bes Ungehorſams gegen deu Richter 
ſpruch Ausſtoßung aus ber Genofjenfhaft und demnächftige Stellung vor bas 
ordentliche Stabtgericht. 

5) So verfammelte die Sanerbihaft Alt-Rimpurg fih am Tage ihres Schup- 
patrons, bes heiligen Andreas, nachdem am Tage vorher „zum Gebet“ unb zur 
Mahlzeit geladen war. Wilda S. 213. 214. Die Girkeler hielten nach den 
Sonntagsfeften anı Montag feierlichen Gottesdienft — ib. ©. 226 — und be 
ſaßen eine Kapelle in der ©. Katharineukirche — ib. ©. 227. 
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liegen®); fie waren Berkrüderungen zu gegenfeitiger Unterftützung, tie bie über 
ben Tod hinaus zu Liehesbienften verpflichteten”); fie beſaßen endlich unbeweg- 
Tiches und bewegliches Korporationsvermögen und Erwerbs» und Vertrags. 
fähigkeit®). Und wie fle in allen biefen Punkten fidh nicht weientli von an- 
dern Gilden unterfchieben, fo war auch ihre Berfaffung, welche einen gewählten 
Borftand an die Spige, einen Ausſchuß ihm zur Seite zu ftellen pflegte”), 
eine gewöhnliche Gildeverfaſſung. Charakteriftiſch war für fle nur, daß als 
ihre Hauptbeftimmung mehr und mehr die Erhaltung und Ausübung eines der 
Geſammtheit ter Genoſſen als ſolcher zuftehenden politifhen Vorrechts bezüg- 
lich des Stadtregiments erſchien. 

Der Inhalt dieſes Vorrechts war verſchieden. Urſprümglich enthielt es 
oft Die ausſchließßliche oder nur mit gleichftehenben Genoffenſchaften getheilte 
Gelammtregierung der Stadt. Seit bie Rathöverfaffung durchdrang, äußerte 
es fih in ber alleinigen Rathöbejegung'*), ober doch in einem Vorrecht bei 
biefer"'), wie foldyes befanntlih von der Ganerbſchaft Alt-Limpurg zu 
Franffurt a. M. noch im Jahre 1816 beim beutichen Bunde geltend gemacht 
wurde. Die Kölner Richerzeche, welche fich nicht nur von ihren Mitgliedern; 


Bol. z. B. Wilda ©. 214. 226f. Roth v. Schredenftein 1 c 
©. 438. 

7 So fagt Fihard ©. 245 von ber älteften Ordnung ber Ganerbichaft 
At-Limpurg: „fie fepte bie Norm des gefelligen Lebens feft, bezwedte .gegen- 
feitige Beihilfe und engere Samilienfreundfchaft. — Verpflichtung ber Eir- 
feler, ben verftorbenen ®enoffen zu Grabe zu tragen b. Wilda ©. 227. 

% Die Etuben, Iunterhöfe, Häufer u. |. w. waren Korporationseigenthum. 
Ueber die Anfprüche, welche bie Altbürgergifben auf bie Allmende erhoben, 
f. unten Th. II. u. oben $ 34. Kaffe der Richerzeche 6. Ennen u. Edert L 57. 
— Berträge ber Speierer Hausgenoſſenſchaft mit der Stabt 1289 5. Remling 
GS. 384, ber Richerzeche mit der Gtabt b. Ennen u. Ederp I. ©. 143f, GExb- 
fähigkeit der Junkerlompagnie und fogar Pflicht jedes Genofien, ihr 2 Marl, 
jeder Frau, ihr 1 Mark zu vermachen, b. Wilda ©. 227, 

*) Bol. bei. Wilda ©. 802. 216f. 226f. Bruchftück aus den Gtatuten ber 
. Rihergeihe b. Ennen u. Edergl. S. 139 — 142. — In Frankfurt drei Stuben- 
meifter und ein Ausihuß von Bünfzehnern, die fich felbft ergänzten. Doch war 
Zuftimmung ber Gefammtheit bei Beichlüffen ober Verordnungen nöthig. In 
Frankfurt und Lübeck zerfielen die Mitglieder in drei Klafin. 

10) Noch im 14. Jahrh. behaupteten bie Speierer Handgenofien: se solos 
consules et justitiarios civitatis esse debere et fuisse ab antiquo. Lehmann, 
Ehronit IV. c. 4. 

) So bie Sonftoffel in Zürich, Bluntſchli I S. 328. 358. Die hohe 
Etube (Inbegriff der gefchlecdhtigen Stuben) in Bafel bis 1515. Heusler 
©. 254. In Srankfurt hieng die Beiegung ber Schöffen und ber Rathsbank 
son der Theilnahme an einer der 4 Stubengejellichaften ab: Ficharv ©. 201. 
248. 845. 
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fonbern felbft von den von ihr ernannten Bürgermeiftern einen Eid ſchwoͤren ließ”), 
behielt bis zum Ende des 14. Jahrhunderts das ansichliefliche Recht, anderen 
Vereinen das Zunft- ober Druberfchaftsrecht, das Recht der Eigentbumsfähig- 
feit, der Berfammlung, der Statuten, ber genofienjchaftlichen Gerichtsbarkeit 
zu verleihen, fie übte die hoͤchfte Handels⸗ und Berkehröpolizei, die Ober- 
aufficht über den gefammten kaufmänniſchen und gewerblichen Verkehr, fie er⸗ 
nannte für jede Zunft einen Obermeifter, ber fie gewiſſermaßen bevormundete 
und neben bem Zunftmeifter einen Antheil an Straf- und Eintrittögelbern 
bezog 13), 

Alle derartige Vorrechte nun ftanden der Genoſſenſchaft ale folder zu. 
Sie galten ale ein Amt, welches ber Gefammtheit zu eignem Recht gehörte 
und an dem jeber Genofje, aber audy nur ein folder Antheil nahm!) Die 
Genoſſenſchaft jelbft aber war eine freie geſchworene Einung, beren einzige 
Bafis principiell immer die jelbftgewollte Verbindung blieb). Deshalb gab 
es auch nur Eine Möglichkeit, Mitglied ber Gefellichaft zu werben: bie er⸗ 
Härte Abfiht zum Gintritt und die Aufnahme feitens der Genofſen?e). Da 
e8 aber in dem freien Belieben ber Genoffenichaft ftand, an weldhe Erforber- 
niſſe und Bedingungen fie eine folhe Aufnahme knüpfen wollte, jo wurbe ge- 
rade hierdurch eine ariftofratifche Abſchließung dieſer Verbände herbeigeführt. 
Weil mit der Aufnahme in einen gejchlechtigen Verein von felbft der Eintritt 
in ben Stand ber Geſchlechter und die Xheilnabme an befien Rechten und 
Pflichten verbunden war, fo forberte man für die Aufnahme neben Unbe- 
fcholtenheit und eheliher Geburt immer Reichthum und Anfehen, die den 
neuen Genoffen in ben Stand ſetzten, „müßig“ zu leben, d. h. jeder ober 
doch ber niedrigeren gewerblichen Xhätigkeit zu entjagen, bie nach mandhen 
Ordnungen aber auch nicht einmal ihren Urfprung im Handwerk oder Ge⸗ 


1) Ennen u. Ederg I. ©. 141. 142: by unsem eyde, die wir dem ampte 
gedayn haven. — Schwur, zu thun: das dem ampte ind der steede eerlich 
und nutzlich sy. 

3) Snnen, Köln I 548f. DI. 465f. 482f. Ennen u. Ederg I 330. 
332. 335. 886. I. 894 Rr. 29 ad 30. Wilda ©. 188f. 

19 So bad „ampt van der rijcherzechheit mit aller syner heirlicheit, 
gerichten, rechten, renten, gulden ind mit alle syne zubehuere“... von ben 
„verdienden amptluden der hierlicheide inde des amptz upe der burgerhuys 
der stat van Coelne dat genant is die rijchertzech“... „sementlicgen und 
besunder* zu Händen bed Raths aufgegeben. Ennen u. Ederg L ©. 143. 
144. Aber bie Richerzeche wurde demnächft noch einmal rehabilitirt. Eidbuch 
v. 1872 ib. ©. 48 art. 82f. 

15, Wilda ©. 200. 

", Fichard ©. 245. Wilda ©. 200f. 214f. 225f. Auch als die Ganerb- 
ſchaft Alt-Limpurg zur reinen Samilienforporation geworben war, mußten bie zu 
ihr Geborenen ſich bei gehöriger Zeit melden und qualificiren, um bie Aufnahme 
zu erlangen. Wilda ©. 216. 
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werbe haben burften'”). Ueberdies erhob man ein Eintrittögelb'*), welches 
für jolde, die nicht zur Genoſſenſchaft geboren waren ober ſich in fie hinein- 
beiratheten, ſehr geiteigert und endlich bisweilen als eine wahre Kauffumme 
für das als eine Art Pfründe aufgefahte Stubenrecht galt’”). Zuletzt gelangte 
man zu einer volllommenen Schliegung ber Genoſſenſchaft, die indeß vielfach, 
gerate von den Feinden berfelben erzwungen warb, um fie durch Verhinderung 
bes Zuwachſes frifcher Kräfte zu ſchwächen?). Hatte die Geburt zur Genoffen- 
haft oder die Berbeirathung mit einer zur Genoſſenſchaft Gehörenden immer 
Borzüge bei der Aufnahme und jogar einen gewiffen nicht leicht zu umgehen- 
den Anſpruch darauf verliehen, jo gieng man mit der Zeit in biefer Richtung 
immer weiter und die Ganerbſchaft Alt-Limpurg erhob ſchon im 14. Jahr⸗ 
hundert den Sat zum Statut, daß fünftig überhaupt nur Söhne, Brüder, 
Schwiegerföhne und Schwäger der lebenden Mitgliever aufgenommen werben 
dürften‘), So wurden dieſe Genofienihaften allmälig zu wirklichen Ge- 
ſchlechtervereinen mit ariftofratiichen Privilegien und erlagen mit wenigen 
Ausnahmen den durch fie verfhärften Zunftbewegungen, indem fie entweber 
völlig Taflirt??) ober ihrer Vorrechte beraubt und ben übrigen Zünften gleich⸗ 
geftellt wurben*). Diejenigen von ihnen, welche mit oder ohne die Bewah- 
rung politifcher Vorrechte Die Zunftunruhen überbauerten, verſchwanden daun 
meift allmälig im 16. und 17. Sahrhundert, ober giengen in lediglich gefellige 
Berbintungen über?*). 

17) Wilda ©. 200. — Erforderniß bes fogenannten „Müßigganges” in 
Bafel b. Ochs L 481. In Frankfurt mußte der, welcher durch Heirath in bie 
Gefellſchaft gelangen wollte, überbies darthun, daß er, feine Eltern unb Groß. 
eltern Tein Handwerk getrieben noch gemeine Krämerei gehabt, jonbern entweber 
von Renten gelebt, ober anfehnlicher ftattliher Hanbihierung oder fürnehmer 
Aemter fich ehrlich genähret n. f.w. Wilda &. 219. 

se Wilda ©. 216. 227. 

10 So Tonnte man in Bafel, wenn man Mitglieb einer der fogenannten 
Herrenzünfte war, durch Anlauf bes Stubenrechts gefchlechtig werben. Os. c. 
Wilda ©. 201 Heusdler ©. 258. Kauf des Stubenrechts in Schaffhauſen 
um 100 fl. und 2 filberne Becher. Roth v. Schredenftein ©. 443. 

m) So 1327 in Strasburg. Wilda ©. 201. 202. Im 14. Jahrh. in 
Mainz. Roth v. Schredenftein 1. c. ©. 293. 

2) Kihard ©. 245. Nur Ein Mal gieng man hiervon ab, — im Jahre 
1616 zu Gunften bed Retters ber Baterftabt, Baur v. Eyſeneck. Ib. 246. 
Note 66. Aehnlich in Ulm Roth v. Schredenftein S. 444. 

27) Wie die Richerzehe 1396. Ennen IL 812f. 

=) So die Haudgenofjen in Speier. Lehmann VI c. 10: vereinen uns 
mid diesem brieff . . . den 14 gezünften gemeinlichen zu Speyer, also dass 
auch wir eine zunfft fürbas seynd und seyn sollen und unsere zunfft geheissen 
seyn soll der Hausgenossen-Zunfft. 

a) Wilda ©. 372f. Heusler S. 258f. Vgl. unten 8 64. Dagegen ijt 
die Ganerbſchaft Alt⸗Limpurg bis auf unfere Tage gekommen. 
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Den Altkürgergilden find noch andere patricifhe Koͤrperſchaften zur Seite 
zu ftellen, bei welchen nicht die allgemeinen Vorrechte der Altkürger, fonbern 
ein beftimmtes in dem Befit einer kleineren Geſammtheit befintliches ftähtifches 
Amt ten Gegenftand der Verbindung ansmachte. Hierher gehören die Münzer- 
genofienfchaften, nachdem fie fi vom Dienftredht frei gemacht nnb zu Korpo⸗ 
rationen mit Selbftverwaltung und Selkftergänzung umgeftaltet batten?®); bie 
Schoͤffenbrũderſchaft in Köln”) und die verwandten Korporationen der Bur⸗ 
officialen); ja, wo ber Rath fich jelbft ergänzte, nahm auch er bisweilen ben 
Charakter einer bejonderen Genoſſenſchaft an, welche die ftäbtifdhe Verwaltung 
als ein Geſammtrecht beja und eine korporative Berfaffung hatte”). 


8 37. Die kanfmänniſchen Gilden. 


Schon im 11. und 12. Jahrhundert ſahen wir dadurch, ba tie ans 
Kaufleuten beftehenden Bürgernerbrüberungen das gemeinfame Hanbelsinterefie 
unter bie Bereinsangelegenbeiten aufnahmen und ald Geſammtheiten Hanbels- 
privilegien erwarben, bie. älteften Gewerbegilden, bie Gandeleinnungen, ent- 
ftehen. Dieſe Genoffenfchaften erfuhren feit dem 13. Sahrhundert eine über- 
aus reiche äußere und innere Eutwicklung. 

1. Bas zunächft die Gilden ber Kaufleute in ber Heimath anbelangt. 
fo waren fie eins ber hauptfächlichften Glieder bes ftäbtiichen Lebens und 
der ftädtifchen Verfafſung“). Zwiſchen ben alten Schutzgilden der Vollbürger 
unt ben Handwerlerzünften in der Mitte ftehenb, theilten fie mit ben letzteren 
bie verzugsweife gewerbliche Richtung und manche Reminiscenz einer eiuft 
unvolllommenen Freibeit*), während fie ſich den erfteren durch eine von Au- 
fang .an freiere Stellung und ausgebehntere Autonomie und durch vielfache 
politifche Borrechte näheren. Mit beiden aber ftimmten fie darin überein, 


20) Bol. oben $ 22 a. €. 

 Wilda S. 181f. 192f. Ennen I. 404f. IL 548. Auch diefe Brüber- 
ſchaft hatte gemeinſchaftliche Gelage und Gotteßdienft, Meifter und Beamte, er- 
bob ein Eintrittsgeld, erließ ausführliche Vorfchriften über die Ausrichtung bes 
fog. Dienftes. 

27) Bol. oben Note 21—26 zu 8 85. 

28) Als Regel aber ift auzufehen, daß der Rath Feine Korporation, fonbern 
ein bloßes Kollegium war. Vgl. unten 8 56, 

) Bl. Hüllmann, Stände I. 221. III. 189f. Städte L 321f. IT. 73. 
157. Bilda ©. 229f. Lappenberg, Einl. 3. Sartorius, Urkunbl. Geld. 
ber Hanfa S. XVIf. Wehrmann, lüb. Zunftrolen ©. 25. 50f. Ennen, 
Köln II. €. 459— 461. 600f. 

2) Dienftpfliht ber Kaufleute in den jura et leg. civ. Arg. 8 88f. Auch 
erinnern einzelne Abgaben und das Amt bes Hanfegrafen an das Hofrecht. 
Zappenberg I. c. S. XIX. 
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daß fie eben Gilden waren nnd deshalb eine dauernde, anf alle Seiten bes 
Lebens gerichtete Verbindung unter ihren Genoſſen begründeten. 

Vor Allem waren fie ven politifcher Bedeutung. Läßt ſich and in ke. 
ner dentichen Stabt ein unmittelbare Hervorgehen der Stabiverfaffung aus 
einer alten Kaufmannẽgilde nachweiſen, wie bies in außerdeutſchen Stäbten 
der Fall ift?), fo find doch einzelne Elemente aus der Berfafiung einer Han⸗ 
delsinuung anch in beutidhe Stäbtenerfaflungen übergegangen‘). Ueberall aber 
waren in ben Städten früher und Später die kaufmänniſchen Genofjenichaften 
integrirende Glieber der Berfaffung und hatten für die Bildung bes Raths, 
für das Heerweien, für Polizei und Gerichtsbarkeit die Bedeutung von Dr- 
ganen ber Statt. In ten Bürgerfchaften älterer Herkunft nahmen fie hier- 
bei in der Regel die zweite Stelle ein, indem fie. zwar nicht zn dem Burgen⸗ 
fen» oder Geſchlechterftande gehörten, aber doch weientlicher Borzüge vor den 
Handwerkern genoffen und oft einen befonderen Zwifchenftand bildeten’). Zu 
beachten tft dabei, daß auch die Mitglieder der Altbürgergilden zum großen 
Theil Kanfleute waren, indem gerade auf ber Vereinigung von Grunbbefit 
und Großhandel das Patricierthum beruhte, daß aber ihre Genoſſenſchaften, 
weil fie eben auch Nichtlauflente, Ritter und Grundbeſitzer umfaßten, keine 
wirklichen Handelsinnuugen waren. In ben jüngeren Städten nahmen zuerft 
meift wahre Danbelögilden den erften Pla im Gemeinweien ein, ba bier 
Anfangs die ganze erbgefeffene Bürgerfhaft aus Kaufleuten zu beſtehen pflegte: 
. allmälig indeß entwidelte ſich auch bier vielfach aus den reich gewordenen und 
durch Zuzug vom Lande verftärkten Kaufmannsgeichledhtern ein Patricierftand, 
welcher den Handel und bas Gewerbe verihmähte ober doch nicht mehr ale 
eigentlichen Lebensberuf anjah, jo daß auch bier als hoͤchfte Gilden patrictiche 
Vereine — wenn auch vielleicht aus kaufmänniſchen Körperfchaften hervorge⸗ 
gangen — entftanten, denen gegenüber die Hanbelögilden, die Genofjenfchaften 
ber aktiven Kaufleute, eine untergeorhnete Stellung einnabmen®). Immer 


9 Bol. oben Rote 28 zu 8 27. 

%, So befonbers der Hanfegraf in Regensburg, Wien, Bremen, Mibbelburg. Priv, 
v. 1207 6. Gemeiner, Chronik L 296. Priv. v. 1280 6. @aupp1I.©. 169 8 12. 
gappenberg .c ©. XVII. XVII, Eartorins I. ©. 74. In Regensburg 
ſollte er die negotia mundinarum außerhalb ber Stadt fhügen und ordnen, in 
Dremen erinnert feine |pätere Stellung in der Verfafſung gleichfalls an feine 
Bedeutung ald ehemaliger Borfteher ber Hansa mercatorum. Bappenberg ©. XX. 

5) Val. oben Rote 41 zu 8 84. 

%) Als Beiipiel können Freiburg und Kübel dienen. In beiden Stäbten be 
ftand die äftefte Bürgerfchaft lediglich ans Kaufleuten. Nichtsbeftoweniger wurden 
in Sreiburg im 14. Jahrh. Edle, Kaufleute und Handwerker unterfchieden. Urf. v. 
1298 b. Schreiber ©. 182: und süln derselben jungesten 24 echtüwe sin 
von den edeln, und echtäwe von den kouflüten, und echtüwe von den ant- 
werkläden. Und in übel fonderten fih aud ber. Kaufmannicaft zuerft bie 
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aber bewahrten fie wichtige politifche Vorrechte vor den Zünften?), wenn nicht 
eine gewaltfame Abänderung ber Berfaffung dem eiu Enbe machte. 

Die Handelsinnungen waren aber ferner Rechtögenofienichaften. Zwar 
war ber eigentliche Rechtsſchutz, den die Gilden einft erftrebten, zum größten 
Theil auf die Städte ſelbſt übergegangen: immer aber gab es ein bejonbere®, 
theild gegebenes theils autonom gefchaffenes Korporationsreht, an bem nur 
Genofſſen Theil nahmen, und eine genofienichaftliche Gerichtsbarkeit und Straf- 
gewalt, die in Handelsſachen fi auch auf Ungenofien erftredite). Ein un- 
bewegliche und bewegliche Korporationsvermögen, eine Kaffe, ein befonberes 
Siegel Tennzeichnete fie als Subjelte bes Privatredhts"), und in diefem wie im 


Innkerkompagnie, fobann neben ihr bie Greveraden- und Kaufleute- Kompagnie 
als patriciſche Innungen aus, bie als Bereine begüterter Familien feines bürger- 
lihen Erwerbs bebürftig waren. Wilda ©. 231f. 261. 

) So waren bie Rheinkaufleute in Speier neben Münzern und Handgenofien 
rathsfähig. Lehmann, Chronik IV. c. 13. ©. 312. Jeder Genoffe ber 
Kölner Weinbruderſchaft follte einen ganzen Harnifch halten und haben zu Nugen 
bes Raths und ber Stadt von Köln. Ennen D. €. 601. In Lübeck befchwerten 
ſich im Jahre 1668 bie kaufmänniſchen Korporationen beim Reich über bie durch 
die Reformation vernichteten, 1580 aber wieder hergeftellten Patriciergiipen ber 
„Sunter” und „Kaufleute”, daß die genannten Kompagnien — meiftentheild Ge⸗ 
(ehrte und Rentirer — die Rathöftühle an fih rifien und bie übrigen, gleich 
ihnen rathäfähigen, wirklih Tommerzirenben Zünfte, ald Shonen-, Raugarts-, 
Bergen-, Riga, Holmfahrer und Wandſchneider, ausfchlöffen. 

* Hüllmann fieht fogar das Bedürfniß eines genoſſenſchaftlichen Hanbels- 
gerichts als utftehungsgrund ber Handelsgilden an. I. ©. 822f. Bgl. über bie 
capitularii, consules, scabini, decani ber italieniſchen, franzöfifchen, nieberlänbifchen 
und däniſchen Kaufmannichaften ib. S. 323—325. Wilda ©. 829. 272f. — 
So hatte in Köln ber Vorſtand des allgemeinen Kaufmannsvereins bie Schlichtung 
der Rheinftreitigkeiten. Ennen 1. 460. Die Waidhandelbruderſchaft hielt Gericht 
über alle den Waidhandel betreffenden Angelegenheiten, über Ercefle, Schmähungen 
und Heine Echulbfahhen der Brüder. Ennen I. ©. 606. Das Bruberfchafte- 
gericht der Gewandſchneider unter dem Gaddemen erftredie fit außer ben eigent- 
lich lorporativen Etreit- und Straffachen auf Heine Schuldfachen unb verfügte — 
wenn ein Fremder klagte nad) 4, wenn ein Bruber nad 2 Geboten — Pfändung 
ber Bruderſchaft. Ennen II. 444. 445. 611. 

) Das unbeweglihe Bermögen beftanb beionders in ben Berfammiungs- 
bäufern, gemeinfamen Lagerftätten und Verkaufshallen. Hüllmann I. 294f. 
Ein bebeutenbes bewegliches Bermögen fept die Beftimmung ber Kölner Waid- 
handelbrũberſchaft voraus, daß jeder ber Meifter bei feinem Amtsantritt 250 Mark 
aus der Bruderſchaftskafſe erhalten und baraus bie Eirchlichen und gefelligen And 
gaben beftreiten ſolle. Ennen II. 605. Bußen fielen hier halb den Meiftern, 
balb der Kaſſe zu — ib. 606 —, bei ben Gewandfchneibern floffen fie in ben 
Schrein zum Beften ber verdienten Brüder — ib. 610. — Siegel bei Ennen 
D. 641. 


& 87. Die kaufmänniſchen Gilben. 947 


öffentlichen Recht waren fie als Einheiten verkehrs⸗, vertrage- und erwerbt- 
fühig. Ihre religiöfe, erft fpäter bisweilen auf beſondere Bereine übergegan- 
gene Bebeutung’®), ihre gefelligen Zwede ''), die Verpflichtung ber Brüder zu 
gegemfeitiger Unterftügumg und ehrenhafter Haltımg'?) emtiprachen ganz bem 
allgemeinen Typus der beutichen Gilde. Was fie von anderen Bereinen unter 
ſchied, war vor Allem ihre auf das Handelsintereſſe gerichtete gewerbliche Seite, 
Genoſſenſchaftliche Polizei, Gerichtsbarkeit und ftatutarifche Beliebung einer- 
jeits, auf die Bereinigung tes Handelsvortheils ber Brüberihaft und bes 
Gemeinwohls gerichtet!?), die Ertheilung von Privilegien und Freiheiten be 
zügli bes Handels anbererjeits’*) ſchufen ein beionderes Handelsrecht, das 
fo zuerft als das genofienfchaftliche Recht einzelner Torporativer Verbände 
zur Eutftehung kam. Weil aber an ben durch dies befonbere Recht be- 
gründeten Pflichten und Befugnifin nur Genofien Theil nahmen, gieng 
daraus zugleih ein Handelsmonopol hemwor'’), ein der Geſammtheit 


1%, Eine fehr enge Bereinigung bed Eirchlichen unb gewerblichen Elements 
findet fi 3. B. bei der Kölner Waidhandelbruderſchaft. Ennen IL ©. 605. 
Eunen u. Ederg 1 412f. Ganz weggefallen war bagegen das religiöfe Ele- 
ment bei ber großen Kaufmanndgilde (Ennen IL 458). Hier wurde ed von den 
innerhalb derſelben hervorgetretenen Heineren Sraternitäten (den 5 Ritterzünften) 
fortgefeßt. Ib. 460. — Ueber Dänemark Wilda ©. 272f. 

1) Wilda ©. 272f. Ennen I. 459. 460. 605. 607. 608. In Köln 
wurde wie bei allen anderen fe auch bei den kaufmänniſchen Genofjenichaften ber 
„Dienft? — die Beforgung von Efien und Kollationen für Beamte und Brüder — 
nicht nur umftänblich geregelt, fonbern mit bem Meifteramt in Berbinbung ge- 
bracht und zur Grundlage ber Unterſcheidung verdienter und nnverbienter Brüder, 
die zwei verfchieben berechtigte Klafjen von Genoſſen bildeten, gemacht. 

12) Beifpieldweife: Unterftühung nothleivenber und kranker, Hilfe bei Beesbigung 
verftorbener Brüber. Ennen IL 459. 605. Ennen u. Ederg L 412. Pflicht 
zur Rettung bed Bruders bei Schiffbruch 1446 in ber Plensburger Kaufmanns- 
gilde des Heiligen Nicolaus. Wilda ©. 286. Zur Unterftügung bei Verluſt auf 
der See nach der Skra v. Odenſe. Wilda ©. 275. Verpflichtung zur Anzeige 
aller Sreeffe der Brüder. Ennen II. 606. Pfliht der Gewandſchneider, bei 
Fener in den Gaddemen Bachtdienft zu leiften und Wafler zu tragen. Ib. 610. 

19 So forgte die Weinbruberfchaft für die Güte der Weine und firenge Be 
ftrafung ber Weinfälfher, Ennen Il 602. 603, — alle Bruderfchaften für 
Hebung und Befreiung des Hanbeld. Ib. S. 459. 

s, Wahrſcheinlich find die vielfachen an die mercatores einer Stadt und an 
eine Stabt für ihre mercatores verliehenen Privilegien immer zunächft ganz be⸗ 
ftimmten Gilden zugedadht. 

5) Monopol des Weinhandels Ennen IL 602; des Tuchhandels S. 610. — 
Gtatuten v. Bremen d. 1303: wil he oc en copmann wesen, 80 scal he ver 
schellinge gberen vor sine hense. — Handelsmonopol in Odenſe Wil da 
©. 274. 275. 
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ber recipirten Kauflente zuftehentee, unter dieſe gleich vertheiften'*) ansichlieh- 
lies Recht anf ten Hantel eine® Landes, einer Gattung oder einer Waare. 

Zur Erreichung aller ihrer Zwede ‚waren bie SHanbelöinnungen im 
Befentlihen gleih anderen Gilden organifirtt. Die Verſammlung ber Boll- 
genoſſen war die eigentliche Trägerin des Rechte und ber Gewalt. Das Boll. 
genofienrecht wurde durch die Aufnahme erlangt '”), die von dem Beſchluß ber 
Genoſſen abhieng. Dabei wurbe nriprünglid nur ein Eintrittögelb wegen 
der Theilnahme am Bermögen und ben Einrihtungen der Gilde geforbert; 
im Laufe der Zeit traten Erſchwerungen für die nicht zur Genoffenfchaft Ge 
borenen:e), enblih eine Hinneigung zur Behandlung ter Mitgliebichaft als 
eines veräußerlihen und vererblichen Privatrehts‘") ein. Neben ben Bollge- 
nefien ftanden Paffiv- oder Schubgenofien, aus ben zum Hausweſen ber Boll- 
genofien gehörigen Perfonen, vor Allem aber aus Gehilfen und Lehrlingen 
beftehenb ꝰ). Als Gildeorgane fungirten ein cher mehrere Altermänner, die 
rihterlihe und Berwaltungsbefugniffe vereinten?) Ihnen trat meift noch 
ein beſonderer Gildeansſchuß zur Seite, ter als vertretendes, kontrolirendes, 
rechtweiſendes, berathendes und beſchließendes Kolleg die Rechte der Geſammt⸗ 
beit wahrnahm **). 


16) Beftimmungen, um fogar bie faktiſche Gleichheit zu erhalten (4. B. Ber 
bot des Voraufkaufs, ber Kompagniegefchäfte mit Nichtbrüdern. Ennen II. 606) 
tommen bier wie bei den Zünften vor, waren aber der Ratur bes Handels nadı 
erfolgloß. 

1) Verloren wurbe es durch Ungehorſam gegen bie Gildebeſchlüfſe, Nicht⸗ 
zahlung ber Bußen, Umgehung bes Genofſſengerichts. 3.8. Ennen II. ©. 611. 

10) So wurden bei den ®ewanbfchneibern in Köln zur Aufnahme Jemandes, 
der nicht Sohn eined verbienten ober unverdienten Brubers war, nicht nur höhere 
Eintrittögebühren gefordert, fonbern die Einwilligung von % der Brübder. 
Ennen DI. ©. 608. Schon im Sabre 1344 wurde bie Zahl ber verbienten 
Brüber geichloffen und auf 44 firirt. Ib. 607. 

120 Schon im 14. Jahrh. Vererbung der Weinbrüderſchaft auf die überlebenbe 
Bitwe. Ennen un. Ederg I. 155. Daher auch Pfändung möglih. Oben 
Note 8. 

”) Biswellen Tam auch eine Schugverbindung anderer Korporationen vor. 
So waren in Köln die Leinwanbhänbler, Scheerer nnd Schneider den Gewand» 
ſchneidern in ber Weife zugeordnet, daß fie mit ihnen unter Ausſchluß von Bor- 
ftandfchaft und Rath eine große Genoffenichaft bildeten. Ennen IL 607. 

21) Jährlich gewählte Meifter der Waidhändler. Ennen IL 605. ©ie 
hatten den Spruch und die Hälfte der Bußen. ©. 606. Bei den Gewand⸗ 
fchneidern wurden jährlich 4 Meifter erloft, die aus fih einen Richter wählten. 
€. 607. — Bol. auch Wilda ©. 278 und unten $ 66. 

se) Eo fieben Rathemänner bei den Gewandſchneidern. Gnnen IL 608. 
 Eie mußten fih alle 14 Tage verfammeln, um zu berathen und zu befchließen, 
wand dem Amt nuge und fromme. — Ueber bie Berfafjung bänticher Handels⸗ 
gilden Wilda S. 272f. 
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IL Shrem Grundweſen nad gleichartig, in ihrer Entwidlung vielfach 
eigentbümlich waren die Genofienfchaften ber deutichen Kanfleute im Aus 
lande*). Indem überall, wo ber dentiche Handel Fuß faßte, die Kauflente 
derſelben Stabt oder Gegend in der Form der Einung zujammentraten“), 
entitanden allmälig aus vorübergehenden oder wanbernden Genoſſenſchaften *?) 
dauernde Gilden ober Hanſen, welche auch au bem fremden Ort bleibende 
Berfammlungshäufer und Lagerftätten erwarben uud, indem fie von den frem- 
den Herrſchern und Gemeimweien Sandelsprivilegien und genoffenichaftliche 
Freiheiten erlangten, zu biejen als felbftändige und einheitliche Körperichaften 
in ein danerndes Verhältniß traten. 

Anfangs von ben Handelsgilden der Heimath nur durch die größere Sunigkeit 
der auf eine völlige, faft mönchifche Gemeinſamkeit des Lebens gerichteten Verbindung 
und durch die überwiegende Bedeutung bes von ihnen gewährten Rechtsſchutzes 
verfchieten °*), bahnten diefe Hanfen eine weitergehende Entwidlung da an, als 
ſich die jämmtlichen deutichen Einzelbanfen einer fremden Stabt zu einer ein- 
zigen Genoſſenſchaft verbauden, in der fie zwar als beiondere Körperichaften 
mit eiguen Borftehern, Rechten und Bermögen fortbeftanden, doch aber durch 
eine mächtige Sefammtorganifation eine Gefammteinbeit erſchnfen, die nicht 
mehr blos ald Gilde, ſondern als ein wahres kaufmäuniſches Gemeinweſen 
den Fremden abgefchloffen gegenüberftand. Bon da aus dehnte die Einung 
fih über die Gilden anderer Städte deſſelben Landes aus, um ſchließlich die 
gefammte deutihe Kaufmannöwelt in den nordiſchen Fremdländern zu erjrei- 
fen, während gleichzeitig von andrer Seite ber eine immer intenfivere und 


= Hällmann, Etände L 219. III 157. Etädte L 294f. Wilda ©, 268f. 
Sartorind, Url. Gel. ter Hanfa S. XXIf. 4f. 41f. Barthold, Geſch. der 
Hanfa I. ©. 66f. 108f. 117f. 188f. 188f. 229. 235f. II. S. 112f. 123f. 228. 
243f. TIL. 110f. Ennen, Köln IL ©. 550. 

2%, Doc kamen nur im Norden die deutjchen Vereine zu voller Entwwicklung; 
in ttafientfchen Städten geftattete man den Deutſchen keine genofienjchaftlichen Rechte. 
Beionders ward in Benedig ben Kaufleuten vom beutichen Kaufbaufe weder 
Autonomie, noch die Wahl eines eigenen BVorftandes, noch eigene Verwaltung 
gewährt. Hüllmann, Etädte I, 295. 296. Barthold, Hanie I. ©. 247f. 

»:) Aus wanbernden Ranfmanndgejellfchaften wollte Hüllmann jogar das 
Gildenweſen überhaupt ableiten. Dagegen Wilda ©. 163. Kaufleute, welche 
zufammen reiften, behielten unterwegs Die genofienfchaftliche Organifation bei. 
So die Winterfahrer v. Nowgorod. Rab. Urkb. L 207. 

©) Befonders deutlich wirb die den ganzen Menfchen umfaflenbe Bedeutung 
der deutichen Hanfen im Auslande aus dem Etatut der societas ber unirversi 
mercatores de civitatibus Teutonicorum in Malmõ (Elnbogen), welches dieſe ſich 
um 1329 von Lübeit beftätigen ließ. Urkunden im Lüb. Urkb. II. ©. 457 u. 458f. 
Oberfter Orundfag ift: ne aliquis intret societatem, guin sit amicus per tolum, 
Zweck der Gefellfchags ift fowol die Ehre Gottes, als das Wohl aller reichen und 
armen Gäfte des Landes (S. 458), als das bonum paeis (©. 459). Die Gefell- 
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audgebehntere Einung die norddeutſchen Stähte ergriff, bis enblih aus dem 
Zuſammenwachſen der Kaufmannsvereine und Stäbtebünde die große beutjche 
Hanſa bervorgieng. 

Als die Hauptmittelpunfte dieſer Vereinigungen müffen befonders vier 
Orte — London, Wisby, Nowgorod und Brügge — gelten. 

a. Sn London war aus den Gilden der deutichen Kaufleute einzelner 
Städte, von welden die Kölner die ältefte war, ſchon um bie Mitte des 13. 
Jahrhunderts ein kräftiger Gejanmtverein entftanben ?”), welcher fih als Silbe, 
Hanfe oder Genoffenfchaft der Deutfchen in London bezeichnete »). Zwar 
blieben in ihm die Einzelhanſen ald beſondere Körperfchaften beftehen2e): der 
eigentliche Träger alles Geſammtrechts aber wurde ber Geſammtverein. Auf 
ihn gieng das Eigenthum der Gilbehalle, die einft nur den Kölnern gehört 
hatte, über). Ihm wurden alle Rechte, Freiheiten und Privilegien ertheilt, 
fo daß er in den Beſitz eines umfaffenden Hantelemonopols gelangtes). Er 


fchaft nimmt jeben Deutfchen auf, der nicht etwa Gtreit oder Feindfchaft mit 
einem Genofien bat. Die Aufnahme wird in ben liber sociorum eingetragen 
und Eintrittögelb gezahlt. Die Genofjenichaft jorgt für das Begräbniß ber Ge⸗ 
nofien jowie ihrer Gefellen (famuli), für Aufrechthaltung des Friedens (jtrenges 
Berbot des bewaffneten Eintritts in die Verſammlung) und der guten Gitte 
(Verbot des Zutrinkend voller Humpen ohne Erlaubniß); fie Hält über Gtreitig- 
keiten unter Genoſſen, Wiberfeplichkeit gegen bie Borftände (provisores) und 
Friedensbruch Gericht (societas communis ... . licite judicabit). Ehrloſe werden 
ansgeichloffen, — ebenfo aber, wer eine Einheimiſche Beirathet. 

71) Man vgl. def. die Schrift Lappenbergs, Urkunbliche Geſch. des Hanf. 
Stahlhofs zu London. 1851. Außerdem Eartorius I. 6f. Alf. Barthold, 
Hanſe L 66f. 128. 188f. 229. 236. II. 123. 131f. Ennen II. 550f. 

25) Alle drei Ausdrũcke — hansa, gilda und societas — finden ſich neben- 
einander in Urk v. 1821. Lappenberg, Stahlhof IL S. 17—20. 

) So hatte namentlih die Kölner Gilde auch fpäter einen befonderen 
Altermann, bejonderes Vermögen und kölniſche Statuten, war nach dem Mufter 
ber Baterftadt ariftofratifch eingerichtet und zwang Eölnijche Kaufleute zum Bei- 
tritt. &ie behielt ihre Selbftänbigkeit, jolange vier Mitglieder in London waren. 
Ennen II 552. Auch Hanfen ber Hamburger, ber Bremer, ber Lübecker (jeit 
1267) u. ſ. w. eriftirten. Sartoriusd IL 94. Barthold L 236. urk. v. 1213. 
1230. 1257 bei Zappenberg DI. ©. 9. 11. 12. 

”) As Eigenthum der Kölner ericheint z. B. die Gilbhalle in den Urt. 
v. 1157. 1194. 1218. 1235. Rappenberg IL ©. 8. 5. 8. 12. 1219 — 12% 
ib. ©. 9. Note 1. Es heißt bier inımer: cives Colonienses... . de gildhalla sua 
in Londonis. Gildhalle der Deutichen heißt das Haus zuerft 1260 u. 1281. 
Lappenberg IL ©. 13. üb. Urkb. L 381. 

a) So privilegiiren die englifhen Könige die mercatores regni Alemannie, 
illos scilicet, qui habent domum in civitate London, que Gildhalle Teutoni- 
corum vulgo nominatur. 3. B. 1281 Lũb. Urkb. L 881. 1811. 1317. 1321 
ib. TI. 244. 307. 360f. Die Freigabe mit Bejchlag belegter Güter erfolgt auf 
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trat der Stabt Lonten als ein felbftänbiges Gemeinweſen, als eine einheitliche 
Rechteperſoͤnlichkeit, welche Streit führte und fich verglich, gegenüber”). Schon 
im Sabre 1282 ſchloß die Geſammthanſe einen befonderen Bertrag mit ber 
fremden Stat”), worin fle eine ihr von Alters ber obliegende Verpflichtung 
zur Juſtandhaltung und Vertheidigung bes Biſchofsthores anerkannte, Dagegen 
aber ibrerjeitö fich alle Freiheiten und Rechte, die Abgabenfreiheit der Gilde⸗ 
halle und die Wahl eines Altermanns ansdrücklich verbürgen lieg. Der Alter 
mann jollte ein Londoner Bürger fein, aber nad beutichen Hecht und den 
Statuten der Genofienfhaft auf dem Stahlhofe Recht ſprechen. Als eigent- 
licher Gildevorftand fungirte ein deutſcher Altermann, der jenen engliſchen all- 
mälig auf den Namen und einige Ehrenrechte befchränkte. Später traten zwei 
Beifiger und ein Neunerausſchuß hinzu, die mit dem Altermann als „Kauf 
mannsrath" Statuten und Beliebungen abfaßten, diefe aber auf ber jährlid 
abzubaltenden Morgeniprache allen Genoffen vorlegen mußten. ine innige 
Rechtögenofienichaft und eine völlige faft Plöfterliche Lebensgemeinichaft, eine 
kirchliche und fittlihe Verbindung beftand nuter den Glievern der ganzen 
Hanſe?), eine ftrenge Polizei übte fie in ihren zahlreihen Satzungen aus’). 
Sie hatte Gerichtsbarkeit und Strafgewalt in ansgedehntem Imfang?*). Ueber 
die Aufnahme der Genoffen, welche zur Theilnahme am hanfiſchen Recht noth⸗ 
wendig und ausreichend war, entichieb fie nach freiem Ermeſſen und ftellte 
jpäter eine Reihe von Erforderniſſen dafür auf?) Endlich beſaß fie beweg- 
liches Vermögen an Silbergeräth, Kleinodien und Kapital und eine durch 
Beiträge, Strafgelder und Zölle gebildete Gejammtlaffe, aus der fie die Un- 
foften ber gemeinjamen Wirtbichaft, des Grundbefitzes, die Bejoldungen für 
Diener uud Beamte uud eine große Menge von Ehrengeſchenken und Ehrenaus- 
gaben beftritt*e). 


den Nachweis des Eigenthümers, daß er zur hansa Teutonicorum gehöre. 
3.38. 1319. 1321. %üb. Urkb. IL 860f. 985. 990. 

”, Man vgl. bei. bie Urk. v. 1260. 1275. 1282. 1821. 1825. 1327. 1427. 
gappenberg IL 13. 14. 17f. 20. 58—54. Die mercatores de hansa Ale- 
mannie in eadem civitate tunc morantes jind Partei und fchließen bie Verträge. 

3 Bei Sartorius IL ©. 128f. Lappenberg IL ©. 14. 

3) Bel. Rappenberg L 23f., unb über bie kirchlichen Verhältuiſſe bei. 
€. ı22f. 

=, Man vgl. die älteren hanfifchen Statuten (1820—1460) 5. &appenberg II. 
©. 102f. Friedensbruch und Hanspolizei jpielen die Hauptrolle. 

3), Die höchfte Strafe war Berluft des Kaufmannsrechts. Lappenberg L 25. 

3) Hanſiſche Geburt — keine Gemeinſchaft mit Außerhanjen — Bürgerrecht 
einer Hanfeftabt — guter Leumund — Bürgihafteftelung — geftabter Eid — 
Entrichtung der Gebühren und Präftationen. 

3), Gin jehr deutliches Bilb des hanſiſchen Haushalts, der Einnahmen und 
Ausgaben wie ihrer Verrechnung, geben bie Aufzeichnungen von ca. 1400 bei 
Lappenberg II. ©. 26. 27 und deſſen Darftellung I. ©. 23. 25f. 
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Wie in London, jo beſtanden auch in andern engliſchen Stäbten ähnliche 
deutiche Hanien, z. B. in Lynn, Boften, York, Briftol, Ipewich, Norwich, 
Yarmonth, Hull”) Alle diefe Sondergilden traten im Laufe der Zeit in 
eine gewifle Verbindung mit der großen Londoner Hanſe, indem fie durch Diele 
fich nach außen bin vertreten ließen. Su der Blüthezeit des deutſchen Han⸗ 
beld trat die Gejammtbeit aller Deutfhen in England auch äußerlich als 
Einheit auf) und hatte eine Geſammtorganiſation, wie jih aus ber Er- 
wähnung eines oberften Altermanus des gemeinen Kaufmanns von ganz Eng- 
land im Sabre 1383 ergiebt*). 

b. Ein zweiter jehr alter Mittelpunkt kaufmänniſcher Einung war 
Wisby anf der Inſel Gothland *), wo eine große Genoſſenſchaft alle dentfchen 
Kaufmannsgilden *) unter dem Namen der societas seu consodalitas mer- 
catorum — des consorcium omnium mercatorum — der universitas 
mercatorum terram Gotlandie gracia mercandi applicantium *) verband, 
gemeinfames Recht und gemeinfame Berfaffung hatte, auf regelmäßigen Ber- 
jammlungen Geſammtbeſchlüſſe faßte**) und unter einem bejonderen Siegel *) 
als Geſammtheit Berträge ſchloß “), Oandelöfreiheiten erwarb) nnd durch 


2) Rappenberg I ©. 162f. im Anhang; IL 207f. üb. Urfb. IL 349. 
Barthold IL 132. 

“) So bei. in einer Vereinbarung v. 13838 — %appenberg II. 225. — 
welche bie aus allen engliichen Häfen verjammelten Kaufleute van der hanse 
van Alemannien mit den Bevollmächtigten des Kaufmanns von Rorwergen fchließen. 

4) Des ghemeinen copmans overste alderman van al Engellant. Daneben 
aldermans des copmanns to London — alderman to Bustune — Hull — 
Jermuthe etc. 1888 Zappenberg II: 23. L 21. 

“) Sartortus L 12f. 45f. Barthold I. 117. 138. 239. 

2) Das Fortbeftehen der Einzelbanfen in der großen Gejellichaft wird z. B. 
darch bie im Sabre 1268 erfolgte Aufnahme ber Etadt Ealzwedel In die Bant 
und Gejellichaft der Kübeder „in Wisby* erwielen. Barthold I. 232. Sar- 
torius I. 14. 

“, So in den Urk. v. 1387 u. 1291. Sartorius IL Rr. 67. ©. 158. 
2üb. Urtb. I, 527. 

“5, Der wichtige Beihluß v. 1297 Sartorius IL. ©. 152 beginnt: ex 
unanimi consensu et voluntste omnium mercatorum diversarum civitatum et 
locorum, terram Gotlandiam frequentancium, propter necessitatem communem, 
quaedam arbitraciones factae sunt. 

“) Sartoriug L 16. 

) Bol. bei. den Vertrag ber Kaufleute von Gothland und Riga v. 1228 

mit dem Fürjten v. Smolensl. Weberfeßung aus d. Aufl. im üb. Urkh. L 689694. 
Als Kontrahenten ericheinen die durch Deputirte vertretenen kaufmänniſchen Ge 
fammtheiten, die auch Subjekt der erworbenen Gerichtebarleit, Nieberlafiungsrechte 
und Handelsprivilegien im Gebiet des Fürften werben. 

) Wahrſcheinlich find alle Älteren Privilegien, welche jich allgemein un „die 
Kaufleute, die Gothlaud bejuchen“ wenden, diejer großen Handelsinnung zugedacht. 
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Geſandte und Bevollmächtigte verhandelte). Die Macht tiefer Gefellichaft 
war noch gegen das Ende des 13. Jahrhunderts jo groß, daß fie im Sabre 
1287 den Stäbten felber Vorſchriften ertheiltee Sie verorbnete, daß bei 
einem Schiffbruch oder Seeraub alle benachbarten Stäbte in ben Bürger 
ſprachen ein Berbot gegen den Kauf ober Berkauf daraus herftammenber 
Sachen erlafjen follten, deſſen Mebertretung eine Buße von 20 Mark an die 
Stabt, wenn diefe aber ſäumig wäre, an bie Gefellihaft (ad usus mercato- 
rum) nad) fih ziehen werde. Jeder Stadt, die fi biefem Beſchluß nicht 
fügen wolle, wurbe ber Ausflug aus der Genoſſenſchaft der Kaufleute an- 
gedroht und der renitenten Stabt Reval eine Friſt gegeben, bei deren frucht- 
Iofem Ablauf dies Verfahren gegen fie fofort in Anwendung kommen jollte. 

Keine von den zahlreichen beutihen Handelsinnungen in den übrigen 
ſtandinaviſchen Ländern, in Schweden, Dänemark, Schonen u. |. w. gelangte 
zu folder Macht und Selbftänbigfeit den heimiſchen und fremden Gemein- 
weien gegenüber). Nur das Komptor in Bergen hatte eine ähnliche Ent- 
wicklung, die aber in fpätere Zeiten fällt sı). 

ec. Ein jeher mächtiges kaufmänniſches Gemeinweſen aber gieng von 
Gothland aus im fernen Norboften, in Nowgorod, ans den Berbinbungen 
der dorthin handelnden gothländiſchen und norddeutſchen Kaufleute hervor se). 
Obwol Hier die Deutihen fih in Winterfahrer und Sommerfahrer (aud) 
Land- und Wafferfahrer) fonderten, die zu verjhiedenen Zeiten in Nowgorod 
waren, eigne Aelterleute wählten, ihren befonderen Priefter mitbrachten und 
theilweiſe befonderes Eigentum im Hofe befaffen®); obwol überdies bejondere 
engere Verbände der Kaufleute einzelner Städte fortdanerten®*), obwol endlich 
neben den Meiftermannen eine Genoflenichaft der Gejellen (knapen, kindere) 


) Bol. z. B. Krebitfchreiben der universitas mercatorum für einige von 
ihr nach Nowgorod beputirte Tübifche, wisbyfche und rigaiſche Bürger v. 1291. 
2äb. Urt. I. 527. 

2) Sartorius L 18. 19. Ueber bentfche Bilden in Dänemark Wilda 
©. 280f. Befonderd einflußreich war bie deutſche Gilde in Kopenhagen mit 
Altermännern aus Wismar und Stettin. — Gilden in Lund, Malmd, Yftabt, 
Stockholm nah Lappenberg L 122f. 

51, Barthold III 114f. Vgl. bie Statuten von 1572 b. Marquardus, 
de jure merc., Urkb. ©. 783— 744. 

2 Bol. Sartorins I. 18f. 17f. Barthold, Hanſa I. 118. 194f. 242. 
IL 138f.; def. aber bie erhaltenen Skraen aus dem 18. Jahrhundert und einen 
lateiniſchen Statutenentwurf von circa 1281 im Lüb. Urkb. J. ©. 694-711; 
b. Sartortus IL ©. 16f. 29f. 200f. 265 — 291. 

3, Lũb. Urkb. I. S. 700: somervare unde wintervare, 80 wäanne se comet 
in dhe sny, so solen se oldermanne kesen dhes hoves unde synte peteres 
under sic selren. — In dheme groten stoven dhe dhen wintervaren to be- 
horet. ©. 701f. 

s) Bol. ib. S. 708, wo ein Altermann von Gothland, einer von Kübel, 

L 28 
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mit eigner Stube und eignem Borftand beſtandee): fo ſtand doch die Ge⸗ 
fammtheit aller Deutfchen den Rufen als organifirte Einheit gegenüber °). 
Unter einen gemeinfamen Altermann (des hoves oldermann) und gemein- 
famen „Weifeften" oder „Rathmannen“ ®”) bilbeten fie eine nad eignem Recht 
lebende Genoſſenſchaft ®), faßten Beichläffe und Willlürenst), verlangten von 
den einzelnen Genofien Gehorfam, gute Sitte, Brüderlichkeit, Enthaltung jeder 
Gemeinfhaft mit Ungenofjen (befonders Ruffen), Abgaben, Wehr und Wade 
im Hofe. Als Gefammtbeit erwarben fie Freiheiten und Monopole, führten 
Streitigkeiten und Kriege, ſchloſſen Vergleiche, Bünbniffe und Verträge und 
bildeten ein abgeichlofienes, den einheimiſchen Bewohnern gegenüber vollkom⸗ 
men paritätiiches Gemeinmeiene). Der Gefammtbeit gehörte ber Hof und 
die Kirche der Deutſchen ei), gehörten die Verſammlungs⸗, Gejellichafte- und 
Lagerräume darin, fand auch an denjenigen Stuben ober Räumen, an wel- 
hen ein Sonderrecht der Einzelhanjen anerfaunt war, das Recht zu, im Noth- 
fall die Räumung zum Gemeingebraud zu forbern“*), gehörte endlich eime 
gemeine Kaffe und bewegliches Vermögen). 


einer von Soeft, einer von Dortmund erwähnt wird, deren Jeder einen Schlüffel 
zu sante Peteres kisten — b. 5. der Kirchenlafle des Gefammtvereind — 
haben fol. 

ss, dhere kindere store — ib. ©. 701. — Zwift unter ben Kindern bei 
ihrem Gelage wird entichieben vor ereme oldermanne. S. 702. 

5) Der offizielle Titel der Genofienfhaft war: Oldermanni sapientes uni- 
versigue singuli mercatores Nogardiensis curie — Sartorius II. S. 21 —, 
seniores prudenciores et communes theutonici mercatores pronunc existentes 
in Nogardia — ib. ©. 222 — oder ähnlich. 

, Lũb. Urtb. I. 697. 700. 702. 704f. Vgl. 680: ab nonorabilibus viris 
- oldermanno et senioribus Teuttonicoram Nogardie constitutorum. 

s) Ib. ©. 700: reckt, dhat van aneginne gehalden is unde gewesen 
hevet in dheme hove dhere dhutschen to nogarden .. . to haldene allen 
dhen genen, dhe dhen beschedenen hof pleget to sokende bi watere unde 
bi lande. 

sw) Ib. ©. 700: van eneme gemenen wilcore dhere wisesten van allen 
steden van dhutscheme lande. ©. 708: Na deme olden sede is dhat wilooret 
van ghemenen dhutschen van allen steden. 

©), Das Berhältnig wurde ald ein Bündniß — pax et foedus concordie 
et amoris — aufgefaßt und beichworen. ©. 694. 695. 

*) Curia Theutonicoram, hof der dutschen ober curia s. Petri. Auch 

Allmendrechte gehörten dazu. S. 695. 
..%6. 700 u. 701: alle dhe stoven sunder dhen groten stoven, dhe den 
wintervaren to behoret, dhe dhar sin in dheme hove, dhe solen sin gemeine. 
Die Stube der Kinder follen diefe, wenn fie für ben gemeinen Gebrauch in An 
ſpruch genommen wirb, enberen to dhere tit dhor behof dher gemenet. 

* S. 700. 704 - 707. 708. Auch s. peteres holte, s. peteres ketele 
wird erwähnt und Sonbernupung daran verboten. ©. 703. Gemeinfame Aus 
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So fand diefe Genoffenfchaft deutfcher Kaufleute in Nowgorod gleichſam 
in ber Mitte zwiichen einer Handelsgilbe und einer Stabtgemeinde und wurbe 
im Laufe der Zeit mehr und mehr eine wirkliche freie Stabt und enblih ein 
freier Staat, eine blühende und mädtige Republik. 

Gleich ihr gab es, wenn auch in Pleineren Berhältniffen, manche andere 
Handelsniederlaffung, von ber e& kaum zu beftimmen ifl, ob fie Silbe ober 
Gemeinde war, ober die mit ber Zeit dieſes aus jener wurbe). Doch find 
von den kaufmänniſch⸗geſellſchaftlichen Gemeinweſen die von Anfang an auf 
wirkliche Anfälligkeit und Ginbürgerung gegründeten beutjhen Gemeinden ber 
Theutonici oder hospites zu unterſcheiden, welche in nordiſchen und öftlichen 
Städten neben den Gemeinden der Fremden vorlommen. Das waren in ber 
That wirkliche Stabtgemeinden, die mit den einheimifchen ſtandinaviſchen, ſla⸗ 
viichen ober magyariichen Bewohnern ber Stadtmark nur durch ein föberati- 
ved Band verknüpft wurden und erft fpäter oft mit ihnen zu einer einzigen 
Stadt zuſammenwuchſen. Als Beiſpiele koͤnnen die Gemeinde der Deutichen 
in Wisby, weldye dort neben einer gothländiſchen beſtand und nicht mit der 
Kaufmannshanfe zufammenfiel®), und die Gemeinde der in Prag anfäffigen 
Deutichen*) dienen. 
gaben werden von s. Peteres gut — upe s. Peters cost beftritten; fo die Be⸗ 
zablung eines Priefterd. ©. 701. 

“), So bie Bitten der deutſchen Kaufleute auf Schonen. Wilda S. 287. 
Sartorius L 17. 18. 

*s, Sie nannte ſich Teutonici in Wisby ober advocatus consules et com- 
mune Theutonicorum civitatis wisbucensis. Als foldhe war fie ben Guttenses 
in Wisby gegenüber ein eigenes Gemeinweſen und ſchloß 1163 mit ihnen Frieden 
und Bertrag. %üb. Urkb. L 4. Auch fpäter gieng fie auf eigene Hand Bünd⸗ 
niffe ein — fo 1280 mit Kübel — Urkb. L 868 — 1282 mit Lübed u. Riga — 
bb. © 3% — und hatte ein befonbered Siegel. Sartorius L 17. Note 1. 
Mit ber gothländifchen Gemeinde zufammen bildete fie die eigentlihe Stadt — 
eivitas — vou Wisby, die fh fo als ein merkwürdiged Doppelgemeinwefen 
&harakterifirt. Vgl. Url. v. 1280 Lũb. Urkb. L 871: consules et commune civitatis 
tam Theotonicorum quam Guttensium; sig. civitatis tam Theotonicorum quam 
Guttensium. 1288 ib. II. 5.: adv. et cons. tam Goth. quam Theutonicorum 
et communitas eivium de Wisby. — Ausbrüdiid wird fie neben ber Kauf- 
manndgejellichaft genannt. Bol. 3. B. Urk. aus d. Ende bes 18. Jahrh. Lüb. Urkb. J. 
680: Schreiben ber Stabt Riga: advocato et consulibus in Gotlandia necnon 
et venerabilissimo cetui universitatis mercatorum ibidem existencium (ähn- 
lich die Adrefie. — Natürlich fland fie aber in engem Zuſammenhang mit dieſer, 
nnd fpäter trat die leptere neben ihr zurüd. Sartorius L 16f. 

*) Jura Teutonicorum in suburbio pragensi d. 1065 ebdirt v. Roͤßler, 
Das altprager Stabtr. 1845. Urk v. 12736. Tzfchoppe u. Stenzel S. 884-388; 
bei. ©. 885: concedo . . eisdem Theutonicis vivere secundum legem et justi- 
tiam Theutonicorum. — Anbere Beifpiele bei Biſchoff, öfterreichifche Stadt⸗ 
echte; 3. DB. aus Agram S. 1. Kreuß ©. 66. Peſth S. 102f. Preßburg ©. 133. 

25* 


 GSartorins L 11f. 45f. Ennen, Köln IL ©. 555f. Barthold, 
Hauſa IL ©. 112f. 243f. DIL 126f. 

“) Bol z3. 3. Priv. ». 1310. ab. Urkb. IL 2237. 228 (omnibus meresto- 
ribus de Hansa Alemaanie presentibus et fateris); 1313 ib. ©. 280— 288; 
Ur. Nr. 117. 118. 119. 120. 127°. 140. 147. 160. 165 b. Sartorius IL. 
©. 239 f. Schon 1232 — Lüb. Urt. L 392 — treten die mercatores Romani 
imperii durch Bevollmädtigte mit dem Grafen v. Flandern, der Stadt Brügge, 
ben ſpaniſchen Kaufleuten nebſt benen, bie fich ihnen angelchlofien, und den 
flandriſchen Kaufleuten zur Feſtſezung einer gemeinfamen PBaageorduung zufammen. 
Befonbers ausführlich ift das Privileg bes Herzogs vou Lothringen, Brabant und 
Limburg v. 1313 (kũb. Urfb. I S. 280288), welches ben mercatores regni 
Almannie seu Teutonie cum sociis suis vel aliis eorum societatem sequi et 
intrare volentes alle Freiheiten, Zölle und Privilegien beftätigt; ihnen das Recht, 
einen capitaneus zu wählen und jo viel congregationes als fie wollen abzuhalten, 
giebt; ihnen mit einziger Auenahme der an Leib und Leben gehenden Sachen bie 
Befugniß giebt ad ordinandam disponendum corrigendum et puniendum ... 
juxta ordinationem inter ipsos antiquitus consuetam; und ihrer Gerichtäbar- 
keit nicht nur Genofien, fondern aud) Beamte und Diener, die fie halten unb ber 
Geſellſchaft vereidigen dürfen, falls fie fi gegen einen Genofien (de societate 
mercatorum) vergeben, unterwirft (super hoc coram societate mercatorum 
questio moveatur). Bei Streitigfeiten zwiſchen Kaufleuten und Unterthanen des 
Herzogs tritt ein von beiben Theilen gleichmäßig beſetztes Schiebögericht ein. 

, Bol. die Willfür v. 1347 und andere Berordnungen nnd Statuten des 
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fhen zur Pflicht machte, dem Genofjen”) in allen Rechtshändeln nad Kräf- 
ten beizuftehen, daß er jede Hanbelöverbindung mit Fremden, bejonbers Fläa⸗ 
mingern, verbot, daß er den, ber flandriſches Bürgerrecht erwarb, für immer 
vom Berbande ausichloß, daß er für jede Berufung an ein außergenoſſenſchaft⸗ 
liches Gericht von einem zwiſchen zwei Genoſſen gefällten Spruch eine Buße 
von einer Mark Golbes in die Büchſe der Genoſſenſchaft feftiehte”). Be 
fonders wichtig wurbe die Eintheilung in Drittel, welche er zur Handhabung 
des Rechts und zur Wahrung ber Privilegien vornahm (Dat de ghemenen 
coplude .. sint ghedelet in dre deel). Jedes Drittel, von benen eins bie 
lübiichen, wenbifhen und fähftfchen, das zweite die weftphälifchen und preu- 
Bilden, das dritte die gothländifchen, Tiefländiichen und ſchwediſchen Städte 
(d. 5. deutſche Gemeinden in Schweden) umfaßte, war in ſich eine beſondere 
Körperichaft, jo daß bei Geſammtbeſchlüſſen Stimmenmehrheit der Drittel 
entſchied (wes de twe derden dele over en dreghen, dat des dat derden- 
del sal ghevolgen). Jedes der Drittel wählte jährlich zwei von ben ſechs 
Altermännern, die während des Tahres fich Tooptirten und richterlihe Gewalt, 
Friedensbefehl, Berufung der Berfammlungen (de ghemen duschen to 
samene to bedene) hatten, und je einen Rath oder Ausſchuß von 
Sechſen. 

Diefe Drittelsverfaſſung gieng etwas verändert auf bie anderen Komtore 
über und wurbe endlich die Grundlage für die Organifation der großen beut- 
hen Hanſa. Hiervon und von ber Bedeutung, welche bie Komptore über- 
haupt als Keim der Hanfa Hatten, wird unten gehandelt werben 7). 


gemeinen Kaufmanns 6. Sartoriud IL Nr. 164f. ©. 895f. Lüb. Urkb. II. 
814f. 909f. 

°, Im Verhaltniß zu einander hießen alle beutfchen Kaufleute in Flandern 
soeil, ihre Verbindung societas. Vgl. Priv. v. 1818 in Rote 68. 

71) Auch gegen die Geſammtheit felber burfte der Genofje nur vor ber &e- 
nofſenſchaft Recht ſuchen. Vgl. Url. v. 1850. Lüb. Urkb. IL ©. 909f., wo der 
meyne copman unter Berufung auf fein Statut: dat nen copman anders war 
recht solde soken dan vor uns, gegen einen lübifchen Bürger, der wegen einer 
vom Genoffenichaftögericht gegen ihn erfannten Strafe „den meynen copmann vor 
de wed van Brügge“ verklagt hatte, dort aber abgewiefen war (van welker claghe 
de wet vorseyd de warheit horde ende delde den meynen copmanne recht ende 
Th. B. unrecht), um des großen Unrechts und ber Schmach willen, bie er über den 
gemeinen Kaufmann bringen wollte, beſchloß (droch... over ein ende ordinerde): 
daß Fein Kaufmann ber beutichen Hanfe heimlich ober offenbar Gefellfchaft ober 
Geſchäfte mit ihm machen, noch auch nur feine Güter in ein von Ihm befrachtetes 
Schiff bringen, daß kein von einem Hanfebruber befrachteter Schiffer fein Gut 
annehmen bürfe und daß jeder Zuwiberhandelnde vom Recht des deutfchen 
Bereind für immer audgeichloffen (buten der Duschen rechte) fein ſolle. 

79) Bol. 8 46. 
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8 88. Die Genoffenfhaften der Handwerker. Das freie 
Zunftwejen!). 

Wurde der Handwerkerſtand, befien große Maſſe nur langſam aus ber 
Hörigkeit zur Freiheit emporftieg, von dem Gedanken ber Einung am fpäteften 
ergriffen, jo zeigte fi) doch gerade an ihm im berrlichiter Weife die Macht des 
neuen Principe. Wohlftand und Anfjehen, Bildung unb innere Tüchtigkeit, 
bürgerlihe Tugenden und emblih die Herrſchaft in ben Stäbten, bas 
Alles errang er dur das Mittel freier genoffenfchaftlicher Vereinigung, durch 
die zünftige Organifation. 

Mehr als irgend ein anderes Inftitut haben die Zänfte unter Beibehal- 
tung der meiften äußeren Formen im Laufe der Sahrhunderte ihr Weien ge- 
wechſelt. Denkt man jett bei Nennung ihres Namens bauptjächlih nur an 
ihre fümmerlihen Refte in ber Jetztzeit, an ihre Entartung und ihren Ber 
fall im 17. und 18. Sahrbundert, wo fie wie faft alle aus einer größeren 


) Bol. Hüllmann, Stände II. 182f. Städte L 815f. Ochs, Bafel 
I. 8ı8f. I. 123—146. Gtenzel, in der Einl. zum ſchleſ. Urkb. S. 248 f. 
WildaLc. S. 821f. Tittmann Lc. L S55f. Bluntſchli, Std. u. Rechtsgeſch. 
von Zürich I. 324f. Arnold, Städte L 246 f. IL 208f. Frensdorff, Lübeck 
S. 129. Heusler, Bafel ©. 84f. 114. 176. 198f. Ennen, Köln L 
586 f. II. 612. Boigt, Geſch. Preußens V. 886 f. VI. 720-780, Maſcher, 
das bdeutfche Gewerbeweſen von der früheften Zeit bis auf die Gegenwart. Pots- 
dam 1866 ©. 148f. Hafeman, sn. v. „Gilde: in der Encyklop. v. Erf u. 
Gruber I, 67. ©. 240f., bei. S. 257—282. Hirſch, das Handwerk unb bie 
Zünfte in der chriftlichen Geſellſchaft 2c. Berlin 1854. — Berner über einzelne 
Zünfte: Böhmert, Beiträge zur Gefchichte des Zunftweſens. Leipz. 1862. 
und Werner, Urkundl. Geld. ber Iglauer Tuchmacherzunft. Leipz. 1861. 
— GSpeciell über das Zunftweſen ber bier beſprochenen Periode unter richtiger 
Würdigung feines Gegenfaped zu bem fpäteren Zunftweien handeln Wehr: 
mann, bie älteren Lübedifchen Zunftrollen. Lüb. 1864 in ber Einleitung und 
G. Schönberg, zur wirthſchaftlichen Bebentung bes deuiſchen Zunftweiens im 
Mittelalter. Berlin 1868. 

Die wichtigften bisher publicirten Zunfturkunden aus biefer Zeit findet man: 
aus Worms b. Schannat II. 206—208. 212. 218. 242f. 820f.; aus Bafel 
v. d. 3. 1248. 1256. 1260. 1268. 1271 ac. b. Ochs L 818. 822. 840. 850. 851. 
891. 892. 408 un. b. Tronillat, monuments de l’histoire de l’ancien &r&chs 
de Bäle IL Nr. 398. .898. 445. ©. 574. 579. 684. IL Nr. 71. 75. 187. 165. 
©. 105. 107. 184. 218. III. Nr. 198. ©. 832; aus Frankfurt 5. Böhmer, Cod. 
Moenofr. €. 623f. 685f.; aus vielen anderen ſüddeutſchen Städten bei Mone, 
Zeitſchr. Bd. 13. ©. 129. 278f. Bd. 15. ©. If. 270f. Bo. 16. ©. 151f. 397 f% 
ans Schleſien, Sachen, Thüringen bei Tzſchoppe u. Stenzel; aus Berlin 
b. Fidicin, Regeften zur Gefch. v. Berlin, hiſtor. diplom. Beitr. I. 74. IL 2f. 
120f. 358f. III. 12f. 187; aus Bremen bei B. Böhmert, im Anbange; bie 
reichften Schätze aber aus Köln b. Ennen u. Eder$ L 880f. II. 128. 892, 
und aus Lüber in dem citirten Werk von Wehrmann. 
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Bergangenheit übrig gebliebenen Körperihaften une noch ber engherzigften 
Privilegienfucht, dem Heinlichften Monopoltengeift, der verknoͤchertften Selbft- 
jucht dienten: jo darf man doch barüber nicht vergeſſen, daß von biefem fpä- 
teren Zercbilde in Allem faft außer in Formen und Namen fih die zur Zeit 
ber mittelalterlichen Stäbtefreibeit blühenden Zünfte unterſchieden, welche eine 
großartige Gefammtorganifation der gewerblichen Arbeit, wie bie Welt fie 
weber vorher noch nachher geſehen, erzeugten, welche zum erfien Mal in ber 
Geſchichte das. Recht nnd die Ehre der Arbeit zur Anerkennung 
brachten ?). 

Die Grundlage diefer Organifation war Die Freiheit. Die freie Ar- 
beit diefer Zeit war freilich nicht die Willkür der Arbeit, wie die freie 
Konkurrenz in bebingungslofer Geftalt fie mit ſich führt: aber nur bie jelbft- 
gewollte genofjenfchaftliche Verfafſung und das Intereffe des gemeinen Weſens 
waren da die Schranken, wo früher das Herrenrecht und fpäter das Monopol 
beichräntend wirkten. Das freie Zunftwejen tft fo feiner innerften Natur 
nad) verfchieben von den beiden Phaſen der Arbeit, zwifchen denen es hiftoriſch 
in der Mitte fteht, von der unfreien Fronhofswirthſchaft und ihren 
Hofämtern, die erſt in den Hofinnungen den Mebergang zu einiger Selbftän- 
digkeit der Handwerker babnten, und von ber privilegiirten Arbeit ber 
geichloffenen Privatreihtslorporationen, welche das Gewerbereiht als mohlerwor- 
bene Bermögensrecht behandelten. Bis über das Ende bes Mittelalters 
reichen die Reminiscenzen be Hofrechts hinunter, bis in bas 14. Jahrhundert 
binanf die Spuren ber beginnenden Umgeftaltung im fpätern Sim. Allein 
in feinen Grundzügen ftellt fich das Zunftweſen vom 13. bis zum beginnenden 
16. Jahrhundert als eine von feinen Vorläufern wie von feinem Ausgange 
diametral verjchiedene Geſammterſcheinung bar. 

L Ihrem Grundwejen nad waren die freien Zünfte Ginungen 
oder Silben ber durch die Gemeinſchaft des Berufs einander nahe ftehenden 
Sewerbtreibenden, und zwar nicht nur der Künftler und der eigentlichen Hand» 
werfer, ſondern auch der nicht ben Kaufleuten zugerechneten Krämer und 
Händler, der Fischer und anderer Perfonen des Nährftandes. 

1. Die Zunft war daher eine auf frei gewollter Bereinigung berußenbe 
Verbindung oder eine gewillfürte Genoffenfchaft, welche gleich anderen Silben 
ben ganzen Menſchen, wie heute nur Familie und Staat, ergriff und ihre 
Mitglieder glei Brüdern mit einander vereint. Sie war und nannte ſich 
eine Brüberichaft (fraternitas, confraternitas), eine Genoffenihaft oder Ge- 
fellichaft (consortium, societas, sodalitium, convivium), eine gejdhworene 
Einung (unio, conjuratio) oder Innung, eine Gilde, Zeche, Gaffel ober 
Zunft?), Namen, welche alle auf den freien Willen der Berbunbenen 

2), Bol bei. Schönberg 1. c. ©. Bf. 


5, Aecltefter Name: broderscap oder fraternitas. So 1149 in Köln, Lacombl 
L 251. — Innunge ſchon 1164 in Magdeburg. Innunge n. societas 1235 in 
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als Eriftenzgrund bes Vereins weiſen. War in ber bofrehtlichen Innung 
ber Wille des Herrn, in den privilegiirten Zünften das gemeinfame Monopol 
ber legte Grund bes Inftituts, jo war und blieb in den freien Zünften ftets 
der Gedanke der Einung die Bafis der Genofienfhaft und man fprach es mit 
Bewußtſein aus, daß für den einzelnen Genofien der eigne Wille Grund ſei⸗ 
ner Unterwerfung unter das Zunftgefeß und Zunftgericht ſei). Diefer Wille 
des Berbundenfeins war aber nicht auf einzelne Gemeinſchaftszwecke, fondern 
auf die Gemeinſchaft fehlechtbin gerichtet und bie Zunft war daher weber 
ausichlieglich noch auch nur vorzugäweife um gewerblicher Zwecke willen ba. 
Bon der unmittelbarften politifchen und Eriegerifchen, gefelligen und religiöfen, 
fittlihen und rechtsgenofſenſchaftlichen Bedeutung, ſah fie allerdings das in 
ber Regel gleichartige Gewerbe ihrer Mitglieder als einen Hauptgegenftand 
ihrer Fürſorge an: allein es blieb dies eine ımter mehreren Folgen der Ge⸗ 
nofienverbinbung, nicht war wie fpäter der Genofſenverband Ausflug des ge- 
meinfamen Gewerberechts. Noch war das Gewerbereht Mittel zum Zweck 
der Zunft, nicht die Zunft lediglich Mittel zum Zweck bes 
2. Die zweite wichtige Seite des Zunftweiens war bie, daß berartigen 
‚ gewilllürten Vereinen in ber Regel (keineswegs nothwendig) ber Betrieb eines 
gewifien Handwerks ober Gewerbes als Geſammipflicht oblag und als Ge 
ſammtrecht zuftand. Dieſes Geſammtrecht aber hatte urfpränglich keinen pri- 
vatrechtlichen, fondern einen dffentliherehtlihen Charakter. Es war 
und hieß ein dffentlihes Amt. Die Genoffenfchaft ſelbſt wurde nad 
biefem Amt ein Amt ober ammet, officium, ein hantwerk ober gewerk, 
opus, auch, weil man an eine leihweiſe Ueberlafſung dachte, ein lehen genannt ®). 


Halle, Tafhoppe u. Stengel S. 298 $ 86. — Consorcium ſchon 1164 in 
Hagenau; Gaupp, Stabtr. L 100 $ 28; 1256 in Bafel, Ochs L 348; 1818 in 
Lübeck, lüb. Urkb. II. 1046. Anm. 7. Confratrias . . vulgariter dictas zü 
confratriae sive zunftae, societati seu confratriae in Bajel 1260, Ochs I. 
350. Trouillat II. 105. Fraternitss und gilde 1276 in Hörter, Wigand, 
Geſch. v. Corvei IL 266. Convivium 1300 in Bremen, Wilda ©. 826. 
Zeche 1864 in Wien. Wilda ©. 368. — Conjuratio, conspiratio fynonym mit 
societas, eyninge, ghilde in ben Verboten, 3. B. 1219 f. Goslar. „Zunft” wurde 
in Sübbeutfchland vorherrſchend; „Saffel’ in Köln; „Geſellſchaft“ fehr häufig in 
Srankfurt b. Böhmer 1. c. Unio vielfach in Magdeburg, auch 1854 in Münfter. 

*, Weisth. der Frankf. Kürfchner v. 1855 b. Böhmer ©. 689: Wer under 
uns dyse gesecze und recht nicht halden wil als vore stet und das widdir 
reddit, wan he virbrichet, das he selbir mit uns hal gemach!, und envil sine 
eynunge nicht geben, als he selbir gelobit kat mit uns: mit dem han wir keyne 
gemeynschaft an den dingen alse vor stet geschrebin. Vgl. W. ber Lowere 
ib. ©. 648. 

5) Die Namen amt, officium u. ſ. w. find namentlich in Lũbeck in Gebrauch. 
Hier auch „lehnen“, Wehrmann ©. 26, und „opus“ — 1259 ib. 2. 
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Dieſes Amt, welches den Begriff der Pflicht) vor dem bes Rechts 
in fi enthielt, war zur Zeit der Städtefreiheit ein Dienft des ge 
meinen Weſens, ein ftäbtifched Amt öffentlicher Natur; hierdurch unterfchieb 
es fi von dem patrimonialen Dienftamt bes Hofhandwerkers ebenfo jehr, 
wie won dem fpäteren privatrechtlichen Bewerbemonopol. Das Amt an 
fih Hatte im ftäbtifchen Gemeinweien Leinen Vermögenswerih. Was ber 
Zunftgenoffe durch das Handwerk erwarb, war bie Frucht feiner Arbeit, 
nicht Die Frucht einer erfinfiven Gerechtigkeit. Hierans ergaben ſich die wid- 
tigften Konſequenzen. 

Bor Allem mußte der aus dem Amtsbegriff mit Nothwendigkeit folgende 
Zunftzwang”) eine ganz andere Bebentung als fpäter haben. Sein In- 
balt war urfprünglich nur der, daß den Zünften bad Recht ertbeilt wurbe, 
Jeden, weldher dad betreffende Handwerksamt ober Gewerberecht erlangte oder 
ansübte, zum intritt in bie Genoſſenſchaft zu zwingen®), ein Zwang, 
deffen thätfächliche Vollziehung theils bei der Stabtbehörbe verblieb"), theils 
den Zünften felber zufam'%). Später wurde vielfach, indem bie Entſcheidung 
über Aufnahme ober Nichtaufnahme der Zunft zufiel, der Zunftzwang dahin 
erweitert, daß mit ihm bie Ertheilung des Amtes felbft oder doch das Zu⸗ 





Handwerk ift überall Ablih, 3. B. au in Frankfurt. Böhmer ©. 649. 667: 
der zunfften adir hantwerken eyne, 

) Schönberg ©. 87. 42. Note 74. Wehrmann, Einl. S. 21f. — Bol. 
üb. Zunftzolle v. 1400 ©. 488, wonach die Höfer verpflichtet find, Dorſch, 
ber vor die Mauern kommt, tho der stadt beste au Taufen. R. v. 1507 ib. 289. 

7) Bol beſ. Schönberg ©. 18 —86. 

& So ſchon 1149 bie Kölner Weber und 1164 die Magdeburger Schufter. 
Ebenſo 1248 die Spinnwetter in Bafel, Ochs L 828. Trouillat L 579: 
qui vero huic societati eorum . . . interesse noluerint, ab affcio operandi 
pro suo arbitrio in civitate penitus excladantur. Urf. der Schlächter v. 1848 
Ochs I. 818. Tronillat L 574. Beifpiele eines wirflich ausgeübten Zwanges 
zum Eintritt in die Zunft v. 1817. 1404. 1489 aus Mainz u. Landbau db. Mone 
Br. 16. ©. 178. 179. Bol. auch Fidicin 1. c., bef. II, 2. ©. 120, 

MD Bol. bei. d. Weisth. der Frankfurter Schneider v. 1855 6. Böhmer 
©. 644: wer einen Rod machen will und ein unbeiprodener Mann tft, da han 
wir die bescheidenheid gehabit von den burgermeistern, das sie uns eynen 
richter darzu lehen, das wir die dar zu dringen mochten, das sie unsir zunff? 
gehorsam werin. W. der Zimmerleute ib. S. 646: und wer der zünffte nicht 
enhat und widdir der zunffte willen wil erbeiden, den sullin wir mit eyme 
richter phenden. Ebenſo Steinbeder ib. 646, Steinmetzen und Bender ©. 647. 

ı0, Schon 1262 geftattet der Bifchof ben Basler Gärtnern: wir erlauben 
inen ouch, swer sich mit ir antwerke begat, dass sie den twingen mugent 
mit dem antwerk in ir zunft. Ochs I. 358. Troutllat II. 807. Ebenfo 
1268 den Webern, 1271 den Spinnweitern. Ochs I. 898, 408. Troutllat ll. 
184. 219. 
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fanmenwirken dazu mit Stabtherren ober Rath ald Befugniß ber Genofjen- 
haft galt’). Allein ber urſprüngliche Geſichtspunkt wurde auch jet nicht 
verändert. Weil nur, wenn ihre Genofienfchaft alle Handwerker des Amtes 
umfaßte, Kontrolle der Arbeit und genofſſenſchaftliche Gewerbe- und Sitten- 
polizei durchführbar fe, nur fo die Ehre des Handwerks und dag ge- 
meine Befte gewahrt werben koͤnne, verlangten die Zünfte das Recht bes 
Zunftzwanges'*). Nicht Ansichliegung Anderer vom Nuten des Handwerks, 
fondern Unterwerfung bed gejammten Handwerks unter bie Zunft!) war ſo⸗ 
mit das Ziel biefes Strebens nach Ausſchließlichkeit des Zunftgewerbes. Lief 
ein felbftfüchtiges Motiv dabei unter, fo war dies ficherlih nicht Konkurrenz⸗ 
furcht und Eigennub, fonbern weit mehr dad Streben nah Macht. Noch 
wollte man mehr die Genoſſenſchaft heben ala die Genoffen. 

a. Deshalb beichränkte ſich das Gewerbemonopol der Zunft im Verhält⸗ 
nig zu den Unzünftigen im 14. und wefentlih noch im 15. Jahrhundert auf 
den Ausſchluß der nicht der Zunftlontrolle unterliegenden Artikel von Verkehr 
und Handel. Bon je war daher die Ausübung bes Handwerks durch eigne 
ober der Dienftboten Gefchiclichkeit für den eignen Bebarf Jedem geftattet 1%). 
Fremde aber waren von der Konkurrenz mit den ftäbtiichen Handwerkern ur- 
fprünglich keineswegs ausgeſchloſfſen, fondern mußten fi nur, wenn fie ihre 


11) So fagen die Frankfurter Gewandmacher (1855 Böhmer 685): Niemand 
fol Gewand machen, her habe unser zunfft. Aehnlich die Bäder ib. S. 640. Bal. 
Urk. der Weinfchröter v. 1468. b. Schannat II. 248: niemand ausser in wyn 
schroten um lon. gl. ferner bie Tübifchen Rollen v. 1856 ©. 840. 1880. 185. vor 
1409. 859. 1421. 248. 1486. 211. 1474. 295. 1480. 164. 1481. 454. 1508. 250. 254. 
2357. Charakteriftiſch tft für diefe Auffafiung in der Rolle v. 1508 ib. ©. 254 
der Ausbrud: item wert sake, dat jemant baten ampies Dbrukede des ampies. 
Ur. v. 141 u. 1471 5. Mone Bd. 15 ©. 292. Bd. 16 ©. 162. Urk. v. 1830 
db. Ennen un. Ederg L 388. Bol Wehrmann, Einl. ©. 95f. Wilda 
©. 826f. Schönberg ©. 24f. — Aufnahme in bie Zunft ift nun ibentifch 
mit Ertbeilung bed Handwerkrechts, Ausſchluß mit Unterfagung befielben (4. B. 
Basler Diepgerbrief v. 1248: a foro emendi et vendendi penitus exeludatur). 

12) Am beutlichften fprechen dies bie Frankfurter Mebger 19855 b. Böhmer 
©. 688 aus. Sie verlangen den ausſchließlichen Fleiſchhandel, weil man fonft 
nicht wiſſen könne, ob das Sleifch schelmys sij adir nicht. Dann fahren fie 
fort: wan wiszet libin herren und libin frunde, daz wir es nicht endun umb 
unsern nulz, wan wir besorgen eynes gemeinen landes nod da mydde von des 
vorgenanten fleyssches wegen. Andere Stellen, in benen bad gemeine Beſte 
ald Grund des Zunftzwanges vorangeftellt wird, 6. Schönberg ©. 88 Note 71. 

13) Huic fraternati . . . subjiciantur heißt es in der Kölner Urk. v. 1149; 
das sie unsir zunfft gehorsam werin in bem Weisth. ber Frankfurter Schneider 
(Rote 9). 

1) So fon Weisth. der Frankf. Bäder v. 13565 Böhmer 640. Bol 
Schönberg ©. 28f. 
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Waaren in die Stabt brachten, der genofſſenſchaftuichen Arbeitöpolizei unter- 
werfen 5). Beſonders bie regelmäßigen Märkte waren es, weldye ben außer⸗ 
ftäbtiichen Handwerkern Gelegenheit boten, ihre Arbeit abzufegen'. Auch 
im Uebrigen aber traten erft allmälig größere Beichränkungen der jogenannten 
Säfte hinfichtlich der Zeit, bes Ortes und ber Art des Berfanfes ein”) unb 
auch dieſe Beſchränkungen giengen urjpränglic aus der Rüdfiht auf die Er- 
möglichung einer Kontrolle der feilgehaltenen Arbeiteprobntte hervor und 
ſteigerten fich erft ſpaͤt zu völliger Ausfhliegung ber Konkurrenz frember 
Städte!) und zu ungebührlicher Ausdehnung des Bannmeilenrechts ober bes 
Berbots des Handwerksbetriebes auf dem umliegenden Lande!) Auch im 
Berhältuig zu ben übrigen ftäbtiihen Körperſchaften, den Kanflenten und 
Krämern einerfeitö"), verwandten Zünften anbererfeits, waren zwar die Amts 
befugnifſe genau begrenzt und es wurben fchon im 14. und 15. Jahrhundert 
vielfach Darüber Streitigkeiten geführt, Vergleiche geichloffen, Rathsverordnungen 
unb gerichtliche Urtel erlafjen: allein hierbei waltete im Wejentlichen noch mehr 
ver Gedanke, Eingriffe in die eigenen Amtöbefugniffe und die damit verbundene 
Machtfphäre zu verhüten, die oͤffent liche Stellung ber Zunft zu ſchützen, als 
durch Beichneibung der Konkurrenz ben Gewinn ber Einzelnen zu erhöhen"). 


1 So heißt es in ber lüb. Rolle v. 1870 ©. 866 nur: vortmer wandel- 
bere guth van erem ambethe, wor hir dat kumpt in de stat, dat scal man 
hir nicht sellen. Und ebenfo verlangen die Rollen v. 1414. 1421. 1425. 1471. 
1473 ©. 371. 348. 161. 179. 456 nur Schau durch die Helterleute des Amts, 
zu befien Reflort das Produkt gehört. 

se) Schönberg ©. 33. 34. 

7) So war in übel bei vielen Gewerken ben Gäſten nur erlaubt, eine ge- 
wife Zeit (meift 3 Tage) in der Stadt mit ihren Warren auszuftehen — 1885. 
1400. 1483. 1448. 1500 ©. 261. 436. 234. 481. 261. 400 —, bad Ausftellen, 
Aushängen, Herumtragen — 1433 ©. 254 — oder der Detailverlauf — 1414. 
1473. 1507. ©. 371. 456. 475 — verboten, ber Berlehr Fremder mit Sremben 
(die Nürnberger auögenommen) unterfagt. Wehrmann ©. 107. 

is), So tin Lübel 1356 bei den Pelzern, 1436 bei den Pantoffelmadhern, 1440 
bei den Böttcher. Wehrmann ©. 359. 211. 175. Bel. and) 1510. 1558 ib. 
347. 308. Ennen und Ederg L 387. 

) Wehrmann, Einl. ©. 98. 99. 

) Hierüber Wehrmann ©. 100f. Schöberg S. 80—88. Beſonders 
Iehrreich find die 6. Wehrmann publicirte Gäfterolle und Bürgerrolle v. 1370 
©. 272—275, welde die Grenzen zwiſchen Kaufhandel und Krambanbel bezüglich 
fremder und refp. Lübifcher Kaufleute vetaillirt feftftellen, und die Enticheibungen 
über verſchiedene Streitigkeiten zwifchen Krämern und anderen Yemtern v. 
1444—1550 ib. ©. 285—291. — Bgl. die Rechte der Krämer in Goslar nad 
den Statuten b. Göſchen S. 108 3.” Of. 

29 Bol. 3. B.b. Wehrmann bie Vergleiche v. 1345, 1364. 1475. 1508. 1479. 
1898 ©. 201. 202. 879. 416; die Klage ber apengeter gegen bie luchtenmaker e 
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b. Bor Allem aber war auch die andere Seite des Zunftzwanges, bie 
Erteilung des vollen Gewerberechts durch die Aufnahme in die Zunft, in 
ben Zeiten ber auffteigenben Entwidlung weit weniger eine Frage des Nubens 
als der Macht. Allerdings war ed das eifrigfte Bemühen der Zünfte, die von 
voller Selbftändigkeit untrennbare Befugniß der alleinigen Entſcheidung über 
bie Aufnahme ihrer Mitglieder und der alleinigen Rormirung ber erforderlichen 
Bedingungen zu erlangen. Gerade hierüber entbrannte mandyer Streit zwi- 
hen Zünften und Stadtherren oder Stabträthen**) und, während mit dem 
Siege ber Zunftbewegungen meift die volle Durchſetzung biefes Anipruches 
verbunden war”), wurde ba, wo bie Zünfte abhängiger blieben, dem Rath 
ftets eine Mitwirkung‘) oder felbft das Recht, der Zunft neue Genofien auf- 
zuzwingen*®), gewahrt. Allein nichts lag den Zünften Anfangs ferner, als 


vor ber Wette, daß bie Lehteren Gegenftände machten, dat erem ampie to vor- 
vange und ock jegen ere rullen were, 1488 ©. 160; die vom Rath genehmig- 
ten Berträge zwiſchen verfchiedenen Zünften v. 1896 ©. 206. 1485 ©. 213; 
1488— 1498 ©. 214; 1483, 441; 1494. 442; 1526. 450; 1497. 362. 1500. 377; 
die Entſcheidungen ber Metteherren unb des Raths v. 1466 S. 417 (twischem 
den ampten der lorer und schomaker), 1424. 1463 ©. 213; 1489. 1442 
©. 328 (die apengetere jollen neen nye werk maken, dat in der grapen- 
geter ampt hort, und umgekehrt); 1511. 1585 ©. 232. 245; 1457. 1470. 1499. 
298— 300; Rathsverordnung v. 1432 ©. 436; beſonders aber ©. 267 — 269 
die von ben Knochenhauern gegen die Küter und S. 269—270 die von ben 
Kütern gegen die Knochenhauer ala fon über 50 Jahre geübt um 1885 be 
anfpruchten Gerechtſame. Vgl. auch Mone, Zeitſchr. Bb. 10. S. 181f. Bd. 18. 
©. 156f. DB. 15. ©. 18. 56, 57. Feſtſetzung bes Rechts der Schmiebe in ben 
Goslar. Statuten b. Goſchen S. 104.105. 

») Wilda ©. 826. 327. Dies war fogar 1840 un. 1364 in Wien ber 
Anlaß zur Aufhebung aller zechen, ainigung und gesellschaft und auch aller 
setz ordnung und gebott der handwerker. Ib. ©. 328. 

2 So fhon im Basler Bäderweistfum v. 1256 und bei allen anderen 
Basler Zünften. 

s) So bei ben meiften Zünften in Lübeck Freusdorff ©. 182. Wehr 
mann ©. 68. Rolle v. 1500 ©. 8398. 

28, Noch 1468 Tonnte in Worms der Bifchof in die Zunft ber Weinfchröter 
eine Anzahl Mitglieder ernennen. Diefe konnten fogar verherrt fein. Dagegen 
hatte auch die Zunft ein Aufnahmerecht; welche aber die zunfft uffnimmt, die 
sollent nicht verherret sondern der stat bewandt sin. In übel nahm 1330 
der Rath auricalcifabri auf. Lũb. Urfb. L ©. 474. Bol. ib. ©. 478. Den 
Knochenhauern nahm der Rath 1880 nach ihrem Anfftande für immer bas Recht, 
ſelbft Genofien aufzunehmen und ernannte fie noch 1864. Wehrmann ©. 64. 
260. Bol. Rolle der Bernfteindreber 1865 ©. 351: were over dat sake, dat 
de heren jemande in use ammet hebben wolden, des scholden se vulmechtig 
jo wesen. 
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die Zurücweifung eines Tüchtigen ober die Erſchwerung ber Aufnahmebe- 
dingungen aus bloßer Konkurrenzfurcht ). Vielmehr zielten die Erforberniffe, 
welde die Zünfte für die Erwerbung des vollen Genofſenrechts aufftellten, 
lediglich auf die Erhaltung der Mat, des Anfchens und der Ehre 
ber Genoſſenſchaft. Sie verlangten daher vor Allem makelloſen Ruf), 
wozu nach mittelalterlicher Anſchauuug auch eheliche Geburt erforderlich war *®). 
Aengſtlich Hielten fie ſich unfreie Elemente fern*®) und verboten wol voruem- 
Iih deshalb im Norden meift die Aufnahme von Wenden oder Nichtdeutſchen 
überhaupt ?%). Die Erwerbung bes Bürgerredhts fchrieben fie um ihrer politifchen 
Bedentung willen voreiy. Bon felbft verftand ſich die eibliche Verpflichtumg 
des Eintretenden auf die Amtsartitele). Sm vielen Zünften kam ſchon in 
ber zweiten Hälfte bes 14. Jahrhunderts das Erforderniß eines beftimmten 
eiguen Bermögens, wofür oft Bürgſchaft geleiftet werden mußte, hinzu ?®), in- 


ꝛe) Bol. Schönberg ©. 50f. 73f. 

m) Als einziges Erforderniß neben einem intrittögeld ericheint bona 
fama 1256 bei den Basler Bäckern. Ochs I 842. Trouillat IL ©. 685. 
Ebenfo bei den Berliner Zünften nach Urk. v. 1284. 1288. 1831. 1899. Fidiciu 
IL 3. 5. 120.OIL 12. — Bol. ferner Ark. v. 1355 5. Böhmer 685 (unbesprochin 
man); ib. 640. 648. Wilda ©. 331. Ennen IL 628. Köln. Urf. v. 1366. 
1392 b. Enuen u. Ederg L 397. 384. Garzer Schufter bei Barthold, 
Pomm. Geſch. IL 304. 

s, Goͤſchen, Goslar. Stat. S. 76. 39. 1855 Böhmer 642 —64A7. 
küũb. R. v. 1432. 1483. 1480. 1508 u. a. ©. 157. 298. 165. 249: echt unde 
recht geboren. Ennen IL 623. Die Ausſchließung von Kindern berer, bie 
ein verächtliches Gewerbe getrieben, fällt erft in fpätere Zeit. Wilda ©. 331. 

=” Bol. Note 25. Wehrmann 114. Ennen IL 628. 

) So 3. 2. lüb. Zunftr. v. 1459 ©. 186: echt und recht und dudesk 
geboren. 1507 ©. 285: dudisch und nicht wendisch geboren. 1414. 370: 
nenes wenden son. 1459. 898; 1478. 455; 1455. 486. — Aufnahme eines 
Norwegers ald Ausnahme 1477 ib. 488. — Im Orbendlande waren Preußen aus⸗ 
geichloffen. Boigt, Gef. Preußens VI. 728. 

2) Lũb. Zunftr. v. 1425. 160 (borger werden); ebenfo 1885. 1445. 1459. 
1474. 1480. 1501. 1507. 1508. 1531. 1553 ©. 260. 186. 240. 294. 164. 199. 
235. 368. 224. 3850. Jahr und Tag Bürger geweien fein fol man nah R. 
v. 1410 4%. Sn Worms braudte man, um Weinfchröter zu werben, nur 
buwelich und hebelich in der Stadt zu fein. Schannat II. 242. In Raum- 
burg verbot 1881 ber Bifchof die Aufnahme von Nichtbürgern, in Schweibnig 
war Bürgerrecht nicht erforderlih. Tittmann L 358. 

”) Lũb. Zunftr, v. 1581 ©. 244. Url. v. 1855 b. Böhmer 646: daz 
he halde der zunfite gebot und recht. 

3 So in Bremen 1300 u. 1308. Wilda ©. 382. Böhmert, Urk. Nr. 3. 
Sn vielen lübifchen Rollen; 3. B. 1330. 1800— 1350 im Lüb. Urkb. II. 473. 
920; 1360. 1870. 1856. 1385. 1396. 1400. 1406, 1410. 1414. 1432. 1458. 1459. 
1492. 1500. 1508 5. Webrmann ©. 177. 850. 365. 260, 374. 840. 416. 40. 
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dem man einer derartigen Garantie der Selbftänbigfeit zu bebürfen glaubte. 
Enbli) aber verlangte mau in gewerblicher Hinfidht, daß ber Neneintretende 
das Handwerk verfiehe*”). Wie diefe Tüchtigkeit erworben worben, war urfprüng- 
lich gleichgiltig; bie Natur der Sache brachte es aber mit fidh, daß ber faktiſch allein 
mögliche Weg — das Lehr⸗ und Dienfiverhältnii bei einem Zunftgenofien — all- 
mälig als der rechtlich nothwendige galt. Später fchrieb man dann eine beftimmte 
Lehr- und Dienfizeit**), bei einzelnen Zünften überbies eine jogenannte Probe» 
oder Mutbzeit®*) vor. Ebenſo wurbe eine beſondere Yorm bes Nachweiſes der 
Tũchtigkeit urfprünglic, nicht verlangt?”), feit dem Ende des 14. Jahrhunderts da- 
gegen wurbe eine förmliche Prüfung. durch Anfertigung eine Meifterftücs 
üblich), ohne daß fich dabei zunäͤchſt die Gefihtspunkte, aus denen die Auf- 
ftellung eines foldyen Erforberniffes heworgieng, geändert hätten”). Crfüllte 
Semand alle dieſe Erforbernifle, was er als Fremder durch ein Zeugniß feiner 


370. 151. 283. 186. 898.246. Ebenfo in Danzig. Bol. die Zufammenftellung der 
geforderten Beträge bei Schönberg ©. 74. Note 198. In Lübeck wird eidliches 
Zeugniß zweier mit eiguem Erbe angeſeſſeuer Männer geforbert. Bürgen ver- 
langen auch bie Url. v. 1298 b. Tzſchoppe u. Stenzel &. 421 19 — f. Einl. 
ib. 250 — u. 1855 Böhmer 646. 

29 So fagen im 14. Jahrh. die Kanngießer in Köln: die meister sollen 
niemand die broderschaft lehnen, es sei denn, dasz er das werk könne. 
1855 Böhmer 641: auch wer nicht schuhe kann machen, der sal keyne 
veyle han. 2gl. 1300— 1350 2üb. Urkb. IL 920, 1870 b. Wehrmann 365. 
Unbere Beifpiele bei Schönberg ©. 59. 

35) In ber Tab. Zunftr. v. 1356 ©. 340 Heißt es ſchon: he en hebbe mit 
uns gedenet jar und dach. Dienftzeit von 1 Jahr 1508 ib. 246, v. 3 Jahren 
1478 ©. 455, v. 4 Jahren 1459. 1581 ©. 186. 243. Daran ſchloß fi das 
Erforberniß von Lehr und Dienfibriefen. Wehrmann ©. 123. Eine 
Wanderzeit kommt erft feit dem 16. Jahrh. ald nothwendig vor. In Lübeck 
zuerft 1558 bei den Lakenmachern. Bol. 1585 ib. 326. 

”) Diefe mußte bei bemfelben Meifter ausgehalten und inzwifchen das Amt 
in zwei ober beei Morgenfprachen geheifcht werben. Lüb. Zunftr. v. 1455. 1459. 
1478. 1492. 1500. 1507. 1508. 1557 ©. 436. 186. 455. 217. 898. 199. 255. 
867. 248. 

7) Schönberg ©. 56. 59 Note 110— 127. 

) Lũb. Zunfte. v. 1370 ©. 421; 1890. 893; 1486 (für Pelzer) und 1488 
ib. S. 863. 372 neu eingeführt; 1429, 1482. 1483. 1457. 1492, 1508 (8 urt). 
1559. 1585 ib. 404. 157. 283. 212. 217. 247.258. 567. 450. 246. — Fipicin 
II. 187. IL 588. Mone Bd. 16. S. 181. 182. — Url. v. 1589 u. 1598 
b.Böhmert ©. 82f.— Urk. aus d. 14. Jahrh.b. Ennen u. Ecertz L 408. Andere 
Beiipiele 6. Wehrmann ©. 125. Ennen I. ©. 685. Maſcher S. 158f. 
Schönberg Rote 104— 109. 128 - 175. 

39) Vgl. bef. Schönberg ©. 55 —68. 
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Zunft oder Stabt nachweiſen mußte“), fo wurde ihm die Aufnahme nicht 
verfagt. Bisweilen fland dies als Rechtsgrundſatz feft‘N. Allein auch ohne 
einen rechtlichen Zwang weigerten die Zünfte in der Blüthezeit des Gewer⸗ 
bes Keinem, welcher bie erforberlich fcheinenden perjönlichen Eigenfchaften befaß, 
den Eintritt in die Genoſſenſchaft. Wieſen fie Jemand zurüd, fo geſchah dies, 
weil er zu gering für die Zunft, nit — wie fpäter — weil er zu kon⸗ 
turvenzfähig für die Genofien erſchien. Ob aus letzterem Gefichtspunkt eine 
Zurũckweiſung zuläffig fei, kam überhaupt erft in den Zeiten eines keimenden 
Berfall3 zur Sprade. So lange Stäbte- und Gewerbeweſen fi in jener 
wunderbar auffteigenden Richtung entwidelten, hatten die Zünfte keinen Grund, 
die Konkurrenz zu fürchten. Der hohe Gemeinfinn bes mittelalterlihen Hand⸗ 
werks fah in der Mehrung ber Genoffenzahl, in welcher der fpätere Zunftgeift 
allein die Minderung bed Genofjenantheils erblickte, weit mehr noch bie 
Mehrung der Genofſenſchaft. Es kam binzu, daß bie politifche Seite der 
Zänfte, welche vor ber gewerblichen häufig noch in den Vordergrund trat, 
naturgemäß flatt der Berengerung bie Erweiterung bes Kreiſes wünfcdhenswerth 
eriheinen lief. Ein Machtzuwachs durch friſche Kräfte konnte nur willlommen 
jein, wo bei bem nächſten Aufftanb gegen ben Rath vielleicht die Zahl ber 
Faͤufte entſchied! In der That finden wir denn and — und nichts kann 
Garakteriftifcher jein für Blüthe und Berfall der deutſchen Genoſſenſchaft — 

baß diefelbe Schließung, welche fpäter alle Korporationen eifrig als vornenzftes 
Privileg erftrebten, urfprünglich ein gefürchtetes Verbot war, welches bie Feinde 
eined Bereins ihm aufbrangen*). Nur ſehr vereinzelt kommen im 14. Sabr- 
hundert geichloffene Zünfte vor nnd gewöhnlich ift eine ſolche Schließung ein 
ieberbleibfel des Hofrechts, deſſen Aemter vielfach auf eine beftimmte Stellen- 


©) Aeltefted eryaltened Leumunbszeugniß, welches die Stabt Roftod 1. 3. 
1282 einem in Lũbeck verbäcdhtigen Sattlergefellen, der in Roftod gebient hatte, 
auf Grund der Ausfage des gefammten Sattleramts audftellte, im lüb. Urkb. L 
385. Ein Zeugniß ber Stabt Wartburg, worin einem Gerbergefellen eheliche 
Geburt unb daß er das Gewerbe gelernt befcheinigt wirb, v. 1845 ib. IL 
761. Lehr- und Bortbrief 1558, Burtbrief 1414, Xebrörief 1414 u. 1473 
b. Wehrmann ©. 802. 870. 418. 455 gefordert. 

1) Go nah dem Innungsbriefe der Berliner Schuhmacher von 1284 
Sidicin I. 8. Bel Schönberg ©. 75. Sehr deutlich auch nad den Goslar. 
Stat. b. Gofchen ©. 76. 3. 89. In übel erklaͤrte oft der Rath durch Urtel 
und Recht die Aemter für fchuldig, Jemand aufzunehmen. Wehrmaun ©. 68. 
Bol. au Wilda ©. 227. Ennen IL 628. 

) Go wurden-nah dem Aufftand von 1880 bie Lübifchen Knochenhauer 
durch den Rath zur Strafe für immer auf 50 fixirt. Wehrmann S. 64. 
Rolle von 1885 ib. 259: also der knokenhowere ampt vornyget was, do wart 
de rad des ens, dat der men veftich wesen schal Auch in ber Rolle ber 
Meifingichläge. v. 1880 lüb. Urkb. II. 474 erfcheint die Gefchlofienheit in der 
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zabl beſchränkt waren“), oder fie berubt auf der renlrechtliden Natur eines 
Gewerbes, indem dieſes mit einer Anzahl ftädticher Verkaufsftellen oder fonftiger 
für den Gewerbebetrieb beftimmter Grunbftüde verfnüpft ift*). Als ein all- 
gemeinered und wünfchenswerthes Privileg galt die Geſchlofſenheit erft fett dem 
16. Jahrhundert““). Daher erklärt es fi, daß, fo viel Streitigkeiten zwiſchen 
verjchiedenen Aemtern ſchon aus dem 14. Jahrhundert überliefert find, Bön- 
bafen ober Pfuſcher und die fpäter jo zahllofen Streitigkeiten mit dieſen vor 
dem 16. Jahrhundert kaum erwähnt werben **). 

Wer von der Zunft die Aufnahme erlangte, hatte — und hierin Fännte 
man einen Gegenbeweis gegen die behauptete oͤffentliche Natur bes alten Haud⸗ 
werfsamtes finden — neben den an die Stabt ober den Stadtherrn zu ent- 
rihtenden Gebühren eine Summe in bie Zunftlaffe zu zahlen und überbies 
mancherlei andere SPräftationen theild an bie Zunftälteften ober an alle Ge 
noffen theils an die Zunft zu erfüllen, Wachs zu Kerzen, Rüftzeug zur Zunft 
wehr, Wein ober Bier zum Trunke beizuftenern“”), auch wol eine oft bis ins 
Detail normirte Mahlzeit zu geben). Zrübzeitig gebrauchte man hierfür ben 
Ausdruck eines Kaufes der Zunft). Gleichwol war, fo gewiß man fpäter 


Form eines Rathsverbots: quod plures esse non debeant... nisi specialiter 
possint apud dominos impetrare. Wir haben oben gefehen, af umgekehrt of 
bie Zünfte die Schließung der Altbürgergilden erzwangen, um fie zu ſchwächen. 

“ So fchon in ber Zunft ber 23 Wormſer Erbfiſcher nach der Urf. von 
1106 Schannat II. 62. Ebenſo überall, wo gewifſe Dienftbufen beftauben. 
Ueberhaupt find fich die urfprünglichen Hofinnungen und bie Zünfte Der Neuzeit 
vielfach ähnlicher, als beiden die dazwiſchen liegeuben freien Zünfte. J 

) So verordnete 1856 der lũbiſche Rath für die Nädler, daß Niemand 
im Amt Meifter werden folle, wenn nicht eine der 14 ſtädtiſchen Berkauföftellen. 
valant werde. Wehrmaun ©. 339. Ebenſo beftimmte fih die Zahl der Gold⸗ 
fchmiede um 1870 nad den vorhandenen Buben. Ib. ©. 137. Schönberg 
Note 1A. 

s, Gar keine geichloffenen Zünfte beftanden bis zum 15. Jahrhundert in 
Köln. Ennen IL 6923. In übel fommt 1435 bei ben Armbruftmachern, 1436 
bei den Pantoffelmachern, feit dem 16. Jahrh. aber häufiger, 3. B. 1507 bei den 
Hölern, 1508 bei den Rauenjtreihern, 1537 bei den Spinurabmadern die Ge⸗ 
ſchloſſenheit als Privileg vor. Wehrmann ©. 161. 138. 235. 312. 452. 

“) BWehrmann S. 97. 8. Die ältefte lübiſche Rathönerorbunng gegen 
Bönbafen tft v. 1569. 

7 So in faft allen Kübeder Rollen Geld, Bier, Wachs und ein Harniſch, 
beffen Eigenthum an das Amt fiel, während der Gebrauch bem Genoifen blieb. 
3. 8. 1469. 1473 ©. 186. 455. ° 

“%) Bol. über Minima und Marima dabei die [üb. R. v. 1414. 1431. 
1425. 1473. 1507. 1508 ©. 370. 248. 360. 455. 200. 249. 258. 368. 

“, So in den Goslar. Stat. 6. Gsſchen ©. 76 3. 25: welde arer en 
unse borghere kopen ene inninghe erre ghelden ete. 1355 die Lower in Srant? 
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dabei an ben Erwerb einer privatrechtlich aufgefaßten Gerechtſame dachte, ur 
fpeänglih der Gedanke nur ber, daß man mit ben Gintritisgebühren bie 
Theilnabme an dem Zunftvermögen (dev Stube, ber Kaffe, den kirchlichen und 
gewerblichen Utenfilien), nicht daß man damit bas Amt erkaufe. Ausdrücklich 
fagen z. B. die Schuhmacher in Frankfurt i. 3. 1355, indem fle von bem 
Eintretenden ein Pfund Heller in die Zumftlaffe, zwei Pfund Wachs für bie 
Kerzen umb zwei Biertel Weins verlaugen: dar gein hat he mit uns alles 
daz recht, daz wir han an gelde, an kertzen, an gezeldin und an andern 
dingen, die zu unsers handwerkes nutz gehorint"). Nicht mit einer Silbe 
wird bier unter den Gegenftänden, für welche jene Gebühren das Aequivalent 
bilben follen, des Amtes felber erwähnt! 

Die öffentliche Natur des Amtes brachte ferner die hoͤchfte Perſönlich⸗ 
keit des Genofjenrechts mit filh; es war unübertragbar, unveräußerlich, un- 
theilbar. Jedes Genofienrecht war daher auch dem anbern gleih, unb nur 
vereinzelt traten Modifikatiouen hierin ein, wie in Sübbentichlaub durch die 
Unterfheidung ganzer unb halber Zunftgenofien als einer voll und einer 
minder bereihtigten Kaffe mit verfchledenen Erforberniffen und @intritts- 
gelberns'), oder in Köln burch ben Gegenfaß ber verdienten und unver» 
dienten Meifter‘). 

Enblih war das Genoſſenrecht unvererblih. Wenn in ben hofrechtlichen 
Sunungen bie einzelne Stelle glei andern patrimonialen Aemtern mit ober 
ohne dingliche Bafis vererbt wurbe und bies filh in manchen dem Hofrecht 


furt, Böhmer 642: wil unser zunfft koufen; bie Steinmegen ib. 646: zunft 
kaufen. 1879 in Kouftang, Mone Bb. 15 ©. 42: wer einen gewerbe in ainer 
zunft Koft. 1484 in Freiburg ib. DB. 16 ©. 162: der sol der glaser zunft 
koufen. 

sw, BöhmerG. 641. Im der Urkunde der Basler Bäder v. 1256 Ochs I. 842. 
TronilfatL 685 wirb von ben Eintrittögebühren gejagt, fie würben ben Genoffen 
gegeben pro expensis quas facere solent cum pro hujusmodi negotio congre- 
gantur. Ausdrüdlich Tagen auch bie Schneider 1260 O 55 L 850. Trouillat IL 
106, daß nicht bad opus, fondern bie societas bezahlt wirb: quicungue ex 
eorundem opere societatem praefatae confratrise sive zunftae voluerit adi- 
pisci, dabit in introitu suo 15 schill. Aehnlich ſchon 1248 die Schlächter. 
Dchse IL 319. Trouillat L 574. 

4) Bol. bei. den Vertrag v. 1268 b. Mone Bd. 16 ©. 171f. 1409. 1411. 
1420. 1428. 1488. 1451; — 1411. 1416. 1418. 1428. 1482. 1447 ıc. ib. 174 
176. 

“) Ennen IL 619—621. Ennen u. Eckertz L 800f. Der „Dienft”, in 
der Andrichtung von Schmaus und Gelage beftehend und umftänblich geregelt, gab 
allein den Vollgenuß aller Rechte, Vorzüge und Nupungen bed Amts. Die un- 
verdienten Brüder waren zum jelbftändigen Betrieb des Handwerks zugelaflen, 
aber bei Stimmrecht, Benupung bed Zunftvermögend, Meifterwahl und bezüg- 
- Dich des Umfangs bes Gewerbes beichräntt. 

L 24 
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entfprungenen Zünften immer erhielt ®); wenn ebenfo in der ſpäteren Zeit des privi- 
legüirten Zunftwefens die Betrachtung der Zunftrechte als vererblicher Vermögens- 
rechte überwog“): fo ift in der Blüthezeit des Handwerks bei ben freien Zünften 
von einer ſolchen Auffafjung nicht die Rebe ®°). Freilich wurben von je den Söhnen 
von Genoſſen und denen, welche die Tochter oder Witwe eines Genoſſen ehelichten, 
Grleichterungen und Begünftigungen bei ber Aufnahme gewährt‘), und ſehr 
alt ift das Necht der Meifterwitwe, durch einen tauglichen Bertreter ober in 
Perſon das Handwerk fortzuführen). Allein der Grund hierfür lag nicht in 
einer vermögensrechtlihen Auffafjung des Amts, fjondern in bem innigen, 
familienartigen Zuſammenhang der Genofjenichaft, welche Weib und Kind 
jebed Bruders umfaßte und zu weldher Geburt ober Heirath ganz in berjelben 
MWeife das nächſte Anrecht gaben, wie fie e8 heute noch zu Staat und Ge 
meinde geben). Erſt feit dem ſechszehnten Jahrhundert aber beginnen die 


An die Erbfiſcher in Worms ift ſchon erinnert. Manche erbliche Zunft- 
rechte, die vor dem Stadtgericht gleich andern Immobiligrgerechtigkeiten verkauft 
unb vererbt wurden, find offenbar bofrechtlichen Urfprunge. So das officium 
viniscrotarie 1302 in Mainz, Mone Bd. 15 ©. 26. Ober die Bererblichkeit 
folgt aus der Natur ald Realreht. So, wenn in Strasburg ein im Befit eines 
Badofens befindlicher Bürger, welcher das halbe Zunftreht ber Bäder erkauft 
bat, dieſes nach Vertrag v. 1263 mit dem Badofen vererben fol. Mone Bb. 16 
©. 172. Bol. auch ib. Bb. 13 ©. 385. 386. 

s) Bol. unten $ 67. 

55) Ausdrücklich fepten 1379 die zunftmaister gemainlich von Conſtanz feft: 
wer einen gewerbe in ainer zunfft koft, er sie frow ald man, gat daz ab, 
dag kint noch gemächit sont den selben gewerbe nit erben. Mone Bd. 15. 
©. 42. 48. 

6, Geringeres CEintrittögeld für Meifterföhne b. Tittmann I 359; für 
Söhne und Töchter 1355 Böhmer 648; für Söhne unb Schwiegerföhne in 
Bafel 1260 Ochs I. 318. 322. 340. 350. 356, ebenfo in Halle 1235 Tafchoppe 
u. Stenzel ©. 298 $ 37. 89; in Lübeck Wehrmann ©. 127. Hier ſpäter 
auch kürzere Probezeit und geringeres Mahl. 1508 ib. ©. 258; 1390. 383; vor 
1472. 390; 1507. 476. 

”, Wehrmann S. 135f. Ennen I. 623. In Lübel fol die Witwe 
des amptes bruken — 1383. 1470. 1480 b. Wehrmann ©. 81. 353. 165 — 
dat ammet beholden — 1414. 872 — und dabei fogar biöwellen Erleichterungen 
genießen — 1508. 368. Dech geftatteten ihr dies manche Zünfte nur, wenn fie 
Kinder hatte — 1459. 187 — oder bis zur Münbdigleit ihres Sohnes — 1414. 
1507 ©. 372. 201 — und machten ihr überbied, wenn fie jung und gefund war, 
die Wieberverheirathung binnen Fahr und Zag zur Pflicht — 1441. 1500. 1502. 
1508. 1591 S. 413. 399. 403. 256. 868. 485. 171. — Erfüllt fie diefe Be 
dingungen nicht, jo fol fie das Vorhandene aufarbeiten und verkaufen, foll aber 
des angptes verfallen fein. 1441. 1500 ©. 413. 485. Schon vor 1409 heißt 
es: we de vrouwen nympt, de kumpt dar mede in unse ampt. 

s, Auch den Mitbürgern im Berhältnig zu Fremden ober ben in der Stadt 
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argen Auswũchſe dieſes Familienfinns, indem von da an bie nußbare Seite 
bes Amts in den Vordergrund tritt). 

IL Ben fo bie Zünfte gewilllürte Genofſenſchaften waren, denen ber 
Handwerksbetrieb als ein öffentliches Amt im ftäbtiichen Gemeinweſen oblag, 
jo folgte für ihr Berhältnig zur Stadt: ober zum Stadtherrn eine boppelte 
Stellung. Sie waren auf der einen Seite Glieder und Organe der Stadt, 
auf der andern Seite felbftändige Genoſſenſchaften mit einer in fi abge 
ſchlofſenen privatrechtlichen uud öffentlichen Rechtsſphäre. Ganz wie ber ein- 
seine Bürger zugleich Glied eines Ganzen und felber ein Ganzes war und 
zwar mit einem Theil feiner Individualität im Gemeinweſen untergieng, 
einen anbern aber für fi behielt: jo war auch bie Zunft zugleich eine Ge 
meinde für fih) und ein Theil und Organ ber Stadtgemeinde. In erfterer 
Beziehung war fie nur um ihrer felbft willen da und baber, jo weit fie ihr 
beſonderes Interefſe verfolgte, nur verpflichtet, den Zwecken der Stabt nicht 
feinblich entgegen zu handeln ®'); fie war aber andererſeits zugleich um ber Stabt 
willen da und hatte, jo weit dieſe ihre Beſtimmung iu Frage kam, Die pofi- 
tive Pflicht, den Nutzen unb bie Ehre der Stabt, das Gemeinwohl zu 
fördern ®). 


Geborenen wurbe daher oft der Eintritt erleichter. So in Schweibnik — 
Zyfhoppe u. Stenzel ©. 250 — und Halle — 1285 ib. 298 8 36. 39. — Berein- 
zeit Tommt übrigens bie Beftimmung vor, daß, fo Tange ein Bater oder Bruder 
im Amt Iebt, ber Sohn ober Bruber nicht empfangen werben darf. So nad 
dem älteften Lüb. Wettebuh. Wehrmann ©. 266. Note 61. 

“) Sept kam namentlich die Beftimmung vor, daß ein Gefelle nur Meifter 
werben Tonnte, wenn er eine Tochter oder Witwe bes Amts heirathete — 3 2. 
lũb. R. v. 1558. 1591 ©. 802. 171 —, wovon im Jahre 1526 bei dem Böttcher- 
gefellen Arnold Pill wegen 2Z5jähriger treuer Dienftzeit eine Ausnahme gemacht 
wurde (ib. S. 177)1 Noch 1749 appellirten die Anochenhauer an das Reich- 
Iommergericht gegen ein Rathsdekret, das unter Umftänden einem jungen Meiſter 
die Heirath außer Amts zugeftehen wollte Wehrmann ©. 129. 

“) Als Gemeinde oder Semeinheit wird die Zunft häufig bezeichnet. Basler 
Bäderweisth. 1256: communitas pannificum. Wehrmann S. 24: communitas 
sutorum in Malmd. Urt. v. 1328 6. Tzſchoppe u. Stenzel 522: die meister 
mit irre gemeine. 1852 Böhmer 625: gemeinde der becker. 1855 ib. 641: 
wir die meister und die zunfft gemeinlich. 1362 5b. Mone Bb. 18. ©. 151: 
wir die meistere und snidere gemeinlich der stat zu Meintz. 

61) Urk. v. 1298 b. Schreiber L 138: einunga, die iren antwerken und 
iren zünften »o/dürflig und nässe sint und der stette und der herschefte 
unschedelich si. Das ältefte füb. Stadtr. v. 1240 beftraft jede Morgeniprache, 
de weder de stat si. Ebenſo Bamb. Recht b. Zöpfl, Urkb. S. 119 8 480. 

“e, Geradezu fagt baher das ältefte üb. Stabtr. v. 1240: dar lude sint in 
der stat, den de rat gegheven heft morghensprake, dat se dar inne vorderen 
des stades aut. Und die Zunftftatuten find nicht blos um der Noth, Ehre und 
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As Organ und Glieb der Stabt war die Zunft vor Allem in gewerb- 
lichen Dingen der Geſammtheit untergeorbnet; denn fie war die Trägerin 
eined ihr von der Stabt anvertrauten Amtes, das fie zum Beſten des ge- 
meinen Weſens verwalten mußte, unb fie übte die mit diefem Amt verbum- 
benen polizeilichen und richterlichen Befugniſſe nicht in eignem Namen, fon- 
bern im Namen ber Stadt). Aber fie war darüber hinaus meift ein ſtädti⸗ 
ſcher Wahllörper, befien Vorftände oder Deputirte in den ftäbtifchen Kollegien 
nicht blos Repräfentanten ihrer Körperſchaft waren, fondern bie geſammte 
Bürgerfchaft vertreten halfen“); fie Hatte auch da, wo feine Zunftverfaffung 
beitand, politifche Funktionen zu erfüllen); fie war von Wichtigkeit für die 
Steuewerfaffung der Stadt %). Im Bürgerbeer waren die Zünfte eigne Ab- 
theilungen, welche, von ihren Meiftern zujammenberufen und geführt, unter 
dem Zunftbanner fochten und im Frieden Waffen in Bereitihaft hielten, 
beren Vorhandenſein die Aelterleute unter Oberaufficht des Raths Eontrolir- 
ten”). In jeder Beziehung waren daher bie Zunftbeamten zugleich Beamte 


Beſcheidenheit des Handwerks willen, ſondern auch to nutticheid unde vromen 
der gemenen borger (1474 Webrmann 294) — dorch nut der menen borghere 
(1885 ib. 261) — vor de gantzen menheit (ib. 268) — tho der stadt beste 
(ib. 289) gegeben, — pro honore et utilitate civitatis gewillfärt (Basler 
Spinnwetter v. 1248). 

es) Deshalb reichten in den gewerblichen Dingen bie Zunftrehte über ben 
Genofienverband hinaus. Die Zünfte waren geradezu die unterften Gewerbe 
behörden ber Stadt. Ihre gewerbliche Geſetzgebung, Polizei und Gerichtsbarkeit 
ergriff daher auch Ungenoffen. 

“) Bol. 1858. 1359. 1860 Böhmer 658. 667f. 668. 67TIf.; 1519 Schannat 
U. 820 art. 10: die zünfte kiesen — die hantwerk und gemein kiesen. 
Am Tlarften wird dies, wo bie Zünfte nur die Wahlmänner wählen, biefe aber 
bei der definitiven Wahl gar nicht an die Zunfteintheilung gebunden find. 

* So wurben auch in Hamburg, übel und den benachbarten Städten bie 
Aelterlente vom Rath bei wichtigen, die ganze Stabt angehenden Angelegen- 
heiten zugezogen. Urk. v. 1840 Tüb. Urt. IL 664. Wehrmann ©. 85. 49. 
Sn Goslar theilten die Gilden die gefeßgebende Gewalt mit dem Rath unb ber 
Rath mußte fchwören, nicht ohne fie die Statuten zu ändern. Goͤſchen, Goslar. 
Stat. ©. 1 3.5—8. ©. 513. 

“) Sinfammeln der Abgaben durch die Kelterleute der Aemter. Wehrmann 
S. 11. Eine nme Steuer in Kübel auf die Aemter umgelegt. Ib. ©. 40. 
Note 10 ib.: dat ghelt, dat gy nemen van den ammeten. 

ey Hüllmann L 316f. Stenzel, Kriegsverfafl. S. 160f. 172f. Bluntſchli 
I. 880. Heusler ©. 246. Mone Bd. 15 ©. 21. Urnolb IL S. 288f. 
Wehrmann S. 111. — Ein Zunftbanner fon 1260 im Stiftungsbrief der 
Basler Gärtner erwähnt. Ochs I. 858. Trouilfat IL 107: swer ouch des 
antwercks rechte genoz ist unde sich dir mitte begat, der soll zellen ernsten 
ir gebottes und ir banier warten. 1268 u. 1271 Ochs ©. 898. 408. Trouillat 
IE. 184. 219. — 1858 b. Böhmer S. 628: die Frankfurter Schneider und Tuch⸗ 
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ber Stabt unb wurden biefer verpflichtet und vereibet). Wo eine eigentliche 
Zunftverfaffung eingeführt wurbe, flieg bie politiſche umb militäriſche Beben- 
tung der Zänfte jo, baf bie Stabt faft als eine Föderation bejonberer Ge⸗ 
meinweſen, die Zünfte ald Gemeinden in der Gemeinde erfchienen. 

Die Zunft war aber zweitens eine in ſich felbft beftehende Körperichaft, 
deren Macht⸗ und Rechiöfphäre zwar durch das gegenüberftehenbe Recht bes 
Stabtherru unb der Stabt abgegrenzt unb beihränft wurbe, innerhalb dieſer 
Schranken aber jelbftändig war. Als eine freie Genoſſenſchaft Hatte fie da⸗ 
ber in ihren Zörperichaftlichen Angelegenheiten alle diejenigen echte, welche 
einer beutfchrechtlichen Genofieufchaft zukamen, jo weit nicht befondere Ver⸗ 
baltnifie eine größere Abhängigkeit hervorbrachten. 

Ans diefer Doppelftelung ber Zunft ergab fi} für ihr Verhältnif zum 
Stabtherrn und feinen Beamten, beziehungsweiie zur Stadt und dem biefe 
vertretenden Rath ober befien gewerbliden Ausichüffen unb Behörden eine 
Miſchung von Abhängigkeit und Freiheit. Das Map ihrer Selbftänbigkeit 
hierbei war nad Zeit umb Ort überaus verjchieden. Theils bie freiere ober 
unfreiere Stellung ber Stabt jelbft, theild die Stellung ber Handwerker in 
der Bürgerfchaft wirkten darauf ein und während die Zunftbewegungen fafı 
überall eine ſehr ausgebehnte Torporative Selbftänbigkeit ber Zünfte hervor- 
brachten, wirkte das Beftehen eines ariftofratifchen Regiments berfelben oft 
auf das Schrofffte entgegen. Trotz biefer Mannichfaltigkeit aber harakterifiren 
fi) die ber Periode bes freien Zunftweſens angehörigen Beichräntungen ber 
Korporationdreihte durchaus als Ausfluß eines Principe, das ebenſo verfchiebeu 
von tem den früheren Einſchränkungen zu Grunde liegenden Gedanken iſt, 
als von dem korporationsfeindlichen Grundprincip des fpäteren Rechts. 

Sn den Zeiten des Hofrechts war es ein dingliches ober perjänliches 


fcherer fegen eine Buße für ben, welcher andbleibt, wanne man uz zu hauff ge- 
büdet von der stede wegen ... . under unsirm banner. — Wer in Frankfurt 
„sinen harnisch nicht enhette nach siner mogede zu des richs noden adir 
zu der stette noden*, mußte Buße zahlen. 1855 ib. ©. 688-689. 640. 648. 
644. 648 1. In Züri mußte jeder Zunftgenofje Harnifch und Gewehr bem 
Zunftmeifter vorzeigen. Bluntſchli 1. c. 380. Ueber Lübel ſ. Note 47. — 
Auch die Pflicht, bei Feuersgefahr Wafler zu tragen und zu Iöfchen und &eräth- 
haften dafür zu halten, Iag vielfach den Zünften ob. Hüllmann IIL S. 31. 
82. Arnold II 226. Heusler S. 246. Cbenfo bisweilen befondere Pflichten 
bei Befeftigungsarbeiten — 14638 Schannat II. 243 — oder Stadtwaden — 
1855 Böhmer 640. 644. 

“) Bol. 3. B. der zunftmeister eydt v. 1440 ans Landau bei Mone 
Bb. 16 ©. 828. Sie geloben der Stabt Treue, fie verfprechen zu ber Stadt 
Wohl im Ratte Ihätig zu fein, das Frohnfaftengeld zufammenzubalten, Markt und 
Handwerk zu verfehen, Harniſch und Wehr ihrer Zunft zu Tontroliren u. ſ. w. 
Bel. ib. ©. 385. 
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Herrſchaftsrecht, aus weichem die Beichrankungen der Sunungsautonomie ab- 
geleitet wurben. Auch nachdem dieſe Rechte von ben Töniglichen, biſchöflichen 
oder fürftlichen Beamten auf die Stabtbehörbe übergegangen waren, behielten 
fie zunächft biefen Charakter bei. Nicht nur find bie vielfachen Abgaben und 
Dienfte, welche einzelnen Innungen, bejonders den Bädern, Fleiſchern, Fiſchern 
u. |. w. bis über das Mittelalter hinaus oblagen, gerabezu Ueberbleibiel des 
Hofrehts), fondern and die Rechte der Gewerbepolizei, der Ertbeilung bes 
Handwerks, ber Betätigung ber Zünfte und ihrer Statuten, ber Ernennung 
von Borftehern, der Theilnahme an Eintrittögeldbern und Gefällen Tuüpfen 
Hiftorifch an die einft unvolllommene Freiheit der Handwerker, an Grund- 
herrſchaft und Hofrecht an?®). 

Seit dem Ende bes Mittelalters, als mit dem Cindringen ber Obrig- 
feiteibee und der roͤmiſchen Korporationstheorie die genofienichaftlidhe Selb- 
ftändigfeit von Neuem gebrochen oder gemindert und oft unter das Maf ber 
alten börigen Innungen berabgebrüdt wurbe, war die Bafis diefer neuen Be- 
fchräntungen ber Gedanke obrigkeitliher Bevormundung und polizeilicher 
Sürforge. 

In dem bazwilchen liegenden freien Zunftweien dagegen beruhten die fort- 
beftehenden alten oder eingeführten neuen Beſchränkungen anf einer ganz 
andern Idee: auf der Idee einer Bermittelung zwiſchen dem jelbftänbigen 
Recht der Zunft als einer freien Genofſenſchaft und zwiſchen bem höheren 
Recht des einheitlichen Gemeinweiens der Stadt. Man erftrebte daher weder 
die Berwanblung der Zünfte in ſtädtiſche Anftalten, noch ihre völlige Sfolirung, 
fondern fuchte die Harmonie berzuftellen zwiſchen Selbftverwaltung und Auf- 
fichtörecht, zwiſchen genofjenichaftlicher Freiheit und ſtaatlicher Einheit. 

1. Im Eimelnen bielt man baber, was zunädft die Entſtehung 
einer Zunft angeht, daran feft, daß die frei gewollte Ginigung ber Genoffen 
zur Hernorbringung bes Genoffenverbandes ausreiche. Denn Freiheit und 
Einungsrecht fielen nach germaniſchen Begriffen von je zuſammen. Damit 
aber die Einung nicht blos ein beliebiger Verein, fondern eine Zunft mit 
den nad der ftäbtifchen Verfaffung einer ſolchen zukommenden gewerblichen 
und politiihen Befugniffen jei, mußte die Genehmigung des Raths ober der 
ftäbtiichen Gewerbebehörde — reſp. des Stadtherrn — hinzutreten?). Sm 


) Bol. die Abgaben der Basler Bäder an den Biſchof im W. v. 1256. 
Ochs L 342. XTrouiliat I 636; die Pflichtbrote der Bäder in Halle an Bogt 
u. Schöffen 1235 b. Tzfhoppe u. Stengel 298 $ 38. Urk. v. 1398. 1463 
Schannat I. 212f. 242f. Urk. der Echmiede in Weplar bei Wigand, Den. 
würdigt. c. ©. 213. Mone Bd. 3. ©. 155. Bd. 13. ©. 142. Note 12. 
Wilda 322. Arnold I. 258. IL 210, 211. 

”°) Bol. 3. B. Erwerb der dompropftellichen Rechte gegen die Bäder durch 
Kauf feitend des Wormfer Raths 1448 b. Schannat IL 218. 

?1) So wurden in Bajel alle Zünfte mit bifchöflicher und ſtädtiſcher Ge⸗ 
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den Zeiten ber Zunftbewegung gieng man wol noch weiter und verbot jebe 
Genofſenſchaft oder Cinung überhaupt, wenn fie uicht obrigkeitlih genehmigt 
wäre, ober heftrafte die willfürliche Verbindung an fih”). Sm Ganzen aber 
hielt man daran feit, daß die Einnng jelber Sache des freien Willens ’’) und 
nur die Verleihung der bejonderen Zunftrechte Sache der Behoͤrden ſei. In 
dem Willen der Stadt den eigentlichen Exiſtenzgrund einer freien Zunft als 
Körperichaft zu finden, war man natürlich weit entfernt ?*), bis feit dem 16. 
Sahrhnndert, als der Rath Obrigkeit und die Bürger Unterthanen wurden, 
dieſe Auffaffung mit Zuhilfenahme des vömtjhen Rechte fi geltend zu 
machen begann”*). 

2. Hiernad beantwortet fi) aud die Frage nach der rechtlichen Befug- 
nig zur Aufhebung einer Zunft. Sicherlich ſetzte eine foldhe ein Rechtsver⸗ 
fahren vor dem zuftänbigen Gericht und den Nachweis eines Mißbrauchs ber 
Amtsrechte oder fonftiger Vergehen voraus. Doch wurden in außerorbentlicher 
Fällen, wie nad Unruhen und Reaktionen, oft dur Machtiprüche des Kaifers. 
eines Fürſten ober des Stadtraths alle Zänfte einer Stabt ohne eigentliches 


nehmigung gegründet, Bifhof und Stabt jagen aber nie, fie ftifteten 
fondern nur, fie beftätigten oder erlaubten fie (irlauben . . eine zunft und 
stetigen sie; concedimus . . et indulgemus). Ochs L 318. 322. 381. 392 
408. Trouillat L 574. 579. IL 107. 184. 218. In Kübel war Rath 
genehmigung erforberlih, Berweigerung berfelben kam aber erft im fiebzehnten 
Jahrh. vor. Wehrmann S. 55. Cbenfo in Pommern, Barthold 1. c. 
I. 303. In Köln hatten die Bürgermeifter mit den Officialen ber Richerzeche 
bas Zunftrecht zu ertheilen. Url. v. 1225 Ennen u. Ederg L 830. Ennen, 
Köln L. 538. II. 598. 

2) Bol. 3. DB. Zöpfl, das alte Bamb. Recht S. 67. Urkb. ©. 119 8 430. 
Aber nur ſolche Einung und folhes Statut, „das ouch wider die burger (b. i. 
die Gefchlechter ©. 68) oder wider die gemein zu Bamberg were“, wird ver- 
boten. 

78) Beſonders deutlich anerlannt im Priv. Karl IV. v. 1860 b. Böhmer 
S. 672, worin er ber Gemeinde zu Frankfurt erlaubt: daz sie. eynunge under 
sich redliche seczen mugen, in aller weis, als auch die hantwerk doselbst 
noch iren guten gewohnheiten pflegen zu tun. 

74, Biöweilen lauten freilich die Ausdrücke jo, daß fie irre leiten können. 
So jagt 1276 der Rath von Hörter: sartoribus nostrae civitatis dedimus unam 
fraternitatem quae vulgari nomine gilde nuncupatur. Wigand, Geſch. v. 
Corvey I. 266. In der Rolle v. 1425 b. Wehrmann ©. 160 Heißt ed: witlik 
sy, dat de herren de rat der stad L. den armborstern ghegund hebben van 
gnaden, dat se eyn ammet holden. 1553 aber ib. S. 300 ſchon geradezu: dat 
ein ersamer radt . . . to forderung und gedye des gemeinen besten und wol- 
fart der armuet . .. . hefit upgerichtei eyn lakenmakere ampt und densulven 
nachfolgende punten gegeven. 

35) Vgl. unten $ 67. 
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Urtel Laffirt, wobei man das Zunftfiegel, das Symbol ber korporativen Selk- 
ftänbigfeit, zerſchlug und die Zunftbriefe vernichtete *). 

3. Auch bei ber Bereinigung bisher getrennter Aemter zu Einem, bei 
der Trennung bisher vereinter Handwerker beburfte eö eines Zuſammenwirkens 
der Behörde und ber Zunftgenofien, indem jowol bie gewollte Söfung oder 
Verbindung, als deren obrigkeitlihe Genehmigung und bie Feſtſetzung der neu 
zu ziehenden Amtsgrenzen erforberlid) war”). 

4. Sn den Zeiten unvolllommener Freiheit wurben ben Zäuften von 
außen ber patricifche ober bienfimänniiche Borfteher gegeben”), auch wol ein 
gefchlechtiger Oberzumftmeifter über alle Zünfte geſetzt ). In Köln blieben 
bis ans Ende des 14. Jahrhunderts neben felbfigemählten Handwerkemeiſtern 
patriciſche Obermeifter beftehen, welche bie Richerzeche ben Zünften gleichem 
als Bormünder gab). Wllmälig aber wurbe es dann zwar überall feftfichen- 
bes Recht, daß die Borftänbe ans ber Mitte der Genofien genommen wurben. 
Allein bie Ernennung ober doch die Beftätigung der Aelterlente oder Meifter 
blieb nichtsdeftoweniger häufig beim Rath oder Stabtherm®'). Wo bagegen bie 


20) So 1366 in Frankfurt dur den Erzbifchof v. Mainz kraft kaiſerlicher 
Vollmacht. Böhmer ©. 718. — 1454 durch den Rath in Freiburg. Schrei⸗ 
ber IL 484—441; 1464 Wieberherftellung. 1840 u. 1864 in Wien durch ben 
Herzog. Wilda ©. 328. 1872 in Köln. Ennen IL 599. 614. Ausdrücklich 
anerkannt warb noch 1265 in Würzburg ein Kaffationsrecht des Biſchofs: epis- 
copus habebit de zumptis deponendi vel relinquendi eas pro sua voluntate. 
Jäger, Geſch. bes Frankenlandes TIL 486. 

m Bol. Wehrmann S. 57 und bie Url. von 1359. 1386. 1414. 14486. 
1545 ib. &. 876. 190. 871. 878. 462, welche die Scheibung früher vwereinigter 
Aemter und die Abgrenzung ihrer Befugniffe enthalten, und wobei es bald Heißt, 
der Rath habe die Aemter gefchieden (fo in ben erften vier Urk.), bald, bad Amt 
babe ſich ſelbft getheilt (fo 1545). Berner Bereinigung der biöher getrennten 
Aemter der Nen- und Altfchneider ald „eyn ampt und eynerleye gerechticheit“ 
auf Bitten der Aelterleute und Amtsbrüder beider Aemter durch den Rath, 1514 
ib, ©. 426; der Schuhmacher und Pantoffelmacher in Bremen, Url. Rr. 20 5, 
Boehmert ©. 87. j 

) Gegebene Meifter im älteften Strasb. Recht c. 44 (vom Burggrafen). 
1164 in Oagenau magister panificum vom Schultheißen ernannt. Gaupp, Stabir. 
I. ©. 100. $ 23. Dienftmänniiche Meiſter für Beobachtung ber Sapungen uub 
Zurisbiltion, neben ihnen Meifter aud ber Mitte der Zunftgenofien, in Bafel im 
18. Jahrh. Heusler ©. 118. Dchs I 340f. Bol. au Arnold L 257. 258, 

”, So tn Bafel. Heusler ©. 118. 

®) Ennen I. 543. II. 598. Dagegen bedeutet in Goslar der Name „vor- 
munden der ghelden“ (Goſchen ©. 76. 251) bie felbftändigen Junungsotgane. 

a, So behielt in Kübel der Rath — bei Heiueren Aemtern die Wette — 
jederzeit das Beftätigungsrecht ber gewählten Aelterlente; bei den Knochenhauern er- 
nannte er fie jeit 1884. Bol. Wehrmann S. 68. Rollen v. 1425. 1865. 
1885 ©. 161. 274. 260. Später ſchlugen die Aemter zwei vor, aus denen der 
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Zunftfreiheit zu voller Entfaltung gelangte, ba war es unbejtrittenes Recht 
ber Zunft, ſich felbit aus eigner Mitte Voritände zu geben unb die eigne 
Drganifation in allen Punkten völlig frei zu beitimmen *). 

5. Aehnlich verhielt es fih mit bem freien Berfammiungsrecht ver 
Zünfte. In ben Zeiten voller Zunftfreiheit meift ohne alle Einſchränkung 
anerfannt, blieb es doch da, wo die Zünfte nicht zur Regierung gelaugten, 
wie namentlich in den Hanfeftädten und ben nördlichen Lanbftäbten, an bie 
Genehmigung des Raths gebunden"), ja au manchen Orten mußten jeit ber 
Unterbrüdung ber ZJunftbewegungen die Handwerker jebe einzelne Morgen- 
fpradde vom Rath erbitten, ber ſodann ftäbtijdhe Kommiffare zur Ueberwachung 
berfelben entjandte*). Die allgemeine Einführung berartiger Beſchränkungen 
ber Verſammlungefreiheit gehört indeß erft fpäteren Jahrhunderten an®®), 


Senat wählte. In Freiburg ernannte 1298 der Stadtherr bie Zunftmeifter, doch 
ſollte er dies 1800 thun nach der zünfte willen oder des meren teiles under 
in; 1501 behält ber Rath im selbe sin oberkeitt bei Zunftmeifterwahlen vor. 
Schreiber L 185. 152. Mone Bd. 15 ©. 48. Beftätigung in Preußen nad 
Boigt Lc VL S. 728, 

) Böllig freie Meifterwahl findet fich ſchon im 12. Jahrh. in Magbeburg. 
Seit dem 18. Jahrh. bildet fie die Regel in den meiften Städten. Wilda 828. 
Arnold IL 258. Mone Bd. 15 ©. 22f. Eigne Handwerksmeiſter neben den 
ernannten Obermeiftern wählten auch um bie Mitte bes 18. Jahrh. die Bafeler u. 
Kölner Zünfte. Ochs lc. Lacombl. IL 244. 

> So war befonders in übel bie Abhaltung von Morgenfpradhen an bie 
Genehmigung des Raths, welche indeß ein für alle Mal gegeben wurbe, ge- 
bunden. Wehrmann ©. 76f. Deshalb jagen die Hemter in ihren Rollen, fie 
hätten die Morgenſprache „von der Herren Gnade” (Mitte bes 14. Jahrh. S. 
162: also wy unse morgensprake hebben von gode unde juwen gnaden; 
1428 €. 457); das Friedensgebot in der Berfamminng ergeht „van der herrn 
weghen unde der olderlude*, und die Buße für Bruch diefes Friedens fällt 
zum Theil an ben Rath oder die Wette, zum Theil an das Amt. 1508. 1500. 
1548. 1478. 15056. ©. 255. 401. 480. 456. 461. 

*) So in Salzwedel 1428. Riedel, Cod. dipl. Brand. Erfter Hauptth. 
Bd. 14 ©. 24. Stendal 1335. Ib. Bb. 15 ©. 9%. Nach ben Zunftunruben 
wurde die Anwefenheit fogenannter Morgenfprachheren da, wo bie Zünfte unter- 
lagen, vielfach eingeführt. Go 1866 in Bremen. Dunge II. 218. — 1881 
in Danzig, 1458 und 1483 in Hamburg, 1345 in Roftod, 1429 in Stenbal für 
bie Gewerke, welche 5i8 dahin von dieſer Beichränktung frei geweſen waren. 
Wehrmann S. 78. 78. Riebell. c. Bd. 15 S. 46. 58. 128. 231. Cbenfo 
in Lübeck Wehrmann ©. 80. 81. 1870 ©. 866. Frensdorff S. 130. 
Lab. Urkb. II. Nr. 1000 d. 1880. Ib. ©. 920. Reid. Lüb. R. IV. 18, 8. 
1362 in Zittau 2, 1298 in Schweidnig 2—8 Ratbmannen zugegen. Tittmann 
1. 888. Tzſchoppe nm Stenzel ©. 421 8 7. 

*, In Lũbeck wurde 15886 gefeplich beftimmt, daß Morgeniprachen vom Rath zu 
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6. Im den eigentlich politifhen und militärifchen Angelegenheiten unter- 
lagen die Zünfte felbftverftändlich überall der Oberaufficht nes Raths und ber 
ftadtifchen Behörden. Im gewerblichen Dingen folgten nit nur aus ber frü- 
hen Erwerbung der Jurisdiktion in Handels⸗ und Verkehrsſachen durch die 
Bürgergemeinden, fonden auch aus der Natur des Handwerks als eines 
öffentlichen Dienftes bedeutende Einſchraͤnkungen der genofienfdhaftlichen Selb- 
ftändigfeit. Hier fanden Zunftgeriht, Zunftpolizei und Zunftantonomie eine 
rechtlich freilich fehr wenig firirte Grenze an ber ftädtifchen oder herrichaftlichen, 
durch den Rath oder bejondere Behörden geübten Gewerbegerichtöbarkeit, deren 
Gegenftand nicht nur die Streitigkeiten zwiſchen verfihiedenen Zünften, jondern 
aud manche innere Streitigfeiten der Zünfte waren, — an ber Gewerbege- 
jebgebung, die den Zunftbeliehbungen ſchon früh allgemeine Gewerbeordnungen 
entgegenſetzte, — an der Markt- und Gewerbepolizei, die fih ſchon früh in 
der Aufftellung von Preistaren, in der Meberwachung des Verkehrs, in ben 
Vorſchriften über Arbeit, in der Sicherung vor Fälſchung und Betrug 
änherte). Im allen diefen Beziehungen war es das lebendige Zuſammen⸗ 
wirken, die Ausgleihung und Ergänzung der obrigfeitlihen und genofien- 
ſchaftlichen Thätigfeit, wodurch im Mittelalter die fpätere Starrheit vermieden 
und für die Intereffen von Producenten und Konjumenten gleihmäßig geforgt 
wurde”). 

1. Sn den innern genofjenfchaftlichen Angelegenheiten war zur Zeit ber 
Zunftfreiheit die Selbitverwaltung wenig oder gar nicht beſchränkt. Dies 
gilt beſonders Hinfihtlih der Verwaltung und Verwendung bed Zunftvermö- 
gend, bezüglich deren man erft jeit dem 16. Zahrhundert Beichränfungen feft- 
zufegen unb unter dem Einfluß des römijchen Rechts beſonders Veräuferungen, 
Berpfändungen und Verſchuldungen an die Genehmigung bes Raths zu binden 


erhitten feien und die Wetteheren beiwohnen follten. Zu regelmäßiger Aus- 
führung kam dies Gefep erft feit dem 17. Jahrh. Wehrmann S. 82—86. 
Seit 1586 warb bas Berlefen der Rollen und die Kontrolle durch den Rath die 
Hauptſache. Ib. &. 91. 92. Dur Reichsſchluß v. 1731 $ 1 wurde ganz all- 
gemein verordnet: die Handwerker (follen) unter fich Teine Zufammenfünfte ohne 
Borwiffen ihrer ordentlihen Obrigkeit, welcher bevorftehet, darzu Jemand in 
ihrem Nahmen . . . zu deputiren, anzuftellen Macht haben. Vgl. unten $ 67. 

se, Hüllmann, Städte IV. S. Tdf. Wehrmann ©. 54f. 70. Y4f. 
Ennen I. 544f. U. 598f. Arnold I. 282f. Frensdorff 129f. Wilda 
S. 223f. Ennen u. Eder I 430. II. 382 Nr. 21. 112. 887. Heusler 
©. 85. 114f. Bafeler Bäckerweiſth. v. 1256. Ochs L 340 f. Trouillat 1. 
Nr. 45 ©. 634 fe Mone Br. 13 ©. 148. (1483); ©. 302 —311 (von 
1472 an). 

7, Bol. bei. Schönberg 1. c. ©. 40f. 
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begann). Schon früher wart das Selbſtbeſteuerungsrecht der Zünfte bis- 
weilen beichränft”. ° 

3. Wie fchon erwähnt, war mit voller Zunftfreiheit das ansſchließliche 
Recht der Genofien auf die Aufnahme neuer Mitglieder verbunden, während 
da, wo die Stellung der Zünfte eine abhängigere blieb, dem Stadtherrn ober 
ber Stadt die Genehmigung vorbehalten wurde und anbererjeitd eine Mit- 
wirkung bei Feftfegung der Aufnahmebebingungen ober jelbft das Hecht, die 
Zunft zur Aufnahme Ginzelner zu zwingen, verblieb. In fpäterer Zeit 
wurde Häufig, wenn bie Zumft die alleinige Entſcheidung über die Auf- 
nahme von Genofien erlangt Hatte, doch vom Stadtherrn oder Rath die 
Befugni zur Gribeilung des Handwerkamts an Ungenofjen ausgeübt und 
fo das Juſtitut der Sreimeifter gejchaffen, weldhe jogar bisweilen unter fi 
eigne Korporationen bildeten”). Im Znſammenhang mit der Mitwirkung 
bei der Aufnahme in die Genoffenichaft ftanb das Recht des Stadtherrn 
oder der Stadt auf einen Theil der Eintrittögebühren®'‘). Dachte man dabei 
urfprünglih wie auch fpäter wieber an einen Kauf ber frei geworbenen 
Stelle, jo wurde in der Zeit bes freien Zunftweiens nur die Anerkennung 
der Amtöherrlihkeit darin gefunden. 

9. Auch von ben Bußen und Strafgefällen, welche der Genofje durch 
Neberiretung bes Zunftrechts oder Bruch des Zunftfriedens verwirkte, fiel ein 
Theil an den Herrn oder die Stadt). Uriprüngli war Dies die Folge 


, Bereinzelt Tommt dies fchon in der zweiten Hälfte bes 15. Jahrh. vor. 
So beftinmt eine Strasburger Rathsverordnung 1460 bei Mone Bb. 15. ©. 45. 
8 6. 7., daß feine Zunft obne Genehmigung des Raths und ber Cinund- 
zwanziger auf ihre Stube oder ihre gemeine Gefellichaft oder Zunft einen abloͤs⸗ 
lichen Zins oder ein Xeibgedinge verlaufen oder verſetzen dürfe. 

8%) Straßburger Rathönerorbn. v. 1332 und 1446—1466 b. Mone Bd. 16. 
©. 45. Bb. 16. ©. 188, 

%), In übel zuerft 1519 erwähnt. Bol. Wehrmann S. 64—66. Url. 
v. 1547 u. 1567 ib. 168. 169. Im 17. Jahrh. bier eigne Aemter der Freimeifter 
bei Bädern und Schlächtern. Bol. auch Reichsſchluß v. 1731 8 13 a. E. 

r) So fiel in Bafel ein Theil des Eintrittögeldes an Biſchof und Stadt; 
in den fchlefifchen Städten % an den Rath, % an ben Bogt, % an die Innung. 
3.2. Url. v. 1298 6. Tzſchoppe u. Stengel ©. 421 $ 18. — in Halle % 
an die Stadt, % an bie Innung. 1235 ib. S. 298 $ 86. 89. 40. Ebenſo in 
Lübel. Urkb. I. S. 1046 Note 7. Bol. Url. der Kurdewener in Bremen 1800, 
Wilda 326. 

”), So in Worms % an den Domprobft. 13898 Schannat II. 212f. Sn 
Bafel % an ben Biſchof, X an bie Stadt. So Bäderweistb. v. 1256. Gärtner 
1260. In Bredlau X an den Rath, % an die Snnung. 1828 b. Tafchoppe 
n. Gtenzel $ 25. Vgl. 1324 ib. ©. 505 8 7. 1344 ©. 554 84.6. Sun 
Frankfurt nad) ber Reaktion gegen ben Zunftfieg — 1377 b. Böhmer 749 — 
% an den Rath. — Bol. auch lüb. Zunftrollen in Note 48. — Ennen O. 598. 
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grundherrlicher Gerichtöhoheit: ſpäter ergab es fi daraus, dag mit dem Zunft- 
recht zugleich das Stabtrecht verlegt, mit dem Zunftfrieden der Stabtfriebe 
gebrochen war. 

10. Nach denjelben Principien mußte fi vor Allem auch das Berbält- 
niß zwifchen ber gemoflenfchaftlihen Autonomie und ber gefeßgehenden Gewalt 
der Stabtobrigkeit, zwiſchen bem gegebenen und bem geforenen Recht ber 
Zünfte beftimmen. Im gewiffen Grenzen war überall, ſeitdem freie Zünfte 
ftatt hofrechtlicher Innungen beftanben, die genofienfchaftlihe Gewohnheit und 
Beliebung als Rechtsquelle anerkannt"). Andererjeitt war befonders in ge 
werblihen Dingen die Befugniß des Mathe unbeftritten, "einfeitig Berorbuun- 
gen zu erlaffen, welche in wichtigen Beziehungen in das genofienfchaftliche 
Recht eingriffen"‘). Das geimmmte Recht einer Zunft feste fih mithin über- 
all aus geforenem und gegebenem Recht. zuſammen *) und wurde ebenſowol 
durch Weisthümer und Willfüren wie durch Geſetze und Berorbnungen fort- 
gebilbet. Ein vollftändiges Zunftftatut bedurfte daher ber Betätigung 
burch den Rath oder Stabtherrn, zumal feine Geltung nie auf den Kreis ber 


*) Ark. v. 1298 Schreiber L 133: gewalt gegeben den zunftmeistern ... 
se sezsende und ze machende einunga, di iren antwerken und iren zünften 
notdärftig und nüzze sint, und der stette und der herschefte unschedelich. 
So weifen au in Frankfurt 1. 3. 1855 die einzelnen Zünfte ihr Recht vor bem 
Rath theild als alde gewohnheit — von alder herbracht (3. B. ©. 635. 639. 
640), theils als gewillfürte Beliebung, 3. B. 1358 ©. 628: dit sint die gesetzede, 
die wir die meistere die snydere und die duchscherere zu F. die die zunft 
hant umb gemeinen nuts unsirs hantwerkis under uns han gesazt und ge- 
machet. Bal. auch 1855 ©. 649. 650. — 685: auch han wir die gewonheid 
von alder, das wir finden mogen, das unserm hantwerke nuczlich sy, das 
wir das hohen und nyddern mogin, daz dem gerichte adir dem rade nicht 
zugehorit. ©. 644 (Schifflude): eynunge, saczunge und alde gewonheid, die 
wir die schifflude und unsir zunfft gemeynliche han gehalden under uns und 
unsir aldern uff uns hant brocht. Ebenſo Steindeder ©. 645. Bol. Mone 
Br. 15 ©. 7. Freiburger Setlerorbnung v. 1378 ib. ©. 284. 

In Kübel waren vollkommen freie Beliebungen nur über unbebeutenbere 
Punkte zuläffig. VBgl. folche v. 1390 b. Wehrmann ©. 885 (dit hebben unse 
amptbroder belevet). 1441 S. 418 (noch heft ein ampt einhellig beschlaten). 
1414 S. 372. 1501 S. 281—284. 1504 ©. 284. 1557 ©. 245. 

“) Wehrmann S. 15. Frensdorff S.130. Schönberg S. 11 Rote 13. 
Im Gegenfah zu den „Deliebungen” „Ordnungen“ genannt. So z. B. die Weber- 
orbnung v. 1298 f. Speier, b. Mone Bd. 15 ©. 279—282, gegeben vom 
Domprobft und gejhworenen Bürgern. — Berordn. v. Herren oder Räthen ib. 
Bd. 13 S. 148-150 (1438) u. S. 302—311. 

*, Eo fagen bie Frankfurter Mepger 1855 — Böhmer ©. 638 — von ihrem 
Zunftredyt: das recht han unsir aldern gehabit bis here von uwern (sc. des 
Raths) aldern unde ouck von unser eynunge und um unse einmudekeid und wille- 
kure, die wir selber under einander dun. 
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Genoffenfhaft beichränft war, jondern in das äffentlihe und private Recht 
ber gefammten Bürgerjhaft eingriff). Die wahre Quelle aber auch ber 
obrigkeitlich genehmigten Zunftrechte war gemofienichaftliche Beliebung"”) und 
felbft da, wo das Recht der Behörbe eiu befonbers ſtarkes war, wie z. B. in 
Lüber), und wo in Folge beffen oft bie Zunftrollen geradezu als vom Rath 
gegeben bezeichnet werben”), wo dem Rath die Befugniß zugeſprochen wich, 
fie beliebig zu veräubern oder aufzuheben“), beichränkten fi im Grunbe bie 


* Wehrmann S. 15. 58. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 249. Titt- 
mann L 858. Frensborff S. 130. Schönberg ©. 12. Verordn. bes 
Strasburger Raths v. 1822 b. Mone Bb. 16 ©. 188: os sol keine antwerke 
hinanfürder denheine satzunge machen an urlop meister unde rates. 

7) Dies tritt ſehr deutlich ſchon in ber Kölner Urk. v. 1149 hervor. Ebenjo 
Basler Url. v. 1248: condictum super operibus ipsorum pro honore et utili- 
tate civitatis per ipsos noviter faclum adprobarimus. Dchs IL 813. 822. 
Zrouillat L 579. 574. Aehnlich 1330 Lüb. Urkb. II. 473: Notum sit, quod 
pergamentarii in Lubeke wnanimiter concordaverunt, Ad ista omnia consu- 
les... . consensum dederunt. Ib. ©. 356 aus bem älteften Wettebuch fol. 1°: 
anno domini 1321 quod magistri filtrariorum et communiter omnes de officio 
Jeceruni inter se statutum ei arbitrium in hoc modo .. . Istud statutum et ar- 
bitrium domini consules .. . confirmaverunt, Bgl. Urk. v. 1468 Schannat 
IL 242. — 1330 8üb. Url. I. 474. 1345 ib. 768. — Zunftftatuten v. 1477 
aus Freiburg, 1478 aus Strasburg, 1484 und 1513 aus Freiburg b. Mone Bd. 16 
©. 151. 154. 155. 162. 164. — 2üb. Zunftrollen v. 1440 5b. Wehrmann 
S. 173. 1409 ©. 360: sint wy des ens gheworden mit den weddeheren ... 
unde mit unseme gantsen ammete. 13% ©. 880. 1441 ©. 418. 1473 
©. 457. — 1293 f. Schweidnitz b. Tzſchoppe nu. Stengel 42 8 7. 

*) Wehrmaun ©. 61. 62, nad) dem in Lübeck „die Selbftbeftimmung der 
Aemter immer im Willen des Raths eine Grenze fand, nicht aber umgekehrt ber 
Wille bed Raths eine Grenze in ber Selbftändigkeit der Aemter“, gebt zu weit. 

“) Sp ſchon im 14. Jahrh. Wehrmann S. 317: consules .. . offleio 
cerdonum ab antiquo istam constitucionem juris assignaverunt, 1501 ib. 194: 
der Rath giebt deme ampte der buntmakere Artikel. Ebenſo 1433. 1454. 1473. 
1474. 1508. 1511 ib. ©. 233. 814. 455. 294. 406. 843; den dreyern eine 
Rolle 1507 ©. 147. Ebene 1492. 1508 ib. ©. 215. 246. 249. 252. Die 
Artikel der Brauer — 1462 ©. 183 — bat der Rath gerabezu ingesatt unde 
besloten unde belevet. gl. auch 1871 ©. 221. Die Zünfte felbft jagen in den 
Rollen, fie Hätten ihre Rechte von Gott und ben Herren des Rath. 1386. 
1376. 1508. 1400. 1409 ©. 1%. 312. 330. 356. Ebenjo 1338 in Speer 
b. Mone Bd. 15 ©. 283. — 1597 ib. Bb. 16 ©. 167 — 170. 

oo 1347 Wehrmaun ©. 876: stebit, quamdiu consules voluerint. 1425 
b. 161: unde dit schal stan uppe der herren des rades v. L. behach, also 
ange ene dat behegelik is. 1370. 1871. 1449. 1459. 1480. 1547 ©. 201. 
22. 281. 159. 166. 169. — Sie mögen eö wandeln voriengen unde vorkor- 
en — 1501 ©. 194 —, body wirb hinzugefügt: so ene sehal gheduncken to 
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obrigkeitlihen Verordnungen auf die Beftätigung be genofienfchaftlich gebil- 
beten Rechts"). Der Gefihtepunft aber, von dem aus man bei %eftitellung 
der Zunftiagungen ein derartiges Zujammenwirten der Stabt und ber Ge⸗ 
noffenfchaft für erforderlich hielt, war vornemlich der, daß es anf eine Verei⸗ 
nigung unb Ansgleihung der Sorge für den Nuben bes Handwerks und ber 
Sorge für den Nutzen ber Stadt, auf eine gleihmäßige Vertretung bed gemei- 
nen Intereſſes und bes Sntereffes der Zunftgenoffen ankomme '*). 

11. Da die Zunft eine felbftändige Genoffenfhaft war und folglich 
nicht nur ein von dem ftäbtifchen verichiebenes Bermögen, jondern auch ein 
eignes und unabhängiges öffentliches Recht beſaß, ba fie jo, wie fich dies in 
ber Führung eines bejonderen Zunftfiegeld offenbarte'°®),. eine in ſich felbft be- 
ftehende rechtliche Einheit bildete, fo konnte fie ale Einheit — oder nad mo⸗ 
dernem Sprachgebrauch als juriftifche Perfon — wollen und handeln, Ber- 
träge und Bergleiche jeder Art fowol mit einzelnen Perfonen ale mit anderen 
Zünften abfchliegen und fowol gegen dieſe als gegen die Stadt felbft, deren 
Theil fie doch war, klagend auftreten, oder mit ihnen pacisciren!%®). Ihre 


wolfart des gemeynen besten nutte unde van noden. 1507 ©. 197. 1492. 
1507. 1508 ©. 221. 285. 246. 249. Aehnlich wurbe in Köln nach dem Sturz 
ber Richerzeche dem engeren Rath Möge und Macht gegeben, die Statuten zu 
längern, zu fürzen, zu mehren und zu mindern, wie ed ihnen dünken möge, daß 
ed der Stadt ebrlih und dem Amt nüplich fein möge Ennen u. Eder L 
©. 383. 407. 

0 Bol Wehrmaun S. 58. 59, der hierfür die mangelnde Gleichförmig-- 
Teit, den Gebrauch technifcher Ausdrücke, die vielfache Anwendung ber 
erften Perfon anführt. 

es) Bol. Note 100. üb. Zunftrollen v. 1481. 1477. 1385. 1474. 1546. 
1547 ©. 224. 240. 251. 261. 268. 294. 304. 167. 

103, 1853 Böhmer S. 625: unsirs hantwerkis ingesige. 1852. 1388 ib. 
627. 761. — 1468 Schannat 242: unser zunft ingesigel. Die Kölner Zuuft- 
fiegel bei Ennen IL ©. 642. 643. Gie werben ald segel des gemeynen 
ampts, sigillum fraternitatis ober societatis, segel des amptes, der gesellschaft, 
der gesellen oder auch blos als segel der beckere etc. bezeichnet, und zeigen 
theils den Patron, theils ftädtifche Infignien, theild Embleme des Handwerks. 
Symbolifch zerſchlug man die Siegel, wenn man die Zünfte ale Korporationen 
aufbob. 1866 Böhmer 714. Ennen II. ©. 685 — 687. 

104) Streitigleiten und Verträge zwifchen verfchiebenen Zünften vgl. in 
Note 20. 21; zwiichen dem Amt der Bäder und Freibäder 1567 b. Wehrmann 
©. 169; zwifchen Aemtern und einzelnen Handwerkern, die das Amt ausübten, 
1453. 1469. 1502 ib. 388. 343. 873; zwifchen einzelnen Zünften zn Lũbeck und 
den entfprechenden Zünften zu Travemünde 1479. 1480 ib. 419. 420. 428. Ber- 
gleich der Meifter nnd Zunft gemeinlich der Mepger in Worms mit dem Dom- 
probft über beffen Rechte gegen Meifter und Zunft 1398 b. Schannat IL 212. 
213. Berhandlungen der Srankfurter Zünfte mit der Stadt v. 1355 b. Böhmer 
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Selkftändigfeit kam aber auch über den Kreis der eignen Stabt hinaus zur 
Geltung, jo daß fie jo wenig wie nad) innen, fo wenig nad) aufen mit ber 
Stadt zufanımenfiel und im ihre untergieng. Nahm auch die Stadt nad 
aupen das Interefje aller ihrer Glieder wahr und konnte fie daher and) Namens 
einzelner ihrer Zünfte auftreten os), fo waren doch auch die Zünfte ſelbft be- 
fugt, mit gleidartigen Zünften anderer Städte Verbindungen und Bereinba- 
rungen über gewerbliche Angelegenheiten zu fchließen, die natürlich der eigenen 
Stadt nützlich oder unnadhtheilig fein mußten"). ine Beftätigung folder 
Uebereinkommen durch die Stabträthe oder ein Zufammenwirken ber Behörden 
und der Zünfte kam indeß auch bier vielfach vor !""). 

II. Wie nad außen, fo war aber auch ihren eignen Genofien gegen- 
über die Zunft eine jelbftändige Einheit, welde Rechte und Pflichten gegen 
die Einzelnen hatte. Charakteriftiih war hier vor Allem die Vielſeitigkeit 
ihrer Zwede. Denn indem fie ihre Mitglieder für alle menſchlichen Gemein- 
ſchaftszwecke verband, war fie für diefelben ein Gemeinweien in Kleinen — 
nnd ed war möglid, daß Ehre, Macht und Anſehen der Genofjenfchaft ebenſo 
mächtige Triebfedern für den Einzelnen wurden, wie es für ben Bürger Ehre, 
Macht und Anfehen feiner Stabt waren. 


635f. und Bericht darüber v. 1359 ©. 667. 1868 ©. 658. Vertrag zwijchen 
Rath, Gemeinde und Zünften zu Mainz 1416 b. Mone Bd. 18 S. 300— 302. 

) So wird z. B. im Jahre 1854 ein Bertrag über bie Art und Weife 
der Arbeit der Grapengießer und die Buße für falfche und wandelbare Arbeit 
unb über das Erfordernig eines ftäbtifchen Zeugniffes (der stadt breff) bei der 
Aufnahme eines Gefellen in ein Amt der Stäbte Lübeck, NRoftod, Wismar, 
Stratfund, Greifswald und Stettin von den Stäbten felbft (wy vorbenomeden 
stede orereyn gedregen) durch ihre Rathmannen gejchloffen. Wehrmann ©. 226f. 

0, So ſchlofſen 1852 — Böhmer ©. 625 — bie Meiftermanne ber 
Bider zu Mainz, Worms, Speier, Oppenheim, Srankfurt, Bingen, Bacherach 
unb Boppart mit gemeyneme betrechtnusse und gevolgnusse der gemeinde 
der becker der acht stetde, 1383 — ib. S. 760 — die meister gemeinlichen 
der smidde und smidde gezunften gcmeinlichen der stede Mainz, Worms, 
Speier, Frankfurt, Gelnhausen, Aschaffenburg, Bingen, Oppenheim, Creuz- 
nach unter Belundung ihres Gewohnheitsrechts um ihrer Zünfte Noth, Ehre und 
Beſcheidenheit willen Gelübde und Berbindniffe ab, welche bejonders dad Ber- 
hältniß ber Meifter zu ihren &efellen und Mägden, das Verbot ihres Abdingens, 
die Aufrechthaltung ber Disciplin n. ſ. w. zum Gegenftanb hatten. Achnliche 
Berträge fchloffen ſchon i. 3. 1821 die Böttcher der Städte Lübel, Hamburg, 
Roftod, Stralfund und Greifswald (Iateinifch im Lüb. Urkb. IL 354. Gar 
torius IL 808f., deutih 6. Wehrmann ©. 176), 1494 die „olderlude und 
gesworne mestere der ampte der smede der sosz wendeschen stede ... 
mit consente willen und bevele unser gemeynen medeamptbrodere*. Wehr⸗ 
mann ©. 446. 

0, So beginnt ber in ber vorigen Note erwähnte Vertrag v. 1321: domini 
consules Lub. etc. . ... decreverunt cum dolificibus istarum civitatum. 

® 
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1. Die Zunft war baher zunächft in politifher und militärifcher 
Hinfiht für ihre Genoſſen das verkleinerte Abbild ter Stadt. Durch das 
Mittel ber Zunft nahmen fie Theil am Stabtregiment, wie an ben ftäbtifchen 
Leiftungen und Dienften. Alle öffentlichen Angelegenheiten der Stabt wurben 
fo gut wie die bes Handwerks in ben Zunftserfammlungen berathen, zunft- 
weife wurden Steuern und Abgaben aufgebracht, eine innige Waffenbrüder⸗ 
haft verband die Genoſſen. Su den BVerfaffungsfämpfen und Streitigkeiten 
der Stabt erfahren wir wenig von Zwielpalt innerhalb einer Zunft: einmütbig, 
faft wie Eine Perſon tritt jebe Zunft in bie Schranken. 

Am höchften mußte fih biefe Bedeutung ber Zunft ba fleigern, wo eine 
eigentliche Zunftwerfafjung eingeführt wurde. Doch trat gerade hier zuerft 
eine Anseinanberlöfung ber politiichen umb ber gewerblichen Seite ber Zunft 
häufig ein, indem im Laufe der Zeit die Beruft- und Gewerbögemeinfchaft in 
ihr verfchwand. Weil Mitgliedſchaft einer Zunft allein Theilnahme am Stabt- 
regiment gewährte, weil auch die Korporationen ber Nichtgewerbtreibenden zu 
Zünften gemadht wnrben, traten bier auch denjenigen Züuften, welche urfprüng- 
ih gleichartigen Handwerksbetrieb geübt hatten, Nicht handwerker oder Hand» 
werker anderer Gattung bei; mit ber Bervielfältigung ber Gewerbe, mit der 
Entftehung neuer Zweige der Kunft oder des Handwerks wurden hiefe Zünfte 
dann nicht verändert, und fie vereinten fo oft verjchiedene, wenig verwandte 
BDerufsklafien. Auf der andern Seite wirkte nach wie vor das Bedürfniß 
einer engeren Cinung unter den Handwerkern gleicher Gattung ober unter 
ben mit ber Ausübung eines Handwerksamts gemeinfam beliehenen Genofien 
innerhalb einer Zunft. So entftanden allmälig gewerblide Sunungen, 
welche fi mit den politifch-militäriien Zünften nicht mehr ober doch nicht 
völlig deckten, und es giengen die einft vereinigten Zwecke anf verfchiedene, fich 
oft jehr allmälig von einander ablöfende Genofjenfchaften über, von denen die 
eine mehr die öffentliche Seite des alten Zunftweiend fortfeßte, die andere 
wegen ihrer ausſchließlich gewerblichen Beftimmung ‚mehr und mehr den Cha⸗ 
rakter einer Privatlorporation annahn'®). Es war dies ein ganz ähnlicher 
Vorgang, wie er fi in ber ländlichen Markgemeinde oft vollzog. 

2. Jede Zunft war ferner eine religidje Einheit. Sie hatte einen Hei- 

00, Bol. z. B. über Speier Arnold II. ©. 356f., über bie ganzen unb 
halben Zünfte in Bafel ib. S. 389. 890; über die beſonderen Geſellſchaften in 
ben Basler Borftädten nnd in Kleinbaſel, die neben ben bort beftehenden gewerb- 
lichen Zünften nur militärifche und polizeiliche Zwede hatten, Heusler S. 246. 
861. — Bol. auch Hüllmann L 317. Mone Bd. 15 ©. 22f. 50f. 377—379. 
Eichhorn, R. ©. $ 312. 432. Schon 1260 fehen die Basler Schneiber das 
Eintrittegeld für’ diejenigen feft: qui ipsorum operis won -fuerint, si sepedicotae 
societati seu confratriae voluerint interesse. — Dispenfationen der Nichthand- 
werfer von einzelnen Pflichten 1895 b. Mone Bd. 16 ©. 179. 1440. 1438. 


1444 ib. 179. 
o 





5 88. Das freie Zunftwefen. 885 


ligen als Schußpatron’®), verfolgte kirchliche und wohlthätige Zwedese), 
verfammelte ihre Mitglieder zu Gebet und Audacht‘"'), unterhielt oft einen 
eigen Altar ober doch eigene Kerzen in der Kirche''?), weshalb fie einen 
Theil der Eintrittegebühren und Bußen in Wachs erhob!®), und lieh für 
die verfiorbenen Brüber Seelenmeflen fingen’). Allmälig trat bei vielen 
Zänften eine gewiffe Trennung des geiftlichen und bes weltlichen Elements 
ein’). Die zu frommen Zweden für den Schubheiligen erhobenen Beiträge, 
die ihm zugewandten Schentungen und Vermächtniſſe wurden als ein beſou⸗ 
beres Vermögen verwaltet, das nicht Cigenthum ber Zunft, fonbern des Heili- 
gen war!1e), es wurben eigene Borftänbe der Brüberfhaft gewählt und eigene 


00, Arnold IL 209. Wilda ©. 47. 888. Hirſch, das Handwerk und 
bie Zünfte in der hriftlichen Geſellſchaft, vornemlich in Deutfchland. Berlin 1854. 
©. 59f. 101. Mone Bb. 15. ©. 2f. 14. Bebrmann ©. 151. 153. Ennen 
IL 648. Boigt L c. VL 726f. ® 

110) Sp 3. B. 1495 5. Wehrmann ©. 501 Präbenden für Arme. 

111) Das Weisth. der Frankf. Gewandmacher v.1855 — Böhmer ©. 638 — fegt 
Buße feft: wenn wir zu houffe gebyden von gotz dinst, wer da nicht enkomet, 
Rah Wilda S. 333 überall 2 oder 3 Zeftverfammlungen im Jahr, bei denen 
Gottesdienft und gefellige Freuden verbunden find. Bei ben lübiſchen Babern 
tft eine Procefflon vorgeiährieben. 1480 Wehrmann S. 165. Bol. auch Boigt 
L e. VL 726f. 

119, Altar ber Knochenhauer in Lübel 1385 Wehrmann S. 263. 2685. 
Brenuende Lampen der Schneider 1514 ib. ©. 428. Ewige Licht der Leidh- 
namsbrüberfchaft der Goldſchmiede 1882 ib. 499, 

11) Tzſchoppe u Stengel S. 250. Wilda 340. Oben Rote 21. 

110) Wilda 885. Wehrmann ©. 151. 261. 459 (Rolle der Zimmerleute 
v. 1428). 499f. Bei. auch Die Basler nnd Frankfurter Zunfturkunden. 

115 Man darf nicht umgelehrt mit Mone 1. c. S. 14 das Zufammenfallen 
der Zünfte und Bruderfchaften ald Ausnahme anfehen! Gerade mit Rüdficht auf 
die religiöfe Bedeutung fcheint fogar der Name Zunft am früheften angewendet 
zu fein. Bol. Basler Schlächter v. 1248 Ochs L 319. Trouillat L 574: 
ad usus confratriae eorum, quae vulgariter dicitur zunft, quam in honore 
beatae Marise virginis constituerunt. 

110) Bol, Tüb. Rolle ber Baber v. 1480 ©. 165: Bußen halb „sante Cos- 
me und Damiano*; ber Knochenhauer v. 1885 ib. ©. 261f., wonach beftimmte 
Beiträge, die Einkünfte eines beftimmten Koven und eine bei Erlangung der 
Meifterfchaft zu entrichtende Summe gegeben werben ſollen unser leren vrowen.... 
to den knokenhowere altare, to den lichten unde to anderen stucken, 
derme dar to bedarf. Um beftimmteften aber wird in dem Statut der Hafen- 
pfülerzunft in Speier v. 18886. Mone Bb. 15. ©. 288 Eigenthum und Verwaltung 
des zu geiftlichen und des zu weltlichen Zweden beftimmten Geldes getrennt: daz die 
buhse, da =. Niclaus gelt in vellet, die sol bliben als da her und sullent dar 
zu dri sluzzel sin, der sol einen han die zwene meister und die andern viere 
zwene sluzzel ane geverde. Die andere buhse, da der sunfle gelt von penen 

L 25 
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Statuten für fie gebilbet'’”), e8 wurden auch Frauen ihnen zugerechnet und 
vielfach Mitglieder als Brüder aufgenommen, bie fonft zu bem Handwerksamt 
in keiner Beziehung ftanden‘1%). Go giengen häufig zulegt aus ben Züuften 
geiftliche Brüderfchaften hervor, die rechtlich von jenen völlig verichieden waren, 
wenn fie auch Äußerlih ans benfelben Perſonen beftanden!”), uub endlich 
verwandelten biefe Brüberfchaften fih vielfach in bloße fromme oder milde 
Stiftungen, bei denen bie Zunft ein gewifſes Vorrecht ber Berwaltung und 
bes Genuſſes bewahrte'*°). . 

3. In engem Zufammenhaug mit der religiöfen ſtand die gef ellige Be 
beutung ber Zünfte. Unter den Eintrittögebühren wie unter den Bußen fpiel- 
ten Wein und Bier eine große Rolle, zur Erwerbung bes vollen Genofien- 
rechts war die Ausrichtung eines Mahls für die Zunft erforderlich, die Tafel⸗ 
ordnung, ber gefellige Anftand nnd die gute Sitte bei den feftlichen Zufam- 
menkünften der Genoſſen nnd ihrer Frauen waren Gegenftand der Zunftbe 
liebnngn'). Es bildete fi eime Reihe pofitiver Sittengebrändye aus, 
welche ebenjowol das täglidhe Leben auf den Zunftftuben und Herbergen, als 
bie einzelnen feierlichen Alte vor der Genofjenfchaft mit finnigen Formen um- 
kleideten und erſt jpäter zu formalen und zwingenden Geremonien entarteten'*®). 
Auch die Entftehung der gefellig-fünftleriichen Schulen des Meifterjangs, 
welche in mannichfaher Beziehung bie Einrichtungen der Zünfte anf bie 
Dichtkunſt übertrugen'*?), Inüpfte zunächſt an die Gemeinfchaft der Gewerke 
bräber an. 


oder von andern vellen in vellet, da sullent ouch dri sluzzel zu sin, die sullent 
ouch die vorgenanten sesse han, und sol die vorgenante gezunft anders 
keine sunder buhse han danne gemeine buhsen, ob sie ir me wollent machen. 

117) Bol. 3. B. die Statuten ber Brüberfchaften der Golbdſchmiede v. 1383, 
1485. 1512 b. Wehrmann ©. 499— 503 und bie schaffere und vormundere 
der broderschop ib. — Auch der Altar der Knochenhaner bat einen befonderen 
Vorftand — den jenen, de dat altar vorstaet. 1885 ©. 261. 

118) Bol. Wehrmann ©. 150. Die Brüderſchaft ber Gemanbfchneider in 
Salzwedel zählte 1287 den Markgrafen Otto zu ihren Mitgliedern. Riedel, 
Cod. dipl. Brand. Haupth. L Bd. 14 ©. 13. 

m) Bol. Wehrmann S. 150f. Bol auch Saßungen ber Bruderfchaft der 
Weberzunft zu Oppenheim b. Brand ©. 522f. Ried IL 1061 1098. 10838. 
Mone Bd. 18 S. 141. Rote 7. 

0) Hierbin gehören die von ben Handwerks ämtern geflifteten Bilarien oder 
Pfründen, bei benen bie Zünfte fi) den Vorſchlag eines Inhabers an ben Biſchof 
vorbehielten und die vorzugsweife Berüdfihtigung von Söhnen eine» Amts- 
meifters, die geiftlich werben wollten, ausſprachen Wehrmann ©. 155. 

121) Bluntſchli L 829. Wilda 840. Ennen IL 618f. 627. Ennen 
u. Eder I 800f. 

um) Hirich 1. e. S. 40f. 

13) Hirfh L c. ©. 72—80. 
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4. Die Zunft war aber ferner eine jittliche Verbindung, welche be 
ſonders in zwei Richtungen ihre zwiichen Familie und Staat mitten inne 
ftehende fittliche Bedentung auch zu reihtlicher Geltung brachte, indem fie ein- 
mal den Genofien im Berbältuig zu einander eine wertthätige brüberliche 
Liebe zur Pflicht machte, zweitens aber eine Sittenpolizei über ihre Mitglie 
der übte. 

a. In erfter Hinficht jollten die Amtsbrüber Liebe und Leib mit einan⸗ 
der tragen). Sie follten innig verbundene Freunde fein, jo daß jeder neue 
Meifter vor feinem Eintritt alle Zwiftigkeiten mit einem Genofien abzuthun 
hatte ies). In aller Noth follten fie einander unterftügen'*) unb nach dem 
Tode eines Bruders feiner Leiche bie Iete Ehre erweiſen ””). Aus der Zunft- 
kafſe felbft follte dem verarmten ober kranken Genofſen Unterftügung '**), dem 
verftorbenen ehrenvolles Begräbnig und Seeljorge geſpendet werben'”), fo 
daß jede Zunftlaffe zugleich eine Kranken⸗ Armen- und Sterbelaffe war. 

b. Sn fittenpolizeilicher Hinficht überwachten die Zünfte ebenfowol ber 
Brüber als der Gejellen und Lehrlinge moralifches Verhalten. Den Gefellen 
und Lehrlingen insbejonbere wurbe von der Zunft bei Strafe Müpiggang ’), 
nächtliches Ausbleiben aus dem Haufe des Meifters "), Trunk, Spiel und 
Liederlichkeit'?”) unterfagt. 


136) Urk. v. 1362 aus Weplar b. Wilda 885: wer mit den schmieden 
lieb und leid tragen wolle. 

12) Hirf ©. 86. 

10) Wilda ©. 885. Bluntfhli J 829. 

187) Zunftorbn. v. 1886 b. Blunifchli L c. 1352 Böhmer 623. 624: 
Alle Meifter begleiten bie Leiche, die vier jüngften tragen eine erwachiene, ber 
füngfte eine Kindesleiche. — 1355 ib. 688. 639. 640. 641. 643. 644. 644. 645. 
645. 648. Basler Url. 6. Dh L 318. 354. 405: omnes confratres ..... se- 
pulturse ... . intererunt. Für dad Ausbleiben find überall Bußen gebroßt. 

138) Bon den Kölner Fahbindern erhielten Lahme, Blinde unb Arbeitöunfähige 
täglich ein Gnabengeld aus der Kafle Ennen II. 626. Bgl. lüb. Zunftr. 
v. 1508 Wehrmann ©. 258: item weret sake, dat eyn man offte vruwe 
dusses amptes so sere vorarmet were unde begerde der almissen, der schall- 
men geven tor weken twe schillinge uike deme ampie. 1500 ib. 899: deme 
schall dat ampi geven to der weken ver sch. lub. — Aehnlich überall. 

120) So nach der Urk. der Basler Weber und Gärtner de communi zunfta. 
Ochs L 818. 854. 405. Aehnlich in Köln Ennen 1. c. 

130) Ur. v. 1330 im lũb. Urkb. II. 478 u. v. 1425. 1474 b. Wehrmann 
827. 295. 

12 Lub. Zunftr. v. 1847. 1860. 1385. 1896. 1409. 1486. 1459. 1478. 1591. 
©. 876. 850. 265. 876. 857. 211. 188. 457. 174; 1848 Lüb. urkb. II. 827. 
1352 Böhmer 626. Schönberg ©. 118. Rote 264. 

132) Lũb. Zunftr. v. 1591 ©. 171 (nur einmal in der Woche zu Bien); 
1886. 193. 198 (nicht huren, fpielen); 1885. 1356 ©. 265. 341 (nur um eine 
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5. Als Wirthſchaftsgenoſſenſchaften übertrugen die Zünfte bie 
Grundgedanken einer fittlihen Genofſenſchaft auf das Gebiet der gewerblichen 
Arbeit. Sie ftellten fi jo als Probuktivgenofienfhaften dar, in benen .— 
zum Unterſchiede von den heutigen produktiven Gemeinfchafteformen — ber 
Erwerb nur Mittel zum Zwed, diefer Zweck jelbft aber die Perfönlichkeit 
war. Daraus ergab fi auf ber einen Seite das fittliche Beftreben, das ber 
Zunft obliegende Amt zum Beften bes gemeinen Weſens möglichft getren und 
pflichtgemäß zu erfüllen, auf der anderen Seite unter den Genofien felbft ber 
Ausſchluß ber freien Konkurrenz und die Durchführung bes entgegengefehten 
Principe der Brüberlichleit und Gleichheit, womit das Recht der Perjönlid- 
feit gegenüber dem Recht des Beſitzes — wirtbichaftlich ansgebrüdt das Recht 
ber Arbeit gegenüber dem Recht des Kapitals — gewahrt wurbe':®). 

a. In erfterer Beziehung beruhte die Zunftorganifation anf ber Ueber⸗ 
einftimmung bed gemeinen Beften und ber Ehre des Handwerks‘. 
Indem die Zünfte durch genofienfchaftliche Selbftlontrolle, Selbftpolizei und 
Selbſtbeſchränkung für das Intereſſe des konſumirenden Publikums jorgten, 
förderten fie gleichzeitig das Gemeinwohl und die Ehre der eiguen Arbeit und 
führten jo eine glüdlihe Harmonie der kollidirenden Intereſſen herbei, wie fie 
freilih nur fo lange möglid war, als ber Gemeinfinn über dem Egoismms, 
die Ehrliebe über der Gewinnjudt ftand. 

Die Hauptpflicht der Zunft, weldhe aus dem Begriff des Handwerks als 
Amtes folgte, war die Sicherung der Güte und Brauchbarkeit des 
Arbeitsprobutts'*). War ſchon die zunftgemäße Ausbildung der Hand⸗ 
werker und bie Meifterprüfung eine wichtige Garantie bierfür, jo war doch 
noch wichtiger die genofjjenihaftlide Kontrole der Arbeit. Genau 
und bis ins Einzelne wurben oft die Art und Weile der Arbeit vorgefchrie 
ben, einzelne Arbeitsmetboden mitunter ganz verboten, das Material und 
deſſen Behandlung beftimmt'*). Gegen Berzögerung ber Arbeit wurbe das 


beftimmte Summe jpielen); vor 1409 ©. 857. 1380, 1473 ©. 863. 457. 
Schöuberg Note 265—267. 

188) Vgl. über die wirthfchaftliche Seite der Zünfte bei. Schönberg 1. c., 
ber zugleich bie Parallele zwiſchen dieſer mittelalterlichen Arbeitöorganijation und 
bem auf bloße freie Konkurrenz gegründeten Syftem zieht. Bei. S. B6f. 50f. 
u. 124f. 

136) Bol. den Abſchnitt „Sorge für bie Konjumenten 6. Schönberg 
©. 41—72. 

19 Schönberg ©. 43—63. 

126) Bol. Wilda ©. 233. Wehrmann ©. 142f. Ennen I 588f. 
DO. 634. Hirſch L c. ©. Bf. Mone Bd. 18 ©. 273. Schönberg 
©. 44 — 46 Als Betipiele die Url: v. 1356 b. Tzſchoppe u. Stenzel 
©. 576; b. Mone Bd. 10 ©. 181f. Bd. 15 ©. 66f. 379f. Br. 16 ©. 161f.; 
der Kölner Wollenweber b. Ennen u. Ederg IL 138; Fidicin IL ©. 8; 
lũb. R. v. 1800—1850 Wrkb. IL 920 u. 1886. 1890. 1414. vor 1426. 1448, 
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Publikum durch Strafandrohungen gefhütt'), in befonders ſchleunigen Yällen 
durch die Dispenfation von manchen Beichränfungen für das Intereffe bes 
Beftellers geforgt '*). Geld⸗ umd felbft Körperftrafen wurden auf Anferti- 
gung und Verlauf fchlechter Waare !?), ſchwerere Strafen noch auf Fälſchung 
oder Betrug gefegt!), das unbrauchbare oder verborbene Arbeitöproduft (das 
wandelbare, bößwirkige, faljche, nicht aufrechte Werk, opus irrationabile, vile) 
tonfiscirt oder felbft vernichtet !“i)y. Cine regelmäßige Bifitation und Beauf- 
fihtigung der Werfftätten und ber Arbeit ber einzelnen Meifter durch die 
Zunftvorfteher, die fogenannte Schau, war das Mittel, durch weldhed die 
Aufrechthaltung folder Vorſchriften gefichert wurde +"). 

Aber nicht blos für die Güte, fondern auch für die Billigteit bes 
Produktes forgten die Zünfte jelbft, indem fie Preife beftimmten, welche bie 
einzelnen Genofien ebenfowenig überjchreiten durften, als ihnen Minderforde⸗ 
rung geflattet war'*s), 


vor 1472. 1502. 1508 b. Wehrmann ©. 191. 380f. 871. 327. 229. 891. 402. 
252f. Andere Beifpiele b. Schönberg Note 77—80. Auf befondere Be 
Rellung durfte man von biefen Vorfchriften abweichen. So R. v. 1409 6. Wehr- 
mann ©. 359: wor een man umme sproken wert, werk to makende, dat 
mach he maken, wo dat de lade hebben willen. 

17) Wehrmann ©. 144. Schönberg ©. 42. Urk. vor 1425 u. v. 1477 
b. Wehrmann ©. 322. 329. 

185) Wehrmann L c. 1335 Böhmer ©. 644. 

10, Mehrmann S. 148. Ennen IL 636f. Schönberg ©. 50. Basler 
Zunfturf. v. 1256. 1260. 1268 Ochs I. 348. 854. 893. Trouillat IL 136. 
IL 108. 184. Lũb. Zunftr. v. 1800-1350 im Urfb. IL 920; 1821. 1330 ib. 
IL 356. 478; 1871. 1376. vor 1419. 1482. 1486. 1507. 1508 b. Behrmann 
©. 221. 204. 158. 211. 285f. 247. 

0, Hallmann, Stände III. 151. 152. Maſcher ©. 259. Urk. v. 1855 
Böhmer 689. 641. üb. Zunfte. v. 1885 ©. 268. 265. Url. v. 1477 art. 9. 
Mone Bd. 16 S. 152. 

1, So fol bei den lübiſchen Goldfchmieden alles Wanbelbare zerbrochen 
werden. 1492 Wehrmann ©. 215. Bol. ferner die Citate in Note 139. 
Wehrmann ©. 148, Ennen I. 656. Ennen u. Ederg I. 870f. 879. 
Ochs L 354, Trouillat II. 108 (das verboten dinck in den spittel. Mone 
Br. 15 ©. 281. Schönberg Note 93. 

12) Wehrmann ©. 129f. Ennen IL 685f. Mone Bd. 15 ©. 280, 
Schönberg S. 46—50. Lüb. Urk. v. 1480. 1591. 1388. 1459. 1486. 1486. 
1448. 1508. 1474. 1558. 1356. 1511. 1508. 1396. 141456. Wehrmann ©. 164. 
178. 180. 183. 194. 211. 231. 256. 295. 301. 340. 845. 869. 375. 414. Aus- 
geichloffen bei den Krämern 1872 ib. 275. Pflicht der Xelterleute, die gefundenen 
Fehler der Wette anzuzeigen. 1370. 1438. 1474. 1508 ib. 366. 234. 295. 247. 
256. Das geprüfte und gut befunbene Werk mit dem Zunft oder Stadifiegel 
gezeichnet. 3. B. 1855 Böhmer 635. 

148) Ennen L 540. Wehrmann ©. 198. Mone Bd. 18 ©. 130. 144f. 
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Ueber der Genofſenſchaftspolizei ftanb freilich in allen biefen Beziehungen 
bas Oberanffichtsreht der Stadt und obrigfeitlihe Orbuungen und Zaren 
traten da ein, wo die Zunft das gemeine Wohl nicht felbft im Auge batte**); 
allein gerabe ber Mebergang ber Gewerbspolizei von Stabtherren oder Stabt 
auf die Genofſſenſchaft bildet das Hauptkennzeichen der freien Zünfte:*) und 
immer blieb, fo Tange ber Verfall des Zunftweſens noch nicht begonnen, bie 
Suitiative der Zürforge für die Intereſſen des Publitums bei ber probuciren- 
deu Genofienfhaft jelbit. 

b. Im Berbältnig der Genofjen zu einander:«) war bie Grunblage ber 
Bunftorgantfation die Anſchauung, daß Pflicht und Recht der Arbeit bei der 
Genoſſenſchaft feien, daß daher jeder Genoſſe als Glied diefer Gemeinfchaft 
feiner Perfönlichkeit wegen gleich verpflichtet zur Arbeit und gleich berechtigt 
zur Antheilnahme an den Früchten ber Arbeit fei. Im Vordergrund ftand 
die Pflicht. Das Amt lag der Gefammtheit als perfönliche Pflicht ob, jeder 
Genoſſe war daher zu feinem Theil verpflichtet zur Arbeit!) und zwar zur 
Arbeit in Perfon'*). Die Ehre der Arbeit, als wirthſchaftlicher Erſchei⸗ 
nung der Perjönlichleit, wurbe daher vor jebem Makel zu ſchützen gefudht ') 
und auf der einen Seite da, wo die Gefahr eines Herabfinkens ber Arbeit zu 
unfelbftändiger Lohnarbeit vorlag, durch bas Verbot der Verarbeitung fremben 
Materials dem geftenert"), auf ber andern Seite gerade umgelehrt durch 
die Beſchränkung ber über ben perſoͤnlichen Gewerbebetrieb hinausgehenden 


Note 19—21, 296f.; bei. aber bie Orbnung ber Hohenzollerſchen Schneider 
brũderſchaft v. 1598 S. 315. 816: damit kain maister über dise volgenden 
punkten mehr oder weniger den gmainen mann überneme. Der zweite Grund 
der Preisſtaxen wird gleich darauf durch die Worte andgebrüdt: kainer mehr 
oder weniger deun der andere. Schönberg & 68—72. Url, v. 1390 
b. Wehrmaun ©. 886. 

240) Schönberg Note 187—189. 

5) Wilda ©. 228f. Heusler, Bafel S. 85. 114f. 

0) Bol. bei Schönberg den Abſchnitt „Sorge für die Probucenten® 
S. 72 — 115. 

un Schönberg ©. 87 Note 67. 

1), Lũb. Zunftr. v. 1400 Wehrmann ©. 484: vortmer so en schal ne- 
mand knechte holden to smedende van werke, des he en sulven nicht en 
kan. Bol. au Schönberg ©. 79 und Note 199: „Die einzelnen Gewerbe 
treibenden find, das ift ihr charakteriftifches Merkmal, keine Unternehmer, fondern 
Urhbeiter. Ausnahmen beftehen für Witwen, Krane u. f. w. 

10), Bol. Schönberg ©. 51: „die Arbeit war ihnen, was fie ihrer Natur 
nach fein fol, Erfheinung ber Perjönlichkeit, rein und makellos wie Diele 


ſollte daher andy fie vor jebermann baftehen“. 


10, So bei ben Tübifchen Bernfteinbrehern. 1860 Wehrmann 360. Eben⸗ 
fo follen nah R. v. 1500 ©. 400 die Rußfärber nicht verwen umme gelt. 
Bol. Einl. ib. ©. 148. Ennen IL 682. 
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Produktion bei benjenigen Zünften, bei welchen bie Gefahr übermächtiger Ka⸗ 
pitalsbildung Einzelner vorhanden war, ber Erhebung bes Kapitals über bie 
Arbeit gewehrt'?'), So blieb die perjönliche Arbeit das enticheibende Moment 
der Produktion und das unentbehrliche Kapital, mochte es nun im Ginzelbe- 
fig, ober, wie die gemeinfamen Werkftätten, Verkaufshallen und Geräthe, im 
Gefammtbefi fein, ftand im Dienfte ber Arbeit. Daraus folgte aber auch 
für die Vertheilung der Bortheile, für das Recht des Einzelnen die aus- 
ſchließliche Berückſichtigung der Perfönlichkeit, mithin die unbebingte Gleich⸗ 
heit aller Genofien, welche nicht blos rechtlich, fondern auch faktiſch herzu⸗ 
ftellen die Zunft als ihre Hauptaufgabe erfannte!*), Das Zuſammenwirken 
anf einer derartigen Bafis feßte weiter bie ftrengfte Duͤrchführung bes fitt- 
lichen Berhäliniffes der Genoſſen oder der Brüderlichkeit auch auf gewerb 
lichem Gebiete voraus. Die notbwendige Folge war die Ausichliegung ber 
freien Konkurrenz unter den Genoſſen und ftatt ihrer die äußerfte Beſchrän⸗ 
tung des Einzelnen bei Probultion und Abſatz zu Gunften der Gefammtheit. 
Die Fefſeln, welche dadurch dem Einzelnen auferlegt wurden, konnten erft bei 
veränbertem Geift und veränderten Berhältnifien als foldhe ericheinen. In 
der Blüthezeit des Zunftweſens erfehte die Gemeinfhaft dem Einzelnen, was 
er an inbivibueller Bewegungsfreibeit verlor, ein über die Mittel zu aus⸗ 
Tömmlicher und wohlanftändiger Eriftenz hinausgehender Gewinn wurbe noch 
nicht als Bedürfniß empfunden und ber rege Gemeinfinn ber Zeit ließ bem 
ftärkeren Bruder die Unmöglichkeit einer Unterbrüdung des fchwächeren noch 
nicht ald Hemmniß ericheinen. Yreilih mußte die Gefammtprobuftion . bier- 
unter leiden: aber das Einzelprodukt gewann. Der Einzelne wurde gehindert 
an jener wirthſchaftlichen Machtentfaltung, die ihn heute oft Königen gleich 
fiellt: aber eine behagliche Wohlhabenheit Aller bob den Stand ber Ge 
werbetreibenben als Geſammtheit zu Anjehen, Bildung und Macht. Die Ver- 
edlung des Handwerrs zur Kunft, die wir am Mittelalter bewundern, die nie 
zurückgekehrte Blüthe des Handwerkerſtandes in den Stäbten: fie wären un- 
denkbar gewejen ohne die genoſſenſchaftliche DOrganifation der Arbeit und ihre 
fociale und materielle Gleichftellung mit dem Befißer. Im juriſtiſcher Bezie⸗ 
bung ftellen fi die einzelnen hieraus refultirenden Beſchränkungen des Ein- 


1) So beſonders bei den Baugewerben (Schönberg ©. 81—88) und bei 
ber Wolleninbuftrie (ib. S. 88. 89). 

555) Bon dem Unterfchiede ber verdienten und unverbienten Brüder in Köln 
(Ennen IL 619f. Schönberg ©. 76) und ber vollen und halben Zunftrechte 
(Arnold I. 390. Mone Bd. 16 ©. 174f.) abgejehen, fommen Ausnahmen von 
ber &leichheit bisweilen vor zu Gunften ber Xelterleute (3. B. nach ben Iüb. R. 
v. 1507 u. 1559 b. Wehrmann ©. 476. 178 Recht, einen Knecht mehr zu 
halten); zu &nnften ber in ben Rath gehenden Handwerler (fo in Frankfurt bei 
ben Bädern das Recht, 12 Schweine ftatt 8 zu Halten); und zu Bunften ber 
Witwen. Wehrmann ©. 185. 
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zelgewerbed durch bie Geſammtheit vornemlich unter dem Gefihtepunft bar, 
daß an dem der ganzen Genofſenſchaft zuftehenden Handwerksamt jeber Ge⸗ 
noſſe zu gleichen Theilen, keiner aber zu eignem Recht, fondern jeber nur in 
feiner Eigenfhaft ale Mitglied der Brüderſchaft participirt. 

a. Im Einzelnen war zunächſt die Befhaffung des Rohſtoffs für 
die Einzelnen Teineswegs frei'). Bei vielen Zünften war überhaupt feftge- 
fett, daß alles oder manches Material nur gemeinſchaftlich durch beſondere 
Ansihüffe oder Bevollmächtigte angefchafft werden durfte und demnächſt durch 
das Loos vertheilt werben follte, jo daß weder bezüglich der Menge noch be 
züglich der Güte bes Stoffs irgend ein Vorzug möglid war. Oder es wurbe 
boch dem einzelnen Genofjen verboten, überhaupt ober über ein beftimmtes 
Quantum hinaus Robftoffe beftimmter Art ober auch nur irgend etwas dem 
Amte Dienliches für fi) bejonbers zu kaufen, unb ihm entweder zur Pflicht 
gemacht, einen ſolchen Erwerb dem Amt zu gleicher Bertheilung unter Alle, 
beziehungsweiſe dem, der deſſen bedurfte, anzubieten, oder aber vorher bie Ge 
legenheit zum Kauf feinen Brüdern mitzutbeilen, eine beabfichtigte Reife ihnen 
anzuzeigen und den, der bie Reife mitmachen wollte, mitzunehmen. Aus 
drücklich wird ald Grund dieſer Vorſchriften die Gleichftellung der Armen mit 
den Reichen hervorgehoben") und bierturd ber Beweis, daß die Zunft eine 
Arbeitögenoffenihaft war, auf das Klarfte geführt. 

PB. Sobann wurde aber auch bezüglid des Umfanges der Produk⸗ 


135) Val. bef. Weisth. der Frankf. Kürfchner und Bender v. 1355 Böhmer 
S. 639. 648. Lüb. Zunfte. v. 1890 Wehrmann ©. 382: so schall nen reper 
kopen vorrath garne besunder, he dele yi in dat ampi. 1870 ©. 208: vortmer 
ensal nenman saad kopen, wen de nyen unde de olden meistere to nu! des 
menen ammeles. 1443 230. 231: dat ampt scal dat delen; to des’ amptes 
behoff to delende. 1409. 360; 1400. 848; 1510. 352; 1414. 372; 1396. 875; 
1508. 367; 1436. 211: item gudere, de ere ghemeyne werk anroret, schal 
men kopen to der selschop behuf. 1440. 177; 1501. 200; 1557. 245; 1559. 
450 (Borkauförecht bed Amte). 1425. 161: item en schal nen armbosterer 
deme anderen vorkop doen an deme, dat to deme ammete unde handwerke 
denet, 1500 ©. 398: to behoeff eres amptes de varwe samptliken like delen. 
1591 ©. 772: item idt soll ock kein meister na sime gevallen vor sich kopen 
bekerholt, sondern de olderlude scholen idt kopen vor dat gantze ambt und 
idt vordelen dem armen sowoll alse dem ryken. 1508 ©, 343. Am weiteften 
geht die Rolle der Schwertfeger v. 1478: item was eyn jewelk amptbroder 
dinged edder kopet, dat deme ampte denet, dat sy kleen ödder grot, dat schal 
he deme ampte beden unde laten um densulven penningk, alse he dat ge- 
dinget offte gekofft hefft. Andere Belege aus Lübeck, Köln, Frankfurt, Freiburg 
und nähere Unterfcheidung ber einzelnen Fälle 6. Schönberg Note 235 — 239. 
Bol. auh Wehrmann ©. 145f. Ennen IL 617. 689. 

10) Vgl. Die vorige Note und die Belege b. Schönberg Note 240. 


8 38. Das freie Zunftweſen. 393 


tion und ber benfelben bedingenden Anwendung der Probuktionsmittel die 
möglichfte Gleichheit der Brüder angeftrebt. Wichtig vor Allem war die faft 
überall ausgefprocdhene Firirung der Zahl ber Lehrlinge unb Gefellen eines 
Meifters'*). Aber auch die übermäßige Ausbeutung ber Arbeitekräfte dieſer 
Gehilfen war verboten, oft war die Arbeitszeit firtrt'), immer bie Nacht 
arbeit und bie Arbeit an Peiertagen mit Strafe bedroht:s2). Häufig war 
feftgefeßt, daß jeder Meifter nur in Einer Verfftätte und mit beftimmten Ge⸗ 
räthfchaften arbeiten durfte‘), und zur Benußung der gemeinfamen Anftalten 
war jeder gleich verpflichtet und befugt"). Mitunter war eine befonbere 
Affociation einzelner Zunftgenoffen'), ftrenger noch die Gemeinfhaft mit 
Ungenofjen verboten"). Bisweilen endlid war gerabezu das Quantum be- 
ſtimmt, welches der Einzelne in einer beftimmten Zeit produciren durfte '%). 


155) üb. Zunftr. v. 1880 Urkb. II. 478. 474; 1954. 1860. 1409. 1414 
(nachdem ungelikheit im ampte befunden mit dem volck holtende). 1459. 
1492. 1501. 1508. um 1527. 1581 6. Wehrmann ©. 227. 850. 857. 187. 219. 194. 
200. 254. 255. 836. 244. Chbenfo in Köln. Ennen u. Ederp L 399. 408. 
Ennen IH. 629. Südbeutfhe Url. 6. Mone Bd. 13 ©. 182. 150. 151. 
154. 159. 297 art. 138. Genauere Rachweife bei Schönberg ©. 80f. Note 
202. ©. 82. Note 208— 206. 

156) Bol. Ennen II S. 632—684, der die bei ben einzelnen Handwerken 
in Köln feftgejebte Stundenzahl der Arbeit zufammenftellt. 

157) Bol, bei. die Kölner Zunfturk. b. Ennen u. Ederg L c.; die Lübifchen 
v. 1360. 1870. 1409. 1432. 1459. 1464. 1492. 1508. 1510. 15827 b. Wehrmann 
©. 350. 208. 859. 159. 188. 424. 217. 258. 849. 837; die Frankf. v. 1858 u. 
1855 b. Böhmer ©. 623. 685. 641. 643. 644f.; 1331 Fidicin L 74. 
Ennenlc Wehrmann ©. 147. Schönberg Note 232. 

156) Vol. Lüb. Zunftr. v. 1371 ©. 221. Köln. v. 1875 b. Ennen u. Ederg I. 
988. 872. 879. Mone Bd. 18 ©. 183 ©. 133. 159. 160. 297 (art. 14). 
Ennen II. 615. Wehrmann ©. 147. Schönberg Note 255 — 229. Be 
ſonders bie Weber durften bäufig nur mit 1 oder 2 Webftühlen arbeiten. 

100) Bol. bei. über die gemeinfamen Anftalten ber Weber ben Auffak über 
die Geſch. der MWolleninbuftrie in Hildebrand’ Jahrb. Bb. VII. ©. 106f. 
Auh Schönberg ©. 88f. 

100, Köln. Zunfturl. v. 1378 Ennen u. Ederp L 838. üb. v. 1474 
Wehrmann S. 274; aus 16. Jahrh. S. 196, aus 14. Jahrh. S. 820: nullus cerdo 
debet aliquam societatem habere in oflicio alio cum cerdone. Mone Bb. 15 
©. 17. Bb. 13 ©. 297 v. 1426 art. 15. 

ı0n 3. B. Freiburger Gewerbeordn. v. 1477 b. Mone Bd. 16 ©. 151 
art. 8: ouch en sol ir keiner mit yeman usserhalb der zunft gemein haben 
by sträff und buss einer marck silbers. 

ıe) So in Lübel bei Brauern und Haardedenverfertigern. 1462 u. 1443 
b. Wehrmann 183. 250. Andere Beifpiele 6. Schönberg Note 280. 231. 
© 89 —11. 
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y. Damit au die Koften der Produktion für die Brüber gleich 
jeten, wurde ber Arbeitslohn von der Zunft regulirt und ebenfowol ber 
Betrag als die Art der Arbeitsentſchädigung für Lehrlinge und Gefellen 
(ob Zeit- oder Stüdlohn, mit oder ohne Koft u. f. w.) genau beftimmt !*>). 
Und nicht nur bezüglich der Löhnung der Gehilfen follten alle Meifter glei) 
geftellt fein: das ganze Verhältniß zwiſchen ihnen wurbe von ber Genofien- 
haft für Alle gleich georbnet. Deshalb wurbe in der Regel bie Eingehung 
ber Lehr⸗ und Dienftverträge vor bem Amt oder in Gegenwart anderer Mei- 
fter vorgefchrieben ). Die Wahl bes Meifters und des Gefellen war zwar 
urfprünglich frei und erft fpäter fanb bisweilen eine Zutbeilung der einzelnen 
antommenben Gejellen an bie Meifter ver Reihe nach ftatt'*): aber Niemand 
burfte Geſellen anders als zu den gewohnheitsmäßigen ober ansdrüdlich feit- 
geftellten Terminen und auf andere ald die beftimmten, für alle Theile bin- 
denben Zeiten (etwa wochenmweis ober auf Tagelohn) dingen!“*). Das firenge 
Berbot, dem Mitbruber feine Gehilfen ober Arbeiter abzubingen ober abwen- 
big zu machen, ergänzte jene Vorſchriften ier). Ebenſo war es um bes Ge 
meininterefjes der Zunft willen nnterfagt, einen Lehrling oder Geſellen an- 
zunehmen, der einem Mitbruder mit Unrecht entlaufen oder mit Recht von 
ihm entlafjen war ober ber fic) gegen das Handwerk ober die gute Sitte ver- 
gangen battee, 


108) Frankf. Weisth. v. 1856 Böhmer ©. 685. Läb. Zunftr. v. 1390. 1865. 
1896. 1465. 1457. 1479. 1508. 1658. 1560.1593 Wehrmanu ©. 368. 350. 375. 864. 
913. 478. 259. 406. 411. Ennen I. 629. Mone Bd. 15 ©. 284. 1378 
art. 8. Bd. 18 ©. 197. Beſonders aber die ausführlichen Nachweiſungen bei 
Schönberg S. 99 - 111. 

0, 3. B. Lüb. Urk. » 1457 u. 1508 b. Wehrmann ©. 212. 267. Ennen 
n. Eder L 8883. 89. 

1 Wehrmann, Einl, ©. 148. 

0 Mone Bd. 8 ©. 164. Bd. 9 ©. 180. Lüb. Zunftr. v. 1330. 1366, 
1870. 1896. 1400. 1414. 1483. vor 1425. 1457. 1502. 1508 b. Wehrmann 
©. 368. 842. 865. 375. 484. 372. 284. 828. 212. 402. 247. Urk. v. 1300— 1850 
@äb. Urfb. II. 920. Ennen II 622. — Ueber die vorgefchriebenen Zeiten im 
Einzelnen vgl. Schönberg ©. 122—124. Rote 276— 279. 

sen So ſchon die Basler Zunfurt.; 3. B. Spinnwetter und Schlächter 
v. 1248 u. 1271 Ochs L 829. 823. 342. 404. Trouillat IL 574. 575. 636. 
II. 319. Frankf. Url. v. 1853 u. 1355 Böhmer 624. 639f. üb. Urkb. IL 
473 (feine „vormede“). Lũb. Zunftr. v. 1386. 1443. 1474. 1477. 1492 Wehr- 
mann ©. 1%. 280. 295. 495. 218. Kölner Url. b. Ennen u. Ederp L 884. 
882. 407. Preiburger Url. v. 1878 art. 1b. Mone Bd. 15 ©. 284. Schön⸗ 
berg Note 280. 

168, Urt. v. 1352 u. 1388 Böhmer 625f. 760. Lüb. Zunftr. aus d. 14. J., 
vor 1409, v. 1443. 1480. 1508. 1591 ©. 162. 358. 230. 165. 250. 170, 
Hierüber wurben auch befonbere Verabredungen unter ben einzeluen Städten ge 
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d. Endlich follte auch bezüglich des Abſatzes der Genoffe dem Ge⸗ 
nofjen gleichftehen. Sorgten hierfür einmal bie Preistaren, fo follte auch fonft 
der Bruber den Bruder durch Fein unuanftändiges ober unrebliches Mittel zu 
übervortheilen juchen. Deshalb war unſchickliche Reklame verboten, das Aus 
ftehen auf dem Markt, das Aushängen oder Schauftellen der Waare be 
fchrämft 1%), der Verkehr mit Auswärtigen auf ein gewiffee Maß zurüdge 
führt”%), der Berlauf der nicht jelbftgefertigten Waare unterfagt!”') und 
mannichfach fonft Art, Ort und Zeit bes Verkaufes geregelt’). Der Ber- 
auf mittel® Haufirens war in der Regel ganz verbotn'”). Zur Erhaltung 
der Gleichheit follte oft Jeder nur Einen Laden oder Eine Verkaufsftätte hal- 
ten *’*), und Häufig wurden die Verkaufsftellen in beitimmten Turnus ver 
Loft”). Das allgemeine Berbot, einem Bruder in feinem Geſchaͤft Eintrag 
zu them, fchloß insbefondere auch das Verbot, ihm Kunden ober Käufer ab- 
zurufen oder abwendig zu machen '”*), fowie bas Verbot des Abmiethens oder 
der Borweguahme von Werk⸗ und Berkaufsftätten'”) in fi. Anch leitete 
man ans ber Brüberlichkeit das Verbot, das von einem Genofjen begonnene 
Wert obue fpecielle Erlaubniß weiter zu führen‘), her. Bei einzelnen Bas- 


troffen. So vereinen fi 1507 5. Wehrmann 197 die Drechsler v. Lübeck, 
GStralfund, Hamburg, Roftod, Wismar, Feine Gefellen aufzunehmen, die in Buxte⸗ 
hude gelernt haben, weil bie Burtehuber Drechsler gegen jenes Gebot gefehlt haben. 

, Bol. Basler Mebgerzunftbrief v. 1248. Lüb. Zunftr. v. 1370. 1890. 
1502 b. Wehrmann ©. 865. 885. 402; v. 1354. 1432. 1480. 1508. 1543 
ib. ©. 225. 159. 164. 257. 431. Mone Bb. 13 ©. 392. Ennen IL 682. 

190), Webrmann ©. 149. Ennen IL 629. Url. v. 1885 Wehrmann 
©. 264. 

m, Schönberg ©. 93 Note 234. 

179) Bol. die bei Schönberg ©. 112 in Note 256 citirten Urkunden. 

m) 3. B. Lüb. Urkb. II 473; lüb. Zunftr. v. 1330 (quod portaret perga- 
menum venale in Lubeke ad domos vel ad bodas). 1400. 1425. 1543 Wehr⸗ 
mann ©. 363. 454. 161. 432. 

1) 3. B. 18001350 2üb. Urkb. II. 920. 1878 Eunen u Eder L 
383. 1370. 1438. 1474. 1608 Wehrmann ©. 365. 283. 294. 254. 

11) So 1370 un. 1885 b. Wehrmann ©. 207. 260. Eigene Lateltage hier⸗ 
für bei den lüub. Gewanbfchneibern ib. ©. 89. 90. 

176) Lüb. Zunftr. aus d. M. des 14. J., v. 1385. 1502. 1508. 1591 b. Wehr- 
mann ©. 162. 264. 401. 258. 172. Man follte in feinem Laden figen und - 
warten, ob Jemand komme, aber Niemand abrufen. Bol. auh Schönberg 
Note 257. 268. 

im, Lũb. Zunftr. v. 1441 Webrmann ©. 418. Niemand foll bem andern 
vorfenklich syn ... in husskope huer ledderkope und wat sonsten thom 
ampte gehöret. 1455. 1480 ©. 486. 165: Man foll ben Bruder nicht uthe 
eyner woninge huren. 

128) Bol, Urk. v. 1852 u. 1355 b. Böhmer ©. 632. 646. Mone Bd. 16 
S. 157. Schönberg Rote 259. 
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ler Zünften war es fogar unterfagt, von dem Schuldner eines Amtsbruders 
eine Arbeit anzunehmen, bevor letzterer bezahlt war!"”), und noch weiter gieng 
eine Kölner Weberzunft, weldhe jede Kreditgewährung an den Schulbner eines 
Genofjen verbot '®). 

6. Wenn fo die Zunft in wirthſchaftlicher Beziehung eine Arbeitöge- 
noſſenſchaft war, weldhe das gemeinfame, als ein öffentliches Amt beirachtete 
Handwerk nad ben Principien der Gleichheit und Brüderlichkeit betrieb, fo 
war fie ebenjo in vermögensrehtlicher Beziehung Tein Kapitalverein, in 
welchem beftimmte Quoten am gemeinfamen Bermögen für die Einzelnen ans- 
gefchieben geweien wären, ſondern das bewegliche und nnbewegliche Gefammt- 
vermögen gehörte der Genoffenichaft als folder. Das Zunftvermögen, aus 
dem Zunfthaus, der Zunftftube, dem Siegel und Banner, ben gemeinen 
Stätten, Anftalten und Geräthſchaften und einem durch Beiträge, Strafgel- 
ber, Cintrittögebühren und Schenkungen gebildeten Kapital beftehenb, war daher 
zwar nicht nur für bie eigentlichen Einheitszwecke, wie Verhandlung, Gericht, 
Religion, Wohlthätigkeit, Armenımterftügung, Beerdigung, Verwaltungs und 
Beioldungskoften u. |. w. beftimmt, fondern diente auch den individuellen 
wirtbfchaftlichen und etbifchen Zwecken ber Genoffen. Allein die Ginzelnen 
hatten Feine Privatredhte daran, fondern waren nur ald Glieder der Zunft zu 
Gebrauch und Nubung befugt und ihre Aurechte waren daher rein perjön- 
liher Art und unter einander gleih. Gleichmähßig durfte daher Jeder die 
Zunfthäufer zu feinem gefelligen Vergnügen und beionders auch bei Familien- 
feften benußen; gleihmäßig fanden die gemeinfamen gewerblichen Etabliffe- 
ments und Geräthſchaften Jedem zur Verfügung; gleichmäßig endlich waren 
‘die Anſprüche der Genoffen an dem Kapitalvermögen der Zunft, aus welchem 
nicht nur Unterftüßungen, ſondern auch Vorſchüſſe und Darlehen an bebürf- 
tige Genofjen gegeben wurden, fo daß die Zunft nicht nur eine Kranken⸗, 
Armen- und Witwenanftalt in ſich enthielt, ſondern gleichzeitig ein Vorſchuß⸗ 
und Kreditverein war"), 

7. Bar die Zunft, wie wir gefehen, eine politifche und militärifche, eine 
religiöfe und gefellige, eine fittlihe, eine wirthichaftliche unb eine Vermögens. 
einbeit: jo lag das alle dieſe verjchiebenen Seiten vermittelnde und burchbrin- 
gende Band darin, daß fie eine Friedens⸗ und Rechtseinheit, eine 
Rechtsgenoſſenſchaft war. Sie war die Trägerin einer alle Genofien 
umfaffenden, in einzelnen Beziehungen auch Ungenofien ergreifenben Rechts- 
ſphäre; durch Gewohnheit und Autonomie, durch Weistium und Beliebung 


170) Ark. v. 1248 u. 1271 6. Ochs L 823. 404 u. Trouillat I. 580. 
IL 219. 

100) Ennen n. Ederp I. 837. 

m) Vgl. i. A. Ennen I. ©. 626. Mone Bd. 15 ©. 24. 25. Näheres 
unten in Tb. IL 
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bildete fie ein genoffenfchaftliches, von oben beftätigtes und gemehrtes Recht, 
einen Inbegriff in ihr geltender Sabungen aus’); fie genof eines bejonde- 
ven Friedens, befien Handhabung, Wahrung und Herftellung bei ihr 
war 3); und fie ſchützte ihr Recht und ihren Frieden nach außen und innen 
durch das genoffenjhaftlich gebilbete und mit genoffenfchaftliher Kompetenz 
ansgerüftete Zunftgericht e). Alle Streitigkeiten unter Genofjen mußten, 
ebe man an ben orbentlidhen Richter gieng, vor dieſes Zunftgericht gebracht 
werben; ihm gebührte die Enticheibung in allen eigentlichen Amtejachen, ins- 
befondere über jeben Bruch des genofienichaftlichen Friedens und über Ver⸗ 
gehungen gegen das Amtöherlommen und bie Amtsbeliebungen, bisweilen aud) 
über Heinere Schuldfachen; es war enbli das Organ der zünftigen Sitten- 
and ©ewerbepolizei und fomit in vielen Angelegenheiten auch für Ungenoffen 
die unterfte Iuftanz '*%), Doch war die hoͤchſte Strafe, weldhe das Zunftge 

0) 1865 Böhmer ©. 646: der zunffte gebod und recht; alse der zunfte 
recht ist. 1871 Wehrmann 221: des amptes recht. 

189) Wie in jeder Genoffenichaft, erfuhr der Zunftfriebe eine befondere Steige- 
rung in ber Berfammlung ber Genofien, wenn dieſelbe feterlich eröffnet und vom 
Altermann Friede geboten, Haber und Zank, Scheltwort und Unluft verboten war. 
Hierfür waren oft befondere Seremonien, welche an das Hegen des echten Dinges 
anfnüpften,. vorgefchrieben. Die Wirkung war eine erhöhte Buße für Friedens⸗ 
bruch, insbeſondere für Echlagen, Werfen, Schelten oder Lügenftrafen, für Un- 
gehborfam und Unlufl. Auch das Berbot, bewaffnet zu erfcheinen, wurzelt in 
diefem erhöhten Frieden. Der unfriede vor dem ampt oder wenn dat ampt to 
hope is war aber keineswegs ber einzige Bruch des Genofienfchaftsfriedend; auch 
unter den nicht verfammelten Genofien, ihren Frauen und Gefellen wurde durch 
Schimpfen und Schelten, Schwören und Lügen, Schlagen und Zwietracdht der 
Zunftfriede gebrochen. Vgl. bei. lüb. Zunfte. v. 1390. 1428. 1478. 1500. 1502. 
1505. 1508. 1543 6. Behrmann ©. 388. 457. 456. 401. 404. 461. 255. 430. 
Frankf. Zunftwetsth. v. 13855 Böhmer ©. 640. 641. 643. 645. 648 (daz dun 
wir durch des frides willen). 

106) Bol. Wilba ©. 887f. Heusler ©. 84. Arnold IL 212. Wehr- 
mann ©. 73f. 180f. Enuen IL ©. 627. Mone Bb. 15 ©. 26f. Bd. 16 
© 338— 341. Hirſch 1 c. ©. 85. 36. 95 — 97. Dazu bef. Urk. der Basler 
Bäder und Schneider. Url. v. 1352 Böhmer ©. 626, 1855 &. 653f. Statut 
ber Altſchuhmacher v. Berlin d. 1283 Fidicin, Geſch. v. Berlin IL ©. 121. 
Priv. des Bifch. v. Naumburg v. 1429 5. Wehrmann ©. 73 Note 10, wo ald 
Gegenftand ber Zunftgerichtöbarkeit angegeben werben: causas injuriarum ex 
verbis contumeliosis et opprobriis ortas et causas debiti. Lũb. Zunftr. v. 
1385 ©. 264; 1480. 1511. ©. 165. 845; 1390 ©. 884: item so schal nemant, 
he sy frowe efte. man, in unsem ampt de ene den anderen den fronen sen- 
den, by broke 8 mark. ®or 1471 ib. ©. 891: mester noch knecht follen 
fi) nicht „berechnen umme schuld edder schlichte scheldworde, he en hebbe 
dat erst vor unsen olderluden verfolget“. 1410. 1502 ©.491. 408. 

185, Beſonders waren die Sachen zu Haut und Haar ſtets ausgenommen, 
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ridyt erkennen Tonnte, neben ben regelmäßig angebrohten Bermögensftrafen in 
Geld, Wachs, Wein, Bier u. |. w. bie völlige ober zeitweile Ausichliegung 
aus der Zunft, womit der Berinft des Amtes verbunden war. Behufs Boll- 
ſtrecung ihrer Erkenntniffe mußten überdies bie Zunftgerichte biöweilen den 
ordentlichen Richter requiriren!*). Geit bem 15. Jahrhundert begann dann 
bereits mit den Einſchränkungen der Autonomie und Selbfiverwaltung auch 
die Beſchränkung der Zunftgerichte, weldye bald nur fümmerliche Refte ihrer 
alten Kompetenz bewahrten'?”). 

IV. Die fo nach außen und nad) inmen als Einheit Tonftituirte Ge 
nofſenſchaft war gleich anderen germaniſchen Gilden gegliedert und or- 
ganiſirt. 

1. Eigentliche Trägerin bes geſammten genoſſenſchaftlichen Rechts, 
die Quelle alles Friedens und aller Gewalt war die Verſammlung der Voll⸗ 
genoſſen, der zu ſelbſtändigem Handwerksbetriebe berechtigten Selbftherren oder 
Meifter!*), Meiſter wurde man einzig und allein durch beantragte und ge⸗ 
währte Aufnahme in bie Genofienfchaft, wobet im Einzelnen die bereits oben 
befprochenen Bebingungen galten. Umgekehrt verlor man das Meifterreiht 
durch Austritt oder Ausflug aus dem Berbande”Y). Die Berjammlungen 
ber Meifter auf regelmäßigen ober gebotenen Dingen waren ganz ben echten 
umd gebotenen Dingen der freien Gemeinde nachgebildet unb hatten gleich 
biejen bie oberfte Gewalt, die Rechtweifung und Beliebung, die Beihlußfaffung 


Hirſch 1. c. ©. 95. Ausſchließung auf Zeit 3. B. 1321 Sartorins, Hanfe 
II. 303: officio carebit per integrum annum. Für immer 1855 Böhmer 636: 
des hantwerks entberen. Wilda ©.-340. 

#0) Urk. der Franff. Zimmerleute, Steindeder, Lower, Bender, Steinmegen 
u. X. v. 1355 Böhmer ©. 642. 646. 643. 648. 647: WIN Einer nicht gehor- 
ſam fein, fo gebt man zu den Bürgermeiftern; die leihen und einen Richter, um 
wegen der Einung zu pfänben. 

187) Weber die fpätere Zunftgerichtöbarleit Strune, de remediis judicialibus 
et de processu opificiario. Drtloff, Recht ber Handwerker $ 34 — 88. 
Ueber einzelne Refte des älteren Rechts Hirfch ©. 96. Vgl. unten $ 67. 

188) Der Name Meifter war urjprünglich auf die Borftände beſchränkt. Die 
Bollgenofien nannte man einfach mit dem Namen ihres Handwerks, ober man be» 
zeichnete fie als gemeine Zunft, ald Brüder, Amtögenofien ꝛc. In Lübel hieß 
ber Bollgenofje suus proprius (Wehrmann ©. 317. 455), sines sulves ober 
sulvesherr (3. B. ©. 157. 161. 162. 177. 216. 283. 246. 249. 255. 260). In 
Srankfurt fon 1355: recht der meister die die zunfft han. Böhmer ©. 648. 

10, Entfernung aus ber Etabt zog nicht unbedingt Verluft, fonbern in ge- 
wifien Fällen nur Ruben bed Rechts nach fi. 1855 Böhmer 641: Wer Un- 
glüds willen von ber Stadt fährt, gibt he dan sin fronefasten gelt, so be- 
jehet man ime de gesellenschafft; wird he aber sumig daran, das he sin 
nicht engibet, so verluset he die geselleschaft. Aehnli 1884 in Mainz, 
Mone Bd. 16. ©. 177, 


538. Das freie Zunftwefen. 399 


im Amtsangelegenheiten, die Urtelfindung in wichtigeren Fällen, die Wahl bes 
Borftands und der Ausichüffe'. 

2. Drgan ber Gefammtheit waren bie gewählten oder erloften!*1), nad) 
Zahl!) und Amtödaner') verſchiedenen Meifter ober Aelterleute, welche ur- 
fprüngli mehr den herrſchaftlichen oder genofſenſchaftlichen Richtern des alten 
Rechtes glichen, allmälig aber mit den Yunktionen eines germanifchen Richters 
Die eines wahren zugleich regierenden und vertretenden Gildeorgans vereinten. 
Sie Hatten die Berufung der Berfammlungen, den Borfit und das Friedens 
gebot darin, die Einziehung der Bußen unb Gebühren!); fie richteten in 
ftreitigen und peinlidhen Sachen, ſei es allein, fei es mit den Amtsbrübern 
oder einem Ausſchuß derfelben‘®); fie hatten die allgemeine Pflicht und Be 
fugniß, für die Anfrechterhaltung der Amtsgeſetze zu forgen und ihre Beein⸗ 
trädhtigung durch Dritte zu verhindern'®); fie verwalteten bad Zunftvermd- 


19%), Bol. Wilda ©. 334f. Wehrmann ©. 70f. Ennen IL 626. Mone 
Bd. 15 ©. 26f. Die ungebotene Verſammlung — Zahrtag, Diorgeniprache ıc. — 
hieß in Miltenberg ganz wie bie der Märker Heynreyde. Monel. c. 

19) Bon den Beichränktungen der Wahl ift oben geiprocdhen. Lieber das 
Lofen Mone Br. 15 ©. 22. Wehrmann ©. 89. 

see) Die Regel war in der Blütezeit des Zunftweiend Kollegialität. So 
1416 bei den Brauern in Lübeck 4, 1410 bei den Gewandfchneibern 4. Wehr⸗ 
mann ©. 181. 490. Wo feine Zahl genannt ift, heißi es in den lübifchen Rollen 
doch meijt: die olderlude; ;. DB. 1508 ©. 258: wor de olderiude tosamen 
synt van des amptes wegen. Bei den Frankfurter Schneidern unb Tuchfcheerern 
6 Meifter, die jährlih 6 Anbere Tiefen. 1352 Böhmer ©. 624. In Köln 
zwei ober vier. Ennen IL 625. 

199) Bei Brauern und Gewandſchneidern in Kübel wurden von 4 Meiftern 
2 jährlich neu gewählt. Wehrmann ©. 181. 490. In Köln und in Süd⸗ 
deutichland jährlicher, in Zürich Halbjähriger Wechſel. Ennen IL ©. 626. 
Mone Bd. 15 ©. 22. 1352 d. Böhmer S. 624. Bluntſchli L 324. Später 
wurde Lebendlänglichleit des Amts die Regel. Wehrmann ©. 134. 

106) Berufung des Amts 1480 (von des amptes wegen). 1459. 1500, 1504. 
1506 b. Behrmann ©. 189. 401. 284. 253. 369. Zu hauf gebieten um des 
hantwerks nutz — recht zu hauffe zu gebieten — gemein gebot 1855 
Böhmer ©. 641. 644. 638. 639. Nichtkommen oder Zufpätlommen wurbe ge- 
büßt. Der jüngfte Meifter Hatte zu laden. Wehrmann ©. 164. 217. 244. 
268. 845. 867. 482. Yriebegebieten der Meiſter in den Beifpielen in Note 188. 
Einziehen der Bußen feitens der Meifter durch den Knecht der Zunft 1852 
Böhmer 623. 624. Genaue Aufzählung der Pflichten und Befugniffe des 
Meifter 1440 in Landau. Mone Bd. 16 ©. 328f. 

199) Bluntſchli L 824. Hirſch Lc. ©. 9f. Wehrmann ©. 180, 181, 
Enuen IL 626. 

0) Wehrmannu ©. 181. Daher der Eid, dat ampt bi rechte to be- 
holdende — 1401 ib. 878 —, dat ammet truweliken to bewaren — 1871. 
1445 ib, ©. 22. 879 —, das er dem antwerck das best und das wegste tun 
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gen”); fie übten die der Zumft zuftehende Sitten- und Gewerbepolizei, be- 
ſonders die Schan und Kontrole, aus‘); fie waren aber ferner zugleich Die 
Borfigenden bei gefelligen Zuſammenkünften, bie Anführer der Zunft im 
Kriege, und in ber Regel die Vertreter derfelben im Rath ober anderen bür- 
gerlichen Kollegien!®); fie repräfentirten die Körperfchaft nach anßen wie ein- 
zelnen Genofjen gegenüber bei Verträgen und Streitigkeiten ); fie waren 
mit Einem Wort die vereibigte und verantwortliche Obrigkeit der Zunft, der 
fie vorftanden und die fie regierten?). Als Erfah für ihre Mühe und 
manche damit verbundenen Ehrenlaften genofien fie einzelner pefuniärer ober ge⸗ 
werblicher Vortheile und bezogen häufig eine uote der Bußen und Ein- 
trittögelder?®), 

Den Aelterlenten ftanden in größeren Zünften Gilbeausichüffe oder Bei- 
fiter zur Seite, die theils als Schöffenkolleg fungirten, theild die Gejammt- 
beit gegen die Vorfteher zu vertreten und die letzteren zu überwachen hatten *0®). 


sol und des antwercks nutz und frammen zu fordern und des antwercks 
schaden zu wenden. Urk. aus d. 15. Jahrh. aus Straßburg b. Mone Bd. 16 ©. 386. 

9) Ennen II. 625. 626. 14 Tage nad der Meiftermahl mußten in Köln 
die alten Meifter Rechenfchaft über die Verwaltung ber Kaffe legen. 

19%, Vol. Rote 180f. 135f. — Wehrmann ©. 129.180. Ennen IL 615. 
625. Fehler der Arbeiten waren fie verpflichtet zu rügen. A. a. O. und Ur, 
v. 1352 Böhmer ©. 624. 

10) Bluntſchli L 824. Mone Br. 16 S. 22f. 

“0, Bgl. Note 20. 21. 103f. — So bei. auch auf den Zunftagen verfchie- 
dener Städte. Mone Bd. 18 ©. 140. 162. Bb. 15 ©. 26. Belipiele, wo die 
Kelterleute Namens des Amts einzelnen Mitbrädern als Partei gegenübertreten, 
1478 5. Wehrmann ©. 895. 897. 

soı, „Dat ampt regeren* ift ein in Köln und Lũbeck oft von ihnen gebrauchter 
Ausdruck. Ennen II ©. 625. Rolle v. 1445 b. Wehrmann ©. 379. — 
Der Eid der Meifter des Wollenamts in Köln gieng dahin, das Amt treu zu 
bewahren, über vorjchriftsmäßige Anfertigung des Gewandes zu wachen, die 
Statuten ftreng zu banbbaben und jebe Webertretung anzuzeigen. Ennen IL 615. 
In Kübel ſchworen die Aelterleute, das Amt treu zu bewahren und ihm vorzu⸗ 
ftehen nach aller ihrer Macht. 1871. 1401 ©. 221. 878, 

so) Bol, z.B. über die Einkünfte Iüb. Zunftrollen v. 1885. 1482. vor 1471. 
1459 Wehrmann ©. 266. 159. 891. 189, über die Ausgaben 1507. 1508. 1581 
ib. ©. 285. 249. 258. 244. Die Borzüge der Xelterleule bei den Knochenhauern, 
über welche i. 3. 1484 in Lübeck zwifchen ihnen und den andern Meiftern Streit 
entftand, wurden ausdrüdlich damit motivirt, datt se arbeit unde unlust des 
amptes halven hadden. Wehrmann ©. 266. 

00) So z. D. in Züri Sechſer. Bluntſchli L 824. Bel den Mepgern 
in Worms 4 Geſchworene. Schannat ©. 212. Bei ben Metzgern in Zreiburg 
8 Echtewer, F fonft in Süddentſchland oft ein Beirath. Mone Bd. 15 
©. 28. Bd. 16 ©. 820f. — In Köln in einzelnen Zünften og. Beifiger. 
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Ueberbies gab es zahlreiche aubere Zunftbeamter®), von denen befonbers ber 
Amtsbote*"*) und der Sedelmeifter”*) häufiger erwähnt werben. 

3. Der Zunft gehörte ferner, wie jeder deutſchen Genoffenfchaft, außer 
den vollberechtigten Genofjen ein Kreis von Schußgenoffen an, bie nur paffiv 
an dem Frieden und Recht der Körperihaft Theil nahmen. 

a. Dies war zuvörberft bei ben Frauen und Kindern ber Amtöbrüber 
der Fall Sie hatten natürlich kein felbftändiges Recht in der Zunft: daß fie 
aber Mitglieder berjelben waren, wird oft ausdrücklich gejagt”) und ver- 
fland fi im Grunde von felbft bei einer Berbintung, bie zwiichen Familie und 
Gemeinde mitten inne ftand. Der Schn& der Zunft erftredte ſich daher auch 
auf fie, gleichwie fie umgekehrt der genoffenfchaftlichen Polizei und Gerichtöbarkeit 
unterlagen?) ; an Gottesbienft und Gefelligkeit nahmen fie Theil’®); und auch 
zum Gewerbe waren fie, wenn fie gleich ueben dem Familienhaupt Fein jelbftändi- 
368 Recht daran haben Tonnten *'9), doch durch Geburt oder Ehe näher ald Andere 
berufen, jo baß die Kortjegung des Gewerbes durch die Witwe und bie Bevor- 
zugung der Söhne und Schwiegerfühne bei Erlernung des Handwerks und 


3. B. Ennen u. Ederg L 831. Meifter und fechs in Baſel, Ochs I. 351. 
404. Trounillat IL 107. 218. Meifter und vier in Erfurt. Hirſch JW. c. 
©. 9. 

, So z. B. bei den Freiburger Metzgern neben Zunftweifter, Handwerks⸗ 
meifter und Echtewern 8 Stubenmeifter, 3 Dreier, 2 Korbmeifter, 3 Bankmeifter. 
Mone 1. c. ©. 23. Ferner oft Meifter der Gefellenlade, der Todtenlade, bed 
Schreins u. |. w. 

205) Knecht der zunft 3. B. 1852 Böhmer S. 623. 624. In Lübeck 
war ber füngfte Meifter Amtsbote. 

2) 3. DB. Drbn. der Zimmerleute in Strasburg v. 1478. Mone Bd. 16 
©. 159. art. 42: man machet alle jore einen seckeler . . der sol sweren dem 
antwerck das sin getruwelich in zü gewinnen und das gelt in die bühse zu 
stoszen. Sonft muß er ed usz sinem seckel erfegen. Des git man ime alle 
jore 5 s. d. von dem antwerck. 

er, Wilda ©. 889f. Url. ber Basler Spinnweiter v. 1241 Ochs L 406. 
Zrouillat IL 219: in derre selbin zunft sint die vrowen als die man, die- 
weile ir wirte lebent und nach ir manne tode dieweile si witewen sint. 
Lüb. Zunftr. v. 1856 Wehrmann ©. 342: Vortmer schal sick nemandt unsers 
amptes underwinnen, de beruchtet is, he sy mann edder fruwe, und schall 
wesen echte boren. 1459 ©. 186: junckfrowen und frowen, de in dat ampt 
kamen. 1507 ©. 200: de fruwe mit eren anderen amptsusteren. 1514 
S. 424: Die Reue und Altfchneider follen under sick mis ohren frouwen und 
kyderen eyn ampt und eynerleye gerechticheit holden ok hebben und unvor- 
hindert bruken und geneten. — Bol. auch Mone Bd. 16 ©. 173. 176f. 

) Val. 5. B. 1890 Wehrmann ©. 384. 1855 Böhmer 648. 

, Wilda ©. 829. 

2 Eine gewifie Theilnahme der rauen am Amt fand indeß überall, 
befonders aber da Statt, wo die Frauen auf dem Markt verlauften. Auch hatten 
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Aufnahme in die Vollgenofſenſchaft nur als natürliche Folgen der innigen, 
das ganze Hausweſen aller Genofſen umfafienben Gemeinfchaft erichienen *''). 
Sa, die Frau des Meifters galt als ein fo weientliches Glied in der Genofien- 
haft, daß man auch von ihr verlangte, fie folle des Amtes würdig fein*"'"), 
und den Meifter, der nicht eine unbeicholtene Frau eheliher und deuticher 
Ankunft erwählte, mit dem BVerluft des Genoſſenrechts bedrohte"), Verein⸗ 
zelt Tamen übrigens aud) neben den Meiftern, Knechten und Lehrlingen Frauen, 
Mägde und Lehrjungfrauen mit jelbftänbigen gewerblichen Rechten oder auch 
bejondere Srauenzünfte nnter gewählten Meifterinnen vor"'*). 

b. In einem ganz ähnlichen Berhältnig zur Zunft wie die Familienan⸗ 
gebörigen des Vollgenofien fianden urfprünglih auch Lehrliuge und Ge⸗ 
fellen. Sie waren anfänglich überall Mitglieder des Hausweſens ihres 
Meifterd und mittelbar Genofien — Schutzgenofſen — der Zunft”). Nicht 
nur in allen gewerblihen Angelegenheiten, jondern aud in ihren Streitig- 
leiten unter einander unb mit ben Meiftern und bei ihren Vergehen gegen 
die Sitte ober die Ehre des Handwerks waren fie daher der Zunftgerichts- 
barkeit unterworfen. Schou die Lehrjungen bedurften deshalb einer förmlichen 
Aufnahme in das Amt*'*), wobei Unbeicholtenheit, freie, ehelihe und 


fie den Dann, wenn er abweſend, zu vertreten. Pauli, Abb. aus d. lüb. R. 
Th. I. $ 15 u. 16. Wehrmann ©. 185. 186. U. M. Kraut, Vorm. Bb. IL 
©. 584. — Sufoweil unterlagen fie der &ewerbegerichtöbarkeit der Zunft. Bol 
3. 2. lüb. Rollen der Schmiede v. 1400, ber Schmiede v. 1543 Wehrmaun 
©. 485. 481. 

211, Wilda ©. 329—831. Bol. oben. Die Url. der Bremer Lohgerber 
v. 1800 b. Delrichs ©. 415 (na Wildba L c.) fagt bereits: officium alluta- 
riorum deveniat ad filios et filias illorum. Aehnliche Gefichtöpuntte 1436. 
1409. 1411. 1454 in Mainz, wenn nur die nach dem Eintritt eines Meifters 
geborenen Kinder zur Zunft gehören follen. Mone Bd. 16 ©. 178. 174. 

si) Lũb. Zunftr. v. 1414 Wehrmann ©. 870: Item we sick vorandern 
wil in unseme ammete, de scal nemen ene bedderve vrowen edder ene bedder- 
ve juncvrowen, de unses ammetes werdych syn. 

sıs) Lüb. Rolle v. 1365 ©. 851. 1432. 157 (unberuchtede vrome bedder- 
ve vrowe edder juncvrowe). 1459. 186: echt und recht und dudesk ge- 
boren. 1428. 1500 ©. 458. 398. 1507 ©. 285: wenn fie „lose“, verliert er 
dad Amt. 

1, So in Köln. Ennen IL 622. 625. 

su) Schönberg lc. ©. 115— 124. 

sıo, Wilda ©. 343. Ennen IL 6.621. Behrmann ©. 114f. Hirſch 
l. c. ©. 40. Lũb. Zunfte. v. 1479 ©. 295. Vorgeftellt und eingeführt wurbe 
der Lehrling von dem Meifter, bei dem er eintreten wollte, angenommen aber 
von ben Welterleuten oder von dem ganzen Amt. Bol. lüb. Rollen v. 1390, 
1448. 1478. 1480. 1508 bei Wehrmann ©. 885. 231. 455. 166. 247. 257. 
Sn Köln wurde ber Lehrling in die Amteregifter eingetragen. 
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beutiche Gehurt und die Entrichtung gewifler Eintrittögebühren in Gelb, 
Wachs, Bein ober Bier geforbert wurben'). Durch ſchlechtee Betragen 
oder wieberholtes unbegrünbetes Eutlaufen verwirkte der Lehrling das Amt*'), 
durch die Abfolvirung ber vorgejchriebenen Lehrzeit dagegen erlangte er ein 
feftes Anrecht, in die Klafle ber Geſellen aufgenommen zu werben*'*), 

Die Gefellen ftanden zu ihrem Meifter wie zu ber Zunft urfprünglich 
rechtlich in demſelben Berbältuig wie die Lehrlinge?) Auch ber Gefelle 
gehörte zum Hausweſen bes Meifters, defin Haus er nicht einmal auf eine 
Nacht verlaffen durfte, er war ein „Knecht“ oder „Kuappe” (famulus, ser- 
viens) und zunächft der Hausgewalt feines Meifters, in höherer Suftanz 
aber der Zunft unterworfen. In allen Amtsangelegenbeiten und in ihren 
Streitigkeiten mit einander wie mit ben Meiftern mußten fie vor dem Zunft. 
gericht Recht fuchen und nehmen und wurden vom Zunftgericht geichügt**'). 


217, Eunen u. Wehrmann 1 c. Sn den lübiſchen Zunftrolfen beißt es 
öfter: weik junge unse ampt wil leren, de schal dat bewisen, dat he echte 
unde rechte geboren sy unde schal geven deme ampte ene halve mark unde 
een pund wasses to den lichten. 3. B. 1457. 1548 ©. 212. 431; eyne tunne 
beer unde acht sch. in des amptes busse und eyn punt wasses. 1508 ©. 254; 
beutfhe Geburt ib. 1482. 1478. 1500 ©. 159. 259. 455. 398. Biswellen 
mußten zwei befhwören, daß er kein Wende ſei. 1414 ©. 872. — Val. auch 
1409. 1454. 1459 ©. 857. 314. 187. — Ein Lehrgeld wurde nur in einzelnen 
Zünften gefordert. Wehrmann ©. 216. 245. 449. 

00, 3. B. Behrmann ©. 216. 245. 248. 456. Nach ber Rolle von 1508 
©. 245 Tonute ber Lehrling, der einmal entlaufen war, von den Welterleuten, 
der zweimal, vom ganzen Amt, der dreimal, nur mit Genehmigung bes Rath 
wieder aufgenommen werden. Bar ber Meifter fchuld, fo wurde er immer 
wieder aufgenommen. 1478. 1474 ©. 456. 259. 295. — Ber fi zwei Meiftern 
verbingt, wer über 6 Pfennige Werth ftiehlt, war für immer „bes Amtes un- 
würbig". 1880. 1356 ib. 863. 840. 

19), Die Lehrzeit war ſehr verſchieden, von 1 bis zu 8 Jahren feftgefeht. 
Ennen IL ©. 622. Wehrmann ©. 195. 802. 814: 3 — ©. 840 (1356) u. 
248: 4 — ©. 886: 5 Jahre. Die Regel war in Küber dreijährige Lehrzeit. 
Urfpränglich forderte der Uebergang vom Lehrling zum Gefellen keine befonderen 
Formalitäten und Koften. Später wurben gerabe bierbei — fowol für bas 
Losfſprechen“ und die Eriheilung des „Lehröriefs”, als für die Aufnahme in den 
Gefellenverband — viele befondere Vorſchriften aufgeftellt. Namentlih wurbe 
eine Mitwirkung der Gefellen zur Aufnahme nothwendig, bei. bei ben ſoge⸗ 
nannten „geichenkten" Zünften; es wurden Unterfchiede zwifchen Funggefellen und 
„gemachten Geſellen begründet; endlich wurden vielfache Einweihungsceremonien 
aus lebendiger Sitte zu rechtlichem Erforderniß. Bol. Hirſch ©. Alf. 97f., 
bei. aber Stock, Grundz. des Geſellenweſens; 3. B. ©. 60. 

20) Bol. außer ber cit. Schrift v. Stod Wilda ©. 342f. Ennen IL 622. 
Wehrmanu ©. 116f. Hirſch ©. 47f. Schönberg ©. 118f. 

21) Auch der Meifter mußte vor bem Amt Hagen, ehe er einen Lehrjungen 

26* 
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Aber ihre Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft war eine lediglich paffive, fie hatten 
weder Sig noch Stimme in der Berfammlung, noch ein eignes gewerbliches 
Recht, jo daß ihnen kejonderd jede Ausübung des Amts auf eigne Rechnung 
unterfagt war*®). Hatten fie aber die vorgefchriebene Dienftzeit ausgehalten 
oder ftatt befien auf der Wanderſchaft, die zwar erft im ſechszehnten Sahr- 
hundert rechtliches Erforbernig wurde, ſchon vorher aber üblih war und bis⸗ 
weilen von anderen Erforderniſſen bißpenfirte*”),, unter Wahrung des Zu- 
fammenhangs mit der Zunft die uöthigen Fähigkeiten erworben, jo hatten fie 
bei Erfüllung der fonftigen Bedingungen einen Rechtsanſpruch auf die 
Aufnahme als Meiftr. Aus diefem Allen gebt fchon hervor, daß die Ge 
fellen in der Blüthezeit des Zunftwejens nichts ald werdende Meifter waren. 
Es gab feinen befonderen Stand der Gejellen, keinen unfelbftändigen Arbei- 
terftand neben einem Stande jelbftändiger Unternehmer, jondern es gab mm 
eine Lehr⸗ und Dienftzeit ald Vorſchule und Borftufe für eigne Ausübung 
bes Amts. Die Unterjhiede von Meiftern und Gefellen waren weſentlich 
nur erſt Unterjchiede des Alters und der Ausbildung”). Deshalb war auch 
von einer bejonderen Törperichaftlidden Verbindung der dem Amt als eine 
bloße Klafſe organiſch eingefügten Gejellen urfprünglich nicht die Rebe; es 
famen nur zu frommen Zweden eigne Brüberfchaften unter ihnen vor, die 
gleich ben geiftlichen Brüderſchaften der Meifter in einer gewiflen Beziehung 
und Abhängigkeit zur Gefammtzunft ftanden, doch aber verſchieden von ihr 
waren ??s), 

Sobald indeß — was an verfchiedenen Orten und bei verichiebenen Ge⸗ 
werben zu ſehr verſchiedenen Zeiten, vielfach aber ſchon jeit dem Beginn 


ober Gefellen entließ. 1559 Wehrmann E. 449: so schall ock nen meister 
synen lerjungen vorloven edder von sick jagen, he hebbe ohne erstenn vor 
dem ampte vorclaget. 

233, Einzelne Ausnahmen kommen vor; fo durften die Knechte der Tübifchen 
Schneider in freier Zeit für fi nähen. Wehrmann ©. 424 d. 1464. — Bol 
Schönberg Note 278. 274. 

222) Die Sitte des Wanderns ift aber wahrjcheinlich fehr alt. Dies be- 
weifen die frühen Verbindungen der einzelnen Städte und ihrer Zünfte unter 
einander. Gerade das Wandern wirkle ſehr weſentlich mit zu ber gleicdhartigen 
Entwilfung bes Innungswefznd und zu der das Handwerk bed ganzen Reichs 
zufammenhaltenden, wenn aud weniger rechtlich auerfannten, als durch Sitte und 
Herlommen gegründeten Organifation. Vgl. unten. Verboten war das Wandern 
in Lübe bei den Bernfteindrebern 1385 Wehrmann ©. 351. Bei den Woll- 
webern befreite ed 1477 von ben übrigen Bebingnngen des Meifterrechts. 1558 
bei den Lakenmachern breijähriges Wandern nothwendig. Wehrmann ©. 121. 
122. 

) Schönberg ©. 116f. 

25) Wehrmann ©. 116. Mone Bd. 15 ©. 28 (Aus db. 14. Jahrh.). 
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bet 15. Jahrhunderts geihah — durch die Erjchwerungen des Meifterwerdens, 
die Verlängerung ber Lehr- und Wanderzeit und das Vorkommen von Ge⸗ 
fellen, die niemals Meifter wurden ”**), die Gejellen als ein eigner Stand in 
einen gewiffen Gegenſatz zum Stande der Meifter traten und fich gemeinfa- 
mer Standesinterefien bewußt wurben: ba zeigte fich fofort, trog mancher 
obrigkeitlihen und zünftigen Verbote, aud unter den Gefellen der deutſche 
Einungstrieb. Sie bildeten mun nach dem Vorbild ber Geſammtzunft eigne 
Geſellſchaften ) (jeitdem auch erft der Name der Gefellen), welche zwar von 
jener abhängig und mit ihr in Zufammenhang blieben, doch aber eigne Rollen 
und Statuten hatten, eigne Borftände (Altgejellen) und Beamte wählten, 
unter Aufficht eines ihnen meift gegebenen Meiftere (Gejellenwater) ihre An- 
gelegenheiten felbft verwalteten, autonomiſch Beliebungen fehten, Beiträge und 
Strafgelder erhoben unb beſonderes Vermögen beſaßen. Den Gegenftanb 
ihrer aenoffenfhaftlihen Verbindung bildeten jet nicht mehr blos religisſe 
und gejellige Zwede, fondern alle menſchlichen Gemeinſchaftszwecke überhaupt. 
Beſonders ſuchten fie Ehre und Sitte des Gefellenftandes durch genoſſenſchaft⸗ 
liche Ueberwachung nnd Gerichtöbarkeit zu wahren, in welcher Beziehung oft 
jelbft die Meifter gegen Gefellen, die ſich vergangen hatten, vor ihnen Recht 
fuchten. Ein Hauptzwed ihrer Verbindung war ferner gegenfeitige Unter- 
ſtützung, fo daß ihre Kaffe ale Vorſchuß⸗, Kranken und Armenkaſſe diente. 
Endlih aber nahmen fie — und das war das Widtigfte — auch das ge» 
meinfame gewerbliche Interefje in Fragen bes Lohns, der Arbeit und der 
Selbftändigfeit gemeinfam wahr und führten in diefer Beziehung ſchon in 
früher Zeit planmäßige Koalitionen nnd Arbeitdeinftellungen den Meiftern 
gegenüber herbei”). 

4 Die fo in Vollgenofien und Schußgenofjen gegliederte und nad 
Mapgabe ihrer Berfaffung organifirte Genoffenfhaft war enblih nad außen 
wie nah innen im öffentlichen wie im privaten Recht eine Gefammtper- 
ſönlichkeit. Ganz wie in ber Stadt das Gemeinwejen als ſolches über 
Einwohner, Bürger und Rath als hoͤchſte Rechtsperfönlichkeit trat, jo wurde 
bie in der Geſammtheit der Zunftgenoffen lebendige unfichtbare Einheit, die 
Zunft als ſolche, zum eigentlichen Rechtsſubjekt erhoben, für welches die ficht- 


220) So 1407 in Konftanz. Mone Bd. 18 ©. 155. Rolle ber lüb. Bar- 
biere v. 1480 5. Webrmann ©. 166: item so scholen de knechte der barberer 
neyne rullen hebben offte verbunt edder jenige eyndracht maken, dat tegen 
den rad sy eder tegen dat ampt, by broke dre mark sulvers. 

7) Val. befonderse Wilda ©. 248 Mone Bd. 13 ©. 155. Bd. 15 ©. 
28 -81. Wehrmann ©. 111 u. 1545 ©. 462. Hirſch L c. ©. 47f. 98f. 
Stock J. e. Schönberg ©. 117 Note 261. 

228) Der Ältefte Strike v. 1351 in Speier b. Mone Bb. 17. ©. 56. — 
Strite der Schneider in Mainz 1428 ib. Bd. 13 ©. 155. 
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bare Geſammtheit nur der Körper und die Zunftbeamten nur die Organe 


waren ). 

V. Wenn, wie bereitS bemerkt worben, im Gegenſatz zu fpäterer korpo⸗ 
rativer Sfoltrungsfuht in allen Genoffenfchaften des Mittelalters ber Trieb 
mächtig war, fich mit gleidhartigen Bereinen zu größeren Geſammtheiten zu 
verbinden, ein Trieb, ber die Stäbte zu Stäbtebünben unb die Stäbtebünbe 
zu Einungen mit den Geſellſchaften der übrigen Stände zufammenführte, der 
aus ben vereinzelten Kaufmannögilden größere Geſammthanſen und bamit 
enblich die Grundlage einer allgemeinen deutſchen Hanſa fchuf: fo waren auch 
bie Genoffenfchaften der Haubwerker beftrebt, Innungsvereine über ben 
einzelnen Zünften zu gründen. Die verſchiedenen Zünfte berjelben Stabt 
ftanden theild vorübergehend, theils dauernd in einem mehr oder minber or- 
ganifirten Verbande, um gemeinſame gewerbliche ober politifche Intereſſen des 
Handwerkerftandes gemeinfam zur Geltung zu bringen ). Darüber hinaus 
famen mitunter förmlide Kreis vereine aller Zünfte einer Gegend ober 
eines Landes vor”). Häufiger waren Dereine unter den gleichartigen Zünf- 
ten in einer Anzahl benachbarter ober jonft in Wechſelbeziehung ftehenber 
Städte. Nah Form und Jnhalt ſehr verſchieden, waren fie theild nur Ber- 
träge oder Berebungen über einzelne Punkte, beſonders über gleichartige Be⸗ 
handlung und Diseiplin der Geſellen*), tbeild förmliche Binungen ober 
Bünbuiffe®*), theild Gefammtzünfte im eigentlichen Sinn), Immer aber 


see) Näheres in TE. II. 

220) Bol. Note 58 zu 5 34. 

) Bol. Mone Bd. 13 ©. 129 u. 140 Rote 4. 5. 

se Eo die in Note 106 erwähnten Vereinbarungen oberrheiniſcher Bäder- 
zünfte v. 1852 und Schmiedezünfte v. 1888, niederdentſcher Böttcherzünfte v. 
1321 und Echmiedezünfte v. 1494. 

2) So ein von Mone Bd. 18. ©. 162—165 publicirtes, auf 28 Jahre 
abgeſchloſſenes Bündniß der Schneiderzünfte von zwanzig oberrheiniichen Städten. 
Das Bündniß nennt fich felbft eine einung; fo wird in art. 17 ©. 164 ber 
Empfang anderer Schneiderzünfte in unsere einung offen gelaffen. Vgl. auch 
Winzer ©. 8f. 

s) Vol. 3. B. die Schneiderordnung ber Grafichaft Hohenzollern, aufgerichtet 
durch „die Brüber des Handwerks der Schneider zu Hechingen und der ganzen 
Grafſchaft Hohenzollern" mit Bewilligung des Grafen und der Stadt Hechingen 
zu Ehren Gotted und um bed gemeinen Nutzens willen Be Mone Bb. 18. 
. ©. 318—317. Es wird eiue „Brüberfhaft” unter allen Meiſtern der Stadt 
und der Dörfer gegründet, ein jährlicher allgemeiner Berfammlungstag angefeht 
(S. 317), jeber Meifter zu einem Beitrage behufs Unterhaltung einer Kerze in 
der Stiftefirche (S. 318) und zu gegenfeitigem Begräbnig (S. 315) verpflichtet. 
Diefelbe Brüderſchaft ift aber zugleich ein Gefanımtgewerböverein; fie normirt bie 
Eintrittsbedingungen, Meifterftüd, Lehrzeit nnd Lehrgeld, Wanberzeit, Gchühren 
(&. 318.814), ſchreibt die Art der Arbeit, die Arbeitszeit and den Arbeitöpreis vor (©. 
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enthielten derartige Bereinigungen den erften Anfang zur Aufrichtung allge 
meiner Gewerbeorbnungen, wie fie fpäter ausfchlieglih von der Obrigkeit aus. 
giengen *). 

Weiter noch als der ausbrüdlidhe Vertrag und die förmlidhe Organifa- 
tion gieng ber durch das Herlommen gegründete und durch die Sitte gefeftete 
Zufammenbang der Zünfte unter einander. Es war befonders die Gewohn⸗ 
beit und fpäter die Vorfchrift des Wanderns, welche unter allen gleiharti- 
gen Gewerksgenofſenſchaften und iu gewifiem Sim unter allen Mitgliebern 
des Handwerkerftandes eine das ganze Reich umfafſende Verbindung berftellte. 
Wie der geſammte Nitterftand fich als eine große Iunuug auffaßte, wie die 
Kaufleute des heiligen römifchen Reiches von Alamannien fi als eine Ge 
fammtgilbe betrachteten, fo lag and den Handwerkern die Borftellung nahe, 
daß jede Kunft und jedes Gewerk durch das ganze deutihe Reih nur Eine 
große Genofſenſchaft bilde, daß dann weiter die Genoſſenſchaften ber einzelnen 
Gewerke mit einander verbündet fein. Bei ben meiften Gewerken eriftirte 
freilich Beine gefchriebene Sejammtverfaffung und feine ausbrüdliche Drganifa- 
tion: aber auch die bloße Borftellung einer Gejammtgenofjenfchaft Hatte fehr 
erhebliche Wirkungen. Durch ihre Vermittlung bildete fich ein gemeiner Ge⸗ 
brauch ber einzelnen Gewerke und des Handwerks überhaupt durch ganz Deutſch⸗ 
Ianb, ein gemeines beutiches Handwerksrecht aus, unb wenn ber beutfdhe Haud⸗ 
werler in jeber deutſchen Stabt nad, den feften Gewohnheiten und Regeln 
biefes Rechts bei der verwandten Zunft Schub und Aufnahme fand, genau 
beftimmte Rechte und Pflichten gegen fie hatte unb in ihren Sitten und &e- 
bräuchen von vorn berein heimisch war, fo ift die Bedeutung diejes nationa- 
In Zuſammenhangs für bie Erhaltung und Belebung des dentihen National. 
bewußtſeins keineswegs zu unterſchätzen. Die eigentlihen Träger dieſer &e- 
meinfamfeit waren übrigens naturgemäß weit weniger bie Meifter als bie 
wanbernden Gefellen und es waren baber, jeitbem beſondere Gefellenzüufte 
neben ben Meifterzünften ftanden, beſonders die erfteren, welche in einen regen 
Geſammtverkehr traten und einen über das ganze Reich erftredtten Geſellen⸗ 
verband, ein gemeines Geſellenrecht unb gleichartige Anſchauung und Sitte 
hervorbrachten). No im 17. und 18. Jahrhundert waren bie Verbindun⸗ 
gen der Zünfte und befonbers ber Gefellen verſchiedener Territorien bebeutenb 
genug, um den Lanbesherren gefährlich zu erfcheinen umb mehrfache reichöge- 
jegliche und fürftliche Verbote hernorzurufen””). 


— — 





. 815. 816), regulirt die Ausſtotßung aus der Brubderſchaft (816) und beanſprucht 
die Ausübung bes Zunftzwanges (S. 814). | 
22) Mone Bd. 18 ©. 129f. Ebenda S. 148-150 eine obrigkeitliche Ge⸗ 
werbeorbnung des Markgrafen Rubolph IV. von Hochberg-Rötteln für alle feine 
Unterthanen. 
=) Hirih L c. S. 47 fpricht bildnißweiſe von einem eignen @efellenftant. 
2) Bol. unten $ 67. 
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Ein Gewerk war ed befonderd, in welchem die Geſammwerbindung ber 
Einzelzünfte auch formell zum Ausdrud kam, in weldem fogar vor ber 
Gejammtgenoffenihaft die Lokalen Brüderſchaften in den Hintergrund traten. 
Das war das Gewerk der beutichen Steinmetzen ). Anch die Steinmeben 
waren urjprüngli und zunächſt in den einzelnen Stäbten und Gegenden zu 
Genoffenichaften vereint: aber mit befonberer Lebendigkeit wirkte in ihnen von 
Anfang an die Idee, daß alle diefe Genoffenfchaften durch das ganze deutſche 
Reich nur Einen großen Bruberbund bildeten. Durch trabitiouell fortgepflanz- 
tes und von der Sage auf die Heiligen zurüdgeführtes Gewohnheitsrecht (das 
alte Hauptrecht des Steinwerls) entftand allmälig eine beftimmte Berfafiung 
diefer Affociation. Ihr anerfauntes Haupt war die Strasburger Bauhütte, 
die zugleih der Mittelpunkt ihrer Verſammlungen und der Ausgangspunkt 
ihrer Orbnungen wurde Im fpäteren Mittelalter wurde dann, was längft 
ale Gewohnheit beftanden, aufgezeichnet und ein Jahrzehnt nach Vollendung 
bes Stradburger Münftertfurms (1452) durch Gefammtbeihluß zn Strasburg 
eine formelle und vollftändige Organifation des Geſammwereins feftgeftellt 
und redigirt. Das ganze Steinwerk wurde unter die vier Haupthütten Stras- 
burg, Köln, Wien und Zürich vertheilt, dem jebesmaligen Werkmeifter des 
Strasburger Münftere aber das Grofmeiftertfum der gefammten Brüber- 
{haft übertragen. Die im Jahre 1459 auf Grund diefer Organifation ſchriftlich 
aufgeſetzte erfte gemeindentſche Steinmeßenorbnung wurde 1498 fogar vom 
Kaiſer felbft beftätigt und blieb, nachdem fie 1563 von den verfanmelten 
Meiſtern zu Strasburg und Bafel revibirt, vervollftändigt und gebrudt wor- 
den, bis 1707 in Kraft, in welchem Jahre der Reichstag nad) der Losreißung 
bes Elfaß durch förmlichen Beſchluß die uralte Verbindung der Bauhütten in 
Deutihland mit der Haupthütte zu Strasburg aufhob?%. Wie in allen 
rein beutfchrechtlichen Geſammtorganiſationen beftand auch in ber deutſchen 
Steinmeßenbruberfchaft die Selbftänbigleit der Glieder fort. Unter der Groß- 
hütte waren bie Haupthütten, unter biefen die Kreis- und Nebenhütten Bor- 
ftände felbftändiger Bezirks- und Kreisvereine, die befondere Gerichte und 
Berfammlungen hielten und fi partituläre Orbnungen gaben”). Die eng- 
ften felbftändigen Genofjenihaften aber bildeten die einzelnen Bauhütten, 
welche an jedem Ort, wo ein Meifter einen Bau hatte, durch den Zufammen- 


=”) Bol. Winzer L cc. ©. 46—75. Michelſen, die deutihe Hauſsmarke. 
Jena 1858. ©. 61—64. | 

39) Mone, Anzeiger V. ©. 494-498. Helbmann, bie brei älteften ge- 
ſchichtlichen Dentmale der teutjchen Freimaurerbrüderſchaft. Yaran 1819. — 
Theatr. Europ. XVII. ©. 43. 

0, So wurde 3. B. i. 3. 1462 eine fchriftliche Orbnung von ben Meiftern 
zu Magbeburg, Halberftadt, Hildesheim, Mullburg, Merjeburg, Meißen, Voigtland, 
Thüringen und Harzland erlaffen. Michelfen L c. ©. 68. 
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tritt der geſchworenen deutſchen Steinmeten entftanden. Freilich waren dieſe 
Baubütten jo eng mit einander verbunden, daß Aufnahme in die eine aud) 
ein Recht auf Aufnahme in die andere gab: aber jede einzelne Bauhütte bil- 
bete eine beſondere Bruberfchaft (confraternitas) unter einem befonderen Bor- 
fieher (Stußlmeifter), hielt regelmäßige (monatliche) Zufammenkänfte für Ber 
rathung, Gericht und Gelage ab und Batte ihr eignes Recht und ihr eigneß 
Bruderſchaftsvermoͤgen. Alle Mitglieder der Bruderſchaft waren einander gleich; 
die Aufnahme in die Bruberfhaft aber erfolgte erft nach gehöriger Erlernung 
bes Handwerks, nad ansgehaltener Wanberzeit, nach einer unter feierlichen 
Gebraͤuchen vollzogenen Einweihung in die Geheimniffe der Baukunſt, nad 
einem fchließlich unter Bürgichaftsftellung geleiftetn Schwur auf die Bruber- 
pflichten. Borber war der Lernende nur Mitglied des- Handwerks (Steinmeh- 
maurer), nicht des Bruberbundes. 

Die Bedeutung dieſer großen Affociation der beutichen Steinmeken für 
die Blüthe der deutſchen Baukunft im Mittelalter war eine außerordentliche. 
Sndem der Gejammtverein fi) als Inhaber der Kunft und ihrer technifchen 
Regeln betrachtete und biefe nur dem Bruder unter Verpflichtung zu ihrer 
Geheimhaltung mittheilte"), führte er gleichzeitig eine gewiffe Abſchließung 
der. beutichen Kunft gegen die fremde herbei. Das Geheimniß und die bamit 
verbundene Erflufivität wurben aber andererſeits die Duelle der fpäteren Er- 
ftarrung und Verſchnoͤrkelung bes Bundes und der Entartung feiner Gebräuche 
in tobte Sormalitäten. 

Neben ihrer unmittelbaren Bebentung für bie Kunft ihrer Zeit erlangte 
die Steinmeßenbruberfchaft eine zweite mehr mittelbare, bis anf unſere Tage 
fortwirkende Bedeutung durch ben Einfluß, welchen fie anf die Entftehung 
des Freimaurerbundes übte Denn es ift mehr als wahrfcheinli, daß es 
vornemlich die Seen und Traditionen der nad England berufenen deutſchen 
Bauhandwerker waren, welhe in diefem Lande die Umbildung der Maurer- 
bruderjchaften in den Freimaurerbund berbeiführten ?**), 


C. Der Einfluß des Einungsweiens auf die Familie, befonders 
im Adel, 
8 39. 
Wenn wir bereits ım Anfang unferer Geſchichte die ältefte deutſche 
Samiliengenofjenfhaft fi auflöien ſahen, fo entfteht nunmehr bie Stage, ob 


1) Vgl. über das Steinmebzeichen, auf welches nach der in der vor. Note citirten 
Drbn. jeder ausgelernte Steinmeg einen Rechtsanſpruch Hat und bas ihm ein 
Meifter unter gewiflen Börmlichleiten (beſonders einem Schmaus) verleiht, 
Michelſen lc. ©. 63. 614. 

#2) Bol. unten $ 64. 
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etwa unter dem Einfluß des Einungsweſens neben ber in alter Weiſe fortbe- 
ftehenden häuslichen Gemeinſchaft die weiteren Berwanbtenkreife neu als Kör- 
perſchaften Tonftituirt find. 

Diefe Frage muß im Allgemeinen verneint werben. So mächtig fidh in 
Sitte und Leben fowol ben eiguen Mitgliedern als anderen Familien gegenüber 
bie Einheit der Familie geltend machte: eine rechtliche Einheit, welche un- 
benfbar war obne Geſchloſſeuheit und Berfafiung, kehrte ber Sippe 
nicht zurüd. Rechtlich gab es nur Beziehungen und Berhältniffe der einzelnen 
Verwandten, und wenn fi) bisweilen in allgemeinen Berfammlungen eines 
Geſchlechts ober in einem vom Hausvater zugezogenen Yamilienrath die Familie 
ale Ganzes kund zu geben fcheint, fo fehlte doch viel daran, daß durch ſolche 
tolirten und unbeftinmmten Einrichtungen das Geſchlecht zu einer wahren 
Rechtsperfönlichkeit über den Einzelnen, zu einer Körperichaft erhoben wäre. 

Bon biefem allgemeinen Rechtszuſtande traten indeß in einzelnen Stän- 
ben, befonbers im Adel, gewiffe Ausnahmen ein ober es zeigte fi wenigftens 
in ihnen die Tendenz, bie Samiliengenoffenfchaft ueu zu begründen. 

A. Sm Bürger- und Banernftande zunächſt ift von einer berartigen 
Bewegung wenig zu bemerken ober fie verlief doch ohne bleibende Refultate. 
Dem Städtebürger mußte faft ganz das Bedürfniß fehlen, über dem engften 
Familienkreiſe eine höhere Yamilieneinheit rechtlich zu organifiren, indem eine 
foldhe ihm durch Brüderfchaften und Gilden erſetzt wurbe. Aber auch im 
Bauernftand hatten die Agrargenofſenſchaften den größten Theil der Aufgaben, 
welche einft die Sippe erfüllte, übernommen und auch ihm gieng daher eine 
wirkliche Geſchlechtskoͤrperſchaft für immer verloren. 

Als eine Ausnahme von mehr hiſtoriſcher als praßtifher Bedeutung ift 
die finguläre Rechtsbildung ber Banerngeihlehter in Ditmarfchen 
hervorzuheben). Hier vollgog fich die überall fonft jchon zur Zeit der Bölker- 
wanberung vollendete innere Umbilbung der ‚angefiedelten Geichlechter in Rad 
bargemeinden zum Theil erft im 13. Sahrhundert, und als dann feit dem 
Beginn des 14. Jahrhunderts Bauerſchaften und Geſchlechter mehr und 
mehr anseinanberfielen, behielten die leßteren gleichwol ihre Geſchlofſenheit 
und Berfaffung nicht nur bei, ſondern bilbeten fie durch die Aufnahme bes 
Cinungsprincips fort und blieben in einer eigenthümlichen Weiſe auch ueben 
den Markgemeinden und Kirchipielen Glieder der Lanbeöverfaffung. Bis zum 
14. Jahrhundert waren jo die Geſchlechter Ditmarfchend nicht nur von politi- 
ſcher und Eriegerifcher, ſondern auch von wirthichaftlicher Bereutung, indem fie 


1) Bgl. Niebuhr, Röm Geſch. I ©. 3295. Dahlmann zu Reocorns, 
ditmarſ. Ehronit L S. 595. 596; Geſch. v. Dänemarlt II. S. 272. Michel⸗ 
fen, Sammlung altditmarfcher Rechtöquellen. Altona 1842 nebit Anmerkungen. 
Bei. aber Nitzſch, Jahrbücher f. db. Landeskunde der Herzogth. Schleswig- 
Holftein und Lauenburg III. 1860. S. 83 — 150. 
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oder ihre Unterabtheilungen in eignen Doͤrfern wohnten und innerhalb ihrer 
lokalen Grenzen Geſammteigenthum an ber Dorfmark oder Geſammtgerechtſame 
an einer Nachbarmark hatten, auch Recht und Pflicht bezüglich des Deiches 
übten, der ihre Feldmark ſchützte). Während fie aber in dieſer Beziehung 
allmälig durch die Meentverfaffung der Bauerſchaften verbrängt wurden), 
erhielten fie fi) als mächtige Familieneinheiten, welche Blutrache und Fehde 
gegeneinanber ausübten, die Buße mit dem Genoflen zablten und für ben 
Erſchlagenen die Mannbuße bezogen, die Mitglieber zn Eineshilfe und Ge⸗ 
richtsbeiftand aller Art verpflichteten, kriegeriſche und politiiche Bedeutung in 
der Landesverfafſung wahrten und zugleich religidje und gefellige Zwecke fowie 
gegenfeitige Unterftägung ber Genofien verfolgten‘). In ihrer inneren 
Organtfation aber giengen fie von einer reinen Familienverfaſſung mehr und 
mehr zu einer gilbenrtigen Organiſation über. Sie hielten zwar den Gedanken 
ber Abftammung von einem gemeinfchaftlihen Stammwater feft®), ließen aber 
eine Tünftliche Erweiterung zu, indem fie fowol einzelne Fremde aufnahmen), 
als ganze Geichlechter, wenn biefe dem Untergang nahe waren, eintreten ober 
fih einkaufen ließen7). Sie zerfieln in Unterabtbeiluugen — Klüfte unb 
Brudertemede —, die einen engeren Genofſenverband begrünbeten®). Auf dieſe 


”) Dies ift von Nipfch L c. erwielen. Im Norden bed Landes giengen 
neue Dorfgründungen von ben Geſchlechtern aus. S. 107f. 112f. Beifpiele 
von Gefchlechterbeichen und Gefchlechtermarken vgl. ib. ©. 112. 118. 117. 
Miche lſen, Samml. ©. 48. Neocorus L 225: item klaget ein slehte in 
düssem kerspele belegen, geheten Brunomannen . . . in erer veltmarke u. f. w. 
Nis ſch bezeichnet daher für die Ältere Verfafiung das Geſchlecht als „eine 
Kriegd-, Steuer, Ader-, Rechtögenofienfhaft” im Kirchſpiel. S. 127. 

5 Nigihl.c. ©. 144f. Im Zahre 1884 — Michelſen ©. 28 — heißt es 
ſchon: dat ghemene geschlechte der Voghedingmannen to suden unde to 
norden unde wor wi wonen in deme lande to Ditmarsen. — Bol. au Neo⸗ 
corus L 224. 236. Nisid ©. 140. 

% Dahlmann L c. Risfh ©. 87f. 112. 114. 115. 118, 127; wegen 
ihrer Bedeutung für die Lanbesvertheidigung unb des Aurechts auf das Heer⸗ 
gewette ©. 128 — 136. 142; über das Recht der Vogtmannenflaht auf Die 
Bogtel ©. 115f. 

9 Nißzſch S. 186f. 

9 Reocorns L 207: im falle nun einer uth frombden landen sich in 
einem karspel neddergelaten und in ein geschlechte sich tho begeven und 
befrunden begert... . hebben se densulven vor einen veddern des geschlechtes 
angenahmen, ock nicht geringer geachtet als ehren negesten angebarnen 
frundt. 

7) Reocorns L 224. 257. Auch Gonderungen eines Geſchlechts in mehrere, 
Heranwachſen einer Kluft zum Geſchlecht u. |. w. kamen vor. Nitzſch S. 189. 

* Nitzſch ©. 117f. Das ganze Gefchlecht hieß slaht (Michelfen, Samml. 
©. 27), vrünt (ib. ©. 28), parentela, amici, proximi. 
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Abtheilungen Tonnte das Gejammtgefchleht Schatungen umlegen unb ver- 
theilen®). Den einzelnen Genofien zwang das Geſchlecht jo mächtig zum Ver⸗ 
bande, daß es ihm nicht erlaubt war, ohne des Gefchlechtes Willen mit einem 
Gegner ſich anseinanberzufeßen ober zu verjähnen!‘). Das Geſchlecht jelbft 
vertrat ihn nach außen, ed trat im Namen aller jeiner Glieder als eine ge- 
fhloffene Körperichaft auf, welche Streitigkeiten führte und Verträge ſchloß, 
Rechte erwarb und aufgab, oft faft wie ein felbftändiges Gemeinweſen 
banbdelte''). 

Ein Ueberbleibjel diefer kũnſtlich inkorporirten Gefchlechter, welche in Dit. 
marjchen felbft fett dem 16. Sahrhundert, nachdem ihnen durch die Reforma- 
tion die Eideshilfe entzogen war, allınälig zu Grunde giengen, waren bie 
Betterichaften anf Fehmarn, von denen einige unſere Tage erreicht haben '?). 
Auf dem Glauben einer gemeinfchaftlichen Abftammung beruhend'®), wurben 
dieſe Vereine im Uebrigen ganz als Gilden organifirt. Sie gaben fi) daher 
auf regelmäßigen Berfammlungen ihrer Bollgenofien ſelbft Geſetze und 
Statuten'*), wählten Borftände'*), erfannten auf Bußen'e) und beſaßen ein 
gemeinjchaftliches durch Eintrittsgebühren und Beiträge gebildetes Bermögen, 
das fie theils als Einzelne benutzten, theild für ihre religidien und gefelligen 
Zwecke verwandten!”).. Die Hauptpflicht aber, welche der Verband auferlegte, 
war bie gegenfeitige Unterftügung der Genoſſen'e) und in biefer Beziehung 
kamen no im 17. Jahrhundert Eideshilfe, Beiftand vor Gericht und Zahlung 
der vom Better verwirkten Buße als genoffenfchaftliche Pflichten vor!"). 

B. Wenn fo, von fingulären Rechtsbildungen im nordſächſiſchen Bauern- 


% Michelfen ©. 224. $ 81. 

1 Nitzſch ©. 119. 120. 

11) Man vgl. 3. DB. die Sühne ber Stadt Hamburg mit den Slachten der 
Amitzermanni, Vokemanni, Etzinghemanni et Zertzinghemanni de parrochia 
Brunesbutle d. 1316. Sartorius, Hanfa Il. 294— 296. 

13) Hanffen, biftoriich-ftatiftifche Darftelung der Infel Fehmarn. Altona 
1882. ©. 286f., und bie i. 3. 1611 aufgezeichneten, aber auf älteren Beichlüffen 
beruhenden Statuten einer noch beftehenden Betterfchaft ib. SS1f. 

13) Hanffen ©. 290f, 

14, Betterfhaftsftatut b. Hanſſen ©. 331. 335: „de semplichen ved- 
dern ... . belevet und bewilliget“, 

15) 4 Olderslüde. L c. S. 885. 

6 8 101. c. ©. 385. 

©. 336 1. c. — Gemeinſchaft der Kirchenftühle ib. $ 9; Bettergelage 
811. 
16) Mithilfe bei der Beerdigung $ 4 1. c.; Unterftügung des Verarmten $ 5; 
Beiftener zur Ausbilbung eines Vetterſohns durch Studien ($ 6) oder Handwerk 
($ 7) und Ausfteuer einer Tochter (8 8); Erbrecht ber Vetterfchaft bei erblofem 
Anfterben eines Bettern (8 2). 

m) 8 81. c. ©, 382, 888. 
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ſtande, welche die Regel nur beftätigen, abgejehen, ein forporativer Geſchlechts⸗ 
oder Samilienverband oder irgenb eine andere die Sippe zur Rechtseinheit er- 
hebende Organifation im Bürger- und Bauernftande nicht eriftirte, fo machten 
au die Familien der höheren Stände von dieſem allgemeinen Rechtszuſtande 
feine Ausnahme. Weber im Abel no im Ritterſtande waren geſchlofſene 
Samilienverbände vorhanden und auch in ihnen gab es nur ein Privatredht, 
kein Genofjenihafterecht der Sippen. 

Hier aber rief zunächft im hohen oder damals noch alleinigen Adel, 
dem Herrenftand bed Reich, in ben lehten Sahrhunderten des Mittelalters 
eine mächtige Reaktion gegen die fortfchreitende Auflöfung und Zerfplitterung 
der Familien eine nene und eigentbümliche Genoſſenſchaftsbildung hewor. 
Der Herrenftand war in ber That feit dem vollendeten Siege des patrimonin- 
len Principe durch das geltende gemeine Familienrecht in feinem ganzen De 
fiande auf das Aeußerſte bedroht. Denn durch das Weberwiegen der indivi⸗ 
. buellen Rechte und Pflichten der Verwandten über die Samilieneinheit einer- 
feitö, die privatrechtliche Behandlung aller Herrichaftsbefugniffe andererſeits 
wurde mehr und mehr bie Stellung ber einzelnen Abelöfamilien und bamit 
zugleich die Stellung des ganzen Standes von allen Zufälligkeiten des Pri⸗ 
vatrechts, von Beräußerungen, Erbtheilungen und Zeriplitterungen*') abhän- 
gig. Sollte die Bedeutung bes Standes als des herrſchenden im Heid, der 
einzelnen Familien als der herrſchenden in ihren fich bildenden Territorien er- 
halten werden, fo mußten bie inbivibuellen Interefien der Standesglieder vor 
benen des Standes, die der Familienglieder vor denen der Familie zurücktre⸗ 
ten. Rechtlich Tonnte eine derartige Richtung Fein anderes Ziel haben, als bie 
Erſetzung einer bloßen; weder äußerlich abgefchloffenen noch innerlich organi- 
firten Summe von Verwandten durch eine nach außen und innen als Ein- 
beit konftituirte Samiliengenoffenihaft, in welder die individuellen Rechte 
Map und Beftimmung an jelbftändigen Rechten der Samiliengemeinheit fanden. 

I. Ein foldes Ziel wurbe nun in der That feit dem 14. Jahrhundert 
in ben beutichen Adelsfamilien bald bewußt, bald unbewußt angeftrebt und 
endlich — obwohl in verſchiedener Vollſtändigkeit — überall erreiht*). 


ꝛe) Bol. über bie Theilungen die Zufammenftellung bei Schulze, Exrftgeburt 
©. 251— 309. In ber reiheftändifhen Graffchaft Limpurg kam zuletzt allein 
auf Die Stadt Gaildorf von 1400 Einwohnern ein Theilhaber mit '%,, ein 
anberer mit %, der Landeshoheit. Klüber, Deff. R. ©. 898. 

*1) Die gründliche quellenmäßige Darftellung diefer Entwidlung bei Befeler, — 
Erbv. U, 2. S. 1—106, vgl. aud Priv. R. $ 170 — ift bisher bie einzige, 
welche von ben richtigen Gefichtepuntten ausgeht. Ihr wird hier gefolgt, ba 
eine erweiterte, auf das reichhaltig vorhandene Onellenmaterial näher eingehende 
Darftelung, die tim Reſultat doch nur baffelbe ergäbe, eine eigue und um⸗ 
fafſende Specialunterfuhung fordern würde Die fonftigen Behandlungen ber 
hier einfchlägigen Materie, welche in allen Rechtögeichichten, den Geſchichten bes 
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Zuerft in einzelnen Beziehungen, bald in allgemeinerer Richtung ergriff ber 
bie ganze Zeit jo mächtig bewegende Einungsgeift die abligen Geſchlechter und 
bewirkte eine Unterwerfung bes inbivibuellen Rechts und Intereſſes ber Fami⸗ 
lienglieder unter das Gejammtinterefie und Geſammtrecht der Familie, weldhe 
im Anfang eine Reihe unvolllommenerer Verbindungen und Gemeinfchafte- 
verhältniffe, fchließlih aber eine wirkliche Familiengenofſenſchaft bes hohen 
Adels erzeugte. Dieſe Genoſſenſchaft, welche unter dem Namen bes abligen 
Hauſes mit Eorporativer Berfaffung, Torporativem Recht und korporativem Ber- 
mögen entftand und für die deutfhe Stantsentwidlung von entſcheidendem 
Einfluß wurbe, ift in weſentlich unveränberter Form bis auf unfere Tage ge» 
kommen. 

Wie alle Eonftruktiven Bildungen des fpäteren Mittelalters an die von 
ihnen betroffenen Kreife nicht von außen herangebracht, fondern aus ihnen 
ſelbſt erzeugt wurden, jo war auch für die genoffenfchaftliche Geftaltung Der 
adligen Häufer die Selbftthätigleit der Familie der eigentlich ſchaffende Faktor. 
Dadurch wird natürlich nicht anusgeichlofien, daß auch von außen fremde Kräfte 
theils fördernd, theild begrenzenb auf diefe Entwicklung wirkten. 

1. So war zunächſt eine gewifle Mitwirkung des Reiches jelbft nicht zu 
verfennn. Schon jebt war die Neichögewalt weniger bie Bertretung einer 
allen Reichegliedern übergeorbneten ‚höheren Einheit, als eine Vertretung ber 
herrſchenden Stände und aljo vor Allem des hoben Adels felbft, und häufig 
genug war daher die Reichsgeſetzgebung direkt anf das Stanbet- und Fami⸗ 
lienintereffe der Fürftenhäufer, ftatt auf das Intereſſe ber Reichseinheit ge- 
rihteb®),. Wo von den einzelnen Häufern durd Verträge ihrer Mitglieder 


Adels und der einzelnen Länder und Häufer, ben Staatsrechtöfyftemen, inäbefonbere 
aber den Lehrbüchern des Privatfürftenrechts enthalten find, entbehren faft durch⸗ 
aus einer Subfumtion ber einzelnen Inſtitute unter ein einheitliches Princip, 
einer Zufammenfaffung der einzelnen Rechtsbildungen in eine einheitlide Be⸗ 
wegung. Ueber Einzelned ift 3. vgl.: Nic. Betsii tract. de statutis, pactis et 
consuetudinibus familierum illustrium et nobilium (1611) cura. c.a. Schilteri. 
Argentor.16%. Knipschild, de fideicommissis familiaraum nobilium. Um 1698. 
Stryck, de suce. ab intestato 1697; Diss. VIlu. VOL 3.3. Moſer, Familien 
ſtaatsrecht. 3 Bbe. Pütter, Beiträge zum beut. Staats⸗ unb Fürſtenrecht IL 
6. 110. Heffter, Beitr. z. deut. Staats- unb Fürſtenrecht. Berlin 1829. 
Eichhorn, R. ©. 5 428f. 540f. P. R. 5 20. Kohler, Handb. des D. 
Privatfürftenrehts. Sulzbach 1852. Bauer, Beiträge zum beut. Privatfürften- 
recht. Göttingen 1889. Zahariä, Staater. IL 139f. Walter, R. ©. 8 368. 
Daniels, D. Rechts⸗ und Staatengefh. IL, 3. S. 493f. Schulze, das Redt 
der Erftgeburt. Leipzig 1851. ©. 310—455. Bluntſchli, P.R. ©. 85. — 
Duellen 5. Mofer 1. c. und im Staatsrecht, und für Anhalt, Baden, Batern, 
Braunfchweig-dannover b. Schulze, die Hausgeſ. der regier. deut. Fürftenhänfer. 
Bd. J. Jena 1862. 

) Die größte Wichtigkeit erlangten die Beſtimmungen der Goldenen Bulle 
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ober Dispofitionen Einzelner, durch Einungen, Beliebungen, Erbverträge und 
Erbverbrüderungen ber Anftoß gegeben wurde, fuchte man häufig die kaiſerliche 
Beftätigung nach, und obwol biefe, wo es fich nicht etwa um einen lehns- 
berrlichen Konſens handelte, nur die Bebentung einer formellen Konftatirung 
befien, daß kein Reichsrecht verlegt fei, Batte, jo daß weder ihr Mangel bie 
Giltigkeit beeinträchtigte, noch ihr Vorhandenfein Ungiltigkeit heilte, jo war 
fie doch auf Befeftigung und Fortbildung bes Rechts nicht ohne Einflug”). 
Enblih wirkte in einigen Beziehungen auch die alte Idee des Amtscharakters 
der Herrichaften bei ihrer Zuſammenfaſſung zur Einheit mit**). 

2. Bon größerer Bedeutung noch war ed, daß in ben einzelnen Terri⸗ 
torien die Landftände an der Genofjenihaftsbilbung des regierenden Haufes 
thätig Theil nahmen. Denn indem bäufig von ihnen bie eftitellung ber 
Untfeilbarkeit und Unveräuperlichleit des Landes, die Begründimg einer feften 
Succeſſionsordnung, die Verwandlung gemeinfchaftlicher Regierungen in Ein- 
beitöregierungen Namens bed ganzen Hanſes geradezu veranlaßt, häufig dabei 
ihre Mitwirkung oder Zuftimmung nachgeſucht und von ihnen ald Recht be- 
anſprucht umb durchgeſetzt wurde), mußte ber Geltendmachung eines ganz 
neuen Geſichtspunktes bei Konftituirung der Yamilienverhältuifie des hohen 
Adels Bahn gebrochen werben. Es war dies ber Geſichtspunkt der salus 
publica, des Landesintereſſes, weldes bie Anwendung der gewöhnlichen 


Privatrechtsregeln auf Vererbung, Veräußerung und Theilung ber Herrihafte- 
c. 7. 25 über bie Untheilbarkeit und Primogenitur- Vererbung der Kurländer. 
Darüber Schulze, Erftgeburt S. 813 — 820. 

2» Bol. Stryd Lc.S. 823f. Knipfhildt S. 188. Mofer, Zamilien- 
ſtaatsr. L ©. 73f. 189f. 765. 951. 1016. 1023f., bef. aber IL. 1048f. Staat or. 
Br. 12. ©. 479f. 482. Bd. 19. ©. 177. 192. 194. Bd. 28. ©. 167f. Auch 
Wahlkapitul. art. 1. Reichöhofrathöorbn. tit. 3. $ 15. Heffter ec. ©. 63f. 

20) Befeler, Erbverträge IL, 2. S. 10. 28, 29. Schulze, Erftgeburt 
©. 352f. 

ss Stryd. 881. 882. Mofer, tent. Staatsrecht. Bd. 12. ©. 826. 369. 
Bd. 13. ©. 78. 81. 100. 108. 167f. 449. A50f. 465. 495. Bb. 14. S. 507. 
Bd. 15. ©. 82. Bd. 17. ©. 168f. Familienſtaatsr. J. ©. 61f. 578f. 1022. 
I 1269 — wo Beifpiele einzelner Länder, Kouflitte, Bergleihe und reiche» 
gerichtliche Entfcheidungen darüber zu finden. Go Konkurrenz der walbediichen 
Landftände bei Einführung des Erftgeburtrehts Staatsr. Bd. 18. ©. 368. 873, 
376f. — Einführung der Untheilbarkeit und Primogenitur durch Vermittlung ber 
Landftände in Kippe, Familienftaatsr. LS. 62. — Konflikt über das Zuftimmungs- 
recht bei der Theilung von Anhalt ib. ©. 578. — Eventuelle Wahl eines Agnaten 
burch bie Etände ib. ©. 61. — Konſens bei Erbverbrüderungen S. 1022. — Er- 
forberniß des statuum consensus bei Aenderung der Eucceffionsordnung in 
Braunfhweig b. Struben, de orig. nobil. Germ. sect. I. c.1. 89. Bgl. au 
Befeler, Erbe. L c. ©. 13. Unger, Landftände IL 228f. Mofer, von 
deut. Reichöftände Landen S. 283—312. 





416 Der Einfluß des Einungswefens auf die Familie, bef. i. Adel. 


rechte verbiete *%. Damit wurde das als ein Inbegriff öffentlicher und pri- 
vater Rechte immer noch im Sinne einer umfafjenden Immobiliargerechtigkeit 
betrachtete Gefammtrecht des Landesherrn zwar zunähft der Natur eines 
Privatrechts noch nicht ganz entfleidet, — bie an fi nicht geläugnete Moͤg⸗ 
lichkeit einer Anwendung gewifjer Privatrechtsregeln wurde nur im befonberen 
Tall geſetzlich ausgeſchloſſen: allein indem dies nicht mehr blos im Yamilien-, 
fondern zugleih im Lan des intereſſe geſchah, befeftigte fich mehr und mehr die 
Anſchauung, daß die Regierungsgewalt als ſolche — die Landeshoheit oder 
Landesobrigkeit — ihrer Natur nah von einem Bermögensrecht verjchieben 
und privatrechtlichen Bererbungen, Veräußerungen und Xheilungen au fid) 
entzogen, daß fie öffentliches Recht fei, während das Stammgut ald Per- 
tinenz der Natur des Hauptrechts folge. Mit der vollen Durchführung des 
aus den Städten in bie Territorien dringenden Staatsgedankens wurde dann 
die Scheidung des Öffentlichen und privaten Rechts ſchärfer vollzogen und da⸗ 
mit ber Kreis der Familiengenoſſenſchaft des regierenden Haufes wieder ver- 
engert, indem die Staatögewalt ſelbſt aufhörte, ein Geſammtrecht des ganzen 
Hauſes zu fein und das Iektere nunmehr in dad Privatrecht zurüdtrat. 

8. So widhtig nun aber alle diefe Momente für die Bildung der body 
abligen Familiengenoſſenſchaft waren, das eigentliche Bildungeprincip derfelben 
lag in ber Familie felbft?). Wir nannten oben diefe Bewegung einen Aus- 
fluß des aud den Herrenftand ergreifenden Einungsgedankens; wir müſſen 
aber zum Unterfchiede von dem Einungsweſen der anderen Stände zwei Punkte 
befonders beruorheben. 

a. Zunächſt verftand es fi nach dem Weſen ber Familie, daß ber freie 
Wille weniger auf die Eriitenz, als auf die rechtliche Geltung und die be 
fondere Form ber Verbindung gerichtet war. Die bewußte Konftituirumg eines 
abligen Hanfes zur Genoſſenſchaft ift jehwerlich irgendwo vorgelommen, und 
vergebli würde man, ſei e8 in einer einfeitigen DBerfügung, fei e8 in einem 
Vertrag, nach einer Stiftungsurkunde ſuchen, welde in dem Sinne, wie dies 
bei Brüderfhaften, Gilden, Zünften, wie ſelbſt bei den Kommunen älterer 
Bildung geſchah, die Koͤrperſchaft jelbft geichaffen, fie aus dem Nichts ins 
Dafein gerufen hätte Vielmehr war der Entwidlungsgang ber, daß man 
mehr und mehr fi) der vorhandenen natürlichen, hiſtoriſch, politiſch, focial 
längft wirfjamen Samilieneinheit bewußt warb und mehr und mehr die rechtlichen 
Konfequenzen daraus zog. Deshalb find fowol bie einfeitigen Dispofitionen 
des Samilienhaupts unter Xebenden und von Todes wegen, als die Samilien- 
und Stammverträge der fämmtlidhen Geſchlechtsgenofſſen, welche die Geſchichte 


20) Belege b. Echulze, Erftgeburt S. 348—350. 

7) Das oberfte Motiv aller Hausgeſetze ift daher nicht das Staatswohl, 
fonbern der Glanz (splendeur, estime, lustre) des Hauſes. Bel. Beifpiele b. 
Schulze ©. 347f. 
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jebes einzelnen Oaufes bes hohen Adels jo zahlreich aufweift, weit mehr Aus- 
flug al Grundlage ber genofienfchaftlichen Einheit; fie Eouftatirten, mo- 
dificirten, entwidelten die Berfaffung des Geſammthauſes, aber fie ſetzen bie 
Eriftenz einer Genoffenfchaft, je ſchaͤrfer fie die Yamilieneinheit betonen, befto 
ungweibeutiger als bereitö vorhanden voraus. 

b. Ein zweiter fehr wichtiger Punkt war ber, daß bie genofienfchaftliche 
Entwicklung der abligen Familie nicht wie bie der reinen Einungen das aus⸗ 
ſchließliche Reſultat des freien Zufammenwirkens gleichberechtigter Genoflen, 
allo die Hervorbringung einer Einheit aus dem Innern ber Geſammtheit war, 
jondern in noch höherem Grabe durch die Wirkſamkeit des regierenden Fami⸗ 
lienhaupts beftimmt wurde und alfo zum Xheil darin beftand, daß eine vor 
bandene Einheit fich eine ihr entgegenftehende Vielheit unterwarf”). Waren 
in rein gewilltürten Bereiuen bie Glieder früher und fchufen erft, indem fie 
RG organifirten, ihr Haupt, war umgekehrt im Herrſchafteverbande das Haupt 
früher als die fih aus ihm entwidelnden Glieder: jo waren bier Haupt unb 
Glieder von vornherein gegeben und brachten durch gegenfeitige Einwirkung 
ihre Rechtevereinigung und damit bie juriftifche Körperichaft hervor. Beftim- 
men wir dies näher, indem wir an bie nach unferer Auffaffung älteften Ge⸗ 
genfähe des Familienvereins und fomit der menfchlichen Bereinigung überhaupt 
berantreten: fo war das ablige Haus weber (wie ber Name zu fagen ſcheint) 
eine bloße Erweiterung des altgermanifchen Haufes, noch eine Erneuerung ber 
alten Sippegenofienfhaft, ſondern eine ans der Verſchmelzung beider Formen 
bernorgegangene nene und eigenthümlidhe Organifation. 

I Demgemät entwidelte fi beum auch die Berfajiung ber Adele 
familien, d. h. der Inbegriff der bie Organifation und rechtliche Geltung einer 
Einheit über ber Vielheit der Familienglieder erzeugenden Rechtsnormen, als 
eine Miſchung der Haus- und Geſchlecht s verfafſung. 

1. Sm: weiteften Sinn wurden aud Frauen und Kognaten zur Familie 
geredinet; auch fie nahmen an gewifien Bortbeilen der Familienverbindung 
Theil und Tonnten in gewifien Fällen volles Recht in berfelben erlangen. 
Allein in der Berfaffung des Haufe waren fie nur Schuß- ober Paſſiv⸗ 
genofjen ohne Antheil an der aktiven Trägerſchaft des Hauſes. 

2. Eigentliche Trägerin des genoffenjchaftlichen Verbandes und Rechts 
war vielmehr die Gefammtheit ber ans den Agnaten — den Verwandten 
gleichen Stammes und Namend — gebildeten Bollgenofin. Dadurch allein 
war eine Torporative Geftaltung möglich, indem nur fo geſchloſſene Vereine 
entfianben, deren Mitglieber Teiner andern ähnlichen Einheit in gleicher Weiſe 
angehörten. Dieſe Geſammtheit war aber nicht, wie in ber alten Sippe, ber 


2) Die Interefien ber Einzelnen, beſonders ber NRachgeborenen, reagirten natür- 
lich Häufig fehr ftark gegen die Einführung der Primogenitur. Mofer, Gtaater. 
xIo. ©. 481. Schulze, Erſtgeburt S. 384f. 
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Gilde, dem Bürgerverbanbe, ber freien Gemeinde, alleinige Duelle und In⸗ 
baberin ber Genoflenfchaft: vielmehr waren bie weientlichften Befugnifie, welche 
aus ber genofienichaftlichen Einheit floffen, bei einem umwiberruflih und 
nach feften Rechtsſätzen beftimmten Oberhaupt, defien Beftellung vom Geſammt⸗ 
willen der Genofſen volllommen unabhängig war”). 

3. Diefes Haupt bes Haufes war der regierende Herr. Er war weder 
ein Herr’ noch ein bevollmächtigter Vertreter der Gefammibelt, wie Herr und 
Beamter in altgermaniicher Berfaffung, jonbern er war ein Organ ber Ge 
noſſenſchaft. Allein er verdankte diefe Stellung nicht der Wahl feiner Familie, 
fondern feiner Geburt, er war alſo Organ ber Familieneinheit aus eignem 
Recht. Hierin von dem Borftande einer gewilllürten Genoſſenſchaft oder einer 
Stabt verſchieden, war er doch darin einem folchen gleich, daß der letzte Grund 
feiner Stellung nicht ein Privatrecht, ſondern die Genofſſenſchafteverfaffung 
war. Ein unentziehbares Recht kam ihm feiner Geburt wegen zu: daß es 
aber mit ihr verknüpft war, folgte nicht, wie im Herrſchaftsverbande, aus 
einer Privatredhtönorm über die Succeffion in bie Rechte Berftorbener, ſondern 
aus der genoffenichaftlichen Succeffionsorbnung des Haufe. Die wichtigfte 
Solge hiervon war, dat das Familienhaupt feine Stellung nicht als ein be- 
liebig verfügbares Recht erwarb, fondern, weil nur auf Grund der Hantver- 
faflung gerade er und er allein berufen ward, darum an bie durch jene felbe 
Berfaffung feftgejegten Einfchränkungen der Veräußerung, der Theilung, ber 
Dispofition und Verwaltung überhaupt gebunden blieb). 

4. Das eigentliche Subjekt endlich des genofienfchaftlidhen Rechtes, bie 
Quelle der Berfafiung und ihrer Verbindlichkeit für den Einzelnen, der Grund 
und Zwed aller Beichränkungen bes individuellen Rechts war die dauernde, 
mit dem Wechſel der Individuen nicht wechielnde, die Sahrhunderte über- 
dauernde Einheit der Familie, die Gefammtperfjönlichkeit, welche unter dem 
Namen „das Haus” in den Yamilienverträgen und Berorduungen feit dem 
14, Jahrhundert immer ſchärfer als berechtigt und verpflichtet, als handelnd 
unb wollend bezeichnet wird ®'). 

II. Gleich jeber andern Genofienfchaft manifeftirte bie Yamiliengenofien- 


) Menn im Sabre 1696 bie öfterreichiichen Eraherzöge ein Haupt des Haufes 
wählten und babei fogar den älteſten und regierenden Her, ben Kaifer, über- 
giengen, fo wird bied von Mofer mit Recht als „etwas ganz ungewöhnliches 
und irreguläres® bezeichnet. Familienſtaatsr. II. 898. 307 8 2. 16. 17. Der 
regierende Herr wird vielmehr nah Mofer ($ 17 cit.) „eo ipso.. . ohne weitere 
ausdrüdlihe Gonvention für das Haupf bes Haufes erkannt”. 

”) Bol. über die Stellung des Haupts eines Hauſes Mofer IL S. 898f. 
Verſchieden von ihm ift ein bloßer Senior ober ein Direktor, welche über mehreren 
regierenden Familien vorzulommen pflegen. Moſer ib. ©. 912f. — Anhalt. 
Erbeinig. v. 1685 b. Schulze, Hausgeſ. ©. 86f. 
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haft des hoben Adels, von ihrer politifchen, fittlichen, focialen Wirkſamkeit 
abgejehen, fi im ber Erzeugung unb Bewahrung eines fie beherrſchenden 
Rechts. 

Die Erzeugung dieſes Rechtes fand, wie in anberen Verbänden, auf dem 
doppelten Wege ber Gewohnheit und der Autonomie fat. Die Befugniß, 
ein objektives Recht in ſich zu jchaffen, das die inwern Angelegenheiten bes 
Vereins regelte und, ſoweit nicht das Necht eines höheren Bereins ober bie 
Rechte Dritter entgegeuftanden, auch nad außen galt, war nach beutichem 
Recht ein nothwendiges Attribut jebes Dereius volllommen freier Männer. 
Diefe Befugniß war daher, ſobald die Adelsfamilien fich einheitlich Tonftituir- 
ten, eine nothwendige Folge ihrer Torporativen Berfaffung  unb wurbe von 
ihnen in ber auögebehnteften Weiſe benutzt. Wenn in neuerer Zeit die bereits 
von ben’ Iuriften früherer Jahrhunderte gemachten Verfuche wieder aufgenom- 
men find, nit nur für das geltende Recht, fondern auch für die geichichtliche 
Entwidlung die Autonomie überhaupt ober doch die des hohen Adels gänzlich 
zu laugnen, fie ald ben „unfuriftiihen Ausdruck für die größere oder gerin- 
gere Hanblunge- oder Dispofitionsbefugnig gewiſſer Perjonen und. Genoffen- 
ſchaften in Rüdfiht auf den durch das beftehenbe Recht nachgelafienen Spiel- 
raum“ zu erklären, und inöbejonbere bie Selbitgefeßgebung des hoben Adele 
in eine Summe von Privatdispofitionen und Verträgen, feine Hanusverfaffun⸗ 
gen in einen Kompler einzelner Rechwerhältniſſe aufzuldjen: jo ‚Liegt darin 
: eine Verkenuung des innerften Weſens der geſammten deutſchen Rechtsbil⸗ 
dung?”). Gerade bezüglich bed hohen Adels hat Beſe ler pofitiv nachgewie⸗ 
ien, daß derſelbe vermöge feiner genoſſenſchaftlichen Drganifation nicht bios 
Rechts verhältniſſe, ſondern Rehtönormen geſchaffen bat, an welche jebes 
Mitglied des Haufes als foldhes — aljo nicht kraft eines- von ihm oder feinem 
Rechtsvorgaͤnger geichloffenen. Vertrages als Kontrahent oder wie fondern 
Kraft feiner Zugehörigkeit zum „hie — achande. Be. 

=) So beſ. Gerber, Archiv f. civil. Drapie, —* * ‚garr 6. 3562, 
auch Bormort zu dem von ihm. herausgegebenen Hausgefep, der, Grafen v. Giech, 
1858, und Jahrb. f. Dogmatik IIL Nr. 6. Bol. aber Pütter:l. c. beſ. S. 125. 
Eichhorn L e. Heffter Le. ©. 20f: Wilde, Rechtolexilon v. Autonomie 
Phillips, Priv. R. L 8 28. Maureübrechet "LTE 8 Maurer, 
Weberichau Bd. IL. ©. 229f., der bezüglich des hohen Adels (S. 247f.) die 
Autonomie treffend als das gegen das römifhe Recht bewahrte:Recht einer 
öffentlichen Geſellſchaft — der Familiengenoſſenſchaft — erflärt. ©. 256. 

3, Bol. bei. Exrbv. II, 2. ©. 14f. Priv: R. 9 26-28. 170; und die dort 
(au Exbv. 1. c. ©. 30. Note 64, L ©. 231f.) gegebenen Beifpiele, in welchen 
bie Bamilieneinheit gegen den Willen und das Intereffe Eingelner zur Geltung 
tam, — Gucceffionsorbnungen über den Kreis der Zuftimmenden hinaus, foweit 
nicht eigne ober ererbte jura quaesita entgegenftanden, bie Mitglieder des Haufes 
als ſolche Banden, — Familiengenoſſen ohne Rückſicht anf ihr Erbe Sein dem 
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Der äußeren Form nad) unterſchieden fich freilich zunächft bie auf Redits- 
erzengung nnd die auf Begründung von Redhtsverhältnifien zieleuden Samilien- 
akte nit. Sowol die einfeitigen Berfügungen des Familienhanpts, als bie 
Samilien- und Stammverträge waren gleichzeitig Redhtögeichäfte und Familien⸗ 
geleßgebung, wobei Anfangs jenes, fpäter dieſes mehr heruortrat®). Allein, 
je weiter die Entwidlung fortſchritt, befto deutlicher wurde es, daß fowol ber 
Chef ala die Agnaten des Haufes in ber boppelten Eigenſchaft von Indivi⸗ 
buen und von Organen und Gliedern einer fidh in ihnen mantfeftireuden 
Samilieneinheit thätig waren und nur in jener bloße Rechtöverhältnifie, im 
dieſer Rechtsnormen erſchufen. — Wenngleich daher Teftament und Bertrag 
die Formen für die Hausgefete bergaben, fo war body ihr Weſen jo wenig 
das eines bloßen Privatrechtögeichäfte, wie dies bei Gemeinbe- oder Zunft- 
ftatuten der Fall war. Vielmehr giengen einerjeits vom Familienhaupt wahre 
Hausverordnungen aus, die er als Organ und Vertreter bes Hauſes erlieh 
und durch die alle gegenwärtigen und künftigen Samiliengliever infoweit ge 
bunden wurden, als fie nicht bereits begründete entgegenftehende Privatrechte 
(jura quaesita) befaßen oder erbten (wie z. B. die Agnaten ihr Erbrecht bei 
Succeffionsorbnungen)*). Anbererfeits aber wurden in der Form von Haus 
oder Stammverträgen, Einigungen, Erbverträgen u. |. w. von der Geſammt⸗ 
beit des Geſchlechts oder einer Linie beffelben wahre Hausbeliebungen (Will. 
füren, Statute) errichtet, wobel bie Geſammtheit nicht ald Summe von In⸗ 
bividuen, fondern. als die gegenwärtige Erfcheinungsform ber juriftiichen Ein- 
beit des Haufes tbätig war und, ob es gleich zur Anerkennung eines Majori- 
tätöprincips nicht am), fich doch dadurch, daß nur die Agnaten ( Verwandte 


Hausgejeh unterlagen. — Freilich kommen auch Fälle genug vor, wo man ſich an 
ein früheres Handgejep nicht kehrte und namentlih das für untheilbar erflärte 
Land trotzdem theilte.e Schulze, Erftgeburt ©. 881384. 400f. Allein bies 
find eben theils Hbänderungen des Hausgeſetzes, theild ebenfogut Bertrags- wie 
Geſetzesbruch. 

”), Mit Recht bemerkt K. Manrer lc. S. 258f., es zeige ſich eine große 
Vermiſchung von Privatrechtögefchäften und Selbftgefepgebungsalten. Doch zeigt 
fih ſchon früh das Beftreben, aud im Ausdrud ben Unterfchieb der autonomen 
Beitimmungen von „Teftamenten unb Verträgen” zu Tennzeichuen. Man ſprach 
von Statuten, Ordnungen, Beliebungen ber Familie, von einer Verfaffung bes 
Haufes, endlih von Hausgefegen. So z. B. Badiſcher Erb- und Einigung 
vertrag v. 1380 b. Schulze, Hausgeſ. S. 172: Wir find übereingefommen 
„der Geſetze und Ordnnngen“. 

5) Bejeler, Erbv. I 281f. I, 2. S. 18f. Maurer l.c. ©. 256 und 
©. 261, wo mit Nüdfiht auf diefe Stellung bed Familienhaupts als Genoffen- 
ſchaftsorgan mit Recht bemerkt wird, daß ald Grund der Antonomie „nicht bie 
monarchifche Bilbung ber Familie im engeren Sinn, jondern bie genoffenfchaft- 
liche der Sefammtverfafiung” anzuſehen ſei. 

%#) Befeler, Erbv. II, 2. ©. 48f. 
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des Stammes und Namens) Stimmrecht Kalten, baß ber Chef des Hauſes 
bie Leitung ber Verſammlungen übte, daß über Berufung, Vertretung ber 
Unmünbigen unb nascituri x. befondere Grunbfähe zu gelten pflegten, daß 
bie Beichläffe auf ewige Dauer zielten u. |. w, auf das Deutlichfte als ein 
organifirter Verein kundgabꝰ). Das fo erzeugte Recht nun, für welches eine 
Beſtaͤtigung bes Kaiſers nützlich, aber nicht nothwendig, Zuftimmung der Land⸗ 
ftäube um, foweit Landesrechte berührt wurben, erforderlich war, galt für das 
Geſchlecht als Genoſſenſchaftörecht. Jedes Fürftenhaus bildete daher fein eige- 
ne Recht), nur auf ber wiſſenſchaftlichen Abſtraktion des Gleichartigen be⸗ 
ruhte der Begriff eines gemeinen deutſchen Privatfürftenrechts ober Familien⸗ 
finatörechte. Das Hausrecht aber umfaßte feinem Gegenftand nad, nicht nur 
die eigentliche Hausverfaffung, fondern auch die in ihr beruhenden Privat- 
rechte der Einzelnen; vor Allem bie Succeffion in das Hausvermögen, bie 
Grundſaͤtze über Primogenitur, eventuelle Erbrechte, Abfindungen, Erbverzichte, 
BWitwenverjorgung, das Recht der Ehe, ber väterlichen Gewalt und Vormund⸗ 
ſchaft, eine Reihe perfönlicher Folgen des Familienverhältniſſes, ſelbſt Beftim- 
mungen über Namen, Stand, Rang, Titel, Religion, Mittel zur Erhaltung 
der Einigkeit und verwanbtichaftlidden Liebe, jowie bes äußeren Glanzes der 
Familie und vieles Achnlide. Daß demgemäß das Hausrecht neben feiner 
Bedentung für bie Familie zugleich unmittelbar bie Landetverfafſung bes Ter- 
ritoriums, an befien Spike jene Familie fianb, betraf, ja ein Theil derſelben 
war, ergiebt fih ſofort. Erſt nenerbings aber. ift es zu klarer Erkenntniß 
diefer verſchiedenen Beftanbtheile des Hausrechts der Fürftenfamilien gekommen 
und es find bei den regierenden Haͤuſern befien wichtigfte Theile, vor Allem 
bie Succeffiondorbuung, in das Staatsrecht übergegangen, während umgekehrt 
das Recht ber mebintifirten Häufer einen ansichlieglich familiengenofienfchaft- 
lichen Sharalter angenommen bat. Doc ift ſowol das geltende Recht wie 
die Theorie noch fehr weit von eiuer wirklichen Trennung bes Staatsrechts und 
Familienrechts auf diefen Gebieten, wo fie, wenngleich ihre Sonberung am 
ſchwierigſten if, am melften einer ſolchen bebürfen, entfernt. 

Was endlich den Kreis, für welden bie Autonomie ber Familie wirffam 
wurde, betrifft, jo war fle zwar, wie jede Autonomie, zunähft auf bie genof- 
ſenſchaftliche Rechtsſphäre beihräntt: mittelbar aber griff fie in Folge ber 
herrſchenden Stellung und der bamit ermöglichten Abſchließung des Standes 


m Mofer, Jam. Gtadter. IL. S. 946 — 1044. Beſeler 1. c. ©. 17f. 
30f. 66f. 

2e) Dies erlannte fon Pütter L c. ©. 129: Nach ber großen Freiheit, 
womit unfere reihöftäbtiiche Häufer vermöge ihrer unbefchräntten Autonomie ihre 
innere Einrichtung, ein jedes nach feiner Konvenienz, beftimmen koͤnnen, tft es aller- 
dings möglich, daß ein ober anderes Haus in feinen Hausgeſetzen ganz beſondere Dinge 
bat, die man nur ale eigenthümliche Verordnungen dieſes Haufes anfehen Tann“. 
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mehr als“irgend eine Andere Korporationsgefehgebung in die äffentlichen und 
privaten echte: Dritter. ein, wie dies, von ber Beitimmung der Landesver⸗ 
faffung age, %- B. in der Ausbilbung ber Lehre von ber Mißheirath 
bervortrat ®9.- - 

Anı bie 6 Autonomie ſchloß fich eine ſehr verſchieden be 
ſtimmte genoſſenfſchaftliche Gerichtsbarkeit und Polizei, indem theils dem Haupte 
eine gewifle .Samiliendisciplin nnd Aufficht zugeſchrieben ), theils die Haus⸗ 
verfaffung in allen vder gewifſen Beziehungen unter den Schub ein für alle 
Mal beitimmter Schtebsgeridhte, Stammausträge u. |. w., in ber Regel ſo⸗ 
gar mit Ausflug bed Rekurſes an bie Reichsgerichte, geſtellt wurbe*'). 

neberhaupt ‚aber trat auch fonft in einer gemeinſamen Verwaltung und 
Beihluffefinng in Familienangelegenheiten einerjeits, in der Sorge des Fami⸗ 
lienhaupts für das Intereffe und den Glanz bes Hauſes andererſeits bie ge- 
nofjenichaftliche Einheit als eine Rechtseinheit hervor, wie jowol die Berfamm- 
Iungen und mitunter regelmäßigen Geſchlechtstage““), als die einzelnen bem 
Haupte des Haufes eingeräumten Befugniffe und die ihm obliegenden Pflich- 
ten *?) beweiien. 

Am wichtigften endlih war die Wirkſamkeit der genofienfchaftlichen Ver⸗ 
fafjung für die Rechtsverhältniſſe am Hausvermögen, — une fo wichtiger, als 
hierzu bis zum. Siege der modernen. Stantöiber Sand und Leute gerechnet wur- 
ben. Dem. indem ſowol nach außen als nach innen das Haus in feiner Ge 
fammteinheit als Eigenihũmer des nicht ausdrücklich ben einzelnen Gliedern als 
Privatrecht zugewieſenen -Bermögens galt, wurben nad) aufen Berträge bes 
Hanfes als ſolches über-diefes-Bermögen möglich, nach innen aber trat eine 
eigenthümliche Bertbeilung unter Haupt und lieber ein. In erfterer De 
ziehung waren Erbverbrüberungen — wahre gegenfeitige Bergabungen reſp. 
Berträge zwiichen verfchiedenen Haufen — : von befonderer Bebeutung. Su 
zweiter Hinficht bildete ſich mehr und mehr, nachdem eine Reihe unvollkom⸗ 


”) Heffter . ce. S. 1f. Goͤhrum, Ebenbürtigkeit. Zoͤpfl, über Mip- 
heirathen. Heidelb. 1858. Bedenklicher ift ed, wenn Einige die Familienſtatuten 
über bie Unverbindlichleit von Schulden den Gläubigern dann für präjubichrlid 
erachten, wenn fie gehörig publicirt find. So Mofer, Zamilienftaater. II. 
©. 1068, wobei fein Motiv, die Gläubiger (auch frembe) hätten ſich erfundigen 
follen, „was in felbigem Lande Rechtens fei“, ſchlecht zu ber von ihm feftgehal« 
tenen Bertragsnatur folcher Statute paßt. 

“, Mofer, Zamilienftaatsr. IL ©. 1166. Schulze, Hausgel. ©. 87. 

 Mofer, Stanter. Bd. 15 ©. 75f. Yamilienftaater. IL. S. 1071—1148. 
RR. O. IL 2. 9 1. Die Schiedörichter wurden balb künftiger Wahl durch die 
Parteien aberlaffen, bald dem Stande oder ber Perſon nad) beftimmt. Auch der 
modus procedendi, die Erefution ü. |. w. wurben im Voraus angeordnet. 

“, Mofer Famtlienftaater. IL. S. I4ulf. 

 Mofer lc. S. WTf. 
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mener Gemeinichaftsformen überwunden war“), ein Eigenthum bes Haufes 
als Einheit au der Subftanz des Vermögens heraus, jo daß dieſe nicht ohne 
Exftimmung Aller verändert werben burfte, während Verwaltung und Nieß- 
brauch dem verfaffungsmäßigen Haupte des Hauſes ausjchlieglich zufiel, be⸗ 
fondere Rechte auf Abfindung, Entſchädigung, eventuelle Succeifion u. f. w. 
aber den übrigen Genoffen zu eignem Recht gewahrt wurden. 

C. Dem niederen Adel, ber fih aus ben verfchiebenen &lementen 
der Baflallität, Minifterialität und fchöffenbaren Freiheit immer entichiedener 
als reichsunmittelbare und Ianbiälfige Ritterſchaft berausbildete, gelang, troß 
ertennbaren Strebens nad) demſelben Ziel, eine Abſchließung jeiner Familien 
in Genoflenfchaften nad dem Borbilde der hochadligen Hänfer nur in jehr 
vereinzelten Faͤllen. Ihm wurbe dies indeß auf der einen Seite durch bie 
Pitgliedichaft in weiteren, über den Kreis ber Familie hinausreichenden Ei⸗ 
nungen, auf ber anderen Seite durch engere und unvolllommenere Gemein. 
ſchafts formen, welche fi am eine Bermögenögemeinihaft innerhalb der Familie 
anſchloſſen, erſetzt. 

1. In erfterer Beziehung waren die Ritter — von dem orbensähnlichen 
Zufammenhange aller Ritter abgefeben — mit den Stembeögenoffen ihrer 
Landichaft jederzeit feft verbunden. Wir haben oben darauf hingewielen, wie 
aus den abhängigen vaflallitiihen und lehnrechtlichen Genoſſenſchaften allmälig 
eine einheitliche Ritterſchaft des betreffenden Landes oder Landestheils erwuchs 
und dem Lehusheren wie den lieben als Geſammteinheit gegenübertrat. 
Diefe Verbände wurden jebt unter dem Einfluß des Einungsweiens nad 
außen immer felbftändiger, nad) innen immer fefter geftaltet und giengen enb- 
lich in die freien nnd autonomen ritterfchaftlichen Körperichaften über, welche 
ebenfo wichtig für die Reiche- und Landesverfaffung wurben, als fie andererſeits 
den einzelnen Rittern ein reiches genofjenfchaftliches Gemeinleben gewährten. 
Die Vollendung dieſer Entwidlung trat theild unmerfli durch allmälige Auf- 
nahme des Einungsgedankens, theild und vorzüglich unter dem Einfluß wahr- 
haft Tonftituirender Alte, der Ritterbünde und Abdelsgejellichaften, ein. Davon 
wird unten im Zufammenhange mit dem Bundesweien der übrigen Stände 
gefprochen werben *). Dort wird fi) auch ergeben, wie bie politiichen Einun⸗ 
gen des Ritterſtandes zugleich deſſen focialen Bergefellihaftungstrieb zum Aus- 
druck braten und nad) dieſer Seite hin fpäter in Turniergefellichaften und welt- 
lichen Ritterorden ihre Fortſetzung fanden. Grwägt man, wie lebhaft über- 
dies die Betheiligung bes niederen Adeld an dem genofienichaftlichen Leben der 


“4, Bol. über diefe Uebergangsſtufen vom Thellnngöfpftem zur Primogenitur — 
Beichräntung ber Zahl der regierenden Herren — gemeinfame Regierung — Ge- 
fammtregierung unter bem Direktorium des Aelteften u. ſ. w. Schulze l. «. 
S. 320f. Moſer Le. 16. 583—654. Beſeler l. c. DO, 2. ©, 10f. 
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übrigen Stände, an Stäbtebünden und felbft am ftäbtiichen Gemeinweſen, 
an geiftlichen Genofienfchaften, vor Allen feit Eutfichung der geiſtlichen Riüt- 
terorben, war, jo begreift man leicyt, wie in biefer Zeit dem Ritter wie dem 
Bürger der politiiche und fociale Genoſſenverband die fehlende Geſchlechte 
genofſenſchaft erſetzte. 

2. Im Vermoͤgensrecht genugten umgekehrt die verſchiedenen Formen 
ber Geſammtgewere zunächſt dem Streben nad Aufrechterhaltung des Au⸗ 
ſehens und der Einheit der Ritterfamilien. Die gefammte Hand bes Land⸗ 
rechts und des Lehnrechts, welche nicht audſchließlich, aber vorzugtweiſe unter 
Verwandten ober unter Gliedern naheftehender Familien vorkam, bot ein Mittel, 
die für die Bedeutung der Familien verberbliche Befitzerfplitterung zu hindern unb 
gleichzeitig einen innigen Samilienzufammenhang aufrecht zu erhalten, In jebem 
derartigen Gejammtrechtöverhältnig, mochte es durch Erbgang, Bertrag, ge- 
meinfamen Erwerb, Gefammtbelehuung ober wie fonft entftanden fein, lag 
eine gewifje Tendenz, fih zu einer alle Berechtigten umfaffenden genofienfchaft- 
lichen Körperichaft zu erweitern: indeß kam es zur Herorbringung eimer 
wirklichen Genoſſenſchaft regelmäßig uicht, fondern es wurbe nur eine Reihe 
perfönlicher Beziehungen unter den Xheilhabern über die blöße Vermögent- 
gemeinfchaft hinaus erzeugt. Am nächften einer wirklichen Koͤrperſchaft kamen 
vielfach die jogenannten Ganerbſchaften, bei denen eine Gefanumtheit von 
Gemeinern zur gemeinfamen Iunebabung und Bertheidigung einer Burg ober 
einer ähnlichen Befigung verbunden war. Die unter den Gemeinern geichlof- 
jenen Verträge pflegten unter dem Namen ber Burgfrieden nit nur bie 
Bermögensverhältniffe, ſondern aud die perjönlihen Beziehungen ber häufig 
zu derſelben Familie gehörigen und meift auf der gemeinfamen Burg in enger 
Lebensgemeinſchaft wohnender Gemeiner zu orbnen; fie regelten die Laſten ber 
Bewachung, des Baues, ber Verwaltung unb ber Bertheibigung ber Burg, fo- 
wie anbererfeits die Einziehung und Bertheilung der Nubungen; fie richteten 
eine Burgkaſſe ein; fie verpflichteten bie Gemeiner zu gegenfeitiger Unter 
ftägung und zu gemeinfamer Bertheibigung ber Burg; fie fehten aber zugleich 
einen auch nach innen wirkſamen befonberen Frieden ſowol des perjönlichen Kreifes 
als der Burg feft, der in Dinglicher Beziehung einen beftimmten Umkreis der Burg, 
in perjönlicher Beziehung ben Kreis der geſchworenen Ganerben und ihres Geſinde 
umfaßte; fie enthielten baber Normen über die Beilegung von Zwift und 
über die Beftrafuug von Friedensbruch; fie orbneten im Voraus Schiedage⸗ 
richte für ſolche Fälle an; fie beftellten Verwalter und Bertreter der Burg 
und der zu ihr gehörigen Leute und Befigungen und, wo mit biefer eine 
Gerichtsbarkeit verbunden war, einen Senior ober Burggrafen als Richter 
und Burgmannen als Beifiter oder Schöffen, vor benen banı auch bie Ge 
meiner felber zu Recht zu ftehen pflegten; endlich regelten fie meift auch die 
Erbfolge in die Burgantheile, indem fie ben Antheil des Einzelnen zuerſt 
an feine nächften Berwandten fallen, dann aber ben übrigen Antheilen af- 
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kreſciren liefen. Ein gegenfeitiger Eibichwur, dem jeber zu feinen Tagen kom⸗ 
mende ober nen eintretende Gemeiner leiften follte, um in den Beſttz feines 
Antheils zu kommen, feftete diefe Einungen; die in ber Regel jährlich, ftatt- 
findende Verſammlung Aller überwachte, minderte und mehrte das Burgftatut. 
Da die Antheile meift unveräußerlich oder doch nur beſchränkt veräuferlich 
waren, eine Theilung aber nur. mit Einftimmung Aller erfolgen Tonnte, fo 
wurben ſolche Gemeinfchaften oft zu förmlichen, die Sahrhunderte überbanern- 
ben Burggemeinwefen, die ald organifirte, oft über 30, in einem Fall fogar 
über 100 Mitglieber umfaflende Verbände mit georbneter Berfafiung au ber 
Spitze des Burgterritorinms fanden. Die Ganerbihaft übte dann wol and) 
im Lande ober felbft im Reich politiiche Befugniffe, die Standſchaft ober 
beftimmte Aemter und Würden als Geſammtheit ans und war fo ald Gan- 
zes ein Glied des politifchen Organismus im Reich oder Territorium. War 
die Entwidlung auf diefem Punkte angelangt, jo ließ fi einer ſolchen Gan⸗ 
erbichaft ber Charakter einer Körperihaft kaum abiprehen: im Allgemeinen 
indeß wird man bie Ganerbſchaft nit zu ben Vereinen mit felbftänbiger 
Rechteperjönlichkeit zählen dürfen. Deshalb, und weil das Suftitut wegen 
feines vereinzelten Vorkommens mehr juriftifches als hiſtoriſches Intereſſe bat, 
wird auf baffelbe erft im zweiten heile näher eingegangen werben *®). 

Alle dieſe zum Theil durch Einungen verftärkten Gemeinfchaftsverhält- 
niffe, welche ben Familien des niederen Adels geichlofienen Familienbeſitz zu 
fihern vermochten, waren fchlieglich bier, wie die ähnlichen Gemeinſchaften 
beim hohen Abel, nur der Uebergang zu einem das angefirebte Ziel befler 
erreichenden Syftem, bei welchem Befig und Genuß bes zur Aufrechterhaltung 
bes splendor familiae beſtimmten Gutes in Eine Hand gelegt wurde. Diejes 
Spftem fand feine noch heute dauernde und heute noch vornemlich vom nie 
deren Adel angewandte Form in dem Suftitut ber Familienfideikommifſe. 
Diefe Rechtsbildung vollzog fih indeß erft in einer Zeit, ald Einung und Ge- 
noffenfhaft im Leben der Nation zurückgetreten und bie unter dem Einfluß des roͤ⸗ 
miſchen Rechtes veränderten Rechtsanſchauungen ftark genug waren, um die Begrün- 
bung derartiger Berhältniffe am Yamiliengnt unter den Gedanken und bie 
Formen einer Verfügung von Todes wegen mit ausuahmsweiſe weittragender 
Wirkung zu bringen. Das Familienfideikommiß entftand daher als ein Iebig- 
lich erbrechtliches Snftitut, und wenn ber Gedanke einer rechtlichen Familien 
einheit über den Gliedern dabei im Hintergrunde vielfach wirkſam war, fo 


) Bol. über die Hiftoriihe Seite der Ganerbſchaft Kyllinger, de ganer- 
biis castrorum. Tub. 1620. Siryd, Diss. VIII c.8, Kerner, Reicheritter⸗ 
fhaftsrecht IL. 42f. Bodmann, Alterth. L 162. Roth v. Schredenftein, 
Geſch. der Reichsritterihaft J. S. 198. 450. 515f. Mone, 3. f. Gef. d. 
Oberrh. Bd. 16 ©. 425— 436 und bie dort publichrten Burgfrieden. Ferner bie 
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gewann doch diefe Einheit weder bezüglich der Rechte am Stammgut noch aus 
Anlaß derfelben in irgenb anberer Beziehung vedhtlichen Ausdruck. Bon einer 
torporativen Organifation der Bamilie wie im hohen Adel war daher hier 
nicht die Rebe. 

Erft gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts trat der Gebanke, daß es 
doch eigentlich die Yamilie als Einheit fei, welche bier vermögensrechtlidh zur 
Erſcheinung Tomme, wieder mehr hervor, und befanntlid hat das preufifche 
Landrecht gerade mit Bezug auf das Familienfideiklommiß den Verſuch gemacht, 
bie Samilie überhaupt, wenn andy nicht als Genofjenfchaft, fo doch als juriſtiſche 
Perjon geſetzlich zu organifiren. 


D. Geiſtliche und gelehrte Genoſſenſchaften. 
8 40. Geiftliche Genoffenihaften". 

Der mächtige Einungsdrang, welcher alle Klafſen der Geſellſchaft ergriffen 
hatte, mußte auch ber religioͤſen Aſſociation einen neuen Anufſchwung verleihen. 

In der That war das 13. Jahrhundert die Blüthezeit der geiſtlichen 
Genoſſenſchaften und von da bis zur Reformation kündigte jede neue religiöſe 
Bewegung fi durch freie Vereinigungen an. 

I. Die Genofjenfhaftsbildung auf religiöfem Gebiet gefchah theils zu 
Shut und Dienft der Kirche, theild in mehr ober minder bewußtem Gegenſatz 
zu ibr: in beiden Fällen aber entiprang fie mehr neben als in der Kirdhe 
und führte aud im weiteren Verlauf nicht zu innerer Emeuerung ober Um- 
geftaltung der Kirche als ſolcher, fondern zu felbftändigen Organifationen, 
welche hoͤchſtens als neue Glieder dem alten Körper angereiht wurden. Die 
Kirche als ſolche blieb freilih von dem Einfluß des Einungsweſens nicht 
frei. Die gewaltigen Kämpfe zwilchen dem Papſtthum und bem im 15. 
Jahrhundert mächtiger als je wieber erwachenden ſynodalen Princip zeigen es 
deutlich, wie an Stelle des Gedankens einer von Einem Punkte aus geleiteten 
Anftslt im Klerus die Borftelung Raum gewann, daß die Kirche eine gefell- 
ſchaftliche Vereinigung der von Gott dazu geweihten Geſammtheit jei. Allein 
in Deutihland wenigstens unterlag die Theorie von der Suprematie der Kon- 
cilien ber päpftlich- bierarchiichen Idee. Ueberdies aber war es für das hier 
allein intereffirende Verhältnig der Kirche zum Voll ziemlich gleichgiltig, ob 
das monarchiſche oder ariftokratifche Princip in jener fiegte, ob fie fi} mehr 
als eine Anftalt oder als ein Berein darſtellte. Den Laien gegenüber waren 
Päpfte und Synoden einig barin, dem gefteigerten Bedürfniß religiäfer Selbft- 
beftimmung und Selbftthätigkeit nur flarrer und unbeugjamer den hierarchi⸗ 
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hen Gedanken entgegenzufeßen. Weniger als je wurbe den Gemeinden irgend 
ein aktives Firchliches Recht werftattet, immer entfchiebener trat die Kirche als 
ein fremder und äuferer Körper dem Boll gegenüber. Erſchien fie dem 
Deutſchen diefer Zeit vorzugsweiſe ald eine große Innung oder Zunft, fo 
war fie ihm doch Teineswegs eine Innung aller Gläubigen, eine Gemeinſchaft, 
bie jeder Laie mit einem Theil feiner Perſoͤnlichkeit bilden half, fondern fie 
war ihm die Zunft des geiftlihen Standes. Gleich jeder anderen Standes⸗ 
und Berufsgenoſſenſchaft hatte der zünftig organifirte Klerus fein befonderes 
Amt zugleich als Pflicht zu erfüllen und als Monopol zu nußen und beſaß 
als Zubehör dieſes Amtes ebenfowol eine Summe weltlidher Herrihafts- und 
Bermögensrechte, ald, weil fein Amt ein geiftliches war, einen Inbegriff geift- 
licher Rechte und Güter. Freilich war es dem Laien unerläßlidh für fein 
Seelenheil, an dem von ber Kirche befeffenen und verwalteten Heilsihat An- 
theil zu erlangen: aber zu dieſem Behuf verhandelte und verkehrte er mit ihr 
wie mit einer dritten Perfon, kanm anders wie mit ber Kaufmannd- ober 
Gewerbezunft, wenn er ihrer Waaren bedinfte. Die Kirche war in Allem ein 
geiftliher Staat für fich, in welchem der Laie Feines Bürgerreihts genoß. Und 
ftand fie dem Volle änßerlich fremd gegenüber, fo wurde fie durch Entartung 
und Berfall aud innerlich ihm täglich frember. 

I. Aud die beſtehenden kirchlichen Korporationen waren wenig 
geeignet, die Kluft zwiſchen Kirche und Bolt zu überbrüden. Die Kapitel 
und Stifter, die Vereine ber fälulären und bald auch der regulären Kanoniker 
und Kanoniffen wurben ober blieben allen Refornwerfuchen zum Trotz korpo⸗ 
rativ organifirte Summen von Präbendeninhabern, Berforgungsanftalten für 
die nacdhgeborenen Söhne und bie nicht ober noch nicht verheiratheten Töchter 
bes Adels. Die fteigende Bebentung ber Stifter in den geiftlidhen Territorien 
nidht blos für kirchliche Angelegenheiten, fondern auch für die weltliche Landes⸗ 
regierung brachte natürlich ihrem religioͤſen Werthe wenig Gewinn. Auch 
die älteren Möndhsorben aber erbolten fid) nicht von ihrem inneren Verfall 
und die nenen Orden, welche ihnen gegenüber im 12. Jahrhundert entftanden 
waren, erlagen bem gleichen Schickſal, jobald fie an Reichthum und Firchlicher 
Unabhängigkeit jene erreicht hatten, die Ciftercienſer um bie Mitte des 13. 
Jahrhunderts. Sie alle wurden ariftoßratifche Möndhöftanten, welche ſich nur 
nod als Verbände für Ausnugung, Vertheidigung und Mehrung der gemein- 
famen Privilegien barftellten, die einzelnen Klöfter aber wurden Territorien 
ober Grundherrſchaften, welche dem Abte Herrichaft, den Brüdern Antheil daran 
und beitimmte Einkünfte für ben Lebensunterhalt gewährten”). Die große 


2, Saft in allen Klöftern fand eine völlige Theilung der Einkünfte Statt 
und in Koftnig verſuchte fogar ein Eiftercienfer, ben Eigenbeflg der Mönche 
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kirchliche Reformbewegung des 15. Jahrhunderis rief dann freilich auch Ver⸗ 
ſuche hervor, die Orden zu refor miren“). Allein bie meiſten Klöfter wider⸗ 
ſtanden allen ſolchen Beftrebungen und die vereinzelten Kloͤſter, welche eine 
durchgeführte Reformation ſich erhalten wollten, waren daher genoͤthigt, zu ge⸗ 
trennten Kongregationen mit einem beſonderen Auffichtsſyftem zuſammenzu⸗ 
treten, wie z. B. die Windsheimer Kongregation der regulirten Chorherren oder 
bie Bursfelder Kongregation deutſcher Benebiktinerflöfter*). 

II. Wichtiger für die Erhaltung eines Zuſammenhangs zwiichen sur 
und Boll blieben eine Zeit Ing die geiftlihen Ritterorden, denen ber 
hohe Gedanke, die kriegeriſchen und kirchlichen Ideale zu verfchmelzen, im 13. 
Jahrhundert einen faft wunderbaren Aufſchwung verlieh. Doch brachte ben 
beiden älteren Orden fchon baffelbe Jahrhundert mit ber Erwerbung königlicher 
Reichthümer in allen chriftlichen Ländern und Tirchlicher, durch ungemeflene 
päpftliche Privilegien begründeter Unabhängigkeit die innere Entartung. Als 
mächtige, unter einander vielfach rivalifirende Adelsftaaten regierten fie in 
jelbftfüchtiger Weiſe ihre burch ganz Europa zerftreuten Befigungen, inbem fie 
diefelben einzelnen Komthuren und ben ihnen untergeorbneten Ritterfonventen 
nach Art Lirchlicher Pfründen (commendae) zu Verwaltung und Genuß über- 
gaben, tiber einen Inbegriff folder Güter (Balleien ober Aemter und über 
biefen Priorate) Kreis- und Bezirföregierungen (Bailif6 oder Meifter und 
Priore ober Großpriore), über biefen für bie einzelnen Länder (Zungen, 
linguae) Provinzialregierungen, und enblich für den gefammten Orden unter 
dem Grofmeifter, feinem Rath und feinen Beamten eine Gentralregierung 
organifirten. Den Orben ber Templer bob ſchon 1812 Klemens V. auf dem 
Koncil zu Vienne auf Betreiben Philipps des Schönen nach einer grauſamen 
und unförmlichen Unterfuhung auf. Die Sohamniter dagegen beftanben unter 
der Regierung bes feit 1291 auf Eupern, jeit 1309 auf Rhobus, feit 1529 
aber anf Malta refidirenden Großmeifters, feines hohen Raths, den die Häupter 
der acht Zungen (Pilerii), weldye gleichzeitig die Inhaber ber acht hödhften 
Ordenswürden waren, bilbeten, und bes Generallapitels fort und blieben auch 
fir Deutichland, wo fie einem eignen von Karl V. 1549 zum Reichöfürften 
erhobenen Hochmeifter unterftanden, von Bedeutung. Länger als dieſe beiden 
älteren Vorgänger, die er au. Lebenskraft und fittlicher Tiefe weit überragte, 
bielt an der urfprünglichen Idee der britte der großen Ritterorben, die Brüber- 
ſchaft der Deutiäjen vom Hokpital ber heiligen Maria zu Serufalem, feft®). 


3) Vgl. Gtefeler 1. c. $ 140. ©. 271 — 289. 

% Giefeler 1. c. ©. 273. 286. Weber ähnliche Kongregationen in andern 
Ländern ib. Note r. 

2) Vgl. über die Berfaffung bed deutſchen Ordens Hennig, Statuten bes 
beutfchen Ordens. I. Boigt, Geſch. Preußens V. S. 412—524. Ueber bas 
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Nicht Zufall Daher war es, daß die Schöpfungen biejer gewaltigen Genoſſen⸗ 
ſchaft, weldhe durch die Gründung eines beutichen Landetftants jenſeits ber 
Reichögrenzen die äußerfte Oftmark unſeres Baterlandes der nationalen Kultur 
eriöloffen hat, gedauert haben, als fie ſelbſt vergieng. Es war bas deutſch- 
nationale Element, welches diejer Affociation die produktive Kraft gab. Noth- 
wendig mußte jowol hierdurch ald durch die fernere Geſchichte des Ordens auch 
fein rechtliches Weſen mehr als das der vornemlich romanischen Orden, beren 
Regeln urfprünglic and) feine Grundlage bildeten, dem weltlichen Genoſſen⸗ 
ſchaftoweſen bes. beutjchen Rechts fi) nähern. Dennod läßt gerade an ihm 
bie innere Grundverſchiedenheit ber religiöjen und ber weltlichen Affociation 
fich deutlich erkennen. Es findet fi) auch im beutfchen Orden die aus roma⸗ 
niſcher Wurzel entſtandene Grundidee des religiöfen Vereinsweſens wieder, 
welche die Urſache ſeiner Stärke wie ſeiner Schwäche war. Dieſe Grundidee 
war die bedingungsloſe Hingabe des Einzelnen an die von der Gemeinſchaft 
repraͤſentirte Idee, ober im Gegenſatz zu der die Einzelperſoͤnlichkeit nicht ab⸗ 
ſorbirenden deutſchrechtlichen Genoſſenſchaft: der Untergang bes Individuums 
in der Vereinseinheit. Wer in den Orden trat, gab ſich ſelber auf. Im 
Dienfte der heiligen Jungfrau, als der Repräfentantin der Ordensidee, war er 
ein „begebener Menſch“, durch bie drei Gelübde verzichtete er anf eigenen Be⸗ 
fit, anf eigenen Hausftand und eignen Willen, er verzichtete mithin auf 
eigene vermögensrechtliche, familienrechtliche ober politiiche Perjönlichkeit in wie 
außer dem Orden. Bon dem Einheitswillen des Ordens empfieng der Bru- 
der die Regelung feines gejammten Lebens; Religionsäbung und gute Werke, 
moralifches und änferes Verhalten, Kleibung, Koft, Rebe, Schlaf, Triegeriiche 
oder gewerbliche Thätigkeit werben ihm vorgeſchrieben; er barf nicht einmal 
ein beſonderes Siegel führen, noch einen Brief abfenden oder leſen obne Er- 
Ianbniß der Ober. In Allem ift er ald Individunm rechtlos gegen ben 
Orden. Und für eine fo volle und ganze Hingabe feiner Perjönlichkeit er- 
Inngt ex kein anderes Gegenverfprechen, als die Gewährung von Waſſer, Brob 
and einem alten Kleid. Aber wenn ber Einzelne nichts ift als Individuum, 
fo Tann er Alles fein als Organ bed Ordens. Darauf beruht die Ordens 
verfaffung, welche jede Vielheit bebingungslos der Einheit unterwirft. Ober⸗ 
fter Repräientant dieſer Orbenseinheit ift freilich nicht ein Einzelner, ſondern 
das ariftofratifch (and den Meiftern, den vornehmften Gebietigern und Kom- 
turen) zufammengejeßte, jährlih in Preußen zufammentretende Generaltapitel; 
benn es fteht über dem Hochmeiſter, ben es vorlaben umb abfeßen kann, es 
verfammelt fi) aus eignem Recht, führt ein eigened Siegel (Kapitelsbulle) 
und übt in heimlicher Berathung mit Stimmenmehrheit die oberfte Gerichts- 
barkeit, Gejeßgebung und Gnadengewalt, die letzte Entſcheidung über Auf- 
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nahme und Einfleidung, bie Ernennung und Entfeßung ber wichtigften Beam⸗ 
ten. Allein es ift gewiffermaßen nur das fihtbar geworbene Ordensgeſetz 
feine Repräfentation der Geſammtheit als Vielheit. Solange das Kapitel 
nicht beiſammen ift, übt der erwählte Hochmeifter ald Statthalter Chrifti 
die Ordensgewalt, ſei e8 in Perfon, fei es durch feine Organe, deren widhtigfte 
bie Großwäürbeuträger bes Drbens, die fog. Gebietiger, und bie Großichäffer 
(für Sinanz- und Handelsfachen) find). Darin aber, daß ber Hochmeifter 
in erheblihen Dingen ben Rath der oberften Gebietiger hören joll, zeigt ſich 
eine Milderung bes Principe. Cbenfo ift in ber Lokalverwaltung bes Ordens 
bie durch die Ernennung aller Beamten von Hochmeifter und Kapitel und 
ihre unbebingte Inftruirung und Kontrolle von Einem Punkte aus durchge⸗ 
führte Gentralifation durd den Grundſatz gemildert, daß iu wichtigen Ange 
legenheiten (bejonbers auch bei Landverkauf) die Oberen die anweſenden Brũ⸗ 
der hören und ibrem befferen Rath folgen follen, wobei freilich die Entfchei- 
dung, welcher Rath der beflere fei, dem Oberen anheimfällt. So ftehen neben 
den Provinzial- und Balleivorftänden — dem Deutichmeifter, bem lievländi⸗ 
{hen Heermeifter und den Lanblomturen — Land- und Provinziallapitel und 
in jedem einzelnen, urjprünglid aus einem Komtur und zwölf Brübern be- 
ftehenden, fpäter meift größeren Haufe muß der Komtur wöchentlich ein Haus 
Iapitel berufen’). — Lebiglih auf die Stellung zum Orden, nicht auf indi- 
. vibnelle Rechte und Pflichten haben andy bie Klaffenunterihiebe ber Orbens- 
mitglieber Bezug; vollberechtigte Mitglieder und allein zu Pfründen und 
Aemtern befähigt find die milites, die dem ritterlichen Kriegsberuf obliegenden 
Brüder; neben ihnen ftehen geiftliche Brüder (fratres clerici) für die Seel- 
forge, Mitbrüder für bie Handels⸗ und Geawerbethätigkeit, dienende Brüber, 
Halbbrüber und Halbfcäweitern®). Erft jehr allmälig aber und definitiv erft 
furz vor dem Untergange des Ordens fette fi, für die Aufnahme als Ritter⸗ 
bruder dad Erforderniß rittermäßiger Geburt durch. Die jo orgamifirte und 
gegliederte Genoffenfchaft war jedoch nicht nur ihren Gliebern gegenüber eine 
zwingende Einheit für ihr geſammtes Leben, fonbern fie trat auch nach außen 
als eine gefchloffene Einheit, faft einer Einzelperjönlichkeit gleih, auf. Hier 
konnte es nicht wie bei ben weltlichen Vereinen zweifelhaft fein, ob ber Ber- 
ein, ob feine Glieder gehandelt: nur der Orden war es, welder durch bie 
Ginzelnen und in ihnen handelte und erwarb. - Die Hauptzwecke bes Ordens 
waren urfprünglich zwei, Siechenpflege und bewaffnete Bertbeibigung bes 
Chriftenglaubene. Nur ald Mittel für diefe Zwecke erwarb Anfangs ber 


% Bol. Voigt lc. ©. 487 —468. 

) Bol. Botgt 1. c. ©. 428. 468—481. 487 — 528 über die Orbnung und 
Berfafiung der einzelnen Orbenshäufer. 

9) Bol. Boigt IL 112—115. V. 624 — 584. Bei ben Templern entſprachen 
milites, capellani, armigeri, famuli (freres, servans de mestier). 
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Drden Land und Leute, Dermögen nnd Renten. ber wie bet: jeder mittel- 
alterlichen Genofſenſchaft das Leben die Zwede, bei Keiner die Zwede das 
Leben beftimmten, jo nahm auch der Orden gleich einer ſich frei entwidelnden 
Subivibualperjönlichkeit in erftaunlicher Bielfeitigkeit immer neue und größere 
Zweite in fein Weien auf. In den auferpreufifchen Ländern ein großer 
Gutsbeſihzer, überall ein mit ben märdhtigften Städten Tonkurrirender Kauf. 
mann und Gewerbtreibender, in allen Ländern ein politifcher Saltor und unter 
den Staaten eine völkerrechtliche Macht, ein Glied ber Kirche und Doch in 
vielen Beziehungen ihr ebenfo loſe als in anderen eng verbunden, fand ber 
Drben feine hoͤchſte Aufgabe als Herricher des von ihm begründeten Landes⸗ 
ftants in Preußen. Hier war er Lanbeöherr und ftand in dieſer Eigenſchaft 
dem Lande unb feinen Ständen als ein einheitliches Rechtsſubjekt gegenüber, 
dem ein Inbegriff von Hoheitsrechten und Regalen gehörte, eine Summe von 
Pflichten gefchulbet ward. Daß er aber ein einheitlicher Landeſherr und body 
eine vielgliebrige Perfönlichkeit war, daß er mit tauſend Köpfen dachte und 
mit taufend Armen herrſchte und doch ald Einheit dachte und handelte, das 
befäbigte ihn, einen cemtralifirten Berwaltungsftaat von faft modernem An- 
ſehen zu begründen, einen Staat, in weldhem Ideen verwirklicht wurden, die 
im Webrigen une erft im Kleinen in ben Stäbten jenes Zeitalters realifirt 
waren, in ben Territorien aber erft lange nach der Reformation fih Bahn 
brechen Tonnten®). Gleihwol trug der Orben ben Keim des Todes in feinem 
innerften Weſen. Der Widerſpruch feiner geiftlihen Formen und feiner welt- 
lihen Natur, das Erlöichen des fanatifchen Gemeinfinns feiner Glieder, die 
Unnatürlichkeit einer Verbindung der untergegangenen Gedankenwelt der Hierar- 
die und bes Ritterthums mit einem feiner Zeit voraneilmden modernen Weſen 
mußten ihn auseinandertreiben. Bor Allem aber ift es der Natur des Men- 
jhen, und am meiften der bes Deutichen, zuwider, dauernd unter Berzicht 
auf die eigne Perfönlichkeit in einer einzigen Gelammtperjönlichkeit unterzu- 
geben, deren Leben an bie Stelle aller Einzelleben tritt. So war ber Orden, 
ſchon ehe die Reformation die Verweltlichung des preußtichen Staates brachte, 
im Abfterben begriffen. Dennoch Tonnte er noch bis zu ben Säkularifationen 
unfered Jahrhunderts auf Grund einer nad der Reformation entworfenen 
nenen Orbenöverfaffung in feinen Reiten fortleben, während Beute nur noch 
in einer öfterreidhifchen Dekoration jein Name banert. 

IV. Wenn die Ritterorden vorzugöweife die Verbindung zwifchen der Kirche 


und den höheren Ständen bes Volles erhielten, fo war es eine andere Rich⸗ 


tung ber religiäjen Affociation, welche den ſchon im Anfang des 13. Jahr⸗ 
hunderts drohenden Bruch der Mafle des Volks mit der Kirche noch einmal 


®) Bol. über die preußifche Landesverwaltung und Landesverfafſung unter 
bem Orden Boigt L c. V. ©. 585—768; ſpeciell über die Regale bes 
Ordens S. 619 — 684. 
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Doch unterwarf die Maſſe fi) 1329, während der bisherige General floh, nad) 
Wahl eines gefügigeren Generals dem Papft und half fih nun mit der neuen 
Fiktion, daß das Eigenthum den Gebern verbleibe”). Defto ſchärfer aber 
fonberten fi) jet die Vereine der Spiritualen ab, welche 1415 zu Koftnik 
förmlich beftätigt wurben. Im 15. Jahrhundert wurden dann noch zahlreiche 
Neugründungs- und Bereinigungöverfucdhe ftrengerer Obfervanz gemacht, die zu 
der Unterfcheibung der Konnentualen und Obfervanten unb ſpäter bejonbers 
noch zu ber Entſtehung bes Franciskanervereins der fogenanuten Kapuziner 
führten. Die Synode von Trient erlaubte endlich allen regulirten Orden ben 
Gemeinbefig und nahm allein die fratres minores de observantia und 
die Kapıziner davon aus 12). 

V. Die Bettelorven, neben denen bie übrigen in diefe Periode fallenden 
Orbensitiftungen bebeutungslos find 1), vermochten deunoch den Bruch des 
Volkes mit der Kirche nur aufzuhalten, nicht dauernd zu heilen. Ebenſowenig 
waren aber hierzu bie mannichfaltigen religiöfen Vereinigungen der Laien im 
Stande, deren Zwei es war, dem einzelnen Genofien die Sorge für fein 
Seelenheil und die Theilnahme an dem Heilsſchatz der Kirche zu erleichtern. 
Wenngleich zahlreicher als je Bruderſchaften alter Art in weientlih unverän⸗ 
berten Formen, ſei & als felbitändige Vereine, jei es ald Zubehör einer welt- 
lihen Genoffenjhaft die Mitgliever einer Parodie, eines Berufs, einer Zunft 
mit einander und mit einer Kirche ober einem Altar verbanden: jo wurben 
doch Bedeutung und Gehalt diefer Vereine immer ärmlicher, ihre guten Werte, 
ihre Religionsübung, ihr Handel mit Seelenheil immer äußerlicher '*). 

VI. Seit tem 12. und 13, Sahrhundert begannen daher freiere Ber- 
einigungen religiöjer Art fich zu bilden, welche entweder einzelne reli- 
gidfe Zwecke oder ein gemeinjames religiöfes Leben überhaupt in felbftäudiger 
Weiſe anftrebten, dadurch aber theils der Keberei verdächtig und deswegen ver- 
folgt, tbeils in ber That zum Abfall von der Kirche gedrängt wurben. Für 
Deutihland wurden beſonders die von Belgien aus verbreiteten Begbinen 


ı8) Siefeler II, 3. ©. 197. Rote m, und über andere Mittel, bad Gebot 
zu umgeben, Rote n, 

18) Bess. XXV. c. 3. 

#0) 3. B. 1319 Die congregatio s. Marise montis Oliveti; 1367 Jesuati; 
1363 der heilige Brigittenorben, der in eigenthümlicher Weife Mönche und Nonnen 
in benfelben Klöftern vereinigte, mehrere Hieronymitenorden in Spanien und 
Stalien u. f. w. Gieſeler IL 3. $ 112. S. 204 f. 

15, Vol. oben $ 27 u. 39 und als Beifpiel die Statuten von vier Kölner 
Bruberfchaften b. Ennen u. Ederg, Quellen L 407 — 421: Nilolausbruberfchaft 
©. 407f., Schröberbruberfchaft ©. 411f., Sacoböbruberfchaft S. 412f., Brüder 
und Schweftern der Agathabruberſchaft ©. 419f. Ueber die Rojenfrangbrüber- 
ſchaften diefer Zeit Giefeler II, 4. &. 297. Rote k. Ueber die Kalandögilben 
Blumberg, Abbildung bed Kalanbe. 
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und Begharden wihtig!). Seit 1180 kamen unter dem Namen ber Be 
ghinen fromme Genoffenichaften von Jungfrauen oder Witwen vor, welche fidh 
ohne Gelübbe auf beliebige Zeit vereinigten, um von ber bürgerlichen Gefell- 
haft abgejonbert unter einem Pfarrer (curator) und felbftgewählten Bor- 
fteherinnen (magistrae) in bejonderen Häufern (beginagia) zu wohnen und 
fromm, arbeitfam und Teufch nach beftimmter Regel, aber ohne Gütergemein- 
ſchaft zu leben, fich auch gleichzeitig der Hospitalpflege zu widmen 1). Diefe 
Beghinen mehrten fi im 13. Sahrhundert ganz aufßerorbentlih (allein iu 
Köln waren um 1250 mehr ald 1000) und wurden dadurch, beſonders aber, 
nachdem ihnen feit 1220 männliche Begharden zur Seite getreten, der Keberei 
verbäcdhtig. Seit Ende des 13. Sahrhunderts wurden die Namen „Beghinen‘ 
und „Keger” faft gleichbedeutend; Klemens IL verbot fie und ordnete nicht 
nur gegen fie, fondern gegen alle geiftlichen Genofienfchaften, die nach keiner 
feftimmten Moͤnchsregel lebten, die Inquiſition an. Gleich den Beghinen und 
Begharden wurben jebt ſelbft die fraticelli und KXertiarier der Bettelorben 
vielfach als Keber verfolgt. Trotz alledem war dieje ganze Periode hindurch 
überall, befonders in den Niederlanden umb in Deutichland, die Neigung zu 
freier religiöfer Afforiation nicht zu unterbrüden. Die rechtgläubigen Begbi- 
nen nahm ſchon Johann XXI. wieder in Schub. Dagegen wurden die 
Lolſharden (Alexiani, fratres Cellitae), welche ſich kurz nah 1300 zu Werken 
der Barmherzigkeit an Kranken und Todten vereint hatten, gleich den Beghar- 
den als Ketzer verfolgt, ohne daß dies ihre zunehmende Verbreitung hinderte, 
bid Gregor XL. ihre Duldung befahl. Ebenſo wurden die fratres vitae com- 
munis, welde von Gerhard Grot (+ 1384) als ein freier Verein von Kleri- 
tern behufs gemeinfamen apoftolifchen Lebens in gewerblicher Arbeit, frommer 
Thätigkeit und nützlicher Wirkſamkeit durch Beiipiel, Lehre und Ermahnung 
geftiftet wurden, von der Inguifition verdächtigt. Gleichwol breiteten nicht 
nur fie, fondern auch ähnliche Laienvereine von Männern und Grauen fih aus 
und bejonders in Norbdeutichland gab es viele Häufer, wo ſolche religiöfen Ge⸗ 
meinden von Brüdern und Schweftern ohne Möndyegelübde mit ober ohne 
Gütergemeinfchaft lebten 1°). 


16) Bol. Thomaffinus 1. c. I, 8. c. 68. $ 11. Gieſeler L c. 1, 2. 
8 71. ©. 837f. II, 3. $ 113 &. 205f. IL 4. ©. 316. Hallmann, die Ge⸗ 
ſchichte des Urſprungs ber belg. Beghuinen. Berlin 1843. Mone, Zeitſchr. II. 
448. IIL 346. VII. 44. 

17) Ueber Lebensweife und Derfafiung ber Beghinen Hallmann L c. 
S. 11—24. 

) Bol. Thomaffinud.l. c. $ 12—14 Giejfeler II, 3. ©. 206f. II, 4. 
4 142. ©. 308—315. In ben Häufern ber fratres vitae communis unterfchieb 
man meijt presbyteri für Zeitung, Gottesdienft und Unterricht, clerici (Efeven) 
und Iaici (Gewerbtreibende). Gieſeler II, 4. S. 309. Note g. 
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VIL Auch bie wirklichen Ketzer aber, welche feit dem 12. Sahrhunbert 
ben beginnenden Zerfall ber alten Kirche verfündeten, traten von Anfang an 
ald Gilden, Gefellichaften ober Gemeinden mit beftimmten ſtatutariſchen Ord⸗ 
nungen und Vorftänden auf. So, von ben auferbeutfchen, befonders ſüdfran⸗ 
zoͤſiſchen und oberitalifchen Kebern abgejehen, ſchon im 12. Jahrhundert die 
Kegergilde Tanchelms und feiner Anhänger in Köln, die Apoftelbrüber, die 
Brüder und Schweitern bed heiligen Geiftes 1248 in Hall, die Adamiten 1312 
in Defterreih, die Luciferianer 1336 in Angermünde, verſchiedene Geſell ſchaf 
ten in Köln und Trier, dann "aber befonderd einzelne Abtheilungen der Be⸗ 
gharden, die auch in Böhmen (als „Pilarden*) auf die Bildung ber Tabo⸗ 
ritenpartei und ber böhmifchen Brüder Einfluß hatten, der Lollharden, Tertiarier 
u. ſ. w.'9). Auch die Geißler, welde, weil fie bie eigene Buße über bie 
Snabenmittel ftellten, der Kirche als Ketzer galten, bildeten befonbere Gefell- 
haften mit feften Orbuungen unter eignen Meiftern und erbielten fich jo 
(auch als Begharben bezeichnet) in Thüringen bis zur Reformation *). 

VII. Unverkennbar ijt der Zuſammenhang der religiöjen Einungsbewe⸗ 
gung unter Geiftlichen und Laien mit dem Bedürfniß und ber enblichen Durch⸗ 
führung einer Kirddenreformation in Lehre und Verfafſung. Freilich blieben 
die von der Geſammtheit des Klerus felbit auf ben großen Reformſynoden 
des 15. Sahrhunderts unternommenen Verſuche, durch die Erhebung und Be 
Vebung des funodalen Principe die Kirche zu erneuem, bem aud zur Zeit 
feiner tiefiten Erniedrigung ſtärkeren Papftthum gegenüber erfolglos. Und 
weniger noch giengen aus ben freien Vereinigungen der Geiftlichen oder Laien 
dauernde Firchliche Neubildungen hervor. Allein die große Reformation, welche 
endlich neue Kirchen ſchuf und mittelbar die alte verfüngte, war nicht nur 
vorbereitet durch den Auffhwung der kirchlichen Selbitthätigkeit, fondern ver 
dankte auch, ob fie gleih von Einzelnen Auftog und Richtung erhielt, ber 
Selbitbeftimmung des Volkes ihre erften Siege und erftrebte daher urjprüng- 
lich eine’ genoſſenſchaftliche Orgamifation ber religiöfen Gemeinden. In den 
Städten wie auf dem Lande war ed die Maffe des Volkes, welche fich ber 
neuen Lehre zuerft zuwanbte, und es waren die Gemeinben, mit denen und 
durch welche einzelne Geiſtliche die Reformation zuerft praktiſch durchſetzten. Nicht 
nur bie fchweizerifchen Reformatoren, fondern aud Luther wollten daher An⸗ 
fangs die Kirche in die ©emeinde zurüdverlegen. Lehrte doch auch Luther, 
daß die chriftlichen Gemeinden felbft das Recht hätten, über die Lehre zu ur- 
theilen, Lehrer zu berufen und abzuſetzen, und daß die weltliche Obrigkeit dies 
nicht verhinbern bürfe. Ueberall war daher eine gewaltige Volksbewegung, 


19) Bol. Gieſeler II, 1.9 46 ©. 828f. II, 2.9 86—88. IL, 3. $ 120— 123 
©. 264f. IL, 4. $ 149 ©. 380f. 

*) Sörftemann, bie hriftl. Geißlergeſellſchaften. Halle 1828; bef. S. 168. 
258. Raumer, Hohenftaufen IV. 262. Stälin, Würtemb. Gefch. III. 420. 
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welche gleichzeitig mit ber religiöfen Freiheit die Durchführung einer bärger- 
liche und kirchliche Selbftäntigkeit gewährenden Gemeinheitöverfafiung auf volks⸗ 
thümlicher Grundlage erftrebte, die Begleiterin ber Reformation?) Allein 
die Volkserhebungen in den Städten wie auf dem Lande mißlangen. An bem 
eritarften Gedanken der Obrigkeit fcheiterten die letzten Neubildungsverſuche 
ber mittelalterlihen Einung. Das Jahr 1525 — die Unterbrüdung bes 
Bauernkrieges — bildet ſomit auch in ber Geſchichte ber Kirchenverfaffung 
einen Epoche machenden Abſchnitt. Bon da an war ed entſchieden, ba bie 
beutiche Reformation nur als Verbündete ter Obrigkeitsidee zu fiegen ver- 
mochte, daß tie religiöfe Befreinng und Erneuerung feine kirchliche Selbftver- 
waltung der Gemeinden und Kirchengejellihaften bringen, ſondern eine obrig- 
keitliche Kirchenverfaffung herftellen jollte”®), 
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Unter allen Kulturfortichritten, welche die europäiſche Menichheit dem 
mittelalterlichen Einungsweſen dankt, war vielleicht der wichtigfte Die Erweckung 
einer freien Wiffenfchaft durch freie Genoſſenſchaften der Gelehrten. Und nichts 
ift charakteriſtiſcher für bie Macht des Einungsprincips in dieſen Jahrhunderien, 
als daß auch auf tem Gebiet der Wiſſenſchaft die freie Affociation Lehrender 
und 2ernender das geftaltete, was vorher abhängigen Dom- und Klofterfchulen 
anheimgefallen war, nachher als Sache obrigkeitliher Beranftaltung galt. 

Der Urfprung ber mittelalterlihen Gelehrtengemeinheiten oder Univerfi- 
täten (universitates litterarise, universitates doctorum et scholarium) liegt 
außerhalb Deutichlands: aber aus germanticher Wurzel giengen auch in ben 
früher erblühten Nachbarländern glei Städten, Gilden und Zünften bie 
wifienfchaftlichen Innungen hervor und als fidh ber deutſche Geift der nenen 
Vereinsform bemächtigt Hatte, bildete er fie jelbitändig aus und wußte fie 
felbft in den für die Forporative Selbftändigkeit traurigften Zeiten treuer zu 
bewahren, als bie Nachbarvoͤlker, von denen beſonders Frankreich vor der Gen- 
tralifation nnd dem Staatsihulorganismus die legten Spuren ber alten Ge 
nofienfhaftsichule ſchwinden ſah. Und mehr als je ragen in unferen Tagen 
gerade die deu tſchen Univerfitäten dadurch hervor, daß ber Urfprung aus 
freier Vereinigung an ihnen Tenntli geblieben ift. Die älteften Univerfitäten 
— Bologna und Paris — entftanden beinahe gleichzeitig im Laufe des 12. 
Sahrhunderts, alſo im berjelben Zeit, welcher ber Aufſchwung des Einungs- 
weiens anf allen Gebieten beſonders in Oberitalien und Frankreich angehört, 
im Gegenſatz zu den Klofterjhulen durch den gejelljchaftlihen Zufammentritt 
derer, welche fih an dieſen Orten dem freien Lehren und Lernen bingaben. 


21) Vol, unten $ 53. a. E. u. $ 56. 
”) Bol. unten $ 63. 
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Gering war auf ihre Bildung ber Einfluß geiftlicher und weltlicher Derren- 
macht oder auch mur der ftäbtifchen Gemeinweſen. So aber blieb es bei ben 
fpäteren, ihnen nachgebildeten Inftituten. Freie Einung war ber Ansgange- 
punkt ihrer Entftehung, eigne Beliebung, Gewohnheit und Herlommen bie 
Dnelle ihrer inneren Berfaffung und ihrer äußeren Rechte und Pflichten, nur 
zu Berftärtung und Schub folgten päpftlie und Taiferliche, fürftliche und 
ftädtifche Privilegien, ohne einzugreifen in die korporative Selbitgeftaltung und 
Selbftverwaltung. Alle Univerfitäten ftimmten daher bei fonftiger großer 
Mannichfaltigkeit der Verfafſungen darin überein, daß fie freie, durch fich felbft 
beftehende Körperichaften waren, welche als Gefammteinheiten eine Fülle be 
fonderer Rechte und Pflichten, vor Allem aber die allgemeinen Genofſenſchafts⸗ 
rechte befahen; neben dem Recht der öffentlichen Lehre und feinen Folgen alfo 
namentlih Autonomie, Gerichtsbarkeit und Selbitverwaltung, freie Beftim- 
mung der eignen Organijation und Wahl der Vorftände und Organe, Auf- 
nahme und Ansichliegung der Mitzlieber, Verkehrs- und Bermögensfähigkeit 
im bürgerlichen Recht. Im Uebrigen beftanden burdhgreifende Unterſchiede 
und mannichfacher Wechſel in der Zufammenfjegung und Organifation. Be⸗ 
onders unterfchieben fi Bologna und Paris von Grund aus dadurch, daß 
hier von Anfang an bie Körperichaft von den Lehrenden (doctores) als Boll- 
genoffen gebildet und daher aus ihrer Mitte vierteljährlich der die Geſammt⸗ 
beit Aller vertretene Rektor gewählt wurde, in Bologna dagegen die 
Stubirenden bie universitas barftellten, den Rektor aus ihrer Mitte wählten 
und urfprünglich (fpäter für fie Die Stadt) bie Doftoren anmahmen und be- 
foldeten, wogegen die Lehrer erft nach vielem Streit einen Einfluß auf das 
Univerfitätsregiment erfämpften. Mit Ausnahme von Stalien, wo fi bis in 
bie nenere Zeit eine überwiegende Stellung der Stubirenden erhielt, drang faft 
überall das Pariſer Syſtem durch und die Univerfitäten geftalteten fih im 
weiteren Verlauf immer fchärfer als Zünfte der Wiflenden, in benen nur bie 
von ber Zunft jelbft nach Erlangung ber gehörigen Wiffenfchaft ertheilte Meiſter⸗ 
würde ( Doktorat) volle Mitgliebichaft gab und in benen dann ähnlich wie bei 
den Sunungen ber Handwerker und Künftler weitere Abſtufungen (baccalaureus, 
lioentiatus, magister) entftanden. 

Die Gemeinheittverfaffung der universitas befundete ferner ihre ger- 
maniſche Bildung in Mebereinftimmung mit ben übrigen Gemeinweſen unb 
Genofſenſchaften dadurch, daß fie fih auf der Grundlage engerer Genoſſen⸗ 
ſchaften aufbaute, welche der Gefammtheit in großer Selbftänbigkeit mit eigner 
Berfaffung, eiguen Borftänden, eignem ftatutarifchen Recht, eignem Vermögen 
gegenüberftanden und ihre inneren Angelegenheiten autonom verwalteten. Ur⸗ 
fprünglich glieberten ſich Die Gelehrtengemeinheiten nad) Nationen. In Bologna 
zerfiel das studiam generale in bie beiden universitates ber cismontani und 
ultramontani (Deutſche) und jede universitas in Landsmannfchaften (die 
ultramontana in 15). Ebenſo war es zuerft in Padua, wo 1360 bie Ein- 
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teilung in Suriften mit 22 unb Ütiften mit 7 Nationen an bie Stelle trat. 
In Paris beftanden 4 Nationen, jede unter gewählten procuratores mit 
eignen Schußheiligen und Altären, eigner Organifation, eignem Bermögen. 
And die 4 Älteften deutichen Univerfitäten (Prag 1348, Wien 1365, Heibel- 
berg 1386, Köln 1388) wurden nach Nationen geglievert. Allmälig aber 
traten neben die Landsmannſchaften und enblih au ihre Stelle die Koͤrper⸗ 
ſchaften der Fakultäten, indem hier wie überall die nähere Berufeverwanbt- 
ſchaft eine engere Verbindung erzengte!)., In Deutihland wurde Erfurt 
(1392) gleich nah dem Fakultätenſyftem gegründet, befonders aber überwog 
baffelbe jeit der durch dad Nationenweien hervorgerufenen Trennung Leipzigs 
von Prag und verdrängte von da an faft völlig Die Gliederung nach Nationen, 


‚welche ſich nur in den Landsmannſchaften der Studenten erhielt. 


Andere Körperjchaften, welche fi zur universitas wie Glieder zur Ge⸗ 
fanımtheit verhielten, waren die urjprünglich überall verbreiteten Kollegien 
und Burfen. Es waren bies theild aus freier Bereinigung, theils aus 
Klofter- und Domſchulen, theild aus wohlthätigen Stiftungen berporgegangene 
Gemeinfchaften, in denen bie ftndirende Jugend Unterhalt, fittliche Ueber⸗ 
wachnng , zum Theil auch vorbereitenden Unterricht erhielt. Die Einrichtung 
verlor in Deutſchland (beſonders ſeit Einführung der Lateinſchulen) ihre all⸗ 
gemeine Bedeutung, während in England gerabe fie allmälig die Grundlage 
der gefammten Univerfitätöverfaffung wurbe. 
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Die mehrfach bereits betonte Tendenz der mittelalterlicden Genoffenver- 
kände, alle Lebensinterefien ihrer Glieder in die Gemeinſchaft zu ziehen, führte 


) Die Zakultäteneintheilung entftand in Paris. Hier traten, nach Behauptung 
bes ihnen lange flreitig gemachten Lehrftubls, im Folge des Rompromifies v. 
1257 die Theologen ber Bettelmönchſorden als beſonderes corpus der universitas 
hinzu. Sie wurden zur theologifchen Bakultät, neben ihnen wurben bann bie 
mebicinifche Fakultaͤt und die Fakultät bes kanoniſchen Rechts kreirt. Diefe brei 
Fakultäten fanden nun als befonbere Körperfchaften, in benen nur doctores Mit- 
glieder waren, neben ben 4 Nationen. Gie übten Aufnahme neuer Doktoren 
(Promotion), Autonomie und Wahl eines Borftands (decanus), Hatten bagegen 
urfprünglih in ber Gefämmtverfaffung ber Wniverfität zufammen nur Eine 
Stimme, wie jebe Nation einzeln. Allmälig indeß entwidelte fi aus ihrem 
Recht des Vorftimmens ein überwiegender Einfluß, bis enblich jeder von ben 
Fakultäten eine und umgelehrt den Nationen zufammen nur eine Stimme gewährt 
wurde. In Zolge deffen wuchfen die Nationen zu Einer Körperfchaft zufammen 
und wurden als foldhe die vierte Fakultät, bie facultas artium, ber Keim ber 
philoſophiſchen Yakultät. 
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bei allen Bereinen bie Behandlung bes gemeinfamen Berufs als eine 
Bereinsangelegenheit herbei. Umgekehrt bradhte die dem Mittelalter eigenthüm- 
lihe Borftellung des Berufs als eines gegen Gott und Menſchen verpflichten- 
ben, das ganze Leben beftimmenden Amtes die Anſchanung hervor, daß zwi⸗ 
hen Berufsgleihen ein natürlicher Genofienverband beftehe, welcher ihnen 
gegenfeitige Unterftügung und gemeinjame Pflichterfüllung auferlege und fie 
deshalb auf engere Bereinigung hinweife So hatten auf der einen Seite alle 
Genoſſenſchaften die Neigung, ſich zu Berufögenoffenfchaften zn geftalten, und 
auf der andern Seite waren ed die Derufsgleichen, welche ber Aflocintiondgeift 
überall zunächft zufammenführte Auf biefem Wege kam es in der That zu- 
legt dahin, daß fi das gefammte Boll in fefter Ordnung nah Berufs⸗ 
genofjenfhaften gliederte, vom denen jebe fi) gegen bie anbere flanbe- 
mäßig abſchloß. Die Stände, welde fi allmälig aus der alten Stanbes- 
glieverung bes Landrechts und bes Lehnrechts durch das Innungsweſen berans- 
bilbeten, waren fo ihrem innerftien Weien nah Bernfsftände, in denen 
zwar vorzugsweiſe — in ben höheren bereits ausſchließlich — die Geburt zum 
Amte berief, für bie aber nicht die Geburt, fondern der Beruf das entfcheibente 
Merkmal war. Dieſer Beruf aber wurde noch ebenſo jehr als Pflicht wie als 
Recht gefaßt, während ſpäter der Inhalt der Stanbesrechte nur in nußbaren 
Privilegien gefunden wurbe, und noch war im Gegenfaß zu ber nachfolgenden 
Erftarrung bie Standesbildung in lebendigem Fluß. Sb feſt daher bie enge- 
ren unb weiteren Berufskreiſe durch bie jelbftgefchaffene genofſenſchaftliche Or⸗ 
Hanifation geordnet waren, fie Hinberten die auffteigende Volkskraft nicht an 
unaufbörlicher Neubildung. Im Großen und im Kleinen jehen wir mit ber 
Deränderung unb reicheren Entfaltung aller Lebens. und Kulturverhältnifie 
auch die genoffenfchaftlihen Organifationen fi) verändern und vernielfältigen. 
Erſchien ſeit dem 16. Jahrhundert die einmal feitgeftellte Zahl ber privilegiirten 
Zünfte als unabänderlide Norm für Zahl und Gehalt der Künfte und Ge 
werke, jo entſprach in ben drei vorangehenden Jahrhunderten jeher Bernoll- 
fommnung eines Handwerks zur Kunft, jeber vergrößerten Arbeitötheilung, 
jeder Heraufbilbung eines neuen Zweige ber gewerblichen Thätigkeit anch eine 
Bereicherung ober Vermehrung der Zünfte durch Veränderung, Spaltung oder 
Neuorganifation, während daneben eine bisweilen vorkommende Bereinfachung 
oder Zufammenfaffung ber Arbeit and die Vereinigung biöber getrennter 
Aemter nach fih zog. In derjelben Weife aber war auch auf allen anbern 
Gebieten den aus dem bereicherten Volksleben neu emporfteigenden Kräften bie 
Möglichkeit offen, ſich dem beftehenden Innungsſyſtem anzufchließen ober nene, 
felbftändige Genofienverbände hervorzurufen. Gelang es einer nenen Kaffe, 
fich eine zünftige Organifation zu geben und biefelbe zur Anerkennung zu 
bringen, fo war damit zugleich die Anerkennung ihres Berufs als eines Amtes 
im Bolt und die Cinfügung diefes Amts in das Syſtem ber Berufsorgani- 
fationen verbunden. Auf dieſe Weife finden wir theild nur bie Vorftellung 


) 
| 
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theils die mehr ober minder ausgeprägten Formen ver Genofjenichaft auch da, 
wo wir fie wenig erwarten, ja es ftellt fich jchlieglich überhaupt jede einen 
Beruf theilende Geſammtheit als Genoffenfhaft dar, die nur bald mit, 
bald ohne fefte Ordnung und balb privilegürt und beftätigt, bald nur ge 
duldet, bald vielleicht verboten und geächtet ift. 

Für diefe Anſchauuug ift zunächſt dem das ganze Mittelalter beherrichen- 
ben Dualismns gemäß das geiftlihe Amt von den weltlihen Aemtern ge 
trennt und jened der großen Berufsgenoſſenſchaft des Klerus nnd den fi ihm 
mehr oder minder feft angliedernden geiftlihen und religiöjen Affociationen 
zugewiefen. Bon ben weltlichen Aemtern ift das Fürſtenamt Pflicht und Recht 
der Genoffenfchaft des Adels und der Samiliengenofjenfchaften in ihm. Der 
großen Innung des Ritterftandes und ben Ritterfchaften, Ordensgeſellſchaften, 
Burggenofſenſchaften und Familien in ihm gebührt noch immer bas alte 
Schildesamt. ine jüngere Zunft bilden die Gelehrten, weldhe in berufsmä⸗ 
Biger Gliederung das Amt der Wiſſenſchaft und öffentlichen Lehre verwalten. 
Am reichiten aber in engere und engite Berufönereine gegliedert ift bie aus 
den Bürgerfhaften zujammengefegte große Genoſſenſchaft des Bürgerftandes, 
weldyer im Allgemeinen ber gefammte fommerzielle und gewerbliche Beruf zu- 
fallt. In ihr bildet jeber Erwerbszweig eine Amtsgemeinheit, die zwar zu- 
nächſt nur in den Lokalen Genofſenſchaften zur Erſcheinung kommt, ſich aber 
doch zum Theil ausdrücklich, zum andern Theil wenigftend in ber Idee auch 
darüber hinaus als Einheit Tonftitwirt. Die oberfte Stelle in biefem viel. 
gliedrigen Syſtem nimmt vielfach ein altpatricifcher ober nengebilbeter Kapi⸗ 
taliftenftand ein, ber in ben Gilden der von ihren Renten lebenden Stabt- 
junker oder in ben ariftofratifchen Körperfchaften des ſtädtiſchen Amts verbun- 
den if. Mannichfach gegliedert in Gilden, Innungen und Hanſen fteht dar- 
unter der Kaufmannsitand und gilt doch durch das ganze Reich als Eine 
große, mit dem Hanbelsamt betraute Gejammtgilde, als „der gemeine Kauf 
mann bes heiligen römijchen Reichs“ inzelne Zweige des kaufmänniſchen 
Berufs werben von befonderen Körperjchaften getrieben, die bald über, bald 
unter den übrigen Kaufleuten ftehen: über ihnen, bisweilen indeß (wie in 
Goslar) auch unter ihnen, die Genofjenichaften ber Münzer und Wechsler 
(Bangquiers), unter ihnen, aber meift über den Handwerkern, in ber Regel 
das Krämer- oder Hoͤkeramt, häufig überdies die Tuchhänbler, die Pelzhänd- 
ler, die Weberinnungen, die Weinhänbler u. |. w. Die kaufmänniſchen Ge 
noffenfchaften felbft verzweigen fib im Norden oft nach den Gegen- 
ben, mit welchen fie handeln. Ihnen fliegen fi dann zunädft oft die 
Inmungen der Seefchiffer an. Auch die Brauerinnungen nehmen in ber Regel 
eine bevorzugte Stellung ein‘). Durchaus nach dem Beruf gliedern fi dann 
weiter bie Genoffenfchaften der Künftler und Handwerker. Bon den Künftler- 


1) So zerfiel 3. B. in Lübed die Bürgerfchaft in zwölf Kollegien, von denen 
bie Handwerker in ihrer Gefammthelt als „Aemter" nur eined bildeten. Die 
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innungen find indeß manche beſonders geftellt ober treten doch nur für einzelne 
Beiehungen in die Reihen ber gewöhnlichen Zünfte. Einen großen Bund 
durch das ganze Reich bilden bie Meifter der Baukunft; die Maler, Bilbhaner 
und Goldſchmiede find oft in freiere Gefellichaften nub Imnungen ver- 
eint?). Auch die bürgerlihe Dicht- und Sangeskunft fügt fi) den Regeln 
der Zunft und zünftig wird das wehrhafte Schützenhandwerk betrieben. Am 
mannichfachften ift das eigentliche Handwerk gegliedert und unter die Yülle 
der Amtsgenoffenjchaften, beren Zahl in Einer Stadt oft fünfzig überfteigt, 
vertbeilt. Doc finb keineswegs bios bie eigentlichen Handwerker genoffen- 
ſchaftlich organifirt, fondern jede zahlreichere gewerbtreibende Klaffe ſchließt fich 
zünftig zufammen, wie z. B. die Fiſcher, Die Weinfchröter, die Wund⸗ und Zahn. 
ärzte, die Gaftwirthe, die Lohnfuhrberren, die Müller und Mühlenbefiter, die den 
Haidehonig fammelnden Zeibler, die Stabtpfeifer, die Stabttrabanten und Raths⸗ 
iölöner (fraternitates satellitum familiarum senatus 3. B. in Hamburg und Lũ⸗ 
bet) und häufig felbft die Schäfer und einzelne Gattungen der Lohnarbeiter (3.2. 
die Träger, die Gaffenkehrer, die Tagelohnurbeiter u. |. w.). Weberall treten all- 
mälig ſeit ber Scheidung ber felbftändigen Meifter und ber unfelbftändigen 
Arbeitsgehilfen Genofſenſchaften der Gehilfen und Gefellen den Gilden unb 
Zünften Seite, Und wenn die Genoſſen irgend einer Berufsarbeit es nicht zu einer 
anerkannten Berufölörperichaft bringen Tönnen, fo vereinigen fie fi) wenigftens 
zu einer Brüberfchaft, bie nebeu ber religidjen Gemeinſchaft gegenfeitige Unter- 
ftägungspflicht in Fällen der Bebürftigkeit begründet und fi immer zugleich 
als ein Organ für Wahrnehmung der gemeinfamen Intereffen barftellt. Zählte 
hoch die Cine Stabt Hamburg mehr als Hundert foldher brüderlichen Vereine. 

Dem Bürgerftande zugehörig, wenn auch in vieler Beziehung befonbers 
geftellt, waren bie Genoffenichaften des bergmännifhen Gewerbes. In 
fi) nad) den verſchiedenen Klafien und Stufen bed bergmännifchen Berufs 
mannichfach gegliedert, glichen fie als Geſammtheiten bisweilen mehr großen 
Markgenofienfchaften, bisweilen mehr ſtädtiſchen Gilden, bisweilen waren fie 
vollkommen geichloffene Gemeinweſen mit eigener gemeinheitliher Berfaffung 
(fog. Bergftäbte). Alle diefe Elemente vereinigt bietet beifpielöweife bas große 


. übrigen beftanden aus ben @ilben der Junker, Kaufleute, Schonenfahrer, 
Nowgorodfahrer, Bergenfahrer, Rigafahrer, Etodholmfahrer, Gewandſchneider, 
Krämer, Brauer, Schiffer. Die Zünfte verlangten im 17. Jahrh., es follten brei 
Kollegien: unter, Kauflente, Aemter gebildet werben; fie drangen aber damit 
nicht Durch und die alte Eintheilung beftanb bis 1848. — Ueber die Seglerkom⸗ 
pagnie der Schiffer auf Fehmarn vgl. Hanſſen, Sehmarn ©. 848. 349. 

2) Xn Augsburg fchloffen 1368 die Golbjhmiede, Maler und Bilphauer eine 
Innung, die nicht in Die Reihe der bürgerlichen Körperfchaften trat. Berlepfd, 
Chronik der Gewerke IIL 73. 74. Ebenſo bildete fi eine freie Affociation der 
Maler und Bildhauer in Wien. Vielfach aber gehörten Die Künftler gewöhnlichen 
Handwerkerzünften anderer Gattung an. Pol. Maſcher ©. 273f. 


— — 
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Berggemeinweien des Harzes mit dem Mittelpuntt Goslar dar”). In ber 
Stabiverfaffung war die Genofienfchaft der Berg. und Hüttenherren (Berg- 
leute und Waldwerken, montani und silvani) eine zwiſchen Kaufleuten und 
Gilden (Münzern, Krämern und Handwerkern) ſtehende bürgerliche Körper 
haft und nahm als folde am Stabtregiment Theil, entſandte Deputirte zur 
Aufzeihnung ter Statuten und mußte bei jeder Rechtöveränderung vom Rath 
befragt werben‘); auch genoß fie nad dem Stadtrecht der Befreiung von der 
Pfändung und des Rechts erweiterter Selbithilfe gegen ihre Diener’). In 
Bezng anf den Harzforft waren die Waldwerken zugleich eine Markgemeinde, 
welche auf drei echten Forftdingen zuſammenkam und neben Bergbau und Schmelz⸗ 
bhüttenbetrieb Holznutzung, Jagd und Fifcherei ausübte). Für das geſammte 
Berg- und Hüttenwefen aber bildete die Gejammtheit aller Bergleute und 
Waldwerken eine felbftändige autonome Genoſſenſchaft, vorbehaltlich einer ur- 
fprüngli) dem Reichsvogt, ſpäter der Stabt Goslar und in specie bem 
Rathsausſchuß der Sechsmänner zuftehenden oberften Auffiht und hödhften 
Gerichtsbarkeit. Die Gewerken jelbft dirigirten daher unter dem von ihnen 
gewählten Bergrichter oder Bergmeiiter”) den Bergbau, fie fegten ſich auf 
ihrer allgemeinen Verfammlung zu Goslar), wenn aud unter dem Einfluß 
des Rathes, die Bergorbnung, den Bergfrieden und das Bergredht); fie ſpra⸗ 
hen als Schöffen Recht im Gericht des Bergmeiſters, das für Schulbfachen 
und eigentliche Bergfachen die erfte Anftanz war, von einem montanus abe 


3 Bol. die jura et libertatrs silvanorum v. 1271 56. Wagner, Corp. jur. 
metall. &. 1022—1026; bie leges metallicae montis Rammelii (wol aus b. 
14. Zahrh.) bei Xeibnig, Script. rer. Brunsv. IIL (1711). ©. 585f.; bie 
fpäteren Goslarifchen Bergordn. (1470, 1476, 1494) b. Wagner Lc. ©. 1025f. 
©. auch ben Auffap bed Zehntuerd Meyer, goslarifche Bergwerköverfaffung unb 
Bergreihte im 14. Jahrh., im Herchnifchen Archiv, Halle 1805, ©. 186— 288, 
und ben Anfſatz von Dohm ib. S. 877 — 440. 

%) Bol. die GoBlar. Statuten b. Goͤſchen ©. 1. 518. 

9 Priv. v. 1219 b. Göſchen ©. 115. 3. 81f. Statuten ©. 46. 66.- 
Dazu ©. 415f. 425. 

6) Vgl. Leg. metall. $ 180 6. Leibnig ©. 549. Meyer Jl. e. S. 209—217. 
Nur wer echt geboren ift unb volllomm.. an feinem Recht, kann tm Borftding 
erfcheinen. Nach den jura et lib. silv. (Wagner ©. 1028) follen die Erferen 
im Harze zweimal bed Jahres jagen unb filchen, um fich ihre Genoffenfchaft zu 
erhalten. 

) Im Jahre 1456 wurde ein Richter des Rammelsberges gewählt burch den 
alten und nenen Rath mit den VBormunden der Gilden und ber ganzen Meinheit. 
Leibnig L c. ©. 555. 

) Meyer J. c. ©. 1% f. Dohm. c. 6.385. Banner, Einl. S. XXXI. 

®) Bol. leg. metall. $ 147. Dobm ©. 386. Bergordn. v. 1470 b. 
Wagner ©. 1025. Ueber ben befonderen Bergfriedben vgl. z. B. leg. metall. 
& 90. 106. 110. 117. 193. 200. So wirkt auch 1456 b. Leibnip S. 555 der 
Richter dem Berg einen Frieden, welchen Rath und Etadt haften follen. 
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in allen Sachen zuerft angegangen werben mußte"); unb, wenn allmälig ber 
Abſchluß wichtiger Verträge, das Beſteuerungsrecht, das peinliche Gericht in 
fhwereren Gallen und die Entſcheidung über Berufungen vom Berggericht, bie 
Ernennung ber meiften Bergbeamten (3. B. Feuerhüter, Fronknecht, Schreiber 
und Froubote), die Verleihung ber Treibhütten, die Beftellung der Treibknechte 
und überhaupt die oberfte Bergdirektion und Bergpolizei an die ftäbtifchen 
Sehsmänner fam!'), fo follten dieje doch den Rath ber Bergleute hören, bei 
jeder Neuerung an Zuftimmung der Mehrheit gebunden fein und auch bei 
Urteln dann, wenn unter ihnen Uneinigkeit berichte, dem Rath ber Weiſeren 
unter den Bergleuten folgen‘). In ber großen Genofienfchaft aller Gewerken 
ftanden dann wieder die Hüttenherren einerfeits, die Bergherren anbererjeits in. 
engerem Genofienverbanbe'*), ed beitanden weiter, wie es fcheint, nähere Ver⸗ 
bindungen ber ein gemeinjames Feld oder eine gemeinfame Grube bebauenben 
Dergleute!*) und endlich bildeten den Meiftern gegenüber die unjelbitändigen, 
gemietheten Arbeiter (Knechte, Kuappen) befondere Bruberjchaften mit der 
Pflicht zu gegenfeitiger Unterftügung, woraus dann fpäter die Knappſchaften 
hervorgiengen. Uebrigens war bier wie bei den Hanbwerkerzünften Befig und 
Arbeit noch ungetrennt, indem die unter verfchienenen Rechtstiteln belichenen 
Bergherren, Lehnträger und Mietbsinhaber ihre Gruben regelmäßig noch jelbft 
als Meifter mit ihren Werkmeiftern und Knechten bauten!’ Aehnlich wie 
in Goslar waren überall die Berglente autonome und privilegiirte Gemein⸗ 
heiten mit genofjenjchaftliher Verfaffung'*), bis dann fpäter die Landesherren 
mit der Entwidlung bes Bergregald und der Ianbeöberrlichen Bergorbnungen 
die Leitung des Bergbaues an fi) brachten und bie alten Genofjenichaften durch 
ihre Beamten verbrängten !”). 

Endlih galt dem Bürgerftande gegenüber auch ber Bauernftanb, „bie 


#) Leg. metall. 8 1—3. 17. 18. 184. Meyerlc ©. 196—19%. 

11) Leg. metall. $ 57. 90. 99. 114. 115. 126. 139. 141. 142. 144— 148. 
161—154, 182. 196 —199. 208. 204. Bol. auh Meyer 1. c. ©. 195f. und 
über die Bergämter S. 199. 

12) Leg. metall. $ 144. 146. 147. 149. 182. 

=) Meyer l.c. ©. 209f. Dohm ©. 886, 

) Leg. metall. 8 65—70. 85. 87. 88. Bgl. ben folgenben 8. 

15) Ausführliches über den Bergbau-, Treibhütten- und Schmelzhüttenbetrieb 
5. Meyer L c. ©. 202f. 207 —221. 

16) So nehmen auch nach dem Sglauer Bergrecht von 1248 bie Gewerken 
einen Bergmeifter, welchen fie wollen, nur foll ber Urbarer bes Königs ihm einen 
Eid abnehmen, Aehnlich nad Älteftem Hecht in Freiberg. Dagegen finb nad 
dem älteften Schemniger Bergrecht Richter und Rath der Stadt und ein von 
ihnen gefehter Bergemeifter bie Bergbebörben. Bol. auch Karften, über den Ur- 
fprung bed Bergregald. Berlin 1844. S. 13f. 22f. 31f. 

12) Bol unten $ 69. 
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Bauerfhaft", ald eine große Berufögenofienfchaft, der die landwirthſchaftliche 
Beihäftigung oblag: er aber unterſchied ſich von allen andern Beruftftänden 
zu feinem Nachtheil dadurch, daß bei ihm die Stelle bes freien Amtes 
noch dur bie ältere Form des perſönlichen Dienftes vertreten warb, 
ber die freie Geſammtwirthſchaft unabhängiger Gemeinden mehr und mehr 
verdrängte. Wie in Folge hiervon nur vereinzelt eine über die Eingelgemeinbe 
binausgehende rechtliche Gejammtorganifation der Bauerſchaft erhalten oder 
neu gebildet ward, wie die einzelnen Gemeinden mit wenigen Ausnahmen an 
den "vom Ginungsweien bervorgebrachten Yortfchritten nicht Theil nahmen, 
wie enbli nur in den freieren Gegenden, wo fi mit ben Dorfgemeinden 
jelbftändige Kirchfpiele, Deich und Sielverbäube, auch wol befonbere Wald⸗, 
Weider, Weinbergd-, Alp⸗ und fonftige Specialgenoffenfchaften kreuzten, eine 
reichere Genoffenfchaftebildung eintrat, wird unten gezeigt werben. Hier ift 
nur noch zu erwähnen, daß diefe großen, in fi mannichfach gegliederten 
Standes- und Bernfögenoffenfchaften des Klerus, des Adels, ber Ritterjchaft, 
ber Gelehrtenſchaft, der Bürgerfchaft und der Bauerichaft den Kreis bes Volkes 
noch Teineswegd jchloffen. — Neben ihnen ftehen zunächft die von der bürger- 
lichen Gefelihaft nur gebulbeten oder gegen bejondere Abgaben in den Schuß. 
verband bes Volles aufgenommenen Klaffen, welche ihrerjeits ebenfalls als 
Geſammtheiten aufgefaßt werden unb nad fefter Orbnung in einzelnen, unter 
einander wieber verbundenen Genofjenverbänden leben. So erſcheint noch bie 
Judenſchaft in ihren gefchlofienen Gemeinheiten. Aehnlich ftellt fih die Ge 
fammtheit der fahrenden Leute, das „fahrende Volk“ 1), als eine am Recht 
der anerkannten Stände nicht Theil nehmende, heimathloſe Genoſſenſchaft bar, 
weldhe doch ihre befondere Ordnung bat und in welder Meifterfhaft und 
anbere Würden erwähnt werben!) Allmälig erlangten einzelne Gruppen 
dieſer Klafje felbit eine gewifje Anerkennung und zunftmäßige Organijation, 
wie die zum Theil beftätigten und privilegüirten Iunungen und Schulen ber 
joculatores®*), der Spielleute, ber Pfeifer und Paukerei), oder die feit bem 


18) Vgl. die Schilberung ber fahrenden Leute bei Freytag, Bilder aus ber 
deutfchen Vergangenheit IL, 1. Nr. 13. ©. 443f. 

10) Merk 8. S. XL ©. 385 vis. 25: quidam histrio et fama et dignitate 
caeteris praestantior. Urk. v. 1885 b. Guben. III. 678: Erzbiſchof Adolph 
von Mainz ernennt feinen Pfeifer Brachte zum „kunige farender Iute“ im ganzen 
Erzbisthume und Rande. 

So wird im älteften lübiſchen Kaämmereibuch der Gold eines comes jocu- 
latorum erwähnt. Lũb. Urf6. IL 1081. 

1) Bol, über bie „collegia musicorum® Heumann, inst. jur. pol. Germ. 
Nürnb. 1757. co. 28. 8 196f. S. 244f. Ste unterftanden in Oeſterreich einem 
„oberften Spielgrafen” unb einem von diefem ernannten „Pfeifferlönig‘. Ueber 
Trompeterzünfte ib. 8 197. . Die inkorporirten Muſiker follten nicht zu ben reiht. 
(ojen Leuten gezählt werben. | 
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15. Zahrhunbert verbrüberten Fechtergilden**) beweiſen. In förmliche Gilden 
vereinten fich felbft Bettler und Lanbftreicher, Diebe und Gefindel jeder Gat⸗ 
tung, Straßen- und Seeräuber adliger und umabliger Herfunft und wan- 
bernde Genoſſenſchaften zweidentiger Art, die unter ſich nad felbftgejeten Sta- 
tuten unter gewählten VBorftänden in fefter Ordnung lebten, waren im Red 
keine ſeltene Erſcheimmg. Am Rhein beburfte es energifcher Bünbniffe von 
Fürften und Stäbten, um ſolche Räubergilven, wie beifpielsweife bie böfe 
Geſellſchaft v. 1362 oder die Ränbergejellihaft von 1381 2), zu unterbrüden 
und im Norden hatte die Hanfa ſchwere Kämpfe zu beftehen mit der weit- 
berühmten Seeräubergenofienfchaft der Bitalienbrüber, welche fi auch nad 
dem Grundſatz der gleichen Vertheilung ihres Gewinnes Likedeeler (Gleichthei- 
ler) nannten®‘). Solche Räubereinungen grenzen oft fehr nahe an die Rittergefell- 
ſchaften), näher aber noch an die Genoffenfchaften der reifigen Söldner. 
Bou den letzteren muß noch kurz die Rebe jein, weil fie von großer Wichtig- 


2, Befonderd ftanden ſich die Marrbrüber und die Federfecht er als zwei 
organifirte Gilden gegenüber. Jene nannten fi „Brüberfhaft vom S. Markus 
vom Löwenberg‘, führten einen Löwen im Schild, Batten ihren Hauptfig in 
Frankfurt und erbielten in ben Jahren 1480. 1512. 1566 u. 1579 Eaiferlice 
Privilegien. Die „Sreifechter von ber Feder zum Greifenfeld”, welche einen 
Greifen führten, follen zuerft in Medienburg privilegiirt fein; ihr fpäterer Haupt- 
fit war Prag. Beide Brüberfchaften zerflelen in Meifter und Gefellen, hielten 
Berfammlungen (bie Marxbrüder jährlich auf ver Herbitmefle in Frankfurt) und 
ftanden unter einem gewählten Hauptmann. Weberbied hatten beide Gefellichaften 
einen Oberhauptmann, ber beftändig im kaiſerlichen Hoflager als ihr Vertreter 
und Anwalt weilte Jede Gilde hatte ihre Ordnung, ihre Lade und Urfunben, 
ihre Kaffe. Durch die Aufnahme, welche nach Ablegung einer Fechtprobe und gegen 
Entrichtung eines Eintrittögeldes (bei den Marrbrüdbern 2 Goldgulden) gewährt 
wurde, erlangte ber Bruder das Recht, die Fechtkunſt öffentlich zu lehren. Dafür 
mußte er aber ben Genoſſeneid, insbeſondere auf Bewahrung der Heimlichkeit, 
leiften. Der Unwürbige wurbe aus der Brüderrolle burch öffentliches Legen bed 
Schwertes andgeläicht. — Neben beiden Brüberfchaften werben noch die Lur- 
brüder, von benen bie Klopffechter abftammen follen, erwähnt. Gie waren ver- 
muthlich eine Heinere Fechtergilbe unter bem Schuppatronat bes heiligen Lukas. — 
Bol. Söttling im thüring. Volksfreund 1829 Nr. 48. 6.345. Scheidler in 
der Encyklopädie v. Erfh u. Gruber I, 42. ©. 200. 201. Sreytag 1. c. 
450f. Die Ordnung der Frankfurter Fechter v. 1491 fteht bei Adrian, Mittheil. 
aus Haubfchriften und feltenen Drudwerten. Branlf. 1846. &.277—298. Dafelbft 
anch Nachrichten über Strafen (S. 282), Hauptmannswahlen (S. 285. 295) und 
Meifterfchläge. 

2) Schaab, Geſch. des rhein. Stäbtebundes I. ©. 319. 339. IL Wr. 177. 

s) Barthold, Hanfa IL. 221f. III. 4f. 

25) Bol. TritHeim, Hirfauer Annalen II. 252 3. 1366: quippe dum dice- 
rentur nobiles, sed essent latrones. 
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keit für die MUmgeftaltung bed ganzen Heerweſens waren, weil fie einen neuen 
BDeruföftand fchufen und weil es gerade an ihnen charakteriftiſch ift, wie in 
der Zeit bes Einungsweſens jelbft das am mwenigften dazu geeignete Zuftitut, 
das Heer, fih innungsmäßig geftaltete. 

Wenn der alten Bolköfreiheit das Volksheer entiprochen hatte, wenn Dann 
unter dem Einfluß des Dienftwejens das Vaffallenheer an die Stelle trat, jo 
Eorrefponbirte dem Einungsweſen zwar bie Selbftwehr der Gemeinweien und 
Genoſſenſchaften auf Grund der Wehrpflicht jedes Genofien, daneben aber kam 
mit der beruftmäßigen Scheivung der Stände zuerft in ben Stäbten, beren 
Bürger und Zunftgenofjen den Krieg nicht als Beruf anfehen Eonnten, beſon⸗ 
ders für bie gewöhnlichen Fehden und entferntere Züge, demnächſt auch im 
Reich und in ben Kerritorien bad Soldweien auf). Wurben Anfangs vor- 
nemlih nur einzelne adlige und rittermäßige Leute mit einer Anzahl von 
Kuechten in Sold genommen, fo bildete ſich bald theils aus biefen theils aus 
anderen Elementen eine ganze Klaffe von Leuten, benen Kriegöbienft gegen 
Sold zum Lebensberuf wurde Mit der fteigenden Bedeutung des Fußdienftes 
traten große Schaaren von Fußknechten neben die Reiter und es waren nun 
namentlich die eriteren, welche nicht mehr blos einzeln, fondern als Geſammt⸗ 
beiten in Dienft genommen wurden. Schon in bohenftaufifcher Zeit finden fich 
Spuren folder Banden oder Rotten im Solde der Kaifer). Sm Laufe ber 
Zeit gaben diefe Soͤldnerſchaaren ſich eine immer beitimimntere Törperjchaftliche 
Organifation; fie ſchlofſen nicht nur als Körperfchaften die Solbverträge ab 
und erhielten als folde vom Soldherrn einen oberften Yührer, fondern blie 
ben auch nach Ablauf der Verträge zuſammen und durchzogen unter jelbfige- 
fegten Führern als Tonftituirte Genofjenfchaften das Land, um neue Beichäfti- 
gung zu ſuchen, inzwilchen aber von Raub und Plünderung zu leben®). 
Diefe Banden, oft aus allen Bölkern gemifcht, vorzugsweiſe häufig aber aus 
Deutichen ‚gebildet, erlangten in den romanifchen Ländern ſchon in ber erften 
Hälfte des 14. Jahrhunderts eine große Bedeutung. Beſonders in Stalien 
wurden alle Kriege zwiſchen Fürften und Städten in dieſem Jahrhundert ſchon 
durch angenommene Söldnerinnungen entichieden, bie dann in ber Zeit, in ber 


26) Bol. Stenzel, Geſch. ber Kriegäverf. S. 239f. 

T) Die unter dem Namen der Brabanzonen von Friedrich I. angenomunenen 
Haufen rittermäßiger Zente (Robertus de Monte a. 1182) und bie gleichzeitig im 
Dienfte des Erzbiſchofs von Köln befindlichen Rotten (rauptae, rofae) (Arnold. 
Lubee. Chr. Slav. II. 25), welche dann auch im 18. Jahrh. vorkommen (3. B. Godef. 
Colon. ad a, 1236), wurben offenbar ſchon als Geſammtheiten gebungen. Sie 
werden baber auch von ben Einzelfölpuern (milites qui soldarii vocantur) unter- 
ſchieden. Aehnliche Rotten bifbeten die fogenannten Sarjanten, Knappen, welde 
zu Yußbdienft oder leichtem Heiterdienft verbunden waren. Ihre Hauptleute er- 
hielten alle diefe Banden vom Soldberrn. Bgl. Stenzel lc. ©. 24f. 

a, Bol. Stenzel S. 246f. 
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fie nicht engagirt waren, das Sand anf das furchtbarſte verheerten®*), und es 
wurbe fo bier fon wor dem Gute bes Jahrhunderts eine völlige Umgeftaltung 
der Ariegiverfaffung hervorgebracht”). Dieb marhte auf Deutihlamd um jo 
mehr zurüdwirfen, als gerade die Deutichen einen großen Theil ber berufd- 
mäßigen Sölitner ſtellten. Auch den dentichen Grenzen näherten fi in ber 
zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts fremde uab gemifchte Rriegögeiellichaf- 
ten?!) unb im 15. Jahrhundert fpielten auch bier einige berartige Banden 
eine große Rofle®). Bornemlich aber waren es bier geworbene Landeskinder, 
weile als „Landöfneihte” derartige Sölbnerinnungen bildeten”). Unter ver⸗ 
ſchiedenen Namen entichieben ſolche von Fürften und Stäbten gebungene Ge⸗ 
nofjenfchaften die meiften Kriege des 15. Sahrhunderts und Kriegsgeübtheit 


=), So 1839 bie fogenannte Gefellichaft bes heiligen Georg unter Lodrifio 
Bisconti;, dann bie fog. große Geſellſchaft (Compagnie) unter einem abentenernden 
beutichen Kriegömaun, der fi Herzog Werner nannte; bald baranf eine nene 
Bande uuter demjelben Führer; demnächſt ähnliche Rotten um 1856 unter 
Lande, Anichino von Bongarten 2c.; um 1361 die aus Frankreich herangezogene 
über 10,000 Manu von beutfcher, englifcher, franzöfifcher, normännifcher unb 
fpanifcher Rationalität zählende weiße oder englifche Bande; nad} ihrer Auflöjung 
die deutfchen Gefellichaften vom heiligen Georg und vom Stern; neben biejen 
und vielen fpäteren dentſchen Gefellichaften Rotten von Stalienern, Ungarn, 
Burgundern, Rormannen, Franzofen, Engländern. Bol. Stenzel ©. 248—258. 

=), Stenzel ©. 254. Aehnlich iu Frankreich fon früher durch bie in ben 
großen Kriegen mit England verwandten Gölbnerbanden. 

sı) So bie große Bande Arnolds von Cervola (angeblich über 40,000 Mann) 
ober „bie böfe Gejellihaft der Britain“, weldhe 1362 und 1864 zwifchen Bafel 
und Trier erfchien, aber vor den Bünden der Stäbte und Fürften zurüdwid; 
dann im Elfaß die fog. englifche Geſellſchaft. Stenzel ©. 254f. 

2 So bie burgunbifchen Armagnacs um 1444 — Gtenzel ©. 255f. —, 
befonder& aber die große ober ſchwarze Bande, welche, aus Franzoſen, Spaniern, 
Schotten, Nieberfachfen, Franken und Lombarden beftehend, zuerft in Ungarn auf- 
trat, feit 1464 vom König Mathias abgedankt in Schlefien umherftreifte, dann 
bem Herzog Albrecht v. Sachen, dem römifchen Könige Friedrich, dem Herzog 
von Geldern, dem König von Dänemark diente und endlich im Kriege gegen bie 
Ditmarfchen aufgerieben wurde. Stenzel ©. 262. 

33) Der Name Landsknecht kommt ſchon im 14. Jahrh. vor — Gtenzel S. 259 —, 
allgemein aber erft ſeit Maximilian. Nichts anderes als bie fpäteren Landsknechte 
find aber die im 14. u. 15. Jahrh. erwähnten Sölbnerrotten der Städte, wie 
bie „Schweizer" der Stabt Gemünd um 1349 (wahrſcheinlich von ihrer Bewaff- 
nung fo genannt), bie „Streitknechte“ oder „Gefellen" Augeburgs, bie Fähnlein 
ber Freiharde ober die „Breiheit” im Solde Ulms und bes ſchwäbiſchen Städte 
bunds, bie Ruter der Hanfen, bie Söldnerkompagnien, Schildknechte u. f. w. 
vieler anderen Stäbte. Auch in Frankreich Tamen fchon neben ben Schweizern 
deutfche Landoknechte vor. Stenzel ©. 256. 
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und Waffentüchtigkeit, welche den Kitten und Bürgern mehr unb mehr ab- 
handen kamen, fanden fi) bald nur bei ihnen®). Seitdem dann König 
Marimilian Organifation und Bewaffnung der Landsknechte verbeffert und fie 
mehrfach verwandt hatte®5), bildeten neben wenigen Lehnspflichtigen und neben 
den geworbenen Reiten bie Fußheere der Landsknechte den Stamm aller 
Heeres). Die Landsknechte erſchienen nun ald eine große Berufsgenofienichaft, 
welche in den Eleineren Verbänden, ben einzelnen Fähnlein und Abtheilungen, 
in der That innumgsmäßig organifirt war. ine jebe derartige Landsknechte⸗ 
Körperichaft bildete unter den ihr übergeorbneten Hauptleuten und beren 
Stelivertretern eine „Semeinde” gleichberechtigter Geſellen, welche ſich gegen- 
jeitig durch einen Eid zur Fahne verbunden hatte. Diefe Gemeinde, dur) 
einen gewählten Fürſprecher (den Führer) und Repräfentanten förmlich ver- 
treten, gieng als ſolche Soldverträge ein umb hielt fi) daher berechtigt, wenn 
der Sold nicht gezahlt ward, den Gehorfam in Maſſe aufzulündigen. Wichtige 
gemeinfame Angelegenheiten berieth und orbnete die Verſammlung aller Knechte, 
welche in den Formen einer Gilde oder Gemeinde ald „Ring" zufammentrat. 
Im Ringe fegte fie fi felbit ihr Recht und als an Stelle des auf Herfom- 
men und Beliebung beruhenden Kriegsrechts ſeit Marimilian Reichöfriegsord- 
nungen für die Landsknechte traten, wurde doch nad) wie vor durch ein von ber Ge⸗ 
meinde jelber niedergeſetztes Schäffengericht im Ringe Recht gefprochen über den 
GSenoffen. Häufig genug lud aber die Gejammtheit auch den Hauptmann ober einen 
anderen Oberen felbft in ihren Kreis und z0g ihn zu Verantwortung und 
Rechenſchaft. Sa, vor einer Schlacht oder einem gefährlichen Zuge mußte ber 
Befehlshaber bie Knechte zufammenberufen, mit ihnen über feine Abfichten 
verhandeln und einen formlichen Beſchluß herbeiführen. Wie in ben alten 
Volksheeren wurden auch in dieſen neuen Sölpnerinnungen Bente und Ge- 
winn gleich getheilt?”). Nach der Entlaffung blieb die Genoſſenſchaft in der 
Regel zufanımen und burchzog unter den biöherigen oder neugewählten Führern 
plündernd das Land, bis fie einen neuen Kriegsherrn fand, tem fie fi) ver- 
dang. — Bis zum breißigjährigen Kriege waren es ſolche geworbenen Ge⸗ 
noſſenſchaften berufsmäßiger Söldner, welche die Schlachten Deutſchlands und 


20 Stenzel S. 257.259. 264f. Beſonders deutlich wurbe dies in den Huffiten- 
triegen. Die Reichöftände befchloffen daher auch 1427, die Zruppeneinrichtung 
zu ganzen Abtheilungen an einzelne Hauptleute förmlich zu verbingen. Datt, de 
pac. publ. Lib. Il c, 6. 

” Stenzel ©. 264. | 

%) Vgl. über die Einrichtung des Landsknechtsheers Stengel S. 264f. und 
über fein Leben und Treiben Freytag, Bilder aus der beutfchen Vergangenheit 
II, 1. Nr. 12. ©. 408f. I. Nr. 1.u.2 

) 4, pflegte an den Oberften zu fallen. Die Gefangenen gehörten bem, 
der fie machte. Sfenzel ©. 274. 
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oft auch des Auslands ſchlugen?). Doch trat allmälig, indem die Oberften 
und Hanptleute mit den Kriegäberren einen Unternehmervertrag abfchlofien 
und dann ihrerſeits durch Werbung das Heer aufbradhten, mit der Ausbil- 
dung eined förmlichen Werbeſyſtems der genofienfchaftliche Zufammenbang der 
einzelnen Abtheilungen zurüd. Seit dem breißigjährigen Kriege begann dann 
eine völlige Wandlung, indem die Landesherren bie vorübergehend geworbenen 
Schaaren in ftehende Sölbnerheere verwandelten, bei denen dann jeit dem 18. 
Jahrhundert die nicht mehr ausreichende Werbung durch die neu eingeführte 
Konffription ergänzt wurde. Im den ftehenden Heeren aber mußten mit ber 
Einführung ftrenger militärifher Disciplin, abſolut einheitlicher Leitung, vou 
oben erfolgender Eintheilung, Zutheilung, Meber- und Unterorbuung, Anord- 
nung und Rechtſprechung die legten Spuren jener merkwürdigen genofjenichaft- 
lichen Heeresorganifation verjchwinden, welche den alten Landsknechtsgemeinhei⸗ 
ten ein mit unferen militärifhen Vorftellungen fo unvereinbares Ausjehen gab. 


8 48. Genoffenfhaften für einzelne Zwede. 


Aus dem Biöherigen ergiebt fih, daß Genojjenihaften für ein- 
zelne Zwede im modernen Sinn dem Mittelalter unbelannt waren. Wol 
war es häufig ein nächſter fpecieller Zweck, der eine Brüderſchaft, einen Orden 
ober eine Gilde ind Leben rief: aber wenn died geichah, fo war doch niemals 
der Genofjenverband ein bloßes Mittel zur Erreihung jenes Zwedes, fondern 
er war bie Bereinigung derer, welde fi die Crreihung bed Zweckes als 
Lebensberuf gejeßt Hatten oder jeßen wollten. Died hatte die wichtige Yolge, 
daß eine ſolche Genoſſenſchaft durch den Zwed weder ausichlieglich bedingt 
noch durch ihn allein beftimmt wurbe, jondern in alle übrigen Lebendverhält- 
niffe ihrer Glieder eingriff, die Zahl ihrer Zwecke beliebig vermehrte, vermin- 
derte ober veränderte und fo in ihrem ganzen Weſen der Cingelperjönlichkeit 
einerfeits, der Familie, der Gemeinde und dem Staate andererjeitd weit näher 
ftand als ein moderner Berein. Wie eine Zunft eine Handwerkerbruberfchaft, 
aber fein bloßer Gewerksverein war, eine Hausgenofienfchaft eine Gilde ven 
Münzern, aber feine Gejellihaft für Münzweſen bildete, eine Kaufmannd- 
innung, wenn fie nebenbei eine Hanbelögejellichaft war, doch zunächſt die Ge⸗ 
nofjenjhaft der Hanbeltreibenden blieb, jo war beifpieläweije auch eine Hospi⸗ 
talbrüderjhaft nicht ein Berein zur Errichtung und Unterhaltung eines Hos⸗ 
pitals, jondern der Bund derer, welche ſich der Hnßpitalpflege widmen wollten, 
jo war jede Affociation für einen gemeinnüßigen oder frommen Zweck anftatt 
eines Zweckvereins eine Genoſſenſchaft derer, welche dem gleichen Zwecke nach⸗ 
lebten. Ueberall ftand in Bezug auf Inhalt und Weſen der Genoffenfchaft 

bie Perſoͤnlichkeit der Genoſſen in erfter Reihe, während heute umgekehrt bei 


8) Stengel lc. ©. 289f. 
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ber Mehrzahl der Affociationen der Zwed in ben Vordergrund tritt. Jede 
mittelalterlihe Genoffenihaft war ihrer Anlage nach auf ben menſchlichen 
Gemeinſchaftszweck Tchlechthin gerichtet. Gerade hier Tiegt Stärke und Schwäche 
des alten Vereinsweſens, gerade bier fein dharakteriftiicher Unterjchied von der 
freien Aflociation unferer Tage. 

Im Laufe der Zeit indeg mußten gewiffe Mobififationen des alten Prin- 
cip8 eintreten, welche den Uebergang zu neuen Formen vorbereiteten. 

L Schon darin Iag eine Abweichung von dem uriprünglichen Weſen der 
Gilde, daß man fie in manden Zällen nur für die Dauer eines vorüber- 
gehenden Zuſtandes ober felbit auf einen vorausbeftimmten Zeitraum Tonftituirte. 
Wir haben bereits gefehen, wie wandernde Kaufleute während ihrer Reiſe eine 
Genofjenfchaft bildeten, wie dann durd fie auch in auswärtiger Stabt beutiche 
Hanfen urfprüngli nur für die Dauer ihres Aufenthalts entftanden, bis 
durch regelmäßige Wiederkehr aus ben Turzlebigen Bereinigungen ewige Silben 
erwuchſen. Es jcheint aber darüber hinaus allgemeiner Brauch geweien zu 
fein, daß die Genoffen einer Land⸗ oder Seereije ſich für die Dauer derjelben 
als eine geordnete Körperfchaft mit bejonderer Berfaffung, Frieden und Recht, 
eignem Gericht, einer Straflaffe, gewählten Borftänden und Beamten, gleichem 
Genoſſenrecht organifirten, ein Brauch, der befonders wichtig anf See 
ſchiffen wurde, indem bier die unter Leitung des Schiffers Tonftituirte Schwur- 
gejellihaft von Schiffsvolk, Kriegebemannung und Paflagieren dem Schiffs- 
recht Entftehung und Ausbildung gab"). Am bäufigften wurde die Gründung 
von Genoſſenſchaften auf Zeit im Gebiete der politifchen Einung, wovon bald 
näber die Rede jein joll. 

IL Wenn ferner die reine Durchführung des Gilbeprincips erfordete, daß 
Seder nur einer Genoſſenſchaft derjelben Gattung angehöre und erit durch ihr 
Mittel in dem jedesmaligen höheren und allgemeineren Berbande Mitglied ei; 
wenn fo in der That der Einzelne zunächſt in feiner Familie, die Familie in der 
Berufögilbe, die Berufögilde im Gemeinwejen, das Gemeinwejen im Lande nud 


ı) Bgl. 3. B. ben Neifebericht des 3. D. Wunderer aus bem 16. Jahrh. b. 
Fichard, Frankfurtiſches Archiv IL 245. Der Schiffer des Hanſeſchiffs ver- 
fammelt Ruter (Söldner), Kinder (Schiffövolt) und Reiſende; er ernennt unter 
Zuftimmung bed Vollks (bad früher vermuthlich wählte) einen Vogt, vier Schöffen, 
einen Wachtmeiſter und Schreiber, einen Meiftermann für Vollziehung ber 
Strafurtel, endlich Schifföreiniger. Das Seerecht wird verkündet, welches Strafen 
auf jeden Bruch des Genoflenfriedend, auf die Verlegung der Schifföbisciplin, 
auf Berftöße gegen bie gute Sitte, auf ungerechte Klage und auf gegenfeitige 
Beleidigungen ſetzt. Am Ende der Reife findet Abrechnung, Abdankung der Be- 
amten unb Auflöfung der Genoffenichaft unter einem bei Salz und Brob ge 
ſchworenen Eibe, nichts Gefchehenes nachzutragen, Statt. Die Strafgelder werden 
dem Strandvogt zur Vertheilung an die Armen gegeben. Näheres auch bei 
Freytag, Bilder I, 1. ©, 242f. 
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Reihe ftand: jo mußte body in diefer Beziehung ſchon früh bie Möglichkeit 
eines mehrfachen Berufs zu Mohifitatiouen führen. Am Fräftigften mußte 
zunächft auch bier jener Dualismus des geiftlihen und weltlichen Rechtes 
burdhgreifen, der‘ das gefammte Leben bes Mittelalters zwieipältig theilt. Jeder 
Laie hatte ueben feinem weltlichen Beruf zugleich einen geiftigen oder geift- 
lichen (beibe Begriffe waren noch identiſch), jedes Glied der Kirche war neben 
feinem geiftlichen Amt in irgend einer Weiſe zur Theilnahme an den irbifchen 
Angelegenheiten berufen. Nun hatte freilich jede weltlihe Genofſenſchaft eine 
religidfe Seite und jeder geiftlihe Berband war von erheblichfter weltliche 
Bedeutung. Allein die bualiftifche Auffaffung, welde überall bervortritt, mußte 
auch bier eine fortichreitende Sonderung hervorbringen. So trennten fid, 
gleichwie fich weltliche und kirchliche Gemeinden höherer und niederer Orbnung 
in der Regel nicht deckten, fo auch bie geiftlichen Bruberfchaften der Laien 
mehr und mehr von ihren Gefellichaften, Gilden und Zünften ab und es 
wurde Regel, daß man die irbiichen Intereffen und das Seelenheil in ver- 
ſchiedenen Körperichaften verfolgte. Umgekehrt ſchloſſen die Kleriker befonbere 
Einungen zur Anfrechthaltung ihrer weltlichen Intereſſen und traten in bie 
politiſchen Körperichaften des Reiches und der Länder ausſchließlich mit der 
Einen Seite ihres Rechtes und ihrer Perjönlichkeit als rein weltliche Verbände 
ein. Aber aud innerhalb des weltlichen Genoſſenſchaftsweſens rief bie größere 
BVielgeftaltigkeit des Lebens bejonders in den Städten ſchon in biefer Periode 
Verbände hervor, denen man gewiffermaßen nur mit einem Nebenberuf ange- 
hörte. Bloße gejellige oder fociale Vereine möchten fi) zwar ſchwerlich nach⸗ 
weifen laffen, foldhen Zweden genügte die eigentlihe Berufögilte; aber 
Schützengilden, bie freilih aus Berufsichäßen beftanden und dieſe zugleich 
für eine Reihe anderer Beziehungen verbanden, deren Mitglieder aber doch 
ſchwerlich ausſchließlich Schügen waren, ſondern zum größten Theil zunächft 
unb bauptfählich einer andern Genoſſenſchaft angehörten?), Meifterfänger- 
ſchulen, die ihre befonbere, mit der Zunftverfaffung fich nicht deckende Or⸗ 
ganifation hatten und fogar als Zunft der Meifterfänger von Karl IV. einen 


2) Bol. 3. B. das Statut der fehmarnſchen Bürgerkompagnie v. 1494 6. 
Hanſſen &. 837 —343. Diefe Gilde, welche nur gegen intrittögeld und 
Bürgfchaftsftellung neue Mitglieder aufnahm, den Austritt aber nur zu Faftnacht 
geftattete und unter zwei gemählten, zur Rechenſchaft verpflichteten Hauptleuten 
ftand (8 1—3. 10), befaß einen Schiekplap und eine Vogelftange und bielt regel- 
mäßige Bogelichiegen ab; fie verfammelte ſich aber auch fonft zu Berathung und 
Gelage, insbeſondere um Baftnacht zu achttägiger Seftfeier (SG. 341— 343), ent- 
fchied die Streitigkeiten zwifchen Brüdern und Schweſtern ($ 9), ftrafte Beritöße 
gegen ben Frieden ber Verſammlung oder bie gute Sitte (Betruntenheit, Bier: 
verfhütten Im Zorn, Einführung unmanierliher Gäfte, $ 4—8, 12) und be 
gründete eine gegenfeitige Beerbigungspfliht (8 21). — Bol. auch bie Schilderung 
ber Waffenfefte bes deutſchen Bürgers bei Freytag, Bilder III. Nr 10. ©. 298. 
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Freibrief und ein Wappen erhielten, und mande andere Genoſſenſchaften jol- 
her, die fidh einem Nebenberuf widmeten ), kamen wenigftens im 14. und 
15. Jahrhundert in den Städten bereits als jelbftändige Körperichaften vor‘). 
Einen andern Charakter hat ed, wenn bie Möglichkeit eines doppelten Ge⸗ 
werbes durch die Möglichkeit, das Gewerberecht einer zweiten Zunft zu erlangen, 
gegeben war; denn bier war man vollberechtigter Genoſſe nur in Einer Zunft 
und gehörte der anderen nur paffiv zu®)., Dagegen erhielt das alte Princip 
da einen fehr ſtarken Stoß, wo in Folge einer eigentlichen Zunftwerfaffung 
fich politiich-militärifhe Zünfte und gewerbliche Innungen von einander ſchie⸗ 
den, wo aljo der alte einheitliche Bürgerberuf fi in einen bürgerlich" militärifchen 
und einen gewerblichen Beruf fpaltete. Hierdurch wurden die Gewerböinnungen 
blohen Zweckvereinen um Vieles näher gerüdt. 

DI Am erbebliähften endlich wurde die fefte Orbnung der Berufsge⸗ 
nofſenſchaften dadurch mobificirt, daß nur eine ſchwankende und unſichere Grenze 
die Genoſſenſchaft von bloßen Sachgemeinihaften und von bloßen Bertrags- 
verbältnifien trennte). Genoffenfchaften entftanden vielfah durch allmälige 
Sortbildbung eine® Gemeinſchafts⸗ oder Bertragsverhältniffes, fie giengen um- 
gefehrt durch langſame Abſchwächung ihres Weſens in foldhe Verhältniffe über. 
Hielt nun dabei auch im Allgemeinen bie Tendenz zur Hervorbringung eines 
forporativen Verbandes gleichen Schritt mit der Berallgemeinerung der Ber- 
einözwede, während umgekehrt der Berengerung bed Genoffenverbanbes zu ein⸗ 
zelnen fachlichen ober perjönlichen Rechtsbeziehungen die ftufenweife Auflöfung 
ber Koͤrperſchaftsverfaſſung parallel lief: jo mußten doch auf jedem biefer 
beiden Wege Zwifhenbildungen entftehen, welche, ob fie gleih nur für einige 
fachliche oder perjönliche Interefien ihrer Glieder da waren, bereits ober 
noch eine Genoſſenſchaft mit jelbftänbiger Rechtseinheit darftellten. Nur 
blieben jolche Verbände von modernen Zweckvereinen dadurch unterfchieben, daß 
fie feine in fi vollendeten und abgefchloffenen Inſtitute waren, ſondern 
etwas Unfertiges und Unvolllommenes an fich hatten, daß daher ihre Zwecke 





— — 


) Auch Schlemmergenofienfchaften gab es. So ſchwuren ſich 1843 tn 
Ueberlingen fieben junge Leute zuſammen, um nicht eher zu ruhen, als bis fie ihr 
Gelb durch Ausichweifungen verjchwendet hätten. Roth v. Schredeuftein, 
Geſch. der Reichsritterſch. J. 411. 

% Aehnlich dann tm fünfzehnten Jahrh. im Abel und Ritterftand Turnier⸗ 
gefellfchaften, Orden u. |. w. Bol. $ 46. 

5) Bgl. oben Rote 10 zu $ 26. — Auch die Verleihung der Ehrenmitglieb- 
ſchaft in Brüberfhaften und Gilden, der fraternitas in Klöftern, das Ehdelbürger- 
tum und Ausbürgerthum u. |. w. mag man vergleichen. 

6 Diefer fchwierige Punkt kann erft im zweiten Theil feine Erlebigung 
finden. Es wird hier und im Folgenden nur foweit darauf eingegangen, als es 
bed Zufammenbangd wegen unerläßlid, ift. 
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nicht präcifirt, ihre Berfaffung nicht durch biefelben beftimmt, ihre Bildung 
nicht abgeichloffen war. 

1. Sachgemeinſchaft zumähft führte haufig zu einer Genofienichaft, 
wenn in Gemäßbeit der überall hervortretenden Tendenz des deutſchen Rechts 
aus gemeinichaftlichem Eigenthum ober Befit eine perfönlidhe Verbindung ber 
Gemeiner hervorwuchs, die fi ſchließlich zu einer Körperfchaft verbichtete. 
Biele Ganerbſchaften, die Genofienfchaften der Mühlenerben, auch wol einzelne 
Markgenofienichaften koͤnnen als Beilpiele dienen’). Umgekehrt wurbe in einer 
großen Anzahl von Genofſenſchaften eine Befitzgemeinſchaft, in welche bie 
Geſammtheit eintrat, allmälig Grundlage und einziger Inhalt des Verbandes, 
fo daß der Genoſſenverband fchlieglih nur noch durch die Sachgemeinſchaft 
und in Bezug auf fie beftand. Dies war bei einzelnen Markgemeinden, welde 
die politifche Seite an beſondere Körperfchaften abgaben, der Fall; namentlich 
bei den mehrere politifche Gemeinden umfafjenden Markgemeinfchaften, fo weit 
diefe nicht eine höhere politische Gemeinde barftellten; ferner innerhalb berfel- 
ben Dorfmark bei den Genofjenichaften einzelner Grunbbefiger, welche ein be⸗ 
ſonderes Stüd Zeld, Weide oder Wald gemeinfam befahen, wie 3. B. bei 
den Waldmarkgenoſſenſchaften oder Walderbſchaften, den Alpmart- 
genofienihaften, den Weinbergsgenofjenihaften u. f. w.*. Hier- 
her gehören auch bie Deich⸗ und Sielachten, nachdem fie ſich als beion- 
dere Körperichaften von den Gemeindeverbänben getrennt hatten“). Oft läht 
fih Taum mit Sicherheit fagen, ob die Genoſſenſchaft oder die Gemeinſchaft 
älter if. So bleibt 3. B. zweifelhaft, ob bie jogenannten Brunnengenoj- 
ſenſchaften Vereine waren, welde zur Errichtung und Unterhaltung eines 
Brunnens pegrünbet worden, oder ob fie aus Gilben berworgiengen, welche im 
Berlauf der Zeit unter Anderm and) einmal eiuen Brunnen anlegten. Jn 
jedem Ball — beſonders aber in dem wahrfcheinlicheren, daß ber Brunnen 
ver Genoſſenſchaft bie Griftenz gegeben — ift es in hohem Grabe charalte 
rihiſch und für umfere Auffaffung des mittelalterlihen Cinungsweiens beftäti- 
gend, daß derartige Brunuengenoſſenſchaften ſtets zugleich eine weitergehende Ber- 
bindung ber Genofjen erzengten. Solche Brunnengejellichaften gab es 3. B. im 
naſſauiſchen Rheingau, namentlich in Rüdesheim, wo fie nach den einzelnen Gafſen 
abgetheilt waren und Nachbarſchaften hießen. Ihr Hauptzweck war die Unterhal- 
tung und Reinigung des gemeinjchaftlichen Brunnens; ihre Verſammlungen, 
zu denen Jeder bei Strafe erfcheinen mußte, wurben bei dem Born gehalten 
und ein gewählter Bornmeifter war genoffenf&haftliher Richter und Borftant. 
Außerdem aber waren fie Vereine zu gegenfeitiger Unterftüßung in alle 


7) Bel. $ 8. 39. 53. 55. Ueber die Kölner Mühlenerben Ennen u. Eder 
L 407-421. Näheres unten in $ 69. 

8, Vgl. $ 53. 55. 

N Bol. 8 53. 58, 
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Fällen, zu gemeinfamer Gefelligkeit beſonders zur Faſtnachtszeit, und nach bem 
Tode des Genofjen zu Begräbniß und Leichenfolge. In allen dieſen Bezie⸗ 
bungen war Rechtſatzung, Richterſpruch und Strafgewalt jo gut wie in Brun- 
nenfachen bei der Gefellichaft'. Daß aber nicht eine ifolirte Erſcheinung, 
fondern echt deutſche Rechtsanſchauung bier zu Tage tritt, zeigt fi) darin, daß 
in ganz anderer Gegend, auf ber Inſel Fehmarn, die Interefienten eines 
Brunnens, die fogenannten Sodherren, ganz ähnliche Brunnengenoffen- 
ichaften bildeten, welche ſich Faſtnachts verfammelten, um Reparaturen zu be- 
ſprechen, die Brunnenmiethe der Nichtintereffenten einzuziehen (wobei ihnen an 
diejem Tage jelbft das Pfändungsrecht überlaffen war) und fih Rechnung ab- 
gen zu laffen, gleichzeitig aber ein dreitägiges Eß- und Xrinfgelage abzu- 
halten !"). — Unficherer noch ift der Urfprung der Gewerkſchaften des Berg- 
rechtsiiy. Mag es aber auch nicht zu enticheiden fein, ob bei ihnen das 
Sefammteigentbum den gejellihaftlichen Verband hervorgerufen ober ob um⸗ 
gekehrt die gildenmägige Organifation der Bergleute zu gemeinſchaftlichem 
Bergban geführt hat!?), fo viel dürfte jedenfalls feftitehen, daß fie die befon- 
dere Korm, nad welcher die Duotenantheile am Gefammtbergvermögen zur 
alleinigen Grundlage der Mitgliedfchaft wurden, erft jeit dem 15. Jahrhundert 
allmälig erhalten haben. Aud vorher allerdings eriftirte ein gemeinfames 
Bergeigenthum und wenn urfprünglih bie Gruben unter bie einzelnen Be⸗ 
baner nad Feldern und Theilen ober Knren real getheilt geweien zu fein 
feinen, war im 14. Jahrhundert offenbar bereits der Bau einer Grube auf 
gemeinfchaftlihe Rechnung der fie zu beftimmten Quoten befigenden Ge 
fammteigentbümer üblich’). Allein bie Träftige Genoffenichaftsverfaffung ber 
Bergleute, von weldher oben die Rebe war, ftand mit dem Beil foldher deele 


0) Ordnungen ber Nachbarſchaften zu Rüdesheim in ber Kellergafle v. 1607 
und in ber Steingaſſe v. 1608 b. Schunk, Beitr. zur Mainzer Gefchichte IIL 
243 — 253. Riehl, Banernland mit Bürgerrechten, in Münchener hiftor. Jahrb. 
f. 1865. ©. 265. 

m, Sanffen, Fehmarn S. 818. 

ss Vgl. ©. Br. Schmidt, de origine et juribus societatis metallicae, 
Gewerkſchaft. Lips. 1778. Karften, Bergwerkslehre $ 289; Urjprung bed Berg⸗ 
zegald ©. 36. Hake, Kommentar 5 222f. Weiske, Mechtslertlon v. Berg- 
reht L ©. 908f. VBgl. unten $ 69. 

13) Für das Leptere |pricht der für das Bergvermögen der Gewerkſchaft üb- 
lich gewordene Name „Zeche“, welcher urjprünglich nur die Gilde der Bergleute 
felbft bezeichnet haben Tann. Umgekehrt weift ber Name „gewerkschaft“ nicht 
auf dad Bergvermoͤgen, fondern ift gleichbedeutend mit Genofjenfchaft. 

16) Bol. 3. B. das Recht bed Rammeldberges b. Leibnitz ©. 538f. 8 52. 
58. 59. 64—70. 85. 87. 88. Auch wirb hier Proceßvertretung einer Grube er- 
wähnt: de, de der groven vormunde is, de schall tho rechte van der groven 
antworden. Bol. auch Meyer im Hercyniſchen Ardiv ©. 204. 
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oder Kuren offenbar in keinem Zuſammenhang. “Der Genoffenverbanb war 
vielmehr, wie in Gilden und Zünften, zunäcft durch die perjönliche Eigen- 
ſchaft eines Bergmanns ald Meifter, Aufieher, Knecht u. f. w. bebingt und 
beftimmt. Für Goslar läßt fich dies aus dem von Leibnitz publicirten Recht 
des Rammelsberges auf das Deutlichfte beweiſen. Denn obwol bier die Gru⸗ 
ben zum Theil in „Dele* zerfallen, für welche eine Reihe fachenrechtlicher 
Stundfäte aufgeftellt wird'e), ſoll doch bei Aenderung des Bergrehts Stim- 
menmehrbeit Aller enticheiden, den ftäbtilchen Behörden ſoll der Rath der 
Weiſeren (nicht der Befigenden) zur Seite treten !*) ımb nur bei Uneinigkeit 
fol man thun nad) dem Rathe derer, „de des berges noed meyst helpen 
dragen, unde meyst an deme egen sin, unde de wisisten sin‘, und es 
fol wicht zuläflig fein, wenn Einige etwa die Mehrheit der Knappen, Hüter, 
Hauer oder anderer Arbeitsleute (arbeideslude) zu fich ziehen und daun 
jagen wollten, „se hedden de mereren deel der woltiude edder der berch- 
Iude, men scholde on behulpen sin unde voligen“'”). Alſo das Princip 
der abjoluten Kopfmajorität fol allerdings mobificirt werden durch NRüdficht- 
nahme auf ben Betrag der Bergfteuer und des Bergeigenthums und auf die 
Sachkundigkeit der Stimmenden, aber von ſachenrechtlicher Grundlage bes 
Stimmrechts wie bei einer Altiengefellichaft ift noch nicht entfernt die Rebe, 
es tritt vielmehr die Grundanſchauung von einer perjöänlichen Genofienfchaft 
der Bergarbeiter jehr lebhaft hervor, wenn es eines derartigen Hilfsmittels 
gegen eine mit Hilfe ber Arbeiter zuſammengebrachte Majorität bedarf.” Bon 
der fpäteren Torporativen Geftaltung der Gewerkichaften, die dann ben Ueber⸗ 
gang zu ben mobernen Zwedkvereinen mit ſachenrechtlicher Grundlage bilben 
halfen, ſoll unten noch kurz geiprochen werben). Für ben jeht behandelten 
Zeitraum ergiebt fidh auch Hier feine Ausnahme von der Regel, daß zwar ans 
einer Bermögendgemeinjchaft eine Genoſſenſchaft erwachſen und umgekehrt eine 
Genoffenfhaft fih zu einer Vermoͤgensgemeinſchaft abjchwächen kounte, daß 
aber im Allgemeinen dem erftgedachten Borgange ein fchrittweifes Anwachſen 
der Geſellſchaftsverbindung zu einer allgemeinen, fittlichen, einem Gemeinweien 
ähnlichen Berufögilde, dem letztgedachten Vorgange dagegen ein ftufenmweiies 
Verſchwinden der forporativen Einheit entiprah. Es gab mithin nur erft 
Gilden mit gemeinfamem Vermögen, aber feine korporativ organifirten Ber- 
mögensgemeinfchaften. 

2. Weniger no, als Sachgemeinſchaften, waren VBertragsverhält- 
niffe, welde eine Summe von Obligationen begründeten, von den aus ihuen 


) Bol. über die Gewere, bad Eigenthum, Miethe, Lehnfchaft und Pfand» 
ſchaft an DBergtheilen Recht ded Rammelsberges $ 19—23. 58. Meyer L c. 
©. 222 — 228. 

16, Mecht des Rammelsberges $ 144. 146. 147 b. Leibnitz ©. 546. 

1) Rechts bes Rammelsberges 8 149 ©. 546. 

8) Bol. unten 8 69. 
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hervorgehenden ober in fie übergehenden Genoſſenſchaften durch eine ſcharfe 
Linie geſchieden. Wenn noch heute, troß aller Fortſchritte der Abftraktion 
und praktiſchen Präciiion, kaum eine anbere Grenze gleich unficher ift wie 
die zwifchen einem bloßen Gejellichaftsvertrag und einer Körperichaft, jo mußte 
in einer Zeit, welche in mächtigfter Triebkraft eine bunt verfchlungene Fülle 
lebendiger Geftaltungen hervorbrachte, ohne an ihre Subjumtion unter ſcharf 
begrenzte Rechtöformen zu denken, die luft zwiſchen jenen Gegenjäten durch 
zahlloſe Zwifchengliever und Mittelformen faft andgefüllt erſcheinen. Begriff- 
lich mochte der Unterjchied eines Vertragsverhältniffes und einer Genoffenfchaft 
längft entwidelt fein, im einzelnen Fall blieb es dennoch häufig unbeftimm- 
bar, was von beidem vorlag. Im Gebiete des Privatrehtd trat dies freilich 
weniger hervor als jetzt; es beſtand vielmehr zwiſchen einer Societät und 
einer Gilde eine deutliche Grenze und bejonders im Handelsrecht, wo heute 
bie Unterſcheidung ber bloßen Gefellichaft und der Korporation die größten 
Schwierigkeiten bereitet, waren die beſtehenden Societätöformen (offene Geſell⸗ 
ſchaft, Mastopei, Mitrheberei u. |. w.) von den Sunungen ober Genofien- 
haften jehr weit getrennt. Wahrhaft unerjchöpflich dagegen waren im öffent- 
lichen Necht die Mebergangsformen, welche zwiſchen dem politiſchen Einungs- 
vertrage und ber Genofjenfchaft ftanden. Wenn in der großen Einungsbewe⸗ 
gung, weldye jeit der Mitte des 13. Jahrhunderts auch auf biefem Gebiete 
das deutſche Volk ergriff, im Ganzen die Richtung herricht, vom einfachen 
Bündnißvertrage aus allmälig zu feften und dauernden Organifationen mit 
genofſenſchaftlicher Einheit nad) innen und außen zu gelangen, jo ift doch der 
Yunkt, wo das bloße Vertragsverhältniß aufhört und die Genoſſenſchaft an- 
fängt, in der Regel kaum zu beftimmen. Deshalb ftellen fi) auch von allen 
Genoſſenſchaften dieſer Zeit diefenigen, welche aus Einungen für politiiche 
Zwede hervorgegangen find, am meiften als bloße Zweckvereine bar, wenngleich 
auch hei ihnen eine nähere Betrachtung ergiebt, daß die Tendenz zur Berall- 
gemeinerung ber Dereindzwede in geradem Verhältniß fieht zu ber Tendenz 
zur Hervorbringung einer genofjenichaftlichen Einheit, wenngleich daher and) fie 
in demjelben Moment, wo fie fih entichieben als Koͤrperſchaften manifeftiren, im 
Geiſte der mittelalterlihen Afjociation ihre Glieder für alle gemeinfamen 
Snterefien zu verbinden pflegen. 

Bon dem politiihen Einungsweſen und den wichtigften aus ihm hervor⸗ 
gegangenen Genofſenſchaftsformen ift nun zunächit zu handeln. 


F. Das politifhe Sinungsweſen. 
8 44. Das politifhe Einungsweſen im Allgemeinen). 


Das politifhe Einungsweien trug das Princip, welches wir bisher nur 
in den Stäbtebürgerichaften und innerhalb der einzelnen Berufsftände wirkſam 


1) Datt, de pace imper. public. Ulmae 1698, bef. lib. I. u. II — 


458 | Das politiſche Einungsweſen. 


ſahen, über bie Ringmauern ber Städte und über bie Schranken der Stände 
hinaus in Sand und Neid. Indem es in ſtets fi) erweiternden Kreiſen 
Schwurvereine, Eidgenoffenfhaften und Bünde mit der fihtbaren Tendenz er- 
zeugte, fchlieglih aus dieſen Clementen das verfallende Reich felber als ein 
großes Foͤderativgemeinweſen neu zu Tonftruiren, langte e8 an der Grenze 
deffen an, was die von unten auf organifirende Volksbewegung bes Mittel- 
alters zu leiften vermochte. Ihr lebtes Ziel erreichte diefe Einungsbewegung 
nicht. Aber in engeren Kreifen rief fie wichtige und fernhin wirkende politifche 
Bildungen hervor und ihr verbankte e& die Nation, wenn am Schluß vieler 
Periode wenigftend etwas von ber Reichseinheit gerettet und neu geftaltet war. 
Und wenn zu wirklichen ftaatlichen Gemeinweſen, welche mehr als eine Stabt- 
bürgerfchaft umfaßt hätten, das Einungsweſen nur theild vorübergehend theils 
vereinzelt führte, jo hatte es doch an ber Erzeugung des modernen Landes- 
ſtaats, den die aus ben Trümmern ber alten Reichsordnung emporfteigende 
Landeshoheit zum Siege führte, einen jehr erheblichen, meift zu wenig ge 
würbigten Antheil. Das Verhältniß des Einungsweſens zur Territorialftaats- 
bildung einer bejonberen Betrachtung überlaffend, haben wir hier zunächft von 
denjenigen Einungen zu fprechen, welche über die Gründung von pelitifchen 
Bereinen, Geſellſchaften und Bünden nicht hinaus kamen. 

Der Anſtoß auch zu diefer Bewegung gieng von den Städten aus. Schon 
in den Zeiten Heinrichs IV. und V. fcheinen die Rheinftädte, als fie zum 
erften Mal als politiide Macht im Reiche auftraten, in Eidgenofienichaften 
verbunden gewejen zu fein”). Im weiteren Berlauf des 12. Jahrhunderts 
müflen, wie aus ben wiederholten Verboten hervorgeht, ſolche Verbindungen, 
wenngleich geheim, fortbeftanden haben. Nicht ohne Rüdwirkung auf Dentid- 
land Eonnte es bleiben, daß jeit dee Mitte des Jahrhunderts ber lombardiſche 
Städtehbund in Italien bereits in großartigfter Weife die Einung für politifche 
Zwede verwanbte?). Beitimmter hören wir feit dem Beginn bes 13. Jahrh. 
von deutſchen Stäbtebünben, welche die ftäbtefeindlichen Geſetze Friedrichs IL 
verboten. Eine fpecielle Schwurgenoſſenſchaft wirb zuerft in der Konftitution 
des Königs Heinrich v. 1226 erwähnt, welche das eiblihe Bündniß ber Stäbte 
Speier, Worms, Mainz, Bingen, Srantturt, Gelnhauſen und Friedberg Taflirt*). 


Eichhorn, R. ©. $ 400—410. Unger, Lanbftände IL S. 6— 14. Klüpfel, 
die Einungen des beutichen Reichs im Mittelalter 6. Schmidt, Allg. Zeitſchr. 
f. Geichichte. Bb. VI (1846). &. 289—309 u. Bd. VIII (1847). ©. 411 —456. 
Bitzer, die Verfaffjung der Städte und Länder Deutſchlands unter dem Ginfluf 
des Einungsweſens, i. d. Zeitſchr. f. d. geſammte Staatswifienichaft. Bb. XIV. 
S. b48f. Walter, R. ©. 8 335. 

2 Arnold, Freiftädte IL 68. 

5 Joh. Voigt, Gefchichte des Lombardenbundes und feines Kriegs mit 
Friedrich J. Königdb. 1818. Raumer, Hobenftaufen IL 141f. 879f. 

% Perg Leg. II. 257. 
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Mit dem Untergang des hohenftaufiſchen Gefchlechtes Tonnte von ſolchen Ver⸗ 
boten nicht ferner die Rede fein, von nun an konnte das Reich auch nicht 
einmal mehr den Auſpruch erbeben, feinen Gliedern die eigenmädhtige Ber- 
bindung zur Erreichung befien, was es felbft nicht mehr leiftete, zu verwehren. 
Seitbem begannen zunächft unter den Städten, dann zwiſchen Stäbten, 
Herren und Rittern, demnächft innerhalb des Herrenftandes, des Nitterftandes, 
des Klernd und jelbft der Bauern, endlich zwilchen der Geſammtheit aller 
Stände jene zahlloſen Geſellſchaften, Bünbniffe und Eingenoffenichaften, welche 
bas öffentliche Recht des Zeitalters begründeten und beftimmten, und enbeten 
in ihrer allumfaffenden Bedeutung erft da, als fie ihre Miffion erfüllt und 
feftere politifche Formen gefchaffen oder zn ſchaffen geholfen Hatten. 

Die große Mannichfaltigkeit und Verſchiedenheit ber politifchen Einungen, 
ihr Schwanken zwiſchen Vertrag und Genoffenfchaft, bie Wandlungen, welche 
oft derſelbe Verein im Laufe der Jahrhunderte erfuhr, laſſen doch die gemein⸗ 
ſame Grundlage der Einung erkennen und es lafſen fi) deshalb gewiſſe all⸗ 
gemeingiltige Sätze für fie aufftellen. 

I. Shre Entftehung zunächſt verdanken -fie überall ausschließlich dem freien 
Willen der Verbundenen. Untrennbar war nad) deutſcher Rechtsanſicht von 
voller Freiheit das freie Einungsrecht“). Es Tonnte daher feit der Vollendung 
ber neuen Stanbesbilbungen dem Herrenftande, dem Ritterftande und dem 
Bürgerftande nicht beftritten werben. Dagegen ſprachen es bie übrigen Stände 
dem hörigen Bauernftande, ben das Schub» und Vertretungsrecht bes Herren 
von Selbftihus und Selbftvertretung nad außen abſchnitt, ab, und in ber 
That vermochten nur wenige frei gebliebene oder gewordene Bauerſchaften am 
Meer und im Gebirge fi erfolgreih an der Einungsbewegung zu betheiligen. 
Auch die höheren Stände freilich waren zahlreichen Herrfchafterechten unter» 
worfen, indem neben ben allgemeinen durch ben Reichs⸗ ober einen Territorial- 
verband herbeigeführten Beichränkungen lehns⸗, Dienft-, gerichtö oder vogteiherrliche 
Rechte ihre Freiheit begrängten. Allein alle dieſe Verhältniſſe hoben, da fie von dem 
Rechtsverkehr außerhalb des Herrenverbandes nicht ober nicht mehr abfchloffen, 
dad Einungsrecht nicht auf, fondern ftellten ihm nur ein mehr ober minder 
eingreifenbes höheres Hecht gegenüber, welches durch die Einung nicht verlegt 
werben durfte Nur um zu konſtatiren, daß in dieje höhere Rechtsſphäre nicht 
eingegriffen fei, war die Genehmigung des Kaifers ober des Landesherrn nüß- 
lich und gejucht: niemals aber war eine ſolche Beitätigung Bedingung ber 
Gültigkeit ober gar Exiſtenzgrund einer an fi rechtmäßigen Einung. Auch 
bie nicht beftätigte Einung galt, aber fie galt natürlih nur fo weit, als fie 
in bie Rechte Dritter nit eingriff. So gut wie die Rechte des Herrn 
möüfjen daher auch die Rechte Anderer, namentlich auch die älterer Genoffen 
refpeltirt werben. Dies ift auch der Sinn jener immer wiederkehrenden 


9) Eichhorn, R. G. $. 346. Biber lc. ©. 552. 
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b. Wahrung, Erwerbung oder Mehrung gemeinfamer Rechte ober Pri- 
vilegien in politifcher, ftändifcher ober gewerblicher Beziehung; 

c. Durchführung gemeinjamer Unternehmungen auf politiihem ober 
kommerciellem Gebiet, wie 3. B. Eroberung und Theilung oder Gemeinbefit 
von Ländern oder Burgen, Erringung von Handelvortheilen oder Gründung 
von Handelönieberlaflungen, Kriegführuug u. |. w. 

. IV. Sehr verfchieven mußten fi hiernach die Mittel geftalten, welde 
man zur Realifirung der Gemeinſchaftszwecke anmwandte, und hier gerade zeigt 
fich von einfachen Bertragsberedungen bis zu durchgebildeten Bundesorganija- 
tionen eine unüberfehbare Fülle von Webergangsformen. Eine regelmäße Ber- 
ftärfung der Einung war Eidſchwur oder feierliches Gelübde. Die Feftftellung 
von Buße und Schadenserjah für den Fall des Vertragsbruchs trat faft immer 
binzu. Weiter wurde der Gejammtbeit das Recht eingeräumt, die Einzelnen 
poſitiv zum Gehorſam zu zwingen. Im Borans uiebergejeßte Schiedsgerichte 
oder Austräge, von denen feine oder nur beſchränkte Berufung an bie ordent- 
lichen Gerichte ftattfand, brachten die Einung einer Genofjenjchaft noch näher. 
Die Pflicht der Einzelnen, Gefammtbejhlüffe und Schiedsſprüche auszuführen, 
dem Genofien zu helfen, den Friedensbruch abzuwehren, wurbe oft firirt, Be- 
reitfchaft und Stellung eines beftimmten Kontingents dafür gefordert. Ent—⸗ 
fhiedener noch ftellte fich der korporative Charakter der Ginung heraus, wenn 
regelmäßige Verſammlungen angeorbnet, ftändige Vorſtände und Ausſchüſſe 
gewählt, die Vertretung der Gejammtheit geregelt, Beftimmungen über Form, 
Inhalt und bindende Kraft künftiger Beichlüffe getroffen wurden. Dem ent- 
ſprach dann in vermögensrechtliher Beziehung hänfig die Erhebung regelmägi- 
ger Beiträge, die Bildung und Verwaltung gemeinfamen Bermögens, die Er 
werbung und Benubung von Geſammtrecht. Alle jolde Einungen aber — 
und felbft die, welche eine jehr ausgebildete Drganifation hatten — waren 
nicht immer auf ewige Dauer, jondern häufig auf beftimmte Zeit oder auf 
Kündigung?) geſchloſſen, wurden ftillihweigend oder ausdrücklich verlängert, 
oder giengen in andere Einungen über, von denen fi kaum fagen läßt, ob 
fie den alten Verband fortjegten oder einen neuen begründeten. Am meijten 
endlich wird ein ficheres Urtel über das rechtliche Weien der einzelnen Berbände 
dadurch erjchwert, daß es häufig nicht einmal zu beftimmen ift, ob denn wirt 
ih die Einungsberebungen und Gejellihaftsverträge Tonftituirende Akte oder 
ob fie nur eine Manifeftation des Geſammtwillens einer bereit3 eriftirenden 
Genoſſenſchaft find 19). 


N So machten die Städte Bern und Biel, nachdem fie ihr altes Bündnif 
oft erneuert, im Sabre 1352 aus, daß in Zukunft immer von fünf au fünf Jahren 
auf den Antrag einer Stadt ihr Bündniß als auf gleiche Zeit verlängert gelten 
ſollte. Trouillat IV. Nr. 7. ©. 20. Dazu 1260. U. 818; 1297 ib. 647; 
1806. III. 107. 

10) Näheres in Th. II. 
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Wenn man erwägt, wie unerjhöpflih die Zahl der Kombinationen ift, 
welche bezüglich aller dieſer Unterfdhieve der Entftehung, ber Subjelte, des 
Zwecks unb der Organiſation der politifchen Einungen nit nur möglich 
waren, jondern thatſächlich vorkamen, jo läßt fich die Vielgeftaltigkeit des mit- 
telalterlihen Bünbnif- und Bereinsweiend auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes leicht ermefien. Im Folgenden follen nur die Hauptformen, in wel- 
chen bie politiihe Einung über den bloßen Vertrag hinaus dauernde buudes- 
genoffenfchaftliche Organifationen hervorbrachte, nach ihrem rechtlichen Gehalt 
dargeftellt werben. 


8 45. Die Städtebürbe. 


Die Städtebünde, welche nicht nur zuerft das Princip der Einung im 
Sinne des politiihen Bünbniffes verwertheten, fondern an welche fi auch 
das Einungsweſen ber übrigen Stände erft anſchloß, entwidelten ſich beſon⸗ 
der& in zwei verfchiebenen Richtungen. Die eine Richtung ftellte das Handels⸗ 
intereffe, bie andere das Berhältnig der Stäbte zu ben Kürften und zum 
Reich in den Vordergrund. Jenes war im Weiten und Norden, biefes bei 
den oberbeutichen Gemeinweſen der Kal. 

L Die deutſche Hanfja'), das ſchließliche Probuft der vielverzweigten 
Einungsbewegung unter den niederdeutſchen Städten, ftand daher in faft gar 
feinen unmittelbaren Beziehungen zu dem Reich ober zu irgend einem Xerrito- 
rium. Eine troß ber politiihen Abhängigkeit ihrer meiften Glieder als Ge 
ſammtheit volltommen jelbftändige Handelsrepublik, fteht Dieje wunderbare Ge⸗ 
noffenfchaft nicht nur in der Geſchichte einzig in ihrer Art da, fondern bietet 
auch bejonbers in rechtshiſtoriſcher Hinficht das Intereſſe einer durchaus eigen- 
thũmlichen Erſcheinung. 

Hiſtoriſch waren es zwei Faktoren, aus deren Verſchmelzung die Hanſa 
hervorgieng: die Bereinigung der Kaufmannsgilden im Auslande einerjeits, 
das Bündnißweſen der einzelnen Handelsſtädte andererſeits. Schon oben ift 
gezeigt, wie in England, Slandern, Skandinwien und Rußland fich frühzei⸗ 
tig die Gilden ber deutſchen Kaufleute als Gejammtvereine Tonftituirten. 
Weil diefen Geſammthanſen alle Deutichen, die fi) in dem betreffenden Lande 
anfbielten, als ſolche angehörten, gewöhnte man fi bald daran, bie deutfchen 
Kaufleute, welche im Norden handelten, insgefammt als eine rechtliche 
Einheit zu betrachten. Man fahte fie ald den gemeinen Kaufmann des römi- 


ı) Sartorind, Gefch. des banfeatifhen Bundes. 3 Bde. Göttingen 1302f. 
Sartorius und Lappenberg, Urlundl. Geld. des Urſprungs ber beutfchen 
Hania (2. Band Urkb.). Eichhorn, R. G. 8 247.488. Barthold, Gefchichte 
der beutfchen Hanfa. B Bde. Leipzig 185 Ennen, Geld. v. Köln.IL 
©. 561 — 582. 
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ihen Reiches von Alamannien zufammen und verftand darunter nidyt etwa 
ein bloßes Kollektivum, fondern ein Geſammtrechtsſubjekt, eine in den inlän- 
diſchen und ausländiihen Gilden nur wie in ihren Gliedern zur Erſcheinung 
fommenbe große Genoſſenſchaft, weiche als joldhe Rechte und Privilegien er- 
warb und ausübte. Dieſe kaufmänniſche Gejammtbeit nun nannte man mehr 
nud mehr mit dem von den Eingelgilden entlehnten Namen die hansa Teu- 
tonicorum, die deutihe Hanſa?). — Unabhängig Hiervon begannen jeit dem 
13. Sahrhundert, wie in ganz Dentichland, jo im Weften und Norden die 
Städte Einungen abzufchliegen, welche auf. Sriedenserhaltung, auf Schuß ber 
Kaufleute und Waaren, auf Ordnung der Gerichts⸗, Zoll und Münzverhält⸗ 
uiffe oder überhaupt auf Schub und Trug abzielten?). Bon Alters ber 
waren jo Hamburg und Lübeck feft vereint‘); in Weftphalen waren feit 1253 
unter der Borherrihaft von Soeft, Münfter und Dortmund die Städte ver- 
bunden®); Köln und die niederländiſchen Städte, Köln mit Bremen und 
Hamburg, Braunfhweig und Stade, Soeft und Lübeck unterhielten enge Be⸗ 
ziehungen®); in Preußen, Sachen, ber Mark beitanden Bünbniffe der Städte’) ; 
Lübeck ſchloß 1280 mit der deutſchen Gemeinde in Wisby, beide 1282 mit 
Riga einen Bund*); bie innigfte, feit dem legten Biertel des 13. Jahrhun⸗ 


*) Bol. oben $ 37 u. Sartorius, Url. Geſch. L ©. Af. 

%) Sartoriusl. c. IL 19f. Ennen O. 562. 563. 

9 Im Jahre 1241 ſchlofſen beide Städte den früher ald Anfang der Hanfa 
betrachteten Vertrag, welcher auf wechfelfettige Bertheidigung, gemeinfames Bor- 
geben wider Friedbrecher, Verweiſung bed aus einer Stabt verwiefenen Bürgers 
aus der anderen gieng. Sartorins 1. c. II. 45. üb. Urkb. I. 95. 96. 
Im 3. 1255 ſchloſſen beide einen Münzverein und befchworen zugleich ein Schup- 
bündniß gegen alle Schädiger auf 3 Jahre Lüb. Urf. L 198 u, 199. 1266 
beißt ed: quod civitas Hamb. cum civitate Lubecensi habet fratersilstem et 
soctelalem el zuni unum par amiciliae. Lappenberg, Hamb. Urkb. ©. 580. 
Bol. übrigens ib. ©. 446. 481f. 

5) Perpetua confoederatio v. Soeft, Münfter, Dortmund, Lippftadt v. 1253 — 
Sartorius L 21; Barthold I. 216 — zu Schup und Truß felbft gegen die 
Herten, zur Sicherung ber Handelöftraßen, zur Berhinderung jeder Begünftigung 
bes Widerfachers einer Bundeöftadt durch die andere. Sobaun gehörten die 
weitphältichen Städte dem rheinifchen Städtebund an und wurden der Ausgangd- 
punft eines großen Landfriedens, ber i. 3. 1256 auch Lübel, Hamburg, Stade 
und bie übrigen Etäbdte diesſeits und jenfeits der Elbe umfaßte. S. die Hilfe- 
mahnung Mindens b. Sartorius II. Nr. 25. S. 74; Lüb. Urkb. L 214. 

6, Bgl. Mittheilungen aus dem Kölner Stadtarchiv b. Ennenl. c. ©. 563. 

) Sartorius 1. c, I. 30. Bartbold II. 64f. 77. Landfriedensbund von 
23 märkiſchen Städten i. 3. 1321. 

8) Urt. b. Sartorius L c. I. Ar. 41 u. 48, üb. Urkb. I. ©. 368. 394. 
Das Bündniß lautet auf 10 Jahre und bezwedt namentlich den mit gemeinfchaft- 
lihen Mitteln durchzuführenden Hafen und Küjtenfchup. 
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dert oft gefeftete und erneute Bereinigung aber beftanb zwiſchen den ſegenann⸗ 
ten wendifchen Stäbten (auch Seeftäbte, civitates maritimae genannt) zu 
denen Kühe, Wismar, Greiföwald und Stralfund, bald auch Anklam, Dem- 
min und Stettin zäblten®). 

Indem nuu dur ein fo ausgebreitetes Bünduißweſen allmälig refte 
Gruppen eibgenoffenfchaftlich verbundener Städte entftanden, Die wieberum mit 
einander in vielfachfter Weile vorübergehende oder dauernde Bünde eingiengen, 
bildete fih mit immer zwingenderer Gewalt die Anſchauung aus, daß bie Ge 
fammtbeit aller diefer Städte eine große Rechtsgenofſenſchaft ſei. Yörbernd 
mußte hierauf bie einheitliche Berfaffung der aus biefen Städten flammenden 
Kauflente im Auslande wirken. Bei Vertretung und Ueberwadhung ber 
Kanfmannshanfen waren ja Recht und JIntereſſe aller niederdeutſchen Stäbte 
identifch. Aber auch andere Angelegenheiten, vor Allem die Erringung unb 
Wahrung von Hanbelöfreiheiten, die Sicherung bes Verkehrs, bie Abwehr 
fürftlicher Mebergriffe, waren allen Städten gemeinfam. Endlich fcheint auch 
Lübeck in Verbindung mit den anbern Geeftäbten bewußt auf eine Ge 
fammteinheit hingewirkt und deshalb weſtphäliſche, ſächfiſche, preußiſche und 
lievländiſche Städte zu gemeinſamen Städtetagen geladen zu haben). Wenn⸗ 
gleich daher auch jet alle Anregung gemeinjamer. Unternehmungen, Berjamm- 
Iungen und Beichläffe von den Einzelhanſen und Sonderbünden ausgieng, von 
ihneu and die im allgemeinen Taufmännijchen und ſtädtiſchen Intereſſe noth- 
wendigen Fehden durchgefochten wurben 11), fo zeigt fih bob am Schluß bes 
13. Jahrhunderis fowol nach außen als den einzelnen Gemeinweſen gegen- 


% Schon 1270, 1278, 1280 wurben dieſe Städte ald Gefammtheit privile- 
glirt. Sartorius 1. c. I 28. IL 101. üb, urkb. I. 364. 1281 entfchieben 
Lübeck, Roftod und Wismar fhiedörichterlich die Streitigkeiten zwifchen Stral- 
fund und Greiföwald. GSartorius II. Nr. 4. ©. 119. Läb. Urt. L 879. 
Um 1280 fordert Stettin von Kübel Hilfe gegen Brandenburg und erflärt, baß 
der pommerjche Herzog anerfennen wolle „a communibus civitatibas confederatis 
invicem placitata®. 2üb. Urkb. L 872. 1235 Städtetag zu. Roftod ib. ©. 489. 
1293 Bund der 5 Städte auf 3 Jahre, 1296 erneuert, wonach geyenfeitige Unter- 
ftügung mit beftimmten Kontingenten, bei Berfäumung einer Tagfahrt Buße, bei 
Nichthilfe Schadenderfag bebungen wird. Der Bund ift geidhloffen ob bonum 
pecis et utilitatem mercatorum communium. Sartorius II. Nr. 78. ©. 174; 
Nr. 84. Lüb. Urkb. I. 649. 550. 585. 586. Erneute Bünde 1308, 1810, 
1352 u. f. w. Bartbold II. 50. 56. 106. Lüb. Urkb. II. 229, ©. auf 
Bartbold, Geld. v. Pommern. Bb. II. ©. 19f. 

0, Sartorius 1. c. I 46. Bartbold, Hanſa I. 220f. II. 42f. 141f. 
Auch der König von Norwegen rebet ſchon 1285 bie Stäbte Kübel, Hamburg, 
Wismar, Roftod, Bremen, Stralfund, Greifswald, Stettin, Anclam, Gotland, 
Elbing, Riga und Reval als eine universitas an. Lüb. Urkb. I, S. 364. 

N) Sartorius lc. L 31—4l. 
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über bereits die Idee eines freilich ohne jede ausdrückliche Verfaſſung be⸗ 
ftehenden Geſammtbundes der Städte lebendig und wirkſam:2). Im gleicher 
Richtung entwickelten ſich die Dinge in ber erften Hälfte bes 14. Jahrhunderts 
weiter. Gleichzeitig aber begann nunmehr in demfelben Grade, in weldem 
bie Einigung der Stäbte fortſchritt; ihr Einfluß auf die auswärtigen Kauf- 
manndvereine zu fteigen 123. Immer zwar erfchienen biefe noch als fehr felb- 
ftändige Koͤrperſchaften; noch Eonnte die Londoner Hanſa Mitglieder zählen, 
welche nicht zum Stäbtenerein gehörten 1); noch war der Name der Hanſa — 
wenngleich vereinzelt jchon 1380 von Städten der hansa die Rebe iſt — vor⸗ 


2) &o in ben von ben consules maritimi congregati in Wismaria über 
ben Handel nach Norwegen i. 3. 1293 gefaßten Beſchlüſſen. Lüb. Urkb. L 
©. 551. Bon Bremen, heißt ed bier: De Bremensibus autem qui se de civi- 
tatibus confederalis alienaverunt et ejecerunt, sic est arbitratum, si aliquam 
civitatum in confederatione conjunctarum intraverint, quod cum suis bonis 
illam debent exire civitstem. Ueber die gemeinfamen Maßregeln gegen bie 
Braunfhweiger von demfelben Jahre vgl. ib. ©. 552. Beſonders aber tritt der 
enge Zufammenbang faft aller jpäteren Hanſeſtädte in den Verhandlungen über 
bie Verlegung des Oberhofs für bie curia Naugardiensis von Wisby nach Lübeck 
hervor. Url. v. 1294 u. 1295 ib. ©. 554— 578. Ausdrückliche Zuftimmungs- 
erflärungen zu biefer Verlegung liegen von Dortmund, Köln, Magdeburg, Halle, 
Braunfhweig, Wismar, Noftod, Goslar, Danzig, Stade, Greifswald, Kiel, 
Elbing, Lippftadt, Paderborn, Lemgo, Herford, Minden, GStralfund, Hörter, 
Hildesheim, Hannover, Lüneburg vor. 

18) Die erften Spuren eines Einfluffes ber heimiſchen Stäbte anf das 
Komtor in Flandern zeigen fi im Hamburger Seerecht v. 1270 und im lübiſchen 
Seeredt v. 1299. Sartorius I 9f. IL. 88. art. 1. Doc war der flandrifche 
Kaufmannsverein noch 1347, als er feine fo wichtig gewordenen Willküren fahte, 
faft volllommen unabhängig und kam erft, als die Städte für ihn den Streit 
v. 1358— 1360 durchgefochten hatten, in entichiedene Abhängigkeit. Barthold 
HD. 114. — Auch die Londoner Hanfa ſchloß fich erft feit dem 14. Sahrhundert 
mehr an die Etädte an, indem fie fi, wenn aud nicht von ber Geſammtheit 
aller Städte, fo doch von einzelnen Städten oder Stäbtevereinen Zufagen wegen 
Aufrechterhaltung ihrer Befchlüffe geben lief. Sartorius L 43. Barthold 
II. 128f. 132. — Die Kaufmannegefellihaft in Wioby, welche Anfangs ben 
Städten felber Geſetze gegeben hatte, trat mehr und mehr vor der Gemeinde 
der Deutſchen in Wisby zurkd. Dieſe aber und ebenfo Nowgorod gehörten bem 
Städtebund als Glieder an. Die übrigen Gejellihaften der Kaufleute im Norden 
und Norboften waren von Anfang an dem Stäbteverein gegenüber unſelbſtändig. 
Sartorius I. 18. 19. 45. Als im Jahre 1329 fi) eine Kaufmannsgilde ber 
Deutfhen in Malmö Tonftituirte, ließ fie fogar ihre Statuten von Kübel be⸗ 
ftätigen. Lüb. Urkb. IL. 467f. 

19 Dies beweift die Aufnahme von Dynant in die Londoner Hanſa. Lappen⸗ 
berg, Stalhof ©. 35. 36. Barthold, Hanfa II. 124f. 
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nemlich für die Gejellihaften ber Kaufleute in Gebranch'e): allein mehr und 
mehr übten doch die Stäbte bie oberfte Vertretung und dafür auch die oberfte 
Beauffihtigung der Komtore, Höfe und Gilden. Das Wichtigfte aber war, 
dag man nun Städte und Gilden als eine aus dem gemeinen Kaufmann 
einerjeit3, der Stäbtegefammtheit andererſeits zufanmengejeßte höhere Einheit 
zufammenfaßte, eine Einheit, in welcher zunächſt Städte und Kaufleute To- 
ordinirt, bald die Stäbte als eigentliche Träger erfchienen ?%), die aber jedenfalls 
als ſolche politisches Nechtsfubjelt war. Dieje große Gefammteinung dachte 
und nannte man nunmehr mit Begriff und Namen der gemeinen deut- 
hen Hanſa. 

Was fi thatfächlich vielleicht lange vorher vollzogen, erfcheint urkundlich 
zuerft i. 3. 1358 in volllommener Ausprägung. Obne daß wir von voran» 
gegamgener ausdrüdliher Einung oder Verfafſung wüßten, wird in dieſem 
Sabre die Geſammtheit aller Städte, deren Bürger nad) Flandern handeln, 
als die deutſche Hanſa bezeichnet, fie ift nach dem Vorbild bes Brügger 
Komtord in Drittel getheilt, fie erfcheint als eine fefte Genoſſenſchaft, deren 
Glieder bei Gefahr des Ausichluffes — der Verhanſung — an die Beichlüffe der 
auf der Tagfahrt vertretenen Städte gebunden find"). Bald darauf mehren 


19 Sartorius I 41. 47. 

0%) So Heißt es in ber Hamb. Burfprafe v. 1350 6. Sartoriud II. 
Ar. 193. ©. 465 noch: jewelk user borghere holde den willekor, den de 
stede unde de mene kopmann ghesad heft. Damit vgl. man die Statuten 
bes Londoner Komtord v. 1434 5. Rappenberg, Stalhof S. 112: Item so 
gunnen de stede van der Hanse, dat de oldermannen des gemenen koep- 
manns to Brugge in Flandern, to Lunden in Engelant und in anderen koep- 
steden bliven mogen by der olden wanheit und rechticheit also dat (se) 
ordynantien maken mogen, so se dunket vor den koepmann nutte und gut 
wesen. Doch ofte clage darvan vor de stede queme, wes de stede darvan 
darup setten of ordenereden, dar schal it by bliven. Sn fpäterer Zeit wurben 
den Komtoren ihre Statuten von den Hanfeftäbten einfach gegeben. Vgl. 3. B. 
die von ben Hanfeftäbten verfaßten Statuten des Londoner Komtors v. 1554 b. 
Marquard, de jure mercat., Urkb. S. 208— 242, bed Brugiſchen refp. Ant- 
werpifchen und Anthorffiihen Komtors ib. 801 —833, des Bergifchen Komtors 
v. 1572 ib. 733 — 744. 

1m Nr. b. Sartorinud I. Nr. 183. ©. 448f. Die Rathmannen von Kübel, 
Hamburg, Kiel, Roftod, Stralfund, Wismar, Braunfchweig befchliegen im Namen 
und mit Vollmacht ihres Dritteld zufammen mit Thorn, Elbing und den Be 
vollmächtigten der anderen preußifchen Städte, daß jede Stabt ihren Bürgern, 
Genofjen und Allen von ber deutihen Hanſa den Verkehr mit Flandern ver- 
biete, und drohen (S. 445): wer ock jenich stad van der dudeschen hense, de 
sik mit vrevele ute desserme ghesette wolde werpen unde des nicht wolde 
holden, de stad schal ewichliken ute der dudeschen kense bilyven unde des 


dudeschen rechtes ewichliken entberen. 
30. 
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fih die Zeichen eines vorhandenen allgemeinen Stäbtevereind. Ausidhluß und 
Wiederaufnahme von Stäbten kommen vor:s), der Bunb als ſolcher wirb 
privilegüirt'%), Einlabungen zur Tagfahrt ergehen an „alle zur Hanja gehöri- 
gen Städte"), Hanſatage und bloße Zufammenkünfte der Seeftäbte werben 
unterſchieden i). Eine mädtige Bundeseinheit wirb zugleich thatſächlich nach 
innen und außen wirkſam, indem 3. B. durch Genofienfchaftsbefchluß firenge 
Bunbesbisciplin au der verhanfeten und erft nach dem Geloͤbniß umbebingtefter 
Bunbestreue wieber aufgenommenen Stabt Bremen geübt wirb*), inbem bie 
Vlaͤminger zur Wieberherftellung bes von ihnen verlegten Brügger Kaufmanns- 
rechts, zur Gewährung außerorbentlicher Privilegien, zur ausbrüdlichen Aner- 
kennung des Stäbtenereins ber Hanfa gezwungen werben”), indem zum erften 
Mal die Hanfa als Geſammtmacht gegen die nordiſchen Reiche kriegeriſch auf- 
tritt®). Bon irgend einer durchgebildeten Organifation oder fchriftlichen Ver⸗ 
faffung ber Hanſa ift aber auch jetzt nicht die Rebe: Alles beruht auf der 
Macht der Berhältniffe, anf der thatfächlichen Oberleitung Lübecks, auf der 
Gruppirung in Drittel und engere Bünde, in denen eine gewiffe Borberrichaft 
durch die mächtigften Städte geübt wird. 

Erft im Jahre 1367 wurbe aus Anlaß der nordiſchen Kriegegefahr auf 
einer in Roſtock vorher verabrebeten Tagfahrt zu Köln ein umfaflender 
Bunbesvertrag, die jog. Kölnische Konföderation, abgefaßt, welcher fpäter als 
Berfaffungsurfunde der Haufa galt. Eine Berfaffungsurfunde war nun frei- 
lich dieſe Konföberation nicht; denn fie war zunachft nur auf ben beftimmten 
Zweit eines gegen Dänemart und Norwegen zu führenden Krieges gerichtet 
und follte nur bis brei Sabre nad Beendigung bes Krieges gelten; auch 
waren nicht alle, fondern nur die feemächtigen Hanfeftäbte beim Abſchluß be 
theiligt. Ebenſowenig aber war bie Konföberation ein bloßer Büindniiwertrag 
fret zufammentretender Kontrahenten. Vielmehr war fie die Aeuferung bes 
Geſammiwillens einer bereits beftehenden Genofjenfchaft, fie war keine Bundes⸗ 
akte, fondern ein Akt der Bundesgefehgebung. Jene Zeitfrift war daher nicht 


6) Bol. Note 22. 

19) So ift das Priv. des Herz. Albrechts, Statthalter von Holland und 
Geeland, v. 1858 gegeben: allen ben gemeinen Kaufleuten des römifchen Reichs, 
aus was für Städten fie fein mögen, bie der genannten beutichen Hanfa vor 
Alemannien zugebören. Ennen I c. IL 569. 

2) So 1359: ad hansam theutonicam pertinentes civitates. Sartoriud 
l. ce. IL 460f. Bel. ib. ©. 492. 522. 572. 641. 674. 

21) Sartorinus L. e. L ©. 58 —55. 

2) Urk. v. 13658 Nr. 186». b. Sartorind L ec. U. ©. 454. 456. 

22) Bo. Sartorius L. e. J. S4f. Ennenl. 1. 576—581. Bartbold 
1. c. IL 116f. 240f. Der Bertrag v. 1260 ift gefchloffen „mit den gemeinen 
Gtäbten des gemeinen Kaufmanns von der deutfchen Haufa”. 

”), Bartbold 1. c.-IL 143f. Sartorius 1. c. I. 55f. 
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bem Beftehen ber Hanfa überbanpt, fondern ber Geltung ber bejonberen für 
ben Kriegsfall getroffenen Beftimmungen geſetzt. Die anweſenden Stäbte be 
ſchloſſen nicht als individuelle Einheiten, fondern als das Organ einer Ge 
ſammtheit (consules nuntii civitatum _ de hansa theutonica pronunc in 
Colonia congregati), und banden daher durch ihre Beichlüffe nicht nur ſich 
jelbft, jondern alle Hanfeftäbte, weil und foweit biefe zur Hanſa gehörten. 
Shnen allen wurde deshalb im Yalle bes Ungehorſams Berhaufung®), im 
Falle der Unterftüung bes Feindes Friedlofigkeit und Aechtung gedroht, und 
der Krieg wurde demnächſt, wenngleich Behbebriefe aller einzelnen Städte ge 
fammelt und abgeſchickt wurben, als ein Krieg der Hanſa erklärt und geführt, 
fo daß and feine Erfolge dem Bunde als folhem zu Gute famen”). Zu 
Bunbeszweden und von Bundeswegen wurde ein von 1368 ab von allen 
Kaufleuten und Schiffen zu erhebendes Pfundgeld ausgefchrieben, das zwar 
die einzelnen Stäbte einziehen und quittiren, aber „zum Beften ber gemeinen 
Städte” aufbewahren und auf einer in Lübe abzuhaltenden Tagfahrt zu⸗ 
fanmenbringen und unter Rechenſchaftslegung abliefern ſollten. Sobann follte 
das Gelb nah Mannzahl unter die Städte vertheilt werben, offenbar nur 
zur Verwendung für den Bund, insbejondere zur Beitreitung des dem Bunde 
zu ftellmden Kontingentes an Mannſchaften uni Schiffen. Unter demſelben 
Gefihtspuntt wurbe Theilung der erwarteten Bortheile und Beute nad 
Mannzahl bebungen, erworbene Freiheiten aber follten dem Bunde gemein 
bleiben”). Schaden, Koften und Berluft, die fie im Bunbdesbienft erlitten, 
follte keine Stadt der anderen in Anrechnung bringen.. 

Die unmittelbare Folge dieſer Konföderation war ber fiegreige Krieg der 
Hanfa gegen die Könige des Norbens, durch welchen fie bie Suprematie über 
bie flandinanifchen Reiche und damit bie Höheftellung ihrer Macht errang. 
Bon da an entwidelte fie nad außen eine ſtets gefteigerte Thätigkeit, nad) 
innen eine ftetö feftere Organijation, ohne doch jemals eine wirkliche Ber- 
faffung zu erhalten. Nah Umfang und Inhalt faft völlig unbeftimmt, bald 


5) Bol. d. Ark. 6. Sartorius II. 606—610. Dazu ib. L 67f. Ennen 
I. 571. Barthold IL 177f. 

2 Urk. 5. Sartorius 1. c. ©. 607. 6086: Wenn „jenich stad van der 
äudeschen henze ghemeenliken van der Zuderzee, van Holland unde van 
Seeland“ ſich nicht fügt, „are borghere und koplude scholden nene meenschop 
hebben mit alle den steden, de in dessem verbunde sin“. 

7) Daher wurden die burch den Krieg errungenen Privilegien allen Städten 
von der beutfchen Hanfa, ohne Rüdficht auf ihre Betheiligung am Kriege, ertheilt. 
®artorius L ce OD. ©. 670f. Bartbold (IL. 180) vermuthet Betheiligung 
der Binnenftäbte durch Gelbbeiträge, 

=) Vorworve wi ok genighe vryheit edder recht in der vorghenannten 
koninghe lande, der scholde wy alle ghelike neten unde bruken. ©. 609 L c. 
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mehr bald weniger Gemeinweien umfaflend, in cer Eintheilung ihrer Trittel 
oder Duartiere wechſelnd und überdies zahlreihe Sonberbünte in fi) ent- 
haltend, ohne rechtlich anerkanntes Haupt, auf unregelmäßigen, gewöhnlich erft 
von ber einen zur andern verabrebeten Tagfahrten durch oft nur wenige 
Stäbtehoten vertreten, ohne Bunbeserefutive, ja felbft ohne Bunbesfaffe, und 
endlich in ihren wichtigften Berugniffen lediglich auf den von Zeit zu Zeit er- 
neuerten, niemald von allen Städten und niemals für immer geſchlofſenen 
Konföderationen berubend*), war die Hanja gleichwol als eine energiſche 
Einheit wirfjam. Sie vertrat die deutichen Kaufleute im Auslande, ſchützte 
die Rechte ter Kaufhöfe und ficherte und mehrte ihre Freiheiten unb Privi⸗ 
legien, indem fie gütlihe Verhandlung, Verkehrsabbruch und Stapelverlegung, 
Ihlimmftenfalld aber den Krieg ald Zwangsmittel anwanbte”). Sie be 
berrichte und freite die Handelswege von den Nieterlanden bis tief nach Ruf 
Iand hinein, von Krakau bis zum höchften Norden und forgte (beſonders aud) 
duch Ausrüftung von Schiffen gegen Seeräuber) für ben GSeefrieden und — 
foweit nicht engere Bünde diefe Sorge übernahmen — für den Landfrieben?"'). 
Sie regelte durch ihre Geſetzgebung, ihre Beliebungen und Statuten ben ge 
fammten Handelsverkehr und fchuf fo das ältefte gemeine Seerecht, eine 
Handelspolizei und Die Anfänge eines gemeinen Oanbelsrechts *). Sie vertrat 
im Auslande wie in der Heimath die Stäbtefreiheit gegen bie Landesherren **). 
Als eine politiihe Macht griff fie vermittelnd und enticheitend in bie 
Zeitereigniffe ein: Zwiftigfeiten unter ihren Gliedern legte fie durch Ausgleich 
und Schiebeipruh kei. Bon ten Genoſſen erzwang fie beienbers burdh bie 
Strafe der Berhanfung Gehorfam unb gewann hierdurch ein wirkſames Mittel, 
in bie inneren Angelegenheiter ter Bunbesftäbte einzugreifen. Insbeſondere 
fah fie e8 als ihre Aufgabe an, eine gewaltfame BVerfaffungsveränderung zu 
verhüten; fie zwang daher ſchon im 14. Sahrhundert Braunfchweig nad 
achtjähriger Verhanſung zur Abſchaffung der Zuuftregierung*), nnterbrüdte 
im Anfange des 15. Jahrhunderts die Zunftaufitände in Lübeck und den ver 


9) Weber die Berfaffung ber Hanfa vgl. Sartorius 1. c. L 73— 97. 
Konföderationen erfolgten 1418 (auf 12 Jahre), 1490, 1448 (auf 6 Jahre), 1447, 
1450 u. f. w. Barthold IIE 44f. 63f. 81. 82. 92f. 

%, Sartorius l. c. L 98—313. Barthold II. 220f. IIL 1f. 

3) Sartoriud, Geld. des Hanf. Bundes II. 7065. Eichhorn 1. ec 
Note k. 1. 

32) Marquard, de jure mercat. L. III. c. 5. S. 395—399 und bie rk. 
im Anbang, bef. Das Wisbyſche Seerecht, das „ein gemeiner Kauffmann unb 
Schiffer zu Wisby geordnet und befegt" ($ 72) ©. 674f. und die hanfiſchen 
Seeordnungen ©. 688f. Vgl. auch Eichhorn L ce Sartoriug, Urkdl. Gefd. 
1. 91. Barthold L 20. 

3) Sartoriud, Gel. d. banf. Bundes II. 691f. Barthold IL 204F. 

20) Barthold Il. 204f. 
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wandten Seeftädten?”), und erklärte in der Konföberation von 1418 die Er⸗ 
haltung ber beftehenden Berfaffungen für ein Grundprincip bes Bundes ?®), 
welches fie jobann in der That in den Städten lübiſchen Rechts konſequent 
burdhführte?”). 

Diefe Verwendung der Bundesgewalt zur Unterbrüdung der Gemeinden 
war aber freilih ſchoun ein Borzeichen bes kommenden Verfalles. Mit der 
dadurch herbeigeführten inneren Berknöcherung der Taufmännifchen Ratbsariflo- 
kratien wirkten äußere Grüude — die veränderten Handelsverhältnifſe, das 
Sinken oder der völlige Untergang ber Komtore, das Steigen ber Lanbes- 
boheit und die Ohnmacht des Reihe — zufammen, um ſeit dem Ende bes 
15. Sahrhunderts den langſamen Niedergang des großen Bundes zu vollzie 
ben. Anderthalb Sahrhunberte noch beftand er, aber die Kraft feiner Glie⸗ 
der wurbe ſchwächer, und loſer — troß äußerlich feiterer Organifation — 
der Zufammenhang des Ganzen. Die Stürme ber Reformation brachten dem 
Bunde wenig Gewinn; einzelne Glieder Iöften fih, der Verein der zurüd- 
bleibenden proteftantifhen Städte nahm eine kirchliche Richtung an, er wurde 
in bie Parteiungen und Streitigkeiten der Zeit verwidelt; die Abhängigkeit 
von ben Fürften wurde bei den meiften Bunbesftäbten gefteigert. Das Siech⸗ 
thum der Hanfa konnten weder einzelne lichtere Momente noch bie vielfachen 
Konföderations- und Organifationsverjuhe des 16. Jahrhunderts aufhalten. 
Billig erfolglos verliefen dann im Anfange bes 17. Sahrbunderts die Wie 
berherftellungsverfuche, welche theils durch bie Vereinigung mit ben oberbent- 
hen Städten zu einem allgemeinen beutichen Stäbtebunde bie alten Ideen 
zu beleben, theils durch ein Bündniß mit ben aufblühenden Generalftanten 
den Bunde neue politiihe Macht zu verfchaffen ftrebten. Endlich begrub ber 
breißigjährige Krieg mit ber deutſchen Größe au die deutſche Hanfa?*). 

Fragen wir und nun, was in dieſer langen Zeit ihres Beftandes bie 
Hanſa rechtlich geweien, jo ift kaum für einen einzelnen Zeitpunkt, geichweige 
für die ganze Zeitdauer eine befriedigende Antwort zu finden. Ja es Tönnte 
feinen, als fei diefes merfwürbige Bunbesgemeinwejen überhaupt Teine Rechts- 
bildung, ſondern lediglich eine, hiftoriſche Erſcheinung geweien, als ſei bie 
Frage nach Entfiehung, Geltung und Wirkungsform ber in ihr fi mani⸗ 
feftirenden Einheit aus dem Gebiet des Rechts durchaus in das Gebiet ber 
Thatſachen zu verweilen. Nur bie einzelnen Verträge, Beliebungen und Sta⸗ 
inten, welche von ben verſchiedenen Gliedern des Bundes in engeren und 
weiteren Kreifen errichtet wurden, hätte man — fo ſcheint es — als Rechts⸗ 
akte aufzufaflen und zu charakterifiren und fo, während man vielleicht im 


5) Barthold IIL 18— 44. 

2e) Bartholb II. 45. Biker lc. ©. 571. Vgl. unten $ 56. 
) Barthold IIL 46. 51. 59f. 70f. 81. 82. 104f. ©. 3 56. 
) Bartholb IL ©. 183 — 531. Bol. Note 89. 
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hiftoriſcher und fittlicher Beziehung eine in allen Theilnehmern lebendige umb 
die Sahrhunderte überbanernde Einheitsidee anerfännte, jnriftiih die Ge 
fammterjheinung in einen Kompler einzelner Rechtsverhältnifſe und indivi⸗ 
bneller, auf beſonderen Titeln berubender Rechte und Pflichten aufzuldfen. 
Indeß wird eine wirklich rechtshiſtoriſche Auffaffung fih von einer jo atomi- 
firenden Erflärung unmöglich befriedigt fühlen. Ihr wirb jene zugleich 
ſchoͤpferiſche und gejchaffene Idee, welche mit zwingender Gewalt bie einzelnen 
Rechtöverhältniffe gerade jo geftaltete und gerade fo zu einer Geſammteinheit 
gruppirte, aud) eine Recht sidee jein, eine Rechtsidee, welche allmälig ent- 
ftanden, unfichtbar gewachlen und vielfach verändert, doch eine einige war 
und als foldhe im Rechtsbewußtſein des Volles ein lebendiges Daſein führte. 
Diefe Rechtsidee aber, welche freilich nur die eine Seite ber zugleich politi- 
ſchen, wirthichaftlichen, fittlihen Grundidee der Hanfa barftellt, war nichts 
Anderes, als bie Idee einer auf freier Einung beruhenden Genoſ⸗ 
fenfhaft aller bandeltreibenden Gemeinweſen niederdeutjdhen 
Stammes und Rechts. 

Grundlage alfo der ganzen Verbindung war und blieb der freie Wille 
ber Genofien, und dies in einem für bie moderne Anſchauung mit der bun- 
deöftaatlichen Natur des Ganzen kaum zufammen zu denkenden Grabe. Der 
Austritt war in jebem Augenblid zuläffig, Zwang zum Berbleiben unmöglich. 
Umgekehrt war Ausſchließung ans der Genoſſenſchaft die hoͤchfte Strafe unb 
das einzige Zwangsmittel gegen ein Bundesglied. Geldftrafen, Schiebsfprüde 
auf Leiftung von Handlungen nnd andere Zwangsurtel waren nur Verſuche, 
ohne das äußerfte Mittel das Gefammtintereffe zur Geltung zu bringen: eine 
wirflihe Bundeseretution, ein pofitiver Zwang ift nicht ein einziges Mal voll- 
zogen. Nur weil mit dem Ausfhluß aus ber Hanfa jede Theilnahme am 
ihrem Geſammtrecht und das Verbot jedes Verkehrs eines Genofien mit dem 
Derbanfeten, aljo eine Tommercielle Aechtung, verbunden war, wirkte bie An- 
drohung und Vollziehung beffelben Träftiger als irgend eiu pofitiver Zwang, 
kamen erft feit dem allmäligen Verfall des Bundes Austrittterflärungen, Be⸗ 
gebungen, Verzichte und Kündigungen vor, ſchien troß der freien Auflösbar⸗ 
keit des Dereins feine Auflöfung kaum denkbar”). 

Mitglieder der Genofjenfchaft waren diefenigen Gemeinweſen, bei welchen 
ber eigene Wille und der Wille der Geſammtheit auf ihre Zugehörigkeit zu⸗ 
fammentraf. Solche Gemeinweien waren Anfangs voruemlih die Aaufınanns- 


20) Selbft in ben Jahren 1630 unb 1681 wurde die Hanfa formell nicht 
aufgelöft, fondern nur vertagt. Der engere Bund von Hamburg, Lübeck unb 
Bremen überhahm das Recht und bie Pflicht, für die Wiebererftehung ber 
Hanfa zu lorgen, und machte noch 1651, 1662, 1668 u. 1669 fruchtloſe Verſuche, 
fie auf allgemeinen Städteverſammlungen neu zu gründen. Barthold IIL 
©. 524 - 530. 


$ 45. Die Stäbtebfnde. 473 


gülben, in der Blüthezeit der Hanfa fie und die Städte in enger Verbindung 
enblich die Städte allein. Aber auch als das Lebtere feftftand, blieb ber 
Umfang der Genoffen immer zweifelhaft. Da nichts dem Bunde zur Zeit 
feines Glanzes ferner lag als das Streben nad) Ausichlieglichkeit, da wielmehr 
in einer Zeit, in welcher lebendiger Gemeinfinn und großes Streben noch alle 
Genoſſenſchaften nad Erweiterung drängten, bie mächtigen Bororte auch den 
Pleinften Städten die Theilnahme an Tagfahrten und hanfiſchen Bortheilen 
immer offen hielten: jo galt im weiteften Sinn bie Geſammtheit aller nieder⸗ 
bentichen Städte, der ganze Bürgerftand jächfiichen und friefiihen Stammes, 
als zur Genofſenſchaft gehörig). Sie alle konnten Boten zu den Tagfahr⸗ 
ten ſenden und ftimmen, ihrer aller Kanflente genoffen im Auslande der von 
ber Hanja erftrittenen Sreiheiten und Rechte. Börmlihe Aufnahmen in den 
Berein Tamen daher — von der Wiederaufnahme verhanfeter Stäbte abge 
jehen — Anfangs gar nicht vor. Erſt mit dem beginnenden 15. Sabrhundert 
änderte fi dies allmälig. Ausdrückliche Aufnahme warb üblih, fie warb 
bald erihwert*'), das Streben nad Begrenzung ber Genofienzahl warb er- 
tennbar. Man begann nunmehr and), von ben Genoffen vollkommenen Rechts 
geringere Genofjen zu untericheiden, die auf den Tagfahrten nicht erichienen, 
fondern nur paffiv am banflichen Recht Theil nahmen, den Schußgenofien 
anderer Vereine vergleihbar**). 

Die Höhfte Bundesgewalt war bei der Genofienverfammlung, ben auf 
den Tagfahrten durch ihre abgeorbneten Rathmannen vertretenn Stäbten. 
Die Ladungen ergiengen von Lübeck und in ben Dritteln ober Duartieren 
von deren Bororten, body wurde meift erft ausdrücklich bie Befugniß, fie zu 
erlafien, anf bie einzelne Stabt übertragen. Kaum je erfolgten fie vollftän- 
dig. Eine regelmäßige Berfammiungszeit ftand nicht feft, meift wurde bie 
nächfte Tagfahrt auf ber vorhergehenden verabredet. Die Repräfentation ber 
Städte wear nicht geregelt und oft genug wurben bie Beichläffe von beu 
Deputirten auf ben vollen Rath ad referendum genommen. Ueber den 
Abſtimmungsmodus ſtand urfprünglih gar nichts feſt und jelbft fpäter 
kam ein Majoritäteprincip nur bezüglich ber Angelegenheiten ber Niederlagen 
im Auslande zu voller Anerkennung. Erinnert dies Alles an ein bloßes 
Bertrageverhältuig, fo zeigt fich ein entſchieden bunbesftantliches Princip in 


“0, Daher wurben au De beutfchen Gemeinden in Stodholm, Kalmar, 
Kralın unb fonft in Polen zur Hanfa gerechnet. Gartorins L 84. Rad 
1470 verfchwinden Krakau und Breslau. 

1) 1441 wurbe beichloffen, daß vor Aufnahme eines neuen Mitglieds erft 
Lübed ober eine andere vornehme Stadt die ganze Hanfa berufen ſolle. Barthold 
II. 80. 

=) Sartorius wi fie als unmittelbare :ımb mittelbare Hanfeftäbte ber 
zeichnen. L 87. 
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dem durch die Einladungen geſtellten Präjudiz, daß die nicht erſchienenen 
Städte fich die Beichlüffe der erſchienenen gefallen laſſen müßten, und in ber 
von Anfang an bervortretenden Thatſache, dab die verfammelten Stäbtehoten, 
jo gering auch ihre Zahl oft ift, Namens ber Hanfa beiäliegen und alle 
Glieder des Bundes damit unbebingt verbinden. 

Ebenſo aber trat die über ber Geſammtheit aller Einzelnen wirkſame 
bundesftaatliche Einheit von Anfang an in der Art und Weile hervor, wie 
der Einfluß ber natürlichen Theilung des Vereins in Haupt und Glieder zur 
Geltung fam. Immer war Lübeck das Haupt des Bundes, und wenn aud) 
dies ein rein thatfächliches Verhältniß ſchien und felbft fpäter die ihm aus 
brüclich heigelegte Direktorialgewalt von Köln beftritten blieb, fo war doch 
die Leitung aller Bunbesangelegenheiten, die Ausichreibung von Tagfahrten, 
die Initiative und ber überwiegende Einfluß in allen baufifchen Dingen jo 
unbeftritten bei Lũbeck, daß ficherlih feine Bundesvorſtandſchaft nicht blos 
als Faktum, fondern als Recht vom Zeitbewußtjein empfunden die Pflicht ber 
Glieder, fi der durch Lübeck zur Ericheinung kommenden Gefammteinbeit zu 
fügen, als Rechtspflicht betrachtet warb. Aber freilich beruhte die Oberleitung 
Lübecks auf feinem andern Titel, als auf ben ihm dur den Gefammtwillen 
ſtillſchweigend übertragenen Befugniffen, im Uebrigen war es Genoffe uuter 
Genoffen*). Achnlid) war die Stellung der Bororte au ber Spike ber ein- 
zelnen Gruppen, in welche ber Geſammtbund zerfiel, der Dritteld- ober Quar⸗ 
tierftädte. Diefe Abtheilungen der Hanfa, deren Beitimmung unb Umfang 
häufig wechſelte““), waren, ganz im Geifte der Zeit, nicht etwa abminiftrative 
Bezirke, ſondern engere Genoffenichaften, welche der Geſammtheit gegenüber 
eine große Selbftänbigkeit auch in hanfiſchen Dingen befafen, autonom Be 
liebungen feßten, das nächfte Gericht für Streitigkeiten ihrer Mitglieder bil- 
deten und freien Bünben ähnlicher ſahen als von oben gemachten Abtheilun- 
gen. Ueberdies aber beftanden zahlreiche Sonderbünde, Landfriebenseinungen 


“ Mit Recht hebt Barthold I. 17 hervor, daß in ber genofienfchaftlichen 
Gleichheit und Selbftändigkeit ber Glieder ein dharakteriftifcher Unterfchieb von 
den Hanbelsftanten aller anderen Zeiten, welche fich ftetö um eine Gentralmacht 
gruppirten, Tiegt. 

) Zuerft Eintheilung nach dem Vorbild bed flandrifchen Komtors; dann 
1443 drei Quartiere unter Lübel, Hamburg, Magdeburg; 1447 vier Quartiere 
unter Lübel, Hamburg, Magdeburg und Braunfhweig, Münfter, Nimmegen, 
Deventer, Wefel und Paderborn (unter Webergehung von Köln). Die Geeftäbte 
waren wieberum in ein liev- unb gothländifches, ein wendifches unb ein nieber- 
Länbifch-füderfeetfches Drittel geheilt. Später kam die Cintheilung in vier 
Quartiere auf, dad wendifche unter Lübed, das preußifch-Tienlänbifche unter Danzig, 
das koölniſche, das fächfifche unter Braunſchweig. Daneben beftanden aber be- 
fondere Vereinigungen unter den wendifchen, pommerſchen, weftphälifchen, kleve⸗ 
möärkifchen, geldrifchen, friefifchen, oberyfſelſchen Städten u. f. w. 
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u. f. w. ven Hanfeftäbten mit Hanfeftäbten ober Fremden, bie einander, un- 
beſchadet der Einheit des davon unabhängigen Hanſabundes, als felbftändige 
Körperichaften gegenüberftanben, fi ftritten und vertrugen und ihre eigenen 
Angelegenheiten volllommen für fi) ordneten““). Durch eine fo reihe und 
mannichfache Gliederung kam jedes Einzelintereffe zur Geltung, es war eine 
verhältnigmäßige Theilnahme auch der Meinften Städte an den Gefammt- 
angelegenheiten möglich und ed war damit eine Organifation gegeben, welche 
in lebentigem Yluß ber Formen ſich den jebesmaligen Verhältnifſen anpaßte. 
Die fo zufammengejeßte und gegliederte Genoſſenſchaft war vorzugewelie 
im Snterefje des Handels und der Schifffahrt wirffam, keineswegs aber waren 
daranf oder auf die damit zufammenhängenden Angelegenheiten ihre Bereins- 
zwede beſchränkt. Gleich allen mittelalterlihen Genoffenihaften gieng fie auf 
alle Diejenigen Zwecke menfchlicher Gemeinſchaft überhaupt, welche durch bie 
fo geftaltete Geſammtheit beſſer als durch die einzelnen Glieder ober ihre 
Sonderbünde zu realifiren ſchienen. ‘Deshalb griff fie zwar da, wo die Kraft 
der einzelnen Stabt ober (wie z. B. meift für Landfrieden) eine engere Einung 
zu genügen fchien, jelten ein. Dagegen verband fie mit dem Charakter als 
Hanbelsverein zeitweife einen fehr ausgeprägt politifchen, zur Reformationgzeit 
einen kirchlich Eonfeffionellen Charakter, zog Verfaffungshändel in den einzelnen 
Stäbten, religißje Angelegenheiten u. ſ. w. vor ihr Forum und hielt ſich fo- 
gar für kompetent, auf Anrufen ber weitphäliihen Städte gegen bie Vem⸗ 
gerichte einzufchreiten.. Daß ber Bund als folder Subjekt Sffentlidher wie 
privater Rechte fei, konnte nicht bezweifelt werden. Immer trat die Hanfa 
als eine Sejammtperjönlichkeit handelnd auf. Ob es ihr gleich Tange felbft 
an einem Namen, immer an einem eigenen Siegel fehlte, war fie doch als eine 
friegführenbe, vertragfchliefende, Rechte und Privilegien erwerbende politiſche 
Machteinheit nach außen ftets anerkannt. Mit der Summe ber ihr zugehörigen 
Städte konnte man hierbei ſchon deshalb die Hanfa nicht identificiren, weil 
vielen ihrer Glieder, die in der Heimath 'untergeorbnete und abhängige Land- 
ftäbte waren, die von der Geſammtheit geübten Rechte niemals gebührten. 
Aber au nah innen war der Bund als folder das Subjekt von Gewalt⸗ 
und Bermögensrechten, wenngleidh bier die Grenze zwiſchen dem Recht ber Ein- 
heit und dem Recht der Glieber unficher und ſchwankend war. Die Bundes 
gewalt erſchien oft überaus ſchwach, oft kaum begrenzt. Geſetzgebungsrecht in 
Handels und Schifffahrtsſachen, Handhabung des genoſſenſchaftlichen Friedens 
und Rechts, genofienihaftlihe Gerichtsbarkeit und Strafgewalt, und vor Allem 
Das Recht, die Stellung eines verhältnigmäßigen Kontingentes an Schiffen 
und Mannſchaften zu fordern oder eine Bunbesftener auszujchreiben, waren 


5) Viele Belege finden ſich in der Geſchichte bes Bundes ber ſaſſiſchen 
(oberheidiſchen) Städte (in ber Hanſa bas Braunfchweigifch- Magbeburgifche 
Duartier) v. Bode, Ford. 3. D. ©. IL. ©. 2097. 
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unbezweifelt beim Bunde. Gr war ber Inhaber ber fogenaunten hauſtſchen 
Freiheiten und Privilegien, der Rechte in den Kaufböfen und Faktoreien, ber 
auswärtigen Handelsmonopole n. ſ. w. unb nur als lieber des Ganzen 
nahmen die einzelnen Stäbte daran Theil). Die Hanfa beſaß unbewegliches 
Eigentum und Pfanbbefit an Burgen und Schloͤſſern, bald auch an ten 
auswärtigen Kaufhoͤfen. Auch eines beweglichen Bunbeinermögens bedurfte 
ed, um aus Bundesmitteln die Ausgaben für Kontingente, Sölbuer, Sub 
fidien und Darlehn, Kauf von Freiheiten, Berwaltung und Bertbeibigung 
hanſiſchen Eigenthums, Geſandtſchaften, Erſatz auperordentlih und unveridhul- 
bet erlittenen Schadens n. ſ. w. zu beſtreiten. Gier gelangte man indeß — ſehr 
zum Nachtheil ber inneren Seftigkeit und Einigkeit — nicht zur Bildung eines 
einheitlichen Bundeshaushalts, ſondern blieb bei ber fehr unvolllommenen Ein- 
richtung ftehen, daß die einzelnen Städte oder Kreije die Abgaben bei ſich für 
Bundesrechnung erhoben, davon ihre Ausrüftungsfoften abzogen, den Ueber⸗ 
ſchuß aber auf ten Tagfahrten ben amberen Stäbten, welche zu wenig er 
boben hatten, zum Erſatz der für den Bund gemachten Rüftungen oder Aus 
Ingen mittheiltn. So entfland ein Tomplicirtes Syftem von Redmungen 
unb Gegenrechnungen, bei welchem zwar nicht begrifflich, wol aber praftifd 
die Frage, was dem Bunde, was dem Einzelnen gehöre, was für Bunbei 
und was für Privatzwede verauslagt fei, häufig zweifelhaft war unb Streit 
veranlaßte *). 

TI. Während jo in ben nieberbeutichen Stäbten alle Bünbniffe und Einun- 
gen fchlieglich in der Hanfa gipfelten, gieng von ben oberbeutichen Freiftäbten eime 
Cinungsbewegung aus, welde auf eine Neugeflaltung ber Keichöverfaffung 
felber binzielte und zunächft für biefe, mittelbar für die Lanbeiverfaffungen vom 
hoͤchfter Bedeutung wurbe. 

Die frühefte und großartigfte Erſcheinung, welche freilich faft wie ein 
Meteor erſchien und verſchwand, war ber große rheinifhe Stäbtebunn®), 


“) Über auch allgemeine Beliebungen über bie Pflichten ber Bundesgenofſen 
in politifcher Hinfidht giengen von der Geſammtheit aus. So z. B.: baf bie aus 
einer Stabt verftoßenen ober fhulbflüchtigen Bürger iu feiner Bunbesftabt auf 
genommen, Bürger, bie in einer Stabt ihr Bürgerrecht aufgegeben, im feiner 
anderen als Bürger zugelaffen werben follten; daß es verboten ſei, Feinde eines 
Genofien mit Geld, Lebensmitteln, Mannſchaft zu unterftügen; daß geraubtem 
Gut fein Borfchub geleiftet werben dürfe; daß geiftliche Gerichte in dem Gtäbten 
zu befchränfen feien u. |. w. 

) Bl. auch noch Th. IL 

=) Bol. Datt, de pac. publ. ©. 233—26. Eichhorn, R. G. 8 27. 
Schaab, Geſch. des rhein. Städtebunds. 2 Bde. 1843. Der 2. Band N. 
Arnold, Sreiftäbte IL 66f. Kläpfel, i. d. Zeitfchr. f. Geſch. VL ©. 289—309. 
Böhmer, Regeften zn ben Sahren 1254 — 1256, bef. ©. 350f. — Die Prote 
tolle der Stäbtelage von Worms 1254, von Worms, Mainz, Worms, Worms, 
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welcher um die Mitte des 13. Jahrhunderts Alles, was die Einung jemals 
leiſten konnte, mit Einem Schlage vollenden zu ſollen, welcher berufen ſchien, 
das dentſche Reich mitten aus tiefftem Verfall als mächtigen Bundesſtaat neu 
zu Tonftitniren. Mit beiſpielloſer Schnelligkeit wuchs dieſer gewaltige Verein 
aus einem im Yehruar 1254 zwiſchen Mainz und Worms geichloffenen, im 
April und Mai durch ben Zutritt von Oppenheim und Bingen verftärkten 
Dunbe®) no im Laufe deſſelben Jahres zur höcften Blüthe empor. Ueber 
hundert Städte von Bafel bis Köln, von Zürich bis Bremen gehörten ihm 
an, bie mächtigften Fürſten, die Erzbiichöfe von Mainz, Köln und Trier, bie 
Biſchoͤſe von Worms, Strasburg, Bafel und Metz, ber Pfalzgraf bei Rhein, 
und viele Grafen und Herren befannten fi, wenn auch balbgewungen, zu 
feinen Mitgliedern). Aber auch nad) biefer Ausdehnung auf Yürften und 
Herren blieb der Bunb feinem Weſen nad) ein Bund der Städte, indem 
Leitung, Gortbilbung und Durchführung befjelben allein von den Städten 

amögieng®'). Dennoch war er nicht blos auf Beförberung des ſtädtiſchen In⸗ 
terefjeß gerichtet. er hatte auch nicht blos die Herftellung eines Landfrievens ®) 
unb bewaffnetes Einſchreiten gegen Friedensbrecher zum Ziel: jondern er gieng 
gerabezu auf Nenbegrünbung des zerfallenden Reichs durch eine anf dem Wege 
der Einung zu ſchaffende öffentliche Rechtsorbuung °*). Deshalb trat der Bund 
als der erflärte Vertreter des herrenlojen Reiche zu Ehren Gottes, der Kirche 
und bed Reichs und zum gemeinen Wohl der Armen unb Reichen auf®‘); 


Oppenheim 1255, von Köln, Mainz, Mainz, Würzburg, Mainz 1256 b. Böhmer, 
‚Cod. Moenofr. ©. 95—113, Schaab 1. c. II. 16f., Pers, Leg. II. 869— 379. 
@, Url. 6. Böhmer lc. ©. 100f. Schaab IL Rr.4—6. Diefe Bünd- 
niffe zeichnen fi von vornherein and durch ihre Eingehung für ewige Dauer, 
durch bie Allgemeinheit ihrer Zwecke (propter culturam pacis et justitiae ob- 
servationem), durch die Niederſetzung eines ftänbigen, von jeder Stabt-burd 
4 Rathmannen zu befhidenden Bundesgericht und Beftinmungen über das 
Berfahren vor diefem, den Reinigungdeid der beſchuldigten Stadt u. f. w. 

w) ©. das Verzeichniß v. 1256 6. Böhmer 1. c. ©. 108, Perk 1. c. 
©. 374. 

5) Bol die Bemerkung Alberts v, Stade b. Datt ©. 24: non placuisse 
. rem principibus nec militibus, sed neque praedonibus et muxime his, qui 
habebant assidue manus pendulas ad rapinam, dicentes esse sordidum, mer- 
catores habere super honoratos et nobiles dominium. 

“) Die Einrichtung eines folchen auf 10 Jahre war die erfte That der ver- 
bũndeten Staͤdte. Url. v. Suni 1254 Böhmer ©. 108. Bgl. 1255 ib. 95: 
firma pax et treuge stabiles super universis guerris et discordiis sunt statutae, 

3, Bundesfeldzüge gegen Sriedbrecher 6. Zorn, Wormſer Chronit S. 200. 
204f. Schaab L 118f. KTüpfell. c. ©. 300f. 

*) Das Bundesgrundgeſetz v. 1254 beginnt: ad honorem dei et s. matris 
ecclesige necnon sacri imperii... et ad communem utilitatem equaliter divi- 
tibus et pauperibus ordinavimus hec statuta ... . que visa sunt reipublice 
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deshalb berüdfichtigte er neben dem ftädtiichen Intereſſe Recht und Jntereſſe 
der Fürften und Herren, der Welt: und Orbensgeijtlichen, und — was leiber 
feine fpätere Einung that — des Bauernftanbes'); deshalb aber machte er 
es allen Stätten und Herren ter Nachbarſchaft nicht zur Sache ber freien 
Wahl, fondern bei Strafe ber Frietlofigkeit zur Pfliht, den Bund zu be 
ſchwoͤren e). Die energiiche Thätigkeit, welche er gleidy auf den erften Städte⸗ 
tagen entfaltete, fchien von Erfolg gekrönt, als nah Konrads Rob Wil. 
beim von Holland einmüthig als König anerkannt warb und ben Bund 
beftätigte, feine Beichlüffe ale Geſetze publicirte Allein Wilhelm fiel gegen 
die Friefen und allen Anftrengungen der verbundenen Städte gelang es nicht, 
das Reich vor erneuter Anarchie zu reiten. Zwar verpflichtete der Bund feine 
Glieder, das erledigte Neich uud feine Güter zu ſchützen; zwar erlieg er ein 
Schreiben an die Fürften, worin er dringend zu einmüthiger Königswahl 
mahnte, für deu Fall zwielpältiger Wahl aber feierlich erflärte, daß keine Stadt 
einem ber Prätenbenten ihre Thore öffnen und huldigen werbe, eine zuwiber« 
handelnde Stabt aber als meineidig, ehrlos und friedbrüchig zeritört werben 
folle; zwar erlangte er jo viel, daß Städteboten zum Wahltag geladen und 
bie verbundenen Stäbte von ben weltlichen Yürften, welche ihre Stunmen 
vorläufig auf Otto von Brandenburg vereint hatten, hiervon in Kenntniß 
geſetzt und zu bewaffneter Unterftügung aufgefordert wurben®”): als aber troß 
alledem jener ſchmachvolle Handel gejchloffen wurde, durch den bie Erzbiichöfe 
die beutiche Krone an zwei fremde Fürſten verkauften, reichte weber die Kraft, 
noch die Organifation, noch der Muth der Stäbte aus, Die gefaßten Beichlüffe 
zu vollziehen. Sie fügten fih — eine jede der Wahl ihres Biſchofs — und 
damit war ber Bund zerrifien. 

Trotz feiner kurzen Blüthe aber war der rheiniſche Städtebund von emi- 
nenter politifher Wichtigkeit. War durch jeinen Ball der Sieg ber Fürften 
über das Kaiſerthum einerjeitt, die Städte andererſeits entſchieden, fo hatte 
doch fein Beitehen ten Stäbten für immer wenigftend einen untergeorbneten 
Antheil an Reiche und öffentlichen Angelegenheiten gefichert, die Reichseinheit 
aber wenigftens vor völliger Sprengung gerettet. Anch in rechtsgeſchichtlicher 
Hinfiht aber verdient dieſer Bund und bie Verfaſſung, welche er fih im 


expedire. Die Beihlüffe von 1256 werden gefaßt „ad salutem totius populi 
et terre“, „pro patriae salute* etc. 

6 Den Fürften und Herren verfprah man Adhtuug ihrer Rechte uud Be 
feitigung der Pfalbürger, ven Gelftlihen Immunität ihrer Hänfer und Höfe, 
für Die Bauern beftimmte man: tutores esse volumus et defendere injurias, 
si pacem nobiscum servaverint. 

se), Qui vero pacem nobiscum non juraverit, exclusus a pace general 
permanebit (1255 Böhmer 105); & pacis commodo ‚penitus sint exclusi nec 
pax violabitur in eisdem (1256 ib. 93). 

Perg II. 378. 879. 
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Ditober 1254 zu Worms gab und in dem folgenden Sahren auf den ferneren 
Städtelagen ausbildete, größere Beachtung, als ihm bisher zu Theil geworben 
if. Denn er fprad den Grundgedanken aller fpäteren politifhen Konföbern- 
tionen gewiffermagen im Boraus aus und zeigte in feiner troß der kurzen 
Zeit feines Beitandes ſehr beftimmt und feit ausgeprägten Organifation ein 
fpäter oft nicht erreichte Vorbild der in Deutichland ſeitdem fo zahllos ein- 
gerichteten Bünde und Bunbesverfaffungen. 

Der Bund, auf ewige Dauer berehnet, war eine Friedens⸗, Bundes⸗ und 
Eidgenoffenichaft (eine confoederatio, conjuratio, consortium sanctae pacis) 
von Herren und Städten (domini et civitates universae sanctae pacis foe- 
dere conjurati),, Mitglied des Bundes wurbe man durch Aufnahme jeitens 
ber Geſammtheit, diefe pflegte aber an einzelne Städte Vollmacht zur Auf 
nahme und Einſchwoͤrung benachbarter Stäbte und Herren zu geben ober ſolche 
nachträgli zu ratihabiren e). Nach außen und innen war ber Bund eine 
geihlofjene Einheit, welche als ſolche berechtigt und verpflichtet, handlungs⸗ 
und willensfähig war, Fehden erflärte und führte, Bergleiche ſchloß, ftrafte 
und entihied. Das Organ bes Bundes war die Berfanmlung ber Bunbes- 
tagsabgeorbneten, welche viermal im Jahr an beftimmten Tagen unb au be 
ftimmten Orten (in Köln, Mainz, Worms, Strasburg) abgehalten werben 
follte (colloquia generalia pro sancte pacis nogotio in perpetuum .. con- 
servanda), überdies in außerordentlichen Fällen berufen werben konnte. Die 
Boten der Städte und Herren follten volle Macht haben, im Namen jener 
zu handeln und zu beichliegen. Meberdie waren Austräge und Bunbesgerichte 
für Streitigkeiten unter ben Mitgliedern angeorbnet. Häupter bes Bundes 
waren die Städte Mainz und Worms, welde die Bundesausichreiben, jene 
für den Niederrhein, dieſe für den Oberrhein, erliegen, bie Erhaltung des 
Bundes in ihren Bezirken zu bewachen, Klagen und Beichwerden anzunehmen 
und die erfte Mahnung zur Genugthuung an Friedbrecher zu erlaſſen hatten. 
Der fo organifirte Bund befa feinen Gliedern gegenüber eine große Madht- 
vollfommenheit. Er verbot ihnen jede Gewährung von Waffen, Lebensmitteln, 
Darlehen an Widerſacher des Friedens und jede Gemeinſchaft mit Ungenoffen. 


se) Städtetag zu Würzburg 1256 Böhmer 112: Concedimus etiam domino 
episcopo herbipolensi et civibus potestatem, quod loco omnium nostrum recipiant 
in sancle pacis consorlium dominos et civitates provinciarum ipsis conjunctarum, 
quicunque voluerint ad sancte pacis confederationem se astringere juramento. 
Dazu Aufuahme v. Regendburg 1256 ib. 118, Schaab Nr. 30. ©. 87 (in nostrum 
et omnium civitatum pacis federe unitarum .. . consortium) und Bevollmächtigung 
zur Aufnahme anderer Etäbte, Beitritt v. Köln 1255 b. Böhmer ©. 98, Ennen 
u. Ederg IL 117f; v. Nümberg 1256 b. Böhmer 114, Schaab Nr. 82 (ci- 
vitas recepta ... . in consortium sancte pacis); Urk. über den Beitritt zahl⸗ 
reicher weftphälifher Städte b. Ennen u. Ederp IL 836. 347-866. 429, 
Aufnahme v. Ordendbrüdern 1256, Urk. Rr. 22 u. 89 b. Schaab II. 
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Dem Genofien, der ben Bundesfrieben bräche, drohte er fchnellere Strafe, als 
dem Fremden. Nicht nur Ausichliegung ans bem Berein und Friedloſigkeit 
traf die Stadt, welche den Frieden brach oder dem Bunde ungehorfan war: bes 
gebrochenen Bunbeseides wegen ſollte fie als ehrlos und eibhrüdig zerftärt 
werben. War dagegen an einem Bırnbeögliebe ber Friebe gebrochen, fo follte, 
wo nicht Selbfthülfe ausreichte, anf feine Mahnung und eibliche Berficherung, 
daß ihm Unrecht gefchehen, bie benachbarte Stabt und, wenn auch das nicht 
genügte, der gefammte Bund einjchreiten. Jede Stabt wurde verpflichtet, 
Waffen, Kriegsſchiffe und Mannſchaften bierfür iu beftimmter Zahl bereit zu 
halten und als Bundescontingent zu ftellen. Auch hatte der Bund das Recht, 
eine Bunbeöfteuer auszujchreiben, wie er dies 1255 zur Erbauung eines Bun- 
beshaufes that"). | 
Vergleichen wir diefe Derfaffung, welche man als die ältefte Bundesver⸗ 
faffung Deutſchlands betrachten Tann, mit ber Organijation, welche die Hanſa 
in ihrer Blüthezeit hatte, fo finden wir bier faum Eine ber bort bemerkten 
Unvolftommenheiten wieder. Eine durdigeführte Auwenbung ber Principien 
und Formen ber deutichen Genoffenihaft auf die bundesſtaatliche Einigung 
politiiher Machteinheiten zu einer höheren Einheit — ſchien dieſe Berfaffung 
in der That geeignet, das deutſche Reich in der Geftalt eines einheitlich ge- 
orbneten Bundesgemeinwejend neu zu begründen. Ein fo kräftiger Zwang 
des Sonderrechts unter das Geſammtrecht, eine fo ftarfe Bundesexekutive, eine 
fo feft geregelte und fo häufig zufammentretente Bundesverſammlung mit fo 
ausgebehnten Befugniffen der Geſetzgebung, der Beitenerung, des Richterfpruche, 
ein fo unbedingtes Anerkenntniß der Repräjentation jedes Bundesglieds durch 
feine Abgeordneten, mit Einem Worte, eine ſolche Fülle wahrhaft ftantlicher 
Einheit, wie die Bunbbriefe von 1254 und 1255 fie ansſprachen, finden fidh 
in keiner fpäteren Berfaffung, am allerwenigften in der ſchließlich durchgeführten 
Konföderation der Reichsftände, vereint. Wenn gleichwol der große Bund jo 
ſchnell zerfiel, wie er entitanden, während bie im Vergleich zu ihm kaum or- 
ganifirte Hanja Jahrhunderte laug eine politiſche Einheitsmacht bildete und 
bie gleichfalls auf eine weit unvolllommenere Berfaffung gegründete Eitge- 
noſſenſchaft der Schweizer langjam zum Staat führte: fo zeigt es ſich deutlich, 
wie machtlos eine Berfaffung ift, die nicht zugleih im Rechtsbewußtſein ver 
Geſammtheit als feftgewurzelte Rechtövorftellung lebt. Die freien Gemein- 
weien, welde an der Spitze der Bewezung ftanden, mochten die Idee eines 
großen, auf die Einung gegrünbeten beutichen Staates lebensvoll in fidh 
. tragen: die große Mehrzahl des Volkes war für einen ſolchen Gedanken nicht 
im Entfernteften reif, Der niebere Adel gegen ihn gleichgiltig, Kirche und 
Herrenftand ibm feindlih. So hochherzig das Streben ber Städte war, über 
das eigene Intereſſe hinaus aus einem Städtehund einen Bund des ganzen 


s°) Weber dies Alles die Protololle der Städtetage, 


8 45. Die Gtädtebünbe. 481 


Volkes zu machen: gerabe dadürch fcheiterte dans Werl. Die ſcheinbare Stär- 
fung, welche der Bund durch den Beitritt von Fürften und Herren gewann, 
war in ber That, da biefe nichts weniger als feine Durchführung wollten, 
ber Keim feines Untergangs. 

Nach dem Verfall des großen Stäbtebundes trat über ein Jahrhundert 
lang das Streben nad erneuter Vereinigung aller oberdeutjchen Stäbte vor 
einem mebr partikulären und vorübergehenden Bündnißweſen zurüd. Vielfach 
waren jogar die Stäbtebünde auf bloße Landfriedenseinigungen zujammenge- 
ſchrumpft, eine Geſtalt, in welcher die goldene Bulle, welche befanntlid im 
Interefje des Fürftenftandes die alten Ginungsverbote ermeuerte, fie allein ge 
ſetzlich für zuläffig erklärte). Andere Einungen verfolgten zwar allgemeinere 
Zwede als die bloße Sicherheit, waren aber wegen ihres geringen Umfangs 
oder ihrer beichränkten Dauer nicht geeignet, wahre Stäbtegenofienichaften zu 
erzeugen. Dazu kam, daß bie Stäbte auch mit einzelnen Rittern, Herren oder 
Fürften vielfah Bündniffe und Einungen eingiengen, welche der Natur ber 
Sache nach nicht auf die Herftellung von Bunbesgemeinweien, jondern mur 
anf die Begründung von Bertragsverbältnifien gerichtet waren. Schutz⸗ und 
Trutzbündnifſe unter Nachbarftähten, Verträge über Gerichtsbarkeit, gemein- 
ſames Bürgerrecht u. |. w. kamen ebenfalls in großer Anzahl vor, allein and) 
dadurch wurden natürlich an fich noch nicht jelbitändige Stäbtehünde über ben 
Städten, fondern nur einzelne Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Stäbten als 
Subividuen begründet *"). 

Gleichwol beftanden das ganze 13. und 14. Jahrhundert hindurch gewiſſe, 
meift ſchon innerhalb bes großen xheinifchen Bundes enger mit einander ver- 
knũpft geweiene Stäbtegruppen, welche in Folge anbauernder ober zwar anf 
Zeit geichlofiener aber regelmäßig ernenter Bündniſſe fich felbft und Anderen 
als bleibende Rechtseinheiten galten, die dann ihrerſeits nicht bloß in ihren 
einzelnen Gliedern, jondern als Geſammtheiten Berträge, Bünbniffe und 
Friedenseinungen mit einander und mit Fürften und Herren eingiengen. In 
diefen Städtebünden, weldhe jo nur jelten auf ausdrücklichen Berfaffungen, 
häufiger auf einem ausgebildeten Gewohnheitsrecht, bisweilen ſogar auf einer 
rein inneren Rechtsanſchauung berubten, war ein Träftiges Geſammtleben über 
den Gliedern wirkſam und erzeugte fi) mehr und mehr auch einen rechtlichen, 
das Verhältnis von Bundesgewalt und Einzelreht firirenden Ausdruck. Wur⸗ 
den dann zwifchen foldhen Städten Verträge und Beliebungen über einzelne 
Punkte, Bünbniffe auf Zeit, Einungen über Friedenshandhabung u. |. w. errichtet 
oder erneuert, jo jcheint nicht blos uns, fondern jdhien noch mehr den Pacie- 


“) Bol. 5 47. Ueber ben Unterfhieb bloßer Lanbfriebenseinungen von 
wahren Stäbtebünden f. Viſcher, Forſch. z. D. &. IL 17. 

*ı, Ein Verzeichniß der einzelnen Einungen in den Regeſten Böhmer’s, 
def. 1814— 1847 ©. 248 — 247. 
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centen barin eher der Geſammtwille eines bereits vorhandenen Bundes, als 
ber Einzelwille der Städte zur Geltung zu kommen; fie waren Ausfluß, nicht 
Grundlage einer Berbindung, Folge der Bundesautonomie, nicht voͤlkerrechtliche 
Alte, Statuten, nit Berträge. Bon einer auch nur annähernden Feftftellung 
der Grenze im Einzelnen kann natürlich für eine Zeit, die eben erft anfieng, 
das Borbandenjein ſolcher Unterjchiede zu ahnen, nicht die Rede fein. 

Bon foldhen ald Bünde geltenden Stäbtegruppen war bie wichtigfte auch 
jet noch die Gruppe ber Rheinftäbte, von welchen der große Bund ausge 
gangen war. Shre Verbindung fcheint in keinem Momente ganz unterbrochen 
zu feine). Bon befonderer Bedeutung wurde biefelbe von Neuen im Sabre 
41273, indem die Stäbte Worms, Mainz und Oppenheim ſich mit den vier 
wetterauiſchen Städten eibli in einen ewigen Bund vereinten, das alte Ge⸗ 
Iöbuiß, einen anderen als einen einftimmig gewählten König aufzunehmen 
und zu unterftüßen, erneuten, und zur Durchführung ihrer Zwecke gleichzeitig 
ein Schutz⸗ und Trutzbündniß auf zwei Sahre eingiengen. Unbedingt follte 
eine Stabt der anderen helfen, wenn bieje durch bie Mehrheit ibres Raths 
etblich befunden würbe, daß ihr Unrecht geicheben fei, jeben die Feinde einer 
Bundesftabt unterftühenden Bürger follte Verbannung ober Gelbftrafe treffen, 
endlich follte, was beſonders harakteriftiih für die bunbesftaatliche Natur der 
Einung ift, in jeder Stadt für alle Zukunft jeder neu eintretende Rathmann 
den Bund beihwörn"). Bon nit zu unterſchätzendem Einfluß auf die end⸗ 
liche einhellige Königewahl, waren biefe Beichlüffe fowol für die Stellung der 
Städte im Rei, als für ihren inneren Zufammenhang überaus wichtig. Die 
Rheinftäbte blieben von ba an das ganze 14. Jahrhundert verbunden 
und erblidten in den oft erneuten Berträgen nur eine Betätigung alten 
Rechts). Die wetterauiſchen Städte (Brankfurt, Friedeberg, Gelnhauſen, 
Wetzlar) blieben ebenſo eine unter ſich eng verbundene Gruppees). Aber auch 
ſonſt in Franken, in Baiern, im Elſaß traten die Städte mehr und mehr in 


e) Schaab L 166f. Klüpfel.L c. ©. 806f. 

63) Url. 6. Böhmer, Cod. Moenofr. ©. 161. 162. Schaab IL Rr. 48. 
©. 68. Perp IL 882. Ein demgemäß geleifteter Rathseid v. 1335 6. Schaab 
II Nr. 93. ©. 181. Eine ganz in den Hier vorgefchriebenen Formen noch 1377 — 
alfo nach 100 Jahren — erfolgte Hilfemahnung von Worms an Mainz ib. Nr. 195. 
©. 354. 

“) Pol. 3. B. Liga ber Städte Mainz, Gtradburg, Worms, Speier und 
Oppenheim v. 1825 b. Schaab IL Nr. 64. 71. 72. ©. 91. 102. 108. urk v. 
1377 ib. Nr. 195. ©. 854, wo Worms die Mainzer gude frunde und eitge- 
nossen nennt und Bezug nimmt auf: das verbundnisz, als ir und wir mit ein 
verbunden sin; als ir und wir mit dem altes verbundnisze verbunden sin. 

e) Bol. 3. B. Stridungen ber vier weiterauifchen Städte v. 1285. 1816. 
1840. 1849 5. Böhmer ©. 218. 221. 427. 565. 6186. 
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fefte Bereine®). Ununterbrochene Bundniſſe faft unterhielten jeit 1285 
Strasburg, Baſel und Freiburg®”), feit 1248 Freiburg und Bern und viele 
andere Städte am Oberrbein und in ber Schweiz"). Bon ben zur Hanfa 
gehörigen Stäbtegruppen waren es befonbers bie unter Köln verbünbeten 
Städte des Niederrheins, bie Städte Weitphalens unter Soeft, Münfter und 
Dortmund), die thüringifchen Reicheftäbte Erfurt, Mühlhauſen und Nord- 
haufen’), die feiten Einungen der ſächfiſchen Städte unter Braunſchweig und 
Magbeburg”'), welche zugleich in die oberdeutſche Ginungsbewegung als Ge 
jammtheiten eingriffen. Auch unter den entichieben landſäffigen Stäbten be- 
gann fett dem 14. Sabrhunbert bie Einung mehr und mehr um fich zu greifen, 
war aber bier für das Reich felbft natürlich vom geringerer Bedeutung. Yür 
dieſes wurde neben den Bund der Rheinftädte bald der Bund ber Reichsſtädte 
in Schwaben ber wichtigfte, indem er ſich gerabe die Erhaltung der Reichsfrei- 
heit und die Mitwirkung in Reichöangelegenheiten zum Hauptziel ſetzte. Seit 
dem Sabre 1331, in welchem bas erfte ganz Schwaben umfafjende Bündniß 
geſchloſſen warb”*), gieng aus einer Reihe häufig wieberholter und erneuter 
Einungen von balb mehr balb weniger Stäbten mehr und mehr ein fefter 
Bund alle Stäbte in Schwaben hernor’®), in dem indeß beſondere Gruppen, 
wie namentli bie von Alters ber eng verbünbeten Städte am Bodenſee mit 
Zürih und St. Gallen”), als engere Genofienfchaften fortbeftanden. 

Bon diefem ſchwäbiſchen Bunde gieng im legten Biertel des 14. Jahr⸗ 
bunderts noch einmal eine große Einungsbewegung unter ben Städten aus, 
welde den Sieg ber 2anbeshoheit in Frage zu ftellen fchien und ben lebten 
großartigen Berjud bezeichnet, das Reich auf die Verbündung freier Gemein- 


“, Bol. bei. die Elſaͤß. Landedrettung v. 1845 b. Lünig VIL 18. 

7 Bel. Schöpflin, Als. dipl L 432. 436.488. Heusler, Baſel S. 349. 
Schreiber, Freib. Urkb. I. 264f. 269f. 884f.; Bund v. Freiburg, Rottweil und 
Billingen 1840 ib. 848f. u. f. w. 

) Bilder L c. S. 11. — Bündniffe zwiſchen Bern und Biel v. 1379. 
1297. 1306. 1852 b. Trouillat, Basler Urkb. IL ©. 318. 647. III. 107. IV. 
20; zwifchen Freiburg, Bern, Solothurn, Diurten und Biel „conspiratio“ v. 1818 
ib. III. 266; zwifchen Biel und Kreiburg 1822 ib. 804f.; zwifchen Bern, Zürich, 
Solothurn, Biel und einigen Grafen ib. IV. ©. 512. 515. 

“) Urk. v. 1858. 1869. 1366. 1875. 1877. 1881 ꝛc. b. Lacomblet IL 
255. 499. 499. 655. 569. 668f. 704. 750f. 

°) Bgl. die Url. 6. Erhard, Mittheil. zur Geſch. der Kanbfrieden in Deut., 
im Anbange, bei. ©..80f. 47f. 

71) Bol. Bode, Seid. des Bundes ber Sachjenftäbte, i. db. Forſch. 3. 
D. ©. Dh. II (1862). ©. 209 — 292. 

72 Lünig XII. 11. Bifher lc ©. 14. 

7), Bifher il. c. S. 15—21. Datt, de pac. publ. ©. 30 — 38, 

7), Bifherl.c. ©. 11. 
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weien als den Landetherren ebenbürtiger Mächte zu gründen, das freiftantliche 
neben bem monarchiſchen Princip in Deutichland zur Anerkennung zu bringen"). 
In ben legten Regierungsjghren Karls IV. 1376 erueuerten 14 Reicheftäbte 
in Schwaben ihre alten Einungen und verbanben fi in einen bauernden 
Berein zum Schuhe der NReichöfreibeit, zur Friedens⸗ und Rechtspflege unter 
einander, zur Abwehr bes Unrechts, offenbar aber auch zur Berbinberung ber 
drohenden Ausdehnung Ianbesherrlicher Rechte und unbilliger Aufprüdhe des 
Kaifers”). Diefer Bund umfaßte 1379 ſchon 34 meift ſchwäbiſche Reiche 
ftädte, unb gab fi) mehr und mehr eine überaus feſte und burdhgebilbete 
Organifation, vermöge beren er feinen Gliedern gegenüber eine einheitliche 
Bundesgewalt mit umfafienden finatlihen Befugniffen übte”), nah außen 
aber als eine politiide Macht in feiner Gefammtheit auftrat und anerfanut 
wurde”). Nachdem gleichzeitig am Rhein und im Elſaß bie beftehenden 
Bundesverträge ernenert waren’), Tam im Sabre 1881 ein weiterer Bund 
zwifchen den ſchwäbiſchen Städten einerjeits, den rheiniſchen anbrerieits zu 
Stande), dem bald viele andere nicht nur ſchwäbiſche und rheinifche, ſondern auch 


75) Datt 1. c. S. 34 — 72. Eihhorn $ 400f. Arnold IL 3397. Bei. 
aber Bifcher, Geſch bes ſchwäbiſchen Stäbtebundes der Jahre 1376— 1889, 
i. d. Ford. 3. D. ©. IL S. 9 — 200. 

* S. d. Mittdeil. darüber v. Reutlingen an Eßlingen v. 1377 6. Datt 
©. 86f. 

7 Weber die Verfafiung bes Bundes f. die beiden Hauptbundbriefe v. 1877 
n. 1882 (auch abgebrudt b. Viſcher L c. ©. 188f. u. 194f.) und Bifcher's 
ausführl. Darftellung S. 67— 91. Er nannte fi) von Anfang an einen „Bund“, 
„Reichsftädte” oder „gemeine Städte”, weile den Bund in Schwaben halten 
(Datt S. 85, Viſcher ©. 67), war in Gefellfchaften, Reviere unb Parteien, 
welche das nächfte Gericht für Gtreitigleiten ihrer Glieder bildeten, getheilt 
(Bifher ©. 70. 78), berieth auf allgemeinen Bundesverfaunmlungen über Yuf- 
nahme von Mitgliedern, Enticheidung innerer Streitigkeiten und Bundesangelegen- 
beten überhaupt (ib. S. 71— 76), wobei einfache Stimmenmehrheit, feit 1332 Zwei⸗ 
drittelsmajorität zur „Beflerung”, Gtimmeneinhelligleit zur „Minderung ber 
Bundesartikel erforberlic) war, interwenirte bei inneren Parteiungen in ben ver- 
bändeten Städten, wobei der nädftgelegenen Stadt bie Herftellung ber Orbuung 
oblag (S. 75. 76) und Hatte ein feft organifirtes Bundeskriegs- und Bunbes- 
fteuerwefen (S. 76—88. 22f.). Ueber die Kriegöverfafiung bes ſchwäbiſchen 
Bunbes und der Bünbe überhaupt vgl. au Stenzel, Kriegev. S. 184— 192. 

70, Der Bund fungirte als Schiebörichter (Bifcher 1 c. ©. 74), ſchloß Ber- 
träge und Einungen mit Herren, Städten und Bünden (S. 83—89), nahm 
Schupverwandte auf (S. 85f.), trat jelbft bem Reich gegenüber (S. 89f.), ftellte 
Urkunden (aber ohne beſonderes Bundesſiegel) aus (5. 72) u. f. w. 

””, Schaab L 841. II. Nr. 209. ©. 272. Bol. ib. S. 267. 

©) Url. b. Datt ©. 58. Schaab IL 288. Grneuert 1382, Datt S. 55f. 
Schaab IL. 808. 
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fränfifche, wetterauifche und bairiſche Gemeinweſen Beitraten®‘). Freilich war 
dies Fein einiger Stäbtebund, fondern ein Bund zweier Bünde**), in weldhem 
bie ihrerjeits wieber aus bejonderen Gruppen zufanmengefeten engeren Bünde 
als die eigentlichen bunbesftantlichen Binheiten fortbeftanden), fo daß auch 
bie Aufnahme neuer Mitglieder immer zunächft in den einen Bund, ſodann 
aber in ber Regel noch ausdrücklich mittelbar in den andern Bund erfolgte **): 
allein die beiden zu Schuß und Trutz gegen Jedermann verbünbeten Genofien- 
{haften traten boch nad außen wie Eine Genoffenichaft auf, gaben gemein- 
fame Erklärungen ab, fahten gemeinfame Beſchlüſſe und führten fie gemein- 
fam aus). Die feindfelige Stellung dieſes großen Stäbtebundes gegen 
Zürften und Adel, die ihrerfeits gleichfalls in geſchloſſenen Geſellſchaften dem⸗ 
felben gegenüberftanden, lag von Anfang an offen zu Tage) Gleichwol kam 
es, befonders durch Vermittlung König Wenzels, ber im Anfang feiner Regie- 
rung eine Regeneration des Reichs durch die Einung anftrebte, nicht fofort 
zum Kampf. Bielmehr kam nad vorangegangenen ähnlichen Berträgen im 
Sabre 1382 eine große Ginigung ber ſchwäbiſchen Städte mit dem Grafen 
von Württemberg und ben ſchwäbiſchen Adelsgejellichaften zu Stande, welche 
einen Landfrieden und Austräge errichtete”), und als im folgenden Sahre ber 
König Wenzel fi ſelbſt an die Spitze diefer Einuug ftellte, fcheiterte zwar 


ei) ©, Url. v. 1881 —1884 b. Schaab II. Nr. 208. 208. 209. 228. ©. 267. 
371. 2372. 290; aud Nr. 221—223 ib. 280f. Lünig, Part. spec. cont. 
IV. 1440. 

e2, Der zweite Bunbeöbrief v. 1382 6. Schaab II. Nr. 216. S. 288, 
Datt ©. 55 beginnt daher: wir die stette gemeinlich die den bund mit 
einander haltend in Swaben . . . und die den bund haltend auf dem Rhein. 
Bol. Nr. 280. 281 ib. S. 808f. 1381 ib. Nr. 208 ©. 271: die Bünde haben 
fi verstricket, verainet und zusammen verbunden. Pr. 209 ib. ©. 272: 
der Bund, zu dem die bürgermeister rette und bürger gemeinlich der stette 
vom Rhein sick mist einander und darnack mit den stetten des gemeinen 
bundes in Swaben, iren eydgenossen, zusammen und zu enander verbunden 
hant, 

es) Bol. Schaab L ©. 342f. IL 268. 270. Verlängerung bes rhein. Bun- 
bes auf 10 Sabre 1884 ib. IL Nr. 211 ©. 274. 

) Vol. Note 81. 82. -Aufnahme „in iren bont ... . und zu den stedten 
des bondes in Swabeu“ ober ähnlich. 

& So fpricht auch der Mainzer Ehronift nur von Einem Bunde: civitatum 
de confederstione, dicta Stetebund, quam cives dietarum civitatum inter se 
fecerunt. Schaab I. 868f. 

*) Der Mainzer Ehronift nah Schaab J. 850 Note 1: pessima liga dicta 
der Bund .. . in tantam superbiam elata, quod pro nihilo reputabat prin- 
cipes terrarum, barones et milites, aninum suum convertit in clerum extir- 
pandum. 

s2) Dattl. c. S. 8B6—42. 44. 51. 
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der von ihm keahfichtigte größere Landfriedensbund am Mißtrauen ber Stäbte, 
welche ihre engeren Berbindungen nicht aufgeben wollten, allein es wurbe doch 
eine Einung zwiſchen den Genofien bes vom König errichteten Lanbfriebens 
und den Städten auf 4 weitere Jahre von 1384 ab erzielt”). Dem unge 
achtet börte die Spannumg nicht auf. Die Städte fuchten Berftärlung in 
einem 1385 mit bem ſchweizeriſchen Stäbteverein abgeſchlofſenen Bunde, ber 
aber refultatlos bliebee). 1387 wurbe bie große Eimung von 1384 noch ein- 
mal ernenert. Schon 1388 aber brach der allgemeine Krieg ber Stäbte mit 
dem Landesherrn aus, ber — troß einzelner Siege. der Stäbte iu Franken 
und Baiern — durch die Niederlagen bei Döffingen, Worms und Eichhorn 
es entichied, daß in Deutichland das ftäbtiiche Element nur noch eine unter 
georbuete und zufällige Stellung in ber Heichöverfaffung einnahm, zum 
Princip des Reihe aber allein die Landeshoheit erhoben warb"). Bon ba 
an handelte es fich nur uoch darum, welche Städte Unabhängigkeit und Reichs 
ftandichaft als befonbere Privilegien reiten würben, und auch biefen gebührte 
ihre Stellung im Reich nicht als freien Gemeinweſen, jonbern als landes- 
berrlihen Territorien, in denen nur anomaler Weiſe die Lanbeshoheit einer 
Korporation zufland. | 

Zunähft Iöfte der König i. J. 1389 ben großen Stäbtebunb für immer 
auf; bie Cinung ber Yürften follte gegen die noch wiberftrebeuben Städte 
furtbeftehen, im Uebrigen aber ein allgemeiner Landfriedensbund an Stelle der 
Eidgenoſſenſchaften treten *'). 

Die befonderen Stäbtebünbe, aus welchen der große Bund ſich zufammmen- 
geſetzt Hatte, befanden im verichiebenem Umfange, aber in weſentlich unver 
änderten Formen fort und fpielten in ber Geſchichte bes ganzen 15. 
andauernd eine Rolle”). Allein während bie ſchweizer Eidgenoſſenſchaft ſich 
immer fefter zufammenzog, bie Hanſa auf den Meeren noch eine einheitliche 


 Datt ©. 5öf. 

8) Lünig, Part. spec. cont. IV. 19 (Züri, Bern, Golotkum, Zug unb 
&nzern). 

%, Tunc omnino conspiratio eorum scil. der ‘Bund annichilata est et ad 
omnem voluntatem principum facts est compositio et praedicte par. Stälin, 
Württemb. Gefch. IU. 344f. Bilder Lc. ©. 94f. 

) Landfr. v. 1889 Datt ©. 66-72. Bgl. art. 84: auch soll der ge- 
meine bund der gemeinen’ stedte, der bisher gewesen ist, absin, und sullent 
fürbas deheinen mere machen. “Art. 48. Bergebend remonftrirten bie Städte, 
Datt S. 60, 

9»), Insbeſondere ber rhein. Bund, der felbft nach dem Hall von Mainz, den 
er vergebens zu hindern juchte, unter ben übrigen Theilnehmern fortbeftend, 
Schaab I. 419f. 471; die Bünde der Wetterau, bes Elſaß, in Franken und 
Baiern, Datt ©. 75f.; vor allen aber ber ſchwäbiſche Bund (Viſcher Le. 
©. 111f.), der fogar in der älteften Reichsmatrikel v. 1481 b. Datt S. 169f. 
fchlechthin „der Bundt“ heißt. 
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Macht darftellte, verlor fi die Bewegung der oberdeutſchen Stäbte mehr und 
mebr in partifulären Kreiſen. Fruchtlos blieben bie wieberholt unternommenen 
Verſuche der Wieberheritellung bes großen Bundes’). Crft am Ende bes 
15. Zahrhunderts erlangte der ſchwäbiſche Bunb noch einmal eine allgemeinere 
Wichtigkeit, indem er einen umfaflenden Berein ber Reichsſtädte und Abels- 
geiellichaften ins Leben rief und bierburd von dem größten Einfluß auf bie 
von Marimilian durchgeſetzte Nengrünbung bes Reiches wurde). Im Ganzen 
aber wurde das Streben nad Herftellung ſtädtiſcher Bundesgemeinweſen durch 
ein vielverzweigte® Bündnißweſen verbrängt*), das dann beſonders jeit ber 
Reformation in politiſche und konfeſfionelle Allianzen und Snterefienbünbe 
auslief. 


8 46. Die Adelsbünde, Rittergeſellſchaften, KlerikerAnionen 
und Bauerneinungen. 


Die Städtebünde, welche zuerſt die Macht der politiſchen Aſſociation be⸗ 
kundeten, riefen auch in ben übrigen Ständen Einungen ähnlicher Art her⸗ 
vor, welche das gemeinfame Intereffe ber Theilnehmer mit gemeinfamen 
Mitteln durchzuführen, unter den Genoffen aber einen engeren Friebend- und 
Rechtöverein zn begründen ftrebten. 

I. Am wenigften war dies im Herrenftande ber Fall. Insbeſondere 
die größeren Landesherren empfanden kaum das Bebürfnig ber Einung. Ihrem 
Streben nad Machterweiterung genügte die eigene Kraft, ohne daß fie ber 
freiwilligen Unterwerfung unter eine Gefammtheit beburft Kätten, um als 
Glied einer folden für den Verluft individuneller Unabhängigkeit entichädigt 
zu werben. Ihre zahlreichen Einungen untereinander hatten daher meift nur 
den Charakter von Berträgen über einzelne Rechtöverhältniffe und führten wol 


) Datt S. 72—74. ©. 3.2. den Entwurf einer Bunbeöverfaflung ber 1429 
zu Konftanz verfammelten Städte b. Datt ©. 78. 74. Die Städte follen in 
fünf Theile zerfallen, von denen der erfte Mainz, Worms, Speier, Frankfurt, 
Hellbronn, Wimpfen, bie Wetterau unb Umgegenb, ber zweite Strasburg, 
Baſel und Elſaß, ber britte Züri, Konftanz unb ihre Einung, ber vierte Augs- 
burg, Ulm und ihre Einung, ber fünfte Nürnberg, Rotenburg und Franken um- 
fafſen ſollte. Cs am aber nichts zu Stande. Ebenſo fchlugen ernente Verſuche 
auf den Stäbtelagen zu Lindau. 1448 und Ulm 1452 fehl. 

”) Dal. 8 48. 

) Die Städte felber waren fi) des Unterfchiebes bloßer Bündniſſe und 
wahrer Stäbtebünbe fehr wol bewußt und fprachen bies 1452 zu Ulm (Datt 72) 
deutlich and. Sie befchieden ſich bier, wenn sie sich nicht samentlich ainer -, 
durchgenden veraynung mit aynander veraynen möchten, dasz sie sich dooh’ 
etlicher artickel ... . vertrügen. Als folche Artitel wurden Nichtunterftüpung 
der Feinde einer Stadt, beionbers aber gemeinfame Erhaltung ber Reichöfreiheit 
nambaft gemacht. Auch darüber aber einte man fi nicht. 
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zu Bünbniffen, nicht aber zu Dünden. Wo fie bagegen ben Bunbeögenoffen- 
ſchaften anderer Stänte, ten Stäbtehünden ober Rittergefellichaften beitraten, 
waren fie oft nur nominelle Glieder, oder e8 war ihr Beitritt mehr ein Ber- 
trag mit dem Bunde, ald eine Unterwerfung unter die Genofſenſchaft. Eben⸗ 
fowenig führten die Samilienverträge, namentlich die Erbverbrüderungen ver- 
fchiedener Fürftenhäufer, ob fie gleich in der Regel eine über bad Vermögens _ 
recht hinausgehende nähere Verbindung erzengten, zu jelbftänbigen Geſammt⸗ 
einheiten, in welchen bie einzelnen Häufer nur noch als Glieder erfchienen 
wären. Nur in ihrem Verhältniß zu Kaifer und Reich bedurften auch bie 
Herren dauernder Vereinigungen zur Sicherung und Mehrung ihrer politijchen 
Rechte. Mit Rüdficht hierauf Fildeten ſich daher unter ben einzelnen Gruppen 
gleichberechtigter Reichöftände dauernde Genofjenverkände and. So Tonftitwirte 
fih allmälig das Kurfürftenkolleg als eine die Reichsgewalt mit dem Kaifer 
theilende und Bei erledigtem Thron allein vepräfentirende politiſche Genofien- 
ſchafti), deren innere Berfaffung anf dem Kurerein zu Renje v. 1338 und 
wiederholten, tie Verbindung erneuernden und erweiternden Cinungen (bejon- 
ders v. 1399, 1424, 1438, 1446, 1502, 1558) berubte. Die genoſſenſchaft⸗ 
liche Natur dieſes auf Erhaltung und gemeinſchaftliche Vertheidigung aller 
hergebrachten Rechte ſeiner Glieder im Reich gerichteten Vereins zeigt ſich in 
der Feſtſetzung regelmäßiger Verſammlungen für die Berathung gemeinſamer 
Angelegenheiten”), in ber Beſchlußfafſung nach Mehrheit der Stimmen (ſchon 
1338) und in ber Entſcheidung innerer Streitigkeiten durch Austragsgerichte 
(jeit 1424). Im ähnlicher Weiſe Eonftituirten fi Bereine unter den übrigen 
reichsftändiſchen Mitgliedern des Herrenſtandes, unter Hürften, Prälaten, Gra⸗ 
fen und freien Herren?), und wurden bie Grundlage ber Tollegialifchen Ber. 
faffung ber einzelnen Bänke bes Reichstags. Diejenigen Herren dagegen, 
weldhe der Landſäſfigkeit verfielen, ſchloſſen fi entweder an bie Bünde des 
niederen Adels an, oder fonftituirten fich erft nach dem Vorbilde der Ritter 
ihaften als „Herrſchaften“ 9). 

II. Einen ungleich Fräftigeren Aufſchwung nahm die Cinungsbewegung 
im Ritterftanbe?). Zwiſchen Städte und Fürften geftellt, von Pfahlbür- 


1) Bol. Eichhorn, R. G. 5 436. Daniels, R. ©. IL, 8. ©. 4sıf. 
Ficker, zur Geſch. bed Kurvereins zu Renfe. Wien 1853. 

s, Jährliche Zufammentünfte wurden 1502 »erabrebet; ſchon 1503 auf zwei⸗ 
jährliche redueirt, unterblieben fie bald ganz. 

3) Bol. z. B. Yürftenvereine und einen Grafenverein 5. Gerftlader, 
Handbuch IV. ©.555. 673; Diofer, Staater. Bd. 36. ©. 193. Bd. 38. ©. 527. 

9 Bol. unten 8 51. 

) Datt, de pac. publ. L. I. c. 7. S. 42—52. Gryphius, Kurzer 
Entwurf der geift- und weltlichen Ritterorden. Leipz. u. Breslau 1709. Kurt 
v. d. Aue, das Rittertbum und die Ritterocden. Merfeburg 1825. &tenzel, 
Kriegäverf. ©. 181f. Landau, bie Nittergefellfchaften in Heſſen. Mit einem 
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gertbum einerfeits und Landſaäͤffigkeit ambererjeits bedroht, fand im Ringen ber 
Stände der ſich allmälig Tonfolibirende niedere Abel in der Affociation das 
Mittel, durch welches er fi zum Theil im Reich, wenn aud nit Reiche 
ſtandſchaft, fo doch Unmittelbarkeit und Torporative Selbſtändigkeit errang, 
zum andern Theil wenigftend im Territorium, nachdem er oft lange den Sieg 
der Landeshoheit in Frage geftellt hatte (wie 3. B. in Baiern), Standſchaft 
und Torporative Verfaffung rettete. 

Bon freien Eidgenoſſenſchaften des Ritterftandes, welche in ben romani- 
ſchen Ländern fchon im 13. Sahrhundert erwähnt werben"), finden fih in 
Deutichland erft im 14. Jahrhundert fichere urkundliche Spuren”). Ihre 
Blütbezeit fallt in bie zweite Hälfte dieſes Jahrhunderts, in welder fie eine 
entſcheidende Rolle in allen Kriegen und Fehden fpielten. In raſcher Aufein- 
anberfolge und einer oft ſehr großen Ausbehnung erhoben fich feit 1862 ablige 
Genoſſenſchaften faft in allen Theilen bes Reiches. Im Heſſen folgte ber 
Wetterau'ſchen Gefellichaft v. 13620) die mächtige Gefellihaft vom Stern 
(1371), welche fih nad Sachſen, Thüringen und dem Oberrhein verbreitete 
und mit großer Kriegsmacht in ben heſſiſchen Erbftreit dieſer Iahre ein- 
griff); nad) ihrer Zertrümmerung entftanben bie Gefellihaften von ber alten 
Minne (1375) in berfelben Gegend), vom Horn in Oberheffen (1378)"'), 


Urkundenbuch. Kaffe 1840. v. Freyberg, über bie älteren ritterfchaftlichen 
Berbindungen in Schwaben i. X. und insbeſ. bie Gefellfchaft von S. Georgen- 
ſchild. Münchener gel. Anz. Bd. II. Rr. 11) ©. 787— 741. 745 —768. Roth 
v. Schredenftein, Geſch. ber ehemal. freien Reichsritterſch. L S. 809f. 446f. 

%) Die Koncilien v. Balence und Avignon 1248 u. 1281 verbieten bie con- 
jurationes, obligationes, societates, confratrias civitatum, castrorum, baronumetc. 
Das Koncil v. Avignon 1827 hob ausdrädfid bie colligationes, societates, 
conjurationes ber nobiles auf, welche fich einmal im Jahr verfammelten, gegen- 
feitige Hilfe gegen Seben, ben Herrn ausgenommen, befhworen, ähnliches Ge⸗ 
wand mit gewiffen Erkennungszeichen trugen und ſich einen major, dem fie 
Gehorſam in Allem gelobten, erwählten. Labbaei Sacrosancta Conc. XIV. 
118. 760. XV. 802. 808. 

) 1881 wirb um Koblenz eine Gefellichaft mit den rothen Aermeln erwähnt. 
Url. 6. &uden. Cod. dipl. IL 1048 u 1051. Im 3. 1849 ſchließen ber Herr von 
Di, ber Graf von Berg und deſſen Bruder ein Schup- und Trutzbündniß 
ungescheiden dye gesellen van den valen perden Lacombl. II. 884. Doch 
find auch in Deutfchland allem Bermuthen nach die Rittereinungen fehr viel älter. 
Bol. Roth v. Schredenftein 1. c. ©. 248. 466f. 

% Ihre Ordnung 5b. Landbau 1. c. S.97—101. Bol. Roth v. Schreden- 
ftein Lc. ©. 448. 

*) Bol. die Darfiellung b. Landau ©. 85 -70u. Hıf. ©. 101—182. Roth 
v. Schr. J. c. ©. 458—465. 

) Landau ©. 71f. Roth v. Schr. ©. 476. 

1) Landan ©. 78f. Roth v. Schr. ©. 482. 
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vom Falken in Heffen und Weftphalen (c. 1380) !*); Iektere wurbe von einer 
namenloſen heffiſch⸗ weſtphaͤliſchen Gefellichaft v. 138522) und bem 1391 ge 
ftifteten Bengelerbuube'*) fortgefegt, welcher indeß bald den beifiichen, 
braunſchweigiſchen und paberbornichen Fürften erlag, die um bie Gejell- 
{haft mit der Sichel gründeten (1391 — 1397) ’*); damm folgten in Heflen 
nur noch unbebeutenbe Rittervereine, wie die Buchner im Fuldaiſchen (1397) 
und bie Gefellichaft vom Luchs in Heffen und Mainz!" Geringere Beben- 
tung als dieſe heſſiſchen Vereine erlangten die Rittereinungen in Franken, wie 
bie Gejellichaft der Fürſpänger (feit 1355)'”), mit bem Greifen (1379) '°) 
unb bie vorübergehenden Ritterbünbe'*), und in Thüringen, wo eine Gejell- 
ſchaft vom Einhorn (1410) geftiftet ward ). Dagegen giengen von Schwaben 
und theilweife auch von Baiern Gefellihaften von ausgeprägt politiicher Ten⸗ 
benz und großem @influß aus, welde in ber That die Grundlage ber fpäte- 
ren veichöfreien Ritterfhaft wurden. Neben ven Martinsvudgeln, welde 
1367 und 1895 erwähnt werben*'), traten 1370 die Gefellihaft vom Schwert, 
1372 die von ber Krone und bie mit ven Wölfen auf”), im Sabre 1379 
eriftirten die Gefellichaften von S. Georg in Franken und Baiern und 
©. Wilhelm in Schwaben”), vor Allem aber wurde in diefem Jahre bie 
Gefellihaft vom Löwen von den Grafen von Wied, Kagenellenbogen, Naffan 
u. 9. geftiftet, welche fih bald bis in die Nieberlande, den Thüringer Wald 
und in bie bairiſchen Alpen erftredte und Herren und Stäbte aufnahm ”*). 
Als diefer Adeldbund mit ben Gefellihaften von S. Georg und S. Wilhelm 
8) Landau ©. 81f. Roth v. Schr. S. 817. 

1 S. das Statut b. Landau S. 188— 190. 

19 Landau ©. 87. 88. Roth. v. Schr. ©. 518. 597. 

u) Zandau ©. 89. Gtiftungsbriefe ib. S. 190— 196. 

16) Landau ©. 94. Guben. IV. 57. Roth v. Schr. ©. 565. Gejell- 
{haft des Ritters ©. Simplicii ib. ©. 591; Urk. 6. Zünig, Part. spec. cont. 
II. 817f. 

1) —* v. Schr. ©. 5318 — 620. Dort auch ein Auszug feiner Orduung. 

10) Roth v. Schreckenſtein ©. 498. 

10 Bol. 3. B. bie „Einung” ber Grafen, Herren, Ritter und Kuechte in 
Sranten v. 1402, welche 1410 und 1428 erneuert ward, unter 5 „Gelornen über 
die Einung“ ftand, die ſich durch Kooptation ergängten, richteten unb orbneten, 
unb allgemeine Kapitelstage hielt. Urk. b. Schannat, Samml. hiſtor. Schriften L 
G. 99—102. 2ünig, Part. spec. cont. III, 2. ©. 226f. 

x) Landau ©. 16. Unger, Lanbft. IL 12. 

sm) Roth v. Schredenftein S. 448—458. 

2»), Freyberg 1. ec. ©. 7389|. Roth v. Schr. 6. 467 — 471. GStälin, 
Württemb. Geſch. IH. 807. 

 Dattl.c. S. 44f. Lünig, Part. spec. cont. I, 2. ©. 28. Unger, 
Landſt. I. 11. Eichhorn 8 401. 

2) Die Etatuten fiehen b. Schannat, Samml. hiſtor. en Sranff. 1727. 
S. 9—18. Roth v. Schr. 1. c. ©. 489 — 493. 
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fich vereinigte und alle brei ber großen Binigung von Herren und Stäbten 
v. 1382 beitraten?®), ſchien es, als follten die Gefellichaften der Ritter einen 
feften Platz in der Orbnung bes Reiches erhalten. Allein die Berfuche ber 
Reichseinung feheiterten und damit nahmen auch bie Ritterbünde wiederum 
einen mehr partikulären Charakter an, jo daß ihr Hauptzweck ber: Vertheidi⸗ 
gung bes Stanbesintereffes gegen Fürften wie Stäbte wieber mehr hervortrat. 
Neben einer Gefellihaft von S. Georgenſchild (1392)*) waren es in 
Schwaben befonders die ſchon 1367 aufgehobenen, 1394—1396 aber erneuten 
Scälegeler, welde im Bunbe mit den Stäbten ſich ber Landeshoheit (be 
fonders gegen die Grafen von Württemberg) zu erwehren ſuchten, fich aber 
einem gegen. fie gerichteten Fürftenbunde gegenüber auflöften”), Gin gerin- 
gereß Ziel noch mußten fi die Rittergefellichaften in denjenigen Gegenben 
ſtecken, in welchen die Landeshoheit bereits ftärfer entwickelt: war, befonbere im 
Torben und Dften Deutſchlands. Sie mußten theilweiſe ihre politiichen Ab- 
fihten hinter dem Scheine eines lediglich gejelligen Vereins verbergen, wie 
die Geckengeſellſchaft in Kleve (1381)°%), oder fie famen von Anfang au 
unter hoͤfiſchen Einflng, wie die große Ritterenung vom Drachen in Defter- 
reich, Steiermark und Ungarn, an beren Spite ber Herzog von Oeſterreich 
und der König von Ungarn flanden*”). Unbebentender blieben bie Gefell- 
{haften vom Hirſch und vom Rüden, welche fi um 1408 in ben Donan- 
Ianben erhoben”), bie Geſellſchaft von der Eidechſe im Kulmer Land 
(1397), die Stellmeifer in der Mark, der Elephantenbund in Tirol 
(1409) 20) und verſchiedene kleinere Gefellihaften in Batern und am Rhein ®). 
Sie alle konnten nicht mehr die völlige Unabhängigkeit von ber Landeshoheit, 


ss Url, b. Datt ©. 44f. Doch warb nicht der ganze Lowenbund, ſondern 
nur fein im Bezirk der Einung gefeflener Theil verbunden. Daher nicht bie 
Ritter in den Niederlanden. Der Einungsbezirk und in ihm ber Adelsbund Hatte 
folgende Grenzen: Speier, Strasburg, das Gebirge, Bafel, Bregenz, bas Ge⸗ 
birge, München, Ingolftabt, Aichſtadt, Regensburg, Armberg, Eger, Koburg, 
Schweinfurt, Miltenberg, Heidelberg. 

26, Sreyberg l. c. ©. 747f. 

2) Guben. II. 611f. Stälin, Württemb. Gef. II. 862 — 527. Roth 
v. Schr. ©. 522f. 

ꝛe) Landbau ©. 16. Roth v. Schredenftein S. 496. — Leber ben 
Bund ber Wefterreicher Herren, 1881 zu Zweibrüden geftiftet, Landau ©. 16. 

se) v. Hormayr, Hiftor. Taſchenbuch 1886. ©. 311f. 

0 Gemeiner, Regensb. Chronik II. 880. 

29 Bol Roth v. Schredenftein S. 568—565. Der Bund, auf 5 Jahre 
gefchlofien, fcheint eine Erneuerung bed ewigen Bundes an der Etſch 
(ib. ©. 559), ber angeblich fchon 1328 entftanden war. Ein fernerer, 1407 auf 
10 Sabre geftifteter Bund der „Lanbleute an der Etſche unter vier Hauptleuten 
fcheint eine Erweiterung des Elephantenbundes zu fein. 

2) Freyberg l c. ©. 754. 758. 
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fondern nur eine größere ober geringere korporative Selbftänbigteit der land⸗ 
fälfigen Ritterjchaft anftreben und giengen baber in landftändiſche Eimungen 
über”). Deshalb börte. jeit dem Anfang bes 15. Sahrhunberts in Nord» 
beutichland, jeit der Mitte veffelben Jahrhunderts auch im Süben bas ritter- 
lie Einungswefen im alten Sinne faft völlig auf. Bon den jeitbem nen 
entftandenen Gejellihaften machte nur Eine noch einen letzten, vergeblichen 
Derfuch, in ben alten Formen und mit den alten Mitteln gegen die Landes- 
hoheit anzufämpfen; das war die 1489 gegen ben Herzog von Baiern ge 
ſchloſſene bairifche Gefellichaft vom Löwen, welde für eine Turze Zeit fich 
über einen beträchtlihen Theil von Oberbeutihland ausbehnte*). Bon ben 
älteren Gefellichaften aber dauerte allein die ſchwäbiſche Rittergefellichaft von 
S. Georgenſchild das ganze Jahrhundert hindurch als ein felbftändiger politi- 
her Berein fort, welcher Kriege führte, Streitigkeiten vermittelte und durch 
oft erneute Bünbniffe mit mächtigen Yürften oder Stäbten das Standes- 
intereffe zur Geltung brachte”). Indem biefe Einung fi immer weiter, im 
Dften jelbft über Baiern Hinaus, ansbehnte, zum Ausgangspunkt für ver- 
fchiedene Berfammlungen und Berbündungen bes Adels wurbe, bie Refte ber 
übrigen Gefellihaften feit 1450 abforbirte und endlich alle Elemente des nie- 
beren Adels, welche fih mit Erfolg ber Landfäjligkeit zu erwehren vermocht 
hatten, in fih verfammelte, wurde fie die Brüde für bie Reichsunmittelbarkeit 
und für die Torporative Berfaffung ber Neichöritterjchaft”). Zugleich wurbe 
fie aber von großer Bedeutung für die Neugründung bes Reiches felber, in- 
bem fie die Grundlage bes ſchwäbiſchen Bundes wurbe, ber ſeit 1486 eine fo 
glänzende Rolle bei der Herftellung bes Reichsfriedens fpielte*”). 

Fragen wir nad) ber rechtlihen Natur aller dieſer ritterlichen Einungen, 
von benen vermuthlich neben den bekannter gewordenen eine große Zahl anbe- 
rer beftanden hat, jo ftellen fie fi ſämmtlich als gewillfürte Genoffenichaften 
dar, deren Grundlage einzig und allein der durch einen Eidſchwur bekräftigte 


3), Bol. unten $ Sl. 

2) Datt S. 43f. 304f. Landbau ©. 17. Bitzer il. c. ©. 590. Näheres 
in $ 51. 

3, Die Gefchichte dieſer Gefellihaft |. 6. DattL. IL ©. 218f. u. Freyberg 
L ec. ©. 749 — 768. 1407 ftritt fie gegen Appenzell; 1408 vermittelte fie eine 
Einung zwifchen Defterreih und dem Marbacher Bunde; 1410 ſchloß fie ein 
Bündniß mit den ſchwäbiſchen Reicheftädten, 1426 mit einer Geſellſchaft an der 
Donau; 1428 einen Bund mit Baiern, ber 1487. 1489. 1440. 1448. 1445. 1458 
erneuert ward. Eine intereffante Zufammenitellüng ihrer Thätigleit in einer 
Reihe von Rechtshändeln giebt Freyberg S. 759— 767. Im der Reichsmatrikel 
v. 1431 wird fie ale Geſellſchaft von S. Görgen officiell veranfchlagt. Datt 
©. 170. 

”, Bol. Roth v. Schredenftein ©. 544f. 618 — 652. 

2) Bol. unten 8 48. 
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freie Wille der Berbunbenen iſt *). Hierdurch unterfcheiben fie fi) von ben 
älteren Genoſſenſchaften unter den Baffallen ober Dienftleuten Eines Herrn, 
mochten biefe nun lediglih anf Herkommen ober bereits auf ausbrüdklicher 
näherer Verbindung beruhen; denn auch im letteren Falle lag der Grund bes 
Zufammenbangs wenigftens theilweife in ber Unterwerfung unter benjelben 
Herr, mithin in etwas außer bem Verbande). Weil derartige Einungen 
ben Landesherren gefährli waren, fehlte es nicht au Verſuchen, fie zu ver- 
bieten und zu unterbrüden“); fchließlich wurde indeß das Einungsredht ber 
Ritter reichögefehlih anerkannt *). Im frei gekorenen Statuten gaben alle 
ſolche Adelsvereine fich eine ziemlich gleihmäßige Organifation, welche zwifchen 
einer Bunbes- unb einer Gildeverfafiung die Mitte Hält uub bald jener, bald 
diefer näher fteht). Unverkennbar ift eine Nachbildung der Stäbtebünbe in 
ber einen, ein Anlehnen an die geiftlichen Ritterorben in ber andern Bezie⸗ 
bung®). Die Gefellichaften wurden daher bald auf Zeit bald auf Dauer ge 
gründet, verlängert oder ernent*). Hauptzweck ber Vereiue war in ber Regel 
Friede unter den Genofien, Herftellung eines georbneten Rechte und gemein- 


=) Go Iantet z. B. der Schwur Aller, welche in die Wetterauifche @efell- 
ſchaft treten wollten, auf die fruntschaft, geselleschaf und virbuntnisse, als 
disse vorgeschreben gesellen sich undir eynandir eyn zyt virstricht und vir- 
bunden hant. 2andau ©. 100. Vgl. Schwur bes Löwenbunbes b. Schannat 
l. c. ©. 18, 

, Bol. Roth v. Schredenftein ©. 248. 446, der nicht unzutreffend das 
Verhältniß ber freien Ritterbünde zn den bienftrechtlichen Genoflamen mit dem 
Verhältniß der freien Zünfte zu den hofrechtlichen Innungen vergleicht. 

“) Bol. z. B. die kaiſerlichen Verbote v. 1383, Wencker, appar. et instr. 
archiv. ©. 238; 1389 @ünig, Part. spec. cont, VI, 1. ©. 46. VII. 46; 
Datt ©. 61. 70. 

@) 1422 v. Sigismund, Lünig L c. II 21. v. Xerchenfelb, b. 
althatr. Freibr. Nr. 80. ©. 74. 75. 

“), So hat z. B. die weitphälifche Gefellichaft v. 1885 (Landbau ©. 188 — 190) 
faft ganz den Charakter eines Bundes, indem weder Erfennungszeichen uoch auch 
nur regelmäßige Verſammlungen verabredet find. Umgekehrt find bie Fürfpänger 
Roth v. Schr. ©. 519) durchaus einer religiöfen Ordensbrüderſchaft ähnlicher. 

=) An die Stäbtebünde erinnert z. B. die Eingehung auf beftimmte Jahre, 
bie Feſtſezung bes Hilfälontingents, die Bertheilung der Beute nach biefem; an 
bie geiftlichen Orden die Ordenstracht, bie religiöfe Kärbung, der Gehorfam gegen 
die Oberen, ber Name „Kapitel’. Anch mit den ftäbtifehen Gilden berüßren ih . 
Die Nitternereine in den Gefellichaften der Stadtriiter, 3. B. in ben Basler 
Ritterinuungen mit bem Pfittih und mit bem Stern. 

) Auf Lebenszeit ift 3. DB. der Sichlerbund eingegangen nnd ſoll nur bei 
Einſtimmigkeit vorher löslich fein. Landan ©. 192. Dagegen bie Gefellichaften 
der Wetterau v. 1362, in Weftphalen v. 1885 auf 5 Jahre (ib, &. 97. 188), 
ber Löwenbund auf 8 Jahr (Schannat ©. 15) ıc. 
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ſame Vertheidigung ber Intereffen und Gerechtſame ber Glieder v). Dazu 
Tam aber häufig gegenfeitige Unterftägung in Nothfällen«), geſellige Gemein- 
ſchaft, religidfe Verbrüberung, gemeinſchaftliche feierliche Begehung des Ge 
daächtniſſes verftorbener Genofin und vieles Aehnliche e). Die Genofien 
waren baber ganz allgemein einander zu Friede und Sreundichaft, zu Liebe 
und Recht verbunden. Keiner follte des Andern Feind werben), Einer vom 
Andern Recht nehmen), Zwiftigkeiten unter Genofien durften vor Niemand 
anders als vor bie Geſellſchaft, ihre Borftände oder Schieberichter gebracht 
werben e). Geſchah einem Geuofjen Unrecht, jo follte die ganze Gefellichaft 
zunachft gütlich ibm Recht zu erwirken juchen, wenn dies aber vergeblich blieb, 
mit gewaffneter Hand ihm zu Hilfe eileneu). Dabei war in ber Regel genau 
vorgejchrieben, in welden Formen bei Mahnung unb Zuzug verfahren, mit 
wie viel Mannſchaft und Pferden Hilfe geleiftet, was dazu in Bereitichaft 
gehalten werben follte). Nur gegen Kaiſer und Reich oder gegen ben eige- 
nen Herrn ceffirte die Pflicht). Nach dem Maßſtabe, nach weldhem die Ein- 
zelnen am gemeinjamen Unternehmungen Theil nahmen, wurben umgelehrt 


45) Bol; 3. B. bie Urk. bes Löwenbundes (Schaunat ©. 9). Er iſt ge 
fhloffen nach sunderlichs frides und woltat willen. In art. 1 aber‘ heißt es: 
also daz unser keyner wider den andern nicht tun sal mit worten oder mit 
wercken, dan unser eyner sal den andern und daz sine getruwelichen be- 
schuren. Das gemeinfame Intereſſe erfcheint als Bereinszwed in ber Urk. v. 
1862 5. Landau ©. 97: umme unser allir erlichstez nuezestes und besticz. 

“), So follen 3. B. nad den Ust. b. Landau ©. 192. 195 Genofien, wo 
fie fi treffen, zu einander halten; ritten fie zu Hofe und es mangelt einem an 
Roſſen, fo fol der andere, wenn er daran Ueberfluß hat, ihm leihen. Anch bei 
den Fürfpängern follten minder vermögliche Genoffen, die zu Hofe oder zu Zur 
nieren ziehen wollten, durch Darleifung von Rofſſen und anberweit unterftügt 
werben. Roth v. Schredenftein ©. 519. Jeder fol bem anberen feine 
Burgen öffnen (5, B. Schannat ©. 12 art. 7). 

Bol. z. B. Landau ©. 91. 192 ober die Beſtimmungen ber Fürfpänger 
bei Roth v. Schredenftein ©. 519. 

“) Urk. v. 1885 Laudau ©. 188: das unser kein des andern feindt 
werden soll. &benfo 1391 ib. 191. 194. Schannat ©. 10. ©. Note 45. 

“ Landau ©. 191. 194: unser eyn sal des andern zcu rechte mechtig 
sin. Ib. ©. 188: es sal... . ein von dem andern recht nemen. 


“) Bol. 3. B. Landan ©. 99. 188. 191. 194. Schannat ©. 18f. 

s, Nach dem Statut bed Löwenbundes follte feiner eher ruhen, als bis alle 
Schlöfier wiebererobert und alle Gefangenen befreit waren, es fei benn, daß die 
Dberen vorher Friede oder Sühne geſchloſfſen. Schannat ©. 10. 11. 

2) 3. B. Landau ©. 98. 185. 1905. Schannat ©. 14. 15. 

3 B. Landau ©. 85. Schannat ©. 17. 
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Eroberungen und Beute getheilt*). . Schon äußerlich pflegte zum Zeichen ber 
innigen Berbindung eine gemeinfame Kleidung ober doch ein befondere Er⸗ 
kennungszeichen beftimmt zu werben, welches alle Genofien zu tragen berech⸗ 
tigt und verpflichtet waren; biejes Gefellichaftszeichen trat allmälig immer 
mehr in den Borbergrund, der Verein wurbe nad ihm benannt, es wurbe 
ein goldenes Zeichen für die Ritter und ein filbernes für bie Edelknechte unter- 
ſchieden *). Den geiftlichen Ritterorden entlehnten bie Gejellichaften bie Vor⸗ 
ſchrift des ftrengen Gehorfams gegen bie Bereinseinheit). Diefe wurbe zum 
Ausdruck gebracht durch die Verſammluug aller vollberechtigten Geſellen (bas 
Kapitel), bie ein oder mehrere Mal im Jahre an beftimmten Tagen abgehal⸗ 
ten wurde und zu welcher jeder bei Strafe erſcheinen mußte). Die Ber 
fammlung hatte die oberfte Handhabung des genofjenfchaftlichen Friedens nnd 
Rechte, die Aenderung ber Statuten, die Beſchlußfaſſung über wichtigere ge 
meinfame Angelegenheiten, die Aufnahme neuer Mitglieder) und die Wahl 
der Borftände. Letztere, in der Regel einige jährlich ober noch bäufiger 
wechjelude Hauptlente, die auch Könige, Marjchälle, Gelorene über die Einung, 
Dberfte u. |. w. hießen, vertraten die Geſammtheit nad außen unb übten 
nach innen Richteramt, Strafgewalt (Geldbußen und Ausſchluß) und Ber 
waltung und 2eitung ber Gefellichaftsangelegenheiten®),., Bei weiterer Fort⸗ 
bildung traten ihuen Ausichüffe zur Seite“). Die Gejellihaft war Rechts 





%), Landau ©. 28. 79. 98. Schannat ©. 12. art. 5. Koft und Schaden 
fol jeber felbft tragen. 

s) (Eine förmliche Ordenskleidung, die der Oberfte jährlich vorfchrieb, 3. B. 
bei den Fürfpängern. Roth v. Schredeuftein ©. 519. Ber ohne Erkennungs- 
zeichen gefehen ward, wurbe in Strafe genommen, meift zum Beften ber Armen. 
So Landbau ©. 39. Schannat ©. 15. 16. 

s) Ungehorfam follte als Meineid gelten, 1885 6. Landbau ©. 188f., ber 
Ungehorfame ald meineidig, treulos und ehrlos ausgeſtoßen werden, Schannat 
©. 14. 17. 

3.8 Landau ©.8. 90. 98. 191. Schaunat ©. 13—17. Echte Noth 
entſchuldigte. 

ss, Hierbei genügte in der Hegel Stimmenmehrheit. So beim Loͤwenbund. 
Die Sichler forderten Einhelligleit und geboten Geheimhaltung des Namens 
befien, der gegen die Aufnahme geftimmt. 

2) So ein jährlidh gewählter Hauptmann in ber Wetterauifchen Geſellſchaft. 
Landau ©. 98. Bei den Sternern Könige. Ib. ©. 88. Bei der Gefellichaft 
vom Som jährlich vier Gelorene. Ib. ©. 78. Bel. ©. 85. 189. Bel den 
Sichlern ein König nad ein Marfhall. Ib. ©. 90. 191. Beim Löwenbund 3 
jährlich gekorene und beim Tode eines von ihnen durch das fofort zu berufende Kapitel 
nad Mehrheit zu ergänzende Hauptleute. Schannat S. 18f. 17. Bei den Schleg- 
lern vier Könige, die nad) vier Kreiſen ihr Anıt verwalteten, Sreiberg l.c. ©. 747. 

) So bei den Fürſpängern, ber Geſellſchaft S. Georgenſchild u. ſ. w. 
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fubjeft im privaten und öffentlichen Recht. Sie hatte eine Kaffe, in bie fie 
bisweilen regelmäßige Gelbbeiträge, überdies aber die Strafgelber erhob unb 
welche theils frommen und woblthätigen Zwecken theils der Beftreitung ber 
Geſellſchafteausgaben diente"). In allen Beziehungen trat fie als Einheit 
wollend und handelnd auf, fchloß Verträge, Bünbniffe und Bergleidhe, er⸗ 
Härte Fehden, fällte Schiebsiprüche, verhandelte mit Kaifer und Yürftene). 
Wenn das bleibende Refultat dieſer politiihen Genofienfchaftsbewegung 
im niederen Abel die Eörperichaftliche Verfaſſung ber freien Reicheritterichaft 
in Schwaben, Franken und am Rhein einerjeits, die Begründung Lanbfäffiger 
Ritterfchaften mit mehr ober minder ausgebildeter Torporativer Organiſation 
und ftändifchen Rechten in den einzelnen Territorien andererſeits war, jo waren 
dies doch nicht die einzigen Ausläufer der abligen Geſellſchaften. Vielmehr 
waren auf ber einen Seite mannichfache geiellige Bereine, auf ber aubern 
Seite fürftliche Ordensinnungen die Sortiegung ber Ritterbände. In erfterer 
Beziehung find beſonders die im der zweiten Hälfte bes 15. Sahrhunderts 
mit dem Verſuch einer Neubelebung der längft verjchollenen Turniere zahlreich 
emporwachſenden Turniergeſellſchaften zu erwähnen, welche eine beftinmte An- 
zahl vou Ahnen für die Aufnahme forderten, ein Gejelichaftszeichen trugen 
und bei den Waffenipielen feft zufammenhieltn®). Später kommen auf 
ablige Mäßigkeitswereine, Adelsgeſellſchaften gegen das Fluchen und Zutrinten 
und mandherlei andere gefellige Vereinigungen von Yürften und Rittern vor). 


ei) Eine regelmäßige Abgabe erhob z. B. ber Lswenbund auf ben Kapitel 
tagen. Sie wurde ben Borftänden überantwortet und von ihnen für die Geſell⸗ 
ſchaft verwandt, worüber dann dem nächften Kapitel Rechnung gelegt werben 
folte Schaunat ©. 18. Bol. 1492 Guben. IV. 494: in commune con- 
ferantur. 1362 Landau ©. 98: in unser gemeyne geselleschaf bezalen. ©. 
auch ib. ©. 99. 

) Bol. die Url. über bie Fehden und Bünde ber Sterner b. Laudaun 
©. 101—182; bad von ben 4 Hauptleuten in aller Gefellen Namen abgefchlofiene 
Bünbniß ber Geſellſchaft vom Horn mit bem Landgrafen von Heffen 1879 ib. 184; 
die Bünbdniffe, Verträge, Schieböiprüche der Einung v. St. Georgenfhild b. Frey 
berg 1. c. ©. 749f.; bie große Einigung v. 1382, welche Hauptiente, Gerren, 
Ritter und Knechte gemeinlich ber brei Gefellichaften mit Fürſten unb Städten 
fließen, 6. Datt L c. ©. 4. 

=) Bol. Datt ©. bif. und 801. Rah den acta Com. Worm, a. 1495 
(b. Datt S. 51 925) gab es in „beu vier Landen“ die Gefellichaften des Efels, 
mit dem Braden, bes Fiſch, bed Falten, ber Krone, bes Wolfes in 
Schwaben; der Spange, bed Einhornd, bed Bären in Braufen; bes gelben 
Hundes und bes gekrönten Steinbocks am Rhein; bie Wittereinung in 
Batern. Weber den Unterfchieb ber Turniergejellichaften von ben alten Ibelsbünden 
vgl. Datt ©. 42. Landbau ©. 13. Unger IL ©. 14. Irrige Anfichten bei 
Stenzel Le. ©. 181,8eo, Pfifter, ſchwäb. Geſch. IV. 109. 

*, So z. B. 1517 der öfterreichiiche Shriftophsorben gegen Fluchen und Zutrinfen 
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In fürftlihde Ritterorden aber giengen bie Adelsinnungen dadurch über, baf 
die Fürſten, indem fie fih felbft an die Spike von Geſellſchaften ftellten, das 
gegen fie entftandene Suftitut zu ihrem Bortbeil wandten. Schon im 14. 
Sahrhundert ftifteten fie theils mit anderen Fürſten gemeinfam, theils ans- 
ſchließlich unter ihrem Adel Gejellfhaften mit gejelligen, religiäjen und ſo⸗ 
cinlen Tendenzen, in welde man mur unter gewiflen Bebingungen der Ge⸗ 
burt, fpäter auch des Verdienſtes aufgenonmen werben konnte. Das Erken⸗ 
nungszeichen, welches die Mitglieder trugen, wurbe mehr und mehr zum 
Ehrenzeichen, die Aufnahme gieng ausſchließlich ober doch vornemlich auf ben 
Landesherrn über und wandelte ſich in eine „Ertheilung“ der „Geſellſchaft 
oder des „Orbend", die Berfammiungen der Mitglieder unterblieben ober 
wurden bedentungslos®). Die Umwandlung folder Gejellihaften in unfere 
mobernen „Drbensinftitute beiteht dann in einem ftufenweilen Verſchwinden 
der urfprünglich zu Grunde liegenden Torporativen Idee, von ber filh heute 
nur in wenigen Orden noch Reminiscenzen finden. 


und ber Ritterorden der Mäßigkeit in Steiermark, Kämthen und Krain; bie 
Narrengefellichaften in Kleve (1381) 2c.; eine Geſellſchaft fAchfifcher Herzoge wider 
bad Fluchen (1690); mehrere Trinkorden ꝛc. Bol. Gryphinus L.c. S. 219f. 249. 
291 f. 294 f. Kurt v. der Aue, dad Ritterthum unb die Ritterorden 
©. 222. 224f. 

65) Hierher gehören 3. B. die 1898 von ben Grafen von ber Mark und Kleve ge- 
ftiftete Brüderfchaft von ben Roßfämmen; die „freundliche fröhliche Gefellichaft vom 
Rofenkranz”, zu welcher ber Erzbifchof von Köln und die Bifchöfe von Paber- 
born u. Münfter gehörten, Datt S. 81. $ 52. 58; die Einhornsgefellfchaft 
Balthaſars v. Thüringen (1407), Landau ©. 16, Unger ©. 12; die Geſell⸗ 
[haft mit bem Greifen (1879), Roth v. Schredenftein ©. 498. 651; bie 
öfterreichiiche Gefellichaft mit dem Zopfe (c. 1879), ib. ©. 494; bie Prager 
Brüderfhaft mit dem Neife und Hammer (1382), ib. ©. 520 Note 4; bie 
freundliche Gejellihaft mit dem Sittih in Baiern (1414), ib. 600; ber thürin- 
gifche Fleglerbund (1412), ib. 601 Note 2. Näher den modernen Orden ftand 
bereitö die Gefellihaft vom Lindwurn, welche Kaifer Sigismund 1424 auftbat, 
Roth v. Schredenftein S. 494; mehr noch bie nach dem Vorbilde des 1481 
vom Herzog Philipp von Burgund geftifteten goldenen Vließes (Stat. b. Lü- 
nig, Part. spec. cont. I, 8. ©. 137) errichteten Gefellfchaften, wie 3. B. bie 
Geſellſchaft mit dem Adler (1488 vom Kaiſer Albrecht in Wien geftiftet), Hor- 
mayr 1. c. ©. 315; die 1440 gegründete, 1443 erweiterte Brandenburgifche 
Schwanengefellfchaft unferer Lieben Frauen Kettenträger, und bie um 1420 and) 
an märkifche Edelleute verlichene fchlefifche Gefellichaft mit dem NRübenbanbe; bie 
öjterreichifche Gefellichaft vom Salamander (1450) u. ſ. w. — In ber zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts wurde die Stiftung höfiſcher Orben bereit! Mode⸗ 
face. Doch überwog häufig noch das religiös-gefellige und korporative Element 
Bol. z. DB. die vom Erzbifchofe von Mainz beftätigte fraternitas equestris St. 
Georgi der Ganerben der Burg Friedberg, mit goldener oder filberner Kette, 
Anordnung von Seeleumeffen und Bigifien, regelmäßigen Beiträgen, juͤhrlichen 
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IT. Aud der Klerus bemädhtigte fich der Formen einer politiſchen Einung 
für feine Zwede. Bon ber Theilnahme der kirchlichen Würbenträger, der be- 
deutenderen Stifter und Klöfter an den von andern Ständen ausgehenden 
Einungen abgejehen, kamen vielfah in offenbarer Nachbildung der Stäbte- 
und Adelsbünde Bereinigungen vor, welche lediglich von den Klerikern oder 
einer beftimmten Kaffe derfelben zur Wahrung bes Stanbesintereffes geichlof- 
fen wurden. Dabin gehörten die ftänbifchen Prälateneinungen in den Terri⸗ 
torten®) und die politiihen Bünbniffe der geiftlihen Reichsſtände, welche fich 
aber von ben Einungen ber weltlichen Herren und Stände in nichts unter 
ſchieden. Eigenthümlich dagegen waren bie feit dem 13. Jahrhundert häufigen 
Klerilerunionen (uniones cleri), durch welche fi) der Klerus einer Stabt 
oder Didcefe, und zwar balb ber gejammte Klerus, bald nur der höhere, balb 
umgekehrt ber niebere zu aflociiren pflegte). Auf allgemeinen Berfammium- 


Verſammlungen und feierliden Proceffionen, Strafen für Säumigkeit, Streit im 
Konvent oder Austritt. Urt. bei Guben. IV. ©. 494. 495. Ferner bie vom 
Mainzer Erzbiſchof errichtete Geſellſchaft der Ritterfchaft und Bruberfchaft bed 
heiligen Martin. Ihre Mitglieder, geiftliche und weltliche, Brüder und Schwe 
ftern, waren zu beftimmten religiöfen Uebungen, Almofen, Beiträgen und Stiftun- 
gen, fowie zu gegenfeitiger Treue und Sreundfchaft verpflichtet; fie hielt religiöfe 
und feftliche IZnfammenkünfte, ein Brubermeifter zog Beiträge unb Strafen ein, 
verwaltete unter jährlicher Rechnungslegung das Gefellfchaftsnermögen, führte ein 
Regifter über lebende und todte Genofien. In biefem Allen eine gewöhnlicde 
Brüderſchaft, charakterifirte fie fich ald Drben dadurch, daß außer ber Entrichtung 
von Cintrittsgebühren ber Nachweis von vier Ahnen unb Genehmigung des Erz- 
bifhofd zur Aufnahme nöthig war, daß jedes Mitglied bei Strafe ein Kleinod 
(den heiligen Martin barftellenb) bei Berfammlungen unb Feften tragen, bei un 
ziemlichen Tanzen und Spielen aber ablegen follte, und baß dieſes Kleinod nad 
bed Inhabers Tode an das Domitift fill. Urk. v. 1496. 1497. u. 1498 b. 
Guben. IV. &. 516-524. Aehnlich find die Artikel des Huberts⸗Ordens tz 
Trier v. 1444 b. Lacomblet, Archiv L ©. 400-403, wo bie „broederschaf" 
vor dem „orden“, wie bier bad Zeichen ſchon heißt, bereitö mehr zurüdiritt. Weber 
einen weiblichen Orden v. 1891, die Aglaienfchwefterfhaft in Franken, Roth v. 
Shähredenftein S. 520. Die ephemere S. Georgsgefellſchaft, welche Marimi- 
Ian gegen die Türken ftiftete, war mehr ein Verſuch, den Adel kriegeriſch zu be 
ben. Bgl. d. Statuten b. Datt S. 217—221. Stenzell. c. ©. 265. Weber 
andere ältere Orben Kurt v. db. Aue, das Ritterthum und bie Ritterorben 
©. 32 f. 219; Gryphius 1. c. ©. 159. 

®) Bol. unten $ 51. 

) Bol. 3. B. das gemeinfchaftliche Kapitel der Prioren, Kanonichen und 
Pfarrer v. Köln v. 1270 b. Ennen u. Ederg, Quellen UL S. 19—38; bie 
unio ber Stifter der Stabt und Diöcefe Köln v. 1297 ib. II. ©. 426-4; 
bie eidliche Berbündung ber Kapitel ber Kollegiatlirchen ber Etadt und Diöceie 
Köln gegen ben Erzbiſchof v. 1876 bei Lacomblet, Urkb. III. 680. Verne 
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gen oder Kapitelötagen gaben fi die zujammmentretenden Prälaten, Stifts- 
Tapitel und Konvente eine gewillfürte bundesmäßige Organifation, indem fie 
ausführliche Statuten fegten und für deren Handhabung einen Einungevor- 
ftand wählten, der in ber Regel aus einem fidh felbft ergänzenden Kollegium 
beftand. Diejer Borftand Hatte durchaus die Stellung einer Bundeshaupt- 
mannſchaft: er vertrat die nicht verfammelte Geſammtheit, orbnete die gemein- 
famen Angelegenheiten, erhob, verwaltete und verwandte bie zur Erreichung 
des Bundeszwecks verabrebeten Beiträge*), war mitunter zur Aufnahme neuer 
Mitglieder befugt) und entſchied die Streitigkeiten zwifchen den in der Einung 
befindlichen Körperfchaften oder Einzelnen”). Im der Regel in Anlaß bejon- 
berer Streitigkeiten ober Gefahren und nur auf Zeit errichtet, immer faft 
eidlich bekräftigt, bezweckten dieſe Unionen vor Allem gegenfeitigen Schuß zur 
Abwehr jeder Unterdrüdung und jedes Eingriffs in die Rechte der Glieder 
und gemeinfame Bertheibigung gemeinjamer Rechte und JIntereſſen mit ge 
meinſchaftlichen Kräften und Mitteln (communibus expensis et laboribus). 
Sie waren daher in gleicher Weife gegen bie geiftlichen Oberen unb gegen 
weltliche Mächte, namentlih bei Gelegenheit ber Streitigkeiten über Be 
ftenerung gegen die Stäbte gerichtet”). 

IV. Wenn e8 die Einung gewejen war, welche allen höheren Ständen 
zu politifcher Selbftändigkeit verholfen, welche insbeſondere einen mächtigen 
freien Bürgerftand geſchaffen und in ihm neben den Altbürgern ben Handel 
und das Großgewerbe, neben ihnen endlich auch das Handwerk emporgehoben 
und organifirt hatte, jo mußte fchlieglich auch der Bauernftand, wo er zu 
politiſchem Bewußtfein gelangte, das Mittel der Einung gegen die ihm bro- 


die litterae unionis Wormatiensis cleri tam primarii quam secundi gegen vis 
externa v. 1268, gegen Exaktionen und Ungelt v. 1283 b. Schannat, hist. 
Worm. IL 133 f. 144 f; bie Wormſer Pfaffenrachtungen, bef. v. 1366 ib. 
©. 181 f., wo ftetd „die pfaffheit gemeinlich“ Partei ift; bie unio cleri Worm. 
primarii adversus imminentia sua pericula v. 1382 ib. 190 f; bie unio gegen 
die Stadt ib. 193 f. Sodann die unio Moguntini cleri contra exactiones pa- 
pales v. 1572 b. Guden. IH. 507—514; v. 1382 gegen die Stadt Mainz b. 
Wärdtwein, subs. dipl. XII. 386; v. 1433 ib. 404. u. Guden. IV. 198. 
206. Auch die unio der decani et capitula ecclesiae Spirensis gegen die Er- 
bebung des Ungelts v. 1264 b. Remling I. 293 u. 802, zur Aufrechterhaltung 
aller Sreiheiten v. 1282 ib. 372; 1299 ib. 421; Bündniß der Stifter Speier 
u. Strasburg gegen bie Bifitation ded Erzbifchofse von Mainz v. 1296 ib. 412 
—415 u. |. w. 

“ee, So heißt es von den diffinitores der Mainzer unio v. 1372 Guben, 
III. 511: per quos recipientur et fient ... . ex nostra communi contributione 

. communes expensae. 

eo. So 1376 in Köln. Lacombl. III. 680. 

0%) So die Mainzer diffinitores.. Guben. I. 513. 

71, Bal. Note 67. 
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benden Gefahren verfuchen. Aber er verfuchte es zu ſpät. In einzelnen Ge 
genben freilih, und befonbers ba, wo bereits im 13. und 14. Jahrhundert 
politifches Leben in ber Lanpbevälkerung erwachte, gelang ed, auf dem Wege 
ber Eidgenofjenfchaften und Bünde eine genoſſenſchaftliche Organifatiou frei 
verbundener bänerlicher Gemeinweien zu begründen. Auf biefem Wege wurbe 
für immer in der Schweiz, vorübergehend in einigen Landſchaften an ber 
Nordfee eine von der allgemein-beutfchen ſehr abweichende Eutwicklung berbei- 
geführt"). Vereinzelt gelang ed auch im innern Deutichland, eine bauer 
ſchaftliche Einung durchzuſetzen, wie 3. B. die Hauenfteiner Einung, welde 
auf den Höhen des Schwarzwalbs bis in fpäte Zeiten ben verbundenen Ge⸗ 
meinden bie Selbftverwaltung fiherte, oder es wurden alte Markgenofien- 
haften im Sinne felbftändiger Gemeinwejen fortgebildet, ober der Bauern- 
ftand nahm in der DOrganifation nad Thälern, Aemteru, Gerichten, Bog- 
teten x. am der Iandftändifchen Einungsbewegung Theil und Eonftituirte ſich 
als politiſcher Stand”). Im Allgemeinen indeß verfuchte der Bauernſtand 
an ber mittelalterlihen Einungsbewegung ſich erft in einer Zeit zu betheiligen, 
in weldier die Macht des Ginungsprincips gebrochen unb ber obrigkeitliche 
Gedanke ftark genng war, ſolche Verfuche zu unterbrüden. Die im 15. Sahr- 
hundert vorkommenden Bauernaufftäude, Borboten des Bauernkriegs, waren 
das Werk bauerlicher Eidgenoſſenſchaften, Geſellſchaften oder Bünde. Sie 
unterlagen indeß bald den vereinten Krä,ten ber Fürften und Städte. So 
ber vergeblidhe Vereinigungsverſuch der Bauerſchaft im Algen um 1406. 
So ferner die um's Jahr 1482 in der Gegend von Worms aufgeftandenen 
Bauergejellfchaften, welde unter gewählten Hauptleuten gegen die Stabt 
rücdten und deren Befiegung bie firengften Verbote bänerlicher Einungen zur 
Solge hatte”). So aber auch bie mannidhfachen Bruberfchaften nud Berbin- 
dungen, welche fich, jo viel erfichtlich, nach dem Muſter der unter den übrigen 
Ständen üblichen Eihgenofienfchaften unter gewählten Hauptlenten feitben 
zahlreich konſtituirten, wie die verjchiedenen Gefellichaften vom , Bundſchuh⸗e, 


) Bol. unten $ 49. 50. 

8) Bol. unten $ 49. 51. 52. 58. 

2) Schaab, Geſch. bed rhein. Städte. L 4595. II. Nr. 317 ©. 405f. 
Zorn, Wormfer Chronik 354. Wir erfahren hier aus einer Fürfteneinung vom 
6. Febr. 1432, bat die geburschafft uff dem gauwe sich zusammen verbunden 
hat und von eigner freulicher gewalt mit ufligeworfnen banner vor Worms 
gezogen sin. Es wirb deshalb verabrebet, daß alle Zürften, Grafen, Herren, 
Ritter ober Knecht durch ihre Amtleute oder Unteramtlente die Gemeinden und 
Geburſchaften überall zufammenrufen laflen follen, um fie ſämmtlich und befon- 
ders von toldhen verbündnussen abzumahnen nnd ihnen Leibesftrafe und ſelbſt 
für die blos ausgefprochene Abficht, zu einer ſolchen Gefellichaft zu geben, ja 
ſchon für ihre bloße Nichtanzeige Züchtigung anzudrohen. 
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bie Verbindung vom „armen Konrad“ in Württemberg u. f. w.”). So 
endlich die ald „Haufen“ bezeichneten, unter einander zu „Bünben“ geeinten 
Affociationen der Bauerſchaften, welde im großen Bauernkriege v. 1525 den 
legten vergeblihen Verſuch machten, dur die zufammengefaßte Kraft des 
Bauernſtandes („die Bauerſchaft gemeinlih") den Sieg ber Obrigkeit über 
die Gemeinheitöverfafjung in Frage zu ftellen ’), 
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In Einem Punkte beſonders reichte die politiiche Einung, welde wir 
bisher vornemlih im Stanbesinterefie thätig fahen, darüber frühzeitig hinaus 
und diente einem öffentlichen Reicht- und Lanbesintereffe:- in ihrer Berwen- 
dung für Herftellung und Handhabung des Landfriedens. Deshalb find 
die Kandfriedensbünbniffe, obwol fie unter den Verbundenen eine bei 
Weitem ſchwächere Einheit als bie eigentlichen Bunbes- und Eidgenofſen⸗ 
ſchaften erzeugten, für die Neuſchaffung der faft untergegangenen Einheit über 
den Ständen von bejonderer Wichtigkeit geworben. 

Urſprünglich gieng, wie der gemeine NReichöfriede, fo eine beſondere Er- 
böhung defjelben vom Könige aus’). Bon ihm wurben daher allgemeine wie 
provincielle Landfriedensgeſetze, welche für beftimmte Zeiten, Gegenden ober 
Beziehungen einen erhöhten, auch die rechtmäßige Fehde ausſchließenden Frie⸗ 
ben ſchufen, als Reichsgeſetze erlaffen und als folde von ben Großen und 
dem Bolt beſchworen“). Mit bem fteigenden Einfluß der Reichskurie flieg 


5) Bol. unten $ 58 Rote 177. 

76) Bol. unten $ 53 Note 178—181. 

*) Datt, de pace publica, beſ. liber J. Erhard, Miltheilungen zur Ge 
ſchichte der Landfrieden. Erfurt 1829. Schaab J. c. J. ©. 228f. Klüpfel. 
L ec. 8b. VOL ©. 444f. Eichhorn, R. ©. 8 400 f. Zöpfl, R. G. 3 60. 
Balter, R. ©. $ 277. 385. Unger, Lanbftände I. S. 197—210. 

2) Auch der von ber Kirche durch bie Verkündung eines Gottesfriedens 
(trenga dei) erhöhte Friedenszuftand Tonnte daher nur dann bürgerliche Wirkun- 
gen haben, wenn berfelbe zugleich durch ein Reichsgeſetz promulgirt war, wie Dies 
3. B. durch Heinrich IV. bezüglich ber constit. pacis dei in synodo Col. a. 
1088 geſchah. Pertz I. 55. Kirchliche Wirkungen, wie Exkommunikation zc., 
Tonnte dagegen bie Kirche auch ohne dies mit dem Bruce ihrer Friedensgeſetze 
verknüpfen. Deshalb Haben auch bie fehr früh vorkommenden Friedensbündnifſe 
von Bifchöfen neben der Herftellung eines befonderen Friedens unter Ihnen vor- 
nemlich die Handhabung ber trenga dei durch gleichmäßige Zurüdwelfung ber 
Erkommunicirten zum Ziel. Vgl. z. B. die Urk. v. 1086 5. Trouillat I. 
Nr. 107. ©. 165. 

2) 3. 2. Const. Henr. II. a. 1019. Pertz IL 38. c. 3; Henr. IV. curia 
Mogunt. a, 1108, const. paeis generalis und const. pacis provincialis, ib. 60 
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die Mitwirkung ber Großen kei Errihtung und Berkünbung ſolcher Sriebent- 
geſetze): allein fie blieben Reichskouftitutionen, als deren letzte Duelle ber 
Kaifer galt. 

Seit dem Berfall des Lehnaftants aber wurde mehr und mehr das von 
oben ergangene Friebensgehot machtlos. Frieden hatte jegt nur, wer ihn fih 
felber ſchuf. Dadurch gewann die vertragsmäßige Friedendeinung eine früher 
unbelannte Bedeutung. Immer zwar hatte dem Bertrage ein gelobter 
Friede entiprocdhen, ber ſich bei der Steigerung des Vertrages zur gewillkür 
ten Genoſſenſchaft zum Genoffenjhaftsfrieden fteigerte: allein ein jol- 
her Friede war partilulär und auf die perfönlichen Beziehungen der Pacik 
centen oder Genofien beichränft geblieben. Jetzt gieng zunädft die Hand⸗ 
habung, bald die Errichtung des Landfriedens auf die Einungen über. Die 
Idee, daß der Kaifer Duelle alles Friedens fei, wurde mehr uub mehr ver- 
wiſcht; umfaffende, nicht blos perfönliche, fondern territoriale und nach außen 
wirkjame Lanbfrieden wurden buch freie Vereinigung gegründet; der Kaifer 
trat wol gar ald ein gewöhnlicher Mitlontrahent auf; und e8 wurde fo end- 
ih die Anſchauung ganz allgemein, daß der angeftrebte, das ganze Reich um- 
faffenbe und zeitlich unbeichränkte Friede nur auf einem Bertrage der Stände 
beruhen könne. 

Am frübeften und auffälligften wurbe ber neue Gedanke vom rheinifchen 
Stäbtebund ausgeiprocdhen, weldher im Sahre 1254 in ber Verwirrung be 
Interregnumsd eigenmädtig einen zehnjährigen Landfrieden innerhalb gewiffer 
Grenzen errichtete, fich eine Erekutionsgewalt beilegte und bei Strafe völliger 
Srieblofigkeit Ungenofjen zum Beitritt zwang. Daß König Wilhelm im Sabre 
1255 diejen Frieden beftätigte und mit einigen Mobifilationen (beſonders ber 
Beitimmung, daß zuerſt die königlichen Gerichte und erft, wenn dies erfolglos, 
der Sriedensbund angerufen werben jollten) ale Reichsgeſetz publicirte, war 
eher eine Anerkennung als eine DBerneinung des neuen Princips. Geitbem 
zog fi die Gewalt in allen Dingen mehr und mehr von der Reichsgewalt 
zu den freien DBereinen bin, und fo wurden zwar auch jeßt noch allgemeine 
und propincielle Landfriedensgeſetze von den Königen verkündet, allein dieſe 
Geſetze mußten entweder ausdrüdlih ihre Ohnmacht dadurch anerkennen, daß 
fie die Durchführung befonderen Bündniſſen der Stände anbeimgaben®), ober 
fie waren geradezu Berträge des Könige und der Stände‘). Das ganze 14. 


u. 61; Frideriei 1. const. de pace tenenda 1156 u. 1187 ib. 101. 108. Treuga 
Henrici regis ib. 267. Bol. auch Datt 14—22. 

% So 3. DB. Const. pacis in curia Mogunt. 1235. Perg, leg. II. 318. 

3) Landfr. Rudolphs v. Habsburg 1287: was auch die fürsten in irme land 
mit der landherren rate setzent und machent, diesem landfride zu besze- 
rungen und ze vestenunge, das mögen si wol thun und damit brechent si 
desz landfriden nit. Datt 28. Dal. Aurea bulla 1356. c. XV. 8 2. 

6) So namentlih ſchon die Landfrieden Rudolphs von Habsburg v. 1282 m. 
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und 15. Jahrhundert hindurch gieng dann zwar von Träftigeren Königen an- 
dauernd die Initiative zur Errichtung nmfaflenderer ober jelbft allgemeiner 
Landfrieden aus: allein fie blieben nad wie vor nah Form und Inhalt 
Einungen, weldye nur jo weit galten, ald die Stände fidh freiwillig baran be» 
teiligten?). Und die wirklihe Macht war auch in ſolchen Fällen, mehr noch 
unter Königen wie Karl IV., bet befonderen Landfriedensbünden, weldye von 
den Fürften, Herren und Stäbten der einzelnen Gegenden felbftänbig errichtet 
und nur in ben jeltenften Yällen durch eine wirkungsloſe Beftätigung oder 
den Zutritt des Könige als eines gewöhnlichen Genoſſen unter Genoffen ver- 
ftärft wurben®). 

Die Erribtung folder Landfrieden war mit faft allen Bünpnifien dieſer 
Sahrhunderte verfnüpft). Es bildeten fi) aber au) — und hiervon allein 
ift hier die Rede — Einungen zu dem ausſchließlichen Zweck ber Gründung 
und Handhabung eines Landfriedens. Solche Landfriedenseinungen waren 
unter den Mitgliedern defjelben Standes, unter Fürſten, Städten, Herren 
und Nittern, gebräuchlich, mehr aber noch unter den verichienenen Ständen, 
deren verſchiedenes Intereffe eine über einen bloßen Friebensbund hinansreichende 
Einung in der Regel hinderte!%, Bon den ſämmtlichen politiihen Macht: 
einheiten (den ſich entwidelnden Reichs- oder Landftänden) einer Gegend ober 
eines Landes geichloffen, verbreiteten fie fih oft durch Beitritt und Aufnähme 


Albrechts J. für Rhein und Elſaß v. 1801, für Schwaben v. 1807. Datt 
©. 29 f. 

N Man vgl. bef. die Landfrieden Ludwigs des Baiern v. 1817. 1828. 1884. 
1337. 13845; Karla IV. v. 1354; Wenzeld v. 1383. 1889. 1898; Sigismunds 
». 1431; Albrechts IL v. 1488; Sriebrih8 IH. v. 1467. 1471. 1474. 1486. ©. 
auch unten 5 48. Manche biefer Landfrieden nehmen zwar den Ton von Ge 
fegen an, welche der Katfer aus eigener Machtvollkommenheit erläßt: eine nähere 
Betrachtung zeigt aber fofort, daß fie in Wahrheit nichts ald Ginungen, bie vom 
Kaifer promulgirt werben, find. — Andere, wie der von K. Eubwig 1317 mit 
den Erzbifchöfen v. Mainz und Zrier, ben Königen von Böhmen und Polen und 
vielen Herren und Städten errichtete, nennen ſich geradezu: den gemainen lant- 
frieden, den wir, die fursten, die herren und die stete gemacht haben, 

%) Befonderd war dies bei den größeren rheinifchen, weitphälifchen, fränti- 
ſchen, wetterauifchen und thüringiſchen Kandfriedendbünden der Fall. ©. Datt 
©. 36—100, ber aber irrig die königliche Genehmigung für notöwendiä hält u. 
deshalb alle Landfriebenseinungen auf ſtillſchweigende Konceffion zurüdführt. 

9) Bgl. oben $ 46. 

0) Die großen Einungen, in welche vorübergehend Fürſten, Städtebünde n. 
Adelsgeſellſchaften traten, hatten daher im Wejentlihen nur die Bedeutung von 
Landfriedensbünden. So namentlich die Heidelberger und Mergentheimer Einung 
v. 1382 und 1387 und die vielfachen Bündniffe, welche die Geſellſchaft vom St. 
Georgenſchild im 15. Zahrhundert mit Städten und Zürften eingieng. 
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der Nachbarn ſchnell über große Theile des Reihe, um dann durch ten Ab- 
lauf ber von ihnen geſetzten Zeitbauer ober frühere Friedensſtörung ebenfo 
raſch zu verfhwinben, oder doch Ausbehnung und Geftalt zu wechſeln. Go 
erlangte namentlich der weftphälifche Landfriebe zeitweije einen großen Um⸗ 
fang'!), der mittelrheinifche durch feinen faft ununterbrodhenen Beitanb eine 
noch höhere Bedentung!?). Auch in der Wetterau, im Eljaß, in Franken und 
Baiern, in Schwaben, Heflen, Thüringen, Sachen, in der Mark Branden- 
burg, in Defterreih, in Zuremburg, Geldern und Lothringen, ja auch in 
Polen und Böhmen wurden Landfriedensbünde aufgerichtet und oft ermenert, 
welche theils nur partituläre und vorübergehende Bedeutung hatten, theils 
aber auch durch den Beitritt des Kaiſers ober mächtiger Fürften geftärkt, er- 
weitert und mit einander in Verbindung gejeßt wurden!) Sm Gebiete ber 


11) Schon 1256 begegnet und ein weit über Weftphalen hinausreichender 
Sriedensbund. Im 14. Jahrh. blieben die häufig erneuten Landfrieden in Weft- 
phalen und am Nieberrhein in engeren Grenzen, bis ber im 3. 1371 von dem 
Kaifer, dem Erzbiſchof von Köln, den Bifchöfen v. Paderborn, Münfter, Osna⸗ 
brüd, den Grafen von der Mark und den Herren und Städten jener Gegend er- 
richtete Sandfriede durch die Bemühungen ber Könige Sriedrich III. und Menzel 
fich über Magdeburg, Thüringen, Meißen, Raffau, ja bid nad Schwaben hin 
ausbehnte. Häufig erneuert und befeftigt, löſte biefer Friedensbund ſich 1387 auf. 
Der engere Bund in Weftphalen und Köln beftand aber fort. ©. die Urf. v. 
1256 b. Sartorins, Hanfa II. 74; Ennen u. Ederg, Quellen IL 847— 
864. 429. III. 248; v. 1888. 1364. 1875. 1877. 1381 b. &acombI. III. 355. 
555. 658 f. 704f. 750f.; v. 1371. 1874 6. Rudewig, reliq manuser. X. ©. 289. 346; 
v. 1890 b. Schannat, Sammlung ıc. J. 85; Häberlin, Keichshiſtorie IV. 
99, analecta medii aevi Sect. II. ©. 319-874; Erhard Lc. ©. 19238 u 
Urkb. Nr. 3-8. S. 38 46. 

19) Rheiniſche Landfrieden v. 1818. 1322. 1325. 1338. 1889. 1844. 1350 
1353. 1865. 1366. 18%. Datt ©. 76. Schaab L ©. 228f. urk. ib. IL 
84f. 144f. 178. 180f. Lehmann, Gpeierfche Ehronit VIL. 12. 27. 31. 45. 
49. 51. 52. 

12) Metterauifche Landfrieben, bei. 1265. 1277. 1387. 1854. 1359, b. Datt 
©. 78f. Böhmer, cod. ©. 185. 543. 628. Guben. III. 430. Bor dem Land⸗ 
frieden v. 1859 nahm der Kaiſer 1861 felber Rebt. Erhard ©. 18. Im El 
faß wurben bisweilen ein oberer und unterer Landfriede unterfchieden, aber and) 
gemeine Landfrieden gefchloffen und Häufig erneuert. Go 1341. 1843. 1345. 
1853. Datt ©. 76. 77. Lünig VIL 18. 15. Batrifhe und fränkiſche Rand: 
friedenäbünde v. 1845. 1854. 1879. 1403 b. Datt ©. 77. Schannat ll. c. 
elf. Thüringiſche Landfrieden v. 1338. 1872 ıc. b. Erhard ©. 9f. 16—18. 
30f. Landfr. v. 1409 zwijchen Mainz, Paderborn und Heffen b. Schannat 
1. c. I. 78f; zwiſchen Magdeburg, Brandenburg, Sachſen, Medienburg ıc. 1862 
b. Erhard ©. 87f; im Ersftift Magdeburg 1363 ib. 14. 15. Unter ben fehr 
zahlreichen Kandfriedensbünden des Grafen von Württemberg, des Adels und der 
Städte in Schwaben find die wichtigften bie v. 1830. 1831. 1356 und aus dem 
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Hana waren gleichfalls Landfriedensbünde zwiſchen den einzelnen Stäbten und 
den Fürften von Sachſen, Medlenburg, Pommern, Holften und Sütland 
überaus häufig und wurben bier im überfeeiichen Verkehr zu Seefriebens- 
bünden erweitert 1*). 

Alle folde Friedenseinungen nun waren ihrem rechtlichen Charakter nad 
nicht, wie ihre Form und befonders die Beihränkung ihrer Geltung auf eine 
beftimmte Anzahl von Jahren vermuthen läßt, bloße Verträge, ſondern ent- 
hielten die Konftituirung einer freilih nur in einzelnen Punkten burdhgeführten 
Friedensgenoſſenſchaft. So verfhieden, wie ein Bunbeögemeinweien 
von einem Bündnifvertrage ift, waren dieſe Lanbfriebensgemeinweien von 
eiwaigen Friedens, Sühne oder Kompromißverträgen. Ihr Zwed war nicht 
die Regelung von Rechtöverhältniffen unter den Paciöcenten, fondern bie Her- 
ftellung objektiver, wenn auch in ihrer Geltung nur auf Zeit beſchränkter 
Rechtsnormen für einen Beftimmten Kreis von Perfonen und für ein beftimm- 
teß Gebiet. Nicht blos zum Frieden und Frommen der Theilnehmer, fonbern 
Gott und dem heiligen roͤmiſchen Reich zu Ehren, um bed gemeinen Frie 
dens willen zum gemeinen Nuten von Arm und Reid) wurben fie errichtet. 
Diefe ihre Sffentlihrechtliche Natur, das in ihnen enthaltene ftaatliche Element 
ſprach fi vor Allem darin ans, daß fie eine perfönliche und eine territoriale Be⸗ 
bentung vereinten. Denn einerjeitd begründeten fie ein genofienichaftliches 
Friedensverhaͤltniß unter den Konftituenten der Einung und ben fpäter in 
biefelbe aufgenommenen Mitgliedern, jo daß zwiſchen dieſen genoffenfchaftliche 
Rechte und Pflichten auf gegenfeitige Unterftägung bei Friedensverletzungen, 
anf Unterlaffung jeber auch an fih rechtmäßigen Fehde, auf Deffuung ber 
Burgen, auf ausſchließliches Rechtindhen und Rechtnehmen vor dem Landfrieden 
entftanden"®). Andererſeits aber pflegte ber Landfrieben einen beftimmten 
territorialen Bezirk (Begriff, Kreife, Gemarkung) innerhalb genau feſtgeſetzter 
Grenzen (Ziele des Landfriedens) dergeftalt zu umfaflen, daß innerhalb beffel- 


15. Jahrh. v. 1487. 1489. 1448. Schaab I. 117. Nr. 80. Rünig XIIL 12. 
Datt 80-83. 81 - 94. Trierer Landfr. v. 1844, Binger v. 1868 b. Hont- 
beim IL 156. 839. in gemeiner Auremburger Landfriebe wird 1348, ein lo⸗ 
tharingifcher 1856 erwähnt. Datt &. 79. 80. — Im Nebrigen vgl. bef. Datt 
S. 75—81, und die Nachweiſe der einzelnen Lanbfriedensbünde in Böhmer’s 
Negeften, namentlich aus ber Zeit Ludwigs bed Baiern S. 243—247; auch Er- 
bard ©. 11f. 

14) Roftoder Landfr. v. 1288 im Lüb. Urkb. I. 408; Randfrieben v. 1827. 
1333. 1334. 1838. 1849 ib. II. 424. 504—506. 541. 619. 848. Geefrieden 
©. 684. 

6) Dazu kam biöwellen bie Unterfagung von Ausgleichen ohne Wiffen der 
SGenofien, 3. B. thüring. Landfr. v. 1372 6. Erhard S. 17, die Bertheilung 
eimaiger Eroberungen und Beute nad) Mannzahl, die Enthaltung zu enger, dem 
Eandfrieden gefährlicher Bünbniffe ıc. 
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ben auch der Ungenofie an ben erhöhten Friedenszuftand gebunden war *). 
Alle Herren und Städte, weldhe in dieſen Zielen gefeflen waren, wurben dann 
entweder geradezu zum Lanbfrieben gebrungen. ober es wurbe doch ihre Auf- 
nahme ohne weitere Foͤrmlichkeiten jedem Genofien geftattet!”). Bisweilen 
trat fogar das territoriale Princip jo in den Vordergrund, daß nicht mur bie 
pofitiven Pflichten Ger Friedensgenoſſen auf beftimmte Grenzen eingefchränkt 
wurden, fonbern felbft ihre negative Pflicht, fich der Sehen und Kriege mit 
einander zu enthalten, außerhalb bes Friedensbezirkes ceifirte!°). Inter foldyen 
Umftänden Tonnte die beichränkte Dauer der Lanbfriebenseinungen nicht hin⸗ 
bern, daß wenigftens für dieſe Zett die Geſammtheit der Verbundenen fid 
als eine organifirte Genoflenfchaft betrachtete, in welcher die Geſammteinheit ben 
Gliedern als ein felbftändiges politiſches Rechtsiubjelt gegenüberftand. Konnte 
eine ſolche Anſchanung iu fürzer währenden ober loſer verfuüpften Friedens 
einungen fi nicht zu voller Klarheit erheben, jo maßte fie doch ba, wo län- . 
gerer Beitand, häufige Erneuerung und durchgebildete Organifation zufanımen- 
trafen, mehr und mehr zu Tage treten. Dies giebt fi aud in änßeren 
Symptomen, wie 3. B. in ber den „Landfrieden“ perfonificicenden Redeweiſe 
ber Urkunden, in ber Annahme eines bejonderen Siegeld und Banners bei 
Landfrieden, in ber Rechtſprechung und Erelution „im Namen des Landfrie- 
den“ oder „von bes Landfrieden wegen“ unzweibeutig fund!) Xrägerin bie 
fer Einheit ift, wie in jeder gewillkürten Genofjenfchaft, die Geſammtheit ber 
Genoſſen. Es bebarf daher einer förmlichen Aufnahme in den Verein”) unb 
einer Beſchwoͤrung feiner Statuten“), um am Schub und an ber Handhabung 
bes Landfriedens Theil zu haben. Allein die Geſammtheit kommt hier nicht, 


16) Bol, 3. B. die Landfrieben v. 1801. 1825. 1332. 1851. 1868. 1384. 
1489 b. Datt 5, 139f; Landfriebe ber fchweizer. Stäbte ». 1818 b. Trouil- 
fat IIL Nr. 156. S. 266; 1854 Böhmer ©. 629f, :c. 

ın So fchon in den Sandfr. v. 1254 und 1255. Rheinifche Landfrieben v. 
1825 b. Schaab IL Nr. 64. (1325). ©. 98: Auch ist gereht, das ein jege- 
liche stat der vorg. stete einen jegelichen guten man, er si wer er si, ritter, 
knecht, pfaffe oder orden, die in diesen vorgenanten zilen gesessen sint, en- 
phahen mugent zu diesen friden mit allen den gedingen. 

1) Datt ©. 140. Rhein. Landfr. v. 1832. Cifäfl. v. 1313. 

10) Neber die juriftifche Perfönlichkeit des Landfriedens Th. I. 

” Diefe gefchieht entweder durch den nächftgejeffenen Genofien (Rote 17), 
oder burdy den Hauptmann und die Hauptftadt, die zunächft gefeflen (1317 
Schaab I. Nr. 60. ©. 34), oder nur durch bie Gefammtheit (3. B. 1364 Lac. 
IH. 559), ober endlih — was bie Regel bildet — durch die Mehrheit ber Land⸗ 
friedensrichter. 3. B. 1354 Böhmer 682. 1837 ib. 543. S. auch Aufnahmen 
b. Datt 88f. Erhard 23f. 

2) 3. 8. 1817: der sol sweren den friden ze behalten, ze beschirmen 
und ze behelfen, als der lantfriedenebrief sagt. 
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wie bei eigentlichen Bunden, auf regelmäßigen Tagen burch vollbereihtigte Re 
präfentanten zur Berathung aller gemeinfamen Interefien und Angelegenheiten 
zufammen. Wo eine derartige Verabrebung in einem Landfrieden vorkommt, 
fennzeichnet fi) derſelbe bei näherer Betrachtung als ein wahrer Bund, ber 
fih nur der Reichsverbote wegen des unſchuldiger Plingenden Namens bedient **). 
Der eigentliche Landfriedensbund vielmehr wirb durch ein ftänbiges, ein für 
alle Mal Tonftituirtes Organ repräfentirt, welches zwar in ber Regel aus 
Delegirten der hauptſächlichften Genoſſen zufammengejegt ift, aber nicht bas 
Snterefie biefer, fondern das öffentliche Friedensintereſſe zu vertreten hat und 
daher zwar von jeder Vollmacht ober Inſtruktion unabhängig ift, fi fogar 
meift jelber ergänzt, bafür aber ftreng auf bie Handhabung bes Landfriedens 
in den räumlichen und zeitlichen Grenzen der Einung beichräntt if. Dieſes 
Organ, bisweilen einheitlich als ein Landfriedenshauptmann *), in ber Hegel 
Tollegialifh als ein auf regelmäßigen und auferorbentlichen Landtagen zufam- 
mentretendes, mit Stimmenmehrheit beichliegendes Landfriedensgericht unter 
einem entweder im Boraus vom Könige oder den Genoflen ernaunten, oder 
vom Kollegium felbft zu wählenden Richter, Obmann ober Mundmann Ton- 
ftituirt?Y, erläßt im Namen und unter dem Siegel des Landfriedens Ladun⸗ 
gen, Rechtsoſprüche und Bollgugsverorbnungen, enticheibet austragsweife über 
Rechtsbändel der Genoffen unter einander und mit Ungenofien, richtet über 


29, Dies tft 3. B. offenbar bei bem Landfrieden der ſchwäbiſchen Gtäbte v. 
1356, Datt ©. 81—88, ber Fall. Denn obwol fie nur einen Bund für Erhal⸗ 
tung bes Taiferlichen Landfriedens zu fchließen vorgeben, verabreden fie neben einer 
Eintheilung in drei Geſellſchaften, die „doch mit einander die ainen püntnuss 
und den ainen landfrid halten sollen und wollen*, und Hilfe auf Mahnung, 
Schiedsgericht, Erekution ꝛc., zwei jährliche Zufammenkünfte aller Städte in Ilm 
und St. allen: mit ain ander da ze reden, waz wir alle gemainlich oder un- 
ser jeglich statt besundere nothurfflig sint. 

2) 3. D. 1288 %üb. Urkb. IL 408: ab universis dominis et vasallis et ci- 
vitatibus super his omnibus judex et capitaneus est electus. 

24) Im wetterauifchen Landfr. v. 1265 b. Böhmer 184f. pacis axecutores, 
1337 ein Nenner, 1854 ein Eilfergeriht ib. 548. 628. Im thüring.- Landfr. 
v. 1838 ein Richter und ein Ratb von 12 Männern auf ein Jahr gewählt; 1872 
ſechs deputirte Schiedörichter und ein namentlich beftimmter Obmann. Erhard 
17. 80f. 139856 gubernatores communis pacis Lotharingicae. Datt ©. 80. 
Im Elſaß abwechſelnd 9, 13, 15 Richter ober cognitores, unter denen „ein ge- 
meiner mundmann von der herren und stett wegen aller gemeinlich.“ Datt 
©. 76. 77. Schaab 1. 271. Am Rhein ein Siebner⸗, Neuner⸗ oder Eilferge- 
richt, das trop wechfelnder Zufammenfegung und Geftalt auf fogenannten „Land⸗ 
tagen” ald „Landgericht* feit 1327 faft ununterbrochen tbätig war. Schaab I 
2538 — 271. 1389 im Eger Landfr. ein Neunergeriht. Datt 66f. 1398 bei 
®uden. II. 639 ein Siebnergeriht. Bol. auh Schaab IL Wr. 266. 267. 
268. 274. 
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Friedensbruch”), erkennt auf Schadenerfaß wie auf Strafe, namentlich auf 
Ausihlug ans der Frievensgemeinfchaft des Landfriedens (Verlandfriedung, 
Achtung), die bei Löniglichem Landfrieden mit der Reichsacht zufammenfällt, 
und überträgt die Vollziehung feiner Anordnungen und Sprüde dem nächſt⸗ 
gejeffenen Genoffen, dem nächſten Kreife ober dem Gelammtbunde”). Zur 
Ausführung der angeorbneten Exekution oder zur Theilnahme an dem vom 
Lanbfriedenshauptmann unter dem Landfriedensbanner angeführten Feldzuge ift 
jeder Genoffe mit beftimmten Maßgaben und feftgejegten Kontingenten bei 
Strafe verpflichtet, fofern ihn nicht ein befonderes Herrichafte- oder Bundes⸗ 
verhältnig kraft ausdrüdlicher Ausnahme befreit?”). Bei friſcher That muß er 
auf die Mahnung des Genoffen auch ohne Anweifung der Richter diefem in 
näher feitgejeßter Weife zu Hilfe eilen. 

Wie alle derartigen Genoffenfchaften, fchloffen die Landfrievensbünde 
engere Bereine nicht aus, und es beftanden in nnd neben ihnen theils bejon- 
dere, weitergehende Bünbniffe**), theild engere Landfriedenseinungen mit eigenen 
Sriedensrichtern??). Weberdied waren fie in ber Regel zur leichteren Sand» 
habung des Friedens in Kreife, Geſellſchaften, Parteien oder bergleichen ge 
theilt, die ebenfalls eine genoſſenſchaftliche Organifation unter befonderen Bor- 
ftehern hatten und im Verhältniß ihrer Mitglieder zu einander eine nod) 
nähere $rievend- und Rechtsgemeinſchaft begründeten. 
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Wenn fo die Einung eine unerfchöpflidhe Fülle von politiſchen Neubil- 
bımgen and dem Ringen der Stände erzeugte, jo mußte fie mehr unb mehr 


26) Diefer Begriff warb aber oft in ſehr weiten Sinne genommen. So 
fällt nach dem thüring. Landfr. v. 1988 6. Erhard 30f. jebe Rechtönerlekung 
bezüglich der Münze, Raub, Pfändung, Kloftereinbrud, Seftungsbau, Berfagung 
ber Landfolge zc. Darunter. 

se) Bol. außer ben einzelnen Landfrieden bei. Datt ©. 133f und Schaab 
L ©. 258f. 872f., ſowie die Urk. des xheinifch. Landgerichts ib. IL. S. 117. 
148f. 825f. 854f. 

ar) Der gewöhnliche Ausdruck für bie Pflicht der Genoffen zur Kandfriebens- 
. folge lautet: und wo die eylff adir der merer teil daz houbit hene kerin, da 
sal man in mit dem lantfriden nach folgin — 1354 Böhmer 632 8 0 — 
oder ähnlich. Nach dem thüring. Landfr. v. 1838, Erhard ©. 30f., follten die 
Urtel binnen 8 Tagen vollzogen werden. 

=) Es wurbe oft ausdrüdlich ausgemacht, daß ber Landfriede beftehenden 
Bündniffen unſchädlich fein ſolle. Für die Zukunft aber wurbe bisweilen bie 
Bimmbnißfreiheit eingefchräntt. So 1872 db. Erhard ©. 17. 

= So z. B. im thüringifchen und refp. weftphälifchen Landfrieden engeres 
Landfriedensbündniß und eigner Landrichter der Städte Erfurt, Mühlhaufen und 
Nordhaufen. Erhard ©. 27. 28. 47. 48. 
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als Duelle des finatlihen Verbandes überhaupt gelten. In ber That fehen 
wir feit dem offenkundigen Berfall der Lehnsverfaffung allmälig die alte An- 
ſchauung des Reiches als eines großen Herrſchaftsverbandes, in welchem Dieufl 
und Amt in vielfachen Srufen von oben nad) unten geliehen ift, durch eine 
anbere Idee erjegen, nach welcher der Kaifer nur ber erwählte Hanptmaun 
einer gewillfürten, auf der Einung ber Stänbe beruhenden riebend- und 
Rechtsgenofſenſchaft ift. 

Schou erhob fich neben dem Princip der Einung ein zum Siege über 
fie berufener neuer Gedanke, der Gedanke einer ftaatlihen Obrigkeit. Denn 
aus dem Wirrwarr der Herrichaften, Genofienfchaften und gemijchten Verbände, 
bie nach der Auflöfung der Stufenorbnung bes Lehnreichs nur noch ein man- 
nichfaltiger Kompler zufällig geftalteter Rechtsbeziehungen, fich kreuzender Lehne- 
verbindungen, ſchwankender Bogteiverbältniffe, im Privateigenthum ftehenber 
Gerichtöbarkeiten und Regale unter einander und mit dem Kaifer verknüpfte, 
bob fih ſchon feit dem 13. Jahrhundert in immer fefteren Zügen bie 
Landeshoheit einzelner Glieder des Herrenftandes als eine einheitliche Macht 
über ein abgegrenztes Territorium empor. Allein noch waren jelbft im Nor⸗ 
den und Dften, wo es ihr ſchon jetzt gelang, Abel und Gemeinden vom 
Reiche abzufchneiben, ihre Stege nur unvollftändig, im Süben und Weften 
ftanden Stäbtebünde und Rittergefellichaften noch mächtig genug ba, um nicht 
nuter, fondern neben ben Fürften das föberative Princip im Reihe zur 
Geltung zu bringen. Endlich aber war es ſchon Tängft entichieben, daß ber 
neue Staatsgedanke nicht im Reich, fondern nur in feinen zeriplitterten Theilen 
bie ältere Verfaffung befiegen würde. So wurben denn die großen Kämpfe 
um eine Neugründung des zerfallenden Reiche, welche feit dem Interregnum 
dritthalb Sahrhunderte Iang im deutſchen Sütweften geführt wurben, aus⸗ 
[hliegli von dem Einen Gedanken beberricht, die Verfaſſung des Reichs auf 
die Einung feiner Glieder zu gründen. Auch Träftige und einfichtevolle Kaiſer 
konnten nicht daran denken, das Lehnskaiferthum durch ein Staatskaiſerthum 
im Sinne ber Landeshoheit zu erjegen und die Reiheftände zu dem zu machen, 
was die Lanbftände in ben Territorien wurden: das Einzige, was ihnen blieb, 
war, fich felbft an die Spike der Bünde und Landfrieden zu ftellen und beren 
Erweiterung zur Reicheeinung anzuftreben. Nur das war die offene Frage, 
au der fo lange jebes Refultat fcheiterte, wie diefe Reichseinung beichaffen fein 
follte; vor Allem, wer ihre VBollgenoffen fein würden; demnädhft, welche Stel- 
Iung dem SKaifer als Einungsvorftand gebühre, von welchem Gericht Friede 
und Recht der Einung zu handhaben, wie in ihr der Rechtsfpruch zu vollziehen fei. 

Bon Anfang an war es Plar, daß bie Reichdeinung keine Konföderation 
des gefammten Volkes werden Tonnte, ſondern lediglich eine Konföderation 
einzelner Stände. Denn au ber ganzen Bewegung nahm der Bauernftand 
nicht Theil! Allein um die Mitte des 13. Jahrhunderts fchien es zweifel- 
haft, ob nicht wenigftens bie andern Stände gleichmäßig im Reiche Platz 
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finden wärben, ob wit das Rech aus feinem Berfall ale ein mädhliger 
Dunbeifinat won Yüriten, Abel und Stäbten erfichen würbe, in weldhem vor 
Allem ein tarhgängig reihäunmittelbares Bürgerthum das Boll repräjentirte. 
Der Fall bes groben rheiniſchen Städtebundes zerftörte ſolche Ausfichten, jedes 
erneute Gehlichlagen der Regenerizung bed Reichs durch Stäbtenereine, Land⸗ 
friebensbünde und Eidgenofſen ſchaften ſchmälerte den Raum, welcher dem fi 
feſt abſchließenden Surfürftentolleg und den ſich mehr und mehr Eonfolibirenden 
Zanbesbherren gegenüber für andere Glemente in ber Reichiverfafiung blieb. 

Noch einmal fchien es im Anfange ber Regierung König Wenzelö, als 
ſolle wenigftens tbeilweife eine Bereinigung aller Stände erreicht werben. Er 
ſchlug eine große Ginigung aller Fürften, Grafen unb Herrn, Ritter, Kuechte 
und Stäbe vor, deren Daupt er jelber fein wollte, und tie nach Abichaffung 
aller Sonberbünbe, im vier Parteien getbeilt, Frieden und Recht handhaben 
ſollte iy. Allein ber Berfud, ſcheiterte, der Stäbtekrieg folgte, unb die nun- 
mehr verfündeten Lanbfrieben *) ſteckten fi) wiererum ein weit niebrigeres 
Ziel, ohne bei der mangelnden Thatkraft und Entſchloſſenheit des Königs and 
nur dieſes zu erreichen. Seitdem hambelte es fih, jo mächtig Stäbte und 
Adel am Rhein und im Schwaben noch rangen, doch im Grunde nur noch 
um eine Einung ber Landeſsherrn. Die Städte konnten nicht mehr daran 
denen, eine Aufnahme des ftädtiſchen Principe in die Reichsverfaffung, eine 
Gründung ber letteren auf die Gleichftellung der Landeshoheit und ber Ge⸗ 
meinheitöverfaffung zu erlangen, fie konnten nur noch danach ftreben, ſich in 
möglihft großer Anzahl eine Ausnahmeftellung zu erringen, vermöge 
beren fie als privilegiirte Korporationen felbft die Landeshoheit auf ihrem Ge 
biet und damit im Reiche die Reicheftandfchaft erwarben. Den Apelsfamilien, 
welche der Lanbfäffigkeit entgiengen, gelang nicht einmal biefes, fie mußten 
fih ohne aktive Theilnabme am Reich mit Unmittelbarkeit und Torporativer 
Berfafjung begnügen. Nichtsdeftoweniger verflog faft das ganze 15. Jahr⸗ 
hundert, ohne daß die allgemein als Nothwendigkeit empfundene, von Kaiſer 
und Ständen auf jedem Reichötage in Angriff genommene Einung des Reiches 
definitiv zu Stande kam). Ueber die Grundzüge ter Einung zwar war man 


n 1383. Koch, Neue Samml. der Reichsabichiede I. S. 88f. 

2) Landfr. v. 1383 anf 6 Jahre. Koch 91. Datt 66f. Bier Richter aus 
dem Herrenftand, vier aus den Städten und ein vom Künig ernannter Obmann 
follten dem Frieden vorftehen, richten und fühnen, die nächftgelegenen Stände ihn 
handhaben. Landfriede v. 1398 b. Guden IIL 637f; Koch ©. 97. 101. Ein 
Neunergericht wurbe in ähnlicher Weife eingelebt. 

2) Man vgl. die projektirte Berorbnung Albrechts II. v. 1438, den Vorſchlag 
zu Nürnberg v. 1488, die Reformation Friedrichs TIL. v. 1442, deſſen projeltir- 
ten Landfrieden v. 1466, das Gutachten des Kurfürften v. 1467 b. Koch ©. 154. 
160. 170. 198. 200. 217; die wirklich erlaffenen Landfrieden v. 1481 (auf ein 
Fahr), v. 1467 (auf 5 Jahre), v. 1471 (auf 4 3.), v. 1474 (auf 6 J.), v. 1486 
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fich im Weſentlichen klar. Ganz allgemein dachte man nicht mehr an bie 
Errichtung eines Träftigen Bundesgemeinweſens, ſondern lediglich an die Ver⸗ 
bindung aller unmittelbaren Reichsmitglieder durch eine Landfriedenseinung, 
die von ben gewöhnlichen Landfrieden durch ihre ewige Dauer verjchieden jein 
follte. Uneinigkeit aber herrſchte über die Einrichtung bes Gerichts, der 
Hauptmannjchaften und Kreife, der Vollzugsordnung. Selbftverftändlich zwar 
war ed, daß der Kaifer das Haupt der Einung werde: ob aber ausſchließlich 
fein kaiſerliches Kammergericht, ob ein Austragsgericht wie in gewöhnlichen 
- Einungen, ob ein aus beiden Formen gemifchtes Gericht entfcheiden und wie 
die Kompetenz beftimmt werden fjollte*); ob beftimmte Kreife unter Kreis 
Hanptleuten ®) ober bie naͤchſtgeſeſſenen Reichsftände *) die Rechtsſprüche voll- 
ziehen, oder ob unr die Reichsacht und die gewöhnlichen gerichtlichen Zwangs⸗ 
mittel angewandt werben jollten?): darüber waren Kaifer und Stände ſtets 
verfchiebener Meinung. So blieb es denn bei Berlündung gewöhnlicher Land- 
frieden auf beftimmte Zeit und überbies bei Gutachten und Projekten. Endlich 
im Jahre 1495 kam unter Marimilian die Konföberation der Stände zum 
Abſchluß s). Das Reich wurde ald eine große Friedenseinung für ewige 
Zeiten Tonftitwirt, im welcher jede Fehde unter den Genoflen verboten, ber 
Friedenobruch mit der Reichsacht und Geldbuße bedroht, Jedem bie Hilfe bei 
friiher That zur Pflicht gemacht wurde. Der Kaifer wurde ala Haupt, bie 
einzelnen Reichöftände ald Genofien der Einung anerfannt. Das zugleid 
Taiferlihe und ſtändiſche Reichskammergericht wurde ald Gerichtähof des Frie⸗ 
dens und Rechtes der Reichseinung errichtet. Ueberdies follte eine jährliche 
Verſammlung ber Reichöftände zur Handhabung und Bollftredlung bes Friedens 


(auf 8 3.) 5. Koch ©. 144. 225. 226. 261. 275. Bol. bei. auch Datt ib. I. 
c. 22—29. ©. 1653—212. 

9 Schon K. Albrecht fchlug 1438 eine Verbindung ber Austräge und ber 
ordentlichen Gerichtöbarkeit vor. Koch S. 155. 157 8 3f. 25. Die Kurfürften 
aber bradyten dazu ein befonderes, von allen Ständen beſetztes Gericht in Vor⸗ 
ſchlag (Gutachten S. 217 $ 7f.), während ber Kaifer ftetd an feinem Kammer- 
gericht fefthielt (1471. 1474 b. Koch 246. 273 $ 18). 

9 So ſchon 1438 vorgefhlagen. Koh S. 156 8 25f. 28f. Bol. 
©. 164 ib, 

%) Das verlangten bie Kurfürften 1467. Koch ©. 218 $ 11. Bei frifcher 
That wurbe ed 1474 u. 1486 (ib. ©. 262 8 3—8. 276 8 Bf.) angeordnet. 

7, So nad) den Landfr. v. 1467. 1471 ©.225 $ Af. &. 245, und für ben 
Fall eines eegengenen gerichtlichen Erkenntniffed auch nach benen v. 1474 u. 1486 
©. 268. 277 

6. Datt ib. II. IV. V. ©. 493— 922; den ewigen Landfrieben von 
1495, die Handhabung Friebend und Rechtens und die R. K. G. O. aud bei 
Koch OH. S. 3—29; die Regimentsordnung v. 1500, bie Reichsabſch. v. 1500 
u. 1512 ib. 57. 84. 188; die Ordnung der zehn Kreife ib. 211. 
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flattfinden, die indeß bald durch. ein ftänbiges Neichsregiment erſetzt wurde, 
das fich nad zweijähriger Thätigkeit aufloͤſte. Statt deſſen wurden durch 
bezirksweiſe Eintheilung aller Reichsftände für Exekution, Reichshilfe und 
Reichöfteuer die Reichökreife gebildet, welde fi) als engere Friedenseinungen 
mit felbftgewählten Kreishauptleuten und Zugeorbneten und befonberer Kreis 
ftandihaft nad dem Mufter der in gewöhnlichen Lanbfrievensbünden häufig 
vorfommenden Kreije dharakterifiren. 

So war die neue Neichöverfaffung durchaus nur eine große Landfriedent⸗ 
einung der Stände. Das Reich zu einem wahren Bunbesitaate zu geftalten, 
war nicht gelungen. Dod wäre auch jene Friedenseinung nicht zu Stande 
gefommen, noch weniger durchführbar gewejen, wenn nicht neben der eigent- 
lichen Reichsverfaſſung zugleih eine Bundesverfafſung in demjenigen Theil 
bes Reiches eriftirt hätte, wo neben ben Yürften Abel und Stäbte noch von 
Einfluß waren. Ja man muß, wenn man die Reichsverfaſſung Marimilians 
richtig würbigen will, diefe Bunbesverfaffung nicht blos als Borläufer und 
Durdführungsmittel, ſondern als integrirenden Theil der Reicheverfaffung 
betrachten. 

Es war bie ber Bund, welder jeit 1487 unter Zaiferlicher Anregung 
und Protektion aus einer Verbindung ber Adelsgefellichaft des Georgenſchilds 
mit ben fchwähifchen Stäbten hervorgieng ) und fi) bald durch den Zutrilt 
bes Löwenbunds, rheinifcher, fräntifcher und bairiſcher Stäbte, endlich ber 
mächtigften Reichsfürſten und bes Kaiſers Marimilian felbft erweiterte ). 
Unter dem Namen des Georgenſchilds, den er balb mit dem bes ſchwä⸗ 
bifhen Bundes vertauſchte, war er in ber kräftigften Weiſe für Erhaltung 
und Handhabung bes Friedens und nad dem Zuftandekommen des emigen 
Lanbfriebens für deſſen Durhführung und die Erefution der Reichsſprüche 
thätig. Zugleih aber war er deshalb von befonderer Wichtigkeit, weil er ben 
Städten und dem Reichsadel in den in ihm enthaltenen bejonberen Bünden 
politifche Autonomie und Selbitverwaltung ficherte, in ihrer Geſammtheit aber 
ihnen eine größere Theilnahme an der Reichseinung gewährte, als ihnen die 
Konföderation der Reichsſtände gab. 


% ©. bie Urkunden über Geſchichte und Berfaffung des ſchwäbiſchen Bundes 
b. Datt liber II. ©. 271—492; die vorangegangenen Städtelage v. Speier 
1486 und Heilbronn 1487 bei Häberlin, Reichshiftorie VII. ©. SAH f. 354 f. 
Bol. Häberlin, NReihehift. VIL 408—416 und Schaab L c. II. Nr. 338 f. 
©. 461f. 

10, ©. Beitrittöurfunden bei Datt ©.265f.; bef. deö Löwenbundes ©. 309 
— 311 u. Schaab IL Nr. 854 u. 855; ber Erzbiſchöfe von Mainz uud Trier, 
des Biſchofs von Augöburg, des Erzherzogs von Defterreih, der Markgrafen v. 
Brandenburg und Baden, bed Grafen von Württemberg b. Datt ©. 301f. 
Schaab DH. Nr. 342. 847. 349. 350f. ©. 465. 486. 493 f.; des Kaifer Mari- 
milian i. 3. 1490 6. Schaab II. Rr. 851. 863. ©. 499. 500. 
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Die befonderen Bünde des Abels unb ber Stäbte beſtanden in biefem 
großen Verein unter eignen Hauptleuten als felbftänbige Genoſſenſchaften fort, 
welche eine fefte und einheitliche, nicht auf die Friedenshandhabung beichräntte, 
fondern alle Intereffen ber Glieder umfaffende Organiſation hatten ?). Aber 
auch der Geſammtbund, defſen Verfaffung anf wieberholt beftätigten, verlän⸗ 
gerten und erweiterten „Berainigungen“ ober „Ainungen" berubte, war Tein 
bloßer Landfriedensbund, jondern eine nach innen und außen einheitlich orga- 
niſtrte Bundesgenoſſenſchaft ꝛe). Unter gemeinen Bundeshauptleuten und bem 
ſchwaͤbiſchen Bunbesrnth, welche bie Bunbesangelegenbeiten zu verhandeln und 
anzuorbnen hatten, fanden gemeine Bundeſtage Statt 19). Alle Bunbesgenofjen 
waren verpflichtet, dem Bunde Gehorſam zu leiften, untereinander aber fidh 
Beiſtand bei frifcher That zu Leiften, nur vor dem Bunde Recht zu fuchen, 
den Feind des andern iu nichts zu unterftüben, Leine Anſprache eines Unge- 
noffen gegen einen &enofien zu kaufen ober an fich zu bringen, Beſchlüfſe 
und Erkenntniſſe des Bundes geheim zu halten ıo). Ueber die Rechtshändel 
entſchied ein Bundesgericht, aus dem Bundrichter, den Zufähen ımb dem Ge⸗ 
riehtöfchreiber beſtehend '). Zur Ausführung der Beichläffe und Urtel, zur 
BVertbeibigung des Friedens und der Rechte feiner Glieder war jeder Bunbeb- 
genofje mit beftinmten Kontingenten verpflichtet, die er bei Strafe zu bem 
vom „Öbriften Bundes-Kelbbauptmann“ geführten Bunbeßheer ftellen mußte !°). 
Und eine Bunbesmatrikel Tegte der Bımb auf feine Glieder um und trieb 


11) In ben Urkunden des Gefanımtbunds werben in der Regel ber gemeine 
Hauptmann und bie Prälaten, Grafen, Freien, Herren, Ritter und Knechte der 
Geſellſchaft St. Joͤrgen Schilt und ber gemeine Hauptmann unb bed heiligen 
Reichs Städte gemeinlich des Bunbes im Lande Schwaben nebeneinander genannt. 
Die Geſellſchaft St. Joͤrgenſchilt Hatte ihre befonberen Statuten, welche gleich 
zeitig mit ber Verlängerung bed Geſanmtbundes erneuert und erweitert zu werden 
pflegten. Siehe die Veraynigung und Geſellſchaft Sanct Jörgen Schilt von Prä- 
Iaten, Grafen, Fryen Herrn, Rittern und Knechten ber vier Theil bes Lands zu 
Schwaben v. 1488. 1496. 1512 b. Datt ©. 815 f. 337 f. 400f. Die einzelnen 
Biertel, in welche die Geſellſchaft zerfiel, Hatten wieder ihre befondere, autonomiſch 
feftgeftellte Verfaſſung. ©. 3. B. Bundbrief des Vierteld am Kochen v.. 1488 
b. Datt 817 f. 

19) Man vgl. bef. Geſellſchaft und ‚achtjährige Veraynigung St. Georgen 
Schildts in Schwaben v. 1488 Datt ©. 281 f.; bie Erneuerungsurkunde v. 1496 
auf 8 Sabre ib. 825 f.; v. 1500 auf 12 Jahre ib. 346f. und „gemain abschid 
zu Eszlingen, nach verfassung der obgemelten aynung beschloszen“ ©. 866f.; 
v. 1512 auf 12 Jahre ib. ©. 382 f. 408 f. 

12), Datt ©. 488 f. 465 f. 

) Datt ©. 467 f. 492. 

15) Ueber Zufammenfepung bed Gerichts Datt &. 451 f.;, feine Kompetenz 
ib. 456 f.; das Berfahren vor ihm 460 f.; die Appellation 465 f, 

1%, Datt ©. 488 f. 471 f, 478491. 
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die Stener nöthigenfalls zwangsweije ein). Ebenſo aber trat er nach aufen 
durch feine Orgaue als eine ſelbſtaͤndige politiſche Macht auf, welche ſtrafte 
und richtete, Kriege führte und Verträge ſchloß, vermittelte und fühnte:s). 

Im Jahre 1512 zum letzten Mal auf 12 Jahre ernenert, gieng ber 
Bund ſodann in ber. Reformationszeit, welche fo viele politiiche Verbindungen 
Iöfte, unter 1). Sein Ziel aber war im Weientlichen erreicht, Reichsftädte 
und Reichöritterfchaft waren in ber Reichöverfaffung als Reichsglieber amerkannt 
worden, und das Reich war durch eine große Komföberation aller noch vor 
handenen Stände noch einmal nen begründet. Freilich war damit zugleich bie 
Abtrennung aller an biefen Einungen nicht unmittelbar beiheiligten Glieder 
von der Neihöunmittelbarkeit, der gar nicht beiheiligten (wie der Eidgenoſſen 
nnd des Orbenslaubes) vom Reiche überhaupt befiegelt. 


&. Der Einfluß des Sinungsweiens auf die Bildung territerieler 
Staaten. 


8 49. Landesgemeinden. 

Bir haben dur die Macht des Einungsweiens ein ftantliches Gemein- 
weien in ber mittelalterlihen Stadt entftchen, wir haben durch daS politikhe 
Büundnißweſen auch über die Städte hinaus in immer weiteren Kreiſen Ber 
bände von einiger ftaatlicher Bedeutung begründen gejehen. Bon allen biefen 
Genofſenſchaften aber bat keine, am wenigften bie Reichsgenofſenſchaft ſelber, zu 


einem wahren Laud esſtaat geführt. 


In der That war eine auf der reinen Gemeinheitsverfaffung beruhende 
territoriale Staatsbildung in dem bei Weiten größten Theile Deutichlands 
beshalb unmöglich, weil bie gefammte ländliche Bevölkerung an ber Einung® 
bewegung keinen Antbeil hatte Die große Mafle ber Bauern verfant mit 
der Trennung von Stabt und Land nur tiefer in Hörigkeit; auch bie freien 
Landgemeinden blieben als iſolirte Genofienfhaften alter Art meift ohne Ein 
fluß auf die Bewegungen der Zeit; ber enblih unternommene Verſuch, durch 
eine gewaltfame Erhebung den entriffenen ober vorenthaltenen Antheil au 
Freiheit und Herrſchaft zurüd zu gewinnen ober zu erringen, fdheiterte am ter 
Uebermadht der höheren Stände. Ausnahmweife gelang es einen Theil ber 
Bauern am Meer und Gebirge, vereinzelt auch einigen Bezirken des innern 
Deutichlands, die eigne Genoffenfchaftöverfafiung zur Gemeinheitönerfaffung 
auszubauen, nach außen aber bie politiihe Unabhängigkeit zu behaupten oder 
zu erfämpfen. Die Golge war bie Bildung von Landesgemeinden, 


) Datt ©. 471f. 

15) So bei Datt u. Schaab eine Menge von ben Haupfleuten des Bundes 
im Namen des gemeinen Bunde des Landes zu Schwaben abgegebener Erflärungen, 
Schieböfprüche, Fehdeverkündigungen, Sühneafte, Erelutionsaufträge u. ſ. w. 

m Datt.©. 437 f. 
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welche als territoriale Gemeinwefen vorübergehend oder dauernd bemfelben 
Gedanken, welcher der ftäbtichen Berfaffung zu Grunde lag, zur Grundlage 
ber ſtaatlichen Verbindung eines ganzen Landes machten. Gleich den Städten 
firebten ſolche Landesgemeinweſen nach weiterer Bereinigung und ihnen gelang, 
was den Stäbtebünben mißglüdte: die Gründung eines wahren Buudes- 
ſtaats. Die allgemeinbeutfche Entwicklung dagegen drängte, je weniger von 
einem freien und politifch berechtigten Bauerſtande die Rebe war, befto ent- 
ſchiedener unter Beſeitigung faft aller Anfänge einer entgegengefeßten Staats- 
bildung auf ben Sieg ber Landeshoheit unb bie Gründung lanbesherr- 
lider Staaten bin. Im ihnen war es bie Einzelgewalt bes Landesherrn, 
weiche, tubem fie fich zu einer ftaatlichen Obrigkeit umbilbete, vorzugkweiſe 
ihöpferifch wirkte und endlich zur alleinigen Trägerin des Staatsgedankens 
wurde. Indeß war auch hier die Ausbildung eines reinen Obrigleitsftants 
nur das ſchließliche Reiultat: urfpränglich war die Selbftthätigkeit des Volkes an 
dem Ban des Lanbesftants mitfchöpferifch betbeiligt. Denn indem ſich das Land 
in feiner Gliederung nach Ständen auf dem Einungswege Eonftituirte, kam 
der neue Xerritorialftant zunähft als ein aus bem Landesherrn unb ber 
Landesgemeinde zufammengefetes Gemeinweſen zur Entſtehung. Mußte auch 
die landſchaftliche Berfaffung wegen der Ausihliefung des Bauernftandes 
enblich unterliegen und die Durchführung des modernen Staates ber Obrig- 
keit allein überlaffen: fo unterlag fie boch erft, nachdem fie auf die Bildung 
ber Staatsidee in den deutſchen Territorien einen mächtigen Einfluß geübt 
hatte, deſſen Bolgen nie ganz verwiſcht find. 

So find es drei verſchiedene Rechtögeftaltungen, in denen bie territoriale 
Staatsentwicklung unmittelbar durch das Einungsweien bebingt wurde: freie 
Landesgemeinden, Bunbesftaaten und landſtändiſche Körper- 

ſchaften. Hier ift zunächft von den freien Tanbeögemeinben zu handeln. 

Sreie Landesgemeinden kamen hauptſächlich nur in ben Alpen einer- 
feits, am Meere bei riefen und Ditmarfen anbererfeitd zur Entwidlung, 
wennſchon auch in vielen anderen Gegenden die Anfänge ihrer Bildung zu 
erkennen find. Ihre äußere und innere Gefchichte zeigt noch größere Verſchie⸗ 
denheiten, als bie der Städte: indeß läßt fi) in ihnen allen cine, freilich auf 
ſehr verfchiedener Stufe ftehen gebliebene oder gehemmte Richtung in ber Um 
bildung der alten Verbältniffe erfennen. Die Analogien, welche tiefe Um- 
bildung altgermaniſcher Vollegenofienfchaften in Landeögemeinwejen mit ber 
weit früheren Umbildung ähnlicher Genoffenfchaften in Städte bietet, find 
überrafchend: nur war ber Proce um Vieles langfamer und bat fi nirgend 
in fo vollftändiger Durchführung vollzogen. 

Die äußere Seite diefer Umbildung war wie in den Städten die Wabh- 
rung ober Wieberherftellung ber Freiheit in einer germaniſchen Genoſſenſchaft, 
mochte die num eine Gau⸗, Gent- oder Markgemeinde, mochte es eine Im- 
munitätsgemeinde fein. Das hierdurch bedingte Streben nah Fernhaltung 
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oder Befeitigung jeber herrſchaftlichen Gewalt endete in einigen Gemeinben, 
welche ben Freiftäbten zu vergleichen find, mit ber vollen Reichtfreiheit; in an- 
beren, welche den abhängigeren Töniglichen Reicheftäbten Torreiponbiren, blich 
eine Reichönogtet beftehen, ohne bie Semeinheitöverfaffung zu hindern; eublih 
gab es, wie Lanbftähte, auch Innbesherrliche Landesgemeinden, welche in größerer 
ober geringerer Abhängigkeit von Innbesherrlichen Bögten fanden. Das Eha- 
rakteriſtiſche für eine Landeſgemeinde Tiegt nicht in dem Mangel jeber Herr- 
{haft Über ihr, ſondern darin, daß eime ſolche Herrſchaft ber in ſich ſtaatlich 
abgeichlofienen Geſammtheit als etwas rein Aeußeres gegenüberftcht. 

Hand in Hand Hiermit gieng eine innere Fortbildung ber Genoffenfchaft, 
welche in dem aus ber Berichmelzung ber territorialen unb perfönlichen Ber- 
bindung erwachſenen Begriff des Landes eine unfichtbare, zugleich politiihe 
und privatrechtliche Einheit fiber ben Gliedern berftellte und damit bie in ben 
Stäbten ansgebilbeten Begriffe einer Berfaffung, einer Berwaltung, Gele 
gebung und Polizei, eines einheitlichen Landeshaushalts, eines äffentlichen 
Rechtes einführt. Die alte Richter und Schöffenverfaffung mußte einer 
Ratheverfaffung weichen, welche ein zugleich vertretendes und regierendes Kolleg 
als Organ ber einheitlichen Staatsgewalt an die Spige bes Landes fiellte. 
Der Schwerpnuft der Entwicklung wurbe freilich hier nicht wie in den Stäbten 
völlig aus der Gefanmtheit in den Rath verlegt, es wurde weit weniger 
centralifirt und regiert als bort: allein eine wenigftens theil weiſe Umwand⸗ 
lung nad ftäbtifcher Art ift im Feiner Landesgemeinde zu verfennen. 

L Die frühefte Entwidlung der angebeuteten Art fand in denjenigen 
ſchweizeriſchen Thalgemeinden Statt, welche der Kern des fpäteren Bunbesftaats 
wurden. 


Schon feit der erften Hälfte des 13. Jahrhunderts trat die im Jahre 
1231 für unverpfindbar erflärte und von der Vogtei befreite‘) reichsunmit⸗ 
telbare Thalgenoſſenſchaft von Uri (universitas vallis Uraniae) als eine or- 
ganifirte Gemeinde auf, welde ein eignes Landesgemeinweſen (Thal, Walb- 
ftatt, Ort) bildete, das von einem zugleich richtenden und berathenden Bor- 
ftand (minister vallis oder Landammann) vertreten unb regiert wurbe, ein 
befonberes Siegel führte und in der Geſammtheit aller Thalgenofjen zu voller 
Ericheinung kam). 


y Urk. 6. Tſchudi, Chron. Helv. L 125, fidelibus suis universis homi- 
nibus in valle Urania constitutis gegeben. 

2) Blumer, Rechtögefch. der fchweizer. Demofratin L ©. 118—122, auf 
Maurer, Einl. S. 309—812. Schon 1284 ergeht ein Schreiben des Könige: 
fidelibus suis ministro et universis hominibus Uranise, um eine von ihnen 
auf die Giftercienfer Mönche umgelegte Steuer (exactionem vel precariam) zu 
verhindern. Die Landeögemeinbe ſchrieb alfo ſchon bamald allgemeine Steuern 
aus. Tſchudi I 180. Beftätigung ber Reichéfreiheit v. 1240 ib. 185 u. 1274 
ib. 180 (ministro et universitati vallis Uraniao). Minister et universi homi- 
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Sn gleicher Weiſe bildete die Geſammtheit von Schwiz (cives de villa 
Suites), welche 1240 für reidhsunmittelbar unb unverpfändbar erklärt wurbe?), 
fon im 13. Jahrhundert eine Sundesgemeinde*), an deren Spige zwei, feit 
1282 vier ministri vallis oder Ammärnner ftanden®), während die communi- 
tas oder universitas vallis ald Landesverſammlung die hoͤchfte Gewalt übte. 
Ein beſonderes Siegel, echtes Eigenthum und bewegliches Vermögen Tenn- 
zeichnen das „Land“ oder „Thal“ als Mechtöperfönlichkeit, welcher fogar fchon, 
wie einer Stabt, eine eigne Ehre — „des landes eere — zugefchrieben 
wird. Zu noch beutlicherem Beweiſe ber wahrhaft ſtaatlichen Auffaffung 
ihrer Verbindung legt fich die Gemeinde in ihrem gefammten Gebiet bereits 
eine förmliche Geſetzgebung über ben Grundbefig und ein Beftenerungsrecht bei, 
vermöge beffen fie den Genuß des gleichen bürgerlichen Rechts von ber Er- 
füllung gleicher bürgerlicher Pflichten abhängig macht und ganz wie die Stabt- 
gemeinden eine Sremtion ber geiftlichen Grundbeſitzer nicht dulden will”). 

Um viefelbe Zeit entwickelte fi and in Unterwalden auf Grunb ber 
1240 anerkannten Reichöfreibeit*) eine felbftändige Landesgemeinde, die indeß 


nes werden auch 1273 ib. 179, lantammann und die landlente gemeinlich von 
Ure 1291 6. Blumer ©, 122 Rote 26, lantammann und die gemeind des 
thalls Uri 1808 ib. Rote 80 erwähnt. Ein Siegel der vallis Urania ober „bes 
Landes Uri“ 1243. 1246. 1249. 1258. 1284. 1290. 1291 zc. im ſchweizeriſchen 
Gefchichtöfreund III. 229. 288 und b. Kopp, Url. 3. Geſch. ber eibgenäffiichen 
Bünde ©. 89. 40. 

9) Wk. 6. Tſchudi L 184, universis hominibus vallis in Switz gegeben. 

) Blumer lc. ©. 79. 122f. 205f. Maurer, Einleit. 802-809. Als 
Markgenofienfchaft mit echtem Eigen werden bie homines de Bwites ſchon früher 
erwähnt. Go in bem DBertrage über bie Landesgrenzen mit Einfibeln v. 1217 
b. Tſchudi L 114. 

s) 1275 Tſchudi L 182: R. et W. ministris vallis de Swites et univer- 
sitati ejusdem loci. 1282 u. 1288 Blumer L ©. 128 (4 Ammänner), 

9 Bol. bef. Urk. v. 1282 bei Tſchudi L 189, worin bie landlüte ihrem 
landammann ein Gut fchenten für die arbeit, so er für uns und des lands 
eere erlitten hat, wann daher in die landtlüt sandten. Bgl. ©. 190: unsers 
land insigel Ebenſo 1286. 

) Das Ältefte Statut der Landeögemeinde v. 1294 6. Blumer L., Beil. L 
©. 557 beginnt: wir die lantlüte von Swiz.. . sin übereinkomen mit ge- 
meinem rate des landes und mit geswornen eiden. Es befchräntt die Beräu- 
Berung von liegenden Gütern an Klöfter und Fremde und ordnet Bußen an, bie 
man „dem lande geben“ foll, dad Gut aber „sol . . . sin des landes“ (art. 1. 
2. 7.); auch beftimmt es in art. 5. ©. 558: wolten die clöster, dü in dem 
lande sint, nicht dragen schaden an stüre und an anderme gewerfe mit dem 
lande nach ir goute als ander die lantlüte, so suln si miden velt, wasser, 
holz, wunne und weide des landes. 

° Tfhubi L 135. Universis hominibus vallis in Underwalden fideli- 
bus suis. 
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nicht gleich Schwiz und Uri volllommen einheitlich orgamifirt war, ſondern 
ale Doppelgemeinwelen in eine obere unb untere Thalgemeinde gerfiel®). 

Die fo Tonftituirten Thalgemeinden ober Waldſtätten befefligten unb 
vollendeten ſodann während des 14. Jahrhunderts theils durch Kämpfe und 
Erhebungen, theild durch Erlangung kaiſerlicher Privilegien unter allmäliger 
Dejeitigung ber Vogtei ihre Unabhängigkeit‘) und wurden zugleich das Bor- 
bild für eine Reihe benachbarter bäuerlicher Thal- und Markgenoſſenſchaften, 
von welchen beſonders Glarus, das mit ber Stabt Zug verbündete Amt Zug 
und Appenzell nad) wechſelnden Schidfalen ein ähnliches Ziel erreichten"). 

Gleichzeitig aber wurbe feitbem die innere Berfaffung aller dieſer Lam⸗ 
beögemeinden *) immer mehr zu ber von wahrhaft ftaatlihen Gemeinweſen, 
welche mit den durch bie Verhältuiffe gebotenen Mobififationen die Grund⸗ 
züge ber ftäbtiichen Gemeinweſen in fich wieberholten. Bor Allem daher tmt 
bie in dem Begriffe des Landes (Thal, Waldſtatt, Ort x.) ausgebrüdte un⸗ 
fichtbare Einheit mehr und mehr als eine ideale Geſammtperſoͤnlichkeit hervor, 
welche als Quelle der Gemeinſchaft und als Subjelt ber daraus fließenben 
politifhen und privaten Rechte galt. Das Laub war eB, weldyes durch feine 
Vertreter nach aufen ald einheitliche Macht handelte, welches Kriege führte, 


9) Daher wird 1291 6. Kopp ©. 32f. nur eine communitas hominum in- 
tramontanorum vallis inferioris genannt, und das Giegel hieß zuerft sigillum 
universitatis hominum de Stannis unb erhielt erft fpäter ben Zuſah vallis mu- 
perioris et inferioris. Blumer ©. 128 Note 64. Tſchudi L 277. — Bel 
i. 4 Blumer ©. 125—197. Maurer, Einl S. 8312814 

10) Bel. Blumer S. 200 - 212. Manrer, Einf. 815—822. Edniglich 
Privileg. f. d. Waldftätte v. 1291 Tſchudi L 204, wonach ihnen nie ein hoöri⸗ 
ger Richter gegeben werden ſoll; v. 1297 ib. 215; v. 1309 ib. 245. 246, wonach 
fein Lanbmann außerhalb der Landesmarken geladen werden barf; v. 1816. 1817. 
1828. 1329. 1841 ib. 278f. 283. 808. 814. 867 ıc. 

19 Blumer &.221—264. — Glarus, von öfterreichiicher Bogtei (advocatns 
Claronensium 1196 b. Tſchudi I. 97; villicas Glaronensis 1260 ib. 1885) 
durch die Schlacht bei Sempach befreit, wählte feitbem jährlich ein Fünfzehner 
gericht und berieth auf Landes⸗ wie auf Tageöverfammlungen mit Stimmenmehr 
heit. Das Amt Zug bildete mit ber gleichnamigen Stadt Ein Gemeinweſen mit 
Einem Banner, Siegel und Archiv, entgieng aber ber Gefahr, Unterthan ber 
Stadt zu werben, durch bie Intervention von Schwyz. Appenzell war 1879 ala 
„Appenzell das Land“ im fchwäbifchen Stäbtebunbe, dann im großen Bund ob 
dem See, unb gieng durch die Verbündung feiner Gemeinden unter fi und mit 
anderen Bauerfchaften und Städten aus zahlreichen Fehden mit Herreu unb Rit- 
tern, beſonders auch mit der Geſellſchaft St. Georgenſchild, endlich als Freies 
Gemeinweſen hervor. — Ueber bad Thal Oberhasli, welches eine Lanbeögemeinde 
bildete, 1384 aber unter bernifche Vogtei kam, Wyß, Zeitfchr. f. ſchweiz. Recht 
1. 73. 74; Maurer, Einf. 292. 

12) &, Blumer ©. 265827. 
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Bünbniffe ſchloß, fühnte und vermittelte, Verträge und Vergleiche eingieng, 
Rechte erwarb und Pflichten übernahm und mit feinem Siegel beurkunbete'®); 
das Land war aber ebenfo nach innen eine flantlidhe Einheit, welche Subjekt 
und Mittelpunkt des unbeweglihen und beweglichen Gemeinguts und bamit 
eines Landeshaushalts, des Kriegd- und Stenerweſens, der Geſetzgebung, Recht⸗ 
fprehung und Bollziebung wurde‘). Dem Lande gegenüber waren alle klei⸗ 
neren Abtheilungen vefielben, die Genoffamen, Tagwen, Kirchſpiele, Baner- 
ſchaften, Dörfer, Rhoben, Biertel, Uerten u. |. w., nur abhängige Gemeinden, 
welche theilweife nicht einmal eine eigene Mark beſaßen, politiich aber haupt⸗ 
fählih nur als Wahllörper berwortraten!‘. An der Spite ber’ Landesge⸗ 
meinden ftanden ein ober mehrere jährlich frei gewählte Ammänner, welde 
aus rein richterlichen Beamten im altgermaniiden Siun mit jelbftändigem 
Bußantheil mehr und mehr zu oberften Organen bes Landes wurden, bie 
neben den im Namen bes Landes fortgeübten Befugniffen der richterlichen und 
beerführenden Gavalt die Funktionen eines Hauptes ber Landesregierung über- 
. nahmen, einen Antbeil an Bußen und Gefällen nicht mehr zu eigenem Recht, 
fondern als Beſoldung bezogen und endlich fi dem Weſen ftäbtiicher Bür- 
germeifter annäherten?e). Neben ihnen aber trat, obwol im 14. Jahrhundert 
noch in unbebentender Stellung und faft nie in ben Urkunden beſonders ge- 
nannt, ganz im ftäbttfcher Weiſe ein Rath mehr und mehr hervor, ber als 
verwaltendes Landesorgan die Gemeinde in nicht allzuwichtigen Dingen nad) 
außen vertrat, nach innen aber zuerft polizeiliche Befugniſſe und Geſetzgebung 
in geringeren Angelegenheiten, jeit dem 15. Jahrhundert daneben bie Urtels⸗ 


*) Man vgl. nur die Urkunden b. Tſchudi und Kopp. Repräſentirt wirb 
das Land dur) „Ammann und landlüte gemeinlich“ oder die gemeinde, welche 
fich unter dem „gemein insigel des liandes* verpflichten. Bol. 3. B. Sühnever- 
trag des Landes Schwiz mit dem Klofter Einfideln v. 1811 5. Tſchudi I 255— 
257; Vergleich zwiſchen ber Stadt Züri und „dem Obmann und den land- 
üten allen gemeinlich“ v. 1813 ib. 861. 862; 1815 ib. 276f; 1816. 1817. 
1818 ©. 280. 282. 286, 1818. 1819. 1322. 1322. 1889. 1840. 1850. 1852 ib. 
287. 289. 296. 299. 861f. 866. 383f. 418f. Ebenſo werben alle von Anderen 
außgeftellten Urfunben an „landtammann und landlüte des landes* abbreffirt. 
3.83. 1814 ©. 265. 266. 268. 1315 ©. 269 ıc. 

14) So wirb im Bunde ber Waldftätte v. 1822 vorbehalten: jeglicker walt- 
stat sunderlich in ir lantmark und ir zilen ir gerichte und ir guoten ge- 
wanheit. 

15) Bol. Blumer I. ©, 372f; bezüglich Unterwaldens Heusler, Rechts⸗ 
verh. am Gemeinland in Unterwalden. — Um fpäteften und fchwächften war bie 
Bildung von Gemeinden in Url und Schwyz. Die Ratböwahlen geſchahen in 
Uri nad) den 10 Genoffamen, in Schwyz nach 6 Bierteln, in Glarus nach 15 
Zagwen, in Appenzell nad 12 Rhoden. Blumer ©, 278. 

16, Blumer L ©. 121. 275—277, 
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findung in Kriminalſachen, endlich aud bürgerliche fireitige umb freiwillige 
Gerichtsbarkeit ausübte!”),. Die Ratböverfaffung bildete ſich demnächft durch 
bie Beftellung von Ausichüffen für einzelne Angelegenheiten und bie Auſtel⸗ 
lung eines Lanbichreibers"), durch die Umwandlung ber Gerichte in befonbere 
Landesbehörden *) und endlich feit dem Anfang bes 15. Jahrhunderts durch 
bie Entftehung eines weiteren Rath, der bie Landesgemeinde in den für ihre 
Berufung zu unwichtig, für die Erledigung durch den bisherigen Rath zu 
bedeutend erfcheinenden Fällen vertrat”), nach Analogie der Stäbte fort. 
Doc blieb neben folder Verwandtſchaft darin die Landesverfaffung von ber 
Stabtverfaffung immer ſehr verſchieden, daß die Berfammlung aller Bollge 
nofſen, welde nach alter Weile und Form auf geboten und ungebotemen 
Dingen, zu denen jeber münbige Landmann kommen durfte und mußte, zu- 
fammentrat, ftets eine überwiegende Bebentung behielt. Unter dem Ramen 
bes landtags oder (feit dem 15. Jahrhundert) der landesgemeinde übte bier 
das Volk felbft unmittelbar nad Mebrbeitsbefchluß bie hoͤchſte Strafgerichte 
barkeit und das Begnadigungsrecht, bie oberſtrichterliche Gewalt in bärger- 
lichen Nechtöfällen, die wichtigere freiwillige Gerichtsbarkeit; gab es fih Ge 
ſetze; orbnete es Steuern an; beichloß es über Krieg, Frieden unb Bünbniffe; 
wählte es feine Beamten und Gerichte; ertheilte es bie Landetgenoſſenſchaft 
(das Landrecht) an Auswärtige; ernente es durch Beihwörung bes öffentlich 
vorgelefenen Landrechts den genofienichaftlihen Berband aller Glieder; ner 
fügte es über das Lanbesvermögen und fomit auch nad) Art einer alten Mär- 
terverfammlung über Subftanz und Nutzung einer etwaigen Allmende bes 
ganzen Sanbes*'). Nicht wie bie ftädtiſche Bollbärgergenoffenfhaft alſo, der 
fie im Uebrigen entiprach, gieng die Genofſenſchaft ber Landleute faft ganz in 
ben von ihr beftellten Landesorganen auf, ſondern fie blieb felber bas wid. 
tigfte Organ des in ihr fihtbar werdenden Landes. — Wie die Stubtbärger- 
ichaft ferner neben fih einen Kreis von Schutzgenoſſen ya jo fianden neben 
den Zanbleuten als Bollgenofjen ber been Schubgenoffen, 
die Hinterfaffen und Beifaffen. Unter den Lanbleuten jelbft aber beftanb 
ohne Rüdficht auf Grundbefig volle Gleichheit des politiſchen Rechts und arch 
bei der Aufnahme in die Gemeinden walteten noch öffentlichrechtlidhe Gefihts- 
punkte vor, jo daß man noch nicht, wie fpäter, die Erwerbung des Lunbei 
rechts als einen Kauf betrachtete und verthenerte”). Gleich ben GStäbten 
wanbten übrigens bie Landesgemeinden die neuen Grundſaͤtze eines Gemein- 


19 Grfte Erwähnung 1315 b. Tſchudi L 274: offciato oomailio ciribus 
et universis hominibus in Swiz. Bgl. Blumer lc. S. 277—284 

18) Blumer L c. ©. 288. 284. 

19, Blumer L c. ©. 289. 

”) Blumer l. c. ©. 285—289. 

1) Blumer L c. ©. 265274. 

, Blumer L c, ©. 887—892.- 
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weſens unb eines Öffentlichen echtes nur nach innen an, während fie nad 
auben Herrſchaftorechte, Bogteten, Gerichtöbarkeiten u. |. w. über Stäbte und 
Sandichaften nicht nur auf privatrechtlihen Wege erwarben, ſondern auch im 
durchaus privatrechtlichem Sinne verwalteten und benutzten *). 

I. Langſamer und unvollkommener entwickelten ſich bie freien Landes⸗ 
verfaffungen im Norden Deutſchlande. Jnusbeſondere blieb in Friesland, das 
fich ſowohl dem Reich als der Landeshoheit gegenüber zum Theil die volle 
Unabhängigkeit, auch da aber, wo es Herrichaftörechte und Bögte auerkennen 
mußte, Autonomie und Selbftregierung bewahrte, die alte rein genofienichaft- 
liche Berfaffung in vielen Punkten in Kraft und nahm nur fehr allmälig die 
Grundſatze eines ftantlichen Gemeinweſens im nenen Sinue in fih auf. Dies 
tritt ſchon darin hervor, daß es, befonderd im freien Yriesland, Inge zweifel⸗ 
haft bleibt, weldhe Verbände die eigentliche Staatseinheit barftellten, jenſeits 
deren nad) oben nur eine füherative Einheit, nach unten nur abhängige Ge⸗ 
meinben beftehen konnten. Die Geſammtheit aller Frieſen war offenbar fein 
Staat, fondern eine Kouföderation und die Landtage von Upftallboom wasen 
Bundestage jo gut wie bie Tagſatzungen ber Stäbtebünbe ober der ſchweizer 
Eidgenofin. Allein während auf diefen Tagſatzungen als die zu gegenfeitigem 
Schuß und zu gemeinjamer Handhabung von Frieden und Recht zufammen- 
getretenen Heer-, Friedens⸗ und Rechtsgenoſſenſchaften, mithin als einheitliche 
Träger des Bundes, die fieben Seelande erfcheinen”*), zeigt und im Mebrigen 
bie ganze friefiſche Rechtsgeſchichte nicht die Seelande, fonbern die einzelnen 
Gogemeinden ober Lanbichaften, ans welden fie beftehen, als unabhängige, 
ſich völlig frei verwaltende, ihre Recht willlürende, zu regelmäßigen Verſamm⸗ 
Iungen zufammenlommende Gemeinwejen*®), welche unter einander ober nach 
außen nicht wie Glieder eined Staats, ſondern wie felbftändige Staaten ver- 
ehren”). In diefen Landſchaften aber haben nicht nur die einzelnen Bauer⸗ 


=) Blumer L c. ©. 296f. Es gab abhängige Landfchaften, welche auch 
unter der Herrichaft der Walbftätte ganz wie Landgüter, deren Herr nur ftatt 
eines Einzeluen ein Land war, behandelt wurben. 

Bol. bef. leg. Upstallesbom. v. 1361 b. Richthofen ©. 109 und Ib. 
110. Summer heißen bie verfammelten Deputirten auch fpäter judices Selandini 
jurati. 

ss Alle Willküren einzelner Länder, welche Richthofen publictrt, find von 
ſolchen Gemeinden oder von mehreren freiwillig zufammentretenben Ländern er 
richtet. 

, Einen berartigen internationalen Charakter tragen zum Theil die. von 
Depntirten mehrerer Länder auf freien Zufammenkünften feftgeftellten gemeinfa- 
men Gefetze. So (judicibus utriusque terre in unum convenientibus) Brot. 
mer und Smfiger bei Richthofen S. 185—138; Satzung zwiſchen ben beiden 
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ſchaften eine ansgebehnte Selbfländigkeit und Autonomie”), ſondern es ſtehen 
and zwiſchen biefen unb ber Landesgemeinde Kirchſpiel- ober Deelgemeinben, 
welche jo unabhängig auftreten, bag man zweifeln Könnte, ob man das Rand 
einen Bund von Kirchfpielm ober die letzteren Gemeinden des Landes nen- 
nen ſoll *). 

Indeß im Laufe der Zeit koncentrirt ſich doch die ſtaatliche Einheit mehr 
und mehr im Go, welcher den Namen bes „Landes“ annimmt; Brokmerland, 
Rüftringerland, Oftergo, Weftergo, Binelgo, Hunfingo, Emfigerlanb u. ſ. w. 
ericheinen als jelbftändige Gemeinweſen, welche unter fi nur durch ihren 
freien Willen verbunden find), die einzelnen ihnen augehörigen Kirdhfpiele 
und Gemeinden aber, jelbft Stäbte nicht ausgenommen, als abhängige Glie 
ber behandeln, deren Statuten jogar ber Genehmigung des Landes bebürfen, 
jo weit fie das Landesrecht ändern”). In entiprechenber Weiſe wurben auch 
bie von bem freien Friesland abgeriffenen und einer Landesherrſchaft unter- 
worfenen Goe zu bejonderen Ranbesgemeinden, die in Kirchſpiele und Baner- 
ſchaften zerfielen, wie z. B. das im Jahre 1316 von Münfter unterworfene 


„Landen“ Fivelgo und Oldeampt &. 298—801; Fivelgo u. Hunsingo ©. 311f.; 
815f. (mebft ber Stadt Groningen); 8324f. Bol. au ©. 384f. Man vgl. 
Schiedsſpruch u. Sühne zwiichen Biſchof und Kapitel et gentem nostram Broc- 
mannorum 1253 ©. 188f; 1276 ©. 140f. 

3.8. Weſterwolder Kandr. v. 1470 S. 269 c. 10. $ 1: von der bure 
willkore u. $ 2: alle buren mogen sulvest oer willkoer richten sonder broke, 

Man vgl. bie Gef. ber Weftergoer &.462f., wo bie fünf Deele ftets als 
felbftändige Einheiten zufammentreten; der Sevenwolder, namentlich die Küren ». 
Utingeradeel (1450) ib. ©. 510f.; auch den Brofmerbrief ©. 151f., bef. $ 123 
—124. 127 ©. 168; $ 135. 188. 140 ©. 170. 

”°) Vgl. bef. auch die Aufführung der Landesgemeinden in der alten Befchrei- 
bung ber fieben Seelande 6. Richthofen S. 110f. 

” So ift das Sraneder Marktrecht y. 1402 b. Richthofen ©. 478 von ben 
Greetmannen und ben gemeinen Richtern aus den fünf Deelen geeint und gemacht 
mit vollem Rath ber Prälaten, Pfaffen, Richter und ber gemeinen Klugheit 
(der mena froedtheit) der fünf Deele und mit ben Giegeln ber fünf Deele be 
fräftigt, die barin feftgeftellten Befugnifie aber bed Markigreetmann und ber 
Marktrichter werden von der Ermächtigung beö Landes hergeleitet. Go $ 1: 
dat wi den marketgreetman to Fronneker ende sine mederichteren mach- 
tig maket etc. Für ihre Einung von 1417 dagegen holen die Franekera bure 
nur den Konfens ihres Deels ein; ib. S. 479. 481 $ 16: dat meene deelisriocht 
a Froneker . . . met da mena delis sighele. — Der Bauerbrief der universi- 
tas in Appingsadamme ift zunädhft von ihrer terra Fivelgonia beftätigt u. wirb 
erft ſodann von ber allgemeinen Landeöverfammlung in Upftalledbom genehmigt. 
1327 ©. 395—298. 
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Land Wefterwoldt?'), das Land Drenihe**), dad Land Habeln®) und bie 
anderen unter bie Grafen von Holland, Geldern und Holftein, bie Stifter 
Münfter, Utrecht, Bremen und Osnabrück u. ſ. w. gelangten Goe, welche zu- 
nächft in weiteren ober engeren Grenzen ihre Selbftänbigkeit behielten"). 
Beſonders auch die norbfriefiihen Inſeln und Harben an ber Weftküfte von 
Schleswig und gleich ihnen einzelne nieberjächfiiche Diftrikte in Schleswig und 
Holftein wurben zu eigenen Landesgemeinden, die unter einander zwar biswei⸗ 
len zu gemeinfchaftlichen Beichläffen und Willküren zufammentraten, indeß doch 
jebe für fih ein abgeichlofienes Gemeinweſen dem Landesherrn gegenüber bil- 
beten, mit welchem biefer einzeln über Steuern, Kriegsbienft, Redytsveräube- 
rung u. f. w. verhandeln mußte?). Das glängenbfte Beifpiel einer größeren 
freien Landesgemeinde enblidh bilbete Ditmarfen, wo fi über ven in Geſchlech⸗ 
ter zerfallenden Parochien, bie Anfangs als felbftändige Inhaber von Friedens⸗ 
bann und Blntgericht faft wie Meine Staaten neben einander ftanden, und 
über ben -ebenfalls jehr unabhängigen größeren Abtheilungen der Döfte das 
ganze Laub mehr unb mehr zu einem einheitlichen Sreiftant entwidelte, ber 
bie Oberhoheit des bremiſchen Erzbiſchofs allmälig auf Blutbaun, Heerbaun 
und einige damit zufammenhängende Einküufte befchräntte, endlich aber bie 
herrſchaftliche Bogtei in ein Iebiglich formelles, ſchon durch die Zerfplitterung 
in fünf Bogteien als bebdeutungslos manifeftirtes Amt verwandelte, während 


st, Bol. dad Wefterwolder Lanbr. v. 1470 b. Richthofen ©. 258f. Auch 
Maurer, Einl. ©. 292f. Die Unterwerfung Weſterwolds unter Münfter von 
1316 5. Kinblinger, Münfter. Beitr. II, 2. ©. 816f. 

) Geſetze des Landes Drentbe b. Richthofen S.518f., bei. das vom Bi- 
ſchof von Utrecht anerkannte Landrecht v. 1412 ©. 522, wo es in $ 1 heißt: 
weert sake, dattet gemene landt myt malckanderen tho spreken hadden van 
saken die dem lande anroerende weren, soe mach dat gemene landt wilckoe- 
ren by mackanderen tho komen, by ene pene diesy daer up setten, ende 
een hagelsprake tho holden; ende des gelykes elck dynkspil, elck kerspel 
ende elck buerschep wilckoeren by hem selves tosamende tho komen on 
hoer marck to berichten, als esch ende saedt, hoy ende holät to bevredene, 
ende anders thoe doene des hem noot ys in den lande ende in hoer marcke, 
ut gesecht ander verbonden de myt recht tegen der heerlicheyt gingen son- . 
der argelist. 

2) Bol. über die fpätere Verfafjung von Hadeln Mofer, von Deutſcher 
Reichsſtädte Landen ©. 458. 

) Bol. namentlich die Befchreibung ber Seelande ©. 110f. Ueber die Ol⸗ 
denburger Marfchgemeinben Unger, Landftände S. 110 - 114. 

35) Vgl. die Geſetze der Nordfriefen b. Richthofen ©. 56if u. als Bei- 
fpiel einer fchleswigichen Landesgemeinde Hanſſen, Hiftorifch-ftatiftifche Be⸗ 
fehreibung der Infel Fehmarn. Altona 1832. Berner Michelfen, über die vor. 
malige Landeövertretung in Schleöwig- Holftein, mit befonderer Rüdficht auf bie 
Aemter u. Landſchaften. Hamburg 1881. Unger, Lanbftände IL. ©. 114. 
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bie Sandeögerierung auf das Tollegialifche Landesorgan ber 48 Nätbe (consu- 
les) übergieng*). 

Alle diefe Landesgemeinden nun, mochten fie nad) außen frei ober ab⸗ 
bängig fein, erfuhren eine innere Umwandlung ihres Weſens, indem fich in 
ihnen die altgermanifhe Mark- und Gerichtöverfaffung inımer mehr einer 
ftädtifchen Ratheverfaffung näherte. Als Duelle bes politifchen Rechts galt 
ftatt eines bloßen Kollektivwillens mehr und mehr die im Begriff des Landes 
ausgedrückte und durch die Landesverfaffung zur Gricheinung gebrachte Staats- 
einbeit. Im Namen bes Landes, um des Landes willen oder von bes Landes 
wegen werben Geſetze gegeben, wirb Recht geiprochen, werben Berträge geichloffen. 
Ein Landesfiegel kennzeichnet äußerlich die Perjönlichleit bes Gemeinweſens ?7). 
Gleihmäßige Beſteuerung führt zu einer Landeskafſe und Landeshaushalt, das 
Land wird als Subjekt von Privatrechten auch im gewöhnlichen bürgerlichen 
Verkehr rechts· und banblungsfähig *). Bor Allem uber treten an Stelle ber 
richterlichen und rechtweiſenden Beamten wahre Sandesorgame, bie eine republi- 
kaniſche Landesregierung mit ober ohne Konkurrenz eines Herrſchaftsbeamten 
üben. So ftanden offenbar in Friesland urfpränglid größere wie Pleinere 
Bezirke unter gewählten genofienichaftlichen ), die am erblidhe Grafen ober 
an Biſchoͤfe mit Grafengewalt gelangten Lanbfchaften unter ernannten äffent- 
lichen *%) Richtern, welche bier wie bort einen jelbftänbigen Antheil an ber 
Buße bezogen. Neben fie trat jobann ein bie Vollögemeinbe vertretenber 
Einzelner ober Ausſchuß, welder im Weſeuntlichen für die Rechtweiſung be 
ftimmt war, mithin ein Schöffenamt übte“). Allmälig aber bildete fidh aus 


*) Michelfen, Sammlung altdithmarſcher Rechtöquellen. Altona 1842. 
Nitzſch, Jahrb. f. die Landeskunde der Herzogth. Schleswig-Holftein u. Lauen⸗ 
burg IL S. 124—128. Maurer, Einl ©. 289-292. Unger, Landſt. IL 
S. 116f. 

37, Sigillum terrae, lantsigel, dat mene lands zeghel etc. 3. B. ©. 10. 
"139. 267. 296. 312. 818. 847. 898. 479. 481 ac. b. Richthofen. 

“) Ganz wie in ben ftäbtifchen Urkunden die Stabt, erfcheint fett ber zwei⸗ 
ten Hälfte des 13. Jahrh. tn Friesland und Ditmarfen das „Iand* als Partei, 
Kontrabent, als gefepgebend, richtenb, ed wird an das Land gezahlt ober geleiftet 
n. f. w. Stabt und Land werben in diefer Weiſe auch nebeneinander genannt. 
3. 32. 1448 b. Richthofen ©. 815: doe verdroeghen de stat ende de lande 
aldus dese punten. 

”, Sie hießen tm Weften Greetmannen, im Lande Drenthe Atten, bisweilen 
auch Richter ober Aldermannen. Bei Brokmern und Rüftringern vertreten bie 
rediena für ihre Bezirke die Stelle von Richtern. Bol Richthofen, Altfriefl- 
ſches Wörterbuch s. h. v. 

“), Richthofen, Woͤrterbuch 8. v. frana, greva, sakelteta. 

#1) Der ältefte friefifche Beamte biefer Urt war ber alte asega ober asaga. 
©. Richthofen, Woörterbuch. Eine ähnliche Stellung (ald eine Art Einzel⸗ 
ſchöffey muß der nach ben Upftallesbomer Sefegen neben dem gretmannus fir 
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allen dieſen unter dem Namen der Richter zufammengefaßten Perſouen **) 
eine Tollegialiiche Behoͤrde ans, weldhe bald mit bald ohne einheitlichen Vor⸗ 
ſtand das Land nah Art eines Raths zugleich vertrat und regierte. Im weft- 
lichen Sriesland wurben die gefammten gejhwornen Richter bes Landes ober 
eines Deels zu einem bie höheren Richter oder Grietmannen berathenden Ge 
meindeausſchuß und als redjevan ober consules, als Rath bezeichnet“. Im 
Dften, namentlich bei Brofmern und Rüftringern, wo es an Grietmannen 
ganz fehlte, wurde die Geſammtheit der Banerichaftsrichter als redjevan ober 
consules zu einer Zandesregierung**), welche dem Lande verantwortlid war 
mid von ihm bisweilen, wie bei den Brokmern, durch befonbere Gemeinde 
ansichäffe Fontrolirt wurde). — Ebenſo traten in ben abhängigeren Landes⸗ 
gemeinben Rathe, welche in verfchiebener Weiſe gebildet wurden, als ver- 
waltende Behörben an die Spige*). In Ditmarfen endlich entwidelte ſich ber 


bende judex gehabt Haben. Richthofen, Rechtsqu. ©. 109: quod omnes gret- 
manni singulorum distrietuum Zelandiase cum uno judice .. .... compareant. 
Immer erſcheinen neben ben grietmanni noch judices, richtere, die aber auch 
consules, redjevan genannt werden. 

“= Bol. Gef. der Weftergoer $ 32 b. Richthofen ©. 476 $ 32: hueck 
riuchter in sine eedspil mede nimt, se hit greetman, ehera, attha, schelta, 
tolfta, aesgha, abbet, decken, papa, eedswara, bannere. Auch ber redjeva 
wird mitunter riochter genannt. Vgl. Richthofen, Wörterbuch v. riuchter. 

“) ©. Unger, Landft. I. S. 173. Gef. v. 1466 b. Richth ofen ©. 518: 
doe weren wy gryetman ende dat gemene riocht in Hascker fyff gaen ver- 
gaederdt etc. 1450 ib. 510 $ 1: in den namen godes sae habbeth wi greet- 
manns, riochtere ende mene meente in Wytendengheres dele um restene ende 
frede, red ende deed, oirbaer ende needtrefte uses landis, um kreft dis 
riochtes ende sillicheit user meente . . . thogadere gewesen, und haben ge 
fegt und gefchworen ıc. 1488. 516: riucht ende reedt in Westergoe. 

) Bol. namentlich den Brokmerbrief b. Richthofen S. 151f., bef.g 1 m. 
19—21. urk. v. 1260 b. Saffel, Sammlung ungedrudter Urkunden. Bremen 
1768 ©. 130: wy soestein rafgever und gantz Rustringland. 1812 b. Richt- 
bofen ©. 182f: consules, rediewa der Emfiger. 1327 ib. &. 297: consules 
terre Fivelgonic. 1407. 311: wi ghemene rychters end ghemeene meente von 
Hunsingo and Fivelgo lande doen kundt. Bei den Norbfriefen rathlüde des 
landes Eiderstede (1418 ©. 561); ratt der brei Harden (1489 ©. 570), ber 
drei ande (1444 ©, 571. 573. 575. 576). 

) Vol, Brokmerbrief 1. c. $ 24—32. 44. 214 unb über die Behörbe der 
halbjährlich erwählten Talemannen, welche bie Gemeinde gegen bie redjeven ver- 
treten, über deren Beftechlichleit wachen, dad gegen fie ausgeſprochene Urtheil voll⸗ 
ziehen $ 3. 7—13. 16. 

) Bol. 3. B. über die Berfaffung der Landſchaft der Inſel Fehmarn 
Hanffen L c. ©. 71f. Sie zerfiel in Ktrchfpiele, diefe In Dorffchaften (S. 92f. 
101f). Die Landſchaft bildete aber kein Gemeinwefen ‚für fi, wie die freien 
Landſchaften Schleöwig-Holfteind, fondern war mit ber Stadt Burg eine Gefammt- 
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Rath der Achtundvierzig zu einer ganz mac ſtädtiſcher Weiſe regierenden 
Korperſchaft. — Eigentlihe Trägerin des Landesrechts blieb aber, wie in ben 
Städten die Bürgerfchaft, fo bier die Landesgemeinde, die universitas ober 
communitas terrae, bie meene meente ober meene acht“). Daher wirb, 
ganz wie in ben ftäbtifchen Urkunden, neben ben Behörben ober auch ohne fie 
die Geſammtheit des Landes als berechtigt und verpflichtet, als wollend und 
handelnd da genannt, wo es fih um ben vollen Ausbrud der Staats und 
Rechtsperſonlichkeit des Landes handelte). Wie im Süben, fo blieb auf 
bier die unmittelbare Bedeutung ber allgemeinen Landesverſammlung ihren 
Organen gegenüber ftets größer als bie ber ftähtifchen Bürgerſchaft gegenüber 
bem Rath, und befonbers waren in ben friefiihen Ländern bie weiteren umb 
engeren Kollegien ber Richter und Rathgeber bei allen wichtigeren Beſchlüfſen 
und bei ber eigentlichen Geſetzgebung an die Zuftimmung ber Bezirke ober 
Landesgemeinde gebunden). ine eigenthümliche Geftalt gewann die friefiiche 
Verfaffung dadurch, daß in ihr früh die Geiftlichkeit, anftatt wie im ben 
Stäbten und Anfangs in den Zerritorien einen Staat für fi) zu bilben, als 
Glied der Landesgemeinde auftrat **), neben ihr aber jeit dem 14. Jahrhundert 
fih ein vor dem Bauernftande beuorrechteter Adel (dev Stand ber Häuptlinge, 


kommune, die durch die Stadt auf den allgemeinen Landtagen vertreten 
wurbe. 

m) Bol. z. B. Brofmerbrief ©. 168 $ 192—124. 197. 170 5 185. 138. 
140 über die Berfammlungen (mene acht) der fiardandel, ©. 151 $ 2. 170 
$ 140. 180 $ 212 über die Lanbeöverfammlung (liuda werf, Ueber das gebe 
tene unb ungebotene gemene godinck und achtergodinck in Weſterwold Lanbr. 
v. 1470 c. 12 $ 1 u. 4f. ©. 272. Bol. 1412 ib. ©. 568. ©. auch Rote 43 
und 44. 

@, Vol. Note 43. 44. 49. So werben auch Urkunden audgeftellt von: nos 
oonsules et incole universe terre Westerwalde (1816 b. Kinblinger, Mün- 
fter. Beitr. II, 2. 316); von consules et universitas, advocatus conszules et tota 
communitas, adv. cons. et universus populus, adv. cons. totaque universitas 
terre Thetmarsie. Urf. v. 1265. 1288. 1286. 1306—1807. 1823 Michelſen, 
Urt. zur Gefch. des Landes Dithmarfchen. Altona 1834. 11. 18. 14. 16. 17. 21. 

) Bol. 3. B. Geſetze ber Rüftringer und Brokmer ©. 118f., bie fid ala 
Küren, von allen Rüftringern oder allen Brokmern geloren, künden. 1250 ©. 
866: statnta sunt hec jura ab omnibus laicis in Langewolda commorantibus; 
alle Langewoldena hebben dat gekoeren en geset. 1252 ©. 331: thit hebbet 
tha liude keren and redgevan uppe sweren. ©. 358: hec sunt statuta terre 
Hummerke que statuta universitas voluit. 1282 $ 35 ©. 872: dit hebben de 
Iuede gekoren. Bgl. ©. 377. 478. 479. 1885 ©. 308f.: Die Richter fepen 
einmüthig und gemeinlih myt ther mena menate. ©. 818. ©. 525 $ 17. 
1466 ©. 518: by reedt der prelaten ende jeldermannen ende wysera lyoe 
dena ende by der mene meente reede. 

0) Prälaten und Klerus erfcheinen oft geradezu ald Vertreter ihrer Gemeinde. 
Bol. 3. B. Leg. Upstalleebom. ©. 102; 109: quod omnes gretmanni . . cum 
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haudingar, capitanei ober Edlen) ans einzelnen Freien ober Edlen, welche 
ihre Macht über größere Landbezirke zu felbftändiger Herrſchaft erweiterten, 
bildete und zwifchen Richter umd Gemeinden job"). Hierdurch trat befonbers 
feit dem 15. Jahrhundert eine Gliederung ber Lanbeögemeinde in brei als 
geirenute Körperichaften vor jebem Gemeinſchaftsbeſchluß für fih berathenbe 
Stände, damit aber bie Auflöfung der alten Berfaffung und ihr Einlenken 
in die allgemeine dentſche Entwidlung ein. 

II. Die Bewegung, welche diefe ausgebildeten Landesgemeinden in ber 
Schweiz und am der Nordſee beruorrief, war auch im übrigen Deutichland 
nicht ohne Parallein. Allein ihre Reſultate waren bier überall nur von 
untergeorbneterer Bedeutung. 

1. Bon den Cent⸗ ober Markgenoſſenſchaften, welche fih im weftlichen 
Deutfchland den genoffenichaftlichen Zuſammenhang in vollkommener Freiheit 
erhalten Batten ober ihn unter einer herrichaftlichen Vogtei fortfegten, Tonfti- 
tnirten manche fi) dem Reich ober ihrem Herrn gegenüber bei fortbeftehenber 
oder anfgehobener Markgemeinſchaft zugleich als politiihe Landesgemeinden 
oder Landſchaften, in welden ein gewähltes Organ, das feinem Weſen und 
meift andy feinem Namen nad ein Rath war, die Geſammtheit vertrat und 
regierte. Solche theils reichsfreien, theils berrichaftlichen Gebiete hatten dann 
„orübergehend ober dauernd wol bie Bebeutung mehr. ober weniger eutwidelter 
Lanbesgemeinwejen, ober fle waren doch eigene Gerichtsgemeinden mit genofjen- 
ſchaftlicher Verfafiung. Die gemeine Landſchaft des Rheingaus °), die Hauen⸗ 
feiner Einung im Schwarzwald °), die Landesgemeinde ber Abtei Kempen), 
bie gemeine Landſchaft der zu Corvey gehörigen alten Mark Hurori *), das 
"Land Delbrück“), bie Lanbichaft der zur Probftei Ravengiröberg gehörigen 


uno judice et uno prelato seu clerico idoneo singulis annis . . . compareant. 
— I. ©. 278. 

s) Unger L co. I. 173f. IL 1065. Richthofen ©. 292. 485: dat riucht 
is wraudesc riucht, deer da eedlingen set habbet mitta elmente to halden 
truch landes reed. 

se) Bol. die Darftellung ber Landesverfaffung des Rheingaus b. Bodmann, 
Rheingautfche Alterth. L S.486—516. Rheingauer Landr. a. d. 14. Jahrh. art. 1. 
80. 35 6. Grimm IL 539f.: gemeine landschaft des Ringaws; lantschaft; ge- 
meyn. ©. auh Bodbmann IL ©. 625f. 

ss, Bol. oben & 46. 

s) Unger, Zanbft. IL 129. Maurer, Einl. ©. 62. 

5 Maurer, Einl. S. 19. Markverf. ©. 21. 

s) Vgl. Sommer, bäuerl. Rechtsverh. in Rheinland-Weftphalen. I, 1. 
©. 187—1%, Wigand, Prov.-Rehte v. Paderborn u. Eorvey II. 895—428, 
und die ausführl. Darftelung 6. Maurer, Einl. S. 322—830. Die urfpräng- 
lich freie, dann als altarhörig dem Stift Paderborn unterworfene Markgenofien- 
ſchaft bildete ſich unter herrſchaftlichen Vögten zu einer Landeögemeinde aus, bie 
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Dörfer), und in gewiffen Sinne auch die Mark Altenhasiau®) unb bas 
Baldgeriht Dornftetten ) find Beifpiele derartiger Landeigemernben. Andere 
Genofſſenſchaften blieben zwar ihrem Weſen nad bloße Markgemeinden alter 
Art, näherten fi) aber doch dadurch, daß fie einerjeits au ihrer früheren poli- 
tiſchen Bebentung fefthielten, andererſeits einzelne Elemente einer Gemeinheitt- 
verfaffung aufnahmen, in manden Punkten ben Landesgemeinden neuer 
Gattung ®). 

2. In manchen Ianbesherrlichen Territorien, wie namentlih im Kirel 
und Württemberg, führte ein ben ſchweizer Beftrebungen verwanbtes Ringen 
ber laͤndlichen Gemeinden nad freier Bereinigung wenigftens zur Bilbung 
von Thalern, Gerichten ober Aemtern, bie als jelbftänbige Glieder bes neuen 
Territorialftante nit nur eine gaviffe Autonomie und Torporative Rechte 
übten, fondern als Stände bes Landes au ber landſchaftlichen Cutwicklung 
Theil nahmen ei). 

3. Anch wo das Letztere nicht ber Wall war, laͤßt ſich doch Bäufig ein 
Einfluß des Einungsweſens auf bie Hervorbringung größerer ländlicher Ber- 
bände innerhalb der neuen Territorien infofern erkennen, als bei ber Bilbung 
ber Kreis⸗ und Bezirkägemeinden, ber Aemter und Oberämter, Pflegen, Kird- 
fpiele, Xhäler, Gerichte u. f. w. die alten Mark⸗ oder Gentgenofienfchaften, 
reſpektive die nach deren Borbilb in Herrichafts-, Smmunitäts- oder Bogtei- 
bezirken neu entfiandenen Gerichtsgenofſenſchaften die Grundlage bilbeten und 


fi genofienfchaftliche Beamte wählte unb durch einen aus BoU- unb Halbmeiern 
in abwechfelnder Reihenfolge gebilbeten Landeſsrath von 24 Mitgliedern vertreten 
und regiert warb. Auch ber durch ben Erwerb ber Gograficdhaft verftärkten und 
mehr und mehr zur Landeshoheit fortichreitenden Stiftsherrichaft gegemüber bilbete 
bie Yandeögemeinde ihre Selbftändigfeit noch weiter aus; fie erwarb Marlt, Zoll, 
Münze, das halbe Gericht, fo daß dem Lande bie Hälfte aller Bußen zuftel und 
Urtel im Namen des Landes ergiengen, und ein eigenes Yähnlein des Landes. 
Solche Beftrebungen führten indeß zum Kampf mit ber Landeöhoheit, der zunächſt 
mit einem Vergleich endete, ſeit dem fechözehnten Jahrhundert aber zu einem bios 
formellen Fortbeftehen der alten Lanbesverfafiung führte. Noch bis zum Jahre 
1806 ergiengen Urtel im Namen bed Landes, was das Reichölammergericht frei- 
lich als „ein eitles Bergwägen“ bezeichnete; Beſchwerden über bie unterlafiene 
Hegung der Landesgemeinde, bie Zuziehung ber Landknechte zu Borunterfuchungen 
u. f. w. wurben als „muthwillige, boshafte und freche Unmaßung ber Borficher 
bes Amts ober des [ogenannten Landes Delbräd” zurädgewieien. 

* Bol Ur. v. 1464 b. Würbtwein VI. 172 und v. 1506 b. Grimm, 
®. IL 189, nad denen von der landschaft wegen ober von wegen der land- 
schaft Ounbgedinge abgehalten werben follen. 

®, Grimm III. 410. 418. 

Grimm L 30. Maurer, Eiul ©. 198. 

“) Bl. unten 5 58, 

“) Bel. unten $ 51. 
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ber Herrſchaft gegenüber eine eigene Rechtsperſonlichkeit und damit korporative 
Berfaffung und Torporatives Vermögen, Selbfiverwaltung und Autonomie, 
die Wahl genofjenfchaftlicher Beamten und Ausfhüfle, ein eigenes Recht und 
Gericht bewahrten *). Docd waren, von den Abtheilungen der freien Länder 
abgejehen, derartige Kreis- ober Bezirkögemeinden, welche die Eigeuſchaft von 
Gliedern und Organen einer ihnen übergeorbneten Staatögewalt mit der von 
jelbftänbigen Körperichaften mit individuellem Zwed und Sntereffe vereinten, 
verhältnigmäßig felten, und überall erlag im Laufe der Zeit, auch wo es einft 
vorhanden geweien, dad gemeinheitlihe Clement der reinen Berwaltungs- 
auffaffung. 

Die letztere mußte um fo eher Platz greifen, als in bem größten Theil 
der fi} nen bildenden Staaten die Berwaltungöbezirke gar nicht ans größeren 
genofjenthaftlihen Verbänden, fondern aus der Umbildung ehemaliger herr- 
ſchaftlicher Bezirke hervorgiengen, fo daß Lie Zugehörigkeit einer Anzahl von 
Gemeinden zu einem herrſchaftlichen Hofe refp. einer Anzahl folder Höfe zu 
Oberhöfen die Abgrenzung und Einrichtung der Aemter und Oberämter be- 
ftiimmte ). Wie man bier in den Amts- und Vogteibezirken der früheren 
Zeit von oben gemachte Abtheilungen zur Verwaltung der herrſchaftlichen Ein- 
fünfte und Gerechtſame gefeben hatte, fo ließ die nene Staatsauffaflung alle 
Bezirks⸗ und Kreiöverbände nur als Regierungsbezirke gelten, welche burd die 
Staatögewalt zu Berwaltungszweden gemacht feien, deren Eriftenz und Ber- 
änderung vom Staatswillen abhänge, deren Bermögen — wenn nicht als 
Staatövnermögen zu gelten — doch dem Staat zu bienen habe, denen ber 
Staat Regierungsbeamte vorjeßen und Berfaffung, Ordnung und Recht geben 
müfle, die im Steuerweien, in ber Gerichtönerfaffung, in der Berwaltung und 
Polizei lediglich Staatsanftalten und aller Autonomie und Selbitverwaltung 


a) Bol, Maurer, Einl. S. 62 über die Entftehung der Aemter am Nieder- 
rhein aus einer Anzahl durch Markgemeinſchaft verbunbener Hundichaften, ©. 180 
über bie Bildung ber Kirchfpiele im Norden und ber füddeutfchen Schultheiße⸗ 
teten, Oberfchultheißereien und Yemter aus Marten. Line Reihe anderer Bei- 
fpiele 5. Maurer, Markv. ©. 21. 22. ©. au Unger, Landft. II. ©. 113 
über die Oldenburger Gerichtsbezirke; S. 130, 131 über die Württembergiſchen 
Dberämter, in welchen die vereinten Städte und Dörfer auf gemeinfchaftlichen 
Berfammlungen gewifle allgemeine Angelegenheiten ihres Diſtrikts beforgten und 
bie dazu nöthigen Koften, den fogenannten Amtsſchaden, aufbrachten. Befonders 
lehrreich ift Die Darftellung bes alten Kommunalweſens der Landſchaft auf Feh⸗ 
marn b. Hanffen l. c. S. 71—136. Die eigentlihen Kommunalſachen waren 
bei den zwiſchen ben Dörfern und der Landesgemeinde ftchenden Kirchfpielen. 
©. 92f. 

es, Eichhorn, R. ©. 8 307. 480. Walter, R. G. $ 288. 289. 291. 
292. 367. 
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baar feien, denen enblih als unfelbftändigen obrigteitlichen — yon 
eine eigene politiſche Perſoͤnlichkeit überhaupt nit, eine prwatrechtliche Per- 
fönlichleit nur in bedingter und abbängiger Weiſe zugeichrieben werben bürfe. 


5 50. Bunbesfiaatlihe Bildungen. 


L Eine bundesſtaatliche Einheit mehrerer in ſich als ſtaatliche Gemein- 
weien organtfirter Sanbesgemeinben entftanb zunaͤchſt in den frei gebliebenen 
Srieslanbs in ber Weife, dab die alte, urjprünglich von allen Freien, 
baun vornemlih nur noch von ben Richtern und Geiſtlichen beſuchte jährliche 
Landesverſammlung in Upftallbom fi in eine orbinungsmäßige 
ber verbünbeten Seelanbe verwandelte. Ganz Friesland wurbe nunmehr als 
eine auf freier Einung berubende Friebene- und Eibgenofienfchaft ber einzelnen 
Lanbeögemeinmweien, bie Sanbesverfammlung als die regelmäßige Tagfakung 
bes Bundes, Grietmannen, Richter und Prülaten aber als bie bevollmächtigten 
Abgeordneten ihrer Länder!) betrachtet. Diefe Bundeiverfammlung berieth 
und beſchloß über alle ganz Friesland berührenden Angelegenheiten, entſchied 
über Streitigkeiten, welde die Richter ber einzelnen Lande nicht beilegen 
tonnten, und ftellte in einer Reihe ber widhtigften Punkte das allen riefen 
gemeine Recht feft*). Im einzelnen Yällen beftätigte fie wol gar bie Will⸗ 
türen einer Gemeinde ober eines Landes und beträftigte fie mit dem Siegel 
des gefammten Frietlands *). Allein im Allgemeinen war fie nicht im Sinne 
einer wirklichen ftantlichen Einheit tbätig, ſondern beichräufte fih auf bie ge 
meinfame Vertheidigung bes Landes und ber Freiheit nad außen unb auf bie 
Erhaltung des Friedens nach innen. Bor Allem machte fie baber den ein 
zelnen verbünbeten Seeleuben bie gegenjeitige bewaffnete Unterſtützung für ben 
Gall eines Augriffs ober der Abwehr zugefügten Uneihts zur Pflicht). Wie 
in fonftigen Bünben follte das gefährdete Seeland eine fürmlihe Mahnung 
um Hilfe ergehen laſſen, das gemahute binnen 8 reip. 14 Tagen bei Ber 
meldung einer Gelbftrafe zuziehen und bie gemeine Sache nicht ohne gemeinen 
Beſchluß der verfammelten Heergemeinden verlafien 5). In Gebben einzelner 
Länder mit auswärtigen Fürſten ober Stäbten trat daher die Geſammtheit 
vermittelnd anf*). Demjenigen verbünbeten Seeland gegenüber, das felber 


1) Leg. Upstallb. 1838 $ 6 5. Richthofen ©. 108: jurati seu oonsules 
ad negotium pacis in Obstalbaem deputati. 

% Erſte Ucherfür b. Richthofen ©. 98: auda thet man thene ther bi- 
rethe alle tha riuchte (im Emfiger plattdeut. Tert alle de sake unde rechte) 
ther da Fresa haelde soolden. Byl. &. 100. 102—110. 

8) Appingbamer Bauerbrief v. 1327 ib. S. 397. 

% Zweite Ueberlür ©. 98. 1823 ©. 297. 

5) 1861 $ 6 &. 109 u. 110, 

®) Bol. 3. B. Vertrag ber Häftringer mit Bremen v. 1894, anögeftellt von 
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ben Landfrieden bräde, follten die andern mit Zwang vorgehen). Sotggit 
aber das Bundesrecht Feine Einſchränkung mit fich brachte, wurbe den einzelnen 
Landesgemeinden ihre Selbftänbigkeit ausdrücklich gewährleiftet ®). 

Obwol durch diefe Bunbeöverfaffung in Verbindung mit der Abſchließung 
und innern Umbilbung ber einzelnen Lanbesgemeinden bie freie genofienfchaft- 
liche DOrganifation der riefen nach aufen unb innen gefräftigt wurde und 
besbalb um Bieles Tänger als die Volksfreiheit anderer deutſcher Länder be- 
fland, jo erlag fle doch ſchließlich theils änperen Angriffen, theils inneren 
Spaltungen. Einen Bezirk nad dem andern trennten bie benachbarten Für- 
ften von dem freien Friesland ab, und wenn auch bie Landeshoheit vielfach, 
wie in ben dem Erzftift Bremen unterworfenen Ländern, ober auf den fchles- 
wigfchen Juſeln und Küften, oder in den olbenburgifhen Marichländern bie 
freie Berfaffung befteben ließ, jo konnten ſolche Bezirke doch nur noch die 
Bedeutung von unabhängigen Landfchaften bewahren, nicht mehr zu Staaten 
werden. Unter den freien Friefen aber wurbe im 15. Jahrhundert bie. fidh 
befeftigende Ariftofratie der Häuptlinge jo übermädhtig, daß durch ihre Fehden 
dad Land zerrüttet und von Parteiungen und Sonderbünden zerriffen wurde. 
Ein folder Häuptlingebund ftellte 1430 den Häuptlingsfohn Edzard Cirkſena 
an feine Spite, deſſen Bruber Ulrich daun von der auf alle Prälaten, Häupt- 
linge und Freie erweiterten Einung im Sahre 1454 zum erblichen Yürften 
von Friesland erhoben und vom Kaiſer mit der Reichsgrafſchaft belehnt wurbe. 
Damit Ienkte die friefifche Verfaffung in die allgemeine Bahn der dentichen 
Enticklung ein. Doch wenn nicht für Deutichland, fo doch für feine nächften 
uordweftlichen Nachbarn wurde ber föberative Gedanke ber friefiichen und 
niederjächfiihen Stämme von dauernder Bebentung, indem auf bie fpätere 
Bildung bes nieberländiihen Bundesſtaates biefelben Ideen wirkten, welde 
ſchon früh unter den friefiihen Seelanden lebendig geworben waren, fo baß 
die Form der föderntiven Bereinigung größerer Lande oder Provinzen dort 
wie bier den Ausgangspunkt der Verfaffungsentwicklung bildete. 

I. In ganz entgegengejehter Weife gieng in der Schweiz aus der poli- 
tiſchen Bereinigung bunt gemijchter Tleiner und großer Länder und Städte 
allmälig ein republikaniſcher Bunbesftant hervor, ber ganz allein von allen 
beutihen Bünben diefer Zeit ohue Bermittlung ber Landeshoheit zn einer 


der universitas judicum Selandiarum Frisise in Upstallbom congregatorum. 
Saffel lc. ©. 289. 

N Dritte Ueberkür. Richthofen S. 98: jef thera sogen selonda eng 
welle unriuchte fara, liude ravia jeftha morth sla, thet tha sex thet sogende 
thuinge thettet elle riuchte fare. 

5 1861 $ 7 ©. 110. Die allgemeinen Statuten bezeichnen ſich ausdrüdlid + 
als Bundbriefe (articulos confederationis et pacis) S. 109; fie werben von den - 
einzelnen Rändern befiegelt; dem einzelnen Ländern fallen die Bußen für ihren 
Bruch zu. 
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wirklichen Staatöbilbung führte. Obwol die verfhiedenen Bünbniffe, Einungen 
um Laudfriedensverträge, aus denen die Eibgenoffenfchaft entſtand *), von den 
zahliofen ähnlichen Einigungen jener Zeit fib in nichts unterjchieden, obwol 
die Organifation vieler beutfcher Stäbte- umd Adelsbünde um Vieles fefter 
und einheitlicher war, als bis weit über das Mittelalter binaus die Organi- 
fation des Schweizerbundes: fo war doch eben ber Unterjchieb der, daß ber 
Kern des Iekteren immer ein Bund von Ländern blieb und ba ihm jo 
von vornherein feine blos ftändifche, fondern eine territoriale Bedeutung 
zukam. 

Im Uebrigen hatten während dieſes ganzen Zeitraums die dreizehn Orte, 
welche am Schluß defielben als @idgenoffen galten, feine einheitliche Bundes- 
urtunde Ja fie waren nicht einmal alle mit einander, fondern in mannid- 
facher und ungleicher Weiſe einzeln mit einzelnen verbündet. Nur mit dem 
brei Waldftätten, deren alter und oft ernenter Bund 1291 auf ewige Zeiten 
erſtreckt und 1315 befeftigt warb, waren alle andern Orte vereint. Doch hatte 
fih Zärih 1291 nur auf 3 Jahre mit Uri und Schwyz, erft 1351 mit 
ihnen und Luzern auf ewige Zeiten verbündet. Bin ähnliches Bümdniß hatte 
Luzern 1332 mit den andern Waldftätten geichloffen. Bon den verbündeten 
Baldftätten und Zürich erobert, mußte Glarus 1852 ein ungleihes Bündniß 
mit ihnen eingehen, das erft 1450 unter Zurüdvatirung auf 1352 in ein 
gleiches verwandelt ward; mit Zürich dagegen hatte es ſich ſchon 1408 zu 
gleihem Recht verbunden. Stadt und Amt Zug fchloffen 1352 mit ben 
Baldftätten und Zürich einen Bund. Bern gieng 1353 eine in vielen Punkten 
nur Iofe Bereinigung mit ben drei Waldftätten ein, die zu gleicher Zeit bie 
Berpflihtung übernahmen, wenn Bern zur Hilfe mahne, immer zngleich ihrer 
ſeits Züri und Luzern zu mahnen, während Züri nnd Luzern fi in be 
fonderen Urkunden verbindlich machten, einer derartigen Mahnumg Bolge zu 
leiften. Mit den jo unter fi fehr veridhiebenartig verbüudeten acht Orten 
ſchloſſen Solothurn und Freibing 1481, mit: allen zehn Bafel 1509 einen 
Bund. Schaffhauſen einte fi 1454 mit Zürih, Bern, Luzern, Schwyz unb 
Glarus auf 25 Jahre, erneute biefen Vertrag 1479 unter Theilnahme von 
Uri und Unterwalden und wurde 1501 förmlid aufgenommen. Appenzell 
wurde, nachdem es 1411 und 1452 fehr ungünftige Bündnifſe eingegangen, 
1513 als gleichberechtigt recipirt. 

Alle diefe Bunbesverträge waren von verjchiebenartigem Subalt. Die 
Pflicht zur gegenfeitigen Unterftägung iu Kriegsfällen und die Erhaltung bes 
Friedens unter den Genofjen durch Austragsgerihte und Zwangsmaßregeln 
war in allen gleihmäßig feftgefet. Im Einzelnen aber waren über bie 


e %) ©. dieſelben b. Tſchudi l. c. Bb. I. u IL m b. Kopp, Urkunden zur 
Geſchichte der eldgenöffiihen Bünde. Bol. auch Blumer lc. L ©. 131f. 
207 f. 221. 228. 328375. 
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Formen der Mahnung, bes Zuzugs und des Schiedeſpruchs verfchiebenartige 
Berabrebungen getroffen. Die Hilfsleiftung war bisweilen auf beftimmte 
Kontingente, oder (wie für die 8 alten Orte gegenüber Solothurn und Frei⸗ 
burg) auf gewifie räumliche Grenzen beſchränkt, ober fie follte (wie ſeitens ber 
Baldftätte für Glarus, feitens beider Theile nad dem Vertrage mit Bern) 
erft nach einer durch Abgeordnete vorgenommenen Unterfuchung und Berathung 
ftattfinden. Veränderungen jollten einftinmig erfolgen, in dem Bunde mit 
Appenzell von 1411 wurbe aber den Waldftätten das Recht einfeitiger Aban- 
derung vorbehalten. Ebenſo waren bisweilen nur Einem Theile fernere 
Bündniffe ohne Bewilligung der Genoffen unterfagt (3. B. 1352 Glarıs). 
Auch jonft waren die Eidgenoſſen in manden Punkten ungleich geftellt; fo 
jollte nach dem Bertrage mit Zug Schwyz deſſen Ammann erwählen. In 
andern Verträgen kamen Beitimmungen über Verkehr und Handel, über bür- 
gerliches umb peinliches Recht, über gemeinſchaftliche Eroberungen u. |. w. dazu. 

Trotzdem betrachteten alle dieſe Länder und Städte fi) mehr und mehr 
als eidlich verbundene Genofſen und bildeten auf ihren Tagſatzungen allmälig 
ein Bunbesrecht und eine Bundesgeſetzgebung aus. Schon im 14. Sahrbun- 
dert wurden gemeinſame Satzungen gegen die Immunität der Geiftlichkeit, 
gegen unerlaubte Selbfthilfe und eigenmächtige Weberfälle, jowie über Land⸗ 
frieden, Hausrecht und Kriegsrecht erlafien ). Zu gleicher Zeit ftellte fich 
allmälig das Recht ber eidgenoffenfchaftlichen Dazwiſchenkunft in innere Strei⸗ 
tigkeiten eines Ortes feft. Seit Anfang bes 15. Jahrhunderts wurben Tag. 
fagungen der damals verbundenen acht Orte immer häufiger, aber erft ſeit 
1481 finden regelmäßige Tagſatzungen und fürmlide Bundesabſchiede Statt. 
Auch war immer noch bei wichtigen Gegenftänden das Einholen von Iuftruf- 
tionen (Heimbringen) und das Anfegen eines neuen Tages üblih. Wirkliche 
Bunbesgejete kommen erft ſeit 1472 vor!) und erſt im Jahre 1515 wurde 
der Grundſatz anerkannt, daß in Sachen, weldhe bie Ehre und das Wohl der 
Eidgenoſſenſchaft betreffen umb ben Bünden fowie dem Herlommen nicht wiber- 
fprechen, die Minderheit ber Stände fih den Beichlüffen der Mehrheit zu 
unterziehen babe '*). 

Außer den eigentlichen eibgendifticken Orten — den Bollgenoffen bes 
Bundes — gab es nun aber eine Reihe jogenannter zugemanbter Orte ber 
Eidgenofſenſchaft, Stäbte, Gemeinden ober Fürften, die nur mit einzelnen 
eidgendffiichen Orten ewige Bünbe hatten und beshalb an den Tagſatzungen 
nicht Theil nahmen, doch aber mehr und mehr als Glieder des Geſammt⸗ 
bundes betrachtet wurden; fo Weggis, Engelberg, die Stabt ©. Gallen; fo 


Namentlich Pfaffenbrief der 6 Orte (Walbftädte, Zürich, Zug) v. 1840; 
Semperbrief v. 1398; Gtraffapungen v. 1897 u. 1401. 

11) Blumer J. c. L 345. 1504 eine allgemeine Münzorbnung. 

1) Blumer 1. c. I. 846. 
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die Wallifer Herren und Gemeinden und die Grafen von Toggenburg; fo 
Rotwyl vorübergehend; fo ber grawe Bund, durch weldyen bie vielen zerfplit- 
terten Derrichaften Graubũndens fi) allmälig befreiten und vereinigten; fo 
Biel, das mit Bern, — die Grafihaft Renenburg, bie mit Freiburg, Solo 
thurn umb Luzern, — bie Stabt Genf, die mit Bern und Freiburg ver- 
bündet war. 

Endlich aber gab es eine große Anzahl vom Herrſchaften ober Bogteien, 
bie bald ben einzelnen Stäbten ober Ländern, bald mehreren in Gemeinichaft 
unterthan waren. Mehrere davon gehörten den acht alten Orten, vier im 
Jahre 1513 erworbene italienifhe Bogteien (Lugano, Locarno, Mendricio, 
Bal Maggia) den damaligen 12 Orten, keine aber allen Genofien, geidyweige 
denn dem Bunde als ſolchem. 

So aus ben verfchiebenften Beftanbtheilen zuſammengeſetzt, ohne einheit- 
liche Berfaffung, ohne Bundeseigenthum oder Bunbeshanshalt, ihrem Weſen 
nach Taum beftimmbar, bildete gleichwol die Eidgenofſenſchaft eine mächtige 
Einheit nad) innen und anfen und wurbe, obwol ihr bie rechtlichen Formen 
eines Staates nuoch mangelten, body fowol von den auswärtigen Mächten wie 
von ihren Gliedern als ein Gefammtftant betrachtet. Im weiteren Berlauf 
ihrer Geſchichte zog dann die Eidgenofſenſchaft, fo unheilbar fcheinende Räd- 
{läge die religiöß-politiihen Spaltungen von ber Reformation bis im bie 
Mitte unſeres Jahrhunderts der Bundeseinheit zufügten, biefe Einheit dennoch 
Iangfam und ftetig immer fefter an. Selbft bie Sonberbünbe, welche fie in 
fih erftehen ſah, vom Burgrecht (1527—1529), dem erften katholiſchen Bunde 
der Reformationszeit und dem borromeifchen Bunde (1586) bis zum Sonder 
bunde von 1846, waren nur vorübergehende Allianzen zum Zwecke ber Umge⸗ 
ftaltung des.®efammibundes, nicht wollten fie danernde Bünde ober Bundel⸗ 
ftanten für fih fein. So Eonnte hier endlich, indem auf der einen Seite die 
Bundeseinheit immer mehr zu einer wirklichen Staatögewalt verftärkt wurbe, 
auf der anbern Seite dieſe Einheit immer mehr zu einem einzigen, alle lieber 
zu gleichem Recht und gleicher Pflicht umfafjenden Bande wurbe, ein Iebenbiger 
moberner Bnnbesftant aus ber alten Grundlage bes mittelalterlichen Einungs- 
weiens unmittelbar hervorwachſen. 


851. Landſtäudiſche Körperfhaften. 


Bon den bisher betrachteten Ausnahmen abgejehen, giengen in Deutid- 
land wirflide Staaten nirgend aus bloßer Bereinigung der Glieber hervor. 
Aber wenn auch nicht als alleiniger, fo doch als mitwirkender Kalter 
war das Einungsweſen für die Umbilbung ber Territorien in Staaten, wie 
fie ſich im 14. und 15. Jahrhundert vollzog, von kaum zu überſchätzender 
Bedeutung! Nicht in der Ausbilbung ber Landes hoheit allein darf man 
bie Duelle de& deutſchen Staategedankens fuchen: neben und mit ihr war bie 
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laudfſtändiſche Entwicklung ein gleich wichtiges Element. Bedeutet aber 
jene die Ummwanblung einer Herrſchaft in eine Landes obrigkeit: fo bebentet 
diefe bie Organijation des Landes — fofern biefes ber Obrigkeit gegenüber 
gedacht wird — durch die genofjenihaftlihe Binunug ber Stäube 
Landesherr und Laud wurden fo zu zwei nebeneinanberfichenben Trägern 
ftaatlihen Rechtes, die in ihrer Bereinigung den beutichen Staat barftellen, 
wie er aus bem Abſchluß des Mittelalters hervorgieng. 

So laufen in allen Territorien feit dem 13. Jahrhundert zwei Richtun- 
gen nebeneinander ber, welche, in vielfachen Gegenſatz und Kampf, doch gerade 
durch bie Gewalt ihres Ringens die Erreichnug des gemeinfanien Ziele — 
eines Staats — nur beichlennigen. 

Bon biefen Richtungen ift die eine das Streben der Fürften, zu Landes⸗ 
berren zu werben‘, Die große Macht, welche bei ihnen wie bei einzelnen 
Grafen und freien Herren ſchon feit dem Anfange des 13. Jahrhunderts und 
befonbers feit den Geſetzen Friedrichs IL zufammentraf, war noch im 14. 
Jahrhundert nichts, als ein Aggregat ungleichförmiger Rechte über Perfonen 
und Gebiete, von denen jedes auf einen beionberen Rechtsgrunde berubte. 
Ueber die Perfouen ftanden ihnen in mannichfachfter Weile bald nur die Be 
fugnifje alter Reidheämter, fei es herzoglicher, ſei es blos gräfliher Gewalt, 
und damit Gerichtsbarkeit, Heerbaun, Friedensgebot und das Recht zn Hof zu 
gebieten, bald zufällig erworbene nußbare Regale und Hoheitsrechte, bald 
lehnsherrliche, dienftherrliche, vogteiliche, ſchutz- ober grunbherrliche eigene Rechte 
zu. Au Grund und Boden hatten fie ebenfo bald Eigenthumsrechte in allo- 
dialem Befig ober vom Kaiſer ober andern Ständen zum Lehn, wobei dann 
wieber nur bie Berwaltung, ober ein Nutzungsrecht, oder ein bäuerliches Unter 
eigenthum, ober Lehneigen bavon fortgegeben fein Tonıte, bald übten fie, wie 
bei Ianbfäffigen Stiftern, Klöftern, Städten, bei dem Allod von Herren, Rittern, 
Schöffenbaren oder’freien Bauern nur Rechte Sffentlicher Gewalt. Alle diefe 
perfönlichen und binglichen Herrſchaftsrechte konnten fih mannichfach kreuzen, 
ja es Tonute bafielbe Stüd Landes zu verfchiebenen Territorien gehören”). 
Indem nun die Landesherren beftrebt waren, Land unb Leute nach aufen und 
innen als einen einheitlichen Herrſchaftskreis abzufchliegen und zufammen zu 
fafien, was ihmen durch Ansgleihung, Tauſch und Kauf, durch bie Begrän- 
bung ihrer Familiengeſetzgebung, durch gleihmäßige Anwendung der Herrſchaft 
anf Hohe und Niedere mehr und mehr gelang, Iag zwar hierin zunächft mur 


1) Bol. bei. Mofer, neues Gtaatöreht Bd. ZV—XVOL Eichhorn, 
R. ©. 5299. 418. 540f. Walter, R. ©. $ 280f. 334. Zäpfl, R. G. 5 58. 
77. Säulte, 8. ©. 5 69. 8. Maurer, Lanbeshohelt in Bluntſchlie 
Staatsworterbuch Bd. VL ©. 218—282. Tittmanu, Geld. Helur. b. Erl. 
L, ©. 17. 

2) Möfer, Osnabr. Geſch. II, 2. 21. IH, Eingelb. L $ 14. Tittmann 
Geld. Heinr. d. Erl. L ©, 88. 
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eine möglichfte Koncentration von Herrichafterechten in Einer Hand: balb aber 
trat ein höherer Gefichtspuntt mit immer größerer arbeit hinznu. Die 
Landesherren begannen, fi als Träger einer ihrem Weſen nad einheit- 
lichen unb um bes öffentlichen Wohls willen unveräußerlichen und untheilbaren 
Stantögewalt, mit andern Worten als Landesohrigkeit zu beiradhten, fie 
leiteten ihre einzelnen Befugnifie aus dem fo entftehenden Begriff der Landet⸗ 
hoheit, ftatt aus privatrechtlichen Titeln ber, ja fie giengen ſchon im 15. 
Sahrhundert häufig fo weit, in biefer ihrer Eigenfchaft als Obrigkeit ſich über 
das geltende Recht und die beftehenben Verträge hinwegzuſetzen. 

Dielen Beftrebungen der Landesherren gegenüber war eine andere Richtung 
thätig, welche auf bie Erhaltung ber biöher theild auf den allgemeinen unb 
bejonderen Berfammlungen bes Landes, auf Rittertagen und Landdingen, theils 
in herrſchaftlichen und genofienfhaftlihen Berbänden bethätigten Selbftänbig- 
feit zielte und ſchließlich eine Vereinigung aller diefes Ziel gleichmäßig ver- 
folgenden und bazu hinreichend ſtarken politiichen Machteinheiten bes Landes 
in den landſtändiſchen Koörperſchaften berbeiführte). Die Theilnahme 


2, Eine allgemeine Duellenfammlung für die Geſchichte ber Lanbftände ift 
Lkünig, Collectio nova, worin ber mittelbaren ober landſäßigen Ritterfchaft in 
Deutfchland . . fonderbahre Prärogativen und Gerechtfame, auch Privilegia und 
Freiheiten enthalten find. 2 Bde. Frankf. und Leipz. 1730. — Biel Material 
enthält au Mofer, Bon der teutſchen NReichöftände Landen, deren Lanbftänden, 
Untertdanen, Landesfreiheiten, Beichwerden, Gchulden und Zufammenkünften. 
Frankf. u. Leipz. 1769. Bon älteren Schriften find außerdem Struben, Reben- 
ftunden (2. Ausg.) IL Nr. IX u. X ©. 109-186, Pütter, Beiträge L ©. 
107—133, Häberlin in Schlözer's GStaatsanzeigen v. 1792 Bd. 17. Heft 
67. ©. 265— 277 und Handb. des deutichen Staatsrechts. 1797. IL S. 23—80, 
Hüllmann, Gtände TIL ©. 218—232 hervorzuheben. Aus neuerer Zeit if 
immer noch Unger, Geſchichte der deutſchen Landitände. 2 Bde. Hannover 1844 
die einzige umfaflende Monographie. Bgl. au Krüger, comment, de veterum 
in Germania provincalium ordinum origine et natura. Gott. 1843. Wilde, 
Landftände, im Rechtslexikon Bd. VI. ©. 791 f., bei. S. 795822. Reyſcher, 
in der Cinleitung zu feiner Abhandl. über Hannöv. Verfaffungsfragen, Zeitichr. 
f. deut. R. Bd. I. ©. 1—10. v. Sampe, die Lehre von den Lanbftänden. 
2. Aufl. Lemgo u. Detmold 1864. ©. 1—205. Vorzüglih !ft K. Maurer’s 
Weberfiht über die Gefchichte der Landftände im Staatswörterbuh Bd. VL ©. 
251—272. Eingehend wird die landftändifhe Entwicklung au b. Eichhorn, 
R. G. 8 428 —427 behandelt; Türzer b. Zöpfl $ 54. 78. Walter 8 366. 
Phillips 8 111. Schulte 8 77. Eine geichichtlihe Ueberſicht geben and 
Zachar iä, Staatsrecht J. $ 108f. u. Bluntſchli, Allg. Staater. (8. Aufl) L 
©. 473 f. Die benupten Schriften über die landſtändiſche Entwidiung in den 
einzelnen Zerritorien werden unten citirt werden; auf allgemeine Berhältnifle 
nehmen von ihnen befonders die Schriften über Die baierifchen Stände und die Unter- 
ſuchnngen Neumann's über die Riederlaufig, Hegel’s über Medienburg Rüdfidt. 
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der Beberrichten au ben Angelegenheiten ber Gefammtheit war fo alt, wie ein 
deutſches öffentliches Recht überhaupt: aber während fie in ber Zeit patriardha- 
Lifcher Freiheit in ben allgemeinen Verſammlungen der freien Bolksgenofien, 
bemnädhft in ber feubalen Zeit in ben Berfammlungen ber Großen bes Landes, 
in Lehnskurien, auf Ritter- und Manmentagen zur Erfcheinung gelommen war, 
erlitt fie nunmehr durch die Macht des Einungsweſens zum dritten Mal eine 
völlige Umgeftaltung ihres Weſens und ihrer Form. Zunächſt freili trat 
das Streben nad Selbftändigkeit nnd Freiheit als ein Streben der einzelnen 
im Lande anfälfigen Herren und Gemeinden hervor: allein die Natur ber 
Sache und der Gelft ber Zeit führten bald zur Bereinigung, um mit ge 
meinfchaftlichen Mitteln das gemeiufchaftliche Ziel zum erreichen. Indem fidh 
nun aber zuerft die Mitgliever deſſelben Standes, bald die Stände unter 
einander verbündeten, verſchworen und verbrüberten, wurde in ber fo konſti⸗ 
tnirten Genofjenfhaft mehr und mehr ber Gedanke wach, daß fie nicht blos 
eine Summe einzelner Perfonen mit einer Summe theild gemeinfamer theils 
befonderer Rechte, fonbern eine Einheit fei, bie das Land felber repräjentire. 
Sie bezeichnete ſich felber ald das Land, als die gemeine Lanbihaft, und 
verftanb dabei unter bem Lande ben dem Landesherrn gegenüberftehenben, zu 
einer Iebendigen Gejammteinheit organifirten Inbegriff von perfänlichen und 
territorialen Rechtöfreifen, als deſſen Träger die Sefammtheit der genofſenſchaft⸗ 
lich verbundenen jelbftändigen polittichen Einheiten oder Stände bes Landes 
erihien, während die einzelnen Unterthanen ober Bürger der Stände mittelbar 
als Schubgenofjen daran Theil nahmen. 

Landesherr und Landſchaft wurden fo zwei von einander unabhängige 
Mächte, von denen Feine ihr Recht von ber andern ableitet. Die unumgäng- 
liche Notbwendigkeit ihres Zufammenwirkens aber unb die Korrefpondenz ihrer 
Rechte und Pflichten mußte zugleih mit ihrer Bildung dahin führen, für 
beide eine gemeinjame Quelle, eine Einheit über beiden zu erfenuen. Als 
ſolche trat unter dem Einfluß des von beiden Mächten gleichmäßig betonten, 
gleichmäßig als Richtſchnur Hingeftellten, gleihmäßig vertretenen öffentlichen 
Wohle des ganzen Landes in immer ſchärferen Zügen ein erweiterter Begriff 
des Landes, das Land als Staat, hervor. 

Damit war ber bisher nur in den Städten verwirklichte Gedanke bes 
Staats in dem größeren Kreije des Landes begrifflich vollendet. 

Widmen wir derjenigen Seite dieſer reichen und intereffanten Entwicklung, 
welche allein unjerer Aufgabe angehört, der Konftituirung der Landichaft als 
einer gewillfürten Genoſſenſchaft ber Stände, eine kurze Betrachtung, fo müflen 
wir uns zunächft erinnern, dat die einzelnen Stände als ſolche fich bereits 
feit der Bollendung der neuen Stanbesbildung überhaupt, aljo feit dem Ende 
bes 13. Jahrhunderts, als genoſſenſchaftliche Einheiten theils betrachteten, theils 
auch äußerlich verbunden hatten: Geiftlichkeit, Adel und Bürgerftand waren 
überall durch die Macht des Cinungsweiens geftaltet. 
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Am wenigften als eine flänbifche Einheit war die Geiſtlichkeit organifirt‘). 
In ben geiftlicden Territorien behauptete das Domkapitel oft einen ſolchen 
Borrang vor allen anderen Stiften und Klöften, daß es dieſe von jeder 
Mitwirtung bei der Landesregierung ausſchloß, ober umgekehrt fi nicht zu 
den Ständen, fondern zur Herrichaft rechnete). In größeren weltlichen Ländern 
war bie Stellung der Biihöfe lange ftreitig und ſchwankende); war aber ihre 
Landjäffigkeit durchgeſetzt, ſo war es wieberum ungewiß, ob neben ihnen ihren 
Kapiteln, ob unb in welder Weile den übrigen Stiften und Klöftern bei 
Landes bie Landſtandſchaft gebühre). Zweifelhaft blieb häufig die Lanbftand- 
[haft und die Art der Vertretung ber Srauenflöfter, der Orden und Univer⸗ 
fitäten, fo daß ſich fpäter Die mannicdhfachften Verſchiedenheiten entwidelten?). 
Ebenſo waren die Grundfäge darüber ungewiß, ob bas geiftliche Suftitut (die 
juriftifhe Perſon) oder jein Borfteher Landſtand feir). Trotz aller Schwan⸗ 
ungen in diefen Berbältuiffen und troß ber iuneren Ungleichheiten innerhalb 
bes Stanbes jebody wurbe, je mehr fidh die übrigen Stände abichloffen, auch 
die Geiftlichkeit als eine geſchlofſene Geſammtheit, ala Pfaffheit gemein- 
Lich" oder Prälatenftand, mithin als eine ftänbifche Genofienfchaft betrachtet. 

Aus ungleihen Elementen ſetzte ſich auch der Ianbfäffige Adel zuſammen ). 
No waren die Unterfchiebe der Genofſenſchaften ober Einzelnen, ans welchen 
bie Nitterfchaft erwachſen ober im Begriff zu erwachſen war, beionbers ber 
freien Baffallenfchaft, der Dienfimannfchaft und der jchöffenbar Freien keineswegs 
verwiſcht. Voͤllig verſchiedenen Standes aber blieben nach wie vor bie Mit- 
glieder bes Herrenftanbes, welche der Landeshoheit erlagen. SIubeh theils durch 


9) Bol. Mofer, v. d. Reichöftände Landen S. 411 f. 908 f. Unger, Lantfl. 
IL ©. 27—B58. 

9 ©. Unger L c. ©. 52 und über bie fpäteren Berhältniffe Mofer S. 
412417. 449. 487. 479. In Rurmalnz war das Kapitel der einzige Staub 
und bildete für fi den Landtag. In Bremen und Hildesheim war es der erfte 
Stand, Mofer ©. 457. 8. Maurer 1. c. ©. 254. 258. 

% So in Defterreid, Tirol, Pommern. Frũh anerfaunt wurbe bie Land⸗ 
ſäſſigkeit der Biſchöfe ganz oder theilmeife in Brandenburg, Böhmen, Schlefien, 
Ktieberöfterreich, Steiermark, Kärnthen, Krain, Kurfachfen und Baiern. ©. Mofer 
418f. 486. 487. 489. 441. 446. 479. In Pommern Batte ber Herzog von 
Kammin fogar eigne Stände. Ib. 447. 448. 452. 

2) Sn Böhmen, Mähren und Tirol erlangten bie Domkapitel neben ben 
Erzbifhöfen und Biſchöfen Landftandſchaft. Mofer ©. 419. 423. 479. 
Andere Stifter und Klöfter erwarben [päter meift die Landftandfchaft, nur trat 
biöweilen eine Thellung in Clerus primarius und secundarius ein, wie in Trier. 
Moſer ©. 478. 

% Mofer 441. 464. 477. 481. Im Hodftift Baſel war fogar eine 
Brüberfhaft Lanbftand. 

%) Unger II. 58. Ueber bas Spätere Mofer ©. 478. 

o Anger L ©. 211f. IL S. 55-67. Miofer 1. c. bef. ©. 481488. 
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die gemeinfame Yage und das gemeinfame Suterefle, theils Durch ausdrückliche 
Geſellſchaften und Einungen, wovon oben die Rede war"), ſchloß ber niebere 
Adel fih inmer fefter zu Genofjenfchaften zufammen, durch vie er fih im 
einigen Gegenden ber Lanbeshoheit überhaupt erwehrte, wo ihm aber dies nicht 
gelang *), fi in ber Form einer korporativ geftalteten Ritterſchaft zu 
einer einheitlichen Ianbftändiichen Genofſenſchaft einte. “Den einzelnen land⸗ 
fäffigen Herren aber blieb meift nichts übrig, als ſich entweder der Ritterichaft 
anzufchließen!?) ober mit ben Prälaten zu vereinen'*); nur in mehreren ehe⸗ 
mals flavifchen Ländern waren fie zahlreich genug, um ſich als, Herrihaft® 
zu einer eigenen Lanbftandsgenofienichaft neben der Ritterjchaft zu Tonftituiren !*). 
Am leichteſten endlich mußte die Geſammtheit der Ianbiäifigen Stäbte 
beffelben Herrn fih als eine ftändifche Genoffenichaft formell abſchließen ober 
innerlich betrachten. Denn nachdem fie zuerft unter ben herrſchaftlichen Bögten 
jelbftändige Gemeinweſen geworben waren, jeit dem Anfang bes 14. Jahr⸗ 
hunderts· aber diefe mehr und mehr verbrängten ober zu bloßen berrichaftlichen 
unb enblich ftäbtiichen Gerichtsbeamten herabſetzten; nachdem fie in Tolge defſen 
zuerft als Beirath ihrer Bögte, feit dem Ende des 13. und Anfang des 14. 
Jahrhunderts als felbftändige Gemeinden neben benjelben nnd endlich ſtatt 
berfelben von beu Landesherren zu den Rittertagen berufen ober felbftänbig 
um Rath und Zuftimmung gefragt wurben, ihnen gegenüber abe in ben 
eigenen und des Landes Angelegenheiten als eine politiſche Macht auftralen '*): 

19 Bol. oben $ 46. 

17) In vielen Ländern war noch lange ber Ausgang ungewiß; fo ſtrebte die 
Ritterfhaft in Defterreih bis zum 15. Jahrhundert, in Baiern zur Zeit. bed 
Löwenbunbe, in Brandenburg bis zu Friedrich L.(v. Raumer, cod. dipl. Brandenb. 
L 85f.) nad Reichöfreibeit. DBgl. Unger IL ©. 5öf. In Franken, Schwaben 
und am Rhein wurde umgelehrt die Reichsunmittelbarkeit ber Ritterfchaft erft im 
16. Jahrhundert zweifellos; in Trier wurde von 1570 bis 1729 darüber pro- 
ceffirt unb endet Di gegeben anerkannt. Mofer, kurtrierſches Staatsr. 
Leipz. m. Frankf. 1 

19 So in —8* — In Pommern. Mofer, v. dent. Reichöft. Landen. 
©. 489. 452. 

6) So in Kurfachien. Mofer l. c. ©. 440f. 

0) In Schleſten und Mähren bilbeten Herzöge und Fürften zufammen mit 
Grafen und Herren, in Böhmen, Defterreih, Kärnthen, Krain unb ber Laufth 
Fürften, Grafen und Herren, in Steiermark Grafen und Herren eigne Ianbftänbifche 
Rorporationen. Mofer ©. 423 u. 425. 417 u. 427. 457 u. 445. 456. In 
Schleſien Hatten überdies die einzelnen Herren in ihren Herrſchaften befonbere 
Landftänbe. 

9 Unger IL ©. 67—100. Die weftfälifchen Gtäbte erjcheinen 1256, bie 
böhmifchen 1281, die ponmerfchen 1283, die braunfchweig-Tüneburgifchen 1292, 
die bairiſchen 1307, die münfterſchen 1809, die medienburgifchen 1829 in Landes⸗ 
angelegenheiten verfammelt, rathend, zuftimmenb oder fonft zuerft thätig. Die 
Vertretung der Stäbte auf den Landtagen richtete fich natürlich nach ihrer Ver⸗ 
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erſcheinen fie unter einander fofort als Genofſen verbunden, ſei e& nun, daß 
fie ausdrũckliche Einungen eingehen und Berfammlungen abhalten'”), fei es, 
daß fie den anderen Ständen gegenüber nur thatſächlich ala Eine aus jnrifti- 
ſchen Perjonen zufammengefegte Standesgenofſenſchaft gelten und handeln. 
Durch den Hinzutritt der Städte wurde überhaupt erft die Möglichkeit gegeben, 
aus den alten Rittertagen, bie ihrem Weſen nad immer noch Lehnskurien 


geblieben waren, die neuen landſtändiſchen Verſammlungen hervorgehen zu 
lafjen und durch das Einungsweſen zum bleibenden Suftitut zu erheben !*). 
Neben diefen fih fo abſchließenden Lanbftänden gelang es dem Bauern 
ftande nur fehr vereinzelt, fich als landftandiſche Genofienfchaft zu Tonfti- 
tuiren'%, Im Zufammenhange mit ber alten Berfaffung war dies in Dft- 
friesland ber Fall, wo der fogenannte Hausmannsftand neben Ritter und 
Städte trat”). Auch in andern friefiihen nud niederſächfiſchen Ländern an 
der Nordſee, befonders in Ditmarjen, Hadeln und auf den fchleswigichen Inſeln 
und ber Weſtküfte des Seftlandes, erhielt fich unter ber Landeshoheit ein ſelb⸗ 
fländiger, theils in feinen einzelnen Gemeinden, theild in Lanbesverfammlungen 
au der Landeeregierung Theil nehmender Bauernftand”'). Im Süden bilden 
in Tirol feit dem Anfang bes 15. Sahrhunderte „Thäler und Gerichte" einen 


fafjung. Somelt über dem Rath noch ein herrſchaftlicher Richter ſtand, wurben 
Rath und Gericht vertreten; neben dem Rath wurbe die Gemeinde ober ber 
äußere Rath oft zur Ernennung von Depnutirten aufgefordert. 

ıT) Weſtphäliſche Stäbteverfammlung als Landesverfammlung (bei einer 
Auflafiung) ſchon 1256 thätig. Seibertz L 368. Bund ber pommerfcdhen 
Städte mit dem Abel 1288. Bereinigungen ber märkifchen Stäbte 1808. 1819 
und 1849; ſchon 1262 aber fchließt die Geſammtheit aller Kaufleute als ſolche 
einen Bertrag. Lenz, markgräfl Brandenb. Urk. 1753. L 50. 177. Buchholz, 
Geſchichte der Kurmark Braudenb. V. ©. 85. 80. 

#) Daher kommt eine eigentliche landſtändiſche Entwidiung ohue Städte 
gar nicht vor (nur war im Fürftentfum Minden und im Herzogthum Berben an 
Gtelle eines Kollegd nur je Eine Stadt Lanbftand, Mofer ©. 449. 458), wäh- 
rend Länder, in benen der Stand ber Ritter (wie in Trier nnd Württemberg), 
oder der Prälaten (wie in Weftfalen, Cleve, Zülih-Berg, Lauenburg, Berden, 
den fächfiichen Herzogthümern, Schwarzburg, Reuß, Waldeck und Lippe, und nad 
ber Reformation vielfach fonft), ober beide (wie in Baben-Durlach) gänzlich fehl. 
ten, gleichwol eine ftändifhe Entwidlung hatten. Mofer ©. 418f. 469; 417. 
446. 448. 455. 457. 458. 467. 468. 469. 474; 468. 

") Unger IL &. 100-186. 

2e) Moſer ©. 450f. 

1) Anger ©. 110—122. Ueber Gabeln auch Mofer ©. 458. Lünig L c. 
1. 1381f. Ditmarfen wurde erit 1559 der bolfteinifchen Landeshoheit unterworfen. 
Spuren einer Theilnahme der Dörfer und Bauern auf Rügen an Landeöverhand- 
lungen v. 1825 b. Unger lc. ©. 122. 
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vierten Landfland®); in Württemberg traten ſeit dem 16. Jahrhundert 
bänerliche Aemter neben die Städte); im Hochftift Bafel gehörten das Dorf 
Burgthal, die ſechs Oberämter und die freien Berge, — im Breisgau ſechs 
Kameralberrichaften, von denen bie eine ſich durch die Konftituirung ihrer acht 
Gemeinden zu „Einungen" unter „Einungsmeiftern" ale „Hauenfteiner Einung” 
bie Freiheit errungen hatte, zu den Ständen‘); in der Abtei Kempten, deren 
Bauern ben Auftoß zum Bauernfriege gaben, beftand jeit 1492 eine Vertre⸗ 
tung bes ganzen Landes durch Ausichüffe der Dörfer); und Spuren einer 
ähnlichen Stellung der Bauern finb auch fonft in einzelnen Pleineren Ländern 
zu finden”). Allein alle diefe, zum Theil erit durch die Bauernkriege be 
gründeten Berbältniffe galten als Anomalin”). Die Regel war, baß eine 
Iandftändifche Bildung von dem Abel und den Städten — und zwar bald 
mehr von diefen, bald mehr von jenen — amögieng und jobann durd ben 
Zutritt der Prälaten®) ihren Abſchluß für alle Zeiten erhielt. 

Ueberans mannichfach nun aber waren die Formen, in denen in den ein- 
zelnen Ländern ſich die enbliche Vereinigung ber fo gebildeten Stände zu einer 
Gefammtlörperfchaft — der Landſchaft — vollzog. Wir haben dieje überall 
wieberlehrende Rechtsbilbung oben als eine Folge des Sinungswejens be 
zeichnet *). War nun aber auch in ber That der Gedanke einer willfürlichen 


=) Unger IL 123—127; ob aber durch eigne Abgeorbnete, ober durch bie 
oberften Beamten und Borfteher vertreten, ift ungewiß; ib. ©. 126. 

#3) Anger IL ©. 180. 181. Mofer ©. 469f. 

0) Moſer ©. 459. 488. Unger 1. c. ©. 129. 180. 

25) Mojer ©. 868. 461. Unger ©. 129. 

*%) Unger ©. 131—185 giebt Nahwelfungen aus Hefien, Kurtrier, ber 
Grafihaft Sayn, Reuß, Baireuth, Schwarzburg-Rubolftadbt. Bol. auh Moſer 
©. 827. 474. 389. 890. 484. 485. Bald wurben befondere Abgeordnete ber 
Dörfer, bald nur die ftäbtifchen Abgeordneten ober die Ianbeöherrlichen Beamten 
im Namen ber Dörfer berufen. 

7) VBgl. Moſer ©. 484. 485 und bie bort gebrudte fürſtlich ſchwarzburg⸗rudol⸗ 
ftäbtifche Debuktion v. 1723 gegen bie Landftandſchaft von Bauern, die zwar in 
Schweden vorlomme, in Deutfchland aber „unerhört, gefährlich und gemeinfchäd- 
lich“ fei. 

8, Die Geiftlichkeit, welche ſich gerade im Beginn ber Iandftändifchen Ent- 
wicklung von ihrer früheren Betheiligung an Land⸗ und Hoftagen zurüdgezogen 
hatte, fchloß fich erft da, ald ihre Freiheiten durch die Ausdehnung der Landes⸗ 
boheit bedroht wurden, den weltlichen Ständen wieder feiter an. So 1394 und 
1396 in Baiern, 1387 in Salzburg, 1397 in Bremen, 1415 und 1437 in Med- 
Ienburg. Am fpäteften in manchen geiftlihen Fürftenthümern. 1456 in Trier, in 
Paderborn und Münfter aber ſchon 1308. In Pommern waren ſchon 1288, in 
Braunfchweig-Tüneburg 1298 die geiftlichen und weltlichen Stände vereint. Bol. 
Unger I. ©. 34.42. Hegel, Geſch. d. med. Ldfte. ©. 80. 116. 

28) neber die Einflüfie der Einungen auf bie Iandichaftliche Geftaltung han- 
bein bef Moſer L ec. Bb. IL c. 15 ©. 669— 125. Häberlin, Staatsanzeigen 
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Einung in allen Xerritorien das treibende Princip, fo trat doch eine große 
Berichiedenheit in der Art und Weile zu Tage, in welcher biefes Princip fich 
verwirklichte. Bald giengen in regelmäßigem Fortſchritt aus vorübergehenden 
Einungen einzelner Stände durch Erneuerung ewige Genofſenſchaften, ans dieſen 
zuerft vorübergehenbe, danu dauernde Einungen der Stände mit einanber ber- 
vor, fo daß es für die Torporatine Geftaltung der Landſchaft eine wahre Kon⸗ 
ftitutionsafte gab; Bald beruhte die Idee einer Korporation lediglich auf dem 
Herlommen, während wur Partilularvereinigungen ausdrücklich beftanben. 
Waren aber im leßteren Fall die einzelnen Verbrüberungen und Bünde auf 
bie ſchließliche Hervorbringung der Landesgenofſenſchaft gleihwol von erheblid- 
ftem Einfluß, fo kann man umgelehrt die meiften jener allgemeinen unb 
demernden Bereinigungen eben jo gut ald Ausflug einer bereits beftehenben 
wie ald Grundlage einer durch fie zu fchaffenden Körperihaft betrachten. Rur 
bie Geſammtanſchauung der vielnerzweigten Ginungsbewegungen eines Landes 
giebt daher ein richtiges Bild von Entftehung und Weſen der Landſchaften. 
Schon die bloßen Landfriedensbünde der Stände unter einanber ober ber 
Landesherren mit ben Ständen, wie fie feit dem 13. Jahrhundert fo häufig 
wurben, find bier in Betracht zu ziehen. Wichtiger aber waren die feit Be 
gium bes 14. Jahrhunderts vorkommenden wahren Bundesverträge der Stände, 
welche hier die Städte, dort der Abel, bald beide gemeinichaftlih und endlich 
auch die Prälaten zur Erhaltung ihrer Rechte fchloffen. Zuerſt meift aus be- 
fonberem Anlaß, wie einer Steuerforberung, einer Sreiheitöverlegung, bed Re 
gierungsantritts eined neuen Herrn, einer Xheilung ober Erweiterung bes 
Landes geichloffen und daher meift auf eine beftimmte Reihe von Sahren und 
‚befondere Zwecke berechnet, wurden fie bald auch „erblih und avig° und mit 
allgemeineren Zweden errichtet. Mitunter vom Lanbesberen im Vorcus durch 
das Zugeftänbni bes Einungsrechts oder nachträglich durch Beftätigung, bis 
weilen felbft durch Beitritt anerkannt, häufiger aber im Widerſpruch und felbft 
im Kampfe gegen ihn durchgeführt, hatten alle diefe Einungen die Nechte- 
bewahrung als vormemftes Ziel. Ale Mittel aber, um dieſen und amnbere 
Zwecke zu erreichen, nahmen fie theils nur friebliche gemeinichaftlich zn unter 
nehmende Schritte, theils ein Schiedögericht für Streitigkeiten unter einander 
und mit dem Landesherrn, als letztes Mittel aber faft regelmäßig nicht nur 
gegen einander, jonbern auch gegen den Landesherrn Zwangsmaßregeln, ſei es 


©. 270. Gtaater. ©. 35. Eichhorn $ 428-424. Walter ©. 481. Schulte 
©. 202. Zadhariä $ 108. Simon, preuß. Staatör. IL 10. K. Maurer 
l. c. ©. 254f. Neumann, Gef. ber Landftde. der Niederlaufig ©. 116-122. 
v. Lerchenfeld, altbair. Kreibriefe &. CXXI. CXXIXf. CLXXIIf. CXCVIf. 
Bilda, Rechtöler. S. 801—805. Hegel. c. ©. 6. 71I—88. 119f. Bier, 
Zeitiähr. f. d. gefammte Staatswiſſ. XIV. ©. 559-566. 575—598. Bor Allem 
aber Unger II. S. 4—16. 201f. 245 — 272. 
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gemeinfamen bewaffneten Wiberftand, fei es jelbft Abfall und Unterwerfung 
unter einen andern Fürften, in Ausfiht. Daß fie in allen Landesangelegen⸗ 
beiten getrenlidh bei einander bleiben und einander bebolfen fett wollten, daß 
kein Berbünbeter ohne aller Andern Willen in folhen Dingen handle, eine 
Steuer bewillige, ein Recht aufgebe, vor der Yreiheitsbeftätigung bulbige 
n. f. w., warb faft iimmer verabredet. Die Beitellung von Vorftehern und 
—R Ausihüffen, die Feſtftellung eines Mehrheitsprincips bei Ab⸗ 

‚ die Erwerbung oͤffentlicher und privater Geſammtrechte vollendete 
ſodann die Eirperichaftliche BDerbindung. Um die Mannichfaltigkeit dieſer Ent- 
wicklung zu veranfchaulichen und zugleich DBeiipiele für ihre verjchiebenen 
Hauptformen zu geben, wollen wir den Gang ber wichtigften auf bie land 
fländifche Verfaffung einflußreichen Einungen in einigen Ländern kurz ver- 
folgen. 

Bor andern muß bier Baiern in Betracht kommen, befien Stände eine 
glänzendere Laufbahn hatten, ald die irgend eines deutſchen Zerritoriums, und 
nicht am Wenigften zur Begründung des aus ben unaufbörlihen Xheilungen 
feit 1506 hervorgehenden bairiſchen Stantes beitrugen®). Die Initiative 
gieng bier von dem mächtigen nnd zahlreichen Abel aus, unb zwar faft gleich 
zeitig in beiden ſeit der Mitte bes 18. Jahrhunderts getrennten bairifchen 
Landen. In Oberbaiern verbündeten fih auf dem Schnaitbacher Rittertage 
von 1302 Grafen, Freie, Dienftlente und alle Edle, indem fie gemeinichaftlich 
eine ihnen angejonnene Biehitener bewilligten, zu gemeinfamem Wiberftand 
gegen jede Steuer, welche etwa in Zukunft wiber ihren Willen erhoben werben 
Unnte®), Mit dem fo verbünbeten Übel waren bereit im Sabre 1307 
Städte und Geiftlichkeit zur Abwehr der mit der herzoglichen Münze getrie 


”) Das vollftändige Material zur Gefchichte der batrifchen Landftände von 
1419— 1518 giebt v. Krenner, baieriſche Landtagshandlungen. München 1808f. 
18 Bde. und 6 Suppl.-Bde. Die bauptfächlichften von 1311 an ben baterifchen 
Landftänden ertheilten Freiheiten — unter denen aber aud die Bundeöbriefe — 
find von den Landftänden felber zuerft 1514, dann mehrfach gefammelt und her⸗ 
andgegeben, nenerli (1858) von v. Lerchenfeld unter dem Zitel: „Die alt- 
baieriſchen Sandftändifchen Freibriefe mit den Lanbeöfreiheitserflärungen" ebirt. 
Sn der Einleitung hierzu hat Ludw. Rodinger S. I—CCCCL eine ausführ- 
liche Geſchichte der baieriſchen Lanbftände bis 1568 geliefert. — Schon vorher 
hatte in Hanzers) Verſuch über den Urfprung und Umfang ber Ianbftändifchen 
Rechte in Baiern, 1798, in v. Krenner, Anleitung zu dem näheren Keuntnifie 
der baleriſchen Landtage des Mittelalters, München 1804, in Rudhart, die Ge 
ſchichte der Landftände in Baiern bis 1808, Heidelberg 1819, in v. Freiberg, 
Geſchichte der baier. Randftände und ihrer Verhandlungen (Bid 1594), Sulzbach 
18238. 1829 gerade die ftändifche Entwicklung Baierns eine vortrefflie Behand⸗ 
Iung erfahren, die fie vorzugsweife zugänglich macht. 

1) Rerchenfelb 1. c. ©. CXXIX in der herzoglichen Beftätigungsurfunde, 
Kenner, Anl. ©. 6. 
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benen Mifprände verſchmoren, unb erlangten in der That gegen Bewilligung 
einer Steuer die Abtretung der Rümze zu Münden und Sugolitabt an bas 
Land *). Seitdem blieben Adel und Stäbte im anbanernder Einung, während 
bie Geiſtlichteit erſt feit Gade bes Suhehenberis im untrennbarer 


gleich die Reihtöheflänbigkeit einer vor ihen gehhloffenen Eibgenoffenichaft ber 
Lanbherren, Grafen, Greien und Dieufimannen an, durch melde fie fich zu 
gegenfeitiger Dilfe gegen jeden Rechtebruch feitens bes Herzogs und feiner 
Amtleute, zu gemeinfamem gewaltſamem Biberfiand und fchlimmftenfalld zum 
Abfall an einen andern Herrn verpflichteten"). Sm Sabre 1315 waren auch 
die Stäbte in einem Eid und einer Einung mit dem fo Tonftituirten Adel”). 
Die eigentliche Grundlage der niederbairiſchen Landſchaft aber wurbe eine im 
Sabre 1847 mit Bewilligung der Herzöge gefchlofiene erbliche und awige Ber- 
einung des Adels und der Städte und Märkte, worin fie fi und alle ihre 
Erben und Nachkommen eiblih zur Wahrung ber Landesfreiheiten, zur gegen- 
feitigen bewaffneten Unterftüßung mit Leib und Gut, zum gemeinfamen Wiber- 
ftand gegen Webergriffe des Fürſten oder feiner Diener verbauden®). Dieler 
Eidgenofienfchaft trat im Sabre 1894, veranlaft durch Eingriffe in ihre Ge 
rechtſame, die gemeine Pfaffheit mit herzoglicher Bewilligung bei). In⸗ 
zwiichen hatten die fett des Kaifer Ludwig des Baiern Tode eingetretenen unb 
von da an bis zum 16. Jahrhundert immer wiederkehrenden weiteren Landes 
theilungen die Stände der einzelnen Landestheile, und zwar beſonders bie von 
Baiern-Mündhen und Baiern-Ingolftabt in Oberbaiern, von Baiern-Landöhut 
und Baiern-Stranbing in Niederbaiern, genötbigt, auf Speciallanbtagen zu 


=) Url. ©. CXXX—CXXXII 5. Lerchenfeld. 

s, Srepberg 1. c. L 322f. Lerchenfeld &. CCXXVIf. 

29 Lerchenfeld ©. 7 u. 8. Der Bundbrief felbft iſt verloren. 

3, Krenner, Anl. ©. 6. 7. Note a Rudhart I. S. 72—74. Freyberg 
I. 178—180. 

s) Lerchenfeld, Einleit. &. CLXCI—CXCVI Rubhart I 106— 108 
Freyberg L ©. 236. Krenner, Anleitung ©. 7f. und Beilage Rr. III. 
©. 88 -686. 

3) Der Bundbrief ſelbſt iſt ber 19. Freibrief b. Lercheufeld ©. 41f., bie 
Beftätigung ber 17., ©. 38f. In dem inzwiſchen abgetrennten Baiern⸗Straubing 
erſcheint gleichzeitig — nach dem 18. Brief S. 40f. — bie Pfaffhelt mit ben 
anderen Ständen vereint. Vgl. Rudbart I. ©. 140. 141. Preyberg I. 
S. 290. 320. 856. Lerchenfeld, Einl. S. CCXXIVf. 
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erfcheinen und fich als beſondere Körperfchaften zu formiren?®): indeß blieben 
neben den dadurch beruorgerufenen engeren Berbinbungen bie alten Gefammt- 
einungen nicht nur beftehen und fanden auf gemeinen oberbairifchen und 
mieberbairifchen Landtagen Ausprud 9, fondern es begannen auch die Stände 
förper ber oberbairifchen und die der nieberbairiichen Lande mit einander in feftere 
Berbindung zu treten. Je nad dem Bebürfniß wurden von nıchreren Stänbe- 
genofjenichaften gemeinjame Berfammlungen abgehalten“), es wurden Land» 
friedensbünbe errichtet, welche fich zum Theil, wie befonderd ber im Jahre 
1374 von allen Herzögen und Ständen errichtete Friedensbund, über ganz 
Baiern erftredtten *'), und endlich wurden aud wahre Ianbftänbiiche Bünbniffe 
zwiſchen den verſchiedenen Landichaften immer häufiger. So veranlafte ſchon 
im Sabre 1392 die Theilung Oberbaierns eine Bereinigung ber drei Land 
ſchaften von Münden, SIngolftabt und Landshut zur gemeinfamen Bertheibi- 
gung ihrer Freiheiten“), und in ähnlicher Weiſe die Kanbestheilung von 1403 
einen oberbairiſchen Landſchaftsbund e). Die größte Bebentung aber gewannen 
die Einungen in den zahlreichen Berwirrungen und Kämpfen, welche jeit dem 
erften Biertel des 15. Jahrhunderts durch die vielfachen Erbſchafts⸗ und 
Theilungsftreitigkeiten unter ben Serzögen einerfeits, und die von ba an 
zwiſchen den Yürften und ihren Ständen immer zunehmenden Irrungen 
ambererjeits über Baiern bereinbrahen. Schon im Sahre 1416 fchienen bie 
gewöhnlichen landſtaͤudiſchen Bünbniffe nicht mehr zu genügen, um Gingriffe 
ber Landesherren abzmuehren. Deshalb errichtete ein Theil ber Ritterſchaft 
ans dem Landshuter und Sugolftäbter Lande eine foͤrmliche Gefellichaft auf 


”) Man vgl. bei. die kurze Neberfiht bei Krenner, Anl. S. 89-59 und 
fein Verzeichniß der Gpeciallandtage S. 196 — 284. Die Ingolftäbter Land⸗ 
ſchaft theilte fich zeitweife wiederum in mehrere Specialkörper ab. Ib. ©. 4— 
47. Bol. au Lerchenfeld S. CCXV. 

2) Bol. die Lanbtagstabelle b. Krenner L c., bef. ©. 196—198. 219f. 

“ So weit Krenner’s Landtagstabelle gemeinfame Landtage ber ober- 
bairiſchen Landſchaften mit den Landshuter und Straubinger und diefer mit den 
Mündener und Sugolftädbter Lanbichaften auf. — Bol au Freyberg I. 
©. 286f. 

9) Bol. bie gemeinen Landfrieden von 1856 (Breyberg IL ©. 251— 258), 
1365 (ib. 8. 268. 264. 810—812), vor Allem aber ben fog. großen Brandbrief 
v. 1874 (Rubbart L 126; Freyberg L 813f.; als 12. Freibrief &. 26—29); 
ferner den Landfriedensbund der Herzöge und Stände des Münchener u. Strau⸗ 
binger Landestheils v. 1457 (Rrenner, Landtagshandl. II. 37—51. IV. 55-67. 
Sreyberg I. 486f. 588. 589) und bie Erneuerung des Brandbriefö von 1438 
(Srenner L 128f.). Andere Landfrieden b. Krenner IL. 91f. 117f. ac. 

2) Der 14. und 15. Freiheitäbrief S. 33—85 enthalten die Bundesurkunde, 
der 13. ©. 30 — 33 die herzogliche Beftätigung. Bol. Rudhart L ©. 182f. 
Sreyberg I. ©. 278. 

2) Bol, den 24. Freibrief S. 55 --58. 

L 95 
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fünfzehn Jahre, in welche Städten und Märkten ber Eintritt offen gehalten 
wurde). Die Gefellichaft ſetzte fich einen jährlich neu zu berufenden Haupt 
mann, der auf jede bei ihm angebrachte Klage eines Genoffen zunächft Ab⸗ 
Hilfe zu Schaffen fuchen, dann aber die ganze Geſellſchaft einberufen follte, 
damit diefe mit Stimmenmehrheit über bie Gerechtigkeit ber Sache enticheibe 
und mit allen Mitteln friebli oder gewaltfam dem Verletzten zum Recht 
verhelfe. Zugleich warb dem Hauptmann eine Gerichtsbarkeit über bie Bunde- 
glieber eingeräumt, er felber aber der Geſammtheit verautwortlid, gemacht. 
In der That erreichte die Geſellſchaft, durch innere und äufere Zwiftigfeiten 
ber Herzöge unterflüßt, daß nad vier Jahren die Herzöge, vou Iugolftadt fie 
nicht nur anerkannten, ſondern ihr für bie noch übrige Zeit ihres Beftanbes 
beitratn®), ihren Adel und ihre Stäbte zu dem gleichen Schritte veran- 
laßten e) und fi) unter Anerkennung der bisherigen Bunbeteinrichtungen zu- 
glei einem für alle Streitigkeiten zwifdhen Fürften und Ständen eingeſetten 
Schiedsgericht unterwarfen"), Damit wurden auch dem Lanböhuter Derzoge 
gegenüber die ftänbifchen Freiheiten gewahrt. So durch fefte Organifation 
geftärkt, Eonnten die Landſtaͤnde in den von 1425 an nad) dem Ausfterben 
der Straubing’ichen Linie ausbrechenden Streitigkeiten eine bedeutende Macht⸗ 
fülle entfalten und durch mehrfache DBereinigungen, wie uamentlich einen 
nieberbairiichen Bund von 1425 und eine Eidgenofienfdhaft der Ingolftäbter 
und Münchener Landſchaft von 1428, die embliche Regelung ber Theilung 
dadurch herbeiführen, daß fie jebem Yürften, der dem Spruch ber Landſchaften 
und deö von biefen angerufenen Königs ſich nicht nuterwerfen würde, ben Ab⸗ 
fall drohten, fich felber aber getrenlich bei einander zu bleiben und auf etwaige 
Mahnung binnen vierzehn Tagen zu Hilfe zu eilen verbanden e). So er 
Iangten fie die Ertheilung ſehr ausgebehnter Freibriefe und eine fefte innere 
Organifation, welche letztere von ben Herzögen durch die ansbrüdliche Aner- 
tennung de Einigungs⸗ und Widerftandsrechts beftätigt wurde“), und Hin- 
fichtlih ber beiden Landſchaften von Münden und Sugolftabt durch einen 
nenen, unter Betheiligung der bis dahin unbetheiligten Prälatenfhaft im Sabre 
1430 abgeſchlofſenen dauernden Bund zum Abſchluß kamee). Denn in biefem 
Bunde gaben fidh die gefammten, zum Träftigften gegenjeitigen Schub verbun- 


“, Der 26. Freibrief S. 59—62. Pol. auch Rud hart L 160f. Freyberg 
L 882f. Lerchenfeld, Einl. S. CCXLVIIf. 

e) Im 29. Freibrief S. 70-74. 

*, Im 27. Freibrief S. 62—66. 

Tr) Bol. die Berkündigung bed Hauptmaund im 28. Freibrief &. 67—70. 

*, ©. den Bundbrief v. 1425 als 31. Freibrief S. 75—78, den von 1429 
als 85. ib. ©. 83—86. Rudhart L ©. 166f. Freyberg I. S. 409-480. 
Lerhenfeld, Einl. ©. CCLIf. 

@) Bol, den 32. 38. u. 87. Freibrief S. 79—81. 89—91. 

w) Im 88. Sreibrief S. 91—95. 
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denen Stände eine fürmliche Berfaffung, indem fie zwei ftänbige Ausichüfie 
von je vier und je acht Bevollmächtigten beider Landſchaften einſetzten, non 
benen ber Pleinere etwaigen Beichwerben zunächft allein, nöthigenfalld mit dem 
von ihm berufenen größeren Ausſchuß, fchlimmftenfalle aber mit ber von 
beiden zufammenberufenen Geſammtheit Abhilfe ſchaffen follte. Zugleich legten 
bie Lunbſchaften zur befieren Erreichung ihrer Zwecke eine genoſſenſchaftliche 
Stener bei fih um unb bildeten daraus eine gemeinfam verwaltete Kaffee. 
Seitdem blieben in allen ven Verwicklungen und Kämpfen, welche bie zweite 
Hälfte des 15. Sahrhunderts ausfüllten, die einzelnen Landichaften in fi und 
mit einander vereinigt, obne daß es doch zu einer ganz Baiern umfafienden 
Konföderation gelommen wäre"). Doch war auf ber einen Seite burdh die 
Zerwürfnifle der Herzöge, die Theilungen, die vormundſchaftlichen Regierungen 
und bie fefte Verbindung bie Macht ber Landftände fo gewachſen, auf ber 
anderen Seite bei ben Herzögen die Vorftellung ihrer Ianbesobrigkeitlichen 
Befugnifſe fo gefttegen, daß häufige Konflitte nicht ansbleiben konnten. Mehr 
anb mehr fehen wir baber Fürften und Stände in offenem Kampf, mehr nnd 
mehr diefe über Verlegung ihrer Freiheiten, jene über Verkümmerung ihrer 
Obrigkeit Magen und Beichwerben bis zum Kaiſer tragen. Bis in das letzte 
Sahrzehnt des Jahrhunderts indeß hielten fi beide Mächte im Ganzen bie 
Wage, Lanbeöberr und Landichaft ftanden noch als gleichberechtigte Elemente 
im Staate da. Erſt der ausgebreitete Kampf, welcher zwiſchen den bairiſchen 
Sürften und dem im Sabre 1489 geftifteten Adelsbunde vom Löwen) aus⸗ 
brach, verſchaffte ben Herzögen ein entſchiedenes Uebergewichtee). Hätte freilich 
ber Lowenbund, welcher fi mit großer Schnelligkeit über Baiern hinaus and 
dehnte und in eine Einigung mit ber ſchwäbiſchen Gefellihaft vom St. 
Georgenſchilde trat, gefiegt, fo hätte er vermuthlich zur vollen Reichsfreiheit 
bes batrifchen Adels geführt und ſomit der Ianbftänbiichen Berfaffung anf 


sı) wir baid landschaft söllen und wöllen unser yede lantschaft ain ge- 
msines gelt under uns anlegen und das jerlich geben und legen hinder die 
die wir darzu ordnen wöllen, damit wir uns all gemainlich reich und arm 
bey solichem unsern egemelten brieve, auch bei unsern obgenannten genaden, 
freihaiten, eren, rechten und guten gewonhaiten dester bas behalten und 
bleiben mögen. 

) Bol. Lerhenfeld, Einl, S. COLXXVIf. Bemerkenswert ift das im 
J. 1458 von ber Münchener Lanbichaft geftellte Begehren, daß für die künftigen 
Einberufungen der Stände fowol bie des Oberlandes, als die des Niederlandes 
zu befchiden fein. Krenner, Lanbtagshandl. L S. 2775. Zreyberg 1. 
©. 629. 

ss, ©. den Bunbdbrief 6. Krenner, Landtagshandl. X. ©. 173—188. 

“) Bol. die Verhandl. b. Krenner 1. c. X. ©. 124—599. XI. 3—895. 424 
—469. 472 - 479; die Gefchichte des Kampfes b. Rudhart I. 254—288. Srey- 
berg I. 606f. 
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einem anbern Wege ben Untergang bereite. So aber ftellte zwar nach vielen 
Verhandlungen ein Taiferlicher Sprud das alte Berhältnig zwiſchen Herzog 
und bel nominell wieder ber, die faft unabhängige Macht bes letzteren jedoch 
‘war gebrochen. Indeß waren bie vereinten Landftände trotz dieſer Niederlage 
bed Adels immer noch mächtig genug, um zu ber emblichen Bereinigung ganz 
Baierns und ber Einführung der Primogenitur und Untheilbarkeit ſelbſtthätig 
mitzuwirken. Insbeſondere beftellte nady dem Ausfterben der Landshuter Linie 
i. 3. 1508 die bortige Landſchaft fofort einen Ausſchuß von 16 Prälaten, 
32 Edlen und 16 Bürgern zur Entſcheidung bes Erbrechts und zur Regie 
rung bed Landes, diefer aber jegte einen Kanzler ein, ertheilte allen Beamten 
ben Befehl, nur der Landſchaft zu gehorchen, und orbnete endlich eine förmlicde 
Megentichaft an). Demnächſt trat die Landshuter Landichaft mit der Strau⸗ 
binger, beide ſodann mit der Landſchaft des Oberlands in München zujammen, 
jo daß bier zum erften Mal die gefammten Lanbftände von Baiern als eine 
einbeitlihe Körperihaft verfammelt waren und unter dem Siegel des 
Landes Baiern ihre Beichlüffe verlündigten®). Im nächſten Sahre (1506) 
ſprach der Landtag zu Münden dann die Einheit und Untheilbarkeit von 
Daiern aus und feitbem gab ed nur eine gemeine Landſchaft des ge- 
jammten Herzogthums, welde in den folgenden Jahren auf ſehr häufigen 
Berfammlungen eine große Thätigkeit entfaltetee). Gleichzeitig hatte bie 
Landſchaft in den Jahren 1506, 1508 und 1510 ausbrüdlihe Beitätigung 
ihrer Rechte, insbejondere andy ihres Einigungsrechts erlangt"). Als aber im 
Sabre 1511 Die Primogeniturordnung wirklich ins Leben trat unb ber Herzog 
Wilhelm als alleiniger Regent die Regierung übernahm, fäumte biefer, bie 
Freiheitsbriefe zu beftätigen und es brachen neue Irrungen aus®). Da ſchloß 
im Jahre 1514 die Gefammtheit aller bairiſchen Stände auf Grundlage ihrer 
früheren Bünbniffe ihre Iette große Gefammtlonföderation — die veraini- 
gung gemainer lanndschaft der dreyer stend im ober und niederlannd 
des loblichen hauss und fürstenthumbs zu Bairn — ab, weldhe ihre kor⸗ 
porative Berfaffung vollendete). Es war ein ewiger und erblicher Bund, 
ben Ieber, der am Landesrecht Theil haben und von der Landſchaft beſchützt 
werden wollte, beſchwoͤren mußte, gerichtet auf getreuliches Zufammenbalten in 

s) Krenner, Landtagshandl. IV, 87—52. XIV. 90—100. 121. 122. 

s, Sm J. 1505. Kreuner, Anleit. S. 59f. Lerchenfeld, Einleitung 
S. CCCIX. 

27) S. Verzeichniß ber Landtage von 1505 — 1516 5. Krenner, Un. 
©. 233. 234. 

se, ©. den 47. 48. und 49. Freibrief ©. 119—129. Rudhart L ©. 327f. 
II. ©. 9f. Freyberg IL 68f. 

29 Rudhart IL BBf. Lerchenfeld, Einl. S. CCCXXVf. 

©) Der 50. Freibrief S. 129-140. Dazu Rudhart II. 43f. Freyberg 
U. ©. 108f. Lerchenfeld, Einl. & CCCXXIX—-CCCXL. 
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allen Zandesangelegenheiten und auf gemeinfamen Wiberftand gegen jede Ber- 
legung des Landesrechts. Einer bei ber Herrſchaft oder ihren Beamten frucht⸗ 
los angebrachten Klage jollten zuerft je vier Dazu verorbnete Mitglieder ans 
dem Ober- und Nieberland, dann diefe acht zujamımen, und wenn bas nicht 
bülfe, noch weitere jechözehn Erwählte Abhilfe ſchaffen. Hülfe aber and das 
nicht, jo follten die Bierundzwanzig auf ihren Eid die Landſchaft von ganz 
Baiern zufammenrufen und jeber Stand erſcheinen. Jene acht follten alle 
zwei Jahre eine regelmähige Zujammenktunft haben und fi durch Kooptation 
vollzählig erhalten; mindeſtens auf ein Jahr aber follte jeder Erforene jchuldig 
fein, dem Rufe zu folgen. Der Ausſchuß follte dem Fürſten und der Land» 
haft gleichzeitig ſchwoͤren. Bor Allem endlich wurde beftimmt, daß jede Be- 
ſchwerde Eines Standes aud die Andern angehe und daß fein Stand ohne 
den Willen ber Andern fi gegen bed gemeinen Landes Recht, Freiheit und 
Gewohnheit eine Auflage machen Iafjen bürfe. Durch dieſe Einung gelang es 
den Ständen, in dem fidh immer mehr erweiternden Streit mit den Fürften 
endlih, obwol Kaiſer nnd Reich in den umfangreichen Berhanblungen mehr- 
fach auf das Schärffte zu ihren Ungunften einjchritten und eutichieden*'), eine 
Beitätigung der Landesfreiheiten und eine, wenn auch einſchränkende, dodh die 
wichtigften ftändiſchen Befugniffe wahrende Erklärung (von 1516) und damit 
zugleich die Beitätigung ihres vielfach angefochtenen Vereins zu erringen). 
Länger als die Landihaft eines anderen größeren deutſchen Staats wahrten 
fie von da an noch ihre Stellung als eine wahre Mitregierung des Landes‘), 
bis emblih auch fie der unanfhaltfam fiegenden Idee der im Fürften verför- 
verten Staatsobrigkeit mehr und mehr erlagen*). 

In ähnlicher Weiſe wie in Baiern berubte in vielen anberen beutichen 
Ländern die landſtändiſche Verfafſung auf einer wirklichen Eidgenoſſenſchaft 
der Stände. So wurde in Braunjhweig-Lüneburg, nachdem ſchon gegen Ende 
des 13. Sabrhunderts die Herren, Dienftmannen und Baffallen der Lande 
Göttingen und Lüneburg auf einem gemeinſchaftlichen Landtage Recht gefprochen 
hatten ®) und demnächſt im ganzen 14. Jahrhundert eine Reihe mehr ober 


) Bol. Lerhenfeld, Einf. &. CCCXLI-—CCCLXIN und bie dortigen 
Citate ans den Randtagshandlungen; auch Rubhart I. ©. 51f. Freyberg 
DL ©. 116f. 

e, ©. den 51. Breibrief ©. 140 und bie Landesfreiheitserklärung! v. 1516, 
verglichen mit denen von 1508, 1514 und 1538 bei Lerchenfeld S. 207. 

*) Bol.Lerhenfeld, Einf. S.COCLXIMI—CCCXCVI (bi6 1568). Zreyberg 
u. ©. 183f. (bi 1599), bei. den Rüdblid ©. 438-446. 

) Meber den Verfall der Iandftändifchen Berfaffung in Baiern vgl. Rub- 
hart IL Auch unten $ 60. 

es Kleinfhmidt, Sammlung von Landtags⸗Abſchieden S. 2 (R. Jacobi, 
Lüneb. Landtagsabſch. I. 29f.) 
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weniger umfaffender Sunbesfreiheitöbriefe von den Landesherren ertheilt war®), 
im Sabre 1392 von allen Ständen ein allgemeiner Bunb zur Aufrechthaltung 
ber Landesfreiheiten gefchloffen, der unter dem Namen der Sate das Grund⸗ 
geje des Landes blieb *). In diefer Bereinigung verfpradhen ſich die Stände 
nnbedingten gegenfeitigen Beiſtand auf Erforbern der Mehrheit. Keinem 
Landesherrn follte vor Beſchwoͤrung der Sate gehuldigt, fein Staub ohne 
Ableiftung des Bundeseides zugelaffen werben, feine Gewohnheit oder Urkunde 
wider die Sate gelten. Der Landesherr aber erkannte gegen lebernahme einer 
Schuld von 50,000 Mark durch das Land ausdrücklich nicht nur alle Rechte 
und Freiheiten der Stände, fondern. auch, falls biefelben gebrochen wirken, 
das Recht der Ritterſchaft und der Bürger an, fi mit Stäbten und Burgen 
gegen ihn zu fee. Zur Wahrung dieſes Grundgeſetzes wurde ein aus 
8 Nittern und 8 Rathmannen beftehender Ausihuß fogenannter Sateslente 
beftellt, welcher auf 4 regelmäßigen jährlichen Satestagen über Frevel, Ge— 
waltthat, Unrecht an Leben oder Gut auf die Klage des Berlekten ober feines 
Bertreters zu richten, gegen gemeines offenbares Unrecht wiber das Land aber 
von Amts wegen einzufchreiten hatte. Ritterſchaft und Stäbte müffen ihren 
Ausſpruch mit bewaffneter Hand vollziehen, im Hall bes Ungehorfums werben 
fie mit fofortiger Acht bedroht. Doch nicht nur über bie Bundesglieder fahen 
die Satesleute zu Gericht, auch wider ben Landesherrn unb befien Unterthanen 
erkannten fie, wenn er die Sate brach oder feine Rechtshilfe gegen den Unter- 
than gewährte. Wurde der Landesherr felbft verklagt, fo mußte er binnen 
8 Wochen nach ergangener Aufforberuhg entweder die Beſchwerde abftellen 
ober in Hannover zum Einlager einreiten. Geſchah nichts von Beiden, fo 
kounten bie Satedlente des Landesherrn Einkünfte einziehen, bis die Beſchwerde 
gehoben oder die Summe von 50,000 Mark zurüderftattet war. Hinderte 
dagegen der Fürft die Ausführung der Beſchlüſſe der Satesiente, jo konnten 
diefe alle Verbündete zu den Waffen rufen und den Krieg eröffnen. — Cbenſo 
war eine von den Kurfürften beftätigte Vereinigung ber Lanbftände in Sachſen, 
Meißen, Franken, Ofterland und Vogtland die Grundlage ber kurſächſiſchen 
Landihaft ). In Sadfen- Lauenburg beftand eine anerkannte Union ber 
Stände von 1585 ); in Heſſen eine Einigung von 1509, bie im Sabre 1514 
theilweife verändert warb ?%); in Tirol eine Bereinigung ber 4 Stänbe unter 
einander und mit bem Kaifer von 1511 °'); in ber Ober-Laufig ein erbliches 


«s) Ib. 1855. 1388. 1890. 1892 ©. 14. 45. 53. 55. 60. 68. 

*) ©. den Bundbrief ib. ©. 70 und die Inftruftion der Gateslente (1898) 
©. 74f. | 

ee) Zünig, Collectio nova IL ©. 7f. 

“, Bunbbrief ib. I. 1291; Anerkennung ib. ©. 1294. 

0) Lünig l. c. II. 799. Moſer lc. &, 679. 

’) Lünig lc. L 488. Bgl. auch Roth v. Schredenftein, Reichsritter 
ſchaft L S. 580—600. 
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und ewige Bündniß von 1498 ”); in Schleflen eine Einigung fämmtlicher 
Stände von 1458, der fhon 1402 eine Einigung der Fürften und Städte 
gegen jeden Angriff vorangegangen war”). In Württemberg wurbe die Wei⸗ 
gerung bes Herzogs Eberhard II. im Jahre 1498, das Landesrecht anzuerkennen, 
Anlaß zu einer Bereinigung der Prälaten und ber Lanbichaft, welche ein Re 
giment von 12 Räthen einjeßte und fih für alle Zukunft gegenfeitigen Bei⸗ 
ſtand verfprad) ”*). 

Eine beſondere Bebeutung erlangten die landſchaftlichen Konföderationen 
ba, wo fie die Stände verſchiedener Länder fo feft und bauerud verbanden, daß 
fie zuleßt einen Gejammtftant heworbrachten, oder wo fie umgekehrt durch 
bie Feſtigkeit ihrer Bereinigung bei einer Landestheilung bie ſtaatliche Ver⸗ 
bindung der Theile aufrecht erhielten. Jenes war beifpielsweife in den Ländern 
Sal, love, Berg, Mark und Ravensberg der all. Hier war zwar jebe 
Landſchaft im fich geichloffen?®), es beftanden aber jowol zwifchen ben Stänben 
von Jülich und Berg, ald zwiſchen denn von Cleve und Mark alte, oft 
ernenerte Verbindungen, die dann wieder mit einauder unb mit den Stänben 
von Ravensberg in Eidgenoffenichaften traten. So errichteten die Landſchaften 
von Cleve und Mark in den Jahren 1426, 1444, 1629 und 1637 eidliche 
und dauernde Einungen ”*); bie Stände von Jülich und Berg fchloffen 1451 
unt 1452 Bünbniffe ab, die fie 1628 dahin ernenerten, daß fie zu Erhaltung 
ihrer Privilegien und Rechte alle für Einen Mann ftehen, einander vertreten, 
fi nie trennen und vor Abbelfung ihrer Beſchwerden fi in keine Bewilli⸗ 
gung einlafjen wollten, 1636 aber mit dem Zuſatz verjahen, daß Jeder, ber fich 
von der Union trenne, von den Landtagen ausgefchloffen werben ſolle 7). 
Die fo verbundenen Landichaften aber von Jülich und Berg nebft der von 
Ravensberg einerjeits, von Cleve und Mark andererfeits machten im Sahre 
1496 eine ewige „Derbündniß und Zujammenjeung”, welche mehrfach erneuert 
und zulegt im Sahre 1647 in ber Form einer ewigen Erbeinigung zu Erhal⸗ 
tung und Handhabung ihrer Privilegien, Freiheiten unb Gerechtigkeiten abge 
ſchloſen und 1654 vom Kaifer beftätigt wurde’). ine ähnliche Union ber 
Stärde hat befammtlih die Gemeinihaft der Herzogthümer Schleswig und 
Holfein begründet ”). Umgekehrt folgte in Mecklenburg die Bildung ber 
Landchaftskoͤrper zwar Anfangs durchaus den zahlreichen Landestheilungen und 


®” Lünig lc. L 779. 

@) Lünig 1. c. IL 85. 26. 

” Mofer lc. ©. 701. 

”) Bol. 3. B. Einung der Cleviſchen Stände v. 1646 Lünig I. 1014. 

?) Lünig L c. 982. 1007. 1010. 

7 Mofer L c. S. 709. 710. 

") Lünig L c. L 987. Erbeinigung v. 1645 ©. 1191; v. 1647 ©, 1195. 
Moſer S. 710f. 

70 Anerlannt in der Landesunion v. 1533 u, 1623 mit Dänemark, 
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vollzog fich ohne ausdrückliche Vereinigungen, wenngleich nicht ohne wirkſamen 
Einfluß partitulärer Landfrievenseinungen und Bündniffe der Baffallen und 
Städte: jeit dein Iahre 1442 indeß entftand durch den häufigen Zufauımen- 
tritt aller einzelnen Landſchaften eine gemeine Landichaft aller mecklenburgiſchen 
Lande, die durch die Vereinigung derfelben unter Einem Fürften eine feftere 
Seftalt gewann und endlich durch die Union von 1523 fi) eine ausdrückliche 
Geſammwerfafſung gabY. Auf den doppelten Zwed der Erhaltung von 
Frieden und Einigkeit unter den Ständen einerfeitö, ber gemeinfamen Ber- 
theibigung der Landesrechte auf gemeinfame Gefahr und Koften anbererfeits 
gerichtet, — Zwede, zu deren befierer Durchführung ein mit ber Vollmacht 
ber Abhilfe in gewöähnlidden, der Zufammenbernfung ber Landſchaft in unge 
wöhnlichen Yällen bekleideter Ausihn von 23 Männern beftellt warb, — 
bat diefe Union nicht nur den Ständen ihre Rechte bis heute gefidhert, ſondern 
auch bei den fpäter ernenten Landestheilungen die Stantseinheit erhalten. In 
den Jahren 1659, 1709, 1733 erneuert und erweitert, wurde fie zwar 1749 
von den Herzogen beitritten und kaſſirt, nach langen Streitigkeiten aber in 
dem noch heute geltenden landgrundgeſetzlichen Grbvergleih von 1755 amer- 
kannt ®'), 

Ausdrückliche Eidgenofienfchaften der Stände beftanden auch in Oftfriet- 
land, wo gleichfalls ein lebhafter Streit über ihre Giltigkeit mit dem Fürften 
entbraunte und vor bie Reichögerichte kam ). Während aber bier die Unter 
brüdung ber ſtändiſchen Föderationen vergeblih unternommen wurde, gelang 
es in andern Ländern, wie in Mähren ®) und im Hochftift Bafel**), durch 
Geſetz oder Reichsſpruch fie zu vernichten. 

Beſonders frühzeitige und umfaffende Bundeskonftitutionen gaben fidh bie 


0) Eine ausgezeichnete Darftellung findet man b. Hegel, Geſchichte ber 
mecklenburgiſchen Landftände bis zum Sabre 1555. Noftod 1856. Befonders 
treffend weift Hegel nad, wie bie Einigung nicht der Anfang, fonbern ber Ab⸗ 
ſchluß der landſtändiſchen Berfafiung war (S. 6. 72f. 112f.), wobei er ndeß 
nicht nur auf die einzelnen Bünde (vgl. ©. 77. 78) zu geringes Gewicht legt, 
fondern namentlich außer Acht läßt, ba auch ohne die Form einer freien Eirung 
der Gedanke einer folden wirten, daß die der ausdrücklichen Babin- 
bung voraudgehende ftillfhweigenbe gleihwol eine frei gewollte fein 
Tonnte. Im Einzelnen vgl. man über bie Konftituirung der einzelnen Lankichaf- 
ten &. 48—80; über die erfte Berfammlung aller medienburgifchen Ständ: von 
1442 ©. 81; über beren feftere Bereinigung ©. 99—114; über dad Fortbeitehen 
nnd allmälige außer Uebung Kommen der Sonderlandtage ©. 115; über bie 
Union von 1523 S. 87. 119 —127. 

) Moſer |. c. S. 680 — 688 und unten $ 60. Hegell.c. ©. 128f 
146—149. 

8) Moſer ©. 688 - 697. 

8) Erneuerte mährifche Landesorbn. v. 1628 b. Moſer ©. 672. 

) Saiferliches Berbot v. 1732. Mofer ©. 676, 
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Stände der geiftlihen Territorien, in welchen die Wählbarfeit des Oberhaupts 
häufigen Anlaß zur Erweiterung ber Landesfreiheiten gab, die eigenthümliche 
Stellung des Kapitels aber viele Streitigleiten berbeiführte, deren Ende dann 
gewöhnlich eine Bereinigung der Stände unter fi) und mit dem Stifte war. 
Sm Erzſtift Köln wurde eine Vereinigung des Domkapitels mit den Grafen, 
der Ritterſchaft und ben Städten von 1463 im Jahre 1550 erneuert unb 
wiederholt (3. B. 1558, 1593, 1644, 1650) beftätigt. Sie gieng auf gemein- 
fame Bertheidigung und Handhabung ber Zanbesfreiheit und auf Zufammen- 
halten bei etwaigen Beſchwerden und verbot jede Abfonderung 95). Bedeutender 
noch war bie Stellung der Koͤlniſchen Landihaft in Weitphalen, welche durch 
eine Reihe ſchon feit dem 13. Jahrhundert wiederholter Stäbtebünde und durch 
die feit dem 14. Jahrhundert ſich mehrenden Landfriedenseinungen und Schuß. 
verträge zwiſchen Nittern und Städten, an denen mitunter ber Landesmarſchall 
Theil nahm, allmälig erwuchs *) und im 15. Jahrhundert durch ftändiiche 
Föberationen der Nitterjchaft und Städte von 1437 und 1452 eine feftere 
Geftalt gewann 7), die in der Erblandesvereinigung von 1463 zwiſchen Erz⸗ 
biſchof, Domkapitel nnd Ständen Anerkennung erlangte %). In Trier wurde 
im Sabre 1456 eine Einigung der Grafen, Ritterſchaft und Stäbte zur Er⸗ 
haltung ber Landesfreiheit und Verfagung der Huldigung vor deren Beitätigung 
geſchlofſen und troß kaiſerlicher und päpftliher Kaffationen im Sabre 1509 
ernenert und durch Beftellung eines Ausfchuffes, eines Austragögerichts und 
regelmäßiger, alle zwei Jahre zu wieberholender Zuſammenkünfte erweitert ®). 
Im Hochſtift Osnabrück machten Domkapitel und Landftände 1424 und 1532 
Vereinigungen zur Erhaltung der Lanbesfreiheit 9). Die Lörperichaftliche Ver⸗ 
fafiung der Salzburger Stände beruhte auf dem berühmten Igelbunde von 
1403, in welchem Ritter und Stäbte fi zur Abhilfe ihrer Beſchwerden, zu 
gemeinfamer Berfagung ber Hulbigung vor Betätigung der Landesgewohnheit, 
im Zalle eines Tünftigen Rechtsbruchs aber zu fleigiger Bitte um Abhilfe und 


85) Lünig, Reichdarchiv Part. spec. ©. 435-446. 

) Bol. die Urk. Nr. 277 und 296 in Seiberg Urkb.; Randfrieden v. 1325. 
1326. 1344 ib. Nr. 610. 615. 691; Bünbniffe v. 1370. 1385. 1386. 1451. 1452 
ib. Nr. 818. 870. 872. 878. 958. 959. 

) Ark, Nr. 911 nnd 959 b. Seiberp. 

°°) rk. Nr. 968 b. Seiberg. Erneuert 1590, Rünig 1. ec. ©. 447; fo- 
dann vom Kurfürft Marimilian Heinrih, Lünig, Coll. nova I. ©. 1570, und 
1695, Moſer ©. 663. Bündniß der weftphälifchen Landſchaft mit dem rhei- 
niſchen Erzftift gegen Webergriffe des Erzbifchofs 1474 Nr. 977 b. Seiberp. 

*) Mofer, kurtrierfches Staater. S. 219f. Rünig, Coll. nova I. 551. 
555. Sontheim IL 428. 

”) Möfer, patriot. Phantaf. IV. S. 2065. Lünig I 1519, Eichhorn 
5 424 Note a. 
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um eventuelle Niederfegung eines flänbiichen Gerichtes verbanden und hierdurch 
die Beftätigung ihrer Rechte durch den neuen Biſchof erlangten, ber ſogar 
fammt den noch nicht darin befindlichen Rittern fi als „Mitlandmann’ in 
den Bund aufnehmen ließ"). Anf einer Reihe von Bünbniffen der Ritter- 
haft und Landſchaft mit einander und mit dem Kapitel berubte die Ianb- 
ftändifche Verfaffung des Fürſtenthums Minden, welche in ber Erbeinigung 
von 1595 ihren Abſchluß fand"), Im Fürſtenthum Münfter endlich war 
{don im Anfange des 14. Jahrhunderts bie ſtändiſche Landesgemeinde voll- 
kommen entwidelt, wie bas im Sabre 1309 vom Biſchof de communi con- 
sensu et voluntate honoratorum virorum prepositi decani et capituli 
dicte nostre ecclesie, nec non nobilium, ministerialium, vasallorum nostro- 
rum, civitatis Monestariensis et oppidorum dicte ecclesie erridhtete 
ältefte Landesgeſetz beweift, in weldhem den gedachten Ständen bes. Adels uub 
der Städte als einer Gefammtheit Freiheiten unb Rechte verliehen werben *). 
Diefe Gefammtheit — ausdrücklich als ein Berbund bezeichnet — ſchloß im 
Jahre 1368 eine Bereinigung mit dem Biſchof, in welcher biefer das ftän- 
diſche Mitregierungsrecht auf das Bollftändigfte anerkaunte. Er mußte fi 
verpflichten, einen ftehenden Rath aus dem Kapitel, den Edelmaunen, ben 
Mannen, den Dienftmannen und ber Stadt Münfter zu nehmen, nach beffen 
Beichlüflen er des gemeinen Stiftes Beſtes vollführen würde. Seine eignen 
Amtleute follte er feßen und entjeen nad Rath dieſes Raths, feine Fehde 
follte er ohne ihn beginnen, kein heimfallendes Lehn ohne ihn vergeben, kein 
Schloß des Stifts, ohne feine Bewilligung verkaufen, verſetzen, verlehnen ober 
vergeben. Zugleich veriprach er, das ganze Land wie jeben einzelnen Inter. 
than beim alten. Recht und guter Gewohnheit zu Iaflen, bei beren 

die Klage an den Rath gieng ). ine noch feftere Verbindung ſchlofſen die 
Landftände im Sabre 1370 auf 6 Jahre ab, worin fie ſchworen, fie wollten 
gegen Ieben, der ihr Recht kränke und nicht binnen einem Mond es richte 
und wieber thue, „zamentliken bi eyn bliven und zine vyende werden”, — 
worin fie fich verbindlich machten, nach des gegenwärtigen Biſchofs Tode feinen 


9) Unger I. ©. 248-251. Roth v. Schredenftein, Keicheritterſchaft 
L 586f. 

"), E. U F. C., Sammlung der vornehmften Lanbeöverträge des Fürftent. 
Minden. Minden 1748. DBgl. namentlich die Union bed Kapitels u. ber Gtabt 
Minden v. 1471 ib. ©. 17f., das Bündniß des Biſchofs und ber Stadt v. 1483 
©. 20f., die Privilegien v. 1483 und 1535 ©. 20f. 31f.; den Vertrag zwiſchen 
Domkapitel und „Ritter und gemeiner Landſchaft“ v. 1559 ©, 53 f.; die Union 
des Biſchofs mit dem Klerus v. 1572 ©. 78f.; die Union mindifcher Ritter- u. 
Landſchaft gegen ben Biſchof v. 1581 S. 153f.; und endlid die Erbpereinigung 
des Domkapitels, Ritter- und Landſchaft v. 1595 S. 161f. 

ss Rindlinger, Münfter. Beiträge II, 2. ©. 308-305. 

") Kindlinger, Münfter. Beitr. I, 2. ©. 80-38. 
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Biſchof oder Vormund in das Stift zu laffen, der biefen Verbund nicht mit 
ihnen thue, — worin fie enblid einen Ausihuß zur Bollziehung ber Beſchlüfſe 
ernannten und mit Vollmacht zur Aufnahme neuer Mitglieder bekleibeten. 
Der Berbund erlangte in der That im Jahre 1372 bie biſchoͤfliche Aner⸗ 
kennung *). Auf diefen Grundlagen beruhten daun auch bie jpäteren Landes⸗ 
pereinigungen, welche die Verfaffung ausbauten und ergänzten. So ſetzte die 
zur Wahrung des Landesrechts geſchloſſene Vereinigung ber Stände von 1446 
ein Schiebögeridht von 9 Perfonen — 3 Abgeorbneten bes Kapitels, 3 von 
ben Edelmannen, Ritterfhaft und Mannfchaft, 3 von den Städten — zur 
Sntideidung aller Zwifte ein, welche fih in Zulunft „tuschen den gemeyn- 
den desser drier parte” erheben könnten”). Eine Binigung der Stänbe unb 
Untertbanen mit dem Biſchof von 1447 beftinnte, daß eine gemeine Landes⸗ 
fehde nur auf dem Landtage beſchloſſen werben dürfte). Die Bereinigung 
aller Stände von 1466, gefchlofien „um bes gemeinen Landes willen”, beftellte 
ein Schiebögeriht für Streitigkeiten mit dem Biſchof über Berlekung ber 
Lanbesrechte unb übertrug dem Kapitel und ber Stabt Münfter das Recht, 
nöthigenfalls das gemeine Land zujammenzuberufen %. Dieje Bereinigung 
wurde 1519 erneuert") und ficherte der landſtändiſchen Berfaffung des Für⸗ 
ſtenthums eine Träftige Wirkſamkeit '®). 

Ließ fih in allen bisher angeführten Beifpielen eine ausbrüdliche Ber- 
binbung ber Landftaͤnde zur Körperichaft mehr oder minder deutlich nachweiſen, 
— obwol aud in ihnen die Konföderationen, Einungen und Eidverbrüberungen 
einer genaueren Betrachtung meift nur als Ausflug einer gewohnbeitsrechtlich 
längft in Kraft fiehenden Gefammteinheit und als deren letzte Formgebung 
erſcheinen: fo giebt e& andere Länder, in denen es zu gar Feiner alle Stände 
umfaffenden und für ewige Zeiten geſchloſſenen Einung gekommen ift, und in 
denen gleihwol die Geſammtheit der Stände ſich zu einer wahren Lanbes- 
gemeinde, im fpäteren Zeiten aber unbeftritten zu einer Korporation geftaltet 
hat. Auch in foldden Ländern jeboch waren Bünbniffe der einzelnen Stände, 
Eidgenoffenfchaften für einzelne Zwecke oder auf Zeit, Cinungen mit fremden 
Ständen, Städten und Fürften auf die Eorporative Geftaltung ber kandſchaft 
von erheblichftem Einfluß. 


%) Bundbrief und Beftätigung b. Kinblinger lc. S. 88—45. 

) Kindlinger 1. c. ©. 122—131. 

) Kindlinger Lo. ©. 135—188. 

") Zindlinger L c. ©. 148—157. Auch b. Lünig 1. o. L 1584f. 

”) Kindlinger l. c. ©. 222—238. 

100) Bgl. 3. B. die auf dem Landtage von 1536 errichtete Polizei ⸗Ordnung 
ber Stabt Münfter, die Landiagöbriefe von 1546 und 1548 b. Kindlinger 1. c. 
©. 294. 807. 808. — Eine Einung ber Paberbornfhhen Stänbe von 1826 b. Lü- 
nig, Coll, nova L 1377. 
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So ift es beifpielaweife in der Kurmark Brandenkurg '") niemals zu 
einer eigentlichen Landesvereinigung gefommen, indem ber Abel weber mit 
einander noch mit den Stäbten erblid) nnd ewig verbunden war, fondern nur 
in vorübergehende Einigungen trat. Durch den häufigen Zufammentritt beiber 
Stände auf gemeinfamen Landtagen entitand bier ganz von felbft die Idee, 
daß fie ein Geſammtkoͤrper jein. Indeß waren auch jene vorübergehenben 
Einigungen, vor allem aber die feften und häufigen Bünde unter ven Stäbten 
als demjenigen Stande, ber bier der eigentliche Träger der Yanbesfreiheit war, 
von unmittelbarem Einfluß auf Entitehung und Ausbildung ber ſtändiſchen 
Verfaſſung. Schon das ältefte Landesprivileg v. 12801), in welchem bie 
Markgrafen bei Gelegenheit einer außerordentlichen Geldbewilligung dem Abel 
und den Städten die Zuficherung gaben, nie wiber ihren Willen eine Bede 
oder Steuer zu begehren, gewinnt erſt dadurch feinen eigentlich Iandftändifchen 
Charakter, da die Fürſten den Ständen ausdrücklich das Recht zugeftchen, 
gemäß den in ihrer Gegenwart geſchworenen Eiden einander nad) aller Macht 
beizuftehen und gemeinfam den Fürſten, welche das Privileg brechen follten, 
gewaltſamen Wiberftand zu leiſten. Nicht minder wichtig find ſodann bie 
zahlreihen Schub- und Trutzbündniſſe, welche die unter den feit 1320 Häufig . 
wechjelnden Herrfcherhäufern zu großer Unabhängigkeit emporfteigenden märfi- 
ſchen Städte im 14. Jahrhundert ſchloſſen und die faft alle direkt auf Wah—⸗ 
rung der Randedfreiheit gerichtet find. So gelobten fi) im Sahre 1324 bie 
Städte der Mittelmark gegenfeitigen Beiftanb gegen frembe Kriegegewalt mit 
bem Verſprechen, feinem neuen Herrn ohne vorangegangenen gemeinfchaftlichen 
Beſchluß zu huldigen ). Die Städte der Altmark fchloffen 1319 einen 
Landfriedensbund, in welchem fie dem Landesherrn die Wahl eines Obmanns 
für das unter ihnen niedergujeßende Schiedsgericht übertrugen'*). 1353 aber 
giengen diefelben Städte eine Verbrüderung (broderscap) ein, welche den ein- 
zelnen Städten verbot, eine von der Herrichaft erbetene Steuer ohne aller andern 
Städte Zuftimmung zu bewilligen'®). Den innigften Verein jedoch fchloffen 
unter Zuftimmung des Adels die mittelmärkiſchen Städte im Jahre 1399, 
indem fie unter Anderen beftimmten, daß in Sachen, weldhe andere Stäbte 
oder das Land angiengen, keine Stadt ohne aller Stäbte und der Mannen 


10%, Befondere Rüdfiht auf die landftändiſche Verfaffung nimmt Buchholz, 
Geſchichte der Churmark Brandenburg. 6 Bde. Berlin 1765f. Bol. auch bie 
Veberfiht b. Simon, preuß. Staatsr. I. S. 120f. u. v. Lüders im Staatslerif. 
von Rotted und Welcker Ab. 13 ©. 9Yf. 

102) Urk. b. Gerden, Cod. dipl. Brandenb. II. Wr. 202. ©. 358. 

103, Urk. b. Fidicin, biftorlich - Dipl. Beiträge 3. Gelch. der Stadt Berlin 
I. Nr. 16. ©. 21. 

108) Urt. b. Buchholz V. Urkb. ©. 35 (nicht 1321). 

105) Fidicin 1. c. Nr. 97. ©. 123. 
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Billen handeln ſolle iee). Die jo verbünbeten Stäbte traten in Gemeinſchaft 
mit dem Übel als eine geichloffene Geſammtheit neben die Fürften, erhielten 
als foldhe Privilegien und gaben als folde zu neuen DBerorbnungen Beirath 
und Genehmigung‘). Namentlih waren ed die Geldverlegenheiten und 
Stenerforberungen der Fürften, welche im 15. Sahrhundert beide Stände, denen 
nunmehr aud die Prälsten binzutraten, mehr und mehr zu einer einzigen 
Körperichaft verbanden!®), ohne daß auch jet andere als partikuläre Konföbe- 
rationen geichloffen wären‘). Der Mangel einer durchgehenden Bereinigung 
war indeß für bie Ianbftändifche Entwidlung Teineswegs ohne nachtheilige 
Solgen. Denu nur durch die Mneinigkeit der Stände gelang es den hohen- 
zollerfchen Fürften, ſchon in ber zweiten Hälfte des 15. Sahrhunderts die 
Macht des faft ſchon zur Reichöfreiheit emporgeftiegenen und mit auswärtigen 
Sürften vielfach verbündeten Adels und der beinahe felbftändigen Städte gleich- 
zeitig zu brechen. Vergebens fuchte die Stadt Berlin ihre im Sabre 1442 
von Friedrich I. vernichtete Unabhängigkeit wieder zu gewinnen; von den Stän- 
den verlafien, mußte fie Rathöheftätigung und Gerichtsbeſetzung dem Yürften 
überlafien, fich des freien Bereinigungsrechtes begeben und ihre beftehenden 
Büudniſſe abthun'ı%). Gegen Ende des Sahrhunderts brachen immer häufiger 


166) Riedel, Cod. dipl. Brandenb. VI. Nr. 138 ©. 100. 

17) So wurde in ber Kurmark eine Münzorbnung von 1888 u. eine Deich- 
ordnung von 1486 mit den Ständen errichtet; in der Neumark erloren bie 
Stäude 1819 den Herzog von Pommern zum Bormunde des Markgrafen, und 
ließen fi im J. 1402 bei ber Webergabe an den Orden vor der Huldigung ihre 
Sreiheiten beftätigen und von jedem Hochmeifter und ſpäter von ben Kurfürften 
einen Revers darüber audftellen. 

os, Bol. Lüders lc. ©. 12f. Simon 1. c. ©. 121. v. Raumer, Cod. 
dipl. Brandenb. cont. Bd. I. ©. 158. Beſonders wichtig war die Erffärung 
des Kurfürften Albrecht, dem auf fein Anfuchen Prälaten, Grafen, Herren, Rit- 
terſchaft, Mannen und Städte die Bezahlung ber in ben Pommerfchen Kriegen 
gemachten Schulden zwar zufagten, „doch alio, daß fol Geld, das fie jebo ge- 
ben, an dje Schulden und nicht anderswo angelegt werbe‘, — und der dagegen 
verfpracdh, nur im Fall eines nah Rath der Stände unternommenen Krieges neue 
Steuern zu fordern, aud ohne der Stände Willen nichts vom Lande zu ver- 
geben, zu verfeßen ober zu verlaufen. ®erden, fragm. March. I. 119. — Auch 
beim Friedensſchluß mit Pommern (1479) ftimmten beiber Theile Prälaten, 
Herren, Mannen und Stäbte zu. v. Raumer, Cod. dipl. Brandenburg. II. 
©. 38. 42. 

109, Beſonders die Stäbtebünde wurben erneuert; fo 1481 (Zidicin IT. 
©. 152) und 1486 (Riedel VL Nr. 168. ©. 120). Nur in der Neumark kam 
1470 eine allgemeine Einung der Prälaten, Ritterfchaft, Mannen und Städte zu 
Soldin zu Stande, nach der fie fich in allen ehrlichen Sachen helfen, zufammen- 
Halten und einträcdhtig Handeln wollten wegen der Huldigung, Bede, Zinfen und 
Unpflichten ber Herrichaft. 

10), Den Anlaß Hatten Streitigkeiten zwiſchen Rath und Handwerken gege 
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Zwiftigkeiten zwifchen Abel und Städten, beſonders jeit 1472 über Bertheilung 
ber Pommerſchen Kriegsſchulden, aus. Die Stäbte weigerten fid) eines ihnen 
anferlegten Zolls und erzwangen zwar, obwol ein Theil der Stände gegen. fie 
erfannte!1), defſen Abftellung ts); allein ſchon 1480 eutfiand neuer Streit 
über die Aufbringung ber Steuern zwiſchen ben Stäbten unb den aubern 
Ständen ''*), der ftänbifche Entſcheidungen zu Ungunften der Städte), und 
ale diefe mit den Waffen zu wiberftehen verſuchten, nad ihrer Niederlage 
einen zweiten Spruch des ftändifchen Gerichts (1488) herbeiführte, welcher nicht 
mar die Verpflichtung der Städte zur Zahlung ber von ihnen geforberten Ab⸗ 
gaben ausiprach, fondern die Rathöbefegung überall von ber Beftätigung ber 
Herrſchaft abhängig erflärte, die Handwerksgilden auflöfte, das Stabtgericht 
an die Herrſchaft übertrug, bie Stäbtebünde (andy die Theilnabme an ber 
Hanfa) Laffirte und den Städten in Iandichaftlichen und andern Dingen &e- 
. borfam gegen den Landesherrn gebot!!s). Bon da an blieb ber Landſchaft 
nur noch eine untergeordnete Stellung. Obwol ihre unbeftritten die Stener- 
bewilligung blieb!'®), obwol die Privilegien bes Adels vielfach erhöht wurden, 
obwol ein Verſuch, der Nitterichaft das Verſammlungs⸗ und BVereiuigungsredit 
zu nehmen, mißlang‘'"), obwol noch im Anfange des 17. Sahrhunderts die 
von den Ständen bewilligten Kriegsleute dem Herm und dem Lande 
ſchworen 110) und obmwol bie Landtage für die Gefeßgebung von großer De 
bentung blieben 11%), ftellte doch die Landichaft immer weniger eine wahre 
Sandesgemeinde bar unb unterlag daher bald der wachſenden fürftlichen Macht 
ben (1441). Friedrich zwang den Rath zur Nieberlegung bes Amts, ernannte 
BDürgermeifter und Rath und ordnete für bie Zukunft Ianbesherrliche Beftätigung 
ber Gewählten unb belichigen Erfag der nicht Genehmen an. Das Gericht mußte 
bie Stadt 1442 abtreten; fie behielt nur bie Wahl der Schöffen, welche jedoch 
ihr Amt in des Kurfürften und ber Herrfchaft Namen verwalten mußten. 1448 
mußte die Stabt dies Alles von Neuem anerkennen. Vgl. Fidicin.l. c. Nr. 126. 
©. 180; Regeft., Nr. 872. 878. 408. 

1) @erden, Cod. dipl Brand. VIIL Rr. 59. S. 501. . 

1m) Gerden ib. Nr. 62. ©. 516. N 

113 Raumer, Cod. dipl. Brand. II. Rr. 30. ©, 47f. 

110) Raumer L eo. Ar. 56-64. ©. 54f. 

118) Riedel, Cod. dipl. VI. ©. 384. 481. . Schon 1490 Tonnte daher ber 
Kurfürft die ſtädtiſchen Räthe ald „jeine Räthe“ bezeichnen, die er bei der Re⸗ 
gierung fchirmen wolle Raumer MH. Nr. 71. S. 88. 

110, Eine Reihe von Beiipielen, mo Steuern und Kriegsmannſchaften bewil- 
figt odex. verfagt,. ihre Verwendung kontrollirt wurde, |. bei Lüders 1. c. 
6. 18—17. 

17) Raumerl. c. ©. 281. 

118) Lüders l.c. © 18. SimonLec. ©. 1238. 

119) Bol, die Landtagsabichiede im Corpus Const. von Mylius, bei. 
Bd. VL 
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jo vollftändig, daß feit der Mitte des 17. Sahrbunberts keine allgemeinen 
Landtage mehr einberufen wurden, ein im Sahre 1654 unternonmener Ber- 
fuch eigener Berfammlung aber eine ſcharfe und erfolgreiche Zurückweiſung 
erfuhr 


In ähnlicher Weiſe bildeten fih in Pommern mächtige und gefchlofiene 
landſtãändiſche Körperichaften, ohne daß ein ausbrüdlicher Bereinigungsaft nad) 
weisbar wäre. Höchftens könnte in Rügen ber Vertrag von 1325 als ſolcher 
gelten, indem er die Form eined Bundes wilden dem Yürften und ben ver- 
einigten Klöftern, Prälaten, Baflallen, Rittern, Knechten, Stäbten, Slecken 
und Bauern bat, worin den Ständen bie wichtigften Freiheiten, bei deren 
Bruch aber die Befugniß zugefiddert wird, nach fruchtlofer Mahnung vom 
Fürften abzufallen und einen andern Herrn zu wählen (et tunc omnes isti 
predicti licite possunt adherere cuicunque voluerint domino, prout ipsis 
videbitar expediens et consultum*). Im übrigen Pommern waren jwar 
ebenfalls ſchon beim Abſchluß des Roftoder Landfriedens v. 1283 1:1), vor 
Allem aber bei der erften Landestheilung v. 12951”, Vaffallen und Städte 
als eine das Land felber vorftellenvde Geſammtheit neben den Fürften wirkſam 
und anerfanut; fie erlangten jet und fpäter als ſolche die wichtigften Frei⸗ 
beiten, unter denen das in allen pommerſchen Landestheilen wiederholt aus- 
drücklich eingeräumte Recht, gegen den wortbrüdigen Yürften nicht nur mit 
Bündniffen und vereintem Widerſtand vorzugehen, fondern von ibm abzufallen 
und fih einem andern Herrn zu unterwerfen, obenan ftand'”); fie übten un- 
befiritten Steuerbewilligung, Theilnahme an der Regierung durch Ausichüffe 
als Lundesräthe, Zuftimmung zu Landesordnungen, Bündniffen, Kriegen, Ver⸗ 
trägen, Theilungen, Beräußerungen, unb unter fi) das Recht freier Verſamm⸗ 


. 120) Dähnert, Pommerfche Urt. L ©. 424. 425. 

m) Barthold, Geſch. von Pommern TIL 21f. 

122) Barthold Lc. IIL ©. 5öf. Die Theilung geſchah auxilio nec non 
consilio principum, vasallorum pariter et omnium eivitatum. Alle Rechte 
werben den Zänderu beftätigt. Berlept ein Fürſt einen feiner Bafallen oder eine 
feiner Städte, jo ift der andere Fürſt verpflichtet, gegen ihn gemeinfam mit Baf- 
fallen und Städten einzufchreiten. | 

139) Die Bafjallen unb Städte des Landes Stettin machten 1819 im Streit 
mit ihrem Herzog von biefem Hecht Gebrauch und nahmen den Herzog von 
Pommern⸗Wolgaſt zum Beichüger, bis ihr Herzog Gerechtigkeit üben würde. — 
Bartholb IT. ©. 161f. In Pommern-Wolgaft wurde fowol 1848 als bei ber 
Thellung von 1872, in Hinterpommern noch 1464, ebenfo aber faft in allen mit 
Zuziehung der Stände errichteten Erbtheilungsvergleichen (4. B. 1425 in WBolgaft) 
bad Recht der Stände, fi einem Rechtsbruch zu widerſetzen und fchlimmftenfalls 
an einen anderen Fürften zu halten, ausdrücklich gewährleiftet. Barthold II. 
476477. IV, 1. &. 76. 276. Bol. auch Urk b. Schoͤttgen u. Kreyifig, 
Diplom. III. 48, 57. 
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lung und Vereinigung!). Allein ihre ganze koͤrperſchaftliche Organiſation 
und ihre bedeutende politiſche Geſammtmacht beruhte — obwol bie vielfachen 
vorübergehenden und partikulären Bünde von großem Einfluß darauf waren 
— fowol in den einzelnen Fürftenthümern wie in ganz Pommern auf Feiner 
ausbrüdlichen Bereinigung, fonbern auf dem Herkommen 125). 

Das Gleihe gilt von der Korporation der vier Stände — SPrälaten, 
Herren, Ritterihaft und Städte — im Markgrafentium Niederlanfig'”*) und 
in den meiften oͤſterreichiſchen Ländern, wie Defterreich, Böhmen, Krain, Kärn⸗ 
then und Steiermark, deren Stände zwar nicht nur unter fi), ſondern auch 
mit einander fehr mannichfache Konföderationen eingiengen, deren Berfaffung 
aber dadurch weder erit begründet noch auf die Dauer geftaltet wurbe'?”). 
Endlich war and im Ordenslande das Einungsweſen mehr nur von mittel- 
barer Bedeutung’). War zwar auch Bier der bie ganze Zeit beherrſchende 


123) Bol. Bartholb DBb. IH und IV. Auch Lüders 1. c. 6 Bl. 
Simon. c. ©. 131f. 

125) Auch die gemöhnlih — fo von Häberlin 1. c. ©. 86 und Walter 
8 866 — angeführte angebliche Iandftändifche Vereinigung von 1854 b. Lünig, 
Coll. nova IL 166, ud Schöttgen u. Kreyffig II. 45, paßt, wie ſchon 
Mofer S. 697 bemerkt Hat, nicht hierher. Es ift ein Landfriedenbund ber Her 
zöge unb Stände von Dinterpommern. 

186) Man vgl. bie Ausführungen Reumann’s in der Schrift: Geſchichte ber 
Laudftände des Markgrafenthums Nieberlaufig, Lübben 1848; befonders unter 
Ar. V ©. 141f., wo die allmälige Ausbildung der Idee einer korporativen Ber- 
einigung fehr gut gefchlldert wird. Neumann nimmt an, daß zwar bei ihrer 
erften gemeinfamen Erwähnung im 3. 1817 bie vier Stände „noch feine Ge 
fammt-Perfönlichkeit ausmadten”. ©. 142. Denn „es fehlte an einer inneren 
Berbindung, die erft burch die Anerkennung der Stände, als rechtliche Perfönlid- 
feit und Iandeöverlretende Korporation, von Seiten der Regenten begründet wer- 
den mußte”. S. 148. Erft mit der Beflgergreifung Karls IV fei dies — unter 
einem gewifien Einfluß des Vorbildes der Reichönerfaffung — geſchehen, und be» 
fonders erfcheine „feit 1368 auch in ber Niederlaufig bie Idee einer Torporativen 
Bereinigung ber organifcher Stände bes Landes zu einem ftantörechtlichen Jufti⸗ 
tute verwirkficht”. S. 144. Weber ben Einfluß des Zutritts der Städte — „ald 
Gemeinde-Korporationen, deren öffentliche Angelegenheiten nach einem Gefammt- 
willen geordnet wurben, mithin ala eigentlich moralifche Perfonen” — auf bie 
Idee der ftändifchen Korporation ib. ©. 148f. Die Bereinigung ber Ober- und 
Nieberlaufigifchen Stände wider den König von Böhmen von 1467, Lünig 1. c. 
I. 775, welche nad Mofer ©. 676 Häberlin und Walter hierher ziehen, hat 
nicht die ihnen von jenen beigelegte Bebeutung. Neumann ©. 211. 

7, Mofer ©. 672. 708. 709. Beſonders riefen die Religionsftreitigkeiten 
viele Vereinigungen einzelner Stände hervor. 

126) 3, Voigt, Darftelung ber ftändifchen Verhältniffe Oſtpreußens. Kür 
nigäberg 1882. Derfelbe, Gefchichte Preußens, bei. V. S. 558. Lüders 
L c. S. 21-33. Eimon 1. e. &.125f. Weber die Zeit nach bem Frieden von 
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Gedanke freier Vereinigung die Quelle ber Rechtsbildung, welde ſchon im 
14. Jahrhundert der Ianbeöherrlichen Gewalt des Ordens gegenüber Adel und 
Stäbte zu gemeinfamen Landtagen zufammenführte!®), feit dem 15. Jahr⸗ 
hundert aber mit ben Prälaten zu einer ftändiichen Körperichaft vereinte, bie 
einen beftändigen Landesrath errichtete, die Berathung aller Landesangelegen⸗ 
beiten, die Geſetzgebung, Beiteuerung und bas hohe Gericht übte:®): fo fand 
doch biefe korporative Geſtaltung in keiner allgemeinen Einigung ihren Yus- 
drud'*), Erſt als im Sabre 1440 die Gebietiger die freien Zufammenküufte 
ber Stände als „Conspirationes, heimliche Berbünbnig und Sammlung” 
verwehren und fo das fländifche Recht, „bes Landes und ber Stäbte Noth zu 
bebenfen zu berathen, zu fchließen, auch zu verorbnen”, befchränten wollten, 
fam eine große Eidgenofjenichaft ber meiften Ritter, Knechte und Stäbte — 
„ber Bund" genannt — zur Erhaltung der Landesfreiheiten zu Stande '®). 
Obwol ber Hochmeifter Anfangs feine Einwilligung Hierzu gab und ber Kaifer 
Friedrich IIL. den Bund beftätigte, klagte doch in der Folge ber Orden beim 
Reich gegen die Einung und erlangte deren Kaflation durch Taiferliche Ver⸗ 
orbunng. -Da fagte der Bund im Jahre 1454 dem Hochmeifter wegen Rechts. 
brud die Hulbigung auf, erhob fich gegen den Orben und wandte fi an 
Polen, woburd er zu dem großen 18 jährigen Kriege Beranlaffung gab. Als 
nach befien Beendigung Preußen getheilt und fowol in dem an Polen abge 
tretenen Weftpreußen als in Oftpreußen die Rechte der Stände beitätigt wur- 
ben, Tonnte natürlich jener Bnud nicht die Grundlage ber nengebildeten Land⸗ 
haften werben; dieſe beftanden vielmehr auf Grund bes Herkommens als ge- 
ſchloſſene Korporationen fort. 

Die nun aber bie Entwicklung fi) auch geftaltet haben mochte, überall 


Thom: Töppen, ein Blil in bie Ältere preußifche Gefchichte mit Bezug auf 
die ftändiſche Entwidlung, b. Schmidt, Allg. Zeitfchr. für Geſchichte Bb. V. 
©. 45—98. VL ©. 4865-516. 

129, Gemeinfame Theilnahme der Mannen und Städte am Bunde mit Pom- 
mern von 1386, ber mit ihrem Rathe, Willen und Bollwort geichloffen war; 
Verweigerung einer vom Hochmeifter ausgefchriebenen außerordentlichen Schatzung 
auf einer Tagfahrt von 1896 ꝛc. 

130) Auf dem Landtage von 1412 wurde befchloffen, daß der Hochmeifter 
einen Rath and Orbensbrüdern, 20 Mannen und 27 von dem Rath und ben 
Bürgern gewählten Rathsherren nehmen und ohne ihn Keine Neuerungen, Kriege 
oder Bünbniffe vornehmen, noch Steuern erheben folle. 1416 wurde darauf ein 
beftändiger Randesrath verſprochen und 1480 aus 6 Drbendbrübern, 6 Prälaten, 
6 von der Ritterf haft unb 6 von ben Städten errichtet. 

181) Partituläre Berbindungen waren freilich überaus zablreih, ſowol 
unter dem Adel (jo namentlich der 1896 geftiftete Eidechſenbund), als unter ben 
Städten, die befonderd in und mit ber Hanfa ihre Vereinigung fanden, 

2) Müller, Reichötagätheater II c. 8. ©. 468, 

L 86 
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war ihr Refultat die Begründung einer deutſchrechtlichen Genofienihaft, einer 
Körperichaft der Stände, welche bis tief ins 16. Sabrhundert hinein auf dem 
Gedanken der freien Bereinigung berubte, und in weldher die Unterwerfung 
ber Glieder unter die Gefammteinheit die Folge ihres freien Willens war, 
während andererſeits eine Reihe der wichtigften ven der Körperfchaft als folcher 
erworbenen Befugniffe, an der die Einzelnen nur als deren Glieder Theil 
nahmen, den Berband zujammenhielt. 

Diefe Genoſſenſchaft war — wie aus den angeführten Einzelheiten fchon 
erhellt haben wird — innerlih ganz nach Art anderer gewilllürter Vereine 
organifirt. Bollgenoffen in ihr waren die einzelnen Stände, welche ibrerfeits 
wieder in engeren Genoffenichaften (curiae, corpora, collegia, Bänke) vereint 
waren. Der einzige Weg, die Genofſenſchaft zu erlangen, war Eintritt und 
Aufnahme in den Verband. Die Bedingung einer joldhen Aufnahme war die 
Dualifilation als Stand, das heißt als jelbftändige politifhe Machteinheit 
bes Landes, wozu faft immer eine jelbftändige Herrichaft über einen Gebiets 
theil des Landes erforderlih war. Noch aber war weber die Landftanbfchaft 
Pertinenz einzelner Güter geworben, noch waren jene fpäteren Erſchwerungen 
bes Nachweifes perfönlicher Eigenfchaften üblich, nody wurbe die Genehmigung 
des Landesherrn geforbert, an deren Stelle fpäter in vielen Ländern fogar ein- 
fache fürftliche Verleihung der Landſtandſchaft trat'*). Verloren wurde das Ge- 
nofjenrecht umgekehrt durch Austritt oder Ausihluß'?N). Jener ftanb frei, 
diefer war die Folge des Ungehorſams gegen die Geſammtheit, der Trennung 
von ihren Bünden, des Bruch der gefchwornen Pflichten. Wer von ihren 
Nachfolgern den von ihnen geſchloſſenen Bund nicht beſchwoͤren will, — fagen 
die bairiſchen Stände, — der mag den fürftlichen Gerichten unterliegen, der 
mag als ein Ausmann gelten fürbaß ewiglid, der darf auf den Schuß und 
Schirm der Landſchaft nimmermehr rechnen!*). Inter einander find die 
Stände als Genoffen verbunden und haben theils allgemeine, theild die durch 
bie befonderen Einungen erhöhten genofjenfchaftlichen Pflichten. Frieden zu 


139) Bol. durüber Mofer ©. 499f., bef. S. 632—535. 

133) Mofer ©. 606f. 

135) So 1347 b. Krenner, Anl. S. 96. Lerchenfeld, Einl, S. CXCV: 
wer im Lande nicht in ben Bünden bleiben wolle, den folle man zur Rebe ftellen. 
Wold er dann in den punden nicht beleiben und sweren als oben verschri- 
ben ist, so süllen wir in nicht versprechen und sullen in haben für einen 
ausman fürbas ewigleich. 19. $reibrief ib. ©. 42: wer aber der wer, der 
sein sigil an den brief nit hengen wolt, uber desselben leut und guet sol 
und mag die herrschaft, ir vitzdomb, richter und ambtleut wol richten, und 
der sol der obgenanten gnad, rechten und brief in kainer weiss geniessen 
als oben anbegriffen ist. Bunbbrief v. 1514 ib. ©. 185, wo binzugefegt 
wirb: ain gemaine landschaft ist auch den oder dieselben zu beschützen und 
zu beschirmen nit schuldig. 
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halten und ihre Streitigkeiten vor die Genofjen zu bringen, treulich einander 
bebolfen zu fein und bei einander zu bleiben, den Beichlüfien der Geſammt⸗ 
beit fih zu unterwerfen, mit Leib und Gut den Mitftänben gegen ben Un⸗ 
gehorfamen, gegen Fremde ober gegen den Fürſten felbft zu helfen, nichts in 
Landesangelegenheiten gejondert zu unternehmen oder zu beichliegen, auf Er- 
fordern zu Geſammtzwecken ſelbſt Beiträge zu zahlen, — hierzu und zu vielem 
Aehnlichen verband die Stände ihre gefchriebene oder ungefchriebene Ver⸗ 
faffung ). Das höchfte Recht in der Genoffenihaft war bei der Verſamm⸗ 
ung der Bollgenofien, und zwar bei der Geſammtheit aller Stände, wo es 
fih um Gefammtangelegeubeiten handelte, bei ben einzelnen Kurien, wo nur ' 
bie Intereffen diefer in Betracht kamen. Daß auf diefen Berfammlungen die 
Bertreter der Stifter und Gemeinden an Inftruftionen gebunden und ihnen 
verantwortlich waren, war eine nothwendige Folge davon, dab eben nicht fie, 
fondern die von ihnen vertretenen juriftifchen Perfonen das Genofjenrecht hatten; 
e8 war erflärlih, daß man beöhalb auch bei den anderen Ständen Stimm- 
abgabe durch Stellvertretung zuließ. Nichtöbeftoweniger wurben biefe Ber- 
fammlungen mehr und mehr aus Zufammenkünften einzelner jelbitberechtigter 
Individuen Träger und Organe einer felbfiberechtigten Gejanımtperjönlichkeit, 
wie dies vor Allem in dem immer mehr zur Geltung gelangenden Princip 
ber Stimmenmehrheit zu Tage trat, das ſich Schließlich felbft bei den Anfangs 
nur als Bewilligungen der Einzelnen aufgefaßten Stenerbeſchlüſſen durch⸗ 
fegte:7). Freilich galt dies Princip vielfach nur in ben einzelnen Kurien, . 
yoähtend für einen ſtändiſchen Geſammtbeſchluß Einftimmigfeit der Kurien ge- 
fordert ward; oft aber lieh man aud hier die Mehrheit genügen, oder man 
ließ fogar Die Gefammtheit aller einzelnen Mitgliever des Landtags nad Mehr⸗ 
beit ftimmen ias). Mehr noch tritt der Zwang der Einheit über die Vielheit 
darin hervor, daß die Landſchaften jene in jpäterer Zeit eine fo große Wichtig. 
keit erlangenden und ihnen jelbft gefährlich werdenden engeren und weiteren 
Ausichüffe beftellten, deren Befugniſſe anfänglich zwar mur auf Specialvollmachten 
für einzelne Fälle berubten, die aber im Laufe der Zeit wahre kollegialiſche 
Organe der Genofſenſchaft wurben und, wenn auch im Namen jener, doch 
in unabhängiger Stellung und oft fogar mit dem Recht ber Kooptation 
bald nur als rechtweiiende ober richtende Behörden, bald als Bertreter 
ber nicht verjammelten Landſchaft, deren Intereſſen fie wahrzunehmen, an 
dern Stelle fie Beichwerben anzunehmen und akzuftellen und minder 
wichtige Dinge allein zu abfolviren, die fie in Notbfällen zufammenzuberu- 
fen und zu leiten hatten, bald als eine Finanzbehörde für Erhebung, Ver- 
wendung ober Kontrole bewilligter Steuern, für Verwaltung der Land» 


136) Belege find bereitö vielfach vorgelommen. 
13, Stimmenmehrheit in Medienburg bei Steuerſachen Hegel S. 109 und 
urt. Anh. Nr. 7. 12. 18. 15—18. 25. 26. 
1889, Mofer S. 1507—1509. Unger II. 147f. Rudhart II. 100. 
36* 
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ſchaftskafſe, für Xilgung ber Laubesichulden, bald endlich als ein neben 
bem Fürften ober ftatt beffelben bas Land regierenber Rath fungirten 22). 
Die fo organifirte Gefammtperjönlichleit des: Stänbevereind — nicht aber die 
Summe ber an biefem Theil nehmenben Judividuen — war eb, welche das 


Weiten ober — kauften Biete ala 

alten Sinne gelten, an welchem ebenjogut alle Einzelnen als 
Theil hatten: durch den Einfluß bes Einungsweiens und das ® 
Stäbte und anderer Korporationen ftellte fih mehr und meh 

feft, daß unabhängig von ben Rechten und Privilegien der Einzeinen Rechte 
der Landſchaft ober einer Kurie als folder eriftirten, an denen ber Ein⸗ 
zeine nur als Glied der Gefammtheit und nach Maßgabe ihrer Berfaffung 
Participirte!®). 

Die jo nicht nur ihren Gliedern, fondern auch dem Lanbesherrn als eine Redhts- 
einbeit gegenüberftehende Landſchaft war als foldhe ebenfogut wie bie einzelnen 
Stände Tanbfäflig, alfo einem fürftliden Herrſchaftsrecht unterworfen. 
Daffelbe berubte aber auf einem ganz beftimmten Redhtöverhältuig, welche 
auf beiden Seiten Rechte unb Pflichten bedingte, die theils durch bas Her 
kommen, theils durch ausbrüdliche Verträge, Einigungen, Freiheitsbriefe, Reverſe 
und Erklärungen feftgeftellt waren. Durch den Bruch des Rechts ſeitens bei 
Herrn endete bie Pflicht ber Landſchaft; daher ihre Befuguiß, bie Hulbigung 
nur, wenn ihre Freiheiten beftätigt waren, zu leiften**), daher das in Baiern, 
Pommern, Brandenburg und vielfach fonft bie zum Recht der Wahl eines andern 
Sürften gefteigerte Recht des Abfalls und Widerftands!e). Daß dieſer Wider 

139) Bol. bef. über bie bairifchen engeren unb weiteren Ausſchüfſe Lerchen⸗ 
feld ©. CCIV. CCV. CCXXVIf. CCLXILf. CCCVIL CCCLXV; über bie mel 
Ienburgifchen Hegel 1 c. ©. 102f. 120. 136f. Im Allgem. Mofer S. 764- 
808. 1524f. 8. Maurer ©. 2357. Unger IL ©. 160f. 277f. 424f. Campe 
©. 196f. Eine Reihe von Beifpielen ift bereits vorgekommen. 

10, Bol. Hegel &.55f. 71. 74f. 

sm) Oft ausbrüdlich anerfannt. 3.8. 2. 81. 32. 34. 48. bair. Breibrid 
©. 12. 77. 79. 82. 125 u. 81 freiartigkl S. 200. Lerhenfeld ©. CLXXXVL 
Es Tamen daher auch bedingte Huldigungen oder Huldigungen mit Vorbehalt zer. 
Unger IL 348. Sampe ©. 179f. 

10) Die ausbrädliche Beftätigung bed Widerftanbsrechts, wie fie in ſehr vie 
len Sreiheitöbriefen vorkommt, ſollte uur über alle bezüglich etwaiger Lehus- der 
Schutzpflichten möglichen Zweifel hinforthelfen. Solche Beftätigungen enthalte 
3. B. faft alle batrifchen Breibriefe (&. 5. 12. 17. 28. 83. 88. 89. 41. 47. 0. 
54. 59. 72. 108. 121. 124 und freiartigkl 29 ©. 202) So heißt eB, um em 
bem Ton folcher Abmachungen ein Beifpiel zu geben, im 5. Brief von 1397 
©. 17: es haben auch all unser landberren, graven, freien, dinstman, ritter 
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fland mit den Waffen in der Hand geleiftet werben Tonnte, war eine jelbft- 
verftänbliche Solge.des aus ber vollen Freiheit fließenden Waffen- und Fehde⸗ 
rechts 3). Ganz wie eine jelbftänbige politiiche Macht konnte daher die Land» 
ſchaft mit dem Landesherrn Krieg führen, unterhambeln, Vergleiche und Per 
träge fchließen '*). Das Recht, fich ans eigner Initiative zu verfammeln, das 
Einigunge- und Bünbnifreht und die Autonomie, bie in der jelbflänbigen 
Heworbringung einer Organifation hervortrat, waren jelbftverftändliche Attribute 
freier Genoffenfchaften. Erſt feit der goldenen Bulle ließ man fie ſich bis 
weilen. ausbrüdlih in ben reiheitöbriefen beftätigen, um fi vor beren 
Deutungen und Auslegungen zu fügen“). ine “eigene landſchaftliche 





und knecht, stet, mergkt und gemainleich arm und reich, edl und unedl in 
nidern Bairn vor uns gesworen ainen aid und sich des zu einander ver- 
punden mit unserm wissen und haissen, das sy an einander geholffen sullen 
sein, ob in, iren erben und nachkomen von uns und von aller berschaft zu 
Bairn, sy sein zu iren jaren komen oder nieht, wie die genant wer, erben 
und nachkomen und ambtleuten an den oben verschriben brieven und sachen 
icht bekrengkt und uberfaren würd, was das wer, ob wir in des gemainleich 
oder yedem man besunder in vierzehen tagen nicht ausrichten, wenn die 
oder der claget dss an uns und an unser ambtleut bracht hetten, das sy 
sich das weren sullen und widersieen mit leib und mit guet. Und sullen auch 
des sy und ir erben und nachkomen und wer in des hilft an ir leib und 
guet, eren und treuen gen uns, unsern erben, allen unsern nachkomen und 
ambtleuten ewigkleich unentgolten bleiben. Anbdere Beifpiele find ſchon vor⸗ 
gelommen. Vgl. au Eichhorn $ 426 Note 0. Struben, Rebenftunben IL 
©. 167f. 

1 K. Maurer L c. ©. 264. Wilbal. co. ©, 821. 822. Zöpfls 54 
Note 20. 

14) Als eine felbftänbige Macht trat fie aber auch bei Berträgen oder Krie- 
gen bes Landesherrn neben ihm .auf, oder gieng ohne ihn Verbindungen mit 
auswärtigen Mächten — fei es Fürften ober Ständen — ein. Bgl. außer ben 
vorgelommenen Beifplelen no Unger IL ©. 886, 

145) So das Recht unberufener Zuſammenkunft im 16. bair. Freibrief von 
1898 ©. 87: es mögen auch unser vorgenent graven und freien, dinstleut, 
ritter und knecht, stet und mergkt, land und leut wol tag suechen und zu 
einander komen her gen Münichen oder anderswo, als oft in das not be- 
schicht, und zue in aus dem land pitten wen sy verstent der darzue nutz 
und guet sey, und da mit ainander reden der herschaft, des landes und ir 
notturft. Bol. 32. freiart. S. 199. Vgl. au Unger I ©. 141f., v. Gampe 
©. 83f. Exrnſtlich in Zweifel gezogen wurde dieſes Recht erſt ſeit bem Ende des 
15. Jahrh. Vgl. unten 8 60. — Das Mecht, ſich zu verbinden, ift in den bat- 
rifchen Freiheitsbriefen zuerft im Jahre 1890 ©. 50 befonber# beftätigt: so mue- 
gen sy sich wol des verainen. Ebenſo 1409 ©. 59. 1422 ©. 75. 1429 
S. 80 n. 90. Vorher — z. B. ©. 12. 17. 20. 82. 39 — werben nur bie 
bereits gefchloffenen Einungen ausdrüdlih anerkannt. — Die Befugniß zu Peti- 
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Kaffe‘, aus der bie genofienfchaftlichen Ausgaben beftritten, Tandftänbiiche 
Beamte augeftellt und befolbet'), im Nothfall auch ſtöndiſche Truppen ge- 
worben wurden), war freies Eigenthum ber Landſchaft, die auch in allen 
anderen Beziehungen die Rechte eines jelbftänbigen Privatrechtsſubjektes Hatte 
und volltommen verlehre- und handlungsfähig war"), 

War fo die Landſchaft im Gegenfag zur Herrſchaft eine auf eignen Recht 
beftehende und von jener mmabhängige Genoſſenſchaft, fo trat fie andy da, wo 
fie neben ober mit dem Landesherrn in Lanbesangelegenbeiten thätig war, 
als eine felbftänbige politiihe Macht, als ein gleichberechtigter Faktor im 
öffentlichen Leben, ja häufig als ein wahrer und eigentlicher Mitregent auf‘). 
Zwar bezüglich ber Rechtspflege hatte fie nur felten die Stellung der alten 
Landesverſammlung als bes hoͤchſten orbentlichen Gerichts gewahrt, vielmehr in 
ber Regel nur einerſeits eine Mitwirkung bei Bildung und Befeßung ber 
neu eingeführten ftehenben Gerichte, andererſeits eine eigene mehr fchiebörichter- 
fiche Rechtſprechung in Streitigkeiten zwifchen den Ständen ober zwiſchen ihnen 
und dem Landesherrn oder auch in jonftigen Angelegenheiten politifcher Natur 
erhalten"). Um jo umfangreicher aber wurbe ihre Thaͤtigkeit im Gebiete 
der ſich entwidelnden Landesgeſetzgebung, wo fle nicht mehr blos rechtweiſend, 
fondern in Gemeinſchaft mit dem Fürſten willfürend und vereinbarend, bei mehr 


tionen und Beſchwerden verftand fih in der bier behandelten Periode fo von 
felbft, daß fie nicht ald ein beſonderes Recht aufgeführt werben Tann. Ueber das 
Spätere Moier S. 1189—1856. 

166) Bol. oben Note 61. Rudhart L 289f. Krenner IX. &. 47-281. 
Lerchenfeld, Ein. S. CCCLXVI. 

1 Bol. Mofer ©. 802 — 881. Hegel L ec. ©. 189. 8. Maurer 
©. 2357. Line befondere Wichtigkeit erlangte der Landſchaftsſyndikus. 

1) So nicht nur in Kriegen gegen bie Lanbeöherren, ſondern biäweilen felbft 
in Kriegen mit Fremden, in denen Landesherr und Landſchaft als Bundeögenoflen 
auftraten. 

0) Der Lanbichaft gehörte auch das Landhaus, fie hatte Eigenthum an an- 
deren Gebäuden, Unftalten, Archiven, ihrem Siegel ıc. und konnte als Kontra 
bentin, Prozeßpartei ꝛc. auftreten. 

10) Man vgl. die Zufammenftellung ber Wirkſamkeit der bair. Landſtände 
bei Lerchenfeld, Einl. $ 73 u. 74 S. CCCXCVIf., der nieberlaufigiichen bei 
Neumann L c. ©. 171—249, ber medlenburgifchen bei Hegel ©. 102f.; tm 
Ag. Eichhorn Lc. BWilda ©. 806f. 8. Maurer 6 257-268. Unger 
IL ©. 155—450. » Sampe ©. 163—188, 

181) Unger IL ©. 161—184;, Beiſpiele einer ordentlichen Gerichtöbarkeit 
and Bremen, Braunfchweig-üneburg, Habeln &. 170f.; ftänbifcher Gerichtäbar- 
feit aus Schletwig-Holftein, Brandenburg, Hefien, Württemberg, Baiern ©. 178 
—180. Ueber die Thaͤtigkeit der nieberlaufipiichen Stänbe als allgemeines ober 
ſtes Gericht vgl Neumann ©. 144 — 156. Meber Mecklenburg Hegel 
©. 104. 108. 
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polizeilichen Ordnungen aber berathenb und zuſtimmend auftrat’). Gleich 
alt mit ihrem Beftehen war ferner ihre eingreifenbe Mitwirkung bei Theilungen 
uud Wiebervereinigungen des Landes!*). Die Einführung einer feften Suc- 
ceffionsorbuung und Untheilbarkeit war häufig ihr Werk!"), Veräußerungen 
und Berpfänbungen Tonnte der Landesherr meift nur mit ihrer ober ihres 
Ansichufies Willen rechtskräftig vollziehen). Aber au in feiner Aktion 
nah außen war ber Fürſt durch die Stände beſchränkt, indem er nicht nur 
faktiſch ohne ihre Mitwirkung nichts Wichtigeres umternehmen konnte, fondern 
and Häufig ansprüdlich erklären mußte, daß er ohne den Rath ober ben 
Willen ber Stände feinen namhaften Krieg anfangen, kein Bündniß eingehen, 
feine Sühne ober Frieden ſchließen wolle!“). Nach innen aber gab es kaum 
einen Zweig ber Verwaltung, in welchem nidt die Landſchaft befugt geweien 
wäre, ba, wo ed dad Landeswohl zu fordern fchien, wo irgend wichtige welt- 
liche oder geiftliche Landesinterefien in Betracht kamen, berathenb ober hindernd, 
beauffichtigend ober jelbftthätig zu wirken‘). Die Herftellung von Frieden 


1%) Bol. Ungerll. 6. 185—284, wo der allmälige Nebergang von dem Ge⸗ 
fichtspunkt des Vertrages zu dem eines mit Zuftimmung ober Berathung des Lan- 
des erlafienen Geſetzes beſonders an dem Beifpiel der Landfrieben gezeigt wird. 
Lerchenfeld S. CCCXVIIf. ©. and WildaL c. S. 809. 810. Eichhorn 
8 427 Note q. r. 5. Gtruben IL 148f. v. Campe ©. 166f. 

185), Vielfache Beiſpiele davon find bereitd vorgelommen; andere b. Ler⸗ 
chenfeld, Einl. und in den übrigen Gefchichten der bairiſchen Stände; ebenfo 
bei. in Medienburg, Pommern, Brandenburg, Braunfchweig. Bol. auch Hegel 
©. 48f. 94f. v. Sampe ©. 158f. 

186) Bol. oben 5 89 Note 25. Auch Bilda lc. ©. 809, 8. Maurer 
©. 262. 263. Lerchenfeld, Einl. $ 29. 68. 

158) Bol. Unger IL ©. 223—231. Wilda ©. 816. 817. Gtruben I. 
S. 163f. Die bair. Freibriefe &. 24. 45. 52 und freiartigkl Nr. 24 u. 25 
©. 197. 198 (und ob es darüber geschech, sol es nit kraft haben). (ine 
Menge Material, b. Mofer L c. 21 ©. 283—812. 

186) Bol, im Allg. Unger ©. 831—337. v. Campe ©. 176f. 8. Maurer 
©. 2362. So beionders in Balern. Freibriefe S. 37 und 26. freiart. &. 198. 
Dazu Panzer l. oc. 5 57-66 ©. 298f. Lerhenfeld ©. CLXLIL CCCLXVI. 
Zerner in Pommern. Schöttgen und Kreyffig IIL 186. In Württemberg 
1514. Reyſcher, Sammlung württemb. Gef. II. 41. 42. In Schleswig-Hol- 
ftein 1460; in Heflen 1509; in Weftphalen 1590. Wilda l. c. S. 817. Stru- 
ben, Nebenft. U. S. 160f. Mojer ©. 669. Kür Münſter Kindlinger IL, 2. 
©. 135f. 

157) Eichhorn fagt treffend (8 427), die Lanbftände feien in allen Ange 
fegenbeiten fompetent gewejen, „wo bed Landes Beſtes zu erfordern ſchien, daß 
das Rand felbft Handle”; Wilda .E. 804, es fei kaum ein beftimmter Kreis ihrer 
Rechte zu befchreiben, fie feien von keinem Hoheitsrecht eigentlich ganz audge- 
ſchloſſen, ſondern bei Allem thätig gewelen, „was im Lande eine allgemeine An- 
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und Ordnung war größtentbeils in ihren Hänben; in bie Orbuung bei Mäuz 
weiend griff fie früßzeitig ein’); fie beſchraͤnkte ben Fürſten in ber Wahl 
feiner Diener und Beamten **); fie nahm bie kirchlichen und religiäfen Landes⸗ 
interefien wahr"); fie übte enbli) in manden Ländern eine fürmlide flän- 
diſche Mitregierung ans, indem fie einen größeren ober geringeren Einfluß 
auf die Beftellung und bie Befugniſſe der landesherrlichen Rätbe erlangte 
und biefelben ſchließlich im einen reinen ftändifchen Ausſchuß verwandelte, ber 
von den Ständen gewählt warb und in ihrem Namen nicht nur das Sanbei- 
interefie gegen ten Fürften wahrte, fondern benfelben in allen Regierungshand- 
Iungen an feine Zuftimmung ober geradezu an feine Beſchlüſſe band, ber alfo 
nicht mehr als ein fürftlicher Rath, ſondern als ein mitregierenber 
Landesrath erfdhien'"). 

Sorgte fie jo, wenn ein Landesherr vorhanden war, mit biefem gemein» 
ſchaftlich für das Sumbeitwohl, fo mufte bei bem Mangel eines foldien auf fie 
die alleinige und volllommene Lanbesregierung übergehen. Wir fehen baber 
bei erledigtem Thron die Stände gerabezu eine von ihnen bevollmächtigte Re⸗ 


erfennung, Wirkſamkeit, Geltung erhalten ſollter. — Bol. au v. Campe Le 
©. 163—188, 

19) Bol. Unger I. ©. 817— 8322. Wilda ©. 816. 816. Bezüglich 
Baiernd Freyberg L ©. 277. 815 und Lerdhenfeld ©. CLXXXVIL CCXf. 
CCXXXVIIf. Ur. f. Schleswig: Holftein von 1460, für Heffen von 1509 bei 
Lünig IL 852. 800. Für Brandenburg Buchholz Le. V. N. ©. 67. 185, 

186) Unger IL 274—277. Wilda 815. Befonbers Häufig wurde ber Lan⸗ 
desherr verpflichtet, nur Inländer anzuftellen. Go in Baiern ſchon im 4. Frei 
heitöbrief ©. 15 und dann Häufig (S. 16. 18. 22. 24. 82. 87. 45. 58. 104. 
111). Bol. auch 16. freiart. ©. 195 unb Freyberg L 237. 355. Ebenfo tn 
Braunfchweig-Lüneburg 1495, Jacobi, Sammlung L 9. In Pommern mußten 
bie Stände bei der Anftellung non Staatsbeamten um Rath und Zuftinmung 
angegangen werden. Go 1325 und 1327 bei Schöttgen unb Kreyffig IIL 
82. Dähnert I 427. Biswellen fhworen die Beamten nicht dem Landesherrn 
allein, fondern ihm und der Landſchaft. Go in Habeln und Böhmen. Unger 
S. 276. 377. v. Campe ©. 184f. 

ic, Unger IL ©. 860-373. Lerchenfeld, Ein. ©. CCCXCVI und 
die Eitate in Note 1194 ib, 

101) eber folche ftändifchen Mitregierungen, bie indeß in ben einzelnen 
Territorien eine ſehr verjchiedene Stellung einnahmen, vgl. bef. Unger IL 378 
—282. Bilda ©. 815. 8. Maurer ©. 261. Im Sinzelnen über Balern 
Panzer S. 71. Rudhart L 85f., über die mellendurgifchen Räthe Hegel 
©. 58f. (1329) und 102f. (1492); über Braunfchweig- Lüneburg Jacobi L 9. 
Am böchften flieg die Macht der Landräthe da, wo häufig vormunbfchaftliche 
Regierungen vorfamen, wie — außer ben genannten Ländern — in Tirol und 
vor Allem in Württemberg. Hier heißt ed 1492 6. Reyſcher, Samml. L 513 von 
dem Ausſchuß geradezu: und der lanthoffmeister und dieselben stette mit ime 
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gentfchaft einfehen, die das Land als eine ariſtokratiſche Korporation beherrſcht; 
wir fehen fie die Bormunbichaft ober doch die Miwormundſchaft über einen 
unmänbigen Yürften führen und im lekteren Ball bei der Wahl bes Vor⸗ 
munbS mitwirken *%); wir jehen fie bie Euticheidung ber Erbſtreitigkeiten, bie 
Drbuung der Theilungsverhanblungen oder bie Anordnung einer Gemeinſchaft 
zwiſchen mehreren Yürften ausüben‘); wir fehen fie beim Mangel eines erb- 
berechtigten Agnaten zur Wahl eines neuen Lanbeöherrn befugt ’*). 

Bon allen ftänbifchen Rechten jeboch weitaus bas wichtigfte und bie Duelle 
für Feftftellung und Erweiterung aller anderen war das Stenerbewilligungsrecht, 
welches die Befugniß, bei Erhebung und Verwaltung ber bewilligten Steuern 
mitzuwirken unb ihre Berwenbung zu Tontroliren, einfchlog‘*). In den An⸗ 
fängen ber Ianbftähbiichen Entwicklung kann man von einem bejonberen Recht 
der Steuerbawilligung überhaupt nicht ſprechen; denn da bas Verhaͤltniß von 
Fürft und Lanbfaffen nur anf befonberen Rechten und Pflichten berubte, deren 
jebes einen fpeciellen Rechtsgrund Hatte, fo verftanb es fich von felbft, daß 
ein Fürft, der in irgend einer Beziehung eine Mehrleiftung verlangte, auf 
ben guten Willen befien angewiefen war, ber mehr leiften follte, als wozu er 


(dem Fürften) regiren sollen. Ueber bie preußiichen Landesräthe v. 1416 m. 
1490 Boigt, Darſtellung ber ftändifchen Verbältn. sc ©. Bf. u Simon ©. 
125 f. 

os) Vol. Unger IL ©. 285815, wo befonbers auf die Entftehung und 
Fortbildung der ftändifchen Regentichafts- und Bormundicdhaftsräthe in Göttingen, 
Baiern, Tirol, Defterreih, Böhmen, vor Allem aber in Württemberg (1859 u. 
1419) näher eingegangen wird. Ueber die batrifhen Regentſchaften insbeſ. 
Lerdenfeld ©. LXXXVIIL CCLIf. CCOVIf.; über ftänbife Mitvormund⸗ 
{haft ib. COCXXL Weber die Medienburger vormundfſchaftliche Regierung v. 
1829 — aus 16 ritterlihen Räthen und den Räthen von Wismar und Roftod 
gebildet — vgl. Liſch, in ben Medienburg. Jahrb. Bd. VIL ©. If. 286f. unb 
Hegel Le. ©. 59. Bol au Struben 1. c. DI. 178f. Wilda 807. 806, 

163) Krüger, de pror. ord. orig. ©. 76. Unger ©. 887—860 und die 
dortigen Beiſpiele. 

se, Wahlrecht in Schleswig-Holftein nah Michelfen, Zeitſchr. f. deut. 
R. 8b. IL ©. 84f.: das Wahlrecht der fchleswig-Holfteinfchen Gtänbe; in 
Braunfchweig-Püneburg, Krüger 1. c. S. 70, Jacobi L 9; in Lippe und Dft- 
friesland Wilda ©. 806. Bol auch Mofer, Familienftaatsrecht L 61. Lerchen⸗ 
feld, Ein. S. CCCXCVL Rote 1195. 

ı) Man vgl. Eichhorn $ 425. 426. Wilda ©. 810-814. 8. Maurer 
Le. S. 258-200. Struben, Nebenft. IL S.307f. Unger I. ©. 268-286. IL 
SSC—426. Panzer 1. ec. ©. 78f. Krenner, Anleit. S. 82-87. Lerchenfeld, 
Einl. S. CXXIVf. CLIIf. CCIVf. CCXIIf. CCXXVOf. CCLXXXIIf. 
CCCLXV f. CCCLXVII f. CCCLXXVIL f. und CCCCV. ($ 74), Reumann 
Le ©. 123f. Hegel lc ©. 62f. 107f. 1386f. Simon, preuß. Ster. ©. 
121f. v. Sampe ©. dif. 164f. 
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verpflichtet war. So war es, wenn ber Fürft irgend eine perjönliche Leiftung, 
auf die er Fein Recht hatte, wenn er insbefonbere über die fpecielle Kriegs- 
pflicht der Baffallen und Maunen ober die allgemeinen Pflichten des Aufge- 
bots (Reife, Landfolge) oder der Landwehr hinaus Kriegsbienfte in Anſpruch 
nahm"); fo war es aber andy, wenn er Gelbopfer verlangte, zu benen nicht 
eine auf Herlommen, Bertrag ober ein beſonderes Herrſchaftsverhältniß ge» 
gründete jpecielle Verbindlichkeit aller oder einzelner Landſafſen be⸗ 
ftand!*). In einem foldden Falle mußte er fih an alle Einzelnen, welche er 
zu einer außerorbentlichen Bebe oder Steuer heranziehen wollte, mit dem Geſuch 
um beren Bewilligung wenden, unb es war freier Wille der Angegangenen, 
ob fie. das Verlangte geben oder verweigern, ob unb weldhe Bedingungen fie 
an die Gewährung knüpfen, ob und welche Privilegien und Freiheiten fie fich 
dafür verfprechen Iafien, damit „erfaufen wollten’). Indem nun aber 
mehr und mehr nicht die einzelnen Perſonen ober Gemeinden, fondern bie 
verfammelten Mitglieder eine® Standes ober der ganzen Landſchaft um bie 
Steuer angefprochen zu werben und fie zu bavilligen pflegten, wogegen dieſe 
umgekehrt ſich nicht beſonders, fondern insgefammt bafür Rechte beftätigen 
oder eriheilen und Reverfe darüber, daß die Bewilligung nur aus gutem 
Willen, „aus Liebe, nicht aus Pflicht“ geſchehen fei und für die Zukunft Fein 
Präjubiz bilden folle, ausftellen ließen: bildete fich allmälig die Borftellung 


106) Vol. Unger IL ©. 376-881. 

ser Es ift unrichtig, wenn Unger (L ©. 275f.) für Die ältere Zeit, insbe 
fonbere für das 18. Jahrhundert, die regelmäßige Pflicht gewifier Klafien oder 
aller Einwohner eines Landes, für beftimmte Fälle (4. B. Zug bes Landesherrn 
an ben kaiſerlichen Hof, zum Roͤmerzug oder Reichöheer, Berluft einer Haupt⸗ 
fchlacht, Gefangenſchaft, Uusftattung einer Tochter oder Ritterfchlag eines Sohnes) 
außerordentliche Beihilfe zu gewähren, auf ein Princip zurädführen will, 
welches zur Zahlung bei Landesnoth verpflidtet hätte. Es gab uoch gar nicht 
ben Begriff einer Landesnoth. Fundament folder Verbindlichkeiten war entweber. 
Lehnspflicht, Dienftpflicht, Bogtei-, Unterthanen» oder Grundholden⸗Verhältniß, 
oder aber jpertelles Herkommen uud fpecieller Vertrag. Das Princip giebt der 
Zufaß 3. Sadfenfp. W, 91. $3: he ne mut ok nen gebot, noch herberge, 
noch bede, denest noch recht uppet laud setten, it ne willekore dat land. 
Bol. auch Neumann ©. 111 über ben Spruch ber Magbeburger Schöffen, bie 
durchaus nur fpecielle, auf Herkommen beruhende Pflicht, dem Herrn in jenen 
Fällen zu helfen, Tennen. 

108, Man vgl. 3. B. Hegel ©. 62f. und die medienburgifchen Bebeverträge 
von 1276. 1285. 1279. 1280; ferner bie Steuerverweigerungen Einzelner ib. 
Aubang Nr. 42 und 48. Am Ichrreichften aber ift für dieſe Zuftände und deren 
oben bargeftellte Umwandlung die bairifche Gefchichte, in welcher die Entwicke⸗ 
lung faft Schritt für Schritt zu verfolgen iſt! — ©. auch Struben, Rebenft. 
I. ©. 123f. Unger L 276f. 
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aus, daß nicht die Einzelnen, fondern die Geſammtheit eines Standes ober 
aller Stände als ſolche die Steuer zu verwilligen habe. Freilich erhielt ſich 
gerade hier weit länger als in irgend einer andern Beziehung in vielen Punkten 
die Anficht, daß die Geſammtheit bier eben nur die Summe aller Einzelnen 
vertrete und jeder Einzelne daher fih nad feinem Belieben auch bem ge» 
meinſamen Beſchluß entziehen Tönne. Allein eine dem entgegengejehte Auf- 
faffung mußte doch frühzeitig ſchon dadurch entftehen, daß, wenn eine Be 
willigung beichlofien war, die Gejammtheit die Ausführung des Beſchlufſes 
nicht den Einzelnen überließ, fondern einen Ansichuß ernannte, ber im Namen 
der ganzen Koͤrperſchaft die Erhebung ber Steuer leitete ober doch beauffichtigte, 
das erhobene Geld aber an ben Landesherrn ablieferte ober bis zum Gebrauch 
in einer bejonderen Landeskafſe aufbewahrte und als Landesvermoögen ver- 
waltete, endlich auch nach der jebesmaligen Ablieferung an ben Yürften bie 
Berwenbung für den bebungenen Zweck Tontrolirte oder Rechenichaft darüber 
forberte!%. Eine ſolche Kontrole gieng oft fo weit, daß, wo bie Bewilligung 
um eined Krieges willen geſchehen war, ein Landſchaftsausſchuß den Sold 
felber zahlte, die Schlüffel zu der Rüftlammer, worin das vom Landesgelde 
angeichaffte Gezeng lag, verwahrte und dem Landesherrn als Kriegsrath bei 
ber Kriegführung felber berathend und beichräntend zur Seite trat!) Damit 
mußte auch die Bewilligung der Steuer jelbft mehr und mehr ald Korporatione- 
angelegenbeit erſcheinen und nad Stimmenmehrheit in oder felbft unter ben 
Kurien erfolgen ?"'). 

War nun aber and jo das Geſammtrecht ber Stände in Kriegs und 
Stenerſachen zum Recht der Landſchaft als Körperichaft, als Einheit geworben, 
fo war damit zunächft und an fich doch das alte Verhältniß zwiſchen Ständen 


ww) So fon 1856 in Oberbaiern, wo ber Ausſchuß aus 8 Rittern und 
8 Bürgern bie volle Gewalt erhielt, die Gtenerhebung zu vollziehen, das Gelb 
zu verwahren und zu verwalten unb in einzelnen Raten zu ben einzelnen vor⸗ 
gefehenen Zweden an ben Herzog audzuzahlen. Der Herzog mußte ſich fogar 
verpflichten, im alle ber Verwendung für andere Zwede das gefammte Gelb 
wieber zurüdzuzahlen. Lerchenfeld, Ein. &. CCIV. CCV, bef. Rote 540.. — 
Ueber die fpätere Gteuerorbnung ib. OCXXVIIf. CCLXXXIIL CCCLXV und 
8 74. Sreyberg L 326f. — Im Anfang bes 16. Jahrh. war ein landſchaftli⸗ 
her Ausſchuß von 64 Perfonen befugt, die Steuer auszufchreiben, aufzufegen, 
einzunehmen, zu verrechnen‘, zu antworten, darum Quittung zu geben und von 
gemeinen Landes wegen Quittung und Schabloöbrief zu empfangen. Bol. 
auch Unger I. ©. 44—426. Campe ©. 150f. 

170) Panzer 1. c. S. 205—227. Anhang ©. 126. 

1m) Hegell.c. &. 1% und Urk. im Anhang Nr. 7. 12. 13. 15-18. 25. 
236. Unger S. 890f. verlegt die Entwicklung einer Rechtsanficht, wonach nicht 
mehr blos Jeder für ſich und die Seinen, jondern Alle für das Land bemilligen, 
entfchieden in eine zu fpäte Zeit. Bol auch Wilda ©. 818. . 
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und Landesherrn wicht geändert. Diefem ſtaud vielmehr flatt Cinzelner und 
Benofienfchaften eine Landesgemeinde gegenüber, auf welde das gejammte 
Recht Jener Toncentrirt war. Bon ber Idee eines einheitlichen Stactshaus⸗ 
halte, deſſen Höhe durch das Lunbesbebürfnig geregelt wirb, war babel noch 
nicht die Rebe: fondern Zürft und Landſchaft find zwei Rechtsſubjekte neben- 
einander, weldhe nad) Mafigabe des Bebenertrages gemeinſchaftlich aufgebrachte 
Mittel zu einem gemeinichaftlichen Zwed verwenden. Dabei mochte das Schuß. 
und Treuverhaͤltniß ber Lanbichaft zum Yürften immerhin mit ſich bringen, 
ba die Stände Senem, fo lange er ihre Rechte adhtete, in wirklicher Noth 
eine Beihilfe nicht verfagen konnten: immer ftanden feine perjönlicden und bes 
Landes Debürfnifie fich völlig gleih, ober vielmehr — es gab nur erft 
Ianbesherrliche, noch Feine ſtaatlichen Bebürfnifle. 

Ze häufiger num aber der Fürft eine Steuer forberte, der Landtag über 
fie verhandelte, befto mehr mußten Forderung und Verhandlung barauf führen, 
die Motive für Billigkeit oder Unbilligkeit in bem gemeinfamen und gleid» 
artigen Bebürfnig des ganzen Landes zu ſuchen; ber Gedanke eines 
von den perfönlichen Bebürfnifien fowol des Lanbesherrn wie aller einzelnen 
Untertanen oder ber Landſchaft verfchiebenen Landeshebürfniffes, eines unter 
allen Amftänden zu befriebigenden öffentlihen Wohls, das auf ben Ge 
bieten der Verwaltung und Geſetzgebung ſchon vorher als letztes Ziel des 
Zuſammenwirkens berporgetreten war, mußte entfichen. Es mußte ſich fo die 
Borftellung bilden, daß in Fällen, wo es das Landesbedürfniß erheiſche — 
Fälle, zu denen eine perjönliche Noth des Kürften umb des fürftlichen Hauſes 
unter Umftänben natürlich gleichfalls gerechnet werben konnte — Yürft und 
Landſchaft zum Zufammenwirken verpfliätet und alfo nur das bie zu 
erörternden Fragen feien, ob ein ſolches Landesbedürfniß vorhanden, wie es 
zu bedien, wie endlich Erhebung, Berwaltung, Verwendung und Kontrole im 
Eandesintereffe am beiten einzurichten unb zu fichern jelen. 

Diefe Rechtsanſchanung aber mit ben fi aus ihr ergebenden Kon⸗ 
jequenzen war nur ber Abſchluß einer neuen Begriffsbildung überhaupt, bie 
fih in allen Gebieten lange vorbereitet batte und das Weſen der Landſchaft 
ummwanbelte und vollendete; fie war ein Symptom bes allmälig berangereiften 
Staatsgedantens, befien Bildung dur die Mitwirkung ber Stände umb 
beffen Berhältnig zu bem Begriffe der Landſchaft wir nunmehr noch näher zu 
erörtern haben '’*). 

In den erften Zeiten ftänbifcher Verfaffung gab es ben Gedanken bes 
Landes als eines Staats, d. h. als eines im ftäbtiihen Sinne einheitlichen 
Gemeinwejens noch nicht. Herrichaft und Landſchaft waren zwei Rechtöfubjelte 


70) Der Mangel einer Trennung der Begriffe Land als „Landesgemeinbe” 
und Land als „Staat” iſt die Duelle der meiften Unflarheiten, Zweifel und Kon- 
teoverfen in allen hierher gehörigen Schriften. 
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nebeneinander, die durch die vielfachften Rechtsbeziehungen verbunden, aber nicht 
Glieder einer von ihnen verſchiedenen höheren Einheit waren. Die Herrſchaft 
beftanb aus dem Herm als bem Xräger, ans Land und Leuten als ben 
Gliedern des Berbanbes, welchem aber nur bie berrihaftlichen Diener und 
Grundholden durchaus, alle Andern nur infoweit angehörten, als ihr beſonderes 
Rechtönerbältuig zum Lanbesheren fie dieſem unterwarf. Soweit dagegen bie 
Unterthanen auch dem Landesherrn gegenüber frei unb jelbitändig waren, 
. fanden fie entweder, wie freie und doch nicht ftändifche Gemeinden, unabhängig 
für fi. da, oder fie waren zur Stänbegenofienfchaft vereinigt. Zu ber letzteren 
gehörten aber ferner diejenigen Bewohner bes Laube, welche ben einzelnen 
Ständen als Glieder, Schubpflichtige, Hinterfaffen oder überhaupt in irgend 
welchem eine Bertretung durch jene begrünbenden Verhältniß angehörten, fo- 
- weit eben dieſes Verbältuiß reichte. Sie waren die Schutzgenoſſen ber ftän- 
bifchen Berfammlung, bie zu ihnen in einem fehr ähnlichen Verhältniß ftand, 
wie etwa bie Vollbürgerſchaft zur gefammten Einwohnerſchaft einer Stadt). 
Sie waren daher mittelbare Glieder der Landſchaft, fie nahmen an allen von 
dieſer erworbenen Rechten und Freiheiten paſſiv Theil, hatten Anſpruch auf 
Shut und Wahrnehmung ihrer Iuterefien durch jene und wurben nur bei 
Ausübung der altiven Genoffenrechte von ben wirklichen Ständen vertreten. 
Diefe Bertretung beruhte, je nach dem Verhältniß, in welchem fie ftanben, 
auf total verſchiedenen Fundamenten — bei Gliedern ftäbtifcher Gemeinweſen 
und geiftlicder Stifter auf deren Torporativer Verfaffung, bei ben linterfafien 
oder Schüblingen diefer Korporationen ober bes Adels auf Herrſchaftsrecht: 
nichtödeftoweniger aber erzeugte, da eben ber Gedanke einer Vertretung überall 
wieberkehrte, die Bereinigung der Stände zu einer Geſammtheit die Borftellung, 
daß zwar zunäcft immer die einzelnen Lanbesangehörigen durch bie ihnen 
übergeorbneten einzelnen Stände, gleichzeitig aber bie Geſammtheit aller biefer 
Lanbesangehörigen durch die ftändifche Genoſſenſchaft felber vertreten und barge- 
ftellt werde. Sobald diefe Auffaffung durchdrang — und bas war vielfach ſchon 
vor dem Beginn des 14. Jahrhunderts ber Fall — warb das Land felber 
zum Nechtsfubjelt; das Laub als ber Inbegriff ber dem Lanbesherrm gegen- 
über zu einer ſelbftändigen Einheit organifch verbundenen perjönlichen unb 
dinglichen Rechtökreife trat nunmehr zu ihm in baffelbe Verhältniß, in welches 
in den erften Zeiten bes ftähtiichen Gemeinweiens die Stabt zum Stabtherrn 

en war; e8 wurde eine, organifirte Landesgemeinde, bie durch 
bie Verfammlung ihrer VBollbürger zur Ericheinung kam. Mit vollem Recht 


0) Auch Eichhorn, der gleichfalls für die Landſchaft den m. E. allein ihr 
Weſen richtig bezeichnenden Begriff einer „Landeögemeinde” mehrfach anwendet, 
fagt (9 425) treffend: „bie vereinigten Stände waren durch ihr ganzes politifches 
Berhaͤltniß bie eigentlich vollbürtigen Staatsbürger, das, was in allen Gemeinden 
die fchöffenbaren Leute waren.” Aehnlich Wilda ©. 806. 
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konnte nunmehr die Geſammtheit der Stände im Namen bes Landes handeln, 
ja fi felbft vorzugsweife das Land oder die Lanbfchaft nennen: denn wie in 
den Bollbürgern die Stadt, fo kam in den Ständen das Land zur Erfcheinung, 
e8 handelte und wollte durch fie, durch fie erwarb es Rechte und übernahm eb 
Pflichten. Nicht den Ständen allein, fondern neben Prälnten, Herren, Grafen, 
Freien, Rittern, Mannen und Städten auch allen Armen und Reichen, Edlen 
und Uneblen, Geiftlihen und Weltlichen und allem bem Lande, oder auch 
dem gemeinen Lande, oder bem Sande, ober Land und Leuten ſchlechthin wurben 
Privilegien und Reverfalien ansgeftellt, Rechte umb Freiheiten gegeben, ide 
und Berfprehungen geleiftet‘”). Den herren, den prelaten, den grafen, 
vreyen, dienstmannen, rittern, rittermaeszigen maınen auf dem lande 
und in den steten, den burgern, den pauleuten den steten und den 
mercgten und ueber al allem unserm land in Baiern verfauften ſchon 1307 
bie Herzöge von Münden und Sngolftabt ihre Münze!) Des Landes 
Sreiheiten und Rechte wurden von ben Ständen geſchützt und vertheibigt; um 
bes Landes willen kamen die Stände zufammen, ja es ſchien in ihnen „das 
gemeine land‘* felber verfammelt'?*); ihre Steuerbewilligungen, Huldigungen 
und Verſprechungen galten als vom Lande, ald „von ben Herren unb den 
armen Leuten alles des Landes“ geichehen !?”); ihre Verträge waren „Lande 
verträge*, ihre Bündniffe „Lanbeövereinigungen“, als eine ainung und ver- 
pintnus der grafen, freien ritter und knecht, stet und merckt, /and und 
leut, arm und reich, edi und unedi, all bischof, ebbit, brelaten und 
aller geistlichen ordnung im land zu nidern Baiern bezeichuete fich ber 
Bund von 1394128). Häufig wurben auch ausdrücklich Yreiheiten und 
Rechte den Ständen für die gejammte Einwohnerſchaft des Landes gegeben, 
wie in Lüneburg allerlei Rechte, Gerichte und Gewohnheit für das ganze 
Land ı7), ober ben vier Ständen ber Nieberlaufit „für alle anderen ein- 

170, Zaft alle bairifchen Freibriefe — vom erften Privileg des Herzogs Otto 
v. 1811 an — liefern Belege. Vgl. 3. B. ©.1. 9. (armen und reichen und ge- 
main allem lande gegeben und verschriben.) 18. 14. 15. 16. 13 ıc. So 
wurden in Münfter bie Privilegien dem lande gegeben. v. Kinblinger I, 2. 
©. 148f. — Andere Beifpiele ftellt Unger IL ©. 431—435 zufammen. 8 
bietet aber faft jedes Privileg ähnliche Ausdrücke. 

15) Bei Lerchenfeld S. CXXX. 

118) Daber „dad gemeine Land” zufammenberufen. 3. B. Kindlinger 
l. e. ©. 158. 

2) So in Baiern ſchon 1307 db. Lerhenfelb S. CXXX. Dem Lande 
wurde daher quittirt, von des gemeinen Landes wegen bie Steuer verwaltet, er- 
boben, gezahlt u. ſ. w. ©. au oben Rote 169. 

110) Lerchenfeld ©. 38. 41. Bol. auch die oben citirte Sammlung ber 
mindenfchen Lanbeövereinigungen und eine Reihe von Beiſpielen bei Lünig und 
Mofer. 

19) Für bie Herrichaft Lüneburg und bie Lande, bie dazu gehören, und alle 
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wohner zu Lusitz gesessen, wie die genannt sein mögen !®). Oder die 
Stände bezeichnen fi wol gar felber ald Vertreter oder Repräfentanten bes 
gemeinen Landes oder Volks 9), 

Mehr noch als ſolche Ansdrücke beweilen bie Befugnifie, welche die Stände 
fih nicht nur beim Schuß des ganzen Landes, fondern bei der Vertretung und 
dem Schuß jedes einzelnen Landesangebörigen, der in feinem Recht gekränkt 
ift, beilegten1es), beweift aber vor Allem die Art und Weife, wie fie nicht 
blos im eigenen fondern im Gejammtinterefie wirklich thätig waren, daß ber 
Iandftändifchen Berfaffung in ihrer Blüthezeit die Auffaffung der Stände als 
einer vom Lande verfhiedenen privilegüirten Körperichaft fremb war. Aber 
freilih war die Idee der Landeörepräfentation durch bie Stände von unferm 
heutigen Syuftem der Bollövertretung im innerften Grunde verfchieben 1), . 
Denn einmal war — und hierin Tonnte nach der ganzen Anlage ber Ber- 
faffung kaum eine Sortbildung eintreten — die alte Landſchaft Repräfentantin 
des Landes aus eigenem Recht; fie war nit Organ, fonden Trägerin 
des Landesrechts und der Lanbeseinheit, fie verhielt fidh, um es noch einmal zu 
wiederholen, zum Lande nicht etwa fo, wie ber Rath (ober in fpäterer Zeit 
der weitere Rath), fondern fo, wie die Bollbürgergemeinde zur Stadt. 
Zweitens aber — und bierin trat zwar eine Fortentwicklung, aber in anberm 
Sinne als dem heutigen ein — war bie in ber Lanbichaft zur Erſcheinung 


Stifter, Klöfter, Sotteshäufer, Kirchen und Geiftlichkeiten und alle Burgen und 
Städte und Weichbilde und Dörfer und für alle Perfonen, Die denen vorftehen 
und dazu gehören, Prälaten, Aebte, Pröbfte, Freie, Dienftleute, Ritter und Knechte, 
Ratbmannen, Bürger und Bauern, und alle, die darin wohnhaft und gejeffen 
find, fie feien Laien, Pfaffen, Sungfrauen, Frauen oder Männer, Geiftlihe oder 
Weltliche, welcher Art fie fein mögen. Sacobil.c. I 3.7. 13. 17. 

10%, Neumann L. c. ©. 106. Dazu 177. 178. 181f. 

) So in Lüneburg 1. 3. 1519. Krüger l.c. ©. 85. Unger ©. 434. 
Bilda ©. 819. 

199) Bol. Unger II. ©. 435— 441, wo einzelne leicht zu vermehrende Zälle 
mitgetheilt werben, in benen ein Stanb für ben andern, die Geſammtheit für 
einzelne Unterthanen, ja felbft einzelue Stände für das ganze Land oder für ein- 
zelne von ihnen nicht unmittelbar vertretene Perjonen auftreten. 

103) Died wird bei Erörterung ber Frage, ob bie Lanbftände ald Landes⸗ 
repräfentanten gegolten haben, i. d. R. nicht gehörig gewürdigt, indem die ver- 
fhiedenen Bebeutungen der Begriffe „Land” oder „Volke uud „repräfentiren® 
vermifcht werden. Vgl. 3.3. bie unter einander ſehr abweichenden Ausführungen 
bei Eichhorn, Unger I. 429f., Wilda ©. 818f., die fi bedingt ober unbe 
dingt für, — b. Zachariä, Zöpfl (8 54 XU. 78 IL), 8. Maurer, Blunt—⸗ 
ſchli, die ſich bebingt ober unbebingt gegen den repräfentativen Charakter ber 
alten Landſtände ausfprehen. Im Allgemeinen die richtige Anſchauung entwidelt 
Gampe ©. 93f. 
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it eine bejondere, nem Lanbesherrn und feinem 
ganzen Herrſchaftsverbande gegenüber zur politiſchen nud pri. 
satredtliden Gejammtperfönlihkeit Tonftituirte Landesge⸗ 
meinde. Ginen foljen Begriff aber frunt heute een unter 2—* 
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Stast. Gab es aber einen Staat, fo waren Landesgemeinde und Lanbei- 
berrihaft nicht mehr blos zwei inbivibuelle Einheiten, die burch einen Kom⸗ 
plex von Rechtöbeziehungen verbunden waren, fonbern Glieder bes Staats, 


nicht mehr Soße Verträge, fonbern Eonftituirende, Verfaffung gebende Alte, 
ihre Vereinbarungen über Frieden, Recht und Polizei waren nicht mehr 


10) So beifpielgweife mit ben freien Banergemeinden in Holftein. 

186) Unger I. ©. 391. Krenner, Unleit. © 34—86. Sacobi L 58 
811. So ausdrädlich im braunfchweigifchen Gatebrief v. 1892 und im fchleswig- 
bolftein. Landespriv. v. 1460 ausgeſprochen. Natürlich konnte der Landesherr fo 
wentg feine, wie bie Stände ihre Unterthanen nach Willkür, fonbern nur nad) 
Verträgen unb Herkommen befteuern: aber freilich fehlten den Hörigen wirkfame 
Mittel, fich Recht zn verſchaffen. 
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Rechtsgeſchaͤfte, ſondern Geſetze; die Behandlung des Territoriums nach ben 
Grunbjähen des Privatrechts, feine Teilung und Veräußerung, mußte nun 
um bes Landetwohls willen beichräuft werben, bie Zerfplitterung der Herr⸗ 
haft in eine Reihe einzelner Befugnifie mußte dem einheitlichen Begriff ber 
aus der Toncentrirten Landesobrigkeit einerjeitt, dem einheitlich ausgelibten 
Eanbesrecht andererſeits zuſammengeſetzten rein öffentlichrechtlichen Stantögewalt 
weichen!®). Lanbesherr wie Landesgemeinde waren nuu jeder Organe des ge- 
fammten Landes unb vertraten es, wo fie verfaflungsmäßig Tompetent waren, 
auch allein in feiner Totalität. War daher kein Landesherr da, fo konſoli⸗ 
birte fi) die gefammte Staatögewalt für die Zwifchenzeit fofort in der Land⸗ 
haft). War aber der Landesherr zugegen, fo konnte er ebenfowol bie ihm 
‚allein gebührenden Befngniffe aud über die Hinterfaflen der Stände unmittel- 
bar ausüben unb bie Suterefien berfelben wahrnehmen !), als umgekehrt bie 
Stände befugt waren, im Namen bes ganzen Laudes zu handeln und jelbft. 
die fürftlichen Grundſafſen gegen den Fürften zu vertreten !*%). Am dentlichften 
zeigte ſich dies in den Stenerfachen, in welchen fich nunmehr bie Idee eines 
einheitlichen Staatshaushalts zu bilden begann, bei beflen Feſtſetzung und 
Berwaltung Herrſchaft und Landichaft konkurrirten. Nunmehr nabmen baber 
einerſeits die Stände das Recht in Auſpruch, auch bei ber Beſtenerung ber 


=) Auch im Sprachgebrauch trat biefer Gedanke immer beutlicher hervor, 
indem „um bed Landes willen” ober „von des Landes wegen” Orbnungen er- - 
Iafien, Berträge gefchloffen, Einigungen errichtet wurden, ober auf andere Weiſe 
noch fchärfer bie äffentlichrechtliche Natur folder Akte bezeichnet warb. So ift 
die münfterljche Bereinigung von 1466 um des gemeinen landes willen — 
Kindlinger L c. ©. 148 —, bie Einung v. 1466 b. Lünig L 1584 umb 
‚gemeine salichheit nut und orber des ganzen landes und um eines jedermann 
besondern von dem lande, — bie Medienburger Union „Gott zu Lobe unb 
den Fürften, Land und Leuten zu Ehren Nuß und Wolthat“ aufgerichtet. Bol. 
auch Lünig IL 799. 1509. Krüger 65. 84. 

ss) 1508 erflärten die Stände in Baiern: „es ſei ber Ball vorhanden, wo 
die gemeine Landichaft dem Lande fürzufehen babe." Rudhart I. 308. Frey- 
berg OH. 27. Hier ift ber Begriff von „Lanb” als „Staat? befonbers beutlich 
zu erfennen. 

188) In Baiern begannen bie Herzöge ſchon im fünfzehnten Jahrhundert, 
das Verhältniß der Hinterfafien des Adels and bem von Adelsunterthanen in 
bas von Laudesunterthanen zu verwandeln. Der ganze Streit und Krieg mit 
dem Löwenbunde drehte ſich um biefe Frage! 

w) So nahm bie bairiſche Ritterfchaft in ihre Beſchwerdeſchrift von 1499 
die Klagen der armen Leute, fonberlich der Urbarsleute des Herzogs felber über 
den Drud ber berrfchaftlichen Beamten auf. Sie ftellte aber freilich dabei ben 
Grundfatz auf, ba billigerweife dieſe Leute nicht bei ihnen, fondern bei dem 
berzoglihen Rentmeifter Schug und Zuflucht finden müßten. Panzer, Anh. 
©. 11. Kreuner, Landtagehandl. XIII. ©. 12. 

L 87 
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Inndeöberrlihen Hinterfaflen und Bogteileute mitzuwirken, fo baß biefe nur 
nach Iambichaftlicher Bewilligung befteuert werben burften, dann aber auch be» 
fteuert werben mußten, weshalb zu befierer Kontrole oft jelbft die Exhebung 


.. folder Steuern von ben Iandidhaftlichen Steurern ausgieng!®). Jusbeſondere 


verftand es fi), feitben mit bem 14. und 15. Jahrhundert die indirekten 
Stern auflamen, für dieſe ganz von jelbft, daß bern Bewilligung midht 
blos die Bewilligeuben, fondern das Sand verbinde, mit anberen Worten ein 
Stenergefeg fhaffe'"). Andererſeits firebten die Fürſten danach, am ber 
Beſetzung der von den Ranbftänden ernannten Ausichüffe zur Erhebung und 
Berwaltung der Steuern Antheil zu erlangen, damit ein gemeinkhaftlich be 
ftelltes Steuerorgan, das den Staat, nit die Landſchaft vertrete, zur Ext- 
ftehung Tomme:!®). Bezüglid des landetherrlichen Bermögens einerjeits 
landſchaftlichen andererfeits machte fi ſchon jetzt Die Anfauung geltend, daß 
beides Staatsvermögen fei, das nur zunächft verichiebenen Zwecken biene 
und verichiedener Verwaltung und Kontrole umterliege. Jenes war zunädht 
für den Landesherm unb die Iambesherrliche Familie beftimmt, allein bie 
Meberfchäffe mußten im Lanbesiuterefie verwandt werben; besbalb finbet man 
ſchon früßzeitig die Beftimmung, daß anch Inmdesberrlidhe Domänen, Schlöffer, 
Burgen und Güter nicht ohne Bewilligung bes Landes veräußert werben 


ri 


10) Unger IL 422 — 424 8. Maurer ©. 259. In Braunfchweig- 
Lüneburg 1527. Jacobi L 145. In Baiern erlangte die Straubinger Yanb- 
haft im 3. 1459 (Krenner L c. II. 202) bie Zufage, daß bie Kammerbauern 
in gleicher Weiſe befteuert werben und die von ihnen erfallenden Beträge au 
die landſchaftlichen Berorbneten ausgeantwortet werben follten. Ebenſo 1463 
Krenner VL 51. Lerchenfeld S. CCLXXXVL Aehnlich 1493: bes Herzog 
Kaftenleute, Urbargüter und Hofmarchsleute follen zugleich „in biefem Unfchlag 
verfaßt fein.” Krenuer, Unl. ©. 87. Note. Bol. au Rudhart L 257 f. 
Sm 16. Zahrhundert beftand ſodann, während ber Herzog wieberbolt behauptete, 
die Ranımerbauern ohne bed Landtags Wiffen beftenern zu bürfen, die Landſchaft 
mit Erfolg auf ber Gleichſtellung derſelben. Bol. Freyberg IL S. 440. 441. 
— Sn fehr vielen Ländern ift es aber allerbings hierzu nie gelommen (3. B. in 
Schleswig-Holftein) oder die Fürften Haben fpäter die alleinige Beftenerung ihrer 
Hinterſafſen fich wieder gefihert: Pütter, Beiträge L S. 180— 183. 

m) Unger IL ©. 415—422. 8. Maurer ©. 459. — Die älteften in- 
direften Eteuern (Ungelder, Zinfen) tommen 1336 in Böhmen, 1359 in Defter 
reich, 1438 in Sachen, 1467 in Brandenburg, 1517 in Lüneburg vor. Su 
Balern 1488 vergeblicher Berfud). 

18) Nach langem Streit — befonbers i. d. 3. 1519. 1529. 1536 — erlang- 
ten die batrifchen Herzöge durch einen Vergleich mit der Landſchaft bie Mithaub- 
(ung bei der Gteuererhebung unb bie Berwaltung ber Laudeskaſſe durch Eine 
von Fürſt und Ständen gemeinfam beftelte Behörde Freyberg IL ©. 1927. 
215 f. 230 f. 
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bürfen ). Indeß drang bier bie Anfchanung, daß ber Staat Eigenthümer 
fei, im Allgemeinen nicht durch und trat natürlich in fpäterer Zeit mit bem 
Sinten ber ftänbifhen Befugnifie wieder mehr zurüd. Daß bagegen bie 
landſchaftliche Steuerkaffe Landeſeigenthum fei, daher auch nur im Sntereffe 
bes Landes ober zu ben fpeciell feftgeießten Zwecken verwandt werben bürfe, 
wurbe frühzeitig anerkannt"), 

Auch der nuter Mitwirkung ber Stände ober von ihnen allein eingeſetzte 
Rath wurde mehr und mehr Staatsorgan, und die ganze Verwaltung wurbe 
in allen ihren Zweigen — befonders auch in der Polizei und im Kriegsweien 
— immer mehr nad dem im dem engeren Kreife ber Stabtgemeinben bereits 
verwirflichten Vorbild in eine einheitliche Staatöverwaltung, bie nur in einer 
Mehrheit von Organen tbätig war, verwandelt. 

Freilich indeg war biefe Entwidiung weder in allen Ländern gleichmäßig, 
noch irgendwo bereit# am Ende bes Mittelalters vollendet. Dahin insbefon- 
dere, dat in dem neuen Begriff des Staats die befonderen Redhtseinheiten 
ber Lanbesherrichaft und ber Landſchaft völlig verſchmolzen wären, ift e& nirgenb 
gefommen. Der Staat blieb, fo lange die Stände überhaupt eine felbftänbige, 
uicht erft vom Landesherrn abgeleitete Stellung behaupteten, eine zweigliebrige Ein- 
beit. Als aber in den folgenden Jahrhunderten die nothwendige Konfequenz ber 
immer mächtiger werbenden Staatsibee ihre volle, einheitliche Verwirklichung 
forderte, waren die Stände innerlich bereits zu verfallen, äußerlich zu machtlos, 
am ihren Antheil am Staat zu behaupten und wurben von der fi) allein ber 
Staatsibee voll und ganz bemädhtigenben Landeshoheit mehr und mehr aus dem 
öffentlichen Recht als privileglirte Korporationen in das Privatrecht hinüberge- 
drängt. Gänzlich hörten. nunmehr in ben meiften Rändern bie Landichaften auf, 
eine Lanbeögemeinde zu fein, das Land ober Volk in eigenthümlicher Form zu re» 
präfentiren, und gänzlich waren fie, engberzig und muthlos, nur noch für 
fi thätig. Wollten aber in einzelnen Xerritorien einmal die Stände im 


m) So 1874 in Branufhweig. Kleinſchmid L 89. Im 20. bair. Brei. 
brief v. 1896 ©. 45; im 28. v. 1402 ib. ©. 52. Bol. ben 25. freiart. 
©. 198. S. au Panzer ©. 278. 374. 1508 wurben aber. in ber Erflärung 
ber Landesfreiheit des Landesherrn eigne Güter ausgenommen. Panzer ©. 282. 
Krenner XVII. 118. Lerchenfeld ©. 246. — Ueber Brandenburg Buchholz 
V. Ur. ©. 162, 

w⸗) Die Landſchaft galt feit dem 16. Jahrhundert im Allgemeinen nicht 
mehr als Eigenthümerin, fonbern ald Berwalterin ber Landeskaſſe. Doch findet 
fich auch fpäter vielfach noch eine Auffaffung, welche bem Lande ale ſolchem dem 
Regenten gegenüber Bermögen und Schulden zufchreibt unb unter ben „Lande“ 
nicht gerade ben Staat, fonbern ben in ber Lanbichaft ald Rechtseinheit barge 
ftellten Inbegriff der Untertanen verfteht. (So in Kurbefien bi 1866; in 
Württemberg bis 1806.) | 
87* 
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Namen bes Landes auftreten, fo wurbe ihnen das Recht dazu befiritten 1°) 
und es entftanb unter den Publiciften die im vorigen Jahrhundert lebhaft ge- 
führte Kontroverfe, ob den Landſtänden überhaupt jemals eine Lanbesreprä- 
fentation gebührt habe ober gebühre'). Namhafte Stantslehrer bejahten bie 
Frage '"), fie aber giengen bereit# vvn einer ber mobernen Idee der Bolls- 
vertretung näher ftehenden Anſchanung aus, bie auch in einzelne Yanbeöver- 
träge Aufnahme fandıe). Die Idee der alten Landesgemeinde, bern Boll- 
genofjen die Lanbftäude feien, war Iängft erlofchen. | 

Wie dies geichehen, wirb unten kurz gegeigt werben '"). Hier galt es zu- 
nähft, die anfteigende Kurve ber Entwicklung ausführlicher zu verfolgen und 
daran zu zeigen, wie bie Idee des modernen Staats mit nichten wur aus der 
Lanbeshoheit und dem Obrigkeitsgebanten entiprungen ift, fondern aus berem 
Zufammenwirken mit ben fi wahrhaft großartig emtfaltenben Lanbflänben, 


106) So zogen ſich bie Gtäube von Gera gegen Ende bed vorigen Jahr 
hunderts burch den in einer ihrer Schriften gebrauchten Ausdruck, daß fie „Re 
präjentanten des ganzen Reußifchen Volles wären", einen fiöfalifchen Proceß 
zu Pütter lc. ©. 188 Note b. 

196) Bertritten v. Hoffe, über das Stantseigentfum und bad Staatöreprä- 
fentationsrecht der deutſchen Lanbftände, Roftod u. Leipzig 1794 bei. S. 157f. 
und ©. 211f.; Lange, von bem vermeintlichen Alter ber deutſchen Land⸗ 
fände u. U. 

sw) So fchon Vitriarius, inst. jur. publ. IIL 17 9536. Moſer ©. 848: 
fie feynb Repräfentanten bed Landes in favorabilibus et odiosis, custodes 
legum et jurium patrise, Vorſtehere und gleichfam Bormündere des Landes. 
©. 1800: wo nun Randflänbe feyub, repräfentiren biefelbige bad ganze Land. 
Pütter L c. ©. 183 f. läßt Lanbfchaften dann „als Repräfentanten ber fänmt- 
lichen Untertbanen eined ganzen Landes“ gelten, wenn die von ihnen nicht be 
willigten Steuern auch auf Ianbeöherrlihen Aemtern und Kammergütern wicht 
erhoben werben dürfen. Häberlin, Staater. (1799) II. 29 meint, die Land» 
ftäube ſeien oder ſollten fein „bie wahren Repräfentanten.... alſo Organ ber 
Nation‘. Jacobi, Auflöfung einiger Zweifel ꝛc. Hannover 1798. ©. 76f. 
Leift, Staater. 9 44, Struben u. U. ſprachen fih in demſelben Siune ans. 
Rudhart I 143 fagt von der batrifchen Föderation, fie jet durch den Zutritt 
ber Pfaffheit zu den Nittern unb Bürgern geworben „eine Schranfe gegen der 
Herzöge Willkür, ein Berein, der wirkfam ohne Tadel nicht weiter gieng old bas 
Recht, int ſchon des Landes Bertreter und Mund geworden, von nun 
au bie Landſchaft felber genannt zu werben verdient hat.” 

10) Go wurde ben Lanbftänden von Schwarzburg-Rubolftadt i. 3. 1722 
zugeftanden, daß fie „bad ganze Rand repräfentiren, auch vor baffelbe fidh ver- 
bindlich madhen‘. Mofer ©. 886. Ebenſo in Braunfhweig In Württem- 
berg wurden 1780 bie Sanbftände ausdrücklich ald „corpus repraesentativum 
bes gefammten lieben Baterlanbs“ bezeichnet. 

10) Bol. unten $ 60. 
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unter dem Einfluß des Einungtgedankens, erwuchs. Aus ber Landeshoheit, bie 
ihrerſeits in ihrer Entwicklung, wie ſchon von Anbern bemerkt worben ’”), von 
ben Ständen nicht anfgehalten fonbern beichleuntgt ift, allein hätte ſchwerlich 
je ber dentſche Staatögebanke fich bilden können, ein Gedanke, ber fih von 
dem antiten Staatsgedanken jo wejentlih vor Allem burdy die Anerkennung 
bes öffentlihen Rechte als Rechts — dies wertbvolle Refultat ber langen 
Alleinberrichaft des Privatrechtz — unterfcheidet. 


H. Das ländliche Genoflenfhaftswefen. 
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So ftehen wir an dem Punkte, anf weldem das Ginungsweien bas 
Höchfte, was es zu leiften vermochte, geleiftet bat. Bon unfcheinbaren An- 
fangen and haben jene Gilbonien, jene Verſchwoͤrungen und Berbrüberungen, 
welche die mädhtigften Karolinger im Borgefühl der dem Herrſchaftsgedanken 
broheuben Gefahr vergebens im Keime zu erftidlen ſuchten, das gefammte 
Öffentliche und private Leben des deutichen Volks (nnd in etwas anderer Weiſe 
das aller europäijchen Nationen!) von Grund aus verändert und nen geichaffen. 
Sie haben in ven dunklen Jahrhunderten, welde dem Zerfall ber fränkiichen 
Monarchie folgten, eine wenig beachtete und jchwer zu entbüllende Kindheit 
fortgeführt; fie haben ſodann, während Lehnreich und Hierarchie die großartigfte 
aller Organifationen vollendeten, deren ber nun allmäcdhtige Gedanke des Treu⸗ 
bienftes fähig war, Yaugfam einen neuen, zum Träger jüngerer Kultur be- 
rufenen Stand herangebilbet; fie haben enblih in ben Zeiten bes Verfalls 
aller von oben ſtammenden Inftitutionen aus dem Chaos, in das ſich alles 
Alte zu Idfen ſchien, eine fiannenswerthe Fülle von Neubildungen geichaffen, 
in benen fich die Nation durch freiefte Selbftthätigkeit von unten und innen 
heraus neu Eonftituirte. In freien ftäbtifchen Gemeinweien haben fie ben 
älteften ftnatlichen. Verband des deutſchen Rechte anf Grundlage ber Selbft- 
regierung unb bes gekornen Rechts heraufgebildet. Den immer voller erblähen- 
den Bürgerftanb haben fie nach feften Silben gegliedert und neben ber politi- 
ſchen und religisien Bereinigung Handel und Gewerbe genoſſenſchaftlich 
organifirt. Bon den Städten aus haben fie alle anderen Stände ergriffen. 
Sm Herrenftande haben fie neben einer Reihe Iojerer Verbindungen vor Allem 
eine Bewegung auf gemofienihaftlihe Neubildung ver Familie hervorgerufen. 
Den nen eutftehenden niederen Abel haben fie auf Grund einer Anzahl un⸗ 


. So von Wilda 1. c. 809 und von Hegel in ber angef. Schrift. 
Wilda bedient fich dabei bed treffenden Ausdruds, daß durch die Mitwirkung 
der Sanbftände ber Abſchluß der Lanbftlände zu „Territorialgemeinweien" geför- 
dert ſei. 
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vollkommenerer Gemeinſchaften zu Ritterſchaften abgeſchlofſen. In der Beift- 
lichkeit haben fie Wurzel gefaßt und das religiäfe Genofſenſchafteweſen auf 
feinen Höhepunkt geführt. Sie haben der Wiflenfchaft die erfien Stätten be 
reitet. Jeden alten ober nenen Beruf im Volle, — vom Amte ber Herrſchenden 
bis zu ben verachteten Künften ber fahrenden Leute, vom geiftlichen Amt bis 
zum Handwerk ber Räuber und Beitler, vom alten Schilbeamt bis zum 
‚neuen Sölömeramt, von der hohen Kunft ber Steinmeben bis zur einfachen 
Lohnarbeit, vom großen überfeeifchen Handel bis zum Krämeramt, vom Lehramt 
der Univerfitäten bis zur Fechterſchule, vom induftriellen Gewerbe der Bergleute 
bis zu allen Gattungen bes Handwerks, vom Amte ber für den gröhten Theil 
bes Sahres über die Meere zerftreuten Schiffer bis zu den zahllofen Klofter- 
ähnlichen Gemeinſchaften der Wohlthätigen und Frommen, von der Kunft bes 
Sanges bis zum wehrhaften Beruf der Schügen — bat das Einungsweien ge 
noffenfchaftlich gefaltet, in fefterer ober Ioferer Form über den Sunungen, 
Zünften oder Brüberfchaften höhere unb allgemeinere Genofjenverbänbe er- 
ſchaffend. Schon bat in einzelnen Beziehungen die Mannichfaltigkeit des 
Lebens begonnen, bie feften DBerufögenofienichaften und Gemeinheiten in 
mehrere Zweige zu fpalten, geiftlihe und weltliche, bürgerliche und gewerbliche, 
Haupt» und Nebenvereine von einander zu ſcheiden und im Anſchluß an 
Sachgemeinfhaften und Verträge ein Aſſociationsweſen für einzelne Soede 
vorzubereiten. Bor Allem aber bat unter den verſchiedenen Gliedern ber 
Länder und bes Reichs das politiiche Einungsweien in unüberſehbarer Ge⸗ 
ftaltenfülle Verbindungen anf Berbinbungen geſchaffen und gelöft, bis ans bem 
Wirrwarr ber Bünde, Eidgenofſenſchaften und Gefellihaften eine fefte Orbuung 
bes öffentlichen Rechts erwachſen if. Aus Kaufmanns und Stäbtehünden ift 
die große Hanbelörepublit des beutichen Rorbens erftanden, ftähtiidhe Bundes 
gemeinweſen haben fi in allen heilen des Reiches Touftituirt und die auf 
Vereinigung gerichteten politiihen Bewegungen geleitet. Bürften- und Herren- 
bünbe, Nittereinungen, Unionen ber Prälaten und Kleriker find ihnen zur 
Seite getreten. Die Stände mit einander haben in Lanbfriebensbünden eine 
höhere Rechtsordnung zu errichten gejucht. Mehrfach ift das letzte Biel her 
Einung, das föberative Reichögemeinmweien feiner Berwirtlihung nahe geweſen 


und, wenn and eine ſtaatliche Einheit dem Reiche nicht errungen ift, eine 


ewige Reichdeinung mit einzelnen ftantlichen Befugnifien wenigftens tft ſchließ⸗ 
lich gerettet. Wahrhaft ſtaatliche Bedentung dagegen Bat bad Einungeweſen 
in den Territorien erlangt, indem es vereinzelt freie Landesgemeinweſen ge 
ihaffen, indem es einzelne derjelben bunbesftantlich zuſammengeführt, indem es 
enblih in den Ianbesherrlichen Xerritorien durch bie von ihm bedingte und 
beftimmte landſtändiſche Entwicklung den fürftliden Staat herzuftellen ge 
bolfen bat, 

Hier aber freilich trifft Die Einung ſchon Bart mit einem neuen Gedanken 
zujammen, dem fie fi bald auf allen Gebieten beugen, dem fie endlich unter- 
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Tiegen foll. Denn ber durch die Einung verjüngten Genofienfchaftsidee gegenüber 
bat ſich Die Herrichaftsidee allmälig durch den Gedanken einer Land und Leute gleich 
mäßig umfaffenden Obrigkeit nicht minder kräftig verfüngt und ftellt der Rechts⸗ 
und Berfaffungsbildung von unten unb innen bie einheitliche, zwingende, Recht 
und Ordnung von oben und außen fhaffende Stantsgewalt entgegen, welche der 
politiſchen Selbftänbigkeit abhold und der die Sorge für das Gemeinwohl 
monopolifirenden Bevormunbung zugethan ift, dafür aber ftatt der ftänbiichen 
Gliederung gleiches Geſetz für Alle, ftatt der fich überhebenden Beſonderheit die All⸗ 
gemeinheit zur Geltung zu bringen beitrebt if. So unerihöpflich die Kraft ber 
mittelalterlichen freien Aflociation zu fein jcheint, diefem neuen, überlegenen Ge⸗ 
danken vermag fie nicht zu trotzen. Sie vermag ed um fo weniger, als in demſelben 
ſtufenweiſen Hortichritt, in welchem das obrigkeitliche Syſtem fich entfaltet, das Ge⸗ 
nofſenſchaftsweſen innerlich verfällt. Schon im 15. Jahrhundert ift offenbar, daß 
die fchöpferiiche Kraft der Einung abnimmt; im 16. Jahrhundert tritt ein ent- 
ſchiedener Stiliftand in der Genoſſenſchaftsbewegung und damit eine Srftarrung 
bes korporativen Lebens in ben bergebrachten Yormen ein; von da an jchreitet 
unaufhaltiam die völlige Entartung ber Genofienihaften fort, immer fchärfer 
fondern fie die Stände, die fie einft zu verbinden fuchten, immer enger ziehen 
fie den Kreis ihrer Verbände, immer näher und kleiner juchen fie ihre Ziele, 
immer böber heben fie die Beſonderheit über das Allgemeine. Ein das ganze 
Boll ergreifenbed Syftem privilegtirter Korporationen, bie aus lebendigen 
Gliedern eines großen nationalen Organismus zu rein individuellen Organis- 
men geworben, bebroht das öffentliche Leben mit Zeriplitterung, Berengerung 
und Untergang, bis endblih nur die Steigerung ber Landesobrigkeit zu fürft- 
lichem Abſolutismus im Stande ift, durch fchonungslofe Vernichtung ber 
zwiſchen dem Staat uub dem Individuum in ber Mitte ftehenden Verbände 
ben Gedanken der Allgemeinheit zum Siege zu führen. 

Wenn bie legten Gründe, welche die Entwidlung fo verlaufen machten 
wie fie verlaufen ift, gleich unerforſchlich fein mögen wie bie legten Gründe 
der dunklen Bindungen der Kulturgefhichte überhaupt: fo war doch von ben 
erfennbaren Urfachen, weldhe auf ein derartiges Refultat zufammenwirkten, un- 
zweifelhaft bie wichtigfte die Nichtbetheiligung ber landbauenden Bevölkerung 
an ben politifchen Neubildungen der Zeit. Denn aus noch fo freien und 
blähenden Städten und noch fo mädhtigem Abel konnte ein großer und freier 
Staat nie hervorgehen, wenn ihnen nicht ein als Geſammtheit organifirter, am 
Stantöweien aktiv betbeiligter, im öffentlihen Recht gleichberechtigter Bauern- 
ftand zur Seite trat. Ohne einen ſolchen Abſchluß mußte nothwendig die 
ftänbifche Gliederung aus einer Organifation bes Volks zu deffen Zerlegung 
in privileglirte und unterbrüdte Klaffen führen. Schon die Betrachtung der 
vereinzelt vorkommenden Ausnahmen, welde in ihrer Singularität die Regel 
gewifiermaßen von felbft ergeben, hat ben Beweis der obigen Behauptung in - 
einigen Städen erbradt. Es erübrigt nun aber, auch pofitiv den Fortbeſtand 
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bes älteren, durch die neuen Rechtövorftellungen weber äußerlich noch innerlich 
fortgebildeten Tänblichen Genofienichaftsweiens und deſſen Ausſchluß von ber 
Einungsorganijation als den allgemeinen Rechtszuftand darzuthun. “Der bis- 
berigen Schilberung des Binungsweiend ift Daher gewiſſermaßen als ein Gegen- 
bild eine ſummariſche Darftellung bes ländlichen Genofienichaftsweiens im 
Mittelalter gegenüberzuftellen. Damit wirb zugleih bie früher verfämmte 
nähere Behandlung der älteren Sanbgemeinbeverfaffung nachgeholt werben, in- 
dem bie innere Struktur ber ländlichen Genofjenihaften ſchon bald nach der 
Voͤlkerwanderung im Wefentlichen diefelbe war, welche fie im Ganzen bis 
über das Mittelalter hinans blieb. Auch wird damit zugleich die Darlegung 
ber ländlichen Genofienichaften ber Neuzeit injoweit verbunden fein, als beren 
Formen bis ins 17. und felbft ins 18. Jahrhundert unverändert dauerten. 
Eine zufammenfaffende Darftellung bietet freilich gerade hier eigenthüm- 
liche Schwierigkeiten dar. So rei und manmichfach Formen und Inhalt des 
mittelalterlichen Bereinsweiens in allen feinen Zweigen waren: das Genoffen- 
ſchaftsweſen ber Landleute übertrifft fie alle an bunter Geftaltenfülle. Zwar 
lebte and jede anbere Genoſſenſchaft ihr eigenes Leben und entwidelte ihr 
eigenes Recht: allein ein lebhafter Verkehr umd ein vielſeitiger Gebankenaus- 
tauſch riefen doch in den übrigen Ständen eine gewifle Gleichmäßigkeit der 
Ziele und damit allmälig eine beitimmte Reihe feft ausgeprägter Rechts⸗ 
inftitute hervor. Die Genoffenfhaften ber Landleute dagegen verbarrten in 
einer Iſolirtheit, welche kaum einen Einfluß der benachbarten Schweftern, ge- 
ſchweige denn eine Wechſelwirkung entfernterer Landſchaften auf einander zu- 
ließ. So entitand ein buntes Gemiſch von Berfaffungsformen, die nicht nur 
Anwendungen befjelben Principe anf verſchiedene Berbältnifie, fonbern total 
verſchiedene Principien enthielten. Nicht nur nad ber Verichiedenheit bes 
Stammes, ber örtlichen Lage, bes urjprünglich deutſchen ober germmmifirten 
Bodens, bes zerftreuten oder borfweiien Wohnens, der mehr oder weniger fort- 
geſchrittenen Marktheilung, ber an Sand und Leuten beftehenben öffentlichen - 
oder eigenen, ftärferen oder ſchwaͤcheren Derrenreihte un. f. w., fonbern oft ohne 
alle fichtbare Gründe in dicht neben einander Tiegenden Marken waren Grund- 
Iage, Organtjation und. rechtliche Bebentung der Genofienfchaften ungleich ger 
ftaltet. Verſchieden war in ihnen das Verhältniß von Perfönlichkeit und 
Dinglichkeit, von öffentlihem und privatem Recht, von Geſammtheit und 
Porftänden bemefjen, verjchieben waren die Wege, auf weldhen, und bie 
Beziehungen, in welchen an manchen Orten eine Umwandlung ber alten Ge⸗ 
noſſenſchaft und des alten Geſammteigenthums in eine genofſenſchaftliche Ge- 
meinde unb ein Gemeindevermögen von innen heraus begann oder vollzogen 
ward. Größere Berichiebenheiten aber noch entſtanden, als an biefe mannid- 
fachen Berhältnifje die Staatögewalt herantrat und, indem fie beſchränkend, 
uniformirend und regulirend eingriff, die Herftellung einer Gemeinde als eines 
politifchen Verwaltungsbezirks anftrebte. Denn nunmehr begegneten fich wicht 
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nur eine aus dem Sunern ber Gemeinde kommende und eine von außen auf 
fie wirkende Richtung, ſondern es entftand eine doppelte Richtung in ber Ge 
meinbe felbft, indem dieſelbe einerſeits langſam eine Nenbildung vollzog, 
anbererfeitö aber bie entgegengejeßten, bem Geift verfchollener Jahrhunderte 
entfprungenen Formen ruhig fortipann. Vom öffentlichen Leben ber Nation 
abgefchnitten und, weil er feit lange nur Nenerungen zum Schlimmen erlebt, 
jede Neuerung als Berihlimmerung fürdhtend, fuchte ber Banernftanb bie 
Refte feiner genofjenjhaftlihen Berfafjung z&h feftzuhalten ober einfeitig aus. 
zubanen, ohne fie doch innerlich durch einen neuen Geift beleben zu Tönnen, 
In dem fo entftandenen Gemiſch alter und neuer Principien und Sormen, in 
dem unvermittelten Nebeneinander moderner nud uralter, in anderen Volks⸗ 
freien längft untergegangener Rechtsanſchauungen ift es oft fchwer, die wirken. 
deu Kräfte zu erkennen. Dies wirb um fo fchwieriger, ald innerlich durchaus 
verſchiedene Richtungen oft Achnliches oder Gleiches wirken, wie 3. B. bie alte 
Dinglichkeit und die nene Xerritorialität, das alte perfönliche Genoſſenrecht 
und das neue Ortsbürgerrecht, die Grundherrſchaft und die Obrigkeit n. ſ. w. 
Auch die neneften Forſchungen auf biefem Gebiet haben bier kein volles Licht 
verbreitet‘). 

Aus diefen Gründen Tann die folgende Darftellung, welche von einer 
Beherrſchung bed maflenhaften Stoffes abjehen mn, nur relativen Werth be- 
anfpruchen. Der Verſuch, die reichhaltige Sormenbilbung auf gewiſſe einfache 
Gedanken zurüchuführen, bebingt Hierbei die Zufammenfaffung bes Länblichen 
Genofienichafteweiens als Eines Inftituts. Als ſolches foll es zunächſt in 
feiner älteren Struktur, dann in feiner beginnenden Ummwanbinng bargeftellt 
werben. Die Herftellung ber politifchen Gemeinde im neueren Sinn und die 
bamit vielfach verbundene Ausſcheidung befonderer agrariicher Korperſchaften 
wirb ber nächften Periode, bie nähere Unterfuhung der rechtlichen Natur ber 
Gemeindeperjönlichkeit und des Geſammteigenthums dem zweiten Theile vor- 
behalten. | 


9 58. Die ländlihen Genoffenfhaften?). 


A. Die Genofienihaften, in welchen die ländliche Bevoͤlkerung während 
des Mittelalters unb im Begiun ber Neuzeit lebte, zerfielen äußerlich einmal 


1) Schft Maurer's unfchäpbare, auf ber Beherrichung eines kaum überfeh- 
baren Gtoffs beruhenbe Werke ergeben gerade wegen bes Weberwiegend bes Stoff⸗ 
Tichen kein Mares Bild der Gegenfätze nad Zeit und Ort. Thudichnum aber 
gelangt durch bie einfeitige Betrachtung einer Anzahl von Weisthümerrn Einer 
Gegend ſchließlich zu einer Auffaflung, welche die Ortöbürgergemeinde ſchon in 
die Alteften Zeiten hineinträgt. 

s) Bol. die zu 3 7 in Rote 1 citirten Schriften. Weberbied Weiske, prakt. 
Unterfuchungen. Heft IL Sternberg, heſſiſche Rechtögewohnheiten. Heft L 
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nad) der Beichaffenheit ihrer Mark und zweitens nach ihrer Stellung zu einem 
Herm in verfdhiebene Gattungen. 

I. Die Beſchaffenheit der Mark begründete einen burdhgreifenben 
Unterſchied zwifhen Dorfihaften, Banerfhaften und größeren Mark⸗ 
genofjenfhaften. Dorfichaften und Bauerſchaften unterſchieden ſich dadurch, 
daß bei jenen eine gemeine Feldmark vorhanden war, bei dieſen die auf Ein⸗ 
zelhoͤfen figenden Genofſen nur Wald und Weide gemein hatten; beide 
kamen aber darin überein, daß fie mit ihrer wirthſchaftlichen Bedentung bie 
Stellung einer politifhen Ortögemeinde (Nachbarſchaft, burscap, vicinia, villa, 
locus) vereinten*). Größere Markgenofſenſchaften dagegen, weldye von mehreren 
im Mebrigen jelbftändigen Dorfichaften oder Höfen mit Rüdfiht auf eine 
unvertheilte Mark gebildet wurben, waren fehr verichieden nach Urfprung und 
Bedeutung. Indem fie bald die Fortſetzung einer im Beſitz ihrer Allmenbe 
gebliebenen Volksgemeinde hoͤherer Orbuung, insbeionbere einer Gent- ober 
Gogemeinde bildeten?), balb aber aus bloßen Drtichaftsmarken, beren Iufafien 
fih von vornherein oder durch fpätere Vervielfältigung der Wohnpläke im 
mehrere Nahbarfchaften getrennt hatten, hervorgegangen waren*), beftanben 
zwar mandhe von ihnen als Gent- oder Gogemeinden, andere als bie eigent- 
lichen Ortegemeinden fort, wieber andere entwidelten fi zu freien Landes⸗ 
gemeinden ober body zu Amts- und Gerichtsgemeinden“): bie Mehrzahl aber 
ſank ſchon jet zn bloßen Wirthſchaftsgemeinden mit wenigen ober gar Teinen 
politiſchen Reminiscenzen herab. Auch als Wirthichaftsgemeinden indeß waren 
fie noch feine Privatlorporatiouen im heutigen Sinn, ſondern ſetzten nur ant- 
ſchließlich die Eine Seite der alten Volksgemeinde fort. Schon die im Marl. 
eigenthum liegenden polizeilidhen und richterlichen Befugnifie ficherten ihnen 
entſchieden eine Öffentlichrechtliche Bebentung. Freilich aber giengen fie der Ber- 
wanblung in bloße privatrechtliche Gemeinſchaften unaufbaltfam entgegen*). 
Eine jtetig wirkſame auflöjende Tendenz ſchwächte fie häufig zu bloßem Mit- 
eigenthum ab, um endlich durch Vertheilung befielben ihren völligen Unter- 





.—— um 


Renaud, 3. f. D. R. IX ©. 1f. Römer ib. XII. ©. 9f. Bluntfgli, 
kritiſche Meberihaun TI. 291f. v. Löw, Markgenofſenſchaften. Stüve, Wein 
und Berfafiung ber Eandgemeinden unb bed Länblichen Grundbefiges in Rieder 
ſachſen und Weftphalen. Iena 1851. Voigt, Geſch. Preußens VL ©. 732 — 
740. Hanffen, Fehmarn &. 101f. Dunder, Geſammteigenthum &. 152 f. 

2) Bol. oben 5 8. 24. 

) Thudichum S. 115—151. So richtig er jchließt (S. 182), „daß jede 
Zent ehemals eine Mark geweien fein muß“, fo unrichtig ift feine Aunabme, baf 
es urſprünglich nur Gentmarten, alfo gar keine Dorfallmenbe gegeben habe. 
. ©. 34. 130. 181. Vgl. Maurer, Ein. S. 84f. Dorfo. L 40 f. 

*) Bol. oben 8 9. 
») Val. oben $ 24. 25. 49. 
% Vgl. unten g 55. 
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gang herbeizuführen. Diefelben Kräfte, welche von Anbeginn ben großen 
Marten feindlich enigegengewirft hatten, wie die Erblichkeit und Theilbarkeit 
der Aemter, die Zeriplitterung in einzelne Hof- und Dorfmarken?), die Ab⸗ 
ſchliehung, Abmarkung und Ausbehnung der ben Markverband zerreißenden 
Grmmbherridhaften®), waren theild unveräubert thätig, theils wurben fie durch 
die Eutftehung der Stabtmarken und ber ritterichaftlichen Güter geftärkt und 
vermehrt. Desbalb nahm die Zahl und ber Umfang ber großen Marten 
tmmer mehr ab. Aus dem größten Theil von Deutfchland waren fogar ſchon 
bie Spuren ihres ehemaligen Vorhandenſeins völlig verſchwunden. Im Weſten, 
befonbers in Weftpbalen, Niederfadhien, am Nieder- und Oberrhein, in ber 
Wetterau und in der Schweiz famen fie zwar noch bis in die neuere Zeit 
fehr zahlreih, im Schwarzwald, in Franken und fonft vereinzelt vor): allein 
auf die Nechts- und Berfaffungsbilbung im Großen und Ganzen Tonnten fie 
keinen Einfluß mehr üben, fie erfchienen mehr und mehr ale Anomalien. — 
Endlich begannen, wie fi) unten ergeben wird, aud innerhalb berfelben Nach⸗ 
barſchaft fih einzelne auf die Benutzuug eines Markftüds beichränkte Genoffen- 
verbände neben der Gemeinde zu bilden und es ſonderten fich überbied, von 
der alten Einrichtung befonberer Kirchengemeinden abgeſehen, gemeindeähnliche 
Berbänte für einzelne Zwecke, beſonders für Uferſchutz, Wegeban u. ſ. w., als 
felbftändige Organismen fchon jet von ber politiihen Gemeinde bisweilen ab. 

Alle dieſe Verſchiedenheiten bedingten natürlid andy Verſchiedenheiten bes 
Rechts und der Verfafſung. Allein, ſoweit es ſich nicht um bie letztgedachte 
Kaffe Handelt, war das Grunbprincip ber Berfaffung baffelbe Beftanden 
zwar namentlich in ben großen Marken mandherlei Befonberheiten bezüglich 
ber Borfteher und Gerichte, der Behandlung des Genofjenreihts, ber lang⸗ 
dauernden Theilnahme der Grundherren, Klöfter und einzelner Städte an ber 
Berbindung: jo kamen body alle Gemeindegenoſſenſchaften darin überein, daß 
Marigemeinfchaft die Grundlage ihres Zuſammenhangs und bie einzelnen 
Grunbbefiker des Bezirkes ihre Genofſſen waren’. 


) L26w L c. ©. 6f. Maurer, Einleit. 191f. Marko. 6f. 25f. Thu- 
dihum ©. 378. Renaud lc. ©. 10. Midelfen, 3. f. D. R. Br. VIL 
©. 90. 

* Maurer, Ginleit. S. 288f. Mario. ©. 22—25. Thudichum ©. 279 
Rote 1. Renaud lc. ©. 11f. 

9 Eine Ueberſicht der wichtigften großen Marken ergiebt eine Bergleihung 
von Löw ©. 6-11, Maurer, Einf. ©. 193f., Marty. ©. 4—27. 87—102 
n. Shubihum ©. 185. Noch bis 1811 Tamen in der hoben Marl am 
Taunnd gegen 4000 Märler zufammen. 

, In der großen Mark waren daher Anfangs nicht bie einzelnen Gemein⸗ 
den, ſondern bie einzelnen Grunbbefiger Genofien. Maurer, Markv. 71. 72. 
Nur traten oft (3. B. in Altenhaslau) bei Abftimmungen bie einzelnen Dorf- 
ſchaften der Weberficht wegen haufenweis, ober es wurde (4. B. in ber Urſeler 
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D. Bon großer Bebeutung waren zweitens bie Unterſchiede, welche bie 
Stellung ber einzelnen Genofjenfchaften zur öffentlichen ober einer herrſchaft⸗ 
lihen Gewalt hervorbrachte. Die unendliche Mannichfaltigkeit in den Stanbes- 
und Defitwerhältniffen der auf berjelben Mark angefeffenen Leute, wodurch ur- 
fprünglich oft mehrere Genoſſenſchaften neben einander ind Leben gerufen 
waren, wid zwar mehr und mehr bem ausgleichenden Einfluß der Zeit mb 
einer damit ermöglichten einheitlichen Genoffenfhaft!). Allein die Stellung 
der fo begründeten Gemeinde blieb doch nach wie vor eine fehr verichiebene, 
je nachdem fie aus einer freiem ober aus einer hofrechtlichen Genoffenfchaft her⸗ 
vorgegangen war oder je nachdem in ihr, wenn fie durch Miſchung entftanben 
war, freie oder unfreie Elemente überwogen. Läßt fi auch im Allgemeinen 
als das ſchließliche Refultat ber ſich Ereuzenden Richtungen die völlige Ab- 
fonderung ber abligen und vollfreien Befier von der ländlichen Gemeinde 
verbindung und die Bildung eines einheitlichen Bauernftandes, der im Weſent⸗ 
lihen überall hörig war, bezeichnen ?®): jo war doch weder ber Berluft ver 
Freiheit und bes echten Eigenthums ohne Ausnahme, noch blieb bie Entwicklung 
von der Freiheit zur Hörigkeit und von der Hörigkeit zur Freiheit überall auf 
berjelben Stufe ſtehen. So widtig indeg immer ber Unterſchied der Hof- 
verfaffung und bee Mark. und Dorfverfafjung blieb und fo ungleich 
ber Kreis bemeſſen war, welchen bie in die Mark und ben Perjonenverkand 
einer Gemeinde hineinragenden Rechte eines öffentlichen Beamten oder aber 
eines Vogteiherren aus eignem Recht ober endlich eines Grundherrn dem ge- 
noffenfchaftlichen Leben zu freier Bewegung offen ließen: fo war bodh inner 
halb dieſes Kreifes die vogteiliche und bie grunbherrlihe Gemeinde auf die⸗ 
felben Principien wie bie freie und bie gemiſchte Gemeinde gebaut. Das 
Vorhandenſein und ber Umfang einer Herrichaft waren daher zwar für bie 
Form der Rechtserzeugung, Rechtſprechung und Gemeinbeverwaltung, für bie 
Wahl ober Ernennung der Beamten, für die Natur und den Umfang bes 
Geſammtrechts an Grund und Boben unb ber ber Gemeinde obliegenben 
Zinfen, Beben, Frohnen und Dienfte, für die Verkehrsfähigkeit nad Landrecht, 
für ben Bezug ber Bußen und für bunbert andere Dinge von ber allergrößten 
Wichtigkeit: allein. fie beihränkten nur die Genofienihaft, nicht wirkten fie 
pofitio auf fie ein. Und überall blieb dieſe ganze Periobe hindurch ſowol 
in ben von Anfang an börigen wie in den grundherrlich gewordenen freien 
und gemiſchten Marken bie Genoſſenſchaft felbftänbig genug, um bas ihr 


Mark) beim Namensaufruf nur der Schultheiß jebes Ortes gerufen, ber banı bie 
Fehlenden nambaft maden mußte. Grimm II. 411. Löw ©. 218. Gpäter 
tam audh vor, daß bie Gemeinden als foldhe berufen und von ihren Vorſtänden 
vertreten wurden, daß auch nicht ben Genoffen, fondern den einzelnen Körper 
fchaften gleiche Antheile an der Mark zuftanden. Maurer, Marko. 72. 73. 

11) Bel, oben 8 13. 15. 21. 

19) Bol. oben $ 14. 15. 21. 24. 
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völlig überlafiene innere Rechtsleben in reicher Fülle nach eigenem Bebürfniß 
und Belieben zu geftalten. 

B. So waren mit Ansnahme ber zu Landesgemeinden ober Bezirktge⸗ 
meinben geworbenen Berbänbe und einzelner Kommunalverbänbe für fpecielle 
Zwecke alle länblichen Genofienfchaften in großen und Heinen, freien, gemiichten 
und berrichaftlichen Marken von gleicher innerer Struktur. Und zwar waren 
fie alle Genoffenfhaften alter Art, welde auf Markgemeinſchaft berubten, und 
waren zugleich perſoͤnlicher und binglicher, äffentlichrechtlicher und privatrecht⸗ 
licher Natur. Keine von ihnen aber war eiue auf bas finatliche Princip der 
Territorialität gebaute Gemeinde im heutigen Sinn oder ein jelbftändiges 
Gemeinweien gleih ber mittelalterlihen Stadt. Vom Einungsweien im 
Weſentlichen unberührt, ebenjowenig aber bereits vom ber Obrigkeit beeinflußt, 
gelangten biefe Gemeindegenoſſenſchaften nicht ober doch nur felten zur Ent- 
widlung einer von ber Geſammtheit verſchiedenen Ginhelt, ſei es in der Form 


- einer felbftändigen Geſammiperſoͤnlichkeit, ſei es in ber Form einer abhängigen 


Gemeinde mit juriftifcher Perfönlichteit im fpätern Sinne. Vielmehr blieben 
fie jowol bezüglich ihrer Grundlage, als ihrer rechtlichen Bedeutung, 
als ihrer Berfaffung Genoflenihaften mit Geſammtrecht im alten Siun. 

L Ihrer Grundlage nad waren daher alle ländlichen Gemeinden 
biefer Zeit weder ber Ausflug eines freigewollten Willensaktes noch einer ftant- 
lichen Nothwendigkeit: jondern die bergebrachte perjänliche Sriebens- und Redhts- 
gemeinfchaft ber Genoſſen einerjeits, ihr dingliches Geſammtrecht an der Darf 
andererſeits waren die Fundamente der Verbindung. Beide Rechtskreiſe wirk⸗ 
ten, in der mannichfachſten Weiſe ſich gegeuſeitig bebingend und beftimmend, 
auf einander ein: allein immer blieben fie zwei gefonberte, fich Teinetwege 
deckende Sphären und fanden ſich nicht, wie bie Perſonengeſammtheit ber 
Bürger und bie dinglide Einheit der Stadtmark, in einer fie verfchmelzenben 
und jedes an einer von ihnen begründete fremde Recht vermittelnden nnficht- 
baren Einheit zufammen. 

Deshalb war die Mark nie wie das Stabigebiet ein Territorium im 
politiihen Sinn. Sie war freilih eine nah Haupt unb Zubehör in fi 
felber gegliederte räumlich-bingliche Einheit 12), fie war ein gejchloffenes Land⸗ 
gebiet’*), welches äußerlich natürliche ober künftliche Grenzen. befriedeten, wehr⸗ 
ten und ſchuͤtzten u), innerlich ein befonderes am Boben baftendes Recht und 


15) Weber die Glieberung, bie Beftanbtheile und die Benennungen ber Mart 
vgl. Löw ©. 144 f. Grimm, R. U, S. 498 f. Landbau, Terr. ©. 168. 
Thudichum S. 116—171. Maurer, Ginleitung ©. 18f. Mary, ©. 36 f. 
Dorfo. I. 28 f. 

19 „Ein ungetrenntes, eine Einheit barftellenbes, feft in fi) abgefchloffenes 
Landgebiet“ jagt Landbau ©. 186; ähnlich Thubihum ©, 122. 

18) Neber die natürlichen Grenzen (Gebirge, Waſſer, Wald) Grimm, Grenz 
alterth. S 115f. Maurer, Einl, ©. 214. Thudichum ©. 126. 127. Die 
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ein am Boden baftender Friebe erfüllten, und fie war baber —— verſchieden 
von einem etwaigen beliebigen Privatgrundbefitz einer Mehrheit. er 
ihre Einheit war eine lediglich natürliche, gewifſermaßen geograpbiiche; fie 
beruhte anf der Beichaffenheit bes Bodens jelbft, wicht etwa darauf, daß fie 
das Subftrat eines in fih vollendeten Gemeinweſens geweien wäre. Während 
baber das ber Stadt an ihrer Mark zuftehende Eigen fi in eine politiſche 
Gebietöhoheit und ein Privateigentbum fpaltete, blieb an den Marken das 
alte, öffentliche unb private Befugnifie umſchließende Eigen fo lange beftehen, 
bis die landesherrliche Gewalt die von ihr erworbenen grunbherrlichen oder 
fonftigen dinglicden Befugniffe zu einer Gebietöhoheit im ganzen Territorium 
zufammenfaßte, die Gemeinden auf ein bloßes Privateigentbum am ihren 
Marken beichränkte und damit die markgenofienkhaftliche Berfafjung am ihrer 
Wurzel vernichtet. Ungleich den Stäbten, welde jedes unmittelbare Herr⸗ 
ſchaftsrecht des Stadtherrn am Stadtgebiet ausichlofien und lediglich ein 
politifches Recht gegen die Stabt als Geſammtperjſoͤnlichkeit beftehen lichen, 
theilten daher bie ländlichen Gemeinden bie Eigenthumsrechte an der Marl 
mit dem Kaiſer ober einem vermöge öffentlicher Beamtung ober eigenen Rechts 
befugten Gerichts⸗· Vogtei⸗ oder Grundherrn, ber ein ſtaͤrkeres oder jchwädheres, 
immer aber unmittelbares, den Boben in allen feinen Theilen ergreifenbes 
dingliches Recht au ber Mark und ihren Hufen übte, vermöge beflen er von 
ben einzelnen Grunbftüden Zinfen und Dienfte fordern ober Gewalt- unb 
Nutzungsrechte an ihnen haben Zonute'*). 

Ganz in berfelben Weile Klieb die Genofjenfhaft der Kandlente 
eine Perjonengefammtheit, weldhe, weil fie mit der Summe aller Einzelnen 
identiſch war, fi) ber öffentlichen ober berrichaftlicden Gewalt gegenüber zu 
feiner ftantlichen Gemeinde abſchloß. Zwar hatte die Geſammtheit als ſolche 
öffentliche unb private Rechte und Pflichten: allein das waren immer zugleich 
Rechte und Pflichten aller einzelnen Genofien, gleidhwie umgekehrt gleichartige 
Laſten und Befugniffe aller Genofjen als Laften und Befuguifie ber Gefammt- 
beit galten. So blieb neben dem Abhängigkeiteverhältnig der Geſammtheit 
immer zugleih ein bireftes Abhängigkeitsverhältniß ber Einzelnen beftchen, 
und wenn es fih um irgend eine Handlung ber öffentlichen oder herrichaft- 
lihen Gewalt, um Beitenerung ober Pfändung, um gerichtliche Ladung ober 
Strafvollitredung, um bie Beitreibung von Dienften und Leiftungen, um bub 
Kriegsaufgebot u. |. w. handelte, jo konnte der Beamte oder der Herr fih 


künſtlichen Grenzen (Zäune, Heden, Gräben, Mauern), auch Landwehren ober 
Kanbfrieben genannt, pflegten nicht nur jede Marl zu umgeben, jonbern auch in 
der Mark das Dorf von feiner Feldmark zu trennen. Löw ©. 145— 14. 
Landau, Terr. ©. 151f. Thubihnm ©. 125. 126. Maurer, Einleitung 
S. 214f. Dorfv. I. 32. 38. 

16) Bol. Maurer, Einleit. S. 281f. Mare. ©. 65f. Dorfv. I. 72. 
IL 165. 
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zuerft an die Geſammtheit halten und ihre Bermittelung angehen, er konnte 
aber ebeufogut unmittelbar die @inzelnen belangen"). Dagegen waren bie 
Städte, nachdem fie Gemeiumwefen geworben, in allen biefen Dingen bie noth- 
wendigen Mittlerinnen zwiichen ihren Bürgern und bem Kaiſer oder Kandesherrn. 

Mit anderen Worten: in der Tänblihen Gemeindegenofienfchaft gab es 
weder ein Gemeindegebiet noch ein Gemeinbebürgerreiit, jondern ein Geſammt⸗ 
recht an ber Mark und ein perfönliches Genofſſenrecht. 

Mat und Genofienihaft waren an fi nicht notbwenbig verbunden. 
Eine Mark konnte im Einzelbefit ftehen, eine Genoſſenſchaft konnte nad) der 
Theilung ihrer Mark für einzelne Beziehungen, wie für bie Rechtäpflege, fort- 
bauern. Wllein eine ländliche Gemeinde war nur vorhanden, wo Beides zu- 
ſammentraf. Daraus folgt aber nicht, daß Mark nnd Genoſſenſchaft ſich ge- 
deckt hätten. Go fehr fie fich gegenfeitig bebingten und beftimmten, fo jehr 
einerfeits bie Gliederung und Beichaffenheit der Mark Folge davon, baf fie 
von einer Genoſſenſchaft befefien ward, andererſeits bie genoſſenſchaftliche Ver- 
bindung Ausflug der Markgemeinſchaft war: fo wenig giengen doch alle ding- 
lichen Rechtsverbältnifie ans ben perjönlichen, ober alle perjönlichen aus ben 
dingliden hervor. Beide Rechtskreiſe verharrten vielmehr in einer gewifien 
Selbftändigkeit gegeneinander, wobei freilich im Laufe ber Zeit im Gegenfat 
zu dem urfprünglicden Berbältuig die Mark mehr und mehr in ben Borber- 
grund trat. 

So war zunähft eine im Gefammteigentkum ftehende Marl die Lebens 
bedingung jeder Gemeinde, fo bat mit deren völliger Theilung in ber Regel 
jede Verbindung der Genoffen, jedenfalls aber ihre Verbindung als eine Land⸗ 
gemeinde verjhwand'%). Die Genoſſenſchaft wurbe daher wol jelbft eine Mark, 
ein Dorf, eine villa, ein Hof u. ſ. w. oder mit dem davon abgeleiteten Namen 
eine Markerſchaft oder Markgenoffenichaft, eine Gemeinde oder Geſammtheit 
ber Mark, Holy, Gereide, Haus ober. Hofgenoffen, der Land⸗ oder Dorf- 
leute, der Nachbarn ober Bauern, ber comprovinciales, compartes, pagenses, 
villeni, vieini, eine Oriſchaft, Heimſchaft, Nachbarſchaft oder Bauerſchaft ge- 
nannt. Allein fie war immer zugleich ein darüber hinausgehender . perjönlicher 
Berein und wurde deshalb nicht nur allgemein als eine universitas, com- 
munio, communitas, societas, consortium, als genossami, gemein, ge- 
meinde, fondern aud mit Rüdficht auf ihre gerichtliche Bedentung als ein 
Gericht, eine Hunſchaft, eine Gemeinde der Gerichtögenofien, eine Echte, Hut 
ober Pflege, mit Rüdfiht auf ihre vielfach auch religiöfe Einheit als eine 
Pfarrei, ein Kirchfpiel, eine Kircähöre oder Kirchmenge, ja mitunter fogar als 
eine Bruderfchaft bezeiänet°). Daß fie aber in allen biefen Beziehungen 


m Bol. Th. II. 
m Maurer, Markv. S. 16. 25. 73. 
10 Die Belege für alle dieſe Namen 5. Grimm, Grenzalterth. S. 111. 
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jelbftändig war, zeigte fich beſonders deutlich darin, daß fie auch nach nölliger . 
Auftheilung der Mark als perjönlicher Verband für Gericht, Kirche ober 
gegenfeitige Uuterftügung fortbeftehen konnte ). Es war mithin unter allen Um⸗ 
ftänden nicht das Geſammtrecht an Grund und Boden allein, fondern zugleich ein 
bavon unabhängiges perfönliches Geſammtrechtsverhältniß, welches die Gemeinde 
bedingte und zuſammenhielt. — Umgekehrt lag für die Mark zwar ein Haupt- 
grund ihrer Gliederung nad innen und ihrer Geſchloſſenheit nach außen darin, 
daß fie im Gefammteigenthum einer Genoflenichaft ſtand. JInsbeſondere war 
es eine Folge hiervon, daß DBeräußerungen jeder Art aus der Mark berans 
verboten oder beſchränkt waren, indem nicht nur die Subftan von Grund 
und Boden nit ohne Einwilligung der Märker an Ausmärker veränfert 
werben follte oder eine ſolche Veräußerung durch ein Näherrecht oder Bor- 
kaufsrecht beichränkt war*!), fondern noch weit allgemeinere Verbote gegen bie 
Ausfuhr der Markerzengnifſe oder ber aus ihnen gewonnenen Fabrikate ein- 
fhritten, fo lange deren Berwendung, Verarbeitung ober Konfumtion in ber 
Mark geichehen konnte”). Allein es gab eine Reihe anderer am Markboden 
baftender Rechte, die mit dem Geſammteigenthum daran nicht zufammenbiengen 
und daher auch fortbeftanden, wenn die Mark in Alleineigentbum kam, 


R. A. 502. Landau, Terr. 167. 168. Maurer, Markv. 70. 71. 74. 75. 108. 
Dorfv. L 98-110. Thubihum 117Ff. 248f. Der Name Bruberfchaft kommt 
vor bei Schöpflin, Als. IIL L 658. 

) Maurer, Markv. ©. 19f. Stüvel c. ©. 106. 

1) Grimm, R. A. 530. 531. Blumer, Rechtögefch. der ſchweiz. Demokt. 
L 2 ©. 365. Maurer, Markv. S. 184. Dorfv. 1. 320 — 324. Thudichum 
205 — 208. . — 

2 25m 6. 148f. Blumer 1. c. L, 2.6. 369. Maurer, Markt. S. 179 
—183. Fronh. IL 217. Dorfv. I. 313 — 320. Das Ausfuhrverbot kommt 
vor. bezüglich bes Holzes (z. B. Grimm, W. L 10. 33. 168. 514. 522. 584. 
167. 768. IL 126. 786. III. 177. 302. 305. 899. 462. 499. 501. 574), der 
Plaggen (ib. DIL 141 8 9), bes Strohs unb Heues (ib. L 177), bed Düngers 
(ib. L 642 8 11), bed Mergels ıc., aber auch ber Fifche und Krebfe (ib. TIL 631. 
456. 46%) und ber aus Markholz gebauten Häufer, Scheunen und Speicher (ib. 
:-L 99 9. 15. 696). Andere Beiipiele 5. Löw 1. c. Kindlinger, Münfter. 
Beitr. II, 2. ©. 378—8830. Piper, Befchreibung bes Markenrechts in Weſt⸗ 
phalen S. 204. 216. 232. An Genofien war ber Berlanf natürlich geftattet. 
Grimm L 256. 676. In der Soͤgler Mark gieng man fo weit, denen, welde 
ihre Selber mit Plaggen aus ber Mark gebüngt hatten, den Verlauf ber Früchte 
mit bem Stroh an Ausmärker zu verbieten. Piper L c. ©. 220, Das Gebot, 
die Markfrüchte, 3. B. den Wein, in ber Mark zu verzehren (z. B. Grimm, ®. 
II. 369. 362. 867. 458), ber Zwang, fie in der Mark zu verarbeiten (ib. L. 514. 
III. 628) und die Beftimmung, daß fo gefertigte Waaren nur nach Befriedigung 
des Markhebürfniffes an Auswärtige feilgehoten werben bürften (ib. L 458. 454. 
II. 170. 458. 485), gaben vielen Zwangsd- und Bannrechten die Entftehung. 
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während fie umgelebrt auf etwa hinzutretende Erwerbungen der Genoſſenſchaft 
nicht Anwenbung gefunden haben würden. Mau denke nur an ben erhöhten 
Sriedenszuftand einzelner Marken oder an bie „Freiheit der Mark Bann- 
ſchener, in welcher der Todtſchlag vorbehaltlich der Abfindung mit ben Ver⸗ 
wandten nur mit brei Hellern gebüßt warb =). 

Wie die Genofjenichaft als Gefammtheit zur Marl, jo verhielten fih die 
einzelnen perjönlichen Genoffenrechte zu ben einzelnen Hufen und Marl- 
ungungen: fie ftanden in dem Berbältnig gegenfeitiger Bebingtheit, ohne doch 
durchaus zujammenzufallen. Man muß fi für dieſen Zeitraum ebenjofehr 
davor hüten, das Genoffenreiht als reines Privatrecht, wie davor, es als po- 
litiſches Gemeindebũrgerrecht zu betrachten. Die in den Stäbten beginnende 
Trennung öffentlicher und privater Rechte Ing auf dem Lande noch in weiter 
Gerne und deshalb war die Mitgliebfchaft in ber Gemeinde ein gemifchtes, 
doppelt geartetes Recht, welches theilweis den heutigen Grunbfägen bes öffent- 
lichen und theilweis denen bes privaten Rechts folgte. Mit der fortfchreiten- 
den Berbinglidung trat hierbei freilich die privatrechtliche Behandlung ſchon 
ſehr in den Borbergrund: allein es kam doch nur erft ausnahmsweife vor, 
dag das Genoffenrecht die Natur eines wahren Sachenrechts hatte. Die Regel 
war vielmehr, daß die Eigenſchaft eines Vollgenoſſen, wie fie gleichzeitig 
politiide und privatrechtliche Befugnifſe gab, fo einen doppelten Titel voraus⸗ 
fette, daß dagegen das Berhältnig eines Schubgenoffen oder auch eined Ge⸗ 
nofjen zu geringerem Recht andy durch einen entweder nur perjönlichen oder 
nur dinglichen Titel begründet warb. 

1. Um Bollgenoffe zu fein, mußte man zunächſt dem perjönlidhen 
Berbande durch Abftammung®) ober Aufnahme*s) angehören. Die perjön- 
liche Aufnahme konnte, wenn auch nicht mehr wie nach ber lex Salica durch 
Eine Stimme*), doch burd Stimmenmehrheit auch dem geweigert werben, 
welcher eine volle Hufe in der Mark erwarb; geſchah dies indeß nicht, jo galt 
ſchon jet meift durch einem folchen Erwerb bie Aufnahme als ſtillſchweigend 


Löw ©. 14 Grimm, W. L 5%. 
20 Thubihum ©. 209. Maurer, Dorfo. I 184. 185, 


2) Thubihum ©. 221—2238. Maurer, Einl. 142f. Marko, 112. 118. 
Dorfv. I. 177f. Wenn die engere Gemeinde Jemand aufgenommen hatte, konnte 
doch die größere Märkerſchaft die Aufnahme weigern. 

2%) Vereinzelt warb auch jetzt noch Einftimmigkeit gefordert. So in einem 
Schwarzwalder W. v. 1487. Grimm L 400; nad Urf. Rr. 279 v. 1258 b. 
Seiberg I; in Urfern, wenn ber Aufzunehmende nicht Landmann von Url war, 
Blumer 1 e. Li. ©. 885. In Baar konnten noch 1697 zwei Genoſſen die 
Aufnahme binden. Blumer I,2. ©. 831. Audere Beijpiele von 1794 und 
1760 b. Heusler, Rechtsv. am Gemeinl. in Unterm. ©. 67. 68. 
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erfolgt") ober es trat doch nach Jahr unb Tag eine ſolche Annahme eu). 
Diswellen forderte man fchon ein Einzugegeld vom nenen Geuofien®), nur 
felten aber faßte man baffelbe bereits als einen Kaufpreis des Genoffenreihts 
auf”). Ebenſo kam es nur erft vereinzelt vor, daf man bas angeborue 
Genoſſenrecht als „ererbt" bezeichnete oder behandelte‘). Bedingung der Auf- 
nahme war urfprünglih Stanbesgleidhheit; aljo bei der freien Gemeinde die 
Freiheit; allein mit der Ausgleihung der alten Geburtsftände lieh man auch 
börige und eigne Leute zur Genofienfchaft mit freien’). Gin weiteres per 
fönliches Erforderniß des Vollgenoſſenrechts war bie okonomiſche Selbftänbig- 
keit, „ber eigue Rauch” (eiguer Herb, Feuer und Flamme), die Haushäblichkeit 
oder ber eigne Haushalt, fo daß ebenſowol unabgefonderte Kinder als Alte 
ausgeichlofien waren, Witwen meift das Genoffenreit ihres Mannes ohne 
Stimmrecht fortführten, Binterlafiene Kinder bis zur Gründung eigener Haus⸗ 
Baltungen bes Baters Recht gemeinſchaftlich übten, Unverheirathete aber mit⸗ 
unter jeder Nutung entbehrten*). Endlich mußte auch der Wohnfig in ber 
Mark binzulommen, jo baf die in ber Mark begüterten Ausmärker keine 
Bollgenofien waren”) und Genofien, welche vorübergehend oder dauernd aus 
ber Mark giengen, vorübergehend ober dauernd ihre Rechte verloren"). 

Zu dieſen perfönlichen Erforbernifien der Mitgliedſchaft in der vollbe 
rechtigten Gemeinde kamen aber zweitens Erforderniſſe dingliher Urt. 
Denn da bie alte Genoffenfchaft ber perfönlich verbundenen Freunde Iängft zu 
einer Genoffenſchaft der Hufenbefiger geworben war®®), gab es ohne Grund- 
bejig in ber Mark kein volles Genoffenrecht in ber Markgenofſenſchaft. Wer 


m) Grimm, W. L 76 88. Thudichum S. 2233. Maurer, Einl 142. 
Marko. 118. Dorfv. L 177. Dagegen fordert ein W. v. 1297 bei Wigand, 
Archiv I, 4. S. 106 f. foͤrmliche Aufnahme vor verfammelter Genoſſenſchaft. 

=) 3.8. 5. Grimm L 44. III. 488. 1529 6. Bobmann, Alterth. IE. 655. 
1558 in Muri nah Bluntfhli L 356. Maurer, Einl, 143. 

0) Allgemeiner erft felt dem 16. Jahrhundert. Maurer, Marty. 114f. 
Dorfv. I. 177—178. 

” 3.8. Grimm IIL 124. 125. 319. 

3. B. Maurer, Marko. ©. 114. Rote 25. 

” Thudichum ©. 209. 247. 248. 

Maurer, Einf. S. 143. Dorfv. I. 124f. Thudichum ©. 209. 238. 
Bluntſchli I. 256. IL 69. 81. 82. Blumer I, 2. ©. 2356. Heusler Le. 
©. 88f. Renaud ©, 5. Lim ©. 25. 70f. Landau ©. 167. Urſprünglich 
fiel wol Hausbeflg und eigner Rauch zuſammen, indem jebed Haus nur Einen 
Herb Hatte. 

”) dm ©. 124. 125. Renaud ©. 6. Bluntfhli I. 258. 413. Mau⸗ 
rer, Markv. S. 115. Dorfv. L 159 f. Thudichum 238f. 

Grimm I 188. Heusler ©. 87... 

) Vol. oben $ 8. 24. 
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in ber Mark wohnte, obne in ihr begütert zu fein, gehörte zwar zur Genoſſen⸗ 
ſchaft, aber nur als Paffivbürger oder Schubgenoffe, nicht als Mitträger ber 
die Mark ſelbſt darftelleuden Berfammlung?). Bollgenofien waren mithin 


3, Auf einer Verwechſelung theils fpäterer und früherer Zuftände, theils 
des Allgemeinen und Partitulären, theils aber auch bes aktiven und des paffiven 
Genofienrechts beruft die Behauptung Thudichum's, Befiy von Aderland ober 
Wohnung fel nie Bedingung bes Gemeinderechts geweien, auch die Einläuflgen, 
Kötter und Tagwer hätten vielmehr von Anfang an fowol Nutzungsrecht an ber 
Allmende als Stimmrecht in der Dorf- und Markverfammlung gehabt; ihr 
Nupungsrecht fei zwar ein geringeres gewefen als das der Hubner ober Schup- 
pofer, babe aber immer ben Charakter eined wahren Rechts, nicht einer bloßen 
Bergünftigung gehabt; ihr Stimmrecht dagegen babe in allen Dingen unb na- 
mentlich bezüglich der Benupung ber Allmende, Bertheilung ber gemeinen Laften 
und Bahl der Markbeamten bem ber anderen Genoſſen gleichgeftanden. ©. 211f. 
342. — Bon allen von Thudichum hierfür beigebrachten Belegen (S. 244 — 
246) beweift Teiuer das Behauptete. Die divites, pauperiores et mediocres b. 
Bodmaun I. 458 d. 1178, die edlen und unedien, armen und richen in ben 
®. v. 1866 b. Grimm IIL 419, 1398 u. 1429 i. b. 3. f. heſſiſche Gef. VII. 
©. 189 fliegen weber notbwendig bie Unbegüterten ein, noch könnte es auf⸗ 
fallen, wenn bier, wie in den ®. v. 1887 Nr. 1049 b. Baur, Arnsb. Wrkb,, 
v. 1384 b. Grimm III 543, v. 1481 ib. I. 400 u. v. 1548 ib. I. 48, „Arme 
und Reiche“ wirklich im Sinne von „Grundbefipern und Richtgrundbefigern" als 
Eigenthümer, als befchließend oder handelnd genannt oder Anträge an fie geftellt 
würden. Aus bem Gebrauch folder Formeln auf eine aktuelle Betheiligung aller 
„Armen“, ihr gleiches Stimmrecht u. ſ. w. zu fchließen, ift nicht mehr und nicht 
weniger berechtigt, als wenn man aus ben belannten für ben Ausbrud ber durch ihren 
Rath vertretenen Stabt gebräuchlichen Formeln, in welchen mitunter alle Einge- 
feffenen und Einwohner genannt werben, auf beren Vollbürgerrecht ſchließen oder 
aus ben Privilegien, welche bie lanbftändifchen Rechte dem gemeinen Rand, Ar- 
wen und Reichen, Edlen und Uneblen einräumen, allgemeines und gleiches Wahl- 
recht folgern wollte Dat 5. Grimm II. 686 bie Kötter bei Gericht erfcheinen 
müflen, wenn ed fih um ein Todesurtel handelt, offenbar um feiner Verkünbi- 
gung beiguwohnen; daß nach einem W. v. 1429 das Markgericht für Arme und 
Neiche da ift; daß nach dem Oberurfeler W. v. 1401 5. Grimm III. 489 die 
Mörlermeifter fchwuren, bie Marl zu versehen, zu schuren und zu schirmen 
und glich damit umbzugeen den armen als den reichen: bied Alles hätte 
Thudich um wol für die Unterwerfung aller Markeinwohner unter das Mart- 
gericht und den von biefem ihnen allen gewährten Schuß anführen können, es 
tft aber Taum begreiflih, wie baraus ein Stimmrecht ber Grunbbefiplofen im 
Gericht folgen fol. In der Altenftädter Marl treten nah ©. 246 i. 3. 1657 
Die fämmtlichen Einläufigen ab und wählen unter ſich einen Untermärkermeifter: 
Dies beweift aber doch nicht eine ehemalige volle Gemeindemitgliedſchaft derfelben, 
ſondern Täßt gerabe im Gegentheil ihre Entwicklung aus einem Kreife von Schup- 
genoffen zu einer beionderen Genofienfhaft (analog etwa der Gefellengilbe in der 
Zunft) erfeunen. Wenn bei Grimm L 79 jeder der zu Nefftenbach gesessen 
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nur gewerte, geſeſſene, geerbte, geeignete, begüterte Lentem). Uber aud ber 
Grunbbefig genügte noch nicht, nur eim beſonders gearteter Grundbefih be» 
fähigte zur Vollgenoſſenſchaft. Wir Haben oben geſehen, daß vom je dem 
Bollgenofjenreiht eine Summe dinglicher Rechte in ber Mark entſprach, bie 
wir in dem Begriff ber Hufe zujammenfaßten; wir haben ferner geichen, daß 
bei fortichreitender Entwicklung Genoffenreht und Hufenbefig Korrelate blieben 
und nur ihr Verhältniß zu einander allmälig änderten, indem bie Hufe, einſt 
Bolge des Genoſſenrechts, mehr und mehr ihrerfeits das Genoſſenrecht bedingte 
und beſtimmte. ud) jept daher blieb ber Grunbfah befichen, dah nur hie 
Hufenbefiger Genofſſen feien, aber es trat eine nad Zeit und Ort mannichfach 
verichiedene Wandlung des Begriffs der Hufe und damit bes Genofienrechts 
ein, bis ſchließlich ganz neue, unter einander weit bivergirende Gemeindeformen 
entftanden. Zunädft trat faft überall das alte Erforderniß einer beionders 
genrteten Gewere au der Hufe zurüd. Urſprünglich war im jeber freien Ge 
meinbe Gewere nach Landrecht, in jeder hofrechtlichen Gemeinde Gewere nad 
dem Recht diefes beftimmten Hofes Bedingung voller Gemeindemitgliedſchaft; 
wer Dagegen die Gewere an feinem Gut erft von einem Bollgenofien ableitete, 


ist, gleiches Recht an Wunn und Weide nießen fol, wirb gerabe Angeſeſſenheit, 
b. 5. eben Grundbefiß gefordert. Ebenſo ift es mit deu Deffnnngen, welche, wie 
bie beö Hofö v. Breiti v. 1439 b. Grimm IL 80 einen Grundbeſiß von brei 
Schuh weit und breit, es fei Eigen oder Lehen, für bad Genoſſenrecht fordern. 
Denn ein ganz geringer Grundbefig ift doch nicht identiſch mit gar feinem, jeben- 
falls aber beweift die Ausdrudsweife, ba man wenigftens formell die altherge 
brachte Grundlage ber Rupung fefthalten wollte So bleibt von ben Gtellen, 
welche Thudihum für ſich anführt, nur bie einzige ſchon v. Löw (S. 26) als 
Befonberheit bezeichnete Nachricht Mader's von der Karber Mark übrig, 
wonad um 1508 alle mann, in der marck gesessen, arm und reich, edel und 
unedel, mitmärcker gewefen feien, um 1660 aber. die Einfäufigen bei ber Wahl 
bes Märkermeifters gleiches Stimmrecht mit den Hubern gehabt Hätten, während 
freilich paſſiv wahlfähig allein die Huber gewejen. Allein während bie Nad- 
richt v. 1508 mindeſtens zweifelhaft läßt, ob auch Erundbefiglofe zu den Mär 
Tern gezählt feien, gehört die zweite Nachricht erft fpäteren Zeiten au. Ueberdies 
find nad Thudichum's eigner Erlärung bie Einläufigen nicht uothwenbig völlig 
grundbefiglos. S. 212 f. Bol. übrigens unten Note 45—47. 

” Löw S. 27. 77f. Grimm, R. %. 505. Bluntſchli L 79. 251. 
413. Hanffenl.c. 116f. Blumer 1,2. ©. 851. Renaublc.6.5f. Dunder 
l.c. 6. 157. Maurer, Einl. S. 141. 147. Markv. 78f. 82f. 106 f. Srond. IIL 
205 f. Dorfv. L 120f. Dazu die vielen Stellen in ben Weisthümern, welde 
verlangen, daß ber Genofle in ber Mark „geieflen“ fei, fige”, „beerbt“, „begütert“, 
„geeignet“ ſei. Z. B. Grimm, R. A. ©. 505. W. L 80. 119. 186. 186. 138. 
256 $ 19. 577. 588. 587. II. 18. 178. 201. ID. 419. 420.431. Bobmann 
L 440. Piper 1. c. 257. Kinblinger II, 2. 886. II, 2. 878. Bol. auch 
Kaiſerr. IV. 20. Ueber die Ausnahmen in der Schweiz ſ. unten Rote 46. 47. 
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war lediglich mittelbarer Genoffe und, wie er mur feinem @runbverleiber ver- 


pflihtet war, fo nur durch deſſen Mittel und in beffen Vertretung ftimm- 
oder nutzungsberechtigtꝰ). Als indeß mit immer feltener werben Ausnahmen 
bie Beſiher allobinler oder lehnbarer Grundherrſchaften aus der Genofienver- 
bindung mit den einfachen Oufenbefigern ſchieden ©) und die Gemeindegenoffen- 
haften fo auf die Beſitzer bänuerliher Güter beſchränkt wurben, verwiſchte 
fih mehr und mehr ber Unterſchied des eignen und abgeleiteten refp. bes näher 
ober entfernter abgeleiteten Befiget. Auch bie einft nur mittelbaren Geriofien 
wurben unmittelbar, e8 genügte nun überall, mochte die Gemeinde frei, vogtei⸗ 
lich ober börig fein, jedes dingliche Recht an bäuerlichem Befitzthum, mochte 
es Eigen ober Erbe, erbliches ober jelbft nur lebenslängliches Kolonatrecht, 
Lehen ober ein anderes baäuerliches Nutzungsrecht fein‘). Einzig bezüglich 
bloßer Zeitpächter hielt man in der Regel an dem Grundſatz feft, daß fie nur 
prefärer Weiſe und in fremdem Namen Genoſſenrechte üben Lönnten *®*). 


” Bol. 9 24. Landbau ©. 167. Meber die ähnlichen Verhältnifſe an der 
nordifchen Stuf Hanffen b. Bald VI 80—88. Bol. au Grimm L 122. 
424. 458. 648. 

“ Maurer, Einl. 299. Marko. 80f. 87f. Dorfv. L 127. Seit dem 
15. Zahrhundert fommen nur noch in ben größeren Marten Ablige und Geift- 
liche als Genoſſen vor, von einzelnen Waldgemeinichaften und ſolchen Ritter 
gütern, welche aud dem Zufammenfauf mehrerer Bauerhöfe herporgegangen waren, 
abgefehen. 

3.8. Grimm L 528: wer geeignet und geerbet ist in der marcken 
se Sweynheim oder dainne gesessen ist. Ib. I. 80: welicher dry schuch 
witt und breitt hät, es sy eigen oder lecken, und darin gesessen ist. Bol. 
L5w ©. 39. 89. Renaub ©. 21. Bluntſchli L 252. Manrer, Doro. I. 
1%. 131. Doch erhielt fih z. DB. in Weftphalen barin, daß bei wichtigen An- 
gelegenheiten bisweilen nur bie Erberen (echte Eigenthümer voller Hufen) ftimm- 
berechtigt waren, bie Kolonen von ihren Gutöherren vertreten wurden (Löw 
S. 79. 105 f.), ober in manchen Marten darin, bad in gewiffen Fällen die Lehn- 
herren von ben Landſiedeln zum Markgericht zugezogen werben mußten ober 
tonnten (3. B. 1354 in Altenhaslau und 1485 in Nitenftabt, Grimm III. 411. 
454) eine Erinnerung ber alten Mittelbarkeit. 

) Bol. Lim ©. 29. 79. 90. Renaud ©. 31. Maurer, Marko. 82f. 
Dorfv. L 126f. Thudichum 241. Den Webergang zur Annahme eines zeit- 
weifen unmittelbaren Genofſſenrechts auch hier zeigt das offenbar von Zeitpacht 
bandelnde W. der Fofſenhelde v. 1444 Grimm L 583: so einer in der marck 
begütet unnd geerbt sey, der soll sich der marck auch gebrauchen in den 
guedern, und nirgendts anderst, er sey edel oder unedel, so fern er auch 
hauss darinnen held und rauch habe; helt er aber selbst nicht hauss oder 
rauch und hette die güter einem andern verlawen, der da hauss in der 
marck hielt und rauch hette, derselb soll sich auch der marck, als andere 
märcker, zu den gütern gebrauchen, und niemand anders, und er soll auch 
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Wenn fi nun aber nad biefer Richtung Hin die Gemeindeverhältniſſe ver- 
einfachten, jo komplicirten fie fih durch die Zerfplitterung und Kumulirung 
ber urfprünglich gleichen Hufen. Seitdem mit ber Möglichkeit fieter Neu⸗ 
anlage von Hufen und Dörfern andy die Möglichkeit ſchwand, mit der Ber- 
mehrung ber Genofſenzahl aud die Hufenzahl entiprediend zu mehren, mußte 
fi überall die Frage aufbrängen, wie es bei ber Xheilung einer Hufe wit 
dem Genoffenrecht werde. Wenn mehrere Söhne die väterlihe Hufe theilten, 
wenn ein Hufner eine Landparcelle verlaufte, anf welcher ber Erwerber einen 
neuen Haushalt gründete: war nun jebe der neu entftandenen Birthichafte- 
einbeiten eine Hufe? oder war nur bie alte Hofftätte eine ſolche geblieben? 
oder waren Theilhufen entftanben? — Die verjchiebene Beantwortung dieſer 
Frage war ber Grund der mannichfachen Unterſchiede in ber ferneren Ent⸗ 
widlung. 

a. Wenn man, wie bies ber älteren Auffafjung der Hufe als Ausfiuffes 
eined perjönlichen Rechtes entiprach, jeden Theil ber alten Hufe als nene Hufe 
betrachtete, fo entftanb eine Gemeinde, in welcher der Befiß eines Haufes mit 
noch fo geringem oder felbft mit gar keinem Aderland genügte, um Boll- 
genofje zu werden. In ben Gebirgsländern, feltener im mittleren Dentſchland, 
famen baber jederzeit Gemeindegenoſſenſchaften vor, in benen jeber Befiker 
einer Hofftätte oder eines „eignen Hauſes“ vollberechtigter Genoffe war ober 
in weldyen ein Minimum von Örundbefig — fo viel, um einen d 
Stuhl darauf zu fegen — genügte, um beim Borhandenjein der übrigen Be 
dingungen zum Gemeindsmann zu qualificiren). Als dann fpäter alle Ge 
meinden in dem DBeftreben nad Ansfchlieglichleit übereinkamen, ſuchte man 
auf anberen Wegen ben Erwerb bes Genofienrechts zu erichweren, indem man 
entweber die Anlegung neuer Hofftätten unterfagte ober beichränkte, ober aber 
. bie perfönlihen Aufnahmebebingungen verfhärfte*): allein das Uebergewicht 


die zeit er die inkat der marck verbundlich und gehorsamb sein, und der- 
jhenige, der sie verlawen hat, solle mit der marck nichts zu thun haben. 

“) Dal. W. der Robheimer Marl v. 1454 b. Löw ©. 25; der Altenhas 
(auer, Seulberger und Erlenbacher b. Grimm IIL 418. 417. 491; der Hol» 
mark zu Doetbebergen und Stemmen ib. III. 291. 294 (alle diejenigen, so allhie 
eignen rauch haben); die Wiedenmark ib. II. 174: wer da in der Wieden 
mark sitzt mit feuer undt flammen, der soll sie brauchen und niemandts 
mehr; ber Alpmark Pfronten 6. Maurer, Marko. Anh. S. 456, wo anusbräd- 
lich gefagt wird, daß ein Vater, wenn er I Söhne hat, baburdh, daß er fie auf 
feine Wiefen und Aecker nieberjept, ihnen allen die Chafte verfdhaffen Tann. 
Ebenfo muß man bei allen ben zahfreihen Weisthümern, welche Geßhaftigfett 
unb eigenen Rauch, haushäbliches Sitzen (buwelich und heblich sitzen) u. dgl. 
ohne nähere Beftimmung fordern (3. B. Grimm I. 188. 198. 209. 256 4 19. 
488. 440. III. 659 zc.) annehmen, daß der Beſitz eiued Hauſes genügte. Viele 
Beifpiele aus der Schweiz b. Blumer I, 2. ©. 858. Bgl. Rote 87. 41. 

4) Bol, unten Rote 50 und $ 55. 
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der perjönlichen über bie dingliche Nuffaffung des Genoſſenrechts blieb be 


Diefe Gemeindeform Tonnte nun aber noch weiter entwickelt werben: man konnte 
der Bedingung des eignen Hauſes bie anfänglich damit vielleicht identiſche ) Be⸗ 
bingung des eignen Hausſtandes fubfiituiren und damit von dem Erforderniß bes 
Grundbefitzes ganz abjehen. Dann entfiand eine rein perfönliche Genofienfchaft, 
welche fi von der älteften Genoffenfchaft nur darin unterfchteb, daß das Genoſſen⸗ 
recht keinen Antheil mehr am Felde, foudern nur Nutungsrecht an der Allmende 
und Stimmreht gab. In der That Fam eine ſolche Rechtsbildung vor. Da 
aber darin ein völlige Aufgeben des Princips der Mark⸗ und Hufengemeinte 
lag, findet fie fich hauptfählih nur da, wo fi) die älteren Verhältnifſe über- 
haupt ähnlich wie in den Stäbten wanbelten. So befonbers in der Schweiz, 
wo Landesgemeinden mit einem rein politiichen Landesbürgerrecht, das zugleich 
Allmendnubung gab, entftanden und wo dann auch, engere Berbäude auf das 
gleiche Princip gebaut wurben. Daher gab es Bier einerfeits Landesgemeinden, 
die gleichzeitig Markgenofienfchaften blieben, und Fleinere politiihe Gemeinden, 
weldye in berjelben Weiſe das ganz allein von Abftammung oder Aufnahme 
abhängende politifche Gemeinderecht als Grundlage der Nutzungsrechte feft- 
hielten). Wurden dann bier aud für die wirflihe Ausübung ber Allmend- 
nußungen noch weitere Bedingungen als für Das politifche Recht gefordert 
(3. B. eigner Hansftand), jo war und blieb doch die rein perfänliche politifche 
Gemeinde zugleih Grundlage der Markgemeinichaft. Andererſeits aber gab es 
auch Benoffenichaften, welche äußerlich und innerlih von den politifchen Ge 
meinden, Uerten oder Kirchipielen verſchieden und lediglich anf den privatrecht⸗ 
lichen Zweck der Nutzung einer Allmende beichräntt waren, und welche dennoch 
die alten Grundſätze über die Mitgliedſchaft fefthielten, mithin das Gemeinde 
und Landesbürgerrecht berüdfichtigten, Geburt oder Aufnahme als einzige 
Erwerbstitel des Genoffenrechts anerkannten und überbies rein perjänliche Er- 
fordernifie aufftellten, wie fie ſonſt ald Grundlage öffentlicher Rechte vorkommen. 
Sp tritt dann bier die eigenthümliche Erſcheinung ein, daß in einer an nralte 
ähnliche Formen erinnernden Weiſe noch heute Redhte, deren Inhalt rein privat 
rechtliher Natur ift, nad den Regeln öffentlicher Rechte erworben und bes 
handelt werben *”). 

e) Bluntſchli L 256. Manrer, Dorfv. L 125 Rote 61. 

“, Beſonders hatten unb haben noch in Schwyz und Uri alle Lanbleute als 
ſolche auch bas volle Allmendrecht und gleiches Stimmrecht in Allmenbange- 
fegenheiten. Maurer, Einl. S. 306 f. 309f. Doro. I. 171. Blumer L2. 
za8 f. Wyß, Zeitſchr. f. ſchweiz. R. I. 87 f. 42. 

27 Charabteriftiſch ſind beſonders bie von Heusler geſchilderten Rechts⸗ 
verhältniſſe am Gemeinland in Unterwalden S. 32f. Obwol ſich Hier die wirth⸗ 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften mit den politiſchen und kirchlichen in keiner Weiſe 
decken (S. 3 f.), ift doch nicht nur für bie politiſchen, ſondern and für bie nutz⸗ 
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b. Weit häufiger indeß, als biefe Entwicklung zum perfönlicden Genofien- 
recht, und faft ausnahmelos in ber Ebene war bie entgegengejehte Eutwidliung, 
welche bie allgemeine Neigung der patrimontalen Zeit auf Berbinglichung 
und fachenrechtliche Behandlung ber offentlichen Rechte auch in bie Gemeinde 
verhältnifie übertrug und fie bier, von ber durch bie Stäbte hervorgernfenen 
Wiederbelebung bed perjönlichen Rechte unberührt, bis in bie neuefte Zeit mit 
großer Zäbigkeit fefthielt und zum Theil bis in bie feltiamften Konſequenzen 
verfolgte. Sie berubte auf ber Auffaffung bes Genofienrechtes als eines 
Rechtes von vorzugswelfe oder endlich ausfchlieglich fachenrechtlichen Charakter, 
wobei dann bie politifhe Seite des Rechts als unjelbftänbiges Zubehör feiner 
nußbaren Seite erſchien“). Freilich gehört die reiu vermögensrechtliche Behanb- 
lung bes Genoſſenrechts mit wenigen Ausnahmen erft einer fpäteren Zeit an: 
allein je mehr die mit bem Genofſenrecht verbundenen Nutungen am Ge 
meinland an oͤlonomiſchem Werth gewannen, je mehr fie wegen ber vermehrten 
Zahl der Nutzenden durch bie Geſammtheit beichräntt nnd felbft firirt wurden, 
befto leichter Tonnte doch bereits das Nutzungsrecht als die wichtigfte Seite 
bes Genoſſenrechts erſcheinen. Man gewöhnte ſich bereits, in ber Allmenb- 
nugung mehr die Urſache als die Folge ber perſoͤnlichen Rechte und Pflichten 
bes Ginzelnen, jeiner Theilnahme an Berfamminng und Gericht zu fchen. 
Bei den an fidh ebenfowol ben perjönlichen wie ben fachlichen Inhalt des Ge 
nofjenrechts bezeichnenden Ansbrüden, wie Gerechtigkeit, Gemeinrecht, Markrecht, 
Were, War, Schar, Echtwort, Gewalt (potestas), Nachbarrecht, Bauerrecht, 
Dorfreht u. |. w. dachte man bereits vorzugkweiſe an das in vollem Umfange 


baren Befugnifie erfte Bedingung bie rein perfänliche Aufnahme ins Landrecht 
und feit der felbftändigen politifhen Bedeutung der Kirchören und Werten and 
in das Kilcher- und UNertenrecht. ©. 73. 74. Als zweite Bedingung aber tritt, 
damit ein NRupungsrecht begründet ſei, eignes Fener und Licht im Kirchgang 
hinzu. Grundbeſitz dagegen ift nicht erforderlih. Zwar Ift bisweilen die faktiſche 
Ausübung des Rechts an Grundbefig gebunden, indem bie Erhaltung bes Bich- 
ftandes im Winter das Triftrecht bedingt. Allein darin, daß oft für jebes Stud 
Vieh eine beftimmte Summe gezahlt und ber Betrag auf alle Genofien — and 
die Armen — vertheilt wird, daß ed erlaubt ift, eine Anzahl gelichenen Bichs 
zu treiben, daß es gleichgültig ift, ob man im eignen ober im gemietheten Haufe 
wohnt und ob mehrere Genoſſen in demfelben Haufe wohnen, zeigt fich deutlich 
bie rein perfönfiche Anffafiung bes Genofſenrechts. — Andere Beifpiele rein per- 
fönlicher Gemeinden in verfchlebenen Schweizer Kantons (beſ. Berner Seeland, 
Solothurn, Argau, Thurgau, S. Gallen, Luzern), wobei es theilmeis zu einer 
förmlichen Abfchließung der von Alters ber angefefienen Gefchlechter zu einem 
perfönlichen Geburtsadel der VBollbürger, gewifiermaßen einem Dorfpatriciat, kam, 
f. 6. Blumer 1,1. ©. 277. L2.€. 855f. Wyß 1. c. L 32f. Maurer, 
Dorfv. I. 172. 173. - 

) Belege b. Maurer, Martv. 49—55. Dorfv. I. 57—61. Thudichum 
©. 286. 287. 
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auszuübende Nutungeredht, welches, wo es vorbanben, bie übrigen Genofienrechte 
felbfiverftänblich involsire.. Es war nur natürlid, wenn bemgemäß bie vor- 
handenen Nutzungsrechte ald Zubehör des Hofes, deſſen Befiker fie übte, 
galten und mit biefem ererbt und veräußert werben Tonnten; wem fomit 
ber Beſitz als eigentlicher Titel, eine etwaige perſoͤnliche Aufnahme in bie 
Genofſenſchaft aber als bloße Ausübungsbebingung bes Gemeinderechts galt. 
So bildeten aljo jekt wie früher Genofſenrecht, Nutzungsrecht und Hofbefik 
eine unzertrennliche Einheit: aber in biefer Einheit war ber Hofbeſitz das 
Hauptreiht geworben, das Nutzungsrecht war Pertinenz bes Hofbefikes, bas 
perfönliche Genoffenrecht ein bloßer Ausfluß des Nutzungsrechts. Es entftand 
bas „Süterrecht”, welches freilich je nach ber mehr ober weniger entichiebenen 
Anerkennung der Pertinenzqualität in den verſchiedenen Gemeinden in ehr 
verſchiedenem Grabe durchgeführt wurde“). Wuch abgejehen von biefen Unter 
fhieden des Grades aber waren bie praßtifchen Folgen biefer veränderten Auf- 
faffung außerordentlich verſchieden. Darin zwar kamen alle Gemeinden, welche 
das Güterrecht annahmen, überein, daß fie nicht mehr jede neu gegrünbete 
Hofftätte als hinreichend gelten ließen, um den Befiker zum Genofien zu 
maden. Allein ein burdhgreifender Unterſchied entftand zunächſt, jenachdem 
fie die Hofftätte allein ober die ganze Hufe als Trägerin des Genoſſenrechts 
auffaßten. 

a. Im erfteren Fall gelangte man ſehr einfach dazu, bie vorhandenen 
Hrfftätten als eine gefchloffene Zahl von Einheiten zu betrachten, mit weldyen 
eine gleiche Anzahl von Genofienreihten untrennbar verbunden ſei. Wenn 
baber Onfenland veräußert ober getheilt wurde und nene Höfe ſich bildeten, 
fo ließ man nun, fall nicht etwa ein bejonderer Genoſſenſchaftsbeſchluß es 
zugeftand, Fein neues Genofjenrecht entftehen, dafür aber auch das alte fich 
nicht mindern. Den neuen unberedhtigten Höfen gegenüber wurben nun bie 
das Bollgenoffenrecht gebenden alten Höfe als die berechtigten, gewerten Höfe, 
als Ehehofftätten, ober ſchlechthin als bie Höfe, die Bauerhöfe ıc. bezeichnet”). 


“©, Ueber Pertinenzqualität und rechtliche Natur der Nupungsrechte über⸗ 
haupt vgl. Th. IL 

) Selbft in ſchweizer Gebirgägemeinden kam, wenn auch fpät, eine ſolche 
Entwidlung vor. Blumer I,2. &. 358855. 1605 wurde in Surzenberg 
(Appenzell) ertannt, baf nur die Inhaber der vorhandenen Güter, fofern fie zur 
Nachbarſchaft geboren und in ihr wohnhaft feien, Recht und Gerechtigkeit zur 
Gemeinmart haben follten. In Hadbühl ſetzte die Gemeinde 1663 feft, wer 
Haus und Gut im Bezirk habe, folle einen Holztheil haben; wer aber in Zukunft 
ohne alte Hofftatt ein neues Haus bauen und zugleich eine Gerechtigkeit Haben 
wolle, folle fi darum mit gemeinen Hadbühlern vergleihen. In einzelnen Ge⸗ 
meinden von Zug, 3. B. 1689 in Bliderödorf und 1741 in Baar, wurbe unbe- 
dingt ausgefprochen, daß kein neues Haus nußen dürfe. Ganz regelmäßig war 
die Abfchliegung einer beftimmten Zahl Chehofftätten und der bazu gehörigen 


602 Das ländlihe Genoſſenſchaftsweſen. 


#. Däufiger aber noch gieng man von ber Anſchauung ans, Die ganze 

Onfe, Hof und Land, fei Grundlage des Genoſſenrechts, volles Genofſenrecht 
. baber au das volle und ungetheilte Beifammenbleiben der Hufe gebunden. 
Man lieg dann freilich nicht Durch jede Abweräußerung von Land bie Boll 
genofienjhaft untergehen, aber man fehte ein beftimmmtes Maß feft, über 
welches hinaus bie Hufe nicht verkleinert werben burfte, wenn anders ber Be 
fiter Bollgenofje bleiben wollte Dabei hielt man ſich meift an das alther⸗ 
tömmliche Hufenmaß, welches der Wirthichaft mit einem Gelpann eutiprach 1), 
vielfach aber firirte man ausbrüdlich Die erforberlihe Zahl ber Morgen. So 
waren nad dem Weisthum von 1385 in ber Bibrauer Mark 32 Morgen 
erforberlih nnd ähnliche Beitimmungen finden fi) in niederſächſiſchen und 
ſchweizeriſchen Markgemeinden’?). Ebenſo war ipäter auf Fehmarn mit dem 
Befik einer gewifien Anzahl ftenerbarer Drömten Recht und Pflicht der Boll- 
bürgerfchaft verbunden“). Ueberbaupt aber war eine derartige eigentlide 
Realgemeinde, in welder eine geſchloſſene ober ungefchlofiene Anzahl voller 
Bauerhsfe mit ober ohne genaue Beftimmung des Minimums ihres Um⸗ 
fange Grundlage ber vollen Gemeinbemitgliebichaft war, wol die verbreitetite 
Gemeinbeform, welche insbejondere in den ehemals flavifchen Ländern faft ans 

ſwliehlich bie Herrihaft behauptete. 
| In der Regel aber trat eine weitere Sortbilbung biefer Gemeindeform 
durch bie Entftehung einer Klafſe geringerer Genofien zwiſchen den Bollgenoffen 
und ben bloßen Schubgenofien ein. Wenn durch Zerfplitterung einer Vollhufe 
Heinere Befigungen entftanden, fo fonnte, wenn man ber Hofftätte allein bie 
Kraft, das Gemeinderecht zu verleihen, nicht zufäirieb, bas Bollgenoffenzesht 


Gerechtigkeiten? in ber ebenen Schweiz. Blumer l.ce Bluntfdli L 257. 
Auch fonft aber ift die Firtrung einer Anzahl berechtigter Bauerhöfe überaus 
häufig. Bol. ud Grimm, W. I. 62. 68. 79 5 14. 389. 890. III. 628. 657. 
659. Maurer, Dorfv. I. S. 8840 u. d. Gitate in Rote 69 ib. Thudichum 
©. 3%. 391. Bel. au unten Rote 64. 

s) Löw ©. 27. 77f. Landau, Terre. 169. Thudichum I165f. 211 
Maurer, Einleitung 129 f. 280 f. Fronh. TIL 200f. 205. IV. 19f. Doro. L 
86. 37. 122 f. 

) Bol. Bibrauer M. b. Grimm L 512. 515. In der Holzmark zu Män- 
den 5 Morgen Erbland. Grimm IIL 297. In Solothurn gehörten zn einem 
vollen Banerngut „in jeder Zelg 4 Iuchart und 6% Matte und ein Hofftabt.” 
Url. v. 1688 6. Renaud S. 37 Rote. 

2) Hanffen ©. 110f. Dorfbelieb. art. 13f. S. 116—118. 122 — 127. 
Nur diefe Bollbürger, für deren Hecht der Bei von 2 bie 5 Drömten binnen 
Feldes die einzige Vorausſetzung mar, erſchienen auf jeder Rachbarverfammlung 
und hatten vollen Antheil an ben Gemeinweiden. Ihnen gegenüber galten die 
fog. Iuften als Halbbürger, wurden zu Nachbarverjammlungen nur geladen, 
wenn es fi) nm ihre Angelegenheiten (bei. Handdienfte, Schulhaus: und Wege 
reparaturen) hanbelte, und hatten einen geringeren Antheil an den Gemeinweiben. 
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nicht fortbeſtehen. Auf ber anderen Seite war zunähft bie Auſchauung von 
der perjöulichen Natur des Genofſſenrechts noch zu Träftig, um eine wirkliche 
Theilung beffelben als möglich zu ftatuiren. Wollte man baber das Gemeinde⸗ 
recht nicht untergehen lafien, jo mußte man neben den Bollhufnern bie In⸗ 
haber von nicht hinreichendem Grundbeſitz als eine Klaſſe minberberechtigter 
Genofjen anerkennen. So entftand eine faft über ganz Deutichland verbreitete 
Rechtebilbung, vermöge beren ſich die Aktinbürgerichaft in zwei ungleich be» 
reihtigte Kreife trennte: die vollberechtigten Huber, Aderleute, Bauern, Boll- 
fpäuner, Fahrenden, Gemeinbeleute, vullwarigen Leute, oder wie fie ähnlich 
beißen mochten, und die im Gegenſah zu ihnen als Halbbauern, Halbipänner, 
Einfpänner, halfwarige Leute, Schuppojer, in manden Gegenden aud als 
Hübner, Koffäthen, Iuften u. |. w. bezeichneten Genoſſen geringeren Rechts, 
weldye geringere politiide und mubbare Rechte hatten und bafür geringere 
Laften trugen **). | 

In ber Auffaffung und Benennung einer ſolchen Mittelflafie als halber 
Genofjen Iag ber Keim einer weiteren Umbilbung. Waren zwar weber bie 
uugbaren noch bie perjönlichen Rechte unb Pflichten des Halbbauern gerabe 
auf die Hälfte derer des Vollhufners bemefien, jo war doch dem Gedauken 
einer Theilbarkeit des Genoſſenrechts als nothwenbiger Folge ber Theilbarkeit 
bes das Genofienrecht bebingenden Grundbefitzes Einlaß gegeben. Es war be 
greiflich, daß vielfach von Bier aus weitere und eigentliche Theilungen ber Ge⸗ 
noffenzeihte al Folge entſprechender Gufenteilungen zugelafien wurden, baf 
man bie Befiger von Drittels-, Biertels-, Sechetelshufen n- |. w. als Drittels-, 
Biertelt-, Sechttelsbanern mit dem dritten, vierten, jechöten Theil ber Recht 
und Pflichten eines Bollgenofien aufah**), während mau umgekehrt größeren 
Srunbbefigern mehrfaches Geuofſenrecht zufährieb %. So wurbe enblih bas 
Gemeinderecht ein volllommen mehbares Sachenrecht, welches der Größe bes 
Grundbefitzes, an dem es haftete, entſprach. Doch gehört dieſe Iekte Form 
ber Renlgemeinde im Allgemeinen erft dem 17. und 18. Jahrhundert an und 


) Bol. Grimm, R. & 5056. Renaud lc. 8. 860f. Thudichum 211. 
312. Maurer, Fronh. II 578. Dorfo. L 87. 185. GStävelce ©. 55f. 
Bal. auch Note 58. Diefe minberberechtigten Genofien find von bloßen Schup- 
genofien wol zu unterfcheiden; es laffen fich eher Adel und Freie oder Freie und 
Liten in der Bollögemeinde, oder Minifterialen und Burgenjen in ber alten 
ftäbtifchen Bollbürgergemeinbe vergleichen. 

s), Bluutſchli IL 81. 82. Renaud ©. 37f. Maurer, Ginleit, 281. 
Marke. 57. Fronh. TIL 201. 202. Dorfv. L 87. 88, 122. 123, Bol. Note 57. 

2) So ſchon in ber Urk. von 1168 b. Lacombl. L 229 2 oder 3 Holz. 
marten einzelner Höfe; 1838 b. Kinblinger III, 2. 326 acht Rechte eined Hofes; 
1421 in der Schwanheimer Marl 15% und 5% Weren, um 1575 in ber Rans⸗ 
felder Dart 8, 16 bis 24 Scharen, um 1264 9 Holzmarken eines Hofes. 
®rimm L 525. II, 171. 617. 
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kommt im Mittelalter vornemlih nur in größeren Marten, in benen berr- 
fchaftliche und bäuerliche Beſitzer Genofien find, vor’”). 

c. Mit der Hervorbringung dieſer verfchiedenen Formen ber Realgemeinde 
war nun aber die Entwidiung des Genofjenrechts zum Sachenrecht Teinet- 
wegs beichlofien. Sowol das ber Ehehofftätte als das dem Hufenland an- 
klebende Genofjenrecht war doch immer umr Zubehör eines Sachenrechts, deſſen 
Natur es daher vielfach folgte, es war aber noch nicht jelbft ein Sachenrecht. 
An vielen Orten jebod that man ben weiteren Schritt, das Genoffenredht, 
unter ausſchließlicher Berüdfihtigung des nubbaren Theil feines Inhalte, 
als ein felbftändiges Sachenrecht zu behandeln"). Es war nun eine Im⸗ 
mobiliargeredhtigteit, die vom Gute tremmbar nnd felbftänbig Gegenftanb des 
privatrechtlihen Verkehr war. Im Einzelnen freilich wurde ſehr allmälig 
nnr und in fehr verſchiedenem Grabe bie vermögensrechilide Natur bes Be 
noſſenrechts durchgeſetzt und ganz verſchwanden nie bie Beichränfungen ber 
Bererbung, Beräugerung und Theilung, welde an bie frühere Perjönlichkeit 
bes Rechts erinnerten. Bielfach verlangte man zuerft vor der Trennung eines 
Genofienrechts von dem Hofe, beffen Pertinenz es bisher geweien, Zuftimmung 
der Markgenofien und forderte überbieß bie Mebertragung auf ein anderes Gut 
als Bedingung des Fortbeftandes der Were). Allmälig wurbe bas Genofien- 
recht am fich jelbft veräußerlich"), aber das Berbot der Veräußerung an Un- 
genoffen ober an auswärts Wohnende, Borkaufsrechte der Markgenofien umb 
ſonfſtige Beſchraͤnkungen unterſchieden es Häufig noch von einem reinen Privat 
recht; länger und hänfiger noch blieb die Theilung verboten ober e& wurben 
ihr doch gewife Grenzen gegogen*'). Nichtsbeftoweniger wurbe boch bier 


Bel. die vorige Note und die Betfpiele bei Maurer, Markv. ©. 55f. 
Beſonders aber über die durchaus theilbaren und kumulirbaren, niemals aber ohne 
den Hof veräußerlihen Wahren ber weftphältichen Marten Löw ©. 78. 79. 87 
und viele Belege S. 96f.; ferner Kindlinger III, 2. 378. 883. 886. Piper 
l. c. ©. 158. 159. 160. 203. 219. 227. 280. 236. Riefert 189. 142. 148, 145. 

“) Bol. Bluntſchli II. 88. Renand 1. c 48f. Sternberg. c. ©. 6f. 
Michelfen L c. ©. 95f. Dunder |. c. ©. 167f. Römer . c ©. 97f. 
Maurer, Mario. 61f. Dorfv. I. 65 f. 

2) So 1210 b. Seiberg O, 1. 178: emerunt unam warandiam integram 
que vulgo dicitur echtwort in marchsa Hustene presentibus marchenotis et 
convenientibus ... . Prefati autem fratres eandem warandiam curti in Mar- 
suelde assignarunt. Aehnlich 1204 u. 1242 ib. 169. 282. 

“, Schon 1267 (Url. 6. Maurer, Dorfo. I. 66. Note 8) heißt ed: si tamen 
alicui praedictum achtwart vendere vellent. Urf. v. 1341 u. 1366, nad benen 
4 und refp. 2% Holzmarten für fi allein verlauft werben, bei Thudbihum 
©. 2387. Beifpiele v. 1830 n. 1859 aus Züri b. Wyß 1. c. I. 58; v. 1675 
ans Schottwyl m. Solothurn b. Renaud 48. Schauberg, Zeitfchr. I. 124. 
Andere Beiſpiele bei den in Note 58 Bitirten. 

*) So galt in Grüningen, wo bie Märkerſchaft aus den Beflkern von 296 
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überall die Auſchauung des Genofienrechts immer verwandter mit ber einer 
Aktie am Gemeinland, welche eine genau beftimmte Quote des Marknutzens 
und gleichzeitig die entiprechende Quote ber öffentlichen Befugniffe und Laften 
in ber Gemeinde gab. Faſt alle, unter einander fehr nerfchiebene Formen ber 
jo entftandenen Nutzungs⸗, Rechtſamen⸗ ober Meentengemeinde gehören 
erft einer fpäteren Periode an und es wirb bort von ihnen noch bie Rebe 
jein®). Die Anfänge ihrer Bildung aber zeigen ſich ſchon anferorbentlich 
früh. Namentlich war dies in den großen Marken der Zall, die fich ja ſchon 
jest häufig bloßen Privatlorporationen näherten®). Und in Ditmarichen, wo 
fpäter die äuperften Konjequenzen biefer Richtung gezogen wurben, ſah fi 
bereits im 16. Sahrhundert fogar die Geſetzgebung veranlaßt, zu Gunften ber 
im Leben offenbar nicht mehr feitgehaltenen Pertinenzqualität der Meenten 
einzuſchreiten ©). 

2. Wie nun aber die Vollgenofiengemeinde zuſammengeſetzt jein mochte, 


in bad Markbuch eingetragenen Marten beftand, noch in diefem Jahrhundert ein 
Vorkaufsrecht der Märker, wenn ein Genoſſe eine Mark an einen Nichtmärter 
verkaufen wollte Thudbihum 285 Note 2, In Fronhaufen und einigen an« 
beren Orten tft nach Sternberg (S. 11), der hierin mit Unrecht eine jüngere 
Rechtobildung ald in Oberheffen fieht, noch jept bie Veräußerung ber Gemeinbe- 
theile nur an Leibeserben geftattet, fie werben durch Wegzug verloren und werden 
bei eintretenden Balanzen von ber Gemeinde an bie fich dazu meldenben Ein- 
wohner gegen Einkaufsgeld abgegeben. 

e) Sowol in der Schweiz, ald in Württemberg, Heflen und wo fie fonft 
vorlamen, wurben die Rechtſamengemeinden erft im 18. Jahrhundert gewöhnlich. 
Ganz unhaltbar tft die Anfiht Thudichum's, welcher die ſelbſtändige Veräußer- 
lichkeit der Rupungen für älter als ihre Berbindung mit dem Grundbefig Hält. 
Bol. unten $ 55. 

In ber Mark Sinzig waren ſchon um 1834 die Marten, Rotten unb 
Gewalten einzeln veräußerli und vererblih. Mone, Zeitihr. V. 419—428. 
In der Mark Bellersheim kamen im 16. Sabrhundert nicht nur ganze unb Halbe, 
fondern %, %, 11% 9, 14%, 85%, 42 Wehren als felbftänbige Bermögensrechte 
in Einer Hand vor. Auch die Beifpiele in Note 59 und 60 find aus großen 
Marten. | 

“) Eine in dad Landr. v. 1567 art. 87 aufgenommene Berorbnung fchreibt 
die reine Realgemeinde vor. Nach 8 6. 10. 12 fol die Theilnahme am Gemein- 
land mit dem Befiß eines ber berechtigten Höfe verknüpft fein unb es fol 
nemandes sine gerechticheit an der gemeinen mark einem andern verkopen 
efte verpanden, sunder de schal by dem gehofte bliven und wol den hof 
kofft edder in sine pandlyke gewher nimmt, dem schal solcke gerechticheit 
mede folgen. Neue Anbauer follen feine Meente erlangen, idt geschege denn 
mit willen der gemeinen burschap ($ 10), Kötter ebenſo nur mit ihrem Willen 
Nupungen üben (8 7). Die Meenten follen ferner untheilbar fein und bei Guts- 
theilungen am Hofe haften. 
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ob fie aus allen GHaushefigern ober ans ben Befikern gewifier Höfe oder aus 
den Befitern eines gewiflen Landmaßes beftanb ober ob gar das Erforderniß 
bes Grunbbefiges fortgefalln war und ftatt deſſen entweber rein perſoͤnliche 
Eigenfchaften ober umgekehrt ber Beſitz ideeller Quoten bes Gefammtrechts 
die Mitgliebfhaft gaben, ob fie ferner in fich nicht weiter gegliedert war ober im 
mehrere Klaffen zerfiel ober ſich nach beliebigen Duotenrechten der Einzelnen ftufte: 
eine Bollgenofiengemeinde gab es überall. Und biefe Bollgenoffengemeinbe 
bildete ganz in demſelben Sinne die Gemeinde überhaupt, wie einit bie Boll- 
bürgergemeinde in den Städten allein bie Bürgerfchaft geweien war. Sie 
allein war aktive Trägerin bes Geſammtrechts in Genofjenfchaft und 
Mark und ihre Verſammlung ftellte einerſeits bie universitas ober gemein 
der Nachbarn, anbererfeits das Dorf ober die Markt als räumlid»binglide 
Einheit dar. Sie verfügte daher über die Mark und dern Nuten, fie 
wählte, regierte, richtete, wies das Recht, ihre Mitglieder hatten volle 
Nutungen an der Allmende, dafür aber auch volle, fei es Sffentliche, fei es 
berrihaftliche, jei es genoſſenſchaftliche Laften der Perſon (Kriegsbienft und 
Stohnden) wie des Vermögens (Abgaben und Steuern). 
| Es ift aber eine zu Irrthuͤmern veranlaffende Ausbrudswetie, wenn man 
für die ältere Zeit ben Vollgenofien alle übrigen Marl» ober Dorfbewohner 
als Ungenofjen gegemmüberftellt. Yür die fpätere Zeit, in welder die Ge 
meindöleute fidh zu einer privilegiirten Korporation abichloffen, trifft Liefer 
Ausdruck zu. Uriprünglich dagegen ftanden alle Markbewohner nit außer 
halb des Genoffenuerbandes, jondern gehörten ihm in demſelben Siune an, 
wie etwa in den Städten die Handwerker der Bürgerfchaft, in ben Territorien 
bie Nit-Stände der Landſchaft, in den Zünften bie Lehrlinge und Geſellen 
der Zunft. Wahre Ungenoſſen waren nur die Ausmärker, mochten fie cuch 
wegen ihrer in der Mark belegenen Befltungen der Mark dinglich verbunden 
und deshalb zu einzelnen Allmendnutzungen berechtigt fein“), ober foldye 
Inmärker, welche ihr ganzes Beſitzthum abgemarkt hatten), Wer dagegen 
obne Vollgenofjenrecht in der Mark wohnte, gehörte als Schußgenoffe ber 
Gemeinde an, war aljo in ben perjönlichen Friedens⸗ und Rechtsverband ber 
Genoſſen eingefchlofen, wenn er auch als bloßer Paffiobürger ber eigenen Ge⸗ 
noſſenrechte entbehrte. Solche Schupgenofien waren ber Gemeinde theils 
mittelbar theils unmittelbar unterworfen. Mittelbar ftanden im Gemeinde 
verbande Alle, welche dem perjönlichen ober binglichen Herrichafteverbande eines 


%) Bol. Löw ©. 80. Maurer, Marko. 123. Fronh. IIL 210. Dorfvw. L 
159 f. Landau 184 Renaud 22, Beijpiele, wonach ber bloße Grunbbefig 
ohne Wohnung einige Rechte giebt, aus Unterwalden b. Blumer I, 2. 861; ans 
Altenhaslau Grimm TIL 456. Bol. ib. L 55. 137. 455. Schauberg I. 3. 
112. 192. 

*, Maurer, Einf. 2165. Dorfv. I. 155 f. 
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Bollgenofien angehörtne). Sie wurben gegen die Gemeinde und in ihr 
durch den Bollgenofien, dem fie verbunden waren, geichäßt und vertreten, jo 
daß diefer jogar für ihre Srevel antwortete und haftete; fie hatten baher auch 
an ber Allmenbe kein eigenes Recht, ſondern nur ben ihnen etwa eingeräunten 
Antheil an den Nutzungen ihres Schutzherrn, wofür fie auch nur ihm direkt 
zu Dienften und Abgaben verpflichtet waren. In ſolchem BVerbältnig fanden 
bie Mitglieder des Hansweiens eines Genofien, Familie und Gefinde ei). Ur- 
fprünglich gehörten aber auch Alle, welche auf eines Genofien Grund und 
Boden fahen, alſo die Hinterfafien, Kolonen, Pächter oder Miether eines 
Gemeindsmanns in dieſe Klafie. Sie indeß fliegen allmälig theils zu eigenem 
Genoſſenrecht, theils wenigftens zn unmittelbarem Schubgenofienrecht auf. 
Unmittelbare Schubgenofien waren Lente, die von der Gemeinde als Gefammt- 
beit vertreten und gefchütt wurben. Zu ihnen gehörten Alle, welche in den 
Friedens · und Rechtsverband aufgenommen ober buch Abſtammung ihm an- 
gehörig waren, aber entweder wegen mangelnder perjönlicher Eigenfchaften 
oder wegen Maugels eines hinreichenden ober qualificirten Grunbbefihes be» 
ziehungsweije einer Rechtſame an der Bollbürgergemeinde nicht Theil nahmen **). 
Die fehr verſchieden geftellten und benannten Klafſen biefer Leute — Kötter, 
Brinkfitzer, Selbuer, Hüttner, Häusler, Lehner, Tagwer, einläufige, arme ober 
ungewerte 2ente, bisweilen als Beifiker ober Hiuterfaflen zufammengefaßt -— 
famen barin überein, daß fie ein eigenes Recht weber in ber Genofienfchaft 
noch an ber Allmende hatten, dafür aber auch bie öffentlichen oder Gemeinde⸗ 
Vaften wicht mittrugen. Nur bie Anfangs ſehr freigiebig gewährten Nutzungen, 
welche auf befonderer Vergünftigung ber Gemeinde ober auf einem fpeciellen 
der Gemeinde gegenüber begründeten Rechtstitel beruhten, ftanden ihnen zn), 


) Bol. Löw 128. 124. Bluntſchli II. 68. Blumer I 2. 356f. Re- 
naub ©. 31. 22. Hensler L c. 89-44. Maurer, Marko. 104. 117. Dorfv. 
L 142 —14. 151—154. Grimm L 540 $ 20: der brodherr musz für den 
knecht antworten. 

“) Bol. Löw L c. 79f. 117f. BWeistel.c ©. 81f. Renaub 7f. 59f. 
Blumer I, 1. 389f. I, 2. 824 — 328. Bluntſchli L 251f. Sternberg 
© 9f. Stüvelc. ©. 55f. Heusler Le. S. 47—52. 76-92. Maurer, 
Marko. 115f. Dorfv. L 185 f. In größeren Marten kam es biöweilen vor, 
dafı ganze Dorfichaften im Beifiperverbaube ftanden, kein Stimmrecht und ge 
ringere Nupungen hatten. Landau, Gaue L 18f. 21. 22. 45. Maurer, 
Marko. 17—19. 122. 123. 

) Bol. Bibraner W. v. 1885 b. Grimm L 512: auch wysen wir daz 
der einlefftige kein recht en sal h’an in der marcke, dan was er gnaden 
von den merkern hat. Grimm III 124. 176. 178. 808. Piper 224. 226. 
230. 281 (vergünnen — ans gunsten — vergünstigungh), WBigand, Archiv 
IV. 163f. Löw ©. 2. 79. 117. 121f. Bluntſchli L 251. 259. Renand 
29. 59. Mittermaier, 9. R. $ 97. Heusler 1. c. ©. 52. Maurer, Mark. 
118. 121 f£_ Dorfv. L 227 —2%0. 
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fowie ihnen umgekehrt der Gemeinde oder der Herrſchaft gegenüber diejenigen 
Laften und Dienfte oblagen, welche ihnen entweder als Gutichäbigung für 
derartige befonbere Nutzungen ober als Schußgelder für ben ihnen gewährten 
Schub oder bei Neuanziehenden als Bedingung bes Einzug und der Rieber- 
Iafjung ober fonft ans einem fpeciellen Grunde auferlegt waren”). Ebenſo 
bieng es vom Belieben ber Gemeinde ab, ihnen im einzelnen auch fie be- 
treffenden Angelegenheiten eine Stimme einzuräumen‘). Paffiv dagegen 
waren von je die Beijaffen glei den Bollgenofien Theilucehmer am genoffen- 
fhaftlichen Frieden und Recht, jo daß fie vor dem Märker- und Banerngericht 
Recht fordern Eonnten und nehmen mußten, den Gemeinbebeamien, den Ge 
meinbebeihlüfien, der Mark⸗ und Yelbpolizei u. |. w. unterworfen waren unb 
einen Rechtsanſpruch auf Schuß und Bertretung durch die Gemeinde hatten. 
Allmälig indeß mußten die Berhältniffe der Schußgenoffen fich vielfach andern. 
And prefären Allmenbuutungen wurden durch das Herkommen oft fefte Rechte, 
die endlich nicht mehr qualitativ, fondern nur noch quantitativ von den gemeinen 
Nugungen bes Vollgenofien verfchieden ſchienen. Ebenfo aber wurbe die Heran- 
ziehung ber Beifiber zu Laften und Abgaben nicht mehr als Folge beſouderer 
Verpflichtungen, fondern als nothwenbiger Ausflug ihrer Gemeindemitgliebfchaft 
betrachtet und nah dem Bedürfniß ber Gemeinde bemeffen. Ihre aktive 
Theilnahme an einzelnen Gejammtangelegenheiten erſchien als ein jelbftän- 
diges, wenn auch geringered Genofienreht. Kurz, fie wurden, obſchon zu 
Heinerem Theil, Mitträger der Genofienihaft, fie wurden ans bloßen Paffin- 
bürgern Aftivbürger geringeren Rechte. ine folde Auffaffuug wurbe be 
fonders da, wo aud bie alte Bollgenofiengemeinde in mehrere Klaffen zer- 
fallen war, erleichtert; wo aber das Genofienrecht theilbar geworben war, lag 
es nabe, das Beifiterrecht als eine verhältnigmäßige Quote des Vollbürgerrechts 
aufzufaffen”),. Auf dieſem Wege Tonnte es enblidh dahin kommen, daß Kötter 
und Beifiger wirflih zu gleichem Recht ober doch zu gleichem perjönlichen 
Recht unter Beibehaltung ber Unterſchiede der Nugungen in die Bollgenoffen- 


°) Bol. Maurer, Dorfo. L 151 und bef. über das heſſiſche Beiſthergeld, 
neben welchem ein Viehgeld für die Mithut und ein Holzgelb für das Lefeholz- 
recht vorlam, Sternberg L 9. 14. 15. 17. 18. 19. 64. 106. Bol. and Re- 
naud ©. 29. 60. 129. Grimm III. 255 Rote, 

29 Beiſpiel in Note 37. 53. Dal. Sternberg ©. 6. 7. In Weſtphalen 
waren die Kötter ohne Stimmrecht und nicht verpflichtet, im Markgericht zu er 
feinen, die Beſchlüſſe wurden ihnen aber publicirt. Piper 224. Kindlinger 
UI, 2. 384. %öw 119. 

9) So wurden in Weſtphalen häufig die Kötter ald BViertelägenofien ange 
ſehen. Löw. 119. In neuerer Zeit wurden in Sachſen 4 Gärtuer und 8 ober 
16 Häusler, in Baiern 82 Seldener, in Franken 4 Sölden einem Bollhufner gleich 
geachtet. Maurer, Dorfv. I. 140. 141. 
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gemeinde eintraten®) und daß fo in ganz normaler Weiſe analog ber Ans- 
bildung des einheitlihen Stabtbürgerrechts ein einheitliches Drtsbürgerrecht 
aus dem Sunern ber ländlichen Gemeinde entwidelt wurbe. 

Allein die Anfänge einer derartigen Entwiclung fielen in eine Zeit, in 
welcher Die politiiche Geftaltungekraft ber Nation abnahm; gleich allen anderen 
nach ftarrer Abſchließung ftrebenden Korporationen fuchten jetzt bie ländlichen 
Bollgenoffenfchaften durch Fixation ber Genofienzabl oder Erſchwerungen ber 
Aufnahme ſich gegen den Andrang von unten zu ſchützen, ben ausgeſchloſſenen 
Elementen aber fehlte die Kraft und ber oͤffentliche Sinn, welde in ben 
früheren Jahrhunderten berartigem Ringen faft immer deu Sieg gefichert 
hatten. Die Vollgenofien wollten womöglich bie Beifaffen von jeder Nutzung 
ansichließen, gleihtwol aber ihnen im vollften Umfange Laften und Steuern 
aufbürben, es kam in ber That jet dad Verhältniß der eigentlichen Beiſaſſen 
ober Hinterfaffen auf, weldhe zur Anfieblung nur unter Uebernahme aller 
Laften ohne die entfprechenden Rechte zugelaffen wurben ’*); bie Beifiger wollten 
umgefehrt zwar mitnuben, öffentliche Pflichten und gemeine Laften aber nicht 
übernehmen. So verſchwand die alte Identitaͤt von Genoſſenſchaft und Ge 
meinde, die alte Genofienichaft, fo weit fie fich zu Balten vermochte, ſchrumpfte 
zu einer privilegiirten Korporation zufammen und es fiel größtentheil den von 
außen wirkenden Kräften zu, eine nene politifde Gemeinde zu Tonftruiren. 
Davon aber iſt erſt in der folgenden Periode zu handeln. 

I Wenn jo im Allgemeinen die laͤndlichen Gemeinden ihrer Grundlage 
nah Mark. und Hufengenofienfchaften im alten Sinne blieben, fo wurbe 
auch ihre rechtliche Bedeutung im Ganzen nicht veräntert. Sie blieben 
baber wirtbichaftlicher und politiicher Natur zugleih und waren in Folge 
deſſen nach wie vor weber rein prinatrechtliche noch rein öffentlichrechtliche Der- 
bände, fonbern beibes, und bies zwar fo, daß weber praßtiich noch begrifflich 
an ihnen das, was äffentlichrechtlich, und das, was privatrechtlich war, gejchie- 
den wurde, fonbern jebe einzelne Rechtsbeziehung der Genoſſen zu einander, 
bee Genofien zur Genoſſenſchaft, der Genoſſenſchaft zu höheren Verbänden 
etwas von Öffentlichrechtlichem und etwas von privatrechtlichem Weſen an fich trug. 

Durchaus die Regel war es, daß wirthichaftliche und politiiche Gemeinden 
Außerlich und innerlich identifh waren; äußerlich injofern, als die räumlichen 
Grenzen der Mark zugleich die einer Ortichaft, einer Gent, einer Bogtei 
ober eineß fonftigen Amts- oder Gerichtsbezirks zu fein pflegten, der Perfonen- 
Preis der Markgenofien aber zugleich eine gefchlofiene Gerichts, Rechte und 
Wehrgenoſſenſchaft bilbete; innerlich infofern, als die Theilnahme am Ge 
jammivermögen und die Theilnahme an den politifchen Gemeinderechten durch 


7 Löw 79. 119. 120. Rengud 86f. Alf. Maurer, Markv. 122. 
Dorfv. I. 141. 154. . 

2) Hensler 1. c. 47f. Thudichum 229. 

L 39 
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bie gleichen Gruudſätze beftimmt ward. Indeß waren doch hierin mancherlei 
Modifikationen eingetreten: Marten, welche Feiner politifchen Gliederung bes 
Volles mehr entiprachen, waren häufig. Mitunter beftanden dann nichtsbefto- 
weniger einzelne Folgen ber ehemaligen weitergehenden Berkindung unter ben 
Genoſſen folder Marken for. Aber auch wo dies nidht der Ball, ſondern 
bad Gejammteigentbum an ber Marl bas einzige Band der im Uebrigen 
völlig von einander getrennten Ortichaften oder Einzelnen geworben war, 
nahm die Genofſenſchaft zwar ben Charakter einer reinen Wirthſchaftsgemeinde, 
nicht aber den einer Privatrehtöforporation im heutigen Sinne an. Dem 
dba das Geſammteigenthum wie dad germanifhe Grunbeigentbum überhaupt 
privatrechtlihe und politiiche Befugniſſe ungetrennt enthielt, hatte jede Mark⸗ 
genoſſenſchaft ſchon aus diefem Grunde äffentlichrechtliche Bedeutung. 

So waren namentlich die größeren Markverbände fowol hinſichtlich ihrer 
inneren Strultur als Hinfihtlih des Umfangs und Zwedis ihrer Thaͤtigkeit 
weientlih nur noch Geſellſchaften zur gemeinfamen Bewirthſchaftung einer 
Mark. Allein von einem Privatverein, der fidh zum Zweck ber gemeinfamen 
Benutung von Wald und Weide heute etwa bilbete, unterſchied fie doch, von 
den mannichfachen Weberbleibfeln einftiger weitergehender Bedeutung abgeſehen, 
vor Allem der Umftand, daß die Markgenoſſenſchaften kein bloßes Privat 
eigentbum, fondern, fei es nun jelbftändig ober mit einem Herrn und beffen 
Beamten gemeinfam, grundherrliche, alſo politiſche Herrichaftebefugnifie an 
der Mark übten. Desbalb waren fie auch nicht nach einer frei vereinbarten 
Berfaffung, fondern in ben Formen des alten Volksrechts und der alten 
Volksgerichte thätig; fie hatten auf ihren regelmäßigen Verfammlungen feine 
außerordentliche oder blos fchiebsrichterliche, fondern eine orbeutlidhe Gerichte 
barkeit und Strafgewalt, ein wahres Geſetzgebungsrecht, eine eigentliche Ber- 
waltung und Polizei, ein felbftändiges Schußrecht bezüglich des Marffriebens 
und Markrechts nad) außen und innen; ihre Vorfteher endlich waren öffentliche 
Beamte und übten öffentliche Gewalt. 

Ganz baflelbe gilt aber aud von ben innerhalb einer Gemeinde fchon 
jebt bisweilen vorkommenden Genoffenfhaften, die ohne Zufammenhang mit 
der politifchen Organifation lediglich zum Zweck ber gemeinfamen dkonomiſchen 
Benutzung eines Markſtückes beftanden. Auch fie waren noch nicht, wie jpäter, 
wahre Privatlorporationen, fondern wirtbihaftlihe Gemeinden. Als Beifpiel 
önnen die Alpmarkgenoffenfchaften Dienm”) Cs gab nämlich neben den 
von den gewöhnlichen Marken in nichts verjchiedenen Alpmarken, welche einem 
einzelnen Dorf oder einer Mehrzahl von Dörfern gehörten’), einzelne Alp 


0, Maurer, Markv. S. 88-47. Blumer 1,1. S. 386 f. I, 2. 369—874. 
Heusler 1. e. ©. 99 f. Sie kommen in Tirol, Allgäu, Bregenz, Glarus, Appen- 
zell a. Rh., Unterwalden, S. Gallen xc. vor. Der ältefte Alpbrief ift der von 

Krauchthal v. 1458 b. Blumer I, 1. ©. 886. , 
10, Maurer, Markv. S. 86-88. Anh. Nr. 1 ©. 461 f. 
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marken, die jpäteren fogenaunten Kapitaliftenalpen, welche im Gejammteigen- 
thum einer Anzahl mit einander politifch nicht näher verbundener Grunbbefiker 
fianden. Diele Genofienfchaften find heutzutage unzweifelhaft reine Privat. 
rechteforporationen. Urfprüngli aber war es andere. Denn auch fie find 
nicht ans einer zufälligen Eigenthumsgemeinſchaft, jondern aus uralten Mark⸗ 
verbindungen beroorgegangen??) und haben deshälb bis weit über das Mittel- 
alter hinaus ben Sharakter wahrer Wirthſchaftsgemeinden mit gleichzeitig öffent- 
lichredhtlicher Bebeutung gewahrt. Zwar ihre äußere und innere Einrichtung 
war fon im 14. und 15. Jahrhundert faft dieſelbe wie heute und der einer 
Altiengefellichaft auffallend ähnlich. Danach wurde unb wirb die Genoffen- 
daft von den Inhabern gewifier ideeller Autheile an der Nutzung ber im 
Geſammteigenthum oder doch im Gefammtlehnrecht?*) ſtehenden Alpmark ge 
bildet. Diefe Nutungsantbeile, welche Kubhefien, Alprechte, Gräfe, Stöße x. 
genannt werben, find nad Zahl und Umfang firirt, indem durch eine genaue 
Schätzung (Stublung) der Alp nach ber Menge des Viehs, das auf ihr 
fommern Tann, deren Werth feftgeftellt und in ibeelle Duoten getheilt ift, 
deren Einheit dem ſommerlichen Futterbedarf einer Kuh entipricht, während 
ber Bedarf von anderem Bieb nah einem ein für alle Mal feftgeftellten 
Verhältniß in einer Mebrbeit oder einem Bruchtheil foldher Quoten ausge 
brüdt wird'e). Diefe Nutungstheile find veräußerlich, vererblich, theilbar und 
fumulirbar; nur find bisweilen Verkäufe an Auswärtige verboten ober burch 
Näherrechte beſchränkt, für die Vereinigung in Einer Hand Marima, für die 
Theilung Minima feſtgeſetzt und bei Befikveränderungen Eintragungen in 
bejondere Alpbücher erforderlich"). An der Spige einer ſolchen Genoſſenſchaft 
ftehen gewählte Vorſteher (3. B. Alpmeifter und Oberalpmeiiter im Allgäu, 
Alpmeifter in S. Gallen und Appenzell, 5 Alpleider in Glarus), welde 
ihrem Gelöbnii gemäß für der Alp Nuten, für Wege, Stege und andere 
Nothdurft zu forgen, ihre Benutzung zu beauffichtigen, die Zeit ber An- und 
Abfahrt, die Art und Weife der Nutzung und was fonft ‘das Sntereffe ber 
Mark erfordert anznordnen, verwirkte Bußen einzuziehen, zu verwalten und 
zu verrechnen und bie Alpbücher zu führen haben). Sie leiten zugleich die 


71) Zn welder Weiſe, tft freilich ungewiß. Heusler vermuthet, daß fie in 
Folge der dur Entftehung ber Orundberrfchaften an ber ungetheilten Mark 
hervorgebrachten Veränderungen gebildet worden jeten. 

28) So z. B. an der Alp Girlen in ©. Gallen. Maurer, Marko. ©. 40. 

”, So war bie Krauchthaler Alp in 618 % Stöße getheilt, deren einer ein 
Zeitrind, 4 ein Pferd, 2 ein Füllen zu weiden berechtigten, während 2 Graskälber 
oder 6 Schafe auf einen Stoß giengen. Andere Beifpiele b. Maurer J. c. 39. 
40. Blumer I, 2. 870. 

5, Maurer, Markv. 40. Blumer I, 2. ©. 373. Heusler Lc. 102. 103. 

*, Maurer, Marko. Alf. 45f. Die Bußen fielen in Krauchthal zu % an 
die Apleider, 4 an ben Ammann oder Weibel, % an die Genofjenfchaft für 
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jährliche ordentliche oder eine von ihnen bernfene außerorbentliche Genofſen⸗ 
verſammlung, welche bie wichtigeren Angelegenheiten nach Stimmenmehrheit 
jelbft erledigt, Wahlen und Rechnungsabnahme vornimmt, eine genofſenſchaft⸗ 
liche Gerichtebarkeit ausübt und vermöge ihrer Autonomie bie Alpfatzungen 
feftitellt es). Während nun aber feit der Entftehung einer fiaatlichen Gebiets⸗ 
hoheit bie Alpgenofienichaften als Privatgefellichiften gelten, welche das Privat- 
eigentbum can einer Alp befigen®®), wogegen bie Landesregierung ober bie 
Gemeindevorftände die Markyolizei, die Aufficht Über die Wege, bie Fürforge 
gegen Weberlaftung der Alp, bie ftreitige und freiwillige Gerichtsbarkeit, die 
eigentliche Geſetzgebung, kurz alle in ber Grundherrſchaft Tiegenden Befugniffe 
ausüben®‘): fo waren noch weit über das Mittelalter hinaus die Genofien- 
haften felbft im Beſitz diefer und anderer politiicher Gebietörechte*) unb 
hatten daher troß ihrer privatrechtlichen Geftaltung nicht die Bebeutung bloßer 
Privatvereine, ſondern die Bedeutung wirthichaftlicher Gemeinden. 

Aehnlich verhält es fi mit deu bezüglich einzelner Waldmarken vor- 
fommenden Walderbſchaften oder Holzmarkgenofienfchaften®), mit den bezüg- 
lich einzefner Weinberge beftehenden Weinbergsgenoffenichaften®”),, und mit 


Wege, Stege und andere Nothdurft der Alp. Blumer I, 1. 886. War nod 
ein Weberfchuß, jo wurbe er auf bie Kubrechte vertheilt. Ib. I, 2. 873. Biß- 
weilen Tonımt neben dem Alpmeifter ein Ausichuß, „Berorbnete von gemeiner 
Alpgenofien wegen , vor. Maurer, Martv. ©. 46. 

es) Vol. die Nachweife über Alpfapungen aus dem 15.—17. Jahrhundert b. 
Maurer 1. c, 414-4. Blumer IL 1. 387. I, 2. 370. 878 f. 

*s, Daher wurden durch Glarner Gemeindebeichluß in einem Streit zwifchen 
einer im Befig von Geißweiden befindlihen Tagwe und einer Alpgenoffenfchaft 
die betbeiligten Tagwenleute zur Ablegung eines gerichtlichen Zeugniſſes zuge 
Iaffen, die Alpgenofien aber ausgeichlofien, „weil es eigenthumb.“ Blumer 
I, 2. 870. 

%), So z. B. vereibigte Landesbeamte (fog. Alpzähler) für die Alpenpolizei 
in Glarus, Blumer L c. 371; gerichtliche Alp⸗ und Rechnungsrevifionen im 
Allgäu. Maurerlec 41. U. f. mw. 

ae) Daber konnten fie auch die Alp nad außen fchliegen und die Ausfuhr 
von Gebäuden, Holz, Heu oder Dung verbieten, Hatten eine wahre Strafgewalt 
bei Alpmarkfreveln, übten eine gewiſſe Banpolizei Hinfichtlih der Alp- u. Senn 
bütten, und ihre Alpbücher wurden fogar fpäter noch bisweilen ben öffentlichen 
Grundbüchern gleichgeftelt. Maurer 1. c. 446. Blumer I, 2. 873. 

°°) Beiipiele b. Draurer, Einl. 202. Dorfv. L 26. Grimm L 412. 414. 

or, Beifpiele 6. Grimm I. 182— 188. 606. II. 705—710. Der Marten 
verfaffung entfprechend, gab es breimalige Weinbergögerichte (Bergtäding ober 
Ring), zu denen alle Berggenofien erſcheinen mußten, befondere Bergrichter oder 
Bergmeifter, einen Bergfrieden und ein Bergrecht. Auch ein mweinbergögenofien- 
fchaftlicher Retrat kommt vor. Die Beauffichtigung der Weinberge, wozu Reb- 
bannwarte angeftellt waren, bie Beftrafung ber Bergfrevel, die gerichtliche Ueber⸗ 
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manchen anberen gemeinbeäbnlichen Verbänden, welche aus alter Markgemein- 
haft erwachſen und erft allmälig in bloße Privatrechtöforporatiouen über 
gegangen find *®). 

Ganz analog wie folde Markgenoſſenſchaften ſonderten ſich vielfach von 
ber nrfprünglich allen Gemeinſchaftszwecken dienenden einheitlichen Gemeinde 
für einzelne öffentliche Zwecke befonbere gemeinbeähnliche Genofſenſchaften ab. 
Schon in biefe Periode fallen bie Anfänge befonberer Gerichts, Wege⸗ Schul- 
und Armengemeinden %). Beſonders aber hildeten bie für Norddeutſchland 
fo wichtigen ländlichen Verbände, weldye den Schuß gegen bad Wafler ober 
die Regelung der Bewäfferung bezweden, bie Deih- und Sielgenofjen- 
ſchaften, fih ſchon jekt als eigene Körperihaften ans") Auch fie fielen 
anfänglich mit den politifchen, Orts⸗ und Bezirkögemeinden zufammen, indem 
ja jebe Gemeindegenofſenſchaft für alle gemeinſchaftlichen Bebürfniffe ihrer 
Mitglieder gleihmäßig forgte'). Allınälig löften fi) aber beſondere Deich⸗ 
und Sielgemeinden ganz ähnlich wie anderswo Markgemeinden ab. Sie bil 
beten eigene Deich⸗ ober Sielbezirke mit beſonderem Frieden ®) unb Recht, 
errichteten eigene Ordnungen ®), wählten befonbere Vorſteher für die Leitung 


tragung ber veräußerten Weinberge, eine Wege- und Grenzpolizei, bad Geben 
ber Reben unb Stidel und die Anordnung ber Weinlefe u. f. w. waren bie 
Hanptgegenftänbe der genoffenfchaftlichen Thätigkeit. Die Weinbergsgenoflenfchaft 
hieß auch gemain, bauersame, bergfrieden. 

*) Bgl. unten $ 55. — Die Brunnengefellichaften nähern fi mehr ben 
Gilden, ald den Markgemeinden. Bol. über fie oben 8 48. 

, Bgl. Stünel. c. S. 106. 
) Man vgl. befonderd bie älteften Deich- und Sielrechte aus Friesland bei 

Richthofen, friel. Rechtöquellen: das Sielrecht der 8 Delfſiele von Fivelgo v. 

1817, die Sander Deichſatzung v. 1317, den Abewerter Sielbrief v. 1382, das 
Deichrecht von Humfterland aud dem 14. Jahrhundert, bad Deichrecht d. Hemmen 
v. 1468 ©. 288 f. 290 f. 845 f. 864 f. 504 f. 

s) Eo heißt es im Emfiger Pfenningfchulbbuh b. Richthofen S. 210 
8 68: mit dem britten Theil jeder über ben fünften Grad hinaus verfallenen 
Erbſchaft schelma ... . beyterie domma and dikar, tker la mene mente lo 
kumpt to haldene. Bel ben Rüftringern hatte der Bauerrichter ebenfo über die 
gemeine Mark wie über Dei und Damm zu richten; 1827 8 48 ©. 541: alle 
thet tha buraldirmon behliat umbe hiare hamreke, wambe dika and umbe 
domma, umbe wega and umbe watirlesna, Bgl. ©. 124. Das Deichrecht der 
Hemmen v. 1453 ©. 504 f. ift ein von Richtern und mener Meente des Weſter⸗ 
908 für bie einzelnen Hemmen, d. 5. Dorfgemeinden, gemachtes Statut, wobei 
offenbar vorausgefept wird, daß Deiche, Dämme und Giele den Gemeinden ge- 
hören und die gewöhnlichen Richter und Berfammlungen über fie verfügen. Vgl. 
bef. 8 1.2.4. 5. 6. 12. 

#2, Dikfretho 3. B. bei Richthofen S. 122. 210. 365. 541. 545. 

, Auch traten fchon früh mehrere Deich ober Sielverbände zw gemeinja- 
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und Beauffihtigung der Bauten, den Richterſpruch und die Strafvollftredtung *), 
hielten ‚orbentliche und außerordentliche Berfammlungen zu Beſchlußfaffung 
und gemeinfamer Thätigfeit und, wenn es Noth that, zu gemeinfamer Arbeit 
(friefiih meenwirk) ab), beftraften ben Siumigen oder den, ber ben Frieden 
oder das Recht der Genofjenfchaft brach ®), zwangen bie Genoffen nad) Ver⸗ 
hältnig ihres Grundbefites zur Tragung ordentlicher nnd auferorbentlicher 
Dei und Siellaften *) und batten ein Geſammteigenthum an ben Deichen, 
Dämmen und Sielen, fowie eine befonbere Kaffe). Auch waren fie glei 
jeder Genofjenfchaft auf den gegemfeitigen Schub nad außen berechnet *) und 
hatten ihre gejelligen Vereinigungen '%). Neben ben aus den Gemeindever⸗ 
hältniſſen allmälig abgelöften Genoſſenſchaften biefer Art mochten andy freie 
Einungen zur Anlegung nnd Unterhaltung von Deichen ober Sielen vor⸗ 
fommen '). Allein immer blieb doch die Rechttanſchauung beftehen, daß 
alle Bewohner des Deichbezirke, wie fie von der gemeinfamen Anlage geſchütht 


men Bellebungen zufammen. Go bie brei Delffiele 1817 ©. 288. Im J. 1382 
errichteten zwei Sielveften mit Abt und Konvent von Übewert eine gemeine 
Sielvefte ald Gefammtverein mit gemeinfamen Borftänden und Snftitutionen. 
©. 345f. Auch die Landeögefeßgebung aber griff früh ein unb beftätigte bie 
autonomifhen Sapungen oder gab felbft ſchon vollftändige Deihorbnungen. 

%) Deichgrafen, Deichalterleute, Deichatten, Deichrichter, judices aquedac- 
tuum u. f.w. Bol. 3. B. Richthofen S. 288. 345. Häufig ſtanden neben ben 
Richtern Deich» oder Sielſchöffen. 3. B. ©. 289 5 14. Nah ber Sander 
Deichſatzung S. 290 $ 1 wurden 8 Geſchworne beftellt, ut pracessent Jaboribus 
et expensis et litigia de novalibus orta sedarent et negolis incumbentis 
promoverunt, — 9 ziilrechters im Abewarter Sielbrief. 

»5) Nach dem Hecht der drei Delffielen foll anfer den befonberen Verfamm- 
(ungen der einzelnen Gielachten jährlih Bmal ein communis coetus ftattfinden. 
©. 289 8 12. 13. Seber mußte bei Buße erfcheinen, nur echte Roth entichul- 
bigte. Weber Berfahren und Beweislaft vor bem Sielgericht galten beſondere 
Borfehriften. Ib. 8 15f. Sowol bei diefen Zufammenkünften ald bei benen zu 
gemeinfamer Arbeit (tam judicandi vel operis) galt ein erhöhter Friebe, ber auch 
bie auf dem Hin- oder Rüdwege Befindlihen ſchützte. Ib. $ 1. Bol. au ©. 
345 3 8. 846 8 6. 8. 9. 365 8 14. 

” Richthofen &. 288 8 2f.; 291 9 4 und 5; 845 8 5. 6. 8. 10. 15; 
©. 365 f. 

22) Vgl. 3. B. Richthofen S. 290. 845 8 1 u 5, 364 81 Die Ge 
nofienfchaft Hatte felbft das Pfänbungsrecdht. 

") Bol. 3. B. ©. 289 $ 18 (prompta pecunis); über Rechnungslegung 
©. 845 8 4; über die Auflage eines Schoffes ib. 8 5. 

”) Bel. 3. B. Richthofen ©. 347 8 18. 

00, Richthofen ©. 291 $ 6: haec singulsa praemissa servanda sunt in 
labore, in coetu, in potu causa laboris vel aggeris. 

1) Man darf aber nicht mit Wilda, Rechtsler. III. ©. 282. 283 freie 
Einigungen für bie ältefte Duelle der Deichverbindungen halten. 
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wurben, fo zu teren Unterhaltung verpflichtet, daß fie daher mit derſelben 
rechtlichen Nothwendigkeit Mitglieber der Genoffenfchaft feien, mit der man 
Mitglied einer Gerichts« ober Heeredgemeinde war'*). Die Deich⸗ nnd 
Sielverbände waren baber Teine bloßen Privatvereine. Sie waren aber eben- 
fowenig Staats« oder Gemeindeanftalten im fpäteren Sinn’®). Gie waren 
vielmehr felbftändige Gemeindegenofienichaften alter Art, welche nur, ftatt auf 
Markgemeinichaft, auf Deich⸗ oder Sielgemeinfchaft beruhten. 

Wenn nun aber jo bisweilen bereits die ländlichen Verbände fih in 
verſchiedene Genoffenfchaften mit verſchiedenen Zweden geipaltet hatten, jo 
wer bodh die Regel vielmehr die, daß eine einzige Gemeinde in nngetheilter 
und gleihmäßiger Weife allen gemeinfamen Zweden der Genpfien diente. 

1. Der widhtigfte dieſer Zwede blieb. die genoſſenſchaftliche Deko- 
nomie. Nur die volllommen abgemarkten größeren Höfe waren zu voͤllig 
jelbftändigen @inzelwirthichaften geworben: wo dagegen noch eine Gemeinde 
genoffenfchaft beftand, da waren Gefammtwirthihaft und Sonberwirtbichaft 
zwei fich gegenfeitig ergänzende Faktoren bes ländlichen Wirthichaftöbetriebes, 
deren Feiner ohne den andern denkbar war. Das Verhältniß dieſer beiden 
Faktoren aber zu einander war nach der Art ber Anfiedlung oder dem Grabe, 
in welchem die Emancipation ber Sonberwirtbichaften von ber Geſammt⸗ 
wirthſchaft fortgefchritten war, überand verfchieben geftaltet. Diefer materiellen 
Grundlage entfprach die verjchiedene Bertheilung der Eigenthumsrechte an 
Grund und Boden !*). 

a. Ueberall faft völlig von ber Geſammwirthſchaft geläft war bie 
Hauswirtbichaft des einzelnen Genofjen und deshalb Hatte er Sonbereigen an 
Haus und Hof. Beil aber Haus und Hof erft durch die bazu gehörigen 
Rechte in ber Mark ein Ganzes wurben, mußte fi) auch bier die Abhängig. 
fett von der Gefammtheit fühlbar machen. Sie trat juriftifch hervor in ben 
bezüglich der Hofitätten fortbeftehenden Veräußerungsbeſchränkungen, in Bor 
Taufs- und Näherreihten, aber auch in den in bie Orbnung des Hansweſens 
direkt eingreifenden Berorbuungen, welche fi) aus der genofienichaftlichen Bau-, 
Feld», Dorf- und Weidepolizei ergaben. 

b. Ganz ebenjo verhielt es fi mit der Ackerwirthſchaft ba, wo Feine 
Feldgemeinfchaft beftand. Wo aber die Feldgemeinſchaft, wenn auch in abge- 
ſchwaͤchten Formen, fortbanerte, war bie Feldwirthſchaft in manchen Beziehungen 
noch Sache der Gefammtheit, weldye die Zeit des Pflügens, Säens und der 
Brache beſtimmte ober doch den Einzelnen an die herfäömmliche Dreifelderwirth- 
ſchaft band, die Brachzelge als gemeine Weide behandelte und eine ausgebehnte 


s02) Vol. auch ſchon Sachſenſp. II, 56. Schwabenſp. art. 215. 

209) Weber die fpäteren Deichverbände unten 8 58. 

106) Die nähere Unterfuchung ber rechtlichen Natur des Geſammteigenthums 
wird dem zweiten Theil vorbehalten. Dort folgen auch die Belege. 
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Feldpolizei übte. Rechtlich entfpradden dem mannichfache Beſchränkungen bes 
Sondereigend am Aderland, die beſonders in Weide, Trift- und Wegerechten 
und anderen ländlichen Dienftbarkeiten bis auf unfere Tage gelommen find '). 
Sa in manden Marken war das Geſammtrecht am Ader noch fo ftark, daß 
diefer unter Umftänben, bejonberd wenn er mit Wald befeßt warb und ber 
Wald eine gewifle Höhe erreicht hatte, in bie Allmende zurüdfiel 9. 

c. Am meiften aber trat die Sonderwirtbichaft vor ber Geſammtwirth⸗ 
{haft in der Wald-, Weide- und Waſſerwirthſchaft zurüd. Während baber 
an Hofftätte und Ader ein durch einzelne Befugniffe ber Geſammtheit ber 
ſchränktes Sonbereigen die Regel war, ftanden Wälder, Weiden und Gewäfler 
meift der Geſammtheit in ungetheilter Gemeinſchaft zu und bildeten ebenfo 
ben Mittelpuntt des Geſammtrechts, wie bie Hofftätte den Mittelpunkt bes 
Sonderrechts bildete. Deshalb war au ber gemeinen Mark bei ber Genoſſen⸗ 
haft das Eigentum ober, wo bies einem Grundherrn zuſtand, das Unter⸗ 
eigenthum ober ein Nutrecht, unb fie hatte allein oder mit dem Grundherrn 
bie Subftanzverfügung. Sie konnte das Gemeinland veräußern, verſchenken, 
verpfänben, verpachten, vertheilen, in Sonbereigenthum verwandeln. Aber and 
die Benntung ber Mark war eine genofjenfhaftlihe Angelegenheit und ftand 
daher ber Geſammtheit zu. Dieſe Geſammtheit jedoch beftand aus Einzelnen, 
für welche von einem anderen Standpunft aus bie ihnen als Genoffen gebüh- 
rende Marknutzung zugleih bie nothwendige Ergänzung ihres Sonberguts 
war. Deshalb waren bie Nutzungsrechte innerhalb der durch ben Genofien- 
verband gezogenen Schranken zugleich felbftändige Rechte. Sehr verfchieben- 
artig konnte die Grenze zwiſchen Gefammtreht und Einzelrecht an der Marl 
gezogen fein: immer blieb jenes bie Quelle für biefes und bie Nutzung jedes 
Genofjen wurbe baher durch feine Stellung in ber Genoffenfhaft bedingt und 
beftimmt. 

Daber war, was das Berhältniß der Genofien unter einander angieng, 
der Anſpruch anf Nugung genau ihrem Genofienrechte Tongruent. Urſprünglich 
waren daher bie Nußungsrechte aller Genofien einander gleih. Die demnächft 
eintretenden Beſchraͤnkungen, welche das wirthſchaftliche Bedürfniß jedes Ein- 
zelnen zum Maßftabe nahmen, hoben mit ber entſtehenden faktifchen Ungleid; 
heit hie Rechtsgleichheit nicht auf. Mit ber Spaltung ber Genoffen in zwei 
ober brei Klaffen gieng eine ebenmäßige Abitufung der Nutzungsrechte, alle 


*08) Ueber bie Fortdauer ber Feldgemeinſchaft und ihre Folgen vgl. Hart: 
haufen, ländl. Berf. ꝛc. ©. 287. Landau ©. 62f. Weiske l.c. S. 61f. 
Michelfen S. 91f. Bluntſchli, Neberihau IL 309. 810. Maurer, Eintelt. 
78—80. 147—157. Dorfv. I. 36. 36. 96-98. IL 3-6. Thudihum 171f. 
Blumer 1. c. 383. Heusßler 1. c. 57f. 96. 97. 

100) Beifpiele b. Löw 151 nad Eranien I. 85, 87. 52; aus ber Mark Alten 
baslau v. 1854 b. Grimm IIL 414 $ 9; aus Unterwalden b. Heusler ic. 
59. 60. 98— 100. 
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beren rechtliche Ungleichheit, Haub in Hand. Dem getheilten und mehrfachen 
Genofſenrechte entiprachen daun getheilte oder mehrfache Nutzungsrechte, ber 
Sirirung der Genoſſenzahl Eorrefpondirte die Zerlegung der Marknutzung in 
fefte ibeelle Quoten und mit der Selbftänbigkeit bes Genoffenrechts wurde 
auch das Nutzungerecht ein jelbftändiges Sachenrecht. Endlich entiprachen ber 
Stellung ber. verjhiebenen mittelbaren und unmittelbaren Schußgenofien ver- 
ſchiedene auf befonberem Titel berubende oder ans bloßer Gunſt eingeräumte 
Nutzungen, während umgekehrt ein durch bie genoſſenſchaftliche Verfaſſung 
übertragener Vorzug ber Ehre oder des Amts oder eine im genoſſenſchaftlichen 
Intereſſe übernommene befondere Mühe auch beſondere Vorrechte an ber 
Marknutzung begründen Tonnten '°). 

Ebenſo aber war, was das Verhaͤltniß des Einzelnen zur Geſammtheit 
angieng, bie genofienfchaftliche Verfaffung das Enticheidende für das Maß ber 
Beſchraͤnkung ber Sondernugung durch Gemeindebeſchluß. Nach der Genofjen- 
ſchaftsverfaffung beftimmmte fi) daher nicht nur der Umfang der jo verichieben 
bemefienen Berfäguugsbefugnii des Einzelnen über fein Nutzungsrecht, defſen 
Beräußerlichleit, Vererblichkeit und Theilbarkeit: ſondern auch bie Befugnif 
ber Gejammibeit, bie dem ibeellen Anfpruch entiprechende reale Nutzung zu 
beihränten und zu firiren. Gerade in biefem Punkte trat bie genoſſenſchaft⸗ 
liche Natur der Nugungen auf das Schärffte hervor, indem während beb 
Mittelalters kaum irgendwo her Gefammtbefugniß, im Intereffe der Mark 
bie Nutzung beliebig zu beſchränken, ein Privatrecht bes Einzelnen auf ein 
feftes Duantum ober Quale der Nutzung entgegenftand, ber Einzelne vielmehr 
nur verlangen Tonnte, ben Mitgenofien ober doch den Genofien feiner Klaſſe 
gleich behandelt zu werben. In ber That waren es benn auch genoſſenſchaft⸗ 
liche Beichläffe, welche bie urſprüngliche Unbeichränktheit ber Nutzungen nad) 
und nad in eine genaue Yeftftellung ihres Maßes verwanbelten, inbem fie 
den Grundſatz, daß Jeder nur nach feinem wirtbichaftlihen Bedürfniß nuben 
folle, durch die Schließung der Mark nad außen, die Prüfung ber Bedürfniß⸗ 
frage im konkreten Fall und eine Reihe anderer Beftimmungen verwirklichten, 
bie orbuumgsmäßige Benutzuug refp. Schonung ber Mark durch Markgeſetz 
und Markpolizei ficherftellten und endlich vielfach ben Inhalt bes einzelnen 
Nubungsrehts burch bie Beftftellung des Quantum und Duale der Nukungs- 
mittel (3. B. des Viehs) oder bes Nubungsgegenftandes (3. B. bes Holzes) 
firirten ). Ebenſo wurde die Benugung ber zur Allmende gehörigen Wege, 
Stege, Brüden und Pläbe zwar ald Recht jedes Genoſſen betrachtet, aber 
durch eine Wegepolizei der Geſammtheit beichräntt'). Daffelbe geſchah Hin- 

207) Vol. fiber bie verfchiebenen Arten diefer von ihm als „beiondere“ be- 
zeichneten Nutzungen Maurer, Markv. 121f. 248 |. Dorfo. I. 221 —231. 

100) Näheres in Th. II. 

00) Bol. 3. B. Löw 188. Landbau 182. Maurer, Einl. 89f. Dorfo. 
I. 285 f. 
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fechtlich det gemeinen Waffers, ter Brunnen, Duellen, Bäche und Flüfſe, ſo⸗ 
weit nicht mit dem echten Eigenthum ihre Benutung oder boch beren Re- 
gelung und Gewährung anf Gruntherrm und Lanbesheren übergieng'). Aud 
in ben jeltenen $ällen, in denen eine freie Martgenofienihaft fi) mit bem 
echten Eigen auch die freie Jagd und Filcherei bewahrt oder unter ter Grund⸗ 
herrſchaft wenigfiens einzelne Refte derſelben gerettet hatte, beichräufte die Ge 
ſammtheit durch ihre Beichlüffe und Ordnungen die Einzelnen in ber Ausübung 
der Nutzungen !). Cine wirkliche genoſſenſchaftliche Wafſer⸗, Schifffahrts- oder 
Jagdpolizei konnte fi) indeß mit der Schmälerung der alten Sreiheitöredhte felten 
erhalten. Am früheften hatten die Marfgemeinden das Recht auf die Metalle 
durch Die Entftehung des Schürfrechts und des Bergwerktregals verloren; bezüglich 
anderer Mineralien aber, des Sandes, der Steine, der Lehm⸗, Mergel- und 
Thonerden u. |. w. dauerte das Gefammiredht fort und bier war baber überall 
die freie Nutzung des Einzelnen innerhalb der durch die genoſſenſchaftlichen 
Anorbuungen und bie vorgefchriebenen Formen gezogenen Grenzen geftattet. 
Daſſelbe gilt bezüglich des Xorfftiches und einiger Fleinerer Markuubungen, wie 
res Heuens und Plaggenmähens, des Siren- und Laubſammelns, des Raff- 
und Leſeholzes, des Scdernfammelns u. |. w.''). — Während bei allen dieſen 
Nutungsarten ter Natur der Sache nad) die genofſſenſchaftliche Gleichheit im 
Weſentlichen feftgehalten wurde, traten weit eingreifenbere Beichränfungen und 
Ungleichheiten bezüglich der beiden wichtigſten Marfuutungen, der Beholzung 
und der Weide, ein. Holz zunächſt komte urfprünglich jeber Genoſſe fo viel 
ans dem gemeinen Walde bolen, als er für feine Wirthſchaft beburfte, und 
zwar ebeniowol Bauholz, als Breumbolz, als enblih Nutzholz für Zünme und 
Geräthichaften. Nur eine nähere Ausführung des Sahes, daß Niemand über 
das Bebürfuip feiner Wirthſchaft ſchlage, enthielten demnähft die Masfahe 
verbote. Allein fchon in ihnen zeigt fih, daß man bie Crſchoͤpfbarkeit dei 
Waldes zu empfinden begamn. Bald gieng man weiter und verlangte in jedem 
einzelnen Fall eine Unterfuhung ter Bebürfuißfrage durch genoſſenſchaftliche 
Beamte und eine Kontrole über bie zweckentſprechende Berwenbung des Ge 
währten. Hieraus entwidelte ſich beſonders bezüglid der Gebäude eine fürm- 
liche Baupolizei, indem bie Genoflenkhaft über orbuungsmäßige Anlegung und 
Snftandhaltung der Wohn- und Wirthſchaftsgebäude im Marlintereffe wacht. 
Endlich reichte das Holz auch für das Bebürfuig wicht mehr bin umb es wurde 
nunmehr oft bie Zahl der Stämme ober das Quantum des Holzes, weiches 
auf das einzelne Genoſſenrecht fallen follte, genau firirt. Gleichzeitig aber 


110, @ö5w 181. Landau 182. Maurer, Marke. 163. Dorfv. L 280-285. 

1) Löw 184. Landau 181. Thudihum 306f. Maurer, Einleitung 
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nn, 2öw 172. 174—180. 182. Maurer, Marko. 160—162. Dorf. L 
289. 290. 


8 58. Die ländlichen &enoffenfchaften. 619 


wurde auch bie Art und Weife ber Holzuutzung näher beftimmt. Es wurbe 
dem &inzelnen verboten, nad Belieben Holz zu holen, und eine Anweifung 
der Stämme durch genofienfchaftlide Beamte verorbnet. Die Abfuhr unb 
Berwenbung bed Holyes wurde au eine gewifle Zeit geknüpft, bei deren frucht⸗ 
Iofem Ablauf das Holz wieder an bie Gemeinde fallen ſollte. Bielfah wur 
ben regelmäßige Holzhiebe und Vertheilungen des Holzes unter die Genoffen 
an beftimmten Holztagen vorgeichrieben. Weberall enblid wurden genaue Ber 
orbuungen über die Art des Holzhiebes, über Schonung bes Waldes, über 
Sorftfrevel aller Art, über Befugnifie und Pflichten der genofienichaftlichen 
Sörfter und Waldaufſeher, über das Halten ſchädlicher Thiere, über bie Pflicht 
jedes Genofſen, für den Nachwuchs durch beftimmte Anpflanzungen zu forgen, 
kurz über alle Gegenftänbe gegeben, welche unter ben Begriff ber fidh immer 
ſchärfer entwickelnden genoffenfchaftlihen Forftpolizei fielen''). In ähn- 
licher Weiſe waren Maft-, Weide und Triebrechte jedes Genoffen urſprünglich 
nur durch fein Bedürfniß befchränft. Doch trat von Anfang an, baf ber 
Einzelne nur. als Glied der Geſammtheit berechtigt jei, darin hervor, daß er 
fein Vieh nur in der vom gewählten Gemeindehirten getriebenen gemeinen 
Heerbe gehen laffen, nicht aber es unter einem befonderen Hirten davon trennen 
durfte. Auch bier wurde im Laufe ber Zeit das Bedürfniß näher feftgeftellt. 
Im Allgemeinen geſchah dies im Sinne des Güterrehts, jo daß die Ader- 
wirthichaft des @inzelnen zum Maßftabe feines Bedürfnifſes gemacht und ihm 
nur das aus jener ermährte und gezogene Vieh zu treiben geftattet warb. 
Hieraus entwidelte fich bezüglich ber Sommerweide und in den Gehirgsländern 
beſonders bezüglich der nur im Hochſommer zu befabrenden Alpen das ſog. 
Winterungeprincip, nad weldhem nur das auf dem Gut burchwinterte ober 
zu durchwinternde Vieh aufgetrieben werben durfte. Daneben aber machte fidh 
doch vielfach, namentlich betreffs ber Maft und in ben Gebirgsländern betreffs 
der im Thal gelegenen Allmenden, eine entgegengejeßte Anſchauung geltend, 
nach welcher das Beduͤrfniß des Hausftanbes entſchied. Dies führte häufig 
dazu, das man eine beftimmte Anzahl geliehenen Viehs zuließ ober doch denen, 
welche Fein eignes Vieh beſaßen, Entihäbigung gewährte Endlich wurde auch 
bier, wenn die Weide nicht mehr dem Bedürfniß genügte, Zahl und Gattung bes 
Viehs, das jeder Genofje auftreiben durfte, genau firirt ober doch für jedes 
Städ, das fiber eine gewiffe Zahl hinaus getrieben wurde, Entgelt geforbert. 
Mehr als das weideberechtigte Vieh durfte dann in ber Regel ber Genofle 
überhaupt nicht halten. Neben dieſen Beſchränkungen des Duantums wurde 
die Art und Weiſe der Nutung beftimmt; die Zeit des An. und Abtriebs, 
offene und geichloffene Zeiten, bie Bertheilung ber einzelnen Weiden unter 
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bie einzelnen Viehgattungen wurben geregelt; es wurde überhaupt eine ge 
noffenfhaftlihe Weidepolizei gehandhabt!"). — Wurden alle dieſe Mark, 
nntungen nur beichräntt, fo hörten andere allmälig ganz auf. Dies gilt be 
fonderd von dem Necht, durch Rodung, Umbegung ober jonftige Landnahme 
aus ber Mark das Sondereigen zu mehren, ein Recht, das nur in einzelnen 
Reminiscenzen fortbanerte!"). Mit ausdrücklicher Genehmigung der Genoffen- 
haft aber konnten natürlic auch jetzt Rodungen, Zaunrichtungen, Beifänge 
. amd Zufchläge angelegt, Gebäude auf der Allmende erbaut, Bäume auf ihr 
gepflanzt werben. Ebenſo konnte die Genofſenſchaft die ganze Mark ober ein- 
zelne Stüde berjelben zur Sonbernutung anf Zeit oder auf Dauer entgelt- 
lich ober unentgeltlich unter die Genofjen vertheilen oder verlofen, und berartige 
Orundftüde Tonnten ſodann alle Stufen von Allmende bis zu vollem Sonder⸗ 
eigen burdhlanfen, fo im Kleinen die Entwiclung wieberholenb, welche vor 
Zeiten bem Privateigentbum am Lande überhaupt die Entftehung gegeben hatte!!°). 

d. ®enn nun aber fo dad unbeweglihe Gefammtvermögen vornemlich 
zur Ergänzung ber einzelnen Sonderwirthſchaften biente, fo enthielt doch die 
alte Geiammtwirthſchaft neben dieſer Geſellſchaftswirthſchaft zugleich die heutige 
Gemeindewirthſchaft in ih. Das Gemeinland wurbe baber zugleich für bie 
jenigen Bebürfniffe der Gejammtheit verwandt, welche wir heute als eigent- 
liche Gemeindebedürfnifſe betrachten: für Berfammlung, Anlegung unb Ber- 
befierung von Wegen und Brüden, Erbauung von Gemeinbehäufern, Beſol⸗ 
dung genoſſenſchaftlicher Beamten n. |. w. In feiner Weiſe aber unterfchieb 
man biefe dem Umfange nach noch unbebentenden öffentlichen Sedürfniſſe von 
ben gleihmäßigen individuellen Bebürfnifien Aller, und konnte fie fo lange 
nicht unterſcheiden, als man nicht zur Erkenntniß einer von der Geſammwielheit 
verfchiebenen Geſammteinheit gefommen war. — Nicht anders verhielt es ſich 
mit dem etwa fchon vorhandenen beweglichen Gefammtvermögen. Bine wahre 
Gemeindekaſſe und ein einheitlicher Gemeindehanshalt waren unbelannt; Bußen 
und Gefälle, welche an die Gefammtheit fielen, mochten von ihr für einen 
Öffentlichen Zweck verwanht ober dazu aufbewahrt, fie mochten aber ebenfogut 
unter Alle verteilt oder von Allen vertrunken werden: beides fchien rechtlich 
dafſelbe in). 
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Do, 2. 8360-869. Mideljen 97. Heusler 72—85. Thudihum 250f. 
266 f. Maurer, Marko. 142—148. Fronh. II. 211—215. Dorfv. I. 244 - 270. 

1) Löõw 32. 88. 187f. Maurer Einl. 157f. Markv. 168— 175. Dorfv. 
L 20 — 304. Thudichum 175 f. 

116) Löw 88. 185. Renaub 29. 88. Blumer I, 2. 836f. 862 — 864. 
Weiske 1. c. 86f. Dunder L c. 10. Michelſen 98. Heusler L c. 62. 
gif. Thudichun S. 277f. Maurer, Einl. 107. 111f. Marko. 175f. 
Dorfv. I. 85f. 304f. 

17) Bol, Th. I. 


8 58. Die ländlichen Genofienfchaften. 621 


e. Diefer auf der Spentität der Gemeinde mit der Summe ihrer Boll- 
genofjen beruhenden Geſammtwirthſchaft entſprach bie Veriheilung ber dkono⸗ 
miſchen Laſten. Während daher nach außen, ber herrichaftlichen oder äffent- 
liden Gewalt gegenüber, ebenfofehr alle einzelnen Genoffen als die Geſammt⸗ 
beit felber zu dinglichen und perjönlichen Dienften und Leiftungen, Frohnen 
und Stenern, Kriegs⸗ und Beherbergungslaiten u. ſ. w. verpflichtet waren, 
wurden innerhalb der Genoſſenſchaft alle dieſe Verpflichtungen nah Maßgabe 
bes nutzbaren Inhalts der einzelnen Genoſſenrechte vertheilt. Im berfelben 
Weile aber korreſpondirten den genofienfchaftlihen Rechten auch genofienichaft- 
liche Leiftungen und Dienfte, jo daß bie Gemeindefroßnen, die Nachbarpflichten, 
die Naturalleiftungen an Gemeinbebeamte und bie nur erft jehr vereinzelt 
vorlommenden Geldumlagen nur ben Bollgenoffen, geringer bereihtigten Ge⸗ 
nofien aber auch nur in geringerem Verhältniß oblagen ''®). 

2. Mit diefer Stonomifchen Bedeutung vereinte die Gemeindegenofien- 
haft als ein Berein des öffentlichen Rechts bie Bebeutung einer Sriebens- 
und Rechtsgenoſſenſchaft, welche fi zur Wahrung ihres Friedens und 
Rechts zugleich nach innen als Gerichtsgenoſſenſchaft, nah außen als 
Wehrgenoſſenſchaft geftaltete. 

a. Die Gemeinde jelbft daher war Duelle und Trägerin eines bejon- 
beren Friedens und Rechts, welde fih ebenfowol auf die eigentlichen 
Markangelegenheiten als auf bie perjönlichen Berhältnifie der Gemeindegenoflen 
erſtreckten. Das genoffenichaftliche Recht war feinem Inhalt nach weientlich 
verjchieten, jenachdem es ein Hofrecht ober ein freies Dorfrecht, Bauernrecht 
oder Markrecht war. In allen Fällen aber wurde es auf genoffenjchaftlichem 
Wege — durch Herlommen, Weiſsthum und Küre — frei fortgebilbet nnd es 
gab für die Gemeindeautonomie keine andere Schranke als das ihr entgegen- 
ftehende Recht der Sffentlihen ober herrichaftlihen Gewalt. Auch in grund- 
herrlichen Gemeinden daher beburften autonomifche Beliebungen nur dann ber 
Genehmigung des Herrn, wenn an befien Rechten etwas geändert werben ſollte. 
Freilih aber wurde, fo frei die Bewegung ber Gemeinde innerhalb ihres 
Kreifes fein mochte, dieſer Kreis felbft immer mehr verengt. Denn mit bem 
Wachsthum der grundherrlichen und vogteilihen Gewalt gewann dad grund- 
herrliche oder vogteiherrlihde Bannrecht, welches vollfreie Gemeinden jelbft 
ausübten, eine fteigende Bedeutung. Das darin liegende Recht, zu gebieten 
und zu verbieten, zu bannen unb zu verbannen, zu mehren und zu minbern, 
wurbe ſchon jetzt von ben Herren im Wege einfeitiger Vrrordnungen geltend 
gemacht, welche zwar anfänglich überall da, wo fie an dem bisherigen Recht 
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ber Gemeinde etwas änderte, deren Zuftimmung erforberten, allmälig aber 
auch ohne eine ſolche erlaffen wurden und jomit den Anfang ber Untergrabung 
und endlichen Vernichtung der Gemeindeautonomie enthielten''*). 

b. So weit Friede nnd Recht ber Gemeinde reichten, jo weit reichte auch 
ihre Gerihtsbarkeitin). Sn den freien Märler-, Bauer⸗ und Dorfge 
richten wurde daher uriprüuglid im Namen ber Gemeinde, in den Hof- 
gerichten im Namen bes Herrn, aber mit Zuziehung genofienfchaftlicher 
Ürtelöfinder gerichtet. Allmälig wurden freilich berrichaftlidhe und genofien- 
ſchaftliche Gerichte einander immer ähnlicher, das genofſenſchaftliche Element 
war aber auch in ben Gerichten gemifchter Natur ſehr ſtark vertreten. 
Das Gericht wurde unter dem Borfit eines berrichaftlihen ober genofien- 
ſchaftlichen Richters gehalten, das Recht von ber ganzen Gemeinde oder von 
beſonders ernannten Urtelefindern oder von ftändigen Schöffen gewiejen. Ort, 
Zeit und Berfahren waren ganz in alter Weiſe beftimmt. Die Kompetenz 
der Gerichte erſtreckte ſich in perföulicher Beziehung auf Genoſſen und Schu 


verwandte, aber auch auf Fremde und Ausmärker, bie fih am Marl- oder 


Dorfrecht vergangen. In ſachlicher Beziehung wurden vornemlih Markſachen 
verhandelt. Dazu kamen aber auch da, wo die Genoflenichaft fi mit keiner 
politifhen Gemeinde mehr deckte, bie perfönlich-genofienichaftlichen Angelegen- 
heiten. Nicht nur bie Beftrafung der Mark⸗ und Dorffrevel, die Entjcheidung 
der Streitigkeiten über die Mark und deren Benubung und die freiwillige 
Gerichtsbarkeit bei Befitveränderungen, Yeftftellung» ber Markgrenzen und 
Führung der Markbücher hatten die genoſſenſchaftlichen Gerichte: ſondern fie 
entichieben auch über Dergehungen ber Genofien gegen die Gemeindebeamten, 
über den Bruch bes Genoſſenfriedens durch Scheltwort und Schlägerei, über 
alle im Markgericht jelbft begangenen, wenn auch jonft vor andere Gerichte 
gehörigen Vergeben, und fie nahmen die Aufnahme und Ausidhliegung von Ge 
noffen vor. Wo natürlid ein Markgeriht mit dem Bauer- oder Nachbar 
gericht ibentiich wer, erkannte es zugleich über kleinen Diebftabl, uubedentende 
Schuldſachen, unrichtiges Maß ober Gewicht und falichen Verlauf; wo es 
Gent-, Landes» oder Amtögericht war, reichte feine Kompetenz jehr viel weiter. 
Auch ohne dieß aber waren die Strafen nicht immer auf Bermögensbußen und 
Derluft des Genoſſenrechts beſchränkt, fondern giengen mitunter zu Haut und 
Haar. Mit ber Gerichtsgewalt war eine Zwangögewalt, insbejondere eine 
Pfändungsgewalt der Gemeinde, welder kein Genoſſe ſich wiberfeßen durfte, 
verbunden'*). Für bie einzelnen Genofien aber folgte aus dem gerichts 
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genoffenfchaftlichen Berbante im Verhaältniß zu einander Recht und Pflicht 
des gerichtlichen Beiftanbes, des Zeugniffes und ber Eibeshilfe'”), im Ber 
hältniß zur Genoffenfhaft Recht und Pflicht, im echten Ding zu erſcheinen, 
bie Markfrevel zu rügen, bas Urtel zu finden, die Marlämter anzunehmen, 
den genofjenf&haftlihen Beamten Gehorſam und bei Pfändungen, Geboten und 
Bollitreddungen Beiftaud felbft mit bewaffneter Hand zu leiften, ben auf 
friiher That betroffenen Srevler aber jelbft zu pfänden oder zu fehütten'*®). 

c. Der genoffenfhaftlihen Handhabung des Friedens und Rechts nad 
innen entſprach die gemeinfame Wehr nah außen. Allein diefe einft fo 
wichtige Seite ber Gemeindeverfaffung hatte nur in den Städten und den 
freien Landesgemeinden ſich in einer Träftigen Wehrgenoffenichaft erneut. Im 
den meilten Landgemeinden erinnerten an fie nur noch wenige Spuren, be 
fonderd die Pflicht aller Genoſſen, fi mit bewaffneter Hand gegenfeitigen 
Beiftand gegen Angriffe von außen zu leiften und ebenfo die gefammte Marl 
oder das gefammte Dorf gegen uurechtmäßigen Angriff zu vertheidigen !**). 

3. Jede Gemeindegenoffenfhaft war aber auch eine jittliche, ge- 
jellige und vielfach andy noch eine religiöſe Einheit. 

a. Die ſitt liche Gemeinfhaft verpflichtete die Genofjen zu gegenjeitiger 
Unterftügung in allen Notbfällen *),. Sie follten mit einander Liebe und 
Leid tragen und, wo ed nothwendig war, Dienfte und Leiftungen für einander 
übernehmen '**), felbft nach dem Tode aber bei Bermeidung von Bußen ein- 


ſchaft, in das Haus des Genoflen, ver fich ihren Statuten widerſetzte, zu geben 


und ihn zu pfänden. Hanifen ©. 186. Bol. Löw 938, 
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m) Bol. Löw 89f. 110f. Maurer, Markv. 189— 192. Dorfv. L 190f. 
834. 385. IL 85. Grimm L 577 $ 14. 5838. 589. 590. III. 178. 182. 218. 
805 $ 22. Die Verlegung diefer Pflichten zog Geldbußen, biöweilen aber auch, 
wenigftens im Wiederholungsfall, Berluft des Genofſenrechts nad fih. Löw 
215—216. 268. Grimm IIL 215. 805 $ 22. Weber die ſymboliſche Form, in 
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377. 878. 
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ander die letzte Ehre erweifen'”). Desbalb war auch die Armenpflicht der 
Gemeinde fo alt wie die Gemeinbe felbft'"®). 

b. Die gefellige Bedeutung der alten Genoffenichaft griff in das Recht 
befonderd in dem gemeinfanen Bertrinfen ber an die Geſammtheit fallenden 
Markbußen und in dem fich besbalb an bie echten Dinge regelmäßig anfchlie- 
henden Gelage ein =). 

c. As religidje Genoffenfchaft bildete haufig noch die Markgemeinde 
zugleih eine Pfarr und Kirhfpielögemeinde, fo daß ben genoffenfchaftlichen 
Rechten und Pflichten zugleich die kirchlichen Laften und im denjenigen Ge 
meinden, welche fi das Wahlrecht des Pfarrers ober doch bed Meßners und 
Theilnahme an der Verwaltung bes Kirchenvermögens erhalten hatte, auch bie 
firhlichen Rechte entſprachen. Mitunter waren dann auch die Kirchenvorftänbe 
und Gemeindevorftände identifch, wie z. DB. in Ditmarſchen bie Schlieher und 
die Geſchwornen bes Kirchipiels. Im Allgemeinen aber juchte die katholiſche Kirche 
früh, um fi von ben weltlidhen Einrichtungen unabhängig zu machen, die 
firchlichen von ben weltlihen Gemeinden zu trennen, und es gelang ihr dies 
um fo leichter, als fie die Parochien zu bloßen Berwaltungsbezirten berab- 
brüdte. Im Bauernfriege verlangte ber erfte Bauernartikel, Die ganze Ge 
meinde ſolle eiuen Pfarrer felbft erwählen und Tiefen und bie reformirte Kirche 
bat dann in ber That den Gemeinden Wahlrecht, Sittenpoligei und kirchliche 
Selbituerwaltung, die Iutherifche Kirche wenigftens eine gewifie Theilnahme 
daran zugeftanden. Allein faft überall ift es weber mehr bie wirthichaftliche 
noch die politifche Gemeinde, welche biefe Rechte übt, ſondern eine befonbers orga- 
niſirte Pfarr⸗ oder Kirchfpieldgemeinde'>*). 

II. Soweit endlid die Gemeindegenoſſenſchaft fortbeftand, blieb auch ihre 
Berfaffung ber einer alten Bollegemeinde analog. Deshalb unterlag fie 
auch demſelben langſamen Zerfegungeprozeß, welder um Bieles früher 


er nit nach Haufe gelangen konnte und, wenn er deö Andern Bich umkommen 
fähe, feine eigne noch fo eilige Arbeit anftehben lafien unb bas Vieh reiten. 
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die größeren Bollsgenofienihaften aufzelöft hatte. Das Weſen dieſer Ber- 
faffung wurde durch den Mangel eines eigentlihen Gemeindeorgans beſtimmt; 
nicht einmal bie Borftellung eines ſolchen konnte ſo lange vorhanden fein, als 
ber Begriff einer von der Geſammwielheit verſchiedenen Gefammteinheit fehlte. 
Bo daher die Genofſenſchaft jelbft handeln follte, mußte die Gefammtheit als 
Berfammlung unmittelbar thätig werben; wo aber bie nnausführbar war, 
traten zunächſt für Erfüllung der Pflichten und Ausübung der Rechte bevoll- 
mädjtigte Bertreter Aller ein; endlich wurbe auch bier, wie in den höheren 
Kreifen Tängft gefchehen, aus dem in Vollmacht geübten fremden Recht felb- 
ftändiges zu Leihrecht ober zu Eigentbum befeffenes Recht. 

1. So lange daher eine Genoſſenſchaft ihre Selbftäntigfeit bewahrte 
ober fo weit fie eine theilweiſe Selbftändigkeit auch unter einem Herrn rettete 
ober errang, war bie oberfte genofſenſchaftliche Machwollkommenheit bei der 
in den alten Formen auf ungebotenen und gebotenen Dingen zuſammentretenden 
oder zufammenberufenen Genofienverfammlung. Diefe Verſammlung, zu welcher 
nur bie aktiven Genoffen zu kommen berechtigt und verpflichtet waren, Schub- 
genofjen lediglich in ihren eigenen Angelegenheiten ober zum Anhören ber 
Beichlüffe zugezogen wurben, in weldher aber fpäter mit der Entftehung mehr- 
facher oder geringerer Genoffenrechte entiprechende Vorrechte oder Minderrechte 
Platz griffen, war nicht etwa die Repräfentation einer unfichtbaren Gemeinde, 
fondern fle war die Gemeinde felbfl. Freilich wurde in ihr in beftimmten 
Formen verhandelt und vor Allem das Princip der Stimmenmehrheit mehr 
und mehr anerlannt'?!): allein damit gab man bie ‚alte Anfchauung noch 
nicht auf und fand auch in dem Mebrheitswillen nicht ben Aushrud eines 
einheitlichen Gemeinbewillens, fondern ben Willen des ftärkeren, größeren Theils, 
bem ber geringere folgen müfje, damit ein Wille der Geſammtheit entftehe. 
Deshalb Fam man Über die Vorftellung, daß nur im Gefammtalt die Ge- 
meinde jelbft handle, nicht hinaus, unb fo lange eine Gemeinde irgend noch 
Unabhängigkeit und genoſſenſchaftliches Leben beſaß, beiorgte fie alle ihre 
wichtigeren Angelegenheiten unmittelbar jelbft als fichtbare Gejammtheit. 


Ürtelöfindung und Rechtsweiſung, Beliebung und Benmtenwahl, Bermögens- 


verwaltung und Rechnungsabnahme, Marbpolizei und Selbitbeiteuerung, Ber- 
tragfhliegung und Aufnahme neuer Genoſſen waren daher bei ber Geſammt⸗ 
beit oder es ftand ihr doch in diefen wie in anderen Gemeindeangelegenheiten 
die legte Enticheidung zu '2%). | 


2) Vgl. Sachfenfp. IL 55. Schwabenfp. (Lafb.) c. 214. Rechtsb. bes 
Ruprecht von Freiſing L 142. Schauberg L 3 $ 22. 55 $ 26. 112 8 10. 
Grimm L 78. 114f. 168. IIL 179. Deffn. 3. Dietliton und Rieden v. 1420 
b. Renaud 87. 88. Auch Bluntſchli IL 57. Maurer, Marko. 359. Dorfv. 
I. 86f. Thudichum 139. Näheres in Th. IL 

) Löw 191—274. Grimm, R. U. 528 f. Maurer, Einleitung 141. 
Marko. 269 f. 306 f. 822. Dorfv. II 760f. Thudichum 185 F. | 
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2. Gleich jeder andern Genofſenſchaft aber konnte die Gemeindegenoffen- 
haft die ihr zulommenden Rechte nicht alle felbit ausüben; fie beftellte daher 
genoſſenſchaftliche Vorfteher und Beamte, welden fie einzelne Befugnifie ent- 
weder zur Ausübung in Vollmacht oder zu leihweifem Befiß ober 'enblich zu 
eigenem Recht übertrug. Wie in andern Genoſſenſchaften war daher auch bier 
durch jede derartige Beamtung bie einheitliche Gewalt der Geſammtheit getheilt 
und es mußten fidh ähnliche Yolgen daraus ergeben. 

a. Der oberfte Vorſteher jeder Geuoſſenſchaft war urfprünglid ein ge 
wählter Richter und Heerführer, welcher die Berfammlungen berief unb leitete, 
ihre Beichlüffe volgog, die Strafen vollftredte und die Genofienfchaft nad 
außen vertrat. 

«. Ein ſolcher Boritand war in den großen Marten ber erfte ober oberfte 
Märker, der oberite Bogt, Holzgraf, Waldbote oder Märkermeifter ). Daber 
wurde auch er uriprünglid aus den Bollgenofien frei gewählt und konnte 
ſeines Amtes entjegt werben !*); er war der Markorbnuung und dem Marf- 
gericht unterworfen '*); er übte jeine Gewalt im Namen der Gemeinde aus '); 
er bezog keinen Antheil an den Marfbupen, jondern wurbe nur durch einige 
beſondere Nußungs- und Ehrenrechte und regelmägige Abgaben entichädigt '?7). 
In manden Marken erbielt fid lange das Borfteheramt in biefer alten Be 
deutung eines genofienfchaftlichen Amts '*). In der Regel aber machte es 
‚alle die Wandlungen durch, welche einft das Yürftenamt und nach ibm das 
Grafenamt erlebt hatte, es wurde bas Vorrecht einer bevorzugten Klaffe 9); 


12) Löw S. 47-65. 126—136. Landau 168. Maurer, Einleit. 139 f. 
Martv. 196—255. Thudichum 189—150. 

130) Bol, 3. 3. Grimm 1. 518: wir wisen myn herren von Falckenstein 
vur einen rechten gekoren foyd, nit vor einen geboren foyd, die wile das er 
den merkern recht und ebin tut, so han sie in lieb und wert; dede er abir 
den merkern nit recht und ebin, sie mochten einen andern sezen. Ib. L 587: 
dasz sie einen hern von Dietz gekoren hant vor zeiten zu einem obersten 
märker, also dasz sie ihnen die marcke sullen helffen hägen, schirmen und 
schutzen. Bgl ib. II. 685. IIL 77. 97. 440. 443. 453. 454. 463 $ 13. 489. 
490. 492. 500. Dazu %öw 48. 129. Maurer, Markp. 201. 207. 208. 209. 
224. 270. Thudichum 140. 

2, 25m 60. Maurer, Marko. 207. 208. 145. 269. 270. Thudich um 143. 

se 3. B. Grimm I. 515. III. 300. 412: von der mark wegen — aus 
befehl der markgenossen. Bol. Daurer, Markv. 269. 224 f. 278. 274. 

ı) Löw 61—68. 138. 184. Maurer, Marko. 248255. Thudichum 
146—150. 

138, Eine Zufammenftellung giebt Maurer, Marko. 224 f. Bol. Note 134. 

12 So follten in der DOberurfeler Mark die beiden Märkermeifter zunächſt 
aus dem Adel, dann aus den Prieftern, und erft, wenn fidh unter ihnen feiner 
fand, ans ben Landleuten gewählt werben. Grimm IIL 490. Bgl. ib. 411. 
415 3 8. 464. 
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es wurde zuerjt unter gewiſſen Beichränfungen, dann unbedingt erblich '); 
ed wurde Pertinenz von Grund und Boden '*'), mit diefem veräußerlich 1) 
und endlich theilbar '7). So wurbe es allmälig zu einer aus privatrechtlichem 
Zitel bejeflenen Markgerichtsherrſchaft, mit welcher zuerft ein felbitändiger 
Antheil an den Bußen, endlid wol gar der Bezug aller Buben und Gefälle 
verbunden war, während in entiprechender Weife die Amtöhandlungen Anfangs 
im Namen des Obermärkers und ber Märker, zulegt ausichlieglid im Namen 
jenes vollzogen wurden ’*). Der Markgerichtsherr hatte nunmehr ein eigenes 
und jelbftändiges Recht, zu gebieten und zu verbieten, er konnte Markordnungen 
errichten, er ſah die ihm gewährten Nubungen und Gaben als Folge einer 
Oberherrſchaft über die Marl an, er konnte ſchließlich wol gar zu einer eigent- 
lihen Grundherrſchaft emporfteigen '*). Lie eine ſolche jelbftändig gewordene 
Markgerichtsherrſchaft die genoſſenſchaftliche Selbftändigkeit noch in gewiffen 
Schranken beftehen, fo mußte berfelben die ſeit dem 16. Jahrhundert fidh 
faft überall vollziehende Bereinigung der Markvorſtandſchaft mit der Kandes- 
herrſchaft den vollen Untergang bereiten. Zunächft zwar erwarben die Landes⸗ 
herren nicht die Markgerichte, fondern die von dieſen verſchiedenen höheren 
Grafengerichte. Der Markrichter Hatte nämlich urfprüngli häufig zugleich die 
Centgerichtsbarkeit, niemals aber die gaugräflihe Gewalt und insbejondere den 
Blutbann; über allen Marken ftand daher eine oberfte Gewalt, welde vom 
Könige ftammte und von ihm entweder an Reichevögte verliehen oder an geift- 
lihe und weltliche Grundberren zur Berleibung übertragen war. Indem nun 
bier wie überall mit Ausnahıne weniger reichsunmittelbar zebliebener Marken 
bie öffentlide Gewalt fih allmälig in eine Herrichaft, die öffentliche Vogtei 
in eine Pribafvogtei verwandelte, wurde in ben meilten Marten die oberfte 
Gewalt Iehnbares oder allodiales Eigenthum eines Territorialherrn und ver- 


14, So 1228 im Rheingau. Bodmann I. c. 1.450. Pal. Löw 49. Mau⸗ 
ter, Markv. 212f. Thudichum 141. 142. 

14) So war nad dem W. ». 1401 b. Grimm III. 488 in der hoben Warf 
dad Märkermeifteramt mit der Burg Homburg verbunden. Val. Löw 50. 130. 
Manrer 222 Note 31. | 

192) Gin Beifpiel von einem Verlauf des Waldbotenamts in ber hoben Marf 
v. 1192 theilt Thudihum S. 141 Note 1 mit. DBgl. Piper 1. c. 222. 232. 
Löw 131. Maurer, Markv. ©. 214 Note 74. ©. 222 Note 31°. 

3) Maurer ©. 222. Url. v. 1327 b. Niefert II. 128: proprietatem 
dimidietatis holtgravie. . 

1) Qõw 61—65. 133—186. Maurer, Marfv. 241—255. 274. 275. 
Thudihum 146 f. 
4) Neben der Entwidlung freier Marten zu grundherrlichen kam auch die 
Entwidlung grundherrlicher Marken zu genofienfchaftlicher Berfaflung vor. Hier ift 
dann natürlich die Gerichtöberrichaft auderen Nrfprunge. Bol. Maurer, Marko. 
216 — 219. 
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wandelte fidh endlich in eine volle Landesherrlichkeit. Mit der jo begründeten 
eigenen Herrichaft nun aber vereinigte fih häufig auch bie Markoorftaubichaft 
in derjelben Hand, fo daß ohne Weiteres entweber die Obermärler Landesherren 
oder bie Landesherren Obermärler wurben. Aber auch wo dies nicht der Hall 
war, fab man mehr und mehr bie Obermärkerſchaft als ein bloßes landes- 
herrliches Unterrichteramt an. Als endlich die Kandeshoheit fi) in eine wahre 
Landesobrigkeit umbildete, folgerte man ſchon aus dem Weien der Obrigkeit, 
daß ber Landesherr zugleich Eigenthümer der Markgerihtsbarkeit jei, fo daß man 
Feines bejonberen Titels mehr beburfte, um bie legten Spuren einer genofien- 
ſchaftlichen Beamtung zu vernichten ı@). 

P. Dem Märkermeifter entſprach in der Dorf ober Bauerſchaftemark 
ein Dorf- ober Bauerrichter, welcher auch Bauermeifter (magister vicinorum), 
Ortsrichter (judex loci), Dorfgrebe, Heimburge, Hunne, Zentner, Baneralber- 
mann, Dorfmeier, Schultheiß oder ähnlih benannt zu werden pflegte‘). 
Auch er war ein genofienfchaftlicher Richter und Führer im alten Sinn, ber 
baber vor Allem bie Bauernverfanmlung und bad Bauerngericdht berief und 
leitete, den dorfgenoffenfchaftlichen Frieden und das Dorfredht handhabte, ver- 
möge eines genofienfchaftlihen Bannrechts in Dorfangelegenheiten gebot unb 
verbot, die bewaffnete Maunfchaft aufbot und führte und flatt befien fpäter 
bie Öffentlichen Abgaben und Leiftungen erhob, die Gemeindebeichläffe vollzog . 
und die Gmoffenfhaft nach, außen — aljo auch vor Geriht — vertrat”). 
Alle diefe Befugniſſe aber übte er weder aus eignem noch aus herrſchaftlichem 
Recht, er richtete weber unter KRönigsbann noch im Namen eines Herrn, 
ſondern er. war ein bevollmächtigter Stellvertreter ber Gemeinde!), non ber 
er deshalb auch jährlich gewählt warb!), der er Rechenſchaft jchuldete'") 
und ber die Bußen ganz oder zum Theil zufielen'*). — Ein ganz ähnlicher 
genoſſenſchaftlicher Borftand kam auch in einzelnen auf grundherrlichem Boben 


1) Bol. Maurer, Marke. ©. 873—438 und unten $ 56. 

10) Diefe und andere Namen belegen Maurer, Dorfv. IL 22—32. Thu- 
dich um 87—45. 

100) Sachſenſp. I, 2 8 4. II, 13 9 1—8 und Gloſſe dazu; III, 64 $ 11. 
Schwabenſp. (Laßb.) c. 92. 174. Kalferr. IL c. 119. Maurer, Dorfv. H. 45 
—60. Shubihum 88. 

10) Bol, die vorige Rote; Grimm IL 885. 498. III. 820. Maurer, 
Dorfv. IL 21, Rote 4&—9. 

180) Sternberg L 6. 10. Maurer, Dorfo. IL 34. 85. 38—41. Auch ein 
Wechſel in beftinmter Reihenfolge kommt vor. Maurer 1. c. 44. 45. Hanffen, 
Fehmarn 118. 

Maurer, Dorfv. II. 21 Note 5. 6; 49 Rote 55. 56. Grimm IIL 
820. 821. 

) 3. B. Grimm L 78 $ 88. 89. 92. 94. IIL 788 9 2. Schaubergl. 
14. 96. 118. 120. 
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gegründeten Gemeinden vor, indem entweber der herrfchaftliche Beamte allmälig 
in einen genoffenfchaftlichen verwandelt ober neben jenem ein beionberer Ge⸗ 
meinbeuorfteher gewählt ober ernannt ward "7. In ber Mehrzahl aller auf 
grundherrlichem Boden ftehenden Dörfer dagegen und namentlich in den meiften 
auf ſlaviſchem Boden entftandenen dentſchen Gemeinden war ber herrichaftliche 
Schultheiß, deſſen Amt erblih und veräußerlich zu werben pflegte, gleichzeitig 
das Haupt der Genofimihaft’"). — Der genoffenfchaftlihe Ortsvorſteher 
nun war offenbar bis zum 15. Jahrhundert überall ein Richter im alten 
Sim. Nur in einzelnen Gegenden, in denen überhaupt bie alte Genofien- 
ſchaft fi von immen heraus in eine Gemeinde umzubilben begann, fieng auch 
ber Ortsrichter an, in allen ober einigen Beziehungen fi) zu einem wahren 
Gemeinbeorgan zu entwideln. Schon äußerlich zeigt fich Dies darin, daß nun⸗ 
mehr, wie bereit früher in ben ſtädtiſchen Heimfchaften, and) auf dem Lande 
ein kollegialiſcher Ortsvorftand vorfommt'*). Mehr noch tritt an ſolchen 
Drten eine Beränderung in ber amtlichen Thätigkeit ber Dorfvorftände hervor, 
indem fie nunmehr vorzugsweife verwaltende Behörben werben, denen eine 
wahre Dorfregierung obliegt”). Auf diefem Wege ift es bisweilen in ber 
That dahin gefommen, daß die alten genoffenfchaftlichen Ortsrichter zu eigent- 
lichen Gemeindevorftänten in einer den ftäbtifchen Bürgermeiftern verwandten 
amd oft auch ebenfo benannten Amtsftellung geworben find und ſich als ſolche 
bis ins 18. Jahrhundert ober bis auf unſere Tage erhalten Haben‘), Alle 
ſolche Erfheinungen indeß waren Ausnahmen; in der Regel wurbe jebe ber- 
artige Entwidlung, auch wo fie bereit# begonnen Batte, durch eine entgegen- 
geſetzte Strömung abgeichnitten, welde an bie Stelle bes genofienfchaftlichen 
Borftandes einen obrigkeitlichen Beamten ſetzte, indem entweder ber genofjen- 
ſchaftliche Beamte in einen ſolchen verwandelt wurde, ober bie Bffentlichen reſp. 
berrichaftlichen Beamten, welche urfprünglich lediglich Die öffentliche ober herr⸗ 


188) Viele Beiipiele b. Maurer, Dorfv. II. 85—88. 41 —48. Vereinzelt 
auch in Preußen. Boigt, Geſch. Preußens VI. 784. 

156, Maurer, Dorfv. IL 88. Weber den erblihen Schultheißen in Preußen 
®oigt l. ce. IL 476 f. VL 738 f. 

ss Belege b. Maurer, Dorfv. II. 32—84. 882 f. 

186) Beſonders tritt dies in ber polizeilichen Gewalt über Feld und Wald, 
Dorf und Gebäude, Maß und Gewicht und in der Einnahme und Verrechnung 
der Gemeindegefälle hervor. Maurer, Dorfv. II. 4df. 

157) Beiipiele aus dem Gebiet von Naffau, Erfurt, Würzburg, Fulda, Speier, 
ber Pfalz, Hohenzollern, Baiern ıc. b. Maurer, Dorfv. II. 68. 64; aus ben 
Reichödörfern ib. 382 f. Biele Beifpiele bieten die Schweizer Gemeinden. Ebenſo 
gehört hierher der bis in die neuefte Zeit beftehende doppelte Dorfvorftand auf 
Fehmarn, der aus ben für die inneren Angelegenheiten beftellten Dorfgeſchwor⸗ 
nen und den die Gemeinde nad) außen vertretenden Bemeinsieuten zufammen- 
gefept if. Hanffen S. 106 art. Sf. 118. 
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ſchaftliche Gewalt über der Gemeinde zn vertreten unb mit den Gemeinde⸗ 
angelegenheiten nichts zu thun hatten, zur Gemeinbeobrigleit wurben’"). 
Schon im 16. Jahrhundert waren durch dieſe berrichaftlichen ober obrigkeit⸗ 
lichen Beamten im größten Theil Deutſchlands die alten genofienfhaftlichen 
Gemeinbevorftände verdrängt oder neben ihnen zu ganz untergeorbneten Funk⸗ 
tionen, wie zu benen des Flurſchũtzen und Boten, herabgefunten 9). 

b. Reben ven richterlichen Borftänden beftellte die alte Gemeinbegensfien- 
{haft eine Reihe untergeorbneter Beamten und Diener. In ben großen 
Marten beburfte der Obermärler häufig eines Stelivertreters, den er Anfangs 
in jedem einzelnen Fall entweder vom Marfgericht erbat ober aber felbft er- 
nannte. Allmälig indeg wurde es Sitte, ſtändige Stellvertreter unter dem 
Namen der Untermärkermeifter, Unterholggrafen, Holgrichter, Schultheihen, 
Bögte x. zu beftellen, welde zwar in den grunbherrlihen Marken von Anfang 
an ernannt, in den übrigen aber urfprünglidh gewählt, dann mit unb endlich 
ohne Zuftimmung der Märker ernannt und fomit in rein herrſchaftliche Beamte 
verwanbelt warden‘). Ganz in berfelben Weiſe wurben bie verichiebenen 
untergeorbneten Beamten und Diener ber Mark, die örfter, Walbmeifter, 
Anfieher, Malmänner, Schüben, Wächter, Knechte, Schreiber, Boten, ja ſelbſt 
die gemeinen Hirten urfprünglid von ber Markgemeinde jelbft gewählt und 
bevollmächtigt und gelobten eiblih ihr Trene umd Dienft, wofür fie durch 
befondere Nubungen, Autheil an Bußen und Pfanbgebühren ober einen feften 
Sold in Gelb unb Naturalien von ber Genofienfhaft entichädigt wurben; 
allmälig aber wurden auch fie aus genofjenfchaftlichen Beamten Unterbeamte 
des Markgerichtsherrn oder feines Stellvertreters, der fie immer häufiger felbft 
ernannte und fi ben Dienfteid leiften Ließ"); ober ihr Amt wurbe, 
wie 3. B. bei Forftmeiftern und Förftern, eigenes erbliches Net‘). Länger 
erhielt fih in Dorf- und Bauergemeinden und jelbft in freiergeftellten Hof- 
gemeinden bie genoffenfchaftlihe Natur der mit ber Vervielfältigung der Ge⸗ 
meinbeangelegenheiten jehr zahlreich werbenden Aemter für Allmende, Waſſer, 
Forft, Feld und Weinberge, für Schule und Kirche, für Sitten- und Orts 
polizei, für die Gemeindekaſſe und die Abgaben, für Boten- und Schreiber 
bienft, für Hirtendienft u. |. w. Alle jolde Beamte wurben gewählt, waren 
der Genoffenfchaft verantwortlich uud wurden von ihr beſoldet. Doch war 
ibre Bebeutung für die Gemeindeverfaſſung theils jehr unbebeutenb, indem fie 
zu der Gemeinde Iediglich in dem Verhältniß befolbeter Diener ftanden, theils 


se) Bol. Maurer, Dorfv. II. Alf. 60f. 165F. 168f. 390f. 397f. 

0) Beifpiele b. Maurer, Dorfv. II. 6063. 834 Rote 78. 

wo) Löw ©. 60. 189 —-141. 200-202. Maurer, Markv. S. 281-241. 
891— 39. . 

en Löw S. 65—69. 187— 143. Maurer, Markv. ©. 255 — 269. 

m 3, 9, Maurer, Marko. 265. 
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wurben ſchließlich auch fie in herrſchaftliche oder obrigkeitlihe Unterbeamte 
verwandelt '*). 

8. Hiermit war in ben bei Weitem meiften ländlichen Genoſſenſchaften 
und vor Allem in der überwiegenden Mehrzahl der Dorf- und Banergemeinden 
die genofienfchaftlihe Verfaſſungsbildung erſchöpft und es traten erft durch 
eine Einwirkung von oben ber weitere Veränderungen ein. Bereinzelt indeß 
fommt eine weitergehende Entwidiung aus dem Innern ber Genoſſenſchaft 
beraus vor, weldie die Verwandlung der Genoffenfchaftöverfaffung in eine 
Gemeinheitöverfaffung anbahnt oder vollzieht. Gerade die Betrachtung folder 
Ausnahmen ift geeignet, das Weſen der gewöhnlich fortdauernden unvolltom- 
meneren Berfafjung Mar zu ftellen. 

a. Der erfte Punkt, auf welchem in allen Genofienfchaften ber Grunt- 
fat, daß die Geſammtheit alle gemeinen Angelegenheiten ſelbſt beſorgte, durch⸗ 
brochen warb, war bie Einführung ftänbiger Urtelöfinder oder Schöffen. In 
den meiften Gemeinden iſt e& nicht einmal bis zu dieſer Rechtsbildung ge- 
tommen, vielmehr blieb die Rechtſprechung im Gemoffengericht jo lange bei 
der Sefammtheit, bis fie mit der Beränderung des alten Verfahrens auf bie 
Richter jelbft übergieng. Erft in jedem einzelnen Ding beitellte die Ge 
ſammtheit ſich einen Fürſprecher, der mit oder ohne vorherige Berathung mit 
jener das Recht wies, ober ber Richter felbft befragte Einen oder Mehrere im 
Ringe, bie ſodann entweder bei der Menge Rath einholten oder auf die Ge⸗ 
fahr, von Jedem ans dem Umſtande gejholten zu werben, jelbftänbig antwor- 
teten. Sn anderen Gemeinden wurden zwar ftändige Schöffen eingeführt, 
aber von Anfang an als berrichaftliche Beamte neben dem Schultheißen er- 
nannt, jo daß darin Feine Kortbildung der Genoſſenſchaft, jondern eine Fort⸗ 
bildung der Herrichaft Ing. Endlih gab es indeß auch Bauerichaften, in 
denen ftänbige Urtelsfinber als eine gewählte oder fi felbit ergänzende ge 
nofienichaftlihe Behörde neben dem Richter ftanden, wie z. B. die Kornoten 
der weitphälifchen und nieberjächfiichen, die Holzgefhwornen, Märkerichöffen 
ober Verorbneten vieler rheinischen Marken und die Dorf- oder Feldgeſchwornen 
mancher Dörfer). Solche ftändigen Schöffen waren nun freilid fein Ge- 
meindeorgan, ſondern bloße Borfinber des Rechts, deren Spruch von Jedem 
aus dem Umftande geſcholten und an die gemeine Menge gebracht werben 
Tonute, hoͤchftens bisweilen in gebotenen oder Nothbingen die Mitwirkung der 
Geſammtheit ansihloß'*). 


16, Ausführlich Handelt über Bedeutung und Schidfale biefer zahlreichen aus 
der genoffenfchaftliden Gemeindeverfafjung hervorgegangenen Aemter Maurer, 
Dorfv. I. 95 —119. 


ı%) Bol. Löw 69f. 202f. Maurer, Einl. 141. 170. Marko. 280f. 347 — 
859. Dorfv. II. 128. 129. Thudichum 144. 145. 


ı Maurer, Marko. 286. 
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b. Allein im Laufe ber Zeit trat mitunter zu ber gerichtlichen Thätigkeit 
ber Schöffen eine beratende hinzu, indem ber Genofienihaftövorftant fie auch 
in Berwaltungsangelegenheiten zuzog oder an ihre Zuflimmung gebunden 
wurbe!®). Oder es wurbe auch ba, wo feine Schöffen beftanden, mitunter 
jogar neben ihnen ein beſonderes Kolleg der Beifiker oder Beiftände gewählt '"). 

c. Offenbar lag, wie in den Stäbten theils aus Schöffentollegien, theils 
neben ihnen oder ohne fie aus Gemeindeausſchüffen Stabträthe hervorgegangen 
waren, jo aud in den ähnlichen Kollegien der Landleute der Anfang zur 
Bildung wahrer Gemeinderäthe'®. Allein in ben bei Weitem meiften 
Gemeinden blieb es eben beim Anfange. In ben großen Marken fallen bie 
Anfänge eines wirklichen Raths meift erft in das 15. und 16. Jahrhundert, 
ale mit dem Erlöichen des politifchen Sinns bie Bilbung repräfentirender 
Ausihüffe die Freiheit nicht mehr förderte, fonbern untergrub. Faft überall 
daher wurben bie Schöffen und Beifiter entweber ganz abhängig vom Derm, 
ber nun ihre Wahl beftätigte, endlich fie jelbft ernannte und abjekte"*®), ober 
aber fie wurben bie Repräfentanten eines bevorzugten Standes unter ben 
Markgenofien, wie namentlich des Adels, oder ftellten bach die Marktgemeinde 
in ftändifcher Gliederung dar!”). In beiden Fällen wurde es ben Herren 
leicht, fich der Ausichüffe gegen die Genoffenichaft jelbft zu bedienen, inbem 
fie, während fie die Ausſchüfſe als unfelkitändige Körperichaften ganz von fid 
abhängig machten, die Märkerbinge überhaupt nicht mehr beriefen'). Nur 
in wenigen Marten, beſonders in ber Pfalz, befland eine Zeit lang ein Rath 
in ftäbtijcher Weiſe und mitunter jelbft ein großer und Bleiner Rath neben- 
einanber'!”), jo daß hier die Biltung einer Landesgemeinde, wie wir fie in 
einzelnen Gegenden mit ober ohne Anlehnung an die Marbverfafiung wirklich 
haben entftehen jehen, ihrem Abſchluß jehr nahe fam!?®), — Der Schweiz, 
ben freieren Bezirken am Ober- und Niederrhein, den jelbftänbigeren friefiichen 


106) Maurer, Marko. 284. 285. 

197) Beifpiele bei Maurer, Markv. 282 Note 20. 21. 

168) Unrichtig ift ed, wenn Maurer S. 294. 295. 806 u. fonft mit Rüd- 
ficht auf folhe Rechtsbilbung die Verfaffungsbildung der freien Städte eine 
„Wiederholung . . der BVerfaffungsgefchichte der großen Marken gewifiermaßen 
im Kleinen? nennt. Vielmehr ift an eine vielleicht fogar birefte Einwirkung in 
umgekehrter Richtung zu benten. 

ıo) Belege b. Maurer, Markv. ©. 296 Note 78—88. 

110) Beifpiele b. Manrer, Markv. &. 288— 294. 

1) Beiipiele b. Maurer 1. c. ©. 286 — 288. 

7», So in der Mittelhaingeraide Sechſer und Bierzehner; in der Limburg. 
Dürkheimer Marl Achter und Bierundzwanziger. Maurer, Markt. 294. 295. 
297 f. 

12) Man vgl. bei. die Verfafiungögefchichte der Limburg - Dürkfheimer Mark 
b. Maurer, Markv. S. 297— 306 und oben $ 49. 
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und nieberfächfiichen Bauerfhaften beſonders in Oldenburg und Ditmarfchen, 
vereinzelt auch anderen Landſchaften, gehören auch Ratheverfaffungen in den 
Ortögemeinden an’). Der Gemeinberath, weldyer hier in vielen Dorf- ober 
Bauerſchaften unter dem Namen eines Raths, auch wol unter dem Namen 
der Geſchwornen, ber Gemeinde ober Bauerichaftsbevollmächtigten, bes Aus- 
Ihuffes u. |. w. ans dem Innern ber Genoffenfchaft entftand, erhob ſich zwar 
faum irgendwo zu ber jelbftändigen Bedeutung eines ſtädtiſchen Raths, fonbern 
hatte vornemlid nur den Gemeindeworfteher zu berathen und zu unterftüßen: 
allein er wurbe doch vielfach zu einem wirklichen Eollegialifhen Gemeindeorgan, 
welches wenigftens für einzelne Beziehungen die Gemeinde zugleich vertrat und 
regieren half. Und während an ber Seite eines herrſchaftlichen Ortönorftanbes 
ein ſolcher Rath, wenigftens einen Theil der alten Genofienichaftsverfaffung 
durch eine zeitgemäße Umbildung in die Neuzeit binübertrug, ift in jolchen 
Gemeinden, die fih zugleich ihren genofſenſchaftlichen Ortsvorſtand erhielten, 
biefer mit dem Rath bisweilen zu ben Organ eines jelbftändigen bäuerlichen 
Gemeimwefens in demfelben Sinne geworben, wie dies Bürgermeifter und 
Rath in den Städten waren’), 

Alle diefe Erjcheinungen aber waren in Dentichland durchaus vereinzelt; 
bie Regel war, daß die Umbildung der Genofienihaft zu einer Gemeinheit 
anf dem Lande Taum begonnen hatte oder noch völlig unentwidelt war, als 
bie jchöpferifche Kraft des aus dem Iunern bes Volkes geftaltenden Einungs⸗ 
weſens erlahmte und nur noch von oben iu einem neuen und fremden Sinn 
eine Fortbildung des öffentlichen Rechtes erfolgte. 

C. Ueberbliden wir nah dieſer Darftellung in Verbindung mit bem 
früher Geſagten die Stellung der ländlichen Bevoͤllerung zu den durch das 
mittelalterliche Einungsweſen einerfeits, bie gegen baflelbe bereits ſcharf an- 
Tümpfende Landeshoheit andererſeits geichaffenen Verhältniffen im Großen und 


170), Man vgl. die Nachwelfungen bei Maurer, Dorfv. IL 65 —68. Auch 
in einzelnen Gemeinden Weftphalens, Baierns, Frankens u. f. w. kommen Räthe 
vor, doch find bies meift Gemeinden, welche ben ftäbtiich organifirten Marktfleden 
fehr nahe ftehen. Weber die in Preußen vorlommenden Rathleute und Dorfälteften 
Voigt L c. VL 785. Eine ſehr ausgebildete Rathöverfafiung hatten nah Warn- 
könig, flandr. Staats: u. Rechtögeich., die flandriichen Dörfer. 

178) Bol. über Entftehung, Bebentung und Schidfale ber Dorfräthe 
Maurer, Dorfv. IL 68—75. Daß fie keine einfache Nachbildung der Stabt« 
räthe waren, fonbern in jeder Gemeinde unmittelbar aus dem Bedürfniß hervor⸗ 
giengen (ib. 72), ift zugugeben. Allein die Bildung ber Dorfräthe war doch erft 
möglich, ald die in ben Städten vellzogene Umbildung der Rechtsnorftellungen 
fih auch auf dem Lande zu verbreiten anfieng. Schwerlich darf man daher mit 
Maurer ©. 73 bie Entftehung der Gemeinberäthe vor das 14. Jahrhundert, in. 
welchem fie zuerft urkundlich erwähnt werben, jegen. 
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Ganzen, jo können wir etwa folgende Reinitate als den Schluß des Mittel- 
alters bezeichnen. 

Bon aller genoffenichaftlichen Verbindung mit den bevorzugten Ständen 
gelöft, war ein einheitlicher Bauernftand entftanden. Mit wenigen Ausnahmen 
hörig, war dieſer Banernftand in den meiften Ländern politifh rechtlos im 
Kirche und Staat. Im den eigenen Angelegenheiten freilich war ber Bauern⸗ 
ftand noch im Beſitz ausgedehnter Selbftverwaltung und Autonomie. Er 
lebte in Eleinen, bier und ba auch noch in größeren Gemeinvegenofienichaften, 
in welchen er bie genofienichaftlichen Angelegenheiten ſelbſtändig ordnete, fein 
Recht nach eigenem Bebürfnig und Belieben fortbildete und in alter Weile 
Recht ſprach. Allein diefe Genoſſenſchaften hatten an den großen geiftigen 
Bewegungen der Zeit wenig Theil und Tonnten daher nicht in zeitgemäßer 
Weile durch eigene Kraft zu genofienichaftlichen Gemeinweien werben. Zwar 
finden fih in einigen Gegenden, beſonders aber ba, wo der Bauernftanb am 
öffentlichen Leben noch Theil nahm, die Anfänge einer inneren Wandlung der 
Genoffenichaften in Gemeinheiten. Die Entwidelung eines Ortsbürgerrechts 
ftatt des anf Markgemeinſchaft und perjönlidher Rechteverbindung beruhenden 
Genofſenrechts, die Verſchmelzung von Dinglichkeit und Perjönlichkeit bes 
Rechts zur Territorialität, die Scheidung öffentlicher und privater Rechte, die 
Bildung eines Gemeinbevermögens und Gemeinbehaushalts, die Einrichtung 
von Gemeindenmlagen und Gemeinbebienften für öffentliche Bebürfuiffe, die 
Begründung einer ©emeinheitönerfaffung durch Herftellung wirklicher Gemeinde 
organe, in Ortövorftänden und Gemeinderälhen, — dies unb vieles Anbere, 
was fich zuletzt als die Entftehung einer von ber Genoſſengeſammtheit ver⸗ 
ſchiedenen unfichtbaren Gemeinde zufammenfaffen läßt, war bier unb ba bie 
Folge einer in ber Genofſenſchaft ſelbft lebendig geworbenen Bewegung. lab 
diefe Bewegung war offenbar identiſch mit der die andern Stände längit be 
berrichenten Einnngöbewegung. Allein es fehlte viel daran, daß eine ſolche 
Peränderung allgemeinere Bedeutung erlangt hätte Mochten bier unb ta 
glei den ftädtiſchen Gemeinweien auch ländliche Landes⸗, Kirchipiels- oder 
Amtögemeinweien, ja auch Bauerſchafts⸗ oder Dorfgemeinweien fi} bilden: die 
ländliche Gemeinde im Ganzen blieb Iebiglih eine Markgenofienfchaft im 
alten Sinn. 

Weil nun aber jo bie Landgemeinden von ber genofienfchaftliden Neu⸗ 
erganifation des nad Ständen geglieberten Volkes ausgeichloffen blieben, war 
bie Grundherrſchaft und die aus ihr berporgegangene Lanbesherrichaft in dem 
nie aufgegebenen Kampf gegen ihre Selbftändigkeit im entſchiedenften Vortheil. 
Nnaufbaltfam drang die Herrengewalt gegen die genoffenihaftlichen Elemente 
in ber ländlichen Berfaffung vor. Freiheit und echte Eigen wurden bei tem 
des Waffenrechts beraubten Bauern zur Seltenheit. Herrichaftliche Richter 
und Beamte drängten ſich in die Genoſſenſchaft ein, berrichaftlidde Ordnungen 
begannen die Willfüren zu beſchränken, die Frohnden und Zinfen, die noth⸗ 
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wendige Folge ter Hörigkeit und tes abhängigen Befites, wurben mehr und 
mehr erhöht. Die Entwicklung der Stäbte brachte der Landbevoölkerung, ber 
fie die freien Elemente entzog und hie fie von ben neuen Erwerbszweigen ab- 
ſchnitt, nur Nachtheile. Die Abichliefung des Herrenftantes und ver Ritter 
haft, die Bildung der Landſtände und alle ohne Theilnahme der Bauern 
vor fi) gehenden Einigungen gefährbeten immer entſchiedener die Ländliche 
Freiheit. Schon begannen die in die Räthe und Gerichte der Fürſten drin- 
genden Doktoren das römifche Recht, welches der Gemeindefreiheit wenig günftig 
war, auf die bäuerlichen Berhältniffe anzuwenden. Kurz, es vereinte fidh 
Alles, um in unaufbaltiamen Fortſchritt dem vom öffentlichen Leben abge 
fehnittenen Bauernftande auch die genofienfchaftlihe Selbftändigkeit in den 
Angelegenheiten jeiner Marten und Dörfer zu verkürzen. 

Nicht ohne heftigen Widerfiand nnd endlichen Kampf unterlagen bie 
Landleute. Schon feit dem 13. Sahrhundert tönen die Klagen über gewalt- 
fame Ausdehnung der Grundherrſchaft dur die Yürften %). Die folgenden 
Jahrhunderte jahen blutige Aufftände unterdrüdter Gemeinden '””). Endlich, 
ale die Reformation mit der geiftigen Befreiung des beutfchen Volkes ihm 
auch das Begehren nach irdiſcher Freiheit ftärker denn je zuvor aufregte, faßte 
die Laudbevoͤlkerung faft ganz Deutſchlands ihre lebte Kraft zu dem großen 
Berfud der Selkftbefreiung im Banernkriege zufammen ?). Die Ziele der 


0, Bol. Grimm, R. A. ©. 248 und bie oft citirte Stelle aus Freigedank: 
die fürsten twingent mit gewalt — velt, stein, wazzer und walt, — darzuo 
beide wilt und zam; — si taeten luft gern alsam, — der muoz uns doch 
gemeine sin! etc. Bol. auh Maurer, Fronh. IV. 522f. 

17) Beifpiele von Aufftänden um 1406 und 1482 f. oben in 8 46 a. E. — 
Größere Bewegungen fanden am Ende bes 15. Jahrh. im Würzburgijchen (1476), 
in der Abtei Kempten (1492) und im Elfaß (1493), im Anfang des 16. Jahrh. 
im Stift Speier (feit 1502), bei Freiburg, in Luzern, Solothurn, Züri, Würt⸗ 
temberg (1518), in ben Gegenden von Konftanz, Uſm, im Bistfum Augsburg 
unb in Kärnthen (1514), in Ungarn und in der Windifchen Mark (1517) Statt. 
In Württemberg ſchloſſen die Aufftändifchen Die VBerbrüderungen vom armen Kon- 
rad; im Elſaß, im Stift Speier und Zreiburg nannten fi die Einungen ber 
Bauern nach dem von ihnen ald Pannier aufgepflanzten Bauernfchub „Bundihuh”. 
Bol. Dechsle, Beitr. zur Geſch. des Bauernkrieges in den ſchwäbiſch⸗fränkiſchen 
©renzlanden. Heilbronn 1830. S. 74f. Wachsmuth, Aufitände und Kriege 
der Bauern im Mittelalter, in Raumer's Hiftor. Taſchenb. 1834. S. 281f. 

179) Der Bauernkrieg ergriff von ber Schweiz, Schwaben und Franken aus 
ben Eljaß, bie Pfalz, den Rheingau, DOefterreih, Salzburg, Tirol, Kärnthen, 
Thüringen, Sachen und Braunfchweig. Wie allgemein aber die Bewegung war, 
beweift der gleichzeitige Aufſtand der preußiihen Bauern. Vgl. über dieſen 
Töppen, b. Schmidt, Allg. Zeitfhr. f. Geh. VL S. 493f. — Lieber ben 
Bauernkrieg . die Werte von Benjen, Oechsle und Zimmermann; Ode, 
Geſch. v. Bafel IV. 176f. V. 291. 494f. Sornelius, Abhandf. der hiſtor. 


636 Das ländliche Genoſſenſchaftsweſen. 


Bewegung, wie fie in den 12 faft von allen aufftänbifchen Haufen angenom- 
menen Artikeln formulirt waren, ermangelten weber Biftorifcher noch innerer 
Berechtigung '%. Sie verlangten freie Wahl und Abſetzung ber Geiftlidhen 
durch die Gemeinden (art. 1); bie felbftännige Beſorgung der Holz⸗ und 
Markangelegenheiten durch Gemeindegekorene (art. 5); bie Abfchaffung des 
Bintzehnten und die Verwendung bed Grofgehnten für den Pfarrer, die Orts 
armen und die fonftigen Gemeinbeberürfniffe (art. 2); die Aufhebung jeglicher 
Unfreibeit (art. 3) und ihres Merkmals, des Todfallrechts (art. 11); die 
Abſtellung willfürlicher Strafen und umparteiiiche Suftiz (art. 9); die Be 
feitigung der wider Herkommen und Berträge eingeführten oder willkürlich 
erhöhten Abgaben und Dienfte (art. 8, 9) unb bie Verminderung uneridhwing- 
licher Frohnden (art. 6); bie Rüdgabe endlich ber gemeinen Nutzungsrechte 
an Wafler und Wald, inöbefondere der Jagd und Filcherei (art. 4) und ber 
Beholzung (art. 5), und des Eigenthums an denjenigen Allmenben, welde 
bie Fürſten wiberrechtlih genommen hätten (art. 5, 10) 1%). Allein es fehlte 
dem Bauernftande an einer fefteren Gefammtorganifation, weldhe ihm ben 
Sieg hätte fihern können. Den vereinigten Kräften ber Fürften und bes 
Adels erlag die planlofe und unzujammenhängende Bewegung und das ge 
ſchlagene Landvolk jah feine Lage nirgend faft gebeflert, haufig verichlimmert '**). 

Mit dem Jahre 1525 war es entſchieden, daß in Deutichlaub nur durch 
bas Mittelglied des Abſolutismus die Freiheit möglich fi. So üppig no 
KL. der bair. Alad. d. W. X, 1. 6.145 — 204. 9. Schunk, Beitr. zur Mainzer 
Geſch. IL 169f. 424f. II. 1f. 268f. III. 535. Eichhorn, R. ©. 8 485. 
Maurer, Einl. 220. Fronh. IV. 522 —528. 

170) „In den erwähnten Bauernartifeln" — lautet das Urtheil Maurer’s, 
Brond. IV. 529 — „Haben die Bauern mehr praftifchen Verſtand und eine weit 
tiefere und gränblicdere Kenntniß ber Bebürfniffe des Landes bewielen, als alle 
damaligen Doctores ber Rechte zufammen“. 

100) Bol, Beufen 1. c. b614f. Oechole 246f. Weber beiondere Beichwerben 
einzelner Gegenden Dedhsle ©. 255. 258. 494. Die Bauern im Innthal ver 
langten Theilnahme an ber Lanbeöregierung. Dechsle 498. In Heilbronn 
wurde fogar unter Zugrundelegung ber ſog. Reformation Friedrichs IIL ber Ent- 
wurf einer Verfafiungsreform bed Reiche von einem Bauernausfchuß berathen. 
Darin verlangte mau u. U. Entfernung aller Doktoren der Rechte aus dem Rath 
ber Fürſten, weil fie nit erbdiener des rechtens sondern bestellt knecht ſelen. 
Oechsle S. 286. 386. Benjen 553. Bol. auch ZUpfl, R. D. 5 55 über 
die im Bauernkriege am ftärkften hervortretende volksmähige Oppofition gegen 
bas roͤmiſche Recht. — Die Korberungen der preußifchen Bauern lauteten ähnlich; 
fie wollten feinen anderen Herm ale Gott und bie Yürften haben, nur recht⸗ 
mäßige Abgaben geben und freie Bifcherei, Jagd, Bogelfang und Holzung geniehen. 
Tippen c. ©. 49. 

so) Nur in den Stiftern Kempten, Würzburg, Bamberg unb in ber Pfalz 
wurden den Banern einige Erleichterungen gewährt. Benſen L c. ©. 508f. 
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bas Genofſenſchaftsweſen fortwuchern wochte: feit dem Mißerfolg bes letzten 
gewaltfamen Verſuchs der beutichen Bauern, durch bie eigene Kraft in bie 
Reihe der berechtigten Stände zu treten, ſchied fi die Nation in die Klaſſen 
ber Privilegüirten und der Uuterbrüdten. Bald follten die Folgen in ber 
Erartung aller Genofienfchaften zu privilegiirten Korporationen bervortreten, 
welde im Kampf gegen den neuen Gedanken der Obrigkeit auf die Länge bas 
Geld zu behaupten nicht vermochten. 


Bierte Periode. 1525 — 1806 


und 


Fünfte Beriode. Seit 1806. 


5 54. Das Weſen der Obrigkeit, der Privilegstorporation und ber 
freien Affociation. 


A. Bon ber Reformation und dem Bauernkriege bis zur Aufläjung 
bes Reiches haben wir in der Rechtsgeſchichte der deutſchen Genoſſenſchaft eine 
vierte Periode angenommen, in weldyer der Gedanke der Obrigfeit das 
berrichende Princip it, das Genoſſenſchaftsweſen aber mehr und mehr in ein 
privilegiirtes Korporationdwejen umihlägt. Erſt gegen das Ente 
diefed Zeitraums tritt der Gedanke der modernen freien Ajjociation in 
jeinen Anfängen auf, um dann in unjerm Jahrhundert eine jo gewaltige 
umbildende und neufchaffende Kraft zu entwideln, baß es gerechtfertigt erfcheint, 
in ihm das geitaltende Princip der fünften Periode, in deren Beginn wir 
ſtehen, zu erbliden. Suchen wir zunäcft, das Wejen und die Gefchichte dieſer 
drei Gedanken im allgemeiniten Umriß zu erfafien. 

I. Die privilegiirte Korporation ober, wie man eigentlich jagen 
müßte, die Privilegstorporation war von ber mittclalterlichen Genoffen- 
ihaft mehr in ihrem inneren Wejen als in Namen und Formen verjchieden, 
der Uebergang von diefer zu jener jehr allmälig und faft unmerklich. 

1. Ihr Wefen beitcht im Allgemeinen darin, daß fie eine Körperichaft 
ift, Die durch ein ihr zuitehendes Privileg oder einen Inbegriff von Privilegien 
bedingt und bejtimmt wird. Aud früher hatten die Genofienfchaften 
zahlreiche Privilegien geſucht und erhalten, immer aber war doch das Privileg 
nur um ber Genoffenihaft willen da und biente ihren Zweden. Set war 
umgelehrt ber Torporative Verband nur ein Mittel für die Ausnugung bes 
Privilegs, er war durch das Privileg und um des Privilegs willen da, ja er 
ichien oft nichts anderes zu fein als ein intorporirtes Privileg. 
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a. Der Eriftenzgrumd des Genofjenverbandes konnte nun nicht mehr 
in ihm jelbft gefunden werben; das Privileg, die Konceffion, aljo ein höherer 
Wille gab ihm das Dafein. Aber nit blos das Dafein, mehr und mehr 
auch die Form ihres Dafeine, ihre Organifation, erhielt die Korporation von 
etwas außer ihr. Sie wurde fo im Grunde eine Anftalt, für welde der 
Umftand, da ihr Subftrat ein Verein war, nur von außerweientlicher Bebeu- 
tung ſchien. 

b. Die Zujammenjegung und Gliederung der Korporation wurde 
auf rein prinatrechtliche Bafls gebracht. Die Mitgliedſchaft wurbe unter dem 
Gefichtspunkt einer verhältnigmäßigen Antheilnahme am Privileg, die befondere 
Stellung unb vielfach ſogar das Amt im Verein unter dem Gefihtspunft 
einer beionberen Gerechtigkeit bezüglich jenes Privilege aufgefaßt und behan- 
beit, erworben und verloren. 

ce. Die rechtliche Bedeutung der Korporation ſchrumpfte entiprechend 
zufammen. Ihre Hauptbedeutung lag in der Erhaltung, Ausnugung und 
Mehrung des Privileg. Weil aber das leßtere weſentlich nur von feiner 
nugbaren Seite aufgefaßt und deshalb mehr und mehr, auch wo jein Inhalt 
in Wahrheit öffentliher Natur war, ald Privatrecht behandelt wurbe, fo fant 
die Korporation, jelbjt ohne fremdes Zuthun, zu einem vornemlich yrivat- 
rechtlichen Snftitut herab. Daraus ergab fid) nach außen der Rücktritt aller 
Genoſſenſchaften vom öffentlichen Leben; Torporativer Egoismus, mithin Er- 
Aufivität und Monopolienſucht gegenüber den Nichtmitglievern; engherzige 
Iſolirungsſucht gegenüber anderen Vereinen und Ständen; Beſchränkung ber 
forporativen Rechte auf die einmal vorhandenen Korporationsarten bei gänz- 
lihen Mangel einer von unten auf neu fchaffenden Affociation; endlich dem 
Staat gegenüber das Streben ua Rechten ohne Uebernahme der korreſpon⸗ 
direnden Pflichten, die einjeitige Richtung des Torporativen Bewußtſeins über⸗ 
haupt auf die Empfindung der Korporation als einer individuellen Befonder- 
beit, wo fie ſich fonft gleichzeitig als Glied einer höheren Allgemeinheit em- 
pfunden hatte. Im Innern der Korboration entipradhen ähnliche Verände⸗ 
rungen: die in der Geſammtheit lebende Einheit trat aus ihr heraus, nicht 
aber um eine über den Einzelnen ftehende höhere Einheit zu werden, fondern 
um als ein beichränftes Privatrechtsfubjelt, mithin als bloßes Individuum, 
neben den Einzelnen zu ſtehen; die Korporation börte gänzlich auf, ein Ge 
meinwejen im Kleinen zu fein; ihre geiftigen uud fittlihen Momente ſchwan⸗ 
den; ihre Genoſſen empfanben fi nicht mehr als Glieder eines größeren 
Ganzen, fondern lediglich als Privatperjonen mit einem beſtimmten Antheil 
an dem inforporirten Privileg; der Torporative Gemeinfinn ſchwand und das 
Gemeinleben erftarrte in tobtem Gormalismus; jtatt organifcher Fortbildung . 
griff zuleßt eine Verknöcherung um fi; enblih hörte die Korporation ganz 
auf, ein lebendiger Organismus zu fein, und wurbe ein beliebig Eonftruirbarer 
NRechtsmechanismus. 
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2. Hiftorifch vollzogen diefe großen Wanblungen fi jehr allmälig, 
entfprechend den Wandlungen bes beutichen Volkegeiſtes überhaupt. 

a. Den Aufängen der Beränderung find wir überall ſchon in der vorigen 
Periode begegnet. Insbeſondere war im 15. Jahrhundert bereits ein Still- 
ftand in der Einungsbewegung bemerkbar, den das erfte Biertel des 16. Jahr⸗ 
hunderts noch einmal gewaltfam aber erfolglos unterbrach. 

b. Das Jahrhundert, welches der Reformation folgt, zeigt eine entſchie⸗ 
bene Abnahme der jchöpferiichen Volkskraft. Eine gewifie Abfpannung war 
erflärlich nach der Erhebung des nationalen Geiftes. Die Unterbrüdung ber 
Bollsbewegungen auf dem Lande und in ben Stäbten fonberte die Maſſe des 
Volkes ſchaͤrfer als bisher von ben beuorzugten Ständen; auch unter ben 
letteren aber verloren diejenigen, welche bisher die hauptſächlichen Träger 
freibeitlicher Entwidlung geweien waren, die Bürger und die Ritter, unter 
bem Einfluß des veränderten Kriegsweſens an Gewicht und Selbſtändigkeit. 
Die vorwiegende Richtung der Zeit auf geiftige und religiöje Intereſſeu, die 
beginnende humaniſtiſche Bildung, das ftark erwachente Bedürfniß eines indi⸗ 
vibnellen Geiftes- und Gemüthslebens lenkten von den öffentlihen Angelegen- 
heiten ab. Faſt fcheint es überhaupt, als babe tie Vollsekraft fih im 16. 
wie fpäter am Ende des 18. Zahrhunderts an einzelne bedeutende Perjönlid- 
feiten fo ftarf verausgabt, daß vor der Wirkjamkeit der Indivibnalitäten bie 
jelbftihöpferiihe Thätigkeit bes Volkes zurücktrat. Mit der abnehmenden 
Betheiligung ber Geſammtheit an der Selbftverwaltung engerer unb weiterer 
Genoffenkreife minderte fich wechielweis bei der Mehrzahl das öffentliche In⸗ 
tereffe, das politifche Verftänbnig und die Liebe zur Freiheit, bis endlich bie 
lange Entwöhnung auch die Kähigkeit zur Selbftregierung ſchwächte. So be 
gann die vom Mittelalter überlommene korporative Glieberuug bereits zu er- 
ftarren, die genoſſenſchaftliche Neubilbung ftocte, der Uebergang von ber freien 
Genofſenſchaft zur Privilegstörperihaft vollzog ſich. Allein fo unverkennbar fchon 
im Beginn des 17. Jahrhunderts die Errichtung des modernen Staats dem 
von ben Yürften verförperten Obrigfeitsprincip allein anheim fiel: noch war 
bie politifche Kraft des Volles und die Lebensfähigkeit feiner korporativen Or⸗ 
ganismen bedeutend genug, um ald möglich ericheinen zu laffen, daß, wie in 
England gefchehen ift, jo auch in Deutſchland bie obrigfeitliche Staatsidee mit 
dem Gedanken der Torporativen Selbftgeftaltung und Selbfiverwaltung ein 
Kompromiß eingehen, daß auch der heutfchen Nation neben einem ſtarken und 
einheitlichen Staat die Betheiligung des Bolles au Rechtserzeugung, Recht⸗ 
ſprechung und Verwaltung und bie freie Bewegung in angebornen ober felbft- 
gewählten Gemeinſchaftskreiſen erhalten bleiben werbe. 

c. Das furdtbare Nationalunglüd des breißigjährigen Krieges, welches 
außerlih und innerlih auf mehr ald ein Jahrhundert hinaus das Volk ver 
darb, vernichtete ſolche Möglichkeiten. So tief war ber all bes beutichen 
Volles, daß Rettung nur noch von der Durchgangsftufe eines ſchonungsloſen 
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Abſolutismus zu hoffen war. In ber Zeit von 1648 — 1750 gab es in 
Deutichland kaum einen öffentlichen Geift. Wer die urkundlichen Denkmale 
biefer Zeit den älteren vergleicht, fragt mit fchmerzlihem Staunen, ob es bas- 
jelbe Bolt tft, deſſen Seele filh fo gewandelt bat. Der nationale Sinn falt 
völlig verloren unb in eine Unzabl Kleiner Bürftenböfe der Staatsgedanke zer- 
freut; ber ritterliche Geift eines unabhängigen Abels in Kaftenftolz nach unten 
und Lakaienthum nach oben verkehrt; aus dem ftolzen Bürgerfinn ein würde⸗ 
loſes Spießbärgertfum, ans großartigem Handelsgeiſt ein niedriger Krämer- 
fiun, aus dem Hochfinn des Handwerks der berüchtigte Zunftgeift geworben; 
dem frohnenden und zinfenden Bauern die letzte Ertunerung der alten Freiheit 
entfchwunden! Kaum baf bier und da einem Yürften ober Gelehrten der 
Blick weiter reicht, als über fein Land, feine Stabt, feine Zunft; kaum daß 
bier und ba ſich ein Berftänbnig findet für andere Motive, als die einer zu- 
gleih kleinlichen und kurzfichtigen Selbftfuht; Taum daß bier und da das 
öffentliche Leben ober was bafür gelten will, fih um andere Ziele dreht, als 
um das einzige der Erhaltung und Mehrung ererbter oder erlaufter Privilegien. 
Das Volk ift eine Summe von Individuen geworben, faft der Begriff der 
Gemeinheit ift ihm verloren gegangen. So arm an Gemeinfinn war bie 
Zeit, daß die häufig angewandten Spridwörter communio mater discordia- 
rum und negotia communia communiter negliguntor tägliche Betätigung 
erfuhren, daß felbft dem Worte „gemein“ bie bis heute dauernde Degradation 
widerfuhr. Und dad traurige Gefäß eines ſolchen Inhalts war dad Kor 
porationswefen, deſſen Entartung und Berfall daher in biefer Zeit ben Höhe- 
punkt erreichte. | | 

d. Als in ber zweiten Hälfte bes 18. Jahrhunderts die Nation ſich lang- 
fam wieder erhob, als der geiftigen‘ Blüthe ber Wiſſenſchaft und Kunft und 
ben großen Thaten einzelner Fürften, vor Allem deflen, ber den preußiſchen 
Staat zum Haupte Deutichlands befähigte, auch ein allmäliges Erwachen des 
beutichen Volksgeiftes folgte: da waren die alten Korporationen zu fehr ver- 
möchert, als daß fie dem nenen öffentlihen Sinn hätten als Hebel bienen 
oder umgekehrt von ihm einen belebenden Hauch empfangen Tönnen. Vielmehr 
brachte gerade die neue Bewegung ihnen ben Untergang und mußte ihn bringen, 
um den Boden zum Neubau zu bereiten. in Theil von ihnen erlag den 
Stürmen, welche die franzöfifche Revolution auf deutihen Boden verpflangte. 
Die Mehrzahl ift erft in weit fpäterer Zeit, in den lebten 20 Jahren etwa, 
geftorben oder aufgehoben ober fo umgeftaltet worden, daß in Wahrheit Auf 
bebung und Neubildung vorliegt. inige wenige haben durch zeitgemäße 
Modifikationen ihr Dafein gerettet. Andere friften noch heute ihr Leben in 
alter Art. Aber von dem modernen Genoſſenſchaftsweſen fcheidet eine fcharfe 
Grenze die Refte der Privilegsforporation, deren Blüthezeit die Zeit des natio- 
nalen Berfalles war. 


I. Der Gedante der Obrigkeit, welchem im Gegeufag zu dem 
L 41 


642 Einleitung zur 4. und 5. Periode. 


jo verderbenden Innungsweien die neue Staats⸗ und Rechtöbildung zufiel, bat 
verſchiedene Stadien innerer und änferer Entwidlung burchlanfen. 

1. Das Wefen diefes Gedankens indeß, jo groß im Uebrigen ber Unter- 
Ihieb fein mag zwiſchen der Obrigkeit, welcher Luther Gehorjam fordert, dem 
l’6tat c'est moi Ludwigs XIV. und dem „erften Diener des Staats" Friedrichs 
bes Großen, iſt bei fortjchreitender Klärıng und Bergeiftigung identiſch ge- 
blieben, ja es haftet noch allen jenen mannichfachen Staatöfonftruftionen der 
Philofophen des 17. und 18. Sahrbunderts und der Stantsidee ber franzöfi- 
ſchen Revolytion in gleicher Weife an. Das harakteriftifche Merkmal diefes 
Gedankens ift, daß er den Staat als etwas vom Volle Verſchiedenes jekt; 
daß er in dem abitrakten Begriff diefes Staats die Summe aller öffentlichen 
Gewalt in einem beitimmten zugleich territorial und perjönlih abgefchloffenen 
Kreife, mithin das Recht und die Pflicht, in biefem Kreife das Gemeininter- 
eſſe (salus publica) gegen das Sonderinterefle zu vertreten, Orduung umb 
Recht zu ſchaffen und das Verhältnig der Glieder zum Ganzen zu regeln, 
als eine nothwendig verbundene Einheit Eoncentrit; daß ihm die Obrigkeit 
die fihhtbare Repräfentantin dieſes abftraften Begriffs ift, außer dem Staat 
aber nur Individuen eriftiren. 

Wenn wir bie befondere Form, welde ber Gedanke der Obrigkeit in 
Deutihland annahm, betrachten, jo erfennen wir, daß er ebenfo eine Potenzirung 
ber alten Herrihaftsidee war, wie vorber das Gemeinweien ans einer Poten- 
zirung ber alten Genofienfhaft hervorging. Das Gemeinweien unb ber 
Obrigfeitsftaat haben baber mandherlei, fie haben vor Allem die wahrhaft 
ftantlihe Natur gemein. In beiden ift an Stelle einer finnlih wahrnehm- 
baren Einheit die unfihtbare Einheitsidee getreten, für welche dort die Ge 
fammtheit, bier der Herr nur fichtbarer Träger, verlörpernde Erfcheinungsform 
geblieben tft. Wie im Gemeinweien das Geſammtrecht, fo ift im Obrigfeits 
ftant das Herrenrecht in einen einzigen Begriff zufammengefaßt, für welchen 
jedes feiner Attribute weſentlich ift, und bier wie bort hören baher bie prinat- 
rechtlichen Beräußerungen, Theilungen und Zerfplitterungen der oͤffentlichen 
Gewalt allmälig auf. Hier wie dort entfteht der Unterſchied des Sffentlichen 
und des privaten Rechts. Hier wie dort treten an Stelle der alten Mandatare, 
Leihbefiger und Eigeninhaber öffentlidher Gewaltrechte wahre Organe bes Einen 
Subjekts der Staatsgewalt. Hier wie dort endlich wird die Eigenſchaft des Ein- 
zelnen als Glied des Ganzen von feiner Eigenfhaft ald Individnum getrennt 
und wie dort mit dem Begriff des Bürgerrechts, fo ijt hier mit bem Begriff 
der Unterthanenſchaft die Möglichkeit gegeben, die öffentlichen Pflichten bes 
Gehorfams, der Dienfte und ber Steuern und die auf befonderem Titel 
ruhenden Leiftungd-, Dienft- oder Zinspflichten innerlih und äußerlich von 
einander zu jondern. 

Größer jedoch, als ſolche Analogien, find die Unterjhiede ber Rechts 
gedanken bed Gemeinweſens und der Obrigkeit. Denn indem dort am. ber 
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Trägerfchaft der Einheit Alle Theil haben, bier nur ein Einzelner oder aus⸗ 
nahmsweiſe eine Summe von Einzelnen fie darftellt, ift dort die Einheit eine 
Sefammteinheit, welche in der Geſammtheit Iebt und im Geſammwillen den 
hoͤchſten Ansbrud findet, Hier dagegen eine der Geſammtheit fremde, aus ſich 
felbft lebende Einheit, welche durch einen übergeorbneten Einzelwillen wirkſam 
wird. Während daher die Gemeinheitöverfafjung die Organiſation beftimmt, 
vermöge deren die Gefammtheit ſich felbft regiert, enthält die Obrigfeite- 
verfaffung die Organifation, vermöge deren die Gejammtheit regiert wirb. 
In dem Begriffe des Bürgers findet fich politiſches Recht und politifche 
Pflicht, Herrichen und Gehorchen, aktive und paifive Betheiligung am Gemein- 
weien vereinigt: der Untertban ift Subjekt nur im Privatrecht‘, im öffent- 
lichen Recht Lediglich Objekt, er fteht im Staat wie der Laie in der Kirche. 
Das Gemeinweien fordert daher Theilnahme ber Bürger an Verwaltung, 
Rechtspflege und Geſetzgebung und neigt zu den Principien der Wahl, der 
Kollegialität und der Majorität: die Obrigkeit drängt zur Fernhaltung ber 
Untertbanen vom öffentlihen Leben und begünftigt die centralifirende Ad⸗ 
miniftration durch ernannte einheitlihe Organe: Wenn fo das obrigfeitliche 
Princip die Verwirklichnug des abfolnten Staates anftrebt, fo ericheint 
derfelbe zugleich als ein Polizeiftant. Denn indem der Begriff des öffent- 
lihen Wohls als der oberfte gefagt wird, muß die Sorge für das öffent 
liche Wohl ober die Polizei als diejenige Staatsfunktion gelten, in deren 
Dienft alle anderen Funktionen ftehen. Kommt daher das beitehende Recht 
mit dem öffentlihen Wohl in Konflikt, jo muß jenes fih unbedingt 
beugen, und es find ſelbſt Staatöverträge, Privilegien und wohlerworbene 
Rechte da hinfällig, wo fie dem öffentlihen Wohl nachtbeilig find. Da nun 
aber Prüfung nnd Entſcheidung barüber, ob ein folder Fall vorliegt, aus- 
fhlieglich der Bertreterin des oͤffentlichen Wohle, der Obrigkeit, zufällt, 
fo ift der Sab „salus publica suprema lex est“ eine bequeme Hand- 
habe, um über jeden Rechtabruch hinwegzuhelfen. Trotz entgegenftehenver ur- 
alter Gewohnheit und trotz vielfach entgegenftehender Praxis ber Reichs⸗ 
gerichte erkennt daher die Obrigkeit ald Repräjentantin der Polizei eine Rechts⸗ 
ſchranke für fi) oder gar einen Rechtsſchutz gegen filh niht au. Immer ent- 
ſchiedener tritt vielmehr der obrigkeitlihe Staat außer und über das Recht 
und wird fo das Gegentheil des im Gemeinweſen vorgebildeten Rechtsftants, 
der im Recht fteht und bas Recht ale Schranke feiner freien Bewegung be 
greift, — deſſen Organismus jelbft Recht ift, — der als letztes Ziel die Ein- 
beit von Staat und Recht erftrebt. Alle feine Befugniffe will der obrigkeit⸗ 
liche Staat nicht blos haben, er will fie auch ausſchließlich haben. Es 
ift nicht blos Recht und Pflicht, fonden Monopol ber Obrigkeit, dad dem 
gemeinen Beſten Erforderliche zu kennen, durchzuführen und zu jchüßen. Der 
Untertban als folder mag feine individuellen Angelegenheiten bejorgen; das 
Allgemeine im Ange zu haben, ift er weder befähigt noch befugt, wenn ihm 
41* 
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nicht etwa durch ein Staatsamt höhere Einſicht, Gemeinfinn und politiſche 
Autorifation verliehen wird. Während daher das Amt faft wie bie kirchliche 
Ordination zu einem höheren status weibt, bleibt ber gemeine Unterthan, 
wenn er auch im Privatrecht mündig wird, politiih unmündig bie an fein 
Lebensende. Auch die Privatthätigkeit aber wirb überall da benuffichtigt, ge- 
leitet, beſchränkt und geregelt, wo fie in das dffentliche Iutereffe eingreift, — 
ein Gall, über deſſen Vorhandenfein lediglich das Ermeflen der Obrigkeit ent- 
ſcheidet. Namentlich ift es Recht und Pflicht des Staats, die wirthichaftliche 
Thätigfeit der Sinzelnen zur Hebung des Nationalreihthums bis ins Detail 
vorzufchreiben, zu erzwingen ober zu beichränfen, durch Orbnungen, Taxen und 
Reglements Handel und Gewerbe zu normiren, durch Luxusgeſetze unprobultiver 
Konjumtion zu feuern, durch Kulturmanbate die Art des Landbaus zu ber 
fiimmen, dur Strafandrohungen den Müßiggang ober die unrichtige Ber- 
wendung der Arbeitöfräfte zu verhindern. Gleich dem wirtbichaftlichen Leben 
aber fucht die Obrigkeit auch das geiftige Leben zu bevormunden, ihm Richtung 
und Mittel anzuweifen, feine Selbftthätigleit zu beſchränken. Ja ſelbſt bie 
gefelligen und focialen Beziehungen der Untertfanen follen moͤglichft regulirt, 
Rang und Anſprüche eines Jeden von Obrigleitswegen feitgeftellt werben. Es 
ergiebt ſich hieraus, daß der obrigfeitlihe Staat ein Bevormundungsftaat 
ift, daß er zugleich zu bürenukratiicher Bielregiererei, zur Sentralifation und 
zur Untformirung neigt. 

2. Aus ſolchen Grunbdprincipien folgt für das Verhältniß ber Obrigfeit 
zum Genoffenfchaftswejen eine abfolut gegnerifche Tendenz. Der obrigfeitliche 
Staat Tann zwar fo wenig wie dad Gemeinwefen der Glieverung in engere 
Verbände entbehren, noch außerftantliche Vereinigungen ganz unterdrũcken. Aber 
während das freie Gemeinweſen bes bdeutichen Rechts bie engeren Berbände 
jeiner Bürger als dem Ganzen homogene Gemeinichaften anerkennt und ihnen 
auch da, wo es fie als Banfteine im Gefammtbau verwendet, zugleich ein 
jelbftändiges eigenes Leben läßt, ftrekt die Obrigkeit mit eiſerner Konſequenz 
einem boppelten Ziele zu: fie ſucht erftens alle öffentliche Bedeutung der Ge 
meinden und Genoflenfchaften durch den Staatäbegriff aufzujaugen, zweitens 
Alles, was diefen Verbänden an-eigner Bedeutung verbleibt, ‘auf ben Begriff 
einer jtaatlich verliehenen Bermögensfähigkeit zu reduciren. Alle Körperichaften 
jollen daher, ſo weit fie öffentlichrechtlicher Natur find, ald Staatst heile 
gelten, ſei es nun als Abtheilungen bes Staatsgebiets oder der Unterthanen, als 
Verwaltungsbezirke ober Staatsanftalten; ſoweit fie dagegen nicht unter dieſe 
Begriffe fallen oder durch fie nicht erfhöpft werben, follen fie Privatver- 
eine fein, welche vermoͤge bejonderer jtantlicher Konceffion das Recht haken, 
in gewiffem Umfange als einheitliche Subjelte von Privatrechten zu gelten. 
Damit fallen natürlih Autonomie, Selbfigerichtebarkeit und Selpftverwaltung 
der Genoffenverbände fort; was davon de facto übrig bleibt, wirb entweder 
privatrechtlich aufgefaßt, oder aber aus fpeciellem obrigleitlihem Auftrag er- 
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Flärt und bemgemäß als ein von außen ftammenbes Hecht behandelt. Aber 
auch im Vermögensreht muß bie Korporation ihre Rechtsperfönlichkeit mit der 
größten Abhängigkeit erkaufen, fie empfängt Duldung und Norm ihrer Exi⸗ 
ſtenz von oben, fie fteht weit hinter dem Einzelnen dadurch zurüd, daß fie 
nicht einmal im Privatreht münbig wird. Wie ſehr in allen biefen Be 
siehungen bie oben angegebenen inneren Beränderungen der Korporationen ber 
von aufen wirkenden Zerftörung ihr Werk erleichtern mußten, ja ihr zum 
Theil auf halbem Wege entgegenkamen, ift leicht zu ermeſſen. 

3. Die fo erfirebte Verflüchtigung aller Gemeinden und Genofſſenſchaften 
ia den Stantöbegriff einerſeits, den Individnalbegriff andererjeits ift une ein 
Symptom einer allgemeineren Richtung, welche neben dem abfoluten Staat 
bie abjolnte ISubividnalität erreichen will. Diefe Richtung, welche mit 
der ſeit dem Mittelalter auf allen Gebieten fidh Iangfam vollziehenden Eman⸗ 
cipation des Individuums beginnt, bewußt aber erft jeit ber zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts thätig wirb, erftrebt als letztes Ziel einen Zuftand, 
in weldem es außer dem Staat nur Individuen giebt, in welchem 
baber zwifdhen der höchften Allgemeinheit bes allforgenden Staats und ber 
bas Bolt bildenden Summe einzelner Individuen feine Mittelglieber irgend 
welcher Art ftehen, joldhe Verbindungen vielmehr entweder nur als lokale 
Erſcheinungsformen des Staats ober felbft als Individuen gelten. Diefes 
legte Ziel, in Frankreich durch die Revolution annähernd verwirklicht, ift iu 
Deutihland nie, am wenigften in ber Praris erreiht. Die Richtung auf 
bafjelbe war indeß von außerordentlicher Wichtigkeit. Denn indem der obrig- 
keitliche Staat in Zonjequenter Erfüllung feines Weſens allen zwiſchen ihm 
und den Individnen ſtehenden Beſonderheiten entgegenwirkte, führte er bie 
heute faft vollendete inbividnelle Freiheit und rechtliche Gleichheit 
aller feiner Unterthanen herbei. Die individuelle Freiheit zunädft 
mußte ſich ergeben, wenn der Staat, wie die Genofjenichaften, fo auch die in 
ihm enthaltenen Herrihaftönerbände zerſchlug, wenn er jede mit dem Einen 
und unmittelbaren Staateunterthanentfum unvereinbare mittelbare ober private 
Unterthänigkeit aufhob. Unverhältnigmäßig ſpät erft zog der abjolute Staat 
diefe große und fegensreihe Konſequenz feines Grunbprincips. Aber er z0g fie 
und vollbracdyte damit eine der größten Thaten in ber Geſchichte. Die Be⸗ 
fretung des Banernftanbes- am Ende bes vorigen unb im Anfang diefes Sahr- 
hunderis ftellte, indem fie das Unrecht von Jahrtauſenden fühnte, zum erften 
Male Staaten ber, in denen e8 nur Freie gab. Mit der allgemeinen Freiheit 
aber gieng die rechtliche Gleichheit Aller Hand in Hand. Denn die Gleid- 
beit der Unterthanen im Staat unb vor dem Geſetz war bas mohlthätige 
Refultat, welches aus der Zerſchlagung der auf ber ftänbiichen Gliederung be- 
ubenden SKorporationen und Herrenverbände des Mittelalterd und aus ber 
damit verbundenen endlichen Nivellirung der Stämde überhaupt folgte. Hierin 
fag dem mittelalterlihen Innungsftaat gegenüber ein nnermeßlicher Kortfchritt 
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Denn jener beruhte, troß ober vielmehr wegen ber unter ben zun ächſt Ber- 
bundenen feitgehaltenen Gleichheit, auf der größten Ungleichheit bes öffentlichen 
Rechts, indem neben den Bollgenoffen geringere und Schubgenofien fianben, 
überbies aber bie miteinander verbundenen Gejammteinheiten zwar als ſolche 
gleich, in ihrer inneren Organifation und der Stellung der ihnen angenörigen 
Individuen aber völlig entgegengejett waren; und wenn aud im Mittelalter 
die hohe Anfchauung der unbedingten Korrefpondenz von Recht und Pflicht 
diefer Rechtsungleichheit das Gegengewicht hielt, jo Ing doch gerade in ihr ber 
Keim des Berfalles der alten Genofſenſchaftsordnung. Dem Obrigkeitsgedanken 
dagegen wohnte von Anbeginn an die Tendenz inne, alle Stantsangehörigen 
ber gleichen Gewalt, bem gleichen Geſetz und dem gleichen Gericht zu unter- 
werfen und Schub, Bertretung und Wohlfahrtöbeförderung ihnen allen in 
gleicher Weife zu gewähren. Die Realifirung diefer Idee erfolgte dann freilich 
erft fpät und iſt auch heute nicht voll durchgeführt. — Freiheit und Gleichheit 
indeß, wie fie der abjolute Staat erftrebte, waren nur Freiheit und Gleichheit 
von Untertbanen. Ihr Inhalt war daher lediglich negativ, ihre Be 
thätigung eine paſſive. Cine Entwidlung, welde der inbivibuellen Freiheit 
bie ftaatsbürgerlihe Freiheit Hinzufügt und die Gleichheit des Unter⸗ 
thanen durch die gleiche Antbeilnahme an aktiven politiichen Rechten ver- 
mehrt, konnte fich nicht auf Grund ber obrigkeitlihen Staatsidee vollziehen, fondern 
ift erft dur den neuen Staatsgedanken unferes Jahrhunderts angebahnt, 
welcher den Staat in das Volk zurücdverlegt. Damit ift aber auch die Ein- 
feitigfeit jener den Staatsabfolutismus und bie abjolute Indipidualität un- 
vermittelt nebeneinanberftellenden Richtung überwunden, weldye, jo jehr fie ber 
Staatseinheit und der Gleichheit förderlich ift, doch zulegt aller wahren Frei⸗ 
beit da8 Grab bereitet. Denn ihre lebten Konfequenzen find Gentralifation 
der Regierung und Atomijirung bed Bolfes! Bor folder Gefahr, deren 
Größe in Frankreich hervortritt, wahrte und Dentiche der nie ganz erftorbene 
und mit dem Erwachen der Vollkskraft gewaltiger denn je erwachte Genoffen- 
ſchaftsfinn. 

4. Wenn in der inneren Kraft des obrigkeitlichen Princips und in der 
Schwäche der privilegiirten Verbände der eigentliche Grund für die Siege des 
eriteren lag, jo find doch für die bejondere Form, welche dieſe Siege annahmen, 
biejenigen änßeren Momente, welche dabei unterftügend und geftaltenb 
mitwirkten, von hoher Bedeutung geworben. 

a. Entſcheidend waren vor Allem die politiſchen Schidfale der deut- 
ihen Nation. Denn indem fi) Alles vereinigte, um die Landesherren auf 
Koften des Reichs wie der übrigen Stände zu Träftigen, wurde diejenige 
Derfaffungsform zur eigentlih normalen und legitimen erhoben, welche der 
obrigkeitlichen Staatsidee am günftigften und der Torporatinen Selbftver- 
waltung am feinblichften war. Es ift allerdings richtig, daß auch in ben 
ftäbtifchen Gemeinweien, fo weit biefe ftaatliche Bedeutung erhielten, die Ge 
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meinbeitöverfaffung einer Obrigkeitöverfaffung wich, bei der nur ein privilegiirtes 
Korpus die Stelle bes Fürften vertrat, daß jogar in die Landesgemeinden ber 
Schweiz der obrigkeitlihe Gedanke einbrang: allein die eigentlichen Träger der 
nenen Ideen waren doch durchaus bie Landesherren und jeder Sieg der Landes⸗ 
herren war daher ein Sieg bes obrigkeitlihen Syſtems und eine Niederlage 
der genoffenichaftlichen Orbnung. 

b. Bon kaum zu unterjhätender Bebeutung ferner war bie Bundes- 
genofienfchaft der obrigkeitlihen Staatsidee mit dem roͤmiſchen Recht. Wol 
hatten Adel und Boll Grund, das fremde Recht zu fürditen und zu haflen, 
und die heftige volksmäßige Oppofition, welde am Ende des 15. und am 
Aufang bes 16. Jahrhunderts bie römifch gebildeten Doktoren zu befeitigen ver- 
ſuchte, erflärt fi leichter, ald die raſche Befiegung dieſes Widerſtandes. “Denn 
jeitdem nicht nur materiell die Reception bes fremden Stoffes entſchieden war, 
jondern, was wichtiger war, mehr und mehr gelehrte Iuriften in den berathen⸗ 
den und verwaltenden Behörden wie in ben Gerichtöhöfen die Enticheibung 
gaben, war ber Fürftenmacht eine fchneidende Waffe gegen bie Volksfreiheit 
gewonnen. Unbedenklich wandten die römifchen Zuriften nicht blos bie priwat- 
rechtlichen, ſondern auch, wo es mütlich fchien, die publiciftiihen Sätze bes 
Corpus juris auf bie deutſchen Verhältniffe an, ober rechtfertigten durch roͤmiſch⸗ 
rechtliche Belegitellen oder Analogien vorangegangene Willkürakte. War ihnen 
zunächft nur der Kaifer princeps im römijhen Stun, fo legten fie bald dem 
Landeöherrn jeinen Unterthanen gegenüber diefelben Attribute bei, erflärten ihn 
wol gar für Kaifer in feinem Yande. In der That aber kam, wenn theils - 
die birefte Anwendung bes roͤmiſchen Rechte, theils der Einfluß römifchrechtlicher 
Anſchauungen feftftand, dies in allen Beziehungen der oben bezeichneten Rid- 
tung bes obrigkeitlihen Staates zu Gute Die an Stelle der Selbitver- 
waltung tretende obrigfeitlihe Adminiftration, das die Autonomie verbrängende 
einheitliche Staatsgeſetz, die Beamtenrechtſprechung, die angeftrebte Gentralifation 
und Uniformirung, die Büreaufratie mit den $Principien der Schriftlichkeit 
und Heimlichkeit, kurz der vom Volke getrennte und ihm jelbftändig gegen- 
überftehende Staat überhaupt fanden in den vom Greiſenalter des Roͤmer⸗ 
thums erzeugten Snftitutionen ſchwer erreichbare Vorbilder; nur in der Be- 
vormundung und Bielregiererei übertraf der deutſche Obrigkeitsſtaat der Klein⸗ 
lichkeit feiner Berhältnifje wegen das Reich Juſtinian's. Beſonders förderlich 
war das römifche Recht der Tendenz des Polizeiftaats, ſich über das Recht 
zu erheben; denn bie römilche Anſchauung über das Verhältniß von jus 
publicum unb jus privatum erkannte nur biefes als ein wahres Recht, jenes 
lebiglih als eine abminiftrative Orbnung an und kannte daher Recht und 
Rechtsſchutz für den Bürger zwar gegen den Fiskus, niemals aber gegen ben 
Stant und feine Organe. Wenn nun aber fo der deutſche Staatsakfolutis- 
mus in ben römiſchen Ideen eine Stüße fand, jo wurde das römiſche Recht 
doch ungleich wichtiger noch für die Durchführung der abjoluten Individualität. 
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Der römifhe Staat der fpäteren Zeit beftand (von den Sklaven, bie ihm 
überhaupt Teine Perjonen waren, abgejehen) nur aus einer Summe unter fih 
gleiher Individuen, weldhe mit einander für öffentliche Angelegenheiten nidyt 
weiter organifch verbunden, jonbern mechaniſch abgetheilt waren und höchttens 
für einzelne Privatrechtszwecke inbivibnelle Verbände bildeten. Der größt- 
mögliden Gentralifation entſprach jo die größtmöglide Atomiſirung. Die 
römiſch gebildeten Iuriften brauchten daher, wenn fie bie Obrigkeit im Kampfe 
gegen die Gemeinden und Genofienihaften unterftüßten, nicht um Geſetzes⸗ 
ftellen verlegen zu fein. Es war freilich keine leichte Aufgabe, auch in ber 
Wirklichkeit die unerfchöpfliche Fülle und Lebenckraft ber beutfchen Genoſſen⸗ 
verbände zu jener Stellung hinabzuzwingen, welche im feelenlojen Reichelörper 
von Oftrom Municipien, Kollegin und Korpora eingenommen hatten: allein 
die theoretiſche Formel dafür war bald gefunden unb bamit ein Mittel ge 
wonnen, deſſen Wirkſamkeit bei der Iangfamen Umgeftaltung bes Genofien- 
ſchaftsweſens nicht zu unterſchätzen iſt. Berbrängung ans dem öffentlichen 
Recht, Beſchränkung auf eine durch ftaatliche Konceſſion verliehene und fiets 
revokable Rechtsſubjektivität für VBermögenszwedte, ewige Unmündigkeit, rein 
privatrechtliche Konftruftion im Innern durch Herabſetzung der Geſammteinheit 
zu einem von ber Geſammtheit völlig gelöften Individuum: das war ber 
Gehalt der neuen Formel ber universitas, bed corpus, bed Vereins nıit 
myſtiſcher, moralifcher oder juriftifcher Perjönlichkeit! Gebührt jo an der Zer- 
ftörung bes alten Genofſſenſchaftsweſens ber römiſchen Surieprubenz ein be 
deutender Antheil, jo ift fie es anbrerjeits geweien, welde in hohem Grabe 
bei der Zerſchlagung der Stände, bei der Emancipation bed Indivibuums, bei 
der endlich berbeigeführten Freiheit und Gleichheit ber Unterthanen mitgewirkt 
bat, und nicht am wenigften ihr verdankt es der Bauerſtand, fo ſchwer er 
Anfangs unter der Anwendung bed ihm unverftändlichen Rechtes litt, daß ihm 
endlich nicht nur die volle perjönliche Freiheit, jonbern auch das volle Gigen- 
thum feiner Hufen geworben ift. 

c. Nur ber Erwähnung bedarf ed, daß auch die theologiſchen An- 
ihauungen der neuen wie de. alten Kirche faft konſtant der obrigkeitlichen 
Staatsidee günftig blieben und durch Zurüdführung der Obrigkeit auf göttliche 
Snftitution einen mächtigen Einfluß übten. 

d. Nicht minder aber kamen, ſeitdem die Philoſophie Staat und 
Gefjellihaft in ihren Kreis zog, alle unter fi) noch fo verfchiebenen philoſo⸗ 
phiſchen Syſteme einer oder der andern jener beiden Seiten der Zeitrichtung 
zu Gute: fie förberten entweber den Staatsabſolutismus oder die Emancipa- 
tion deö Individuums. Schon die Anlehnung an bie antike Bildung unb 
die antife Staatsidee drängte dazu, mehr aber Geift und Bebürfniß der Zeit. 
Die Reflerionen über den Urjprung bed Staates führten freilich gegenüber 
den verjchiedenen Anftaltstheorien, welche bald eine göttliche, bald eine menſch⸗ 
liche Beranftaltung im Staat erblidten, mehr und mehr die Vertrags⸗ 
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tbeorien zum Siege: allein von biefen waren diejenigen, weldye auf einen 
Unterwerfungsvertrag binausfamen, durchaus dem Staattabſolutismus günftig, 
— die Theorien bes Gefellichaftövertrages dagegen machten zwar den Staat 
zum Ausflug bes Volkewillene, feßten aber nach wie vor ben Staat als etwas 
vom Bolle Berichievenes. Auch bie Pbilofopheme über die Zwede und bie 
zwedentiprechende Einrichtung bes Staats zogen zwar eine ſehr verjchiebene 
Grenze zwiſchen Staat und Individuum, fie giengen von einer beinahe vollftänbi- 
gen Vernichtung des Staats bis zu einer beinahe vollitändigen Beraichtung bes 
Individuums: fie alle aber flimmten darin überein, dab fie im Staat, fo 
weit fie ihn eben anerfannten, eine vom Volke verſchiedene Macht, im Vollke, 
fo weit fie es gelten ließen, eine im fich nicht weiter verbumbene Summe von 
Individnen erblidten. Alle Staatstbeorien waren jo, indem fie im runde 
den Staat mit der Obrigkeit, dad Bolt mit der Summe ber Unterthanen 
ibentificirten, von ber Sreeuntniß des Staats als organifirter Bollsperjönlich- 
feit weit entfernt und, was bier das Wichtigfte tft, Teine von ihnen Fannte 
zwifchen Staat und Individuum jelbftändige Mittelglieber von der Bedeutung 
engerer Gemeinweſen. Ausbrüdlich jprachen fich von ben verjchiedenften Stand» 
punkten Hobbes wie Roufjeau gegen jebe jelbftänbige Sondergeſellſchaft im 
Staat und daher insbefondere gegen das freie Aſſociationsrecht der Staats. 
bürger aus!) und in Deutichland nahm bis auf Hegel kaum eine Redhts- 
philoſophie, am wenigften die Kantifche, irgend unabhängige Gemeinden ober 
Genoſſenſchaften in ihr Syftem auf”). Unterſchieden ſich doch auch die Stants- 
ideale, welche man aufftellte, von ben beſtehenden Staaten hierin nicht. 
Gehen die einen auf einen angeblichen Naturzuftand hinaus, in bem ber 
Staat in ben Individuen aufgehen fol, fo predigen bie Utopien in fteigender 
Progreifion den Stantsabjelutiemus, bis endlich in den Tommuniftifchen Idealen 
nicht nur die politiſche, fondern auch die privatrechtliche Perjönlichkeit aller 
Individnen zu Gunften des Einen allforgenden Staats vernichtet wird. 

Als daher die Theorien der Philoſophen in der franzdfiihen Re— 
volution praftiih wurden und demnächſt die unmittelbare Cinwirkung ber 
in Sranfreih durchgeführten Ideen auf Deutichland begann, zeigte es fich 
deutlich, daß die Revolution die alte Zweiheit von Staat und Volt nicht 


ı) Bol. Hobbes, Leviathan c. 10 8 27; de Cive c. 15 8 18. Rousseau, 
Contrat social IL c. 8. Ebenſo dann alle Theoretifer ber franzöfifchen Revo» 
Iution, welche ſich ſogar gegen jebe Staatsabtheilung mit irgend einer Gefammt- 
ftimme ausjprechen. Bol. Th. II. Montes quiene bagegen erfannte wenigftens 
in der Monarchie fogenannte puissances intermediaires als nüplich an. Esprit 
des loix II, 4. 

2) Bol. Kant, NRechtelehre (Werke Bo. IX.) S. 147. 171f. und dagegen 
„ Hegel, Rechtsphiloſophie S. 2387f. Bon den politifchen Publiciften bes vorigen 
Jahrhunderts wiejen bereit# mehrere den Korporationen wieder eine höhere Be- 
deutung zu, wie namentlich bie beiden Mofer und 3. Möfer. Näheres in Th. II. 
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überwunden, daß fie zwar mit ber Herftellung eines abjoluten Staats ımb ber 
abfoluten Anerkennung des SIntividvuums in Staat nnd Recht die Einheit 
und die Gleichheit verwirklicht, dur die Verwandlung de Staats in eine 
Maſchine und die Nichtanerkennung engerer organifcher Berbände aber einer 
aktiven Bolföfreiheit den Boden entzogen hatte Darum war der Uebergang 
der Republik in den Gäfarenftant fo leicht vollzogen, darum auch konnten in 
Deutſchland gerade jehr abſolutiſtiſche Landesherrn die revolutionäre Geſetz⸗ 
gebung durchführen, ohne dag darin etwas Anderes lag, als ein plötzlicher 
Sprung an bas Ziel des Weges, auf welchem der Obrigfeitsftant bisher lang- 
fam fortfchreitend gewandelt war. 

e. Endlich wirkte feit dem 18. Jahrhundert auch der Einfluß der Na⸗ 
tionaldöfonomen im Sinne der obrigkeitlihen Geftaltung des Staatsweſens. 
Denn indem fie — richtig oder unrichtig — nachwieſen, daß die beftehenben 
BWirthichaftsverhältniffe der gröntmöglichen Entfaltung bes Nationaiwohlftandes 
binderlih feien und dag und wie fie umgeformt werben könnten, veranlaßten 
fie die Regierungen, von oben her förbernd, beſchränkend und umgeftaltend in 
die Privat-, Genoſſenſchafts- und Gemeindewirthichaften einzugreifen. Auf der 
einen Seite wurbe fo auch auf oͤkonomiſchem Gebiet die obrigkeitliche Beran- 
ftaltung zum Princip erhoben, auf der andern Seite begann der Kampf gegen 
biejemigen ber Vergangenheit entſtammenden Wirthſchaftsorganismen, welche, 
wie beſonders die Agrargemeinſchaft und das Zunftweſen, als Feſſeln einer 
freieren wirthſchaftlichen Enwicklung erkannt wurden. 

5. Hiſtoriſch vollzog ſich hiernach die Entwicklung ber obrigkeitlichen 
Staatsidee in mehreren Abſchnitten. 

a. Die Umbildung der Herrſchaftsidee in die Idee einer ftaatlichen 
Obrigkeit gehört in deutſchen Städten und Ländern bereits dem 15. Jahr 
hundert an. 

b. Bon der Reformation, die durch bie in Kirchen- und Glaubensſachen 
ben Obrigfeiten ertheilte Gewalt, durch ten von ihr gemehrten Verfall bes 
Reiches und durch bie ganze den mißlungenen Vollderhebungen folgende kirch⸗ 
liche Richtung auch in diefer Beziehung Epoche machte, bis zum dreißigjährigen 
Kriege koncentrirte und entfaltete der obrigkeitlihe Staat fih in ſtetem Fort⸗ 
ſchritt. Allein es beftand noch ein gewiſſes Gleichgewicht zwiichen ihn und 
den älteren Verbänden und bie leteren wurden nur erft beichräuft, nicht 
annullirt. 

c. Bon der mit dem weftphälifchen Frieden ihr ertheilten formellen 
Santtion bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts war die territoriale Obrigkeit, 
indem fie das polizeiliche Benormundungsiyftem im Detail entwidelte, allein 
pofitiv thätig, während das fraftlofe Bolt kaum mehr den Berjudy machte, fich 
in Gemeinben und Genofienfhaften politifche Selbftändigkeit zu retten. 

d. Die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts brachte einen doppelten " 
Sortfhritt. Einmal wurde der Stantsabjolutismns vollendet und jchuf be» 
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fonders im preußiſchen Staat, unter Meberwindung ber ihm bis dahin anbaf- 
tenden Kleinlichkeit, eine fefte und mächtige Staatseinheit über einem größeren 
Bruchtheil des dentſchen Volles, — eine Staatseinheit, bie zwar Anfangs 
jelbftäubig umb fremb dem Volke gegenüberftand, an ber filh aber mehr und 
mehr das politifche Selhftbewußtfein der Nation wieder anfzurichten vermochte. 
Zweitens begamm mit dem jogenannten aufgeflärten Despotismus bie bewußte 
Wirkſamkeit des Staates für bie den Abjolutismus ergänzende Emancipation 
ber Individuen, für die Nivellirung der Stände, für Die Gleichheit Aller vor 
dem Geſetz. 

e. Mit der Uebertragung der franzoͤfiſchen Revolutionsftürme auf Deutſch⸗ 
land, mit ber ſeit der Anflöfung des Reiches erfolgten Umwandlung ber Landes⸗ 
hoheit in Sonveränität und mit ber nölligen ober theilweifen Aneignung der 
revolutionären Geſetzgebung wurde der Sieg der abfolnten Staatsibee und des 
Individnalismus im Princip entichieben. 

£. Bon da bis zur Gegenwart handelt es fih um die langjam fort- 
ſchreitende, heute nahezu vollendete Verwirklichung beider Principien im Ein- 
zelnen. Die abjolute Staatsidee einerjeits hat fich in einer faft bis zur Gen- 
tralifation gefteigerten Stantseinheit, in ber Auskilbung der mobernen Ber 
waltungsorganifation, in einer an Uniformirung ftreifenden Nivellirung ber 
Iofalen Unterſchiede des öffentlichen Rechte mehr und mehr durchgeſetzt. Es 
find andererſeits mehr und mehr die Schranken gefallen, welche das Indivi⸗ 
duum von ber unmittelbaren Verbindung mit dem Staate trennten und eine 
Ungleichheit des öffentlichen Rechts beſonders durch vie privatrecdhtliche Behand⸗ 
Yung an fich öffentlicher Rechte und Pflichten bervorbradhten; es find bie Prinile 
gien und Eremtionen, die Standesvorrechte, Die Patrimonialgewalten, bie durch 
das religidfe Bekenntniß bedingten Unterſchiede, die Handels- und Gewerbe- 
monopole, die Ungleihheit der öffentlichen Laſten mehr und mehr bejeitigt ; 
e8 find zugleich die älteren das Individuum feflelnden Berbände in ben 
agrarifchen, gewerblichen und ſtändiſchen Berhältniffen zerſchlagen oder ber 
feffelnden Kraft beraubt. 

Wenn in allen diefen Beziehungen die moderne Entwidlung nur als ein 
Ausfluß derjenigen Gedanken erfcheint, welche bereits feit Sabrhunderten bie 
Richtung des obrigkeitlihen Staats beftimmt haben und deren Verwirklichung 
bewußt ober unbewußt jeber Tortſchritt näher brachte, jo ift doch theils im 
Berein mit ihnen, theils neben ihnen in unferem Jahrhundert ein ganz anderes 
nenes Princip thätig. Der Werth unferer modernen Umwälzungen wäre in 
ber That ein jehr problematifcher, wenn fie allein jene Kraft beeinflußte, welde 
pofitiv jchöpferiich nur zu Sunften einer unbediugten Staatseinheit, bezüglich 
aller anderen Organismen aber lediglich auflöjend und negirend wirkt, aus 
beren einjeitiger Vollendung daher die GSentralifation und Mechanifirung bes 
Staats .und die Atomifirung bes Volkes unansbleiblih hervorgehen müßte. 
Daß dem nicht jo ift noch fein wird, verdanken wir bem neu erwachten Aſſo⸗ 
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ciationsgeift. Er, indem er von unten auf alle öffentlichen Berbände mit 
einem jelbftändigen Gemeinleben zu erfüllen ftrebt, indem er aber gleichzeitig 
die Atome, in welche das Bolt fi zu Iöfen brobt, in zahlloſe Reuverbindun- 
gen von organifcher Struktur und eigener Lebenskraft zuſammenſchließt, tft 
baber das eigentlich pofitive, geftaltgebende Princip der neuen Epoche, welche 
für die deutſche Rechtt- und Berfafiungsentwidlung in unferem Jahrhundert 
angebrocdhen ift. Unb er vor Allen giebt uns die fidhere Gewähr, daß biefe 
Epoche nicht eine Zeit des Greifenalters, fondern eine Zeit der vollerblühenden 
Mannedkraft des dentichen Volkes fein wird. 

II. Die moderne Ajfociationdbewegung fteht noch fo ſehr in 
ihren Anfängen, daß fie ihrem Weſen nad kaum bereits zu beftimmen tft, 
eine eigentliche Geſchichte aber überhaupt noch nit bat. So viel indeß 
dürfte ſchon Mar jein, daß fie in ihrem Weſen eine nene und eigenthünsliche 
Erſcheinung ift und daß fi ihre Entwidlung in auffteigender Linie vollzieht. 

1. Das Weſen der modernen Affociationsbewegung fteht offenbar dem 
ber mittelalterlichen Einungebewegung um Vieles näher als dem privilegiirten 
Korporatiousweien der jpäteren Zeit. Zu dem lebteren verhält es fich in ben 
meiften Punkten gegenjählich, dem mittelalterlichen Einungsweſen fteht es nur 
wie eine höhere Entwidiungsitufe deſſelben Gedankens gegenüber. 

a. Die moderne Afjociationsbewegung bietet daher mit der mittelalter- 
lichen Einungsbewegung vielfache Analogien. Gleich jener kommt fie aus 
ben Inneren bed Volkes und baut von unten nad) oben auf; fie ift wie jene 
ein Ausbrud des erwachenden Bollsbewußtieins und ber in freiefter Selbft- 
hilfe fich die Formen der begehrten Selbftbeftimmung und Selb 
ſchaffenden Volkskraft. Wie jene dem Gedanken ber Herrichaft und bes Dienftes 
feindlich gegenübertrat, jo wendet fie fi gegen den Gedanken einer außer und 
über ber Geſammtheit ftehenben Obrigkeit. Sie wirb baher gleich jener von 
ben Trägern bes Älteren Principe belämpft, beſchränkt, verboten, ohne daß eb 
doch gelingen koͤnute, den neuen Gedanken zu eritiden. Gleich der Einung 
fteht auch die moderne Affociation auf dem Boden ber Freiheit; fie fudht 
gleich jener immer weitere Kreife über ben engeren aufzubauen; ihr ift wie 
jener die den Privilegökörperichaften anbaftende Tendenz zur Torporativen Ab- 
fonderung, zur Erflufivität, zur Sormenftarrheit und zur privatrechtlichen Be⸗ 
handlung öffentlicher Rechte fremd. Gegenüber ben feft ausgeprägten Korpo⸗ 
rationsformen ber Zwiſchenzeit hat bie moderne Aflociation jo gut wie bie 
mittelalterlihe Einung etwas Fließendes an fi, das nothwendige Merkmal 
einer Zeit fräftigen Werbens. Sie ift baber rei an Uebergangsformen und 
Zwifhengeftaltungen, an Eurzlebigen, nur eine vollendetere Rechtöbilbung vor- 
bereitenden Erſcheinungen, an einer Fülle von Kreuzungen und Kombinationen, 
bie fi fhwer der Syſtematik fügen. Insbeſondere gehen in nod höherem 
Grade wie im Mittelalter aus der modernen Affociation zahlreiche Gemein- 
ichaftsformen hervor, welche Die tiefe Kluft zwiſchen den begrifflichen Gegenſätzen 
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einer perfönlichen Geſellſchaft oder einer fachlichen Gemeinſchaft und einer mit 
-jelbftändiger Rechtsperfönlichleit begabten Genoffenfchaft oder einem Gemein⸗ 
weien im Leben beinahe ausfüllen. Endlich ift, wie bie Einung vornemlich 
in doppelter Weiſe, umbildend BHinfihtlih der nothwendigen, neu⸗ 
ſchaffend Binfidhtlih der gewillkürten Genoffenihaften wirkſam wurbe, 
ohne daß hier eine fefte Grenze zu ziehen wäre, fo aud die moberne Afloctation 
in benfelben beiden Richtungen ohne eine genau beftimmbare Grenze thätig- 
b. Allein ueben folhen Analogien ift die moderne Phafe des Genofien- 
ſchaftsweſens von feiner mittelalterlihen Erſcheinungsform in weientlichen 
Punkten verſchieden. Die reichere Entfaltung bes öffentlichen und privaten 
Lebens einerfeits, die jchärfere Ausbildung der Rechtsbegriffe andererjeits hat 
mit der Bervielfältigung der Sormen eine Spaltung des Genoffenfchaftöweiens 
in verſchiedene Zweige herbeigeführt, zwifchen denen es zwar an Uebergängen 
nicht mangelt, die aber nad, ihrer Zufammenfegung, Organifation und redht- 
lichen Bedeutung doch um Vieles jchärfer von einander getrennt find, als die 
mittelalterliden Gemeinſchaftsformen. So treten zunächſt die Verbände mit 
eigener Hechtsperfönlichleit ben bloßen Gemeinſchaften und Gefellichaften 
deutlicher gegenüber. Unter den erfteren find die ftantlichen Verbände, deren 
Eriftenz vom freien Willen unabhängig ift, um Vieles mehr als früher von 
ben frei geichloffenen Bereinen verſchieden. Bon hoͤchſter Wichtigkeit ift es, 
daß fich öffentliches und privates Recht auseinandergejeßt haben, daß baber 
Berbänbe mit öffentlichrechtlicher Bedeutung auch nach den Grundfaͤtzen bes öffent. 
lichen Rechts, Privatrechtsforporationen nach denen bes Privatrechtö zufammen- 
geſetzt und organifirt find. Damit fallt die Gefahr der Umwandlung in 
Privilegeforporationen fort. Am erhebliääften aber unterjcheidet die moderne 
Affociation ſich von der mittelalterlihen dadurch, daß ſich durch die fortgefeßte 
Spaltung des Vereinsweſens Genoffenfchaften für einzelne Zwecke mehr und 
mehr auögebitbet haben nnd daß fo ſchließlich gegenüber der mittelalterlichen 
Tendenz, jeden Genoſſenverbaud auf den ganzen Menſchen auszudehnen unb 
als Gemeinſchaft ſchlechthin zu Tonjtruiren, die entgegengefeßte Tendenz zur 
Geltung gelommen ift, genau bie Zwede jedes einzelnen Berbandes 
zn präcifiren und danach feine Organifation einzurichten, feine Bedeutung 
zu beſchränken. Selbft der höchften aller Aflociationen, dem Staat, ſchreibt 
bie moderne Richtung feine Zwecke und bamit bie Grenzen feines Weſens vor. 
Den Gemeinden höherer und nieberer Orbnung werben noch genauer die Zwede, 
für weldhe fie da find, präcifirt, ja es werben vielfach für einzelne Zwecke be» 
ſondere gemeinbeähnliche Verbände errichtet. Achnliches gilt von der Kirche 
nud anderen öffentlichen Körpern. Bei den frei gefchloffenen Bereinen endlich 
ift heute die Beichräntung auf einzelne fpecialifirte Zwecke durchaus die Regel; 
es giebt Torporative Genoſſenſchaften, die lediglich um eines beftimmten ver- 
mögensredhtlichen, und wieder andere, die Tediglih um eines beitimmten geifti- 
gen ober fittlichen Zweckes willen eriftiren,; ja es find heute vornemlich die 
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Zwede, nad benen ſich die Perfonen gruppiren. Mit ber Präcifirung ber 
Zwede ift die zwedientfprechende Zujammenfegung und Organifation jeder ein- 
zelnen Körperichaft verbunden, alſo 3. B. die Geichlofienheit und ſachenrecht⸗ 
lihe Konftruftion der Vermögensgemofienihaft und dagegen bie Ungeſchlofſen⸗ 
beit und perjönliche Konftruftion der Kräftegenofienichaft für Wirthſchaftszwecke 
oder eines politiihen Vereins u. |. w. Damit hängt aber. ferner die genane 
Begrenzung bed Stüdes ber Individnalität, weldhes der Einzelne in ber Ge⸗ 
nofjenfchaft aufgiebt, oder mit anderen Worten des Berbältniffes von Ginheit 
und Bielheit zufammen. Selbft dem Staate gegenüber verfuht man, wie 
fih dies in der Forderung fogenannter Grundrechte ausprägt, in beftimmter 
Sormel auszudrüden, welde Seiten ber Einzelperjönlichkeit aud der böchften 
Allgemeinheit gegenüber felbftändig, welche individnellen Rechte unantaftbar fein 
follen. Genauer noch fteht feft, wie viel von feiner Individualität der Ein- 
zelne an andere Zwangsverbände abgiebt. Im Gebiete ber freiwilligen Affo- 
ciation aber ift bie Möglichkeit gegeben, mit einem beliebig Meinen Stüd der 
Individnalität, bald nur mit einer genau bemeflenen Summe perfönlicyer 
Rechte und Pflichten, bald mit einem beftimmt abgegrenzten Bermögenstheil 
dem einen oder dem andern Genofjenverbande anzugehören, ohne daß ber 
leßtere deshalb feine eigene Perjönlichkeit einbüßte. Wenn der Sinzelne als 
Bürger den Staat, eine Provinz, einen Kreid, eine Gemeinde und vielleicht 
eine Reihe bejonberer Verbände für Armen, Schul, Wege, Deich⸗ unb 
Wafferweien, als Religionsgenoffe eine Kirche, ale Mitglied einer beftimmten 
Berufsklaffe eine Innung, als perſoͤnlich thätiges Mitglied eine Anzahl politi- 
ſcher, focialer, wohlthätiger und gefelliger Vereine, als Aktionär beliebig viele 
Erwerbötörperfchaften des In- und Auslandes bilden hilft, jo wirb durch alles 
dies feine Snudivibnalität fo wenig rechtlich erichöpft, dab der Möglichkeit, nene 
Genoſſenſchaften für ähnliche oder andere Zwede ins Leben rufen zu helfen, 
faum eine Grenze gezogen ſcheint. Die moderne Aflociatiou ift daher, während 
das ISunungsiyftem zuleßt zur Feſſelung bes Individuums führt, mit ber denl- 
bar größten individuellen %reiheit vereinbar. Zugleich aber ift, indem am 
Stelle der in fefter Orbnung fi) um einander Iegenden Genofienfchaften bes 
Mittelalters ein Syftem fi) mannichfach kreuzender Verbände von verichiebenfter 
Bedeutung entfteht, die jtändifche Grundlage überwunden und die Gefahr 
neuer ftändifcher Sonberung vermieden. Während das alte Iumungeweien die 
Genoſſen möglichft eng verband, um die Genoſſen ſchaften ſchließlich deſto 
ſchärfer zu trennen, zwingt die moderne Affotiation die Genofjen zur jo weit, 
als für einen ganz beftimmten Zweck erforberlich ift, zufammen, um aus ben 
hundertfach in einander greifenben Einzelverbänden endlich eine Gefammtein- 
heit zu erbauen, in welcher es eine Trennung nad Klafjen ober Ständen nidt 
mehr giebt. Die moberne Affociation fchliegt daher auch nicht, obwol auch 
fie von den Städten ansgegangen ift, die Lanbbevölferung aus, ſondern zieht 
bie gefanımte Nation in ihren Kreis. Endlich ift auch das heutige Genofjen- 
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ſchaftsweſen der Gefahr überhoben, bie Beionderheit über der Allgemeinheit 
zur Geltung zu bringen und fo zulegt Staaten im Staat zu fhaffen. Denn 
es befindet ſich einer bereitö vor ihm entwidelten ftarfen Staatseinheit gegen- 
über und hat überbies zwar die Tendenz, die Gentrafifation des Staates zu 
verbüten, nicht aber, die nach Sahrtaufenden errungene Staatsibee zu ſchwächen, 
beren Werth es kennt und an deren Träftiger Erſcheinung es bereitwillig Maß 
und Grenze des eigenen Gebietes findet. 

2. Die bisherige reale Wirkſamkeit der jo bie von der obrigkeitlichen 
Idee herbeigeführten Rejultate des einheitlichen Staats und ber freien Indi- 
vidualität nicht in Frage ftellenden, jondern in höheren Formen zujammen- 
faſſenden neuen Affociationsidee ift hauptfäglid in boppelter Richtuug hervor⸗ 
getreten. 

a. Sie bat erftens mobificirend eingewirkt auf die vom Willen der Ver⸗ 
bundenen ihrer Exiſtenz nah unabhängigen Verbände. Indem fie für die 
jelben ein durch den Geſammwillen bedingte und beitimmtes inneres Leben 
und eine hierzu befähigende Organifation, mithin eine genoffenfhaftliche Geftalt 
anftrebt, hat fie eine Reihe durchgreifender Umbilbungen bes öffentlichen Rechte 
herbeigeführt, welche vielfach den alten Ieblofen Körpern eine neue Seele ein- 
geflößt haben. Bor Allem den Staat jelbft hat fie in das Volk zurückzuver⸗ 
legen begonnen, indem fie mit der repräjentativen Verfaffung, ber öffentlichen 
Kontrole der Verwaltung, der Theilnahme des Volles an der Rechtserzeugung 
und ber Wiederherftellung einer volksthümlichen Nechtiprehung im Straf 
proceß der Idee, daß ber Staat nichts anderes als das organifirte Volk ift, 
Ausdrud gegeben und diefen Staat unter obrigkeitliher Spige, aber auf bie 
Grundlage einer Genoſſenſchaft der Staatsbürger gebaut hat. Aber aud einer 
Reorganifation der engeren öffentlichen Verbände im Sinne ſelbſtändiger ge 
noffenfchaftlicher Gemeinweien bat man fi bereits im einigen Punkten ge 
nähert, indem für Autonomie, Selbftverwaltung und genoſſenſchaftliche Orga⸗ 
nifation der Gemeinden, Kreife und Provinzen, der gemeinbeähnlichen Special- 
verbände und anderer Bffentlichrechtlicher Körperichaften wenigftend die erften 
Schritte geſchehen find. Auch in der Kirche bat die Idee der Anftalt an bie 
Idee der religidfen Genoſſenſchaft bereits Einiges koncediren müflen. 

b. Die Affociationsidee hat aber zweitens für ſich allein freiichaffend ge- 
wirft, indem fie für alle denkbaren Zwede eine große Anzahl freier Genofien- 
ſchaften der verſchiedenften Art ins Leben gerufen bat. Im einer derhältniß- 
mäßig überaus Turzen Zeit ift das freie Vereinsweſen im privaten wie im 
Öffentlichen Recht, in Kapitalvereinen wie in Arbeitövereinen, auf politifchem, 
religiöfem, geiſtigem, fittlichem, focialem und wirthſchaftlichem Gebiet eine ge- 
waltige Macht geworden. Gin unendlich reges felbftändiges Gemeinleben 
pulfirt in dieſen Genoffenverbänden, Gemeinfinn und Selbftthätigkeit erzengt 
fih in ihmen, als kleine Allgemeinheiten über ihren Gliedern fügen fie fid 
doch willig als Glieder der größeren Allgemeinheit ein, in kaum überjehbarer 
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Weile ift burd fie das Leben der Nation und ber Individnen ſchon heute 
bereichert und gefräftigt. 

Diefe Wirkſamkeit der Affociationsidee erjcheint um fo beträchtlicher, wenn 
man erwägt, wie wenig Zeit fie bisher zu freierer Entfaltung gehabt Hat. 
Shre Anfänge muß man zwar ſchon ins 18. Sahrhundert ſetzen, aber währen 
fie in England und deu Nieberlanben, wo fie in einer kaum unterbrocdhenen 
Kontinuität mit dem mittelalterlichen Sunungsweien ſtand, damals bereits die 
großartigften Blüthen trieb, war fie in Deutichland noch auf einige kümmer ⸗ 
liche Bildungen, und zwar vornemlid nur im Privatrecht, befhranft. Mit 
bem durch den Drud der Fremdherrſchaft bervorgerufenen Aufſchwung beutfcher 
Volksekraft regte der nene Gedanke ſich mächtiger. Uber in der Mehrzahl der 
deutſchen Staaten trat ihm bis 1848 die Obrigkeit vielfach entgegen und felbft 
auf den Gebieten, wo bies nicht ber Fall war, wie bei Kapitaldunternehmungen, 
BDereinen für geiftige Interefien u. f. w., zeigt fich in diefer Zeit nur eine ge 
ringe jchöpferiiche Kraft der Affociation. Den legten 20 Jahren erft gehört 
ihre volle Wirkſamkeit im obenbezeichneten Sinme an, indem die Beſchränkungen 
von oben ſich minberten, von unten aber die uralte beutfche Aſſociationskraft 
zu faft wunderbarem Reben erwachte. 

B. Benn wir fo im Allgemeinen Weſen und Geſchichte der Privilegs- 
körperſchaft, der Obrigkeit und der modernen Affociationsibee bezeichnet haben, 
fo ergiebt fi unfere Aufgabe im Folgenden dabin, die Geftaltung des Ge 
noſſenſchaftsweſens unter dem Einfluß biefer drei Principien zu betrachten. 
Es ſcheidet daher auf der einen Seite die pofitive Entwidlung bed obrigfeit- 
lihen Syftems in ber 4. und 5. Periode und damit der bei Weitem gröft: 
und widtigfte Theil der gefammten Rechts⸗ und Berfaffungsgefchichte dieſe 
Zeit, auf der andern Seite bie Yortbildung und Entftehung ber zahlreichen 
Societäts- und Kommuntonsverhältniffe völlig aus unjerer Darftellung aus. 
Nur der Verfall der alten Genoſſenſchaft durch die gleichzeitig von innen und 
von außen wirkenden Kräfte und ber beginnende Aufbau einer neuen Genofien: 
ſchaft durch die Affociationsidee bleiben ſomit ald Gegenftand der Entwidlung 
übrig. Auch hierbei aber wird mit großer Einfchränfung verfahren werben 
müffen. Denn was zunächſt das privilegiirte Korporationsweien und jein: 
endlihe Auflöfung angeht, jo wäre eine genauere Darftellung des Biftorifchen 
Procefjes im Einzelnen, die ebenfoniele Monographien erfordern würde, als 
ihr bier Paragraphen gewibmet werben konnen, zwar ſehr wünſchenswerth, 
kann aber für unfern Zweck entbehrt werben, weil es ſich dabei theils 
weniger um eine Bildung ald um eine Verbildung, theild mehr um bie 
Wirkſamkeit des obrigkeitlihen Gedankens als um das ſchwächliche und 
vergeblide Widerftreben der Tümmerlichen Refte bes Genofienfhaftsfinns 
handeln würde. Dagegen wird bezüglich des dabei vorzugöweife wirkfamen 
juriftifhen Momentes eine Unterfuchung über die Geſchichte des Begriffs _ 
und Dogma's von der moralifchen Perjönlichkeit der universitas dem zweiten 
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Theile vorbehalten. Was aber die Umbildung alter und die Herborbringung 
nener Genofienfchaften unter dem Einfluß ber mobernen Aſſociationdidee an- 
belangt, jo kann der Natur ber Sache nad von einer Rechtegefchichte derjelben 
bisher noch kaum bie Rede fein und es wird zunächſt nur darauf ankommen, 
den Zuſammenhang biejer neueren Gormen mit ihren Borgängern und bie 
Umrifje ihres rechtlichen Gehaltes darzuftelln, um dann auch hier die Er- 
gründung der ihnen gemeinfamen juriſtiſchen Konftruftion und ber rechtlichen 
Natur der modernen Genofſenſchaft überbaupt für den zweiten Theil aufzu⸗ 


Beil das Genoſſenſchaftgweſen ber fünften Periode ein: abgefchlofiene 
Geſchichte noch nicht bat, überbied aber auf allen Gebieten die treibenden Ideen 
ber vierten Periode noch heute fortwirken, fcheint es zweckmäßig, beide Perioben 
gemeinfam zu behandeln und nur bei ben einzelnen Gemeinichaftsformen moͤg⸗ 
lichſft zu trennen. Es wird daher zunähft von Berfall und Wiederbelebung 
der genoffenfchaftlihen Elemente in Gemeinden und gemeinbeähnlichen Ber- 
bänden, im Staat und im Reich gefprochen werben. Demnädft find die ge- 
noffenfchaftlicden Elemente in der Kirche kurz zu berühren. Endlich ift anf 
bie uicht am ſich nothwendigen, freien Genoffenichaften überzugehen und hierbei 
zunächſt von Berfall und Aufſchwung des Genofienihaftsweiens für geiftige, 
fittlihe und fociale Zwecke, demnächſt von Berfall und Auffchwung des Ge⸗ 
nofſſenſchaftsweſens für Wirthſchaftezwecle zu handeln. 


A. Die Benofienfchaft in Gemeinde, Staat und Reich. 
I. Die Genoffenfhaft in ven Gemeinden. 
8 55. Die Schidfale ber alten ländlichen Semeindegenoffenfdaft. 


Die zugleich politiiche und wirthichaftliche Landgemeinde bes alten Rechts, 
vom Cinungsweien wenig berührt unb geftärft und fchon feit Jahrhunderten 
im Kampfe mit den ibr feindlichen Kräften, erlag am früheften und voll. 
ftänbigften der von außen auf fie wirkenden Obrigkeit und ber gleichzeitig von 
innen kommenden Aufloſung. Die wirtbichaftliche Seite der alten Doppel 
gemeinde hat in diefem Zerftörungsproceß, nur in vereingelten Fällen ihr Daſein 
gerettet, inbem fie fi in einer beſonderen Koͤrperſchaft ober doch in einer 
Summe von Privatrechten fortſetzte. Die polittfhe Seite der Gemeinbege- 
nofſenſchaft dagegen ift der Ausgangspunkt eines Neubaus geworden, ber aller. 
dings zunächft faft ausſchließlich von oben ber erfolgte und Lie Landgemeinde 
im Sinne einer Staatsanftalt mit juriftifcher Perjönlichkeit ohne oder fait 
ohne genoffenjchaftliche Elemente Eonftruirte, der aber doch in unferen Tagen 
das Yundament bes beginnenden Wiederaufbaus einer gleichzeitig ftnatlichen 
und genofienfchaftlichen Gemeinde bildet. Die Zerftörung der alten Markge 
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meindegenoſſenſchaft, die Fortſetzung ihrer wirthſchaftlichen Seite in agrariſchen 
Genofſenſchaften und die Entſtehung ber rein politiſchen Landgemeinde ſiud 
gejondert zu behandeln. 


A. Die Zerftörung der alten Markgemeindegenoſſenſchaft. 

I. Was zunächft die auf ben Untergang der Markgemeinde von außen 
wirkenden Kräfte anlangt, fo faßten fie fi) zujammen in ber von bem fremden 
Recht, der Politik, Philoſophie und Nationalötonomie hier wie überall unter- 
ftüßten obrigfeitlihen Sdee. Waren bie feit dem 16, Sahrhundert fi 
ftetig fleigernden obrigkeitlichen Eingriffe in das Genoffenichaftsrecht der Bauern 
bie unuuterbrochene Fortſetzung der uralten Kämpfe, welche Grundherrſchaft, 
Vogteiherrſchaft und die öffentliche Gewalt felbft gegen bie perjönliche Freiheit 
und das Eigen der Bauern, damit aber zugleich gegen ihre genofjenfchaftliche 
Verfaſſung geführt hatten: jo wurde bod) erft, feitbem alle Herrſchaftsbefugniffe 
bes alten Rechts in Einen Begriff verfammelt waren, ftatt der Beſchrãäukung 
die Vernichtung ber Marktgemeinde antgeftrebt. Und währen bis dahin das 
Berhältuig jeder Gemeinde zu ihrem Herm und damit die Grenze zwiſchen 
Genoſſenſchaft und. Herrihaft durch das beiondere, auf Verträgen und Der 
fommen berubende Recht der einzelnen Gemeinde beftimmt worben war, begann 
man nunmehr, aus dem Weſen ber Obrigkeit für das gefammte Territorium 
gleihmäßig geltende Sätze abzuleiten, welche die Genoſſenſchaft nicht blos im 
einzelnen al, fondern principiell negirteu. Die hiſtoriſchen Greigniffe, 
welche die Ausgangspunkte für die jedesmal mit vermehrter Kraft geführten 
Stöße ber Obrigkeit gegen den Gemeindeorganismus bildeten, waren bas 
Mißlingen bes Bauernaufftandes, der dreißigjährige Krieg und die Verbreitung 
ber in ber franzoͤſiſchen Revolution burchbrechenden Ideen. Die Punkte aber, 
gegen welche diefe Angriffe ſich richteten, waren ebenſoſehr die dingliche Grund⸗ 
lage der Genoſſenſchaft, wie bie Selbftändigkeit bes perſoͤnlichen Genoſſenver⸗ 
banbes. 

4. Die dingliche Grundlage, ohne welde bie alte Genoſſenſchaft wicht 
denkbar war, die Markgemeinſchaft, hatten von Alters ber zwei Rich⸗ 
tungen bedroht: die Richtung auf Verwandlung ber Mark in Alleineigenthum 
eines Herrn und bie Richtung auf ihre Bertheilnug zu Sonbereigeuthum 
unter die Genoffen. 

a. Die Richtung: auf Verwandlung der Marken in berrihaftliches Eigen- 
thum war fo alt wie die Ungleichheit des Befiges und der Macht. Aus allen 
Sahrhunderten tönen Klagen der Bauern über ben Berluft ihrer Marken umb 
im Bauernkriege war eine Hauptbeichwerbe, daß die Fürften Walb und Wafler 
genommen!). Allein immer warb doch auch an herrſchaftlich geworbenen 
oder gebliebenen Marken ein felbftänbiges Gejammtnugungsreht der Gemein- 
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den anerlamnt. Blieben jelbft die Anfangs mit, dann ohne Befragung ber 
Mäörker jo zahlreich entftandenen Bannforftn und Banmwafler gemeiner 
Nutzung offen”), fo wurde noch weniger an ungefchloffenen Marken ein mehr 
oder minder andgebehntes Geſammtrecht durch das echte Eigenthum eines 
Gruudherrn, durch bie einzelnen berrichaftlichen Nußungen, Jagd⸗ und Filcherei- 
rechte, die erhöhten Abgaben und Dienfte, die Einfchränktung der genofjeu- 
Ihaftliden Verfügung und die Einführung berrfchaftliher Beamten und Orb- 
nungen?) gehindert. Seitdem indeß bie Landesherren Eraft ihres obrigkeitlichen 
Rechts eine das ganze Territorium ergreifende Gebietshoheit in Auſpruch nahmen 
und dieſe vielfach fogar als ein Eigenthum oder Obereigenthum des ganzen Landes, 
immer aber als ein Recht unmittelbarer Einwirkung auf bad Kerritorium 
interpretirten, leiteten fie beſonders binfichtlich ber Gemeindeländereien aus dem 
Weſen der Obrigkeit eine Reihe von Befuguifien ber, welche ein genoffen- 
ſchaftliches Geſammteigenthum daran theils allgemein in Frage ftellten, theils 
wenigftens in ben widhtigften Beziehungen aufhoben. Es gab Suriften, welche 
bie um biefe Zeit ansgebilbete Lehre, daß herrenlofe Sachen dem Fiskus ge- 
hörten, ohne Scheu auf alle unbebanten Ländereien, auch wenn an ihnen eine 
Gemeinweibe bergebradit jei, auwandten ). Andere wollten gar hiſtoriſch den 
Urfprung der großen Marken aus einem anfänglihen Grundeigenthum ber 
Landesherren ober Obermärler herleiten, welche den Markgenofien, die wol gar 
ihre freigelaffenen Xeibeigenen geweſen fein follten, aus Gnade einige Nutzungen 
an ihrem Befigthbum verftattet hätten“). Nicht jelten fchrieb man an allen 
Waldungen bes Landes überhaupt bem Landesherrn dad volle Eigentbum zu). 
Oder man folgerte aus dem Begriffe ber res nullius, res publicae oder 
res universitatis, worunter man die Gemeinbegüter fubjumirte, nicht nur die 
ansgebdehnteften obrigkeitlihen Rechte, fondern ein wirkliches Staatseigenthum 
daran”). Mit ober ohne ſolche Scheingründe zogen viele Landesherren ober 
für fie ihre Beamten Genoffenfhaftsallmenden einfach an ſich oder nöthigten 
auf den verfchiedenften Wegen die Gemeinden zu nachtheiligen Vergleichen und 
Berzihten und zur Anerkennung oder Duldung des landesherrlichen Eigen- 


2) ©, Maurer, Einl. ©. 116f. Markv. S. 429432. Befeler, D. P. 
R. ©. 808, 

3 Bol. Maurer, Einfelt. ©. 112. 226 f. 288f. Markv. ©. 103 f. 424 f. 
428f. 441f. Fronh. IV. ©. 458f. Dorfv. I. 191—209. Thudichum, Gau- 
u. Markv. 306-313. 

%) So Dettinger, de jure et contror. limit. I. 10 Nr. 15. Dagegen 
Struben, rechtl. Bed. II. 278. IV. Nr. 109. ©. 279 f. 

5) So Piper in feiner Beichreibung des Markenrechte in Weftphalen. 
Gramer, Wetzlar. Nebenft. III. 181. Bol. auch Möfer, Dsdnabr. Geſchichte 
L Abſchn. 1 $ 10 Note a—d. Löw, Markgenofienid. ©. Bi f. 127. 

% Thudichum ©. 297 Note 1. 

7) Weiske, prakt. Unterf. II 78. Maurer, Dorfv. II. 228. 
42” 
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tbums®). Beftanden bann an ber alten Mark noch einzelne Nutungen fort, 
fo fuchte man fie doch als Rechte an einer fremden Sade, womöglich als 
römijche Serituten®) ober gar Prekarien'®) zu bebaubeln und deshalb zu 
Sunften bes Eigenthümers möglichft einzufchränten, auf beliebige Diftrikte zu 
verweifen und ihre Ausübung durchaus von den Herrſchaftsbeamten abhängig 
zu maden; vor Allem aber wurden fie damit zu Rechten ber Einzelnen ober 
boch ber einzelnen Ortichaften in ber Marl und das genoſſenſchaftliche Ge⸗ 
ſammtrecht war aufgeläfl. Es waren befonders die größeren, mehrere Ort⸗ 
Ichaften umfaffenden Markgenoffenfchaften, deren Mehrzahl auf diefem Wege 
untergieng. Wenn ober fowelt es indeß auch bis zu diefem Aeußerften wicht 
kam, ſondern ein Gemeindeeigenthum ober doch ein abgeleitetes Geſammtrecht 
an der Mark anerkannt blieb, wurde doch die freie Verfügung und ſelbftändige 
Nutzung der Genofſenſchaft meiſt jo beſchränkt, daß damit ihr Fundament 
zerftöͤrt wurde. Beſonders wichtig wurde in dieſer Beziehung die Ausbildung 
der verſchiedenen Regale oder doch jo umfafſender Hoheitsrechte, daß fie von 
Regalen fi nur formell unterjchieven. Das Bergregal, das Jagdregal, bas 
Sifchereiregal unb bie andern Strom- und Wafferregale minderten mit dem 
genofjenfchaftlichen Gefammtredht der Gemeinde au Grund und Boden zugleich 
den Kreis ihrer nußbaren Rechte und den Kreis ihrer Autonomie und Selbft- 
verwaltung!!). Am tiefften aber griff das fogenannte Forftregal ober die Forſt⸗ 
bobeit in das Gemeinderecht ein, indem nunmehr auch an gemeinen Waldungen 
obrigkeitliche Forſtpolizei und Horftverwaltung begründet, bie genofienfchaftlichen 
Beamten durch landesherrliche Foͤrſter verbrängt, die Genofſennutzungen durch 
ſtaatliche Forſtgeſetze regulirt und beſchränkt, nach Art, Zeit, Ort und Quantum 
beſtimmt, eudlich wohl gar in jedem einzelnen Fall an obrigkeitliche Anweiſung 
gebunden wurden, Auch abgefehen indeß von bejonderen dinglichen Rechten 


°, Eine Anzahl von Beifpielen zum Belege ber hierbei angewandten Hand⸗ 
und Kunftgriffe giebt Thudihum ©. 294—305. Belfpiele von Procefien über 
das Eigentum an Allmenden b. Mone, Zeitichr. I. 404. 405. 426 f. 484 f. 
Nch Maurer’s Anficht find viele heutige Staatöwaldungen alte Allmenden. 
Markv. S. 440. Bol. ferner Maurer, Einf. &. 53. 96. 97. 118 f. 193. Marko. 
433 f. Dorfv. IL 283. Landau, die Baldungen zu halbem Gebrauch in Kur- 
befien. Kaffel 1855. Weiste 1. c. ©. 70—76. Auch in der Schweiz behauptete 
ber Staat vielfach das Eigenthum an ben Allmenden, indem er fi auf Guc 
ceffion in die Rechte ver alten Grundherren berief. Renand, 3. f. D. R. IX 
S. 4 —86. 

„ Eihhorn, R. G. 6 548 Note b. Tandan, Gaue L 110. Maurer, 
Marko. 486. 489. 440. Dorfv. IL 224. Thudichum ©. 304. 

10) Manrer, Dorfo. IL 224. Thudichum 804. 805. 

11) Eine Reihe fchon im 16. Sahrhundert erlaffener Iandeöherrlicher Ord⸗ 
nungen über Gewäſſer, Sticherei, Mühlenanlagen, Holzfloͤßerei u. ſ. w. macht 
Maurer, Dorfv. IE 207. 208 namhaft. 

1) Bol. Stieglig, Geſchichtl. Darftelung der Eigenthumsverhältnifie an 
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bes Landeſherrn an der Mark oder einzelnen Marktheilen follte ſchon der Be- 
griff der Landeshoheit ein weitgehenbes Mitverfügumgsreht bei Verwaltung 
und Benutzung der Gemeindegüter enthalten. ‚Denn indem Iektere für das 
Vermögen einer moraliſchen Perfon'?) und als foldes oft für mittelbares 
Staatsgut'*), jedenfalls aber für öffentliches Gut erflärt wurben, mußte 
e8 als Recht und Pfliht ber Obrigkeit erfcheinen, bie Verwendung und 
Verwaltung ber Mark für die Zwede der moralifchen Perfon und mittel- 
bar des Staates, ‚jedenfalls aber für öffentlihe Zwecke zu fihern. Es 
wurbe daher ganz allgemein jede Verfügung über die Subftanz der Al. 
mende von obrigkeitlicher Gmehmigung abhängig gemacht'), bäufig aber 
ſelbft ohne vorherige Befragung ober gegen den erflärten Willen der Gemeinde 


Wald und Sagd. Leipz. 1852. Eichhorn, R. ©. 8 548. Einl. 8 279— 281. 
Mittermaier, P. R. 8 261—268. Maurenbreder, 9. R. 8 155— 1857. 
195 bei. Rote g. Kraut, Grundriß $ 107. Befeler, 9. R. 8 195. Maus: 
rer, Marko. ©. 404 f. 482. Dorfv. IL 205-207. Renaud 1. c. ©. 56—58, 
Ueber die Entwidlung ber heffiſchen Forſthoheit Sternberg 1. c. ©. 45—56, 
Rah Maurer, Renaub und Sternberg bezogen ſich die Forftgeſetze bes 16. 
Jahrhunderts vornemlich nur erft auf landesherrliche Waldungen. Doch enthal- 
ten manche Landesgeſetze jener Zeit, wie bie bairifche Landesordnung v. 1516 u. 
1558, auch bereitö Anorbuungen zur Schonung ber Gemeindewälder. Im 17. 
Zahrhundert griffen die Forftordnungen g. B. 1614 in Württemberg, 1616 in 
Baiern, 1629, 1659, 1682, 1688 tin Heffen) bereits auf Grund einer allgemeinen 
Sorftpolizei in bie Beauffichtigung und Benutzung ber Gemeinwalbungen ein. 
Bölig unter die Stantögewalt Tamen bie gemeinen Wälder erft im 18. Jahr⸗ 
hundert. So 1725 in Paberborn; 1711, 1718, befonders aber durch die Greben⸗ 
ordnung v. 1789 in Heſſen; 1786 in Oeſterreich. 

ss Schilter, praxis jur. Rom. IV. $ 10-13. Bair. Landr. IL c 186 
n. Kreittmayr ib. Hohenloher Landr. tit. 19 u. Landr. v. Erbah ©. 852 nad 
Maurer, Dorfv. II. 221—228. 270 f. In Heffen zuerft nach der Grebenordn. 
v. 1789. Sternberg I. 48. 

19 Schöpf, de bonis universitstis. 1740. Wieſand, Jur. Handbuch & 928. 
Mittermaier 8 200 Nr. 4. WMaurenbreder, D. P. R. $ 158—161. 

129 So lehren Stryd, Diss. IV. Nr. 3 de alienatione rer. et bonor. univ,; 
Leyfer, Spec. 664; Wernher, Obs: TIL 6. Bol. auf Hillebrand, P. R. 
©. 141. Maurer, Dorfv. I. ©. 179. 207. In Heffen warb 1785 nnd 1786 
der Konſens ber Regierung für VBerfchulbungen, Berpfändungen ober Beräußerun- 
gen von Gemeinland gefordert. Sternberg 47. 48. Das preuß. Landr. ver- 
langt fogar ſchon nicht nur für Veräußerungen, ſondern auch für Läftige Erwer- 
bungen und bei Grunbftüden außerhalb der Feldflur auch für Pachtungen obrig- 
Teitfiche Genehmigung. U. 2. R. II, 7 5 33-86 u. C. O. v. 25. Januar 1831. 
Bol. Bair. Landesordn. v. 1553. IV. tit. 19 art. 1. Bair. Landr. v. 1616 tit. 
25 art. 5. Kreittmayr IL c. 186. Nr. 2—6. S. 754— 760. Tiroler Lan- 
desorbn. B. IV. tit. 4. Verordn. bes Hocdftift Speier v. 1653 $ 16 nad 
Maurer Dorfv. II. 179 Rote 61. Die neueren Gemeindegeſetze halten ſämmtlich 
bieran feft. Vgl. unten 8 57. 
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von Obrigkeit wegen darüber verfügt‘); es wurbe gleichzeitig ftnatliche Mit- 
banblung hei der Verwaltung und ftaatlidhe Regelung bei der Benntzung be- 
anſprucht:); es wurden Allmende, Weide und Wegeordnungen, ja auch 
Kulturmandate und Feldbauordnungen erlafſen; es wurde endlich die geſammte 
genofſenſchaftliche Markpolizei von der obrigkeitlichen Polizei abſorbirt. Damit 
war aber der Genoſſenſchaft zugleich die Grundlage ihrer Verfafſung und ber 
vornehmfte Wirkungskreis ihrer Autonomie und Selbftverwaltung entzogen. 
b. Berberblicher noch war die zweite Richtung, welche die Auflöfung bes 
Geſammteigenthums im Sonderreht anftrebte, der alten Markgemeinde. Zwar 
war bie langfame Gmancipation der Sonberwirthichaft von der Geſammt⸗ 
wirthichaft nnd damit des Sonderrechts vom Geſammtrecht fchon feit Sahr- 
taujenden ber Inhalt ländlicher Entwidlung geweien!. Schon in vor 
biftorifcher Zeit batten die großen Wirthichaftsgenofienfchaften, welche ganze 
Bezirke umfaßten, fi) vielfach in kleinere Verbände aufgelöft und diejenigen 
von ihnen, welche übrig geblieben waren, fchritten unaufhoͤrlich in dem lang- 
famen Auflöfungsproceß fort, der ihre Bedeutung mehr und mehr ſchwächte, 
bis fie endlich nach völliger Marktheiling verfchwanden. Auch in den Pleinen 
Markgemeinden war bie Theilung einzelner Markftüde und die Stärkung bes 
Sonderrechts jet wie früher in ununterbrochenem Sortichritt Begriffen. Allein 
diefe von innen kommende Auflöjung negirte nicht die alte Verbindung von 
Einheitereht und Bielheitsrecht zum Geſammtrecht, fondern änderte nur bas 
Verhältniß der beiden ſich ergänzenden Hälften. Seitdem bagegen ber abjolute 
Staat und bie abfolute Individualität die Deviſen der Zeit wurben, feitbem 
man politifch neben der .abftraften Staatsallmacht die abftrakte inbinibnelle 
Freiheit, wirthichaftlich Die freiefte In dividualwirthſchaft neben einer einheitlichen 
Staatäwirthichaft, juriftiih die Herausbebung ber Einheit aus ber Vielheit 
als Staat oder furiftiiche Perfon und die fharfe Sonberung ber Einzelrechte 
von ben Rechten jener Einheiten anftrebte: mußte man die Auflöfung des 
alten Gefammteigentbums der Gemeinden als Gegenftand obrigkeitlicher Yör- 
berung und enblid als Staatsangelegenheit betrachten. Oekonomiſch kam 
es hierbei auf bie völlige Auseinanderjegung zwiſchen Gemeindewirthichaft und 
Sonderwirthichaft an: es galt einen Xheil ber bisherigen Geſammwirthſchaft 
für die Gemeinde in ihrer Eigenſchaft als ftaatliches Juſtitut abzuldfen und 
fomit zu einem Gliede in ber Stantöwirthichaft zu machen, den Reft der Ge 
fammtwirtbichaft Dagegen zu Gunſten der damit von jeter Feffel entkunbenen 
Einzelwirthſchaften auseinanberzulegen. Dieſes Ziel ift heute in ben meiften 


1%, Maurer, Dorfv. IL 267. 

1) Nol. 3. B. Hagemann, Landwirtbichafter. 3 294f. Renaud L c. 57. 
Bluntſchli IL 90f. Struben, rechtl. Bedenken IV. Rr.109. 2795. Maurer, 
Dorfv. II. 179. 208f. 

10 S. Grimm, R. 4 4%. Maurer, Einl. © 191f. Renaud ©. 10f. 
Thudichum ©. 276f. 
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beutichen Rändern erreicht, indem bie feit der Mitte des vorigen Sahrhunberts 
beginnenden Berkoppelungsgejehe bie Aufhebung ber Selbgemeinfchaft'®), die 
gleich alten Gemeinheitstheilungsorbunngen die Theilung der Allmenden ?°,, 
die jüngeren Ablöfungegefeße endlich die Aufhebung der letzten Refte bes alten 
Geſammteigenthums *') angebahnt haben. . Die leitenden Geſichtspunkte babei 
erfieht man aus Beftimmungen, wie bie der Naſſau⸗Dietz ſchen Verordnung v. 
1754, welche des öffentlichen Interefjes wegen die Verkoppelnng jelbft gegen 
den Willen der Gemeinde erzwingt, oder bie bes preuß. Ge. f. Schlefien v. 
1771, weldhes die Marftheilung „von Amtswegen ohne Zeitverluft” anorbnet, 
oder noch bie der Preuß. G. Th. ©. v. 1824, welde „zum Beten ber all. 
gemeinen Landeskultur fo viel als möglich ift" Aufhebung jeder Gemeinſchaft 
fordert ($ 1) und babei vorfchreibt, „ohne Beweisführung anzunehmen, daß 
jede Gemeinichaftsauseinanderfeßung zum Beften der Landeskultur gereiche 
und ansführbar feir (& 23) iner foldien realen Auflöfung bes Ge 
fammteigenthums aber mußte, wenn fie nicht ala Muredht ericheinen follte, 
die juriftifche Auflöfung defielben vorangehen. Hierzu bot das römische Recht 
mit feiner ſcharfen Scheibung dffentliher und privater Rechte, mit feinem 
abftratten Cigenthumsbegriff und mit der Auffaſſung ber einer Körper 
(haft imnewohnenden Wechtseinheit als einer von ben Glievern völlig 
unabhängigen persona imaginaria die Hanbhabe. Anftatt das Gefammt- 
eigentbum, welches das Recht der Einheit und das Recht ber Vielheit 
in Ein Inſtitut zufammengefaßt hatte, als hiſtoriſches Produkt des deutſchen 
Rechts in feiner Totalität zu erfafjen **), fuchte man nun nad äußeren Mo- 
menten ein rein öffentliches Gemeinbeeigentbum und eine Summe von Privat- 
rechten der Einzelnen zu unterfcheiden und bann die nach römifchen Rechts⸗ 
begriffen konftruirte Schablone auf alle einzelnen Gemeinden anzuwenden. Man 
unterfchieb daher jetzt überall das eigentliche Gemeinbevermögen (patrimonium 
universitatis, Ortsvermögen, in ben Stäbten Kämmereivermögen) von dem 
für die wirthſchaftlichen Zwede ber einzelnen Gemeindegenofien beftimmten 
Bermögen (res universitatis in specie, Bürgergut, Genofſengut, Allmend- 
gut) *?). Jenes erſchien ald rein ftnatlih zu behandelndes Eigenthum ber den 

10 Rofcher, Syftem (4. Aufl.) IL S. 214— 222. 

”) Roſcher L c. ©. 222—286. Dazu Maurenbrecher $ 160 und bie 
dert Rote n citirten Schriften und Rote t citirten Geſeze. Maurer, Dorfv. 
JI. 883. Befeler, MP. NR. $ 85. Stüvel. c. ©. 141 — 147. 

21) Roſcher 1. c. &. 286— 242. 

2) Die früheren Berfuche, ein Geſammteigenthum zu Tonftruiren, waren 
ziemlich unbebolfen und ließen überbies die Marken meift unbeachtet. In 
neuerer Zeit führen Eihhorn, Grimm, Löw, Stiegiig, Phillips, Blunt- 
Ihli, Befeler, Heusler, Arnold, Maurer, Weiste unb viele Andere bie 
Martgemeinichaft in verfchiedener Weife auf ein Gefammteigentbum zurüd. Da- 
von in Th. II. | 

25) Diefe Unterfcheidung machen feit dem Bair. Landr. II. c.1$ 6 (Kreitt- 
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Bürgern als ein völlig fremdes Rechtsſfubjekt gegenüberftchenden moralifden 
Perfon und follte daher fogar bei Auflöfung der Gemeinde an den Fiskus 
fallen *). Das Genofjengut Dagegen wurbe unter außerordentlich abweichenden 
Gefichtspunkten aufgefaßt. Wo der äffentlichrechtlichen Auffafiung det Ge⸗ 
meinbevermögend gegenüber die privatrechtliche Auffaffung des Bürgervermögens 
zu vollem Siege gelangte, ſah man letteres einfach als gewoͤhnliches Miteigen- 
thum der Berechtigten an). VBerbreiteter war bie Theorie, nach welcher das 
Eigenthum bei der Gemeinde fein, den Einzelnen daran aber dingliche Privat- 
rechte wie an einer fremben Sache (jura singulorum in re aliena constituta) 
zuftehen follten, die man dann bald ala römifche Sermituten *), bald als 
Prekarien ””), bald als eigenthümliche Realrechte *) auffaßte. Endlich bat man 
in neuerer Zeit den Begriff ber „bürgerlihen Nutzungen“, d. 5. der als bloße 
Dependenzen des politifchen Bürgerrechts ericheinenden Anrechte am Gemeinde 
gut, generalifiren wollen, womit dann überhaupt die Eriftenz individueller 
Rechte am Gemeinlanb beftritten und das Gejammteigenthum durchaus für 
ein rein öffentliches Eigenthum der Gemeinde als juriftifher Perſon erflärt 
ift 9). Alle dieſe Auffaffungen aber, fo verſchieden fie unter fi waren, 
ftimmten darin überein, daß fie dad Geſammteigenthum begrifflich zerlegten 
und fomit auch praktiſch feine Auflöfung erleichterten. Insbeſondere Tonnte 


mayr ib, NR. 1 u. 2) und Pr. U. 2. R. II, 6 8 70f.; 7 8 19 faft alle neueren 
Geſetze. Bol. auh Eichhorn, P. R. 8 372. 378. Mittermater, P. R 
4 128 Note 3. Maurer, Dorfo. IL 222. 278. 

2) So nah Pr. U. 2. R. II, 6 8 192 vgl. mit IL, 7 $ 19. Bair. Landt. 
L.c.186NR.2.V.c.3089 

25) So Ludolph, symph. IL c. 8. Reinhard, de jure forestali, vom 
Märkterrecht. 1738. Sect. I $ I u. 2. Schazmann, de jure et judiciis 
marcarum in Wetteravia $9. Struben L c. I. Nr. 155 8 2. Pufendorf, 
Obs. I. Nr. 60. Cramer, Rebenft. II. Nr. 5. Möfer 1. c. $ 9. 10. Diele 
Anficht ift in manche Gefepe übergegangen. So na Maurer, Dorfv. II. 223 
Rote 20 in eine Osnabr. Berordn. v. 4. Juni 1785. Bor Allem aber in das 
preuß. Landr. Th. I, 17 8 1f. 817f. IL 6 8 725 7 8 82; 8 8 160. Erft die 
Dellar. v. 26. Zuli 1847 (G. ©. ©. 828) hat bies reftriktiv interpretirt. &s 
fol nur von ber Verwaltung gemeint fein. 

20) So Giefebert in feinem ungebrudten Kommentar na wwicheite:. 
3.9.8 VI © 9. Gaublig, de finibus inter jus singulorum et 
universitatis regundis (Saubold, Opusc. academ. II. 547—620). c. L8 1, 
IV. — Bol. Eichhorn, P. R. $ 372. Hagemann, prakt. Crörter. IV. 279. 
Renaub L c. 95f. Maurer, Dorfv. IL 224. 

) So Carpzov P. DI, 5. def. 14. v. Ende, Bermifchte jur. Abh. L Rr. 10, 

=) So in neuerer Zeit Renaub ©. 95f. Römer. c. 94f. 

se, Theozetifch befonders Thibant, civil. Abhandl. Nr. 18. ©. 391. 408 
u. Maurenbredher 8 159; praltifch einige Geſetze, von denen unten bie Rebe 
fein wird, Rote 126 f. 
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eine Theilung nach der Theorie der bürgerlichen Nubungen durch einfachen 
Korporationdbeichluß herbeigeführt werben. Ebenſo genügte, falls man ber 
Gemeinde das Eigenthum, ben Einzelnen dingliche Privatrechte zuſchrieb, für 
bie Theilung ein Majoritätsbeſchluß *), wenn nur nad) ben Grundſätzen ber 
Zwangsenteignung Entſchädigung für die fortfallenden Nutzungsrechte gewährt 
wurbe; denn die Theilung erſchien hier als Veräußerung ber juriftifchen Perſon 
an die Einzelnen unter gleichzeitiger Abfindung ber jura singulorum ®*). 
Nahm man Miteigentbum an, fo konnte ſchon Ein Berechtigter die Theilung**) 
oder wenigftens, nubejchabet ber Fortdauer der Gemeinſchaft für bie übrigen 
Sntereffenten, die Ausfonberung feines Antheils”) verlangen. Endlich aber war 
auch für den Theilungs maßſtab durch dieſe verfchiedenen Anfichten zwar ein 
verſchiedenes Princip bedingt, es war aber für jebes Land bie Möglichkeit ge- 
geben, eine generelle Regel aufzuftellen, die fi ohne nähere Unterfuchung ber 
konkreten Berhältniffe der einzelnen Gemeinden überall anwenden lieh *). 

2. Mit der fortichreitenden Auflöfung des Gejammteigeutfums wurbe her 
alten Genoſſenſchaft die Grundlage ihrer Strultur und das Hauptfeld ihrer 
Thätigkeit, es wurbe ihr das eigentliche Lebenäprincip entzogen. Allen wenn 
auch der Untergang ber Gemeinde in ihrer alten Form als einer Wirtb- 
fhaftsgemeinde damit eutſchieden war, jo hätte doch, wie dies Jahrhunderte 
vorher in den Stäbten ber Fall geweien war, jo auch die Landgemeinde in 
veränderter und erneuter Geftalt ein jelbftändiges genofienfchaftliches Leben in 
ihren oͤffentlichrechtlichen Beziehungen fortſetzen koͤnnen, hätte nicht ber 
Zerftörungsproceh fich gleichzeitig gegen ben perjönlihen Genoſſenver⸗ 
band und beffen Bedeutung als ein durch ſich beftehender politifcher Körper 


20) In Baiern, Baben, Gotha wurde eine Majorttät von % gefordert. Die 
Majorität beftimmte fi theild (fo in Darmftabt 1814) nach Köpfen, theils (Han⸗ 
nover) nad) Größe der Nutzungen oder bes Grunbbefiges, theils nach einer kom⸗ 
binirten Berechnung. Einftimmigteit forderte Eichhorn, P. R. $ 373 und 
mit ibm (obwol fo allgemein mit Unrecht) andere Germaniften, aber fein ein- 
ziges Geſetz. 

2) So Maurenbreder L c. 

”) So befonderd in Preußen, ©. Th. DO. v. 1821 8 24. Nach A. L. R. 
I, 17 3 816 war überdies Nachweis der Nützlichkeit erforberlich. 

2) So im Königreich Sachſen und in Lüneburg; jet auch in Kurheffen 
nach Verordn. v. 13. Mat 1867 8 1. Nr. IL 

3), Gleiche Antbeile follen in Baiern (1805) und Baben (1810 u. 1881) bie 
Regel bilden, bie meiften Geſetze richten fich nach ber Größe ber Nutzungen, 
indem fie entweder den Durchwinterungsfuß (3. B. Pr. L. R. I, 22 $ 90) ober 
den wirklichen Viehftand und nur eventuell Ben Durchwinterungsfuß (fo Preußen 
1821, Züneburg und Hannover) der Berechnung zu Grunde legen, oder nach den 
Höfen (fo Defterreih 1768), ober nach dem Verhältniß ber Beiträge zu ben Ge⸗ 
meindelaften (1779 in den fchleswig-holfteinfchen Städten, 1822 in Baiern vor- 
geihlagen), oder nad) einem gemifchten Syftem tbeilen. 
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für gemeinfane Wehr, Recht, Berwaltung und Polizei gewandt. Auch bier 
war es erft die Obrigkeitsidee, welche die verfchiebenartigen von Alters ber bie 
genofieufchaftliche Selkftändigkeit bekämpfenden Beftrebungen der Herren zur 
principiellen Negation der Genoffenfchaft verbichtete. 

Dor Allem wurden mehr und mehr die genofjenjchaftlichen Borftänbe 
durch obrigkeitlihe Beamte verdrängt oder felbft in joldye verwandelt ober end» 
lich neben foldyen in ganz untergeorbuete Stellungen binabverwiefen *). Ob 
nun öffentliche, ob grundherrliche oder vogteiliche Beamte, ob znerft beitätigte, 
dann ernannte Gemeindeworfteher, ob endlich erblich geworbene oder mit dem 
Beſitz gewiffer Grundftüde verknüpfte Aemter der einen oder andern Art an 
der Spike einer Mark, einer Bauerfchaft oder eines Dorfes ftanden: in irgend 
einer Art wurben überall die Vorfteher der Gemeinden in Abhängigkeit ge 
bracht und dieſe Abhängigkeit ſtets gefteigert. Mit dieſen thatſächlichen Ver⸗ 
änderungen aber änderte fich zugleich Begriff und Weſen des Gemeindeamts. 
Ee wurbe ein unmittelbares oder mittelbares obrigkeitliches Amt, beffen Duelle 
nit mehr die Vollmacht der Gemeinde, ſondern eine von der im Allein⸗ 
befig aller öffentlichen Gewalt befindlichen Landesobrigkeit vollzogene Ueber 
tragung obrigkeitlicher Sunktionen war. Die Ernennung oder Beitätigung ber 
Gemeindebeamten durch den Landesherrn ober in feinem Namen, ihre Ber- 
eidigung durch die Ohrigkeit, ihre Amtsführung im Namen einer höheren 
Gewalt ftatt im Namen der Gemeinde, ihre Berantwortlichleit und Rechen⸗ 
fhaftepflicht vor der Obrigkeit, ihre Leitung durch obrigkeitliche Inſtruktionen, 
ihre Stellung als unterfte Staatsbeamte, welche die Obrigkeit in ber Ge 
meinde zu vertreten Batten: dies alles wurbe nun als nothwendige Konfequenz 
aus dem Begriff des Gemeindeamts gefolgert *). 

Gleichzeitig gieng die Debeutung der Gemeinde als Gerihtögenoffenichaft 





Bol. bef. Maurer, Einl. S. 301f. Markv. ©. 154f. 231 f. 335. 
888 f. 404 f. 432. 434. 443 f. 446. Dorfv. IL 85 f. 60f. 165. 186. 210f. 
215f. Oben 6 53. 

*, Duckhgeführt ift dieſe Anfchauung 3. B. im preuß. Landrecht Th. II, 7 
8 46—86. Nicht nur ber Schulze ober Dorfrichter ſoll von der Guttherrſchaft 
als der Gerichtsohbrigleit ernannt oder, wenn das Amt auf einem Gute baftet, 
beftätigt oder durch einen befähigten Stellvertreter erfegt werben (8 4651), 
fondern auch bie ihm zur Seite ftehenden Schöppen oder Gerichtömänner ſoll bie 
Gerichtsobrigkeit ernennen, und diefe wie jener_follen dem Staate den Anıtseid, 
feiften (8 73). Die Funktionen beider find durchweg als eine Bertretung der 
Obrigkeit im unterjten Kreife des Staats behandelt und beftimmt ($ 62—71. 
76-78. 31—86), fie find „Unterbediente des Staats” (8 64) und für ihre Amte- 
führung der Obrigkeit verantwortlid, ($ 78. 84). Bgl. über die ähnliche Stellung 
der fchleswigichen Kirchipielvögte nnd der bolfteinifchen Bauernögte ale „unter 
georhneter Geichäftsführer der Oberbehörde" Hanſſen, Fehmarn 102f. 
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mehr und mehr unter. Die Märkergerichte, fchon durch die Verwandlung bes 
Obermärleramts in eine Markgerichtöberrichaft ihres alten Charakters entkleidet, 
wurben endlich mit wenigen Ausnahmen gewöhnliche im Namen des Lanbes- 
herrn abgehaltene Untergerichte, in welchen ftatt der Genoſſen gelehrte Richter 
das Urtel fanden, von welchen Bußen und Gefälle zur Iandesherrlichen Kammer 
floffen und von welden ein Rekurs an die oberen Landesgerichte zuläffig 
- war”). Die grundherrlichen, vogteilichen und fonftigen berrichaftlichen Gerichte 
aller Art wurden ihrer genofſenſchaftlichen Elemente völlig beraubt und theils 
in Ianbesherrliche Dber- und Untergerichte, theild in die auf gutsherrlicher 
Gerichtsobrigkeit beruhenden Patrimonialgerichte neuerer Art, die man mehr und 
mebr als mittelbare Staatögerichte behandelte, verwandelt?*). Die freien Dorf- 
und Bauergerichte aber wurben in ihrer Kompetenz mehr und mehr beichränkt 
und zuleßt völlig von ben Iandesherrlichen Gerichten verfhlungen oder doch nur 
ale ganz untergeorbnete obrigkeitliche Stellen gebulbet, welche ihre Vollmacht 
nicht von der Gemeinde, foubern von ber Gerichtsobrigkeit herleiteten und bes- 
Halb obrigkeitlicher Revifion und Kontrole und der Berufung an höhere Ge- 
richte unterlagen ?®). 

Auch eine genofjenfchaftliche Rechtserzeugung aber ſchien mit der nenen 
Staatsibee unvereinbar. Deshalb wurde in den meilten Ländern fchon jeit 
dem 16. Jahrhundert die Gemeindeautonomie mehr und mehr heichränft und 
endlich befeitigt ”). Hatten Anfangs die Landes⸗ ober Gerichtsherren einfeitige 
Anordnungen nur für den Kreis ihrer Schub- und Bannrechte erlaffen, Ge- 
meindebeliebungen aber nur beftätigt, um zu Eonftatiren, daß in ihre Rechte 


”, Maurer, Marko. S. 278f. 428 f. 429. 864 f. 433. 437. 489. 

2) Maurer, Fronh. IV. ©. 507—515. 

2) Maurer, Dorfo. IL S. 115f. 141f. 145. 186f. 211. 212. In der 
Pfalz und in Württemberg beftanden Rügegerichte oder Dorfgerichte als landes⸗ 
herrliche Bebörben fort. Nach dem preuß. Landr. II, 7 8 79—86 follen bie 
Dorfgerichte, die aus Schulzen und Schöppen beftehen, feine ftreitigen Recht 
bänbel entjcheiden ($ 80), jonbern nur eine untergeordnete freiwillige Gerichts- 
barkeit üben ($ 82—85), unter Umftänben. den Protofollführer vertreten (5 86; 
vgſ. A. G. D. tit. 25 8 51 f.) und als unterfte Erelutionsbehörbe dienen ($ 86). 
Einzig und allein in ber ſeitdem and, fortgefallenen Beftimmung bed. $ 81, daß - 
Uebertretungen der innern Dorfpoligeiordnung, auf welche nur Feine zur Gemeinde- 
faffe fließende, Einen Thaler nicht erreichende Strafen gejept worden, von ben 
Dorfgerihten mit Vorbehalt der Berufung an die Gerichtsobrigkeit zu entſcheiden 
jeien, trat noch Die alte Ratur der Dorfmarkgerichte hervor. — Wirkliche Dorf: 
gerichte Haben nur felten unfere Tage erreicht. So in den Gemeinden Baar und 
Oberägeri in Zug. Renaud J. c. ©. 19. 20. 

“, Bluntihli U. 45f. 90f. Hanffen, Fehmarn ©. 102f. Stern. 
berg Le. ©. 45f. Renaud lc. S.46f. Maurer, Einl. ©. 836 f. Marko. 
414—419. 484. Frouh. IV. 491 f. 506f. Dorfv. II. S. 161. 181. 212. 
Stüuvel.c. ©. 119f. 
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nicht eingegriffen ſei: jo ſchien nun die obrigkeitliche Genehmigung ein nothwendiges 
Erforderniß für die Giltigkeit jeder Beliebung*) und wurde daher aud wol 
bebingungsweife, etwa unter dem Vorbehalt beliebiger Abänderung, ertheilt®), 
und es ſchien umgelehrt die obrigkeitliche Verordnung auch für die Regelung 
der inneren Gemeinbenngelegenheiten bie eigentliche und zureichende Duelle, fo 
daß man mehr und mehr alle Ordnungen für das innere Leben der Gemeinde 
allein von oben und außen jette und fie hoͤchſtens vereinzelt noch einer Ge» 
nehmigung der Gemeinde unterbreitete, bald aber überall ohne Weiteres als 
Gelege publicirte). Dies hatte nm jo weniger Schwierigkeiten, als die Haupt- 
gegenftände der Gemeindenutonomie mit der Schmälerung und endlichen Auf- 
bebung ber Yeld- und Markgemeinſchaft von felbft fortfielen. Denn bamit 
gieng die in jener Gemeinſchaft wurzelnde Felde, Wald-, Waffer-, Wege, 
Bau-, Dorf und Gewerbepolizei auf bie Obrigkeit über). Es war nun 
leicht, der Gemeinde auch die Sittenpolizei und die Ordnung des genoffen- 
ſchaftlichen Berhältniffes in allen perfjönlichen Beziehungen zu nehmen. Bon 
einer Erzeugung bürgerlicher Rechtsſätze durch Die Gemeinde konnte noch weniger 


“) Beifpiele, in benen feit dem 15. Jahrhundert obrigkeitliche Veftätigung 
als nothwendig erklärt und nachgefucht wurde, b. Maurer, Marko. 414 f. Dorfn. 
I. 218. Anh. 423. Reyſcher, Württ. Priv. R. L 20 -u. 21. Rote 2 u. 3. Su 
Fehmarn beftand bie Gemeindeautonomie — von einzelnen Eingriffen in bie 
Weider und Viehordnung 1. 3. 1741 abgefehen — bis zu dem Reftript von 1799, 
welches jede Dorfbeliebung ohne Hinzutritt einer obrigleitlichen Genehmigung 
des Amtmanns für ungiltig erklärte. Hanſſen 104, 

“) Schon 1585 ward in ber Holthanfer Markordnung bem Landesherrn aus- 
drücklich vorbehalten, „dieselbe nach befundungh und gelegenheit nach gefalle 
zu bessern und zu mindern oder zu mehren.“ Im Jahre 1786 ertheilte ber 
Abt v. St. Gallen die Beftätigung einer Beliebung mit dem feierlichen Vorbe⸗ 
balt, „solche nach ergebnus der umstände, wie es des landes nutzen jeweilen 
erfordere zu mindern zu mehren oder dieszfahls etwas anderes zum allge- 
meinen besten landesherrlich zu verordnen oder zu verfügen. Maurer, 
Markv. S. 417. Bgl. Dorfv. IL ©. 416. 

) Schon im Jahre 1484 erließ der Pfalzgraf b. Rhein eine Dorforbnung 
für Ingeröheim ohne Zuziehung der Gemeinde ald Erbherr, Oberherr uud Bogtei- 
herr, unb behielt fich das Recht vor, fie zu mindern und zu mehren. Mone L. 
10f. Bol. Allmendordnung v. 1483 ib. 484, und Ordnungen für den Rheingau 
b. Grimm I. 536. 587. Doc, gieng im Rheingau erft nad) dem Bauernaufftand 
die Autonomie völlig unter. Bobmann I 473f. Viele Beifpiele einfeitig 
erlafjener Dorf- oder Markordnungen ober body einzelner über Gemeindeangelegen- 
heiten lautender Beftimmungen in Landesorbnungen aus ber zweiten Hälfte bes 
16. und dem 17. Jahrh. 6. Maurer, Marko. S. 417 Rote 20—22. Dorfv. IL 
162—165. 182. 214. Beiſpiele fpäterer Dorf», Ader-, Schulzen⸗, Bauerord- 
nungen u. f. w. 6. Heumann, initia jur. polit. ©. 280f. 

Maurer, Marko. S. 429f. Dorfv. IL ©. 182. 205—210. 
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die Rebe ſein. Schlieglic aber begann man auch bie Zeftftellung bes eigenen 
öffentlichen Rechts den Gemeinden zu entziehen, indem man ihre Organifation 
als Ausflug des Staatswillens betrachtete und im Einklang mit der Auffaffung 
ber Gemeinden als Staatöverwaltungsbezirte nach einer fertigen Schablone 
Gemeindeverfaffungen a priori Eonftruirte und durch allgemeine Landesgeſetze 
ohne Rüdfiht auf die oͤrtlichen Verhältnifſe überall gleihmäßig einführte. 
Den Juriften ſchien es fhon an fi eine Abnormität, daß „unverftändige* 
Bauern follten Recht fchaffen können *). Gerade hier wandte man daher auch 
praktiſch am jchärfiten bas theoretifch immer mehr ausgeprägte Princip an, 
bat die Rechtſchaffung ein ausſchließliches unveräußerliches Attribut der Obrig- 
feit fei und baß weder das Herkommen noch Verträge dem fouveränen Ge 
jeßgebungsrecht des Landesherrn eine Schranke zu ziehen vermöchten «). 

Aber auch auf der ihr gegebenen Bafis und innerhalb der ihr vorgegeich- 
neten Organifation verftattete man der Genoſſenſchaft fein freies Leben, feine 
Selbftverwaltung mehr. Bon dem Recht, ihre Organe zu wählen, von ber 
Polizei und Strafgewalt, von dem jelbftändigen VBollzugs- und Pfändungsrecht 
der Gemeinden u. f. w. verfteht fidh dies ſchon nad dem Bisherigen. Su 
gleicher Weiſe hörte das Selbftbeftenerungsrecht auf und wurbe durch obrig- 
teitliche Befteuerung und obrigkeitliches Aufgebot zu den für den Staat, für 
bie Gutsobrigkeit oder für die Gemeinde geforderten perjönlichen Dienften er- 
ſetzt“n). Faft in allen Beziehungen wurde jeder irgend erhebliche Gemeinbebe- 
ſchluß obrigkeitlicher Prüfung und Beftätigung, jede irgend erhebliche Rechts- 
handlung ber Gemeinde obrigkeitliher Mithandlung unterworfen, wie dies ja 
noch beute in vielen Gemeindeorbnungen der Fall iſt. Insbeſondere wurbe 
auch bie Verwaltung bes Gemeinbevermögens einer weitgehenden Kontrole 
und Mitwirtung der Obrigkeit unterſtellt. Bon den Gemeindeländereien 
ift dies bereits oben gezeigt worden. Ebenſo aber follte jet das bewegliche 
Bermögen behandelt werben. Es war überhaupt in den meiften Gemeinden 
erft die Folge obrigkeitlicher Anordnung, daß ein Gemeindehaushalt und eine 


“) So Petrus de Andlo, de imperio Romano Germanico II. c. 16, 
©. 106: Neque ulla major mihi abusio esse videtur, quam ... per eos qui rus 
colunt jus in provineciis dictari. 

) Bol. 3. B. Reinhard, de jure forestali, vom Märkerrecht ©. 149, 
der bem Landesherrn das Recht zuſpricht, Markordnungen zu erlafien und abzu- 
ſchaffen, aud) wenn fie von undenllichen Zeiten ber gegolten und mit bem Zufaß 
beftätigt wären, daß fie ewiglich in Kraft bleiben follten. Denn: Imperantem 
sibi ipsi legem scribere non potuisse, a qua ipsi recedere non liceat. Die 
Märkergerichtöbarkeit und mit ihr die Markbußen könne der Landesherr belichig 
an fich ziehen, denn das feien Folgen einer bei der früheren Verderbniß bed 
Staats angewandten Selbfthilfe, bie in frieblichen und befeftigten Zeiten unnüß 
und grundlos geworden. 

7) Maurer, Zronb. IV. ©. 519 f. Marko. 484 f. Dorfv. II. 174f. Pr. 
A. L. RL oc. $ 37—4. 
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Gemeindekafſe gebildet wurden. Die Verwendung der Einnahmen für lebig- 
lich Öffentliche Zwede wurbe aber nicht blos anbefohlen“), fie follte auch von 
Amtöwegen Tontrolirt werden und es wurden daher Einnahmen nnd Ausgaben 
vielfahd an vorherige Prüfung und Genehmigung gebunden, Berträge und 
Procefie ohne obrigkeitlihe Mitwirkung unterfagt, Berwaltungsrevifionen und 
Rechnungslegung angeordnet). Auch für diefe auf Verbrängung ber Selbft- 
verwaltung dur bie Verwaltung von Obrigkeitöwegen gerichteten Verände⸗ 
rungen fehlte es nicht an einem juriftifchen Yundament. Denn auf ber einen 
Seite wurden die dffentlihen Gemeindeangelegeubeiten im Siume der 
neuen Staatsibee als Lokale Staatöaugelegenheiten, die Gemeinde alſo als ein 
Staatöverwaltungebezirt betrachtet. Auf der anderen Seite wurden die exorbi⸗ 
tanten Beichränkuugen der Gemeinden and im Privatrecht durch die Lehren 
von ber blos eingebildetn Natur ihrer Rechtsperjönlichkeit, von ihrer daraus 
folgenden Willens und Hanblungsunfähigkeit, vor Allem aber von der aus 
bem Sage „universitas cum pupillo pari ambulat passu‘‘ bergeleiteten 
ftaatlihen Oberwormnudichaft über alle Korporationen °) geftübt. 

Bar fo die Genoſſenſchaft eines felbftändigen Organismus unb des 
größten Theils ihrer wirtbichaftlichen, politifchen und rechtlichen Bebentung 
beranbt, fo mußte die Genoffenverfammlung als gegenftanblos fortfallen oder 
doch ihr Weien völlig verändern. In ber That hörten in den großen Marken 
allmälig die Märkertage gänzlih auf?'), in Dörfern und Bauerſchaften aber 
wurde den Gemeinden das Selbfiverfammlungsreht genommen") und fie 


“) Löw 274. Weiste IIL 89. Bluntſchli II 92. Renaud 66. 

©, Bluntfhli I. of. Maurer, Markv. 41f. 492f. 488. Dorfv. IL 
179. 180. Anfangs wurde nur gehörige Rechnungswefien vworgefchrieben, bald 
die Rechnungdabnahme durch öffentliche Beamte beauffihtigt, dann von dieſen 
felbft unter Zuziehung der Gemeinde bie Rechnung abgenommen, enblich die Ge⸗ 
meinbe nicht mehr zugezogen oder fogar ihr Zutritt verboten. Bgl. Pr. WER. 
11,7 $ 56. 57. ” 

“), Carpzov, opus decis. illust. Saxon. decis. 26. No. 14 p.54. Wernher, 
obs. forest. IIL No. 74. VIL No. 73. XIII. No. 264. in Tom. I. 552. II. 220. 
241. 2342. Bair. Randr. IL c. 1 8 6. u. Kreittmayr ib. Landr. v. Erbach 
©. 353. Sternberg I. 27. Maurer, Markv. &. 488.487. Dorfv. IL ©. 18 f. 
178—181. 210. 2321. Maurenbredher L $ 148. 

, Dft wurben die Märkertage und die jonftigen genofienfchaftlichen Ein- 
richtungen ausdrũcklich abgeſchafft. So 3. B. 1652 in der Mark Dornftetten m. 
1711 in der Mark Münder. Struben L c. I. 375. Maurer, Markv. 489. 

), Maurer, Dorfv. I. ©. 64. 65. 70. 75. 88. 85. 187. 210. 281. Su 
Baiern bedurfte die Gemeinde fogar dann einer obrigkeitlichen Erlaubnißg, wenn 
fie eine Befchwerde gegen herrichaftliche Beamte vorzubringen hatte, und follte 
auch dann eine Zufammenkunft nur im Beifein einer obrigkeitlichen Perſon halten. 
Bair. Landr. v. 1616. 690. In Württemberg durften fidh ſchon feit der Landes. 
ordnung v. 1495 die Gemeinden nicht mehr ohne obrigleitlidhe Genehmigung und 
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wurden nur nod von Öbrigfeitwegen berufen, um obrigkeitliche Befehle und 
Verordnungen entgegenzunehmen, Steuern zu zahlen und Dienfte zu leiften ober 
in ben wenigen noch als Gemeinbejachen betrachteten Angelegenheiten einen 
Korporationsbefhlug zu Stande zu bringen”). ine ſolche Verſammlung 
aber war nicht mehr bie ſichtbare Erſcheinung einer freien Genoſſenſchaft. 

Schließlich wurbe, wenn fo die Genofienihaft als Ganzes ihre alte Be 
deutung einbüßte, auch ihre Zufammenfegung umb damit das Recht bes Ein- 
zeluen in ihr auf ein anderes Fundament gebracht. Früh ſchon band man in 
vielen Gemeinden Aufnahme und Nieverlafjung an obrigfeitliche Geneh⸗ 
migung“). Bald beftimmte ber Staat allein, wer als Mitglied der Gemeinde 
gelten follte, er erhob, wo es ihm gutbüntte, die Schußgenofien zu Bollgenoffen, 
er feßte die Grundlagen und Grforberniffe des aktiven wie bed paffiven Ge⸗ 
meinberedhts feft. Aus dem perſönlichen Genoſſenrecht wurde fo ein rein 
politifches Ortöbürgerrecht, befjen Duelle allein ber Staatöwille war"). Da- 
mit war die Anfldjung ber alten Genoſſenſchaft in eine Staatsanftalt, in 
weldher eine beliebige Summe von Staatsunterthanen vereinigt und mit 
furiftifcher Perfönlichleit begabt war, vollendet und ed war nur bie legte 
Konfequenz diefer Richtung, wenn die franzöfiiche und nach ihr die helvetiſche 
Republit das Gemeindebürgerrecht als ein vom Staatsbürgerrecht verfchiedenes 
Recht überhaupt Taffirte. 

UI. Wenn fo dad obrigfeitlihe Spitem von außen auf bie Zerftöruug 
der alten Gemeindegenofſenſchaft wirkte, fo führten doch, wie in allen Korpo⸗ 
rationen ber Zeit, zugleih innere Beränderungen demjelben Ziele ent⸗ 
gegen. Seit dem Bauernkriege gieng die geftaltende Kraft, jeit dem breißig- 
jährigen Kriege felbft der Gemeinfinn dem Landvolle mehr und mehr ver- 
loren. Trat zuerft nur zähes Feſthalten am Hergebradhten an die Stelle 
felbftändiger Rechtsbilbung, fo erftarb endlich jenes rege Gemeingefühl, das 
einft die Markgenofien bis über den Tod hinaus verbunden hatte, in ber 
Selbftfucht und Privilegieniucht eines gedrückten und verlümmerten Geſchlechts 
und Luft und Befähigung zum öffentlichen Leben erlofchen. Aus einer Ehre 
und einem Borzug wurde bas Amt des Gemeindevorftehers zu einer Läftigen 
Pit). Die Gemeindverfammlungen, mehr noch bie großen Märkerbinge 
wurben, wenn berufen, oft nicht befucht, wenn nicht berufen, nicht vermißt. 


Aufficht verfammeln. Reyſcher, Pr. R. TIL 4. 28 Note 10. Ebenſo bie 
Landesordn. v. 1567, in ber ein eigener Zitel davon handelt: „daß Fein Gemeind 
hinter und ohne Wiflen und Erlauben ber Amtleut gehalten werden jolle”. Bol. 
Sramer, Weßlar. Nebenft. Th. 104. Nr. IV, 

5) Maurerl.c Pr. A. L. R. c. 8 52f. 

s) Maurer, Dorfv. I. 181. 182 u. die Citate in Note 73 Ib. 

) Bal. unten $ 57. 

“, Maurer, Dorfv. IL ©. 44. 45, Pur. R IL 7 8 80. 75. 
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Es kam vor, daß gegen die Märker geflagt werben mußte, um ihre Dingpflicht 
feftzuftellen®”). Für die Gerichte konnte man, auch wo man wollte, genofjenfchaft- 
liche Urtheiler nicht mehr aufbringen“). Nicht ganz vermochte freilich die Ungunft 
der Zeit dad innere Gemeindeleben, den genofienfchaftlihen Zufammenbang, 
ben Torporativen Geift zu vernichten nud in vielen Gegenden beftand auch im 
den Zeiten größter Unterbrüdung ein Träftiged Geheim leben ber Gemeinden 
fort, das fih in Verſammlungen, geheimen Berträgen, Gelagen, Gavaltübung 
und Strafvollftredung gegen ungehorfame Mitglieder äußerte): aber biefes 
geheime Leben bätte, auch wenn es mehr ala eine Ausnahme geweien wäre, 
dad erfaltende öffentliche Leben nicht zu erjeßen vermocht. Allerdings fügten 
fih die Gemeinden jelten ohne Kampf und ftellten den Mebergriffen der berr- 
Ihaftlihen Beamten häufig einen fehr heftigen Wiberfiand entgegen"): allein 
da die Fälle, iu denen ein folder Wiberftand Erfolg hatte, immer feltener, 
ber von ben Reichsgerichten unb mitunter von den Lanbftänden gewährte 
Schuß immer ſchwächer, Beſchwerden und Proceffe immer ausfihtslofer wurden, 
mußten endlich ſelbſt Muth und Neigung zur Gegenwehr erlahmen. 

Unter ſolchen Umftänden wurden die Gemeinbegenofienfchaften mehr und 
mehr auf den Weg gedrängt, den zu allen Zeiten verfallende Körper des öffent- 
lichen Rechtes einzufchlagen pflegen: fie fchlofien fih ab. Indem fie damit 
ihre innere Struktur auf vermögensrechtliche Bafis ftellten, ohne doch zugleid 
ihre öffentlichrechtliche Bedeutung aufgeben zu wollen, näberten fie fich ber 
Verwandlung in Privilegskörperfchaften, womit denn ihr Untergang als po⸗ 
litiſche Genofſenſchaften deſto unvermeiblicher wurde, dafür aber wenigftens bie 
Möglichkeit blieb, ihre privatrechtlichen Elemente zu konſerviren. 

Mehr und mehr tritt feit dem Ende des Mittelalters das Beftreben der Voll⸗ 
genofſen hervor, jede Vermehrung ihrer Zahl und felbft die Entftehung folder 
nenen Beifafjen- und Hinterfaffenredhte, mit benen irgend Nutzungen am Ge 
meinland verbunden waren, zu verhindern oder möglichft zu erjchweren. Frei⸗ 
lich waren nicht blos Eigennuk und Engherzigkeit die Motive, fondern bei ber 
durch die Religiondkriege herbeigeführten Verarmung und dem Anbrang Flüd- 
tiger und Heimathlofer waren ſolche Maßregeln oft faft ein Aft der Noth⸗ 
wehr: allein die Folgen der Abſchließung in ber Konftitnirung eines privi⸗ 
legtirten Körpers in der Gemeinde traten uichtöbeftoweniger überall hervor unb 
wirkten zulegt auf den Genofienfchaftöfiun felbft verengend und verknoͤchernd 
zurüd. In fteigender Progreffion wurben nunmehr die immer allgemeiner 
werdenden Einzugsgelber und Aufnahmegebühren erhöht), die Borbebingungen 


Ein Beifpiel 5. Maurer, Markv. ©. 414. 446, 

s* Manrer, Fronh. IV. 508. 509. 

Bol. bei. Stũve l.c. ©. 119f. 

©) Bol. über diefe Kämpfe Maurer, Markv. ©. 446—450. Dorfvw. I. 
©. 215—217. 411412. Thudichum ©. 297. 

eiy Renand ©. 58. Bluntfhli IL 63—67. Heusler L c. 46f. 
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für Erwerbung des Genoſſenrechts gemehrt®), den Ankoͤmmlingen alle Laften 
ohne bie entiprechenden Rechte auferlegt). Wo das Genoſſenrecht mit jedem 
Hausftand verbunden blieb, erfchwerte man bie Nieberlaffung, wo mit jedem 
Wohnhauſe, den Neuban eines Haufes“®); in der Regel aber gieng man weiter 
und erklärte einfach, indem man die Zahl der Höfe, der Häufer ober der An- 
theile, welche das Genoſſenrecht verleihen follten, firirte*®), die berechtigte Ge⸗ 
meinde für gefhloffen. Die nothwendige Folge hiervon war die immer mehr 
um fich greifende rein privatrechtliche Behandlung ber Genofienrechte, ihre 
Bererbung, Beräußerung, Theilung und Kumulirung mit oder ohne Trenn⸗ 
barkeit von Grund und Boben und damit bie wachſende Berbreitung ber in 
ihren Anfängen ſchon ber früheren Periobe angehörenden und deshalb nad) 
Entftehung nnd Bebentung bereits oben beiprochenen mannichfachen Formen 
der Real- und Nutungsgemeinden®). ine fo nad) außen gefchloffene, nad 
innen privatredhtlih organifirte Bollbürgergemeinde mußte den übrigen Orts⸗ 
einwohuern mehr und mehr als eine befondere, bevorzugte Genofienforporation 
gegenübertreten, während die verſchiedenen Klafien der Beifiter, Kötter und 
Hinterfaffen aus Schuögenoffen zu wahren Ungenoffen ober Ungemeindern 
berfelben wurben. Auf der andern Seite aber war boch der Begriff der Ge⸗ 
meindeverbindung überhaupt nicht wol auf jene Korporation einzujchränten, 
indem auch die an Zahl und Bedeutung ftet zunehmenden Klafien ber Un- 
genofſen durch das von ihnen erhobene Einzugsgeld und die von ihnen mit- 
getragenen ®emeinbelaften als wahre Mitglieder einer die gefammte Ortsein- 
wohnerſchaft umfafienden Verbindung ericheinen mußten. Je mehr auf ber 
einen Seite die alte Vollgenoſſenſchaft fih als Beſonderheit empfand und 
amsbildete, auf der anderen Seite die Gejammtverbiudung durch gemeinjame 
öffentliche Auftalten gefeftigt warb, defto leichter mußten num ber engere und 


Blumer I, 1. 8390. 891. I, 2. 812. 388. Maurer, Dorfv. I. 177f. Stern: 
berg ©. 11. Stettler, Gemeinde und Bürgerrechtsverh. v. Bern ©. 45. 51. 52. 

*) In Unterwalben verlangten 3. B. einige Genofſenſchaften (1794 u. 1760) 
Einftimmigkeit zur Aufnahme neuer Theiler, ja. es wurde bisweilen der Antrag 
auf Aufnahme neuer Genofien für eine beftinmte Zeit unter Etrafandrohung 
verboten. Heusler 1. c. ©. 46. 47. 67. 68. Ebenſo wurde in Urfern Ein- 
ftimmigfeit zur Aufnahme neuer Thalleute, die nicht Landleute v. Uri waren, ge- 
fordert. Blumer L 885. Bgl. auch Maurer, Dorfv. L 188. Blumer |], 
3. 881. 

©) Hensler S. 61f. Thudichum S. 229. Maurer, Dorfv. L ©. 204. 205. 

%) Berbot, eine neue Hofftatt anzulegen ober eine alte zu theilen, v. 1601 
b. Maurer, Dorfv. I. 184 Rote 81. Bol. Kinblinger, Münft. Beitr. II, 
2. 364. Piper 1. c. 340. 341. 252. 259. Löw ©. 149. 150. 

es) Bluntſchli I. 73f. Thudichum 280f. Maurer, Dorfe. L ©. 38 f. 
209 f. 280 nnd oben 8 58 Note 53. 63. 64. 

©) Bgl. oben $ 58 Note 4864. 
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weitere Perfonentreis als zwei verihiebene Körper, deren jeder eigene Redhtt- 
fubjettivität hatte, erfcheinen. In biefem Siune mußte befonders auch die den 
Gemeinden ſeit der Reformation mitunter wiebergegebene Firchliche Bedeutung *”) 
das ihnen vielfach anheimfallende Schulweſen ®), die Steigerung ber Ausgaben 
und Anlagen für rein öffentliche Bebürfniffe), endlih aber vor Allem die 
Armengejebgebung des Reiche und ber Territorien wirken, welche ſeit dem 16. 
Jahrhundert die Gemeinden verpflichtete, für ihre Armen und namentlidh auch 
für ihre Beifiter und Hinterfaffen zu ſorgen ). Denn in allen diefen Be⸗ 
ziehungen war der Begriff der Gemeinde nicht auf den Vollgenofſſenverband 
beihräntt. So entftand die Vorftellung einer engereu und einer weiteren 
Gemeinde. Die alte, einen einheitlichen Körper von Boll- und Schutzgenofſen 
bildende Gemeindegenofienfchaft zerfiel im zwei verfchiedene Körper mit ent⸗ 
gegengeſetzten Interefien und Anſprüchen. War die Trennung zunächſt eine 
mehr innere als äußere, fo konnte doch ein Konflikt nicht ausbleiben. Denn 
die von dem Gemeinberegiment ausgefchloffene weitere Gemeinde mußte die Be- 
berrichung durch die Altgemeinde um fo mehr als ein unbegrünbetes Privileg 
empfinden, als dem höheren Recht nicht mehr in allen Beziehungen böhere 
Laften entſprachen. Die Altgemeinde jah umgekehrt in ihren Vorzügen umfo- 
mehr wohlerworbened Recht, als biefelben auf rein privatrechtliche Titel ge- 
gründet, von ben Eltern ererbt, mit Gelbe erfauft waren. Der Natur der 
Sade nad) aber griff die weitere Gemeinde neben ber politiſchen auch die 
privatrechtliche Seite des Genoffenprivilege an, weil fie biefelbe als bloße 
Dependenz eines rein politifchen echtes betrachtete, während bie engere Ge 
meinde zugleih das ihr als bloße Dependenz eines reinen Privatrechts er- 
ſcheinende politiiche Vorrecht feſtzuhalten ftrebte. 

Die Entſcheidung dieſes Konflikts wurde nur ſelten, wie dies bei ähnlichem 
Konflikt in den Städten zur Zeit der Zunftbewegungen ber Fall gewejen war, 
fo aud in den Landgemeinden und Aderbauftäbten von innen heraus durch 
Selbitthätigkeit und Sieg einer ober Bereinbarung beider Parteien berbeige 


) Bol. Maurer, Dorfv. II ©. 226—237. 

) Maurer 1. c. 287—241. Gtettler, Gemeinde- und Bürgerrechtöverh. 
in Bern ©. 42. 48, R. ©. v. Bern 119. Hanffen, Fehmarn ©. 183—135. 

ee) Bluntſchli I. 61. 62. Renaub ©. 60. Weiske ©. 90. 

70, Bol. Reformation guter Polizei v. 1580 tit. 451. R. P. O. v. 1677 
tit. 27 $ 1. In der Schweiz wurde auf der Tagfapung von 1551 und 1563 
befchlofien, „daß jeder Ort, auch jeder Fleden und jede Kirchhöre feine arme Leute 
felbft nach eined jeden Orts Vermögen erhalten folle.” Aehnliche Berorbnungen 
ergiengen dann in ben einzelnen Kantonen (bef. Bern 1690, Bafel 1668). Ebenſo 
1553 in Baiern, 1582 in der Pfalz, 1698 in Würzburg, 1722 in Speier n. f. w. 
Vgl. Renaud S. 61-64. Stettler, Gem. n. Bürger. Verh. in Bern ©. 46 f 
u. R. G. ©. 121f Ochs, Geh. v. Bafel VI. 8S9f. Maurer, Dorfe. I 
34037. Stũve L. c. ©. 131f. 
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führt. Solde Fälle kamen allerdings in den Gegenden, in denen ein freies 
Gemeindeleben fortdauerte, beſonders in der Schweiz und in Weſtdeutſchland, 
vor. Im Allgemeinen indeß ift erft durch die Obrigkeit, weiche von oben ber 
die weitere Gemeinde zu einer rein ftaatlihen Gemeinde fortbilbete, die engere 
Gemeinde aber in fehr verfchiedener Weiſe ihrer privatrechtlichen Seite nad) 
anerfannte, auflöfte oder kafftrte, durch die gencralifirenden Geſetze und ben 
von außen geübten Zwang vom Ende des vorigen Sahrhunderts bis in unjere 
Zage die Auseinanderfegung erfolgt. Es bat fi fo überall oder doch faft 
überall die Anselnanderlöfung der in der alten Gemeindegenoſſenſchaft nntrenn- 
bar verbundenen wirtbichaftlichen und politiſchen Gemeinde und damit die 
Trennung ihrer privatredhtlichen und ihrer öffentlichrechtlichen Elemente vollendet. 
Wir haben daher von der neueften Entwicklung und heutigen Seftaltung jeder 
der beiden Gemeinfchaftsformen, in denen fich je eine Seite der alten boppelt- 
gearteten Gemeindegenoſſenſchaft fortjeßt, gefondert zu handeln. 


B. Die Fortdauer der alten Wirthſchaftsgemeinde in 
Agrargenojjenjhaften. 

Das Schickſal der auf Markgemeinihaft beruhenden Genoſſenverbindung 
ift in verſchiedenen Gegenden ein dreifach verfchiedenes geweſen. Sie hat ſich 
entweder bis in bie neuere Zeit der weiteren Gemeinde gegenüber als herrſchende 
Korporation behauptet, oder fie ift unter Verluft ihrer politifchen Bebeutung 
zu einer reinen Privatgenoffenfchaft geworben, ober fie ift endlich von der po- 
litiſchen Gemeinde abjorbirt und entweder überhaupt oder doch als Genoffen- 
ſchaft verſchwunden. 

I. Als herrſchende Korporation bat fi die privatrechtlich konſtruirte 
Agrargemeinde in dem größten Theil von Deutfchland bis in unfer Zahr- 
hundert, in den meiften Gemeinden der Schweiz bis zur helvetiſchen Revolution 
erhalten, ift aber jeitbem durch die neuere Gemeinbegefebgebung faft überall, wenn 
auch häufig unter unvolllommener Trennung des politifhen nnd wirtbichaft- 
lichen Elements, ihrer öffentlichrechtlihen Privilegien entlleibet und entweder 
ganz befeitigt oder für eine bloße Privatgemeinde erflärt. Vereinzelt kommen 
indeß oder kamen noch bis vor Kurzeın engere Gemeinden als politifch herr⸗ 
ſchende Korporationen vor, die entweber in der Zorm einer Renlgemeinde oder 
in der einer Nutzungsgemeinde auf agrariiche Gemeinſchaft gebaut find. 

1. Realgemeinden, welde aus den Befikern einer beftimmten Anzahl 
von Höfen, mit denen das Gemeinderecht herkoͤmmlich verbunden ift, zuſammen⸗ 
geſetzt find und in dieſer Geſtalt allein die politiich berechtigte Koͤrperſchaft 
bilden, fommen da, wo feine allgemeinen Semeindeorbnungen ergangen find 
oder die ergangenen Gemeindeordnungen in dieſer Beziehung auf das Orte 
herkommen verweilen, noch vielfach vor’'). Allgemein geſetzlich vorgeſchrieben 


71) Befeler, D. P. R. 9 84. Bis zur weftphälifchen Zeit beftanden fie im 
Eichsfelde. Beiſpiele aus Batern u. der Schweiz, b. Maurer, Dorfv. I. 170. 171. 
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noffen einige geringe Marfnutungen und wurden bei den fie fpeciell betreffen- 
den Angelegenheiten, bejonbers bei der Berlefung neuer Gefehe, zu den Ge⸗ 
meindeverfammiungen zugezogen ??). 

DI. Häufiger erhielt ſich die alte Marktgemeinde, während fie eine derartige 
Identität mit der politiihen Gemeinde nidht zn behaupten vermochte, wenig- 
ſtens als privatrehtlidde Korporation. 

1. Dies war vor Allem bei denjenigen Genofienverbänden der Fall, deren 
Mark ſchon ränmlich nicht oder nicht mehr mit dem Gebiet einer politifchen 
Gemeinde zufanmenfiel. Schon feit den Zeiten der Karolinger haben wir 
ſolche Genoſſenſchaften ſich entwideln, immer aber eine oͤffentlichrechtliche Be 
deutung berfelben fortvauern jehen. Die neuere Zeit hat fie, fo bartmädig ſich 
einzelne Spuren ihrer einft weitergehenden Bebeutung erhalten haben, zu 
bloßen wirtbfchaftlichen Privatvereinen herabgeſetzt. 

Einem ſolchen Zuftande näherten fi) namentlich überall die großen Marl- 
genoffenichaften, ehe fie völlig unterniengen. Daber find auch ihre heute noch 
vorhandenen Refte, wie die über mehrere Ortögemeinden erftreckten WBalberb- 


ſchaften, Holzgemeinden, Weidegenofienihaften und jonftigen Markgemeinichaften 


in Hannover, Niederfachien, Beftphalen und am Oberrhein bloße Yrivatredhts- 
Torporationen geworden, in denen das Genoſſenrecht feiner Grundlage nad 
entweder ein befonberes Privatredht oder Pertinenz beftimmter Höfe, feinem 
Inhalt nach aber lediglich nußbarer Natur if. Daffelbe gilt da, wo inner- 
halb einer Gemeinmark mehrere derartige Genofienfchaften vorkommen ?*) 
Berwidelter haben fi in diefer Beziehung bie Verhältniffe in den Alpen, 
beſonders in der Schweiz, geftaltel. Hier giebt es eine große Anzahl von 
Martgenofienfchaften, deren Markt mit keinem politifchen oder Tirchlichen Be⸗ 
zirt zufammenfällt, die daher ihrer Bedeutung nad) bloße Privattorporationen 
find, die aber nichtöbeftoweniger in jehr verſchiedenem Grade mit den politi- 
ſchen Organismen verbunden und in ihrer eigenen Struktur politifh organi- 
firt find. Das Ertremfte in diefer Richtung kommt in den Genoſſamen 
Unterwaldens vor’). Sie durchkrenzen fi anf das Buntefte mit den 
politifchen und kirchlichen Gemeinden und find offenbar jelbftändige Körper, 
welche ausichlieglid für die Benutzung eines aus Hochalpen, Allmende und 
Bald beitehenden Gemeinlands da find. Der In halt des Genoflenrechts in 
ihnen iſt alſo rein wirthſchaftlich. Gleichwol find die Voransſetzungen 


77) Sternberg, Heſſiſche Rechtsgewohnheiten H. I. Frankf. 1842. Vergl. 
auch Dunder S. 179—195. Neber die eigenthümliche Verfaſſung v. Fronhanſen 
Sternberg ©. 11. Auch oben $. 58 Note 61. 

) Grefe, Hannoverfches Recht 11. S. 323. 8 82—84. GSeuffert, 
Archiv VI. Nr. 323. 

*) Heusler, die Mechteverhältnifie am Gemeinlaud in Unterwalden. Val 
auch oben $ 53 Rote 47. 
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bes Genofienrechts durchaus ähnlich wie Die eines politifchen Gemeinderechts 
normirt. Denn die unerläßliche Grundlage des vollem Genoſſenrechts bilbet 
das Landes und Gemeinbebürgerrecht, im Uebrigen aber werben Geburt ober 
Aufnahme in die Genoſſenſchaft und eigmer Hausftand, mithin rein perjön- 
liche Borbebingungen, gefordert. Auch den Umfang ber Nutzungen beftimmt 
nicht ein fachenrechtlicher Titel, jondern theils das wirtbidhaftliche Bebürfnig, 
theild die Eigenſchaft als Bollgenofje oder bloßer Beifiger u. |. w.). Feſte 
Privatrechte find feinem Cinzelnen begründet, ja in ber ganzen Genofien- 
ſchaftsverfaſſung erinnert nichts als ein Einkaufsgeld an ben Vermögenswertb . 
der Genofſenrechte. Diefe Genoſſamen find mithin im Innern, ob fie gleich 
nad außen bie Bedeutung öffentlichrechtlicher Verbände eingebüßt haben, durch⸗ 
ans als wahre Gemeinden für ben fpeciellen Zwed einer Gefammtwirthichaft, 
ganz Ähnlich wie nad) dieſer einen Seite bin die unmittelbar nach ber erften 
Anfiedlung noch perjönlich konftruirten Gemeinden, organifirt; fie find Wirth. 
fchaftsgemeinden im eigentlichften Sinn. Ihnen ftehen in benjelben Gegenden 
und in anderen Gebirgsländern als entgegengeſetztes Ertrem bie ebenfalls aus 
alten Gemeinden bervorgegangenen fogenannten Alpmart- oder Kapita- 
liſtengenoſſenſchaften“) und die Sentengenoſſen ſchaften“) gegen- 
über. Denn in dieſen bat, wie dies bereit oben gezeigt ift, ſchon ſeit bem 
Ende des Mittelalters das privatrechtliche Element jo ſehr bie Oberhand ge 
wonnen, baß fie nicht bloß der Bedeutung, fondern auch ber Grundlage nad 
bloße Privatvereine der Inhaber einer Anzahl mit Aktien vergleichbarer ideeller 
‚Antheile an einer Alpmark, welche fie ftatutenmäßig verwalten und benußen, 
geworden find. Zwiſchen biefeu beiden ertremen Formen nun aber ftehen die 
Genoffenichaften, welche ſonſt noch bezüglich Weide, Wald und Alp in ber 


°) Bol. die Neberficht 6. Heusler S.6—23. Auch Blumer I,2. ©. 342 - 
345. Obwalden zerfällt in Kirchgänge, Nidwalden in Pfarrgemeinden u. Werten: 
mit beiden deden ſich die einzelnen Theilfamen und Uerten nicht. Vielfach find 
übrigens bie privaten und öffentlichen Befugniffe noch in der mannichfachften 
Weiſe verfchlungen. So befteht in der Nerte Stand eine engere Gemeinde ber 
Dorfleute des Dorfes Stans, deren Berjammlung („ber volllommene Gewalt“) bie 
Dorfvorfteher wählt und an einem jährlich zur Erinnerung an die Eroberung 
von Rogberg (1308) gefeierten Dorfmahl Theil nimmt. Diefe Dorflente — aber 
nicht alle, fondern nur eine Anzahl von ihnen — bilden mit Oberdorf eine Ge⸗ 
nofjame. Oberdorf gehört zur Uerte Waltersberg und übt dort fein politifches 
Wahlrecht: dagegen werden die der Uerte Stans zulommenden 6 Landräthe und 
Richter durch Diejenigen Dorfleute von Stand, welche zugleich Genoffen find, 
gewählt. Die nupende Genofjame dagegen bilden die Genoſſen von Stans und 
Dberdorf zufammen. 

1) Vgl. oben 8 58 Rote 75—85. 

, Schauberg, Beiträge zur Kunde und Förderung Züri. Rechtöpflege 
N. XVII ©. 134 f. 


680 Die Genofienfchaft in den Gemeinden. 


Schweiz vorlommen, in der Mitte, jo daß fie bald einer Gemeinde, bald 
einem Privatverein näher fommen, balb anf perjönlicher, balb auf dinglicher 
Grundlage, bald anf Rechtfamen, bald auf einem gemiſchten Syſtem beruhen, 
und von den politiichen und kirchlichen Gemeinden bald völlig getrennt find, 
bald innerlih oder äuferlih mit ihnen zufammenhängen, bald enblich felbft 
einzelne politifche Fuuktionen (wie 5. B. Mark und Yelbpolizei, Aufficht über 
Zeuer, Waſſer und Brunnen, Ankauf und Berlauf von Gemendegütern) be- 
wahrt haben ®®). 

2. Gleich den von ber politiichen Gemeinde fchon räumlich verfchiedenen 
Markgenoffenichaften find häufig auch da, wo engere und weitere Gemeinden 
in berjelben Mark zur Entftehung gelommen waren, die engeren Genein- 
den zu bloßen wirthichaftlichen Privatgenoſſenſchaften berabgefunten. 

a. Died geſchah ſchon in früheren Sahrhunderten von innen berans 
ohne jede obrigkeitlihe Mitwirkung da, wo bie weitere Gemeinde fidh das 
politifche Vollbũrgerrecht eroberte, der bis dahin herrſchenden Korporation aber 
die Allmende oder Doch einen Theil derſelben zur ausſchließlichen Benutzung 
auch ferner überließ. 

a Sehr häufig wird allem Vermuthen nad eine ſolche Rechtsbildung 
in den Städten, befonderd aber in ben Tleineren, Aderban treibenden 
Städten in Folge der Zunftbewegungen vorgefommen fein. Doch find bie 
meiften derartigen Genofjenihaften in ihrer wirthſchaftlichen Bedeutung früh 
wieder verjhwunden und nur einzelne Refte von ihnen find bis auf unſere 
Tage gelommen, um und eine Andentung der alten Borgänge zu geben. Da 
dieſe Genoſſenſchaften offenbar völlig gleichen Urfprungs find, wie die fpäteren 
ähnlichen Verbände innerhalb der Landgemeinden, fo vermögen fie zugleich 
über das Weſen ber leteren Auskunft zu geben. 

So keiteht 3. B. in Meldorf, der Hauptftabt Ditmarſchens, nad) 
Michelſen unter den Beiitern von 109 fogenannten „Vürgerſchaften“ eine 
Genoſſenſchaft, welche unter gewählten Borftänden — den fogenannten „Bürger 
ſechſen —- über das Gemeinland verfügt und dieſes unter ihre Mitglieder 
teils zu Aderparcellen vertbeilt, theild ihnen zur Kuhweide anweift, während 
ben übrigen Einwohnern nur nutergeordnete und zum Theil ftreitige und 
zweifelhafte Nußungen daran zuftehen. rüber bat es auch eine Anzahl halber 
Gerechtigkeiten gegeben, dieſe find aber allmälig von ber Genofienfdhaft ein- 
gezogen worden. Es ift hiſtoriſch erweislih, dag dieſe Genoſſenſchaft nichts 


3) Vgl. 3. B. die verjchiedenen Genoffenfchaftsformen b. Wysz 1. c. und 
die Befchreibung der Gemeinden b. Blumer I, 1. &. 376—885; 2. 6. 829— 
351. Befonders bunt ift das Gemiſch der politifchen Tagwen und Kirchgemeinpen 
und der wirtbhfchaftlichen Tagwen und Genoffamen in Glarus. Ib. I, 2. 339. 340, 
Auch in Zug find Baar und Aegeri politiich Einheiten, öfonomifc in mehrere 
Genofjenichaften getheilt. Ib. 381. 332. Ebenfo die Rhoden in Appenzell ©. 333 f. 
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Anderes ift, als die alte Vollbürgergemeinbe, welche ſchon im 16. Jahrhundert 
eines Theils ihrer politiichen Borrechte beraubt ift, um die Mitte des 18. 
Jahrhunderts andy den Reit ihrer Befugniffe an die weitere Gemeinde abge- 
geben bat, unb gegenwärtig nur allein darin noch an ihren politiſchen Ur⸗ 
fprung erinnert, daß ihr Borftand nicht nnr über die gemeine Weide, fonbern 
über Wege und Auen der ganzen Feldmark die Aufficht führt). 

Offenbar von gleicher Herkunft find bie von Päpde in einzelnen pom⸗ 
merfchen Städten nachgewieſenen Agrargenoffenichaften. Auch fie find nichts 
als die alten Markgenofienfchaften der Vollbürger, welche ſich unter dem Ein- 
fluß der politifchen Umgeftaltungen des ſtädtiſchen Gemeinwejens in wirth- 
fchaftliche Privatgemeinden verwandelt haben. Dabei macht ſich indeß ähn- 
lichen ländlichen Exrjcheinungen gegenüber ein größerer Einfluß bes Zunftweiens 
bemerkbar, fo daß die Markgenofienfhaften mitunter gerabezu Gilden ober 
Zünfte der Aderbauer geworben find. Im Uebrigen beftehen bezüglich Grund⸗ 
lage, Organtjation und Bebeutung biefer Vereine troß ihrer geringen Zahl die 
größten Berfchiedenheiten, was um fo beacdhtenswerther ift, als fich ihre Ent- 
wicklung unter äußerlich ähnlichen Verhältniſſen vollzog. So beftanden in 
Greifswald nebeneinander zwei derartige Genofienichaften (Neunmorgens- 
nnd Kampverwandte), von denen die eine bie Aderbauer ber Neuftabt, bie 
andere die ber Altftabt verband. Sie Hatten ein Geſammtrecht am &emein- 
land, waren aber auf eine rein perſönliche Verbinbung gegründet. Denn 
nur durch Aufnahme und Gintrittsgelb wurbe man Genoſſe. Auch behielten 
nad Art einer Zunft Wittwen, fo lange fie die Wirthſchaft fortſetzten, das 
Genoſſenrecht ihre Mannes, Für die Mitgliederzahl war ein Marimum feft- 
geftellt. Jede der Genofjenihaften hatte gewählte Vorfteher (Lohnherren) und 
eine eigene Kaffe. Die Vorfteher hatten — und darin tritt die einftige poli- 
tiſche Bedeutung biefer Verbände hervor — nicht blos bie Feldauffiht in 
ber Genofjenmark zu üben, fondern die gefammten Weide und Felbintereffen 
der Stadt zu vertreten. Auch zeigt ſich in-ber durch einen Altherrn über die 
Genoſſenſchaften geführten ſtädtiſchen Oberauffiht und in ben erft fpäter durch 
kleine Geldabgaben erſetzten Fuhren für Stabt- und Kirchenbauten, weldhe ben 
Genoſſenſchaften oblagen, der politifde Urfprung ber letztern. Am unzwei- 
dentigften aber belehrt uns barüber, daß wenigftens eine dieſer Genoffen- 
{haften (die Kampverwandten) aus ber alten Bollbürgergemeinve hervorge⸗ 
gangen ift, deren Drbnung von 1624, nach welcher nod Niemand von Aemtern 
oder Zünften zur Mitgliedihaft verftattet werben follte*). — In ähnlicher 
Weile hatten ſich die beiden Bauwerke in Anclam, denen neben Vorrechten 
bei Benutzung der Gemeinden die Feldpolizei nnd die Pflicht zur Unterhaltung 
von Gräben, Wegen, Bauten und Dämmen oblag, und die Zunft der Erb- 


“, Michelfen, 3. f. D. R. Bd. IX. ©. 100—104. 
) Päpcke, 3. f. D. R. Bd. XVIL S. 245—247. 


682 Die Genofienfchaft in den Gemeinden. 


banlente in Uſedom, welche unter einem Burmeifter bie Yelbpölizei übte, 
eine weſentlich perfönlidde Grundlage und Hefte ihrer politiichen Bedeutung 
erhalten). — Dagegm war die Baumannſchaft in Wolgaſt, deren Procefie 
mit der Stadt bis an das Reichskammergericht kamen, nad) dem Schlußver- 
gleich eine reine Privatgenofienichaft, welche gegen gewifie Gemeindelaſten 
(Fuhren) und einen Relognitionszins neben der Theilnahme an ben übrigen 
bürgerliden Nubungen ein aus Sonberädern, Wiefen und Weideloppeln be- 
ftehendes Baufeld für fi allein benutzte. Sie war ald Realgemeinde 
organifirt, denn bie Mitgliebichaft haftete an 24 fogenanunten Baumanustbeilen, 
welde mit beftimmten Baumannshöfen untrennbar verbunden waren. Die 
Stadt jelbft befaß einen ſolchen Hof. Auch unterfhied man ganze uud halbe 
Banleute®”). — Achnlih war die Baumaunſchaft in Güttzkow organifirt; mur 
war fie Beine Real-, ſondern eine Redhtjamelorporation. Denn das Ge 
noflenrecht baftete an 38 fogenannten Baumannstheilen, welche nach Art eines 
Vermoͤgensrechts bejefjen wurden und beren Befitveränderungen dem Magiftrat 
angezeigt werden mußten. Indeß waren diefe Rechtſamen weder veraußerlic, 
noch vererblih, noch theilbar, fie jollten in der Regel auch nicht kumulir 
werben, und Wittwen behielten fie nur, fo lange fie die Wirthichaft fortfeßten, 
und auch in dieſer Zeit ohne Siß und Stimme in der Berjammlung. War 
ein Baumanndtheil erledigt, jo fiel er an die Geſellſchaft, weldhe ihn gegen 
ein Aufnahmegelb beliebig vergab. Auch Eonnte dem, der feinen Pflichten 
nicht nachkam, das Genofſenrecht entzogen werden. Die Banmannſchaft war 
korporativ organifirt, wählte vier lebenslängliche Borftände, beſchloß nad) 
Stimmenmehrheit, hatte eine eigene Kafje und Lade und verwaltete ihr Ber 
mögen ohne Rechnungslegung an die Obrigkeit. Die Geſammtheit war der 
Stadt zu Fuhren in Friedens⸗ und Kriegözeiten und zu beftimmten Geldab- 
gaben verpflichtet, wofür fie einen Theil der Allmende für fi benußte Ur⸗ 
fprünglid hatte fie offenbar als alte Vollbürgerſchaft die ganze Allmende und 
gleichzeitig alles politifche Hecht beieffen. Allein das letztere hatte fie früb 
mit den Handwerkern theilen müfjen und auch über das Recht an der Allmende 
mußte fie viele Proceffe mit der weiteren Gemeinde führen, durch bie fie 
einen Theil ihrer Vorrechte einbüßte. Befonderd im vorigen Sahrbundert 
traten Alterleute und Mitmeifter der ſämmtlichen Gewerke klagend auf "und 
verlangten Mitgenuß der Stabtfreiheiten, während die Banleute das Recht 
dazn beftritten. Beide Theile beriefen fi anf bie Gründungsurkunde der 
Stabt, in welder die Allmende consulibus et concivibus suis geſchenkt war, 
und beide hatten bierin Recht, da Stabt und Bürgergefammtbeit damals nod 
identiſch geweſen! Es kam dann zu mehreren Bergleihen (1752 und 1805), 


s, Yäpdel.c. S. 247—3249. 
*, Yäpdel.c. ©. 242—24. 
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in denen die Banmannſchaft einen Theil der Allmende an die Gewerke, einen 
. andern Theil an die Stadt zn freier Verpachtung überlafin mußte®®). 

Auch in mecklenburgiſchen Städten kommen ähnliche Vereine (die jog- 
Halbpflegegenoffenfhaften) vor*"). 

-?. Wie in den Städten, jo haben nun aber auch in den Yandge- 
meinden bisweilen ſchon in ſehr früher Zeit die Beifiger und Kötter bas 
Bollbürgerrecht errungen und es ift dann bie Altbürgergemeinde eine Privat 
torporation geworden, welche das Gemeinland, meift aber nur einen Theil 
beffelben, oft felbft nur einen einzelnen Berg, einen Wald ober ein Feld 
für fi) behalten bat. Derartigen Urfprungs find vermuthlid die Weinbergs⸗ 
genoffenichaften einzelner Dörfer"), viele Waldmarkgenoſſenſchaften "), manche 
Alpmarken und andere ähnliche Vereine”). Auch die Haubergsgenoſſenſchaften 
des Siegerland) und die Gehöferichaftn im Regierungsbezirk Xrier), 
weldye durch die Inhaber einer Anzahl veränßerlider und theilbarer ideeller 
Antheile an einer der Genofienfhaft gehörigen Wald⸗ und Feldmark gebildet 
werden und, unter gewählten oder wechjelnden Vorftänten Torporativ organifirt, 
das Sand vermeflen und durch Loſe zur Benugung auf beftimmte Zeit ver 
theilen, find offenbar die ihrer politifchen Bedentung beranbten uralten, noch 
in partieller ftrenger Feldgemeinſchaft ftehenden Markgemeinden. 

Seit dem 17. Jahrhundert laſſen fich ähnliche von innen heraus erfolgende 
Trennungen in denjenigen Gemeinden, welche ſich jelbft zu Ortsbürgergemeinben 
ummwanbelten, häufig beobachten”). War der Gedanke einmal entftanden, daß 
bie vollberechtigten Genoſſen innerhalb der auch bie Beifiker nmfafjenden 
weiteren Gemeinde eine engere Gemeinde bilbeten, jo gab es and, verſchiedene 
Angelegenheiten ber einen und der anderen Gemeinde, es gab eine doppelte 
Art von Gemeindezwecken, Gemeinbebebürfniffen und Gemeindeinterefien. Die 
Erkeuntniß eines folhen Unterſchiedes führte nothwenbig dahin, and das Ge⸗ 
meindevermögen begrifflidy in zwei Beſtandtheile zu zerlegen, je nachdem es 
den öffentlichen Gemeindezwecken oder dem wirthſchaftlichen Bedürfniß ber 
Bollgenofjen diente, und bald an jenem ber weiteren, an dieſem der engeren 
Gemeinde das Eigenthum zuzuſchreiben. Freilich wurbe das Doppelte Vermögen 


*) Päpcke J. c. S. 218-240. 

, Buchka und Budde, Entfcheibungen II. Nr. 21. 

%) Val. oben $ 53 Rote 87. 

) Vgl. oben 8 53 Note 86. 

2) Vgl. Schüler, jurift. Abh. und Recdhtefälle von Ortloff, Heimbach, 
Schüler und Guyet I. Ar. 5 u. 6. 

2) Ach enbach, die Haubergögenofjenfchaften des Siegerlande. Bonn 1863. 

*) Hanffjen, in den Abhandl. der Berliner Alademie v. 1863. ©. 75—96 
und b. Faldl.c VI. ©. 9. 

 Renaud S. 68f. Wysez 1. 21fE Maurer, Dorfv. I. 168—175. 
11. 242. 247—265. Bluntfdli, Zürider R. G. IL. ©. 73f. D. P. R. $ 38. 


der 
Bebürfuiffe verjchrieb und oder wol gar jelbft der Gemeinde unbe 


radgangiı werte, bat Blinmtihli mitzetheilt"). Auch wurben feitbem in 


“) PReipidle . Blnztibli, G. 78. 79. Renaud S. 66. Manrer, 
Serie. L if. TI 3A 

m RenaudLe & Römer c W 9. 

 Erertier, RG na Bern €. 134 Renant ic. S. 65 Reyjcher, 
RR IS 

In Orita waren ichen ver 1688 105 Hefnätten flrirt, deren Befiger 
ale Helzaenenen Nie Zultaupaız datten. Meten der Golzgenofienfchaft aber 
Yatte ſich rim meitere Giemeininigrnetenicaft gebildet. Etreitigfeiten weranlaßten 
EA IN cine rilie Trenmung. Die Delzgeneßen mmbten ein Drittel ihres 
Eapitals an ir wertere Scmrinte abtreten, Iebielten aber den Maid und bad 
Gemmiatrtand. iepteret intvk mit ter Paicht. & fer ganzen Gemeinde offen zu 
dalden Ace der deiden Körgeriduiten Matte ibren eignen Eedefmeifter und 
erdod mer wen Witattedera cin cignes Gtazuaegeld. Jede hatte auch ihre 
reraruden Witalieter za walırtagcn, wenn ader ein Deljgemeiie feinen Hof ver 
fanfte ter ametrat, il er ter Ohrmrinte zur Ya. Die mene Gemeinde Tounic 


wru 2. HB 


W 


ww 7 


5 55. Die Schidfale ber alten ländlichen Gemeindegenofſſenſchaft. 685 


vielen anderen fchweizerifhen Gemeinden die alten Markgenoffenichaften all- 
mälig als beionbere wirthichaftlie und vornemlich privatrechtliche Korpora- 
tionen vollkommen gefchlofien und von ber weiteren Gemeinbe abgelöft, während 
die letztere bie politifchen Funktionen der alten Gejammtgemeinde übernahm 1). 
Und daſſelbe geſchah in ber Pfalz, in Weftphalen,, in Sachſen und anderen 
Ländern !01), vereinzelt auch, wie wir gejehen, in Ditmarfchen *®). 

b. Meberall indeß vollzog fi ein folder Sonderungproceh nur Tangjam 
und unvolllommen, bis endlich die in Folge der franzöfiichen Revolution ent⸗ 
ftaudene neue Gemeindegeſetzgebung von oben her die Trennung anorbnete. 
Nunmehr wurde faft überall die Ortöbürgergemeinde anf eine ausſchließlich 
politiſche Grundlage geftellt und das Gemeindevermögen nad) öffentlichrechtlichen 
Gefihtspuntten behandelt: die alten Wirthichaftsgemeinden aber fielen aus dem 
Staatsorganismus herans und wurben emtweber durch Auftheilung geendigt, 
oder in die politiihe Gemeinde aufzugeben gezwungen, ober in Gemeinichafte- 
verbältniffe ohne Torporative Rechte verwandelt, oder endlich zwar als Korpo⸗ 
rationen, aber als bloße Privatkorporationen anerkannt begiehungsweife gebulbet. 

«, Zu denjenigen Geſetzgebungen, welche ausdrücklich bie priuatrechtlichen 
Gemeinden neben ben politiſchen beftätigt bat, gehört bie Geſetzgebung der 
Schweiz. Selbft durch die Geſetze ber helvetiſchen Republik nach 1798 
wurden, während eine politiiche Gemeinde nach franzoͤſtſchem Mufter einge 


fi Stonomif nicht Halten, deshalb wurben 1694 beibe Rechtsſubjekte und beide 
Bermögendmaflen wiedervereinigt und Ein’ Gedelmeifter aus den Holzgenofien, 
welcher aber der ganzen Gemeinde Rechenſchaft ſchulbete, beftellt. Steuern und 
Srohnden für Landſtraßenban follten Alle, Laften für Holz- und Allmenbwege 
nur bie Holzgenoffen treffen; Gemeinbeämter follten aus beiden befegt, die Ein- 
künfte and der Allmende ſämmtlich zur Gemeindekafſſe abgeführt und theils für 
öffentliche Bebürfniffe, theild für die Holzgenoffen verwandt werben. Endlich 
theilten die Holzgenofien 1792 und 1802 den &emeinwald unter fi auf und 
fanden die Gemeinde wegen ber bisher für fie verwandten Einkünfte ab. 
Bluntſchli, R. G. IL ©. 78 — 80. Spuren einer Ausſonderung der Dorf- 
marfgemeinde aus der Gefammtgemeinbe finden ſich 3. B. auch ſchon 1687 in 
Mänidorf, indem dort ein doppeltes Einzugögeld — in bie Gemeinde und in bie 
©emeindegerechtigkeit oder das gemeine Gut — geforbert ward, Bluntſchli 
II. 74. 


0) Renaud 1. c. 19. 58f. 64f. Bei. aber Stettler, Gemeinde⸗ und 
Bürgerrechtsverh. von Bern ©. 35. 36. 45. 54 und R. ©. von Bern ©. 122 — 
124 über die Berner Güter- ober Realgemeinden, auch Holz-, Moos⸗ oder All⸗ 
menbgemeinden genannt, welche als privatrechtliche Korporationen innerhalb ber 
Bürgergemeinde Eigentfum, Verwaltung und Nutzung der Holzmark, ber Moos⸗ 
gründe, oder der ganzen Allmende behielten. 

101) Belipiele b. Heimbach $ 350. Maurer, Einl. S. 202. Fronh. II 
444 - 446. Dorfv. L 167 Rote 11—15. 

w) Michelſen, Z. f. D. R IX ©. 104f. 
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richtet wurbe, in welder au Stelle jedes Gemeindebürgerrechts das allgemeine 
beivetifche Staatöbärgerreiit trat und die Summe der in jebem Ort wohne 
den Staatsbürger die Municipalität ernennen follte, doch die alten Antbeil- 
baber des Gemeindeguts in deflen Befitz und Nutzung belaffen und zur Be 
ftellung einer befondern Verwaltungskammer für deffen Belorgung ermächtigt. 
Dieſe Grmeindeverfaffung, welche niemals eigentliche Leben gewann, wurde 
durch die Mediationsverfafiung v. 1803 wieber aufgehoben und die alte un- 
vollkommene Trennung ber öffentlihen und privaten Rechte wieder bergeftellt. 
Doch firebte die Rantonalgeiehgebung eine ſchärfere Sonderung an, die beum 
auch 1831 bundesgeſetzlich vorgefchrieben warb, indem die Einwohner. oder 
Ortögemeinde mit Ausnahme des Bormundfchafts- und Armenweſens die po- 
litifchen Funktionen übernehmen, die (bier „Bürgergemeinde" genannte) Ge 
noffenfhaft aber die Allmenden benuben und verwalten ſollte. WMangelbafte 
Sicherftelluug und Beitimmung der Genoſſenrechte führte indeß auch jebt noch 
vielfadh die erbittertften Streitigkeiten herbei, bis durch Kantongeſetze (3. B. 
1833 in Zürich) und nad 1848 allgemein bie totale Auseinanderfegung ber 
politifhen Ortögemeinde nnd der privatrechtlichen Genofiengemeinde (hier 
„Korporationegemeinde” genaunt), der Bürgergüter und ber Korporation® 
oder Genoffengüter und der bürgerlichen und genoſſenſchaftlichen Angelegen- 
beiten durchgeführt wurde '®). 

In gleicher Weife beftehen in Württemberg die alten Martgemeinden 
als anerkannte Privatvereine mit Eorporativen Rechten fort, fie bilden ein 
eigene® von ber politiichen Gemeinde verſchiedenes Rechtsſubjekt, befiken die 
von dem Gemeindeeigenthum getrennten Gemeinheitsgüter und find die Grund⸗ 
lage der von den bürgerlichen Nußungen verſchiedenen Realgemeinderechte °ı). 

Ebenſo wurden in Heſſen die fogenannten Gemeindsleute neben der aus 
Ortöbürgern und Beifikern beftehenden politifchen Gemeinde als eine Real. 
oder Nutungsforporation dem Princip nad) anerkannt. Indeß veranlafte die 
mangelhafte Sicherung der Privatrechte auch bier die lebhafteften Gtreitig- 
feiten, welde, fo lange fie als Anminiftrativfachen betrachtet wurden, meiſt 
zum Nachtheil der Altgemeinden ausſielen. Erſt ale im Jahre 1837 ber 
Rechtsweg für berartige Proceſſe eröffnet war, erlangten die Privatgemeinden 
gerichtliche Anerkennung ihres Eigentbums'®). 


108) Bol. Bluntſchli, R. G. U. ©. 381—387. Renaud ©. 69 f. 74. 96 
Zeitfchr. f. ſchweiz. Recht Bo. VI ©. 9f. GStettler, Gem. u. Bürgerredhts- 
verh. in Bern ©. 56— 68. 883-100. Maurer, Dorfv. TI. 258. 254. 

1200) ©. bei. Reſkr. v. 1812 art. 8. 7. 8; revid. Gel. v. 4. Der. 1838 art, 
6. 48-51. 57. b. Weiste, Samml. ©. 177 f.; Minift. Erlaß v. 8. Nov. 1843. 
Fr. Bitzer, die Realgemeinderechte, ihre Entftehung u. |. w. Gtuttgart 1544 
S. 19-48. Renaud 1. c. ©. 72f. Römer 1. c. If. Weiske, praft. 
Unterf. 48 - 68. . 

ıs) Renaud ©. 76. 76. Weiste |. c. 69—85. Sternberg 1. 7. 21. 
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Ausdrũcklich wurden ferner in Braunfchweig'*), im Koͤnigreich Sachſen *") 
und in Sadhjen-Meiningen *) die Inhaber bergebrachter Nutzungerechte (in 
Meiningen „Nachbarrechte“ genanut) als „Altgemeinden” oder „Gemeinden 
im engeren Sinn“, als „Bereine‘, „Gemeinheiten? ober „Genofienjchaften“ 
benannt und behanbelt. 

Richt alle dieſe Geſetze Iegen ben Privatgemeinden an dem von ihnen ge 
ſondert benubten und verwalteten Bermögen ausbrüdli das Eigenthum 
bei’), andere fprechen es ihnen fogar anshrüdlich ab, indem fie in Ueberein⸗ 
ftimmung mit den Anfichten einzelner SCheoretifer ber politiſchen Gemeinde 
das Eigenthum auch der Genoffengüter zufchreiben, die Realgemeinderechte aber 
als dingliche Rechte am Gemeindegut anfehen 1%). Allein dadurch wird an fich 
noch nicht gehindert, daß die Summe ber Inhaber folder Nutzungs rechte als 
eine von ber politifchen Gemeinde verjchiedene engere Gemeinde eine befondere 
Körperfhaft bildet. Vielmehr ift auch in ſolchen Yällen eine doppelte Ge⸗ 
meinde da anzunehmen, wo das (Gele ausdrücklich eine „Genofienichaft“ 
innerhalb der Gemeinde gelten läßt, wie in Sachſen⸗Weimar und Dannover'''), 
oder doch durch die Berweifung auf das Herkommen eine ſolche Rechtsbildung 
da, wo fie fich entichieben durchgejebt Bat, indirekt beftätigt '"). 

Wo nun aber eine politifche und eine privatrechtliche (Semeinde in dieſer 
Weile nebeneinander beitehen, find fie ald zwei von einander verfchiedene 
Rechtsjubjekte anzufehen, von welchen das eine die öffentlichrechtliche, das andere 
die wirthichaftliche Seite der alten einheitlihen Marktgemeinde fortießt. Jede 
von beiden Gemeinden hat daher oder kann doch haben ihr beſonderes Ber- 
mögen, ihre Berfaffung, ihre eigenes limlage- und Laſtenweſen, ihre befonbere 
Gemeindeverfammlungen und Borftände, eigene Aufrahmebebingungen u. ſ. w. 


23. 25. 29. 60. Für Kurbefien ſchũtzt auch die preuß. Verorbn. v. 18. Mai 1867 
alle derartigen Rechtsverhältniffe. 

106) Braunfhw. Stäbte-Drdn. v. 19. März 1850 5 174 - 178, Landgem. 
Drdn. d. eodem $ 119—124, wo das Bermögen, an welchem nicht alle Bürger 
Theil nehmen, als „Senoffenichaftsgut”, die Gefammtheit ber Nupungäberechtigten 
ale „&enofienihaft” oder „&emeinheit" mit eigner Gefammtperfönlichkeit behan⸗ 
delt wird. — Vgl. auch ſchon die neue Landſch. Orbn. v. 1882 5 48 b. Weiste, 
Samml. ©. 317. 

#7) Landg. Ordn. v. 1838 3 6. 55. 56. b. Weite, Samml. ©. 106. 118 f. 

ı0e) Editt v. 1840 art. 2. 10. 16. Weiske, Samml. S. 384 f. 

100, Doch ift dies im Zweifel anzunehmen. Renaud I. c. S. 86. Römer 
101-108. 

110) Weimarſche 2. G. O. v. 1840 5 29.30. 82. BWeiste, Sammil. S. 345. 
Reyſcher, W. Pr. R. 9 764 Note 10. 15. Gerber, Pr. R. 8 51. 

111) Bol 6 29. 32 cit. in Note 110. Hannov. Landg. D. v. 4 März 1852 
8 45f.;, v. 23. April 1859 $ 60f. 

2) So 3. B. in der Kurhefl. Gem. Ordn. v. 28. Det. 1834 9 74. Weiske, 
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#. Anders verhält es fi dagegen da, wo das Belek, wenn es gleich 
eigene Renlgemeinberechte Tennt, die Summe ihrer Inhaber nur als eine be 
vorzugte „Rlafje” der Gemeinbebürger gelten läßt, ohne ihre Geſammtheit als 
ein eigenes Rechtsſubjekt anzuerfennen. So 3. DB. das preußiiche Landrecht, 
welches ausbrüdlich fagt: „Die Mitglieder der einzelnen Klafien machen unter 
fi) feine beſondere Korporation aus” 12). Bielmehr fol das ihnen dem Eigen- 
thum ober der Nutzung nach zuftehende Bermögen als ein vom Korporations- 
vermögen verjchiebenes gemeinfchaftliches Privatvermögen'!'‘), die Mitglieder 
einer Klaffe aber als eine bloße Privatgefellihaft gelten, welche nur dadurch, 
bag fie mit Stimmenmehrheit Beſchlüſſe fafien kaun, fih einer Korporation 
nähert!) Die fpäteren preußifchen Gemeinbegejebe halten bierau feft'"9), 
und ähnliche Beitimmungen gelten auch für bie ftäbtiihe Gemeinde'!?). 
Gleich der preußiichen Geſetzgebung Teunen viele andere Gefehe, wie 3. DB. in 
Baiern und Großherzogthum Heffen, zwar Realgemeinderechte, aber feine 
Renlgemeinden ''). In folden Fällen alſo ift die alte Markgenoffenſchaft 
als einheitliches Rechtsſubjekt untergegangen und nur die durch fie begründeten 
inbivibnellen Rechte beftehen fort. 


Samml. ©. 277. Bab. Sem. Orbn. v. 31. Dec. 1831 $ 54. 85—120. Ib. 
S. 213. 214f. ©. D. der zur freien Stabt Frankf. gehör. Ortſchaften v. 12. 
Aug. 1824 art. 78 u. Geſ. über den Fortbeſtand der Almentloſe v. 7. Dec. 18% 
ib. ©. 550. 551. Deſterr. Gem. Geſ. v. 1849 $ 26. 

2 A. L. R. I, 7 8 24. 

110) Vgl. U. L. R. I, 7 8 23. 28 und dazu Weiſung bes J. M. v. 12. Br 
bruar 1845 — J. M. Bl. S. 38 — u. Pl. Beſchl. des Ob. Trib. v. 17. Oct. 
1845 — Entſch. Bd. XI ©. 74 

1, WEM. I, 7. 9 25. 26. 27. 

ne) Bol. G. O. f. Weftphalen v. 1841 $ 24. 26. 84. 67 u. v. 19. Min 
13856 $ 52. 8%. ©. 0. f. die Rheinprovinz v. 1845 $ 17. 20. 90. 65. ©. D. 
v. 11. März 1850 $ 46. 106. — Dagegen Täßt die Berorbn. f. d. Prov. Hefien 
v. 18. Mai 1867 $ 1 Nr. IL das Eigentum von „Mit- oder Gefanımteigen- 
thũmern oder von Genoffenfchaften“ gelten. 

un y2%, R. V. 8. 9 159f. St. Orbn. v. 80. Mat 1858 $ 49. Die St 
D. v. 19. Nov. 1808 $ 54 geftattete, daß „ganze Klaſſen und Korporationen 
in der Stabtgemeine” ihr gemeinfchaftliches Vermögen unter Auffiht der Stabt- 
gemeine und bes Magiftratd durch beſondere Vorfteher verwalten Iaffen, obne 
daß erfichtlich wäre, ob bier NReal- und Nupungögemeinden zu den Korpora- 
tionen gerechnet find. 

118), So in Baiern (Gem. Edikt v. 1808 $ 8—5. 27f. Gem. DOrdn. v. 
1818 $ 11-18. 17. 18. 19. 25. 26. Gef. v. 1. Zuli 1884 $ 2. 6 u. mehrere 
andere Verordn. b. Maurer, Dorfv. IL 255. 256. 298. 299); Großh. Hefien 
(vgl. unten Rote 127); Hobenzollern-Sigmaringen (Gef. ü. d. Berf. u. Verw. ber 
Landgem. v. 6. Juni 1840 $ 53 und über d. Gemeindebürger- und Beifitzerrecht 
v. 5. Aug. 1887 $ 6. 53. 109-114 b. Weist Samml. 478. 501.) 
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3. Eine ganz neue Art bloßer Wirthſchaftögemeinden, die aber von ben 
alten Marfgemeinden durchaus verichieden find, ift durch die neueren Gemeinde 
ordnungen bisweilen in ber Weiſe begrünbet oder zugelafien worden, daß, 
während mehrere Ortſchaften politifch zu einer einzigen Gemeinde (Samınt- 
gemeinde) vereinigt find, ben einzelnen Ortichaften die ausſchließliche Benutzung 
und Berwaltung eines bejonderen Ortfchaftsvermögens, und zwar ſowol eine 
eigene Ortſchaftsmark mit den baraus hervorgehenden Befugniffen, als ein 
eigener Ortſchaftshaushalt, überlafien iſt, fo daß fie für diefe Angelegenheiten 
eigene Nechiöfubjeltivität, Berfafiung, Vorſtände, Berfammlungen u. |. w. 
haben !'9). 

III. Bei weiten in der größten Zahl aller Gemeinden endlich ift eine 
befondere wirthichaftliche Gemeinde überhaupt nicht mehr vorhanden, indem das 
wirtbichaftliche Element entweder verſchwunden ift, ober im politifchen Element 
aufgeht, ober endlich in bloßen nicht näher verbundenen Einzelrechten fortbefteht. 

1. Berihwunden ift das wirthichaftliche Element überall da, wo das 
Gemeinland vertheilt ift und nur ein Orts- ober Kämmereivermögen eriftirt: 
mithin heutzutage in faft allen größeren Städten und der Mehrzahl der Land⸗ 
gemeinden. 

2. In die politifche Seite ber Gemeinde aufgegangen ift ihre wirthſchaft⸗ 
liche Seite da, wo die Allmendnugungen rein bürgerliche Nutzungen geworben 
find, mithin ald Ausflug und nufelbftändiges Zubehör des lediglich politifchen 
Bürgerrecht gelten. 

a. Eine ſolche Entwidlung trat häufig von innen heraus ein. Die 
Regel bildete fie in ben größeren Städten, in denen fie fich meift ſchon mit 
der Umwandlung der Markgenofienichaft in ein politifches Gemeinweſen, überall 
aber faft mit den Zunftbewegungen vollzog. So weit hier die fteigenden 
öffentlichen Bebürfniffe überhaupt von der Stabtallmende etwas für den indi- 
vidnellen Gebraudy der Bürger übrig ließen, entftanden doch Feine feiten 
Privatrechte, fondern lediglich bürgerliche, durch das politiſche Recht bedingte 
und beftimmte Nutzungen. In ben Tleineren, aderbautreibenden Stabtgeinein- 


119) Sp in Defterreich nach Gef. v. 1849 $ 4 u. Bel. v. 5. März 1862 
art. 7.; Kurbefien (8. 0.8 7 u. 8 b. Weisfe, Samml. ©. 258. 254); Baiern 
(revid. 8.0.86 ib. 71), Baden (G. D. v. 1831 $ 145—147 u. Gef. über d. 


„Rechte der SGemeindebürger $ 68 ib. 232. 244); Hohenzollern - Sigmaringen 


(@ef. v. 1840 $ 132—142, v. 1837 8 7—13 ib. ©. 494 f. 501 f.). Den größten 
Spielraum gewährt in diefer Hinficht Die Oldenburger Gem. DO. v. 28. Dec. 
1881 art. 2. 185—143 b. Weiske, Samml. 899. 429 f., wonady die innerhalb 
der eigentlichen politifhen Gemeinde — der Kirchipielögemeinde — enthaltenen 
und in Beſiß eigner Gemarkungen befindlichen Bauerfchaften ſich als Gemeinden, 
Korporationen ober Genoffenichaften mit einer gewifien Selbftwerwaltung und 
Autonomie, befonders aber mit eignen Vermögen unb eigner Vermögensverwal⸗ 
tung fonftituiren können. 
I. 44 
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ben, welde überhaupt den Landgemeinden vielfach näher ftanden als ben zu 
Trägerinnen einer fpecifiich ftäbtiichen Entwicklung berufenen Schweitern, mehr 
noch in ben weiteren und engeren Landgemeinden war eine joldye von innen 
kommende Unterorbnung des wirthichaftlihen Rechts unter das politifche 
Bürgerrecht eine Seltenheit. Allein fie kam doch da, wo ein jelbftänbiges 
Orts· ober Landesgemeinweſen entftand, bisweilen vor. So find die Thal- 
markgenofjenfhaften von Urt und Schwyz nach ihrer Umwandlung in bemo- 
kratiſche Freiftaaten doch zugleich Wirthichaftseinheiten geblieben, welche heute 
wie vor Jahrhunderten die Lanbesallmende zum größten Theil für bie wirtb- 
ſchaftlichen Bebürfniffe der einzelnen Landleute verwenden und in weldyen heute 
wie nor Jahrhunderten das rein politifche Randesbürgerrecht zugleich die Theil- 
nahme an biejen wirthſchaftlichen Bortheilen verleiht!”). Ebenſo haben aber 
auch kleinere Gemeinden, beſonders in ber Schweiz, fi) theils durch den Ab⸗ 
ſchluß einer perfönlichen Dorfpatriciergemeinde, theils durch die Aufnahme der 
Kötter und Beifiter in bie Bollgenofienfchaft jelbftändig zu politiichen Ge⸗ 
meinden umgebilbet, in denen durch das rein politiiche unb perfönlidde Orte 
bürgerredht zugleich die Marknutzung als ein nnijelbftändiges Nebenrecht ver- 
lieben wird 1). Freilich ift in der thatfädhlichen Anwendung das Princip der 
bürgerlichen Nugungen auch in folden Gemeinden meift dadurch mobificirt, 
daß, während das Nutzungsrecht an ſich wie bas Ortöbürgerreiht bei Allen 
gleich ift, doch die gefeßlihen Modalitäten der Ausübung eine faltifche 
Ungleichheit bedingen. Insbeſondere führt der Satz, daß eine Nutzung nur 
für das eigne wirthichaftliche Bedürfniß geftattet ift, zur Ausichliegung Aller, 
die einen eignen Hausftand haben, zur Bemeflung des Nutzungsquantums 
nad Grundbeſitz, Viehftand, Wirthſchaftsumfang u. |. w. umd zu allerlei ähn- 
lichen Einichräntungen!*). Umgekehrt freilich wird oft durch den Geſichts 
punkt der ideellen Gleichheit aller Nutzungsrechte eine entgegengejehte Modifikation 
berbeigeführt, indem demjenigen Bürger, welchem die Gelegenheit zur Ausübung 
bes Rechtes fehlt, Entichäbigung gewährt ober bie Nutzung durch geliehenes 
Vieh geftattet, ober indem umgekehrt für die wirkliche Nutzung, wenn fie ein 
gewiſſes Map überfteigt, Gelb erhoben und für die Gemeinde verwandt oder 
unter Alle vertheilt wird '*9). 

b. Eine ähnliche Unterordnung bes wirthſchaftlichen unter das politifche 
Element, wie fie bier hiftoriſch eintrat, ift neuerdings theoretiſch als bas allein 
Richtige verfochten '**) und von manchen Gefehgehungen gewaltfam erzwungen 


10) Maurer, Einl. S. 306f. Blumer L 2, 348f. Bgl. oben 9 53 
Note 46. 

121) Bol. oben 8 58 Note 47. 78, 

22) Bol. oben & 58 Rote 47 u. Tb. II. 

129) Bol. oben 8 58 Note 47 u. Th. IL 

126, Vgl. oben Note 29. 
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worden. Hier wie in ber ganzen Gemeinbegefeßgebung lag das Unrecht, welches 
begangen wurbe und vielfach den unfeligften Streit und eine Irrung bed 
Rechtsbewußtſeins im Landvolle erzeugte, in ber Generalifirung. Ebenſo ge- 
wig, wie an manden Orten eine Behandlung der Marknutzungen als lediglich 
politiicher Rechte Hiftorifch und thatfächlich begründet war, enthielt an andern 
Orten eine ſolche Behandlung einen Eingriff in wohlerworbeue Privatrechte. 
Eine unter jelbftändiger Mitwirkung und Beichlußfafjung ber ganzen Gemeinde 
vorgenommene Sperialunterfuchung darüber, ob nad ber geichichtlichen Ent- 
wicklung und dem Rechtsbewußtſein jeder Ortichaft die privatredhtliche oder die 
öffentlichrechtliche Seite des Bollgenofjenrechts überwog, hätte ficherlich ein jehr 
maunichfaches, aber gerechteres Refultat ergeben. Nach Unterſchied der Fälle 
wären dann bier nur bürgerliche Nutzungen, dort nur Privatrechte am Ge⸗ 
meinland anzuertennen, in ber Regel aber eine billige Theilung beider Ele 
mente vorzumehmen geweſen '**). 

Auf das Entihiedenfte dagegen verlegten diejenigen Geſetze das Recht, 
welche, wie das bairifche Gemeinde⸗Edikt v. 1808 und das naſſauiſche v. 1816, 
mit der Begründung eines einheitlichen Ortöbürgerrechts zugleich alle Unter- 
ſchiede in den Nubungsrechten am Gemeinland aufhoben und jomit die zu. 
Privatrechten geworbenen Nubungsrechte einfach Eaffirten iꝛe). Andere Geſetze 
ftellten zwar ebenfalls für die Zukunft die aus der Gemeindeungehörigkeit 
fliegenden Nutzungen als die einzig zuläffigen bin, Tiefen aber die herkoͤmmlich 
begründeten Privatnußungsrechte wenigitens für bie Lebenszeit ihrer gegen- 
wärtigen Beſitzer beftehen, fo day nur die Veräußerlichkeit und Bererblichkeit 
diefer Rechte fortfiel '”) Die meiften Geſetze endlich begnügten fih, bie 
politiihe Natur der Nutzungen als den regelmäßigen Hall zu erfiären, während 


u te 


1236) Die Gefepgebung der neueften Zeit bat hier zum Befferen eingelenkt. 
So theilt die preuß. Verorbn., betr. die Ablöfung der Servituten, die Theilung 
ber Gemeinfchaften, und bie Zufammenlegung ber Grundftüde für bad vormalige 
Kurfürftenthum Heflen v. 13. Mai 1867 (&. ©. ©. 716) vollftändig die im Tert 
entwidelte Auffaſſung. Sie kennt Miteigenthum, Gefammteigentbum oder Ge⸗ 
nofienfchaftseigentyum, — Kämmereivermögen, — Gemeindeglieber- oder Bürger- 
vermögen, — und enblid Nußungdrechte am Gemeinland aus befonderem Titel 
(8 1. 5), und ftellt für keins dieſer Rechtöverhältniffe eine Vermuthung auf, fon- 
dern verweift Iediglich auf das beftehende Recht, insbejondere auf Statute oder 
Herkommen ($ 3). 

128, Bair. Edikt v. 18085 27; Raffanifhe &. E. v. 1816 52.3. Weiste, 
Sammi. ©. 821— 324. 
| m) So Gem. Orbn. des Großherz. Heffen v: 80. Zuni 1521 art. 98. 94, 
Weiske, Samml. &. 818. 314. Babifche Geſ. über Berf. u. Berw. der Land⸗ 
gem. 8 54 u. über die Rechte der Gemeindebürger $ 1. 92—94 ib. ©. 213. 
235. 249. Fraukfurter Gem. Ordn. v. 1324 art. 78, abgeändert durch Gef. den 
Zortbeftand der fog. Allmendlofe betr. v. 7. Dec. 1886 ib. ©. 550. 551. 

44* 


Deujenigen, weidre cin Ruteungterdit micht ala Glicber ber yelitikäjen Gemeine, 
ieudern euischer alö Glieder einer wem ühe verihichenen Reni- aber Rurungt- 
gemeinde oder aber al Iattmüumm beauipruden, nur bie Demeißlaft aufer 


legt it em. 
Ebenie variiren Die Gejee über Die müheren, Die faftiihe Untübung und 
Einige 


der 

ı5=) Go das yreuß. 8. R. II, 7 8 28. SI und bie fpätere yreuß. Gemeine: 
; das Defterr. Gem. Gef. u. 1849 $ 22. 23; &ef. über bie Gem. 
Verf. $ 53 u. Gel. über das Gemeindebürgerreiht $ 3 u. 109 f. für Hobenzollern- 
©. 478. 501f.; das Ranbeöverf. Gef. v. Hannover 
5 48 ©. 125; fuıhefl. Gem. Orte. $ 70 ©. 277. (Ebenfo bie fpätere bairifehe 
Sefepgebung, bei. Gem. Ordn. v. 1818 $ 11—13. 17. 18. 4. 25. 26. Geſ. v. 
1. Juli 1834 € 2. 6. Maurer, Dorfe. IL 256. 256. 298. 299. Das Gleiche 
gilt von den Gem. Orden. v. Württemberg, Könige. Sachſen, Oldenburg, Weimar 
w.f.w., da aud fie ala den normalen Fall der aufftellen, ba das Rupungöredt 
Ausfiuß der Gemeinbeaugehörigkeit if. Weiste 1. c. ©. 178 art. 3; 109. 118 

6 27. 56; 404 art. 18; 340. 845 $ 6. 30—32. 

0, Go Raffantihe G. E. v. 1816 $ 14 b. Weiste ©. 332; Württemberz. 
Geſ. v. 1833 art. 4850 ©. 191 f.; Großh. Heffen art. 98 S. 318; Frankfurt 
art. 78 S. 550. Ebenſo nad dem Bair. Gem. Edikt v. 1808, welches nur 
(8 27) Hinzufügt, es folle „Die Benugung ... nach dem zufälligen Bebürfniß 
eines jeden Einzelnen bemefien werben.” 

ss”. So nad der revid. Gem. Orbn. v. Baiern $ 19f.; v. Baden $ 85; 
von Hohenzollem-Sigmaringen $ 88. Weiske L.c. ©. 73f. 219. 486. 

m) Sp die Gem. Ordn. des Königreih Sachen $ 27. 56. Weiske 
©. 109. 119; von Sachſen⸗Meiningen art. 16 &. 388; die meiften fchweizerifchen 
Geſfetze u. f. w. 

10) Go das Pr. A. 8 R. II, 7 $ 29. 82. 

13, So das Defterr. Gem. Gef. v. 1849 5 75 und bezüglich der &emein- 
weiden au das Pr, &, R. IT, 7 8 30. Bol. auch oben Rote 34. 
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3. Schlieglih haben, wie bies fchon mehrfach erwähnt ift, viele Geſetze 
zwar ebenfalld die alte Genofienfchaft ausbrüdlich oder ſtillſchweigend aufge 
hoben, fie haben aber die berfömmlichen Nubungsrechte — ſei e8 nun für 
inmer ober für bie Lebenszeit ihrer gegenwärtigen Inhaber — als wahre, 
durch Gemeindebeſchluß unentziehbare und nicht aus ber Gemeinbeverbindung, 
fondern aus einem individuellen Rechtstitel fließende Privatrechte anerkannt ). 
Wo dies der Fall ift, da ift die alte Wirthſchaftsgemeinde als ein befonderes 

” Rechtöfubjelt in der politifchen Gemeinde untergegangen und tamit auf die 
legtere das der ehemaligen Genoſſenſchaft in ihrer Einheit zuftehende Recht, 
mithin der Regel nad auch das Eigentbum an der ganzen Allmende, über- 
tragen: die Nutzungsrechte der einzelnen Genoſſen oder ihrer Klafſen aber 
find zu völlig freien und individuellen Privatrechten — in ber Regel zu ding- 
lichen Rechten an einer fremden Sache — geworben. Sole Nutzungsrechte 
find dann nit nur von bürgerlichen Nutzungen, die aus dem politijchen 
Gemeindebürgerrecht fließen, ſondern aud von den eigentlichen Realgemeinbe- 
redhten verichieben, indem die letzteren keineswegs auf rein individuellem Titel 
beruben, fondern durch die Mitgliedfchaft in einer Realgemeinde, einer Torpo- 
rativen Genoffenichaft, bedingt und beftimmt werden. Sie ftehen daher ihrer 
innern Natur nach nunmehr auf gleicher Stufe mit jedem andern auf einem 
Privatrechtsſtitel beruhenden befonderen dinglichen Recht eines beliebigen Dritten 
am Gemeinland, mag bie nun eine Sermitnt, ein Realreht, ein beſonderes 
amtliches Nutzungsrecht ober Aehnliches jein '*). 


C. Die Entftehung der rein politijhen Landgemeinde '*). 

Mit dem Untergang der alten ebenfofehr wirthichaftlichen wie politiichen 
Semeindegenofjenfchaft und der Abforbirung oder der Ausſcheidung ihrer ent- 
weber in einer Privatgemeinde oder in bloßen Privatrechten fortdauernden 
wirtbichaftlichen Elemente war, wie wir gejehen, die Bildung einer rein poli- 
tifchen Gemeinde untrennbar verfnüpft. In dieſer feßte fich eben Die zweite 
Seite der alten Genoffenihaft — ihr politifches Element — unmittelbar 
fort. Deshalb kam fie auch vor Allem da in voller Schärfe zur Erſcheinung, 


134) Dies ift befonderd in Preußen, Baiern, Großherz. Heſſen u. f. w. der 
Fall. Bol. Note 118 —118. 

13, 3, B. Naffauifches Gem. Ebilt $ 14; Württemb. Gef. über das Ge 
meindebürger- unb Beifigerreht art. 50 („privatrechtlicden Dienftbarkeiten”) und 
art. 57 b. Weiske ©. 338. 191. 192. Bol. au Befeler, D. Pr. R. 8 84. IV. 

136) Neber die Entftehung der Ortsbürgergemeinde vgl. bei. Bluntſchli, 
R. G. I. 58f. D. P. NR. $ 36. 87. Renaud J. c. 858 D. P. R. J. 
8 186f. Brackenhöft im Rechtslexikon IV. 251 f. 8. v. Gemeinden“. Mitter- 
maier, D. P. R. 8 1%0. 121. Weiske, prakt. Unterf. III. 174f. Stüve 
l. c. ©. 131f. Dunderl,c. 172f. Stettler, Bürgerrechteverf. in Bern 44. 
50f. R. G. 122. Maurer, Dorfo. II. 247 f. 
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wo fie als eine weitere Gemeinde an tem Gegenfak einer im ihr fori- 
beftehenden engeren Wirthſchaftsgemeinde dem Rechtsbewußtſein beutlich werben 
Tonnte !”). 

Für die Geftalt nun aber, welde dieſe politifche Gemeinde gewonnen 
dat, war es von größter Wichtigkeit, daß fie ihre Entfießung weit weniger 
einer inneren Entwidlung, als einer von außen fchaffenden Kraft verdankte. 

Zwar war bisweilen ſchon früh bie Konftituirung einer politiihen Ge 
meinde von innen heraus erfolgt ober es war doch ein Anfang dazu gemacht 
worden. Bon den größeren Landesgemeinden und ihrer Gliederung abgeſehen, 
hatten auch einzelne Banerichafts- ober Dorfmarkgenofienfchaften fi — 
namentlich in Folge der Aufnahme von Köttern und Beifibern zu Genofien 
— in politifche, auf Abftammung und Aufnahme berufende Bürgerjchaften 
"verwandelt, einen wahren Gemeindevorftand und Gemeinberath, ein eigentliche 
Gemeinbevermögen und einen Gemeinbehanshalt gebildet, und fo ganz im 
Sinne einer mittelalterliden „Stabt" ihr „Dorf” zu einem felbftänbigen Ge⸗ 
meinwejen mit einer aus ihm jelbft ftammenden politiichen Gejanımtperfön- 
lichkeit erhoben). 

Allein ſolche vereinzelten Erſcheinungen Tonnten tie Eutwidiung im 
Ganzen nicht beitimmen, bie vielmehr auf das Eutſchiedenſte auf eine obrig- 
keitliche Konftituirung der Ortsgemeinde hingieng. Mitgewirkt bat freilich 
hierbei überall auch eine innere Veränderung; inbirelt die Reaktion ber ge 
fährbeten und deshalb auf Trennung von ben politifhen Elementen brängen- 
den privatrechtlichen Glemente, direkt das Begehren ber jeit ber Reformation 
jehr vermehrten Kötter und Beifiger, den von ihnen mitgetragenen Laften nnd 
Pflichten, beſonders den Einzugsgelbern und Gemeinbennterlagen entfprechenbe 
Rechte zu erlangen und zur Theilnahme an den auch fie glei den Bollge 
nofien betreffenden Gemeindeangelegenheiten, weldhe durch kirchliche, Schul. 
und Armenfachen, neue Gemeindeanlagen, die Gemeindekaffe u. ſ. mw. ver- 
mehrt waren, mithin zum Stimmrecht in öffentlichen Angelegenheiten ver- 
ftattet zu werden. Die eigentlihe pofitiv fchaffende Kraft aber gieng immer 
ausichließlicher von der Obrigkeit aus, welche, unter Benutzung ber vor- 
handenen Elemente, immer felbftändiger von außen ber die politiiche Gemeinde 
fonftrnirte. Obrigkeitliche Anordnungen waren es, welche bie Bilbung eines 
eigentlichen Gemeindenermögens, einer Kaffe unb eines Haushalte bewirkten, 
die Verwendung für Hffentliche Bebürfnifie beftimmten umb Tontrolirten, die 
Rechnungslegung erzwangen. Obrigfeitlih wurben das Kirdhenregiment, das 
Schul⸗ umd Armenweien, die Ortspolizei und das Domicilweſen geregelt und 
Damit wichtige Faktoren ber neuen Ortsbürgergemeinde gefchaffen. Die Theil- 
nahme obrigfeitliher Beamten an der Gemeindeverwaltung brachte dieſe Ber- 


187) Vgl. oben unter A. II. 
135) Vgl. 8 53 am Ende. 
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waltung immer mehr ber von Gtaatsabiheilungen nahe. Vor Allem aber 
famen von außen und von oben bie neuen Rechts- und Staatsibeen an bie 
Gemeinden heran. Bon außenftehenden Gerichten wurbe auf fie bas römifche 
Recht angewandt. Bon außen wurden bie politifchen, philoſophiſchen und national. 
ötonomifchen Ideen wirkſam, welche zugleich den einheitlichen Staat und die 
Emancipation des Individuums erftrebien. Und als endlich die Iekte Kon- 
fequenz biefer Ideen gezogen und durch bie von der Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts beginnende und heute faft vollendete Gefeßgebung über bie guts- 
berrlihen und bäuerlichen Verhältnifſe der Landbevoͤlkerung die volle perfönliche 
Freiheit und das volle Grundeigenthum zurüdgegeben ober verliehen wurbe, 
da war auch dies Feine Folge einer inneren Bewegung der Landgemeinden, es 
. war nichts Selbfterrungenes, jondern eine obrigkeitlihe That!) Wenn die 
in den Ideen ber frangdfiihden Revolution gipfelnde Richtung, während fie 
dem alten Privilegienftant und feinem Korporationdweien den Tobdesfto gab, 
zugleich gegen jeden zwiſchen dem allmächtigen Staat und dem befreiten In⸗ 
dividuum eim eigenes Leben beanipruchenden Organismus feinbfelig auftrat 
und fo auf die Gemeinde ald Genoſſenſchaft zunächſt nur negativ und atomi- 
firend wirkte: fo war doch bier vor Allem der Punkt, wo fith zugleich ihre 
pofitive, fchöpferiihe Kraft offenbarte, indem fie die Elemente herftellte, aus 
denen fih in unjeren Tagen langjam ein uener, jelbitänbiger Gemeindeorga⸗ 
nismus aufbaut. 

Doch ift e8 aus dieſer Entftehung ber politifchen Landgemeinde durch 
wejentlich außer ihr wirkende Kräfte erflärlih, daß fie zunächſt in unjelbftän- 
diger und unlebendiger Form, daß fie nicht als ein durch fich ſelbſt lebender 
. genofienfchaftlicher Organismus, fondern als ein vom Staate belebter Anftalts- 
förper geichaffen wurbe und daß fie die Kennzeichen dieſes Urfprungs bis heute 
an fi trägt. Die am Ende des vorigen und am Anfang dieſes Jahrhunderis 
erlaffenen Landgemeindeordnungen, mögen fie nun von ber Revolution oder 
vom Berwaltungsabjolutismus diktirt fein, huldigen gleihmäßig dem Grunb- 
faß, daß die Gemeinde ein willkürlich Eonftruirbarer Verwaltungsmechanismus 
fei, der anf einer Iofalen Abtbeilung des Stantögebiets und unter einer lokal 
abgetheilten Summe von Staatsbürgen in möglichft gleihmäpiger Weiſe in 
Bewegung gejeßt werben müffe, wobei- dann nur aus Zwedimäßigkeitsgründen 
der jo eingerichteten Anftalt Korporationsrechte verliehen werden. Gegen eine 
ſolche Anſchauung, die im Leben glüdlicherweife bei uns nie voll verwirklicht 


139 Die vereinzelten felbftändigen Regungen bed Bauernftanbed am Ober- 
rhein und in ber Pfalz, die Bauernaufftände in Kurfachfen um 1790 unb bie 
unmittelbare Berührung der Gemeinden mit ben revolutionären Ideen waren 
weder in den Rheinbundftaaten noch in Preußen die Urjache oder der Anlaf der. 
Bauernemancipation. Sie war durchaus das Werk ber über dem Bauern ftehen- 
den Mächte. 
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wurbe, reagirte freilich bald der neu erwachende Gemeingeift: noch heute aber 
ift ſie keineswegs und am wenigften in Bezug auf bie Landgemeinden über- 
wunden. Es war für die Landgemeinden befonders nachtheilig, daß die Ridytung 
anf &emeinbefreiheit vornemlih von den Stäbten auegieng und von ihnen 
formulirt und durchgeſetzt wurde. Denn in Folge tefien Gaben bie weneren 
Gemeindeorbnungen indgefammt entweber in übermäßiger Uniformirungsfucht 
Stadt und Land völlig gleichgeftellt und die Dorfgemeinden als bloße ver⸗ 
MHeinerte und nnvolllommene Abbilder der Stadtgemeinben Tonftruirt, oder fie 
haben bei Gleichſtellung der Stabt- und Landgemeinden binfichtlih ihres 
Weſens und ihrer Grundlagen in ihrer Gliederung und Orgauifation bedeutende 
Unterfchiebe gemacht, den Hauptunterſchied aber in eine ungleich geringere Selb⸗ 
ſtändigkeit der Landgemeinden geſetzt. Letzteres ift beſonders in ben ſechs öftlidhen 
Provinzen Preußens ber Hall. Denn nachdem tie für Stabt und Land ge 
gebene preußifche Gemeindeordnung v. 11. März 1850 im Beginn ihrer Aus 
führung fiftirt worden ift, find nur für die Rhrinprovinz und Weſtphalen 
Landgemeindeorbnungen erichienen beziehungsweife realtivirt, während in ben 
öftlichen Provinzen nur das unvollfländige und in den Berfafjungsbeftimmungen 
jubfidiäre Gefeh vom 14. April 1856 publicirt ift, welches den Landgemeinden 
nicht einmal dem Namen nad die Selbftuerwaltung giebt. Es gilt Daher 
durchaus noch das Syftem des Polizeiftants, in welchem die Landgemeinden 
politifch nichts als Polizeibezirke und privatrechtlich bevormundete Korporationen 
find. Da überbies in Preußen neben der Gemeindeverfaffung noch die Guts- 
verfaffung eriftirt, indem ben felbftändigen Gutsbezirken die Bedeutung einer 
eigenen rein obrigkeitlich organifirtn Gutsgemeinde beigelegt ift, fo Tann 
von einer Umwandlung ber ländlichen Gemeindeverhältniffe Preußens durch 
die moberne Idee der genoffenfchaftlichen Sclhftuerwaltung überhaupt noch nicht 
geiprochen werben. Die Unbaltbarkeit biefer Zuſtände ift freilich allgemein 
anerfannt und ihre Umgeftaltung um fo mehr bie unabweislidhe. Pflicht ber 
unmittelbarften Zukunft, als in ben neuen’ Landestheilen die Landgemeinden 
theils nach älteren Geſetzen (Naffen, Kurbeffen, Hannover, Srauffurt), theils 
durch die Geſetze des Jahres 1867 (Schleswig-Holftein) bereits um Vieles 
beffer geftellt find. Ebenſo ift in ben meiften übrigen deutſchen Staaten theils 
ſchon in ben dreißiger Jahren, theils feit 1848 ber Anfang zu einer Regener 
ration ber Landgemeinden im Sinne genofienfchaftlicher Gemeinweſen gemacht, 
ohne daß fie irgendwo bereits bie Nachtheile ihrer obrigkeitlichen Gntftehung 
völlig überwunden hätten. 

Bevor wir indeß näher auf die durch die Geſetze nuſeres Sahrhunderts 
der Gemeinde gegebene Geſtalt eingehen, müſſen wir noch kurz die Schidfale 
bes ſtädtiſchen Gemeinweſens berühren, da ein principieller Unterjchied zwiſchen 
Land» und Stabigemeinden heute nad, keinem Geſetz mehr befteht und fo von 
der Ortegemeinte ale einem einheitlichen Inftitut gefprocdhen werden muß. 
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Denfelben von außen und innen gleichzeitig wirkenden Kräften, vor 
welchen das ländliche Genoffenichaftsweien dahinſchwand, erlag das genoffen- 
fchaftliche Gemeinweien in den Städten. Für eine freie Gemeinheitöverfaffung 
war in dem neuem Staats: und Rechtsſyſtem Tein Raum. Zwei Wege nur 
ftanden den Städten offen, von denen ber eine zu voller Selbftändigkeit, der 
audere zu voller Abhängigkeit, jeber aber zum Untergang des genoffenichaftlichen 
Gemeinweiens im obrigfeitlichen Princip führte. Entweder mußten fie felbft 
obrigfeitlich regierte Territorien werben, in denen nur eine Korporation In- 
haberin der Landeshoheit war, ober fie mußten fi ald abhängige Gemeinden 
fremder Landeöhoheit fügen, um politifch zu Stantsverwaltungsanftalten, privat 
rechtlich zu Privilegöforporationen, deren Privilegien zu zerbrechen mehr nnd 
mehr Forderung der Zeit wurde, herabzufinten. In der That zeigten fich 
ſchon im 15. Sahrhundert die Keime fo großer Beränberung; in gewaltigem 
Anfihwung unterbrach dann noch einmal die Reformationszeit den Verfall ber 
dentfchen Stadtfreiheit, um bald defto jchnelleren Niedergang zu bringen; ver⸗ 
nichtend wirkte hier wie überall der 3Ojährige Krieg; langfam und ftetig drang 
feitbem die Obrigfeitsidee in das Detail der Stabtverwaltung; endlich zog die 
revolutionäre Geſetzgebung das Facit, indem fie einigen wenigen Städten zu 
voller Souveränetät verhalf, die anderen als politifche Gemeinweſen vernichtete. 

In ihren Grundzügen bietet dieſe ganze Entwidlung mit dem "Verfall 
der Landgemeinden große Analogien. So weit dies der Fall, joll nidyt weiter 
von ihr die Rede fein. In zwei Punkten aber befteht ein wejentlicher und 
principieller Unterſchied. Einmal barin, daß die von ber ländlichen Berfaffung 
total verſchiedene Organijation der Städte einen anderen Gang bedingte, in- 
bem es bier nicht ein Geſammteigenthum und eine Genofjenfchaft des alten 
Rechts zu zerftären und durch eine nen geſchaffene politiiche Gemeinde zu erfeßen, 
fondern ein bereit# vorhandenes politiſches Gemeinweſen in eine Gemeinde neuer 
Art zu verwandeln, mithin Die lebendige Gefammtperfönlichkeit ihrer oͤffentlich⸗ 
rechtlichen Bedeutung nad durch die Obrigkeitsidee zu abforbiren, übrigens 
aber in eine juriſtiſche Perſon umzugeftalten galt. Zweitens darin, daß bie 
privatrechtliche Rolle, welhe auf dem Lande die Allmende und der Allmends- 
nußen übernahm, bier ben ans dem ftäbtiichen Handels und Gewerbemonopol 
fließenden Vorrechten, dem Privileg auf fogenannte „bürgerlihe Nahrung” 
zufiel. 

I. Ras zunächft die innere Umwandlung bes ſtädtiſchen Gemeinweſens 
angeht, fo zeigen fi) ihre Keime jeit dem Beginn des 15. Sahrhunderts in 
einem gewifien Stillftand bes öffentlichen Lebens ber Bürgerfdhaften, welcher 
trotz der hohen Blüthe des Städteweſens bie jpätere Erftarrung vorausahnen 
ließ. Jene gewaltige Bewegung, welche bis dahin in allen Städten die Ver⸗ 
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faffungsbilbung in ftetem Fluß erhalten batte, indem fie ben Kreis der voll 
unb gleich berechtigten Bürger in proportionalem Berhältnig zu dem Auf- 
blũhen der unteren Stände mb zu ber Ausbreitung des Bürgerfinns durch 
immer neue, jugendfriiche Elemente gewaltfam oder friedlich erweiterte, gerieth 
ins Stoden. VBollserhebungen waren auch früher mihlungen: aber theils 
Hatte dies au ihrem verfrühten oder verfehlten Beginn, theils an ber größeren 
inneren Kraft der Bollbürgerfchaft gelegen, theild waren nur fpecielle Aus- 
nabmen dadurch begründet. Seht bagegeu wurbe die Erweiterung der Regi- 
mentöverfaffung auch da, wo bie künftlid zurũckgedämmte Vollskraft in fehr 
berechtigten Ergufſe durchbrach, nur aus nahmsweiſe noch erreicht und es trat 
bereits deutlich das Uebergewicht des bie innere Struftur der Städte mehr 
und mebr formenden Gedankens ber Obrigkeit hervor. Ja vielfach wurbe 
ſchon jetzt die ſei es nun ariftofratifche fei es demokratiſche Gemeinheitsver⸗ 
faffung durch eine ariftokratiſche ober oligarchiſche Obrigkeiteverfaffung verbrängt. 
Zumädft trat dies in ber Niederlage der Zünfte in einem großen Theil 
Deutihlands hervor. Ueberall bis dahin fiegreih, in Süb- und Mittel- 
beutfchland, in Schwaben, Franken, dem Elijah, in Baiern und Xhüringen bie 
meiften Stäbte regierend unb auch ba, wo fie ben Patriciat nicht völlig zu 
fürgen vermocht hatten, am regierenden Rath; Theil nehmenb (wie in Sranffurt 
umb jeit 1378 in Nürnberg), am Nieberrbein und in Weſtphalen nach ber 


_ Berftörung bes lehten unb mädhligfien Bollmerls der Gegner, bes Kölner 


Patriciats (1396), faft überall herrſchend, auch im Norden und Oſten im 
vielen Zandftäbten, bejonders der Mark Brandenburg, zum Theil aber auch 
Pommerns, Sachſens, der Lauſitz, Schlefiens und jelbft Böhmens und Mährens, 
wenn nicht von Anfang an ben übrigen Bürgern gleichgeftellt, feit der Mitte 
des 14. Sahrhunberts zum Stabtregiment oder zur Xheilnahme daran gelangt '), 
fahen fich bie Handwerker in faft allen großen haufiſchen Danbelöplägen Rorb- 
beutfchlands noch immer von der Rathsfähigkeit ausgeſchloſſen. Yaft in allen 
Städten lübifchen Rechts gehörten fie zwar zur Bürgerichaft, fie nahmen an 
ben echten Dingen ber Geſammtheit Theil und ihre Welterleute wurben in 
allgemeinen Stadtangelegenbeiten, beſonders bei Aenberung ber Statuten, vom 
Rath als die Bertreter der Gemeinde zugezogen umb befragt: allein bie eigent- 
liche Stabtregierung war bei einem fi ans dem kaufmänniſchen Patriciat 
ergamgenben Rath, ber verfaffungemäßig Jedem, welcher fein Gelb burd 
Handwerk gewonnen, ben Eintritt verwehrte. Unter ſolchen Umftänben konn⸗ 
ten gewaltjame Grhebuugen der Aemter, um Rathsfähigkeit zu erlangen, nicht 
fehlen. Allein alle ſeit dem Ende des 14. Jahrhunderts unternommenen Re 
volutionen führten keine ober nur vorübergehende Aenderungen berbei ober 


1) Bgl. oben $ 34. In Defterreih und im Ordenslande kam es zu feinen 
dauernden Zunftfiegen. Geringfügig war auch in Schlefien meiſt der Einfluß 
der Zünfte. In Iglau unterlagen die Zünfte 19392. In Breslau 1420. 
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verfchafften den Handwerkern hödhftens bie Theilnahme an einem dem regieren- 
ben inneren Rath zur Seite tretenden Bürgerausſchuß. Der Hauptgrund für 
dieſe Niederlagen war bie Einmiſchung der Hanſa in die inneren Angelegen- 
heiten ihrer Glieder. Bor Allem war die Reftanration des von den Zünften 
verjagten Raths in Braunſchweig um 1392 unb bie Unterbrüdung ber v. 
1374—1416 währenden Zunftbemegungen in Lübeck, ber Haupiſtadt Nord⸗ 
beutichlands, das Werk des Bundes”). Ebenſo aber hatte er an ber Nieber- 
haltung ber jett bem 14. Jahrhundert in allen norddeutſchen Seeftäbten, in 
Bremen, Hamburg, Wismar, Stralfund, Greifäwalb, Stettin, den brei großen 
Städten des Orbenslandes n. |. w. auftauchenben Zunftbeftrebungen mehr ober 
minder Theil, wenngleich fi daneben auch bereits bie fteigende Gewalt ber 
Landesherrn zu Ungunften ber Züufte geltend machte (4. B. 1391 in 
Stettin) ). Konnten in Folge defien mur wenige iſolirte Zunftregierungen 


9 Vgl. über bie Reftauration in Braunfchweig Lüb. Urft. IL S. 552. — 
In Lübel begannen bie Zunftunrußen 1874 wegen einer ben Handwerkern aufer- 
legten nenen Steuer. 1380 und 1384 verlangten befonbers bie Knochenhauer volle 
torporative Freiheit und Antheil am Rath, unterlagen aber nach blutigem Kampf. 
Dagegen hatte bie Erneuerung bes Aufftanbes 1408 günftigeren Erfolg. 1408 
wurbe eine neue Rathsordnung gegeben, wonad der Rath halb aus Mentierern 
und Kaufleuten, Halb aus Brauern und Aemtern genommen werben follte. Der 
abgefepte Rath gieng aber an den Kaifer und i. 3. 1416 vollzogen Tatferliche 
Kommifiarien unter Mitwirkung ber Rathsboten von Hamburg, Roftod, Stral- 
fund, Greifswald, Lüneburg, Wismar und Stettin die Reftauration. Bol. 
Deibmar, Iüb. Chronik L 814. DI. 5. 8—11. 615. 662. WBehrmann, Einl. 
3. Tab. Zunftr. ©. 88f. Barthold, Hanfa IIL 18—44. 

3 In Pommern kamen fchon in ber 1. Hälfte des 14. Jahrh. Aufftände und 
Ratböverbote gegen Berfhwörung und Zufammenrottung, befonderd in Greifs⸗ 
wald und Stralfund, vor. Doch wurden alle Verſuche ber Zünfte, in ben Rath 
zu gelangen, im 14. Jahrh. unterbrädt. So 3. B. die blutigen Aufftände von 
1386 un. 1887 in Anklam, v. 1888-1895 in Stralfund, v. 1891 in Stettin. 
Ebenfo nody 1468 in Greifswald. Beſonders entjcheidend aber waren die Sabre 
1427 u. 1428, in weldhen Zunftaufftänbe in faft allen Seeftädten, namentlich in 
Stralfund, Stettin, Wismar, Roftod, Hamburg u. Bremen, an der Einigkeit ber 
Rathsariftokratien ſcheiterten. Am wirkfamften zeigte fich die hanſiſche Dazwiſchen⸗ 
kunft in Bremen, das, nachdem von 1806-1866 ber Sieg zwifchen Zünften unb 
Gefchlechtern geſchwankt, 1866 aber die Ariftofratie gefiegt hatte, für bad 1428 
eingeführte zünftige Regiment und die 1480 erfolgte Hinrichtung feines Bürger- 
meifterd mit Verhanſung beftraft, 1483 fih einer durch Hamburg, Lüneburg und 
Stabe vermittelten Reftauration fügen und die Zünfte ftrengfter Rathobevormun⸗ 
bung unterwerfen mußte. Erft 1530 erfolgte dann ein neuer Anfftand, der 1584 
die bi 1848 geltende „neue Eintracht” herbeiführte, welche dad Regiment einem 
fih felbft ergänzenden Iebenslänglichen Rath überwied und felbft die Wahl ber 
in gewifien Fällen zuzuziehenden Bürger biefem Rath übertrug. In Wismar be- 
feitigten, nachdem 1409 Zunftfiege erfochten, 1416 bie Rathsariftofratie reftaurtrt, 
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1427 aber von Renem zetarzt war, 14% bir Etäbte Cube, Hamburg, Strai- 
fund unt Pünchurg teiutin Mamens der Denia dir Zunftregierung. In Preußen 
wurben, insbeientere in Azlze ber miklungenen Junflanfände in Danzig von 
1378 und 1416, 1385 ieyar alle Prüteridhaften der Oandwerler verboten und 
1421 und 1422 die Zunfte bei Redhted ber Gelbiverjammlung und eines eignen 
Siegels beraubt. Die gemäßigifte Berfaffung befand ned in Demburg, obwel 
auch bier neben einem fi ſelbſt ergänzenden Rath die Gemeinde nur in dem 
Kolleg ber „Wittigften" eine Bertretung hatte. Magdeburg, das feine 1330 feft- 
geſtellte zänflige Berfafiung bis zw feiner Zerftärung i. 3. 1681 behielt, uud die 
von ihm abhängigen Städte, jowie Gerft, Köln und die übrigen Hanfeftädte 
des Weſtens wurden von dieſer Realtion nicht beiroffen. Bol. Barthold, 
Gelb. v. Pommern II. 294308. 529-536. IV, 1. 32—86. 269 f. 456—461; 
Hanfa IE 224f. ID. 46. 51. 59. 70f. 81. 82. 104f. Duntze, Geld. ber 
freien Etadt Bremen 11. 253 f. S9f. Burmeiſter, die Bürgerfprachen und 
Bürgerverträge der Stadt Wismar ©. 57. 63. Hirſch, Dandeld- u. Gewerb# 
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und mehr mußte das Princip ber Wahl dem ber Kooptation weichen ober 
wurbe zur leeren Form, an Stelle kurzer Amtsperioden trat Lebenslänglichkeit 
ber Rathöftellen oder regelmäßiger Wechſel alter und neuer Räthe, die faltiſche 
Mitgliedihaft im Rath Fam kaum mehr aus dem Kreife beftimmter Familien 
heraus. Der Rath benannte und betrachtete fi als „Obrigkeit“ +), ließ fi 
„die Herren® tituliren und bezeichnete bie Bürger als „feine Bürger“, was 
bald wenig mehr als „Unterthanen" bebeutete.e Die Selbftverwaltung ber 
engeren politijhen und gewerblichen Körper wurde mehr und mehr beſchraͤnkt, 
Bevormundung, Vielregiererei und Polizeiſyſtem ftiegen höher als je in ben 
Inndesherrlihen Zerritorien®), an Stelle der oͤffentlichen Berhandblung der 
Stabtangelegenheiten trat Heimlichthuerei, welche das „ewige Heblen" zum 
Hauptgelöbnig aller Inhaber öffentlicher Funktionen erhob. Die Vollendung 
dieſes neuen ftäbtiichen Regierungsſyſtems war enblich die Mebertragung der 
wichtigften Befugnifje des vollen Raths auf :zahlreihe Kommiffionen und 
Ratheausichüffe, die fich zuletzt als ftändige, oft Iebenslängliche und durch 
Kooptation ergänzte, in ftrengftem Geheimniß verfahrende Körper für Finanzen, 
Krieg oder das „Regiment" überhaupt aller eigentlichen Gewalt bemächtigten 
und ſchon im 15. Jahrhundert gerade manche auf Zunftverfaffungen gegründete 
Städte, wie Strasburg, Regensburg, Speier, Baſel und Worms, rein oli- 
garchiſch vegierten®). 

Wie verſchieden fih aber im @inzelnen die Berhältniffe geftalteten, bie 
Verdrängung bes Principe einer fih dur ihre Organe felbft regierenden 
Bürgerſchaft durch das Princip eines obrigkeitlich regierenden Raths war mit 
dem Enbe des Mittelalters überall entſchieden. Anftatt des alten Gegenfages 
zwifchen Aktivbürgern und Paffivbürgern trat nun der Gegenfatz von Rath 
und Bürgerjchaft im Sinne von Obrigkeit und Unterthanen in ben Borber- 
grund und die inneren ftäbtifchen Konflikte drehten von da an fich weniger 
um das Verhältniß der Bürger zu einander, ale um bas Verhältniß bes 
ftäbtifchen Volks zum ftäbtifhen Regiment. 

Sn großartiger Weiſe erhob fi in der ebenfojehr das Alte begrabenden 

4) Der Ausbrud und Begriff der Obrigkeit fommt 3. B. in dem Schieds⸗ 
fprud) der Etädte Worms und Strasburg zwifchen den Bürgermeiftern und drei 
Räthen der. Stadt Speier und den Dlünzern und Hausgenofien von 1492 (bei 
Schaab, Geſch. des rhein. Stäbtebundes, Urkb. Nr. 859 ©. 514) vor, wo es 
(S. 521) beißt, die Gilde dürfe zwar ferner von ihren Genoſſen einen Eid iren 
meister und der gesellschaft fchwören laffen, aber nur mit der Klaufel: unab- 
bruchlich und mit vorbehalten des rats oberkeit. 

s, Man denke nur an bie Lurus-, Sitten, Kleider, Hochzeitordnungen u. ſ. w. 
ſeit dem 15. Jahrhundert. 

%) Bol. über die Oltgarchie in Bafel Heusler, Baſel S. 878—392 unb 
Arnold, Freiſtädte II. 892 — 395; in Speier Arnold 1. c. 358 — 861; in 
Strasburg (bid 1789 ziemlich unverändert) ib. 882 —885; in Regensburg (1495 
vorübergehend unterbrochen) ib. 408 f.; in Worms ib. 451. 
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wie das Neue aufrichtenden Zeit der Reformation noch einmal ber Gedanke 
einer Bollsberrfchaft in den Städten. Weil ausnahmslos faft Zünfte und 
Volk der neuen Lehre buldigten, während die Ratbsariftolratie das alte Be 
kenntniß zu erhalten ftrebte, war im Aufange ausnahmslos faft mit dem 
Stege ber Reformation die Errichtung eines vollsthümlichen Stadtregiments, 
mit ber Erhaltung des Katholicismus die Konſervirung ber alten Berfaffung 
verbunden. Allein in ber Regel ſchon nad) wenigen Jahren erfolgte eime 
politiſche Reaktion, welche, während fie das kirchliche Refultat der vollsthünmlichen 
Dewegung acceptirte, die ariſtokratiſche ober oligarchiiche, jedenfalls aber obrig- 
keitlihe Derfaffung reftaurirte Die Niederlagen ber unter neu errichteten 
Bolköregierungen zuerft einen gewaltigen Aufſchwung uehmenden Hanſeftädte 
in ihren norbijchen Unternehmungen, die Hinrichtung Wullenwebers in Züber 
und die damit verbundene Reaktion in den übrigen Seeftäbten?); bie Wieder⸗ 
berftellung der vorübergehend erfchütterten Ratheariftofratie in den preußiichen®), 
rbeinijchen®), fühdentihen Städten; die nom Katjer bei Einführung bes 
Interims gewaltiam erzwungene Abichaffung der Zunftregierungen in Aug% 
burg (1548), Ulm und fonft in Schwaben; die endliche Verdrängung ber 
Bolksherrichaften durch Oligarchien felbft in den größeren und kleineren Städten 
der Schweiz, in Zürich, Bafel, Ben"); die Unterbrüdung und der Charafter 
der politijch-religidien Schwärmerjetten der Wiebertäufer in Xhüringen und 
Münfter: dies Alles ftellte es außer Zweifel, dab die Reformation wit der 
religiöfen Selbftbeitimmung die bürgerlihe Selbfiverwaltung nicht zuräd- 
führen, jondern vielmehr jelbft das obrigkeitliche Princip in außerordentlichen 
Grade verftärken follte. 

Seitdem befeftigte ſich in den veligiöfen Wirren bes Jahrhunderts mit 
ber Anerkennung des jus reformandi und dem obrigkeitlichen Kirchenregiment 
und mit dem Erkalten des öffentlihen Sinns die Rathsobrigkeit, bis feit bem 
Ausgange des 30jährigen Krieges jelbit die Verſuche, eine Gemeinheitsver⸗ 
fafjung zurüdzuführen, aufhörten, ja jelbft die Vorftellung einer ſolchen ſchwand. 
Bon da an wurde bei fteigender Berfnöcherung und Erftarrung der Stabt- 
verfaffungen der Rath eine ganz gewöhnliche Obrigkeit oder das gefügige 


) Ramentlih in Stralfund 1536; auch in Roftod und Greifswald. Bol. 

Bartbold, Geſch. v. Pommern IV, 2. ©. 250-299. Ueber die Unruhen von 
1522 u. 1538 ib. ©. 136f. 

&, Beſonders in Danzig und Königsberg. Vgl. den Auffap v. Töppen in 
Schmidt’ Allg. Zeitihr. f. Gef. VL 496 f. 

- 9) Ueber bie Revolution v. 1512 und die Neftauration v. 1518 in Speier 
und die Revolution v. 1513 und Reftauration v. 1514 in Worms ſ. Arnold II. 
858. 859. 484. 

10) Bol. über die demokratiſchen Verfaffungen v. 1521 u. 1529 u. bie Real: 
tion v. 1583 in Baſel Heusler ©. 415f.; über das oligardiiche Familien 
regiment in Zürich nach 1551 Bluntſchli IL 1f. 
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Organ einer höheren Obrigkeit. Faſt völlig hörte der Einfluß ber Bürger 
ſchaft auf die Beſetzung der Ratbsftellen auf"). Die echten Dinge ber ge 
fammten Bürgerfhaft wurden nicht mehr berufen. Ihre Stelle vertrat in 
manchen Städten ein großer ober äußerer Rath, der nunmehr auch felbft bie 
Bürgerfhaft oder die Gemeinde genannt wurbe: auch er aber war entweder 
eine unwefentliche, nur jelten befragte Scheinvertretung, oder er nahm, indem 
er wicht mehr frei gewählt, fonbern entweber aus ben ebenfalld mehr unb 
mehr oligarchifch gebildeten Zunftvorftänden und Zunftausichäfien zuſammen⸗ 
gefeßt oder vom regierenden Rath beliebig ernannt wurbe ober endlich fi) 
jelbft ergänzte, felbft den Charakter einer der Bürgerfchaft gegenüber abge- 
ſchlofſenen obrigkeitlichen Behörde an. Vou verantwortlicher Amtsführung 
and Rechnungslegung des Raths gegenüber ber Bürgerfchaft war nicht die Rebe, 
hoͤchftens der Landesherr forderte fi. Den TFormen entſprach der Inhalt, und 
Dürgerftolz, Gemeinfinn und weiter Blick entichwanden Herrichenden. wie Be 
bereiten. | 

&3 war erflärlih, daß im Geifte einer ſolchen Zeit die politifche Bafis 
der Stadt als folder und der Einzelrechte in. ihr mehr und mehr einer privat- 
rechtlichen Auffaffung und Behandlung anbeimfiel. Oeffentliches Recht und 
öffentlicher Sinn koͤnnen nicht getrennt gedacht werben: wenn das Gemein- 
interefje vom Egoismus, der Ehrgeiz vom Eigennutz abjorbirt wird, ift bie 
Hervorkehrung der nutzbaren Seite aller öffentlichen Nechte die nothwendige 
Folge. So trat auch in den Städten an Stelle des genoffenichaftlich geglie 
berten bürgerlichen Gemeinweſens eine nad Privilegsförperfchaften gegliederte 
Privilegskörperichaft, in welcher engherzige Abſchließung nad) anßen, privatrecht- 
liche, nur mit Rüdfiht auf die durch die Mitgliedfchaft oder das Amt be 
dingten Bortheile eingerichtete Geftaltung nach innen das Recht beftimmte. 
Eine ſolche Privilegskörperihaft ſchien vor Allem jetzt die Stadt in ihrer Ge 
ſammtheit zu fein, bedingt und beftimmt durch das Privileg zum Alleinbetrieb 
von Handel und Gewerbe, Ungleih wichtiger als alle Autonomie und 


11) Daß bie Bürgerihaft den Rath felbft zu wählen hatte, kam nur noch in 
einigen Beineren oberſchwäbiſchen Reichöftädten, 3. B. in Reutlingen und Gemünd, 
vor. Für Kooptation präfumirt auch dad Pr. U. 8. R. II, 8 $ 122. 

17) Man vgl. 3. B. Bair. Landesordn. v. 1516 und Revers bes Kurf. Joachim 
von Brandenburg 5. Eihhorn, R. &. 5 544 Note d. Braunfchw. Landt. Abſch. 
v. 1710 art. 106 - 116; v. 1770 art. 75—78. Medienb. Erbgrundugl. v. 1755 
art. XIIIf. Kreittmayr, Anm. zu Bair. Landr. V. c.25 Hg 1f. Pr. A.L. R. 
I, 8886u.108: „EStadtgemeinden haben die Rechte privilegiirter Korporationen”. 
Daher findet noch Runde, D. P. R. 8 423 das Weſen einer Stadt in „zunft- 
mäßiger Betreibung bürgerlicher Nahrung unter Aufficht eines ordentlichen Stadt⸗ 
magiftrats", wogegen das Recht zu bürgerlicher Nahrung ober einem Zweige der⸗ 
jelben unter Aufficht eines Beamten oder Gerichtsherrn den Charakter eines 
Zledend ausmachen fol. 
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Selbftverwaltung ſchien ihr das Recht, innerhalb der Bannmeile den Lanb- 
bewohnern die bürgerliche Nahrung zu verwehren. Das Bürgerredht des Gin- 
zelnen ftellte fi naturgemäß als Antheil an diefem Privileg, mithin als nu 
bare Gerechtigkeit darı). Sein Inhalt war uun vornemlich noch, von dem 
Mitgenuß des Bürgervermögens unb der Fähigkeit zu öffentlichen Aemtern 
abgefehen, die Befugniß, einen bürgerlichen Rahrungserwerb (Handel, Hant- 
wert oder Bierbräu) zu treiben, beziehungsweiſe in eine dazu legitimirende 
Zunft zu treten oder ein dazu legitimirendes Grumbftüd (bei Realgewerbe 
rechten) zu erwerben. Weil es den Nuben, ben das Bürgerrecht ben einmal 
inkorporirten Bürgern abwarf, nicht zu fchmälern galt, wurden die Aufnahme 
bedingungen erfchwert, das Bürgerrechtsgeld in ſteigender Progreffion erhöht 
und endlich als eine wahre Kauffumme betrachtet, Bürgerfinber ober bie, 
welche Bürgertöchter oder Bürgerwittwen heiratheten, außerorbentlich bevorzugt, 
Vermoͤgensnachweiſe gefordert, endlich Fremden oft ber Erwerb des Bürger 
rechts geradezu unmöglich gemacht. Den Bürgern gegenüber mehrte fich bie 
Zahl der Schutwerwandten ober Beifaflen, die auch ihre geringere Theilnahme 
am Privileg immer theurer erkaufen und die Laften mittragen mußten. Ganze 
Borftäbte ober Beiorte ftanden oft im Beifafienverhältnig. Aber auch bie 
Aufnahme in dauerndes Schutzrecht beſchränkte man und fremde Gimwohner 
oder auf Zeit zugelaffene fogenanute Zettelbürger fanden fi) zahlreich in allen 
Städten. In fih felbft war bie privilegiirte Bürgerfchaft wieder nach dem 
Sefihtspuntt bes Privileg und der nußbaren Gerechtigkeiten gegliedert. 
Häufig unterfhied man großes und Meines Bürgerreht (jus civ. plenum unb 
minus plenum), wovon leßtered nur zu gewifien unzünftigen Danthierungen 
befugte. Unter den Großbürgern erjdhien wieder das Vorrecht eines etwaigen 
Patriciats, einer Altgemeinde ober einer erbgefeffenen Bürgerfchaft unter privat- 
rechtlichen Gefichtspunkten. Endlich aber warb die ganze Gliederung der Bürger 
nad) Zünften, Aemtern, Gilden, Gaffeln, Kompagnien oder wie bie altbürger 
lichen, Taufmännifchen, gewerblichen oder die neuen rein politifchen Körper ſich 
nennen mochten, zu einem förmlichen Syitem von Privilegskörperſchaften, in denen 
Mitgliebfhaft und Verfaſſung durchaus durch das Privileg bedingt und beftimmt 
wurden). Was war erflärlier, ale daß endlich die ftäbtiichen Aemter 
jelbft als nutzbare Gerechtſame erfhienen? Die mit den Rathsſtellen ver 
bundenen Nugungen und Gefälle, der Antheil am Rathskeller und Rathöwein, 
bie oft ujurpirte ausſchließliche Benutzung bes geradezu ald Rathseigenthum 
aufgefaßten Stabtguts und Stadtſeckels, der Nießbrauch von Stadtländereien, 
Stabtjagden u. |. w. fchienen deu Charakter bes Amts zu beftimmen. Der 


18) Bol. 5. B. Emmingbaud, de adquisitione et resignatione juris ci- 
vitatis. Jena 1758. Hommel, de adquir. vel amitt. jure civ. Hamburgensis. 
Lips. 1777. Pufendorf, de adquir. ct amitt. civitate, in Obs. jur. univ. 1. 
Obs. 80. Runde, D. P. R. 8 443 — 453. 

*), Dgl. unten 8 65. 
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Rath ſelbſt wurbe fo zu einer privileglirten Korporation ber Inhaber einer 
firirten Anzahl nutzbarer Stellen. Bon neuen Ratböherren forderte man Ein- 
Tanf, in mandyen Städten bildete fih, wie unter ben zwanzig Rathsfamilien 
Nürnbergs, ein fürmliches Erbrecht in bie Rathöftellen und jelbft in die An- 
wartichaften aus. Und traten oligarchtiche Ausichüffe und Kommilfionen über 
ben Rath, jo wurben auch fie privileglirte Korporationen mit gefonbertem 
Intereſſe. Die Auffaffung aller Behörden als ftäbtifcher Orgame wich jo mehr 
unb mehr einer Auffaffung, nach welcher fie der Gegenfab der Bürger und 
durch den Beſitz wohlerworbener Privilegien vor ihnen bevorzugt waren !*). 

U. Xrieb fo die innere ftäbttiche Entwicklung das ſtädtiſche Gemeinweſen 
auseinander, jo mußten um fo leichter bie von außen gegen bie Stabtfreiheit 
gerichteten Angriffe von Erfolg fein, es mußte endlich jelbft das von ben 
Gürften den Städten zugefügte Unrecht zu innerem Rechte werben. 

Die Niederlagen der Städte im 14. und 15. Jahrhundert hatten nur 
über Reicheunmittelbarkeit oder Lanbfäffigkeit entichieden. Auch die Lanbftäbte 
aber blieben freie Gemeinweſen, welde nur ans ber Reichſeinung in bie von 
den Landftänden bargeftellte, einer Landeshoheit unterworfene Landesgemeinbe 
traten. Selbft das 16. Sahrhundert hindurch äußerte fih in der Mehrzahl 
ber Stäbte die Lanbeshoheit lediglich in einer allgemeinen Beftätigung bes 
Stadtrechte, in dem Anſpruch auf Hulbigung und auf Entrichtung ber ſchuldigen 
oder übernommenen Beben. Seit der Erhebung ber Landeshoheit zur Obrig- 
keit des Xerritoriums aber mußte fi dies Anbern. Nunmehr wnrde Reichs⸗ 
unmittelbarkeit ober Lanbfäfftgkeit zugleich das Kriterium für die Freiheit und 
Selbftändigkeit der Stadt. Die reichsunmittelbaren Städte wurden jelbft 
Territorien. Judem ihnen der weitphäliiche Friede zugleich mit dem bis dahin 
ftreitigen votum decisivum landeshoheitliche Rechte für ihr Gebiet zuficherte 1°), 
bildeten die von da bis 1808 im Befit ber Reichsftanbichaft und Landeshoheit 


18) Man vgl. über bas innere Leben ber Stäbte nad ber Reformation 
Barthold, Stäbtewefen III n. IV.; über das Stäbteleben bed 18. Jahrh. auch 
Biedermann, Deutſchlands polit., materielle n. fociale Zuftände im 18. Jahrh. 
Leipzig 1854. S. 172—178 u. 182—189. Wie felbft in den Heinften Städten 
fi eine völlige Dligarchie entwidelte unb jede Spur ber Gemeindefreiheit zu 
Grunde gieng, kann man beifpieläweife aus ber Schiiberung Hanffens von bem 
Kommunalweſen der Stadt Burg auf Fehmarn felt dem 17. Jahrh. (S. 140—151) 
erfehen. Der Rath begieng Hier die niebrigften Betrügereien, ſteckte bie Steuern 
ein, zehrte auf Stadtloften und ufurpirte das Stabtfeld; „bei alledem aber wur⸗ 
ben die Bürger vom Rathe mit unverfchänter Ungeftümigfeit und Verachtung, 
wie von großen Prinzen, behandelt. Die fpäter eingeführten Bürgerbeputirten 
wurben nicht einmal frei gewählt, fondern vom Rath aus Präfentirten ernannt. 
Eie hatten Feine Ahnung von ihrer Etellung. nnd erfchienen nur als willenlofer 
Appenbiz des Magiftrate. Ib. &. 144. 145. 

16) Instr. pac. Osnabr. art. V. $ 29. VIII. $ 4. 
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gebliebenen (zulegt 51) Städte wicht mehr eine Ausnahme won der Obrig- 
teitßverfaffung, fonbern nur von ber Repräjentation ber Obrigkeittidee band 


ea de ——— — Den 
gegenüber waren die Lanbitäbte, Mel ber Sanbetfehet unterworfen, nad ber 
neuen Theorie von ber im princeps Eoncentrirten Staatsallmacht ohne eigue 


Koftod, Wismar, Stralfunb u. f. w., galten baher ben Publicifien als Ano- 
malien, über weldhe fie fi) mit der Annahme einer Mittelgattung zwiſchen 
Reichs⸗ und Lanbftäbten hinweghalfen!). In ber Regel wurbe Dagegen bie 
Theorie, wenn auch langſam und oft unvellftänbig, in bie Praxis umgejeht 
und das ftäbtifche Gemeinweien in einen Staatöbezir! verwandelt, in welchen 
der Rath im Namen des Lanbesherru bie ihm übertragenen obrigkeitlichen 
Funktionen übte. 

Sm Einzelnen fällt die Unterbrüdung ber Autonomie und Selbfiver 
waltung in den landfäffigen Städten im Weientlidhen mit der Unterbrüdung 
ber landſtändiſchen Berfaffungen zufammen, inden mit biefen bei bem immer 
ſchwächer werbenben Schuß ber Reichögerichte das letzte Mittel der Abwehr 
fürftlicher Willkür fortfiel Wo baber die Lanbftände früh unb vollftänbig 
nnterlagen, gieng auch früh und vollftändig das ſtädtiſche Gemeinweſen 
zu Grunde. Nirgend vielleiht war dies in fo hohem Grabe ber Ball, al 
in der Mark Brandenburg und fpäter in Preußen, wo bie Hohenzollern von 
Anbeginn ihrer Herrihaft an Stände und Stäbte befämpften. Deutlich tritt 
das von da an mmabläffig verfolgte Ziel der Hinabbrüdung der Stabtorgane 
zu obrigkeitlichen Unterbeamten, der Stäbte zu Polizeibezirken ſchon in der 
Handlungsweiſe des Kurfürften Friedrich I. gegen Berlin zu Tage, inbem er 
bei Gelegenheit eines Streits zwiſchen Handwerkern und Rath i. 3. 1441 
den Rath zur Nieberlegung feines Amtes zwang, Bürgermeifter und Rathleute 
an beffen Stelle felbft ernaunte, für die Zukunft Beftätigung ber jährlich ge 
wählten Rathmannen durch den Landesherrn oder ben oberftn Hauptmann 
ber Neumark und, wenn bie Gewählten nicht genehm, beliebigen Erfah ber- 
felben anorbnete und enblid alle Bünbniffe und Berfchreibungen ber Stabt 
ohne landesherrliche Genehmigung für unfräftig erflärte. Gleichzeitig mußte bie 
Stadt das Gericht und die Ernennung ber Richter dem Yürften überlaffen, 
während fie die Schöffenwahl zwar behielt, auch die Schöffen aber ihr Amt 
in des Kurfürften und der Herrihaft Namen verwalten mußten. Aehnliche 


1) Struben, Nebenft. L Nr. 5. 9 15. Eichhorn, R. ©. 544 Rote e. 
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Beichränkungen wurben, nachdem in ber zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
die vom Adel verlaffenen nnd mit ihm wie mit dem Yürften beſonders durch 
Stenerfragen vielfach entzweiten Städte mehrfache Niederlagen erlitten hatten, 
durch den Spruch des ftänbiichen Gerichts v. 1488 auf alle märkifchen Städte 
ausgedehnt. Sie wurden unfreiwilliger Beftenerung unterworfen, die Rathe⸗ 
bejegung wurde überall von herrichaftlicher Beftätigung abhängig gemacht, die 
Stabtgerichte den Herren übertragen, die Handwerksgilden und Stäbtebünbe 
faffirt, die Städte zu Gehorfam in landſchaftlichen Dingen verpflichtet. Nicht 
ohue Grund konnte daher ſchon 1490 der Kurfürft ganz allgemein bie ftäbti- 
(hen Räthe als feine Räthe bei der Regierung gegen bie Gewerke ſchirmen 
und banbhaben zu wollen erklären!) Die Nachfolger, beſonders auch ber 
große Kurfürft, fehritten in der Mark wie in ben übrigen Provinzen auf 
biefem Wege fort, bis das Syftem unter dem Könige Friedrich Wilhelm I. 
feinen Höhepunkt erreichte. ‚Unter ihm wurben faft alle Magiftrate von den 
Königlichen Kammern oder unter ihrem Einfluß eingefebt; Feine Pachtung über 
10 Thaler durften die Städte ohne Genehmigung eingehen; das Stabtver- 
mögen wurbe zuletzt ald Staatögut behandelt und Tontrolirt, ja es wurben 
wirklich die ftäbtiihen Verwaltungsüberſchüſſe in bie, königlichen Kaflen abge 
geführt nnd in Kleve und Mark von 1716 an den Löniglichen Stenerbehörben 
die Führung des ganzen ftäbtiichen Hauahals „cum onere et commodo“ über _ 
tragen; in Berlin wurbe die Polizei den Magiftrat genommen und über bas 
Grundeigenthum unb die Bauten der Stadt völlig nach Belieben durch konig⸗ 
liches Dekret verfügt. Hatten in uen gewonnenen Landestheilen bie Stäbte 
eine freiere Stellung, fo gieng man bald (wie 1752 in Soeft) aud dagegen 
vor. Die Nachfolger wanbelten auf bemfelben Wege weiter: es ift bekannt, 
daß Friedrich d. Gr. die ausgebienten Unterofficiere ale Bürgermeifter in bie 
Städte ſchickt. Auch begann ſchon jet die Regelung ber ftädtiichen Admini⸗ 
ftration durch allgemeine Verordnungen für die ganze Monarchie und bie 
Sucht nah Uniformirung. Die vollftändige Stäbteorbnung, welde endlich 
durch das preußifche Landrecht gegeben wurbe, feßte zwar in vielen Beziehungen 
Recht an Stelle der Willkür: ihre Auffaffung der Stadt aber ift darum nicht 
weniger bie von ihren Auswüchſen und Webertreibungen gereinigte Auffafjung 
des abfoluten Berwaltungsftaate. Denn in Allem ift nach dem Landrecht bie 
Stadt nichts als eine Staatsanftalt, welcher der Staat zur befferen Erreichung 
des Staatszweckes die Eigenfchaft einer „privilegiirten Korporation” beigelegt 
hat. Es werben daher alle Rechte und Befugniffe der Stäbte auf ftantliche 
Berleihbung zurückgeführt“). Die Stabtmagiftrate werben ald Organe ber 


18) Bol. Fidiein, Regeften Nr. 126. 372. 878. 408. ©. 180f. Raumer, 
Cod. dipl. Brandenb. contin. I. ©. 158f. IL. ©. 47f., be. Rr. 80. 66 - 58. 
68. 64. 71. Riedel, Cod. dipl. VL ©. 384 f. 481 f. 

N) MAL R. I,8 $ 18: Das Bürgerrecht befteht in dem Inbegriffe 
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baren Stäbten vom Gerichtäberren zu beftellen ober doch, wenn dem Magiftrat 
ober ber Bürgerfchaft dat Wahlrecht „beigelegt“ fein jollte, zu beftätigen find, 
immer aber Traft eines Staattauftrages baubeln unb dem Staate Rechenſchaft 
(dulden). Die innere Gemeinbeverfaffung wirb einer gewöhnlichen Geſell⸗ 
KYaftöwerfaffung gleihgefteilt unb beöfalb auf biefe verwiefen"!). Bon einer 


i Staatsbewilligung ge 
bunden”). Das Stabivermögen endlich Wird qwar nit alt Gtarttget be 
handelt, feine Berwaltung aber firenger Staatsaufficht unterftellt, die Gorm 
ber Berwaltung unb bie Urt der Berwenbung vorgefchrieben und überwacht 
unb insbejondere über das KRämmereivermögen Teine erhebliche Berfügung weber 
bes Magiſtrats noch der Bürgerſchaft ohne obrigleitlihe Prüfung und Ge 
uehmigung zugelafien*), 

Dem fo in Preußen erreichten Ziel ftrebten mit mehr ober minder voll- 
ftändigem Grfolge alle beutichen Lanbesherren zu. Kam ihnen bierbei die 
wachfenbe eigene Macht, befonders das feit ber Einrichtung ber fichenben Deere 
geübte Befatungsredit ebenſoſehr zu Hilfe, wie das Spießbürgertfum ber Ge 
meinden, jo waren auch bier die juriftiichen Theorien ber Zeit ein wichtiges 
Mittel, um bie faktiſchen Veränderungen in das Redhtsbewußtiein einzuführen. 
Die Lehre von bem alleinigen Gejebgebungsrecht des Staats, dem gegemüber 
Statuten nur den Werth von Berträgen haben Tönnten®), von ber durch ein 
Korporationsorgan böcftens in Folge einer Delegation anszuübenben allum- 
fafienden Inndesherrlichen Polizei, von ber durch die Suborbination unter bie 
aller Vorzüge und Befugntfie, welche den Mitgliedern einer Gtabigemeine vom 
Gtagate verliehen find. Dazu $ 25—41. 72—77. 86. 87. 108. 

EL. RL oc $ 119—187. 166-175. Vgl. $ 104 u. 148. 

1) W281 c 9 108 — 114. Auch bie „Repräfentanten” einer Stadt. 
gemeine werden ben @efellichaftörepräfentanten gleichgeftellt. 

MALER] ec $ 115—118. 

MVUL.R-Lc $ 88. 

EL RL c $ 188—158. Dagegen fol das Bürgervermögen nad 
ben Regeln beö gemeiufamen Eigenthums behandelt werben unb der ſtaatlichen 
Uuffiht nur wie das Bermögen anderer Korporationen unterliegen. $ 159 —165. 

) Bol, z. B. Riccius, von Gtabtgefegen I, 1. $ 1. D, 2. ©. 329f. 
J. 9. Böhmer, de natura statutorum, quae in civitatibus provine. conduntur, 
eoremque obligandi principiis. Hal. 1721. Horn, de confirmatione statutorum 
per superiorem. Wittenb. 1787. Mofer, von der teut. Unterth. Rechten und 
Pflichten S. 196. 
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Obrigkeit dem Princip nach begründeten Ernennung und Betätigung ber 
Beamten, der Superrevifion ber Rechnungen u. f. w., von ber Bormund- 
ſchaft des Staats über juriftiihe Perfonen und endlich von einem Alleineigen- 
thum, Miteigentkum oder mittelbarem Eigenthum bes Staats am Korpora- 
tiondgut wurden in immer ausgebehnterem Maße auch auf die Stäbte ange 
wanbt?"). Entgegenſtehende Berträge ober Reverfe befeitigte man auch bier 
mit dem Satze salus publica suprema lex, mit der Theorie von der Wider⸗ 
ruflichkeit der Privilegien und auf ähnlichen Wegen. 

Die letzte Konfequenz diefer Richtung zogen enblidh die unter dem Einfluß 
der franzöftfchen Revolution erlaflenen Geſetze, indem fie bie Refte des ftäbtt- 
ſchen Gemeinweſens durch einen ftaatlich abgegrenztn unb von ernannten 
Staatöbienern mit unfelbftändigem Beirath von Ausſchüfſen regierten Ber- 
waltungsbezirt, das Stabtbürgerreht durch das örtlich beftimmte und aus- 
geübte Stantsbürgerreiht erfegten, in privatrechtlicher Beziehung aber eine un- 
jelbftändige und künftliche Perfönlichkeit der Gemeinde Tonftruirten. 

Stlüdlicherweife inbe wurden dieſe in Frankreich dauernd fiegreichen 
Theorien in Deutſchland felten voll verwirklicht. Die mittelalterlihe Stadt⸗ 
freiheit konnte freilich nicht wieber erftehen und hat nur in einzelnen Ländern 
mehr in Folge eines Zurückbleibens hinter der Geſammtentwicklung als wegen 
eines vorgefchrittenen Rechtsbewußtſeins unjere Tage erreicht (3. B. in Roftod 
und in den ruffiihen Oftſeeprovinzen). Ebenſowenig aber Tonnte die in ben 
Rheingegenben und zeitweiſe in ber Schweiz und in Baiern eingeführte fran- 
zöftiche Municipalverfafiung auf beutichem Boden dauernd Wurzel fchlagen. 
Bielmehr trat bereits ſeit den erften Anfängen des neuen Aufſchwungs des 
Bffentlichen Geiftes in Deutſchland vor Allem in ven Städten eine ſeitdem 
fiegreich fortgefchrittene Richtung hervor, welche bei aller Anerkennung bes 
Charakters der Kommune als liebes des Staatsorganismus doch in ihr zu- 
glei einen jelbftändig lebenden Organismus, ein politiihes Gemeinweſen 
erblidt und bie Herftellung ber Harmonie zwiſchen dem eigenen Recht 

%) Bol. Sramer, Beplar. Nebenft. VIL1f. Struben, Nebenft. I. 458 f.: 
von den Hoheitsrechten mittelbarer Stäbte. Barthold, Städteweſen Bd. IV.; 
Gef. v. Pommern IV, 1. ©. 139 f. 408f. IV, 26. 8f. Gönner, D. St. 
N. 8 76. Klüber, Def. R.5 834. Eichhorn, R. ©. 8544. Mittermaier, 
Arch. f. civ. Prax. XXIL 77f. Zacharia, D. St R. L 6605 f. — Im Ein- 
zelnen vgl. man noch: über die Pflicht zur Erteilung bes Bürgerrecht Struben, 
recht. Bed. IH, 5. ©. 55. Gramer, Wepl. Nebenft. IL 1582: ob die Aufnahme 
zum Bürger bloße Polizeifache ſei (Breie Entſcheidung bes Raths nach Roftoder 
Stadtr. I, 2 8 1). — Ueber die Konkurrenz ber Landesherrn bei Ertheilung bes 
Bürgerrehtsö Hannefen, de statu civitatis ejusque juribus. @®ött. 1751. — 
neber den Grunbfag „Hulbigungseid über Bürgereib” Ayrer, de abusu jurs- 
mentorum e republ. proser. Sect. IL $ 16. ©. 69. — Ueber die Reviſion der 
ftäbtifchen Rechnungen S. Stryd, de jure prineipis circa rationes civitatis. 
Hal. 169. Struben, Rebenft. L 458. 


700 Die Genoffenfchaft in den Gemeinden. 


fi in Norbdeutichland erhalten, während eine Ratheariftokratie mit Theilnahme 
ber Zunftälteften ober eines Bürgerandfchufles an wichtigeren Dingen bie 
regelmäßige Berfaffungsform wurde, fo war das Wichtigfte die im Kaufe biefer 
Bewegungen zu immer fefterem Ausbrud gelangte Idee, daß der Rath eine 
nicht im Namen ber Bürgerſchaft, jondern aus eignem Necht regierende wahre 
Stadtobrigkeit fei, zu der die Bürger ähnlich wie Unterthanen zu einem 
Landesherrn ftünden. Diejer Gebanfe, in allen Ratbsverorbnungen jener 
Zeit, beſonders in den Strafgefeßen gegen Aufruhr, deutlich hervortretend, 
wurde in dem für ein Grundgeſetz der Hanfa erklärten und mehrmals er- 
neunten Konföberationdbeihluß v. 1418 für das Gebiet des Bundes förmlich 
fanftionirt. Denn durd) diefen Beſchluß, der überall bei Strafe des Ansichluffes 
vom Hanſatage an die Rathhäufer angeſchlagen werben follte, wurbe für jede 
völlige oder theilweife Entjegung eines beftehenden Raths durch die Bürger 
fhaft, der betreffenden Stadt die Verhanjung, für jede Beeinträchtigung bes 
Raths in feiner Amtsgewalt Ausihlug der Stabtboten vom Hanfatage und 
bei verweigerter Remedur Berhanfung gedroht; nicht blos Aufftändifchen, 
fondern auch Mitwiffern, welche die fhuldige Anzeige unterlaffen, follte jede 
Hanfeftabt ihre Thore fliegen; unberufene Verſammlung einer Bürgerfchaft 
(tohopesaten) follte mit dem Tode geahndet werden und felhft Kollektivbe⸗ 
fhwerben mit mehr als 6 Perfonen beim Rath wurden verboten. Damit 
war benn überall ber beftehende Rath ſchon feines Beftehens wegen für eine 
unantaftbare und unabänderlide Obrigleit, der Gefammtwille für Alles eher 
als für die Duelle des obrigkeitlichen Rechtes erklärt. 

Eine ganz ähnliche Umwandlung trat aber bald and da, wo die Zünfte 
einen größeren oder geringeren Antheil am Stabtregiment hatten, wie in 
Frankfurt, Ulm, Nürnberg, Augsburg, ja ſchon im 15. Jahrhnndert auch in 
ben rein zünftig regierten Städten Weſt- und Süddeutſchlands ein. Mehr 


1427 aber von Neuem geftürzt war, 1430 die Stäbte Lübel, Hamburg, Stral- 
fund und Lüneburg definitiv Namens der Hanfa die Zunftregierung. In Preußen 
wurden, insbefondere in Zolge der mißlungenen Zunftaufftände in Danzig von 
1878 und 1416, 1385 fogar alle Brüderjchaften ber Handwerker verboten und 
1421 und 1422 die Zünfte des Rechtes der Selbftverfammlung und eines eignen 
Siegels beraubt. Die gemäßigtfte Berfafiung beftand noch in Hamburg, obwol 
auch Hier neben einem fich felbft ergänzenden Rath die Gemeinde nur in dem 
Kolleg der „Wittigften eine Bertretung hatte. Magdeburg, das feine 1330 feft- 
geftellte zünflige Verfaffung bis zu feiner Zerftörung 1. 3. 1681 behielt, und die 
von ihm abhängigen Städte, fowie Soeft, Köln und die übrigen Hanfeftädte 
bes Weftend wurden von bdiejer Reaktion nicht betroffen. Bol. Baribold, 
Gel. v. Pommern III. 294—808. 529—536. IV, 1. 82—86. 269 f. 456-461; 
Hanfa II. 224f. ID. 46. 51. 59. 70f. 81. 82. 104f. Dunpe, Geſch. der 
freien Etabt Bremen 11. 253 f. 399f. DBurmeifter, bie Bürgerſprachen unb 
Bürgerverträge der Stadt Wismar ©. 57. 63. Hirfch, Handeld- u. Gewerbs- 
geſch. Danzige. 
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und mehr mußte das Princip der Wahl dem der Kooptation weichen ober 
wurde zur leeren Form, an Stelle kurzer Amtsperioden trat Lebenslänglichkeit 
ber Rathöftellen oder regelmäßiger Wechfel alter und neuer Käthe, vie faktiſche 
Mitgliedfchaft im Rath kam kaum mehr aus dem Kreife beftimmter Familien 
beraus. Der Rath benannte und betrachtete fih als „Obrigkeit“ +), ließ fich 
„die Herren“ tituliren und bezeichnete bie Bürger als „feine Bürger“, was 
bald wenig mehr als „Unterthanen“ bedeutete. Die Selbftverwaltung der 
engeren politifchen und gewerblichen Körper wurde mehr und mehr beichränkt, 
Bevormunbung, Vielregiererei und Polizeiſyftem ftiegen böher als je in den 
landesherrlichen Xerritorien®), an Stelle der öffentlihen Verhandlung ber 
Stabtangelegenheiten trat Heimlichthuerei, weldhe das „ewige Heblen“ zum 
Hauptgelöhknig aller Inhaber öffentlicher Funktionen erhob. Die Vollendung 
dieſes neuen ftäbtifchen Regierungsiyftens war endlich die Mebertragung der 
wichtigften Befugnifje des vollen Raths auf zahlreiche Kommiffionen und 
Rathsausſchüſſe, Die fich zuletzt als ftändige, oft lebenslängliche und durch 
Kooptation ergänzte, in ftrengftem Geheimniß verfahrende Körper für Finanzen, 
Krieg ober das „Regiment“ überhaupt aller eigentlichen Gewalt bemädhtigten 
nnd ſchon im 15. Jahrhundert gerade manche auf Zunftverfaffungen gegründete 
Städte, wie Strashurg, Negensburg, Speier, Bafel und Worms, rein oli- 
garchiſch regierten®). | 

Wie verſchieden fi aber im Einzelnen die Verhältnifſe geftalteten, die 
Berdrängung des Princips einer fih durch ihre Organe felbft regierenden 
Bürgerichaft durch das Princip eines obrigkeitlich regierenden Raths war mit 
den Ende des Mittelalters überall entſchieden. Anftatt des alten Gegenfahes 
zwifchen Aktivbürgern und Paffivbürgern trat nun ber Gegenfat von Rath 
und Bürgerfhaft im Sinne von Obrigkeit und Unterthanen in den Borber- 
grund und die inneren ftäbtifhen Konflikte drehten von ba an fich weniger 
um das Verhältmi der Bürger zu einander, als um das Berhältnig des 
ftäbtifchen Volks zum ftäbtifchen Regiment. 

Sn großartiger Weife erhob ſich in der ebenfofehr dad Alte begrabenden 

4) Der Ausdrud und Begriff der Obrigkeit kommt 3. B. in dem Schieds⸗ 
ſpruch der Etädte Worms und Strasburg zwifchen den Bürgermeiftern und drei 
Räthen der, Stadt Speter und den Münzern und Hausgenoſſen von 1492 (bei 
Schaab, Geld. des rhein. Städtebundes, Urkb. Nr. 359 ©. 514) vor, wo es 
(S. 521) heißt, die Gilde dürfe zwar ferner von ihren Genoffen einen Eid iren 
meister und der gesellschaft fchwören laflen, aber nur mit der Klaufel: unab- 
bruchlich und mit vorbehalten des rats oderkeit. 

*, Man denke nur an bie Luxus⸗ Sitten-, Kleider, Hochzeiterbnungen u. ſ. w. 
feit dem 15. Jahrhundert. 

% Bol. über die Dfigarchie in Bafel Heusler, Bajel S. 878392 und 
Arnold, Freiftädte II. 892— 895; in Speier Arnold 1, c. 358—361; in 
Strasburg (did 1789 ziemlich unverändert) ib. 382 — 885; in Regensburg (1495 
vorübergehend unterbrochen) ib. 408 f.; in Worms ib. 451. 
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wie das Neue aufrichtenden Zeit der Reformation noch einmal ber Gedanke 
einer Bollsberrichaft in den Städten. Weil ausnahmslos faft Zünfte und 
Bolt der nenen Lehre Huldigten, während die Ratheariftokratie das alte Be 
keuntniß zu erhalten ftrebte, war im Aufange ansnahmelos faft mit dem 
Stege der Reformation die Errichtung eines vollsthümlichen Stadtregiments, 
mit der Erhaltung bes Katholicismus die Konferirung ber alten Berfaflung 
verbunden. Wllein in ber Regel ſchon nad) wenigen Jahren erfolgte eine 
politifche Reaktion, welche, während fie das kirchliche Reſultat der vollsthümlichen 
Bewegung acceptirte, die ariſtokratiſche oder oligardhiiche, jedenfalls aber obrig- 
keitliche Verfafjung reftaurirte Die Niederlagen ber unter neu errichteten 
Bolföregierungen zuerft einen gewaltigen Aufihwung nehmenden Haufeitäbte 
in ihren norbifchen Unternehmungen, die Hinrichtung Wullenwebers in Lübeck 
und die damit verbundene Reaktion in den übrigen Seeftäbten?); die Wieder⸗ 
berftellung der vorübergehend erſchũtterten Ratbsariftofratie in den preußiichen*), 
rbeinijchen®), fübbentichen Städten; die vom Kaifer bei Einführung des 
Interims gewaltfam erzwungene Abichaffung der Zunftregierumgen in Auge 
burg (1548), Ulm und fonft in Schwaben; bie endliche Verbrängung ber 
Bolksberrichaften durch Dligarchien felbft in den größeren und Pleineren Stäbten 
der Schweiz, in Züri, Baſel, Bern’); die Unterbrüdung und der Charafter 
der politifch-religiöfen Schwärmerfelten ber Wiebertäufer in Thüringen und 
Münfter: dies Alles ftellte e8 außer Zweifel, daß die Reformation mit ver 
religiöfen Selbftbeitimmung die bürgerliche Selbfiverwaltung nicht zurüd- 
führen, jondern vielmehr felbft das obrigkeitliche Princip in außerorbentlichem 
Grade verſtärken follte. 

Seitdem befeftigte fih in ben religisien Wirren des Jahrhunderts mit 
der Auerfennung bes jus reformandi und dem obrigfeitlichen Kirchenregiment 
und mit dem Erkalten des öffentlihen Sinns die Ratbsobrigkeit, bis feit dem 
Ausgange des 30jährigen Krieges jelbit die Verſuche, eine Gemeinheitäver- 
fafjung zurüdzuführen, aufhörten, ja jelbft die Vorftellung einer ſolchen ſchwand. 
Bon da au wurde bei fteigender Verfnöcherung und Erftarrung der Stadt- 
verfaffungen der Rath eine ganz gewöhnliche Obrigkeit ober das gefügige 

) Namentlich in Stralfund 1586; au in Roftod und Greifswald. Bol. 
Barthold, Geld. v. Pommern IV, 2. S. 250—299. lieber die Unruhen von 
1522 u. 1638 ib. ©. 136f. 

©, Beſonders in Danzig und Königäberg. Bol. den Auffag v. Töppen in 
Schmidt's Allg. Zeitfchr. f. Geſch. VL 496 f. 

- 9) Weber bie Revolution v. 1512 und bie Reftauration v. 1518 in Speier 
und die Revolution v. 1513 und Reftauration v. 1514 in Worms ſ. Arnold IL 
358. 859. 484. 

10) Bol. üiber die demokratijchen Verfaffungen v. 1621 u. 1529 u. bie Real. 
tion v. 1583 in Baſel Heusler S. 415f.; über das oligardhifche Familien 
regiment in Züri nah 1651 Bluntſchli IL 1f. 
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Organ einer höheren Obrigkeit. Faſt völlig hörte der Einfluß ber Dürger- 
ſchaft auf die Beſetzung der Rathsftellen auf"). Die echten Dinge ber ge 
fammten Bürgerfchaft wurben nicht mehr berufen. Ihre Stelle vertrat im 
mandyen Städten ein großer oder äußerer Rath, ber nunmehr auch felbft bie 
Bürgerſchaft ober die Gemeinde genannt wurde: auch er aber wur entweber 
eine unwejentlicye, nur felten befragte Scheinvertretung, ober er nahm, indem 
er nicht mehr frei gewählt, fondern entweder aus ben ebenfalls mehr und 
mehr oligarchifch gebildeten Zunftworftänden und Zunftansichüffen zujammen- 
gefeßt ober vom regierenden Rath beliebig ernannt wurbe ober endlich fich 
ſelbft ergänzte, felbft den Charakter einer der Bürgerfchaft gegenüber abge 
ſchloſſenen obrigkeitlichen Behörde an. Bon verantwortlicher Amtsführung 
und Rechnungslegung des Raths gegenüber der Bürgerfchaft war nicht die Rebe, 
hoͤchftens der Landesherr forderte fie. Den Formen entipradh der Inhalt, und 
Bürgerftolz, Gemeinfinn und weiter Blick entſchwanden Herrichenden. wie Be 
herrſchten. 

Es war erflärlih, daß im Geiſte einer ſolchen Zeit bie politiſche Bafis 
der Stadt als ſolcher und der Einzelrechte in ihr mehr und mehr einer privat- 
rechtlichen Auffaftung und Behandlung anheimfiel. Deffentliches Recht und 
oͤffentlicher Sinn Lönnen nicht getrennt gedacht werben: wenn bad Gemein⸗ 
intereffe vom Egoismus, der Ehrgeiz vom Eigennutz abjorbirt wird, ift bie 
Hervorkehrung der nutzbaren Seite aller öffentlichen echte die nothwendige 
Folge. So trat auch in den Städten an Stelle bes genoflenfchaftlich geglie- 
derten bürgerlichen Gemeinwejend eine nad) Privilegskoͤrperſchaften gegliederte 
Privilegstörperichaft, in weldyer engherzige Abſchließung nach außen, privatrecht⸗ 
liche, nur mit Rüdfiht auf die durch die Mitgliedſchaft oder das Amt be 
dingten Vortheile eingerichtete Geftaltung nad innen das Recht beftimmte. 
Eine ſolche Privilegskoͤrperſchaft fchien vor Allem jet die Stadt in ihrer Ge 
ſammtheit zu fein, bedingt und beftimmt durch das Privileg zum Alleinbetrieb 
von Handel und Gewerbeis),. Ungleich wichtiger als alle Autonomie und 


11) Da bie Bürgerfchaft den Rath felbft zu wählen hatte, kam nur noch in 
einigen Heineren oberſchwäbiſchen Reichöftädten, 3. B. in Rentlingen und Gemünd, 
vor. Für Kooptation präfumirt au das Pr. U. &. R. II, 8 $ 122. 

m) Man vgl. 3. B. Bair. Landesordn. v. 1516 und Revers des Kurf. Joachim 
von Brandenburg b. Eichhorn, R. ©. 9 544 Rote d. Braunfchw. Landt. Abſch. 
v. 1710 art. 106116; v. 1770 art. 75—78. Medienb. Erbgrundugl. v. 1755 
art. XIIIf. Kreittmayr, Anm. zu Bair. Sandr. V. c. 25 g1f. Pr. A.L. R. 
IL, 88 861.108: „Stabtgemeinden haben bie Rechte privilegiirter Korporationen“. 
Daher findet noh Runde, D. P. R. 8 423 das Weſen einer Stabt in „zunft- 
mäßtger Betreibung bürgerlicher Nahrung unter Aufficht eines ordentlichen Stadt⸗ 
magiftrat8*, wogegen bas Recht zu bürgerlicher Nahrung oder einem Zweige der- 
felben unter Auffiht eines Beamten ober Gerichteherrn den Gharalter eines 
Fleckens ausmachen fol. 
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Selbftverwaltung ſchien ihr das Recht, innerhalb ber Bannmeile den Land⸗ 
bewohnern die bürgerlide Nahrung zu verwehren. Das Bürgerrecht des Ein- 
zelnen ftellte fi naturgemäß als Antheil an diefem Privileg, mithin als nuß- 
bare Gerechtigkeit darie). Sein Inhalt war nun vornemlich noch, von bem 
Mitgenuß des Bürgervermögend und der Fähigkeit zu öffentlihen Aemtern 
abgeſehen, die Befugniß, einen bürgerlichen Nahrungserwerb (Handel, Hand⸗ 
wert oder Bierbräu) zu treiben, beziehungsweife in eine bazu legitimirende 
Zunft zu treten oder ein dazu Iegitimirendes Grundftüd (bei Realgewerbe 
rechten) zu erwerben. Weil es den Nuben, den das Bürgerrecht den einmal 
intorporirten Bürgern abwarf, nicht zu ſchmälern galt, wurden die Aufnahme: 
bedingungen erſchwert, dad Bürgerrechtögelb in ſteigender Progreifion erhöht 
und endlih als eine wahre Kauf ſumme betrachtet, Bürgerkinder ober bie, 
welche Bürgertöchter oder Bürgerwittwen beiratheten, außerordentlich bevorzugt, 
Bermögenönachweije gefordert, endlich Fremden oft der Erwerb bes Bürger 
rechts geradezu unmöglich gemacht. Den Bürgern gegenüber mehrte fich bie 
Zahl der Schugverwandten ober Beifaffen, die aud ihre geringere Theilnahme 
am Privileg immer theurer erkaufen und die Laften mittragen mußten. Gange 
Borftäbte oder Beiorte ftanden oft im Beiſafſenverhältniß. Aber auch bie 
Aufnahme in dauerndes Schubrecht beichränfte man und fremde Einwohner 
oder auf Zeit zugelafiene fogenannte Zettelbürger fanden fi) zahlreih in allen 
Städten. In fi felbft war die privilegiirte Bürgerfchaft wieder nach dem 
Gefichtspunkt des Privilegs und der nußbaren Gerechtigkeiten gegliedert. 
Häufig unterjhied man großes und Feines Bürgerrecht (jus civ. plenum und 
minus pleuum), wovon letzteres nur zu gewiſſen unzünftigen Hanthierungen 
befugte. Unter den Großbürgern erſchien wieder dad Vorrecht eines etwaigen 
Patriciats, einer Altgemeinde ober einer erbgefeffenen Bürgerfchaft unter privat- 
rechtlichen Geſichtspunkten. Endlich aber warb die ganze Glieherung der Bürger 
nach Zünften, Aemtern, Gilden, Gaffeln, Kompagnien oder wie die altbürger- 
lichen, Taufmännifchen, gewerblichen oder Die neuen rein politiichen Körper fid 
nennen mochten, zu einem förmlichen Syſtem von Privilegskörperſchaften, in denen 
Mitgliedſchaft und Verfaſſung durchaus durch das Privileg bebingt und beftimmt 
wurden!) Was war erflärliher, als daß endlich die ftabtiichen Aemter 
felbft als nußbare Gerechtſame erfhienen? Die mit den Rathöftellen ver- 
bundenen Nußungen und Gefälle, der Antheil am Rathskeller und Rathswein, 
die oft ufurpirte ausfchließliche Benutzung des geradezu als Rathseigenthum 
anfgefaßten Stadtguis und Stabtfedels, der Nießbrauch von Stabtländereien, 
Stadtjagden u. |. w. fchienen den Charakter des Amts zu beftimmen. Der 


19) Bol. z. B. Emminghaus, de adquisitione et resignatione juris ci- 
vitatis. Jena 1758. Hommel, de adquir. vel amitt. jure civ. Hamburgensis. 
Lips. 1777. Pufendorf, de adquir. ct amitt. civitate, in Obs. jur. univ. I. 
Obs. 0. Runde, D. P. R. & 443 — 453. 

*) Bol. unten 8 65. 
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Rath ſelbſt wurbe fo zu einer privileglieten Korporation der Inhaber einer 
fixirten Anzahl nutzbarer Stellen. Bon neuen Rathöherren forderte man Ein- 
kauf, iu manchen Städten bilbete fi, wie unter den zwanzig Rathefamilien 
Nürnbergs, ein förmliches Erbrecht in die Rathöftellen und felbft in die An- 
wartichaften ans. Und traten oligarchiſche Ausichüfie und Kommilfionen über 
ben Rath, jo wurben auch fie privilegiirte Korporationen mit geſondertem 
Interefie. Die Auffafjung aller Behörden als ſtädtiſcher Organe wich jo mehr 
unb mehr einer Auffaffung, nach welcher fle der Gegenfah der Bürger umb 
durch ben Befitz wohlerworbener Privilegien vor ihnen bevorzugt waren'*). 

IH. Xrieb fo bie innere ftäbttiche Eutwicklung das ſtädtiſche Gemeinweſen 
auseinander, jo mußten um fo leichter die von außen gegen bie Stabtfreiheit 
gerichteten Angriffe von Erfolg fein, es mußte enblich felbft das von ben 
Fürften den Städten zugefügte Unrecht zu inneren Rechte werben. 

Die Niederlagen der Städte im 14. und 15. Sahrhundert hatten nur 
über Reichsunmittelbarkeit oder Landſaͤſſigkeit entſchieden. Auch die Landftäbte 
aber blieben freie Gemeinweſen, weldye nur aus ber Reichseinung in die von 
ben Landftänden bargeftellte, einer Landeshoheit unterworfene Randesgemeinbe 
traten. Selbft das 16. Sabrhundert hindurch äußerte fih in der Mehrzahl 
ber Städte die Lanbeshohelt lediglich in einer allgemeinen Beftätigung bes 
Stadtrechts, in dem Anfpruch auf Hulbigung und auf Entrichtung der ſchuldigen 
oder übernommenen Beden. Seit der Erhebung ber Landeshoheit zur Obrig- 
teit des Territoriums aber mußte fidh dies ändern. Nunmehr wurbe Reichs⸗ 
unmittelbarkeit oder Landſaͤſſigkeit zugleich das Kriterium für bie Freiheit und 
Seibftänbigkeit der Stadt. Die reihsummittelbaren Städte wurben ſelbſt 
Territorien. Indem ihnen ber weftphälifche Friede zugleich mit bem bis dahin 
ftreitigen votum decisivam Ianbeshoheitliche Rechte für ihr Gebiet zuficherte 1°), 
bildeten die von da bis 1808 im Befih der Reichsſtandſchaft und Landeshoheit 


18) Man vgl. Über bas innere Leben der Städte nad der Reformation 
Barthold, Städtewefen III u. IV.; über das Städteleben bed 18. Jahrh. auch 
Biedermann, Dentſchlands polit., materielle u. fociale Zuftände im 18. Jahrh. 
Leipzig 1854. ©. 172—178 u. 182 —189. Wie felbft in den Heinften Stäbten 
fich eine völlige Oligarchie entwidelte und jede Spur ber @emeindefreiheit zu 
Grunde gieng, Tann mau beifpielöwelfe aus ber Schilderung Hanffend von bem 
Kommunalweien der Stadt Burg anf Fehmarn feit bem 17. Jahrh. (S. 140—151) 
erfehen. Der Rath begieng bier die niebrigften Betrügereien, ftedte bie Steuern 
ein, zehrte auf Stadtloften und ufurpirte das Stadtfeld; „bei alledem aber wur- 
den bie Bürger vom Rathe mit unverſchämter Ungeſtümigkeit und Berachtung, 
wie von großen Prinzen, behandelt. Die fpäter eingeführten Bürgerbeputirten 
wurben nicht einmal frei gewählt, fondern vom Rath aus Präfentirten ernannt. 
Eie hatten Feine Ahnung von ihrer Etelung und erfchienen nur als willenlofer 
Appendir des Magiftrats. Ib. ©. 144. 145. 

16) Instr. pac. Osnabr. art. V. $ 29. VIII. $ 4. 
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gebliebenen (zulegt 51) Städte nit mehr eine Ausnahme von ber Obrig- 
teitöverfaffung, fondern nur von der Repräfentation ber Obrigkeitsidee durch 
einen Yürften. Einige wenige von ihnen machten dann bekanntlich auch bie 
Wandlung der Landeshoheit in Someränität mit. Beftritten war freilich 
unter den Publiciſten, wer ber eigentliche Inhaber der Lunbeshoheit fei, ob 
der Rath ober die Bürgerforporation. Den reichdunmittelbaren Städten 
gegenüber waren die Landftädte, weil der Landeöhoheit unterworfen, nach ber 
neuen Theorie von ber im princeps Toncentrirten Staatsallmacht ohne eigue 
ftaatlihe Bebeutung. Die wenigen Stäbte, welche diefer Theorie zum Trotz 
bis über das 17. Jahrhundert hinaus auch unter ber Landeshoheit die Stellung 
jelbitändiger politifher Körper wahrten, wie Braunfchweig, Erfurt, Leipzig, 
Roftod, Wismar, Stralfund u. f. w., galten daher den Yubliciften ale Ano- 
malien, über welche fie fi) mit der Annahme einer Mittelgattung zwiſchen 
Reichs⸗ und Landftäbten hinweghalfen!). Im der Regel wurbe bagegen die 
Theorie, wenn aud langſam und oft unvollftändig, in die Praris umgefeht 
und das ftäbtifche Gemeinweien in einen Stantöbezirk verwandelt, in welchem 
der Rath im Namen des Lanbesherrn die ihm übertragenen obrigkeitlichen 
Funktionen übte. 

Im Binzelnen fällt die Unterbrüdung der Autonomie und Gelbfiver- 
waltung in den landſäfſigen Städten im Weſentlichen mit der Unterbrüdung 
der Iandftänbifchen Verfaffungen zufammen, indem mit diefen bei dem immer 
ichwächer werbenden Schuß ber Reichsgerichte bas legte Mittel ver Abwehr 
fürftliher Willkür fortfil Wo daher die Landftände früh und vollſtändig 
unterlagen, gieng auch früb und vollftändig das ftädtiſche Gemeinweſen 
zu Grunde. Nirgend vielleicht war dies in fo hohem Grade ber Fall, als 
in der Mark Brandenburg und fpäter in Preußen, wo die Hohenzollern von 
Anbeginn ihrer Herrfhaft an Stände und Stäbte belämpften. Deutlich tritt 
das von da an umabläffig verfolgte Ziel der Hinabbrüdung der Stabtorgane 
zu obrigkeitlichen Unterbeamten, der Städte zu Polizeibezirten ſchon in ber 
Handiungsweife des Kurfürften Friedrich I. gegen Berlin zu Tage, inbem er 
bei Gelegenheit eines Streits zwiihen Handwerkern und Rath i. S. 1441 
ben Rath zur Nieverlegung feines Amtes zwang, Dürgermeifter und Ratbleute 
an deſſen Stelle jelbft ernannte, für die Zukunft Beftätigung der jährlich ge 
wählten Rathmannen durch den Landesherrn ober den oberften Oauptmann 
ber Neumarkt und, wenn bie Gewählten nicht genehm, beliebigen Erſatz ber- 
jelben anordnete und endlich alle Bündniſſe und Berichreibungen der Stabt 
ohne landeöherrlihe Genehmigung für unkräftig erflärte. Gleichzeitig mußte die 
Stadt das Gericht und die Emennung der Richter dem Bürften überlaffen, 
während fie die Schöffenwahl zwar behielt, auch die Schöffen aber ihr Amt 
in des Kurfürften und der Herrſchaft Namen verwalten mußten. Aehnliche 


1) Struben, Nebenft. I Nr. 5. $ 15. Eichhorn, R. ©. 5544 Note e. 
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Beichränkungen wurben, nachdem in ber zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
die vom Abel verlafienen und mit ihm wie mit dem Yürften bejonbers durch 
Steuerfragen vielfady entzweiten Städte mehrfache Niederlagen erlitten hatten, 
durch den Spruch des ftaͤndiſchen Gerichts v. 1488 auf alle maͤrkiſchen Städte 
ausgedehnt. Sie wurben unfreiwilliger Beftenerung unterworfen, die Raths⸗ 
beſetzung wurde überall von berrichaftlicher Beftätigung abhängig gemacht, bie 
Stabtgerihte den Herren übertragen, bie Handwerktgilden und Stäbtebünbe 
Taffirt, die Städte zu Gehorſam in Iandichaftlichen Dingen verpflichtet. Nicht 
ohne Grund konnte daher ſchon 1490 der Kurfürft ganz allgemein bie ftäbti- 
hen Räthe als jeine Räthe bei der Regierung gegen die Gewerke ſchirmen 
und handhaben zu wollen erklären ie). Die Nachfolger, beſonders auch ber 
große Kurfürft, ſchritten in ber Mark wie in den übrigen Provinzen auf 
biefem Wege fort, bis das Syſtem nuter dem Könige Friedrich Wilhelm L 
feinen Hoͤhepunkt erreichte. Unter ihm wurden faft alle Magiftrate von den 
Föniglihen Kammern oder unter ihrem Einfluß eingefebt; Leine Pachtung über 
10 Thaler durften die Städte ohne Genehmigung eingehen; das Stadtver- 
mögen wurbe zuleßt als Staatögut behandelt und Eontrolirt, ja es wurden 
wirklich die ftädtifhen Verwaltungsüberſchüſſe in bie, Löniglichen Kaflen abge 
geführt und in Kleve und Mark von 1716 au den Böniglichen Steuerbehörden 
die Führung des ganzen ftähtichen Haushals „cum onere et commodo“ über 
tragen; in Berlin wurbe die Polizei dem Magiftrat genommen und über bas 
Grundeigenthum unb die Bauten der Stabt völlig nach Belieben durch koͤnig⸗ 
liches Dekret verfügt. Hatten in neu gewonnenen Lanudestheilen bie Städte 
eine freiere Stellung, fo gieng man bald (wie 1752 in Soeſt) auch dagegen 
vor. Die Nachfolger wanbelten auf bemjelben Wege weiter: es ift bekannt, 
dat Triedrich d. Gr. die ausgedienten Unterofficiere ald Bürgermeifter in. bie 
Städte ſchickt. Auch begann ſchon jet die Regelung ber ftäbtifchen Admini⸗ 
ftration durch allgemeine Verordnungen für die ganze Monarchie und bie 
Sucht nah Uniforminmg. Die vollftändige Städteorbnung, welche enblich 
durch das preußifche Landrecht gegeben wurde, ſetzte zwar in vielen Beziehungen 
Recht an Stelle der Willkür: ihre Auffaffung der Stabt aber ift Barum nicht 
weniger bie von ihren Auswüchien und Uebertreibungen gereinigte Anffafjung 
bes abjolnten Verwaltungsftaats. Denn in Allem ift nad dem Landrecht bie 
Stadt nichts als eine Staatsanftalt, welcher der Staat zur befferen Erreichung 
des Staatszweckes die Eigenfchaft einer „privilegiirten Korporation“ beigelegt 
bat. Es werden daher alle Rechte und Befugnifle der Städte auf ftantliche 

Berleibung zurüdgeführt). Die Stabtmagiftrate werben ald Organe ber 


18) Bol. Fidiein, Regeften Nr. 126. 872. 378. 408. ©. 180f. Raumer, 
Cod. dipl. Brandenb. contin. 1. ©. 158f. IL. ©. 47f., bef. Rr. 80. 56—58, 
683. 64. 71. Riedel, Cod. dipl VI ©. 384 f. 431 f. 

109) Pr. A. L. RI, 8 8 18: Das Bürgerrecht befteht in dem Inbegriffe 
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Landesobrigkeit behandelt, welche vom Lanbeöherrn, beziehungsweiſe bei mittel- 
baren Städten vom Gerichtöherren zu beftellen oder doch, wenn dem Magiftrat 
ober ber Bürgerjhaft das Wahlrecht „beigelegt“ fein follte, zu beftätigen find, 
immer aber Traft eines Staatsauftrages handeln und dem Staate Recheufchaft 
ſchulden ). Die iunere Gemeinbeverfaffung wird einer gewöhnlichen Geſell⸗ 
Ihafteverfaffung gleichgeftellt und deshalb auf dieſe verwieſen?). Bon einer 
Autonomie ift keine Spur vorhanden, indem Statuten, welche bie äuheren 
Rechte der Gemeinde ober die Privatrechte ihrer einzelnen Mitglieder beſtimmen, 
nur als Stantögefege möglich, die auf bie innere Einrichtung unb Polizei 
der Gemeinde bezüglichen Gemeinbebeichlüffe aber erft nach Landespolizeilicher 
Prüfung und Genehmigung für bie Gemeinde und deren Mitglieber verbind- 
Th fein follen®). Die Selbftbefteuerung wird an Staatsbewilligung ge 
bunden”). Das Stabtvermögen enblih wird zwar nicht als Staatögut be 
bandelt, feine Verwaltung aber firenger Staatsaufficht unterftellt, bie Form 
der Verwaltung umb bie Art ber Berwenbung vorgefchrieben unb überwadht 
und insbeſondere über das Kämmereivermögen keine erhebliche Verfügung weber 
des Magiftratd noch der Bürgerichaft ohne obrigkeitlihe Prüfung unb Ge 
nehmigung zugelaffen*), 

Dem fo in Preußen erreichten Ziel ftrebten mit mehr ober minber voll- 
fländigem Grfolge alle deutſchen Landeſsherren zu. Kam ihnen hierbei bie 
wachjende eigene Macht, befonders das feit ber Einrichtung ber ſtehenden Heere 
geübte Beſatzungsrecht ebenſoſehr zu Hilfe, wie das Spießbürgerthum ber Ge 
meinden, jo waren auch bier die juriftiichen Theorien ber Zeit ein wichtiges 
Mittel, um bie faktiſchen Veränderungen in das Rechtsbewußtſein einzuführen. 
Die Lehre von dem alleinigen Geſetzgebungsrecht des Staats, dem gegenüber 
Statuten nur den Werth von Verträgen haben Tönnten®e), von ber durch ein 
Korporationsorgan hoͤchſtens in Folge einer Delegation auszuũbenden allum- 
fafjenden Innbesherrlichen Polizei, von ber durch die Suborbination unter bie 
aller Vorzüge und Befugntffe, welche den Mitgliedern einer Gtabigemeine vom 
Staate verliehen find. Dazu $ 25—41. 72—77. 86. 87. 106. 

MALER. co $ 119—187. 166-175. Bol. $ 104 u. 148. 

1), E88. Loc $ 108 — 114. Auch die „Repräfentanten” einer Stabt⸗ 
gemeine werben den Gefellfchaftsrepräfentanten gleichgeftellt. 

ULRLc $ 115—118. 

WE R-Lc $ 38. 

ZUER.L ec $ 188-188. Dagegen foll das Bürgervermögen nah 
den Regeln des gemeinfamen Eigenthums behandelt werben unb ber ftantficen 
Anffiht nur wie das Vermögen anderer Korporationen unterliegen. $ 159 —165. 

2) Bol. 3. B. Riccius, von Stabigefegen I, 1.81. U, 2. ©. 39. 
J. 8. Böhmer, de natura statutorum, quae in civitatibus provinc. conduntar, 
eoremque obligandi principiis. Hal. 1731. Horn, de confirmatione statutorum 
per superiorem. Wittenb. 1787. Mofer, von der teut. Unterth. Rechten ud 
Pflichten S. 196, 
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Obrigkeit dem Princip nad begründeten Ernennung und Betätigung ber 
Beamten, der Superreviflon ber Rechnungen u. f. w., von ber Vormund⸗ 
ſchaft des Staats Über juriftiihe Perfonen und endlich von einem Alleineigen- 
them, Miteigentum oder mittelbarem Eigenthum des Staats am Korpora- 
tiondgut wurben in immer ausgedehnterem Maße auch auf die Stäbte ange 
wanbt?"). Entgegenſtehende Verträge ober Reverfe befeitigte man andy bier 
mit dem Satze salus publica suprema lex, mit der Theorie von ber Wiber- 
ruflichkeit der Privilegien und auf äbulichen Wegen. 

Die letzte Konſequenz diefer Richtung zogen endlich die unter dem Einfluß 
ber franzöftichen Revolution erlaflenen Geſetze, indem fie die Refte des ftäbtt- 
ſchen Gemeinweſens durch einen ſtaatlich abgegrenzten umb von ermannten 
Staatöbienern mit umjelbftändigem Beirath von Ausſchüfſen regierten Ver⸗ 
waltungöbezirt, das Stabtbürgerreht durch das örtlich beftimmte und aus- 
geübte Stantsbürgerreiht erſetzten, in privatrechtlicher Beziehung aber eine un- 
jelbftändige und künftlihe Perfönlichkeit der Gemeinde Tonftruirten. 

©lüdlicherweife indeß wurben dieſe in Frankreich dauernd flegreichen 
Theorien in Deutichland jelten voll verwirkliht. Die mittelaiterlihe Stabt- 
freiheit Tonnte freilich nidht wieder erftehen und hat nur in einzelnen Ländern 
mebr in Folge eines Zurückbleibens hinter der Geſammtentwicklung als wegen 
eines vorgefchrittenen Rechtsbewußtſeins unſere Tage erreicht (3. B. in Roftod 
und in ben ruffiſchen Oftſeeprovinzen). Ebenſowenig aber Tonnte die in ben 
Rheingegenden und zeitweife in der Schweiz und in Baiern eingeführte fran- 
zoͤſiſche Municipalverfafiung auf deutſchem Boden dauernd Wurzel ſchlagen. 
Vielmehr trat bereits ſeit dem erften Anfängen des ueuen Aufihwungs bes 
Bffentlichen Geiftes in Dentihlanb vor Wllem in ben Städten eine ſeitdem 
fiegreich fortgefährittene Richtung hervor, welche bei aller Anerkennung bes 
Charakters der Kommune als Gliedes des Staatsorganismus doch in ihr zu- 
gleih einen jelbftändig lebenden Organismus, ein politiſches Gemeinweſen 
erblidt und bie Herftellung ber Harmonie zwiſchen dem eigenen Recht 

%) Bol. Sramer, BWeplar. Rebenft. VIL If. Struben, Nebenft. I. 458 f.: 
von den Hoheitsrechten mittelbarer Städte. Barthold, Städteweſen Bd. IV.; 
Geld. v. Pommern IV, 1. ©. 139 f. 408f. IV, 2 ©. 8f. Gönner, D. St. 
N. $ 76. Klüber, Def. R.5 884. Eichhorn, R. G. 554. Mittermaier, 
Arch. f. civ. Prax. XII. 77f. Zacharia, D. Et R. L 565f. — Im Ein. 
zeinen vgl. man noch: über bie Pflicht zur Ertheilung bed Bürgerrechts Struben, 
rehtl. Bed. II, 5. ©. 55. Eramer, Wepl. Nebenft. IL 152: ob die Aufnahme 
zum Bürger bloße Polizeifache feit (Freie Entſcheidung des Raths nach Roftoder 
Stabtr. I, 2 $ 1). — Ueber die Konkurrenz ber Landesherrn bei Ertbeilung bes 
Bürgerschtd Hanneſen, de statu civitatis ejusque juribus. ®ött. 1751. — 
Ueber den Grundjag „Hulbigungseld über Bürgereib" Ayrer, de abusu jura- 
mentorum e republ. proser. Sect. IL $ 16. ©. 69. — Ueber die Revifion der 
ftäbtifchen Rechnungen ©. Stryd, de jure principis circa rationes civitatis. 
Hal. 1699. Struben, Rebenft. I. 458. 
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des Staats und dem eigenen Recht ber Gemeinde als Yufgabe ber Ge 
jebgebung beiruditet. In grohartigſter Weile erfaßte dieſen Gedanken bie 
preußiihe St. O. v. 19. November 1808. Derfelbe Staat, in weldem 
die Stadtfreiheit am tiefften gefunfen war, erhob Hier zuerft bie Stadt 
wieber zum jelbftänbigen Gemeinweſen. Nicht unpafienb ift vom dem Ur⸗ 
heber dieſes Geſetzes, dem Freiberm v. Stein, gefagt worben, daß er mit 
mehr Recht den Namen des beutichen Stäbtegrünberö verbiene als Heinrich L! 
Bet blieb freilih die praktiſche Ausführung binter dem Gedanken bes 
Geſetzes zurüd und weber die an den Polizeiflant gewöhnten Berwaltungen, 
noch die fpäteren Städteordnungen Preußens und der übrigen 
Staaten”) erhoben fih zu ber Höhe, auf welder jenes Geſetz 
feiner Zeit ſteht. Allein in dem einen ober andern Punkte errang 
überall in den Städten, fo jehr die obrigkeitlihe Auffaffung ber 
im Vordergrund blieb, ber neue Gedanke Geltung Die Bewegungen ber 
Sabre 1848 und 1849 brachten bann auf diefem Gebiet das Berlaugen nad 
größerer Freiheit; doch ‚fehlten die zahlreichen Gemeindegeſete diefer und ber 
folgenben Sabre darin, daß fie, wenn fie gleih in Berwaltungsfragen ber 
Seibftändigkeit der Gemeinden vielfach Rechuung trugen, doch durch Unifor⸗ 
mirungsincht und Vorliebe für willfürlidde Konftruftionen die Selbftbeftimmung 
der Gemeinden binfichtlih ihrer Lebensform allzuſehr einſchnürten und ver 
fümmerten. Seitdem folgte faft überall eine Reaktion, welche vor Allem bie 
Landgemeinden, gleichzeitig indeß auch bie Stäbte beiroffen bat. Dagegen ge 
hören dem lebten Jahrzehnt wieber erhebliche Fortichritte an und insbeſondere 
beginnt man neben der Selbfiverwaltung auch eine gewifſe Autonomie ber 
Gemeinde wieberherzuftellen. Allein dies Alles find erft Anfänge Unb von 
einer principiellen Anerkennung ber Stabt als eines felbftänbigen Gemein 
weſens mit eigener Rechtsperſoͤnlichkeit find gerade die neneften Stäbteorbuungen, 
befonders in Preußen, jehr weit entfernt. Ja es fcheint, ald neigte bie neuere 
Geſetzgebung wieder zu dem gefährlichen Syſtem, den Stäbten zwar im Ge 
biete der Vermögensverwaltung große Freiheit und Selbftändigfeit einzuräumen, 
dafür aber ihre fittlichen und politiichen Aufgaben um fo fchärfer zu ignoriren 
und in biefen Beziehungen eine bloße Loknlanftalt des Staats in ihr zu er 
blicken. Dies wird fich uns ergeben, wenn wir die Ortögemeinde, wie fie 
durch bie Gemeinbeorhuungen unferes Jahrhunderts geſchaffen ift, hinfichtlich 
ber in ihr enthaltenen genofienfchaftlichen Elemente zufammenfaffend betrachten. 

557. Die Ortsgemeinde nad ben Gemeindeordnungen bes 

19. Jahrhunderts. 

Die nemeren deutſchen Gemeindbeorbnungen!) haben bie politife Ort 
gemeinde als ein feinem Weſem nad überall gleiches, einheitliches Suftitut 

MT) Bol. die erfte Note zum folgenden $. 

1) In Preußen war die ältefte allgemeine Gemeindeordnung im URg. 
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von oben ber organifirt. Der principielle Unterſchied zwiſchen Städten und 
Landgemeinden ift daher fortgefallen. Es ift freilich richtig, daß, während 
viele Gemeindegeſeze nur Eine Gemeinbegattung Tennen oder ohne Rüdficht 
auf den ftäbtifchen ober Länblichen Charakter des Orts lediglich nach der Ein- 
wohnerzahl mehrere Gemeinbeflafien bilden, andere Gefeßgebungen (wie 3. B. 
bie zur Zeit geltende preußifche) nach wie vor an ben Unterſchied der Stäbte 
und Landgemeinden wichtige MRechtöfolgen bezüglich Zuſammenſetzung, Berfaffung 
und rechtlicher Bedeutung Mnüpfen: allein ber Begriff der Ortögemeinde ale 
ſolcher ift doch heute überall derjelbe und kommt nur unter verjchiedenen Ver⸗ 
hältniffen in verſchiedener Weile zur Erſcheinnng. 


Sander. Th. I. tit. 7 m. tit. 8 enthalten. Die Beftimmungen des tit. 7 über 
die Dorfgemeindeverfaffung gelten in den ſechs öftlihen Provinzen zum großen 
Theil noch heute. Für bie Städte der öftlichen Provinzen ergieng die St. D. 
v. 19. Ron. 1808 und bie revid. St. DO. v. 17. März 1881. In Weſtphalen 
und der Rheinprovinz galt franzöfifches Muntcipaliyftem, bis bie rhein. &em. 
D. v. 28. Juli 1845 und bie weftphäliiche 2. G. D. v. 81. Det. 1841 nebft 
einem Gejeh über die Gemeinbenerfaffung in Weftphalen d. eodem erlaffen wurben. 
Alle diefe Geſeze bob die Gem. O. v. 11. März 1850 auf, welche, unter Auf- 
bebung aller Unterfchiebe von Stadt und Land, nur Gemeinden mit mehr unb 
mit weniger ald 1500 Einwohnern kannte. Im Beginn der Ausführung durch 
®ef. v. 24. Mat 1858 aufgehoben, ift diefe Gem. D. nunmehr durch drei voll- 
ftändige Stäbteorbnungen — f. die 6 öftl. Prov. v. 80. Mai 1858, f. Weftphalen 
v. 19. März 1856, f. d. Rheinprovinz v. 15. Mai 1856 — und eine volfftändige 
2. G. D. f. Weftphalen v. 19. März 1856 erjebt. Dagegen ift für bie Städte 
Reuvorpommerns ihre herkömmliche Verfafjung durch Gef. v. 31. Mai 1858 an- 
erkannt, für bie Kanbgemeinden ber Rheinprovinz die &. O. v. 28. Juli 1845 
unter mehrfachen Zufägen und Abänderungen durch Gef. v. 15. Mat 1856 real. 
tivirt, für bie Landgemeinden der öftlidhen Provinzen durch Gef. v. 14. April 
1856 Alles beim Alten gelafien, indem nur für die Bildung der Bezirke, bie 
Borm ber SGemeindebejchlüffe und bie Befteuerung der Stantödiener einige zwin- 
gende Vorſchriften ertheilt find, im Mebrigen aber eine neue Regulirung des 
Stimmrechts, der Abgabenvertheilung und die Bildung einer Gemeindevertretung 

durch Ortsftatut unter Aufftellung fubfidiärer Normen ermöglicht wird. — In 
Hohenzollern- Hechingen gilt die &, G. O. v. 19. Det. 1841 und befondere Stadt. 
ordnungen, in Hohenzollern. Sigmaringen die ©. D. v. 6. Inni 1840 nnb das 
Bürgerrechtögefep v. 5. Aug. 1837. Bon den neuen Landestheilen hat bie Stadt 
Frankfurt a. M. am 25. März 1867 (©. ©. ©. 401) ein neues Gemeindever⸗ 
fafjungögefep erhalten, während für die Landgemeinden v. Schleswig. Holftein 
das ef. v. 22. Sept. 1867 (©. S. ©. 1608) erjchienen ift, welches die befte 
henden &emeinbeverfaffungen ald Grundlage anerkennt und nur über ihre Fort⸗ 
bildung und ihr Verbältnig zum Staat eingreifende Beftimmungen enthält. Im 
Nebrigen beftehen bie bisherigen Gemeindeverfaffungen überall noch fort. Insbe⸗ 
fondere gilt im Regierungäbezirt Kaffel die kurheffiſche Gem. O. v. 23. Oct. 1834. 
In Nafiau, wo bis 1848 die ald unübertreffliches Muſter des franzöfifchen ftantd« 
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Sehr ungleich ift durch bie Geſetzgebung ber verfchiebenen beutfchen Staaten 
und Provinzen das iunere und äußere Recht der Ortsgemeinde geftalte. Mehr 
noch hat auf den Charakter der einzelnen Gemeinbeorbnungen bie Zeitfirömung, 
nnter deren Einfluß fie erlaffen worden, eingewirkt, fo baß oft in demſelben 
Staat innerhalb 50 Sahren brei, vier ober fünf Mal die Gemeinde ihre Form 


abfolutiftifchen Syſtems zu beirachtende Gem. O. v. 5. Juni 1816 galt, bem- 
nächft die G. D. v. 12, Dec. 1848 ergieng, gift jeht die G. D. v. 26. Juli 1854 
nebft Wahlordnung von bemfelben Tage. In den ehemals zu Frauffurt gehörigen 
Landgemeinden befteht eine &. G. O. v. 12. Aug. 1824. In Gannover endlich 
enthielten bie Verf. Url. v. 6. Aug. 1840 u. v. 5. Sept. 1848 ($ 12—21) aus- 
führlichere Beftimmungen über Gemeinden; es ergiengen dann die St D. v. 
1. Mai 1851 n.8%.©.D.v.4. Mai 1852, deren freifinnige und zweckentſprechende 
Beftimmungen zum Theil durch bie revid. St. D. v. 24 Juni 1858 u. 8.8.0. 
v. 28. April 1859 wieder verlünmert find. 

In Defterreich wurden 1788 —1786 viele Berorbnungen „über die Regu- 
lirung der Magiftrate” erlafien; die Gemeindeverfafſung blieb aber überall dem 
Herlommen überlafien. Nur für Tirol und Vorarlberg ergieng die G. D. v. 
26. Oet. 1819. Das proviforliche Gem. Gef. v. 17. März 1849, welches jein 
Lofungswort „bie freie Gemeinde iſt die Grundveſte bes freien Staats” in ber 
That zur Wahrheit zu machen ſchien, warb nie ausgeführt, durch kaiſerl. Hanb- 
fchreiben v. 21. Dec. 1851 modificirt und endlidy durch das weit weniger befrie 
bigende Geſ. v. 24. April 1859 erjegt. Ein viel liberalered Gef. v. 5. März 1862 
ftelit jept bie Grundzüge der im Einzelnen von den Landesgeſetzen burdhzufüh- 
renden Gemeindeverfaffung für ben ganzen Staat wieber in einer der Selbſwer 
waltung und ber Natur ber Gemeinde als eines eignen Gemeinweſens fehr gün- 
ftigen Weiſe feft. 

In Baiern ergieng fchon 1748 eine Stabt- und Marktinftruttion. Ganz 
franzoͤfiſchen Grundfäpen huldigte dann das Edikt v. 24. Dct. 1808, welches ben 
Maire als willenlofen Ugenten der Gentralgewalt und neben ihm einen bebem 
tungölofen Municipalrath einführt. Schon bie Gem. O. v. 20. Mai 1818 nebf 
@ef. ». 17. Zuni 1818 traf wefentliche Menderungen, mehr noch bie revid. ©. D. 
v. 1. Suli 1884, obwol aud in ihr eine Hinneigung zum franzöfifchen Syſten, 
bas übrigens in ber Rheinpfalz noch bente gilt, unverfennbar if. Ein Entwurf 
bes Jahres 1850, ber fih an das preuß. Geſ. v. 11. März 1860 anfchloß, blieb 
unausgeführt. Sept ift ein neues Gemeindegefeh in Beratbung. 

Im Könige. Sachfen gelten die St. DO. v. 2. Februar 1882 (ber preuß 
v. 1808 ähnlich) u. die &. &. O. v. 7. Rov. 1888, 

In Württemberg ergieng ſchon 1758 eine Kommunaforbnung; dann bie 
G. D. v. 81. Der. 1818, die revid. G. O. v. 1. März 1822 und das Gefeh 
über dad Gemeindebürger- und Beifiperrecht v. 4. Dec. 1888. 

In Baden gelten die G. D. u. bad Geſ. über das Gemeindebürgerredit n. 
31. Der. 1831, welche inbeß durch bie Revifionen v. 25. April u. 15. Pehraa 
1851 und die Wahlordn. v. 80. April 1851 modificirt find. Im Großen. 
Helfen ©. O. v. 30. Suni 1821. In Oldenburg Kirchipielsorbn. v. 29. April 
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gewechielt bat. In ihren Grundzügen inbe weichen alle in ben verſchiedenſten 
Gegenden ergangenen Gemeinbeorbuungen, mögen fie noch vom alten Ber- 
waltungsabfolutisumns oder von den Ideen ber frauzöfiiden Revolution, vom 
nationalen Aufihwung oder von der Reftauration, von der durch bie Juli⸗ 
revolution hervorgebrachten Bewegung ober von der Bewegung von 1848, von 
der folgenden Reaktion oder den liberaleren Anfchauungen bes letzten Jahrzehnts 
biktirt fein, weniger von einander ab, ald man erwarten ſollte. Ja es läßt 
fi behaupten, dab ihnen allen daſſelbe Princip zu Grunde liegt, welches mur 
nad) der einen oder der anderen Seite hin modificirt und gefärbt if. 

A. Bas zumächft die Grundanſchauung über das Weſen der Ortsgemeinde 
angeht, jo huldigen faft ſämmtliche neuere Gemeindeorbnungen, da das franzö⸗ 
ſiſche Munipaliyftem nur in wenigen Gefeßen rein durchgeführt nud faft überall 
wieber befeitigt ift”), bie Fortdauer des mittelalterliden Syftems aber eine 
noch feltnere Ausnahme bildet®), dem fogenannten vermittelnden Syftem, 
weldyes Staatseinheit und Gemeindefreibeit in Harmonie zu ſetzen ftrebt. Und 


1881 und St. O. v. 12. Aug. 18388. In Brannihweig enthielt ſchon die 
N. L. O. v. 12. Oct. 1832 Beftimmungen über die Gemeinden, fodann ergieng 
eine St. O. v. 4. Zunt 1834; jeßt haben eine vollftändige St. O. u. L. G. O., 
beide v. 19. März 1850, das Gemeinderecht in freifinniger Weiſe fortgebilbet. 
Zn Sachſen⸗;Weimar 8. G. O. v. 2. Februar 1840; jebt die G. D. v. 1854, 
welche wol von allen geltenden Gemeindeordnungen die Gemeinde am freieften 
und wärbdigften ſtellt. Sachſen⸗5Altenburg: Berf. Url. v. 29. April 1881, 
Dorfordn. v. 16. Sept. 1851; Sachfen-Meiningen: L. G. O. v. 15. Aug. 1840; 
Sachſen⸗Gotha: &. O. v. 30. Mai 1884. GSchwarzburg-Rubolftadt: G. D. 
v. 19. Dee. 1827, Sonberöhaufen: Grundgeſ. v. 1857 5 5. Anhalt⸗Deſſau: 
St. D. v. 10. Dec. 1884; Anbalt- Bernburg: Gem. u. Kreisorbn. v. 28. Febr. 


.1850; Anhalt: &emeinde-, Stabt- u. Dorforbn. v. 1. März 1852. 8%. G. O. 


des Fürftenth. Lippe v. 2. März 1841. Walded: G. D. v. 27. April 1850. 
Berf. Geſ. f. d. bremiſchen Landgemeinden vom 25. Febr. 1850 n. f. w. 

Alle vor 1848 ergangenen und damals noch in Geltung befindlichen Ge⸗ 
meindegefeße, welche entweder Stabt- und Landgemeinden, oder bie letzteren aus⸗ 
ſchließlich betreffen, find von Weiste (Leipz. 1848) gefammelt und nad) dieſer 
Sammlung, die übrigen nach den Geſetzfammlungen refp. Regierungsblättern der 
betreffenden Staaten im Folgenden citirt. 

3) Hente vornemlich nur noch in der batrifchen Pfalz. Im Königreich Weft- 
phalen, den Großherzogthümern Berg und Frankfurt und den mit Frankreich ver- 
einigt gewejenen Landestheilen war die franzöfiihe Municipalverfaffung zwar 
überall eingeführt; ebenfo in Baiern und der Schweiz. Allein die Schweiz 
ſchüttelte 1808, Braunfhweig, Oldenburg, Hannover, Kurhefien nach Befreiung 
von ber Fremdherrſchaft, Baiern 1818 bie franzöfifchen Berfafiungen ab. In dei 
Rheinprovinz galt das franzöftliche Syftem bis 1845, in Weftpbalen bis 1841, 


‚in Baben bis 1881, in Naffau bis 1848. 


9 So in Medienburg. 
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dieſes Spftem ift von ber Wiſſenſchaft für das allein zeitgemäße erflärt‘*), 
von dem Rechtsbewußtſein des Volls als das allein deutiche begriffen. Gine 
.. nähere Prüfung indeß ergiebt, daß bisher biefes Syſtem ein bloher Rame ift, 
daß weder in ber Praxis noch in der Theorie ein Syftem wirklicher Bermitt- 
Iung irgendwo anerlannt, geſchweige denn eine wahre Harmonie berbeigefühet 
if. Vielmehr zeigt ſich, daß in Wahrheit überall noch das obrigkeitliche 
Syftem die Grunblage des Gemeindeweſens bildet und nur in eimem aller- 
dings jehr ungleihen Grade durch die moderne Genoſſenſchaftsidee mobi. 
ficirt if. Die Gemeinde ift daher andy heute bie mit einem beftimmten 
Bezirk des Staatsgebiets verfrüpfte und einen beitinmten Theil der Staatt- 
bürger ergreifende Staatsanftalt zur lokalen Erreichung des Staatöznweds, 
welcher zur befieren Erreichung dieſes Zwecks Korporationsrechte verliehen 
find. Nur als Mobifitation dieſes Principe einer Staateanftalt mit 
tiven Rechten machen fich die wieber eingebrungenen genofjenjhaftliden 
Elemente geltend, durch welche die Gemeinde in ein geuoffenfhaftlidens 
Gemeinweſen überzuführen der Zukunft vorbehalten fein wirt. 

Ein Spftem, weldes den Namen des vermittelnden verbienen wollte, 
müßte von ber Ebenbürtigkeit des Staates und der Gemeinde ausgehen. Bon 
einer ſolchen Auffa ffung aber ift nicht nur die Geſetzgebung und die Praris, 
fondern auch die Wiffenfchaft und felbft die VBollsanfchauung nod weit eut- 
font. Wol ift uns das Individuum ebenbürtig mit dem Staat. JIn der 
Gemeinde dagegen jehen wir noch immer, während wir dem Staat einen 
höberen, myſtiſchen Urfprung ober body eine Eriftenz durch fich ſelbſt zufchreiben, 
eine ftaatlihe Schöpfung. Sft aber der Staattwille Eriftenggrund ber Ge 
meinde, jo tft diefe fein durch fich felbft Iebenber Organismus mit einer ihr 
felbft entftammenben Perjönlichkeit, jondern ein von außen her belebter Körper 
oder vielmehr eine nur ein Scheinleben führende, in Wahrheit Fünftlidh be 
wegte Maſchine. Daß es zwiichen einer ſolchen Gemeinde und bem Staat 
feine Vermittlung giebt, liegt auf der Hand: benn jebe Vermittlung beruht 
auf ber Anerkennung bes auf beiden Seiten vorhandenen eigenen Rechts. Aus 
Zwedmäßigleitögründen mag ber Staat einer berartigen Gemeinde gewiſſe 
Funktionen „übertragen“ nnd eine gewifle Selbitändigkeit „einräumen“: von 
einem Recht ber Gemeinde, die ja ihre gefammte rechtliche Perfönlichkeit ganz 
allein vom Staate ableitet, kann dieſem gegenüber feine Rede fein. Hiervon 
tft die praktiſche Folge, daß der Staat die feinem freien Ermeſſen anheim- 
fallenden und beliebigem Widerruf unterliegenden Gemeinderechte möglichft 
napp bemißt, baf er durch allerlei Klaufeln und Vorbehalte ſich ſchließlich 
doch für jeden einzelnen Fall in letter Inftanz die Entſcheidnug wahrt, wie 
weit er die zugeftandene Selbftändigkeit anerkennen ober inhibiren will, daß 


Bol. 3 B. Zachariä, D. St. R. L $ 106 ©. 567f. v. Rönne, 
Preuß. St. R.IL,1$805f. S. 426 f. Brater, im Staatäwörterbudy IV. &. 113. 
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enblih vor Allem nur in privatrechtlicher Beziehung der Gemeinde auch gegen 
ben Staat ein Rechteſchutz gewährt, im öffentlichen Recht ein folder auf das 
Eutjdiedenfte verjagt wirb. 

Mehr oder minber deutlich unterſcheiden baber alle Gemeindeordnungen 
die Gemeinde als Suftitut des öffentlichen Rechts und als Subjekt des Prinat- 
rechts und legen ihr für beide Beziehungen einen entgegengeießten Rechte 
charakter bei. 

1. Im dffentliden Recht wird die Gemeinde im Weſentlichen überall 
als eine bloße Staatsanftalt, als ber unterfte Theil des Staatslörpers be⸗ 
nannt unb behanbelt®) und beshalb ihr politiiher Zwed mit dem Staats- 
zweit, beffen Berwirflihung ihr nur in lokaler Beichränfung obliegt, identi⸗ 
fiirt‘). Wenn einzelne Geſetze der Gemeinde einen boppelten Zwei, den 
Staatszweck und einen bejonderen Gefellihaftszwert, zufchreiben, jo verftehen 
fie unter dem letteren body nur ihre privatrechtliche Bedeutung”). ALS ein 
befondere® Gemeinweſen“, mithin als einen jelbftändigen politiſchen Körper, 
wollte die preußifhe St. O. v. 19. November 1808 die Stadtgemeinde an- 
erfannt wifen®): gerade in Prenßen aber hat fidh die Verwaltung wie bie 
Geſetzgebung fpäter wieder weit mehr der Auffafiung ber Gemeinde ala eines 
örtlichen Staatsverwaltungsbezirts genähert. ine ausbrüdliche Anerkennung 
einer eigenen ftaatsrechtlichen Perjönlichkeit der Gemeinde enthält Bein Geſetz 
und feine Verfafſungsurkunde; überall erjcheint die Gemeinde nur als Glied 
der Allgemeinheit, nicht zugleih als eine befondere Allgemeinheit für fich. 

2. Im Privatrecht geftehen alle Geſetze ausbrüdlich oder ftillichweigend 
der Gemeinde eine eigene Perjönlichkeit zu. Sie fol als moraliiche ober 


8) Bol. 3. B. Württemb. Berf. U. v. 1819 $ 63. Oldenburg. rev. V. U. 
v. 1853 art. 66. Bair. ©. O. v. 1808 $ 88: „Unterabtheilungen des Staats“ ; 
v. 1884 $ 22: „Theile des ganzen Staatskörpers“. Weiste, Samml. ©. 74. 
Olpenb. 8. G. DO. art. 17 ib. 408: „Theile des Staats‘. Raflau. ©. €. v. 
1816 $ 2 ©. 321. $ 12 ©. 831: „unterfte Staatöabtheilnngen‘, Württemb. 
Bürgerr. Geſ. v. 1838 art. 1 ©. 177: „Grundlage des Staatsvereines“. Alten 
burg. Gudgeſ. $ 100 ib. 390: „Grundlage des ganzen Staatsverbandes“. Bab. 
G. O. 9 78 ©. 218: „Stantsanftalt". 

©) Bol. z. B. Oldenb. rev. V. N. v. 1852 art. 66: „Die politifhe Ge⸗ 
meinde, als ſolche, bildet eine Unterabtheilung bes Staats und dient infofern 

feinen Zweden". 

" ) Bol. Bair. ©. E. v. 1808 $ 88: „ber Zwed ber Geſellſchaft legt den 
Gemeinden zweierlei Berbinblichleiten auf, theils ſolche, welche fie ald Glieder 
bes ganzen Staatölörpers zu erfüllen haben, theils ſolche, welche in ihrer eignen 
gefellfchaftlichen Verbindung liegen‘. Dazu Bair. ru. G. DO. 9 22. BWeiste 
©. 74. Altenb. V. U. $ 100. 114. Bad. ©. O. $ 78. Oldenb. 2. G. O. 
art. 17. 70—72 ib. ©. 100. 114. 218. 408. 416 f. 

©) Man vgl. z. B. ben Eingang, $ 2. 108. 168. 169. 170. 188 xc. Aehnlich 
die ſächſ. St. O. v. 1832. 
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jnriſtiſche Perſonꝰ) oder als eine Korporation '*), worunter nach ber beireffenben 
Eanbeigeiehgebung ebenfalls ein mit juriftiiher Perjänlihleit begabter Berein 
zu verftchen ift, gelten. Cine ſolche Perfönlichkeit aber ift nach ber im den 
meiften pofitinen Gefeßen ausdrũcklich fanktionirten unb auch in den Gemeinde 
ordnungen viefach angewanbten Theorie eine bloße ſtaatlich helichte Fiktion, 
bie als Mittel für Vermoͤgenszwecke bient; fie giebt daher ber Gemeinde, ohne 
ihre ftaatlihen Funktionen zu berühren, bie Redhtsfubjeltivität im Bermögens- 
redyt und nichts als dieſen)y. Yür den bürgerlichen Rechtsverkehr, aber auch 
nur für biefen, wirb daher die Gemeinde den Privaten gleichgeftellt'*), fo weit 
nicht aus der angeblichen Willens und Handlungsefähigkeit der jnriftifchen 
Perfonen oder aus der Öffentlichen Natur ihrer Zwecke eine größere Beſchrän⸗ 
ung ihrer Rechte, oder gar noch ans ben ihr eingeräumten jura minorum 
eine vom Staat über fie zu führende wahre Bormunbichaft oder Kuratel ge 
folgert wird '2). 


% Bel. 3. D. Weimar. &. D. $ 80 5. Weiske ©. 868. Hannov. Eiuf. 
Geſ. v. 28. April 1859 b. Ebhardt, die Staatöverf. bed Könige. Hannover. 
1860. ©. 1188. Preuß. St. O. v. 1808 $ 68. Die im Altenb. Grdgeſ. ange 
nommene „Gefammtperfönlichleit” und „Perioneneinheit im Rechtöfinne” (8 99. 
110 ©. 890. 893) Tann nichts Anderes bebeuten, da ihre Eriftenz auf Staatz- 
genehmigung zurüdgeführt wirb (899) und aus ihr bie Rechte der Minderjährigen 
abgeleitet werben (8 110 Nr. 2). Die Naffan. ©. O. v. 1854 $ 80 jagt: „Alles 
bewegliche nnd unbewegliche Bermögen ber Gemeinde ift Eigentfum ber mit 
einer immerwährenden Perſönlichkeit verjehenen Geſammtheit der gegen 
wärtigen und fünftigen Bürger berfelben“. 

10) So PM.U.!%. RT, 7 819 u 885 108 vgl mit II, 6. 9 35 u. SL 
8.8. O. f. Weftphalen v. 1845 5 1, v. 1856 $ 2. Gem. O. v. 11. März 1850 
86. St D. f. d. ſechs oͤſtl. Prov. v. 1858 9 9; f. Weftpbalen 5 9; f. d. 
Mheinprov. 5 8. Ber. über d. Landgem. in Schlesw. Holft. v. 1867 5 6. Balr. 
revid. ©. DO. $ 1 u. 90 b. Weiske 70. 78. Hannov. B. U. v. 1840 $ 54 ih. 
126. Oldenburg. B. U. $ 17 ib. 408. Deſterr. bürg. Gefehb. 5 287. 288. 
Gem. Gef. v. 1849 5 74. 107. Bol. au Weiske, Einl. S. VIf. 

m) Bo. Pr. LER T,6—525f. I, 7919 Meining 8. U. v. 1839 
3 20. Altenb. Groͤgeſ. 8 110. Weiske &. 898. Nur foldhe an fidh öffentliche 
Rechte, welche hente überhaupt noch als Privatrechte beſeſſen werben, wie Patro- 
nate über Kirchen und Schulen, Narktrecht u. ſ. w., werden ber jwriftifchen 
Derfon als folcher beigelegt. Vgl. Altenb. Grdgeſ. $ 119. 

19 Bol. 3. B. revid. bair. G. O. v. 18384 $ 20 ©. 78: bie Gemeinden 
tönnen in der Eigenichaft als öffentliche Korporationen alle Rechte ausüben unb 
Berbinblichleiten eingehen, welche die bürgerlichen Gefehe den Privaten 
überhaupt geftatten unb den Gemeinden infonderheit nicht verfagen. Dazu $ 22 
ib. Aehnl. Nafſau. G. O. v. 1854 5 80. 

13) Balr. rev. ©. O. v. 1884 $ 21 ©. 74. Meining. ®. U. v. 1839 3 22. 
Dagegen geftehen bie Weimar. ©. D. v. 1840 5 28 ©. 844 und bad Altenb. 
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Wenn nun aber jo die Gemeinde keine im öffentlichen wie im privaten 
Recht einheitlih wirkfame Gefammtperjönlichkeit ifl, ſondern als zwielpältiges 
Weſen die Natur einer Staatsanftalt unb einer Korporation vereint, fo wird 
Damit zugleih der Grund ihrer gefammten Eriftenz lediglich in den Staats⸗ 
willen verlegt und ihre Entftehung, Umgeftaltung und Anfbebung 
nicht nur an ftantliche Genehmigung gebunden, fonbern in letter Suftanz dem 
Staate völlig anheimgegeben ie). Denn ale Staatsanftalt ift fie das Produkt 
eines adminiftratinen Alts!%), als Korporation aber beraubt fie auf genereller 
oder ſpecieller ftaatliher Konceffion '*). 

B. Aehnliche Gefichtepuntte machen fi bei der Zuſammenſetzung 
ber Gemeinde geltend, indem der Unjelbftänbigkeit ber Semeinbeperjönlichkeit 
die Behandlung ihres doppelten Subftrats, des Gemeindegebiets und der Ge⸗ 
meinbebürgerjhaft entſpricht. 

L Das Gemeindegebiet (Gemeindegemarktung, Gemeindebezirk u. |. w.), 
welches au Stelle der alten Mark getreten ift, ftellt ein von jeber privat- 
redytlichen Bafis geläftes, rein politiſch beftimmtes und begrenztes Territorium 
dar. Als ſolches würbe es, wenn der Gemeinde eine eigene politiihe Perjön- 
lichleit zuläme, eine boppelte Bedeutung haben: es wäürbe einmal Theil bes 
Staatsgebiets, zweitens bas Territorium eines vom Staat verſchiedenen Ge⸗ 
meinwejens, mithin gleichzeitig Theil eines größeren Ganzen und ein Ganzes 
für fi fein. Von der Anerkennung biefer boppelten Seite des Gemeindege⸗ 
biets aber find die neueren Geſetze weit entfernt. Nur wenige zwar erklären 
nad) dem Borgange Frankreichs das Gemeindegebiet, gerabezu für einen bloßen 
„oͤrtlichen Berwaltungsbezirt" des Staates1”): allein auch diejenigen Geſetze, 
welche die Beionderheit der Gemeindemark fefthalten, thun dies Lediglich mit 
Rüdfiht darauf, daß fie die Grundlage der Gemeinde ald Korporation und 
fomit die Duelle von Privatrechten ift, wogegen fie bie politiiche Seite der⸗ 
felben ausſchließlich in ihrer Eigenfchaft als einer durch den Staatswillen ge 


Grdgeſ. $ 110 ©. 398 bie Rechte ber Minderjährigen zu, obne eine gleiche 
Scälußfolgerung daraus zu ziehen. 

19 So Preuß. 8. G. O. v. 14. April 1856 8 1. 2; f. Weftphalen v. 1856 
$ 1. 3. 6—10; f. Schleswig-Holft. v. 1867 8 1. 2. Berner bair. G. O. 8 3.5, 
äh. 8 14, Hanndv. 9 54, württemb. $ 1, Turhefl. $ 4, großh. hefl. $ 8, braun- 
ſchw. $ 44, weimar. 8 2, hohenzollern⸗heching. $ 1, figmar. $ 148—150 b. 
Weste, Samml. S. 70. 107. 126. 129. 252. 294. 816. 889. 451. 497 f. 

15) Nur in Baden und Braunfchweig ift ein Alt der Gefepgebung erfor 
derlih. Vgl. Braunſchw. St. DO. v. 1850 5 7, 8. G. O. d. eod. $ 2. Bad. 
®. DO. v..81. Dec. 1881 (revid. v. 25. April 1851) 8 4: „Leine beftehende Ge⸗ 
meinde kann aufgelöft und keine neue gebildet werben als im Wege ber Gefep- 
gebung”. | 

1e) 3. B. Pr. A. L. R. I, 7 819u8 8 108 vgl mit IL 6 $ 25. 26. 

12) So das ©. ©. f. Nafſau v. 1816 b. Weiste S. 320. 821. 
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ſchaffenen unterſten Abtbeilung bed Stantögebiets finden '*). Alle Geſetze ziehen 
baber zwar die hie raus folgenden Scläfle, inbem fie verorbnen, daß, wo 
nicht das Geſetz eine Ausnahme geftattet, wie in Preußen noch immer zu 
Sunften der jelbftändigen Gutsbezirke, jedes Grunbftüd im Staate * 
Gemeindeverbande angehören muß"), und indem fie ferner für die Bilbung, 
Abgrenzung und Veränderung eines Bezirks ſtaatliche Miwirkung verlangen. 
Allein Beitimmungen, welche dem gegenüber ber Gemeinde ein felbftänbiges 
politiſches Recht am ihrem KXerritorium ficherten, fucht man vergebens. 
Höchftens ein Anfang ‚hierzu liegt darin, wenn einzelne Geſetze bei der Bil- 
dung und Veränderung der Gemeindebezirke eine vorherige Befragung der 
Gemeinbevertretung und bisweilen (3. DB. in Preußen) ber Sreiövertreiung 
vorſchreiben. Wreilih wird auch hier zuleht wieber Alles in bie Hanb ber 
Staatsbehörbe gegeben, indem fie da, wo fie es im öffentlichen Sutereffe für 
nothwendig hält, ſchließlich aud ohne und ſelbft wider ben Willen einer Ge 
meinde ibr Gebiet verkleinern, vergrößern oder veräubern barf; nur in bem 
Einen Yalle, wo es fi num die Vereinigung eines ganzen bisher felbftändigen 
Gemeinde (teip. Guts·) Bezirks mit einem andern Gemeindebezirk handelt, 
ſoll nad) der neueren preußiſchen Geſetzgebung die Zuftimmung der Betheiligten 
unerläßlich ſein ). Weberbies wirft and bei biefen Beitinnmungen weniger 
die Rüdfihtnahme auf ein polttifches Recht der Gemeinde an ihrem Territo⸗ 
rium, als auf die Privatrechte, welche der Gemeinde als Korporation oder 
ihren Mitgliedern vermöge ber Eorporativen Verbindung zuftehen. “Deshalb 
werden auch in ben meilten Geſetzen den Gemeinden die betheiligten „Privaten“, 
deren Grundftüde den Gemeindeverband wechieln jollen, ganz gleich geftellt 
unb es wird überdies ansbrüdlich hinzugefügt, daß die Privatrechte durch die 
Veränderung bed Cemeindegebiets nicht berührt ober babei thunlüchft berüd- 
fihtigt werben follen®). 


1°, ©. die Stellen in Note 5. 

10) Dies forderte auch die beutjche Reichäverf. v. 1849 5 186. Bgl. bair. 
G. O. 5 4, wöürttemb. 5 1, fühl. $ 16, kurheſſ. $ 5, braunſchw. 8 41, naffan. 
$ 1, figmaring. 8 3 6. Weiste ©. 70. 129. 108. 252. 816. 820. 465. Preuß. 
8. G. O. v. 14. April 1856 $ 1, f. Weftphalen $ 8 u. 6, f. Schlesw.-Holfl. 
v. 1867 9 1. St. DO. v. 13. Mai 1853 9 2. Hannover. St. DO. v. 1851 u. 
1858 8 8. Braunſchw. St. D. v. 1851 $ 4. Defterr. Gem. Geſ. v. 1863 art. 1. 

o) Bol. die preuß. St. D. f. d. öftl. Prov. v. 1858, f. d. Rheinprov. u. 
Weſtph. v. 1856 $ 2, das Frankf. Gem. Verf. Gef. v. 1867 54.5, 6.2.©.D. 
f. d. öftl. Prov. $ 1, f. Weftphalen v. 1866 9 8. 5. 6, f. Schlesw.-Holft. v. 
1867 $ 1. Bol. auch fühl. G. O. 8 18, bad. $ 3.5, bair. 8 3, württemb. $ 1, 
figmar. $ 4 b. Weiske ©. 108. 201. 70. 129. 465. Hannov. St. D. v. 1861 
u. 1858 9 8—11. Braunfhw. St. D. v. 1850 $ 5—8, 2. G. O. 8 7—11. 

21) So bie in voriger Note citirten Geſetze. Bol. auch ſchon rhein. G. O. 
v. 1845 8 26 u. bannov. ®. U. 8 47 b. Weiste ©. 44. 124; ferner ſächſ. 8. 
&. D. 9 19, kurheſſ. G. D. 8 4, großh. hefſ. & 4 ib. 108. 252. 294. 
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I. Dem an Stelle der Mark getretenen Gemeindebezirk entipricht der 
an Stelle der alten Genoſſenſchaft getretene Verband der Gemeindeangehoͤrigen, 
welche den Körper ber Gemeinbeperjönlichkeit bilden. Wäre die Gemeinde ein 
politifches Gemeinweien, jo mäßte biefer Verband zwar eiuestheils als eine 
Abtheilung der Staatsbürgerſchaft, anderestheils aber als die jelbftändige 
Bürgerſchaft eines beſonderen politifchen Körpers gelten. Die Gemeinbeorb- 
nungen dagegen faflen eiufeitig die Gemeindeangebörigen in politifcher Beziehung 
als eine bloße Abtbeilung der Staatsangebörigen auf) und erkennen eine 
vom Stanteverbande unabhängige Genofienfchaft berfelben eutweber überhaupt 
nicht oder doch nur als Grundlage für die Privatrechtöperjöänlichkeit ber Ge 
meinde an. 

Weil die Gemeinde die unterfte Abtheilung der Staatsbürger ift, foll, foweit 
nicht das Geſetz Specialausnabmen zuläßt, jeder Stantöbürger einer Gemeinde 
angehören), umgekehrt aber die Gemeindenngehörigkeit oder doch die volle 
Berechtigung in ber Gemeinde durch die Staatsangehörigkeit bedingt fein). 
Es foll aber überhaupt nicht mehr das Gemeinderecht und der Gemeindewille, 
fondern das Staatsreht und ber Staatswille ald Duelle des Gemeindebürger⸗ 
rechts gelten und über die Mitgliefchaft im Allgemeinen wie in jedem ein- 
zelnen Gall entſcheiden. Durch ein für die Gemeinde unabänderliches Staats- 
geſetz werden daher ebenfowol die Erforderniſſe als der Inhalt der Gemeinde 
. mitgliebfchaft, die Abftufungen bes Bürger ober Beifigerrechts, die Art und 
der Umfang der daraus hervorgehenden Befugniffe und Pflichten feftgefeßt und 
die Gemeinde kann weder dem, ber bie gejeblichen Bedingungen nicht erfüllt, 
die Aufnahme gewähren, noch fie dem, der fie erfüllt, verfagen*). Nur in 


>) Den eriremften Ausdrud wählte auch bier das naffau &. €. v. 1816 
826. 321: „nad diefer geographiichen Abtheilung find zugleich ſämmtliche 
Staatöbürger Unferes Herzogthums in Gemeinden abzutheilen.” 

2) Bol. z. B. Oldenb. V. U. art. 7. 17. Braunfhw. V. U. art. 42. 
Bürttemb. © O. art. 1. 4, kurheſſ. $ 9, naflau. 8 2 b. Weise S. 177. 254. 
821. Haunov. St. D. v. 1851 8 21— 25, v. 1858 8 22 -27. Ausnahmen finden 
befonbers für Standeöherren, Beamte, Militärs u. |. w. und da, wo bie Guts- 
verfaffung noch befteht, für die Gutsbeſitzer und Gutsangehörigen Statt. 
| *) Vgl z. DB. rhein. ©. D. v. 1845 8 85, weſtphäl. L. G. O. v. 19. März 
1856 $ 15, die drei preuß. St. DO. v. 1858 u. 1856 $ 5, die St. O. f. Fraukf. 
v. 1867 8 13. Nafſfau. ©. D. v. 1854 5 86. Ferner batr. ©. O. $ 74, würt« 
temb. ©. O. art. 1. 17 u. V. U. v. 1819 8 68, bab. Geſ. v. 1831 $ 40, groß. 
befi. G. O. art. 51, weimar. v. 1840 $ 84, rubolft. 8 7, kurheſſ. $ 22, olden- 
burg. 8 18. 17 bei Weiske ©. 84. 177 f. 241. 804. 364. 439, 258. 402. Defterr. 
Gem. Gef. v. 1849 5 85 Nr. 5. Nach dem altenb. Grogeſ. v. 1831 $ 109 wird 
umgekehrt durch Ertheilung des Ortsbürger- ober Nachbarrechts das Staatsbür- 
gerrecht verliehen. 

5) Einige Staaten haben bejondere Geſetze über bie Rechte ber Gemeinde 
bürger und Beifier und die Erwerbung diefer Rechte. So bad. Geſ. v. 31. Der. 
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engen Grenzen ift es bisweilen der Gemeinde geftattel, das eine ober das 
andere Erforderniß ſelbſt zu normiren”*) ober von einem ſolchen zu biäpen- 
firen®). Erkennen bie meiften Geſetze wenigftens darin noch bie Selbfländig- 
feit der Gemeinde an, daß fie ihr bie -nädhfte Prüfung des einzelnen Walles 
und die eigentliche Aufnahme der Mitglieder zuweiſen, jo heben fie doch biefe 
Gewährung dadurch wieber auf, daß fie in letter Iuflanz bie geieglichen Er⸗ 
forberniffe und bie definitive Gewährung ober Berfagung des altinen ober 
paffinen Buͤrgerrechts allein ber Staatöbehörbe vorbehalten, ohne daß gegen 
einen unrechtmaͤßigen Aufnahmezwang oder eine unreitmäßige Berjagung von 
Rechten der Gemeinde ber Rechtsweg offen ftünde”). Manche Geſetze kennen 


1881, revib. am 15. Febr. 1851 (vgl. bei. $ 17f.), württemb. Gef. v. 4. Der. 
1888, hohenz.-figmar. Geſ. v. 5. Aug. 1887. Die Hanptgrunbfäge jprechen auch 
die Gem. Orbn. aus, 3. B. hannov. St. D. v. 1851 $ 25, 1858 6 26, äfterr. 
Gem. &ef. v. 1869 art. 38. In Preußen kommen namentli bie Gef. über die 
Aufnahme neu anziehender Perfonen v. 81. Dec. 1842 unb über die Exrwerbung 
und ben Berluft der Eigenſchaft als preußifcher Unterthan d. eod. (©. ©. v. 
1843 ©. 5), fowie bie &ef. betr. das ftädt. Einzugs-, Bürgerrechts⸗ und Ein- 
faufögelb v. 19. Mat 1860 (&. ©. ©. 287), betr. das Cinzugögelb und Ein- 
taufögeld in den Landgemeinden der Prov. Weſtph. v. 24. San. 1861 
(8. S. S. 287) und über die Aufhebung der Einzugsgelder v. 2. März 1867 
(G. ©. S. 361) neben ben Gem. D. in Betradt. 

So z. B., bis zu einem Marimalfape, die Aufnahmegebühren. Vgl. bie 
in Note 25 angef. preuß. Geſ.; württemb. ©. D. 8 52. 58. 66 u. Geſ. v. 
4. Dec. 1888 art. 81, kurheff. ©. D. art. 81 5. Weiste &, 143 f. 186. 261. 

7) So nad dem bad. Bürgerrechtögef. $ 42 ©. 241 von den Erforberniffen 
eines beſondern Vermögensnachweijes, des Einfaufögeldes und des guten Leumunde. 
Bol. Raffau. G. DO. v. 1854 $ 82. 

0) Bol. z. B. württemb. V. U. v. 1819 8 68, Altenb. Grdgeſ. v. 1831 
8 109, bannov. B. U. v. 1840 $ 55, olbenb. revid. ®. U. v. 1852 art. 22 81, 
braunfhw. N. 8%. O. v. 1882 5 56. Berner nafſau. G. Ev. 183168 2 a. € 
u. bad. Bürgerrechtögef. 9 81f. 5 Weiske ©. 328. 247f. Braunſchw. St. O. 
v. 1850 9 13f., &. G. D. de eod. $ 12f. Hannov. St. D. v. 1851 $ RX. 
34—86, v. 1858 9 21. 85 f. Defterr. Gem. Gef. v. 1869 art. 3. Nach ber . 
fühl. &. ©. D. 8 26 S. 109 dagegen follen Geſuche um, Aufnahme in eine 
Landgemeinde nicht einmal zunächft bei biefer, fonbern fofort bei ber Obrigkeit 
angebracht werben, bie nur in zweifelhaften Fällen, wenn fie will, bie Gemeinde 
befragt. In Preußen (Gef. v. 81. Dec. 1843 $ 16. 8. 10) wird das Heimathe- 
recht und mit ihm bie Gemeindeangehörtgkeit durch bie Rieberlafiung erworben, 
Ießtere aber vom Gemeindenorftand nur ba, wo er zugleich Polizetobrigkeit if, 
in dieſer Eigenſchaft, fonft von ber Ortspolizei nad bloßer Anhörung ver 
ftattet. Eine Zufammenftellung der einzelnen hierbei in Betracht kommenden 
Beftimmungen und ber babei angewandten Grundfäge giebt Mafcher, das 
Staatsbürger-, Nieberlafjungs- und Aufenthaltsrecht ꝛc. in Preußen. Potsdam 
1868 ©. 8—8 u. 22f. j 
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überdies eine ftaatlihe „Zutheilung" beimathlofer Lente an die Gemeinden ?*). 
Die nenefte Geſetzgebung aber neigt überhaupt dazu, die Bemeindemitgliebichaft 
ohne jede befondere Erklärung oder Aufnahme unmittelbar aus dem Geſetz 
entftehen zu Iafien, wenn bie gefeglichen Borbebingungen vorhanden und nad. 
gewiefen find, wobei dann die Regelung dieſer Berbältnifie als reine Polizei- 
fache behandelt wirb?). Gerade auf biejem Gebiete ift durch die moderne 
Geſetzgebung über Yreizügigkeit, Heimathöwelen, Stantöbürgerreiht und Armen- 
domicil große Verwirrung erzeugt. Das feiner Natur nah vom Gemeinde 
bürgerredht unabhängige, jedem Staatöbürger als ein Grundrecht zuftehende 
Recht, von den fpeciellen gefeßlichen Ausnahmen abgeſehen in jedem Theile 
des Stantögebietes feinen Wohnfig zu nehmen, ein Gewerbe zu treiben und 
durch Berbeirathung einen Hausftand zu gründen, bat man hier mit der Mitglieb- 
ſchaft im Gemeindekörper vermiſcht und baburd) auf ber einen Seite der Ge 
meinde einen Einfluß auf Angelegenheiten, weldye fie nichts augehen, gegeben, 
auf der andern Seite ihre wichtigften Rechte zu untergeordneten ftantspolizet- 
lichen Funktionen herabgedruͤckt und das für eine felbftändige Gemeinde nu⸗ 
entbehrliche Subftrut einer genofienfchaftli” verbundenen und auf gejchühte 
Rechte gegründeten Gemeindebürgerfhaft durch einen von außen zufammenge- 
ſetzten und geglieberten, rein polizeilich gebildeten Perſonenkreis erjekt. 

Ihrem Inhalt nad find nun aber die geſetzlichen Beſtimmungen über 
bie Erforderniffe und Wirkungen der Gemeindemitgliebfhaft, durch welche jo- 
mit die Zufammenjebung ber Gemeinbebärgerjchaft bedingt wird, ganz außer⸗ 
orbentlih verſchieden. Nur darin ftimmen alle Gemeindeordnungen überein, 
bag fie nur ine Gemeinde kennen, innerhalb berfelben aber Paffivbürger und 
Altivbürger unterfcheiden. Beiden ald „ Gemeindeangehoͤrige“ zufammen- 
gefaßten Klafſen ftehen die nicht der Gemeinde angehörigen Fremden gegen- 
tiber, die fi) vorübergehend oder banernb in ber Gemeinde aufhalten?). Zu 
ihnen werden nad manden Geſetzen auch die wegen ihrer im Gemeindebezirk 
liegenden Güter mit einigen Rechten bedachten Forenjen gerechnet, welche nad) 
andern Geſetzen Gemeinbeangehörige oder jelbft vollberedhtigte Bürger find 


-ober fich doch vertreten lafien Zönnen®). Als Fremde gelten meift auch die 


”) So z. B. bab. Bürgerrechtögef. $ 70 u. 73 f., württemb. art. 88—4l, 
figmar. 8 28. 59. b. Weiſske ©. 245f. 186f. 504f. Bair. Gef. über bie 
Heimath v. 1825 5 4. Nafſau. G. O. v. 1854 8 87. 

20) So befonders in Preußen. Bol. Note 26 m. unten ©. 729f. 

3) Bol. 3. B. württemb. Gef. v. 4. Dec. 1888 b. Weiske ©. 180. Altenb. 
Grdgeſ. 5 98 u. 100. Braunfhw. St. O. v. 1850 8 18, 2. ©. O. 8 13. 
Sidi. Et. DO. v. 1882 5 82 —108. 

3) Bol. z. 3. bair. G. DO. v. 1818 8 14, v. 1884 8 8. Meining. art. 14, 
olbenb. $ 22, weimar. 8 23f., naflau. $ 2 Nr. 5 b. Weiste ©. 887. 843 f. 
3233. Altenb. GErdgeſ. 3 101. DBraunfhw. N. 8. O. 8 48, St. D. v. 1850 
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fogenannten „‚ftaatsbürgerlichen Einwohner”, weldye troß mangelnder Gemeinde 
mitgliebichaft ihres Wohnfiges wegen gewifie Rechte in der Gemeinde haben ®)- 
Im Uebrigen dagegen wird ald Grundlage ber Gemeindezugehörigkeit durch⸗ 
gängig das Domicil im Gemeindebezirk betrachtet, fo daß alle Einwohner 
des Bezirks Gemeindeangehörige find und die Gemeinde bilden). Sie zer- 
fallen aber ausnahmslos im zwei weſentlich getvennte Klafien, die fi als 
Paſſivbũrger und Altivbürger bezeichnen Taffen. 

1. Paſſivbürger find diefenigen Gemeindebürger, weldhe an den öffent- 
lichen Angelegenheiten ber Gemeinde nicht Theil nehmen. Ihnen find zunächſt 
überall alle unfelbftänbigen und vertretenen Perfouen zuzurechnen. Außerdem 
kennen manche Geſetze noch Schutzgenofſen, Schutzbürger ober Schubverwanbte 
im alten Sinn). In der Regel aber iſt der Unterſchied der Schutzbürger 
und Bollbürger ausdrücklich oder ftillichweigend aufgehoben”). Dafür ftellen 
indeß die neneren Geſetze ben vollberechtigten Gemeinbebürgern eine nene 
Klafie von Gemeindeangehörigen ohne aktives politifches Gemeinderecht unter 
verſchiedenen Namen (Gemeindeangehörige, Beifiger, Einfaffen, Heimathögenofien 
u. |. w.) gegmüber®”), deren Rechte und Pflichten fie ſehr verſchieden bemefien. 


812,8. ©. O. 5 18. Defterr. Gem. Geſ. v. 1849 5 81. Auch Markgenoffen, 
Slurgenoffen, Ausmärker, Feldnachbarn u. |. w. werden die Forenſen genannt. 

3) Bol. 3. B. Bad. Bürger. Geſ. $ 2. 61—68. 67, figmar. 5 4 6. 
Weiske 201 f. 500. Nafſau. ©. E. 5 2 ib. 821 f. Württemb. Bürgerrechtögef. 
art. 1. 4 ib. 177. 178, Hannov. St. DO. 9 14. Nah ben preuß. St. D. 5 3 
find nur die Militärd ganz von ber Gemeindeangebörigleit ansgefchlofien. 

), Bol. z. DB. preuß. St. DO. v. 1853 u. 1856 $ 3. 4, weftpbäl. 8. G. DO. 
». 1856 $ 2, St. D. f. Frankfurt v. 1867 8 6. Hannov. St. D. v. 1851 u. 
1858 9 12f. Sächſ. St. O. v. 1882 $ 20. Braunihw. St. D. 80f., 8. G. 
D. $ 12 f. 

s Go kennt noch das Altenb. Grdogeſ. art. 107. 108 Gchupbürger und 
Handwerksbürger, bie frühere weimar. &. G. D. 5 6— 22 neben den Ortsnachbarn 
and Flurgenofien „Hetmathögenofien” und „Schupgenofien,” bie fähf. St. O. v. 
1882 $ 10. 20. 68—72 Bürger und Schupverwanbte. 

20) Ausdrüdlic 3. B. burd bad. &. O. v. 1881 $ 1 u. Bürgerrechiögef. 
8 1f., naffeu ©. E. v. 1816 8 2, großh. hefſ. ©. O. v. 1821 $ 54. 98. 99, 
franff. &. G. O. v. 1824 $ 40. 78. Gtillfhweigend in Hannover, Baiern 
(Manrer, Dorfo. IL 801), Prenßen (Roh, Kommentar un WER. II, 1. 
©. 782 Note 3b) u. ſ. w. 

7, In Preußen unterfheidet man in den Stäbten „Eiuwohner” ober „&e- 
meindeangebörige" von den „Bürgern‘, in den Landgemeinden Einwohner mit 
und ohne „Bemeindereht” oder „Stimmrecht?. St. D. v. 1858 m. 1856 8 8. 
45.8. O. f. d. äfll. Prov. 5 8-7, f. Weſtphalen $ 14. 15, f. Schlesw. 
Holſt. g 8f. St. OD. f. Zranff. v. 1867 9 6—13. In Sigmaringen und Würt⸗ 
temberg „Gemeindbebürger" und „&emeindebeifiger’; 9 18 b. Weiske ©. 500 
w art. 2. 8. ©. 177. 178. In Baben „Semeindbebürger‘ und „Einfaflen”. In 
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Sn der Regel find fie verpflichtet zur Tragung der Gemeinbelaften, berechtigt 
zur Mitbenubung der öffentlidhen Gemeindennftalten, zum Anſpruch auf Armen- 
unterftägung und auf Gemeindeſchutz“). Mitunter giebt, wo man biefe Rechte 
nicht ſchon als Ausflug der Staatsangehörigkeit anfieht, die Gemeindeange- 
horigkeit das Recht anf Grundbefitz, Betrieb einer bürgerlihen Nahrung und 


Gründung eines Hausftandes®). Endlich gelten nad) denjenigen Geſetzen, 


welche den Zuſammenhang zwiſchen dem aktiven politifchen Recht und dem 
Anreht auf das Bürgervermoͤgen aufgehoben haben, die rein bürgerlichen 
Nutzungen als Ausflug der bloen Gemeindeangehoͤrigkeit *). 

Die Erwerbung diefer paffiven Gemeinbezugehörigkeit wird bald als 
Vorausſetzung, bald als Folge der Nieberlaffung im Gemeindebezirk ber 
handelt. Während daher viele Gemeindeordnungen das Beiſitzer⸗ oder Hel- 
mathörecht nur entweder durch Geburt oder durch eine (allerdings erzwingbare) 
Anfnahme jeitend der Gemeinde, beziehungsweiſe in einzelnen Fällen durch ſtaatliche 
Zutbeilung entfichen lafjen und daran erft die Beritattung zum Domicil im 
Gemeindebezirk Inüpfen, geben andere Geſetze (mie die preußifchen) von ber 
polizeilichen Regelung des Domicilweſens aus und behandeln die Gemeinde- 
angehörigfeit ald bie von ſelbſt eintretenbe Folge ber Nieberlaffung., In 
beiden Yällen ift die Gemeinde in ber Regel verpflichtet, even, ber einen 
Nahrungezweig oder bie Möglichkeit, fih Unterhalt und Unterflommen zu ver- 
fhaffen, nachweifen kann, zur Gemeindeangehoͤrigkeit zu verftatten. Doc kommen 
hierbei vielfach noch ferner die Schranken ber Freizügigkeit, inshefondere das 
Recht ber Gemeinde, den Nachweis eines beftimmten Bermögend zu verlangen 
und ein Einzugsgeld zu erheben, in Betracht‘), welche nur in wenigen 


Kurhefien „DOrtsbürger” und „Beifiger‘. In Baiern „wirkliche Gemeindeglieder⸗ 
oder „Bürger”, „Beifaffen" ober „Schugverwandte" und „Heimathsangehörige“. 
In Defterreih „Gemeinbebürger" und „Gemeindeangehörige‘. In Hannover 
„Bürger und „Einwohner“ (St. O. v. 1851 $ 12. 84—86, v. 1868 $ 12. 85 
— 37. In Braunfchweig „&emeindegenofien’ und „Bürger. Et. O. v. 1850 
8 10—21.%. G. O. 3 13 —17. U. ſ. w. 

2) Bol. die in der vorigen Note angef. Stellen der preuß. hannov. u. 
braunfchw. Gef. Berner balr. ©. D. v. 1834 8 18, fühl. L. G. O. 8 27, weimar. 
2%. G. D. v. 1840 $ 17. 18. 20, kurhefſ. 8 20. 38. 85. Württemb. Bürgerrechts⸗ 
gef. art. 2, bad. $ 1f. 70—72. Altenb. Grdgeſ. art. 108. 

>) Bol. 5 B. württemb. Bürgerrechtsgeſ. art. 2 u. bab. $ 72. Weiste 
S. 117. 246. 

, So nad ber fühl. &. G. D. 8:38. 41. 42. 54. 56. 5856. Weiste 110f., 
wo noch bie paſſwe Wahlfähigkeit hinzutritt. Berner nach d. Oldenb. Kirchfp. 
D. 8 18. 20—22. 41 ib. 404 f. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 $ 22.23. Ebenfo 
in den preuß. Städten nad) $ 4 ber drei St. D. und allgemein am Rhein und 
in Weftphalen. 8. G. O. f. Weſtph. 8 2, Gem. DO. f. d. Rheinprov. v. 1845 
8 2. 15—18. 21. 22. 35. 45. 49. 

4) Vgl. 3. B. Bad. Bürgerrehtägei. $ 10. 28. 30 S. 287. 238. 289. 
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Staaten, wie in Preußen“), vollftänbig befeitigt find. Yür die Ausübung 
einzelner in ber Gemeinbeangehörigfeit liegender Befugnifſe bedarf es bis- 
weilen noch befonderer Borausfegungen. So kann die Theilnahme an bem 
bürgerlihen Nubungen oft noch durch die Entrichtung eines beionderen Gin- 
kaufsgeldes bebingt werben*?). 

2. Diefen Paffivbürgern gegenüber beſteht in allen Gemeinden die eigent- 
liche Attivbürgerfhaft (Vollbürgerſchaft); aus dem engeren Kreiſe ber- 
jenigen Gemeindeangebörigen, welde das fogenannte Bürgerreiht oder &e- 
meinderecht (Ortöbürgerrecht, wirklihe Gemeinbemitgliebihaft, Nachbarrecht 
n. f. w.) erworben haben. Sie allein find bie felbftänbigen Träger ber 
Ortögemeinbe. 

Der Inhalt bes Bürgerredhts befteht, weil die Ortsgemeinde eine rein 
politifde Gemeinde ift, efjentiell nur in der Befugniß zur Theilnahme an den 
Öffentlichen Angelegenheiten ber Gemeinde; mithin, wo noch eine Gemeinde 
verfammlung ftattfindet, in der Theilnahme an diefer, übrigens aber in bem 
Wahlrecht, der Wahlfähigkeit und der Yähigkeit zur Uebernahme unbefolbeter 
Semeindeämter“). Hierzu kommt bisweilen noch volles Gewerberecht, volle 
Greiheit bei Erwerb von Grundftüden, Recht zur Verehelihuug u. |. w., wo 
bie Geſetze dieſe Grundrechte jedes Stantöbürgers noch vom Gemeinbebürger- 
recht abhängen lafjen; überdies aber überall da, wo es nicht entweder ſchon 
Ausflug der Gemeindenngebörigkeit ober durch ein beſonderes Genofſenrecht 
bedingt ift, das Anrecht anf Mitgennß der bürgerlichen Nukungen“). Den 


Hannov. St. O. v. 1851 $ 84. 85, v. 1858 8 35. 36. Preuß. Gef. v. 31. Der. 
1842 9 4, v. 14. Mai 1860 (G. ©. ©. 237) 5 2—5, v. 24. Ian. 1861 (@. 
©. ©. 446) $ 2—5. Herner bie Stellen in Note 25. 

“) Wenigſtens in den alten Provinzen, in denen durch Geſ. v. 2. März 1867 
(G. ©. ©. 361) die Einzugäögelder allgemein vom 1. Juli 1867 ab aufgehoben find. 

“) So nah prenß. Gef. v. 14. Mai 1860 $ 2. 8, v. 24. Ian. 1861 
82.6 St O. f. Frankfurt v. 1867 8 61. Hannov. St. D. v. 1851 8 86, 
v. 1858 $ 87. 

“) Dies tft zugleich da, wo die bürgerlichen Nutzungen auch den nicht fiimm- 
fähigen Gemeinbeangehörigen zuftehen, der einzige Inhalt bes fog. Bürgerrechts 
oder Gemeinderechts. So nad ben 8 preuß. St. D. 9 5, dem Gel. f. Frauff. 
v. 1867 8 18, hannov. St. DO. v. 1851 $ 18, v. 1858 5 19, fowie nad ber 
weitphäl. &. G. O. v. 1856 $ 15. Ferner nach ber ſächſ. St. O. v. 1832 8 66, 
der braunihw. St. D. $ 14 u. 8. ©. D. 8 14, ber kurbefl. ©. O. 8 20 ©. 257, 
der weimar. $ 6 ©. 340, dem öfter. em. Geſ. v. 1862 art. I—11. Ebenſo 
in Sachen. Meiningen, wo die Nupungen von einem befonderen „Nadhbarredht® 
abhängen, ftimmfähig aber jeder Ortsangehörige if. Gem. Ebd. v. 1840 art. 2. 
9.14. Weiske ©. 384 f. 

5) Vol. bair. Gem. DO. v. 1834 9 17. 18, würtitemb. Bürgerrechtögef. art. 3, 
bad. $ 1. 2, naflau. ©. €. ». 1816 $ 8, v. 1854 9 68. 69, altenb. Grogeſ. 
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Befugniflen entfprechen volle bürgerliche Pflichten, befonbers bie Pflicht, per- 
ſönlich oder, wo es das Geſetz erlaubt, durch Stellvertreter in der Gemeinde 
verfummlung zu eridheinen, fih dem Auftrag zur Gemeindevertretung ober zu 
Gemeindeimtern zu unterziehen und an ben Gemeinbedienften und Gemeinde 
feuern verhältnigmäßig zu participiven*). Recht und Pflicht jedes Aktiv 
bürgers find an fih einander gleid. In ber Ausübung werben aber nicht 
nur bezüglih der Pflichten durch ben Vertheilungsmodus, bezüglich der 
Nutzungen durch Das verſchiedene Bebürfnig ober anerkanntes Herkommen 
Unterſchiede begründet, ſondern e8 werben auch in den rein politifchen Rechten 
vielfach Abitufungen eingeführt, wie 3. B. durch das Dreiklafſenwahlſyſtem 
ber altpreußiſchen und hannoverſchen Städte und in Braunſchweig, Naſſau 
und Baden binfihtlih des Stimmrechts, durch Vorzüge der Großbegüterten 
und Höchftbeftenerten ober der Grundbeſitzer hinfichtlich ber paffiven Wahl. 
fähigkeit in den bairiichen Ruralgemeinden und in den Landgemeinden von 
Heffingen, Meiningen und Srankfurt‘”) n. j. w. 

Was unn aber die gefeßlichen Erforderniffe diefes Aktivbürgerrehts und 
fomit die Zuſammenſetzung der Bollbürgerfchaft anlangt, fo ift Dies der Punkt, 
in dem zwiſchen den Gemeindeordnungen bie größten und wejentlichiten Ver⸗ 
ſchiedenheiten walten. 

a. Einige Geſetze lafſen das volle Gemeinbebürgerreiht mit dem Staats- 
bürgerrehte zufammenfallen, jo daß ohne Weiteres oder doch nach Ablauf einer 
gewifien Zeit jeder Staatöbürger, der feinen Wohnfitz in einer Gemeinde 
nimmt, in biefer das Ortsbürgerrecht als eine örtliche Anwendung des Staats. 
bürgerrechts ausübt. Nah dem Borgang der franzöftichen und helpetiſchen 
Republik geſchah dies in Naffan und (ohne Ausdehnung auf die bürgerlichen 
Nutungen) in Sachſen⸗Gotha und Sachjen-Meiningen *). 


$ 102, oldenb. Kirchſp. O. art. 18f., ſigmar. © D. 55 b. Weiske ©. 78. 
178. 285. 823. 391. 404. 500. 

“) So 5.2. bair. & DO. 5 19 ©. 73. Altenb. Grdgeſ. 8 108. Braunſchw. 
&.D.511.38f,% 80.818. | 

, Bol. z. DB. revid. hair. &. O. v. 1884 5 95, kurhefſ. 8 92. 38. 89, 
groß. hefſ. art. 24, meining. art. 10, franff. 2. G. DO. art. 15 b. Weiske 
©. 88. 261 f. 298: 386. 556. Bol. au preuß. Gem. D. v. 11. März 1850 
8 72 m. St. D. v. 1858 $ 16, wonach die Hälfte der Gemeinbeverorbneten jebes 
Bezirks and Grundbeſttzern beftehen ſollte reip. ſoll. 

*) Vgl. Bluntſchli, R. ©. OD. 331f. Renaud J. c. S. 69f. über bie 
Schweiz. — Loi sur la formation des munieipalit&s d. 14. d&c. 1789 $ 1f.; 
loi du 10 juin 1798, qui determine le mode de partage des biens commun- 
aux. Constitution de l’an III. u. de l’an VIII. art. 2.6. Deer. imper. d. 
17 janv. 1806 art.1f. — Naſſau. ©. €. v. 1816 8 2. 3 6. Weiske ©. 321. 
— Sachſen⸗Gotha. B. v. 1884 $ 21. ib. 370 u. Meining. art. 2 u. 14 ib. 
325 f. 
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b. Die Mehrzahl ber Geſetze dagegen ließ, inben fie bie rein politifche 
und perjönlidhe Natur des Gemeindebürgerrechts anerfannte, baffelbe gleichwol 
als ein bejonteres, auf Geburt oder Aufnahme in bie Gemeinbegeuofien- 
fehaft beruhendes Recht beſtehen. Sie ſchufen jo eine politiihe Ortsbürger- 
gemeinde, weldhe in den Städten die alte Vollbürgerichaft, in. den Lanbge- 
meinden bie ihrer wirtbichaftlichen und privatrechtlichen Elemente entleibete 
Senoffenichaft fortſetzt. Durch die Unterorbnung unter ben höheren ftantlichen 
Berband, deflen abhängige Glied fie bildet, bat biefe Gemeindebürgerfchaft 
wefentliche Beichränkungen ihrer Selbftänbigkeit erfahren: geblieben aber ifl 
fie ein nicht blos vom Staate durch „Abtheilung“ gemachter, fonbern durch 
fich ſelbſt verbundener und lebendiger Körper, in weldem es in Gemäßheit 
des alten genofinfchaftlichen Grundfages für Erwerbung des Genofienrehts 
einzig und allein bie beiden Wege der Geburt ober der Aufnahme giebt. 
Die Geburt verleiht auch bier zunächft nur das paffive Recht, welches ent- 
weder von jelbit durch Erreichung des gehörigen Alters ober erft durch eine 
förmliche Antretung und Eintragung in die Bürgerliften, in Kurhefſen und 
Sachſen⸗Weimar fogar erft durch die förmlide Aufnahme, in ein aktives 
Buͤrgerrecht verwandelt wird. Die Aufnahme jelbft aber muß gewährt werben, 
wenn neben ben perjönlichen Eigenfchaften der Selbftändigkeit oder Großjährig 
teit und des guten Leumnnds die befonberen geſetzlichen Erforberniife erfüllt 
find, weldhe immer in dem Nachweis eines Nahrungözweiges, bisweilen über 
dies in bem Befib eines beftimmten Vermögens und in der @utricdhtung 
eines Bürgergeldes beſtehen. Solche perjönlicden, genofjenjchaftlichen Orts 
bürgergemeinben beftehen überall in der Schweiz, in Deutichland aber nament- 
lich in Baden, Württemberg, Heflen, Braunſchweig, feit 1848 wieber in 
Raffan, in den fähfiihen Städten und in den meiften Pleineren Staaten‘"). 

c. Andere Geſetze haben in ben Landgemeinden gerade umgekehrt unter 
völliger Vernichtung der perjänlihen Elemente des alten Genofſenverbandes 
eine politiſche Bollbürgergemeinde bergeftellt, welche lediglich aus ben Reprä- 
fentanten ber ftaatlich zu einem Gemeindebezirk vereinigten Grunbftäde zu 
fammengejeßt if. Dies ift bie Dorfgemeinde des preußiichen Landrechts, 
welches nicht nur den angefeffenen Wirthen allein das Stimmrecht giebt, 
fnnden „die übrigen Dorfeinwohner" nit einmal als Gemeinbeange- 
börige betrachtet, vielmehr beftimmt: „bie Beſitzer ber in einem Dorfe ober 


“) Bol. württemb. Bürgerrechtögef. v. 1884 art. 1. 6.8. 9. 13—82. 42 — 66 
n. bab. v. 1881 m. 1851 $ 1—69. Kurheſſ. ©. O. v. 1884 5 9—B4, großh. 
hefſ. v. 1821 art. 4154, weinar. v. 1840 8 5—16, altenb. Grdgeſ. $ 100—108. 
108, figmaring. & O. $ 2. I1f. u. Bürgerrechtögef. $ 5. 19— 58, frankfurter 
2. &. D. art. 30 — 88 b. Weiste ©. 254 f. 302. 340 f. 891 f. 465 f. 500f. 
540 f. Sächſ. St. D. v. 1882 5 41—67. Braunſchw. N. 8. D. v. 1832 8 42. 
48. 49. 55-56 u. St. O. v. 1850813 -21,8.®. O. 5 15. Raſſau. ©. O. 
v. 1854 $ 70—86. 88— 94. 
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in befien Feldmark gelegenen bäuerlichen Grundftüde zn zuſammen eine 
Dorfgemeinde aus" %) Weiter noch giengen die 2. G. D. fir Weſtphalen 
v. 31. Oktober 1841 und die G. D. für die Rheinprovinz v. 23. Juli 1845 
infofern, als fie das volle Gemeinderecht nur ben in zwei Klaſſen getheilten 
höchftbefteuerten Grundbeſitzern (den fog. „Meiftbeerbten’) gaben; doch er- 
Tannten fie nicht nur alle anderen jelbftändigen Einwohner als Gemeinde 
mitglieder an, fondern gaben der Gemeindeverfammlung die Befugniß, auch 
das Gemeindereht an Nichtgrundbeſitzer ausnahmsweiſe zu verleihen"). 
Durdans auf dem Standpunkt des Landrechts dagegen, foweit es fi um bie 
renle Bafıs des politiichen Gemeinbebürgerrechte handelt, ftehen bie Geſeize 
‚über die Berfaffung der Landgemeinden in den ſechs Bftlichen Provinzen v. 
14. April 1856 und in Schleswig-Holitein v. 20. Sept. 1867. Denn über 
das Stimmrecht und deſſen Ausübung in den Landgemeinden ſoll zwar zunächt 
bie Ortöverfafjung enticheiben und, wo diejelbe zweifelhaft ift ober an weient- 
lichen Mängeln, namentlid an einem erheblichen Mißverhaͤltniß der Theilnahme 
am Stimmrecht gegen die Theilnahme an den Gemeinbelaften leibet, eine 
Aenderung in Gemäßheit des durch Gemeindebeſchluß erklärten und obrigkeit- 
ih beftätigten Gefammtwillens eintreten. Allein wenn ein folder Beſchluß 
nicht zu Stande kommt, joll im Verwaltungswege eine Ergänzung ober Ab- 
änderung in der Weile erfolgen, daß nur bie im Gemeindebezirk mit Grund 
und Boden augefefjenen Perſonen ein Stimmrecht erhalten. Bür die im 
Bezirk domicilirten und einen eigenen Hausftand führenden Perfonen genügt 
bierbei ein Wohnhaus, Forenſen aber follen dann, wenn fie ein Grunbftüd, 
befien Werth oder Umfang einer Adernahrung gleihlommt, befiben, ftimm- 
berechtigt fein. Kleinere Grunbftüde konnen zu Kollektivftimmen vereinigt, 
große mit mehrfachen Stimmrecht auögerüftet und überdies verſchiedene 
Klafien gebildet werben, eine Ausübung des Gemeinderechts durch Vertretung 
ift in mehreren Fällen möglih, kurz es iſt in voller Schärfe ber Grundſatz 
durchgeführt, daß die Gemeinde in nichts eine auf perjönlichem Genofjenbande 
ruhende Bereinigung, fundern in Allem nur ein Bezirk von Grundftüden ift*”). 
Außerhalb Preußens gilt ein gleiches Syſtem in verfchiebenen Staaten, fo 
3. D. im Konigreich Sachſen und im Fürſtenthum Lippe bezüglich der Land⸗ 
gemeinden und mit einigen nicht unweſentlichen Modifilationen in Oldenburg 
5 ber Kirchfpielsgemeinden ”). Auch hier ift überall eine beſondere 


HU. R. DO, 7 8 18. 20—22. 

21) MWeftpbäl 8%. ©. O. 8 17. 21. 40—48, rbein. Gem. O. v. 1845 $ 12. 
38—43. Abgeändert dur Gef. v. 15. Mai 1856 art. 11. 12. 

“R&D. v. 1856 $ 8—7, v. 1867 5 8—11. 

2) Sächſ. 2%. G. D. v. 7. Nov. 1838 $ 24. 25. 27. 28 - 86 b. Weiste 
©. 105. (Unbebeutende Modifitation in 8 54). Lippe-Detmold. L. G. O. v. 
2. März 1841 $ 4 ib. 522. Olbenb. Kirchſp. O. v. 1881 art. 7. 19—30 ib. 
399 f. Hier wird (art. 20) Eigenthum, erbliches Nupungsrecht oder Nießbrauch 
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Aufnahme zum Erwerb. des Vollbürgerrechts nicht erforberlih, ſondern ber 
Grundbefiß zieht es von felbft nach fi, und wenn die wirkliche Ausũbung bes 
Stimmrehts natürlich ſioch gewiſſe perfönliche Cigenfchaften forbert, jo ift andy 
hier bei deren Mangel zum Xheil Vertretung zuläffig. 

d. Einige nenere Yandgemeinbeorbnungen fuchen das Princip der Ort 
bürgergemeinde mit dem ber Renlgemeinde zu Tombiniren, indem fie neben 
einer perfönlichen, genoſſenſchaftlichen Bürgerſchaft zugleich ein buch Grund⸗ 
befit in ber Feldmark begrünbetes Stimmredyt kennen. Dies iſt bejonbers 
in Hannover ımb Braunfchweig ber Fall’). 

E. Sehr viele Geſetze haben namentlich für die Städte, häufig aber 
auch für bie Landgemeinden neben dem Grunbbefit ober ftatt befielben das 
befteuerte oder befteuerbare Gewerbe, Einkommen oder Kapitalvermögen oder 
aber ben Betrag ber gezahlten Staats- ober Kommunalfteuer jelbft zur Grund» 
Iage des Bollbürgerrechts gemacht, wobei dann die Mannichfaltigkeit der Kom- 
binationen und die daneben fortbeftehende größere ober geringere Anerkennung 
einer felbftändigen perjönlichen Bafıs des Bürgerrechte im Einzelnen fehr große 
Verſchiedenheiten ergiebt. 

Insbeſondere giebt es zunächſt eine Reihe von Geſetzen, welche, ob fie 
gleich die aktive Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten der Gemeinde 
von Befig ober Cenſus abhängig machen, doch principiell die Natur ber 
Bürgerfhaft als einer auf Geburt oder Aufnahme beruhenden Genoffenfchaft 
fefthalten. Sie unterjheiden, wenn man genauer zuficht, ein Bürgerredt 
und das Recht auf Ausübung defſelben. Es giebt eine einheitliche, durch 
fich jelbft ergänzte, durch einen Bürgereib perjönlich verbundene, auf die Ge⸗ 
meinfchaft ber durch das bürgerliche Gemeinweſen entitehenden Rechte und 
Pflihten gegründete Bürgerjchaft, deren Mitgliedſchaft unabhängig ift von 
Steuerbetrag oder Befig. Aber das Bürgerrecht, jo weit fich dafſelbe in ber 
aktiven Theilnahme an den Gemeinbewahlen betbätigt, ruht bei dem. Mangel 
eines gewifien Beſitzes wie bei dem Mangel gewiffer perfönlicher Eigenfchaften, 
fo daß nur beftimmte Klafien der Bürgerichaft zur Ausübung ihres Bürger 
rechts durch Stimmabgabe befähigt find. Bon dieſen Gefichtspuntten gieng 
> B. die preußiſche Städteorduung v. 1808 aus. Sie kannte nur Ein 
ftäbtijches Bürgerrecht, auf welches Alle, die in der Stadtmark häuslich nieber- 
gelaffen waren und einen unbeicholtenen Lebenswandel führten, einen gleich⸗ 
mäßigen Anfprud hatten, das aber vom Magiftrat nad) Anhörung der Stabt- 
verorbneten beſonders ertheilt und durch einen Bürgereib befräftigt wurde. 
Ausdrücklich ftellte fie ferner das gleiche Stimmredt aller Bürger ale das 


gefordert, es jollen aber (art. 21) überbied nach dem Armenbeitrage refp. nad 
Dahl fo viel Mitglieder zur Kirchfpielsverfammlung zugezogen werden, daß ihre 
Zahl den vierten Theil ber regiftrirten Stimmberechtigten nicht überfteigt. 

) Revid. hannov. 8. G. O. v. 1859 $ 3—21, bei. 88 Ar. 1u 2 u$ 
12 f. Braunfhw. 8. G. O. v. 1850 8 15. 16. 
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Normale bin, beftimmte aber mit Rückfſicht auf bie politiichen Verhältnifie, 
daß in Folge geſetzlicher Specialansnahme unangejefiene Bürger, die nicht 
ein gewifles Einkommen) hätten, von ber Ausübung des Stimmrechts ange 
ſchlofſen jein follten®).' Aehnlichen Grundfätzen folgen die hannoverſchen 
Städteorbmungen, indem fie das Bürgerrecht als ein perjönliches Genoſſenrecht 
allein durch Verleihung des Magiftrats unter Zuftimmung der Bürgervor⸗ 
fteher gegen Zahlung eines Bürgergewinngelbes unb Leiftung eines Bürger- 
eibeö erwerben lafien, für die Ausübung bes Stimmrechte aber bie bejondere 
Bedingung bes Grundbeſitzes oder eines beftimmten Stenerſatzes aufftellen °°). 
Auch die bairiſchen und öfterreichiichen Geſetze entfernen fi nicht ganz von 
dem Princip ber Ortöbürgergemeinde. In Baiern wirb zwar für die wirkliche 
Mitgliedſchaft in einer Gemeinde aufer dem Domicil im Gemeindebezirk Befit 
befteuerter Gründe ober Betrieb eines befteuerten Gewerbes erfordert, aus⸗ 
nahmsweiſe aber auch in anderen Fällen die Ertheilung der Mitgliedſchaft 
zugelafien®”). In Defterreih verlangte man 1849 eine beftimmte Steuer 
von einem Hans oder einem Gewerbe für die Ausübung des Stimmrechte, 
nach dem Gemeindegeſetz von 1862 aber joll die Theilnahme der Gemeinde 
mitglieder an den ®emeinbeangelegenheiten durch die Landesgeſetze „mit ge- 
bũhrender Rüdfichtnahme auf bie Sicherung der Interefien der höher Be- 
ftenerten” geregelt werben”). 

Im Gegenfat zu allen dieſen Geſetzen ift in ben neueren preußiſchen Städte 
orbnungen und bezüglich der beiden weftlichen Provinzen auch in den Landgemein⸗ 
deorbnungen die genoffenjchaftliche Bürgerfchaft rechtlich volllommen aufgeläft. 
Eine „Bürgerjhaft” giebt es nicht einmal dem Namen nad) mehr! Es giebt mur 
noch einen Gemeindebezirk mit einer Summe von Gemeinbenngehörigen unb 
unter diejen eine Anzahl einzelner „Stimmrechte“, die in den Städten nodh „Bür- 
gerrechte”, in ben Landgemeinden Weftphalens „ Gemeinderechte” genannt werben®*). 


* Preuß. Et. DO. v. 1808 5 14—39. 73 - 78. Bei. 5 24. 25. 78, 

so, Hannov. Gt. O. v. 1851 5 18—82. 85; revid. v. 1858 8 19—84. 88. 

) Reid. G. D. v. 18384 $ 11. 12. 16. 

50) Defterr. Gem. Geſ. v. 17. März 1849 8 7—11, v. 1862 art. 2.8.9 —11. 
Nah dem Gem. Gel. f. Tirol und Vorarlberg v. 26. Oct. 1819 b. Weiste 
S. 1 5 1 ’follten Gemeinbeglieder Alle fein, welche im Bezirk ber Gemeinde 
beftenerte Gründe oder Häufer oder Grundzinfe u. dgl. eigentbümlich oder padht- 
weife beſitzen ober darin ein Gewerbe ober einen Erwerb ausüben. „Der Um- 
ftand, ob die &emeindeglieber in der Gemeinde wohnen ober nicht, begründet 
feinen Unterfchieb, und die bloße Einwohnung bringt die Eigenſchaft eines 
Gemeindegliedes nicht hervor.” Hier ift der Indifferentiömns gegen die Per- 
fönlichkeit ald Grundlage des Gemeinderechts auf die Spitze getrieben. 

) Die Et. D. v. 1808 bdefinirt noch in $ 46: „ber Inbegriff ſämmtlicher 
Bürger der Stabt macht bie Stadtgemeinde oder Bürgerfchaft aus‘. Dazu 
5 47-68. Das Wort „Bürgerfchaft” ift mit dem Begriff felbft aus ben neuen 
Gemeindeordnungen verſchwunden. 
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Die Erforberniffe diefer Stimmrechte find nach einem ſehr Tomplicirten Suftem 
normirt*'). Ueberall wirb gefordert, daß der Gemeindeangehörige felbftändig 
und preußiſcher Unterthan ift, feit einem Sabre bie Gemeindeabgaben bezahlt 
und in dieſem Zeitraum feine Armenunterftätung ans öffentliden Mitteln 
empfangen bat. Unter biefen Boransfeßungen wirb bad „&emeinberedht“ 
entweder durch den Defib eines Wohnhauſes nebft Grundbefitz von beftimm- 
tem Steuerwerth oder durch Wohnfitz und eine beftimmte perſönliche Be 
ftenerung im Gemeindebezirk begründet. Das ftäbtifche „Bürgerreiht" da⸗ 
gegen fordert immer den Wohnſitz im Stabtbezirt und überdies entweder 
ben Befit eines Wohnhauſes oder den jelbftändigen Betrieb eines Nahrungs 
gewerbed (und zwar in Städten über 10,000 Einwohner mit minbeftens zwei 
Gehilfen) oder drittens einen beftimmten Stenerbetrag besiehungsweile bie 
betreffende Steuerfähigkeit oder ein entiprechendes Einkommen. Bei dem Bor 
bandenfein dieſer Vorausſetzungen ift das Bürgerrecht von jelbft ohne die An- 
erfennung ober Aufnahme durch die Gemeinde und ohne Bereibigung vorhanden; 
nur die Erhebung eines Bürgerrechtegelbes wird der Gemeinde noch geftattet *). 

Je mehr in den Gemeindeorbnungen biefer Klaſſe ober in ben nur bie 
Orundbefiger für Gemeindebürger erklärenden Geiegen das perfönliche Element 
zurädtritt, defto mehr neigen diefelben zur Zulaffung Auswärtiger auf Grund 
ihres im Gemeindebezirk belegenen und beftenerten Grunbbefiges ober anber- 
weiten Vermögens”) und zur Berftattuug einer Vertretung ber perjönlid 
Stimmunfähigen (3. B. Kinder und Frauen) oder der Abweſenden bei Ans 
übung des Stimmredhts*®). 

Diefe und ähnliche Beftimmungen, welche ſich beſonders in ben Lanb- 
gemeinbegefeßen bisweilen jo weit fteigern, daß nicht mehr bie Perfon, fonbern 


©) Bol. St. D. f. die öftl. Prov. v. 1853, f. Weftph. v. 1856 u. f. d. 
Rheinprov. v. 1856 $ 5—8; f. Frankf. v. 1867 8 13 —21; 8. G. O. f. Weit 
phalen v. 19. März 1856 $ 14—22. In bderjelben Richtung hielt ſich bereits 
die Gem. DO. v. 11. März 1850, indem fie für Stadt» und Landgemeinden ben 
Steuerbetrag, das Einkommen, den Hausbeſitz oder einen Grundbeſitz von gewifiem 
Werth als Grundlage des Stimmrechts mit dem Dreillafienwahlipftem einführte. 
Bol. $ 4. 5. 11-13. 69— 72, 

1) Preuß. Sei. v. 14. Mai 1860 $ 2.6.7. St. O. f. Frankfurt v. 1867 € 16. 

e, So geben die weftphäl. und rhein. &. &. D. allen Zorenjen und ben- 
jenigen auswärtigen phyſiſchen oder juriftifchen Perjonen, welche in ber Gemeinde 
feit einem Jahr an direkten Staats- und Gemeindeabgaben mehr als einer der 
brei böchftbeftenerten Einwohner zahlen, bie preuß. St. D. $ 8 (wie fchon bie 
G. D. v. 11. März 1850 $ 5) wenigftens diefer lebten Klafie das Bürgerredt. 

“) So unbebingt die prenß. Landgem. Drbn. Vgl. weitpbäl. L. G. O. v. 
1856 8 20. 21,8. ©. ©. f. d. öftl. Prov. 8 6. 7, f. Schleswig- Holft. v. 1867 
5 11. Bezägli der zugelafienen Auswärtigen und juriſtiſchen Perfonen aud 
die Stäbteorbnungen ($ 25). Dal. bair. revid. ©. D. 8 14. Hannov. revid. 
8. G. O. v. 1859 $ 12. 
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das Grumdftäd ober das Stenerkapital durch bie Perſon zu ftimmen ſcheint ) 
werben in ben Geſetzen meift auf das Princip zurüdgeführt, daß die Rechte 
den Pflichten entiprechen müßten"). Es liegt indeß anf der Hand, daß dieſer 
uralte germaniſche Satz nicht geeignet ift, das rechtliche Fundament einer Be 
meffung bed Bürgerrechts in ber heutigen Ortsgemeinde nad) dem Steuerbe⸗ 
trage zu bilden. Denn das perjönliche Bürgerrecht und ber Umfang ber durch 
bie politifche Verbindung für ben Einzelnen hervorgebrachten Bermögenslaften 
find infommenfurable Groͤßen. Die politifche Pflicht jedes Staats⸗ wie jebes 
Gemeindeangehörigen, dem Staat ober der Gemeinde mit ber Perfon unb 
dem Bermögen zu dienen, ift nach der heutigen rein öffentlichen Natur bes 
Staated und der Gemeinde an ſich gleich. Ihr Inhalt befteht freilich im 
einer Beitragspflicht nach Vermögen, mithin in einer verbältnigmäßigen 
Aufopferung von Kräften und Gütern), und geftaltet fi) daher bei ber 
wirklichen proportionalen Bertheilung ſehr ungleih: allein dadurch wird die 
politifche Pflicht am fich nicht größer noch kleiner und kann daher Fein ver- 
ſchiedenes politiſches Recht erzeugen"). Im Wirklichkeit ift aber auch, befonbers 
in der neueren preußiſchen Geſetzgebung, der Sat des angeblichen Gleichgewichts 
von Net und Pflicht nur der beichönigende Ausdruck einer ganz amberen 
Auffaffung, welde in die Gemeinde den Gedanken von Leiftung und 
Gegeuleiftung hineinträgt. Im Zuſammenhang mit der oben mehrfach 
erwähnten Tendenz, die Gemeinde im öffentlichen Recht durch ben Staat zu 
abiorbiren und fie uur im Privatrecht als fjelbftändigen Körper anzuerlenuen, 
fucht man fie zu einem bloßen Wirthſchaftskoͤrper, zu eiuer Ötonomijdhen An⸗ 
ftalt für Landwirthſchaft oder für gemeinfame Kapital- und Gewerbewirthſchaft 
berabzubrüden. Im ganz natürlicher Konjequenz foll dann Jeder möglichft 
in bemfelben Maße, in welchem er bie Gemeindewirtbfchaft durch Grundbefitz 


%) Außer der charakteriftifchen Stimmabgabe burch die Vertreter von Kindern 
nnd Frauen unb dem Stimmrecht der Auswärtigen gehören bie kollektiven oder 
mehrfahen Stimmen unb im Grunde bie ganzen Klaſſenunterſchiede Hierher. 
Bezeichnend ift in der hannov. revid. 2. G. O. v. 1859 ber Ausdrud bes $ 17: 
‚das Stimmgemwicht der Mitglieder der einzelnen Klafſen ift unter Berückfichti⸗ 
gung der Konkurrenz zu ben @emeinbelaften unb bes Interefied an ben Gemeinde⸗ 
angelegenheiten zu bemeflen.” 

% Bol, z. B. preuß. 8. ®&. O. v. 14. April 1856 $ 4. Bad. revid. @ O. 
v. 1851 8 814, 

*) Prenß. St. O. v. 1808 $ 26: „Einem jeden Bürger liegt die Verpflich⸗ 
tung ob, zu ben fläbtifchen Bebürfniffen aus feinem Vermögen unb mit feinen 
Kräften die nöthigen Beiträge zu lelften und überhaupt alle ftädtifchen Laften 
verhältnißmäßig zu tragen.” Dazu $ 25. 27. 28 ib. 

), Sonft müßte offenbar auch bie Lörperliche Unfähigkeit zu Wacht. oder 
Kriegödienften oder die mangelnde geiftige Dualifilation zur Uebernahme unbe- 
foldeter Aemter Unierjchiede des politiichen Rechts begründen. 
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ober Kapital bilden Hilft, auch an ber Berfaffung und Verwaltung ber ganzen 
Wirthſchaftsanftalt Theil nehmen. Das und nichts anderes ift ‘der immer 
klarer hervortretende Grundgedanke der letztgedachten Klaffe von Geſetzen! Es 
wird, wenn man es ſcharf ausdrũcken will, das Princip ber Altiengeſellſchaft 
in bie Gemeinde verpflanzt. ine ſolche Auffafſung koͤnnte ſich auf die 
Struftur der älteren deutſchen Gemeindegenofjenichaft, vor Allem der Ländlichen 
Marktgemeinde, berufen: gerade dadurch aber würbe fie fi am jchlagentften 
widerlegen. Denn die alte Markgemeinde war in der That gleichzeitig eine 
politiihe und eine wirtbichaftlihe Genofienichaft; es war alfo nach ibrer 
einen Seite hin das Princip der Leiftung und Gegenleiftung in ihr voll⸗ 
kommen berechtigt. Die heutige Gemeinde dagegen ift ein rein politifcher 
Verband und zu Teinem, auch nicht zum Meinften Theil mehr eine Wirth- 
fchaftsgemeinde. Zwar giebt e& eine Gemeindewirtbichaft: aber dieſe eriftirt 
lediglih um ber an fi rein Sffentlichen Zwecke der Gemeinde willen und in 
dem durch dieſe Zwecke erfurberten Umfang. In der alten Markgemeinde 
war die Haushaltögemeinichaft Selbftzwed: ber heutige Gemeindehaushalt ift 
durchaus nur Mittel für andere Zwede. Die genofſenſchaftliche Gejammt- 
wirthichaft ift eben in Inbivibualwirthichaft und Gemeindewirthſchaft gefpalten. 
Iſt aber die Ortsgemeinde jo jeder Spur ihrer alten wirthichaftlichen Be 
deutung entlleibet, jo Tann auch die Mitglievihaft in ihr nur mit Rückficht 
auf Die Perjönlichkeit beftimmt werben. | 

Für die erwähnten Syufteme giebt es daher fein anderes bem öffentlichen 
Charakter ber. heutigen Ortsgemeinde angemefjenes Princip, als daß man bie 
Derjönlichkeit wieder in ihr volles Recht einſetzt, die aufgeftellten Erfordernifſe 
bes Defiges, des Vermögens oder der Stenerzahlung aber als Grundlage ber 
perfönlichen politiichen Qualifikation betrachtet. Die geſetzliche Präſum— 
tion, daß nur bei einem gewiflen Beſitz oder einer gewiffen Art bes Be 
figed beziehungsweife nur bei einem gewiljen Umfang der für bie Allge 
meinheit gebrachten pekuniären Opfer die für die Ausübung des Buͤrgerrechts 
beziehungsweife für einen beftimmten höheren Grad der Xheilnahme an 
öffentlichen Angelegenheiten erforderlichen perjönlichen Eigenichaften, wie politiiche 
Bildung und Befähigung, Gemeinintereffe und Gemeinfinn, vorhanden find, 
ift fomit (wie die St. D. v. 1808 dies richtig würbigt) das einzig mögliche 
Rechtsfunbament einer Bebingtheit oder Abftufung des Gemeinbebürgerredhts 
durch Befitz oder Steuerzahlung. Es ergiebt ſich Leicht, wie gaviffe damit 
unvereinbare Saätze (z. B. dad durch Stellvertreter geübte Bürgerrecht) mit 
der Aunahme eines ſolchen Fundaments fortfallen müßten, wie aber damit 
zugleich an Stelle einer Summe von Stimmrechten wieder eine ftimmberedhtigte 
Bürgergenoffenihaft treten würde. 

C. Die Organifation der fo zufammengefeßten Gemeinde wird von 
den Gefeßgebungen ber einzelnen Ränder und troß des Strebens nad) Unifor- 
mirung aud in bemfelben Lande für die Stabt- und Landgemeinden ober für 
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die nach der Größe und Einwohnerzahl gebilbeten Gemeinbeflaffen mannichfach 
verſchieden beftimmt: die Grundzüge aber kehren überall in einer gewifſen 
Sleihmäpigkeit wieder. Sämmtliche Gemeindeorbnungen ftimmen zunächft 
darin überein, daß fie die Organe der Gemeinde ald Staatdanftalt und der 
Gemeinde ald Korporation zufammenfallen lafſen und in Folge defſen alle 
Organe gleichzeitig als Korporationsorgane und als mittelbare oder unmittel- 
bare Staatsorgane behandeln. Als Organe eines felbftändigen Gemeinweſens, 
fraft deffen Vollmacht und in deſſen Namen fie öffentliche Funktionen üben, 
find daher die Behörden wie die Vertretungen der Gemeinden nur jelten und 
in wenigen Beziehungen anerkannt. 

L Sm Einzelnen ift zunädft die Gemeinbenerfammlung entweder 
fortgefallen ober zu einem gewöhnlichen Gemeindeorgan geworden. Bort- 
gefallen ift fie faft in allen Städten, indem bier die Bürgerſchaft uur kei 
dem einzigen Gejchäft der Wahl ihrer Vertreter unmittelbar thätig wird, hierbei 
aber in der Hegel nur bezirköweife znfammentritt®). Dagegen kommt es in 
den Landgemeinden und kleineren Städten noch vielfadh vor, daß (wie in 
Drengen und Hannover) die Gemeindeverfammlung jelbft alle Angelegen- 
heiten, welche ſonſt an Ausſchüſſe überwielen zu werben pflegen, bejorgt“”), 
oder daß fie neben einem fie vertretenden Gemeinderath wenigftens die wichtigften 
Entſcheidungen felbft trifft”), oder daß fie endlich fogar neben einem Reprä- 


“), Bol. z. B. Preuß. St. D. v. 1808 8 46—68; bei. $ 48: „Die Bürger- 
{haft ſelbft wird in allen Angelegenheiten des Gemeinweſens durch Stabtverorb- 
nete vertreten. Sie ift befugt diefelben aus ihrer Mitte zu wählen. 8 67: Von 
allen nach Inhalt biefer Ordnung der Stabtgemeine beigelegten ober derſelben 
fonft zuftehenden Rechten wirb einzig und allein die Befugniß ber Stadtverord⸗ 
netenwaßl von ber Stadtgemeine in der Gefummtheit ausgeübt." Dazu $ 79— 
107 ib. St. O. v. 1853 u. 1856 8 12 —28, 


©, So nad der preuß. L. ©. D. f. d. öftl. Prov. v. 1856 8 8. 10—18 u. 
f. Schleswig. Holftein v. 1867 $ 12. 18. 16 überall da, wo nicht auf befonberen 
Untrag ber Gemeinde eine Bertretung gebildet wird. Ebenſo in Hannover nad 
der 2. G. DO. v. 1852 $ 25—36, 1859 8 41-50, in ben Bauerfchaften in Kippe, 
$ 10. 11 b. Weiste 523, und in ben Heineren Gemeinden Sachſens, $ 54 ib. 
178. In Meiningen entſcheidet das Ermefien ber Berwaltungsbehörbe, art. 8 ib. 
386, Iſt Weftphalen foll in allen Gemeinden, bie weniger ald 18 Bollgenofien 
zählen, auch fonft aber da, wo das Ortsftatut es anordnet, die Bildung eines 
Ausſchufſes unterbleiben. 

0, So befonderd über Gemeindedienfte und Umlagen, Thellung, Veräußerung 
ober Erwerbung von Gemeinland (5. ®. bair. &. D. 8 104. 105; weimar. & 47. 
49—55, gothatiche $ 7. 8, 21. 60, rubolftäbt. 8. 5. 9. 12 5. Weiste S. 91f. 
349 f. 868 f. 437 f.), Rechnungsablage (3. B. meining. G. O. art. 14 ib. 887), 
Etenerbewilligung (Oefterr. Gem. Gef. v. 1849 8 36 f. 79). 
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ſentativkorper in fpeciellen Fällen berufen wird ), während fie der Regel nad, 
wenn ein folder vorhanden ift, uur zu den Wahlen zuſammenkommen darf”). 
Sn allen diefen Fällen ift Die Gemeindeverfammlung nicht mehr die fichtbare 
Trägerin ber Gemeinde, fondern eiu gewöhnliches Gemeindeorgan, weldyes bie 
juriftifche Perjönlichkeit der Gemeinde vertritt und gleichzeitig als Stantsorgen 
handelt 2). Des Rechtes der Selbftwerſammlung beranbt, obrigkeitlich berufen, 
in ftaatlich beftinmten Formen verhandelnd und beichließend, ftreng auf be 
ftimmte Gegenftände ber Beratbung (nad dem naffanifchen Edikt v. 1816 
fogar anf Ia oder Nein fagen)’) beichränkt und ohne jede Spur ihrer ehe 
maligen Sonveränität, ift fie nicht einmal ein Schatten der alten Genofien- 
verfammlung mehr, fondern ihrem rechtlichen Charakter nad) etwas von bieler 
gänzlich Verſchiedenes '). 
D. Au die Stelle ber Gemeindeverfammlung tritt in vielen 

meinben*) umb in faft allen Städten”) ein gewählter Lollegialijcher 
Ausſchuß (Bürgerausihuß, Gemeindeausſchuß, Gemeinderath, Bürgervor- 


7) So in bad. Gem. Ordn. 8 9. 36 — 89, kurhefſ. 8 37, Hohenz.-bedhing. 
$ 4. 68, figmar. 8 9. 87 6. Weiste S. 202. 209. 268. 536 f. 466 f. 

1°) So in Preußen (1. e.); Württemb. $ 47; Zirol 8 5; Sächſ. L. ©. O. 
5 58; Dfbenb. art. 19f. 57; Sranff. art. 23 b. Weiste ©. 141. 2. 117. 588. 

18) So fagt bie 8. ©. O. f. Beitphalen v. 1856 8 23: „die Gemeinde 
wird in ihren Angelegenheiten durch bie Gemeindeverfammlung und burd 
ben Gemeindenorfteber vertreten. In ber Meining. Gem. DO. 8 8 ©. 386 beißt 
es ſogar, es „tritt die Geſammtheit ber ftimmberechtigten Nachbarn an die Stelle 
bes Ausſchuſſes“. Anuch beruht es auf diefer Auffaffung, wenn die rhein. Gem. 
Orbn. v. 1845 8 45 ba, wo feine Gemeindevertretung gebilbet wird, bie Ge⸗ 
ſammtheit der mit ®emeinderecht verjehenen Gemeindeglieder (Meiftbeerbten) 
als „Gemeinderath” bezeichnet! 

”8 75. Weiske S. 829. Anders jept nach Gem. O. v. 1854 8 24—26. 

”) Bol. z. B. Württemb. Gem. O. 85 47 —63, Bab. 3 37— 35, Kurhefl. 
4 8688. 45. 47. 49. Bl. 64. 65. 77. 80. 86, Hobenz.-Hedh. $ 44— 61, Gigmar. 
3 36—87. 126. 197 b. Weiste ©. 142f. 207f. 268 f. ABB. ATIf. Preuß. 
rhein. Gem. D. $ 44— 60, weitphäl. 8. G. O. v. 1856 $ 24. 87,8%. 8.0. f. 
d. Bftl. Prov. 1856 5 8. 9, f. Schlesw. Holft. $ 16. Naffautich. Gem. Gef. v. 
1854 9 27—29. Hannov. %. ©. O. v. 1852 $ 37 —44, 1859 $ 51 —59. 
Defterr. Gem. Geſ. v. 1862 art. 8. 12. 

%%) Bol. außer den in voriger Note citirten zugleich auf Städte bezügl. 
Gem. Drbn. bei. Balr. Gem. Ordn. $ 74—88 Weiske S. 84f. Sachſen⸗ 
Alten. B. U. $ 124. Braunfhw. N. 8. O. 8 58, St. ©. v. 1850 $ 22. 29 - 
66. Hannov. V. U. v. 1840 8 59, St. O. v. 1851 8 82 — 117, 1858 4 80 - 
118. Preuß. St. DO. v. 1808 8 69 — 139. 169— 1%, Gem. DO. v. 11. März 
1860 8 10—26. 68—84. 98—118, Gt. D. v. 1858 u. f. Weftph. v. 1866 
8 10. 12—28. 35— 55. 72. 73, f. d. Rheinprov. v. 1856 $ 11—27. 34 - 62, 
f. Sranff. v. 1867 5 28— 37. 45—62. 
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fteher, Stadtverordnete, Gemeindebeputirte n. |. w.), der fih als ein im Namen 
der Geſammtheit die Gemeinde vertretendes Organ charakterifirt. Su größeren 
Städten ift bisweilen eine doppelte Dertretung gegeben, inbem neben ben 
gewöhnlichen Stadtverorbneten in befonberen Fällen noch ein großer Bürger 
ausſchuß berufen wir”). Im Verbältnig zur Bürgerſchaft nnterjheidet fich 
ein joldher Ausihuß von den alten Gemeinde- ober Stabträthen nnb den 
heutigen Beiräthen der Ortsvorſtände dadurch, daß er Keine obrigkeitlichen, 
fondern lediglich repräfentative Befugniſſe übt, während früher alle Räthe zu- 
gleih vertretende und regierende Behörden waren und jelbft die großen oder 
weiten Räthe zwar vorzugsweife vertraten, immer aber zugleich mitregierten. 
Hieraus ergiebt ſich zugleich im Verhältniß zum Gemeindevorftand für ben 
Ausſchuß der Mangel eines Mitregierungsrehts und die Beichränfung auf bie 
Bertretung der Geſammtheit gegenüber dem Gemeinbevorftand, mithin auf 
bie Ausübung aller an fich der Gefammtheit zuftehenden Funktionen, wohin 
insbejondere Bewilligung, Beſchlußfaſſung und Kontrole, verfaffungsmäßig er- 
forderte Zuftimmung, Beftenerungsreht und Umlage von Dienften gerechnet zu 
werben pflegen?®). Aber nicht als eine Summe von Benollmächtigten ber 
Bürgerjhaft”%), fondern als ein in feiner Gefammtheit durch das Geſetz be⸗ 
rufened Organ der Gemeinde in ihrer Einheit übt er feine Befugniſſe. Er 
repräfentirt aljo im Grunde nicht die Bürgerihaft, fondern hilft an ihrer 


7) So in Baden (I. c.) und nach der fühl. St. O. v. 1832 $ 109—177, 
beſ. 110— 118. 

8) Bol. Note 68. Pr. St. D. v. 1808 5 69: „die Bertreiung ber Stabt- 
gemeine oder Bürgerfchaft durch Stabtverorbnete ift nothwendig, weil jene aus 
zu vielen Mitgliedern befteht, ald daß ihre Stimmen über öffentliche Angelegen⸗ 
beiten jedesmal einzeln vernommen werben könnten” ($ 68). $ 108: „Die Stabtv. 
erhalten Durch ihre Wahl die unbeichräntte Vollmacht, in allen Angelegenheiten 
bes Gemeinweſens der Stabt bie Bärgerfchaft zu vertreten, fänmtliche Gemeinde 
angelegenbeiten für fie zu beforgen, und in Betreff bed gemeinfchaftlichen Ber- 
mögens, ber Rechte und Berbinblichleiten der Stadt und ber Bürgerſchaft Ramens 


derfelben verbindende Exflärungen abzugeben.” Bol. Kurhefl. Gem. D. 9 64, 


Württemb. $ 47, Hohenz.Hech. $ 44. 62, Altenb. Grundgeſ. $ 124 5. Weiste 
274. 141. 458. 459. 396. Hannov. St. D. v. 1851 $ 82. 1858 8 80. Defterr. 
Gem. Geſ. v. 1862 art. 12. Preuß. St. DO. v. 1858 u. 1856 $ 85. 37f. 8. ©. 


O. f. Weſtph. $ 82. Braunfhw. St. D. 1850 $ 45 f., wonach die Berorbneten 


„bie Gefammtheit ber &emeinbegenofien zu vertreten” und in ihrem Namen Zu⸗ 
ftimmung ($ 46), Entſcheidung ($ 47), Gutachten ($ 48), Kontrole ($ 49—B1), 
Antrag (8 52) und Beſchwerde ($ 58) üben. Bol. 8. G. O. $ 51. 52. 

”) Daber find die Bertreter an keine Juſtruktion gebunden, unverantwortlid, 
und repräfentiren nur ald Kollegium. Pr. St. D. v. 1808 $ 110. 111. Def. 
$ 110 Abſ. 2: „Das Gefeg und ihre Wahl find ihre Vollmacht, ihre Ueber- 
zeugung und ihre Anficht vom gemeinen Beften der Stabt ihre Inftruftion, ihr 
Gewiffen aber die Behörde, ber fie deshalb Rechenfchaft zu geben haben.’ 
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Stelle die ſei es ftaatliche ſei es privatrechtliche Perfönlichleit der Gemeinde 
zur Erſcheinung zu bringen). Sofern daher der Staat in der Gemeinde 
als öffentlicher Koörperſchaft jeine Anftalt erblickt, ift ihm aud) der Gemeinde⸗ 
ausichuß ein mittelbared Staatsorgan. Nicht nur nmormirt er daher burd) 
Geſetz bis ind Klleinfte den Wahlmobus, die altive und paffive Wahlfähigkeit, 
die Mitgliederzahl, die Wahlperiode, die Verhandlungsweiſe und Kompetenz: 
fondern er beanſprucht auch eine im Berwaltungswege zu übende Auffiht und 
Regelung, welche fi) beifpielsweife in Preußen jo weit erftredt, daß Beſchlüfſe 
der Berfammlung non ber Auffichtöbehörde fiftirt und von der Regierung 
Taffirt werden können, daß in gewifien Fällen eine obrigkeitlihe Aenderung 
bes beichloffenen Gemeindeetatö erfolgen darf, daß endlich in Landgemeinden 
dem Minifter, in Städten dem Könige bie Auflöfung ber Berorbneten und 
bis zur Neuwahl die Beitellung von Kommiffarien zufteht®'). 

OL An der Spike ber Gemeinde fteht überall ein Gemeindenor- 
ftand, welcher entweber von einer einzelnen Perſon ober von einem Kollegium 
gebildet wird. 

1. Im eriteren Fall ftehen doch dem die Ortsobrigkeit allein repräſen⸗ 
tirnden Einzelnen (Bürgermeifter, Schultheiß, Schulze, Gemeindenorfteber, 
Richter, Vogt) überall entweder Schöffen oder ein Gemeinderath zur Seite. 

a. Schöffen, Beigeorbnete oder Beiräthe als Stellvertreter, Gehilfen 
oder Rathgeber eines Einzelvorſtehers kommen bejonderd in den Landgemeinden 
Norddeutſchlands vielfach vor. Obrigkeit ift bier allein der Ortsvorſteher, 
Vertretung die Gemeindeverfammlung felbft oder ein beſonderer Ausſchuß 
Die Schöffen find bloße Unterorgane der Obrigkeit**). 

b. Wo dagegen dem inzelvorfteher ein fogenannter Gemeinde⸗ 


*) Bol. Bair. Gem. DO. $ 75 ©. 84: „die Gemeinbebevollmäcdhtigten ald 
Repräfentanten der Gemeindelorporation’. Pr. St. O. v. 1808 $ 68. 

s) Pr. &. G. O. v. 1856 5 9, f. Weftphalen 8 50. 82. St. DO. v. 1868 
5 77—79, weftphäl. St. O. 8 78—81, rhein. 8 88-86. Berf. Gef. f. Franff. 
1867 $ 0-82. 8.8.09. f. Sclesw. Holft. 1867 $ 17. Bol. auch Bat. 
revid. Gent. Ordn. v. 1851 8 40. Defterr. Gem. Geſ. 1862 art. 16. Braunſchw. 
St. O. 5 184f. L. G. O. 5 168f. 

0) Hierher gehören Schulze und Schöffen des preußiſchen Landr. II, 7 
$ 4678, Bürgermeifter und Schöffen in Heineren Städten nad Pr. St. O. ». 
1853 8 72; ferner der &emeindenorfteher in Weftphalen, &. G. O. v. 1856 
$ 28. 81. 388 1. 46, und der Gemeindevorſteher und Stellvertreter in Schles⸗ 
wig-Holftein, 1867 9 14. 19. 20. Ebenſo Gemeindenorfteher und bie verfihiedenen 
Semeindeansichüffe in Tirol 8 5—11 5. Weiske ©. 2f. Kirchſpielsvogt und 
Beigeordneter in Oldenburg art. 82—89 ib. ©. 407f. Schultheiß und &e- 
meindeeinnehmer in Meiningen art. 3—18 ib. 384 f. Auch ber Ortönorfteher 
und die Ortögefchwornen in Braunfchweig (N. %. DO. $ 55), an deren Stelle 
nah 8%. ©. DO. v. 1850 $ 18—75 Gemeinbevorfteher und Gemeinderath treten, 
nehmen diefelbe Stellung ein. j 
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rath zur Seite tritt, wie vielfach im weſtlichen Deutſchland, nähert die Ver⸗ 
fafjung fi) dem franzöfiichen Municipalſyſtem. Der Ortövorfteher iſt dam 
zugleich Obrigkeit und Mitglied des Gemeinderaths, der Gemeinderath aber 
eine nach innen vertretende und mitregierende, nad) außen mitregierende Be⸗ 
börde®). Hier fehlt es mithin ebenfofehr an einer Kollegialität des Ortsvor- 
ftandse, wie an einer wahren Gemeinderepräjentation: beides ift halb und 
nichts ganz vorhanden. 

2. Die Regel in den Städten und in Süddeutſchland auch auf dem 
Lande ijt aber, daß ein Kollegium (Magiftrat, Stabtrath, Gemeinderath, 
Gemeindenorftand, Gemeindenormundichaft, Ortsvorſtand, Ortsgericht) Träger 
ber Gemeinbeobrigkeit ift. Dem Vorfteher dieſes Kollegiums und feinem Stell- 
vertreter gebührt bier mur die Repräfentation des Gemeintevorftands nad) 
außen, die Leitung und ber Vorfitz, die Ausführung und Verwaltung, die 
Erledigung der laufenden Gefhäfte®). Außerdem pflegt ihm freilich ber 
Staat eine Anzahl von Staatsverwaltungsfunktionen zu übertragen. 

a. & kommt vor, daß einem folden Tollegialifhen Gemeindevorſtand 
feine Gemeindevertretung weiter zur Seite ſteht. Dann vereinigt er bie 
Elemente der Obrigkeit und bie Elemente der Bertretung in fi), wobei er 
fehr verfchieben gegliedert und auf bie einzelnen Glieder die Funktion ber 
Obrigkeit und bie ber Bertretung sehr verſchieden vertheilt jein mag. Im 
Uebrigen Tann diefe Berfafjung mit einem zugleich regierenden und vertretenden 
Kolleg bald fi) mehr dem franzöfiichen Municipalſyſtem nähern, bald mehr 
an bie ältere Stabiverfaffung erinnern ®). 


*) So in der preuß. Rheinprovinz der Bürgermeifter oder Gemeindevor⸗ 
fteher nebft Beigeorbneten und der von ihnen geleitete Gemeinderath oder Schöffen- 
rath nach Gem. Ordn. v. 1845 8 44— 102; ebenfo aber nad) der rhein. St. O. 
v. 1856 in denjenigen Städten, weldhe nicht die Einführung der follegialifchen 
Berfafiung beantragen, der Bürgermeifter mit Beigeordneten und die Stadtver- 
orbnetenverfammlung, indem bie Ießtere kein felbftändiger Repräfentativförper, 
fondern eine vom Bürgermeifter berufene, präfidirte, und unter ihm mitregierende 
und mitvertretende Municipalität ift. Vgl. 5 28—57. Ebenſo in Naffau nad) 
Ed. v. 1816 8 4—3 ©. 324 f.: Schultheiß, Rechner, Vorfteher und Feldgericht 
tefp. Stadtgemeinderath; nach ber Gem. Orbn. v. 1854 $ 5—19 Bürgermeifter 
und ®emeinderath. Ferner ber Ortövorftand und Gemeinderath rejp. Stabtrath 
in Kurbeflen G. D. 8 86. 89— 44. 46. 47 — 51. 59 — 63. ©. 263 f. 

4) Die bair. Gem. Ordn. 8 100 b. Weiske S. 90 fagt baber: „das Haupt. 
organ bed Gemeindeausſchuffes ift der Gemeindevorſteher“. 

ss) Hierher gehören der Gemeindeausſchuß in ben bairiſchen Nuralgemeinden, 
Gem. D. $ 94 - 120 ©. 88f.; ber aus Bürgermeifter, Beigeordneten und Ge⸗ 
meinberath beftebende Gemeindevorftand im Großherzogtum Heflen art. 8-40 
©. 295 f.; der Gemeinderath der fächfifchen Landgemeinden $ 86 — 52; der aus 
Schultheiß und &emeindenorftehern beftehende Ortsvorftand in Weimar $ 46. 
56 —73 ©. 349. 353f., der Gemeindeausfhuß in Gotha 8 1—98 ©. 367f., 
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b. Das regelmäßige Syftem dagegen bildet jet beſonders in den größeren 
Kommunen die volllommene Trennung von Obrigkeit und Vertretung, fo daß, 
während nach anfen bie volle NRepräfentation ber Gemeinde erft durch beide 
Rörperiäoften erfolgt, im Innern das Borfteherfollegium. Iebiglid regiert, 
das Repräfentantenfollegtum Lediglich vertritt *®). 

Wie nun aber der Ortsporftand auch gebildet fein mag, fo weit er eben 
Ortsvorftand ift, werden überall feine Funktionen im Weſentlichen gleichartig 
beſtimmt. Er fol nah innen als wahre Gemeindeobrigfeit in fo weit, 
als die Bedeutung der Gemeinde reicht, regieren, nach außen aber die Ge 
meinde vertreten. Alle Gelege jchreiben dem Ortsvorſtand biefe ihm zulom- 
menden Befugniffe in doppelter Eigenſchaft zu: ald Gemeinbeorgan und Staat 
organ”). Gemeindeorgan ift er überall fo weit, als er tie Gemeinde in 
ihren Augelegenheiten gegen einzelne Glieder, gegen Dritte ober auch gegen 
den Staat vertritt. Staatsorgan ift er offenbar in fo weit, als er den Staat 
in ber Gemeinde vertreten fol. Da nun aber die meiften Gejege die gefammte 
politiſche Bebeutung ber Gemeinde vom Staat ableiten und ihr eine gewif‘. 
Selbftändigkeit nur als Korporation zugeftehen, fo fehen fie auch die Orte. 
vorftände iu jo weit, als fie irgend öffentliche Gewalt üben, lediglich als 
Stantsorgane an, während fie ihnen ald Gemeindeorganen nur die Befugnifle 


der Ortsvorftand in ben frankfurter Landgem. art. 1—29 ©. 534 f., die Ge⸗ 
meinbevormunbfchaft in Schwarzb. Rudolftadt $ 9—14 b. Weiste ©. 440f. 

%) So ber Bürgermeifter und Gemeinberath in Württemberg $ 4—45 und 
Baben $ 10—26. 41—45 5. Weiste ©. 202f., das Drtögericht in Hohenz. 
Hechingen $ 8—43 ib. ©. 450f., ber Gemeinderat in Sigmar. 8 8— 35. 
38—48 ib. 466 f., der Semeindevorftand in Defterreich, Gef. v. 1849 8 58—62. 
108 f. 1862 art. 8—13; die &emeinbebeamten (Borfteher und Beigeordnete) 
neben dem @emeinbeausfhuß nah bannov. Landgem. D. v. 1852 $ Bf. 87 f., 1859 
3 22—59. 51 f.; endlich der in ber Regel aus dem Bürgermeifter, den Bei- 
georbneten und einer Anzahl von Stadträthen zufammengefepte kollegialiſche 
Magiftrat oder Stabtrath der meiften Gtäbteorbnungen; 3. B. Bair. Gem. D. 
5 46—78. 81 5. Weiste ©. 78f.; Preuß. St. DO. v. 1808 $ 140 - 190, v. 
1853 u. f. Weftphalen 1866 $ 29—34. 56683; f. b. Rheinprov. auf Antrag 
nad $ 66— 78 der St. O. v. 1856; f. Frauff. a. M. 1867 5 38-44. 6570. 
Sid. St. DO. v. 1832 $ 178-212. Hannov. St. D. v. 1851 $ 87—87, 1858 
8 88—70. Braunfhw. St. D. 5 67—113. Sad. Altenb. V. U. 8 116. 

, Hannov. St. D. v. 1851 $ 87, 1858 $ 38: ber Magiftrat ift Berwalter 
ber Gemeindeangelegenheiten unb zugleich Organ der Staatögewalt. Pr. St. O. 
v. 1858 u. 1856 $ 10: der Magiftrat ift die Obrigkeit der Stadt und verwaltet 
Die ftädtifchen Gemeindeangelegenheiten. Rhein. St. DO. v. 1856 8 9. 58. 
Braunſchw. St. D. v. 1850 8 94. Gchleswig-Holft. Landgem. D. v. 1867 9 28: 
„Der Gemeindenorftcher verwaltet die &emeindbeangelegenheiten und führt Die 
Beichlüffe der Gemeindeverſammlung aus. Er ift Organ der Ortsobrigfeit und 
Bat alle ärtliden Gefchäfte der allgemeinen Berwaltung zu führen, fofern nicht 
andere Behörben oder Organe dazu beftimmt find“. 
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eines gewöhnlichen Korporationsvorftandes einräumen. In feiner Eigenſchaft 
als Ortsobrigkeit ift ihnen: daher der Gemeindenorftand nicht etwa das Organ 
eines jelbftändigen Gemeinweſens, jondern wirb als „unterfte Staatsbehörbe” 
(„Regierungsbenmte*, „Hilfsbenmte des Staats", „obrigkeitliche” oder „Iandes- 
berrlihe Diener“, „Organe der Obrigfeit” oder „ber Staatsgewalt“ u. f. w.) 
benannt und behandelt). Cr regiert aljo nicht im Namen und Auftrag 
ber Gemeinde, jondern im Namen und Auftrag des Staats. Ald Gemeinde 
organ dagegen !it er der eigentliche Korporationsvorftand, die verwaltende und 
vollziehende Behörde der bürgerlichen Korporation, unb bat daher im Namen 
and Auftrag der Gemeinde die Korporationdangelegenheiten zu leiten unb zu 
vertreten, das Korporationsvermögen zu verwalten unb die Korporationdbe 
ſchlüfſe auszuführen®). Ausdrücklich werben in der Regel in diefem Sinne 
die obrigfeitlihen Befugniffe und die Leitung. der Gemeinbeangelegenheiten 
geſchieden, fo da man fieht, wie bie eigentliche Gemeinderegierung nicht zu 
ben Gemeinbeangelegenheiten gehört"). 


*) Bair. Gem. DO. 8 67 Weiske ©. 83: „als Regierungsbeamten‘. Bali. 
5 68—72. Kurhefſſ. Gem. DO. 8 36: „ald erftem und vollziehenden Gemeinde- 
beamten, welcher zugleich Hilfsbenmter des Staates in bem Orte und befien Ge⸗ 
markung tft.” Ib. 263. 8 61. Groß. Hefl. art. 12 ©. 296: „Iandeöherrlicher 
Diner’. Weimar $ 67 ©. 856. $g 80—83. Oldenburg art. 32 ©. 407: 
„Official“. Schwarzb. Rubolft. $ 11 ©. 441. Gotha 3 80 ©. 372: Organ 
der Obrigkeit. Frankf. art. 3 ©. 534: als obrigfeitlicher Diener. Der preußifche 
Schulze ift ein „Unterbeamter der Polizetobrigkeit" Pr. WER LO, 7$ 82 — 
78 u. dazu Bei. des M. d. J. u. d. Pol. v. 7. Sept. 1885 b. v. Kampp, 
Unnal. Bd. 19 S. 781) und fteht als folcher „mit einem Polizeifergeauten u. 
Serichtödiener auf gleicher Stufe" (Koh, Kommentar zu WE. R. U, 7 553 
Anm. 68). Bol. weitphäl. &. G. O. v. 1856 8 41: bed Amtmanns ... Organ 
und Hilfsbehörde...; Hilfsbeamter ber gerichtlichen Polizei. Durchaus nur als 
Staatsämter fah dad Nafſauiſche Gem. Eb. v. 1816 alle Gemeinbeämter an; 
5 4f. S. 824; 85: „dem Schultheißen tft, ald ber in ber ſtufenweiſen Unterorb- 
nung zulegt angeordneten Staatsbehörde, die ganze örtliche Verwaltung übertragen”. 
Als bloßes Semeinbeorgan, welches nur zur Unterftüßung ber Staatöregierung 
verpflichtet ift, betrachtet allein die Weimarſche G. D. v. 1854 art. 19 den 
Ortövorftand. 

3. B. Bair. revid. Sem. D. 5 55: der Magiftrat übt ald Vorfteher ber 
Gemeinde alle der bürgerlichen Korporation zuftehenden Rechte im ganzen Umfang 
der Gemeindegemarfung aus. DBgl. bei. $ 73. 8 56 —66. 100f. Kurheff. G. 
D. & 59. 60 b. Weiske ©. 825, großh. Hefl. art. 12 ©. 296, Weimar. $ 57 
©. 353, Hohenz. Hech. $ 14. 15 ©. 458, Lippe $ 16. 17 ©. 524, Franff. art. 
3 ©. 554. Preuß. 8. ©. O. f. Weſtph. 1856 $ 41. St. D. v. 1808 8 174, 
v. 1853 u. 1856 8 56, 1867 8 68. 

) Bol. 3. B. Preuß. St. DO. v. 1858 u. 1856 $ 566, Franff. v. 1867 8 63. 
Hannov. V. U. $ 58, St. DO. v. 1851 8 87. 70. 71, 1853 8 88. 71. 72; 8%. ©. 
D. v. 1852 8 8, 1859 8 22. Bad. Gem. Ordn. $ 41. 42, Kurheſſ. $ 36. 59. 60, 
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Bon dieſer Auffaſſung machen indeß diejenigen neueren Gemeindeorbnungen, 
weldye der Gemeinde als folder eine jelbftändige öffentliche Bedeutung zu- 
geftehen, bereits eine Ausnahme. Jusbeſondere ſchreibt das neuefte öfterreichiiche 
Gemeindegefeß der Gemeinde einen doppelten Wirkungskreis, einen jelbftändigen 
und übertragenen, zu und fieht nur bezüglich bes Iekteren ben Gemeindenor- 
ſtand ald Staatsorgan an, macht ihn auch nur bezüglich bes lekteren der 
Regierung verantwortlih. Zu dem jelkftändigen Wirkungskreis aber rechnet 
fie keineswegs die bloßen Korporationsangelegenheiten der Gemeinde, ſondern 
die gefanımte Sicherheits-, Wege, Verkehrs⸗, Yluren-, Lebensmittel-, Gefund- 
beitö-, Gefinde-, Arbeiter- und Sittlichkeitspolizei, die Sorge für das materielle 
unb geiftige Wohl der Bürger, das Armen- und Schulweien, dad Bau- unb 
Zeuerweien, den Sühneverfuh zwiſchen Streitenden und die Auktion beweg- 
licher Sachen. In allen diejen wichtigen Angelegenheiten ſoll der Drtsvor- 
ftand im Namen und Auftrag der Gemeinde handeln und für feine 
Amtsführung allein ihr verantwortlich jein®). Anch andere Gemeindeord- 
nungen, wie die Württembergifhe und Braunfchweigifche, lafſen öffentliche 
Sunftionen, bejonders die Ortspolizei, vom Gemeindevorftand im Namen ber 
Gemeinde handhaben, und ſichern dieſer fo eine eigene ftaatliche Bedeutung ®). 

Mit dieſen Grundanfihten vom Weſen des Ortövorftandes hängt bie 
verjhiedene Stellung, weldhe man ihm nad unten und nach oben einräumt, 
zufammen. 

Nah unten fteht der Magiftrat oder Gemeindevorftand nur ala Korpo- 
rationdorgan, mithin nach den meiften Gefeßgebungen nur bezüglich der Ber 
mögensverwaltung, unter der Kontrole ber Gemeinde ober ber Gemeinbever- 
tretung, ift ihr nur bier Rechenſchaft jchuldig und für feine gefanımte Amt 
führung ihr nur ciwilrechtlidh verantwortlich. So weit es fich dagegen um 








61, Großh. Heil. art. 12, Gotha. $ 1, Meining. art. 8, Oldenburg. art. 32.38, 
Altenburg 8 122, Hohenz. Sigm. $ 88, Frankf. art. 8 6. Weiste ©. 132. 210. 
263. 296. 367. 407. 395. 473. 584. In Tirol follte der Etabtvorftaub in dieſen 
Sinne ein „politifch-ölonomifher Magiftrat” fein. $ 20. 29. 80 ib. ©. 4. 5. 
Die fähfifhe Et. O. v. 1882 8 178 fchreibt bem Magiftrat eine dreifache 
Eigenfchaft zu: a) als Vertreter der ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten. Bl. 
8 179. 180. b) ale kraft des Geſetzes beftehende obrigkeitliche Behörde. Ball. 
g 181. c) ald Organ der Staatögewalt. Bol. $ 182. Das Gefſetz ad b) ift 
aber eben das Staatsgeſetz, nicht etwa bie befonbere Stabtverfaffung. 

1) Defterr. Gem. Geſ. v. 1862 art. 4. 13. Go aud ſchon Gem. Bei. v. 
1849 6 7. 71f. 126 — 141. 

") Bol. Württemb. Gem. D. $ 14. Weiske ©. 132. Ebenſo Hohenz. 
Heching. $ 29 ©. 455. Braunfhw. St. D. v. 1860 $ 94. 96. 98. 186-188, 
wonad) ®emeindeangelegenheiten und Landes angelegenheiten unterfchieden und 
zu jenen, die der Stabtmagiftrat ald Gemeindeorgan beforgt, die Ortspolizei ge: 
rechnet wird. 
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jeine öffentlichen, obrigkeitlichen Funktionen handelt, ſteht er als Bevollmäch⸗ 
tigter bes Staats der Gemeinde, von der er ja fein Recht nicht ableitet, in 
voller Unabhängigkeit gegenüber”). Zwar wird er, weil er eben nad ber 
einen Seite bin Gemeindebenmter ift, von der Gemeinde ober ihrer Vertretung 
gewählt oder body präfentirt, er ift in einer Reihe von Fällen an ihre Mit- 
wirtung, in anderen an ihre Zuftimmung gebunden, um Namens der Ge 
meinde handeln zu Tönnen, er wird von ihr überwadht und Eontrolirt und 
muß ihr Rechnung legen, er muß fogar in der Regel die Gemeindebeſchlüſſe 
ausführen: allen auf der andern Seite ift er eine jelbftändige, durch ſtaat⸗ 
lihen oder ſtaatsgeſetzlichen Auftrag autorifirte Obrigkeit, er muß das ftantliche 
Intereſſe der Gemeinde gegenüber wahrnehmen, er ift befugt und verpflichtet, 
die nad feinem Ermeſſen rechtswidrigen oder das öffentliche Wohl gefährbenden 
Gemeinbebeihlüffe unausgeführt zu laffen, er braucht über feine Regierungs- 
handlungen in feinem Falle der Gemeinde Rebe zu ftehen, noch kann er von 
ihr darüber zur Verantwortung gezogen werden, kurz er vertritt nicht ein 
felbftändiges Gemeinweien gegenüber jeinen Gliedern, fondern eine außen- 
ftehenbe obrigfeitlihe Gewalt gegenüber der gefammten Gemeinde**). 

Diefer Unabhängigkeit und Selbftändigkeit nad unten entſpricht die 
größte Anhängigkeit nach oben, indem der Gemeindevorſtand nicht nur, wie 
jebed andere Gejellihaftsorgan, dem Geſetz und Richterſpruch des Staats 
unterworfen ift, fondern ald Organ der Staatögewalt in einer amtlichen Sub- 
orbination zu den Staatöverwaltungsftellen als feinen „vorgejegten Be— 
börden” fteht. Er wird daher überall obrigkeitlich beftätigt”*) und fubfibiär 
ernannt, bier und da aus einer beſtimmten Zahl Borgefchlagener ansgewählt, 
oft endlich, bejonders in den Landgemeinden, wie in Preußen), ſchlechthin 
ernannt”). Grft durch diefe Beftätigung ober Ernennung und die bemnädjt 


*, Ausdrũcklich ſagt die Hannon. St. D. v. 1851 $ 70, 1858 8 72: „als 
Organ ber Gtaatögewalt fteht er unabhängig von der Stadtgemeinde nur unter 
Leitung der vorgefepten Regierungsbehörbe. Bol. Braunfhw. St. DO. 1850 
8 96. Anders das Defterr. Gem. Gel. 1862 art. 13. 

) Bol, die obigen Gefebe. 

“») Die Hannov. St. D. v. 1851 $ 55—57 und 8. ©. O. v. 1852 $ 6—9 
enthielten auf Grund der B. U. 5 18—20 eine gefepliche Beichränkung des Be 
ftätigungsrechts, indem fie die Zälle, in denen bie Beftätigung verfagt werben 
dürfe, genau firirten. Dies behielt bie rev. &. G. O. v. 1859 8 6—14 bei. Die 
rev. St. D. v. 1858 dagegen hob in 5 54 jene Schranfe auf. Das Oeſterr. 
Gem. Geſ. v. 1862 kennt nur für Randeshauptftädte und bedeutende Kurorte eine 
Beftätigung. Art. 22, 

) In diefer Beziehung wirb indeß jeht, nachdem fchon ben ſchleswig⸗hol⸗ 
fteinifchen Kandgemeinden das Recht, ihrer Vorfteher zu wählen, eingeräumt tft 
(®. v. 1867 $ 19), eine Aenberung unvermeidlich fein. 

9) In nemefter Zeit ift in Preußen der Plan aufgetaucht, in den Städten 
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erfolgende obrigkeitliche Berpflichtung und Einführung erlangt er feine Amts- 
gewalt. In der Folge wird er dann in allen feinen Handlungen und feiner 
gefammten Amtsführung beauffichtigt, er ift gleich anderen Staatsdienern bem 
Disciplinarverfahren, obrigkeitlicher Suspenfion und Amtsentfegung unterworfen, 
and muß über „die Beforgung der ihm anvertranten Geſchäfte“ Rebe und 
Antwort ftehen. Nicht mur die Geſetze und Verordnungen, jonbern aud „De 
fehle und Verfügungen der vorgejetten Behörden" muß er in ber Gemeinde 
ausführen, ſtaatliche Aufträge aller Art übernehmen, ja in Preupen find ibm 
ſchlechthin „alle örtlichen Geichäfte der Staatöverwaltung”, für Die nicht be» 
fondere Behörben beftellt find, überwiefen. Der Gemeindevertretung gegenüber 
wird er geradezu als Vertreter des Staatsintereffes angejehen, muß ihre ftaatt- 
gefährlichen Beichlüffe kaſſiren umd Streitigkeiten mit ihr der Staatsregierung 
zur Entiheidung unterbreiten). Kurz er ift in Allem weit mehr, als ein 
Organ des Staatöinterefjes gegenüber der Gemeinde, benn als Die oberfte 
Spite und ber unabhängige Bertreter eines jelbftänbigen engeren Gemein- 
weſens im Staate geftellt. 

IV. Bollendet endlih wird die Organifation ber Gemeinde durch eine 
Reihe untergeordneter Aemter, die theils an ſtändige ober vorübergehende 
Kommiſſionen und Deputationen der regelmäßigen Organe, theils an beſondere 
Borfteher einzelner Berwaltungszweige, theils an bie Vorfteher einzelner Stabt- 
bezirke, theild an eine nach Umfang und Bedeutung ſehr verſchiedene Zahl von 
Fachbeamten, theild an eine Reihe von Angeftellten und bloßen Gemeinbebienern 
gegeben werden”). Alle biefe Behörben und Beamten find für das Weſen 


ben erften Bürgermeifter einfach zu ernennen, wogegen man auf bas Beftätigungs- 
recht der übrigen Magiftratsperfonen mit Ausnahme bes Stellvertreters verzichten 
will. In dem Gemeindeverfafſungsgeſetz für Frankfurt $ 40—44 ift biefer Ge⸗ 
danke verwirklicht, der Gemeinde ift nur ein bebentungslojes Präſentationsrecht 
eingeräumt, indem ber König auch einen Andern als einen ber Präfentirten zum 
erften Bürgermeifter ernennen kann. Es fol nun einmal Feine öffentliche Gewalt 
geben, die nicht von oben entftammt! 

%) Nur in Hannover follte nad der St. O. v. 1858 $ 112 bei Streitig- 
keiten zwifchen Magiftrat und Stabtverorbneten die Sache auf fi beruhen 
bleiben und nur in dringenden Fällen bie Regierung zum Erlaß einer proviforl- 
hen Verfügung berechtigt fein. Die revib. St. O. v. 1858 8 107 Hat dies aber 
aufgehoben und die Entſcheidung ber Regierung ebenfo unbebingt anbeimgegeben, 
wie dies in Preußen nach der St. D. v. 1853 u. 1856 $ 36, Frankf. 1867 8 46 
u. Landgem. DO. f. Schleswig-Holft. 1867 8 15, nad) der Braunfhw. St. O. v. 
1850 $ 184 f. und fonft ber Fall ift. 

) Dal. 3. B. b. Weiske Balr. ©. D. 8 21. 22. 24. 90-94. 115; Tirol. 
8 5—13. 25—27; Kurhefſ. $ 52— 58, Württemb. $ 20—23. 88. 44; Bat. 
$ 46-50; Weimar. $ 7479; Gotha 8 3. 4. 12. 73; Meining. 8 3. 23; 
Naffau. 8 5. 10—jebt. G. O. v. 1854 5 62f.; Oldenburg art. 66. 67. 108 f.; 
groß. bei. art. 17. 19. 55 f.; Hohenz. Hech. 8 7. 18—15. 69. Sigmar. 8 17. 


@ 
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ber Gemeinde unerheblich, da fie zunächft Organe der Gemeinbeorgane, mit- 
hin nur mittelbare Gemeindeorgane find!) In demſelben Verhaͤltniß ftehen 
fie denn auch zum Staat, welcher deshalb anf Einrichtung, Belegung, Kontrole 
und Beſoldung diefer Aemter meift, wenigftend in ben Stäbten, Teinen um- 
mittelbaren Einfluß übt, während er in ben Landgemeinden auch hier ber 
Gemeinbefelbftändigkeit weit engere Schranken zu ziehen pflegt '°). 

D. Die redtlihe Bedentung ber fo zuſammengeſetzten und organi- 
firten Gemeinde beſchränkt fi, wie aus der Bäufig erwähnten Grundauffaffung 
erflärlich ift, nad den meiften Geſetzen auf diejenigen Rechte und Pflichten, 
welche einer prinatrechtlichen Korporation zuftehen, ſoweit nicht ihr Charakter 
als Staatsanftalt auf der einen Seite auch bier größere Einſchränkungen be 
gründet, auf ber andern Seite aber ihr eine vom Staate abgeleitete öffentliche 
Debeutung ertheilt. Nur wenige Geſetze haben fich bereits zu ber höheren 
Auffaffung erhoben, nad welder ber Gemeinde aus eigenem Recht die Be⸗ 
beutung eines politiihen und fittlichen Gemeinweſens züfteht, welches als 
ſolches felbftändige, vom Staate nicht verliehene, fondern nur anerkannte 


Öffentliche Rechte und Pflichten nad außen und innen hat. 


L Zwar wird in faft allen Geſetzen vor und nad) 1848 den Gemeinben 
bie „ Selbftiverwaltung” oberdie „Verwaltung der eigenen Ange- 
legenheiten" ausdrücklich beigelegt"). Allein erftens wirb biefer an ſich 
ſchon ſchwankend⸗ Begriff bier möglihft eng interpretirt und jedenfalls unter 


18; Lippe $ 11; Schwarzb. Rubolft. $ 11; Frankf. art. 10.41. Berner Preuß. 
L. G. O. f. Weſtph. $ 43. 44. St. DO. v. 1858 n. 1856 $ 29. 56 Nr. 6. 58. 
59. 60. Rhein. Gem. DO. v. 1845 $ 77— 84. Sächſ. St. D. v. 1832 8 213f. 
Hannov. St. D. v. 1858 8 70f. &. ©. D. v. 1859 $ 28. 24. Braunſchw. 2. 
G. D. 8 76—78. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 $ 81—93. 118. 

0) Sie werben baber auch nicht von ber Gemeinde ober in ihrem Namen 
von ber Gemeinbevertretung, ſondern von ben Gemeindeorganen als folchen ge- 
wählt ober ernannt, bevollmäcdhtigt und inſtruirt, beauffichtigt und abgefept. 
Ausbrädiich fagt 3. B. bie Preuß. St. D. 860: „bie Bezirkönorfteher find Organe 
bes Magiftrats". Ebenſo Gemeindeverf. Gef. f. Frankf. 1867 $ 67. | 

101) Bol. weitphäl. &. &. O. v. 1856 $ 48: „Inſoweit zum Dienfte ber 
Gemeinde Tinterbeamte und Diener erforderlich find, werden biefe, wenn fie zu 
blos mechaniſchen Dienftleiftungen beftimmt find, von dem Amtmann, fonft aber 
vom Landrathe ernannt”. 

103) So bie deut. Reichöverf. v. 1849 $ 183b und nad) ihrem Borbilb 
Defterr. Gem. ©. v. 1849 5 4, Preuß. Gem. DO. v. 1850 56, St. O. v. 1853 
5 9: „bie Stabtgemeinden find Korporationen ; denfelben fteht die Selbftverwal- 
tung ihrer Angelegenheiten nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes zu.” Chbenfo 
rhein. St. D. 8 8, weftphäl. 8 9, Frankf. v. 1867 8 2, weftphäl. 2.8.0. 82, 
fchleswig-bolft. v. 1867 8 6. Braunfhw. St. O. 5 1, L2. G. 0.58. Aehnlich 
aber auch ſchon vor 1848 bair. ©. O. v. 1834 8 20. 36, fühl. $ 5,«württemb. 
$ 8, bab. 8 6, kurhefſ. 8 67, figmar. $ 6, lipp: $ 9 m. f. w. b. Weiske. 
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‚Selbftverwaltung“ nur bie freie Bewegung nad einer von aufen gege- 
benen Lebenonorm verftanden, wogegen die Selbftbeftimmung und Selbit- 
entjheidung bezüglich des ihr inneres Lehen beherrſchenden Rechts mit bem 
Untergang ber genoffenfchaftlihen Autonomie nnd Gerichtsbarkeit bis auf 
geringe Refte der Gemeinde verloren if. Zweitens wird ber Begriff ber 
„Gemeindeangelegenheiten“ ober der „eigenen Angelegenheiten der Gemeinde” 
anferorventlich eng gefaßt und häufig, wenn man näher zufieht, auf diejenigen 
Angelegenheiten, welche die Gemeinde ald Privatrechtöfubjelt betreffen, einge 
ſchränkt, während Angelegenheiten von öffentlicher Bedeutung höchftens ver- 
möge eines ftantlihen Auftrags ihr oder wol gar bloß ihren Organen zu⸗ 
fommen. Allerbings fehlt e8 nicht an neueren Gemeindeordnungen, welche, 
indem fie ausbrüdlich, wie die öfterreichiihen Gemeindegeſetze v. 1849 und 
1862, ober doch ftillichweigend den „eigeneu" und den „übertragenen 
Wirkungskreis“ der Gemeinde fcharf von einander fonbern, dem erfteren 
bereit3 wieber die widhtigften politifchen und fittlichen Aufgaben und die ent- 
fprechenden Befuguiffe zuweifen '**): allein die meiften Gemeindegeſetze, und von 
ben neueren wol am ausgeprägteften die preußifchen, verfolgen die fichtliche Tendenz, 
als eigene Angelegenheiten der Gemeinde und ala eigentlichen Gegenftand 
der Selbitverwaltung im Grunde nur die Berwaltung bes Gemeindever- 
mögend zu betrachten und ausführlich zu behandeln !*), fo daß die „Seltftver- 
waltung“ zu einer „eigenen Bermögensverwaltung" zufammenfchrumpft. Drit- 
tens wird die Gemeinde aud in bem als ihr eigenes Gebiet anerkannten Kreife 
einer weitgehenden Staatsanfficht unterworfen '%%), welhe nur dem Namen 


109) Bol. bei. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 Einl. Nr. 11: „ber Wirkunge 
kreis der freien Gemeinde umfaßt Alles, was das Interefſe der Gemeinde zunädhft 
berührt und innerhalb ihrer Grenzen vollftändig burchführbar ift”; Geſ. v. 1862 
art. 4. Einer ähnlichen Auffafjung nähern fi} die badifchen, württembergifchen, 
braunfdhweigifchen und weimarfchen Geſetze. Vgl. oben Note 91 u. 92. 

10) Bol, 3. B. bair. ©. O. 8 24, ſächſ. $ 55— 72, württemb. $ 21-37, 
bad. 8 58—134, kurheff. $ 67— 91, großb. heff. art. 55— 92, braunſchw. 8 46, 
naffau. 8 9—24, weilmar. 8 2745, gothaiſche $ 59 f., meining. art. 16-28, oldenb. 
art. 79 - 126, being. 8 69— 71. 74, figmar. $ 52—125, lipp. 8 9f., franff. 
art. 57—77 b. Weiske ©. 74 f. 118f. 184 f. 213 f. 276 f. 304 f. 317. 330 f. 
344 f. 376. 888 f. 419 f. 462 f. 478. 528. 5645|. Sidi. St. O. v. 1882 
$ 22—85. Naffan. ©. O. v. 1854 $ 80. 67. Hannov. St. O. v. 1851 8 118 
—128, 1858 8 114—124, &. ©. OD. v. 1852 $ 37—44, 1859 8 6068. Preuß. 
St. O. f. die öftl. Prov. u. f. Weſtph. 8 66—71, f. d. Rheinprov. 8 53. 60 - 65, 
f. Frankf. 8 45. 59— 62. 71—88. Weſtphäl. L. G. O. 5 54 f., ſchlesw.⸗holſt. 8 18. 

105) Bol. die Beftimmungen darüber in den ©. DO. v. Weftph. v. 1841 
8 123— 125, Rhbeinprov. v. 1845 8 114— 119, Baiern $ 21—22, 131 —134, 
Sachſen $ 7—13, Hannov. $ 56. 60, Württemb. 8 64—67, Baden $ 7. 151—152, 
Kurbefien 8 84. 93, Braunfhw. 8 96, Weimar 8 80-89, Gotha $ 30f., 
Meining. art. 1, Altenb. 6 125. 126, Rubolft. $ 14, Sigmar. $ 148—152 b. 
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nad) eine bloße „Aufficht“, in Wahrheit aber in den mannichfachften Beziehungen 
nur die Forfeßung ber alten Benormundang tft, indem ber Staat nicht 
blos repreifive, fondern vorbeugende Maßregeln trifft, bei ben widhtigeren 
Willenserflärungen und Rechtöbandlungen der Gemeinde aber in der Weiſe 
mitwollend nnd mithanbelnd auftritt, daß erft dur fein Zuthun ein Ge- 
meindewille oder eine Gemeindehantlung rechtlich zu Stande fommt’*). Da- 
durch wird die angebliche Selbftverwaltung in ben Städten meift zu einer 
theoretiſch wie praktiſch hödhft prefären und beliebig zu inhibirenden Vergün⸗ 
ftigung, in den Landgemeinden aber in Wahrheit oft zu einem bloßen Worte’). 
Biertens emblich fehlt es auch infoweit, ald eine eigene rechtliche Bedeutung 
der Gemeinde anerlannt wird, an jedem Rechtséſchutz, da alle Kollifionen 
zwiſchen den Rechtsiphären der Gemeinde und des Staats, außer im Gebiet 
des Vermoͤgensrechts, nicht nach Rechtsgrundſätzen gerichtlich entſchieden, ſondern 
den Zweckmäßigkeitserwägungen der Staatsverwaltungsbehörden völlig anheim⸗ 
gegeben werden. 

DI. Im Einzelnen geſtehen zunächſt alle Geſetze der Gemeinde juriſtiſche 
Perſönlichkeit und damit Rechtsfähigkeit im Privatrecht zu. Ihr 
wird daher jowol ihren Gliedern als, unter ausdrücklicher Verwerfung der älteren 
Theorien, gegenüber dem Staat dad Eigenthum des Gemeindevermögend zuge- 
fprochen und daffelbe gleich einem Privatvermögen rechtlich geſchützt ies). Die 


Weiske ©. 85. 68. 74 f. 106. 127. 146. 202 f. 288. 816. 368 f. 372. 384. 396, 
416. 497. Gerner Preuß. St. O. v. 1858 8 76f., rhein. 8 81 —87, weftphbäl. 
8 76f., frantf. 8 79—88. GSchleswig-Holft. &. &. O. v. 1867 8 15. 17. 18. 
4—23. Hannov. St. D. v. 1851 $ 5. 122f., v. 1858 8 5. 118f. Sächſ. 
Et. D. $ 8540. 187. 227— 229. Braunihw. St. D. $ 188—189, 2. G. O. 
$ 161—166. 

108) Principiell verworfen wird die Bevormundung durch das Defterr. Gem. 
Geſ. v. 1862 art. 16, indem hiernach die Staatsaufficht darauf befchräntt werben 
fol, daß die Gemeinde ihren Wirkungskreis nicht überfchreite und 
nicht gegen bie beftebenden Geſetze vorgehe. Die Braunfhw. St. D. 
3 184 fagt: „Die Staatsbehörde iſt außerdem verpflichtet, zur Yörberung eines 
träftigen Gemeindelebens mitzuwirken, muß fich jeboch einer in den Geſetzen nicht 
begründeten Einmifchung in die Gemeinveangelegenbeiten enthaften.“ 

, Die preuß. L. G. O. f. d. dÖftl. Prov. v. 1856 macht fich wenigftens 
diefer Heuchelet nicht ſchuldig. Sie ertheilt den Landgemeinden die Selbftver⸗ 
waltung auch nicht einmal dem Namen nach. 

18) Bol. bei. ſächſ. G. D. 8 55. 68, hannov. V. U. 3 57, braunfchw. N. 
2. O. $ 118, altenb. Grdgeſ. $ 118 6. Weidfe ©. 118, 127. 816. 394. 
Meining. V. U. v. 1829 6 26. Württemb. ®. U. v. 1819 8 66. Großh. heil. 
V. U. v. 1820 8 46. Kurbefl. 3. U. v. 1862 8 33. Gotha. DB. U. v. 1852 
865 Auch tirol. G. D. 8 9, hair. 8 24—26, bad. 8 58. 92, figmar. $ 52. 95, 
weimar. $ 30 b. Weiske S. 2. TAf. 213. 478. 344. Sächſ. St. DO. v. 1832 
8 84. Defterr. Gem. Gef. v. 1849 5 74. Naflau. G. D. v. 1854 8 30. 
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Gemeinde fol aber überhaupt — von den aus den Familienverbindungen fließenden 
Rechten abgeſehen — Subjekt aller Rechte und Pflichten, welche ein Privater er 
werben oder haben kann, im Sachenrecht und Obligationenrecht jein Töunen ; fie 
fol im Proceß als Partei auftreten Tönnen; fie joll aber überdies das Archivrecht, 
ein bejonderes Siegel und einzelne den Privaten verjagte Privilegien (z. B. 
bezüglich des Gerichteftandes, ber Eibesleiftung, der Kaution, der Rompeteny- 
wohltbat, der jura minorum) haben!®%). Dagegen ift mit der Rechtsfähigkeit 
bie Willens- und Danblungsfähigfeit nicht in gleihem Umfange 
verbunden. Vielmehr follen auch auf dieſem Gebiet Willenserflärungen, 
Rechtsgeſchäfte und Berträge, welche bie Gemeinde durch die verfafiungsmäßig 
dazu beftimmiten Organe abgiebt oder abſchließt, in einer Reihe von Fällen 
erft durch bie- binzutretende Genehmigung der Stanteregierung rechtsverbindlich 
werben. Aud bier find die Städte meift viel freier als die Landgemeinden 
eftellt und in neuefter Zeit auch für letztere manche Beichräntungen gefallen. 
Regelmäßig aber ift auch den am freieften geftellten Gemeinden, zu benen in 
biefer Hinficht die preußiſchen Städte gehören, bie Berkußerung von Grunt- 
ſtücken unb immobiliaren Geredhtigkeiten, bie Aufnahme von Darlehen, weldye 
die Schuibenlaft ber Gemeinde vermehren, und jede Abänderung in ben be 
fiehenden Genuß der Gemeinbenugungen ohne vorgängige Zuſtimmung ber 
Auffichtsbehoͤrde unterfagt %). Häufig find überdies alle Verpfänbungen, alle 
Erwerbungen unter läftigem Titel, die Beftellung von Dienftbarleiten, Pad 
tungen und Berpachtungen, Bergleiche, Verzichte und Entjagungen, Beräufe- 
rungen ober weientliche Veränderungen einzelner Klafien von Mobilien, die 
Führung gewiffer ober aller Procefle, die Verwendung von Gemeinbeüber- 
ſchüſſen und alle auferetatmäßigen Ausgaben, mitunter felbft bas Ausleihen 
von Kapttalien, die Uebernahme beftändiger Verpflichtungen ober Laften, bie 
Vornahme größerer Bauten oder Reparaturen, ja bisweilen noch alle onerofen 
Berträge und alle einen gewiſſen Betrag überfteigenden Ausgaben an obrig- 
fettlihe Genehmigung gebunden '''). 


100) Vgl. bair. G. D. $ 20, rubolft. $ 4, altenb Grdgeſ. $ 110 b. Weiske 
©. 73. 486. 393. Dazu Einl. ib. S. XXI— XXVI 

20) In ben preußifchen Städten fommt hinzu: „Veräußerung oder weient- 
liche Veränderung von Sachen, welche einen befonberen wiffenfchaftlichen, hiſto⸗ 
rifchen ober Kunftwerth haben.” 

m Man vgl. Preuß. A. L. R OD, 7 8 88—86, rhein. ©. D. v. 1845 
$ 95-97 un. St. O. v. 1856 5 46, weſtphäl. &.D.5 9 -51 u. L. © O. 
$ 47. 58—55, St. O. f. d. öftl. Prov. $ 49—51, f. Frauff. 5 60, fehleswig- 
holft. & G. O. 8 26. Balr. ©. D. 5 24. 25. 128, fädhf. 5 56. 60. 62, würt- 
temb. $ 21. 65. 66, bad. $ 114—126. 151, furbefl. $ 84, oldenb. art. 87-89, 
meintng. art. 18, heching. $ 85 b. Weiste ©. 74f. 119. 184. 214 f. 288. 
420 f. 889. 418. Am weiteften gebt wol die figmaring. ©. O. 5 148 ib. 497f. 
und die frühere weimar. & G. DO. v. 1840 $ 84—89 ib. 364 f. in der Bevor⸗ 
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II. Als Korporationen haben die Gemeinden die allgemeinen inneren 
Korporationsredhte. Sie find aber hier fehr viel beichränkter als die ge- 
wöhnlichen Korporationen. Bezüglich des Berfammlungerechts, bes Rechtes 
der Aufnahme und Ausichliegung von Mitgliedern und des Rechts der freien 
Wahl ihrer Organe hat ſich dies bereits ergeben. Ebenſo ift dad Recht, in 
Gemeindeangelegenheiten uach Maßgabe der Ortsverfaflung Korporations- 
beſchlüfſe zu faflen, welche auch die nicht einwilligenden und die fpäter ein» 
tretenden Glieder binden, zwar überall anerkannt‘), aber zum Theil durch 
das für alle wichtigeren Beichlüffe aufgeftellte Erforderniß obrigkeitlidher Ge⸗ 
nehmigung'!?), zum Theil (beiſpielsweiſe in Preußen) durch ein der Auffichts- 
behörbe beigelegtes Recht, die uach ihrem Ermeflen gejegwibrigen oder das Ge⸗ 
meinwobl gefährbenden Beſchlüſſe zu fiftiren und zu Taffiren'!‘), wejentlich 
eingeichränft. Zu ben inneren Korporationdrechten gehören ferner das Redht 
und die Pflicht eines öffentlichen Haushalts und das Selbftbeftenerungsredht, 
womit die Gemeinde aber bereit auf ein weſentlich finntliches Gebiet hin⸗ 
übertritt. 

IV. Der Gemeindehandhalt tft dasjenige Gebiet, auf welchem den 
Gemeinden verhältnigmäßig die größte Selbftändigkeit und die freiefte Bewe⸗ 
gung eingeräumt wird. Das Recht und bie Pflicht eines äffentlihen Haus⸗ 
halts, die dadurch bedingte Aufftellung und Innehaltung eines Einnahmen und 
Ausgaben im Voraus normirenden Etats und das fi) daran anſchließende 
Kafjen-, Kontrole und Rechnungsweſen find baher überall das Hauptfeld ber 
tommunalen Selbftverwaltung. Es verfteht fi, daß auch Bier eine Staats 
aufficht eintritt. Die meiften Gelege begnügen ſich aber mit ber bloßen Auf- 
ficht nicht. Vielmehr hat nach vielen Gemeinbeorbnungen die Auffichtsbehörde 
bei ber Seftftellung des Etats weſentlich mitzuwirken und ihn fchließlich zu 
genehmigen ''*), nad) andern ift wenigftens für einzelne Pofitionen, wie namentlich 


mundung ©. ferner fähl. St. DO. 8 85—40. Braunſchw. St. DO. $ 187, 
8, G. D. $ 164. Hannov. St. DO. v. 1851, $ 122. 128, v. 1858 € 118. 119, 
2. G. O. v. 1862 $ 26, v. 1859 5 42. Naffau. Gem. ef. v. 1854 $ 31. 
33 —40. 41. 42. 47 - 64. 57. 

112) Bol z. B. beir. &. O. 8 87. 38, bad. $ 11, altenb. Grbgef. 8 111, 
meining. V. U. 8 20 b. Weiske. Preuß. 2%. G. DO. v. 1856 $ 10, f. Schles- 
wig-Holft. v. 1867 $ 12. 18. 26. 

119) Bol. z. B. Württemb. ©. D. 5 65 f., bef. aber $ 67, gothaiſche 8 57F., 
meining. art. 15, altenb. $ 125, figmar. $ 148. 149 b. Weisle S. 148. 876. 
388. 896. 497. 

19) 8,8. O. f. Weſtphalen v. 1841 $ 92, 1856 8 37. 80. Rhein. G. O. 
v. 1845 8 88. St. O. f. d. öftl. Prov. 8 77, f. Weftph. 8 78, f. d. Rheinprov. 
888, f. Frankf. $ 80. Schleswig-Holft. &. ©. O. v. 1867 8 80. Ebenfo 
Braunſchw. St. O. 8 104. 105. 184. 185. 8%. G. O. $ 162f. 

135) Vgl. 3. B. Didenburg. Kirchſp. Ordn. art. 90—102; gothaifche G. O. 
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für Gehälter und Penfionen, ihre Zuftimmung erforberlih und fie kann über- 
dies gefeßlich nothwendige Ausgaben, welde im Etat fehlen, diefem einfach 
Hinzufügen '!%. Die Oberauffiht über dad Gemeinderechnungsweſen aber be- 
dingt zwar für die freier geftellten Städte nur noch die Pflicht, den Rechnungs 
abſchluß der Regierung mitzutheilen''”), nach fehr vielen Geſetzen dagegen wird 
noch jebt in alter Weife die Abnahme der Rechnung, die Revifion und die 
Derhargeertheilung der Obrigkeit vorbehalten oder muß doch unter obrigfeit- 
licher Mitwirkung erfolgen"'°). 

V. Ebenſo ift das Selbftbefteuerungsredt der Gemeinde, das Recht, 
von den Mitgliedern Umlagen und Dienfte für die Erreichung der Gemeinde- 
zwecke zu fordern, überall anerkannt; e8 kann aber nur in fo weit, als es fich 
um die Vertheilung und Erhebung der beftehenden Laften handelt, ganz frei 
geübt werben, während die Auflage neuer Steuern oder Dienfte ober eine 
Abänderung in der Vertheilungsgrundſätzen nur mit Genehmigung der Auf- 
fichtsbehoͤrden beſchloſſen werden darf, fo weit nicht das Geſetz (wie in Preußen) 
zu gewiſſen Verfügungen und zur Neuauflage von Steuern einer gewiffen Art 
und bis zu einem gewifien Duantum im Boraus die Ermächtigung ertheilt "9. 
Auch fteht der Gemeinde in der Regel die Befugnig, die Gemeinbeahgaben 


8 75 f., meining. art. 20 b. Weiste ©. 389. Weftphäl. &. G. D. v. 1856 
8 46. 47. 50. Braunſchw. St. DO. 8 135, 8. ©. O. 8 79—88. 

10) So nad preuß. St. O. f. d. öftl. Prov. $ 64—67. 78, f. Weſtph. 
8 64—67. 79, f. d. Rheinprov. 8 60. 84, f. Frankf. 8 71. 72. 81. Hannod. 
St. O. v. 1881 $ 122, 1858 8 118, Schlesw..Holft. &. G. DO. v. 1867 $ 21. 

19), Preuß. St. O. f. d. öftl. Prov. 8 70, f. Weftpb. 8 70, f. Frankf. 8 77. 
Braunfhw. St. DO. v. 1850 8 186—141 und bier auch 8. G. D. 8 77—88. 
Hannov. St. D. v. 1858 $ 128. 124. 


19) Bol. z. B. bair. G. O. 8 105. 124, ſächſ. 8 61. 62, württemb, $ 36. 
38. 64, kurheff. 8 90. 91, großh. hefſ. art. 65—70, gothaifche $ 87—89, meining. 
art. 22, being. $ 69, figmar. $ 119—125 b. Weiste S. 92f. 120. 139. 
286. 806 f. 881 f. 389. 462. 490. Bat. Gem. DO. $ 151... Preuß. 8. G. O. f. 
Weſtph. v. 1856 8 48. 49. Naffau. Gem. DO. v. 1854 8 62—67. 


116) Bol. bair. ©. DO. 6 27— 25. 123 Nr. 10, ſächſ. $ 64—72, württemb. 
$ 25. 28—80. 65, bad. $ 57—81, kurhefſf. $ 78—79. 84, großh. hefl. art. 76 
—92, weimar. $ 34—45, oldenb. art. 114—117, figmaring. $ 56 f., franff. art. 
62—77 b. Weiske ©. 76f. 121 f. 188f. 214 f. 278 f. 309 f. 846 f. 495 f. 478 f. 
5846|. Braunfhw. N. 8. D. 5 49-51, St. D. v. 1850 $ 146-157, 8.©.D. 
de eod. $ 88—101. Sädf. St. D. $ 82—108. Preuß. &. G. O. f. d. öftl. 
Prov. v. 1856 5 11. 12, f. Weſtph. 5 57—64, f. Schleäwig- Holft. v. 1867 
5 24. 25, St. O. f. d. öftl. Prov. v. 1853 u. f. Weitph. v. 1856 6 58, 54, f. 
d. Rheinprov. $ 49. 50, f. Franff. v. 1867 $ 62; bannov. St. O. v. 1851 
$ 15f. 198, v. 1858 $ 15f. 119, &. ©. ©. v. 1852 $ 45-51, v. 1859 8 60 
— 78; naffau. ©. O. v. 1854 $ 35—40. Deſterr. Gem. Gef. v. 1862 art. 15 
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zwangöweife beizutreiben, nicht zu, fie muß fich vielmehr deshalb an die Staats⸗ 
organe wenden *). 

VL. Die Autonomie der Gemeinden ift nidht nur beichräntt, fondern 
wirb meift principiell geläugnet, wovon erft die neuere Zeit wieder abzugeben 
begiunt. Bon felbft verjteht es fich, daß der Gemeindeverbindung die Erzeugung 
von Privatrechtänormen abgeſprochen wird und ein ftillichweigend oder aus- 
brüdlich anerkanntes beſonderes Stabtredht ober Dorfrecht nur noch als Theil 
des Landrechts gilt. Aber auch ein befonderes Verfafſungsrecht der einzelnen 
Gemeinden, ein Recht, das fidh: zur Gemeinbe verhielte wie das Staatsrecht 
zum Staat, ift nicht mehr vorhanden: das Gemeindeverfaſſungsrecht ift in 
feinen wejentlichften Tcheilen dem Herlommen wie dem Willen der Gemeinde, 
ift überhaupt ber aus ibr felbft ftammenden Sphäre entzogen und Theil bes 
Stantsrehts geworden. Der Grund, warum es gilt, ift völlig aus ihr hin⸗ 
ausverlegt. Während noch heute andere Körperichaften ein für fie öffentliches 
Recht, das die Erſcheinungsform der von ihnen bargeftellten Einheit und deren 
Berhältnig zu den einzelnen Gliedern normirt, aus fich felbft erzeugen, muß 
die Gemeinde ihr inneres Leben genau nad) einer ihr von außen vorgezeichneten 
Schablone einrichten, die nicht etwa blos die Örundzüge ihrer Eriftenz, bie 
Stelle, welde fie im Staatsorganismus einzunehmen bat und die ihr im 
Sutereffe einer höheren Allgemeinheit auferlegten Pflichten beftimmt, ſondern 
fie bis in die geringfügigften Detaild a priori von außen konſtruirt. Damit 
aber ift die Gemeinde ihrer rechtlichen Seite nach nicht mehr ein lebendiger 
Organismus, der dem Staatöganzen eingefügt und angepaßt ift, ſondern über- 
haupt Fein Organismus mehr: Organifches bat fie mur noch als Glied des 
Staatsorganismus an fih, für fi jelbft betrachtet ift fie tobt, eine von außen 
geftellte und eingerichtete Mafchine. 

In nenerer Zeit hat, indem fich gegen bie uniformirende nnd reglemen- 
tirende Richtung eine natürliche Reaktion geltend macht, die Gefeßgebung den 
Gemeinden wieber eine gewifle Autonomie einzuräumen begonnen. Man läßt 
wieber eine ausgedehntere Geltung bes Ortsherkommens und beſondere Drts- 
ftatute zu, fo daß Die Gemeinden wenigftens einiges objektive Recht nad 
Iofalem Bedürfniß erzengen und wenigftens in einigen Punkten aus fich felbft 
ihren Organismns beftimmen können. Allein immer find dies erſt Heine An- 
fünge. Denn erſtens Flebt man auch heute noch yielfach an einer rein privat. 


120) So nah preuf. St. D. 5 56 Nr. 9. 68, f. Frankf. 5 75, braunfchw. 
St. O. 5 192 u. 2 ©. O. 5 10%. Ebenſo nach bair. G. O. 6 25, großb. 
hefſ. $ 89, oldenb. art. 105. 106, naffau. G. E. v. 1816 $ 6. 15, weimar. 2. 
®. O. v. 1840 6 74, franff. &. G. O. art. 6. 7. Anders nad) der tirol. G. O. 
$ 10 b. Weiske ©. 3, in den kurheſſ. Städten nach ©. O. 6 88 ib. 285 u. in 
Hannover nad der St. D. v. 1851 u. 1858 $ 18 u. 2. G. O. v. 1852 8 5l, 
wogegen bie revidirte L. G. O. v. 1859 $ 68 die Beitreibung in ftreitigen Fällen 
der Obrigkeit zurüdigegeben hat. 
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rechtlichen Auffaffung folder Statuten, indem man fie nach Art von Berträgen 
konftruirt ny. Zweitens bemißt man den Spielraum der Autonomie üüberums 
eng, indem man meift mur in fehr nnbebeutenden Dingen ausdrücklich gewiſſe 
Berfchiedenheiten der Gemeinden geftattet oder ihnen eine Alternative ftellt, 
noch weniger aber irgend erhebliche Punkte ganz dem Ortsftatut überweift *). 
Drittens endlich verlangt man ganz allgemein auch innerhalb ber eng gezogenen 
Schranken für jebe noch fo unbebentende ftatutarifche Anordnung die Geneh ⸗ 
migung der Regierung, fo daß fchlieglich doch wieberum nicht die Gemeinde, 
fondern ganz allein der Staat als Duelle des Statutarrechtö erfcheint '*). An 
biefem letzteren Punkte halten auch diejenigen neueften Geſetze feft, welche, wie 
die preußifchen, die Autonomie ſcheinbar im vollften Umfange berftellen. Denn 
wenn fie allerdings entweder die Wahl zwiſchen verfchiebenen Berfaffungsfornzen, 
ober aber, wie insbejondere die preußifchen Landgemeindegeſetze für die ſecht 
Sftlihen Provinzen v. 1856 und für Schleöwig-Holftein v. 1867 unb das 
Geſetz für die neuvorpommerſchen Städte v. 1858, die Beitimmung des baupt- 


ı1) So faßt das Altenb. Grdgef. 5 119 das Statut geradezu als „vertragt- 
mäßige Uebereintommen.” Bol auch Pr. U. RIT,7$ 18-277,%.G8.D. 
v. 14. April 1856 $ 4—18, f. Schleöwig- Holft. v. 1867 5 4. 9. 13f. 

m, Nach den babifchen u. württemberg. Gem. DO. (6 10 refp. $ 4) find 
fogar einzig und allein bezüglich ber Zahl der Gemeinderäthe Abweichungen 
möglih. Bol. dazu bie preuß. St. O. v. 1853 u. 1856 (f. Weſtph.) 8 5. 11. 
12. 18. 19—21. 29. 58. 54. 56. 59, wonach ftatutarifche Abweichungen Banpt- 
fächlih nur bezüglich der Zahl der Stadtverorbneten und Stadträthe, der Bildung 
ftändiger Berwaltungsdepntationen, ber Grtheilung eines Bürgerbriefs, dei 
Schätzungsmodus nach Etenerfähigkeit oder Einkommen, ber Orbuungöftrafen 
gegen Steuerfontravenienten, ded Kämmereramts, der Wahltermine und (Geſ. ». 
14. Mai 1860) der Einkaufs⸗ und Bürgerrechtögelder vorkommen können. Bel. 
rhein. St. DO. 6 8. Die ſächſ. L. G. O. 6 2 und das Altenb. Erdgei. $ 120 
Iaffen weiteren Spielraum; ebenfo die fähf. St. DO. $ 1—6 u. die braunſchw. 
St. O. 8 2, 8%. G. D. $ 4; den weiteften aber die Bannov. St. D. v. 1851 u. 
1858 9 1—8, verglichen mit den Berweifungen auf das Ortöftatut in $ 27. 92. 
36. 88-42. 44. 45. 47. 88. 184 - 136 u. f. w. | 

122) Bol. weftphäl. G. D. v.1841 816, rhein. 0.1845 8 11, ſächſ. $ 2, furbefl. 
8 8, weimar. & 2, meining. art. 15, altenb. 8 125, rubolftäbt. im Eingang; lipp. 
885. Weiske ©. 14. 41. 105. 251. 339. 388. 397. 485. 622. Bad. Gem. O. 
8 10. Württemb. © D. 84 Preuß. 8%. G. O. f. d. öftl. Prov. $ 4—8. 11, 
f. Weſtph. 8 13, f. Schleswig-Holft. 8 2. 8. 4; St.D. v. 1853 8 11, f. Weſtph. 
8 11, f. die Rheinprov. 8 8, f. Frankf. $ 3; bezüglich ber Feſtſetzung von Ein- 
kaufs⸗ und Bürgerrechtögeldern Geſ. v. 14. Mat 1860 8 2 u. Ähnlich bair. Geſ. 
über die Anfäffigmahung 8 7 5. Weiste 102. Hannov. St. D. v. 1851 u. 1858 
88. Braunfhw. St. DO. $ 187, 8. G. DO. 8 164. Sächſ. St. O. v. 1832 
8 5. 6, wonach aber für autonomifche Beliebungen, die fich innerhalb der be- 
ftehenden Ortsftatuten bewegen, feine Genehmigung erforderlich if. Weimar ©. 
D. v. 1854 art. 14. 


> 
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jaͤchlichſten Inhalts der gejammten inmeren Berfaffung dem Ortsftatut refp. 
bem Ortsherfommen überweifen, jo erkennen fie doch keineswegs bie Gemeinde 
autonomie als NRechtöquelle au. Vielmehr bleibt ber Staatswille auch hier 
bie einzige Duelle des Gemeinderechts ‘und bie fogenannte Autonomie reducirt 
A in letzter Iuftang auf ein Vorſchlagsrecht. Imsbejondere wird auch ba, 
wo die Initiative einer Verfafjungsänderung ober Berfaffungsfeftftellung und 
die Seftfegung ihres Inhalts in erfter Reihe der Gemeinde überwieſen iſt, 
ben ftaatlichen Behörden nidht nur die Annahme ober Verwerfung eines ber- 
artigen Beſchlufſes ganz uubebingt anheimgegeben, fondern ſchließlich ihrem 
völlig freien und durch den Gemeindewillen in nichts gebundenen Belieben bie 
eventuelle Einrichtung ber Ortsverfaffung auf Grund beftimmter geſetzlicher 
Normen überlaffen **). Dieſe Geſetze alfo nehmen mit der andern Hand, was 
fie mit der einen gegeben. 

VO. Mit der Autonomie ift die Gerichtobarkeit ber Gemeinden ge 
jhwunden. Die auf etwaigen Herrichaftärechten beruhende Gerichtsbarkeit der 
Städte bat das Schickſal aller Patrimonialgerichtsbarkeit getheilt; fie gehört 
nicht hierher, da fie Tein inneres, fondern ein aͤußeres Korporationsrecht ift. 
Aber auch die genoſſeuſchaftliche Selbftgerihtöbarkeit dauert nur in 
wenigen Meberreften for. So haben fih in einzelnen Trümmern bie alten 
Dorfgerichte erhalten; aber fie gelten nicht mehr ald Gemeindegerichte, fondern 
als unterfte Staatobehoͤrden '*). Ebenſo find den Ortsvorftänden in neuerer 
Zeit vielfach richterliche Befugnifle, fei es eine freiwillige Gerichtsbarkeit von 
gewiſſem Umfange, ſei es eine poligeirichterliche ober bisciplinarrihterlihe Ge⸗ 
walt, übertragen, werden aber von ihnen nicht als Gemeindeorganen, ſondern 
„als Hilfsbeamten des Staats“ kraft beſonderen ſtaatlichen Auftrags geübt). 


120, Vgl. L. G. O. f. d. öftl. Prov. 8 4—8. 11. 17, f. Schlesw.Holft. v. 
1867 6 4. 9. 16. 24. 29. 80, Geſ. f. Neuvorpommern v. 1858. Ferner St. O. 
8 72. 73, rhein. St. D. 8 66f. 8. ©. D. f. Weftph. v. 1856 $ 16 und bie nicht 
unerheblichen Abweichungen, welche nad) 8 15. 24. 25. 26. 27. 28. 58. 75 Ar. 
3 das Ortöftatut einführen darf. Bol. auch Sachſen⸗Altenb. Erdgei. $ 120 b- 
Weiske ©. 395. Weber die Mitwirkung ber Gemeinden bei Polizeigeſetzen ſ. 
dad preuß. Gef. über die Polizeiverw. v. 11. März 1850 8 5. 7. 9. 

225) So dad Dorfgeriht in Preufen A! R. UI, 7 8 79—56. Das 
Seldgeriht in Naffau ©. E. v. 1816 8 8, © OD. v. 1854 8 20—28. Die 
Siebnergerichte in Baiern. G. D. v. 1834 8 25. Die Rüggerichte in Württem- 
berg, G. D. 8 96. 97, Baden, &. D. 8 115, und Hohenzollern Hedhingen, G 
O. 875. Städtifche Gerihtöbarkeit alter Art Iennt 3. B. noch: Altenb. 
Grdgeſ. $ 121, ſächſ. St. O. v. 1882 8 286 — 251 u. f. w. 

126) In dieſer Weife kommen ald Befugniffe des Ortövorftandes vor: Füh⸗ 
rung von Brund- und Lagerbüchern, Berfiegelung bei Tobesfällen, Teftaments- 
errihtung, eine Mitwirkung beim Bormundfchaftsweien, bei Licitationen u. ſ. w. 
Pr. A. L. RL oc Bair & O. v. 1884 $ 110. 114. 118. Oefterr. Sem. &ef. 


152 Die Genoffenichaft in ben Gemeinden. 


Eine wirkliche Selbfigerichtsbarkeit der Gemeinde kommt zwar in vereingelten 
Beziehungen vor, wird aber dann meift in jebem einzelnen Falle an Staat 
genehmigung gebunden. So ift beifpielaweife bie Befugniß der preußiſchen 
Stadtgemeinden, dem Bürger, ber die Annahme eines Kommunalamtes grumdloe 
weigert, dad Bürgerrecht zu entziehen und höhere Steuern aufzuerlegen, eine 
wahre genoſſenſchaftliche Strafgerichtsbarkeit: allein ein ſolcher Beſchluß bedarf 
daher auch der Genehmigung durch bie Regierung”). In einigen Ländern 
bat die Gemeinde wenigftend das uralte germaniſche Genofienfchaftsrecht der 
Sühne bei Streitigkeiten ihrer Glieder gerettet und ift insbejondere in 
Oeſterreich und Baiern eine fchiebsrichterliche Vergleich und Bermitilungt- 
inftanz geblieben '*). 

VUL Als eine politifhe Einheit wirb die Gemeinde in breifader 
Beziehung, im Verhältniß zu höheren, zu koordinirten und zu engeren Ber- 
bänden, anerkannt. Im Berhältnig zu höheren Verbänden unb zulegt zum 
Staate ſelbſt erſcheint fie als ein abhängiges Glied, dem indeß, wie dem ein- 
zelnen Bürger, felbftändige politiiche Rechte zuftehen und felbftändige politiſche 
Pflichten obliegen; indem bie ihr zuerlannten öffentlichen Funktionen mehr 
oder minder aus einem fpecielln Staatsauftrag abgeleitet werben, ftellt fie 
ſich zugleich als eine Beamtete bes Staates dar; endlich aber ift fie auch oft 
in einer jehr verſchiedenen Weiſe mit befonderen Stimmrechten, Wahlrechten 
oder Präjentationdrechten in deu weiteren Kommuualverbänden, in Kreifen und 
Provinzen fowie im Staate jelbft betraut und bilft die Vertretungskörper aller 
diefer Verbände bilden). Im Berhältnig zu koordinirten Verbänden oder 
einzelnen außer ihr ftehenden Perſonen Kat die Gemeinde im Allgemeinen bie 
felben politifchen Rechte und Pflichten wie jeder einzelne Staatöbürger; nur 
in Bezug auf dad Hecht, ſich mit anderen Gemeinden frei zu verfammeln und 


v. 1849 8 143f., v. 1862 8 5 Nr. 12. Raffan G. E. 88. Heching. ©. O. 
8 75. Sigmar. & O. 8 38. Schwarzburg⸗Rudolfſt. G. DO. 8 11. Bieweilen 
ferner fchleunige Arrefte und Verhaftungen. 3. B. württemb. Gem. D. 8 15—18; 
naffau. G. E. 8 5. Bielfach die Beftrafung geringerer Dorfe und Feldfrevel und 
fonftiger Polizeivergeben. Bair revid. G. O. v. 1834 8 117—119. WBürttemb. 
®D.Lc Bad. revid. G. D. 8 51. Kurbefil. ©. D.$ 103. Weimar. % 
&. O. v. 1840 8 58. Gothaiſche G. O. 852. Defterr. Gem. Geſ. v. 1849 8 122. 
Endlich Disciplinargewalt über bie Gemeindebeamten. 3. B. ſächſ. St. O. v. 
1832 8 1%. Pr. St. DO. v. 1853 u. 1856 8 58, f. Frankfurt v. 1867 & 685, 
w Gel. v. 21. Zuli 1852 (&. ©. ©. 465) 8 15. 19. 20. 

137) Preuß. St. O. f. d. öftlih. Prov. 8 74. 76, f. Weſtph. $ 74. 76, f. d. 
Rheinprov. $ 71. 

188) Defterr. Sem. Geſ. v. 1862 art. 5. Nr. 11. Bair. revid. G. ©. v. 
1834 8 120. Ebenſo die Gem. O. v. Hohenzollern-Hechingen 8 89 u. Sigma- 
ringen 8 88. 

129%) Val. die folgenden SS. 
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zu vereinen, jowie biöweilen noch in Bezug auf das Petitionsrecht ift bie 
Gemeinde jchlechter ald der Einzelne geftellt. 

Im Berhältuig gu ben in ihr enthaltenen engeren Verbänden endlich 
pflegt die Gemeinde zur Mitauffiht und refp. Mitbevormundung neben bem 
Staate berufen ober mit der nächften Beauffichtigung allein betraut zu werben, 
wie dies 3. B. nach vielen Gemeindeorbnungen bezüglich der in der Gemeinde 
befindlichen öffentlichen Anftalten, Stiftungen und Korporationen und nad 
der neueren Gewerbegeſetzgebung bezüglich der gewerblichen Innungen der 
Hall ft), 

IX. Als eine politifhe und fittlihe Allgemeinheit für bie 
einzelnen in ihr verbundenen Genofjen müßte die Gemeinde auf allen denjenigen 
Gebieten, auf denen die lokale Verbindung zur Erreihung des menfchlichen 
SGemeinfchaftszwedtes andreicht, die Bedeutung eines felbitändigen Gemeinwejend 
baben. Die geltenden Gemeindeorbnungen dagegen ziehen bier theild bie 
Grenzen ihrer rechtlichen Bebentung ſehr eng, tbeils fchreiben fie ihr überhaupt 
die Bedeutung einer fittlichen Allgemeinheit nicht zu, fondern übertragen nur 
ihr oder gar bloß ihren Organen einzelue ber priucipiell dem Staate reſer⸗ 
virten Befunnifie einer Gemeinheit. 

. Das Recht und bie Pflicht, für das materielle und geiftige Wohl ihrer 
Glieder zu forgen, findet feinen allgemeinften Ausdruck in der Polizei. Wie 
daher dem Staate eine Staatöpolizei, fo muß ber Ortögemeinde eine Orts⸗ 
polizei entiprechen, wenn anders ihr die Bedeutung eines Gemeinweiens zu- 
kommen fol. In ber That erkennen denn auch manche Gemeindegeſetze die Orts- 
polizei als ein eigenes und umentziehbares Recht der Gemeinde an und weifen daher 
ben Ortövorftänden die Handhabung der Ortspolizei im Namen der Ge⸗ 
meinde zu, während fie daneben mitunter benfelben Ortönorftänden die Landes» 
polizei, biefe aber, um fleim Namen und aus beftändigem Auftrage 
ber Regierung zu üben, ertheilem'*). Und bie deutſche Reichsverfafſung 
ſchrieb diefe Auffaffung allgemein vor, indem fie die Ortöpolizei unter Die Gemeinde 


120) Bol, bef. d. württemb. Gem. D. v. 1822 $ 120-150. Sächſ. Et. D. 
v. 1882 8 271-278. Hannov. St. DO. u. 1851 $ 129-132, v. 1858 8 125128, 
Ferner unten 8 68 

ı) So bie wärttemp. Gem. D. S 14 b. Weise ©. 182. Ebenſo bie 
Hohenzollern Hedhing. &. D. 8 29. Braunfhw. St. D. v. 1850 8 98-103. 
186. 188. Weimarſche Gem. D. v. 1854 art. 9. 111. 167. Ebenfo die hannov. 
St. O. v. 1851 8 70, was aber durch bie revid. St. DO. v. 1858 8 78 abge 
änbert ifl. Dagegen rechnet das Defterr. Sem. Gef. v. 1862 art. 5 (gleich dem 
von 1849 8 119. 184. 187) die gefammte Ortöpolizei zwar zu bem eignen Wir- 
Iungöfreife der Gemeinde, bleibt aber nicht Tonfequent, indem es „aus höheren 
Staatörüdfichten” die Zumwelfung einzelner Segenftände ber Drtöpolizei an lan 
besfürftliche Organe zuläßt. 
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angelegenbeiten vechnetet®7). Allein die meiften älteren und faft alle neueren, 
befonder& aber die preußiichen Geſetze ſehen die gefammte Polizei vielmehr als 
weientliches Attribut der Obrigkeit au,. die nur aus Zweckmaͤßigkei tsgrũnden 
den Ortsvorſtaͤnden übertragen wirb, nm von ihnen im Namen bes Landes⸗ 
berm ober des Staats unabhängig von jeder Mitwirkung und Kontrole ber 
Gemeinde felbft geübt zu werben, bie aber ebenfogut andern Beamten anver- 
traut werben kann und anvertraut wird!) Die mit ber Polizei betrauten 
Bürgermeifter oder Magiftrate ftehen daher ganz wie aubere Staatsorgane und 
ihr deöfalfiger Auftrag unterfcheibet fih in nichts von ber Uebertragung ört- 
licher Berwaltungsgefchäfte anderer Art, bie denn auch in belicbigem Maße 
zu erfolgen pflegt!®), oder von ber bisweilen vorkommenden Verpflichtung ober 
Ermädtigung zum @infammeln der Staatöftenern '%). Ihrem Suhalt nad 
ift Die Ortspolizei gegen früher meift durch die ftantliche Sorftpolizei be 
Ihräntt!?%), wogegen fie fi) durch die größere Neichhaltigkeit bes modernen 
Verkehrslebens um viele Zweige vermehrt bat. Die Frage, was zur Orts 
polizei und was zur Staatöpolizei gehört, wirb im Einzelnen natürlich je nad 
der Anficht darüber, was im Kreife der Gemeinde durchführbar ift und was 
einer weiteren und höheren einheitlichen Leitung bebarf, fehr verſchieden be 
antwortet '”). 


139) Deutfche Reichsv. v. 1849 8 1830. 

1 Bgl. 3. B. ſächſ. St. O. v. 1882 8 252—266: „im Auftrage der Staatt- 
regierung.” Bair. G. D. 8 67—72. 107—116, Eurbefl. $ 61, gothaiſche & 32, 
figmaring. $ 45-51, oldenburg. art. 38, groß. hefſ. $ 12, naflau. & 5, frauff. 
2. ©. D. art. 3 b. Weiſke. Hannov. 8. ©. DO. v. 1852 8 52-64, 1859 8 60 
—82 (Orts- und Feldmarkspolizei). Preuß. St. D. f. d. öftl. Prov. $ 62, f. 
Weſtphalen 8 62, f. d. Nheinprov, 8 57. Gef. über die Polizeiverwaltung v. 
11. März 1850 8 1. („im Namen bes. Königs"). 8 2. Ebenſo Geſ. v. 29. Juni 
1867 über bie Polizei in Frankfurt (GG. S. &. 917) u. v. 20. Sept. 1867 über 
die Polizeiverwaltung in den nen erworbenen Landestheilen (G. &. ©. 1539). 

134) Bol. bei. die preuß. St. DO. v. 1881 8 84, v. 1858 8 69, f. Weſtph 
8 57, f. Frankfurt 8 69,8. G. D. f. Schleswig⸗Holft. 8 14.28. Danach wer- 
den „alle örtlihen Geſchäfte der Kreis-, Bezirks⸗, Provinzial» und 
allgemeinen Staatsverwaltung“, fofern nicht andere Behörden dazu be- 
ftimmt find, dem Ortsvorfteher übertragen. Das Gleiche gilt von ben Berrid- 
tungen eines Hilfäbeamten ber gerichtlichen Polizei und eines Poltzeianwalte. 

135), Bol. AL. R. U, 7 85. Naſſau. G. E. v. 1816 8 5. Deſterr. 
em. Geſ. v. 1849 8 128. 

0) Bol. bad. G. D. 8 56, kurhefſ. 8 68 5. Weise ©. 214. 276. Raffan. 
G. D. v. 1854 8 82. Preuß. L. G. O. f. d. öftl. Prov. 8 15, f. Weſtph. & 55, 
f. d. Rheinprov. v. 1845 8 WM. Gt. DO. f. db. öftl. Prov. 855, f. Weſtph. 8 55, 
f. Die Rheinprov. 8 61. 

127) Bol. 3. DB. die Beftimmungen bed öfterreih. Sem. Geſ. v. 1862 art. 
5 über den Inhalt der Ortöpoligel; oder bie bad. revid. G. O. v. 1851 8 48, 
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X. Wenn die Bedeutung der Gemeinde ald Wehrgenofjenfhaft 
woraus fich einft jo wichtige Folgen ergaben, den Stäbten wie ben Landge⸗ 
meinden im Allgemeinen entſchwunden ift, fo banern doch die Spuren derſelben 
infoweit fort, als die Sicherheitspolizei der Gemeinde verblieben oder zurück⸗ 
gegeben if.“ Die Berpflihtumg ber Gemeindemitglieder zu Tommımalen 
Wachtdienften und Dienftleiftungen bei Feuersgefahr, jowie die Organifation 
eines kommunalen Gicherbeitsbienftes nnd Feuerloͤſchweſens gehören hierher. 
Dagegen haben bie Berfuche, in ber „Bürgerwehr" die wehrgenoffenfchaftliche 
Bedeutung ber’ Gemeinde in intenfiverem Maße zu erneuen, nur vorübergehend 
eine auf die bürgerliche Waffenpflicht gerichtete Gefeßgebung hervorgerufen '). 
Berblieben ift den Gemeinden nach einer Reihe von Geſetzen nur die Pflicht, 
für den bei Aufläufen und ‚Unruhen verurſachten Schaden aufzulommen, ohne 
daß ihnen doch gleichzeitig bie Möglichkeit einer felbftänbigen bewaffneten Auf- 
rechthaltung ihres inneren Friedens eröffnet worden wäre 1”). 

XI. Aus der Sorge für das geijtige Wohl der Gemeindeglieber, weiches 
ber Gemeinde ala fittliher Genoſſenſchaft obliegt, ergiebt, ih insbeſondere ein 
jelbftändiges Gemeindeſchulweſen. Wo die Gemeinde die Rechte eines 
Schulpatrons übt oder eine eigentlihe Kommunalſchule gründet, ift fie natür- 
lid nur der oberften Leitung und Benuffichtigung des Staates unterworfen. 
Aber auch bezüglich des Vollsunterrichts gebührt der Gemeinde ihrem inner- 
ften Weſen nad) unbefchadet des oberften Rechtes des Staats eine felbitändige 
Mitwirkung. Es beißt ihren natürlichen Wirkungsfreis verengern, wenn, wie 
bisweilen geſchehen, alle öffentlichen Schulen für Staatsanftalten erflärt wer- 
ben 0). Vielmehr entipricht e8 der Natur der Dinge, mindeftend bie Volks— 
ſchulen zunächft als .Gemeindennftalten zu betradyten'“). Sm der Regel ift 
denn auch bie Aufbringung der Mittel der Gemeinde und nur fubfibiär dem 


wonach Sicherheits⸗, Reinlichleits-, Armen-, Straßen-, Bau-, Fener⸗, Markt⸗, 
niedere Gewerbs⸗, weltliche Kicchen-, Sittlichkeits⸗ Gemarkungs-, Geſinde⸗, Lebens- 
mittel», Maß⸗ und Gewicht Polizei zur DOrtöpolizei gehören. — Ein wichtiger 
Zweig der Gemeinbewohlfahrtöpflege wird durch das Wegeweſen gebildet. Bol. 
auh Stüve, Landgem. ©. 180 f. 

136) Bol. 3. DB. das braunfchw. Gef. über ben Waffendienft behufs bes Ge⸗ 
meindefchuges v. 19. März 1850. 

139) So preuß. Gel. v. 11. März 1850, hannov. Geſ. v. 16. April 1848, 
batr. Bel. v. 12. März 1850. 

. 0) So Preuß. ER. I, 12 8 1: „Schulen find Beranftaltungen bes 
Staats 2.” Dazu 8 2f. 9f. ib. Sachfen- Altenb. Grdgel. v. 1831 8 25. 29. 
Anbalt-Bernb. B. U. v. 1850 8 25. Alle äffentlihen Lehrer follen daher 
auch Stantsdiener fein. So nad ber deutfchen Reichen. v. 1849 8 156, 
preuß. B. U. 8 28, Didenb. revid. V. U. v. 1862 art. 85 u. f. w. 

101) Ausdrũcklich ausgefprochen 3. B. in der Ofdenb. revid. V. U. v. 1852 
art. 86. 
48* 
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Staate auferlegt), wogegen bie Gemeinde in gejeßlich geordneten Yormen 
an der Anftellung ber Lehrer!) und an ber Beauffihtigung der Schulen '**) 
Theil nehmen fol. Nur wenige Geſetze indeß haben den Gemeinden bie ben 
Laften entfpredhenden Rechte wirklich in vollem Umfange gewährt"). Int 
befonbere ift in Preußen in doppelter Weiſe die Bedeutung ber Gemeinde auf 
biefem Gebiet verfümmert'*). Einmal ift die Beftimmung der Berfaffung®- 
urkunde, weldje in art. 24 der Gemeinde die Vertretung der Schule in ihren 
äußeren Angelegenheiten und die Betheiligung bei Anftellung ber Lehrer ver- 
beißt"), nicht ausgeführt, fo daß mur in wenigen Gegenden’ ein Wahlrecht 
der Gemeindeorgaue vorfommt, in der Regel die Regierung oder ber Patron 
die Lehrer ernennen; an ber eigeutlichen Schulauffiht dagegen participirt bie 
Gemeinde als foldhe überhaupt nidht, indem bie eine Mitauffiht übenben 
ftäbtifchen Schuldepntationen ober ländlichen Schulvorftäude, obwol bie Ge⸗ 
meinben bei ihrer Bildung mitwirken, als Staatöbehörben behandelt werben ’®). 
Zweitens aber bat man eine von ber bürgerlichen Gemeinde verfchiebene fo- 
genannte Schulgemeinbe kouftruirt und auf biefe die Rechte unb Pflichten 
übertragen, welde nad) ber Berfafiung ber politiihen Gemeinde zuftchen 
follen '**). 

XI, Als eine fittlide Genofienfchaft, welche in ihrer Geſammtheit ba 
für ihre Glieder einzutreten bat, wo bieje ſich felbft nicht zu helfen vermögen, 
tft die Gemeinde beute noch die bauptfächlichfte Grundlage bes Armen- 
wefena'%), Meberall befteht die alte Berbinblichkeit ber Gemeinde fort, für 


1) So 3. B. nad preuß. B. U. $ 25, Oldenb. B. U. art. 86 8 2; gothaiſche 
V. U. v. 1852 8 42, V. U. v. Neuß j. Lo. 1852 8 21. 

163) Dies ſprach bie deutſche Reichsverf. v. 1849 8 156, aus und nach Ihr bie 
B. U. v. Preußen $ 24, Aubalt- Bernburg 8 27, Oldenburg art. 88, Sachſen⸗ 
Gotha 8 40, Neuß j. 2. 8 22. 

1) Das öfterreich. Gem. Geſ. v. 1860 erkennt in art. 5 Nr. 10 eine „Ein 
flußnahme“ auf Mittelfchulen und Volksſchulen ald Gemeinderecht an, ohne N&- 
heres darüber zu beftimmen. Vgl. auch bair. ©. D. v. 1884 8 686. 

14) So 3. ®. die braunſchw. St. D. v. 1850 $ 166. 167, æ. G. D.d. eod. 
8 111. 112. 

1) Vgl. über Staat und Schule in Preußen v. Rönne, Staatsr. I, 1 
& 198—208 ©. 508-585 u. II, 2 $ 440-451 ©, 888f. Der im Winter 1867 
zu 1868 den Kammern vorgelegte Entwurf eines Geſetzes betr. die Einrichtung 
und Unterhaltung der öffentlihen Volksſchulen enthielt in Teinem biefer Punkte 
einen Fortſchritt. 

1m) Der Berfafiungsentwurf (art. 28) und die Verf. v. 5. Dec. 1848 (art. 
21) hatten der Gemeinde bie freie Schullehrerwahl eingeräumt, 

1) Rönnel. c. I, 1 ©. 530. 

100) Wal. den folgenden 8 ©. 766. 

150) Bol. bair. Gem. DO. 8 66. Sächſ. St. D. 8 267—270. Braunfchw. 
St. DO. v. 1850 $ 158-165, 8. G. DO. 8 103-110. Deſterr. Sem. Gef. v. 
1862 art. 5 Nr. 8. — Bol. au Stüve, Landgem. ©. 296 f. 
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ihre verarmten ober nothleidenden Angehörigen da zu fdrgen, wo nicht näher 
verpflichtete Perſonen ober Verbände für file einzutreten verpflichtet und im 
Stande find. Daraus ergiebt fi aber zugleich für die Gemeinde Recht und 
Pflicht zur Anlage und Verwaltung refp. jur Beauffihtigung von Armenan- 
ftalten, Kranfenhänfern u. f. w., eine felbftändige Armenpolizei und die Be 
fugnig, die Mittel zur Beftreitung ber Armenpflege felbftändig zu beichaffen. 
Auch Hier inde macht fi) bejonders in Preußen das Beftreben geltend, einer- 
feits unter möglichfter Beichränfung ber Gemeinde anf die palfive Zahlungs⸗ 
pflicht die Anordnung, Verwaltung und Aufficht des Staates überall eintreten 
zu lafien, andrerſeits von der politifchen Gemeinde eine eigne Armengemeinde 
als ein bejonberes Rechtsſubjekt loszuloͤſen und ald Staatöverwaltungsbezirk 
zu organifiren'®'). 

XIL Shre religidfe Bedeutung hat die Gemeinde faft überall an be- 
fondere Parodhial- und Kirchengemeinden abgegeben, deren Organifation fich mit 
der bürgerlichen Gemeindeverfaffung nicht. dedit'®). Höchftens wahren noch 
Patronatrechte den Stäbten und bisweilen den Landgemeinden als foldyen ein 
kirchliches Recht. Eine Ausnahme machen nad der Landgemeindeorbnung v. 
1831 die Oldenburgifchen Kirdjipieldgemeinden, welche zugleich bie Ortsge⸗ 
meinde und bie Kirchengemeinde darftelln'). Bon einer gefelligen Be 
dentung ber Gemeinde ift felbft in den Dörfern wenig mehr die Rede und 
überall fällt, was davon geblieben, nicht mehr in das Gebiet des Rechts, 
fondern in das ber Sitte. 

E. Ein Gejammtüberblid der deutſchen Gemeindeordnungen bes 19. 
Sahrhunderts ergiebt hiernach in ber Entwidlung der Gemeinde zu einem ge 
nofjenfchaftlihden Gemeinweſen einen langjamen und doch in feinen Refultaten 
bereit außerorbentlichen Fortſchritt; er ergiebt aber zugleich, daß die Herftellung 
ber Gemeinden als jelbftändiger organifcher Körper und damit eine wahre 
Gemeinbefreibeit, eine banernde Harmonie zwiſchen Gemeinde und Staat und 
endlich, wenn anders das Loſungswort des öfterreichiichen Gemeindegeſetzes von 
1849, weldhes die freie Gemeinde für die Grundveſte des freien Staates er- 
Alärte, wahr ift, die Grundlage aller ftaatlihen Sreiheit erft der Zukunft an- 
gehören'®*). Nicht die Gefehgebung vermag Gemeinden zu ſchaffen: nur ber 


”) Bol. über die Armenpflicht der Gemeinde in Preußen Gef. v. 31. März 
1842 über bie Verpflichtung zur Armenpflege (G. S. v. 1848 ©. 8). Ueber bie 
ſtaatliche Organtfation ber Armenpflege U. 2. R. IL tit. 19, Rönne L. c. II, 
2. ©. 127 f. u. Mafcher, das Staatsbürgerrecht ıc. fowie bie Armengefepgebung 
Preußens. Potdam 1868. Bei. S. 226. 232. 817f. Weber die Armen- 
gemeinde unten 8 58. 

189) Bol. z. B. Pr. A. L. R. II, 11 231317. S. auch ben folg. $ ©, 767. 

s Didenb. &. G. D. art. 118. b. Weiste ©. 426. 

186) Bol. bei. v. Sieh, Anfichten über Staats⸗ und öffentliches Leben. 
Nürnb. 1848. Zachariä, Staater. L574f. Dahlmann, Politik 8 238 f. Die 
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wiebererwacdhte Genoſſenſchaftsfinn des Volkes felber Tann und wirb biefe 
engften öffentlihen Körper mit einer Iebenspolleren Seele erfüllen. Und was 
in den Städten in vollem Werben ift, wird auf bem Lande noch eineß langen 
Zeitraums bebürfen, ehe es fi aus den Trümmern bes alten genoffenfchaft- 
lichen Gemeinbelebens und Gemeinfinnd neu erhebt. Aber wenn das Ge 
meindeleben gleich allem Organiſchen allein von innen erwachſen kann, fo bat 
doch die Geſetzgebung die Aufgabe, für dieſes Wachſsthum den Boden zu be 
reiten, die hemmenden Schranken zu entfernen nnd ihm jeine Stelle anzuweijen 
innerhalb der höheren Organismen. Mehr, als bisher fchon geichehen, muß 
fie dabei den Weg verlafien, auf welden fie der Einfluß romanifcher Ideen 
gebrängt hat. Die Sucht nah mafdhinenmäßiger Einrichtung, Detailreguli- 
rung, Schematifirung und Uniformirung ift das Verderben vieler freifinnig 
gemeinten Geſetze geworden. Der Unterſchied der Stabt- und Landgemeinden 
läßt fich nicht wegdekretiren. Eine andere Zuſammenſetzung beider wird durch 
die wirtbichaftlichen Berhältniffe mit Nothwendigkeit bebingt, ihre Organifation 
muß fih nach Hiftorifchen wie praktiſchen Rüdfichten verfchieden geftalten, ihre 
rechtliche Bedeutung endlih muß fdhon wegen des ungleichen Umfanges eine 
ungleiche jein. Die Landgemeinde kann von den höheren Gemeinſchaftszwecken 
eine weit geringere Zahl in ihrem Kreiſe volllommen jelbftänbig verwirklichen 
unb bedarf daher einer jehr viel ftärkeren Abhängigkeit von höheren Verbänden; 
nur muß bier nicht fofort der Staat, jondern ein nächſt höherer Träftiger 
Zwifchenverband beichräntend über die Gemeinde treten, e8 muß eine Bereini- 
gung zu Sammtgemeinden möglih, eine Ginorbnung in eine freie Kreisge⸗ 
meinbe nothwendig fein. In ben einzelnen Gemeindeklafſen felbft Iafjen fi 
ebenjowenig die Unterfchiebe der Länder und Provinzen, ja ber einzelnen Ge⸗ 
meinden ohne Nachtheil verwiſchen. Insbeſondere würde für die Landgemeinden, 
in benen geſchichtliche Entwicklung, Befitverhältniffe, Bodenbeſchaffenheit, 
Stammeseigenthümlichkeit, Kultur- und GSittenzuftände jet jo mannichfade 
Unterſchiede der Berfaflung und beſonders der Vertheilung des Gemeinberechts 
bedingen, eine völlige Uniformirung nichts anderes als die Ertöbtung bes noch 
vorhandenen organiſchen Lebens bedeuten. Allein wenn fich aus dieſen 
Gründen die Geſetzgebung theile für die verſchiedenen Gegenden ungleich ge 
ftalten, theils überhaupt dem Ortsherkommen und ben Iofalen Berhältnifien 
gegenüber befcheiden muß, fo muß fie doch überall von einem einheitlichen 
Princip getragen werden, welches dem freien, deutſchen und mobernen Stast 
entipricht. Die Gefihtspunfte, von denen fie dabei auszugehen bat, vermag 


Auffäpe v. Brater v. „Gemeinde“ u. v. Schäffle v. „Stabt- u. Landgemeinden‘ 
im Staatöwörterbuch IV. 109—160. VI. 238—251. Speciell über Landgemeinden: 
Maurer, Dorfv. IL 858-364. Stüve, Landgem. ©. 208-821. Lette, bie 
Landgemeindeordn. in ben ſechs öftl. Prov. Berlin 1867, bef. ben angehängten 
Entwurf einer neuen &. ©. DO. ©. 38— 62. 
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bie Rechtöwifienichaft allein nicht anzugeben. In weit höherem Grabe bean- 
ſpruchen Politit, Wirthichaftslehre, Statiftit und Geſchichte Antheil an ber 
öfung der bier auftauchenden tbeoretiichen und praktiichen Fragen. Aber ber 
Rechtswifienfchaft gebührt doch ein ungleich größerer Einfluß, als fie ihn bie 
ber geltend gemacht, bei der Ordnung biefer Verhältniſſe. Sie darf e8 vor 
Allem nit dulden, bat Zweckmaͤßigkeitsrückſichten allein da beftimmend 
wirken, wo zugleih die hoͤchften und widtigften Rechtsgedanken in Frage 
fiehen. Bon jolden Erwägungen aus läßt fi) hoffen, daß die in näherer 
ober fernerer Zukunft bevorftehenden Veränderungen des Gemeinderechts fich in 
folgender Ridytung bewegen werben. 

L Ihrem Weſen nah muß die Gemeinde als ein genoſſenſchaft⸗ 
lihes Gemeinweſen anerkannt werben, das nah unten Allgemeinheit, nach 
oben Theil einer höheren Allgemeinheit, gegenüber Individuen ein Individuum 
if. So wenig die Gemeinde wieder ein mittelalterliher Staat im Staate 
werben kann, jo wenig Tann fie eine. Stantsauftalt mit verliehener juriftifcher 
Perfönlichkeit bleiben. Ihr kommt eine eigene, originäre Perfönlichkeit zw, 
weldhe ber Staat jo wenig wie die des einzelnen Staatsbürger jchafft, wol 
aber jo gut wie die des einzelnen Staatshürgers zu rechtlicher Geltung bringt, 
begrenzt und fich dienftbar macht. Dieje Gemeindeperjönlichkeit ift im Privat- 
reiht nicht mehr und nicht weniger als ein Inbivibuum, fo weit nicht ber 
Natur der Sache nach ihre Sphäre beichräntter ijt. Im öffentlichen Recht 
ift dieſelbe Gemeindeperjönlichleit nach ber einen Seite bin ein Glied höherer 
Organismen, vor Allem des Staats; in dieſer Beziehung entipricht ihre Stel- 
Iung ber des Einzelnen in feiner Eigenſchaft als Staatsbürger. Nach ber 
andern Seite aber ift fie für ihre Glieder eine Allgemeinheit '**) und als 
ſolche Duelle eines ihren bejonderen Kreis beherrſchenden öffentlihen Rechts 
und Trägerin einer eigenen öffentlichen Gewalt. Hier reicht die Analogie 
mit dem Einzelnen nicht mehr ans. Denn weil fie fein Einzelweien, fondern 
ein Gemeinweſen ift, fällt nicht nur, wie bei jenem, ihr äußeres, ſondern 
zugleich ihr inneres Leben unter das Recht. Es ergiebt fi) daher zwiſchen 
Staat und Gemeinde eine Reihe von Fragen, die zwiſchen Staat und Bürger 
nicht emtftehen können: es bedarf auch in Bezug auf das inmere Leben ber 
Gemeinde, und zwar jowol in Bezug auf die Erzeugung als auf die Thätig- 
feit ihres Organismus, der Dermittlung zwifchen dem Rechte des Staats an 
jeinem Gliede und dem Recht der Gemeinde an fidh ſelbft. Das Fundament 
aller Löfungen aber muß auch bier die Anerkennung der originären Gemeinde⸗ 
perjönlichkeit bleiben. Daraus ergiebt fih erftens, dag nicht Die Frage geftellt 
werben barf: wie weit ift ed zwedmäßig, ber Gemeinde Selbftändigkeit zu 
gönnen? ſondern mur die Frage: wie weit ift es im Intereffe der höheren 
Allgemeinheiten nothwendig, der Gemeinde die Selbftändigkeit zu nehmen? 


ı) „Ein Analogon des Staats” jagt mit Recht Zadartä 1. c. I, 575. 
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Es ergiebt ſich zweitens, daß der Staat nicht, wie biöher, im Organitmms 
der Gemeinde fielen darf, fondem über ihn treten muß, fo daß ber Gemeinde⸗ 
organismus dem Staate gegenüber abgeſchloſſen und ber bisher bevor- 
munbenbe, mithanbelnde und vorbeugende Staat umr noch beauffichtigend, be⸗ 
fhräntend und abhelfend von außen in Bezug auf das Gemeindeleben thätig 
wird. Drittens enblich ergiebt fih, daß das Verhältniß des Staat zu der 
Gemeinde ein Rechts verhältniß ift und daher jo gut wie alles öffentliche 
Recht die ihm wie allem öffentlichen Recht bisher verfügte Anerkennung als 
Recht und damit einen in procefiualiichen Formen gewährten Rechtsſchutz an 
Stelle der Berwaltungsenticheibungen reſp. über benjelben forbert. 

U. Die Zufammenfegung der Gemeinde wird demnach durch das 
boppelte Subftrat einer genofienfchaftlich gegliederten Bürgerſchaft und eines 
in fi) abgeichlofienen Gemeindegebiets beftimmt werben. Im Einzelnen wird 
fih Bier die Entwicklung den Berbältniffen entiprehend jehr mannichfach ge 
ftalten und inöbefondere in Bezug auf bie Glieveruug ber &emeinbebürger 
und ber &emeindeangebörigen die freie Perfönlichkeit gegenüber dem Beftk 
fich in fehr ungleihem Umfange zur Geltung bringen. Was aber das Ber 
haͤltniß zwiſchen Gemeinde und Staat angeht, jo wird man auch bier princi- 
piell die Selbftänbigkeit der Gemeinde anerkennen und den Grund ihres Ber- 
bundenfeins in fie felber verlegen müflen; man wirb baber auch bier ein 
eigenes Recht des Staats und ein eigenes Recht der Gemeinde einander gegen- 
überftellen und zwifchen beiden eine Auseinanberjegung herbeiführen müſſen, 
bie freilich bei der in ber bisherigen Heimaths-, Niederlafjungs-, Freizügigkeit 
und Armengefeßgebung herrſchenden Berwirrung große Schwierigkeiten bietet. 
Die Grundlage muß babei die Erkenntniß bilden, dat auf ben Gebiets umb 
Perfonenumfang einer Gemeinde gleichzeitig diefe unb der Staat Rechte haben; 
daß es aber Feine innere und weientlidhe, ſondern eine zufällige und äußere 
Ipentität ift, wenn ber Bezirk und Perjonenfreis der Gemeinde zugleich die 
Grenzen eines ftaatlihen Berwaltungsbezirks und einer Abtbeilung ber Staats⸗ 
bürger für ftaatliche Zwecke (Verwaltung, Rechtspflege, Staatepolizei, Militär 
weien, Beftenerung, Staatswahlen u. |. w.) anzeigt. Daraus folgt zugleich 
in Bezug auf die Einzelnen eine fdhärfere Scheibung der aus dem Staats-⸗ 
bürgerredit und ber aus bem Gemeinbebürgerrecht fließenden Befugniſſe und 
Pflichten. Das unmittelbare Staatsbürgertfum Aller und die unmittelbare 
Gebietshoheit des Staates über fein ganzes Gebiet bebingen für ben Staats 
bürger als ſolchen das Recht, anf jedem Theil des Staatsgebiets zu wohnen, 
Grundbeſitz zu erwerben, ein frei gewähltes Gewerbe zu treiben und einen 
Hautftand zu gründen, für den Staat aber die Befugniß, dieſe Angelegen- 
heiten der Einwirkung der Gemeinden völlig zu ziehen. Nur kann die Ge 
meinde natürlich jeden Einwohner zn deu Gemeinbelaften heranziehen, ſoweit 
nit der Staat für feine Beamten auch ohnedies Zulaffung forbert, und fie 
Tann überdies Sicherungsmittel dagegen, daß ber Zugelaffene ihr nicht als 
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Armer zur Laſt falle, verlangen und, wenn ihre Einwände gegründet find, 
zwar nicht die Zulaffung weigern, wol aber Befreiung von ber Armenpflicht 
bennfpruchen. Einer freieren Selbftbeftimmung ber Gemeinde dagegen wird 
man bie unmittelbar auf das örtliche Gemeinweien bezüglichen Verhältnifie 
ihres Gebiets und ihrer Bürgerichaft, die Stellung des Einzelnen in ber &e- 
meinde, die Gliederung und Ergänzung ber von der Summe ber Gemeinde⸗ 
angehoͤrigen ˖verſchiedenen bürgerlichen Genoffenichaft zurüdgeben müffen. Eine 
geſetzlich georbnete Pflicht ber Gemeinde, bei dem Borhandenfein gewifier 
Boransfegungen das Bürgerrecht zu gewähren ober zn verfagen, und die er- 
gänzende gejebliche Pflicht, in gewiffen Fällen das Bürgerrecht zu erwerben, 
ift, wenn babei ber Gemeinde wie dem Einzelnen der Rechtsweg eröffnet wird, 
nit einer felbftänbigen Bürgerſchaft fehr wol vereinbar. Unvereinbar aber ift 
mit einer ſolchen eine bloße polizeiliche Regelung der Bürger- und Beifikerrechte. 

M. Die Organifation der Gemeinde wirb fich in demjelben Sinne 
wandeln. Der Gemeinde jelbft gehört ihr Organismus. Wol mag die Ge 
meinde ald Ganzes Staatsorgan fein: die Gemeinbeorgane koͤnnen unmöglich 
gleichzeitig die Yunktionen von Staatsorganen üben. Yür feine Aufficht be 
darf der Staat ohnehin eigener Auffichtsorgane; für diejenige lokale Verwal⸗ 
tang, welche er nicht für Sache ber Selbfiverwaltung erklären kann oder will, 
mag er bejondere Staatsbehörben beftellen: unhaltbar aber ift das herrſchende 
Spftem, welches den Gemeindevorftand und befonders jeine Spike zugleich 
als Organ ber oͤrtlichen Staatsverwaltung behandelt und wol gar jeine ge 
fammte öffentliche Gewalt auf ftaatlihe Verleihung zurüdführt, uur die Ver⸗ 
tretung einer Privatrechtskorporation ihm ald Gemeinbeauftrag zuweift. Man 
entichließe fich endlich einmal, wenigftens im Kreiſe der Gemeinde den Urſprung 
einer öffentlichen Gewalt im Volke zu finden! Eins von Beidem tft jedenfalls 
auf die Daner nur möglih: Regierung des Staats in ber Gemeinde durch 
Staatöorgane oder Selbftregierung durch Gemeinbeorgane. Die jekige Zwitter- 
ftellung des Ortsvorftandes dagegen, der die Eigenſchaften des felbftänbigen 
Hauptes eines Gemeinweſens nnd bes abhängigen Dieners einer Gentralgewalt 
vereinen, ber zweien Derren dienen, von beiden feine Impulje empfangen und 
bie Interefſen beider gegeneinander vertreten joll, muß nothwendig enden. Eine 
Mit, die Staatsregierung zu unterftüßen, fi in gefetlich beftimmten 
Fällen fpeciellen Staatsaufträgen zu unterziehen und die ftaatlihen An- 
orbuungen zu verfänden, wird burd eine rein gemeinbliche Stellung bes 
Ortsvorftandes nicht ausgeſchloffen. Ebenſo macht fidh die ftaatliche Aufficht 
und Reprefſivgewalt gegen die Gemeinde zunäcft ihren Organen gegenüber 
geltend. Dagegen ift Leicht einzufehen, welche Konfequenzen ſich bezüglich ber 
Denutung der Gemeindebeamten als ftaatlicher Hilfs- oder Unterbeamten, 
ihrer Verantwortlichkeit gegen den Staat und ihrer politifchen Unverantwort⸗ 
lichkeit gegen bie Gemeinde, ihrer Disciplinirung, ihrer Ernennung ober Be 
ftätigung ergeben werben. 
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IV. Die rehtlide Bedeutung ber Gemeinde wirb ſich hinſichtlich 
ihrer privatrechtlicden Stellung und hinfichtlich ihrer Stellung nad) anfen nur 
fortbilden, Hinfihtlih ihrer Stellung als einer politifch-fittlichen Allgemeinheit 
aber von Grund aus verändern müſſen. Wenn jet in ber Regel alle öffent- 
lichrechtliche Bebeutung ber Gemeinde als ein ihr, ober nicht einmal ihr, ſon⸗ 
bern ihren Organen vom Staate übertragener Wirkungskreis gilt, muß mit 
ber Anerkennung ber Gemeinde als eines genoſſenſchaftlichen Gemeinweiens ihr 
aud im öffentlichen Recht eine ihr jelbft entftammende rechtliche Bebentung 
zugefchrieben werben. Auf das Danaergefchent eines ihre Abhängigkeit be 
fiegelnden Stantsauftrages in Landespolizei- und Staateverwaltungsjacen 
wird die Gemeinde nur vorfichtig einzugehen, ber Staat aber wirb fi 
zu büten baben, ber Gemeinde wiber' ihren Willen die Stellung einer 
Staatsbedienſteten aufzubringen. Nur den Zunktionen öffentliher Ber- 
trauendämter, wie fie auch ber Einzelne in Gemeinde und Staat über 
nehmen muß, ift die Gemeinde fi zu unterziehen verbunden; wicht aber 
barf fie ein Glied werden in der Benmtenbürenufratie bes Berwaltungsdien- 
fies. Dagegen bedarf es einer jehr bebeutenden Erweiterung und Befreiung 
des eignen und deshalb ſelbſtändigen Wirkungskreifes ber Gemeinde. 
Bor Allem muß der Gemeinde als einer Rechtögenofienfchaft neben ber Selbft- 
verwaltung auch die Selbitbeftimmung ihres inneren Organismus, bie Auto- 
nomie zurückkehren. Denn „Selbftverwaltung nad frem dem Geſetz ift nur 
die halbe Sreiheit* "%) Der Staat darf daher mit feinen Gemeindeorbuungen 
nur bie Stelle bereiten und begrenzen, welche die Gemeinde einzunehmen hat, 
ihre Pflichten normiren und die unabänberlichen Grundzüge ihrer Organifation 
feftftellen: er muß dagegen dem Ortsherkommen und Ortsſtatut Raum genug 
Iafien, um eigne rechtichaffende Thätigkeit zu entwideln. Dabei muß ber 
Staat aber einen Schritt weiter gehen, als er bisher irgendwo gegangen ift: 
er muß darauf verzichten, bie alleinige Quelle objektiven Rechts oder boch die 
alleinige Quelle des gejchriebenen Rechts zu fein. Er darf ber Gemeinde nicht 
einen bloßen Rechtsvorſchlag einräumen, der erit durch die Staatsjanktion 
bindende Kraft erhält, jondern er muß innerhalb der immerhin engen Schranken 
ein wirkliches Selbitgejeßgebungsrecht anerkennen, dem gegenüber die ſtaatliche 
Prüfung und Ontheigung (gaviffermaßen ein Placet) nur die Bedeutung be 
hält, zu Eonftatiren, dag der Gemeindewirkungskreis nicht überjchritten und 
kein Recht höherer Ordnung verlegt iſt. An-Stelle einer Prüfung bes In⸗ 
halts nach der pofitiven Seite feiner Zweckmäßigkeit träte dann eine bloße 
Prüfung deſſelben nad der negativen Seite jeiner Kollifion mit anberem 
Recht. Neben ber Rechtichaffung wird die Rechtiprehung der Gemeinde 
in irgend erheblihem Umfange nicht wieder zurückkehren; ganz aber kann fie 
einer genofjenjchaftlichen Gerichtäbarfeit und einer damit verbundenen Zwangs- 


16) Morte Brater's l.c. ©.149. Bgl. au Fette J. e. S. 11. 12. 36 f. 
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gemalt (Pfändung u. ſ. w.) nicht entbehren''”) und eine fühnende und fchiebs- 
richterlihe Thätigkeit entipriht durchaus ihrem Weſen. Der größten Freiheit 
Dagegen bedarf die Gemeinde auf bem Gebiet ihrer pofitinen Lebensthätigkeit, 
der Verwaltung ihrer eignen Angelegenheiten. 

Damit aber bier die Selbftverwaltung zur Wahrheit werde, muß 
die Mitverwaltung bes Staates verjchwinden. Au Stelle der in den 
wichtigften Beziehungen fortbeftehenden ftaatlihen Bevormundung muß 
eine bloße Aufficht treten. Diefe Aufficht muß freilich eine ftrengere Auf- 
ficht fein als die über den einzelnen Bürger, befien inneres Leben fich jeber 
Kontrole entzieht. Kenntnißnahme von allen Vorgängen des Gemeindelebens, 
ba dieſes eim öffentliches ift, Abwehr jeber Meberfchreitung bes geſetzlichen 
Wirkungsfreijes, Zwang zur Erfüllung ber ftaatlihen Berbindlichleiten, Ent. 
ſcheidung von Beichwerben (wobei nur zu beachten ift, daß viele heutige Ver⸗ 
waltungsfachen in Wahrheit Rechtsſachen find) und in Ausnahmefällen ein 
thätigeö Eingreifen in die Selbftverwaltung auf Grund eines gejeblich nor- 
mirten Anftoßes unter gefeßlich normirten Borausfegungen find unentbehrliche 
Befugniffe des Staats gegen die Gemeinde, um einerjeitö deren Glieder, 
anbererjeitö fein eigenes Intereſſe dem Gemeindelörper gegenüber Eräftig ver- 
treten zu Tönnen. Zu einem foldhen Staatsaufſichtsſyfteme aber verhält ſich 
das gegenwärtige Syſtem etwa, wie zum Repreffivſyſtem die Genfur. Denn 
indem die Giltigkeit aller wichtigen Beichläffe und Handlungen der Gemeinde 
vom Mitwollen und Mithandeln des Staats abhängig gemacht, das ftaatliche 
Eingreifen in die innerften Gemeindeangelegenheiten aber nicht als Ausnahme, 
fondern als Regel bingeftellt wird, ift bie Gemeinde nad wie vor in Un- 
münbigfeit erhalten. Sind aber die Individuen mündig geworden, fo find 
and die Gemeinden mündig! Es ift richtig, bag eine Gemeinde die Freiheit 
mehr als der Einzelne mißbrauchen kann: ift aber Freiheit ohne Möglichkeit 
des Mißbrauchs Freiheit? Wenn allerdings. heute noch nicht nur der büreau⸗ 
kratiſche Staatsgeiſt, fondern Mangel an voll gereiftem Gemeingeift der Selbft- 
verwaltung entgegenfteht: glaubt man, daß je die gebundene Gemeinde bie 
freie und zugleich maßvolle Bewegung erlernen wird? Und meint man ſelb⸗ 
ftänbigen Bürgerfinn und Fähigkeit zur Selbftverwaltung in ihdem Wachs⸗ 
thum dadurch zn fördern, daß man gerade in ben entjcheibenden Lebensfragen 
der Gemeinde den eigentlichen Entſchluß ihr abnimmt und dem damit als 
verantwortlich erfcheinenden Staat überträgt’)? Man Bat vorgeichlagen, bie 
Möglichkeit zn eröffnen, in Solge eines bejonderen Rechtsverfahrens einzelne 
verwahrlofte Gemeinden auf Grund bewiefener Unfähigfelt unter eine fpecielle 


17) Bol. Stüve l..c. S. 259. 

186) Brater 1. c. ©. 146: „die Semeindefreiheit, die an jebem Punkte auf- 
hört, wo fie anfienge, höheren Werth zu gewinnen, ift nur eine gefälligere Form 
ber Unfreibeit.” 
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Kuratel des Staates zu ftellen. Mag man dies thun: die geſetzliche Präſum⸗ 
tion ſpricht bente fir die Mündigkeit der Gemeinde. Ihrem In halt nad 
umfaflen Die Gemeindenngelegenbeiten, welche fo ber jelbftändigen Berwaltung 
gebühren, alle Seiten bes menſchlichen Dafeins, jo weit es für ihre Durch⸗ 
führung beziehungsweile für einen Theil ihrer Durchführung nicht einer höheren 
Gemeinſchaft bevarf. Die Aufrechterhaltung des Friedens, der Ordnung und 
der Sicherheit und zu dieſem Behufe die Wehr- und Waffenfähigkeit der Ge 
meinde; die Sorge für das materielle wie für das geiftige Wohl ihrer Glieder 
und zu biefem Behufe eine jelbitändige Poligeigewalt, wobei ftreng feftzuhalten 
ift, daß es fih nicht um bie Uebertragung eines Stüdes der Staatspolizei, 
fondern um die Sonderung zwiſchen dem natürlichen Recht des Staats auf 
Landespolizei und dem natürlichen Recht der Gemeinde auf Ortöpoligei banbelt; 
das Schul, Armen, Wege, Beuer- und Sittlichkeitsweſen: das alles find 
nur einzelne Seiten des auf den menichlichen Gemeinſchaftszweck ſchlechthin 
gerichteten genoffenfchaftlichen Gemeinweſens einer jelbftänbigen Gemeinbe. 
Als Mittel für die Erreichung ihrer äffentlihen Zwede (nur in untergeorb- 
neten und rechtlich nicht mehr erheblichem Verhältniß bisweilen noch zum 
Dienfte der in ihr vereinten Individuen) hat die Gemeinde ein eigenes Ver⸗ 
mögen und einen dffentlihen Gemeindehausbalt. Auch Hier bebarf bie 
Gemeinde noch der Befreiung von mancher Feſſel; mehr noch aber bebarf es 
der Abwenbung jener Gefahr, weldhe der Gemeindefreibeit aus einer vielfach 
ſchon in die Geſetze eingebrungenen Auffaffung droht, die das Verhältniß von 
Gemeindeleben nnd Gemeindewirtbfchaft umkehren, der Gemeinde die Bebentung 
eines fittlihen Organismus nehmen und fie zu einer Verbindung für Ber 
mögentzwede berabjegen moͤchte. Gerade in biefer Beziehung ſahen wir bie 
nenefte umb beſonders die preußiiche Geſetzgebung fih auf abichüffiger Bahn 
bewegen. Den genofjenjchaftlichen Gemeindeverband aufzulöfen und durch eine 
Reihe beſonders organifirter ftantlicher Verbände für einzelne Zwecke zu er 
feßen, die öffentliche und fittliche Autorität auch in der Gemeinde vom Staate 
allein darftellen zu laffen **), die bürgerliche Gemeinde als foldye aber möglichft auf 
eine Hanshaltsgemeinde einznfchränten: das fdheinen die Ziele ber mober- 
nen Geſetzgebung. Nicht ohne Einfluß anf diefe Richtung ſcheint eine gewiffe 
volkswirthſchaftliche Schule, welche in materialiftifcher Ueberſchätzung ber äußeren 
Güter das, was Mittel zum Zweck ift, zum Selbftzweck erhebt, welche, wenn fie 
dem Staate zumächft feine ethiſche Bedeutung noch läßt, doch um fo eher die 
Gemeinde für eine bloße Stonomifche Anftalt ausgeben zu Tönnen meint, — 


150) Charakteriftiich ift 3. B. auch, daß, während bie preuß. St. O. v. 1881 
& 18 bie Ertbeilung bes Ehrenbürgerrechts an foldhe ausgezeichnete Männer, bie 
fi) um den Staat verdient gemacht haben, zuließ, nach ben St. O. v. 1853 m. 
1856 8 6 v. 1867 8 22 nur noch Berdienfte um die Stadt fo gelohnt werben 
dürfen. 
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weldhe dann Tonfequent ber ihrer politifchen und fittlichen Natur entkleideten 
Gemeinde in Berfälihung des alten germanischen Satzes ber Korreipondenz 
von Recht und Pflicht das Princip von „Leiftung und @egenleiftung” ale 
Zundament unterjhiebt. Wenn aber jemals biefe Richtung fiegt, dann hat 
auch bie freiefte Stellung ber fo ihren ebelften Aufgaben entfrembeten Ge⸗ 
meinde wenig Werth für bie politifche Yreiheit des Boll! Sa es würbe 
vielleicht dann ein gefährlicherer Feind der Selbftverwaltung, ale ihr bie 
Büreaukratie und der Polizeiftant find, aus dem Innern bes Volkes jelbft 
erftehen. Denn leicht würde in einer ſolchen Gemeinde ftatt eines weit 
blickenden politiihen Berftänbniffes und eines opferbereiten, das Allgemeine 
über das Beſondere ftellenden Gemeingeifts fich ein egoiftiicher, privatrechtlicher 
Korporatiousfiun entwideln, dem gegenüber der höher denkende und weiter- 
fhauende Staat jegt wie vor hundert Jahren auch bei ber Anwendung bes 
despotifchften Zwanges als Repräfentant fittliher Ideen innerlich im Recht wäre. 
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Schon früh hatten fi) von ber alten einheitlichen Gemeindegenofſſenſchaft, 
welche alle Seiten menſchlicher Gemeinfhaft umfaßte, befondere Körperichaften 
abgezweigt, um bie eine oder die andere Seite der Gemeinde in felbftändigen 
Organismen fortzuſetzen. Solche Berbände hatten mit der Gemeinde bie 
territoriale Grundlage und die Zwangsmitgliedſchaft gemein, unter 
ſchieden fich aber von ihr dadurch, daß fie nicht auf die Gemeinfchaft. ſchlecht⸗ 
bin gerichtet; jondern nur für fpecielle Zwede vorhanden waren. Sie waren 
alſo gemeindeähnlihe Verbände für befondere Zweckey. Waren 
fie ſchon im Mittelalter zahlreich, fo war der obrigkeitliche Staat ihrer Bildung 
und Vervielfältigung bei feiner auf bie Auflöfung der alten Genofienfchaften ge 
richteten Tendenz entſchieden günftig. Während fie aber bis dahin mehr oder 
minder den Charakter befonderer Genoeſſenſchaften gehabt hatten, ftrebte jetzt 
die Obrigkeit ihre Verwandlung entweber in bloße ſtaatliche Bezirke oder doch 
in Staatsanftalten mit juriftifcher Perjönlichleit an. Ju uenefter Zeit ift 
ihre Zahl noch bebeutend vermehrt worden; babei hat ein Theil von ihnen 
jede Spur einer Torporativen Bebeutung verloren ober ift von Aufang an 
obne eine ſolche entftanden, in einem andern Theil dagegen finb die genofien- 
ſchaftlichen Elemente nen belebt ober es hat bei ihrer Entftehung felbft der 
Genofſenſchaftsfinn mit der Staatsorganifation zufammen gewirkt. 

L Jede genofienihaftliche Bebeutung verloren haben bie Gerichtsgemein⸗ 


ı) As „Rommuneverbände für befondere Zwecke“ faßt dieſe Körperichaften 
au das preuß. Geſ. f. d. ſchleswig⸗holft. Landgem. v. 22. Sept. 1867 zufammen. 
©. 8 5: An der Berfafiung ber auf Grund befonderer gejeglicher Beftimmungen 
oder nach Herlommen zu befonberen Zweden, wie für das Schul-, Armen-, Wege⸗, 
Deichweſen gebildeten Kommuneverbände, wirb durch gegenwärtige Verordnung 
nichts geändert. 
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ben — wenn man nicht etwa bie Beiheiligung der Gerichtöeingefeflenen au 
ber Rechtſprechung durch Geſchworne als Beginn einer nenen Gerichtögenofien- 
haft anfehen will —, die Wehrlörper und die durch irgend eine andere flaatlich- 
abminiftrative ober polizeiliche Gemeinſchaft zufammengehaltenen, ſich mit ber 
Gemeinde Äußerli ober innerlich nicht deckenden Verbände. Die heutigen 
Gerichtsbezirke, die Militärbezirke, die Verwaltungsfprengel und Polizeibezirke, 
aller Art, die Stenerbezirke, die nen hinzugetretenen Wahlbezirke für Staats: 
wahlen u. ſ. w. find durchaus nur Gegenftand von Rechten und ermangeln 
jeder eignen Redhtsjubjektivität?). 

IL Andere Bezirköverbände für einzelne Zwecke dagegen haben eine mehr 
oder minder ausgeprägte Torporative Bedeutung. 

1. Hierher gehören vor Allem die Kirchengemeinden, joweit dieſe 
nicht noch mit der Ortögemeinde identiſch find. Ihre genofienichaftlidde Be 
deutung ift freilid überall eine fehr beihränkte geblieben. Deun nachdem ber 
von der Reformation verfprochene Aufſchwung bes kirchlichen Gemeinbelchens 
bem heftigen Rückſchlag ber Eirchenobrigkeitlichen Ideen erlegen war, vermochten 
fih nur die reformirten Gemeluden, und auch biefe nicht immer, kirchliche 
Befugniffe zu erhalten. Wenn indeß bie meiften unb bejonders die evange 
liſchen Gemeinden der deutichen Landeskirchen bloße Kirchenverwaltungsiprengel 
ohne eignes Leben und ohne eine kirchliche Perfönlichkeit blieben oder wurben, 
fo wurde ihnen boch in ber Regel eine privatrechtliche Perfönlichkeit zu- 
geftanden und als Aequinalent für die ihnen auferlegten Kirchenlaften ein 
jelbftändige Recht — in Preußen fogar das Eigenthum — am SKirchenver- 
mögen und eine Theilnahme an deſſen Verwaltung eingeräumt. Dabei ift es 
bis jeht im Wefentlihen geblieben und erft in jüngfter Zeit ift bisweilen, 
wenn auch in engbegrenzten Formen, den Gemeinden ein Einfluß auf bie 
Wahl der Geiftlihen, fowie im Antheil an der Kirchenzuht und am eigent- 
lichen Kirchenregiment, — Rechte übrigens, die vereinzelt immer beftanden, — 
zurüdgegeben?). _ 

2. Eine andere hierher gehörige Klafje bilden die befonderen Schul- 
gemeinben, welde in marden Staaten, namentlich aber, von provinciellen 
Ausnahmen abgejehen +), in Preußen nach dem durch Minifterialreftripte fortgebil- 


9 Vgl. auch ben folgenden 8. 

3) Bol. Richter, Kirchenrecht (6. Aufl.) 8 61f. 162. 202. 227f. 320. 
PH. A 8 NR. U, 11 8 237f. Präj. bes Ob. Trib. 1816 u. 4. San. 1847: 
„die zu einer Kirche Eingepfarrten bilden in ihrer Gefammtheit eine Korporation.“ 
Präj. 2261 v. 18. Dec. 1850, Entſch. Bd! X. ©. 380. Erf. u. 24. Sept. 1856, 
Ach. f. Rechtef. Bd. XXIL &. 208. Koch, Kommentar zu A. e. R. I, 11 $ 2897 
Anm. 85 u. 5 741 Anm. 55. ©. auch unten 5 68. 

4) Beſonders in der Prov. Preußen nad) der Schulorbn. v. 11. Dec. 1845 
G. ©. v. 1846 ©. 1 8 38—42 und in der Rheinprovinz nad) der rhein. ©. D. 
v. 28. Zuli 1845 8 86. 
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beten Landrecht ald gemeinbeähnliche Verbände für Schulzwecke organifirt find. 
Ihr Hauptzweck ift die Aufbringung ber Schulkoften, welche (abweichend von 
den einer bürgerlichen Gemeinde zur Laft fallenden Schulloften, weldye zuſammen 
mit den zur Beftreitung ber übrigen Kommmnalbebürfniffe erforderlichen Mitteln 
aufgebracht werben) als eine fogenannte Societätslaft nach befonderen Grund⸗ 
füßen unter beftimmte Klafien der Einwohner des Bezirkes vertheilt werben, 
wogegen die Geſammtheit diefer Verpflichteten unter dem Namen der Schul- 
focietät oder Schulgemeinde als eine unter obrigkeitlichen Borftehern vom 
Staate eingerichtete Korporation behandelt wird). 

3. Im ganz ähnlicher Weiſe find vielfach befondere Armengemeinden 
gebildet). Namentlich beftehen nach der preußiſchen Armengeiehgebung als 
nächft verpflichtete Unterftügungsforporationen die fogenannten Ortsarmen- 
verbände, als fubfiviär eintretende Korporationen die Landarmenver- 
Bände”). Der Ortsarmenverband ift num freilich nichts ale diejenige Orts. 
gemeinde ober derjenige jelbftändige Gutsbezirk, zum welchem ber betreffende 
Arme gehört, und die Armenpfliht ift daher in ber Gemeinde eine Laft des 
Gemeindehaushalts, die Armenverwaltung, bie Organiſation der Armenpflege 
und die Armenzudht find Funktionen des Gemeinbevorftands und bie Vertretung 
bes Armenverbandes gebührt den gewöhnlichen Gemeindeorganen®). Allein es ift 
boch die Armenpflicht auf einen bejonderen, weber mit dem privatrechtlichen noch 
mit dem die Gemeindeangehoͤrigkeit verleihenden Domicil identiſchen fogenann- 


>48. R. II, 12 8 29-88. Meike. bes. Min. d. geiftl. Ang. v. 17. Sept. 
1838 b. v. Kamptz, Ann. XXU. ©. 661. PI. Beſchl. des Ob. Trib. v. 20. Suni 
1853, Entih. Bd. XXV. ©. 801: „jede durch die Tompetente Staatsbehoͤrde 
für den Öffentlichen Elementarunterricht eingerichtete, mit einem Borftande ver- 
ſehene Schul-Soctetät oder Schulgemeinde hat bie Eigenſchaft einer Korporation®. 
Erf. v. 18. San. 1858, Entf. XXXVI. 314 u. v. 17. Sept. 1858, Arc. f. 
Rechtsf. AXX. 233. Der Rechtöweg gegen Anordnungen ber Regierung, welche 
{hr Leiſtungen an die Schule oder deren Lehrer auflegen, wird ber Schulfocietät 
natürlich verfagt. Audgefprochen durch Erf. bed Gerichtsh. f. Komp. Konfl. v. 
14. Dec. 1867. — Der Schulgeſetzentwurf v. 1867 wollte bie Schulgemeinde 
fakultativ beibehalten (6 25). 

% Vgl. z. B. Hannov. 8. G. O. v. 1859 8 83. u. Geſ. v. 28. April 1859 
gs 1f. b. Ebhardt, Hannov. Staatsv. S. 1131 f. 

) Bgl. Gef. v. 81. Dec. 1842 über die Verpflichtung zur Aufnahme neu 
anziebenber Perfonen (G. S. v. 1348 ©. 5). u. Gef. de eod. über die Ber- 
pflihtung zur Armenpflege (ib. S. 8). Gef. v. 21. Mat 1855 (G. ©. ©. 811). 
Rönne, Staatör. II, 2. ©. 127f. Maſcher, das Staatsbürgerrecht zc., fowie 
die Armiengefeßgebung Preußens S. 267 — 335. 

AL NR U, 19 8 10f. Armengef. v. 1842 8 1—8. 25. 26— 30. 
Rönnel.c. 8 344 ©. 133 f. 3 341 ©. 137f. bei. ©. 145 Rote 3. Mafcher 
l. e. ©. 267 — 287. 
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ten „Unterftügungswohnftg" gegründet, fo daß fi die Zujammenfehung des 
Armenverbandes und der Gemeinde nicht volllommen deckt“); es ift überdies 
die Möglichkeit gegeben, einen Gutöbezirt der Gemeinde für Armenfachen zu 
verbinden, ohne ihn mit der Kommune als ſolcher zu verſchmelzen?e); unb es 
wird im Geſetz, im Proceß und in der Berwaltung der „Orttarmenverband‘ 
wie ein von ber Gemeinde oder dem Gutsbezirk verichiebenes Rechtöfubjelt be 
banbelt!), wenngleich ihm wol kaum damit eine von der Gemeinbeperjönlichkeit 
verichiedene juriftifche Perjönlichkeit beigelegt ‚werben fol. Dagegen find bie 
Laudarmenverbände durchaus felbftändige Körperihaften mit eigener 
Redhtsfubjektivität'"), melde vom Staate im Berwaltungswege aus dem Be⸗ 
zirk einer Anzahl zufammengelegier Kreife oder einer ganzen Provinz gebildet 
und eingerichtet find, eine Eorporative Organijation unter beſonders beftellten 
Vorſtehern und einer theils vom Staat, theils von Provinzial Kommumal- 
und Kreiötagen geübten Oberauffiht und Mitwirkung baben'?), die Beitrags- 
pflicht unter alle Einwohner als eine Societätslaft vertheilen, ein befonderes 
Bermögen als ihr Eigentbum verwalten, Berträge ſchließen und Proceſſe 
führen’). 

4. Auch beiondere Begegemeinden oder Begeverbände kommen 
in ähnlicher Weiſe vor:*). 

5. Die verſchiedenen Arten der Birtbihaftsgemeinden, welde von 
der politiihen Gemeinde abgezweigt find, und bie aus ihnen zum Theil ber- 
vorgegangenen Agrargenofjenichaften fallen infoweit, als fie wicht rein privat 
rechtlicher Natur geworben find, ebenfalls in bie Kategorie der hier beiprochenen 
Berbände. Beſonders aber gehören die bloßen Hanshbaltsgemeinden 
hierher, welche da vorkommen, wo mehrere Dörfer politifh nur Eine Gemeinde 
bilden, jedes Dorf aber doch einen befonderen Haushalt führt'e). 

6. Eine eigenthümlicdhe Gattung gemeinbeäbnlicher Verbände find ferner 


9) Heimathögef. v. 81. Dec. 1842 5 1. 12. Gef. v. 21. Mat 18586. art. 
1. 2. 5. 

0) Armengef. v. 31. Dec. 1842 8 7. 

11) Bol. 3. B. Armengeſ. v. 1843 $ 9. 17— 21. 33. 84., Geſ. v. 1866 art. 
1. 3—6. Auch in den Gerichtserkenntniffen ericheint nicht die Gemeinde N. 
N.*, fonbern „ber Ortsarmenverband N. N.” als Kläger unb Berflagter. 

19) Urmengef. v. 1842 $ 9—16. 30. 31. Gef. v. 21. Mai 1855 art. 2. 4. 
Rönne l. c. 145. Maſcher S. 287 — 2392. 

13), Die Ianbeöherrlihen Regulative, welche in ben einzelnen Provinzen uad 
Kreifen der Monarchie bie Kandarmenverbände organifirt haben und aus denen 
ihre Verfaffung erfichtlich, find abgebrudt bei Maſcher 1. c. S. 397— 440. 

0, Bol. Maſcher L c. 317 —334 und Rote 12. 

ım 3. B. Schleswig-Holft. 8%. G. D. v. 1867 $ 5. Stüve, Landgem. S 
106. 
16) Bol. oben $ 55 Note 73f. u. Note 119. 
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die durch die neuere Jagdgeſetzgebung bisweilen ind Leben gerufenen Jagd⸗ 
verbände oder Jagdgenofjenfhaften'”), welche die Befiter der an fich 
jagbberechtigten, aber zur Sagbansübung nicht qualificirenden Grundftücke einer 
Gemeindegemarkung als einen bejonderen Jagdbezirk zwaugsweiſe verbinden. 
Während nämlid einige Gelee ber politifchen Gemeinde den Ertrag folder 
Grundftüde ſchlechthin zufprechen und ihr nur die Pflicht auferlegen, denfelben 
nad) Maßgabe des Grundbeſitzes zu vertheilen ie), haben anbere, wie namentlich 
die ſächfiſche Jagdverordnung v. 1851, die Grunbbefiter bes Jagdbezirks zu 
einer jelbftändigen Genoſſenſchaft für den einzigen Zweck ber gemeinfamen 
Jagdausũbung und der Bertheilung ber Jagdnutzungen vereinigt'”). Wieder 
andere Geſetze haben zwar einen von ber politifchen Gemeinde verfchiedenen 
Jagdverband gebilbet, die Vertretung befielben aber der Gemeinde oder ber 
Gemeindebehörbe übertragen. So fol in Baiern, Württemberg und Baben 
innerhalb des gemeinſchaftlichen Jagdbezirks die politifche Gemeinde Namen’s 
der Grundeigenthümer das Jagdrecht durch Berpachtung ausüben”). In 
Preupen Dagegen fol die Sagdausübung ber Gemeindebehärde zuftehen, 
welche die betheiligten Grundeigenthümer in allen Sagbangelegenheiten zu ver- 
treten und zu beitimmen bat, ob die Jagd verpadhtet ober durch eigene Jäger 
beſchoſſen werden ober ruben fol”). Hier ift überall umter den Grundbefikern 


1) v. Brünned, bie Sagdgenoffenfchaften. Halle 1867. | 

ı) So die rhein. Verordn. v. 18. Aug. 1814 u. 21. Sept. 1815 (Brün- 
ned ©. 7) und bad öfterr. Pat. v. 7. März 1849 8 6. 9. 11. Mit Net nimmt 
Brünned hier an, daß ein bloßes Forderungsrecht der Grundbeſitzer gegen bie 
Gemeinde begründet ift, wogegen bie Sagbausübung felbft durchaus zum gewöhn⸗ 
lichen ®emeindevermögen gebört. ©. 20. 22. 

m) Bol. ſächſ. V. v. 13. Mai 1851 8 13.: „Die Beliger der zu einem 
Sagdbezirt vereinigten Grundftüde bilden in Bezug auf alle die Ausübung der 
Sagd und die Vertheilung ber Sagbnupungen betreffenden Angelegenbeiten eine 
Gemeinbeit, innerhalb welcher die Minderheit den Befchlüffen der Mehrheit 
fi zu unterwerfen bat’. Das Gel. v. 27. Nov. 1858 5 3 Nr. 2 fagt 
„Sagbgenofienichaft”. Daß bier ein forporativer Verband vorliegt, ift um ſo 
weniger zweifelhaft, ald fürmliche Beftimmungen über die Borladung getroffen 
find (3. v. 1851 $ 14) und Genehmigung der Auffichtöbehörde für alle Beſchlüſſe 
gefordert wird (ib. $ 16). Bol. Brünned ©. 45. 46. Cine ähnliche Jagdge⸗ 
nofjenichaft Fannte ſchon das rheinpreng. Geſ. v. 17. Aprit 1830. Ib. ©. 9. 
Ebenfo follen in Hannover, Bei. v. 29. Zuli 1850 $ 6, bie Jutereſſenten eine 
nad Stimmenmehrheit beichließenbe Geſammtheit“ bilden. Brünned (S. 43 f.) 
erfennt bier nur eine communio an, es dürfte aber jo gut wie in Sachſen eine 
Inkorporirung vorliegen. 

=, Bair. Gef. v. 30. März 1850 art. 4, württemb. v. 17. CH. 1855 art. 4, 
bad. v. 12. Dec. 1850 8 2. 3. Ruben laffen darf die Gemeinde die Jagd nicht, 
Selbftjiagd nur in Baiern ausnahmeweije üben. 

21) Preuß. Jagdpol. Gef. v. 7. März 1850 8 4.9. Ueber die von ben Ber- 
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bes Jagdbezirks Leine Genofienfchaft, jondern nur ein gefegliches Gemeinjchafts- 
verhaͤltniß begründet ). 

7. Durchaus die Natur gemeindeähnlicher Verbände für einen ſpeciellen 
Zweck haben die uralten Deichgenoſſenſchaften (Deichverbände, Deichachten, 
Deichgemeinden) angenommen. Bon Anbeginn an, weil fie auf territorialer 
Grundlage berubten und in ihrem Bezirke eine Zwangsgenoffenfchaft herbei 
führten, den Gemeinden näher ftehend als den gewilllürten Vereinen unb 
allem Vermuthen nad häufiger aus einer Berzweigung ber engeren und weite: 
ten Gemeinden ale aus freier Einung bervorgegangen, tbeilten fie jeit dem 
Vorbringen ber obrigkeitliden Staatsidee im Wefentlichen das Schidfal der 
politiihen Gemeinden. Ihre durchaus Sffentlichrechtlihe Struktur und Be 
deutung erleichterte e& der Staatsgewalt, fie als Staatsanftalten zu bebanbeln 
unb ihnen nur nebenbei die Rechte einer Korporation beizulegen. Indeß kam 
e8 den Deichverbänden andererjeits zn Statten, daß fie hauptfählih in ben 
freieren Gegenden de Nordens, in welchen eine von Alters her unabhängige 
und ihrer Selbftändigleit nie ganz beranbte Landbevöllerung auf dem durch 
eigne Kraft der Natur abgetrogten Boden ſaß, beftanden und daß in ihnen 
der Natur der Sahe nad das Bewußtſein der Sffentlihen Pflicht als ber 
Grundlage des öffentlihen Rechts lebendig bleiben und das Cinbringen 
bed Privilegsweſens hindern mußte Mehr als vielleicht irgend eine andere 
Vereindgattung baben daher bie Deichverbände in ben für bas Torporative 
Leben trübften Zeiten fich genofjenichaftlichen Gemeinfinn und damit eine ge 
nofjenfchaftlihe Verfafſung erhalten. Und diefe genofienfchaftlichen Elemente 
waltungsbehörden beanſpruchte und durchgeſetzte, erft durch Reſtript v. 24. Der. 
1859 wieber eingefchräntte Beauffichtigung der Jagdangelegenheiten ald gewöhn⸗ 
liher Kommunalfachen vgl. Brünned S. 34 —42. 

se) Dies erkennt Brünneck bezüglich der füiddeutfchen Tagbverbände an. Es 
liegt eine kraft Gefetzes ein für allemal burdy bie Gemeinde mittelft ihres Bor- 
ſtando vertretene communio vor. ©. 23—29. Für Preußen dagegen nimmt er 
eine universitas der Grundbeſitzer an, weil bie zur Vertreterin beftellte Behörde 
an fich Fein Mechtsfubjelt, fondern nur Organ eines Rechtsſubjekts fei, mithin im 
ihrem Verhältniß zu ben Sagbberechtigten nicht ala phyſiſche Stellvertreterin der 
Mehrheit phyſiſcher Perfonen, fondern nur ald Organ ber zur juriftiichen Perſon 
erhobenen Geſammtheit gedacht werben Tönne. S. 80—32. Died ald richtig 
zugegeben, fo iſt boch bie Abſicht des Geſetzes offenbar hier wie iu Süb- 
deutfchlanb gewefen, die burch ihr Organ vertretene Ortsgemeinde felbft zur Ver⸗ 
treterin des Jagdbezirks zu beftellen. Wenn bie Gemeinde-Behörbe genannt 
wird, fo wird fie doch eben ald Gemeinbe-Behörbe genannt, unb wenn bie 
Behörbe ald folche Fein Rechtöfubjelt ift, fo liegt es um fo näber, fie ald Aus⸗ 
drud des von ihr bargeftellten Rechtsfubjekts zu verftehen. Daß die Behörde 
verzichten kann, ift mit einem der Gemeinde ertheilten gefeßlichen Stellvertretungs- 
auftrag fehr wol vereinbar, die übrigen Folgerungen bei Brünned (6. 38. 34) 
fallen theil mit dem Borberfaß, theils widerfprechen auch fie einem bloßen 
Gemeinichaftsverhältnig nicht. 
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blieben ihnen auch, als beſonders im 18. Jahrhundert die obrigkeitliche Re⸗ 
gulirung des Deichweſens mehr und mehr durchdrang. Das eigentliche recht⸗ 
liche Weſen des Inſtituts wurde freilich ſeitdem durch den Gedanken der 
Staatsanſtalt beſtimmt. Denn immer entſchiedener fand man den Grund ber 
Deidiverbindung im Staatswillen, verlegte in ihn ihre Entſtehung und Auf 
bebung, gab allgemeine und beſondere Deichorbnungen und Teichftatute und 
machte die Giltigkeit der Deichbeliebungen von obrigkeitliher Beftätigung ab- 
Hängig, vertheilte die Beiträge und Leiftungen nad) finatspolizeilihen Rück⸗ 
fichten, ernannte oder beftätigte die Deichvorftände und Deichbeamten, übte 
eine weitgehende Oberanffiht und vielfadh eine wahre Vormundſchaft, fuchte 
endlich fogar das Eigenthum der Deiche dem Staate zu vindiciren, die Deich 
Taft als Staatslaft zu Tonftruiren und ein eignes fogenanntes Deichregal für 
den Staat zu begründen"). An dem fo entwidelten Spftem halten denn 
and alle neueren Deichgefege *) feft, wenngleich ganz wie bei der Ortögemeinde 
eine Richtung anf Wiederbelebung ber Genoſſenſchaft bereits hervortritt, und 
auch nach dem geltenden Deichredht**) erſcheint daher die Deichgenoſſenſchaft 
als die ftantlihe Beranftaltung einer territorialen Zwangsverbindung für Ufer 
ſchutz mit einer vom Staate verliehenen forporativen Organifation umd dem 
Rechte juriftiicher Perjönlichkeit. 

a. Der Eriftenzgrund des Deichverbandes und der Grund für die Der- 
bindung ber einzelnen Theile zum Ganzen liegt daher lediglich im Staatöwillen. 


=) Bol. über das ältere Deichreht def. Hadmann, de jure aggerum. 
1690. Pufendorf, Obs. L U. II. Obs. 104. Runde, D.P.R. 8 113f. Wilde, 
im Rechtolex. 8. v. Deich und Sielreht. Eine Reihe älterer Deichorbnungen tft 
im Anbange bei Hadmann abgebrudt; von ihnen beruhen die älteren (norb- 
frief. Deichr., ditmarſch. Landr. v. 1567 art, 86. 106, eiderftäbter Deichordn. v. 
1595, emfiger v. 1608, ftapelholm. v. 1625, füderditmarich. v. 1643) noch vor- 
nemlih auf Autonomie und Gewohnheit, während in ber gräff. oldenb. Deidh- 
orbn. v. 1658, der fürftl. braunfchw. Lünnb. v. 1664, der Deidy- u. Stelorbn. 
der Herrſchaft Eſens v. 1670 ſchon bie obrigfeitlihe Regulirung mehr bervor- 
tritt. Weit mehr aber ift das Letztere 3. B. in der berzogl. brem. Deihorbn. v. 
1743, der marfgräfl. bad. Rheindeichordn. v. 1779, ganz bejonders aber in der 
allg. Strom-, Deich⸗ und Uferordnung f. Ojtpreußen u. Littbauen v. 14. Apr. 
1806 (©. ©. S. 1—82, vgl. bei. $ 17f. u. 86 f.) der Fall. Weber andere 
Deihordn. vgl. Mittermaier, D. P. R. $ 224 Note 10. 

”) So preuß. Gef. über das Deichwejen v. 28. San. 1848, bair. Geſ. über 
den Uferſchutz ꝛc. v. 28. Mai 1852 uw. Deichordn. f. das Herzogth. Oldenb. vont 
8. Juni 1855. 

5) Vgl. bei. Hagemann, Landwirtbichafter. 8 169— 180. Runde, D. 9. 
N. $ 113— 123. Mittermaier, D. P. R. 8 223— 229. Eichhorn $ 271. 
Dluntfhli $ 80. Befeler $ 198. v. Rönne, Preuß. Staater. II, 2. ©. 
231 f. $ 375. Lette u. v. Rönne, bie Landeskulturgeſetzgeb. des preuß. Staats 
II, 2. ©. 670— 704. 
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So wird insbefondere in Preußen die Entftehung nener Deichgenoffenfchaften 
nicht etwa burch ein Sich Bereinigen unter ftaatlicher Leitung ober durch eine 
erzwungene Gelbftvereinigung, ſondern dur ein von anfen kommendes 
„Dereinigtwerden“ bewirkt*), Bon der Obrigkeit geht „bie Bildung des 
Deichverbandes‘ aus, von ihr wird er nad) einer juriftifch bedeutungsloſen 
„Anhörung der Betheiligten“ eingerichtet unb ins Leben geführt, mit einem 
Organismus verjehen, ein Statut ibm „ertheilt”, die Eigenſchaft einer „Kor- 
poration® und damit die Perjönlichkeit ihm „verliehen“. Jede Spur einer 
autonomifchen Begründung ift aljo verſchwunden. 

b. Bom Staate wird daher au die Zufammenjeßung bed Deid- 
verbandes außichlieglich beftimmt; ftaatlich werden feine Zwecke begrenzt, wirb 
mit NRüdfiht hierauf fein boppeltes Subftrat hergeftellt, innem fein Bezirk 
abgetheilt, Die dazu gehörige perfönlihde Deichgemeinde verbunden und die 
Mitglievihaft in diefer geregelt wird *). Die fo weder felbftgemollte, noch 
durch die natürliche Zugehörigkeit zu einem befonderen Gemeinweſen bedingte, 
fondern durch den Staat zugleich gegebene und erzwungene Mitgliedſchaft wirb 
unauflöslich mit dem Grunbbefig im Bezirk verknüpft und mit ihm erworben 
und verloren, fo daß zunächft Iebiglich die Grundſtücke und nur durch fie die 
Derjonen verbunden find. Inſofern eine wahre Realgemeinde, unterjcheibet 
fih der Deichverband von einer ſolchen vor allem dadurch, daß ter redhtliche 
Gehalt der Mitgliedſchaft nicht wie fonft zunächſt Recht, ſondern zunädft 
Pflicht ift. Wie daher in ber Realgemeinde das dinglihe Markenrecht, fo 
ift bier die dingliche Deihpflicht das die Natur der Genofienfchaft be 
ftiimmende Princip. Untrennbar als Reallaft mit dem Grundbeſitz verknüpft 


26) So oftpreuß. Stromordn. v. 1806 3 36., preuß. Deichgef. v. 1848 $ 10 
11. 12. 18. 14. 

2 Vol. dad preuß. Deichgel. v. 1848 $ 11. 15 und die auf Grund bei- 
felben erlaffenen und durch die Geſetzſamml. publictrten Statuten der einzelnen 
Deichverbände. Go in ber ©. ©. v. 1849 dad Statut des Herrnprotſch-Brand⸗ 
ſchüßer Deichverbandes v. 2. Dt. &. 380; die Statuten in der &. S. v. 1850 
©. 420. 441. 465. 517. 541; in ber ©. ©. v. 1851 ©. 289. 318. 387. 415. 
488; v. 1852 ©. 81. 821.861. 494. 781. 751; v. 1855 ©. 537. 565. 597. 677. 
845. Unterm 14. Rov. 1858 (G. S. S. 935) wurde dann ein Normalftatet 
(„allgemeine Beitimmungen für künftig zu erlaffende Deichftatute”) gegeben, auf 
welches bie fpäteren Statute in fo weit, als fie nicht Lokale Aenderungen ober 
Ergänzungen begründen, Bezug nehmen. Bol. z. B. die Gtatute in der G. ©. 
v. 1854 ©. 6. 252. 258. 407. 441. 445. 460. 535. 600. 605; v. 1856 ©. 88. 
43. 81. 994; v. 1860 ©. 2. 104. 416. 646; v. 1865 ©. 20. 148. 294. 806. 
991 —1011; v. 1867 S. 175. 810. u. ſ. w. Alle diefe Statute werden nach ben 
Eingangdworten „ertHeilt” und verleihen in ihren erften Paragraphen den Deid- 
verbänden ausbrüdlich Korporationsrechte. 

*©) Preuß. Gef. v. 1848 8 11f., die erften Abſchnitte der cit. Stat. bie 
1854 u. Rormalftatut v. 14. Rov. 1858 8 2f. 
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und nur mit deſſen Aufgabe endend *"), ift biefe Pflicht mitunter aus einem 
Ausflug zur Grundlage des Grundbefitzes im Deichbezirf geworben, fo daß ihre 
Nichterfüllung ben Berluft des die Mitgliedſchaft tragenden Grundſtückes nad) fich 
ziebt®). Ueberall aber ift jie es, weldye die Stellung der Genoſſen im Verbande 
beftimmt und regelt. War die Deichpflicht früher eine durch die Deichgenofien- 
ſchaft begründete, ven Marknutzungen analog bald mehr als privatrechtliche Real- 
laft, bald mehr als öffentliche Deichgemeinbelaft aufgefaßte Verbindlichkeit, fo ift 
fie feit Verwandlung der Deichachten in Staatsanftalten zu einer Pflicht gegen 
den Staat geworden und fteht mit Stantöbienften und Staatöftenern auf gleicher 
Stufe”). Deshalb ift Feine Befreiung von ihr durch privatrechtliche Titel 
und feine Abänderung dur Berträge oder Verjährung möglih”), es wird 
über fie nach dem den Rechtsſchutz gegen den Staat verfagenden Syſtem nur im 
Berwaltungswege entichieven??), fie wird im Steuererefutionswege beigetrieben?*) 
und ihre Bertheilung und Abmeffung ift Sache der Staatöpolizei®”). Bei 
diefer Bertheilung kommen, äbnlid wie in der Marktgemeinde binfichtlich der 
Bertheilung der Rechte, verſchiedene Syſteme vor, welche bald die Vielheit ber 
Berpflichteten, bald die Einheit des Verbandes zum Ansgangspunkte nehmen. 
Jenes ift bei bem älteren Syftem ber Pfanbbeichung ber Fall, wobei bie 
Deichpfliht nach Kabeln, Lofen oder Pfändern äußerlich getheilt war, doch 
aber theils in einer bei auferorbentlicher Beſchädigung des Loſes zu leiftenden 
Beihilfe des Verbandes, theils in ber allgemeinen Pflicht der fogenannten 
Nothhilfe die Einheit zur Geltung fam?). Mehr noch tritt die Einheit ber 
Pflicht da hervor, wo nur gewifje laufende Verpflichtungen nach Kabeln ver- 
theilt findꝰ). Durchaus die Regel enblic bildet jetzt die burdhgeführte Ein- 
beitspfliht des Verbandes, der dann jeinerfeits von ben einzelnen Genoffen 
nad Berhältnig ihres Grundbeſitzes, ihres Intereffes oder nach einem ähnlichen 

29) Bol. Runde $ 116. Hadmann c. 10 Rr. 18f. Brem. Deichorbn. c. 
487. Preuß. Gef. 3 18. Oldenb. Deihordn. art. 114 f. 

2) Sog. „Spatenreht" (von ber Zörmlichkeit, unter welcher das Land auı- 
gegeben wird). Bol. Brem. Deichordn. c. 9 3 10 (b. Kraut, Grunde. 8 114). 
Hadmann c. lv Nr. 860f. u. die Eitate b. Befeler Note 21. 

3) Bol. Hadmann c. 10 Nr. 220f. Runde-$ 116. Gengler, D. 9. 
R. L 8 76. Preuß. Gef. $ 18. 

=) Hadmann 1. c. Nr. 189f. Runde $ 115 Rote e—h. Preuß. Deich⸗ 
gef. $ 16. 17. Oldenb. Deichordn. art. 117. 

3) Preuß. Deichgel. 8 22. 

24) Preuß. Deichgef. $ 19. Oldenb. Deichorbn. art. 155. 

35) Preuß. Deichgeſ. 8 16°., Die zweiten Abfchnitte der Deichftatute und 
8 3—17 bed Normalftatute v. 1858. 

”) Hadmann 1. c. 10. Runde 8 117. 118. So nod nad der Oſt⸗ 
preuß. Stromordn. v. 1806 8 17. 

7, Hagemann, Landwirtbichafter. $ 175. Befeler $ 198 IV. 
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gleichmäßigen Maßftabe Leiftungen und Beiträge forbert?®). Aehnlicher Natur 
wie die Deichpflicht jelbft find gewiſſe Nebenlaften des Grumbbefites, weldhe 
theild zu pofitiven Handlungen. theils zum Unterlafien, theils zum Dulben 
verpflichten, und entiprechende Erpropriationsredhte des Berbandes”). Gublich 
aber korrefpondiren den Pflichten die Rechte im Berbande, welche weſentlich in 
der Theilnahme an der Deicdiverwaltung*), daneben bisweilen in gewiflen 
Nugungen*') beftehen. 

c. Die Drganifation der Deichgenoffenfchaft ift meift der einer Ge⸗ 
meinde überaus ähnlich: nur tritt das genofienfchaftliche Element weit mehr 
noch als dort zurüd. Zunächft übt die Staatögewalt durch befondere Behörben 
oder ihre gewöhnlichen Bezirköorgane eine weitgehende Aufficht und in vielen 
Beziehungen eine wahre Leitung der Deichangelegenbeiten aus"). Aber auch 
die eigentlichen Deichbehörben find keineswegs rein genofienichaftlihe Organe, 
fondern theilweife oder durchaus Organe der Staatögewalt. So werben 5. B. 
in Preußen die fogenannten „Deichverwaltungsbehörben” durchaus als Staat“ 
beamte betrachtet und behandelt. Der Deichhauptmann oder der “Deichgraf 
und fein Stellvertreter werben zwar häufig von der Geuofſenſchaft gewählt, 
bedürfen aber immer obrigkeitliher Betätigung und Vereidigung und werben 
nötbigenfalls von der Obrigkeit proviſoriſch ernannt; fie verwalten demgemaͤß 
auch die Deichangelegenbeiten nicht im Namen bes Berbandes, ſondern um- 
mittelbar im Namen und Auftrage des Staats. Alle anderen Deichverwal- 
tungsbeamten aber, wie ber Deichinfpeftor und Deichrentmeifter, die den ein- 
zelnen Auffihtsbezirken, in welde ber Deichbezirk getbeilt wirb, vorgefeßten 
Deichſchoͤppen, Deichſchulzen oder Deichgefhwornen und die Unterbeanten mit 
fonftigen Angeftellten, find unmittelbare Organe ber Deichverwaltungsbehörbe 
und mittelbare Staatsorgane. Dem gegenüber wird nun zwar überall bas 
genoſſenſchaftliche Element darin anerfannt, daß die Deichgenoffen durch ge 
wählte Repräjentanten ein Organ bes Deichverbandes bilden. Allein für fi 
allein haben dieſe Bertreter der Geſammtheit Iediglid ein gewiffes Ueher- 
wachungsrecht und die Befugniß, Mängel zu rügen nnd Wünfche vorzutragen. 
An den eigentlichen Deichangelegenheiten bagegen gebührt ihnen nur eine 

3) Oldenb. Deichordn. art. 119 f. 192f. Preuß. Deichgef. 8 16. 17., bie 
zweiten Mbfchnitte der Deichftatute und Rormalftatut v. 1858 8 8—9. 

”) Befeler $ 198 VI. Preuß. Deichgef. $ 17. 20. die dritten Abſchnitte 
ber Deichftatute und Normalftatut v. 1853 9 18— 28. 

©) Preuß. Deichgef. $ 15 litt. h bie fechöten Abfchnitte der Deichftatute 
und Normaljtatut v. 1853 8 48. 49. 58 

“, Vgl. Bluntfhli, D. PR. s 80 Rr 6. Preuß. Normalftatut v. 
1853 $ 18. 

#) Vgl. Hadmann c. 5. Nr. 63f. c. 12. Nr. 13f. v. Bülow u. Hage- 
mann, praft. Erörter. IL 12f. Runde 6 114°. Hagemann, Lanbwirthfchafter. 
8 169. Brem. Deichorbn. c. 7. Preuß. Deichgef. $ 15%, Rormalftatut v. 1858 
8 24—28 unb die vierten Abfchnitte der einzelnen Deichftatute.. 
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Theilnahme, fo daß fie erft in ihrem Zufammenwirken mit ber Deichbehörbe 
im Stande find, die Perjönlichleit des Deichverbanbes zur rechtlichen Erſchei⸗ 
nung zu bringen. Das and ben oberften Deichbenmten ale Stantsorganen und 
den Repräfentanten der Deichgenoffen zuſammengeſetzte Deihamt erft ift es, 
welches die Deichlorporation als ſolche vertritt, fie verpflichtet und bereihtigt, fie 
willens- und banblungsfähig macht, jo daß fi hier recht deutlich zeigt, wie 
die Deichgenofienichaft an fidh jeder Gefammtperfönlichkeit baar ift und allein 
nur, foweit fie der Staat durch feine Organe in Bewegung fett, Leben erhält. 
Es ift daher auch in den Geſetzen nicht von einer Selbftverwaltung der Ge⸗ 
noſſenſchaft, fondern nur von ihrer Mitwirtung bei der Berwaltung ber Deich 
angelegenbeiten die Rede *?). 

d. Die rechtliche Bedeutung der Deichgenofienichaft ift fireng auf 
die Zwecke des Uferfchutes beſchraͤnkt. Eine eigene Bedeutung aber kommt 
ihr vornemlih nur ald Privatrechtsfubjelt zu, indem ihr das Eigenthum an 
den Deichen und Anlagen‘) und an anderen unbeweglichen unb beweglichen 
Sachen, eine befondere Deichlaffe und bie Fähigkeit zu allen dinglichen und 
perfönlichen Rechten und Pflichten zugeftanden wirb*). Dagegen ift ihre 
Billens- und Handlungsfähigkeit, obwol doch der Staat in ihr bereits ver- 
treten ift, noch überdies durch ftantliche Bevormundung in enge Grenzen ver- 
wiefen. Ihre Verfügungen über die Benugung ihres Vermögens unterliegen 
ftaatlicher Einſchraänkung “). Zu einer Reihe non Berträgen und Rechtsge⸗ 
ſchäften, beſonders zu Beräußerungen, Anleihen, Remunerationen, NRenanlagen 
bedarf fie vorgängiger obrigkeitlicher Genehmigung”). Die Leitung bes Deich 


— — — 





“ Wenn andy bie Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung bed Deichamts, 
die Wahl und Beftätigung ber Deichverwaltungs- Behörden einerjeits, die Wahl 
oder Ernennung der Deichrepräfentanten andererfeitö, ſowie über den Geſchäfts⸗ 
kreis der einzelnen Behörden und ber Deichamtöverfammlung im Einzelnen fehr 
verjchieben find, fo enthalten doch alle Statute in ihren fünften und fechöten Ab- 
ſchnitten und insbejondere auch das Normalftatut v. 1863 8 29— 59 bie oben 
entwidelten Grundzüge. Diefelben find aber auch fchon im Deichgef. v. 1848 8 
15 e n. f. vorgezeichnet, indem fchon bier „bie Drganifation, Befugniffe und 
Pflichten der Deichverwaltungd-Behörde" und das „Recht der Deichgenofien, per» 
ſönlich oder durch Abgeordnete bei der Berwaltung ber Deichangelegenheiten mit⸗ 
zumirfen“ gegenübergeftellt werden. Cine ähnliche Organifation enthielt auch 
die oftprenß. Stromorbn. v. 1806 8 55. (GG. ©. ©. 14 f.). 

) Befeler, D. P. R. 5 198 III. Preuß. Normalftatut v. 1853 $ 18, 

45) Bielfache Belege bieten die preuß. Deichftatute in den vierten und fünften 
Abſchnitten. Vgl. Normalftatut v. 1858 51. d—7. 16. 8—57. 

) Preuß. Deichgef. 8 24. Oldenb. Deichorbn. art. 218f. Brem. Deichorbn. 
e. 16. Bol. auch Hadmann c. 11. c. 14 Rr. 611f. c. 16. Runde $ 120, 

”) Bol. das preuß. Normalftatut $ 57 und die legten Paragraphen ber 
fünften Abſchnitte der Einzelftatute Im Einzelnen kommen. verfchiedene Moda- 
litäten vor. 


o 
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bauwefend, die Deichanlage und die Deichichau find Sade des Deichumts, 
Oberleitung uud Kontrole aber find bei der Regierung. Ein eigener Deidy- 
haushalt mit Etat-, Kontrol- und Rechnungsweien ift Recht und Pflicht ber 
Korporation, der Regierung dagegen gebühren Revifionen, Prüfungen und im 
Nothfall einfeitige Feftftellung und Berfügung. Kann das Deichamt in ben- 
jenigen Angelegenheiten, in denen es feiner Staatägenehmigung bebarf, bin- 
dende Korporatiousbefchläffe fafien, fo kann doch die Regierung auch biefe 
fiitiren und Laffiren, Tau proviſoriſche Berorbuungen und Befehle an bie 
Stelle jehen und bat über alle Beichwerden und alle Berwaltungsftreitigkeiten 
die letzte Entſcheidung. Auftellung, Beſoldung und Amtsführung der Deich⸗ 
beamten unterliegt der Kontrole der Regierung. Alle Rechte öffentlicher Ge 
walt endlich, die Deichpolizei, eine etwa fortbeftehende Deichgerichtöbarkeit, Die 
Strafgewalt, die Zwangevollſtreckung, bie Erpropriationsrechte u. |. w. werben 
von der Deichbehoͤrde Iedigli im Namen und Auftrag ber Regierung vorbe 
haltlich des Rekurſes an bie höhere Stantöbehörbe, nie mehr in Yolge einer 
genofienfchaftlichen Gefammtgewalt über bie Genoſſen, geükt®). Auch das 
befondere Deichrecht und der beiondere Deichfriebe haben ihren genoffenfchaft- 
lihen Sharakter verloren und ven einer Deichautonomie iſt nidht ferner bie 
Rebe, indem bad verliehene Statut nicht anders als duch Stantebewilligung 
geändert werben Taun *"). 

e. Den einzelnen Deichverbänden volllommen analog verhalten fidh die 
Sammtdeihverbände, zu welden früher die Deichgenofienfchaften ſich 
freiwillig zu vereinen pflegten, während jet ſowol die Bereinigung als bie 
Beitimmung, welche Angelegenheiten gemeinfam jein follen, von der Obrigkeit 
ausgeht **). 

8. Bon den Sielnerbänden oder Sieladhten, territorialen Zwangsgenofien- 
ſchaften für den Specialzweck der Anlage und Unterhaltung von Akzugelanälen, 
‚gilt in allen berührten Punkten weſentlich daſſelbe, wie von ben Deichge⸗ 
meinden®'). 

9. Den Deih- und Sielgemeinden nahe verwandt find die durch die 
moderne Waſſergeſetzgebung *) ermöglichten und jeitbem in großer Zahl ins 





%) Dies find die Principien ber preuß. Deichftatute, welche meift in ben 
vierten und fünften Abfchnitten eine nähere Ausführung erfahren. Vgl. Rormal- 
ftatut v. 1853 8 24—56. 

) Preuß. Deichgeſ. $ 15. 28 u. d. SchInfparagrapben der Deichftatute. 

> Preuß. Deichgei. $ 13. 14. 

s) Brem. Deichordn. c. 17. Oldenb. Deihorbn. art. 269. Hadmann e. 
14 Nr. 19. Runde 8 114%. 119. Befeler $ 197 Note 32, 

22) Bgl. grob. hefſ. Miefenkulturgef. v. 7. Oct. 1880 art. 9. Sannoe. 
Gef. v. 22. Aug. 1847 8 55Ff. Sachſen⸗Meining. Gel. v. 4. Mai 1850. 
Bad. Gel. v. 21. Behr. 1851 (NR. Bl. ©. 159.) Bair Gef. v. 28. Mai 
1852. Weimar. Gef. v. 16. Febr. 13854 8 59 f. Kön. Sächſ. Gef. v. 15. Ang. 
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Leben getretmen?) Zwangsgenofjenihaften für Bewäflerungs- oder 
Entwäfferungsanlagen (Wiefengenofienfchaften, Meliorationsperbäube, 
Stromregulirungsverbände, Entwäfferungsgenoffenfchaften u. |. w.)'*), welche 
fi durchaus als gemeindeähnliche Berbände für Specialzwede charakterifiren. 
Wenn nämlih eine Wafferanlage, deren Bortheile einer ganzen Gegend zu 
Gute kommen, nur durch ein gemeinfames Wirken zu Stande zu bringen unb 
fortzuführen ift, geftatten dieſe Geſetze, von dem Gefichtspunkt einer natürlichen 
Gemeinſchaft unter ten Wafferinterefienten ausgehend **), der Staatsregierung, 
im Berorbnungswege alle Betbeiligten zur Anlegung und Erhaltung ber er- 
forderlichen Wafferwerle zu verpflichten und dieſerhalb in eine befondere Ge⸗ 
nofſenſchaft zu vereinen. Ift nach der Mehrzahl der Geſetze der Staat nur berech⸗ 
tigt, bei vorliegendem Antrage einer Majorität die Minorität zur Betheiligung zu 
zwingen®®), jo ift in Preußen und Sachſen ein völlig bebingungslofes Zwangs⸗ 
recht begründet nnd dem Wortlaut nad Tann in Preußen felbft bei Wider⸗ 
fpruch aller Betheiligten von Amtöwegen eine ſolche Genoſſenſchaft gebildet 


1585. Bei. aber preuß. Gef. über die Benupung der Privatflüfle v. 28. Febr. 
1848 (©. ©. ©. 41.) 8 56—59, andgedehnt auf Genoſſenſchaften für Entwäffer- 
ungdanlagen burch Gef. v. 11. Mat 1853 art. 2 (G. S. ©. 182) und in bem 
nenen Zanbeötheilen eingeführt. durch V. v. 28. Mai 1867 (G. S. S. 769). Für 
ben Kreis Siegen, in welchem fich ältere Wiefengenofienfchaften erhalten und 
einen hoben Flor hervorgebracht hatten, eriftirt eine befondere Wiefenorbn. v. 
28. Oct. 1846. 

5 Man vgl. bei. die auf Grund ber Geſetze von 1848 u. 1853 erlaflenen 
zahlreichen Genofienfchaftöftatute in ber preußifchen Geſetzſammlung, z. B. die 
im Text benupten Statute in der & ©. v. 1852 ©. 196. 891. 517. 712.; v. 
1854 S. 336 (15. Juli 1852). 19 (19. Dec. 53). 58. 422. 481. 489. 501. 562. 
636. 681; v. 1856 ©. 125. 945. 956. 966; v. 1860 ©. 7. 24. 50, 92. 116. 
125. 137. 426. 446. 451. 641; v. 1865 ©. 121. 158. 161. 193. 327. 692. 698. 
1058. 1185; v. 1867 ©. 141 (24. Dec. 66). 552. 793. Diefen ‚Statuten Itegt 
ein durch Reftr. v. 10. Nov. 1851 publicirtes Mufterftatut (6. Leite und v. 
Rönne, d. Landeskulturgeſetzgeb. des preuß. Staats J. 868) u. bie Anweiſung v. 
10. Oct. 1857 (b. Hahn, die preuß. Geſetze über die Borfluth ꝛc. Breslau 
1858) zu Grunde. 

4) Bol. bie Abhandlungen v. Anſchütz, Die beutfchen Wiefengenoffenfchaften, 
in Bekkeren. Mutber, Jahrb. des gem. beut. R. 1859-111. ©. 896-—418 u. der 
Geſellſchaftsvertrag im landwirthſchaftlichen Betriebe, in den Mittheil. des land» 
wirtbfchaftl. Inft. der Univ. Halle. Jahrg. 1865 ©. 149—151. 

ss Anſchütz, Zahrb. 1. c. &. 408. 

) Nach großh. hefſ. Gel. (art. 9.) bei einfacher, nach hannov. 8 55, meining. 
art. 1., bad. $ 1., balr. art. 16., mweimar. 8 59 nur bei Zweidrittelsmajorität. 
Die Berechnung der Majorität findet nach der Größe bes Grundbefikes ftatt. 
Mit derſelben Majorität kann nach dem bad. Gef. 8 21 u. balr. art. 9 die 
Auflöfung beichlofien werden. — In Siegen muß % der Fläche zuftimmen unb 
es wird ein Zufammenlegen der Erundftüde mit der Entwäfferung verbunden. 
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werben”). ebenfalls geht Die Abgrenzung bes Bezirke, die Beitimmung ber 
Mitgliedſchaft und die demnächftige Inkorporirung diefer Elemente ganz allein 
vom Staate aus. Staatlich wird auch, nad einer rechtlich bebeutungslofen 
„Anhörung der Betheiligten mit ihren Anträgen unb Grinnerungen’, das 
Genoffenichaftsftatut feftgeftellt, welches insbefondere den Korporationszweck 
bie Repartition der Beiträge und Leiftungen und bie innere Berfaffung be 
ftimmt und regelt. Die Mitgliedſchaft im Verein pflegt nah dem Statut 
durch Grundbeſitz im Genoffenfchaftäbezirt bebingt und nad ihm bemeffen zm 
werben, fo daß fi das Stimmrecht in den Bereinsangelegenheiten nach der 
Größe des Grumbbefiges richtet und in der Regel, wo nicht etwa der Bortheil 
für die einzelnen Grundſtücke ein ungleidher ift, aud die den Einzelnen an 
Selbbeiträgen und jubfidiär an Dienften obliegenden Laften nad) dem Grund» 
befit verteilt werben, jebenfalls aber als unablösliche, auf jeden Befiker über- 
gehende Reallaften auf Grund und Boden ruhen. In Preußen und Sachſen, 
wo bie ftaatlihe Natur diefer Berbande am ſchärfften ausgeprägt ift, haben 
diefe Laften fogar den Charakter oöffentlicher Abgaben. Die Genoffenver- 
fammlung oder eine fie vertretende Repräfentantenverfammlung faßt bie Ber- 
einsbefchlüffe; ihre Berufung und Leitung aber, ſowie überhaupt die Leitung 
und Ausführung aller genofjenichaftlichen Angelegenheiten, die Vertretung ber 
Geſammtheit nad außen, die Anftellung von Hilfe- und Unterbeamten, bie 
Ausführung des Bewäfferungs- ober Entwäfferungsplanes und die Straf- und 
Zwangsgewalt des Verbandes übt ein erwählter und beftätigter ober auch ein- 
fach ernannter ober endlich durch das Statut von vornherein beftellter Bereins- 
porftand‘®), ber analog ber Deichverwaltungäbehörde im Weientlichen als 
Staatsorgan betrachtet und behandelt wird. Auch die rechtliche Bedentung 
des Verbandes envli geht über die einer Bezirkögemeinde mit Korporations- 
rechten in Preußen nicht hinaus, während die meiften übrigen Geſetze ihn 
mehr einer freien Genoſſenſchaft gleihftellen. Die Rechte einer juriftiichen 
Perfon werben dem einzelnen Verbande meiſt ausdrücklich ertheilt®%). Dagegen 


Eine Ausnahme machen in Preußen Drainagegenoflenfchaften, indem ein 
Zwang zur Vereinigung für Drainanlagen nicht ftattfinden foll. 

se) Der Borftand befteht in Preußen häufig aus einem Borftcher und zwei 
Diefenfchöffen. Vielfach kommen Interabtheilungen bed Bezirks und Nnter 
vorfteber vor. Kine große Anzahl von Etatuten giebt den Gemeinden dee 
Bezirks oder ihren Borftänden Einfluß auf die Leitung der Genoffenfchaft oder 
orbnet die Bertretung nad) Gemeinden. Bei größeren Bereinen kommen befolpete 
Direktoren vor. Ueberdies pflegen befondere technifche Beamte, Wafler- und 
BWiefenbaumelfter, Wiefenwärter, Riefelmeifter u. |. w. beftellt zu werben. Bgl. 
auch Anſchütz, Jahrb. 1. c. S. 407. 408. 

”#) So in den preußifchhen Statuten. Darans bat die Praris gefolgert, ba, 
wenn dies nicht der Hall, die Genoſſenſchaft der juriftiichen Perfönlichkeit ent- 
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wirb bie öffentliche Bedeutung bed Verbandes, fein ausſchließliches Recht auf 
Bornahme der betreffenden Anlagen und Arbeiten im Bezirkee), jein Expro- 
priationsrecht gegen die Mitglieder‘) und eine ihm häufig zuftehenbe ſchieds⸗ 
richterliche Gewalt in Streitfällen“) aus fpecieller ſtaatlicher Konceſſion ab- 
geleitet. Und insbefondere in Preußen werben nicht nur Staatsaufficht und 
ftaatliche Oberleitung weit ausgebehnt, jondern es werben auch Beichlüffe und 
Rechtshandlungen der Genofienihaft in vielen Fällen an höhere Genehmi- 
gung gebunden. 

Einen durchaus anderen juriftiichen Sharalter haben ſolche Baffergenofien- 
ſchaften natürlih dann, wenn fie durch freiwillige Zuftimmung aller Betheilig- 
ten zu Stande fommen. Sie unterſcheiden fi) dann in nichts von gewöhnlichen 
Bereinen und unterliegen nur bezügli der Erlangung von Korporations- 
rechten benfelben Borfchriften, welche bie Landeögefeßgebung im Allgemeinen 
dafür aufftellt. Die Gefeße trennen fie daher auch fcharf von ben gemeinde 
äbnliden Zwangsgenofienfchaften“). Derartige freie Meliorationsgenoffen- 
ſchaften haben fih in nenerer Zeit gleichfalls zahlreich gebilbet. 


8 59. Gemeinden in und über der Ortögemeinde. Bezirks-, 
Sammt-, Kreis- und Provinzialgemeinben. 


A. Die innere Öliederung ber Ortsgemeinde bat, wie wir ge 
ſehen, mannichfach mit ihrer eigenen Wandlung gewechſelt. Die ältefte Ge 
meindegenoſſenſchaft zerfiel in Genoſſenſchaften homogener Art, mithin in 
Untermarfgemeinden. Dies erhielt fi in den Landgemeinden vielfach bis in 
die neuere Zeit und dauert in veränderter Form heute noch bisweilen da fort, 
wo ein größerer Verband (wie 3. DB. bie oldenburgiſche Kirchſpielsgemeinde) 
bie eigentlihe Gemeinde geworben ift, in ihr aber die Ortichaften eine eigene 
wirthichaftlihe Bereutung gewahrt haben. In ben Städten dagegen trat mit 
ber Ausbildung der rein perfönlihen Bürgerfhaft an die Stelle ver Gliederung 
nad Lofalgemeinten bie Gliederung nad Gilden. Auch diefe Gliederung hat 


behre. A. M. mit Recht Pözl, die bair. Waflergef. S. 266 u. Anſchütz, 
Jahrb. S. 418 —417. 

“), Solche Anlagen und Arbeiten, auf welche ber Bereindzwed nicht gerichtet 
ift, können bie Mitglieder felbftändig vornehmen, unterliegen indeß auch hierbei 
den Anordnungen, welche der Borftand im Intereſſe des Benefientipafttgunedt 
trifft. Bol. Unfhüg, Jahrb. ©. all. 

, Preuß. Mufterftatut, 8 4. 

es) Es wird meift ein befondered Schiedögericht als zweite Inftanz über dem 
Borftande eingefept, der Rechtsweg aber ganz ansgefchloffen. Anſchütz 1. c. 
412. 


3) Die preuß. Gef. v. 1843 8 57 u. 1858 art. 2 und bas bair. Gef. art, 
2. 3 fordern aud bei dem frei vereinbarten Etatut „Genehmigung, es wird 
aber doch nicht „ertHeilt”. Auch ift nicht Ianbesherrliche Verordnung, fondern nur 
Minifterialveftript erforderlich. 
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das Mittelalter nicht nur überbanert, fonbern befteht in einzelnen Städten, 
bejonders in der Schweiz (5. B. in Bajel), noch heute, indem namentlich ba, 
wo in Folge der Einführung eimer reinen Zunftnerfaffung die Trennung tes 
gewerblichen und des bürgerlid”-militäriichen Elementes der Gilden vollzogen 
warb, bie politifchen Zünfte (Aemter, Gaffeln, Gilden), auf welche die ge 
fammte Stadtverfaffung gebaut wurde, fi} als durchaus perjönliche Unterge- 
meinden erhielten und in ihrer inneren Einrichtung gewiflermaßen eine ber 
Sefammtbürgerfchaft homogene Bürgerſchaft im Kleinen darftellten. Schon 
gegen das Ende des Mittelalters inde begann, feitbem der Rath ſich zu einer 
centralifirenden Obrigkeit geftaltete, in den größeren Stäbten neben der per- 
fönlihen Gliederung wieder eine örtliche Einteilung mehr heworzutreten, 
weiche ſich theils an bie alten Burſchaften aufchloß, theils aber auch durch eine 
rein obrigfeitliche Abgrenzung von Bezirken, Bierteln oder Duartieren nen 
eingeführt wurde. Diefe Bezirke aber emtbehrten zum Unterfchiebe von ben 
alten Specialgemeinden jeder genofienfchaftlichen Bedeutung, fie waren obrig- 
keitliche Berwaltungsbezirke unter obrigkeitlich ernannten Borftänden. Sn dem- 
felben Grade, in weldyem daun die Gemeinde jelbft zu einem bloßen, fei es vom 
Rath, fei es von Iandesherrlichen Bebörben regierten Ortsbezirk herabgedrückt wurde, 
ftellte ihre Gliederung nach örtlichen Bezirken die politisch allein in Betracht 
kommende Eintheilung der Bürgerfchaft dar. Sie wurbe nunmehr auch auf 
größere Landgemeinden ausgedehnt, Bier aber fo wenig wie in den Stäbten 
irgend Torporatin geftaltet. Auch die neuere Gefehgebung Kat mit wenigen 
Ansnahmen diefen Standpunkt nicht verlafin. Sie kennt Teine Gemeinde in 
ber Gemeine. Sie kennt zwar neben ben für einzelne Zwecke gebildeten 
Unterbezirten ftändige Bezirke unter bejonberen Bezirks⸗ oder Viertelsvorftehern; 
aber dieſe Bezirke werben rein nach Bermwaltungsgrunbfähen von ben Gemeinde 
behörben gebilbet, ihre Vorſteher von ihnen ober von ber Gemeinbevertretung 
ernannt unb nur in wenigen Gemeinbeorbnungen ben Bezirksangehoͤrigen eine 
Mitwirkung dabei zugeftanden. Nirgend find die Bezirke felbftändige &e- 
noffenfchaften oder Korporationen, nirgend haben fie politiiche ober privatrecht⸗ 
liche Perfönlichkeit, nirgend find ihre Vorfteher Bezirksorgane, ſondern fie find 
unb heißen Organe oder Hilfsbeamte der Gemeinbeobrigkeit!). Die Nachtheile, 


1) Bel. bei. batr. &. O. v. 1884 5 90— 492, kurhefſ. v. 1884 5 58 b. 
Weiske ©. 88. 269. Preuß. St. D. v. 1808 $ 11—13. 163. 164. Weftphäl. 
2. G. D. v. 1841 $ 832 (Dorf oder Bauerfaftövorfteher), B. v. 31. Dt. 
1841 $ 14 (Rott- oder Biertelömeifter) u. 8. ©. D. v. 1856 $ 42. Rhein. ©. 
D. v. 1845 $ 77 (Hilfsbehörben bes Gemeindevorftands). St. D. v. 1858 $ 60, 
weſtph. $ 60, rhein. 8 55, franff. 8 67: „die Bezirksvorfteher find Organe des 
Magiftrats”. Die fühl. St. O. v. 1832 8 230—284 dagegen giebt den Bezirke- 
abtheilungen unter ihren Bezirkenorftehern das Recht befonderer Beichlüffe unter 
obrigkeitficher Autorität, wenn fie ihnen auch den Charakter befonderer Gemeinden 
ausdrücklich abjpriht. Die hannov. Et. D. v. 1851 8 41, 1858 8 42 verweiſt 
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welche folder Mangel genofſenſchaftlicher Glieberung für große Gemeinden 
mit fich führt, treten in neuerer Zeit in ben großen Städten bereits deutlich 
hervor. Eine ohne jebes Gegengewicht von unten durchgeführte Sentralifation 
entfremdet die Maffe der Bürger den öffentlichen Angelegenheiten der Kommune 
und gefährdet den Geift bürgerlicher Selbftverwaltung, der nur durch andauernde 
Suanfpruchnahme jedes Bürgers für die Gemeininterefien feines engften Kreiſes 
erhalten werben Tann. 

B. Ueber ber Ortsgemeinde wurbe das genoffenſchaftliche Gemein⸗ 
beleben der höheren und weiteren Kreife weit früber und vollftändiger als das 
der Ortsgemeinde ſelbſt zerftört.. Auch hier jteht es in unferen Tagen im 
Beginn feiner Wiederbelebung, aber es ift Dies noch um Vieles mehr als in 
der Ortögemeinde ein bloßer Beyiun. 

I. Seine alleinige unb felbftändige Geltuug in allen weiteren Kreiſen 
hatte das Genoſſenſchaftsprincip bereits verloren, feitdem die Senten, Gaue 
und Länder zu berrichaftlihen Verbänden geworben waren. Mit dem ftufen- 
weijen Fortſchritte der Aufloͤſung der Senten, Gaue und Stammesländer durch 
die Immunitätsherrſchaft verſchwanden zuletzt auch die Spuren ber alten ge 
noffenfchaftlichen Gent-, Gau- und Stammesgemeinden. Allein damit war 
das Gemeindeprincip nicht verloren, es wurden ihm nur andere Formen der 
Bethätigung angewielen. Denn iu jedem Herrſchaftsbezirk entwidelte fich eine, 
wenn auch abhängige Genofienfchaft, welche endlih unter dem Einfluß bes 
wittelalterlichen Einungsweſens die Bezirksangehörigen zu einer jelbftberechtigten, 
in allen höheren Kreifen freilich ſtändiſch organifirten genofjenichaftlichen Ger 
n:einde Eonftituirte. Wenn daher auch nur vereinzelt volllommen freie Landes⸗ 
gemeinden auf ben Trümmern der alten Berfaffuug erftanden, fo waren doch 
die Einwohner jedes größeren ober kleineren Gerichts⸗ Amtd-, Bogtei-, Im⸗ 
munitäte- oder jonftigen Herrichaftöbezirks durch eine Gerichts-, Amts-, Vogtei⸗ 
oder Immunitätsgenofjenfhaft verbunden, jedem Amt und Oberamt entiprach 
eine Amtd- und Oberamtögemeinde und in ben Xerritorien wurde in Folge 
der landſtändiſchen Entwidelung nicht nur eine Landesgemeinde, fondern zu⸗ 
gleih eine engere Stänbekörperichaft jeber Landſchaft und jebes Kreifes als 
eine Provinzial- oder Kreißgemeinde dem Landesherrn gegenüber hervorgebracht. 
Alle diefe Gemeindeverbindungen aber ficherten in den ihnen entſprechenden 
Gebietstheilen der Einwohnerſchaft in beftimmter Organifation eine felbftändige 
Theilnahme an der Rechtserzeugung, der Rechtspflege und ber inneren Ber- 
waltung. 

Diefer Theilnahme bes Genofſenſchaftsgedankens am Staatsweien erflärte 
bie Obrigkeitöidee auf das Entſchiedenſte den Krieg. Eine über und aufer 
bem Kreife der Beherrichten ftehende Obrigkeit follte die alleinige Duelle alles 


auf dad Ortöftatut, fchreibt aber im Allgemeinen Wahl der Bezirtövorftcher nad 
den für die Bürgernorfteherwahl geltenden Grundfähen vor. 
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Öffentlichen Rechtes fein, bie Torporativen Gemeindenerbände follten höchitens 
in privatredhtlidher Bedentung fortbeftehen. Bor Allem mußle in ber geſet⸗ 


und die Geridytögemeinde zum Gerichtsbezirk werben; endlich aber mußte auch 
die Selkfiverwaltung bis auf geringe Nefte der obrigkeitlichen Adminiſtration 
und damit bie Beirkögemeinde dem Berwaltungsbegirt weichen. 

Am leichteften war dieſes Syftem im denjenigen Bezirken durchführbar, 
welchen eine Stänbelörperichaft entiprad. Denn in ihnen gab es im dem 
meiften Gegenden feine volllommen awsgebilbete Gemeinde, ſondern nur ein- 
zeine genofienfchaftliche Elemente. Wo aber wirklide Amts- oder Oberamts- 
gemeinden, Kirchfpiels-, Thal- oder Gerichtögemeinden und äbulide Kommnnal- 
verbäude oder felbft Peine nicht ſtändiſche Landesgemeinben oder Landſchaften 
entwidelt waren, wie vielfach im Norden und Norbweſten, in Schleswig. 
Holftein, Niederſachſen, Weſtphalen, den ehemals freien dithmarfiſchen und 
friefiihen Gebieten, wie ferner am Rhein, in Württemberg, Schwaben und 
Zirol, da gelang es wenigftend ber Obrigkeit, dieje Verbände zu mehr oder 
minder abhängigen nnd weientlich nur durch die Rechtsfühigkeit im Bermögens- 
recht charalterifirten Korporationen berabzujeben, deren Bezirk nur äußerlich 
mit einem Staatsverwaltungsbezirk zuſammenfiel. Eine jolde Auffaffung lag 
fo ſehr im Geifte der Zeit, daß fih ihr ſelbſt bie volllommen freien Landes- 
pemeinden der Schweiz nicht zu entziehen vermochten. Auch fie wurden zu 
obrigkeitlich regierten Territorien mit obrigkeitlich abgetheilten Berwaltungs- 
jprengelu, wobei nur jtatt eines Einzelnen die Korporation der Bollbürger 
Inhaberin der Landesobrigkeit war. Statt einer bad Land repräfentirenden 
Vollgenofſenſchaft wurde fo bie freie Landeögemeinde immer mehr eine Privi- 
legsforporation, welche ſich jelkit anf das Engberzigfte abichloß, der Geſammt⸗ 
heit der Lanbesangehörigen, ven Beijafjen, Hinterfaffen und Schuiverwanbten 
aber wie eine Obrigkeit der Unterthaneufchaft gegemübertrat. So tief drang 
jelbft im die freien Berge die herrichende Staatsidee, jo wenig ſchien auch 
bort ein gemofjenidhaftliches, feine Machtfülle aus der Gejummtheit fchöpfendes 
Gemeinweien, jo wenig felbit nur ein Staat in fatt über dem Volke möglid. 

Auch die ſtändiſch organifirten Gemeinden aber konnten auf die Länge 
ben gleihen Einflüffen nicht widerſtehen. Es wirb unten noch gezeigt werben, 
wie bie Landſtändekorpora aus Randeögemeinden zu Privilegsforporationen mit 
privatrechtlicher Grundlage und Beſtimmung wurden. Hier ift nur anzu- 
merken, daß, was vom Ganzen, au von feinen Theilen gilt, daß alfo im 
maloger Weile wie die Stellung der Stände im Gejammtterritorium auch 
ihre Stellung in Provinzen und Kommunalverbänden und die Stellung ihrer 
einzelnen Abtheilungen in Bezirken und Kreifen geändert wurd. Die ritter- 
ſchaftlichen wie die ftädtiſchen Bezirk- und Kreis-Corpora wurben lediglich 
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forporativ vereinte Intereſſentenſchaften, welche nicht mehr eine örtlide Ge⸗ 
meindegenoffenichaft, nicht mehr den Landestheil oder den Kreis, fondern ſich 
felbft darftellten und, während alle öffentlihe Bedeutung allein den lokalen 
Berwaltungsbehörden und ihren Amtöfprengeln zufiel, anftatt einer politifchen 
Gliederung des Volks nur noch die Stützpunkte individneller Privilegien be- 
beuteten. 

IL Eine mächtige Bewegung bat in unferem Jahrhundert in deu ber 
Ortsgemeinde übergeorhneten Bezirken den mit nener Kraft erfüllten Genofien- 
ſchaftsgedanken wieder zur Geltung gebradht. Bon dem Bewußtfein durch⸗ 
drungen, dat zwifchen einem wahrhaft großen Einheitsftant und dem germani- 
hen Gedanken jelbfttbätiger bürgerlicher Freiheit die Berföhnung nur gefunden 
werben kann, wenn zwifchen Gemeinde und Staat in ftnfenweiler Gliederung 
mittlere Berbände beitehen, welche die Eigenſchaft felbftändiger, durch fich 
lebender Gemeinwejen mit der Eigenſchaft von Gliedern einer höheren Allge⸗ 
meinheit harmoniſch verbinden, ftrebt man für Kreife und Provinzen eine ge- 
meindeähnliche Organifatton und eine unabhängige Stellung an. Schon vor 
1848 kehrte in manchen Ländern ben in größerer oder geringerer Verkümme⸗ 
rung fortbeftehenden engeren und weiteren Bezirkskommunen einiges eigene 
Leben zurüc und es wurde ihnen bisweilen von der Gefehgebung neben An⸗ 
erfennung und Grweiterung ihrer Korporationsrechte eine gewifle öffentliche 
Dedeutung durch die ihnen zugefiherte Theilnahme an ber Verwaltung ber 
Angelegenheiten ihres Bezirks eingeräumt. Die Bewegungsjahre riefen ſodaum 
ein weitergehendes Streben hervor, welches die Theilnahme an ter Verwaltung 
in eine wahre Selbftverwaltung verwandeln, die blos korporative Grundlage 
aber durch eine genoſſenſchaftliche Gemeindeverbindung erfeßen wollte Es er⸗ 
giengen dann auch Geſetze, welche diefen Gedanken wenigftens theilweiſe durch⸗ 
zuführen verjuchten, feitden indeß zum Theil wieder befeitigt worben find. 
Auch in neuefter Zeit kann man fi) nicht entſchließen, in den größeren Kom⸗ 
munen etwad Staatsähnliches anzuerkennen; man will fie nur als Berwal- 
tungsbezirke, die für gewiſſe Zwecke ftaatlih inforporirt find, mithin als 
Staatsanftalten mit juriftiicher Perfönlichkeit gelten laſſen. Bon ver herr- 
ſchenden Lehre der ausſchließlichen politiichen Perjönlichleit des Staats aus 
gehend, hält man es mit der Staatseinheit für umvereinbar, die Glieder des 
Staats ald eigene Gemeinweien anzuerkennen, welde nur einen Theil ihrer 
Perfönlichleit an den Staat abgegeben haben. 

IH. Im Einzelnen bat von den großen Staaten, für welche diefe ragen vor- 
nemlich in Betracht kommen, Defterreich jeiner eigenthümlichen Zufummenjegung 
wegen auf dieſem Gebiet feine bejondere Geſchichte, die zwiſchen weitgehender 
Centraliſation und weitgehender Autonomie der Randestheile bekanntlich viel- 
fach geſchwankt und das Feld des Srperimentirens wol jchwerlich bereits über- 
ſchritten bat). 

2) Dem Heide gegenüber find jept die Reichshälften befondere Staaten, den 
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IV. In Preußen befinden ſich dieſe Zuftände ebenfalls in einem Ueber⸗ 
gangsftabium. Die Berfaffungsurkunde (art. 105) wollte die Kreis-, Bezirks 
und Provinzialverbände ben Gemeinden mit der einzigen Abweichung, daß 
ihre Borfteher nicht erwählt, jontern emannt werden jollten, gleichitellen 
und alle ihre „inneren und befouberen Angelegenheiten” dem Beichluß der 
and gewählten Vertretern beftehenden Berfjammlungen, den Borftehern aber 
die Ausführung dieſer Beſchlüſſe übertragen. Die Kreis⸗, Bezirke. und Pro⸗ 
vinzialorbnung vom 11. März 1850 verfuchte die Durchführung diefes Principe, 
erhob fi) aber einerjeits nicht über die mechaniſche, ſchablonenmäßige Kon- 
ftruftion, andererfeits wicht über die Anffafjung diefer Verbände als ftaatlicher 
Berwaltungsbezirte mit hoͤchſtens privntrechtlicher Perjöulichleit.. Sie gewann 
baber weder im Verhältniß der Kommunalverbände zu ihren Mitgliedern die 
nothwendige genoſſenſchaftliche Grundlage, noch gab fie ihnen im Verhältniß 
zun Staat bie Stellung engerer Gemeinweſen. Kreije, Bezirke und Provinzen 
follten Staatsverwaltungäbezirke, Kreife und Provinzen überdies Korporationen 
fein (art. 3. 32.38). Den Bezirken wurde die Eigenſchaft von Korporationen 
nicht beigelegt, doch fcheint eine juriftifche Perjönlichkeit auch für fie angenommen 
zu fein, da von dem „Eigenthum eines Bezirks" die Rebe ift (art. 2. 33). 
„Den Kreiien, Bezirken und Provinzen fteht die Selbftverwaltung ihrer 
Angelegenheiten unter Mitwirtung der Staatöregierung zus (art. 1). 
„Organe der Stantöregierung* für biefen Zweck (die Mitwirkung) find er- 
nannte Landräthe, Regierungspräfidenten und Oberpräfidenten (art. 1). Organe 
der Selbitverwaltung find gewählte Repräfentativfollegien, die auf Grund 
bes Tommunalen Dreillafienwahlfuftems mit gleichzeitigem boben Genfus für 
bie paffive Wahlfähigkeit gebildet werben: für ben Kreis eine aus Delegirten 
der Gemeindevertretungen beitehende (art. 4—9) auf ordentlichen und aufer- 
ordentlichen Verfammlungen zufammentretende (art. 15 — 19) Kreisverſamm⸗ 
lung als bejchliegendes Organ, ein aus vier Kreiöverfammlungsdeputirten 
und dem Landrath gebilbeter Kreisausihun als verwaltende Behörde (art. 
20 — 21); für den Bezirk ein aus dem Präfidenten und vier Deputirten 
der Provinzialverſammlung beftehender Bezirkerath (art. 32 — 37); für bie 
Provinz ber ans ben Kreiöverjammlungen delegirte, vom Oberpräfidenten 


Reichshälften gegenüber die Länder ftaatsähuliche Körperichaften. Zwifchen Land⸗ 
tagen unb Gemeinden aber foll nach dem Geſ. v. 5. Mai 1862 art. 17-21 burd 
bie Raudesgefepgebung eine Bezirld-, Gau⸗ ober Kreisvertretung gebilbet 
werben, welche aus ben gewählten Vertretern der nach vier „Intereffentengruppen“ 
(großer Grundbeſitz, Höchitbefteuerte, übrige Angehörige der Städte und Märkte, 
Landgemeinden) gegliederten Einwohner beftehen joll. Ein ftändiger Ausſchuß und 
Borftand (gewählt aber beftätigt) jollen die Berfammlung in ftändigen Ange⸗ 
legenheiten vertreten. Den Wirkungskreis diefer Organe follen die Angelegen- 
heiten ded Bezirks, Gaus ober Kreifed und bie Mitaufjiht über die Gemeinden 
bilden. Zur Erreichung ihrer Zwede jteht ihnen ein Beftenerungsrecht zu. 
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berufene und geleitete Provinziallandtag (art. 39 —44. 4959). Nur 
die lediglich beichließende Kreisverſammlung alſo ift ein rein genofienfchaftliches 
Organ, die zugleich verwaltenden Behörden find nur zum Theil genofienfchaft- 
lih und erhalten erft durch den Hinzutritt eines Staattorgans Befugniß und 
Fähigkeit zn Berwaltungsfunktionen. Nichtsdeftoweniger haben Kreife, Bezirke 
uud Provinzen Leine felbftändige öffentliche Bedentung. Unter den ihrer 
Selbftverwaltung überwiefenen Angelegenheiten haben nur die Auffichtörechte 
des Bezirköraths und Kreisausſchufſes über die Gemeinden (art. 37 u. Gem 
Ordu. d. eod. $ 138 f.), die vom Bezirksrath zu erforbernden Gutachten über 
vorgelegte Fragen (art. 37) und das Gutachten bes Provinziallaudtags über 
Provinzialgefeße (art. 48) einen ftantlichen Charakter: aber das Gutachten 
ift eben ein Gutachten, bie Mitaufficht über Die Gemeinden beruht auf ſpe⸗ 
ciellem Staatsauftrag an die Kreis⸗ und Bezirköverwaltungsbehörbe als ſolche. 
Als eigentlihe Kreis- umb Provinzialangelegenheiten dagegen jollen, von be 
jonderen Ueberweijungen abgefeben, voruemlich die Errichtung, Einrichtung und 
Beränderung von Kreis⸗ und Provinzialinftituten, Anlagen im bejonderen 
Interefie des Kreifes und der Provinz (3. B. Straßen, Kanäle, Eifenbahnen, 
Melioriationen n. j. w.) und Erwerbung, Benutung nnb VBeräußeruug des 
Kreid- reſp. Provinzialeigentbums, als Bezirksangelegenheiten bie Bezirköftraßen 
und die im Eigenthum des Bezirks ftehenden Inſtitute gelten (art. 2). Bel 
einer jo im Weientlihen nür wirthichaftlichen Bebentung ift die Bermögens- 
fähigkeit das Hauptrecht dieſer Verbände. Im Kreiien und Provinzen treten bie 
inneren Korporationsrechte hinzu; fie haben daher Recht nnd Pflicht eines 
eignen Haushalts, Etats und Rechnungsweiens (art, 14. 47), das Recht, durch 
Sefammtbeihlüffe die Korporationsmitglieber zu verbinden (art. 10. 45) und 
bie Befugniß der Umlage und Repartition von Leiftungen und Beiträgen 
(art. 10. 12. 46. 48), unterliegen aber bei Ausübung dieſer Befugniſſe der 
Staatsaufſicht, ftaatlicher Suipendirung gemeingefährlicher Beſchlüſſe und der 
Auflöfung ihrer Repräjentantenverfammlungen (art. 59. 65), während fie zu 
einer wirflihen Beiteuerung, zu Anleihen und Bürgſchaften überdies ftantlicher 
Autorijation bedürfen (art. 11. 13. 46). Deffentlihe Gewalt, eignes Recht 
ober Gerichtöbarkeit entipringt ihmen in Feiner Weiſe. 

Nachdem diefes Geſetz im Anfang feiner Ausführung fiftirt und demnächſt 
aufgehoben worben ijt, bie feitbem zahlreich verhaudelten Vorſchläge und Ent- 
würfe einer ben ganzen Staat umfaffenden neuen Orbnung diefer Berhältnifie 
aber bisher zu keinem Refnltat geführt baben®), beftehen in den altpreußiichen 
Provinzen die älteren, durch die Geſetzgebung vor 1848 mohificirten Organi- 
fationen fort, während in den neuen Landestheilen theild die bisher dort be 
ftehenden Einrichtungen anerkannt, theild Neubilbungen ind Leben gerufen find, 


3) Man vgl. darüber Zette, zur Refonn der Kreisordn. ıc. Berlin 1867. 
S. 29—72. Kette ſelbft fügt S. 78—99 den Entwurf einer neuen Kreidord- 
nung bei. 
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welche fih am die altpreußifchen Suftitutionen aulehnen. Die wejentliche 
Fortbildung, welche die altpreußiſchen Einrichtungen bei biefer Webertragung 
erfahren haben, läßt ein Sortbeftehen ber letzteren in alter Art nicht mehr als 
möglich erſcheinen und in der That fieht denn auch die Reform ber Kreis- 
und Provinzialorduung in kürzeſter Friſt bevor. Gegenwärtig indeß beftehen 
zwiſchen Staat nnb Ortsgemeinde noch ſehr ungleich organifirte und geſtellte 
Verbände, beren rechtliche Natur keineswegs eine fübereinftimmende ift. 

1. Die größte Mannichfaltigkeit befteht hinfichtlich der zwiichen der Dris- 
gemeinde unb dem Kreife in der Mitte ftehenden Kommunalverbände. Wäh- 
rend es bier in den ſechs äftlidhen Provinzen au jeder Mittelftufe fehlt, ſofern 
nicht mehrere Gemeinden für einen fpeciellen Zwed in einen größeren Verband 
vereinigt find, giebt es in ben übrigen Provinzen Zwiichenverbänbe ber ver- 
jhiedenften Orbuung. Zunächft giebt es mehrfach fogenaunte Sammige- 
meinden, Kommunen, zu weldyen mehrere Gemeinden, beren jebe zur Er⸗ 
reihung des Gemeindezwecks für fich unzureichend ift, für alle oder einzelne 
Zwede ohne Aufhebung der Gemeinbeeigenfchaft der engeren Gemeinden ver 
bunden find oder fi) verbinden innen‘). Ste haben durchaus biefelbe recht⸗ 
liche Natur wie die Ortsgemeinde. Bereinzelt kommen noch wirkliche Peine 
Landedgemeinden vor, insbejondere das Sand Gabeln in der Provinz Han⸗ 
uover und die Zandichaften von Dithmarfchen und Eiderſtedt). Durchgehend 
find dann weiter mehrere Provinzen in Amtsgemeinden gegliebert, bern 
Bedentung indeß eine jehr verichiedene ift. Im Regierungsbezirk Wiesbaden 
befteht eine Vertretung der Amtsbezirke durch gewählte Bezirks räthe gegen- 
über dem Amt‘. Mebr die Natur von Gemeinden haben die Amtt- 
tommunalverbände Weſtphalens“) und die Bürgermeiftereinerbänbe 
ber Rheinprovinz ®), welche in bem zunächſt und vornemlich für einen flat 


% Dur die G. O. v. 11. März 1850 9 126—186 waren fie allgemein 
projettirt. Bgl. auch Kette’! Entwurf einer 8. G. D.$ 72-78 ©. 60f. (Bi. 
bung durch freie Bereinbarung unter Staatögenehmigung, Sanmtgemeinderath 
und Borftieher mit Beigeordneten). Bol. L. G. O. f. Weſtph. v. 1856 $ 5 
Hbf. 2. Hohenz. - Sigmar. &. O. $ 182 — 148. Hierher gehören auch die in 
Schleswig. Holfteln fortbeftehenden Sammtlommunen, wie Kirchſpiele, Kööge 
uf. w. 

5) Bol, Kreisorbn. f. Hannover v. 12. Sept. 1867 (G. S. ©. 1497) 8 2%; 
f. Schlesw.-Holft. v. 22. Sept. 1867 $ 28. 

©) Beorbn. betr. die Kreisverf. im Bezirk des Regierungsbezirk Wiesbaden v. 
9. Sept. 1867 8 13. 16. Naffautfche Berordn. v. 24. Zuli 1854, Berorbuungsblatt 
f. 1854 Nr. 17. ©. 160. Großh. Hefl. Geſ. v. 10. Gebr. 1858, Regierungsbt. |. 
1858 Nr. 6. 

2.6.0. v. 81. Oct. 1841 $ 19—15, 1856 $ 4—7. 9. 10. 18. 69—38. 

s Rhein. ©. OD. v. 1845 $ 7—11. 108—117. Die dazu gehörigen Städt: 
find nah Rhein. &t. O. 1856 8 91 auögefchieben. 
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lihen „Berwaltungäbezirt" erflärten Amt ober Bürgermeiftereigebiet eine 
Korporation „mit ben Rechten einer Gemeinde” bilden ſollen). “Der dem 
Verwaltungsbezirk vorgeſetzte eruannte Staatöbeamte (Amtmann reſp. Bürger- 
meifter) iſt zugleich Vorſtand ber Bezirkkäkommune und verwaltende und aus⸗ 
führende Behörde für deren Kommunalangelegenbeiten!"). Nur in Verbindung 
mit ihm ift die unter feiner Leitung, Mitwirkung und Thellnahme gebildete, theils 
aus den Borftehern, theils aus befonberen Abgeorbneten .der inforporirten Gemein- 
ben, theils aus den Bertretern ber felbftändigen Gutsbezirke zuſammengeſetzte 
Amts- reſp. Bürgermelftereiverfammlung im Stande, die Bezirköfonnnme als 
juriftifche Perfon zur Erſcheinung zu bringen"). Die Bebeutung dieſer Verbände 
befteht in einem Xheile der fouft den Ortögemeinden zuftehenden Befugniffe, 
einem eignen Haushalt, dem Recht der Laftenrepartition und Selbftbeftenerung, 
ber Beſchlußfafſung in eignen Angelegenheiten u. |. w.'*), wozu in WBeftphalen 
die Autonomie in demfelben Umfange wie bei der Ortgemeinde'?) und in ein- 
zelnen Punkten eine Einwirkung auf. die Angelegenheiten ber Ortsgemeinde 
fommt'*). Staatlihe Mitwirkung und Aufficht treten hierbei überall in ähn⸗ 
licher Weiſe wie bei der Ortsgemeinde ein!) Dagegen übt alle öffentliche 
Gewalt im Bezirk die Polizei, die verwaltende und ausführende Thätigkeit 
ganz allein der Amtmann ober Bürgermeifter ald reines Staatsorgan im 
Namen und Aufteage des Staats, darin von einem Magiftrat oder Ortsvor⸗ 
fteher, der doch immer wenigftens gleichzeitig Gemeindeorgan und Staatsorgan 


%) Rhein. &. O. 8 7: „Mehrere Gemeinden bilden einen Berwaltungäbe- 
zirk unter einem Birrgermeifter®. $ 8: „Die Bürgermeifterei bildet zugleich in An- 
ſehung folcher Angelegenheiten, welche für alle zu ber Bürgermeifterei gehörigen 
©emeinden ein gemeinfchaftliches Interefſe haben, einen Kommunalverband mit 
den Rechten einer Gemeinde”. — Weſtphäl. &. G. O. 1841 $ 12: , Berwaltungs⸗ 
bezirt® 518: „Amtslommunalverband" — 1856 8 7. 5: „KRommunalverband mit 
ben Rechten einer Gemeinde“. 

0) Rhein. ©. O. $ 108—108. Weſtph. &. ©. DO. 1841 8 106f. 1866 
$ 69—74. 

11) Rhein. &. DO. $ 109: die Bürgermeifterei wird in ihren Kommunalan- 
gelegenheiten durch bie Bürgermeiftereiverfammlung „vertreten. Dazu $ 110— 
112. Beftph. &. ©. ©. 1841 8 111. 112. 1856 8 75. 

12) Rhein. G. O. $ 8. 108. 109. 118. Weftphäl. %. G. D. 1841 $ 108 Ff. 
1856 8 77 f. 

13) &, G. DO. 1856 8 183. ' 

19 So z. B. Rhein. ©. DO. $ 79. Die eigentlihe Mitaufſicht über die 
Ortögemeinden ift dagegen nicht der Kommune, ſondern Eraft befonderen Staats» 
auftragd dem Bürgermeifter (Rhein. ©. D. 8 108) oder Amtmann * G. O. 
1856 $ 74, vgl. 5 31. 41. 48. 46-49) übertragen. 

ıs) Rhein. G. O. 8 114f. Weſtph. 1841 8 128 f., 1856 8 18. 80—88. 
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ift, weſentlich verſchieden?'). Cine durchaus andere Bedeutung haben bie 
bannoverjhen Amtöverfammlungen, weldye die Eingefeffenen eines Amts- 
bezirks dem vom Könige ernannten Amtöhauptmann gegenüber vertreten ”). 
Aus den Voritehern der in einem Amtöbezirk vorhandenen Landgemeinden und 
etwaiger bejonderer Berbände (3. B. Sammtgemeinden, Armengemeinden, 
Kirchipiele), feit 1859 überdies aus beſonderen Bertretern der großen Güter 
. zufammeugejegt '%), üben fie theild in ihrer Geſammtheit auf erbentlidhen und 
außerorbentlichen'?) Amtötagen unter Leitung uud Borfig des Amts®), theils 
durch ftändige Bevollmächtigte und Ausſchüſſe?) die doppelte Funktion, mit 
dem Amt über die wichtigeren Angelegenheiten des Amtsbezirks zu berathen *”) 
und die Gemeinden bes Amts Kinfichtli ihrer gemeinfamen Angelegenheiten 
in ben geſetzlich beflimmten Fällen zu vertreten”). Da in einer Reihe eigent- 
liher Berwaltungshandlungen das Amt an ihre Zuftimmung gebunden iſt, 
fonımt die Amtsgemeinde durch fie keineswegs blos als Privatrechtöforporation 
zur Erſcheinung, jondern übt durch fie eine aktive Theilnahme an der öffent 
lichen Berwaltung. 

2. Auf einem anderen Princip beruhen die kreisſtändiſchen Ber- 
bände in den landräthlichen Kreijen, welche jeßt in der ganzen Monardhie 
(mit Ausnahme der hohenzollerichen Lande) keftehen. 

Sie find in den alten Provinzen und zwar vomemlid in Brandenburg, von 
wo fie dann auf die übrigen Zandestheile übertragen wurden, aus ten Krcik- 
fonventen der abligen Nittergutöbefiger hervorgegangen. Die Rittergutöbefißer 
eined Kreifes bildeten namlich eine ſtändiſche Korporation, welche ein gewählter 
Landrath, der indbejondere die Kreisfteuern zu erheben und abzuliefern und 
alle inneren Angelegenheiten des Stänbeverbandes zu verwalten hatte, vertrat. 
Seit den 17. Jahrhundert übertrugen num einerjeitd die Landesherren den 
Landräthen gleichzeitig die Staatsgeſchäfte innerhalb bes Kreijes, orbneten fie 
ben böheren Berwaltungsbehörben (den ſeit 1728 errichteten Kriegs- und 
Domänenlammern) unter und behielten fi ihre Beftätiguug vor; Dagegen 


16) Man vgl. Rhein. &. O. $ 103 f., weſtph. v. 1841 $ 106 f., 1856 8 70f. 
u. bei. $ 74. 

17) Geſ. über d. Amtspertretung v. 27. Zuli 1852, durch das revid. Gef. v. 
28. April 1859 in illiberalem Sinne geändert. Dazu preuß. Gef. v. 12. Sept. 
1867 (G. ©. ©. 1497) $ 1—4. 

18) &ef. v. 1853 $ 3f.; v 1859 8 4f. 

10) Nach Gel. v. 1862 8 16 mußte Die Berufung ſtets auf Wunſch der 
Hälfte der Repräfentanten erfolgen. Seit 1859 8 21 nur, wenn dad Amt es für 
gut findet. 

”) Gef. v. 1852 8 14—29; v. 1859 5 1934. 

sı) Gef. v. 1862 8 30—85; v. 1859 & 86589. 

22) Gef. v. 1852 $ 1. 22; v. 1859 8 1. 27. 

23) Geſ. v. 1862 8 1. 28f.; v. 1859 8 1. 28 f. 
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trafen andererſeits ben jo in bie Doppelftellung von Kreisvertretern und 
Staatsorganen gebrachten Landräthen gewählte Kreisbeputirte (befonbers feit 
1753) theils als Gehilfen theild als Vertreter des Ständeforpus zur Seite. 
Sm erften Biertel unferes Jahrhunderts wurben dann die Landräthe ber letzten 
Reſte ihres Nepräfentatiucharakters beraubt und in reine Staatsorgane ver⸗ 
wanbelt (1815), die Kreife dagegen als bejondere, durch Deputirte zu ver- 
tretende Korporationen anerkannt, denen nunmehr auch die bisher in den 
Kreifen nicht begriffenen Städte zugerechnet und in denen neben ben Guts- 
befitern die Landgemeinden als felbftändige Glieder enthalten fein follten®*). 
Die allgemeine Durchführung diefer neuen Kreisverbindung erfolgte aber erft 
in ben Sahren 1825-1828 durch acht prowincielle Kreisorbnungen für bie 
einzelnen Provinzen, auf denen die Kreisverfaſſung noch heute berubt*®). Den 
bierburch Eonftituirten Kreifen haftet in jeder Beziehung noch der Stempel 
ihres Urſprungs aus einer privilegüirten Ständeloryoration, deren politische 
Bebentung der Staat abforbirt hat, an. Denn auf der einen Seite find fie 
zunächſt und vornemlich "bloße jtaatlih abgetheilte Verwaltungsbezirke unter 
den (vielfach allerdings auf Präfentation) ernannten Landräthen als Stants- 
organen und nur nebenbei zugleich das Subftrat einer „Kreiöforporation®, 
welche durch die Stände des Bezirks vertreten wird). Auf der andern Seite 
find biefe Kreisftäude jelbit ans den brei Ständen der großen Grunbbefiter, 
der Stäbte und ber übrigen Grunbbefiger in der Weile zufammengejekt, daß 
durch die Einräumung von Birilftimmen an alle Rittergüter, während den Land⸗ 
gemeinden reip. den bäuerlichen Befitern nur drei (!) Deputirte in jedem Kreife 
zugeftanden find, ein ganz abnormes Uebergewicht des das alte Ständekorpus fort- 
ſetzenden Rittergutöbefikerftandes begründet iſt?). Die vom Landrath berufene 


) Bol Leite, zur Reform der Kreidordn. S. 6-—15. 

25) Vgl. Die Kreißorbn. v. 17. Ang. 1825 f. Brandenburg (G. S. ©. 203; 
dazu V. v. 1826 $ 16. ©. 112) u. Pommern (G. S. S. 217); v. 17. Mai 
1827 f. Sachſen (G. ©. ©. 54); v. 2. Juni 1827 f. Schlefien (&. ©. ©. 71); 
v. 13. Sult 18237 f. die Rheinprovinz und Weftphalen (&. ©. ©. 117; v 
17. März 1828 f. Preußen (G. ©. ©. 34); v. 20. Dec. 1828 f. Pofen (G. ©. 
v. 1829 ©. 8). Berner 8. D. v. 27. Jan. 1830 (G. S. ©. 7) u. Reglement 
über bie ftändiichen Wahlen v. 22. Juni 1842 (&. ©. S. 218). Bol. Rönne, 
Staater. I, 2. 859-362. 408—431. 

2e) Bol. die 88 2 ber cit. Kreisordn.: „Die beftehenden Ianbräthlichen Kreiſe 
bilden die Bezirte der Kreiöftände”. 88 8 ib.: „Die Kreisftände vertreten bie 
Kreiötorporation in allen den ganzen Kreis betreffenden Kommunalangelegenheiten 
ohne Rüdfpradhe mit den einzelnen Kommunen oder Individuen. Sie haben 
Namens derjelben verbiudende Erklärungen abzugeben“. 

21) 88 4f. der Kreisorbn. Die Abgeordneten ber Städte (meift einer für 
jede Stadt) müfſen Magiftratämitglieber, die des dritten Standes qualificirte 
Grundbefiger ber betreffenden Klaſſe fein. 
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Kreisverſammlung, auf welcher dieſe Stände theils perſoönlich theils durch De⸗ 
putirte erſcheinen, bat „die Kreisverwaltung bed Landrat in Kommunalange- 
legenheiten zu begleiten und zu unterflüßen“ *®), gleichzeitig aber verbindende 
Erklärungen im Namen ber Kreisforporation abzugeben, die Kreislaften zu 
tepartiren und bie Kreißeingejeffenen zu belaften. Den ftändigen Theil ihrer 
Aufgaben kann fie durch gewählte Beamte und Ausſchüſſe erfüllen". Die 
Stände verhandeln zwar gemeinichaftli, wenn aber ein ganzer Staub ſich 
verlegt fühlt, kann er Rekurs ergreifen”). Ausführung uud Berwaltung hat 
allein ber Lanbrath im Namen und Auftrag bes Staats). Da der Kreis 
verband ſomit eine eigene Öffentlihe Bebeutung nicht bat, auch als Kor 
poration aber ohne den Landrath, ber doch in Allem Staattorgan unb iu 
Nichts Kreisorgan ift, nicht zur Erſcheinung kommen Tann, ift fein rechtlicher 
Charakter in einer Weije der eine Gemeinweſens ober au nur einer Ge 
meinbe, ſondern durchaus nur der einer abhängigen Stänbelorporation. 

Die Kreisverfaffung ift nunmehr au in Haunover ohne Aufhebung ber 
Aemterverfaffung?*), in Schleswig ⸗Holftein ohne Aufhebung der bisher be⸗ 
jtehenben Kommunalverbände mit Ausnahme der Amtsgemeinbe Hadersleben *), 
im Regierungsbezirt Kaffel unter Aufhebung ber bisherigen Bezirksräthe), 
im Regierungsbezirk Wiesbaden unter ansbrüdlidher Anerkennung der in 
Nafſau, Hefien-Homburg und den ehemals groß. heifiichen Gebietstheilen be- 
ftehenden Aemter?*) eingeführt. Dabei find aber ſehr erhebliche Modifikationen 
im Sinne einer Fortbildung ber Kreisverbäude zu genofienichaftlichen Sreis- 
gemeinden getroffen. Zwar ift im Princip auch Bier daran feftgehalten, 
daß nicht ber Kreis jelbft ald Gemeinde organtfirt, fonbern in dem ftaatlich 
abgetheilten und nach einem rechtlich unerheblichen Gutachten ber Kreisftände 
beliebig abzuänbernden Verwaltungsbezirk eine Iuforporirung ber Stände vor- 
genommen tft, fo daß neben dem ernannten Landrath refp. in Hannover dem 
mit den landräthlichen Geichäften hetrauten Amtshauptmann (Kreishauptmann) 
ein durch bie Berfammlung der Kreisftände vertretener „Ereisitändiicher Ver⸗ 


20) 88 1 der Kreidorbnungen. 

88 3 der Kreisordnungen. 

% 88 19. 20 ber Kreisorbn., resp. 88 21. 22 der Kreisorbn. f. d. Rhein 
provinz u. Weſtphalen u. f. Schlefien. 

s) 88 21 ber Kreidorbn., f. Schlefien $ 23, f. Rheinprovinz u, Weſtph. 


* 
2 


26. 
32) Verordn. v. 12. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1497). 
3, Verordn. v. 22. Sept. 1867 (©. ©. ©. 1587). Dal. 8 40. 
34) Verordn. v. 9. Sept. 1867 (&. ©. ©. 1473). Vgl. $ 34. 
3) Verordn. v. 26. Sept. 1867 (8. ©. ©. 1653). Bel 8 13—16. Im 
Stabtkreife Frankfurt treten für Kreisangelegenheiten einige Abgeordnete der bazu 
gehörigen Ortichaften zur Stadtverordneten- Berfammlung Hinzu. 
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band? mit Korporationsredhten gebildet ift®). Allein Zuſammenſetzung, Orga 
niſation und rechtliche Bebentung dieſes Verbandes ftehen doch einer Gemeinde⸗ 
verfaflung näher, als in ben alten Proninzen. Die Zufammenfeung beruht 
zwar in dem größeren Theil von Schleewig-Holftein, in Hannover und im 
Kaffel auf rein ftänbiicher Gliederung”), es ift aber für eine gleichmäßige 
Vertretung ber verjchiebenen Stände gejorgt **), ed find im erften Stande (dem 
großen Grundbefik) die Virilſtimmrechte und die Ausübung der Standihaft 
durch Bevollmächtigte beichräntt*?) und es find im zweiten und britten Stande 
die Wahlen der Kreisahgeordneten den Semeindeverfammlungen oder Gemeinde 
vertretungen unter Theilnahme der Ortsnorftände überlafien). Doch tritt, 
während die Stände im Allgemeinen nad Majorität auf der Kreisverjamm- 
lung berathen und beichließen*'), das Feſthalten des ftändifchen Princips be 
ſonders fcharf datin hervor, daß jeder Stand durch fein Separatvotum einen 
Geſammtbeſchluß bis zu höherer Entjcheidung fiftiren kann“). Das Gehlen 
diefer letzteren Beitimmung in der Verorbnung für Wiesbaden weift ſchon 
barauf bin, daß hier ber „ſtändiſche“ Charakter bes Verbandes nur nod dem 
Namen nad aufrecht erhalten if. Im der That werben bier bie Kreiöver- 
fammlungen ans ben Bezirksräthen der Aemter gebildet und nur durch einige 
Pirilftimmen großer Grunbbefiter und ber Befier großer gewerblicher Etablifie- 


30) Bol. bie 3 1—4 ber Kreisorbn, f. Schlesw.⸗Holſt.; — ferner 8 5 ib, 
Wiesbad. $ 1, Kaffeler 8 1: „Seber Ianbräthliche Kreis bildet einen kreisftändi⸗ 
fhen Berband. Diejer Berband bat bie Rechte einer Korporation, deren Organe 
die Kreisftände find”. — Hannover 8 58, 

 Schlesw.-Holft. Kreidoren. 8 11—27. Kaffe. 8 7—22. Haunnov. 
8 1428, 

30 In Schleswig⸗Holſtein follen der Regel nad nicht über %, in Olden⸗ 
burg, Ploen u. Edernförde nicht über X der Stimmen vom erften Stande ge- 
führt werden. Bol. 8 17. In Hannover nit über % (8 19); in Kaffel nicht 
über % (8 9). Entgegengefepten Falls werden bie Birifftimmen zu KRollektiv- 
ftimmen vereinigt. 

”) Bol. Hannov. Kr. DO. 8 16—19. Schlesw.«Holft. 8 12—17, Kaffel 
3 8—18. Auch Wieöbaben 8 11. 12. 

©, In Schleswig-Holftein wählen die Gemeindeverſammlungen ($ 18-26) ; 
in Hannover für die Stäbte der Borftand und Ausfchuß gemeinfam, für bie 
Landgemeinden deren Bertreter in der Amtöverfammlung (ß 20—22); in Kaflel 
fämmtliche Gemeindebehörden (Bürgermeifter, Stabtrath, große Ausſchußverſamm⸗ 
lungen) aus ihrer Mitte. Doch treten zu den von den Landgemeinden beftellten 
Ortswählern noch die Befiger der nicht dem erften Stande angehörigen unb body 
in keiner Gemeindeverbindung ftehenden Güter Hinzu (6 15—19). 


, Schlesw.⸗Holſt. Kr. D.$ 81. Kaffel. $ 25. Wiesbad. 8 20. Hannon. 
8.29, 
, Scleswig-Holft. Ar. D. 8 32, Kaffel. $ 26, Hannov. 8 80. 
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ments verftärft*). Mehr noch gilt dies von ben ſchleswig⸗holfteinſchen Kreifen 
Nord» und Süderdithmarſchen und Eiderftebt, wo die Kreiöverjammlung aus 
den Vertretungen der Landſchaften unter Hinzutritt der Vertreter einiger Kirch⸗ 
Ipiele uud Kööge gebildet wird"). Auch nach ben neuen Kreisordnungen ift 
der Landrath (reſp. Kreishauptmann) zugleich Borftand, verwaltente und aut 
führende Behörde ber Kreißforporation und, obwol lebiglih Staatsorgan,. für 
jeden Lebensakt der Korporation unentbehrlih; er hat die Berufung umb 
Leitung der Berfammlungen), die Ausführung ber Beſchlüſſe, die er nad 
Sutbefinden beanftanden Tann“), unb Urkunden bes Kreifes gelten nur mit 
feinem Namen und Siegel’). Ueber dem Landrath ſteht dann noch weiter 
eine umfaflende Staatsanflicht, das Reviſionsrecht bes Kreiskafſen⸗ und Kreis 
rechnungsweiens*) und das Erforderniß ftantliher Genehmigung bei lieber- 
nahme von Ausgaben und Leiftungen für den Kreis ohne beſtehende Verpflichtung, 
bei Aufftellung oder Abänderung bes Beitragsfußes für Aufbringung der 
Kreisinften und bei Beräußerungen vom Grund- ober Kapitalbeftande des 
Kreiövermögens, ſoweit letzterer nicht etwa nur aus erfparten Einkünften der 
legten fünf Sabre herrührt %), Innerhalb dieſer Schranken indeß hat die 
Kreistorporation eine erweiterte rechtliche Bebeutung erlangt. Denn die Kreis 
ftänbe follen nicht blos Die Inndräthliche Kreisverwaltung unterftühen %), ſondern 
die Kreisfommunalangelegenbeiten unter Zeitung bes Landraths jelbft ver- 
walten). Sie follen ferner über alle ihnen ansbrüdlich überwiefenen ober 
zu üüberweifenden Gegenſtände berathen und heichließen®) und üherbies in 
Schleswig Holſtein und Kafjel die öffentliche Funktion einer Mitaufficht über 
bie Ortögemeinden erfüllen). Ein unbewegliches und bewegliche Kreisver⸗ 


* Wiesbad. Kr. O. 5 7—17. 

“, Schlesw..Holfl. Kr. DO. 5 28 

s Schlesw.-Holft. Kr. DO. 8 29 . 80. Kaffel. $ 23. 24. Wiesbab. $ 18.19. 
Hannov. $ 27. 28. 

“, Schleöw.-Holft. Kr. D. 5 88, Kaflel. 8 32, Wiesbad. $ 236, Hannov. 8 36. 

a Schlesw.Holft. Kr. DO. 8 37. Kafſel. $ 31. Wiesbad. & 25. Hamnov. 
8 34. 

“, Schleew..Holft. Kr. D. 8 86. Kafjel. 5 80. Wiesbad. 8 24. Oannon. $ 38. 

 Schlesw..Holft. Kr. O. 8 84. 35. Kafiel. 8 28. 29. Wiesbad. 8 22. 23. 
Hannov. 8 82. 88. Die Genehmigung eriheilt entweder ber König ober ber 
Reffortminifter. 

” Sclesw.-Holft. Kr. D. 8 8 Rr. 3. Kaffel. und Wiesbad. $ 4 Rr. 2. 
Hannov. 8 11 Nr. 2. 

s) Schlesw.Holſt. Kr. O. 5 8 Rr. 1 uw 8 9. Kaffel. und Wiesbad. 5 4 
Nr. 1u 85. Hannov. 8 11 Nr. 1 u 8 12. 

) Schlesw.-Holft. Kr. D. 5 S Wr. 4. Kaflel. n. Wiesbad. $ 4 Nr. 8. 
Hannov. 8 11 Nr. 8. 

 Schlesw..Holft. Kr. D. 8 8 Nr. 8; dazn % G. O. d. eod. 88 4. 9. 16. 
24. 29, 30. — Kaſſel. 8 4 Nr. 4. 
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mögen jollen fie unter Auffiht der Regierung jelbft verwalten) umb für 
diefe und ambere Kreißangelegenheiten, Kreistommunalbenmte, Kommiffionen 
und Bevollmächtigte beftellen hürfen’°); fie führen einen SKreishaushalt*?), 
repartiren bie Kreislaften?”) und Lönnen zur Abwehr eines Nothitandes oder 
zu gemeinnüßigen den Kreis betreffenden Zwecken die Umlage von Kreislaften 
beſchließen“). Sie haben endlich vor Allem auch ein Recht der Autonomie 
in bemjelben Umfange wie die Ortögemeinden*"). 

3. Ueber ben Kreifen ftehen in einigen Landestheilen fogenaunte kom⸗ 
munalftändifhe Verbände Da die Regierungsbezirke als ſolche ohne 
Bertretung find, entiprechen dieſe Berbänbe keiner adminiftrativen Eintheilung 
des Staatd. Sie find vielmehr Die in veränderter Bedeutung fortdauernden 
Stänbelörperfchaften einzelner vormals felbftändiger Landſchaften. Ihrer recht- 
lihen Natur nad find fie daher von allen Bezirksverbänden einer Gemeinde 
am unähulichften und einer inkorporirten ftändiſchen Intereſſentenſchaft am 
äbnlichften. Sie ftehen dafür aber and dem Staatsverwaltungsſsorganismus 
am unabhängigften gegenüber und haben in der Regel weit jelbitänbigere 
Korporationdrechte als die Provinzial» und Kreisftände (3. B. Selbftver- 
ſammlungsrecht mit bloßer Anzeigepflicht, Recht der Beichlußfafiung ohne 
höhere Beftätigung, vorbehaltlich freilich der Suspenfion und der Unterfagung 
der Ausführung ber Beſchlüfſe, u. ſ. w.). 

Hierher gehören zunächft die bei Einrichtung ber Provimzialftände aus- 
drücklich beftätigten und neu organifirten fommmnnalftändiichen Verbände im 
einigen älteren preußiichen Provinzen). Ihrer Berathung und Befchluß- 
faffung unterliegen nicht allgemeine Angelegenheiten ihres Bezirke, fonbern 
bie beſonderen Angelegenheiten der Rommunalftändelorporation; ſoweit aber 
biefe reichen, verbinden fie durch die anf ihren Kommmallandtagen nad 


, Sclesw..Holft. Kr. DO. 8 9 Nr. 1 u. 2. 8 34. Kaflel. und Wiesbab, 6 5 
Ar. 1 u 3 Hannov 12 Nr. im 8. 

s Schlesw..Holft. Kr. O. 5 I Nr. 4. 8 10. 88. Kaflel. 9 5 Nr. 4. $ 6. 27. 
Wiesbad. $ 5 Nr. 4.8 6. 21. Hannov. $ 12 Nr. 4. $ 81. 

 Sclesw.-Holft. Kr. D.% 36. Kaflel. 8 30. Wiesbad. 8 24. Hannov. 8 34. 

5, Schlesw.Holft. R. ©. 3 10. Kaflel. 8 6. Wiesbad. 8 6. Gannov. $ 18. 

s) Schlesw.⸗Holft. Kr. D. 89 Nr. 3. Kaflel. u. Wiesbad. $ 5 Nr. 8. 
Hannov. $ 12 Nr. 3. 8 13. 

) Sclesw..Holft. Kr. D. 8 7 u. die Berweifungen auf bad Kretöftaint in 
8 15. 17 2c.; Kaflel. 8 8 u. $ 9. 10. 13. 15. 17; Wiesbad. 83 u. $ 9. 10. 11. 
Hannov. $ 10. 16. 20. 22. 

©) Bol. die Gef. über die Kommunallandtage in Brandenburg v. 17. Ang. 
1825 ©. ©. &. 200 u. 18. Nov. 1826 G. ©. ©. 110; in Pommern v. 17. 
Aug. 1825 ©. ©. ©. 215. v. Rönne, preuß. Staatsr. I, 2 8 179—184 ©, 
423—440. Außerdem beiteht, ohne daß für ihn ein neued Organiſationsgeſetz 
erlafien wäre, in Schlefien der uralte Kommunalftändeverband der DOberlaufip 
fort. v. Rönnel. c. 8 1838 ©. 489. 
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Stimmenmehrheit gefaßten und vrforberlichenfalle ftaatlich genehmigten Be 
ſchlüſſe alle Einwohner ber ihnen zugehörigen Lanbestbeile"). ine ſehr ähn⸗ 
liche Stellung nehmen jet bie innerlich fer mannichfach organifirten, fünmt- 
lich aber. ſtändiſch zujammengefehten früheren Provinziallandſchaften Hanuoners 
ein, in welchen bie korporativ abgefchloffenen Ritterfchaften*) mit ben Stäbten 
und meift audh ben Landgemeinden zu einem Ständekorpus verbunden waren *}. 
Sie follen jet nad) der Verorbn. v. 22. Sept. 1867 unter den Ramen von 
„Laudſchaften“ „nad Wegfall der ihnen früber zuftänbig geweſenen weiter- 
gehenden echte, insbefondere der Mitwirktung bei ber Geſetzgebung, ans 
[hlieglih für die Wahrnehmung kommunaler Angelegenheiten der Landſchafts- 
bezirke als beſondere Korporationen unter Auffidht der Staateregierung be 
fiehen“ *%), In ihrer Zuſammenfetzung follen einige Veränderungen im Sinne j 
einer gleihmäßigeren Betbeiligung aller Stände eintreten, ohne daß ihr rein 
ſtaͤndiſcher Charakter aufgegeben würde). Die autonome Regelung ihrer 
inneren Berbältniffe durch beſondere Landſchafteftatute ift den landſchaftlichen 
Korporationen vorbehaltlich der Staatsgenehmigung überlafien "9. 

Den Namen kommmnalſtändiſcher Berbändbe führen jebt auch die Stäube 
korperſchaften der. Regierungsbezirke Kafſel und Wiesbaben: fie finb indeß in 
Allen den provinzialftänbiichen Verbänden ber übrigen Provinzen gleichgeftellt 
und haben keinen Provinziallanbtag mehr über fidh. 

4. Die hoͤchſte Gliederung des Staates endlich bilden bie Provinzen, 
weldye zunädft und hauptfähli als ſtaatliche Verwaltungsbezirke erſcheinen, 
in denen aber für einzelne Zwede eine Inkorporirnng ber Stände vollzogen 
ift. Eine Provinzialgemeinde oder ein Prowinzialgemeinweien eriflirt jo zwar 
nicht, ed iſt indeß in einigen Punkten bereit bie Weberführung bes „probin- 
zialftänbifchen Verbandes" in eine Kommune begonnen. 

Am wenigften ift dies in den acht alten Provinzen ber Fall, deren korpo⸗ 


1) Geſ. v. 17. Aug. 1825 f. Brandenburg 8 16, f. Pommern $ 18. 

“ Vol. z. B. b. Ebhardt, die Gtaatöverf, ded K. Hanuover. Hannover 
1860: das bremiſche Nitterreht v. 1577 S. 871 f., die Statuten v. 1844 ©. 
395 f. u. das revid. Ritterrecht v. 1847 ©. 400 f. Berner bie Statuten ber Ds 
nabr. Ritterfchaft v. 19. April 1847 ©. 435 f., der Kalanberg-Böttingen-Gruben- 
bagenfchen Ritterſchaft v. 1847 ©. 478 f. 

er Ebhardt J. e. S 505—588, beſ. d. Verf. Url. ber oſtfrieſ. Laubſchaft 
v. 5 Mai 1846 ©. b0os f. Die anderen Landſchaften find Kalenberg ꝛc. Lüũne⸗ 
burg, Hoya, Bremen⸗Verden, Osnabrück, Hildesheim. 

“8. v. 22. Sept. 1867 (G. S. ©. 1636) 8 1. Vornemlich bleibt ihnen 
Vertretung und Verwaltung bes landſchaftlichen Vermögens, landſchaftlicher 
Stiftungen, Inſtitute und Anlagen, ſowie die bisherige Befugniß, den Lanbichafts- 
bezirk unter Genehmigung ber Stanteregierung mit Beiträgen und Leiftungen für 
Landichaftszwede zu belaften“. 

es) 8 8 der Ber. v. 22. Gept. 1867. 

- %) 8 4 der Ber. v. 22. Sept. 1867. 
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rative Berfaffung noch auf dem allg. Geſ. ». 25. Juni 1823°%) und ben 
darauf ergangenen befonberen Provinzialordnungen beruht). Die bier ge 
bildeten „ftändifchen Verbände”, welche in den Provinziallandtagen ihr geſetz⸗ 
Tiches Organ befitzen ), umfaffen nicht einmal bie gefammte, fondern mur die 
grunbbefitende Provinzialbenölkerung, indem als oberfted Princip ausdrücklich 
anfgeftellt ift: „das Grundeigenthum ift Bebingung der Stanbidaft“ *). 
Die Standſchaft erfcheint demgemäß auch als ein eigenes, privatrechtlich be» 
fefiened Recht. Im Uebrigen ift die Gliederung der Stände verfchieden. Im 
Schleſien, Sachſen, Rheinland und Weſtphalen befteht ein beſonderer Herren- 
ftand als erfter, eine. befondere Ritterichaft als zweiter Stand; in Branden⸗ 
burg, Pommern, Pofen und Preufen dagegen bilben die Befiger abliger Güter 
reip. die ritterfchaftlichen Körperichaften zuſammen mit einzelnen Herren, grund» 
befigenden Korporationen und Stiftungen den erften Stand. Den britten 
reſp. zweiten Stand bilden überall die Stäbte, den vierten reſp. dritten bie 
ländlichen Grunbbefiter, welche nicht zum erften ober zweiten Staub gehören, 
mit verjchiedenen Modalitäten hinſichtlich des in den einzelnen Provinzen er⸗ 
forderlichen Quantum und Duale des Befitthums”). Alle diefe Stände treten 
nun zwar anf Berufung zu einem als Gefammtheit berathenden und beſchlie⸗ 
henden Provinziallandtag theild perjönlih ober durch Bevollmächtigte theils 
durch Repräfentanten als „eine ungetheilte Einheit" zufammen: „bei Gegen⸗ 
ftänden” jedoch, „bei denen bad Intereſſe der Stände gegeneinander geichieden 
ift, findet Sonderung in Theile ftatt, fobald zwei Dritttbeile bes Standes, 
welcher fich durch einen Beſchluß der Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen“ ’*). 
Der Borfitende des Landtags und fein Stellvertreter wird vom Könige aus 


7) G. S. ©. 129. v. Rönne I, 2. $ 142 - 108 ©. 859—408. 

6°) Bol. die Geſetze v. 1. Zuli 1828 f. Brandenburg (G. ©. ©. 130), f. 
Preugen (&. ©. ©. 138), f. Pommern (G. S. ©. 146); v. 27. März 1824 
f. Schleſien (8. S. ©. 621), f. Sadfen (&. S. ©. 70), f. die Rheinprovinz 
(8. ©. ©. 101), f. Weſtphalen (G. S. ©. 108), f. Pofen (&. ©. ©. 141). 
Zerner die Gel. v. 17. Aug. 1825 (©. ©. ©. 193), v. 17. März 1838 (®. ©. 
S. 28), v. 27. Aug. 1835 (8.6. S. 210), v. 2. Sunt 1827 (G. ©. ©. 61), v. 
17. Mat 1837 (&. ©. ©. 47), v 18. Inli 1827 (G. S. S. 108), v. 18. Juli 
1827 (®. ©. ©. 109) u. vom 15. Dec. 1880 (G. ©. v. 1883 ©. 9). Endlich 
die 8 Geſetze über bie Bildung von Ausſchüfſen für die Stände ber einzelnen 
Provinzen v. 21. Juni 1842 (G. S. ©. 215f.) und das Wahlteglement v. 22. 
Juli 1842 (G. S. ©. 218). Bol. auh Rönne, Stantör. I, 2. 859—408. 441. 442, 

6”) Allg. Gef. v. 1823 No. II: „Die Provinzialftände find das gefeßmäßige 
Drgan ber verfchiedenen Stände Unferer getreuen Untertbanen in jeder Provinz“. 

0) Allg. Geſ. v. 1823 No. II. 

71) Bol. die 88 2 der Haupigef. f. d. einz. Provinzen und bie Ergänzung 
geſetze. 

2) Bol, die 88 46. 47 ber Hauptgeſetze, resp. 8 45. 46 des Geſ. f. Pom- 
mern, 8 47. 48. des Geſ. f. Schlefien. 
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ben Ständen ernannt, bie Mittelöperfon zwiichen ben Staat umd dem Pro- 
vinziallandtag aber ift nicht er, ſondern ein befonberer föniglicher Kommiffarims 
(in der Regel der Oberpräſident). Die rechtliche Bedeutung bes Stänbener- 
banbes ift weientlih auf das Privatrecht befchränft, indem ihm unter Borbe- 
halt koͤniglicher Genehmigung und Aufficht die jelbftändige Beſchlußfaffung 
über die Kommunalangelegenheiten der Provinz „überlaffen" ift”®), wohin 
vornemliı. die Berwaltung der meift unkebeutenten Bernögensrechte und 
provinziellen Anftalten und Suftitute gehört. Eine eigene politifche Bebentung 
haben die Provinzialftände nicht, da ihre Berufung nicht geſetzlich nothwendig 
ift, da fie nur über bie ihnen vorgelegten Propofitiouen verhandeln können, 
während ihnen aus eigener Suitiative nur das Recht der Bitte und Beſchwerde 
zufteht, und ba in öffentlichen Angelegenheiten der Provinz, insbejonbere bei 
Erlaß von Provinzialgefegen, ihnen nur ein unverbindliches Gutachten und 
ein rechtlich bedentungsloſer Beirat; gewährt find. Sehr weit Davon entfernt, 
Drgane einer lebendigen Provinzialgemeinde zu fein, find aljo bie Stände 
lediglich das Organ einer hoͤchſt abhängigen und jedes eigenen Lebens ent- 
behrenden Ständeforporation und nur nebenbei für die Regierung ein Mittel, 
fih, wenn fie will, vor der Ordnung proninzieller Angelegenheiten über bie 
Stimmung der Provinz zu informiren. In keiner Weile baber haben biefe 
Kösperichaften vermocht, ber wachſenden Gentralifation gegenüber ein Pro⸗ 
vinzialleben zu entwideln. 

Sn ihren Grundzügen ift dieſe Provinzialeinrihtung munmehr auf bie 
Provinzen Hannover und Schleswig-Öolftein und anf die in diefer Beziehung 
den Provinzen gleichgeftellten Regierungsbezirte Kafſel und Wiesbaden (mit 
Ausſchluß von Frankfurt) übertragen’). Dabei ift indeß in mehrfacher Be 
ziehung eine weientliche Fortbildung eingetreten. Weftgehalten zwar wirb auch 
bier au dem Princip, daß nicht die Provinz oder ber Bezirk felbft als Suk- 
jekt öffentlicher ober privater Rechte erklärt, ſoudern bie zunächft ansfchlieglich 
nad Verwaltungsrüdfichten abgetbeilte und einen Staatsverwaltungsbezirk 
bildende Provinz (tefp. Bezirk) nebenbei ald das Gebiet eine „provinzial- 
ftänbifchen (reſp. fommunalftändiihen) Verbandes” anerkannt wird, ber bie 
Rechte einer Korporation bat und in biefer Gigenſchaft durch die auf Pro 
vinziallandtagen (reip. Kommunallandtagen) zujammenfommenden Provinzial- 
flände (reip. Kommmnalftände) vertreten wirb”’). Allein die Ständeverſamm⸗ 
lung nähert fi) ſchon ihrer Gliederung und Zufammenfeßung nad) weit mehr 


0, Allg. Geſ. v. 1828 No. II. 98 88 f. der Hauptgeſetze. 

*) Berorbn. f. Hannover v. 22. Aug. 1867 (G. S. ©. 1549), f. Schletwig- 
Hofftein v. 22. Sept. 1867 (&. S. ©. 1581), f. Kaffel v. 20. Sept. 1867 (G. 
S. ©. 1537), f. Wiesbaden v. 26. Sept. 1867 (&. S. ©. 1659). Ferner eine 
befondere Wahlordn. f. Kaffel v. 20. Sept. 1867 (G. ©. S. 1546), während für 
die übrigen Randtage das alt-preußifche Wahlreglement gelten foll. 

75) Bol. die 85 1 der vier Berfaffungeverorbnungen. 
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als in den alten Provinzen einer wirklihen Repräfentation ber Provinz oder 
des Bezirks. Das Princip der Alleinberechtigung bes Grundbeſitzes ift auf⸗ 
gegeben. Dafür find in Hannover und Schleewig-Holftein 3 Stände gebildet, 
deren erfter die großen Grundbefiker umfaßt, die zum Theil (Stanbesherren, 
einige Stifter u. |. w.) Birilitimmen führen, zum größeren Theil aber von 
ben beftehenden Ritterſchaften, Ritterkurien ober beſonders gebildeten Wabl- 
verbäuben ans Abgeorbnete entfenden, während Stäbte und Landgemeinden nur 
durch gewählte Abgeorbnete vertreten werden”). Ebenſo find im Bezirk von 
Kafſel 4 fogenannte „Stänbe* gebildet, von benen der erfte die Stanbesherren, 
den Domänenfisfus, 2 Stifter, die Univerfität und die durch 6 Abgeorbnete 
vertretene Ritterſchaft, der zweite die Städte, der britte bie Landgemeinden, 
der vierte die böchitbeftenerten Grundbefiger und Gewerbtreibenten umfapt?”). 
Doc tritt in dieſen brei Provinzen das Fefthalten bes ftändiichen Princips 
iharf in den Beitimmungen hervor, wonad jeder Stand einen Gelammtbe- 
ſchluß durch jein Separatuotum bis zu höherer Entſcheidung fiftiren nnd über- 
dies Gegenftände, welche fein ausſchließliches Intereſſe betreffen, allein ver- 
handeln fann’Y. Dagegen ift im Bezirk von Wiesbaden, wo deshalb auch 
bie letztgedachten Beitimmungen fehlen’), das ftändiihe Princip nur dem 
Namen nah aufrecht erhalten, während in Wahrheit die aus 4 Staubeöherren, 
2 gewählten Vertretern des Großgrundbeſitzes und je 2 gewählten Abgeord- 
neten der 11 Kreije zufjammengefeßten „Stänte” nur eine nach Sntereffen ge- 
bildete Vertretung des ganzen Bezirkes ſind »e). Auch nad den neuen Geſetzen 
beruft die Stände der König lediglich „nach Bedürfniß“, ohne in irgend einem 
Salle dazu rechtlich verbunden zu fein’), und ernennt den Vorſitzenden und 
Stellvertreter **), ſowie überdies einen Lejonberen Kommifjarius, der bie alleinige 
Mittelsperfon für den Verband bildet, jeine Beichläffe ausführt, aber aud 
befugt ift, diejelben zu beanftanden und höherer Entſcheidung zu unterbreiten). 
Den Ständen ijt aber außer den Rechten und Pflichten der alten Provinzen 
ganz allgemein „unter Mitwirkung und Auffiht der Staatöregierung die De- 


1°) Schlesw.-Holft. Verordn. $ 8—I1, Hannov. $ 8-9. Wahlverfahren, 
Wahlperiode, Vollmachtsbefugniß u. |. w. ähnlich wie in den alten Provinzen. 
Die paſſive Wahlfähigleit fallt in der Regel mit ber aktiven zufammen. 

2) Kaffel. Ber. $ 3—17. Die Wahlen find direft. Auch ift hier eine Auf- 
löfung des Landtags durch den König möglich, worin fich fein mehr repräjenta- 
tiver ald ftänbifcher Charakter deutlich zeigt. $ 27. 

*) Hannov. V. $ 14-16. Schlesw.-Holft. $ 16—18. Kafj. $ 22—34. 

9) Nur Majorttätsbefchlüffe, Wiesbad. V. 8 12. 

*) MWiesbad. V. g 3-7. 

sı) Hannov. V. 8 13. Schlesw.Holft. 8 15. Kafſ. $ 21. Wiesb. 8 11. 

82) Hannov. B. 8 10. Schlesw.-Holft. $ 12. Kafl. $ 18. Wiedbad. & 8. 

5 Hannov. V. $ 11. 12. Schleöw.-Holft. $ 18. 14. Kafi. 3 19. 20. Wied- 
bad. 8 9. 10. 
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ſchlußnahme über die Kommunalangelegenheiten bed Berbandes, die Berwaltung 
und Bertreiung der provinzialftänbikhen (refp. kommunalftändiſchen) Juſtitute 
und Bermögensrechte" und die Befugniß, „im Suterefie der Provinz (reſp. bes 
Bezirks) Ausgaben und Leiſtungen zu übernehmen und die Aufbringuug ber- 
felben zu beſchließen“ eingeräumt®:) und unter Aufficht des Oberpräfidenten die 
Wahl geeigneter Perfonen für die laufende Berwaltung „bes fländifchen Ber- 
mögens und ber ſtändiſchen Anftalten*, jowie bie Seftftellung ihrer Gelhäfts- 
ordnung überlaſſen *). Außer der fortlaufenden „Aufficht” tritt im denſelben 
Fällen wie bei den Kreiſen das Erforderniß finatlicher Genehmigung für bie 
Provinzialbeihlüffe ein®). ft fo die rechtliche Stellung diefer Berbände eine 
ungleich befiere als die der provinzialſtändiſchen Verbände der acht alten Pro- 
bingen, jo iſt durch bie Ueberweiſung des früheren kurheſſiſchen Staateihabes 
an den Tommunalftändifchen Berbanb des Bezirkes Kaffel und durch die Bildung 
eines größeren baunoverfchen Provinzialfonbs zweien dieſer Berbände mit der 
materiellen Unterlage unb dem zunächſt im Gebiet eines provinziellen Hamb- 
balts eröffneten weiteren Felde der Selbfiverwaltung die Möglichkeit eines 
wirklichen propinziellen Sonderlebens eröffnet®?). Hier ift der Punkt, wo, wie 
wir boffen, eine Eutwicklung anknüpfen wird, die, in ftetigem Fortſchritt alle 
Provinzen ergreifend, ber provinziellen Selbftverwaltung und Autonomie un- 
beichabet der Staatseinheit Bahn brechen und allmälig die ftändiichen Korpo⸗ 
rationen zu genofjenfchaftlichen Provinzialgemeinweien umgeflalten wirb. 

V. In den übrigen beutichen Staaten eriftiren zwijchen Staat und Orts 
gemeinde ebenfalld mannichfache gemeindeartige Berbände. Provinzial- umb 
fommunalftändifche Einrichtungen beftehen noch in Sachſen e). — Baiern batte 
auf dem linken Rheinufer unter dem Namen der „Landräthe” im Weſent⸗ 
lichen die Generalräthe der franzöfifchen Departements eingeführt und durch 
Gel. v. 15. Nov. 1828 in etwas veränderter Geitalt aud auf die Übrigen 
Provinzen übertragen. Durch zwei Geſetze v. 28. Mai 1852 find aber im 
den (etwa ben preufiichen Kreiſen Eorreipondirenden) Diftrilten und ben 
(etwa den preußijchen Regierungsbezirken analogen) Kreiſen Diftriktsge- 
meinden und Kreidgemeinden geidaffen, welche die Rechte einer Korpo- 


8) Bol. die 55 2 der 4 Berorbn. 
8) Hannon. V. $ 19. 20. Schlesw.-Holft. 8 21. 22. Kaff. $ 238. 29. Wiet- 


“ baden 8 15. 16. 


) Hannov. V. 817. 18. Schlesw.-Holft. $ 19. 20. Kafl. $ 25. 26. Wiet- 
baden $ 13. 14. Bgl. Note 49. 

) Bol. den Erlaß v. 20. Sept. 1367 betr. die Weberweifung des vormald 
Eurbeififchen Staatsſchatzes an den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungt- 
bezirks Kafiel. Der Verband fol ihn „als ein ihm gehöriges und von ihm zu 
verwaltendes Vermögen" „im Intereſſe ded Landes" verwenden. 

&) Die Provinziallandes-Berfafiung ber Oberlaufig und bie Kreistagsver⸗ 
fafiung der Erblande. Vgl. Verfafſ. Urk. v. 1831 8 61. 
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ration, das Selbftbeftenerungsrecht für gewiffe gemeinfame Zwecke des Diftrikts 
ober Kreiſes, die Verwaltung ihres Haushalts und Bermögens, fowie endlich 
eine politiiche Vertretung ber Bezirks⸗ oder Kreisangehörigen gegenüber ber 
Staatövenvaltung und eine Kontrole der legteren haben. Organe der Diftrikts- 
gemeinde find ein jährlich zuſammenkommender, von dem Borftand des Ber- 
waltung&bezirfs geleiteter, aus ben Vertretern ber Ortögemeinden und bed 
großen und größeren Grundbefitzes zuſammengeſetzer Diftriktsrath, ein von 
biefem gewählter Diſtriktsauoſchuß und ein Diftriktslaffirer., Organe ber 
Kreisgemeinbe find ein vornemlich von den Diftritsräthen gewählter, daneben 
aus Bertretern ber feinem Diftrikt zugehörigen (ſog. unmittelbaren) Stäbte, 
bes großen Grunbbefiges, der Pfarreien. nnd einer etwaigen Uniwerfität gebil- 
deter Landrath und ein Landrathsausſchuß. — Eine eigenthümlidhe Stellung 
nehmen in Württemberg bie Amtskoͤrperſchaften ein, welche bier als jeltene 
Ausnahme von den allgemeindeutichen Zuftänden in den Bezirken der Ober- 
ämter einen Stabt und Sand verbindenden Kommunalverband ſeit Jahr⸗ 
hunderten ausgebildet und erhalten haben. Nach ber im Sabre 1822 ihnen 
gegebenen neuen Einrichtung®*, find fie Korporationen, welche lediglih von 
den Gemeinden des Amtsbezirkt gebildet werden). Die Amtskörperichaft 
wird vertreten durch Die aus Abgeorbneten ‚ber Amtsgemeinden, und zwar 
theils ihren erften Vorſtehern, theils befonderen Deputirten ber Gemeinderäthe 
zufammengefette, vom Oberamtmann geleitete Anttöverfammlung "). Daneben 
bat das Amt für das Kaflen- und Mechnungsweien in dem „Amtöpfleger“ 
ein eigenes Organe). Das Oberamt wird als eine rein ſtaatliche Verwal⸗ 
tungöftelle behandelt, verbindet aber damit die Stellung eines Korporations- 
vorftandes für das Amt”). Die politischen Rechte der Amtöverfammlung als 
folder geben über die Berathung und Unterftüßung bes Oberamts nicht bin- 
aus. Dagegen werben die Berathung und Beichlußfafiung in Angelegenheiten 
bes Amtshaushalts, die Verwaltung des Amtsvermögens und ber Amtölafle, 
die Amtsforporationsfhulden, dad Amtsrechnungsweſen, der Amtskorporations- 
etut, die Seftftellung bes Amtsſchadens, die Amtsvergleichung (Laftenrepartition) 
und Amtöbelaftung u. |. w. als Korporationsangelegenheiten behandelt"), bei 


 MWürttemb. Verwaltungsedikt für die Gemeinden, Oberänter uub Stif- 
tungen v. 1. Mär; 1822 8 68-119. 

“) 8 75l.c.: „Die zu einem Oberamtöbezirke vereinigten Gemeinden bilden 
auch Tünftig, wie bisher, eine eigne geſchloſſene Koͤrperſchaft, welche ihren An⸗ 
theil an ben öffentlichen Laſten mit vereinigten Kräften trägt, ihre gemeinfchaft- 
lichen Zwede mit vereinigter Anftrengung auf gemeinfchaftliche Koften verfolgt“. 

) 6 76 ib. Organe ber Berfammlung ſind der Amtsaktnar (8 77) u. die 
Ausichüffe (8 84). 

6 78f. ib. 

) 8 68-75, bef. $ 69; 90—119. 

”) 8 79-87 ib. 
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benen ſich mur die Auffiht und Genehmigung bes Staates vielfach geltend 
macht”). — Im den Meineren Staaten giebt es aufer ben verkhiebenen Arten 
eigentliche Sammtgemeinben") zwiſchen Ortsgemeinde und Staat vor- 
nemlic) zwei Gattungen von Berbänden, indem im einigen Staaten in einer 
gewifien Verwandtſchaft mit dem franzöfiichen Syſtem bloße Bezirtsräthe 
gebildet find”), in anderen Staaten dagegen bie einem Berwaltungsbeirk zu- 


ſelbſtändiges „Organ ter dem Amte angebörigen Gemeinden für alle Auge⸗ 
legenheiten, welche ſich über die Grenzen ber einzelnen Gemeinden erſtrecken, 
aber nicht als allgemeine Angelegenheiten betrachtet werben können“ '°.), bringen 
biefe Amtsrüthe Die Rechtäperjönlichkeit der Amtsgemeinde im privaten wie im 
öffentlichen Recht zur Erſcheinung. Sie koͤrmen im Namen des Amtöverbaudes 
gültige Beihläffe faffen, Umlagen umb Laften auferlegen, Anleihen aufnehmen 
und fonitige NRechtögeichäfte abſchließen, fie haben bei der Aufficht des Staates 
über die Ortögemeinden mitzuwirken und in gejeglich beftimmten Yällen die Ent- 
Ideitung zu geben, Zuftimmung zu ertheilen oder ein Gutachten abzugeben, 
fie verwalten das Amtsarmenweien und nehmen an der Landespolizei Theil ®). 
Die Staatdauffiht, der an die böberen Behörten zuläffige Rekurs und die 
landeöberrliche Befngniß zur Auflöfung der Amtsräthe"®) fügen die Amtes 
fommunen auf der andern Seite ald Glieder in den Staatöverband ein. 


”) 5 89 ib. 

**) Beſonders in Oldenburg diejenigen Kirchipiele, welche fich in Bauerfchaften 
oder andere Genofjenfchaften gliedern. 2%. G. O. art 185—143. Byl. au Kur: 
befl. G. ©. 5 7. S, Bair. 3 6, Bad. $ 145—147. 

7) Eo namentlich im Eübweiten. Bgl. ;. B. dad grokh. Beil. Gel. vom 
10. Februar 1858 (Regbl. Nr. 6). Weber bie Furbeififchen, beſſenbomburgiſchen und 
naffauifchen Bezirksräthe f. oben Note 34. 35. Bon den früheren bairiſchen Be- 
zirksräthen war eben die Rede. 

Bol. 3. B. Samien-Meining. B. U. v. 1629 $ 24: „Die Gemeinden 
eines Amis bilben eine Amtsgemeinde zu gemeinichaftlicher Beforgung ber dazu 
beftimmten Angelegenheiten‘. Oldenb. revid. B. U. 1852 art. 78: „Die Ge 
meinden eines bejtimmten Bezirks follen zm einem größeren Berbande zujammen- 
treten, defien Berfaffung möglichft nach denjelben Srundjägen und Grundlagen, 
wie die Berfaffung jener, geordnet wirb“. 

”) Braunidw. 8. G. O. v. 19. März 1850 $ 129—160. 

100) Sie werden nom Borfipenden berufen und dem Gtante wird hiervon nur 
Anzeige gemacht. $ 141 L c. 

ı0) 8 149 L c. 

ı2) & 150—159 L c. 

03) 8 189. 160 L c. 
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VI Sind hiernach überall und befonders in Preußen die zwiſchen bem 
Staat und ber Ortsgemeinde mitten inneftehenden Bezirkskoͤrperſchaften niederer 
und höherer Ordnung nur erft unvollkommen entwidelt, fo ift doch ein un- 
aufbaltfamer Fortſchritt in der Wiederbelebung ber ſeit Sahrhunderten ver- 
fümmerten ober vernichteten genoffenfchaftlichen Elemente auch bier nicht zu 
verfennen. Der fehr ungleiche Rechtscharakter dieſer vielgeftaltigen Verbände 
läßt fie in ihrer gegenwärtigen Zufammenfegung und Organifation bald einer 
weiteren Gemeinde, bald einem alten Stänbelorpus, bald einer inkorporirten 
Intereſſentenſchaft eineg Staatöverwaltungsbezirks, bald einem Wahlverband 
für die Bildung eines polittihen Beirathskollegiums der Staatsorgane ähnlicher 
ericheinen: tie Richtung aber, welche ihre Fortbildung beftimmt, zielt offenbar 
überall daranf bin, fie zunächft auf den unteren Stufen, demnächſt au in 
den höheren Kreijen einer wirklichen Bezirkskommune immer näher zu bringen. 
Daraus aber ergiebt ſich zugleich, daß analoge Wandlungen, wie fie ber Ge- 
meinde bevorftehen, auch bier die Aufgabe der Zukunft bilden werden. Se 
ftärter und voller fih in dem nen erftehenten bentihen Staat eine centrale 
Einheit entwickelt, einer befto regeren Selbitbeftimmung und Selbftverwaltung 
ber einzelnen Volkskreiſe, eines befto volleren, freilich nicht von oben allein zu 
erwedtenben, fondern von innen und unten erftehenden Gemeinlebens in ben 
Kreifen, Bezirken und Provinzen wird es bedürfen, wenu anders den Gefahren 
einer übermäßigen und undeutſchen Gentralifation begegnet werben foll, welche 
das Grab ber Freiheit und mit ihr zuleßt ber nationalen Kraft mit Noth⸗ 
wendigkeit werben müßte Die rechtliche Natur aber ber über der Orte 
gemeinde ftehenden Xerritorialverbände wird damit ſchließlich die von ge- 
nofjenjhaftlihden Gemeinwefen werben. Es wirb aljo bier wie bei 
ber Ortsgemeinde im Verhältniß des Verbandes zu feinen Gliedern ber Ge⸗ 
banfe einer einheitlichen, öffentlichrechtlichen Bezirksgenoſſenſchaft am Stelle ber 
jegt berrichenden ſtändiſchen, privatrechtlich -Torporativen und abminijtrativen 
Geſichtspunkte treten, während im Verhältniß zum Staat die Homogenität der 
engeren Berbände zur Anerkennung gelangen wird. 


I. Die genoffenfhaftliden Elemente des Staats. 


8 60. Die Landftändeforpora im obrigkeitlichen Staat. 


A. Die Entwicklung der obrigkeitlichen Staatsidee in ben Kerritorien 
Deultſchlands enthielt die principielle Negation aller genofſenſchaftlichen Elemente 
bes Staates. Deshalb entiprach der pofitiven Entfaltung des neuen Syſtems 
ber Verwaltung, Geſetzgebung und Rechtſprechung zugleich die Bejeitigung ber 
Theilnahme Tandftändifcher Genoffenfhaften am Staatsweſen. War von ber 
Reformation bis zum großen Kriege nur erft das mehr ober minder erfolgreiche 
Streben bemerkbar, die Stände der Mitträgerfchaft der in dem Begriffe ver 

I. 61 
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Landesobrigkeit enthaltenen Befugniffe zu entfleiden, fo begamn fett dem weſt⸗ 
phälifchen Frieden die Griftenz der Ständelörperfchaften überhaupt in Frage 
geftellt zu werben. Sm 18. Sahrhundert wurden dann in vielen und gerade 
in den wichtigften Territorien die Landftände in der That formell aufgehoben, 
oder fie wurden thatfächlich ignorirt und ftarben langſam ab, ober fie ſanken 
doch zu voller Bebentungslofigkeit herab. Wenn daneben in einzelnen Staaten, 
wie in einigen geiftlichen Yürftenthümern, in Mecklenburg, Braunjchweig- 
Lüneburg, Württemberg, Schwediſch⸗Pommern und manchen Eleineren Territorien 
fich Träftigere Landftändelörperichaften erhielten, fo vermochten fie doch das 
Iandftändifhe Princip nicht zu reiten. Denn einerjeits galten fie dem zur 
Alleinherrſchaft gelangten Ianbeöherrlihen Regiment gegenüber in berfelben 
Weiſe als Anomalien, wie etwa die reicheftäbtifche gegenüber der fürftlichen 
Berfafjung. Audererſeits aber wurde auch im ſolchen Territorien das innere 
Weien des Stänbevereins gewandelt und die alte Landesgemeinde "hier wie 
überall zu einer Privilegskoͤrperſchaft umgeftaltet, deren Privileg bier eben nur 
ein umfaſſenderes und tiefer iu das öffentliche Recht eingreifenbes blieb. So 
war denn auch, mochte im Ginzelnen die Entwidlung noch fo mannichfach 
und ungleichartig verlaufen, nicht nur ihre Richtung und ihr Ziel überall identiſch, 
fonbern auch der dabei eingefchlagene Weg fo ähnlich, daß ganz beftimmte princi- 
pielle Beränderungen in dem Rechtöverhältnig ber Ständegeſammtheit ſowol zu 
ihren Gliedern, ale zum Fürften, als zum Lande das bier früher, bort fpäter, 
bier vollftändiger, bort unvollftändiger eintretende Refultat gebildet haben. 

L Für ihre Glieder zunächſt hörte die Landſchaft mehr und mehr 
auf, eine frei gewollte genofjenfchaftlihe Verbindung zu fein, und wurde 
eine durch ein gemeinfamed Privileg zufammengehaltene Korporation. Im 
16. Sahrhundert zwar wurden nod viele und wichtige jtänbifhe Einungen 
alter Art errichtet, welche eine felbitändige Landesgenofſenſchaft konſtatirten 
oder begrünbeten: feit dem 17. Sahrhundert dagegen wurben foldhe Unionen 
feltener und kamen vornemlich nur noch in Meineren Territorien oder als Er⸗ 
neuerung älterer Verträge vor!). Ueberdies aber fah man jeitben im biefen 
wie in ben fortgeltenden früheren Söderationen weniger ben Ausdruck eines 
die Einzelnen zur Genoffenfchaft verbindenden Geſammtwillens, als Verab⸗ 
redungen der Einzelnen über die Mittel zur Crhaltung der Körperichaftsprivi- 
legien, während man ebenfowol bier als bei den einer ausbrüdlichen Berbündnug 
entbehrenden Landftänden den Eriftenggrund des Verbandes ftait in der austrüd- 
lichen, ftillfchweigenden oder natürlichen Perjonen vereinigung in der dem land⸗ 
ſchaftlichen Sn ftitut ans befonderen Titeln zuftehenden Summe von Rechten und 
Pflichten fand. . Zur Auffuchung folder fpeciellen Titel und zu deren Sub- 
fumirung unter privatrechtliche Begriffe wurde man fdhon un der Selbfterhal- 
tung willen gedrängt. Denn ber Obrigkeitsidee und ben fie unterflühenden 


1) Den Beweis liefern bie in $ 51 nambaft gemachten Unionsverträge. 
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römifchen Suriften gegenüber fchien die priwatrechtliche Begründung der Iand- 
ſchaftlichen Befugniffe ala wohlerworbener, aus einem giltigen pactum ber 
ftanımender, womöglich titulo oneroso gewonnener, „erfaufter” *) und „ver- 
erbter" Rechte das einzige Mittel der Abwehr. Die Juriften aber führten 
baun Dagegen den neuen Sat „jus publicum privatorum pactis mutari non 
potest“ mit Erfolg in den Kampf, da ihnen die Stände als einfache Private 
und nur bie Zandesherren als personae publicae galten. Es kam mithin 
für die Stände immer mehr darauf an, ihren Rechten ben Charakter von 
Privatrechten zu vindiciren, während bie Hofpubliciften zwar jus publicum 
darin fanden, bagegen ben privatrechtlichen Charakter der fie begründenden 
Alte ebenfo unbedingt wie die Stände felbft verfochten. So vereinte fid 
Alles, um bei der fortfchreitenden Separirung des öffentlichen und privaten 
Rechts die Beides zufammenwerfenden älteren Akte zwifchen Yürft und Ständen 
ausfchlieglih dem Privatrecht zuzuweiſen, und, ftatt daß ein naturgemäßer 
Fortſchritt die Erkenntniß der ftantsrechtlichen Natur der fcheinbaren Verträge 
als wirklicher Berfafjungsvereinbarungen, mithin ale Geſetze gebradit 
hätte, gieng felbft die Vorftelung von der Möglichkeit einer aus Vereinbarung 
fließenden lex verloren. War aber das dem Corpus der Landſchaft oder eines 
Standes zuftehende Geſammtrecht ein auf Privilegien, Herkommen und Ber- 
trägen berubendes Privatrecht, fo erſchien die Mitgliebichaft der einzelnen 
phnfifchen oder juriftifchen Perfonen im Corpus als Antheilnahme daran unter 
gleihen Geſichtspunkten. Man betrachtete daher die fogenannte „Landftand- 
haft" mehr und mehr als ein felbftändiges Privatrecht, deſſen Ausfluß unter 
Anderm and Eorporative Befugniffe waren, und an die Stelle von Grund⸗ 
fähen über Aufnahme in den Genofienverbaud, Austritt aus bemfelben und 
genofſenſchaftliche Berfaffung traten Grundfähe über Erwerb, Berluft und 
Wirkungen der Landftandichaft?). Gleich anderen Privilegskorporationen er- 
fhwerten dann, damit der Genoſſenantheil nicht Tleiner werde, die Stände 
Förperichaften den Erwerb der Mitgliebfchaft und jchloffen endlich die Zahl 
ber vorhandenen Stellen rechtlich ober faktiih ab‘). Mit der dadurch abge 
ſchnittenen Möglichkeit, die Zufammenfegung der Stände mit den wechjelnden 
Zuftänden nnd Muchtverhälniffen zu verändern, verſchwand tie alte Idee, daß 


2) Sehr früh begegneten die batrifchen Stände bezüglich der gegen Bewilli- 
gung einer, Steuer 1. 3. 1311 von Herzog Dtto gewährten Gerichtöprivilegien 
ber Behauptung ber Landesherrn, bie Freiheiten feien aus Gnaden zugeftanden”, 
mit dem Einwande, fie feien „gekauft“. Vgl. 3. B. den Streit des Jahres 1532 
b. v. Freyberg, Sanbdft. IL 226. 

3) Meichliche Belege für dad Folgende bei Mofer, von beut. Reichöftände 
Landen L. II. c. 7 ©. 449 f.: „von ber Landftandſchaft Grund’; c.8 ©. 587 f.: 
„der Landitandfchaft Beweis”; c. 10 ©. 60f.: ber Landftandſchaft Berluft; c. 
15 ©. 659 f.: Corpus ber Landſtände. S. auch v. Campe ©. 74 f. 206 f. 

9 Bol. das Refumb bei Mofjer ©. 520. 521 8 18 u. ©. 532. $ 28. 24. 

51* 
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die Landſchaft der Verband aller jelbftändigen politiichen Einheiten bes Landes 
ſei. Trat, fofern juriſtiſche Perjonen (Stifter, Städte, Aemter) Inhaber ber 
Landftandfchaft waren, hauptfächlich nur in dem Verhalten gegen neue gleich⸗ 
artige Körperichaften die Begriffsveränderung äußerlich hervor, jo wurbe bei 
ben Prälaten und dem Abel, mit Ausnahme weniger Länder, wie Xirol, ober 
einzelner Stellen fogenannter Perjonaliften?), die Landitandichaft ſchlechthin 
Dertinenz gewiffer Güter) und ſchon damit als Privatreht daralterifirt; nud 
vielfach wollte man in der Folge au die Landſtandſchaft der juriſtiſchen Per- 
fonen als ein an ihrem Grund und Boben haftentes Recht anfehen. Freilich 
unterjchied man auch jetzt die Voraudfegungen der Standſchaft von der Auf- 
nahme in dad Corpus und machte die letztere von einer ausdrüdlich nad 
geſuchten und erfolgten Annahme durch die Stände, den Landesherren oder 
beide abhängig”), forderte dabei auch meift gawiffe p:rjönliche Qualitäten: allein Die 
legteren bezogen ſich nicht mehr auf Macht, Selbitändigkeit und Freiheit, 
fondern beitanden in dem Nachweile des Adels oder einer Abnenzubl, eines 
beftimmten Bekenntniſſes, der Geburt in ber Provinz u. j. w.°), unb vor 
Allem war die Aufnahme in ben Berband nur noch der modus scquirendi, 
während als eigentlicher Erwerbstitel jeder Laudſtandſchaft ein gewöhnlicher 
Privatrechtötitel galt, jei es Kauf landtagsfähiger Güter, jei es Erbichaft, jei 
es Erheirathung, fei es Verjährung, jei es endlid ein „Privilegium“ oder 
„onderbare Freiheit und Begnadigung“*). Selbft die alten Konföderationt 
urtunden, welche „ewig und erblih“, „für alle Nachkommen und Erben“ ge 
ſchloſſen waren, legte man nunmehr in dem ihnen uriprünglich fremben Sinne 
aus, als hätten fie eine keitimmte Anzahl erblicher Gerechtſame Freiren wollen ?9). 
Endlich mußte, wenn die Landſtandſchaft eine aus befonderem Titel zu eigenem, 
meijt jubjeltiv Dinglichem Recht den Einzelnen zuftehende individuelle, nugbare 
Gerechtigkeit wurde!!), auch bie innere Korporationdverfaffung ftatt im Sinne 


6, Mofer lc. S. 500. 

*, Mofer l. c. c. 7 per tot. bei. S. 527—529. 

!, Mofer l. c. S. 501—508. 607. 514 $ 7. 516. 518. 632 - 886. 

5) Mofer Le. ©. 508-506. 508—514. 519. 520. 521—527. 529. 699, 

) Dies find die „Arten zur Landftandfchaft zu gelangen”, welche Moſer 
l. c. ©. 530, 531 aufführt. 

19) So die bair. Föberation v. 1847. Rubhart L 107. 108. v. Lerchen⸗ 
feld, Sreibriefe S. CXCVI. Doc fieht hier Rodinger mit Unrecht die Erb⸗ 
Iichleitöffaufel ale den Grund der fpäteren Dinglichleit des ftändifchen Rechts 
an; fie wurbe nur fpäter fo ausgelegt, während urjprünglid bier wie in jebem 
anderen Genofjenfchaftöftatut jener Zeit das Wort „Erben” Die fpäteren Ge 
noffenfchaftöglieber, nicht die privatrechtlihen Succeſſoren bebeutete. 

11) Eine andere Auffafjung trägt freilich Mofer, offenbar aber weber mit 
ben Zeitgenofien, noch überall mit fich felbft in Nebereinftimmung, am wenigften 
aber im Sinn der Gtänbe jener Zeit, fondern in ber Ahnung einer neuen Staats- 
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eines politifchen Körpers fih im Sinne eines Privatrechtsvereins fortentwideln 
oder verbildten. Die Berbindlichkeit der Geſammtbeſchlüſſe, der Umfang der 
forporativen Autonomie und Gerichtsbarkeit gegen die Glieder, die Geltung 
ber Stimmenmehrheit verloren an Xerrain, ftatt zu gewinnen; an Stelle 
eines lebendigen Gemeinfinns trat elender Streit über kleinliche Dinge; bie 
Heimlichkeit der Verhandlungen und Beihlüffe nahm mehr und mehr über- 
hand, ben jura universitatis gegenüber wurden bie jura singulorum ausge» 
dehnt und egoiſtiſch verfochten i). Am meiften aber wurbe die genoſſenſchaft⸗ 
liche Verfaſſung der Landfchaften dadurch untergraben, daß ganz im Geifte 
der Zeit die urſprünglich als Korporationsorgane beftellten Vorfteher, Räthe 
und Ausſchüfſe fih als die Träger befonderer, in eigenem Namen hefeffener 
Rechte beziehungsweiſe ala beſondere, auf wohlerworbenem. Privileg beruhende 
Korporationen vom Geſammtkoͤrper abtrennten. Namentlich wurben oft, ihres 
Urfprungs uneingeden?, die engeren ſtändiſchen Ausſchüſſe zu gefchloffenen, ſich 
felbft ergänzenden oder, wie in Baiern, ſogar erblichen Sorporationen, welche 
als Inhaber einer Anzahl Einfluß und Nuten bringender Stellen fi, wenn 
nur für ihr Sonderintereffe geforgt warb, leicht von den Landesherren gegen 
das Sntereffe der Landſchaft ſelbſt gebrauchen liefen. Cs ift bekannt, wie 
fehr die Verwendung folcher Ausichüffe als Tandesherrlicher Räthe und Be⸗ 
hoͤrden die Nichtberufung und Unterbrüdung der Gefammtftände und endlich 
die Vernichtung der ganzen landſchaftlichen Berfaffung erleichtert hat'?). 

I. Den Fürſten gegenüber verloren die Stänbelorpora in demfelben 
Grade, in weldhem fie fi innerli in Privilegskörperſchaften wandelten, die 
genoffenfchaftliche Selbftändigkeit und die ftnatlihe Bedeutung. 

1. Die genoffenfchaftliche Selbftändigkeit der Ständegefammtheit griffen 
bie Fürften in richtiger Erkenntniß, wo die Duelle der ftändifhen Macht ge 
legen, an ihrer Wurzel, dem Cinungsreft, an. Schon feit ber goldenen 
Bulle hatten mächtigere Fürſten, unter Berufung auf das in berfelben ent- 
haltene Verbot aller Bündniffe der Ritter und Städte, unbewilligte Bünde 


auffaffung vor, wenn er ©. 528. 529 fagt: „hingegen traue ich mich nicht zu 
behaupten, noch zu erweilen, daß das Recht der Lanbftandichaft als ein Stück ber 
Nusbarkeiten eines Gutes anzufehen fel. Eine Würde und ein Vorrecht ift es 
ohne Zweifel, worauf alſo vielleicht in’ manchen Ländern bei Verfertigung bes 
Anfchlages über den Werth eined Gutes mit gefehen wirb: doc ift ed um fo 
weniger eine Sache, die in commercio iſt, als, vorhin erwiefenermaßen, meiftend 
neben dem Güter-Befib auch noch perfönliche Qualitäten zu der Landftandichaft 
erfordert werden”. 

2) Bol. 3. B. Mofer S. 722—725. 873—886, 

a) Mojer ©. 725—802. Wilda, Rechtslex. ©. 833 f. Beſ. aber die au⸗⸗ 
führliche Darftelung, wie in Batern die Ausfchüffe, welche fich zufeßt fogar von. 
ben Fürften gegen die Stände vertreten ließen, zum Untergange der Verfafſung 
beitrugen, b. Rudhart. Bol. bei. Bd. IL. S.129f. 134. 166. 223 f. 295 f. 308. 
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zu Taffiren, das Recht nener Bereinigung zu beftreiten verſucht. Sn ber Mark 
Brandenburg, dem Orbensland und fonft wurden ſchon im 15. Sahrhundert 
Ständebündniffe verhoten und, wenn gejchloffen, durch Geſetz und Reichsſpruch 
für illegal erklärt““). Kaifer und Papft rief der Kurfürft von Trier ſchon 
1456 gegen die von feinen Ständen geichloffene Einigung an und erlangte 
von beiden bie Kaffation des Bundes (1457), weil er gegen bie Obrigkeit 
bes Erzbiſchofs, die Hoheit des Kaiſers und die Würbe des Papftes fei: allein 
obwol der Papft den Kirchenbann, der Kaifer Verluft aller Gnaben, Rechte 
und Xehen des Reiches und des Craftifts nebft einer Strafe von 2000 Mark 
Goldes drohte, falls binnen 6 Wochen und 3 Tagen das Bündniß nicht ab 
gethan fei, beftand dieſes fort und wurde nod 1501 wörtlid erneuert’). 
Fäür die damalige Zeit paßte eben noch der Ausipruh Häberlin’s, man 
babe die Bünde wol Faffıren können: „allein der dadurch entftandene Ge- 
meingeift Tonnte doch nicht kaſſirt werben‘ '%. Seit dem 16. Sahrhunbert 
indeg wurbe die Nedhtsanfiht von der Unerlaubtheit ftändiiher Einungen 
immer allgemeiner. Man ſubſumirte fie unter den Begriff der Bündniſſe 
(foedera), zu denen nur die Stände des Reiches befugt feien, und führte bie 
Nechtöbeftändigkeit der anerlanntermaken in Kraft ftehenden Konföderationen 
auf bie ihnen ertheilte kaiſerliche oder Iandesherrlidhe Genehmigung oder anf 
ein anomales Herkommen der einzelnen Territorien zurüd. Schon Karl V. 
mußte in feiner Wahlkapitulation verſprechen: „Wir follen und wollen and 
alle unziemlich häßige Bündniß, Verftridung und Zufammenthun der Unter- 
tbanen, des Adels und gemeinen Volks, auch bie Empörung, Aufrubr und 
‚ungebührlichen Gewalt gegen die Churfürften, Fürſten und Andere fürgenonmen, 
unb die hinfüro geichehen möchten, aufheben, abſchaffen und mit ihrer, ver 
Chnrfürften, Yürften und anderer Ständ, Rath und Hülf daran fein, daß 
jolches, wie ſich's gebühret und billig ift, in Lünftigen Zeiten verboten und 
fürfommen würde‘. Sprad dieſe in alle fpäteren Wahlkapitulationen auf- 
genommene Klaufel ben Unterthanen noch nicht das Bereinigungsrecht ſchlecht⸗ 
bin ab, ſondern unterfagte nur unziemliche und gehäffige Bünbniffe'”), fo 
Iegten doch die Landesherren fie dahin aus, daß eben Bündniſſe der Stänte 
untereinander „ungiemlidy- feien, jedenfalls der Obrigkeit die Kopnition dar- 
über gebühre. Im einzelnen Ländern wurbe daher auch von den Landesherren 
auf eigene Hand ober .anf ihr Anrufen von Kaijer und Reichögerichten das 
Berbot der Böderationen bedingungslos durchgeführt. So Eaffirte der Reichs 
bofrath 1732 im Hochftift Bafel und unterfagte für alle Zukunft alle mündlich 


10) Bol. oben $ Bl. 

15) Lünig, Coll. nova L 551f. Mofer, furtrier. Staater, ©. 219 f.; von 
deutfcher Reihöftände Landen ©. 659 f. 

16) Bei Schläger, Staats anzeigen Bd. 17 (17929). Heft 67. ©. 270. 

7) Bol. Mofer, Anmerkungen gur Kapitul. Karl’6 VIL Bd. IL. ©. 438 F.; 
Bon beut. Reichsftände Randen S. 705706. 


It WW 17- 


ı bi. 


vr u. 











8 60. Die Landftändelorporg im obrigfeitlichen. Staat. 807 


oder fchriftlih unternommene Confoederationes, Uniones, Conjurationes, 
verbottene Confraternität‘‘ der Lanbftände'*). Die erneute mahriſche Landes⸗ 
orbnung v. 1628 aber beftimmte: „Demnad, Foedera ober Berbünbrifien 
einzugeben ober anfzurichtn, zu was Ende und gegen weme fie aud 
angefehben ſeyn mödten, niemands anderem in biefem Marggrafthumb 
als dem König und Marggrafen gebühret, zudem auch ber Ausgang und die 
gemeine Erfahrenheit nunmehr genugſamb zu erfennen gegeben, was für ver- 
berblicden Sammer und Unheil die wider Und als den orbentlichen König, 
Marggrafen und Erbherrn vorgegangene Conspirationes und DVerbündniffen 
in dieſem Unſern Erb⸗Maggrafenthumb und fonften allenthalben angerichtet; 
jo wollen wir vor Aufricht- oder Einwilligung aller und jeder Berbünbniffen, 
Zufammenverfnüpfungen und Sonfpirationen, mit weme iuiner- ober außerhalb 
dieſes Marggrafenthumbs fie auch geichehen möchten, hiermit männiglich noch⸗ 
mals ganz ernftlich gewarnt haben.” Käme gleichwol ein Verbündniß oder 
foedus, aus was für Urfachen, Schein oder Vorwand es fein möchte, wider 
den Landesherrn oder zu irgend einem andern Zwede öffentlich ober heimlich 
vor, fo foll wegen bes „Lafters der beleidigten hoͤchſten Majeftät... . mit un- 
nachläffiger Straff an Leib, Leben, Chr, Hab und Gut, aller Schärf nad 
verfahren werben‘ ’%). Eine fo völlige Vernichtung des einft ald wejentliches 
Attribut voller Freiheit geltenden Vereinigungsrechts ftand keineswegs vereinzelt 
ba. Auch Mofer will für feine Zeit ein ſtändiſches Einigungsrecht nicht 
mehr anerkennen, inbem er fih theils auf die Wahllapitulation beruft, theils 
die Grundjäge bes völferrechtlihen, nur ſouveränen Mächten zuftehenden jus 
foederis berbeizieht”). Und die Stände felbft wagten bald nicht mehr, ein 
allgemeines politiſches Vereinsrecht zu behaupten, fondern beanſpruchten nur 
noch für fich felbft ein auf befonderem Titel beruhenbes Privileg der Bereinigung. 
Wenn noch 1492 ber bairiſche Adel, als bei Gelegenheit der zwifchen ihm und 
ben Herzögen vor dem Kaiſer geführten ſchiedsgerichtlichen Verhandlungen die Frage 
erörtert wurbe, ob ber Abel zur Eingehung bes Loͤwenbundes berechtigt geweſen 
jei, meinte, wenn ihm das Einungsrecht beftriiten werbe, ſtehe er ja nicht 
befier wie leibeigne Leute und Bauern?'): fo wurde in den langen reichsge⸗ 
richtlichen Streitigkeiten über die Giltigkeit der mecklenburgiſchen und oftfriefi- 
ſchen Ständeunionen von Seiten der Stände gar nicht mehr ein allgemeines 
Einungsreiht, jondern nur eine fpecielle Ausnahme behanptet. Es ift belehrend, 
die Anfichten über das Einungsrecht in beiden Fällen zu verfolgen. 

In Oftfriesland wurde die von fämmtlichen Ständen mit der Stabt 
Emden 1683 errichtete Verbindung, weil fie ohne Wiflen und Willen des 


6, Mofer, von deut. Reichöftände Landen ©. 676, 677. 
 Mofer 1. c. S. 672. 678. | 

 Mofer L c. S. 706. 707. 

9. Krenner, Lanbiagshanbl. XI. ©. 216. 
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Landesherrn geichlofien, von diefem für unerlaubt erflärt. “Derfelbe beantragte 
daher 1691 heim Reichshofrath: „die Landftände anzubalten, daß fie denen 
a) unter fi und b) mit Anderen obne Zuziehung, Sonjens und Bewilligung 
ihrer hohen Landes-Obrigkeit aufgerichteten an ſich jelbft unkräftigen Bünb- 
niffen und Vergleichen und der Darüber aufgetragenen Garantie renunciiren, auch 
biefelben zu ewigen Tagen kaßiren und aufheben.” Der Reichshofrath gieng zwar 
zunächft hierauf nicht ein. Als aber 1723 die Landftänbe fi) wegen einiger beim 
Fürften günftiger Taiferlicher Verordnungen aus eigener Machwollkommenheit 
troß eines landesherrlichen Verbots zu Hinte verfammelten und eiblidh zur 
Geheimhaltung ihrer Beichlüffe verbanden, wurbe ihnen durch kaiſerliches 
Dekret fcharf verwiejen: „das freihe Unterwinden, denen Untertanen in Rechten 
bodh-verbotene heimliche und geführliche Verbindnifſen, wie zu Hinte geſchehen, 
aufzurichten und mittelft berfelben fi) zufammen zn verfchwören‘ Die Stände 
antworteten mit einem Beihlug (1724), nach weichem jebes Mitglied, das 
vom Reichshofrath der Conclusa wegen in Strafe genommen ober nerurtheilt 
werben würde, „von gemeiner Landſchaft inbemnifirt und ſchadlos gehalten 
werden“ follte, vertheidigten aber dem Reichshofrath gegenüber in einer von 
ben ſtändiſchen Agenten eingereichten Deduktion ihre Befugniß, „ohne Konſens 
des Landesfürften Conventiones nnd Bünbniffe aufzurichten“. Die Schrift 
ward als ungebührliche Verteidigung einer angemaften Freiheit mit Verweis 
zurüdgegeben und gegen die ftändiſchen Beſchlüſſe ein kaiſerliches Patent v. 
18. April 1725 publicirt, auch eine kaiſerliche Kommiffion niedergeſetzt. An 
die letztere richteten nun die Adminiſtratoren der Landſchaft eine ausführliche 
Remonftration, worin fie das Recht der Stände, fih „zu ihrem Wohlitand 
und Rube, unb zu Bertbeibigung ihrer Rechten, Gerechtigkeiten und Herrlich⸗ 
keiten, und zu Grhaltung ber nötbigen Einigkeit” zu vechinden, als „ba 
Fundament der ftändifchen Freiheit“ energiſch verwahrten. Dies Recht aber 
leiteten fie aus ihrer anomalen Stellung dem Landesherrn gegenüber ber, 
vermöge deren fie „nicht vor Unterthanen zu achten, welche ihrem Landesherrn 
ſchlechterdings und absolute, jondern unter gewiſſen Bedingungen und Berträgen 
zu geborfamen jchuldig‘, mithin „subditi pactiti“ und einer „superioritas 
territorialis pactitia‘‘ unterworfen fein. Sie beziehen fih jodann anf bie 
Meinungen mehrerer Rechtslehrer (bejonders Burtorff, Schüz, Mager v. 
Chönberg, Sail, Stephan), wonach das Verbot ber Bünbniffe uur „fchlechte, 
nicht privilegiirte Unterthanen“, injonderheit nicht Städte und Stände, die nur 
„gewiſſer Maaße“ Unterthanen ſeien (civitates status mixti) betreffe. Sie 
nahmen aljo cine Mitteljtellung zwiſchen Reicheftinden und Unterthanen in 
Anfprud. Ju einer gegen den ihnen ungünftigen Sprud eingereichten Be 
ſchwerde giengen fie zum Nachweiſe diejer Behauptungen näher auf die hifto- 
riihe Entwidlung der oftfriefiichen Verfaſſung ein, welche verichieden ſei von 
ber aller auderen Reichsprovinzen, da die Gründung und Einrichtung bes 
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„oftfriefiſchen Staats" auf einem Vertrage des ehemals völlig freien Landes 
mit einem gewählten Oberhaupte berube?*). 

Die mecklenburgiſchen Stände ſtützten fi bei ihrem Wiberfpruch gegen 
das landesherrliche Begehren, die Stänbeunionen von ihrer Ginfiht und Ges 
nebmigung abhängig zu machen, hauptſächlich darauf, daß ihre jüngeren Ber 
einigungen nur auf der alten Union v. 1523 berubten, dieſe aber berzoglich und 
Taijerlich genehmigt ſei. Es handelte fi daher auch in ben Streitigkeiten 
der Jahre 1748 — 1755 Hauptfächlih um die Frage nad Inhalt und Ber 
deutung ber alten Union, weldyer die Derzöge den Charakter ald „Grund ber 
mecklenburgiſchen Landesverfaſſung“ abftritten und nur den einer gewöhnlichen 
Landfriedenseinung für vorübergehende Zwecke zugeftehen wollten, während die 
Stände in ihr eine ewige Konföderation zu einem unzertrennlichen Korpus er- 
blidtn. Sn den berzoglichen Schriften wurben deshalb die neuen Unionen 
als unftatthafte Erweiterungen der alten angegriffen, durch welche die Tandes- 
berrlihen Rechte gefchmälert würden, welche aber bejonderd wegen ber Be⸗ 
itimmung, daß fein Stanb ohne der ganzen Lanbichaft Willen fi) mit bem 
Herzog vergleichen dürfe, eine unziemliche und häßige Verftridung enthielten. 
Und während die Stände ein freied Vereinigungsrecht nicht einmal mehr be- 
baupteten, beanjpruchte der Herzog, weil nad ber Mahllapitulation jeber 
Landesherr befugt ſei, fich jelbit hei feiner Landeshoheit zu handhaben, das 
unbebingte Kaffationsrecht jeder Union. Der Vergleich v. 1755 erkannte dann 
zwar bie Giltigkeit der beftehenden Verbindungen, foweit fie der Landesobrigkeit 
nicht zuwiderliefen, an, von einem Einigungsrecht aber für die Zukunft ift 
nicht ferner die Rede), 

In dem Untergang bed Einigungsrechts der Stände lag zugleich ber 
Untergang ihrer Torporativen Autonomie, indem jedes landſchaftliche Statut 
unter den Begriff einer Einigung oder doc) der Enweiterung einer beitehenden 
Einigung fiel und ſchon deshalb von obrigkeitliher Genehmigung abhängig 
gemacht wurbe oder vielmehr erft burch eine ſolche den Charakter von objektivem 
Recht erlangen ſollte. Mit dem Binigungsreht wurde aber ferner zugleich 
das freie Verſammlungsrecht angegriffen. Indem die Landesherren unberufene 
Ständeverfjammlungen als „verbotene Stonventifel und Conspirationes‘ aus- 
fegten, leiteten fie deren Unrechtmäßigkeit ſchon aus der goldenen Bulle und 
fpäter aus der Wahllapitulation her, unterjagten fie bei Androhung von 


) Mofer 1. c. S. 689— 697. Sntereffant ift auch die Ausführung der 
Stände über die verfehiedenen Auslegungen ber goldnen Bulle (S. 692—694) und 
ihre Bemerkung, dad, da Zürft und Stände ftreitende Parteien feien, billiger und 
vernünftiger Weife den Ständen nicht zugemuthet werden könne, für Die zu ihrer 
Sicherheit und Wohlfahrt getroffenen Vereinbarungen den Konſens ihrer Gegen- 
partei einzuholen (S. 695). 

=, Moſer lc. S. 680—688, Hegel ©. 122f. 
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Strafen und riefen die Reichögerichte gegen fie an ober trieben fie jelbft mit 
Gewalt auseinander. Anfänglich, und in Württemberg, Mecklenburg und 
einigen kleineren Kerritorien bis in bie neuefte Zeit, gelang es Träftigeren 
Landichaften, ſich oder doch ihren Ausſchüſſen das Selbſtverſammlungsrecht, 
dad meiſt nur durd die Pflicht, von jeder Zufammenkunft bei Hofe Anzeige 
zu machen, beichräntt wurbe, troß ber Tandeöherrlihen Angriffe zu erbalten*®). 
Mehr und mehr indeg drangen befonbers in den größeren Ländern bie mit 
oder ohne Unterftüßung des Reichs erlafienen Verbote. durh*). Su ber 
Bahllapitulation von 1658 wurden dann jogar ganz allgemein Konvente ber 
Stände ohne Borwiffen und Benwilligung der Landesfürften ſowol in Steuer- 
ſachen als in andern Angelegenheiten unterfagt”*). Wurde biefe Beitimmung 
auch jehr verichieden ausgelegt und über die ſeitdem viel erörterte Frage unter 
den Rechtslehrern mannichfach geftritten, fo drang Doch immer entſchiedener in 
Theorie und Praxis der Grundſatz durch, daß wenigftend normaler Weiſe ein 
Landtag nur vom Landesherrn berufen werden und nur ausnahmsweiſe den 
Ständen eines Landes ein Selbfiverfammlungsreht als befonberes, firift zu 
interpretirendes Privileg zuftehen Tönne. Die meiften Rechtölehrer giengen 
weiter und erflärten die ausſchließliche Ständeberufung für ein jo wejentliches 
Attribut der Obrigkeit, daß entgegenftehende Privilegien ober Verträge ungiltig 
fein”). Mit dem Aufbören des Selbſtverſammlungsrechts aber war, ba eine 


20, Bol. Mofer, von der teut. Landft. Konventen ohne landesherrl. Bewillig. 
1764; von teut. Reichöftände Landen S. 1519-1581. Simon, preuß. Staator. 
I. 121. 125. Unger IL 141f. Campe ©. 89f. Kenner, Landtagthaudl. 
VII. 11-18. Gtreitigleiten über dad Gelbftverfammlungsrecht kamen ſchon 
1440 in Preußen, um biefelbe Zeit in Brandenburg, 1468 in Köln, 1470 in 
Baiern vor, endeten aber damals hier überall zu Bunften ber Stände. Aus 
drũcklich anerfannt wurde ein Selbftverfammlungsrecht mit gewiſſen Befchräufungen 
z. B. noch 1660 in Halberftadt, 1672 in Jülich⸗Berg, 1712 in Hoya, durch Priv. 
v. 1770 art. 18 in Braunfchweig, feit 1554 in Württemberg und für bie einzelnen 
Aemter und ben engeren Ausſchuß nad) dem Vergleich v. 1755 in Medienburg. 

5) Sehr viele Beifpiele bei Mofer in ben angef. Schriften. Weber Bafd 
und Mähren f. oben. Den oftfriefifhen Ständen erfannte ber Reichshofrath 
1677 das VBerfammlungdrecht ab. Mit leichter Mühe vereitelte 1654 ber große 
Kurfürft den lepten Verſuch ber märkiſchen Stände, fih aus eignem Willen zu 
verfammeln. Seitdem fand fein allgemeiner brandenburgifcher Landtag mehr ftatt. 

», In ber Wahlkap. v. 1792 lautet art. 1583: „auch nicht gutheißen no 
zugeben, daß bie Landftände bie Dispofition über die Landfteuer, deren Empfang, 
Ausgabe und Rechuungsreceffirung, mit Ausichliefung des Landesherrn privative 
vor unb an fich ziehen, ober in dergleichen und anderen Sachen, ohne ber Lan⸗ 
deöfürften Vorwiſſen und Bewilligung, Konvente anftellen und halten”. 

7) Bol. die reichen Litteraturnachweife und die daraus gefammelten Anfichten 
in ben angef. Schriften b. Mofer und bie bei Leift, Staatsr. 5 55 Note 4 
angeführten Werte. Stryck lehrte: facultas conveniendi et deliberandi super 
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geſetzliche Pflicht zur Berufung in regelmäßigen Zwiſchenräumen oder kei be- 
ftimmten Fällen faft nirgend begründet war, der Beſtand ber gefammten Ber- 
faffung in den guten Willen des Landesherrn geftellt. Wo biefer gute Wille 
nicht vorhanden war, vermochten die Stände ihre Rechte gegen fürftlidhe Leber 
griffe um fo weniger zu ſchützen, als die Befugnig und Möglichkeit der Selbft- 
bilfe mit der Aufhebung des Fehderechts feit dem ewigen Landfrieden von 
felbft fortgefallen ober doch bedeutungslos geworben war, die Befchwerben und 
Petitionen, auf die fie nunmehr angewiejen waren, jomit jedes Nachdrucks 
entbehrten. Ginigen Schu gewährten freilih noch die in allen Fragen bes 
öffentlichen Rechts kompetenten Reichsgerichte, aber theils ſchloſſen auch fie fich 
mehr ben Anfihten der Landesherren an, theild waren mächtigeren Fürſten 
gegenüber ihre Sprüche von wenig Bedeutung, zumal ihrer Wirkſamkeit durch 
die Beftimmung der Wahllapitulstion, daß die Landesherren fi) bei ihren 
bergebrachten und habenden Ianbesfürftlichen und herrlichen Juribus jelbft und 
mit Affiftenz der benachbarten Stände wider ihre Unterthanen zu manuteniren 
und fie zum Gehorfam zu bringen befugt feien, die Spike abgebrochen war. 

2. In demjelben Grabe aber, in welchem es den Fürften gelang, bie 
genofienfchaftlihe Selbftändigkeit der Ständelörperichaft zu brechen, mußte es 
ihnen leicht werben, das abhängige, aus obrigfeitlicher Konceffion beftehenbe, 
mit gewiffen Privilegien begnabete Corpus von der Xheilnahme am Staat 
weien zu verbrängen. Das widtigfte und unftreitigfte der landſtändiſchen 
Rechte, die Steuerbewilligung, wurbe am heftigften angegriffen und am längften 
vertheidigt. Doch kamen ſchon im 16. Jahrhundert Ausichreibungen und Gr- 
hebungen unbewilligter Steuern ſeitens Träftiger Fürften vor, ohne daß bie 
Drotefte der Stände dagegen Erfolg gehabt hätten”). Rechtlich fuchten bie 


negotiis ad salutem Reipublicae pertinentibus Statibus non ex jure proprio, 
sed ex concessione superioris compotit. Schmauß: ohne des Landesherren Be- 
rufung Tann kein Landtag gebacht werden. Berger, Jargow, Kemmerich 
u. A.: es gehöre zur Landeshoheit, Landtage zu berufen, und Konvente ohne Be 
willigung ſeien Eingriffe in Die Landeshohelt. Der Abt von Emmeran ſah fo- 
gar in der von ihm angefochtenen Religionsaffeturation des Landgrafen von 
Hefſen⸗Kafſel, weil fie den Lanbftänden erlaube, fi) ohne Borwifien ihres Landes⸗ 
berrn zu verfammeln und nach Belieben Schlüffe zu machen, eine beullihe In⸗ 
vitation ad delinguendum. Bol. aud) Steuben, Nebenft. I. S. 181— 186. 
Häberlin b. Schlözer 1. c.S. 276, 

26) Befonders heftige Streitigkeiten entsrannten in ber erften Hälfte bes 
16. Jahrh. in Baiern. Schon 1535 fchrieben die Fürften ohne ber Landſchaft 
Wiſſen und Willen drei Landftenern nach einander aus und ſetzten ihre Erhebung 
durch. Entichulbigten fie ſich damald noch mit der Dringlichkeit, jo behaupteten 
fie 1542 geradezu, fie fönnten „zu Mebrung ihres Kammerguts und zu des Landes 
Wohlfahrt” fo viel Steuern auf die Untertbanen legen, ald ihnen beliebe, unb 
fragten nur aus Gnade vorher bei den Etänden an. Bon da an wurben bann 
die Eingriffe immer häufiger. Rudhart IL 148f. 155—181. Freyberg IL 


bräztic einet Eilfichen Peitrage zur Deiegung ber einem Reicheflaut nöthigen 
Fetuzzm, Plite mt Gunicaen entzegen tie Reichögeiehe felkit den Lant- 
ſtãänden tie Kegnitien über tie Derurrriäftae. Im Sabre 16:0 glaubten 
die Radettinte tie Zeit wlemmm, das Stenerkewillizungäreht allgemein 
ee Tie Rebrzahl taz m einen Reichsgutachten au, 

Me Umtertfunze kbaltiz zu erflirem, „nidt allein zur Yanbeibefenfiemöver- 


alle entzegemjtichenten Privilegien oder Epemticnen aufzuheben. Die damii 
begehrte wellige reichegeſetzliche Dernichtung tes Stenerbewilligungäredyts wurte 
zwar afyewendet, intem ter Kaiſer tie Genehmigung werfagte und es bei bem 
beitchenten Reicherecht mit einer Mutdehuung auf Ergatiomtloften zu Reich 
deputatiens · und SKreitlonventen und fonft reditmänig hergebrachte Abgaben 
lieg”). Alein die gröneren Lanteöherren erreichten das erwünidte Ziel anf 
eigene Sant im ibren Xerritorien um jo leichter, als tie Stänte felbit Längfl 


192 f. 249. Lerchenfeld, Einl. CCCXXVf. Ueber ahufide Borgänge in der 
Mark Brandenburg, in Preußen und Pommern Lüders im GStaatöleriton XIIL 
14—17. 235 —77. 39 —41. 

N Bol. Eihhorn, R. G. S 547 Rote a nad die dortigen Gitate aus 
Hugo, Wehner, Baur, Limnmäns, Kicd. 

2) 6. Gihhorn $ 537 und tie dort und bei Schulte & 102 Note 6 
eitirten Reicheabichiebe, den I. R. A $ 14. 160. 181 b. Koch IIL 674; das 
Gutachten v. 1670 b. Serjtladher, Handb. VIL 989 f., die Reiolution v. 1671 
b. Rod EV. S3f. 
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weniger bie Fefthaltung eines wahren Steuerbawilligungrehte, als vielmehr 
die Erlangung individueller Steuerprivilegien und Steuerbefreiungen erjtrebten. 
So erſchien es als offenbarer Sortfchritt, wenn deu Ständen und namentlich 
ber Ritterfchaft, die neben eigener Streuerfreiheit die Stenerbewilligung für 
Andere übte, jede felbftändige Mitwirkung in Steuerſachen genommen wurde 
und fie oder ihre Ausſchüſſe nur noch als Ianbesherrliche, zur Ausführung er- 
haltener Befehle beftimmte Lokalbehoͤrden an ter Bertbeilung und Erhebung 
der Steuern Theil nahmen, wie dies feit 1612 in Baiern und feit dem 
30 jährigen Kriege in Defterreih und in den brandenburgifchen Provinzen. ber 
Sal war?i). — Früher und vollftändiger noch feßten die Fürften das alleinige 
Geſetzgebungsrecht durch, dem gegenüber nur noch ein ftändifcher Beirath, nicht 
aber ein Zuftimmungsreht denkbar ſchien?). Blieb ausnahmeweije ein Zu- 
ſammenwirken des Fürften und der Stände verfaffungsmäßig nethwendig, jo 
ftellte man do den Sab auf, daß die Stände ihre Genehmigung nicht zum 
Nachtheil des gemeinen Weſens verweigern, in ſolchen Faͤllen vielmehr mit 
rechtlichen Mitteln dazu angehalten werden könnten? Am leichteften endlich 
beſeitigte man die Xheilnahme der Stände an benjenigen Angelegenheiten, 
weldhe unter die neuen Begriffe ter Polizei und der Verwaltung fielen), 


21) Struben, Rebenft. II. 109 f. 144}. Rudhart II. 282—276. Lüders 
1. c. 45f. Eichhorn, R. ©. $ 546 Note k. 679. 680. 583. 596. In Branden- 
burg gab es feit 1653 nur noch Kreisverfammlungen ber Stände unter ben Land⸗ 
räthen zu Vertheilung der Randeslaften und Erhebung ber Einkünfte für die land» 
Ichaftlichen Kaffen und einen landſchaftlichen Ausſchuß zur Verwaltung der lepteren. 
Dol v. Thile, Nachricht von ber Churmärlifchen Kontributiond- und Schop- 
einrichtung oder Landes⸗Steuer⸗Verfafſung des Churmark-Brandenburgifchen Ritter- 
fhafte-Corporis. Berlin 1739; insbeſ. über die „Creyaz-Zäge” ©. 349 f. Der 
Sag, dab zur Tragung notbwendiger Ausgaben bed Staats fowol das Nitter- 
ſchafts⸗Corpus wie bad Städte-Corpus verpflichtet feien, wird hier ald unzweifelhaft 
bingeftellt. ©. 8. 4f. Sowol bie „publiken Landfteuern”, als die „Revenüen der 
Domänen“ zielen nah v. Thile gleichmäßig „auf die Erhaltung bes Staats, 
welcher aus dem Regenten und Untertbanen befteht”. Doch find nach ihm bie 
mit Koften bed Landes einfommenden Steuern vornemli für Beſchützung der 
Unterthanen, die Domäneneinlünfte vornemlich für den Unterhalt ded Regenten 
beftimmt. 

3, An Baiern ftellten fchon 1582 die Herzöge ben Gap auf, daß fie als 
Landedfürften das Recht hätten, ohne Zuthun der. Untertbanen Ordnungen feft- 
zufegen, und nur zum Weberfluß der Landichaft Rath einholten. Ebenſo vindi- 
eirten fie fi 1545 ala in ihrer Obrigkeit enthalten „Ordnung und Polizei”. 
Freyberg IL 225. 271. Später wurde nah Rudhart II. 815 „Befehl und 
Geſetz identiich”. Vgl. and die Stellen aus Myler ab Ehrenbach und 
Thomaſius b. Eihhorn, R. ©. $ 546 Note h. u. i. 

3) Struben, Nebenft. II. 149; Obs. jur. ct hist. Germ. IV 8 12. 

2, So erflärt Struben für feine Zeit die Nothwendigkeit einer ftändifchen 


814 Die genoffenfchaftfichen Elemente des Staats. 


indem man barin ein Mitregierungsrecht der Stände erblidte, das man für 
unverträglich mit dem Weſen ber Landeshoheit erflärte®). 

Um Rechtsgründe, mit denen fie den Bruch der ausdrücklichen Erklärungen 
und Verträge beihönigen konnten, waren die Suriften ins Iuterefje ber Höfe 
nicht verlegn. War ber Landesherr ausfchlieglicher Inhaber der Obrigkeit, fo 
berubten alle anderen politiihen Rechte im Territorium nur auf feiner Ber 
leihfung und die Stände waren alio „privilegürte Unterthanen“, denen ihre 
Befugniſſe aus Inndesherrlicher Konceffion, aus Gnade, mithin ald „Privile- 
gien? zuflanden. Privilegien waren ſtrikt zu interpretiven: folglich waren 
die Ianditändifchen Rechte Ausnahmen, gegen welche im Zweifel die Bermuthung 
ſprach 2%). Konnten Auslegungen und Deutungen Vieles bewirken?T), fo gieng 
man doch bald weiter und lehrte, auch an unzweidentige Berfprechungen fei 
ber Landesherr überall da nicht gebunden, wo dieſe mit ber Lanbeswohlfahrt 
unvereinbar fein. Denn Privilegien, auch wenn titulo oneroso gegeben, 
jeien um des gemeinen Wohls willen jeberzeit widerruflih*). Andere Publi- 
eiften führten die ftändifchen Rechte als ertroßt ober erichlichen auf ein fogenauntes 
initium vitiosum zurüd, oder erflärten fie für veraltet und bei veränderten 


Mitwirkung bei Veräußerungen (Rebenft. IL 168 f.), Exrbtheilungen und Erbver- 
brüberungen (ib. 165 f.) und vormunbichaftlichen Regierungen (ib. 173 f.) für 
obfolet. Das Zuftimmungdrecht zu Kriegen und Bündnifien läßt er da, wo es 
ansdrücklich feftgefebt Ift, noch gelten, während anderweit (3. B. 1658 vom Biſchof 
v. Münfter) behanptet wurde, folche ben reichögefeplich anerfannten Rechten der 
Landesherren berogirenden Privilegien feten ungiltig. Ib. S. 150 f. Die Herzöge 
v. Baiern fepten fich fchon im 16. Jahrh. bei Abſchlnß von Bündniffen über bie 
verfaffungsmäßig nothwendige Befragung der Stände hinweg. Freyberg IL 
442. 443. 


25) In älterer Zeit Ieitete man aus ber Bergleichung der Yandftände mit ben 
Reichäftänden ein fog. Mitregierungsrecht her. Vgl. Lud. Hugo, de statu re- 
gionum German. ©. 178. Benckenberg, Select. V praef. p. 4: certe quiequid 
poterant olim status imperii in imperio, id quibuslibet statibus provincialibus 
in territorio permissum. Et haec regula in medio aevo nunquam fefellit. 
Später beftritt man allgemein ein Mitregierungsrecht, da „nach Raturrecht und 
allgemeinem Staatsrecht eigentlicher und ordentlicher Weife nur Regent und Unter 
thanen erijtirten‘. So au Mofer, von teut. Reichöft. Landen ©. 839; von 
ber Landeshoheit S. 206 f. Struben, Nebenft. IL 175. Poffe, Stantseigenth. 
©. 165. 168. Pütter, Beitr. L 165 f. 

3) Dagegen erlärt Häberlin, Gtanter. II. 29f. u. bei Schlözer 1. c. 
©. 265 ed für Behauptungen „der Schmeichler der Fürften”, „daß Landftände 
ihre Entftehung der Gnade ber Fürften zu verbanten hätten; daß daher im Zweifel 
die Vermuthung für die Fürften wäre; und daß landſchaftliche Rechte als Privi- 
Iegien behandelt werden könnten”. Bol Mofer S. 1149. 1150. 

=, Bol. das Beifpiel aus Württemberg b. Eihhorn 8 546 Rote i. 

) So 3. B. Poſſe, Staatseigenthum S. 10 f. 
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Zuftänden hinfällig, oder behaupteten ihre Ungiltigkeit ohne Genehmigung bes 
Kaifers, weil fie die von dieſem als unveräußerliches Recht eingeräumte Laubes- 
hobeit minderten, ober fie wandten endlich jenen oft gelehrten Satz an, daß ber 
Nachfolger an die Regierungsakte des Vorgängers nicht gebunden ſei, und was es 
an Scheingründen Aehnliches geben mochte”). Das letzte Argument aber 
blieb immer die salus publica, welche Geſetzen, Freiheiten, Berträgen, Her⸗ 
kommen und Berjährungen derogiren follte*®), wobei benn freilich die Bor- 
ansfegung, daß über das, was in jebem Falle das gemeine Wohl erforbere, 
allein dem Yürften die Entſcheidung gebühre, unbewiejen blieb‘). Der 
Widerſpruch namhafter Yubliciften gegen derartige Deduktionen verballte un- 


gehört 9). 


) Dieje und Ähnliche Deduktionen führen an und widerlegen Mofer, von 
teut. Reichäft. Landen S. 1185—1139. 1146 f. 1187 u. Struben, Rebenft. 1. c. 

“) Am ſcharfften entwidelt diefen Sag die Schrift von v. Sditatt, vindiciae 
territorialis potestatis adversus capitulationum, compactatorum et literarum 
abusus. Monach. et Ingolst. 1759. 

1) Für alle Zeiten treffend jagt Mofer 1. c. ©. 1187: „Weiter bedient 
man fich jeßo als einer Univerſal⸗Staats⸗Medicin bes Grundes: das DBefte und 
die Erforberni des Staats ift das höchſte und oberfte Geſetz, welched allen andern 
Geſetzen, Berträgen, Freiheiten, Herkommen und Verjährung berogirt, und den 
Regenten berechtigt, das nöthige zu verfügen, bie Verträge und Privilegien wieder 
aufzuheben. — Freilich ift biefes ein kurzer und bequemer Weg, allen Schwierig- 
feiten ebenjo leicht abzubelfen, als Alerandern, den Gordiſchen Knoten mit dem 
Degen aufzulöfen. Es wird auch fein ehrlicher Mann und Patriot mißlennen, 
daß in ber That dad gemeine Befte allem andern vorgebe. Aber, aber bie Frage 
ift Davon: wer den Ausfchlag geben könne, was würklich das gemeine Befte fei 
und erfordere? Antw.: Wer fonft, ald der Regent? So fpridt wol ein Mac“ 
chiavel, ein Hobbes, ein Ickſtatt und wer fonft ben Höfen zu Gefallen redet: 
Hingegen ift in denen Anmerkungen über des jüngeren von FA ftatt Schrift de jure 
majestatico imperii eminentis gezeigt, daß diefes orientalifche Staatörecht nicht 
auf unfere enropäiſche und am allerwenigiten auf unfere mit Ranbftänden verfehene 
teutfche Lande paſſe, ald worinn es ein zwifchen dem Regenten und beffen ange 
bornen Räthen, denen Landftänden, gemeinfames Geſchäft ift, zu überlegen unb 
zu prüfen, was nur den Namen und ben Schein ober das Weſen bed gemeinen 
Beften babe". Aehnlich ©. 841. 842. 

“) Bol. über die älteren Streitſchriften Moſer 1. c. ©. 813—321, 486— 
490. 941— 948. Hier und fonft, befonders aber in einer von ihm berandgegebenen 
und mit Anmerkungen verfehenen Weberfegung ber Jfſtatt'ſchen Schrift 
Grankf. 1765) erlärt ih Mofer mit beiligem Zorn gegen die Lehre von ber 
Ungiltigkeit aller die Landeshoheit einfchräntenden Verträge, „worin bie neuern 
Hof-Publiciften und Souveränitäts- Diener ein ganz neued Rechts⸗ und Stantd- 
gebäude aufzuführen befliffen find, kraft befien man die Verbindlichkeit folcher 
Derträge, zumalen in Anfehung derer Regierungänachfolger, und wenn die Ver⸗ 
träge alt find, entweder gar läugnet, oder unter dem Vorwand berjelben Aus⸗ 


816 Die genoffenfchaftlichen Elemente des Staats. 


Mehr als alle juriitiihen Gründe unterftüßte und rechifertigte die nach 
Unumfchränttheit ftrebenden Yürften die innere Nothwendigfeit und die That⸗ 
ſache, daß fie in dem Kampf mit den Ständen allerbiugs bewußt ober un- 
bewußt das öffentlie Wohl gegen das Privatintereffe vertraten. Mochten bie 
Meiften nur bie eigene Machterweiterung im Auge haben oder das Borkilb 
Ludwigs XIV. Fopiren*), fie wurden doch burdh die Natur der Sache darauf 
gewiefen, den Ständen ald „privilegiirten Unterthanen“? das Jutereſſe ber 
nicht privilegiirten Unterthanen gegenüber zu ftellen, fich gegen ben Adel bes 
Bauerftandes anzunehmen und fo zu Trägern bes Fortſchritts zu werben, 
während die Stände für Privilegien ftritten*),. Auf Seite der Fürften ftant 
ber neue Gedanke eines einheitlichen öffentlichen Rechts, die Stände Eonnten 
nur noch individuelle Privatrechte für fih anführen“). Deshalb traten aud 
gerade bie vorwärts blidenden Fürften am feindfeligften gegen die Landſtände auf 
und dieſe giengen mit wenigen Ausnahmen ohne energiichen Widerſtand und 
felbft ohne Theilnahme zu Grunde). Und gerade in demjenigen Staat, ter 
von nun an zum Träger bes dentſchen Staatögebantend berufen war, traten 
bie Stände in das Mäglichfte Schattenleben zurück. Schon ber große Kur- 
fürft führte mit der Begründung des branbenburgiich-preugiichen Staats zu- 
gleich den Todesſtoß gegen das ftänbifche Weſen““). Fand er noch einen hefti- 
gen Widerftand, der namentlich in Ofſtpreußen den hier ausnahmsweiſe Träftigen 
und in lebendigem Gemeinfinn nicht blos für die eigenen, fondern auch für 
bes Landes und der Bauern Rechte eintretenden Ständen gegenüber nur durch 
Kerker und Schaffot befiegt wurde, jo hatten feine Nachfolger, weldhe mit un- 
erbittlicher Konjequenz das gleiche Ziel verfolgten, von ben egoiſtiſchen Pri⸗ 
vilegöförperjchaften Leinen energiihen Widerftanp zu fürchten und nicht bles 





fegung, gemeinen Berftandes und fchidlicher oder unſchicklicher Anwendung anf 
bie jeßigen Zeiten, felbigen das vermeinte Gift, das ift bie Kraft und die Eeele, 
benimmt und.nur dad Gerippe unb den Schatten davon übrig läſſet“. Bon teut. 
Neichaft. Landen ©. 1146. 

, Mofer 1. c. 1147. 1148. Eichhorn $ 596. Wil da im Rechtöler. 
©. 882. 

) Beſonders lehrreich ift in diefer Beziehung die Gejchichte dei Kampfes 
zwiichen Abfolutismnd und Ständen in Preußen, vgl. v. Lancizolle, König- 
thum und Landftände, bei. ©. 8 f. 86 f. 88—186, und in Balern, we bie Herzöge 
fih ſchon 1519 des Bauernftandes annahmen und von ba an häufig die Unter 
thanen gegen ben Adel vertraten. Freyberg IL 192f. Rudhart IL 188. 
142. 199. 274. 815f 

, Wil da, Rechtäler. ©. 833 drüdt Died aus, die Fürften bätten ftatt ber 
von ihnen mißachteten „Rechte „das Recht" zur Geltung gebracht. 

“) Bol. den Abſchnitt „der Landftände Schidfale” b. Mofer 1. c. S. 899 
411. 

01) Weber die Einzelheiten Lüders, im Staatéler. 1. e. XIII. 45—583. Yanci- 
yollel. c. ©. 8-12. 
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die Macht, fondern auch die Hffentliche Meinung ftand ihnen zur Seite. 
Friedrich Wilhelm L ſprach bereits die Idee des abjolnten Staats in vollfter 
Schärfe ans: „wir find doch Herr und. König und koͤnnen thun, was wir 
wollen”, war fein Argument; „ich aber ftabilire die Souverainet& wie einen 
Rocher von Bronce”, fein Ziel; als „alte und längft vergefiene Dinge” wies 
er Privilegien zurüd, die man ihm (in Julich⸗Berg) eutgegenhielt *). Im ben 
alten Provinzen wie in den neu erworbenen Ländern ſetzten Friedrich IL.) 
und Friedrich Wilhelm IL) diefe Richtung fort, und wenn fie nirgend aus⸗ 
drũcklich die ftänbifchen Suftitutionen Taffirten, fo zeigt gerade bies, bis zu 
welcher Nullität dieſelben gejunten waren. — Unbedauert, ja faſt unbenchtet 
verfielen aber auch in ben meiften anderen Territorien die ftändifchen Inftitu⸗ 
tionen und nur vereinzelt erſchollen ſelbft gegen bie größten Gewaltakte der 
Regenten verurtheilende Stimmen‘). Endlich brachte der Zerfall des bentichen 
Reiches auch formell, zugleich mit dem Wegfall ber Iekten Schranken ber 
Landeshoheit nad) oben, die Aufhebung ber meiften Ianbftändifchen Verfaffungen, 
indem biefelben nicht nur in den ſäkularifirten Stiftern, fondern auch in welt- 
lichen Territorien durch einfache Berorbuung kaffirt wurden), Su ben 


e) Mofer 1. c. 1012. Lüderd 1. c. 53—56. Simon L c. IL 122. 130. 
145. Zancizolle l, c. 12f. 

“) Bgl. über das Verfahren Friedrichs IL. gegen bie oftpreußifchen Stände 
Boigt, Darftell. S. 25. 26. Simon II. 180, 146. Lüders 1. c. 56—58. 

0 Bol. Kübers 1. c. 59f. Simon 1 e. 130, bei. aber bie ſpecielle Heber- 
fiht des Schickſals der Landesſtände in den einzelnen Ranbestheilen bei Lanci- 
zolle 1. c. ©. 88-186. | 

sı, Man vgl. z. B. betreffs Baierns die vorzügliche Schilderung Rubhart’s 
IL 277. Ueber andere Staaten Mofer S. 400f. „Ubi vero jus in armia 
positum est”, fagt Mofer ©. 1189, „man auf der Welt nur den Degen und 
eine ftärkere Macht, ald man felbft befigt, über ſich erfennet, oder wenigftens würd. 
lich gelten Iäfjet, mithin das ald Recht gilt, was ber Regent will und fpricht: 
da ift freilich für diefen Zufall kein Recept in bem teutfchen Staatörecht zu finden, 
Sondern es verbleibet bei dem Ausſpruch des Landes⸗Herrn fo lang, bis derfelbige 
an bem großen lebten Welt-Revifiond- Gericht beftättigt oder reformiert wirb®. 
Bol. dazu ©. 841. 848, 1811. 1147: „aber ihr ganzes Recht beftehet darinn, 
daß fie 100,000 Mann auf den Beinen halten und feinen Richter über fg, oder 
boch felbigen wicht zu fürchten haben”. 

ss So erfolgte in Baiern 1808 die Aufhebung der zunzichaften von Baiern 
und ber Pfalz und bad Berfprechen einer allgemeinen Volksvertretung für das 
neue Königreich, die aber nicht in's Keben trat. Rudhart IL 848. In Weftphalen 
wurden 1808, als e8 an Heflen-Darmftabt fiel, in Trier 1808, in Württemberg 
1805, in Kurbaden für ben Breisgau 1806, in Heffen- Darmftabt 1806 die Stände 
aufgehoben. Charakteriftifch find die beigegebenen Gründe; fo in Baden: weil für 
dae Befte der Unterthanen fchon hinreichend durch die Staatsbebörde geforgt 
werbe; in Heflen- Darmftabt: weil Landftände die freie Abminiftration hemmten 
und dem Staatöbebürfniß nicht entfprächen. Im andern Rheinbundftaaten, wie 

I. 52 
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fouverän gewordenen Staaten war nunmehr die Ianbesherrliche Obrigkeit im 
einer nach oben wie nach unten völlig unumfchränften Kürftenfouveriuität bis 
zu ihrer letzten Konſequenz gefteigert: bamit aber war fie zugleich au ihrer 
Grenze angelangt und mußte deu Kampf anfnehmen mit einem neuen Ge 
danken, der langjam aus dem Inuerften des Volkes hervorwuchs. 

UI. Daß biefer neue Gedanke, der Gedanke einer Bollävertretung, m 
der That nicht eine Fortfehung des in den Landſtänden wirkſamen Principe, 
jondern ein ganz anderes felbftändiges Princip enthielt, erfennen wir beutlid, 
wenn wir erwägen, in welder Weiſe fi) die Stellung ber Landftände zum 
Lande gewandelt hatte. Aus ben Bollbürgern einer genoffenihaftlich orgami- 
firten Landesgemeinde waren fie privilegiirte, in ein Corpus verbundene Unter 
tbanen geworben. Nicht ganz war die Idee erloihen, daß biefe bevorzugten 
Regierten das Intereffe ber Regierten überhaupt dem Regenten gegenüber zu 
vertreten bätten®®): aber verbältuigmäßig nur in wenigen Ländern blieben bie 
Stände fidh eines ſolchen Berufes bewußt, in noch wenigeren fiellten fie diefe 
Anfgabe höher, als has, was ihnen als nächftes und eigentliches Ziel galt: 
die Erhaltung und Mehrung „ihrer fonderbaren Gerechtiame, Freiheiten umb. 
Privilegien". Wenig galt dem Abel das Steuerhewilligungerecdht, wenn nur 
feine Perfonen unb Güter Steuerfreiheit erlangten“), wenig die Einrichtung der 
ftehenden Heere und bes Derwaltungsabjolutismns, wenn nur feinen Mit 
gliedern ein Vorzug bei Offizier- und Givilämtern gefichert warb ®*), wenig 
die Entfernung von der Geſetzgebung, fo lange diefe nur bas gemeine Befte 
und nicht das Privilegienreht angieng. Und kaum anders dachten bie tief- 
gefuntenen ftäbtifchen Korporationen oder gar die noch vertretenen geiftlichen 
Stifter, dachten felbft in den wenigen Ländern, in denen es eine Bertreiung 
des Banernftandes gab, die oligarchiſchen Körperichaften, welde die engeren 
und weiteren Gemeinden (3. B. bie wärttembergifchen Oberämter) regierten 
nnd vertraten. Die meiften Laudichaften wurden daher dem Boll nicht 
weniger als dem Kürften entfrembet und traten als ein Drittes zwifchen beibe, 
ja die Iändlide Bevölkerung war längft gewöhnt, in dem Yürften eber einen 
Bertreter gegen die Stände ald in ben Ständen Bertreter gegen ben Türften 
zu finden, nnd die eifrigften Berfechter der landſtändiſchen Rechte theilen uns 
boch zugleich Thatfachen mit, weldhe nit nur den Eigennutz, die Privilegien- 
ſucht, die Erbärmlichkeit und Feigheit der untergehenden Körperfchaften dar- 


in dem neuen Königreich Weftphalen und Hubalt- Köthen, wurden die Landflände 
burch franzoͤſiſche Scheinkouftitutionen erfegt. In Sachſen, Hannover, Braun- 
ſchweig, Kurbefien beftanden die Stände bis zur Ginführung ber Repräfentativ- 
Berfafiung fort. 

5) Bol. oben Note 196198 zu $ 51. 

s Rudhart IL 188f. Eichhorn $ 47. 596. 

* Struben, Nebenft. IL 176. 
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tbun, ſondern gleichzeitig beweifen, daß ihnen bie Idee eines durch fie darge- 
ftellten Landes oder Volkes gänzlich abhanden gekommen war *). 

B. Eine innerlich verfaulte Körperfchaft, welcher dem Fürften gegenüber nach 
Mofer’s Ausdrud nur noch gloria obsequii übrig geblieben war®”), während 
fie dem Volle als ein privtlegiirtes Corpus fremb gegenüberftand, konnte nicht 
zu einer Bolfövertretung verjüngt werben. Alle in diefem Sinme unternom- 
menen Derfuche mußten fcheitern, da nicht aus den verweſenden Reften ber 
abfterbenden Körper, fondern nur unmittelbar aus dem wieber erwachten 
Öffentlichen Geifte des Volkes bas Nene erwachſen konnte. Auch war bas 
Streben, eine äußere und innere hiftoriſche Kontinuität zwifchen den alten 
Landftänden und der nenen Volksvertretung herzuftellen, in Wahrheit ein un- 
hiſtoriſches. Es ift eine Eigenthümlichkeit der deutichen Geſchichte, daß bei und 
nie eine derartige Kontinuität, wie zum Theil in England, das Alte mit bem 
Neuen verbunden bat. Sn einjeltiger Verbildung haben die meiften unferer 
großen Inftitute fich ausgelebt, anftatt fich vor ihrer greifenhaften Verknbche⸗ 
rung mit dem Gehalt der neuen Zeit zu erfüllen, und die neu erwachenden 
Ideen haben fi neue Formen gefchaffen, anftatt die alten Tangfam zu wan- 
dein. Nicht dem konſequenten Ausban eines ſtets den Bedürfniſſen gemäß 
erweiterten Gebäudes gleicht, wie bie englifche, fo die deutſche Entwidelung: 
fondern in dem oft verfullenden und verbilbeten Gebäude fanden Zufammen- 
ftürze bid zum Fundament und Nenbauten, bei benen die Trümmer bed alten 
Bau's höchftens als Baufteine zu verwenden waren, vielfach ftatt. Nicht aus 
bem Reiche follte die deutſche Einheit, nicht aus dem Kaiſerthum die Staats- 
idee, nicht aus ben Lehns- und Dienftämtern bie obrigkeitliche Verwaltung, 
nicht aus den alten Volksgemeinden die mittelalterliche Gemeindefreiheit, nicht 
aus dem mittelalterlihen Innungsweſen die moderne Affociation unmittelbar 
bervorgeben, obwol diefelben Kräfte des Volksgeiftes fich in ſolchen verwanbten 


 Belannt ift bas Bild, welche 3.8. v. Mofer, Herr und Diener (1759) 
befonbers in einer von Schloffer, Geſch. bes 18. Jahrh. 4. Aufl. II. 533 mit- 
getheilten Stelle, von den Landtagen feiner Zeit entwirft. Häberlin, Staatsr. 
IL 74 erzählt, wie es vorgefommen, daß Lanbftände bie Koften abliger Jagd⸗ 
procefie aus der Landeskafſe nahmen oder Landesſchulden deshalb nicht tilgten 
teip. die Zinfen nicht berunterfebten, weil fie felbft die Gläubiger waren. ©. 
auch Echläger, Staatdanz. Heft 71 &. 311. Rudhart IL 816 bricht bei Mit- 
theilung eine® von ber Landſchaft erworbenen Folterprivilegs in bie Worte aus: 
„So tief ſanken die Lanbftände, daß fie, begierig immerdar nach Privilegien, ſich 
fogar das. traurig-efende Vorrecht verfchafft haben, dab in der Anwendung ber 
Zortur denjenigen Sanbftänden, welche Malefiz haben, freiere Hand gelaflen iſt. 
So tief konnten nach ben erften Mängeln die Landftände in Baiern fallen, daß 
fie einen Borrang annahmen in ungehinderter Peinigung der Unterthanen, bie 
fie hätten fchügen follen®. 

m Mofer, von teut. Reichöftände Landen S. 840. 1178. 
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Erſcheinungen bethätigten: und jo iſt das moberne Repräfentativfyfiem nicht 
aus der landſtändiſchen Berfafinng, fondern gleich ihr unmittelbar aus bem 
nach Selbſtherrſchaft ringenden und eine zeitgemäße Form dafür erfchaffenben 
Volksgeiſt entfprungen. Nur äußerlich ift die zwiſchen beiden häufig feftge- 
baltene Verbindung, — beftimmt, im günftigen Falle den Bruch zwiſchen Alten 
und Neuem zu verbüllen, im ungünftigen einen inneren Widerſpruch zwiſchen 
Form und Gehalt, den Keim gefährlicher Konflikte, zu erzeugen. 

Gleichwol ift der Einfluß, welchen das Borhandenjein von Reiten Ianb- 
ftändifcher Berfafiung auf die Entftehung und Geftaltung bes repräſentativen 
Gedankens in Deutichland übte, nicht zu unterfhäken. Es wäre Thorheit, 
ben Antheil zu läugnen ober zu verkleinern, den an Verbreitung unb Form 
dieſes Gedankens die auf Deutichland jo mächtig wirkenden fremden Bolls- 
geifter, den vor Allem bie franzöfiihe Revolution einerſeits, der englifche 
Parlamentarismns anbrerjeits gebabt haben. Allein das Beftehen von Land⸗ 
ftänden gab den durch diefe Vorbilder angeregten Ideen, beren legte Duelle 
immer das deutſche Volksbewußtſein jelbft war, eine beſtimmtere Richtung. 
Schon um die Mitte des 18. Jahrhunderts traten die großen Staatsrechts 
Ichrer, deren Berdienft um die Neubelebung des erftorbenen Sffentlichen Geiftes 
nicht geringer als das um die Wiſſenſchaft ift, in biefem Sinne als Berfedhter 
der Ranbftände gegen ben Abjolutismus auf. Durch die hiſtoriſche Forſchung 
dahin geführt, daß die Laudſtände nicht, wie bie Hofpubliciften glauben machen 
wollten, in jüngerer Zeit durch die Gnabe der Fürften entftanden, ſondern 
gleih alt mit der Landeshoheit ſeien“), daß in ber deutſchen Verfaſſung ein 
unumfchränttes Regiment vordem unerhört und in allen Berbältnifien „die 
Freiheit älter als die Knechtichaft" geweſen“), vindicirten fie ben Laudſtänden 
ein jelbftändiges und unverlegliches Recht gegenüber ben Fürften. Bor Allen 
J. J. Moſer, dem dann Pütter, der jüngere Moſer, Struben, Möjer, 
Häberlin u. 9. folgten, trat mit fcharfer Kritik gegen bie Lehren auf, 
welche die Rechte der Stände für wiberrufliche Privilegien und Konceffionen, 
jede Einſchränkung der Landeshoheit für ungiltig, das öffentlidhe Wohl für das 
hoͤchſte Geſetz, den Fürften für den alleinigen Bertreter und Bormunb dei 
öffentlichen Wohls erflärten®). Einer Theorie gegenüber, :weldhe den Begriff 
des öffentlichen Rechts an feiner Wurzel zu vernichten und durch ben Begriff 
So Moferl. c. L. IL c. 8: Bon der Landftände Urſpruug S. 846 — 
898. Pütter, Beitr. J. 107f. Häberlin, Staater. II. 29; bei Schlözer ©. 
265. Ebenfo Lynker, Andlers, Ludolf, Stryd, Wildvogel, Böhmer, 
Struben ıc. 

3. B.Mofer.l.c. S. 847: „übrigens ift es eine aus allen Geſchichten 
und Urkunden obnftreitige Sache, daß (außer in Gegenden, wo bie harte Leib⸗ 
eigenfchaft noch heutiges Tages üblich ift) die Tentfche, von oben an bis auf ben 
Bauren hinaus, freie Leute waren, und als folche, nicht aber wie die Ruſſen unb 
Zürfen regiert wurden‘. Bol ©. 840. 11461148. 

©) Bol. bei. 6. Mofer die Abfchnitte: ber Laubftände Schickſale S. 398 — 
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der polizeilich -abminiftrativen Ordmung zu erfeßen ſtrebte, verfocdhten fie den 
germanifhen Gedanken, daß auch das Verhältniß von Obrigkeit und Unter⸗ 
thanen ein feites, auf beiben Seiten begrenzte und burdh die Landesverfaſſung 
verbürgte Rechte und Pflichten begrünbendes Recdtsverhältniß fei. Auch ihnen 
war im Sinne der Zeit ber Stant ein zweigetheiltes Weſen, aus Obrig- 
keit nud Unterthanen zuſammengeſetzt: allein daraus folgerten fie nicht das ab- 
jolute Regiment des Hanptes über die Glieder, fondern vielmehr eine Mit- 
wirtung der Unterthbanen am Staatöwejn. „Der Kopf allein ift nicht ber 
Staat, und das Geblüt ift nicht allein für. den Kopf, fondern and für den 
ganzen Leib da”, lehrte Mofer"). Landftände ſeien baber zwar „einzeln und: 
in corpore Unterthanen und deshalb Feine Mit- oder Kprregenten, aber eben- 
fowenig Sklaven”, jondern „des Regenten geborene Räthe, ja überall, wo fie 
anzutreffen, mehr als bloße Räthe”, da „überall in den Landesgrundgeſetzen 
gewiſſe wichtige in des Landes Regierung, Wohl und Wehe einfchlagende Fälle 
ansbrüdlich befiimmt jeien, in welden bie Miteinwilligung derer Land⸗ 
ftände darzu erforbert wird, wann der Regent dieſes oder jenes foll thun und 
Iaffen Tönuen"®). Aud die herrſchende Theorie über die Entftehung des 
Staats and einem Bertrage wurbe in biefem Sinne verwerthet”). Aber 
nicht blos den Zürften gegenfiber forderten bieje Stantsrechtslehrer für bie 
Landftände eine andere als bie ihnen faktiſch überall gegoͤnnte Stellung, fie 
fuchten auch ihr Verhältnig zum Boll auf eine amdere Grundlage zu bringen. 
Der von Moſer wiederholt und einbringlih ausgeſprochene, dann häufig 
wiederholte Satz, daß Landſtände das ganze Land repräfentirten*), mußte indeß 
immer eine theoretiſche Forderung, ein frommer Wunſch bleiben. Ermahnungen 
zur @inigfeit, zum Gemeinfinn, zur Berüdfichtigung des gemeinen Beften vor 


411; der Lanbftände, Nupen und Gebrechen ©. 485—499; ber Landftände Ge⸗ 
rechtfamen und Pflichten &. 887—848; von Landesfreiheiten S. 940—1189; von 
Landesbeſchwerden S. 1189— 1856. Berner die citirten Schriften von Mofer 
Sohn, Pütter, Häberlin, Struben, Möfer’s patriot. Phantafien u. f. w. 

) Bon teut. Reichsft. Landen &. 1139. Bgl. damit ©. 851 $ 4: Abf. 2. 

956. 889 8 7; 840 8 8. 9. 10. Mofer fährt dann fort: „wann daher 

einige teutjche Regenten nunmehr den Grundſatz entweber bios ipso facto anf 
ftellen, ober auch kein Bedenken tragen, es in ihren Anträgen und Refolutionen 
zu äußern, daß denen Landftänden nichts als gloria obsequii und das bloße 
ministeriale übrig bleibe und zuftehe, nämlich Werkzeuge abzugeben, dasjenige, 
was der Herr will und befiehlt, gu vollſtrecken, zu repartiren, einzuziehen und ihm 
zu liefern, jo handeln ſolche Regenten nicht nach Recht und Billigkeit, ſondern 
widerrechtlih und gewaltſamer Weiſe“. 

= Mofer J. c. S. 340: „fie ſeynd Tentſche, deren Voreltern (die Wenden, 
Slaven n. d. ausgenommen) urfprünglich freie Leute waren, die fih aus ihren 
Mitbürgern ihre Regenten jelbft erwählt, aber fidh nie unumfchräntt unterworfen 
haben’. Ebenfo S. 1146 f. 

“) Bol. die Stellen in Note 195—198 zu $ 51. 
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fondern ganz allein durch das bavon nicht aufgehobene, ſondern nur beichräntte 
und geformte Princip der allgemeinen Bolltrepräfentation beftimmt. 

Das Princty ber allgemeinen Bollerepräfentatioun war ber Ausbrud 
ber allmäligen Berwanblung bes von dem Abſolutismus bergeftellten all. 
gemeinen und gleichen Unterthanentfums in das allgemeine und gleiche 
Staatsbürgertfum. Gerade die Rheinbundſtaaten, in welden bie Zer- 
Vegung des Staates in eine ausſchließlich aktive, einheitliche, in der Perfon 
bes Fürften verkoͤrperte Obrigkeit und eine ausſchließlich paſſive, vielheitliche, 


eq) Bol. z. B. ©, 411. 498. 49. 846-848. 1177 f. 
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in dem Begriff des Volks rein kollektiv zufammengefaßte Unterthanenjumme 
im Anfang unſeres Sahrhunderts bis in die ertremften Konjequenzen vollzogen 
ward, mußten doch jehr bald darauf den Gedanken, daß der allgemeinen 
Unterthanenfhaft nunmehr ein allgemeines Staatsbürgertfum zu entwachien 
habe, wenigftens durch Scheinkonceffionen anerkennen. Denn gaben auch die 
von ihnen nach franzöfiihem Mufter verliehenen Scheinfonftifktionen!) nur 
den Schatten einer Theilnahme des Boll am Staat’nnd blieben auch jo 
meift anf dem Papier, jo geftanden fie doch die principielle Unhaltbarkeit 
einer bloßen bürgerlichen Pflicht ohne entiprechendes hürgerliches Recht officiell 
zu. Mit dem Aufſchwung des deutſchen Volksgeiftes wurde das Begehren 
einer Zurücverlegung des Staates in das Bolt mächtiger. Wünſche wie Ber- 
ſprechungen Inüpften hierbei freilih in mehr oder minder bewußter Weiſe an 
die alte landſtändiſche Verfafſung an?), von deren mobificirter Wiederbelebung 
man das Heil erwartete, und die wenigen Berfaffungen, weldye demnächft im 
Sübweften zu Stande kamen?), fuchten den Bruch mit dem alten Princip 
äußerlich zu vermeiden. Allein, während in andern Staaten die Stände in 
ber That fortbeitanden oder realtivirt wurben‘), berubten jene ueuen Ber- 
faffungen durchaus auf einem veränderten Grundgedanken, indem in feiner von 
ihnen der Landtag ale Organ einer bejonberen Koͤrperſchaft der verfchiebenen 
Stände erſcheint, vielmehr in allen das geſammte Bolt als den Inbegriff der 
Staatsbürger repräfentirt. Mehr noch wurde in den nad dem Anftoß ber 
neuen Bewegung jeit 1830 ergangenen Berfafiungen das ſtaͤndiſche Princip 
verlafien®), bis endlich feit 1848 auch äußerlich der volllommene Bruch mit 
demielben berborteat®). Im den jeitbem eingeführten Berfaffungen oder Ver⸗ 
faflungerevifionen, jo mannichfach ihre Richtungen auselnandergehen, ift von 
der alten Innbftändiichen Körperichaft keine Spur mehr zu entbeden, auch 


1) Verf. des Könige. Weftphalen v. 15. Rov. 1807; bair. v. 1. Mat 1808; 
des Großherz. Frankfurt v. 16. Ang. 1810; v. Anhalt⸗Kothen v. 28. Dec. 1810; 
v. Weimar v. 20. Dec. 1810 (unausgeführt,, Bei Pölip L 88. 96. 45. 10867. 
132. 

2) So belanntlih auch bie Verfprehungen der Bundesalte. 

9 B. NM. v. Naflau v. 2. Sept. 1814; Baiern 26. Mai 1814; Baden 22. 
Aug. 1818, Württemberg 25. Sept. 1819, Hefjen 17. Dee. 1820; Sachſen⸗ 
Meiningen 23. Aug. 1829. 

960 in Sadjen, Braunfhweig, Kurhefien, aber audy in Hannover nach 
B. U. v. 17. Dee. 1819. 

) Bei. in der kurdefl. B. U. v. 5. Yan, 1831; haunop. v. 26. Sept. 1888, 
bis zu ihrem Umfturz i. 3. 1834, u. v. 6. Aug. 1840; braunfhw. N. 2. O. v. 
12, Dct. 1832; 8. U. v. Sachſen v. 4. Gept. 1881; Echwarzburg- Rubolft. v. 
28. Dec. 1830 u. 24. Sept. 1841; Wltenburg v. 29. Apr. 1881; Hohenzollern- 
Sigmar. v. 11. Juli 1883. 

% Bol. preuß. D. U. v. 31. San. 1850 art. 3. 4. 
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nicht, wo die ftändifche Gliederung bei der Bildung ber Vollevertretung feft- 
gehalten wird; es ift vielmehr ber Gedanke einer durch den Landtag repräfen- 
tirten allgemeinen Staatsbůrgerſchaft zu vollem Siege gelangt”). 

Die Unterſchiede der modernen Bollsrepräientation von der Stänbelörper- 
ſchaft des Mittelalter wie der fpäteren Zeit Liegen auf ber Band. In ſich 
felbft ift fie weber eine Vollbürgerſchaft der Landesgemeinde noch eine priwi- 
legüirte Korporation, fie iſt überhanpt Feine Körperfhaft mehr, ſondern eim 
bloßes öffentliches Kollegium. Im Berhältuig zum Bol ift fie weder mehr 
eine jelbftberechtigte Bollgenoffenichaft, noch eine Summe von Iubabern eigener 
Standſchaften, fondern ein politiſches Kollegium, welches in feiner Gejammt- 
heit die an fih der Geſammtheit aller felbftändigen Staatsbürger zufommenben 
politiſchen Befugniffe ausübt. Im Berhältnig zum Yürften endlich ift fie 
weder eine den Staat mit ihm theilende Landesgemeinde, noch eine mit einem 
Inbegriff politifcher Rechte begabte Korporation, jondern ein Mitorgan bei 
Staats. 

Aus dem Mangel eigener gemofienfchaftlidher Bebeutung in dieſen brei 
Beziehungen ergiebt fi für die moderne Volkspertretung gegenüber den alten 
Landtagen eine durchaus veränderte rechtliche Stellung. Zunächft ift fie ihrer 
Zufammenjegung nad nicht durch die Mitgliedſchaft in einer Genofſſenſchaft 
oder einer Korporation beftimmt, fonbern die Antheilnahme an ihr ift eine 
öffentliche Funktion, welche durch Das Geſetz an gewiffe Bedingungen geknüpft 
wird. Principiell eriftirt daher and) kein Unterſchied zwiichen ben gewählten 
Abgeorbueten und ben ernannten ober wegen ihrer Abftammung ober ihres 
Beſthes ſcheinbar aus eigenem Hecht berufenen Mitglievern befonbers ber erften 
Kammern: Wahl, Ernennung ober perjönlide Eigenſchaften find nur das 
Mittel, burch welches die Berufung zu dem Amte eines Bollövertreters «er- 
folgt, während die eigentliche Duelle der damit verbundenen: Befugniffe und 
Pflichten weder ein Auftrag noch ein eigenes Recht, ſondern ganz allein bie 


) Freilich tritt im Gegenjap zu den unmtitelbar nad) 1848 vereinbarten Ber- 
faffungen in den oktroyirten oder ſeit 1849 revibirten das Beftreben hervor, in 
ber erften Kammer eine Vertretung ber Stände neu zu bilden. Indeß nirgend 
wird das Stantsbürgerreht an fi für ungleich erflärt und es wirb im Princiy 
nirgend bie Vertretung eined Standes Tonftituirt, fondern der Stand fol nur 
wie Befig, Macht oder Intereffe die Bildung und Zufammenfepuug einer allge 
meinen Bollsrepräfentation mitbeftimmen, in welcher dann aber keiner fich felbft 
oder einen Stand, fondern jeder das Geſammtvolk vertritt. Die aufgehobenen 
V. U. v. Schlesw..Holft. v. 15. Sept. 1848, v. Medienburg » Schwerin v. 10. 
Det. 1849, von Defterreih v. 4. März 1849, die rewibirten Berf. in Hannover 
v. 5. Sept. 1848, Weimar v. 15. Oct. 1850, Kurhefien v. 18. April 1852, 
Oldenb. v. 18. Febr. 1849 (ftatt ber v. 22. Nov. 1852), Die preuß. v. 81. San. 
1850, Anhalt-Bernburg v. 28. Febr. 1850, Gotha v. 3. Mai 1852 u. |. w. be 
legen dies. 
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Berfaffung ift. Hierans ergiebt fi) zum Unterſchiede von den Stänten bie 
wichtige Folge, daß jebes Mitglied der modernen Repräfentation bas gefammte 
Bolt vertritt, daß dagegen ber Einzelne weder überhaupt noch aud nur zu- 
nächft das Snterefie jeiner Wähler, feines Nominanten ober feiner jelbft wahr⸗ 
- zunehmen berechtigt ober verpflichtet if. Auch als die alte Landſchaft eine 
wahre Landesgemeinde war, repräjentirte doch der Einzelne in ihr immer 
zunächft nur fich jelbft oder feine Anftraggeber und nur die Gefammtheit ber 
Stände gleichzeitig alle Einzelnen und das Land. Jetzt dagegen ift es ein 
rein faktiſches Verhältniß, wenn der Einzelne die Interefien feines Wahlkreiſes, 
defien Wünſche und Beſchwerden vorzugsweiſe kennt und vorträgt: rechtlich 
ſteht er zu demſelben nicht anders als jeder andere Abgeordnete zu ſeinem oder 
er zu jedem auderen Wahlkreiſe, ja es wäre eine Verletzung ſeiner oͤffentlichen 
Pflicht, wollte er das Interefſſe ſeiner Wähler, ſeines Standes oder feiner 
felbft über oder vor das Interefie der Allgemeinheit ftellm*). Daran ſchließen 
fi) die wichtigiten Konfequenzen: die Unzuläffigkeit einer Wahl oder Emen- 
nung in anderen als den gejeglich genau norgeichriebenen Formen, bas Verbot, 
den Auftrag an irgend eine Bedingung zu knüpfen, die rechtliche Unverbind- 
lichkeit jeder Inſtruktion, die Irrevokabilität des Mandats, die Unverautwort⸗ 
lichkeit des Vertreters, der Ausſchluß jeder Stellvertretung u. ſ. w. Gbenſo 
verbindet nicht mehr wie ehemals, der einzelne Abgeordnete durch ſeine Stimme 
zunächft fich und feine Mandanten und hilft erft in zweiter Reihe als Glied 
der Landeskoͤrperſchaft das Land zu verbinden, jondern ganz allein ber &e- 
fammtbeichluß verbindet die Geſammtheit des Volks uud damit jeben Einzelnen. 
Das einzelne Landtagsmitglied ift jomit nichts mehr durch fi und für fich, 
fondern Alles nur als Glied bes Kollegiums und für bie Gefammtheit. Aber 
auch die Volksrepräſentation als Ganzes ift nichts mehr für ſich und Alles 
nur ald Glied einer höheren Allgemeinheit; es mangelt ihr durchaus au der 
eigenen Gefammtperjönlickeit, welche die alte Landſchaft Hatte Nur in Bezug 
auf ihre kollegialiſche Einrichtung (die Gelchäftsorbuung, bie Prüfung und 
Entſcheidung bezüglich der Legitimation ihrer Mitglieder, die Wahl der Bor- 
figenden und Beamten, die Bildung und Beitimmung von Abtheilungen und 
Kommiffionen) bat fie Befugnifje der Autonomie, Selbftgerichtsbarkeit (Die- 
ciplin) und Selbftverwaltung, dieſe Befugniffe aber find keineswegs forporo- 
tiver, fondern rein Zollegialifcher Natur und beruhen nicht anf einer inneren 
korperſchaftlichen Verfaffung, fondern anf ber Staatsverfaffung, welde ein 
Kollegium als einheitliches Staatsorgan beruf. Wenn man heute noch von 


e) Anders noch nach der preuß. Provinziafgefeßgebung, wonach jeder Stand 
zunächft fich felbft und erft in zweiter Reihe das Gejammtinterefie der Provinz 
vertritt, da er, wenn er durch einen Mehrheitsbeſchluß fein Standesintereffe ge- 
fährdet glaubt, durch einen mit % ber Stimmen gefahten Kurienbeſchluß bie 
„Sonderung” der Stände herbeiführen Fann. 
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einer vepräfentativen „Mörperhheft” fpricht, fo iſt dies ein ungemaner Epuadh- 
gebrauch; ein Abgeorduetenhans ift jo wenig wie ein Geridts- ober Segie- 


nicht auf dem Gefammiwillen der Repräfentanten bernhende Korporations- 

organe. Wenn aber jo bad Repräfentativkollegium in fi ſelbſt feine Ge- 

noſſenſchaft, Bein jeibftändiger Organismus ifl, jo iſt eb ebewjowenig ehwa das 
Landeögemeinde befonderen Organituns 


ſteht. Aufgehoͤrt bat das alte Recht des bewaffneten Wiberfiandes, hat die 
redytliche Möglichkeit eines befonberen ftändijchen Heeres, wie es früher fo oft 
geworben, bejoldet und verwandt wurde. Kriege, völlerrechtlidhe oder privat 

60 Braunfhw. R. 8. O. v. 1832 $ 118. Hannon. Gef. v. 5. Sept. 
1848 $ 109. Anbalt-Bernb. B. U. v. 1850 $ 62. 64. Didenb. revid. B. U. m. 
1852 art. 150. 198. Gotha. ®. U. v. 1852 $ 158. 

10) So nad) ben meiften Berf. Urk, außer in Preußen, Baiern, Großh. Heflen 
und einigen Heineren Staaten. 


8 61. Das Berhältnik d. mod. beut. Staatsibee 3. Genoſſenſchaftsidee. 827 


rechtliche Verhandlnugen unb Streitigkeiten, bebingte Huldigungen, Reverſe 
und Privilegien, Berträge, wie fie meifchen Gürft und Landſchaft fo häufig 
waren, finb rechtlich nicht mehr denkbar. Denn Yürft und Land find nicht 
mehr zwei indivibuelle Rechtsfubjekte nebeneinander, jondern Fürſt und Landes⸗ 
vertretung find Mitträger und Mitorgane eines einheitlichen Staats: ihre Ver⸗ 
einbarnngen find daher Geſetz, ihre Verhandlungen und Streitigkeiten aber 
innere Bewegungen und Grichütterungen des ſtaatlichen Organismus, Um 
wenigften ift heute ber jelbftänbige Rechtsverkehr der Stände mit auferftaat- 
lichen Mächten" denkbar, wie er im Mittelalter fo häufig war. Weil aber bie 
Landesvertretung ohne eigene Rechtöfubjektivität und lediglich Staatsorgan ift, 
fo haben im Gegenſatz zu ber früheren unbeftimmien Kompetenz ber Sand» 
ftände, vermöge beren fie einft faft von keinem Regierungsrecht ganz ausge 
fchloffen und hänfig wahre Mitregenten waren, fobann aber meift zur bloßen 
Ausübung eigener Privilegien herabjanten, die mobernen Berfaffungen bie 
Funktionen der Vollsvertretungen im Staatsorganismus möglichft genau be⸗ 
ftimmt. Bei großer Ungleichheit im Einzelnen haben fie ihnen überall eine 
Doppelte ftantliche Funktion zugewieſen: fie find kontrolirendes Staatsorgen 
für ſich allein und rechtſchaffendes Staatsorgan zufammen mit bem Fürften. 
Soweit fie innerhalb diefes ihnen zugewieſenen Kreiſes wollen und handeln, 
will und handelt durch fie der Staat; giengen fie darüber binans, fo wäre 
es eine Summe von Individnen, die wollte oder handelte: in einem Fall 
aber will oder handelt burdh fie eine vom Staate verfchiebene Geſammiperjoͤn⸗ 
lichkeit, ſei es ber Stände, jei es bes Landes ober des Volks. 

So ift mit dem Aufhören einer befonderen Lanbes- ober Stänbegenofien- 
ſchaft die Staatseinheit gegeben. Jene alte Zweiheit des Staats, deren Ueber 
windung wir dem Abjolutismus verbanten, ift mit der nenen Repräſentativ⸗ 
verfaffung nicht zurũckgekehrt. Es giebt begrifflih nur noch Bine untheil- 
bare, einfache Staatöperfönlichfeit, die fich nicht aus den Sonderperſoͤnlichkeiten 
des Landesſherrn und ber Landeögemeinde zuſammenſetzt, ſondern tin beiden 
nur als in ihren Organen zur Erſcheinung kommt. Freilich iſt diefe Einheit 
weber vom Rechtsbewußtſein bes Volkes bereits voll erfannt, noch ſelbſt in der 
Wiffenfhaft zur Geltung gelangt. Häufig noch bringt die lange Gewähnung 
des Volkes, den Staat über und außer fi zu fuchen, die Anfchauung hervor, 
bag Fürſt und Volk verfhiedene Rechtefubjelte fein. ine ſolche, unferen 
früheren Zuftänden ebenſoſehr als dem Staatöbegriff ber meiften romaniſchen 
Völker entiprechende Auffaffung, mag fie nun weiter im Sinne einer Fürften- 
jouveranität den Staat ausſchließlich in den Fürften verlegen und dem Volke 
nur eine unjelbftändige Xheilnahme gönnen, mag fie nach franzöfifcher Weife 
umgekehrt die Volksſouveränität ftatuiren, um fie jofort der Ausübung nad) 
an einen außerhalb des Volles ftebenden Staatörepräfentanten veräußern zn 
laſfſen, mag fie endlich dem Syftem ber getheilten Souveränität buldigen, tft 
in allen Fällen unvereinbar mit ber germaniſchen Stanteibee von heute. 
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Wäre die Meinung mander Stantsrechtslehrer richtig, daß in ber repräjentatinen 
Monardie „das Boll” eine vom Staat verfchiebene, durch die Bolfevertretung und 
durch fie allein zur Erſcheinung gebrachte Perjönlichkeit jei'"), welcher gegenüber 
bie eigentliche Staatsperſoͤulichkeit in der beſonderen Perfönlichkeit des Fürften ver- 
korpert werde, jo wäre bie repräfentative Monarchie ein Rüdichritt gegen Die bereits 
errungene Stantseinheit. In ber That aber iſt, wenn der Gebanfe des Ber- 
faffungsftants durchgeführt wird, jo wenig wie das Volk eine Perſönlichkeit 
außer dem Staat bat'2), jo wenig ber Fürft als Fürſt eine vom Staate 
verſchiedene, individuell berechtigte und verpflichtete Perjönlichkeit, ſondern ganz 
allein Organ, Eriheinungsform der Stantsperjönlichkeit. Es verfteht fich, 
daß er zugleich eine indivibuelle, prinatrechtliche Perfönlichteit bat: aber nicht 
biefe ift Grund und Inhalt jeiner Stellung als Staatsoberhaupt. Er ift 
nicht mehr Fürft aus eigenem Recht, fondern Fürft dur) das Recht bei 
Staates. Er wird nicht kraft Erbrechts, jondern wegen feiner Abſtammung 
aus einem beitimmten Geſchlecht nach beftimmter Succeffiontorbuung durch 
das Geſetz, durch die Verfaffung berufen. Nicht jubjektives, ſondern objeltives 
Hecht ift Grund feiner Herrſchaft. Daher beftimmt auch ben Umfang feiner 
Befugniffe und Pflichten, joweit er Fürſt ift, allein die Verfafſung; übte er 
andere als diefe ihm übertragenen ftantlichen Funktionen (3. B. Rechtſprechung 
oder alleinige Geſemebung) jo hätte nicht mehr der Staat durch ihn no 
er als Fürſt, fondern ein Individuum gehandelt: foweit er Dagegen inner: 
halb feiner verfafinngemäßigen Funktionen will und Handelt, will und Handelt 
weber er als individuelle Perfönlickeit, noch er für ben Staat, fonbern in 
ihm und durch ihn der Staat'®). 


1) So behauptet Zöpfl, Staater. I. $ 54. IL $ 345, „bad Volk“ Habe in 
der repräfentativen Monarchie und habe allein „in ber Iandftändifchen Körperfchaft 
und durch diefelbe eine juriftifche Perfönlichkeit*. 

17) Die den Repräfentativftant Tennzeichnenden eigenthümlichen Kontrolorgame, 
welche für die Vertretung ber Vielheit gegen bie Einheit beftimmt find, finden 
fih in ganz ähnlicher Weife bekanntlich in den Gemeinden und faft allen mobernen 
Bereinen und Gefellichaften überhaupt. Niemand fällt es ein, deshalb ber „Bürger 
Schaft" eine durch ihre Verorbneten vertretene juriftiihe Perfönlichkeit ueben, in 
oder gegenüber „der Stadt“ beizulegen, Niemand wird in ber Aftiengefetfcpeft 
der Summe ber Akionäre eine durch die Repräfentanten und bie Generalben 
fammlung bargeftellte, von der Gejellichaft#perfönlichkeit verſchiedene Nechtsfubjek 
tivität zufchreiben. Warum fol es tm Staate andere jein? warum foll bier bas 
Vorhandenſein ber Bollörepräjentation dem Volle eine vom Staat verfchiebene 

Perfönlichkeit verfchaffen? 

15, Wenn man bei dem für bie Monarchie oft angewanbten Bilde ftehen 
bleibt, wonach ber Fürft das Haupt des Volles im Rechtsfinne ift: wie foll ber 
Leib dem Haupt, wie fol aber umgekehrt das Haupt dem Leib gegenüber eigme 
ftantsrechtliche Perfönlichkeit Haben? Eind nicht Haupt und Glieder weſentlich 
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Benu bie Eine und untheilbare Staatöperjönlichkeit jo in Yürft und 
Bollsvertretung zur Erſcheinung kommt: fo ift damit die Zahl ber unmittel- 
baren Staatsorgane noch nicht geichloffen. Vielmehr find als ſolche noch an- 
zuerkennen einmal bie Geſammtheit der felbftändigen Staatöbürger und zweitens 
die Gerichte. Die Geſammtheit der felbftäubigen Staatsbürger ift freilich 
auf eine einzige Funktion, auf die Wahl der repräfentirenben Organe, be 
fchräntt *): aber für dieſen wichtigen Akt tritt fie in ben Umerjammlungen, 
in denen fie fihtbar wird, als verfafjungsmäßiges Staatsorgan !°) auf. Die 
Gerichte aber, mögen fie ernannt ober gewählt fein, find zu dem wefentlichen 
Theil ihrer Thätigkeit, der Rechtiprechung, ebenfalls nicht Durch ben fpeciellen 
Auftrag eines andern Staatöorgans, jondern unmittelbar durch den Rechtsorga⸗ 
nismus bes Staats berufen. In ihnen handelt daher, foweit fie Recht 
fprechen, der Staat felbft, nicht ein anderes Staatsorgan. Dies ift freilich 
noch nicht voll anerfaunt, aber die Forderung ihrer Unabhängigkeit, Unabjeh- 
barkeit und Unverantwortlichleit im Berfaffungsftant und die Einführung von 
Geſchwornengerichten beruht darauf. 

Während jo die Staatöperfönlichkeit in vier verfchiedenen Organen un- 
mittelbar lebendig wird, im Zürften ald dem nach außen ausichlieglich ver- 
tretenden, nad innen verwaltenden und ausführenden Organ, iu ber Boll 
vertretung als bem die Vielheit gegen bie Einheit vertretenden, ũberwachen⸗ 
ben Organ, in beiden zuſammen als dem rechtichaffenden Geſammtorgan, in 
ben Gerichten als rechtiprechenden Organen, in den Urverſammlungen als 
wählenden Organen: jo find alle anderen Staatsbeamten und Staatsfunktionäre 
nur mittelbare Staatöorgane. Denn fie find alle zunächft Organe eines 
Staatsorgaus und vertreten nur mittelbar den Staat. Insbeſondere ift der 


untrennbare Theile beö Einen Leibes, in welchem bie Perfönlichkeit bes Menfchen 
als eine nicht mehr zu zerlegende Einheit wohnt? Wenn den Organen des phyſi⸗ 
fhen Menſchen der natürliche Organismus ihre Funktionen anwelft, fo tritt ber 
Drganismus des Gemeinweſens jugleich in das Recht und gilt im Recht nur 
als Nechtsorganismus: aber Organismus bleibt er nichts beftoweniger unb bie 
Einheit der Perfönlicgkeit ift deshalb auch für ihn das Lebensprincip. Es tft mit- 
hin juriftifch undenkbar, den Monarchen als folchen (feiner ftantörechtlichen Seite 
nach) im Berfaffungsftaat ftatt als Theil als Gegenſatz des Volkes zu betrachten. 
Auch dient man ihm wenig, wenn man ihm ftatt ber erften Stelle im Bolt feinen 
Platz außerhalb des Volkes anweift. 

14, In repräfentaliven Republiten oder in ſolchen Freiftaaten, welche zwifchen 
repräfentativer und unmittelbarer Demokratie eine Mittelftufe bilden, haben die 
Urverfammlungen bisweilen auch andere Funktionen, wie namentlich Zuftimmung 
zu Berfafiungsändernngen. 

18) Daß bie Gefammtheit nur Organ, wicht Sonverän bes Staates ift, das 
tft der Unterſchieb der repräfentativen Republik fo gut wie der repräfentativen 
Monarchie von der unmittelbaren Demokratie. 
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gefammte Organismus ber Staatsverwaltungsbeamten zunähft allein das 
Organ des Fürften. Nur für das Minifterium ergiebt bier die Berfaffung 
der repräfentativen Monarchie eine nothwenbige Mobifilation, indem fie ihm 
mit ber Uebertragung der dem Fürften abzunehmenden Berantiwortlichleit und 
mit der dadurch begründeten eigenthümlichen Pflicht, in fremdem Namen 
handelud doch wie für eigene Handlungen zu haften, die Stellung einer not 
wendigen umb jelbftändigen Ergänzung bes oberfien Staatsorgans hinfichtlich 
der Erzwingbarkeit feiner Regentenpflicdht zuweift. Während es aljo für ben 
Begriff des Eonftitutionellen Monarchen unweſentlich ift, durch was für Be 
börden im liebrigen regiert wird, ift das Vorhandenſein eines verfufjungs 
mäßigen Minifteriums ein essentiale jenes Begriffs; es ift im Grunde nick 
ein Fürft fchlehthin, fondern ein durch ein verantwortliches Minifterium er- 
gänzter unverantwortlicher Fürſt das oberfte Organ des Berfaffungsftnats. 

I. Das Weſen der modernen beutichen Staatsidee beruht fomit im ber 
Identität von Staat und Voll. Der Staat ift bas organifirte Voll. ls 
Staat erlangt das Volt, welches als ein hiftoriſch gewordenes Einbeitöwelen 
in ganz beftimmter Gliederung im geiftigen, fittlichen, wirtbichaftlichen, ja 
jelbft im phyfiſchen Leben zur Erſcheinung kommt, auch rechtlich eine Gefammt- 
perjönlichkeit. Die unfichibare Staatseinheit ift jo anf dem Gebiete bei 
Rechts die Seele, die in beftinimter Weiſe verbundene und gegliederte Staat* 
bürgerfchaft der Körper, die Berfaffung aber der bie Atome bes Körpers zu 
einer einheitlichen, lebendigen Perjönlichkeit fügende Organismus bes Bolls'". 
Diefer Staatsgedanke ift nun freilih, wenn er nicht einmal in ber Willen 
haft allgemein anerfannt ift, noch weniger bereits im wirklichen politifchen 
Leben realifirt ober auch mur von dem Rechtsbewußtſein der Nation als das 
zu erftrebente Ziel voll und Elar erfaßt. In allen biefen Beziehungen indeß 
{ft der Weg beichritten, auf welchem ihn die Zukunft zum Siege führen wirb. 
Die Theorie wird den Staatsbegriff voll und ganz in den Volksbegriff zurkd- 
verlegen; aus dem politiiden Leben wird bie Gewöhnung bes Polizeiftanis, 
die romanifche ISmportation eines vom Volke verjchiedenen Staats, bem dat 
Volk nicht der fichtbare Leib, jondern als eine bloße Summe von JIndividue 
lediglich Gegenſatz und Gegenftand ift, und die Erfegung bes Organtiämu 
durch die Machine verſchwinden; das Volk aber wirb ſich als geiftig-fittliche 
Einheitsweſen eins fühlen mit dem Staat und die letzten Refte einer An 
ſchanung überwinden, welde in ben traurigften Sahrhumberten der beutfchen 
Geſchichte wurzelt, in denen auf dem Gebiete des öffentlichen Lebens das 


16) Damit ift der Staat, die organifirte Volksperfönlichkeit, ald ſouverän ge 
ſetzt. Eine ſolche Staatsfouveränftät ift eben foweit entfernt von einer „Bolle 
fouveränität” in dem Sinne, daß ber Staat mit der Summe ber Individuen 
oder doch ber großjährigen Staatsbürger im Volke ibentificirt wird, als von einer 
Fürftenfouveränität, als enblich von ber Annahme einer getheilten Souveränität. 
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861. Das Verhältniß d. mob. deut. Staatsibee z. Genofſenſchafteidee. 831 


deutſche Volk fi ſelbft verloren und feine lebendige Sefammtperfönlichkeit an 
eine abftrakte, im leeren Raum über feinem Haupte jchwebende, vom Himmel 
oder jonft woher auf die großen und kleinen Obrigkeiten ergofiene Staatsibee 
veräußert hatte 1”). 

IH. Sn der Forderung ter Einheit von Staat und Boll liegt aber 
ferner zugleich die Forderung der Einheit von Staat und Recht. Im Gegen- 
ja zu dem antifen und dem romanifhen Staat wie zu bem vorübergehend 
bei uns verwirklichten Polizeiftant foll der moberne germaniſche Staat ein 
Rechtsſtaat fein. Damit ift nicht gejagt, daß jener altgermaniſche Zuftand 


* je zurückkehren werde, in welchem ter Staat vom Recht abjorbirt wurde, 


nur um des Rechts willen ba war, mithin nuter dem Recht ftand; aber 
ebeufowenig barf der Staat über dem Recht ftehen, darf er feinerjeits bas 
Recht abjorbiren. Bielmehr fol der Staat im Recht ftehen, indem fein Or⸗ 
ganismns felbit Recht ifi, indem mit anderen Worten ein öffentlihes Recht als 
wirkliches Recht anerkannt und geſchützt wird. rei kann ſich ber Berfaffungsftant 
nur innerhalb der Berfaffung auf dem Gebiete feines pofitiven Lebens, frei umge- 
kehrt das Recht nur in ben inbivibnellen Beziehungen bewegen. Dagegen ift ber 
Staat infoweit, als er mit irgend einer anberen Lebensiphäre eines Indivi- 
buums, einer Beineren Allgemeinheit ober eines jeiner Glieder znfammentrifft, 
an das Recht gebunden, währent umgekehrt das öffentliche Recht, das heißt 
das Recht, weldyes die Beziehungen zwiſchen dem Staat als Allgemeinheit 
und ben engeren Allgemeinbeiten ober den einzelnen Bürgern als Gliedern 
jener höchſten Allgemeinheit regelt und damit den ſtaatlichen Organismus 
feftftellt, durch den Staat gebunden wird. Wie daher im öffentlichen Recht 
bie Freiheit vor ber Nothwendigkeit zurüdtritt, jo muß umgelehrt der Staat 
das Recht als unüberfteigliche Schranke feiner freien Bewegung anerkennen. 
Die Berwaltung, welche den Inhalt des pofitiven Lebens des Staatsweſens 
bildet, findet jo am Recht ihre Grenze; denn fo gewiß es ift, daß für den 
Staat wie für ben Einzelnen die Beſtimmung jeiner pofitiven Thaͤtigkeit 
durch Zweckmäßigkeitsrückſichten erfolgt, fo gewiß darf weber ber Staat noch 
ber Einzelne das Recht, welches die verſchiedenen Snterefien und zulekt das 
Allgemeininterefie und die Indivibualinterefien felbft vermittelt, aus Zweck⸗ 
mäßigfeitögrünben verleken. Der Sat „salus publica suprema lex esto“ 
kehrt fich alfo im Rechtöftant um: das öffentliche Wohl ift zwar der pofitive 
Inhalt der Staatsihätigkeit, aber das Geſetz bezeichnet Die Grenze, wie weit 
bie Verfolgung bes öffentlihen Wohls dem Sonderwohl gegenüber gehen 
darf. Wird das Recht dem Staatsbedürfniß inadäquat, jo muß es anf dem 


m) Bol. die Worte Stenzel'e, Einl. zur fhlef. Url. Samml. ©. 264: 
„ber Staat fchwebte als ein lebloſer Begriff im leeren Raume und feine Eriftenz 
wurde vom Volke nur im unverftanbenen, baber für feinblich gehaltenen Drude 


wahrgenommen, defien man fi) durch jede Art von Lift oder Betrug zu ent- 
ledigen fuche”. | 
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durch die pofitinen Geſetze faſt überall noch verjagten gerichtlichen Schuhe 
öffentlicher Rechte gipfelt die Idee bes Rechtsſtaats "). 

IV. ragen wir num ſchließlich, wie fid) bie moderne Staatsiber, beren 
Ziel fo an Stelle des obrigkeitlihen Staates die Einheit von Staat und Boll 
und an Stelle des Berwaltungsftaates ber Rechtsſtaat ift, zur Genofſenſchafti⸗ 
ibee verhält, ſo ergieht fich, daß allerdings die Beränbernugen, weldhe in dem 
inneren und änßeren Weſen bes Staats fich vollzogen ober zu vollziehen be- 
gonnen haben, ber Genofſenſchafttidee mtiprumgen find, daß aber bie Ge 


liegt dem zunächft ein weiterer © zu 

Genoſſenſchaft jede menſchliche Bereinigung verficht. Auch mit dieſer Mobi- 
filation aber ift der Bähr'ſche Satz nur infoweit richtig, als i 
der Form eines Vereins aufgefaßt und organifirt werben Tann, wurihlig 
aber inſoweit, als es ſich um bie hiſtoriſche Eriheinungsform des Staates 
überhaupt handelt. Denn ber Staat war und iſt vielen Bölfern weit mehr 


moderne Ridytung, im Einklang mit der von ihr verjüngten germaniſchen 
Srunbanfhauung, begrifflich und praftikh den Staat im bie Bürgerlide Ge 


zuftellen firebt, fo ift im Sinne dieſes Strebens ber moderme deniſche Stasi 
allerkinge, wie Bähr bies amsführt, nichts als der höchſte und umfuffendfte 
menſchliche Berein. Seines wyſtiſchen Sharafters entfleibet, auf das natir- 





=) Bähr, der — 1864, führt die hier angedeuteten Gefichtspunkte 

im ſchlagenden Deduktionen durch. Ein näheres Eingehen auf die verwickelte 
Vrage gehört nicht hierher. 
m) Bal. beſ. ©. 18f. 
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gegenüber. Er ift das Produkt derfelben Kraft, welche wir im Kleinen. noch 
täglich Allgemeinheiten begrenzterer Art über den Befonberheiten Eonftituiren 
ſehen. Er ift daher den Gemeinden und Genofienichaften homogen. Gewaltig 
freilih ift die Fülle der Konfequenzen, welche fi an ben Einen Unterſchied 
Inüpft, daß ber Staat als die höchfte Allgemeinheit Leine Allgemeinheit mehr 
über fi bat, ſonverän ift, mithin, während alle übrigen Berbände noch durch 
etwas außer fich beftimmt werben und ihren letzten Regulator außer ſich finden, 
ganz allein durch fich felber beftimmt wirb und feinen Regulator in fich jelbft 
trägt. Allein die Anſchauung, welche bierans für den Staat eine abfolute, 
ansſchließliche politiiche Perjönlichkeit folgert, während fie allen kleineren All⸗ 
gemeinheiten hoͤchftens ein von jener Staateperjönlichleit abgeleitetes Stüd 
politiſcher Perfönlichkeit zugefteht, ift mit der modernen Staatsidee unvereinbar. 

Wenn fih nun aber in ber That nad) der Stantsibee unferer Tage ber 
Staat als die Höchfte und allgemeinfte Affociation barftellt, fo folgt daraus 
noch nicht, daß er eine reine Genofſenſchaft oder nichts als eine Genofſſenſchaft 
wäre. Bil man den Begriff der Genofſenſchaft auch fo weit fafſen, daß man 
einen jeiner Eriftenz nad) nothwenbigen und nur jeiner Form nad) dem freien 
Willen unterworfenen Verein, daß man ferner einen Berein, für den ein Ge⸗ 
biet neben einer Perfonenmehrheit ein essentiale ift, darunter begreift, fo ift 
bob auch die Organifation des Staates, wie fie ſich hiſtoriſch entwickelt 
bat, mur zur Hälfte genofjenfchaftlicher Natur. Denn wenn allerdings ber 
Gedanke einer genofienfhaftlichen Verbindung der Vollsgefammtheit, d. h. einer 
ftantöbürgerlichen Genofſenſchaft, in welcher die jämmtlichen voll- und gleich 
berechtigten jelbftändigen Staatsbürger bie Aktivgenofien find, die Grund- 
lage des modernen Berfaffungsftaats bildet, jo ift doch feine Spike aus der 
zur fürftlihen Obrigkeit umgebildeten Herrſchaft hervorgegangen. Die. ver- 
faffungsmäßige Organijation des Staates aber befteht darin, dat fie die Ver⸗ 
ſchmelzung der genofienihaftlichen und herrſchaftlichen Elemente zu einer har- 
moniſchen Einheit anftrebt. Die moderne Staatsidee enthält daher die Ver⸗ 
jöhnung der nralten Genoſſenſchaftsidee und ber uralten Herrichaftsibee, won 
benen jede in ihrer Sphäre zur Geltung kommen, deren feindlidher Gegenjaß 
aber in einer höheren Einheit feine Loͤfung finden ſoll. Der repräfentatine 
Verfaffungsftaat felbft ift fomit weder eine reine Genofienfchaft, wie der 
ältefte Patriarchalftaat, noch eine reine Herrichaft, wie der Lehusftant, noch 
ein rein genofienfchaftliches Gemeinweſen, wie die mittelafterlihe Stabt, noch 
ein aus einer felbftändigen Herrſchaft und einer felbftändigen Genoſſenſchaft 
zufammengejeßtes Doppelwejen, wie ber mittelalterlide Xerritorialftaat, noch 
ein rein obrigfeitliches Staatöweien, wie ber Ianbesherrlihe Staat der Neu: 
zeit: fondern er ift ein bie genoffenjchaftlihe Grundlage (die Staatsbürger: 
genoſſenſchaft) und die obrigkeitliche Spitze (die Monarchie) organiſch, d. h. 
nicht als Summe, ſondern als eine neue lebendige Einheit verbindendes Ge⸗ 


meinweſen. 
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8 62. 

A. Die Umwandlung, welche das genofſſenſchaftliche Princip in allen 
Berhältniffen erfuhr, trat feit dem Ente des Mittelalterd auch in der Reiche 
genofienihaft jelbft und im ihrer Gliederung bervor. Hatte fi einft das 
Reich aus einem aus Herrſchaftsverbänden zufammengejegten Herrſchaftsverband 
dur die Macht des Einungsweiens in eine nach Einungen gegliederte Einung 
verwandelt, jo wurde es nunmehr zu einer geichloffenen Korprration, welche 
ihrerſeits in gejchloffene Privilegskorporationen zerfiel. 

I. Das freie Einungsweſen verlor ſeit dem ewigen Landfrieden umb jet 
der damit definitiv feftgeftellten Diebiatifirung der Nation itufenweis jeime 
alte Bedeutung für den Neichöverband. Bon ben ihm entfprungenen mädtti- 
gen und großen Bunbeögemeinweien beftanden biejenigen, welche das Mittel 
alter überdauerten, wie der ſchwäbiſche Bund (bis 1533), noch eine Zeit 
lang oder, wie die Hanſa, jelbit bis in die Stürme des treißigjährigen Krieges 
fort, aber ihr inneres Leben und ihre äußere Kraft waren in fteter Abnahme 
begriffen. Hatte doch das Einungsweſen vor Allem daraus jeine Kraft ge 
jogen, day es, Lid in das Innerfte des Volkes binabreidhent, im Stande war, 
alle aufitrebenden Elemente der ungebrochenen Volkskraft zu politifder Selt- 
ftändigfeit emperzuheben und am Reichöverbande zu betheiligen. Jetzt Dagegen 
wurde die Zahl der jelbfländigen Reichsgenoſſen ein für allemal firirt unt 
mit dem für fie erweiterten politifchen Einiguugsrecht das politiiche Einigungsrecht 
der Mittelbaren vernichtet. Als der weitphäliiche Friede den Reichsftänden 
mit der Landeshoheit zugleich das Recht der Bündniffe unter fi und mit 
Auswärtigen formell zugeftand'), ftellte er hiermit ausdrücklich gleichzeitig den 
ftaatlichen Charakter der Landeshoheit und den voͤlkerrechtlichen Charakter aller 
foedera und uniones feft und ed war nur konſequent, wenn man bierums, 
wie wir oben gejehen haben, das Verbot jeder freien Bereinigung zu politiichen 
Zweden für die Unterthauen berleitete:), wenu man in demjelben Sinne bie 
früheren Reichsgeſetze auslegte, wenn viele Publiciften fogar nachträglich noch 
den Hanſabund für ungiltig und nie zn Recht beftanden erklärten, weil Yant- 
ftädte an ihm Xheil genommen’). So war durch die Identificirung ber Be 
griffe des völkerrechtlichen foedus und der politiichen Einung überhaupt dat 


1) Instrum. Pac. Osnabr. art. VII $ 3: Cum.primis vero jus faciendi 
inter se et cum exteris foedera, pro sua cujusque conservatione ac securitate, 
singulis statibus perpetuo liberum esto. Wahl-Kap. I. $9. Dazu Häberlin, 
Staator. III. 53 378—8383. ©. 193—234. 

7) Bal. bei. oben $ 60. 

So 3. 3. Wahrem ab Ehrenb., de foederibus lib. 1. c. 2. n. 4. 
Knichen, an civitates imp. habeant jur. terr. nr. 475. (nad Stryck, dise 3. 
c. 8. ©. 362) u. Bejolb, de foeder. jur. c. 3. nr. 11. 
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in der germanifchen Vollfreiheit enthaltene Einungsreht zu einem Vorrecht 
der Reichsſtände geworben. Waren doch auch fonft die Reichsſtände allein 
jetzt Erben der einft jedem Volksgenoſſen gebührenden Freiheitsrechte! Ward 
doch in derjelben Weiſe nach der Wahlkapitulation*) das Selbitverfammlungs- 
recht, wurben doch ebenfo die altgermanifche Autonomie, das Recht der Selbft- 
wehr (dad Waffen- und Fehderecht), der Gerichtsftand vor Genoſſen aus 
Attributen der Vollfreiheit zu Privilegien der Reichsſtände! War aber das 
volitifche Vereinsrecht ein Privileg ber NReichsunmittelbaren, jo mußte dies 
auch auf den Charakter der unter ihnen beftehenden oder fich neu bildenden 
Verbände zurückwirken. Die beftehenden Einungen ſchlofſen fi ab und wur⸗ 
den zu SPrivilegöförperichaften, die nicht mehr die Herftellung einer Einheit 
über den Gliedern, fondern die gemeinfame Aufrechthaltung individueller Pri- 
pilegien bezweckten. Die neu entitehenden Vereinigungen bildeten fidh entweder 
nach demjelben Mufter, ober aber, wie ed das Häufigere war, fie führten 
überhaupt zu Feiner Körperfchaft mehr, jondern nur zu vorübergehenden Ber- 
trags⸗ und Gemeinjchaftsverhältnifien. Während in der Schweiz der Gedanke 
- eines Föberativftants durch bie heftigften Spaltungen und Erfhütterungen hin- 
durch fortlebte und in langjamer, oft unterbrocdhener, aber niemals dauernd 
gehemmter Entwicklung das Band eines loſen und ungleihen Bundes zu einem 
feften und einheitlihen Bundesſtaat zuſammenzog; während in den Nieber- 
landen gerade jeßt derſelbe Gedanke ein mächtiges föderatives Staatögemein- 
weſen erzeugte: verfchwand in Deutfchland mehr und mehr der ftantliche Cha- 
rafter aller Foͤderationen. Zwar ſpielte gerade in ben der Nefornation folgen- 
den Streitigkeiten und im 3Ojährigen Kriege das politiiche Bündnißweſen eine 
größere Rolle als je: allein es veränderte völlig feinen alten Charakter. Aus 
einer Tonftituirenden, ftantsbildnerifchen Macht wurde es zu einem Syſtem von 
Allianzverträgen und intorporirten Sonderintereffin. Während das alte 
Einungswejen die Gründung und Anerkennung von Allgemeinheiten über den 
Beſonderheiten und jomit zulekt von genoſſenſchaftlichen Gemeinweſen eritrebte, 
zielte das neme Föderativſyſtem mehr und mehr nur auf eine verftärkte 
Geltendmachung der Befonderheit und kam baher entweder über völkerrechtliche 
Vertragsverhältniffe in Bündniffen und Ligen nicht hinaus, ober ließ doch eine 
Einheit hoͤchſtens als unjelbftändige Dienerin der Sonderintereflen, als ein 
„Corpus‘ im neuen Sinne, entftehen. Nichts Tag dem einzelnen nad) Landes» 
hoheit ftrebenten Reichäftand ferner, ala in einem Bunde oder Verein frei- 
willig etwas von jeiner politifchen Perfönlichfeit zu Gunſten einer höheren 
Sejanmtperfönlichkeit zu opfern. 

Bloße Bertragsverhältnijfe, in denen das Individnum voll und 
ganz beftehen bleibt und nichts an eine Allgemeinheit abgiebt, waren jo jene 


9 Wahl-Kap. art. XIII. $ 10. Sogenannte „Zage” Vgl. Keift, Stanter. 
s 90. 
53% 
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zahlreichen politifchen und religiöfen Bündnifſe (foedera, uniones, ligae) ber 
Reichsſtaͤnde, welde vor und nad dem weſtphäliſchen Frieden geſchlofſen 
wurden, wenn fie fi) gleich in der früheren Zeit biöweilen noch eine gewiſſe 
Drganifation gaben, wie das Torgauer Bündniß v. 1526, ber fchmalkalbiiche 
Bund von 1531, der heilige Bunb v. 1538, die evangeliiche Union v. 1608 
und die katholiſche Liga von 1609. Korporationen dagegen, dern Mit- 
gliebichaft als wohlerworbenes Privileg privatrechtlich behandelt wurbe, deren 
Einheit aber Lediglich den Charakter einer jnriftiichen Perfon, das beißt einer 
individuellen Einheit, hatte, wurben bie dauernden reichöftänbifchen Verbände, 
wurben Kurfürften-, Fürften- und Grafenvereine®), wurben bie noch beſtehendes 
Stäbtebünbe, wurben enblidh, fo weit bier nicht an Stelle ber Torporativen 
Berfafiung eine bloße Kollegialverfaffung ftand, nah Verfaffung und 3u- 
fammenfegung bie Kollegien, Aurien und Bänke des Reichstags. 

Korporativ geftaltete fi auch die Berbindung jenes eigentbümlichen 
Reichöglieves, welches aus denjenigen Bruchftüden bes niederen Adels, die fh 
durch das Einungsweien ber Landſäſſigkeit erwehrt hatten, als reidhsunmittel- 
bare, aber der Reichsftandſchaft eutbehrende Ritterfchaft in Schwaben, Yrankeı 
und am Rhein erwachien war"). Bou allen Reichskorporationen indeß wahrte 
fih diefe, burd, die Ohnmacht der Einzelnen zur Gemeinſchaft gebrängt, dei 
reafte und kräftigfte, in vielen Beziehungen noch an das ältere Genofſenſchafu⸗ 
weien erinnernte Gemeinleben. Die Mitglievichaft ber Korporation bermbte 
entweder auf tem binglichen Titel bes Befitzes eines immatrikulirten reihe 
freien Gutes oder auf ber perjönlichen Zugehörigleit zu einer won Alters ber 
reichefreien Samilie; es war aber bie Aufnahme neuer Güter und Familien 
wöglih‘). Die Berfaflung war das Produkt freier autonomiſcher Belichung, 
vermöge deren die aus Kantonen als engften Korporationen zufauımengefeiten 
drei Ritterfreife®) feit 1577 zu einem gemeinfamen Corpus zufammengetretes 
waren, obne damit ben Fortbeſtand ber engeren unb engften Corpora aufz- 


9 Bgl. die Beftätig. des Kurvereins in der Wahllap. art. III 5 6; Fürſter 
" vereine (1662) b. Mofer, Staater. ZXXVL 198; Grafenvereine (1739) A. 
X<xVIll 537. 

*) Bol. Kerner, Staaterecht der unmittelb. freten Reichöritterfegaft, 3 2}, 
Lemgo 17386—1789, bei. Th. IL, das „Staatögenofienfhaftöreht” der Rede 
ritterfhaft enthaltend. Mofer, von ben teut. Reichöftänden ©. 1241 f. Lünig, 
Rebsardhiv, Part. spec. coat. TIL Pütter, Inst. 5 460f. Gönner, Stastk. 
5 368. Häberlin, Etaater. TIL $ 460-465. ©. Sul f. Leif, Gtaater. & 56i 
Eichhorn, R. ©. 5 589. Walter, R. &. 5 376. Schulte, R. ©. $ 10 
Zöpfl, R. G. 3 72 u St. R. TI. 3 105. 

N Bei Mehrheitsbeſchluß der Mitglieder in den Kantonen unb ber Kanten 
eines Kreifes und Einftimmigfeit der Kreife. 

%) Schwäb. Ritterordn. v. 1560, fränk. ». 1590, rhein. v. 1652 6. Pänij 
1er. 2. ©. 834. 18.3. 
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heben‘). Es gab daher allgemeine Berjammlungen (ſog. Korreipondenztage), 
Kreisverfammlungen und Kantonverfammlungen; es gab ferner ein unter ben 
Kreifen wechjelndes Generalbireltorium für den Gefanmtlörper, ein unter den 
Kantonen wechjelndes (nur im ſchwäbiſchen Kreis ftet6 dem Kanton Donau zu- 
ftehendes) Specialbirektorium jedes Kreifes und endlich Kantonsbireftorien, bie 
aus einem Ritterhauptmann nebft Ritterrätben und Unterbeamten und aus 
einem Kantonausſchuß beftanden. Seiner rechtlichen Bedeutung nach war das 
veichöritterfchaftliche Corpus dem Reich gegenüber eine felbfläubige politiſche 
Einheit, mit welcher der Katjer über bie e8 angehenden Reichsangelegenheiten 
und namentlich über bie für ben Reichsſchutz und ben nicht mehr perjänlidh 
zu leiftenden Reichskriegsdienſt geforderten Reichsſteuern (subsidia caritatis) 
beionders verhanbelte'). Im Berbältnig zu ben übrigen NReichsftänden und 
zu Dritten bejaß die Korporation als Ganzes und jeder Kreis oder Kanton 
in ihr juriftifhe Perjönlichkeit, trat im Rechtsverkehr ald einheitliches Subjekt 
banbelnd auf und übte, zunächſt allerdings "durch die einzelnen Ritter, das 
wichtige Retraktsrecht bei der Veräußerung immatritnlirter Güter an Fremde. 
Den einzelnen Mitglievern gegenüber endlich genoß die Korporation einer weit 
gehenden Autonomie, einer genofjenichaftlihen Gerichtsbarkeit, Die ſich vor- 
nemlih in Kriminal- und Vormundſchaftsſachen, überbies aber als Aufträ- 
galinftanz für alle Streitigkeiten geltend machte, unb einer eingreifenden Tor- 
porativen Selbftregierung, vermöge deren fie für die Genofjenfchaftshebürfniffe 
und für die Reichsſubſidien Steuern ausfchrieb, vertheilte und mit einem bem 
einzelnen Reichsritter zuftehenden jogenannten Subkollektationsrecht von den 
ritterjhaftlichen Unterthanen erhob, überbieß aber die einzelnen Ritter bei Aus- 
übung ber ihnen auf ihren Gütern zuftehenden Ianbeöherrlichen Rechte beauf⸗ 
fichtigte und beſchraͤnkte. 

Sn eine ähnliche Lage zum Reich kamen nunmehr auch einige reichsfreie 
ablige Ganerbſchaften, die ſich als politiſche Korporationen geftalteten"'). 

Unter den eigentlich reichöftänbiihen Korporatiouen, welche in dieſer 
Periode nen entftanden, waren bie wichtigften die durch die religiöfe Spaltung 
bervorgernfenen beiben Corpora der evangeliihen und katholiſchen Reicheftänbe, 
von bemen jedes unter einem fländigen Direktorinm nah Stimmenmehrheit 
über die Angelegenheiten der betreffenden Religionspartei beſchloß unb durch 
bie ſogenannte itio in partes, welche nad) der allmälig zur Geltung gelangten 


9 Die Feftftellung der Kantone, Biertel oder Orte in ben Kreifen erfolgte 
in befinitiver Weiſe i. 3. 1650, 

16) Bgl. R. U. v. 1500 art. 48; 1543 & 28; 1544 8 83 b. Koch II. 84. 
488. 501; auch bie Stellen bei Schulte 1. c. Rote 4—6 u. Eichhorn 1. c. 
Note b. 

11) Mofer l. c. ©. 1498. Pütter lc. $ 465. Häberlin IIL 5 465 u. 
466 ©. 561f. Mader, fihere Nachrichten von der Burg Friedberg. 3 Thle. 
Lauterbach 1766 --1774. | 
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Anfiht in jeder auch nicht religiefen Sache zuläffig fein jelkte, einen Reicht 
tagsbeſchluß hindern fonnte’”). “Der forporatine Gharalter dieſer Bereine fteit 
durh die vom Kaiſer bejonterd mit tem Corpus evangelicorum als einer 
Einheit gepflogenen Unterhaublungen unb durch ihre innere Berfaffweg aufer 
Zweifel, wenngleich er bisweilen beitritten wurde'?). 

Auch in territorialer Hinfiht war das Reich korporativ gegliedert, indem 
jeder Reichskreis eine befondere, von den Kreieftänten ale Inhabern eimes 
der Reichsſtandſchaft analogen eigenen Rechtes der Kreisftanvichaft gebildete 
Koworation tarftellte. Urſprünglich ſollten tiefe Korporationen unter einem 
gewählten Hauptmann oder Oberfien mit zugeortneten Rüthen ftehen; all. 
mälig bildete fih aber ein herfömmliches Vorftandsrecht beitimmter Zürften 
oder doch ein feftes und eigenes Recht jogenannter kreisausſchreibender Fürſten, 
die Kreisverfammlungen zu berufen unt zu leiten, aus. Der Wirkungskreis 
der NKreiöftänteforporation war de jure jehr bedentend, indem ihr ie 
Durchführung des Reichöfriedens, der Reichsacht nnd der Reicheurtel, Die Ort 
nung umud Die Repartition der Reichöfriege- nnd der Reicheftenerlaften im 
Kreije, die Obhut der Reichspolizei, eine Auffiht über dad Münz- und Zcl- 
weien, die Beratbung uud Beidhlupfaffung in Kreisangelegenheiten und tie 
BVorberathung wichtiger Neichetagejachen, ſowie endlich ein Kreisvermögen, eine 
Kreiskafſe und ein Kreishaushalt zuitehen follten. Allein nur wenige Kreiſe, 
namentlich der fränkiſche, ſchwäbiſche und oberrheiniſche, entwidelten wirklich 
ein Eorporatives Leben von derartigem Umfange'‘). Zwiſchen ten genaunten 


2) Gönner, Staater. 8 196. Pütter, Inst. $ 114. 172. Häberlin, 
I. $ 114. 115. ©. 358. Leiſt $ 89. Jacobſen in Beiste's Rechtslerikon 
III. 79 f. 

1 Am 15. Juli 1752 äußerte man latholiſcherſeits, man babe ſich höchlichft 
verwundert: „daß die Gejſandtſchaften ber Augsburgiſchen Konfeffion nicht nur 
fi) die Benennung eines bejonderen Körpers zueignen, fondern auch den Kathe- 
tifen folche beilegen wollen. Da nun aber die diesjeitigen Grundfäge bekannt 
find, welche ſo wenig als die theure Reicheverfailuug felbft von dergl. beſonderen 
Corporibus wijjen und vielmehr nach Unleitung des art. V $ 52 des mweitphäli- 
ſchen Zriebens in joldhen Fällen, wo die Stände als Ein corpus nicht angefchen 
werden können, die Katholiten, Dann die der Augsburg. Konfejjion Zugethanen, 
als befonbere Theile betrachten, und man damit weder ben anderen Religions 
theil für ein corpus noch ſich jelbft dafür geriren kann“, jo legten fie einen 
feierlihen Proteft ein. Die Evangelifhen erwiberten, es könne ihnen gan; 
gleich gelten, ob man fie für ein Corpus, Societät, Collegium, Gemeinheit ober 
für einen Reichstheil halten wolle. Andere Berbandlungen über die Korporatione« 
eigenichaft der Religionsparteien |. b. Häberlin L c. ©. 363-—365. 

14, Bol. Pütter, Inst. & 106. Zeiit 8 75. Häberlin L$106—113. €. 
340 f. Gönner 3 220. Eichhorn, R. ©. 5 355. 356. 361. Zäpfl, NR. ©. 
$ 71; Staater. $ 79. Schulte, R. G. 8 9. 
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drei Kreifen und dem öfterreidhifchen beſtand überdies eine beſondere „Aflocia- 
tion" zur Stellung ihrer Kontingente bei Reichskriegen '*). 

IL Wenn nun aber jo die Glieder, aud denen das Reich ſich zujammen- 
jegte, untereinander nicht mehr genofſſenſchaftlich, fondern höchſtens noch kor⸗ 
porativ verbunden waren, jo wurde mehr und mehr auch das Reich in feiner 
Geſammtheit zu einer bloßen Korporation. Weit davon entfernt, einen ftant- 
lichen Verband der deutſchen Nation zu bedenten, ftellte e8 einen korporativen 
Verband der Reichöftände und der wenigen ohne Reichsftandichaft unmittelbar 
gebliebenen Adelskorporationen, Herrichaften, Gebiete und Dörfer dar. Altive 
Mitglieder diefer Reichölorporation waren ganz allein die Reichäftände; fie 
waren es aber nicht mehr anf Grund einer perjönlihen und deshalb an fich 
gleichen Genoſſenſchaftsverbindung, jondern auf Grund einer Summe eigener, 
fubjeftiv-Dinglicher, amı Xerritorium baftender und nad) dem Xerritorium be 
ftimmter und bemeffener Reichsſtandſchaften. Ganz wie die Landſtandſchaft 
als Zubehör von berrihaftlihen Grundbefiß, jo wurde die Reichsftandſchaft 
als Zubehör von landesherrlihem KXerritorialbefig privatrechtlih behanbelt, 
nach privatrechtlichen Grundjägen erworben und verloren, zu kumulirten ober 
getheilten Stimmen ausgeübt, durch Stellvertreter geltend gemadht. Die Ent- 
widlung des Reichsſtändekorpus war überhaupt dem der Landftändekorpora in 
jeder Beziehung analog: ed beftand zwilchen beiden nur der Eine verhängniß- 
volle Unterſchied, daß, während das Landftändekorpus immer mehr aufhörte, 
an dem Begriffe bed Landesſtaats Theil zu haben, bad Reichsftändekorpus 
identifc mit dem Reiche war und blieb. Die ganze Reichöverfaffung warb 
daher mehr nnd mehr eine bloße Korporationsverfaffung ber Stände, die 
Reichötage und Meichöbehörden wurden Korporationdorgane, ed wurbe vor 
Allem der Kaijer jelbit, jo jehr Name und Formen wideriprechen mochten, dem 
Weſen nach ein bloßer Korporationsvorftand, den zwar nicht die Wahl an ſich, 
wol aber die beliebig bedingte und verflaufnlirte Wahl der Bedeutung eines 
Stantsoberhanptes zulegt völlig beraubte Damit aber gieng dem Reiche 
ſelbft feiner rechtlichen Bedeutung nad allmälig jedes ftantliche Clement ver- 
loren. Denn da dem Zeitbewußtjein der Staatsgedanke ganz allein in feiner 
Berkörperung als Obrigkeit faglih war, mußte, wenn nicht der Kaifer, wie 
die Landesherren aus der Zandesgemeinde, jo aus ter Reichögemeinde den 
Staat in fih jelbft zu verlegen vermochte, Alles, was der Reichsgenoſſenſchaft 
an ftaatlicher Bebentung verloren gieng, ausſchließlich der Landeshoheit zu- 
wachten. Daß aber der Kaiſer nit über fondern in der Ständeforporation 
als primus inter pares ftand, war längft entſchieden. Es ift freilich wahr, 
daß dem Reiche immer einige wahrhaft ſtaatliche Elemente verblieben. Allein 
einmal hatten fie, jo weit fie de jure reihen mochten, de facto nur den 


15) Kopp, von der Affociation der vorderen Reichskreiſe. Frankf. 1739. 
Häberlin II. $ 393. ©. 282 f. 


840 - Die Genofenfcheft im Reich. 


Meineren Ständen gegenüber Bebentung. Sobaun aber war es vor Allem 
nur eine oberfte rechtsergengende und rechtſprechende Gewalt, die bem 
Reiche zuftand, währenb gerabe basjenige Gebiet, auf weldyem ber moberne 
Staat zunähft zum Durchbruch kam, das Gebiet der Verwaltung, ben 
einzelnen Ständen anf. das Bollftänbigfte überlafien blieb. Gab es eine 
oberfte Reichspolizei, fo machte fie fich doch vornemlich nur als Reichspolizei⸗ 
geießgebung geltend, während eine Oberauffiht über die pofitive Thätigkeit 
der Territorialftanten nur durch die Rechtſprechung des Reiches begründet war ; 
die Reichskriegsverfaffung wurde zu einer bloßen Kontingenteverfaffung, das 
Reichöftenerweien zu einer bloßen Beranfhlagung und Kontribution und hier 
wie überall ftanb daher dem Reiche zwar als Folge feiner korporativen Ge 
ftaltung eine die Mitglieber verpflichtende Beichlußfaffung’*), nicht aber eine 
felbftänbige Berwaltung und Erelutive zu. Das Reich batte daher and 
weientlich nur beichließenbe, gefekgebende und reditipreijenbe Organe, während 
eigentliche Reichönerwaltungsbehörben nicht eriflirtn. Da nun aber and 
dieſe an fich ſchon weientlih auf die Bedeutung einer Staatenlorporation be» 
ichräntte öffentliche Gewalt nur zum Heinften Theil noch dem Kaifer, zum 
größeren ter Ständeverſammlung zuftand, letztere aber immer weniger ſich als 
Organ einer von ber Summe ber lieber verfchiebenen Reichteinheit umd 
immer mehr ald Organ ber Sonberinterefien und wohlerworbenen Rechte ber 
einzelnen Mitglieber fühlte und benahm, ba fo bie ben Geſammtbeſchluß ent- 
jogenen jura singulorum immer weiter ausgedehnt wurben unb ein Stück ber 
Reichögewalt nach dem anderen abforbirten, jo Tonnte das Reich auch wicht 
einmal als Staatenlorporation auf die Dauer beftehen, fondern trieb unauf- 
haltſam feiner Aufldjung entgegen. Diefelben Kräfte, weldhe wir im Kleinen 
die zu privilegiirten und um bes Privilegs willen beftehenben Korporationen 
umgefäjaffenen, geſchloffenen, in Bewegungälofigkeit erſtarrten Genoffenichaften 
anseinandertreiben ſahen, waren bier im Großen wirfjam. Bar dem: beutfchen 
Volke in feinen Gemeinden und Bereinen mit dem öffentlihen Sinn und 
der Hingabe an dad Allgemeine der Gedanke des Gemeinweſens verſchwunden: 
wie hätte im Großen ein föberntives Reichsgemeinweſen fich ausbilden follen, 
das Opferfreudigkeit uud Gemeinfiun ba verlangt hätte, wo die Möglichkeit, 
fich felbft zu genügen, am ftärkiten war? Der Natur der Sache nad waren 
die deutſchen Fürften insbejondere von je als Träger des Herrſchaftsgedankens 
zu Gegnern der Genofjenfchaftsidee berufen. Nur ein kaiſerlicher Abfolutismus, 
ber, wie der Fürftenabjolntismus die lanbftändiichen Rechte, jo bie reichaftän- 
diſchen Privilegien ſchonungélos zerichlagen hätte, wäre im Stande geweſen, 
die nad) Dereinzelung ftrebenden Landesherren zur Reichseinheit zujammen zu 

16) An Verſuchen, auch biefe zu befchränten, fehlte es nicht. Man wollte 
namentlich die Reichöfteuerjachen für Angelegenheiten, weldye die jura singulorum 
beträfen, erklärt und damit den Mehrheitöbefchlüffen entzogen haben. Gönner, 
Staatsr. 5 167. Pütter $ 176. 
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zwingen. Dazu aber fehlte den Kaifern nicht weniger als Alles: Macht, In⸗ 
terefie, vor Allem aber der Wille, einen deutfdhen Staat wirklich zu gründen. 
So vollzog fi durch Jahrhunderte jenes unjelige Geſchick, welches unfere in 
ber Fülle ihrer Kraft gebrochene Nation der Einheit beranbte, ohne ihr doch 
zum Griah bie Freiheit zu geben; weldyes, währen es jede Spur ber Ge 
meinheitöverfaffung vernichtete und einen fremd über feinen Gliedern ftehenben 
obrigkeitlichen Staat erbaute, doch dieſen Staat nit in einem centralen Staat 
über dem Volle, fondern in einer Summe größerer und kleinerer Staatsein- 
beiten über den Splittern der zertrümmerten Nation zur Erfcheinung brachte. 

B. Zwei Wege jah unſer Iahrhundert vergebens betreten, um au Stelle 
der zerfallenen Reichögenofienichaft eine nene Reichseinheit zu begründen. 

Ohbnmädtig erwielen fih alle Berfuche freiwilliger fürftlicher Föderation. 
Wie immer wollten die Fürften nur eine Einheit, die ihren gemeinfamen 
Einzelintereffen diente, micht wollten fie eine wahrhaft ſtaatliche Einheit über 
ch, au die es ein Stüd ber eigenen Staatögewalt zu veräußern galt. So 
fonute zwar ein völferrechtlicher Bund mit einigen ftaatlichen Scheinelementen 
zu Staube kommen, der durch feine Glieder etwas vermochte, nicht aber ein 
wirklicher Buubesftant, der troß feiner Glieder und gegen fie mächtig ift. 
Hatte der dentſche Bund eine von ber Summe ber Bundesgenofien verſchiedene 
Derjönlichkeit, fo war dies doch weientlih nur eine mechantich errichtete, um 
der Einzelnen willen vorhandene ımb durch fie in Bewegung gefehte furiftifche 
Perſon; es war aber feine durch fich ſelbſt beftehende, die Staatsperſoöͤnlich⸗ 
teiten der Glieder in einem jelbftändigen Organismus zu lebendiger Einheit 
zufammenfafiende Gefammtperjönlichkeit unb es war am allerwenigften eine 
Perjonifilation des deutſchen Volkes, das in diefem Bunde fonveräner Fürften 
und freier Stäbte gang wie im alten Reich oder vielmehr noch iu weit be- 
dingsloferer Weiſe mebiatifirt blieb. 

Aber auch die Verſuche ber Nation, frei ans fich felbft heraus ein neues 
Reichögemeinweien zu Tonftituiren, find mißglückt. So mächtig die felbfige- 
wollte Affociation fein mag, fo gewaltig ber wiebererwachte Gemeingeift von 
unten beranf zur Einheit und von innen berans zur Geftaltung drängt: an 
der Aufgabe, die letzte und höchfte Allgemeinheit in ftantlicher Kraftfülle über 
den chaotiſch verjchlungenen engeren und weiteren Kreifen zu erzeugen, mußte 
die Bereinigungsbewegung fcheitern, wem nicht und fo lange nicht die rädfichte- 
los zwingende Gewalt einer bereits Tonftitwirten Einheit von oben und außen 
ber mit ihr zuſammenwirkte. 

Unjeren Tagen ift das großartige Schanfpiel vorbehalten, des beutichen 
Volkes politifche Wiedergeburt zu jehen. Das Yundament des Baues, welcher 
ih zum dentichen Reich geftalten und den zugleich einigen uud freien beutichen 
Volksſtaat als eriten Staat der Erbe errichten ſoll nnd wirb, ift gelegt. 
Zwei Kräfte finb es, beren Zuſammenwirken jo Ungeabntes vollbracht hat und 
dad Begonnene vollenden wirt. Die eine diefer Kräfte war die gewaltige 
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Initiative der centralifirteften, ftärfften und weitreichenbfien Staatseinheit auf 
deutichem Boden. Die zweite Kraft aber, ohne welche nimmermehr auch nur 
der Gedanke des Nationalfiaatd eutftanden wäre, war die nen erwachte, von 
unten erbanende, auf dem Wege genofienichaftlicher Bereinigung vom regem 
Sonderleben zur hoͤchſten Allgemeinheit emporftrebende Bollskraft. Zwei Ge 
banken, die durch die Sahrtaufende unferer Geſchichte im töbtlichem Kampfe 
mit einander rangen nnd in wechſelndem Siege einjeitig berrichten, wirkten 
endlich auf dafſſelbe Ziel, ſchufen enblid die Anfänge eines Staats, in dem 
für beite Raum ift und beide fih harmonisch zu verbinden vermögen. Deu 
nralten Gegenfag der Einheit und der Freiheit, welchen wir von Anbegiun an 
in der Herrihaft und in der Genoffenichaft das beutiche Leben zweitheilig zer 
ſchneiden fahen, den Gegenfaß der aus ſich die Bielbeit erzeugenben und be 
ftimmenden Einheit und der aus fi) die Einheit erzeugenden und beftimmen- 
den Bielheit, ven Gegenſatz der Ordnung und ber Küre, ibn wird, fo hoffen 
wir, der verfaflungsmäßig organifirte deutiche Gefammtftant endlich überwinden. 
Noch ift freilich erft ein unvolllommener Anfang gemadyt, noch tft weder der 
Einheit noch der %reiheit das jeder gebührende Gebiet gefichert, geſchweige 
denn volles Recht widerfahren und noch haftet daher ven Gefammt-Einrichtungen 
etwas Proviforifches, Unorganisches an. Aber der Weg, auf welchem die zu- 
künftigen Fortſchritte zu volbiehen find, liegt Mar vor Augen. Die Einheit 
wird ſich ertenfiv zur vollen Nationaleinheit zu erweitern, intenfiv aber den 
Gliedern gegenüber zu einer vollen Staatseinheit zu verdichten haben. Läßt 
die rechtliche Natur des gegenwärtigen deutſchen Staatsbau’s, fich ſchwer be 
zeichnen, weil in ihm ftantenbünbijche, bunbesftantlihe und einheitsftantlide 
Elemente gemiſcht find, fo kann die Tendenz feiner Fortentwicklung unmöglid 
weder auf einen Stantenbund noch auf einen Bundesftaat, fondern ganz allein 
auf ein einheitliches Reich gerichtet fein. Eine wahre Staatengenofjenicait 
ift unter monardiihen Staaten überhaupt jchwer denkbar, unter Staaten, 
deren @iner die Summe aller anderen an Größe übertrifft, unmöglid. Hier 
ift allein ein wirklicher Einheitsſtaat möglih, in welchem fich eine centralifirte 
Spike und eine aus ber Geſammtheit der Reichsbürger beftehende genofien- 
ſchaftliche Grundlage zu einem einzigen jtaatlihen Geſammtorganismus ver 
bindet. Für die Einzelftaaten bleibt, wenn fie nicht eine unorganiſche Stellung 
einnehmen follen, in einem jolden Reiche nur bie Bedeutung von territorialen 
Gemeinwejen übrig, welche zwifchen Gemeinde und Staat mitten inne ftehen. 
Mag fie immerhin eine ausgebehntere Autonomie, Selbftgerichtsbarfeit m 
Selbitverwaltung und eine eigene monardifche Organifation nebft den damit 
zufammenhängenden Eigenthümlichkeiten von Provinzial oder Bezirksgemeinden 
unterſcheiden: eine principielle Verſchiedenheit ihrer Stellung zum Reich koͤnnen 
ſolche Unterſchiede nicht herbeiführen. Sie müflen, wenn anders der einige 
deutſche Staat zur Wahrheit werben fol, aufhören, Staaten im Staat zu 
fein. Über freilich, nur die Natur voller, fonveräner Staaten haben fie 
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aufzugeben, nicht die ftantliche Natur überhaupt. Denn dem Staate homogene, 
durch ſich jelbft beftehende und im Intereſſe ber centralen Einheit nur be 
ſchränkte Verbände jollen nicht fie blos bleiben, fondern zu ſolchen Berbänben 
jollen in der Form genoffenfchaftliher Gemeinweſen auch) die Provinzen und Kreife 
bis berab zur Örtögemeinde werden‘). Fordert die Verwirklichung des 
einigen Staats eine ungleich Fräftigere Beſchränkung der Einzelftanten, fo 
ift umgefehrt für die Berwirklichung des freien Staats eine ungleich Fräftigere 
Selbftändigkeit der engeren und weiteren Kommunen unerläßlih. Es ift aud 
bier die Genofjenfchaftsidee, welcher die Vermittlung von Einheit und Freiheit 
zufallt: es find lebensvolle, mit eigner politifher und individueller Perjönlidh- 
feit begabte Organismen zwilhen Staat und Individuum, welche allein im 
Stande find, durch ihre Sinfügung in den aus ber centralen Reichsgewalt 
und der Genoſſenſchaft der Reichsbürger zufammengefegten Reichsorganismus 
den zugleich einigen und freien deutſchen Geſammtſtaat feft und unerſchütter⸗ 
li zu begründen. 

C. Ueber einem Gejammtftaat, mag er fih nun als Staatenbund, als 
Bundesftaat oder als einheitliches Reich mit jelbfländigen kommunalen Gliedern 
darftellen, ift eine Staatengenoſſenſchaft für einzelne Zwede denkbar. Eine 
ſolche befteht zur Zeit in dem deutſchen Zollverein, der indeß in feiner gegen- 
wärtigen Geftaltung nur Durchgangsſtufe zu einer wahrhaft ftantlichen Ver⸗ 
bindung de3 gejammten bentichen Volkes ift. Darüber hinaus giebt es dagegen 
bisher Bereine felbitändiger Staaten für gemeinfchaftliche Zwede nur in ber 
Bebentung völkerrechtlicher Vertragsverhältniffe, nicht aber giebt es Staaten- 
oder Völkernereine, die es zu einer jelkftändigen Gejammtverfönlichkeit über 
den Gliedern gebracht hätten. Auch die fcheinbar organifirten Vereine mehrerer 
Staaten, welde z. B. für das Eifenbahnen-, Poft- und Telegraphenweſen 
beftehen, find nad dem geltenden Recht als Körperihaften nicht anzufehen, 
Auch fie find vielmehr bloße Vertragsverhältniſſe. Denn das Volkerrecht 
fennt bisher überhaupt bie rechtliche Möglichkeit einer jelbftändigen Geſammt⸗ 
einheit über jonveränen Staaten nit. Ihm find die Staaten in jeder Be- 
ziehung lediglich abjolute Individuen und in keiner Beziehung Glieder einer 
höheren Allgemeinheit. Das gefammte Völkerrecht hat durchaus nur ben 
Charakter von Privatrecht, ihm fehlen alle Begriffe, inrichtungen und 
Garantien, welde das Vorhandenſein eines öffentlichen Rechts vorausſetzen. 
Dabei iſt freilich nicht zu verfennen, day ſich in unſerem Sahrhundert auch 
bier die Anfänge einer Afjociationsbewegung zeigen, die in näherer oder fer- 
nerer Zukunft zu genofjenihaftlicher Stanten- und WVölkervereinigung und zu- 
legt zu einer organifirten, rechtlih als Gefammtperjönlichkeit anzuerfennenden 
Allgemeinheit über ven Bölferindividuen führen wird. 


1 Bol. oben $ 57. 59. 
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B. Vie Genoflenfhaft in der Kirche. 
5 68. 


A. Die Entwidlung ber deutſchen Kirchen und religiöfen Gemeinſchaften 
in ber vierten der von und angenommenen Perioden zeigt ein ganz gleiches 
Zurüdtreten ber genofjenihaftlichen vor den obrigkeitlichen Ideen, wie bie 
beutiche Entwidlung überhaupt. 

I. Deshalb überwog zunädft in dem Weſen und der inneren Berfaffung 
ber Kirchen jelbft der Begriff einer von oben geleiteten Anftalt über ben 
Genoſſenſchaftsbegriff. 

1. Daß die katholiſche Kirche, ſeitdem das Feſthalten des Alten ben 
nenen Kirchen gegenüber ihr Lebensprincip wurde, ihren längft in Diefem 
Sinne feftgeftellten Charakter nicht aufgeben Tonnte, verfteht fi von felbft. 
Vol wurbe auch fie reformirt und verfüngt: aber in keinem Punkte wurde 
ihr oberfter Sat angetaftet, wonach nur ber Klerus aktiver Träger des kirch⸗ 
lihen Rechte, die Gemeinde ein bloßer Gegenfianb der bierarchifchen Gewalt 
ift, wonach mithin die Kirche im eigentlichen Sinn als eine aufer und über 
ben Laien ftehende Suftitutiou erſcheint. Auch die innere Verfaffung biefer 
Hierardhie aber wurde, wenngleich ed an Verſuchen, die hoͤchfte Gewalt im bie 
Gelammtheit der Biſchoͤfe zurückzuverlegen, nicht fehlte, in Deutichlanb weit 
entſchiedener als in den legten Jahrhunderten des Mittelalters im Sinne bes 
von oben fommenden Rechtes ausgebilbet, und was das Papftihum im Laufe 
der Jahrhunderte verlor, verlor es nicht an bie Glieder feiner Kirche, fondern 
an bie &unbeöherren '). 

2. Die proteftantifche Kirche, deren Gründung das Refultat einer feit 
Sahrhunderten vorbereiteten inneren Bollebewegung war, gieng naturgemäß 
von der direkt entgegengejegen Auffaffung aus. - Ihr war bie Kirche die frei 
verbundene Genoflenfchaft der Gläubigen. “Luther wie Zwingli lehrten das 
allgemeine Prieftertfum der Gläubigen und bie Ipentität ber Kirche mit ber 
Gemeinde”). Ift es nun in ber That der Reformation gelungen, den inneren 


1) Nachdem durch das Tribentinifche Koncil die höchfte Gewalt des Papftes 
als Stellvertreter Gottes anf Erben anerlannt war (vgl. Siejeler IH, 3. ©. 
554 f. Note 17— 21), fand unter der katholiſchen Geiftlichkeit Deutſchlands erſt 
am Ende des 18. Jahrh. das Episkopalfyftem wieder Bertbeidiger (feit ber 
pfeubonymen Schrift des Febronius), führte aber nur zu einem vergeblichen Ber 
fuche der Selbftändigkeit (Emfer Punktation der deutfchen Erzbiſchööfe). Bol. 
Gieſeler, Kirchengeich. IV. &. 77 — 93. Anders in Frankreich Gieſeler IV. 
86 — 56) und in den Niederlanden (Ecclesia Ultrajectina. Ib. 56. 57). 

2) Vgl. die Worte Luther's im Germon vom Bann (1519) bei Gieſeler 
III, 2. &. 355 Rote 6: „Die Gewalt des Bannes ift der heiligen Mutter, ber 
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Degriff der Kirche aus dem Klerus in die Gefammtheit der Gläubigen zurüd- 
zuverlegen, dem Laien das kirchliche Bürgerrecht der Idee nach von Neuem zu 
erobern, fo blieb fie doch in Deutichland bis auf geringe Aufäuge vor ber 
praktifchen Verwirklichung dieſer Gedanken im kirchlichen Organismus ftehen 
und gab im ferneren Verlauf anch die Anfänge, weldhe zu Gunften einer ge 
nofſenſchaftlichen Kirchenverfaffung gemacht waren, mehr und mehr wieder zu 
Sunften einer reinen Auftaltsnerfafiung auf. Luther wie Zwingli waren 
zwar darin einig, daß alle kirchlichen Rechte in der Gemeinde wurzelten, und 
wollten daher ihr die Wahl, Berufung und Abſetzung der Geiftlichen, in denen 
fie nur Beauftragte der Gemeinde für das Lehramt jahen, die höchfte Aufficht über 
die Reinheit der Lehre, die Beitimmung aller kirchlichen Ordnungen nub die 
Verhängung des Banns überweifen?,. Allein bie Berhältniffe, welche eine 
Durchführung der Reformation auf die Dauer ohne Unterftügung der welt- 
lichen Obrigkeit nnmöglid) machten, zwaugen fie bald, an dieſe bie wichtigften 
der Gemeinberechte zu Toncebiren. Luther ſprach bereitö der Obrigkeit das 
Recht zu, für die Reinheit der Lehre zu forgen, die Landeskirche vifitiren und 
ordnen zu lafien, bie oberfte Kirchenleitung, wenngleich durch beſondere Be⸗ 
börden und nach dem Rathe von Geiftlichen, auszuüben und fogar bie Unter 
thanen zur Srfüllung ihrer äußeren Pflichten gegen die Kirche zu zwingen *). 
In demfelben Grade ſodann, in welchem die Bedeutung der Obrigkeit in allen 
deutſchen Territorien und Städten ftieg, emtwidelte fi hieraus eine wahre 
Iandeöherrlihe Kirchenregierung. Diejelbe fand ihren Abſchluß in der Ueber⸗ 
tragung ber Kirchengewalt an die urfprünglich für die Kirchliche Gerichtsbarkeit 
eingeführten, mehr und mehr aber in Ianbesherrliche Behörden verwanbelten 
Konfiftorien®). Die jo begründete Konfiftorialverfafiung, welche beſonders 
feit dem Religionsfrieden in der Intherifchen Kirche Deutſchlands alle anderen 
Bildungen mit wenigen Ausnahmen verbrängte®), gab und giebt weder ber 


chriſtl. Kirche, d. i. der Gemeine aller Chriften, von Shrifto gegeben" ;- 
und Zwinglt’s ib. IH, 1. ©. 158. Rote 65 art. 81; „Daß der Bann kein 
befunber Menfch jeman uflegen mag, funder bie Kilh, das ift Gemeinfame 
dero, under benen der Bannwürdig wohnet, mit fammt dem Wächter, 
das ift Pfarrer“. 

9 Bol. die Stellen b. @iefeler III, 2. ©. 252 f. Note 1—6. 

% Bol. die Stellen bei Siefeler IO, 2. ©. 856 f. Note 9 — 16. 

9 Vgl. Siefeler IH, 2. ©. 368f. 367f. Richter, Geſch. der evangel. 
Kirchenverf. S. 23 f. 

6, Eine Gemeindeverfafiung beftand urſprünglich in vielen Städten (z. B. 
Magdeburg). Richter, Geſch. der evang. Kirchenverf. S. 17. Auch fpäter blieb 
in den meiften Städten ein autonomiſches Element erhalten, indem bie Gemeinde 
theild durch Verordnete theild unmittelbar in ihren &liederungen an ber Kirchen- 
verwaltung Theil nahm. Ib. ©. 47}. In Pommern und Heflen wurde urfprüng- 
lid eine Synodalverfaffung eingeführt, bald aber durch die Konfiftortalverfafiung 
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Geiſtlichkeit eine felbftändige Stellung und Organifation ”), nod) ven Gemeinden 
ein über das Widerfpruchörecht bei Anftellung der Geiftlichen und eine gewifle 
Konkurrenz bei Berwaltung bed Kirchenwermögens hinausgehendes Tirdyliches 
Recht). Auch die reformirte Kirche aber hat in Deutichland ter Firdhlichen 
Gelbftregierung ein nur wenig gröheres Feld verſchafft. Wenn bie Zwingliſche 
Reformation von Anfang an eine nur wenig mobificirte obrigfeitliche Kirchen- 
verfaffung einführte"), jo begründete Calvin zwar eine von ter Gemeinde 
ausgehende Preskbyterial- und Spnobalverfafiung der Kirhe:). Allein bie 
jelbe gelangte nur in außerdeutſchen Kirchen zu voller Berwirklichung '').. Su 
Deutihland fiel auch über Pie reformirte Kirche den Landesherren die hödhfte 


verdrängt. Ib. ©. 89.133 f. Siefeler II, 2. ©. 376 Note 38. 34. Richter, 
Kirchenrecht (6. Aufl.) 8 64. Nur allein in Tüli-Kiewe- Berg bildete fich dauernd 
eine lutheriſche Synobalverfaffung aus. Gieſeler IIL 2. ©. 377 Rote 35. 
Nichter, Geſch. der ewang. 8. B. €. 219 f. Eyuoben neben Konfiitorien ent 
ftauden fpäter in Württemberg. Sieſeler V. 219. 

” Das in Brandenburg und Preußen urfprünglich fortbeftehenbe biſchẽfliche 
Regiment gieng bald in die Konfiftorialverfafiung über. Richter I. c. S. 69. 
129 f. Giefeler II, 2. 375 f. Rote 31. 32. Die Guperintendenten, weld« 
Anfangs bisweilen an Stelle.der Biſchöfe eine jelbftändige Kirdhengemwalt übten 
(3. 8. in Hefien) wurben durdaus landesherrliche Behörden. Biefeler IH, 2 
868 Note 17. Die Oppofition der fog. Slacianer, welche eine Theologenherr⸗ 
ſchaft flatt ber Yürftenberrichaft wollten, blieb erfolglos. @iejeler L ce. ©. 
373 f. Rote 29. 0. 

*%) Gieſeler Lc © 366 Rote 19. Richter, 8. R. $ 64. 161. Der 
Bann wurbe lange Zeit nicht angewandt, bald gieng er allgemein auf die Ken- 
fiftorien über. Giefeler 1. c. Note 20. 21. Bgl. auch oben $ 58. 

9 Sn Züri wurbe die Ernennung ber Geiſtlichen der Obrigfeit, den Ge⸗ 
meinden ein WBiderfpradyörecht, den Delanen unb Synoden bie Wufficht über 
Lehre und Leben der Geiftlichen, Die Kirchenzucht ber Obrigkeit, nur bei Unzuchte 
fünden den „Kirchenftiliftäuden” gegeben. Aehnlich bie übrigen beutichen refer 
mirten Rentons ber Schweiz. Gieſeler III, 2. 378—384. 

»e) Bol Gieſeler II, 2. 384 f. Das Recht, Prediger, Ueltefte und Dia 
konen zu erwählen, foüte bei der Gemeinde fein (Ib. Nete 51); den Diakenen 
follte die Armenpflege, den Xelteiten mit den Geiftlichen die Kirdhendisciplin 
(Rote 50), den Geiſtlichen und deren Synoden bie Sorge für Lehre und Gatne- 
ment (Rote 49) gebübren. 

1) Mit einigen Mobiftlationen in Genf. (Biefeler L c. Rote 52) Um 
reinften in Fraufreih, wo die Kirche bem Staat ganz fremd blieb und in den 
vier Stufen des consistoire, colloque, synede provincial und synode national 
zur Erideinung fam (als Gugenotienbunb bis 1639 zugleich eine politiſche Körper 
haft). &iefeler IH, ı. 517—561. II, 2. 306 Note 53. Uchufich in Exhett- 
land (kirksession, presbytery, synod, general assembiy) und den Richerlanden 
(kerkenraad, classicale vergaderinge, perticalier synode, mationnal synode:. Ih. 
II, 2. 389 Rote 55. 66. V. 1621. 
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Kirchenleitung zu und es wurbe daher auch hier eine reine oder eine durch 
Presbyterialordnungen nur wenig mobdificirte Konfiftorialverfafjung einge 
führt 2). Nur vereinzelt bildeten fi reformirte Kirchen mit wirklicher Syno- 
dalverfaffung in Deutichland aus ’>). 

I. Wurden jo bie Kirhen in ihrer inneren Organijation immer ent- 
fchiedener zu Anftalten, jo mußten fie im Verhältniß zum Staat in demfelben 
Maße, in welchem die obrigfeitlihe Staatsidee fi) vollendete, den Charakter 
von Staatsanftalten annehmen. Nicht blos mit dem obrigfeitlihen Staat, 
jondern mit jedem wahren Staat überhaupt war ber mittelalterliche Dualis- 
mus eines weltlihen und eines geiftlichen Reiche, von denen jebes für eine 
eigne, nur ibeell begrenzte Sphäre von Gott eingejett und mit jelbftänbiger 
Gewalt begabt fein follte, unvereinbar. Schon in ben deutſchen Städten des 
Mittelalters daher Hatte das bürgerliche Gemeinweſen die Kirche vielfach be 
ſchränkt. Der obrigkeitlihe Staat aber gieng weiter. Indem er fi nit 
blos als die höchfte, jondern als bie einzige Allgemeinheit fette, welcher in 
gleiher Weife auf dem Gebiet der fittlichen und geiftigen wie auf dem ber 
materiellen Interefjen Die abfolute und ausjhlieglihe Befugniß und Pflicht 
der Öffentlichen Fürſorge zuftehen jollte, konnte er die Kirche, fofern fie eine 
öffentliche Bedeutung beanſpruchte, nur als einen Theil feiner felbft, als 
Staatsanftalt, gelten Iaffen, während er einer in den Staatsverband nicht ein- 

gefügten Religiondgemeinichaft dem gegenüber nur die Rechte einer Privat- 
gejellichaft einraumte. 

1. Die obrigkeitlih eingeführte und geleitete proteftantiſche Kirche, welche 
von Anfang an nicht als eine allgemeine Kirche, ſondern in zahlreichen Landes⸗ 
firchen zur Erſcheinung fam, konnten die Landesherren ohne Kampf in eine 
ſolche Staatsanftalt verwandeln. Während Galvin die Unabhängigkeit der 
Kirhe vom Staat forderte!*), unterftellten Luther und Zwingli die Kirche 
ausdrücklich der weltlichen Obrigkeit. Freilich waren fie dabei nicht gemeint, 
eine Regierung des Staats in ber Kirche zu begründen, ſondern hielten viel⸗ 
mehr an ber begrifflihen Trennung ber beiden „Regimenter” ganz in alter 
Weiſe feft und verlangten daher die Ausübung des weltlichen Regiments durch 


12) Giefjeler II, 2. 389. Richter, 8. R. $ 168. 


13, So in Julich⸗Kleve⸗Berg und Mark, wo indeß fpäter eine unmittel- 
bare Einwirkung des Landesherrn eintrat und 1835 mit ihr die Konfiftorialver- 
faffung verbunden ift. Unverändert dagegen in den nieberfächfifchen konföderirten 
Gemeinden. Presbyterien ohne Synoden beitanden in ben nach Deutichland 
verpflanzten franzöfiich-reformirten Gemeinden. Gieſeler II, 2.390. Richter, 
KR. 8 168. 

14) Gieſeler III, 2. 173. 384. In der reformirten Kirche der Niederlande 
entftand hierüber jpäter der Streit der Gomartjten, welche an Calvin feitbielten, 
und der Arminianer, welche Unterwerfung der Kirche unter den Staat verlangten. 
Ib. 385. 
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befondere Bchorden unb nad geifilichem Rath!) Allein feitbem die Kürche 
durch ben Wugtburger Seligionöfrieben in völlige Abhängigfeit won ben 
Zandesberren Iam, feitbem das jas reformandi anerfannt warb, feitbem yaaı 
endlich and) latholiſche Fürften als Häupter ihrer protefiantiichen Eanbeöfinhen 
anfeh, muizridhied man weber theoretifch modh praitiih mche bie Eigenſchaft 


Wahl der Borftände, überhaupt alle „jura in sacra“ als kirchliche Kollegial- 
rechte jelbft ausüben follte, wogegen tem Staat nur bie „jura circa sacra“, 
insbejondere die Eutſcheidung über Zulaffung ober Berbot, eine fortwährende 
BDeauffichtigung, fowie die Prüfung uud Genehmigung aller ihrer @eicke, 
Borkhriften und Beichlüffe aus dem Geficdhtäpunkt ber Stantswohlfahrt gebühr- 
ten '%). Ueberall regierten vielmehr Iaubesherrliche Konfiftorien und bisweilen ſogar 
flatt ihrer gewöhnliche weltliche Stantsbehörben!”) in allen Stüden bie Kirde, 
orbneten den Gottesbienft, beitellten und beauffichtigten die Geiſtlichen umd 
verwalteten das Sirchenvermögen ). Selbſt eine geſetzliche Anerfeunung der 
geſellſchaftlichen Natur der Kirche änderte Bieran nichts, da auf ber einen 
Seite im Sinne der römifhen Korporationstheorie der Gefellihaftebegriff dem 


ſellſchaftsbegriff aus, indem es bie beftehenben „Rirchengefellihaften" als 


19) Siefeler III, 2. 134. 144. 145. 351 Rote 8. 370 Rote 29. Augsburg. 
Konf. art. 28. 

10) Bol. über die drei Syfteme Richter, Geſch. der w. K. B. ©, 192f. 
@iefeler V. ©. 216— 218. 

11 So in Preußen feit 18308. 

10) Bol. Gieſeler V. &. 215. Rah ihm (S. 220) wurde im 18. Jahrh. 
Die Kirche betrachtet und behandelt ala eine „Stantsanftalt, welche der Staat zu 
feinem Bortheil aufrecht erhielt, um das Bell zu zügeln”. 
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„Religionsgefelliähaften, welche fich zur äffentlichen Feier des Gottesbienftes 
verbunben haben“, befinirt?*) und bie „ausbrüdlich aufgenommenen Kirchen” 
als „privilegiirte Korporationen“, bie „gebulbeten® als „Privatgefellichaften“ 
behandeln will”). Und doch beichränft es bie ſtaatliche Einwirkung nicht auf 
eine ftrenge Oberanfficht**), fonbern es flieht fogar bie geiftlichen Aemter ber 
recipirten Kirchen als Staatsämter *), ihr Vermögen als mittelbares Staats 
gut”) an und behält für die proteftantiiche Kirche bie Regierung durch ſtaat⸗ 
lich angeorhnete Konfiftorien umd Behörden bei). Die „privilegiirte Korpo- 
ration” iſt eben überall im Landrecht weientlich nur eine Staatsanftalt mit 
juriftifcher Perjönlichkeit und gewiffen Tollegialiichen Rechten. 

2. Was der Staat ber evangeliſchen Kirche gegenüber unfchwer durch⸗ 
führte, das forberte der katholiſchen Kirche gegenüber bie Fortſetzung des tauſend⸗ 
jährigen Kampfes, der heute noch nicht beendigt ift. Wenn unmittelbar nad) 
ber Reformation einzelne Entholifche Fürften nach dem Mufter ihrer evange⸗ 
liſchen Nachbarn eine abhängige Landeskirche zu gründen fuchten, jo erfolgte 
bald durch das Tridentiniſche Koncil und die Macht der Jeſuiten die Reaktion, 
welche die katholiſche Kirche als einen einheitlichen, für fich beftehenden geift- 
lihen Staat ſchroffer denn je beſonders den beutfchen weltlichen Territorial⸗ 
ftanten gegenüberftellte. Seit dem 18. Jahrhundert jedoch verbreitete fi mit 
bem vollen Siege der abfoluten Staatsidee mehr und mehr die Anſchauung, 
bag auch die katholiſche Kirche dem Staate untergeorbnet, ja daß fie eine 
Staatsanftalt, ihre Beamten mittelbare Staatöbenmte, ihre Güter mittelbare 
Stantövermögen fein. Und dieſe Lehre wurde nicht nur in proteftantiichen 
Staaten prabktiſch?e), fondern fand vor Allem in der Gefebgebung Joſeph's II. 
Ausdrud®) und führte ſodann in den von ber franzöflichen Revolution her⸗ 
vorgerufenen Stürmen durch die Säkularifationen der Kirchengüter”) und bie 


10). Pr. A. L. R. DO, 11. $ 11. Bon den Kirchengefellichaften werben „geift- 
liche Geſellſchaften“, „welche zu gewiflen anderen befonderen Relinionsübungen 
vereinigt find”, unterfchieden ($ 12). 

20) Pr. A. L. RR. DO, 11. $ 13—2%6. 


2 Yr. A. L. R. L c $ 27—38. 118f. 
MAUER Lc $ 19. 96. 

29 HALLEN L c $ 18. 160— 256. 
, H.U8.NR Loc $ 14353—159. 


35) Bol z. B. Pr. A. RI, 11. $ 116 - 142. 

ꝛe) Beſonders in dem Verbot einer Schenkung von mehr als 1500 fi. au 
geiftlfiche Anftalten, in bem Placetum regium, in der Beſchränkung ber biichöf- 
lichen Rechte und der Beauffihtigung ihres Verkehrs mit den geiftlihen Obern. 
Gieſeler IV. 81f. 

27) Weber bie von ben Theoretikern der Revolution für bie Sätularifation 
vorgebrachten Gründe, deren Karbinalpunft bie ftantsanftaltliche Auffaflung ber 
Kirche bleibt, vgl. Hübler, der Eigenthümer bed SKirchenguts. Leipz. 1868. 
©. 64 f. 
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tein ftantliche Regelung der Kirchenſachen die katholiſche Kirche als felbftänbi- 
gen Körper an ven Rand des Untergangs”). 

3. Den öffentlih aufgenommenen Kirchen gegenüber Tonnten bie blos 
geduldeten Religionsgejellihaften, denen man im Allgemeinen mur das Recht 
des Privatgottesbienftes zugeftand, natürlich nicht als Stantsanftalten gelten. 
In ihnen fand man daher überall bloße Privatgefellichaften?*), deren Zulaffung 
vom Belieben des Landesheren abhieng. Weldhe geiellichaftlichen Rechte ihnen 
Toncedirt und im welcher Weiſe fie beauffichtigt und beichränft wurben, war 
fhon nad der geltenden Theorie über das Vereinsrecht dem freien Ermeffen 
bes Polizeiftants überlafien. Zu dieſen gebulbeten Religionögenofienfdhaften 
zählten in vielen Ländern bie preoteftantifche oder die Eatholifche Kirche ſelbſt, 
überbie® aber manche kleinere chriftliche Sekten und überall die Gemeinden 

HI. Bon einem Recht, fih zu neuen Religionsgefellichaften zu vereinigen, 
konnte im obrigkeitlichen Staat fo wenig bie Rebe fein als in der mittel- 
alterlihen Hierarchie. Wenn die Reformation aus ber Anerfeunung des re 
ligiöfen Selbftbeftimmumngsrechte und des darin enthaltenen Rechtes der Be 
kenner befielben Glaubens, Gemeinden zu bilden, bervorgieng, fo trat fie bald 
jelbft den von ihr für Zeerifch gehaltenen Sekten gegenüber. Se mehr daun 
nach der Unterbrüdung ber Wiedertänfer?”) und bes Bauernaufftandes bie 
neue Kirche eine obrigkeitliche wurde, deſto entichiebener wurbe auch von ihr 
die Bildung neuer Religionsgefellichaften neben den einmal recipirten oder ge- 
dulbeten Kirchen bekämpftꝰiy. Als das Recht, eine Kirchengeſellſchaft aufzu- 
nehmen, zu bulben ober zu verbieten, in dem landesherrlichen Religionsbann 
(jus reformandi) formell als ein weientlihes nud ausſchließliches Recht ber 
Territorialobrigkeit anerfannt und zu Gunften der Belenner einer der Reihe 
religionen nur in wenigen Punkten beichräntt wurbe*), ba wurbe doch bie 
Duldung nener Religionsgefellfchaften ſogar ber Obrigkeit von Reichſswegen 
verboten“). Dieſes Berbot wurbe zwor mehrfach durchbrochen und mod 
während des Beftandes bes Reiches dem Eimelftaat die ausſchließliche Ent- 


ss) Vgl. Gieſeler IV. ©. 98—128. 

9) Bol. z. B. Pr. U2 R. I, 11.5290—26. Balr. Eb. v. 1818, Anhang. 

%) ®iefeler II, ı. 100f. 197— 200. 208 — 216. 298. 378. DIL, 2. 48f. 

21) Vgl. über die Kämpfe der Reformation gegen die Wiedertäufer in Deutid- 
land, der Schweiz und den Rieberlanben, die Sekten des freien @eifts, die Unitarier, 
Socinianer und Adoranten ®iefeler IIL, 1.100 f. 197 f. 885 f. 667 f. TIL, 2. 48 f. 

) Beſonders darin, daß ihnen der Landeöherr zwar die Auswanderung ge 
bieten konnte, wenn er dies aber nicht that, ihnen Gewifiensfreibeit und Haus- 
andacht, Beſuch auswärtiger Gotteödienfte, bürgerliche Rechte und ehrliches Be 
gräbnig gewähren mußte. 

#) Instr. P. O. art. 7: praeter religiones supra nominatas nulla alis 
religio toleretur. 
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ſcheidung über Zulaffung oder Verbot einer nenen Religionsgefellihaft unbe- 
bingt zugeiprochen®*): allein von der Anerkennung eines Rechtes der Unter- 
thanen, fih zu neuen Religionsgenofienjchaften zu vereinen, war auch nicht 
entfernt die Rede. Wenn fih andere als die anerkannten Kirchengefellichaften 
in vielen deutichen Staaten bilden oder erhalten konnten, fo berubte Dies auf 
der freifinnigen Dulbung einzelner Bürften?®) oder aber darauf, daß bie neuen 
Gemeinden nicht als befondere Sekten, ſondern als enger verbundene Glieder 
ber Landeskirche auftraten, wie bie Pietiftentonventitel?*), die verfchiebenen 
Moftikergemeinden?”) und die Herrnhuter⸗ oder Brübergemeinden, welche fidh 
ausdrüdlih als eine „ecclesiola in ecclesia“ TonftituirtenY). Als im 18. 


9 Bol. z. B. Pr. U.r2. R. I, 11. 9 10. 20. 

2) So beftanden vielfach, befonberd in Preußen, einzelne Gemeinden won 
Biebertäufern, Baptiften und Mennoniten. Bol. Stefeler II, 2. 48f. 00 — 
102. Preuß. Ed. v. 30. Juli 1789, die Mennoniten beir. — Ferner Unitarier, 
Socinianer (in Siebenbürgen anerkannte Religionspartel), Adorauten, Philipponen. 
@iefeler III, 2. 67f. Den Schwendfeldern (in Schlefien) gab Friedrich d. Er. 
Religiousfreiheit. Bon Schweden ans verbreiteten ſich einzelne Gemeinden von 
Swebenborgianern, von England aus Baptiften, Ouäler (1791 in Pyrmont und 
Minden Quälergemeinden) und Metbobiften (feit 1729). Ib. IV. 245 f. 254—263. 
V. 195. Bol. au die Gefchichte bed Diffidententhums in Preußen von v. 
Hirichfeld ti. d. Zeitſcht. d. kön. preuß. ftatift. Büreau's, Jahrg. 1863 ©. 
810f., 1864 ©. o6f. 20Df. 

”) Siefeler IV. 188— 19. Doch ergiengen auch gegen fie frühzeitig 
Berbote. Pietiftengemeinden bildeten fi dauernd befonbers in Württemberg. 
Bol. über die Michelianer und Pregizerianer (jeit Ende bes vor. Jahrh.) und 
bie beiden Brübergemeinden in Wilhelmedorf und Kornthal Gieſeler V. 
190 - 19. 

), Bol. Siefeler III, 2. 440f. IV. 443 f. V. 190, bef. über die Rofen- 
reuzerbrũderſchaften, die Gichtelianer ober Engeläbrüber und die mpftifchen Ge⸗ 
meinden der Schweiz. 

2) Erſch, Encyflop. I, 18. 171.v. Brüber-Unität. Giefeler IV. 213— 
221. Hevorgegangen aus der durch ben Grafen Zinzendorf vorgenommenen Ber- 
einigung ber in Sachfen vorhandenen böhmifchen und mährifchen Brübergemeinden, 
Eonftituirten bie Herrnhuter fi als eine religiöfe Genofſenſchaft, die in ihren 
einzelnen Niederlaſſungen gleichzeitig Induſtrie trieb. Sie nahm Mitglieder aller 
evangelifchen Bekenntniffe auf und richtete deshalb einen breifachen (Intherifchen, 
reformirten und mährifchen) Tropnd des Abendmahls ein, ohne dadurch Ninter- 
ſchiede in der Geſellſchaftsverfafſung zu begründen. Dieſe berußte vielmehr auf 
ber Anerfennung bed Rechts der Geſammtheit aller Gemeindegenofien,. von welchen 
ein Borfteher, eine Aelteſtenkonferenz (12) und ein Gemeinbegericht gewählt wur- 
den. Zugleich verband die Gemeinden eine enge Lebendgemeinfchaft, insbeſondere 
in religiöfen Dingen, unb fie waren für bie regelmäßigen Erbanungsftunden nach 
Alter und Gefchleht in Heinere Bereine (Banden oder Chöre) geiheilt. Nach 
Zinzendorf's Tode (1760) wurde die Leitung bed Ganzen einer Unitäts- Helteften- 
Konferenz übertragen (jept in Bertbolsborf), deren Befugniife aber fo lange 
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Jahrhundert ber große Gedanke ber Toleranz fih Bahn brad; unb in bem 
Toleranzedikten aufgeflärter Fürſten Wirklichkeit wıurbe, ba war ed doch nur 
die individuelle Glaubensfreiheit, welche mau als eigenes umentziehbares Recht 
des Einzelnen anerlannte®). Glaubens und Gewiffensfreiheit umb das Recht 
der Hausandadht wurben gewährt: jede Verbindung zu einer Religionsgenofien- 
haft blieb an Staatögenehmigung gebunden und der Staat Tonnte diefe Ge⸗ 
nehmigung an beliebige Bebingungen Inüpfen unb beliebig zurũcknehmen. 
Auch die freiefte Toleranzgeſetzgebung gewährte jo nur die paffive Seite ber 
religiäfen Freiheit, während ihre aftive Seite verfagt blieb. Es wurbe auch 
auf religiäfem Gebiet derfelbe Gedanke wirkſam, weldyer im weltlichen Recht 
bie Herſtellung ber bäuerlichen Freiheit unter Vernichtung der Landgemeinden, 
bie Herbeiführung der Gleichheit der Stände unter Vernichtung ber Lander⸗ 
verfafjung, kurz die individuelle Freiheit ohne bürgerliche Freiheit herbeiführte. 
Den abfoluten Staat auch in Kirchenfachen als einzige Allgemeinheit, als 
alleinige öffentlichrechtliche Perjönlichkeit berzuftellen, das Individnum dagegen 
auch iu religiöfen Dingen hinſichtlich feiner rein inbivibuellen Beziehungen, 
aber auch nur hinfichtlich diefer, zu befreien, Das war der Inhalt der Toleranz 
beftrebungen, welche mit bem Begiun unjeres Jahrhunderts zum inneren Ab⸗ 
ſchluß Tamen, wenn auch ihre Verwirklichung ſelbſt heute nicht überall voll- 
endet ift. 

IV. Den Kirchen ober den fonftigen Religionsgeſellſchaften gegemüber 
konnten die übrigen Genofienfchaften für religidfe Zwecke (bie „geiftlichen Ge 
jellihaften® des preußifchen Landrechts) in einer Zeit, in weldyer der Genoffen- 
ſchaftoſiun faft erftarb, in Deutſchland entweber nur ein kümmerliches Dafein 
führen, ober aber fie mußten in ftrenger Aulehnung an die Kirche ober den 
Staat als Kirchen oder Stantsanftalten erſcheinen und Leben und Bewegung 
von oben erhalten. 

1. In der proteftantifchen Kirche war von einem geiftlihen Genoffe- 
ſchaftsweſen überhaupt kaum die Rede. Die Reformatoren erflärten nicht nur 
jedes DOrdensgelübbe für nuverbinblih, ſondern ſprachen fih ganz allgemein 
gegen Orden, Brüderſchaften unb alle beſonderen geiftlihen Genoffenfchaften 
aus). Deshalb wurben bie Orden, Klöfter, Kapitel und Stifter aufgelöft 
ceffiren, als ber von Zeit zu Zeit zufammentretende Synodus von Deputirten 
aller Gemeinden beifammen iſt. Jede Gemeinde bat darunter ihre befondere 
Aelteſtenkonferenz. An Angriffen gegen dieſe Genoſſenſchaft fehlte es nicht (Bei. 
1740), fie wurde aber dadurch in ihrem Beſtande und ihrer Berbreituug nicht 

ehinbert. 

“ 3 Bol. Toleranzeditt Joſeph's IL. v. 1781. Pr. WER IL, 11.9 1—8, 
©) Luther, an ben chriftlichen Adel deuticher Nation, ſtellt bereits das 

Berlaugen, daß ber Papft Beine Orden auffepen ober beftätigen folle und ver- 

langt Wofchaffung der Brüderſchaften: „Die Brüderfchaften, item Ablaß, Ablah 

brief, Butterbrief, Meßbrief, Dispenfation und was bed Dings gleich ift, nur 

Alles erfänft und umbraht... Sicher, bu haft in der Taufe ein Bruberfchaft mit 
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oder beftanden body nur als Korporatiouen mit Tanonifchen Formen, aber ohne 
kirchliche Bedeutung fort, — meift als bloße Berforgungsanftalten Tonftitutrt, 
bie ihren Mitglievern beftimmte Einkünfte gewährten und nach außen gewiffe 
bur das Derlommen oder bie Landesverfafſung begründete Rechte (4. B. 
Gerichtsherrlichkeit, Standſchaften, Patronate) ausübten*'). Ebenſo gieng bie 
religidfe Bedeutung ber Gilden und Brüberfdhaften unter. Die alten geift- 
lichen Gilden lebten daher höchftens bisweilen als Bereine für die Benutzung 
eines beftimmten Bermögens, für Zwecke der Gejelligkeit und Wohlthätigkeit, 
für gegenfeitige Unterftäßung und Beerdigung; auch wol für den Beſitz ge 

meinfamer Kirchenftühle fort*); in der Regel dagegen Löften fie fich entweder 


Chriſto, allen Engeln, Heiligen und Ehriften, auf Erben angefangen: halt bie 
felben, und thue ihr gnug, fo haſtu gung Bruderſchaften“. Zwingli erklärt 
ebenfalls (1523 art. 27. 88 6. ®iefeler III, 1. 158 Note 65): „Da fallend hin 
Orden, Selten, Rotten 2c.”, weil alle Shriftenmenfchen Brüber feien. Bereits 
1524 wurben in Zürich die Klöfter aufgehoben und für Schulen und Arme ver- 
wendet. @iefeler IIL, 1. 165 Note 9. - 

1, Vgl. z. B. PErUL RI, 11. $ 1218—1233: „Bon proteftantifchen 
Stiften, Klöftern, Ritterorben und beren Mitgliedern”. Hefte. des M. d. 3. v. 
8. San. 1817 (Ann. L 9.1. ©. 8). 

“) Bol. 3. DB. Hanffen, Fehmarn S. 548852 über bie nad, ber Re 
formation fortbeftandenen Brüderfchaften auf Fehmarn. Die Altefte war bie Lieb- 
frauengilbe zu Landkirchen, welche nach ihren Statuten regelmäßige Gildetage und 
&ildegelage, welche die Brüder abwechſelnd ausrichten mußten, hielt, ver- 
fiorbene Brüder und Schweftern gemeinfam beerbigte, Sammlungen zum Beften 
der Armen veranftaltete und für unentichulbigtes Ausbleiben, fowie für Ber- 
leßungen des Gildefriedens (bewaffnetes Erſcheinen, Berbruß, Schlagen ober Ber- 
achten, Berläumbungen) oder ber guten Gitte (Schwören, Bierverfchätten, Zu- 
trinken, Sipenbleiben nach Aufhebung bes Gelages) Bußen anorbnete ($ 1—6,. 
10—17). Sie wählte einen ®ildemeifter anf 2 Sabre (8 19). Kranken Brüdern 
fandte fie Bier in’d Haus ( 2), Gäfte Eonnte man mit des Gildemeifters Er⸗ 
laubniß einführen ($ 8), Schuldner ber Gilde wurben an dem Tage, an welchem fie 
die Rente bezahlten, gleih Brüdern bewirthet ($ 9). Im Sabre 1614 traf fie 
Beftimmungen gegen bie zu große Ueppigkeit bei den Gildezuſammenkünften, 
1747 gab fie fich noch neue Statuten. Cine andere Brüderſchaft war bie Hohen- 
ſtuhlbrũderſchaft (Statuten v. 1609 &. 343 f.), melde eine Anzahl non Kirchen⸗ 
ftühlen (Steben) beſaß, die von den einzelnen Mitgliedern an ihre Kinder ver- 
erbt, nicht aber verkauft oder verfchentt werben durften. Die Mitglieder waren 
verpflichtet, perfönlich an hohen Beften zu opfern. Die Gilde Hielt Feſtgelage und 
wählte Hanptleute. Es eriftiren umfangreiche Protokolle der Brüderfchaft, worin 
der Anlauf von Stellen, die Brüderaufnahmen und die Schuldverſchreibungen 
wegen bes bafür an die Gilde zu zahlenden Kaufpreifes des Kirchenftuhle, bie 
Belegung der Kapitalien, die Anordnung der Befte, Wahl und Abdankung ber 
Hanptleute und Schaffner, bie Uebertragung der Stellen vom Bater auf ben 
Sohn, beren Vermietung an Nichtbrüder, Rechnumgälegungen, Geſchenke an bie 


854 Die Genoffenfchaft in ber Kirche. 


nach ausdrücklicher kirchlicher ober obrigkeitlicher Anorbnung ober aus eigenem 
Antriebe voliftändig auf und ihr Vermögen wurde gleih dem ber Klöfter für 
firchliche Zwecke, insbejondere zum Beften der Schulen und der Armen, ein- 
gezogen, wobei den lebenden Mitgliedern mitunter eine Entihädigung gewährt 
ward. Insbeſondere war dies das Schidfal ber geiftlihen Kalandsgilden *). 
Bon Verjnuchen, das abgeftorbene geiftliche Genofſenſchaftsweſen ber alten Zeit 
durch Neubilbung in verjüngten Formen zu erfeßen, zeigen fih nur geringe 
Spuren. 

2. Dagegen beftanden in der katholiſchen Kirche die geiftlidhen Körper 
{haften ganz in ber alten Weife fort, fie nahmen nur im Verhältniß zur 
Kirche immer mehr den Charakter kirchlicher Anftalten, ihrer inneren Natur 
nach immer mehr die Natur privilegiirter Korporationen an. Am meiften 
galt dies von den ein unmittelbares Glied der Kirchenverfaffung bildenben 
Domkapiteln und Kollegiatftiftern. Aber auch die Kiöfter und Orden folgten 
biefem Zuge ber Zeit. Bon den Reften der geiftlihen Ritterorden gilt daffelbe. 
Und felbft die freieren Vereine der Duafiregularen und die geiftlichen Brüber- 
ihaften der Laien mußten fi einer Unterorbnung unter den Begriff ber 
firchlihen Anftalt fügen und vermochten das gemoffenichaftliche Element nur 
für ihre privatrechtlichen Beziehungen feftzubalten. Insbeſondere ftellte ſich 
daher für alle diefe Verbände im kanoniſchen Recht ber heute noch geltende 
Sat feit, daß für ihre Entftehung der Konjens des Papftes beziehungsweile 
des Biſchofs ein unerläßliches Erforderniß bildet), daß fie kirchlicher Bifita- 
tion und ÖOberauffiht unterliegen *) und baß ebenjo die Veränderung ihrer 
Statuten oder Regeln, ihre Aufhebung und die demnächftige Dispofition über 


Kirche u. ſ. w. regiftrirt find. 1704 warb bie Brüberfchaft landesherrlich beftätigt. 
Ebenſo befaß die Seglerkompagnie auf Fehmarn eine Anzahl von Kirchenftühlen, 
fie war aber überdies auf gemeinfchaftliche Keichenfolge, Unterftügung verarmter 
Brüder, feftliche Gelage u. f. w. gerichtet. Nach 400jährigem Beſtehen Löfte fie 
fih 1812 auf, veriheilte das auf Zinfen ausgelichene Kapital der Kompagnie 
unter die Genoſſen, ließ bie filbernen Pokale einjchmelzen und machte den Be- 
erdigungsapparat zu @elde. Weber andere nad der Reformation fortbeftehende 
oder felbft neu errichtete @ilben vgl. Wilda ©. 374. 375. 

“ Bol. Wilda S. 372—874. In Hamburg wurden nach der Bugen- 
bagtfchen Kirchenorbuung dem „Armen- Schalt" überwielen: „alle Oofpitale mit 
ehren Thobehoringen, alle Bröberfchoppe, alle Gilden mit ehre Thobehoringen’: 
In Ripen wurden die Güter der Gilden für bie Unterhaltung der Haudarmen, in 
Hufum 1588 für die Schulen und deren Diener, in Aalborg 1542 für bie Iateini- 
ſche Schule, in Biborg für die Gründung eined Hofpitals beftimmt. In Münfter- 
borf wurde bad Gildevermögen dem holfteiniichen Konfiftorium überwiefen. Das 
Kapital des fchleswigfchen Domkalands wurde, gegen eine jährliche Rente von 
6 Mark für die lebenden Mitglieder, dem Rath für Kirchenzwede überlaffen. 

“), Schulte, Lehrb. des kathol. K. R. ©. 458. 477. 480 f. 

“), Schulte L c. 475. 478 f. 480 f. 
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ihr Vermögen nur unter Mitwirkung ber geiftlichen Obern erfolgen kann). 
Die kirchlichen Genoffenfchaften der Tatholifchen Kirche geriethen daher in eine 
firenge Abhängigkeit vom römijchen Stuhl unb diejenigen, welche fich neu 
bildeten, entflanden bauptfächlih im Dienfte und unter ben Einfluß ber 
Häpfte. Bon den nenbegründeten Vereinigungen entwidelten viele, während 
bie älteren Kongregationen und Korporationen aller Art, die Kapitel unb 
Stifter der Kanoniker wie die Möndhäorben, bie Bettelorben wie die Nitter- 
orden, die Kongregationen der Duafiregularen wie bie Brüberfchaften in ben 
alten Formen ohne neuen Geiſt fortlebten*”), ein reges Zeben. So nament- 
lich die feit 1525 von den Franciskanern getrennten Kapuziner *); fo einige 
nene Kongregationen regulirter Chorherren ); fo die Kongregationen bes 
Dratoriums, welche Armen- und Krankenpflege und lebendige Gotteverehrung 
in einem gemeinfamen Betſaal erftrebten"®); jo die vornemlich auf Seelforge 
und Sugendimterricht gerichteten Orden ber Thentiner (1524), Lazariften (1624) 
und Pierifin (1622) °'); fo insbejondere auch mehrere für die Werke chrift⸗ 
licher Barmberzigkeit gegründete Srauen-Kongregationen, wie die Nonnenorben 
der Urfulinerinnen und der Heimfuchung nuſerer lieben Grauen’), namentlich 
aber ber von Franz v. Paula im 17. Jahrhundert geftiftete quafireguläre 
Orden der barmberzigen Schweitern®?). Alle religiöien Genoſſenſchaften ber 
Neuzeit jedoch übertraf an Debeutung Eine, weldye, ber Spätling unter den 
großen geiftlichen Affociationen, die Macht der katholiſch⸗romaniſchen Vereins- 
idee noch einmal in großartigfier Weile offenbart. Die Gefellichaft Sefn 


“) Schultel cc ©. 461. 480. C. un. & 8 de relig. domin. in Gto. Be 
züglich ber Brüberfchaften Conc. Trid. sess. XXIL c. 8. 9. 

7) Die Vorſchrift des Tridentinifchen Koncils (Bess. XXV. c. 8), allgemein 
Kongregationen zu bilden, erfüllten bie alten Orden mit wenigen Ausnahmen (be- 
ſonders ber Congregatio St. Mauri in Frankreich feit 1618) nur langfam ober 
nur zum Schein. Gieſeler II, 2, ©. 688. 684. 

“, ®iejeler ]. c. II, 2, 490f. 

“) Inobeſondere bie Somasker feit 1528 unb die Barnabiten feit 1530. 
@iefeler M, 2. 491. 

5) Die Congregatio Oratorii des Philippus v. Neri 1564 unb ber gleich 
namige Parljer Verein bes Pierre de Berulle v. 1611. @iejeler II, 2. ©. 
679 — 682 Note 1—5. 

3) Giefeler 1. c. ©. 491 Note 3. ©. 682 Note 6. 7. ©. 688 Note 9. 

s) Der leptere 1610 von Franz v. Sales geftiftet, der erftere feit 1612 zum 
Nonnenorden geworden, während die 1537 in Breſcia gegründete Geſellſchaft, 
aus der er bervorgieng, urjprünglich nad) Urt der Tertiarieriunen in ihren 3a. 
milien fortlebtee @iefeler III, 2. 682. 683 Note 8. W. 

5” Bol. den Art: „Barmherzige Schweftern’ im Kirchenlerifon von Wetz er 
u, Belte 
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(societas Jesu, Compagnis de Jesus)), von Ignatins von Lojola 1534 
geftiftet, vom Papft 1540 mit der Beſchränkung auf 60 Glieder, 1548 mit 
dem Recht unbejchränkter Erweiterung beftätigt und ſeitdem über alle Länder 
verbreitet ®), wollte gleich einer Kohorte tapferer Krieger bie päpftlicde Kirche 
in voller Hingebung nnd mit blinden Gehorfam vertheibigen und ihre offenen 
und geheimen Feinde bekämpfen. Was biefe gewaltige Genoſſenſchaft Jahr⸗ 
hunderte hindurch auf den Gebieten ber inneren und äußeren Miſſion leiftete, 
indem fie das wankende Papftthun befeftigte, den Siegen ber Reformation 
eine Schranke zog und in viele Länder den ganz ober halb geftürzten Katholi- 
cismus zurücführte, indem fie ferner in den katholiſchen Staaten ben Jugend⸗ 
unterricht leitete und bie geiftige Herrſchaft über die Maſſe des Volkes führte, 
indem fie endlich noch überjchüffige Kraft genug behielt, um jenſeits ber 
Meere mächtige Miffionsftaaten zu gründen und in ihnen eine Handelsin⸗ 
duftrie des Ordens zu entwideln’*): dies Alles verdankte fie der von ihr voll⸗ 
zogenen denkbar größten Steigerung der rommmifchen Afjociationside. “Der 
Untergang bed Einzelnen in der Vereinsheit, dieſe Grundidee der romaniſchen 
Religionsvereine, welche in fteigender Progreifion Benebiltiner, Giftercieufer, 
Ritterorden, Bettelmoͤnche realifirt Batten, wurde von den Sefuiten bis zu ber 
änterften Konjequenz, bis zur Ertöbtung des Individuums (ad perfectam 
uniuscuiusque mortificationem), bis zur Vernichtung jedes inbivibuellen 
Denkens, Fühlen, Wollens und Handelns geboten und durdhgeführt. Nicht 
einmal der Schein oder der Name eigenen Weſens ſoll dem Einzelnen ver 
bleiben, „Sch babe feine Eltern, ich babe Feine Familie, Bater und Mutter 
und Geſchwifter find mir geftorben, ich babe keine Heimath, Fein Vaterland, 
keinen Gegenftand der Liebe und Verehrung als allein den Orden“, das joll 
die Rebe eines Seden ſein“). Bon den drei Gelübden*) wurbe daher das 
des Gehorſams in einer bis dahin unbefannten Weiſe ausgelegt. Nicht blos 
fol, um die Einheit des Handelns und aller Lehre zu erreichen, blinder und 


%) Vgl. Biefeler III, 2.492. 582 f. IV. 58f. V. 41f.Dove, im Staate 
wörterb. v. Orben ©. 408— 426. 

5) Um die Mitte des 17. Jahrh. zählte der Orden etwa 20,000 Mitglieder. 

se) Bol. über bie Wirkſamkeit des Ordens gegen die Reformation Gieſeler 
II, 1. 400. 407. 428 Note 12. 488 f. 459 f. 469 |. 480f. 487 f. IL, 2. 88f. 
500 f. 604 f. Ueber feine Wirkſamkeit innerhalb der Tatholifchen Kirche IL, 2. 
585 f. 602— 658. Meber die äußeren Milfionen II, 2. 658f. IV. 61 —69. 
Weber die Handelsgefchäfte bed Ordens III, 2. 678 Note 19. Dove Il. c. 420, 

5 Man foll nicht einmal jagen, daß man fratres vel parentes bat, fon- 
dern nur, daß man fie hatte. Gieſeler III, 2. 534 Note 29. Ja es wirb in 
Verkehrung bed Bibelworts gelehrt: qui non odit patrem et matrem, insuper 
et animam suam, non potest meus esse discipulus. 

*) Das Armuthögelübde ſchloß Linzelbefig wie Gemeinbefig aus, lieh aber 
Eigenthum ber Collegia des Drdens zu. 
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uubebingter Gehorſam gegen bie Oberen bie erfte Orbenspflicht fein"), fonbern 
es foll durch genanefte Ordensvorſchriften für alle Berhältnifie auch das Be 
nehmen, die Sitte unb Redeweiſe der Brüber einheitlich geregelt"), es foll 
durch Prüfungen und Uebungen eine völlige Gleichheit fogar bes Fühlens umb 
Denkens bergeftellt*'), es foll bie Fähigkeit, fich jebes eigenen Willens zu ent 
äußern, als maßgebend für die Stellung im Orden betrachtet werben. Jede 
Beichränfung ber Dispofitionsbefugnig des Ordens über feine Glieder durch 
bie alte stabilitas loci fiel daher fort. Der Aufnahme in den Orden follte 
eine genaue Prüfung vorausgeben, die Entlaffung in jedem Augenblick möglich 
fein. Unter den vier Klaffen des Ordens, den NRovigen, scholastici, coad- 
jutores und professi quatuor votorum, war nur bie lebte, bie an Zahl 
gering zu fein pflegte, in alle Ordendgeheinmiſſe eingeweiht, nur fie war ſelb⸗ 
ftändig für den eigentlichen Ordenszweck verpflichtet, indem fie „specialem 
obedientiam summo Pontifici circa missionem‘“ als viertes Gelũbde ver- 
ſprach, nur fie ſchwur Gott, während die Anderen ben Oberen ſchwuren, nur 
fie bildete die Vollbürgerjchaft bes Ordens"). ine durchaus militairifch- 
abſolutiſtiſche Verfaffung organifirte diefe Glieder zur Einheit. Der nad 
Mehrheit auf Lebenszeit gewählte General ift als Stellvertreter Chrifti faft 
umumfchräntter Monarch). Nur die Gefellihaft als ſolche hat Rechte gegen 
ihn, indem fie ihn durch den Rath der Affiftenten, welche bie Generalver- 
fammlung wählt und der General nur fuspendiren, nicht entſetzen Tann, in 
einigen Dingen beſchraͤnkt und benuffichtigt. Diefe Affiftenten, wenn über ben 
General gerichtet ober ein neuer gewählt werben foll, der General jelbft, 
wenn es fi) um bie Derathung anberer Angelegenheiten baubelt, haben bie 
Generalverfammlung der Profeffen zu berufen, welche, fo lange fie Dauert, 
die hoͤchfte Gewalt übt. Dagegen finb bie einzelnen Orbensglieber (subditi) 
oder jede Mehrheit non ihuen der nöllig abjoluten Gewalt des Generals und 
der von ihm ernannten Provinzialobern und fonftigen Bevollmächtigten und 
Beamten rechtlos unterworfen. Der General beförbert zu allen Graben, er 
nennt zu allen Yemtern, richtet, entjendet, inftrmirt, fiößt aus, biäpenfirt, ver⸗ 


sw) Biefeler III, 2. 684—586 Note 80. 81. Schon in der älteften formula 
vivendi beißt es: voluntatum nostrarum abnegationem summopere conducere 
judicavimus. 

°) Bol. namentlich die Vorſchriften über ben Umgang, bie og. modestia, 
bei Gieſeler 1. c. S. 586 Note 32. 

9), Dazu wurben die collegia geftiftet; 1551 das Collegium Romanum, 1552 
das Collegium Germanicum. Weber die Lehre der Jeſuiten, insbefonbere ihre 
Moraliehre vgl. Gieſeler IH, 2. 629 — 658. 

e) Seit 1550 kommen noch professi trium votorum Binzu. Gieſeler II, 
2. 540 Note 38 vermutbhet, daß es geheime Sefuiten unter ber hohen @eiftlich- 
keit gewefen. 

6) Iudicium, officiorum discretio ac distributio tota sit in manu praepositi. 


858 Die Gensfienfgeft in der Kirche 
fügt über alles Bermögen, hat bie unbebingte Befugniß der Guhitituiion. 


Damit auch 
weit fiel daher ber Kampf des Staates gegen bie geiftlichen Genofienichaften 
mit dem Kampf zwiichen Staat und Kirche zuſammen und eutichieb weit mehr 


4) Dove ©. 415: die „vollendete Despotie, eingeſchrankt durch Das organi- 
firte Mißtrauen“. 

*s) Zuerft 1759 in Portugal, dann 1764 in Frankreich, 1767 in Spanien 
und 1773 allgemein durch den Papft aufgehoben. In Preußen lieh Sriebri IL. 
fie beftehen, Sriebrih Wilhelm II. aber bob fie auf. Gieſeler IV. 69-77. 

“, @iefeler IV. 75— 77. 

e) Gieſeler V. 41f. 
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Reformation nicht nur evangelifche, fondern auch katholiſche Obrigkeiten Hand 
an das Genofſſenſchaftsgut und im Jahre 1525 tauchte fogar bereits ein allge- 
meiner Säkularifationsentwurf auf. Bon Neuem brachte baum ber weftphä- 
liſche Friede eine Reihe von Säkularifationen. Seit ber zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts aber erfolgte bie principielle Zerftörung ber geiftlichen Ge⸗ 
noffenfchaften durch den Staat. In Oefterreich wurden durch Joſeph IL. alle 
Orden, bie fid) nicht mit Geelforge, Schulmelen ober Krankenpflege beſchaͤftigten, 
aufgehoben und aus ihren Gütern ein großer Religions und Schulfonds ge 
bildet; die Brüberfchaften aber wurben durch Hofbelrete (v. 9. Ang. 1788, 
3. März 1784, 17. Sult 1795, 15. San. 1796 n. a.) fämmtlich Taffirt und 
in eine nene, in jeder Pfarrei unter bem Namen „Bruberfchaft der thätigen 
Liebe des Nächften unter dem Schntze unſeres Heilands Seins Chriftus” zu 
errichtende officielle Anftalt verſchmolzen. Im Uebrigen dagegen beftsmben bie 
geiftlihen Orden und Genofienfchaften aller Art bier fort und wurben feit 
Joſeph's Tode wieder begünftigt umb vermehrt. Yrankreich bob 1789 alle 
Drben und Kloͤfter auf und blieb aud in dem Konkordat von 1805 bei biefer 
Aufebung ftehen. In Dentihland erfolgte im Reichtdeputationshauptſchluß 
v. 1803 (& 35) die allgemeine Säkularifation. In Preußen batte ſchon das 
allgemeine Landrecht die geiftlichen Gefellichaften wejentlich ale Staatsanftalten 
behandelt, deren Begründung, Berfaffung und Aufhebung ſtaatlichem Gutbe⸗ 
finden unterliegt, deren äußere und innere Rechte der Staat zu regeln befugt 
ift®), deren Vermögen als mittelbare Staatsgut gilt). Durch Edikt vom 
30. Dct. 1810 wurden ſodann alle katholiſchen ober evangeliſchen „Klöfter, 
Dom- und andere Stifter, Balleien und Kommenben" für Staatsgüter erflärt 
und ihre Einziehung gegen Entſchädigung der Benntzer und Berechtigten ver- 
fügt). 

B. In unſerem Jahrhundert ift mit bem wieberermachten Gemeingeift 


) Bol. Pr A. ER II tie. 11 9 989— 1282. Abfchn. 12 handelt von 
geiftlichen Geſellſchaften überhaupt; Abſchn. 18 von katholiſchen Domftiften und 
Kapiteln, Abſchn. 14 von Kollegiatftiften und Abſchn. 17 von weltgeiftlichen 
Kanonicis; Abſchn. 15 von Kloftergefellichaften und Abichn. 18 von deren Mit- 
gliedern, Abfchn. 16 von geiftlihen Ritterorben und Abſchn. 19 von deren Mit 
gliedern, Abſchn. 20 von proteftantifchen Stiftern, Klöftern, Ritterorden nnb 
deren Mitgliebern, 

ec) Eo wird in & 951 das Bermögen ber geiftlichen Geſellſchaften allgemein 
bezeichnet ald „das ihnen vom Staate zugewenbete oder überlaffene Vermögen”. 

” G. ©. ©. 32. Doch follen nach 8 4 diejenigen Klöfter, welche fich mit 
der Erziehung ber Jugend und der Krankenpflege befhäftigen, beftehen bleiben 
können. Außerdem bat das Edikt die damals nicht zur Monarchie gehörigen 
Landeötheile natürlich nicht betroffen. Much blieb das evangeliſche Domkapitel zu 
Brandenburg beftehen. 


Wechſel der ——— — 
mög ala dar Geffaffuft ber der fie wie Ueenrapung vo 


macht und bezeugen bie Richtung, in weldher fih die moderne Entwicklung aud 
bier bewegt. In ben meiften Staaten find durch nene Geſehe ben Gemeinden 
felbftänbige Tirchliche Rechte von verfchiedenem Umfange eingeräumt, welche fie 
durch verſchieden zuſammengeſetzte, meift aus, ben Geiſtlichen als Vorfitzenden 
und ans gewählten Repräientanten beftehende Presbyterien, Pfarrgemeinderäthe. 
Gemeinbefirchenräthe, Kirchennorftänbe ober anbere Gemeindeorgane ausüben"). 


1) &o haben die durch Eb. v. 1. Apr. 1818 gebildeten, fich felbft ergängen- 
ben Kirdjenvorftände in Raffau, bie rheinbatrtichen Presbyterien (feit 1818), die 
gewählten babifchen Kirchengemeinberäthe (B. v. 5. Gept. 1861), bie großh. 
heſſiſchen Kirchenvorftände (Ed. v. 6. Juni 1832), die durch die Kirchenorbunng 
für Rheinland und Weftphalen v. 5. März 1885 eingeführten Presbpterien, bie 
Gemeindeltrhenräthe in den übrigen preuß. Prov. nah C. D. ». 29. Iuni 1850, 
bie batrifchen” Kirchennorftände (DB. v. 7. Oft. 1850), die wärttemberg. Pfarr 
gemeinberätbe (®. v. 25. San. 1851), die braunfchweigiichen Kirchennorftände (Geſ. 
v.80.Rov. 1851), die Kirchennorftände im Könige. Sachſen (Kirchenvorftands- und 
Synodalordnung v. 1868, bef. $ 1—4) u. ſ. w. bie Gemeinde nicht blos als Privat 
rechtsſubjekt, ſondern auch als Eirchenpofitifche Perfönlichkeit (für Kicchenzucht, Mit: 
wirkung beim Kirchenregiment, auch wol für Armen- und Krankenpflege, Beauffidti- 
gung ber niederen Kirchendiener u. |. w.) zu vertreten. Dagegen hatten bie durch 
ef. v. 14. Okt. 1848 errichteten Kirchenvorftände in Hannover nur die Vermögen 
verwaltung und bie Vertretung ber Gemeinde in ihren rechtlichen Angelegenheiten. 
Anders jetzt die Kirchenvorftanbd- und Synodalordn. v. 9. DE. 1864. Neben deu 
Presbyterien befteht in Rheinland und Weſtphalen und in Lippe⸗Detmold (B. v. 8. 
Febr. 1851) noch eine befondere Gemeinderepräfentation für wichtige Fälle. Die 
Dldenb. V. U. v. 15. Aug. 1849 (in einigen Punkten geändert durch B.U. v. 11. Apr. 
1858 art. 14) gebt am weiteften, inbem fie ber Gemeinde die Pflege bes refigiöfen 
Lebens, die Aufrechthaltung der Eirchlichen Orbnung, die Bermögensvermwaltung 
und bie kirchliche Armenpflege zuweiſt und dieſe Befugniffe theil® Durch alige 
meine @emeindeverfammlungen, theils durch engere Gemeindeverfammlungen, theils 
durch Gemeindeausichüffe, theild durch gewählte Kirchenräthe ausüben läßt. Bat. 
eine Weberficht ber neuen Gefepe bei Richter, K. R. (6. Aufl.) $ 161 ©. 424 —485. 


41 
* 


- U RUE N KM 


m, 


— NZ | SEE 2m—— 





z 68. Die Genoffenſchaft in ber Kirche. 861 


Die Gemeinden find dadurch ans bloßen Privatrechtsfubjelten wieder zu 
firddenpolitiihen Perjönlichketten geworden. Darüber binaus finb theils bei 
Gelegenheit der Union ber reformirten und Intherifchen Kirche, theils im Zu⸗ 
ſammenhang mit ben Bewegungen feit 1848 vielfach Synoden gefchaffen wor⸗ 
ben, welde, wenn auch melft in untergeorbneter Stellung unb wenig freier 
Zuſammenſetzung, dem Ianbesherrlihen Kirchenregiment und den Konfiftorien 


gegenüber das genoffenfchaftliche Princip auch in der Gefaumtlirche zur Gel⸗ 


tung bringen’). Vorübergehend Hatte ſich fogar die Kine Oldenburgs als 
eine völlig ‚freie, aus allen erwachſenen Glaubensgenoſſen beftehende, ſich durch 
gewählte Organe jelbft regierende Genofienfchaft Tonftitnirt”). Ueberbies be- 
ftehen natürlich die vereinzelt vorhandenen älteren Presbyterial- und Syuobal- 
einrichtungen fort”*). 

IL Für das Verhältnis von Kirde und Stänt ift feit 1848 Häufig, 
bejonderd nach dem Borgange ber deutſchen Reichöverfaffung faft in allen neueren 
Verfaffungsurkunden, das der genoffenfchaftlichen Auffaffung allein entiprechende 
Princip der Unabhängigkeit der Kirche vom Staat und des Staats von ber 
Kirche ausgeſprochen. Jede Kirchengefellihaft ſoll als religidfe Genoſſenſchaft 
ein felbftänbiges Leben führen, über den Kreis ber hieraus fliegenden Befug- 
niſſe aber foll ihre rechtliche Bedeutung nicht reichen. Iene kämpfenden Ideen des 
geiftlihen Staats und der Staatsficche follen in der unabhängigen, aber ihrer 
weltlichen Macht entkleideten Kirche in dem rein weltlichen Staat bie 
Verjöhnung finden. Praktiih find freilich zur Verwirflihung diefer Ideen erft 
geringe Anfänge gemacht. Der Staat hat feinen Tonfeffionellen ober doch kirch⸗ 
lihen Charakter nirgend fait aufgegeben und von einer Unabhängigkeit ber 
ewangeliichen Kirche vom Staat ift kaum bie Rebe, während umgekehrt bie 


?8) Bol. Gtefeler V. 226 —237. 268 und die Neberſicht über die durch die 
nenen Geſetze fehr mannichfach geftalteten, durch Wahl (nur in Baiern bis 
1851 durch Ernennung) meift mit Weberwiegen ber Geiftlichen gebildeten, für 
Gefepgebung, Berathung und Kontrole beftimmten Synoden ber. verfchiebenen 
Stufenfolge (Diöcefan- und Generalſynoden) b. Richter, K. R. $ 164 ©. 
440 —449. 

73) Durch die Zonftituirende Berfammlung v. 1848. Bol. d. V. U, v. 15. 
Aug. 1849. Eine von den Gemeinden (vgl. oben Note 71 a. E.) jährlich neu 
gewählte, zu X aus geiftlichen nnd zu % aus weltlichen Abgeorbneten beftehende 
Landesſynode follte die Kirche repräfentiren unb aus ſich einen verantwortlichen 
Oberlirchenrath als ausführende und verwaltende Behörde beftellen. 1858 tft indeß 
bad Iandeöherrliche Kirchenregiment wieberbergeftellt, der Oberlirchenrath wieder 
zu feinem Organ gemacht, die Generaliynode auf die Mitwirkung und ein Zu- 
ftimmungörecht bei ber Geſetzgebung beſchränkt und es find zwifchen fie und die 


Gemeinden Kreidfynoden eingeſchoben, von denen fie gewählt wird. Bgl. Gie⸗ 


feler, 8. G. V. 284 f. 
29) Bol. oben Note 6. 13. 
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katholiſche, zum Theil aber andy die evangeliſche Kirche Teimeswegs entichlofien iſt, 
die erfte Bedingung voller Unabhängigkeit, den Verzicht auf ihre Eimeirkung 
auf politifhe und bürgerliche Berhältuiffe (Unterricht, Ehe, Eid u. |. w.), zu 

erfüllen. Allein die Grundlagen, auf welden fih in Zukunft bie wirkliche 
Anseinanderfegung von Staat und Kirche vollziehen wirb, find mit der Auer⸗ 


politifchen und bürgerlichen Vorrechte ober Nadyiheile und die vollendete Eman- 
eipation rein ftaatlicher Funktionen von kirchlichem Einfluß nur noch Fragen 
ber Zeit. Dagegen werben auf ber anderen Seite, wenn der Staat rein welt 
lich geworben ift, auch jene Verfafiungsbeftimmungen zur Wahrheit werben 
mäflen, welche ben Kirchen, a aflaı Me ——— taats als 


Unterrichts und —— — beftimmten Auftalten, Enge und 
Sonde unb den ungehinderten Verkehr mit ihren Oberen, mithin die Rechte 
unabhängiger, fich jelbft regierender religiäfer Genoſſenſchaften zufichern”*). 

II Der des kirchlichen Charakters entkleidete Staat unb bie entweltlichten 
Kirchen Tönnen die Bildung neuer Religionsgefellichaften nicht anders behandeln 
als die freie Vereinsbildung überhaupt. Wie die inbivibuelle Freiheit im 
modernen Staat die bürgerliche Freiheit in fi) aufgenommen bat, jo geftaltet 
fi die inbivibuelle Glaubens⸗ und Gavifientfreibeit zur aktiven Religionsfrei- 
beit. Keine Kirche bat das Recht, den Staat an ber Zulaffung neuer Religiont 
genofjenjchaften zu hindern, der Staat aber Tann, feitbem er das Bereint- 
recht als ein Grundrecht ber Staatöbürger anerkannt bat, auch das religiöfe 
Vereinigungsrecht feinen Bürgern nicht verfagen. In der That ift denn and 
ſchon vor 1848, während in ber Regel nur Gewifiensfreibeit und bamit zu 
gleich ausdrũcklich ober ſtillſchweigend das Recht der Hansanbadht garamtirt 
wyurbe*), bisweilen das Recht „ber Bereinigung zu einem gemeinfamen Belennt- 

”s, Zöpfl, Staater. IL 5 526-540. Bluntſchli, Gtaatsr. (8. Aufl.) ©. 
561f. Herrmann, über die Stellung ber Religionsgemeinfchaften im Staat. 1849. 
Bezügl. Preußens v. Rönne, GStaater. I, 2 S. 466—508. — Ueber die Kon- 
kordate Gieſeler, 8. ©. V. 44f. 805f. — Ueber bie durchgeführte Trennung 
von Staat uud Kirche in Belgien unb Rorbamerifa ib. 178. 871—387. In 
Deutſchland war nur iu Oldenburg v. 1848— 1853 die Unabhängigkeit der Kirche 
völlig durchgeführt. Das Prineip fpricht jept glei ben übrigen Berfaffungen 
auch das Öfterreihhifche Staatöarbgef. v. 21. Dec. 1867 (R. &. BL. ©. 394) 
art. 15 aus. 

”6) Bol. bair. 8. U. tit. 4 $ 9; bad. v. 1818 $ 18; württemb. v. 1819 
s 24. 27; großh. heſſ. v. 1820 $ 22; meining. v. 1829 $ 29; Toburg. $ 14; 
Eurhefl. $ 30; altenb. $ 129; T. jächl. v. 1881 8 82; braunfchw. v. 1832 8 29; 
bannov. $ 80, v. 1848 $ 6. Für Defterreich bleibt auch das neuefte Stantsgrund- 
gefep über die Rechte ber Staatsbürger v. 21. Dec. 1867 art. 16 hierbei fichen. 


= wm ww‘ 


72 dd Ba vu u 


wu - — wer — -a 3 


8 63. Die Geuoſſenſchaft in der Kirche. | 863 


niffe und Gottesdienfte" im Princip anerkannt, wenn auch praktiſch von bem 
Belieben der Behörden abhängig gehalten worden ). Auch haben ſich bereits 
vor 1848 mehrfach wirklich neue Religionsgenofienichaften gebildet"). In den 
Berfafjungsurkunden feit 1849 dagegen wirb meift nad) dem Borgang ber 
deutichen Reichsverfafſung ausbrüdlich das Recht gewährleiftet, neue Religions- 
gefellichaften auch ohne ftantliche Anerkennung zu gründen unb ebenfowol häus⸗ 
liche als öffentliche Religionsübungen ohne andere ald bie allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Beichräntungen abzuhalten?” Es eriftiren daher für die Bereinigung 
zu Religionsgenofienfchaften bier gefeblich keine anderen Schranken mehr, als für 
freie Bereine überhaupt. Nur wird biöweilen für die Ertheilung von Korpo- 


7) So dad preuß. Patent v. 30. März 1847 über bie Bildung neuer Re 
ligionsgeſellſchaften (&. S. ©. 121). Da allein unter obrigkeitlicher Genehmigung 
in jedem einzelnen Fall Bereinigung und Berfammlung ftattfinden darf, ba dem 
Staate dad Recht vorbehalten ift, die Religiondgenoffenfchaft zu verbieten, „fo- 
bald ſich findet, daß fie andern gemeinnügigen Abſichten () unb Anftalten binder- 
lich oder nachtheilig iſt ()“, da der Genofienichaft der Nachweis obliegt, bab 
ihre Lehren nichts, was der Ehrfurcht gegen die Gottheit, dem Gehorſam gegen 
die Gefepe, der Treue gegen den Staat und der allgemeinen Sittlichkeit zuwider- 
läuft, enthalten (wofür doch die Präfumtion fprechen müßte), da ber Staat von 
jeder Lehre nnd Verhandlung Kenntniß einziehen darf, ba ihre Mitglieber, wo 
nicht befondere Belege Ausnahme begründen, rechtlich noch ferner als zu ber 
Religiondpartei, aus ber fie audgetreten, gehörig gelten, da endlich ber Umfang 
ihrer Rechte nur durch die beionbere ihr vom Landetherrn ertheilte Konceifion 
beftiumt wird: fo tft freilich das angebliche Recht der Bereinigung in Wahrheit 
nur eine Berweifung auf die landesherrliche Gnade. 

2) Vgl. über die Bildung ber freien enangelifchen Gemeinden, feit 1841 aus 
den Vereinen der proteftantifchen Freunde ober Lichtfreunde in Gnadau, Breslau, 
Königöberg, Gieſeler V. S. 251—266. Bor dem Patent v. 1847 wurde 
ihnen bie Konftitutrung geſchlofſener Geſellſchaften unterfagt. Die Verfaffung 
der freien Gemeinden ift eine reine &emeinbeverfafinng (In der am 16. Der. 
1845 von Rupp in Königsberg gebildeten Brubergemeinde follten auch bie Frauen 
Stimmrecht haben). Nach 1847 fchieden die meiften freien Gemeinden aud ber 
Landesfirhe aus. — Ueber bie Bildung ver beutfch-Latholtihen Gemeinden 
(die erfte 1844 in Echneidemühl) Gieſeler 1. c. V. 381. 832. — Ueber bie Ab⸗ 
fonderung der altIntherifchen Gemeinden in Folge der Union ib. 218 f. 377 f. 
Auch fremde Sekten fanden ſeitdem vielfach Eingang. So die Irvingianer in 


Berlin, Ib. 151—153. Vgl. and) den in Note 35 angef. Aufſatz v. Hirfchfelb. 


Deut. R. B. v. 28. März 1849 8 144. 146. Preuß. B. U. v. 1860 art. 
12: „die Freiheit des religiöfen Belenntnifies, der Vereinigung zu Religiondge- 
fellfchaften (art. 80. 31) und der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Re- 
Tigionsübungen wird gewährleiftet”; art. 80 u. 31 aber begründen bad allgemeine 
Vereinsrecht. Aehnlich Schwarzb.⸗Sondersh. V. U. v. 1849 $ 18. 20; Anhalt. 
Bernburg. v. 1850 816. 18; Oldenburg. v. 1852 art. 86. 76; Gotha. 1852 $ 88; 
Walde. v. 1852 8 40, 
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Allein in Bezug auf bie zeligidie als ſolche iſt doch der 
Grundſatz der Aſſociationtfreiheit und ber ats repreffiven Staatsaufficht 
bier im Bereinsredht en), 


mögens, fowie die —— — Nar find natürlich die Rechte 
und Pflichten, welche bie Mitgliedſchaft einer ſolchen Geſellſchaft gewährt, viel 
fach durch das Staategeſetz beſchränkt und beftimmt worden. In Bezug auf 
die Neubild ung geiſtlicher Geſellſchaften dagegen folgen zwar einzelne Geleh- 
gebungen demſelben Princip und wenden daher bie allgemeinen Grundſaͤtze über 
Vereinsrecht an, wobei fie nur bisweilen, wie bie preußiſche 
urfunbe, bier wie bei Religionsgenofienfchaften für die Beilegung der Korpe- 
a een bie meiften Gefehgebungen indeß 
für die Begründung ober Einführung neuer Orben, fowie für bie 
Anlegung jeber einzelnen Orbensgemeinbe unbebingt die Staatögenehmigung*®), 
bie in manchen Staaten jederzeit wiberruflih ifteg. Nur wenige verbieten 
vie Orben Keane. 
In Golge dieſer Grundſätze hat im ber katholiſchen Kirche das kürchliche 
einen neuen Aufſchwung genommen. Durch die Konkor- 


) So nach preuß. B. U. art. 18, olbenb. art. 77, walbed. & 41. 

*) Bol. unten 5 68. 

) (55 Taun in Folge ber verfchiebenen Grunbfäge über Korporationsrechte 
nach Tanonifchem Recht und nad) ber betreffenden Landesgefehgebung vorfonmen, 
da ein Verein innerhalb der Kirche ald Korporation gilt, im Staate nicht. Bal. 
auch Schulte, Lehrb. ©. 478. 481. 

*) Nach dem öfterr. Konkord. art. 28 ift uur „Einvernehmen mit der Re 
gierung" erforberlih. Das bair. Konlord. art. VIL XVIL und Relig. Ed. v. 
1818 $ 76 fordert Staatsgenehmigung. 

“) So Württemberg. Gef. v. 30. San. 1860 art. 15 u. bad. Gef. v. 9. Oct. 
1860. Dove, 3. f. Kirdhenr. 1962 Heft 2. S. 205 f. 218. 
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date mit dem roͤmiſchen Stuhl find an Stelle der jäkularifirten Stifter vief- 
fach nene Domkapitel und Kollegiatftifter gegründet, die Orden, Köfter und 
Drüderichaften find erneut und feit 1848 find mancherlei neue kloͤſterliche An- 
falten und quafireguläre Kongregationen, beſonders vielfach, Srauengenofien- 
haften für chriftliche Liebeswerke), in kanoniſchen Formen errichtet. In der 
ewangelifchen Kirche dagegen find zwar Stifter, Klöfter und Orden ebenfalls 
mannichfach aufrecht erhalten, von einer Neugründung foldher Iebensunfähigen 
Iuftitute konnte aber nicht die Rebe fein. Wol aber bat unter Proteftanten 
wie Katholiken bie freie Bereinigung für religiöfe ober mit der Religion zu- 
jammenbängende Zwede mit dem wiebererwadhten Genoflesichaftsfinn einen 


"gewaltigen Auffhwung genommen. Die fo entſtandenen Genofienfchaften indeß 


ftehen in keinem rechtlichen Zufanmenhung mit der Kirche. Dies gilt auch 
von denjenigen enangelifchen Vereinen, welche den katholiſchen quafiregulären 
Orden nachgebildet find (3. B. Diakoniſſen): auch fie haben zu der Kirche als 
ſolcher rechtlich Teine Beziehung, fie find weber Glieder noch Anftalten ber 
Kirche, ſondern freie Vereinigungen mit religiäfen Zweden. Deshalb wirb 
unten ($ 65) noch Turz von ihnen bie Rebe fein. 


€. Die freien Genoſſenſchaften. 
I. Das Genoſſenſchaftoweſen für geiftige, fittlihe und 
fociale Zmede. 


5 64. Das Vereinsweſen im obrigkeitlihen Staat. 


Schickſale und Stellung ber freien Genofienichaften unter dem Einfluß 
des obrigfeitlihen Syſtems find ſchon oben ($ 54) tm Allgemeinen bezeichnet. 
Es ift auf ber einen Seite darauf hingewieſen worben, wie nach dem Er⸗ 
loͤſchen der mächtigen Bollsbewegung ber Reformationszeit ber genofienfchaft- 
liche Geiſt tem deutichen Volke mehr und mehr entſchwand; wie deshalb von 
ſchopferiſcher Neubilbung im Gebiete der freien Bereinigung kaum mehr bie 
Rede war, bie in die Neuzeit binübergebrachten mittelalterliden Einunge- 
genoffenfchaften aber in dem Rahmen ſtarr geworbener Formen zu Privilegs- 
forporationen entarteten und nad) aufen wie gegen ihre Glieder nur noch bie 
Bedentung von Beionderheiten hatten, welche einer Summe von Individuen 
bas Mittel zur verftärkten Geltendmachung ihrer vereinten Beionderheiten boten. 
Andererſeits iſt angedeutet, wie ber obrigkeitlihe Staat in Verfolgung bes 
Ziele eines durchgeführten Staatsabſolutismus neben abjoluter Emancipation 
des Individnums die äffentlichrechtliche Seite aller Körperichaften in fich zu 
abiorbiren bemũht war, für die privatredhtlichen, individuellen Beziehungen 

“) Bol. Schels, die neuen relig. Sranengenofienichaften nach ihren recht. 
lichen Berhältniffen bargeftellt. Schaffbaufen 1857. Ste widmen ſich dem Unter: 
ridgt, der Armen⸗ oder Krankenpflege. Eine Generaloberin mit einem Generalrath 
fteht meift an ber Spihe, während ben einzelnen Häufern Oberinnen vorgefegt find. 
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aber denjenigen Bereinen, welche ſich nicht in bloße Sorietäts- oder Kommunions- 
verhältniffe auflöjen ließen, ben Schatten ihrer lebendigen Geſammiperſoͤnlichkeit 
in einer obrigkeitlich fingirten und belebten, polizeilich Eonceffionirten unb bevor- 
munbeten muftifchen Perjon zurädgab; wie deshalb die älteren Genofienichaften, 
jofern fie nit unter den Begriff römiſcher societates ober communiones 
fielen, als universitates zur Hälfte ftantliche ober kirchliche Auftalten, zur 
andern Hälfte künftlihe Privatrechtsfubjekte wurden, wogegen jeber jelbftän- 
digen genofſſenſchaftlichen Neubilbung die doppelte Schranke der polizeilichen 
Bereinsbeihränfung und der civiliftifchen Korporationstheorie entgegenftand. 

Es war naturgemäß, daß von diefen Veränderungen am ftärfften bie» 
jenige Seite bes Genofjenfchafteweiens beziehungsweiſe diefenigen Genoflen- 
ſchaftsformen betroffen wurden, welche ſich auf das geiftige, fittliche und fociale 
Gebiet bezogen. 

I. Die mittelalterlichen Genofienfchaften, welche fortbeftanben ober nach⸗ 
gebildet wurden, bebielten zwar zunächſt ihren umfaffenben Charakter bei und 
begründeten, fei es neben Stonomiidhen Zwecken jei es ohne folde, eime 
politiſche, religiöje, geiftige, fittliche und fociale Gemeinfchaft der Berbundenen. 
Allein ſchon im 16. Jahrhundert begann die Tenudenz, bei der einen Klafſe 
von Vereinen diefe Seite zum bloßen Zubehör der wirthichaftlichen Bereimi- 
gung zu geftalten, bei der andern Klaſſe ſolche Zwedle zwar als Hauptzwecke 
zu Tonftituiren, dafür aber die forporativen Elemente mehr und mehr in Be 
griff und Verfaffung von Anftalten aufzulöfen. In beiden Yällen trafen 
innerer Verfall und äußere Reftriktion in der Richtung zufammen, ben in ber 
Genofſenſchaft felbft entfpringenden geiftigen, fittlichen, focialen Beziehungen einen 
privaten Charakter zu verleihen, die etwa verbleibende Bedeutung einer geiftigen, 
fittlichen, focialen Allgemeinheit auf obrigfeitliche Konceffion zurückzuführen. 

Im 16. Jahrhundert beftand noch jene alte BVielfeitigkeit des genofien- 
ſchaftlichen Lebens, welche dem mittelalterlichen Einungsweſen ſein farbenreiches 
und harmoniſches Gepräge gab. Hatte jede Einung bereinft politifch eine 
Rolle übernommen ald Glied einer ftädtifchen ober territorialen Entwicklung 
und war zugleich für ihre &lieber ein politiſches Gemeinweien im Kleinen 
geweien, jo blieben auch jet zahlreiche Körperfchaften von politifcher Beden⸗ 
tung. Allein je mehr die obrigkeitliche Staatsidee fiegte, defto mehr fielen 
alle politiihen Körperichaften, mochten fie auch urſprünglich aus einem fchöpferi- 
ſchen Willensaft der Betbeiligten hervorgegangen fein, unter bie ftantlichen 
Zwangsorganifationen, fie erichienen gleich Gemeinden und Bezirksverbänden 
als obrigkeitliche Snftitutionen zur partitulären Erreichung bed Staatszwedis. 
Bon einem genoffenfchaftlichen Rechts⸗, Friedens⸗ Gerichte, Wehr- und Polizei- 
verband war daher nicht ferner die Rebe, fondern joweit die alten politifchen Ei⸗ 
nungen ober bie gleichzeitig politifchen Gilden, Zünfte und Gefellichaften für 
Rechtserzeugung und Rechtsſchutz, für Friedenshandhabung, Gerichte, Wehr- und 
Polizeiverfaffung bebeutungsvoll blieben, mußten fie fi dem Staat als abhängige 


5 64. Das Bereinäweien im obrigkeitlichen Staat. 867 


Glieder einfügen, ihre Befugniffe aus feiner Konceiflon herleiten, die korpora⸗ 
tiven Elemente zu Gunften der von oben kommenden Beftimmung modificiren. 
Die religidfe Gemeinfchaft, welche einft jeden freien Verein dem kirchlichen 
Leben verbunden und feinen inneren Leben bie höhere Weihe ertheilt hatte, 
warbe von der Reformation in ihren Grundveiten erjchütter. Nur in aufer- 
lihen Reminitcenzen beftanb ſeitdem das religidfe Element der Gilden und 
aller anderen freien Genofienfchaften fort, während die ihrer Anlage nach vor- 
zugsweife oder zu einem wejentlichen Theil religiöfen, urſprünglich gewillkürten 
Bereine in Firchliche ober ftaatlihe Anftalten übergiengen. Jede Genofien- 
ſchaft ferner blieb, wie fie im Mittelalter geweien, ein Bilbungsverein 
für ihre Glieder und förderte je nah Stand und Beruf berfelben von Ver⸗ 
einswegen deren Törperliche, intellektuelle, Tünftlerifche oder techniiche Ausbildung. 
Allein indem ber Stant die Sorge für das geiftige Wohl feiner Unterthanen 
und vor Allem das Erziehungs⸗ und Unterrichteweien mehr und mehr als 
fein Mouopol anfah, über das er zwar mit ber Kirche bis heute kämpfen 
mußte, mit der Privatafjociation aber kanm einen ernftlihen Konflikt zu be 
ftehen hatte, wurde ſelbſt auf dieſem Gebiet ber letzte Grund einer noch ver- 
ftatteten genofjenichaftlihen Selbftbilduug oder Selbfterziehung in obrigfeit- 
licher Konceifion gefunden. So lange bie alten Genoſſenſchaften fortbeftanben, 
mußte jener Ichöne Zug bes deutichen Lebens ihnen anhaften, der bie Gemein- 
ſchaft einer fih von Geſchlecht zu Geſchlecht forterbenden Sitte und eine 
enge gefellige Freundſchaft in jedem Genofienkreife erzeugte. Aber nirgend 
mehr wie bier offenbarte fi der innere Berfal. Noch dauerte im 16. Sahr- 
hundert, obwohl getrübt durch die religisien Wirren, der Glanz des mittel- 
alterlihen Gemeinlebens, welches jedem Berein das Anjehen einer erweiterten 
Samilie, die deshalb and Weib, Kind und Gefinde ber Genoffen umfaßte, 
verlieh; noch war, wenn Feftverfammlungen und Seftaufzüge, heitere Bereinigung 
zu Mabl und Tanz, Gelage und gefellige Hebungen oft ber Hauptzweck vieler 
Berbände waren, feine Körperichaft fo ernft ober jo ausſchließlich politifch ober 
juriftiih, daß nicht der dentſche Gefelligkeitsfinn ihr Verſammlungshaus zu⸗ 
gleich zu Trinkftube und Feſtſaal geftaltet, am jede Berfammlung ein heiteres 
Mahl gereibt nnd einen lebendigen Strom mur in diefem Kreiſe geltenber 
poefievoller Sitte erzeugt hätte. Seither indeß wurbe ans ber fih frei fort- . 
bildenden und neuerzengenden Sitte ein erftarrtes, zopfiges, äußerliches Gere 

moniell; aus ben alten farbigen Symbolen wurden leere, unverftandene For⸗ 
meln; die Zorporativen Zuſammenkünfte wurben pedantiſch oder wüft ober 
beides zugleih; an die Stelle des Genoffenichaftögeiftes trat der „Korpsgeiit“, 
welder fih in engherziger Abichliefung, Pochen auf Privilegien, bornirter 
Betonung von Aeußerlichkeiten, Mißbrauch der neu eintretenden Glieder durch 
die älteren, vor Allem aber in einem übertriebenen äußeren Chrbegriff, der zu 
den Iächerlichiten und abgeichmackteften Folgerungen führte, und gab; kurz es 
entftanden jene Ausartungen des Bereinslebend, von welden die Stubenten- 
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verbindungen und Handwerkervereine bes 17. und 18. Sabrhunberts das be 
redtfte Zeuguig ablegen. Bon ber anderen Seite griff dam andh bier bie 
Obrigkeit hindernd, beichräntenb and reglementirend ein umb machte ſchliehlich 
jede Bereinsfitte umb jebe Bereinögefelligkeit von ihrer Konceſſion und Beauf- 
fichtigung abhängig. Endlich aber entwich den alten Genoſſenſchaften mehr 
und mehr auch ihre fchönfte Seite, ihre Bedeutung als fittlihe Gemeinſchaft. 
Ganz zwar Eounte felbit der tieffte Fall des Einungöweiens die hohe Auffaffung 
nicht verwifchen, nach welcher jede Genofienichaft als ein zu Liebe und Leib 
zufammengefäöworner Bruderbund die Geunoſſen zu gegenjeitiger Unterftühung 
mit Leib und Gut bis über den Tod hinaus verpflichtete und fo immer zu 
gleich eine Armen-, Kranken und Sterbelafie, häufig auch einen Berficherungt- 
und Kreditverein in fi) enthielt. Allein bie gegenfeitigen Liebespflichten 
wurden theils zu leeren Formen, tbeils wurden fie vom Staat für gefelglide 
Berbinblichkeiten erBlärt, welde within nicht mehr im Genofienverbanbe, fos- 
dern in äußerem Zwange wurzelten. Und wenn die alten Genofjenjchaften mit 
der Sorge für ihre Mitglieder ihrer fittlichen Aufgabe nicht genügt zu we 
glaubten, ſondern bie Beförberung frommer und gemeinnüßiger Zwecke, 
Bollbringung chriſtlicher Liebeswerke, die Austheilung von Almofen als —* 
ſache betrachteten, jo hoͤrte zwar auch hierfür bie Vereindthätigkeit nicht völlig 
auf: im Allgemeinen aber traten theils kirchliche und ſtaatliche Auſtalten, 
teils . die in die Form konceffionirter Privatanftalten gefleiveten Stiftungen 
mehr und mehr au Stelle der genofienfhaftlichen Einrichtungen. 

Im Einzeluen find, ba diejenigen gewilllürten Genoſſenſchaften dei 
Mittelalters, welche in politiiche ober religidfe Auftalten des Staatäfder ber 
Kirche übergiengen, bereits beiprochen find, von ber Fortbilbung ber von umn 
an vornemlich als Wirthſchaftsvereine entwickelten Genoffenfchaften aber (Ge 
werbögilden, Gewerfichaften, Unterftügungsverbäude) unten näher die Rebe fein 
wird, hier noch die Schickſale derjenigen älteren Genofienfchaften zu erwähnen, 
für welche das fociale, ſittliche oder geiftige Gebiet der das Wein des Bereins 
beftimmende Hauptinhalt blieb oder wurde. 

Bon der unabfehbaren Zahl der mittelalterlichen Gilden giengen diefewigen, 


welche weber rein politiſche Körper noch religide Anftalten wurben, noch auch 


als vorzugsweife wirthichaftliche Anftalten in den Gewerbölorporationen der 
Kaufleute, Handwerker und anderer Gewerbtreibenden und den Unterftüßung® 
verbänden für Notbfälle fortlebten, meift, foweit fie überhaupt das Refor- 
mationdzeitalter überbauerten, in Vereine mit vorwiegenb gefelliger Tenbem 
über. In diefer Weife beftanden in vielen Städten bie Altbürgergilben als 
Junkerkompagnien, Stubengefellichaften, Artushöfe fort oder wurben felbft nad 
zeitweifem Untergange erneut. &inige von ihnen verbanden freilih mit dem 
erflufiven jocialen Charakter den Beſitz bedentenberer Kapitalien, aus denen fe 
ihren Mitgliedern Präbenden gewährten, ober wahrten fi fogar politiſche 
Privilegien, wie die Ganerbſchaften Alt-Limpurg und Srauenftein in Frunkfurt 
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und bie Girkelbrüberfchaft, die Kaufmannskompagnie unb das Kollegium ber 
Schonenfahrer in Kübel‘). Dagegen waren die Artusbrüderichaften der preußiichen 
Stäbte rein gefellige Verbindungen ber ratböfähigen Kanfleute, Gewandſchneider, 
Krämer, Seejchiffer und Brauer, während biefelben für gewerbliche Zwede in 
bejondere Korporationen vereint blieben. Bornemlich gefellige Vereine wur- 
ben auch die Papageiengefellihaften, Schüßengilden und Wehrkompagnien, feit- 
dem ihr Hauptzweck, die Ausbildung der Mitglieder zur Waffenfähigkeit, in 
dem feiner alten Wehrhaftigkeit verluftig gegangenen beutichen Bürgerftande 
bebeutungelo® geworben war”). Doc blähten fie noch im 16. Jahrhnundert, 


N) Bol. oben $ 84. 86. 37 Rote 7. Weber die Frankfurter Patriciergilden Fichard 
S. 187f. 201f., Wilda S. 200f. Neber eine im Jahr 1556 von 7 Kaufleuten aus 
ſchwäbiſch Semünd und Nürnberg errichtete patriciiche Gilde in Frankfurt Wilda ©. 
270. 271. Ueber bie fpätere Geftaltung der patriciſchen Kollegien Lübecks Mar- 
quardus, de jure mercat. Lib. III. c. 1. Nr. 35—68. ©. 865 f. Die Kaufleute 
Kompagnie war nad ber Reformation faft ganz verfallen, 1581 aber erneut; Die 
Schonenfahrer, welche ehemals eine eigne Bitte und einen Bogt in Schonen 
hatten, führten ebenfalls nur noch ein kümmerliches Leben. Alle drei Kollegien 
hatten eine geichloffene Anzahl von Mitgliebern (fe die Kaufleute 80) und be- 
fiimmte Präbenden (die Kaufleute 16), welche fie vergaben. Starb ein Mitglieb, 
fo fand Kooptation ftatt. Sie hielten öffentliche Berfammlungen und regelmäßige 
Keftmahle, beſaßen Grundftüde, Hänfer, eine gemeine Lade und gemeinfame Zeichen 
unb Siegel (©. 449) und hatten befondere Kirchftühle inne. Gewählte Alter- 
männer (penes quos omnis est directio et auctoritas, ib. Nr. 53) ftanben an 
ber Spipe. Die Kollegien übten eine gewifle Gerichtsbarkeit, inbem fie insbe⸗ 
fondere Geldbuhßen und die Strafe ber Erfiufion verbängten, und hatten ihre 
aediles, advocati, procuratores, notarii und pedelli (Nr. 56. 57). Bezeichnenb 
tft, welche mühjamen Debuktionen Marquard aufwendet (Nr. 60 — 68), um bie 
Rechtöbeftändigleit biefer und ähnlicher Kollegien in anderen Städten zu recht- 
fertigen. Daß fie ftillſchweigend ober auedrücklich approbirt Nr. 51) und 
privilegirt (Nr. 58) find und alle Merkmale römifcher universitates haben (Mr. 
835— 58), jcheint ihm noch nicht zu genügen, um bie Körperfchaften gegen ben 
Borwurf der collegia illieita zu wahren. Er beruft ſich überdies barauf, daß 
Rathmannen und Gelehrte ſolchen Kompagnien angehörten (Nr. 59), daß dem 
Greifswalder Kaufmannskolleg fogar ein pommericher Herzog beigetreten ſei 
(Nr. 60) und dab die Kollegien doch einigen Rupen hätten (publica consilia, 
distincta officia, Nr. 61). Am charakteriftifchften aber ift fein Schlußargument (Nr. 
62. 68). Denn indem er bier unter Berufung auf ben von Jethro feinem 
Schwiegerfohn Moſes ertheilten Rath (Mof. IL c. 18 v. 17—28) für die Giltigkeit 
ber Kollegien anführt: „cum enim magistratus superior omnibus non possit 
invigilare, omnia observare et disponere, usus nos docuit, ut gradus admini- 
strationum fierent“, zeigt er, wie felbft ein Bürger ber freien Neichöftadt Lübed 
gegen das Ende des 17. Jahrhunderts ſich eine Genofſſenſchaft nicht mehr vor- 
ftellen, biefelbe vielmehr nur als obrigkeitliche Berwaltungdanftalt denken Tonnte! 

2) Bol. Stenzel, Kriegen. S. 161 f. 
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wenn auch nicht fo Eräftig wie in ben niederländiihen Gemeinweien, im 
Deutichland fort und viele von ihnen haben unſere Tage erreidht, um nad 
langem Siechthum von dem nen erwachten bürgerlichen Geift wieder mit 
friſcherem Leben und bebeutenderem Gehalt befeelt zu werben. Die bürger- 
lihen Sängerzünfte zerfielen mit dem Meifterfang felbft feit dem 17. Sabı- 
hundert, doch konnten auch von ihnen einzelne Hefte fih bis an die Grenze 
unferer Tage erhalten. Ein gleiches Schickſal hatten die Genofienfchaften ber 
Künftler nnd Muſiker. Der Bund ber deutſchen Steinmetzen aber wurbe 
nach der Dereinigung Strasburgs mit Frankreich von Reichſswegen auf 
gehoben. | 

In unerfreuliher Weiſe entarteten die bruberfchaftlichen Verbindungen ber 
Handwerksgeſellen, von denen unten die Rebe fein wird, und bie aus bem 
alten Nationswejen bervorgegangenen Landsmannſchaften, Orden und Kränzchen 
der Studenten, welche „Pennalismus” und Völlerei, Mißbrauch der jüngeren 
Mitglieder durch bie älteren, erflufiven Korpögeift und zopfige Geſelligkeit in 
ein förmlidhes Syftem brachten ?). 

In geiellige Vereine mit erflufiver Standestendenz lief auch vielfach das 
Adelsaffociationsweien der Ritterbünde, Orbensvereine, Turniergeſellſchaften u. f.w. 
ans. Das Moment politijcher Ehre und oͤffentlicher Auszeichnung dagegen, 
welches die Abelövereine in ben die Theilnahme an ben genofienichaftlichen 
Rechten und Pflichten ſymbolifirenden Orbenszeichen entwidelt Batten, fanb 
feine Sortfegung in den fürftlichen Orxbentiuftituten, bei welchen, je mehr fie 
fih ihrer modernen Geftalt näherten, befto mehr nur die Namen und einzelne 
nebenfächlide Einrichtungen an eine Körperichaftsverfaffung erinnerten *). Ber- 
einzelt hat man freilich in neuefter Zeit der Genofienfchaftsibee in neubegrün- 
beten ober reattivirten Orben wieber mehr Geltung zu verichaffen verſucht, 
wie z. B. in Preußen i. I. 1843 bei der Wiederbelebung des Schwanenorbens 
und i. 3. 1853 bei der Reorganifation des Iohanniterorbens als eines welt- 
lichen Adelsvereins, der insbeſondere in ber Errichtung von Krantenhäufern, 
in der DVerwunbetenpflege und in andern chriftlichen Liebeswerken feine Auf 
gabe findet?). 


2) Die Litteratur des Pennalismus bei Klüber, öff. R. $ 501 Rote g. 

% Bol. Mofer, teut. Hofrecht (1755) II. c. 2: von den Ritterorden teut- 
ſcher Höfe &. Schulze, Chronik fämmtlicher belannter Ritterorben unb Ehren 
zeichen. Berl. 1855. Heffter, im Staatswörterb. VIL 881f. Racdy allen 
Drdendftatuten wurbe ver Sonverän Großmeifter. Bei manchen Orden dauerten 
torporative Einrichtungen darin fort, daf eine Aufnahme oder Vereibigung neuer 
Ritter ftattfand. Auch erinnert daran bie neben ber Ernennung vorlommende 
Wahl, die geichlofiene Zahl mancher Orden, die angeborene Mitgliedfchaft anderer. 
Eigentliche Ordenskapitel wurden jchon feit dem 15. Jahrh. jelten berufen. 

) Bol. über die „Befellichaft des Schwanenordens“ das Patent v. 24. Der. 
1843 (©. ©. ©. 411); über den Sobanniterorden den Erlaß v. 15. Oct. 1853 
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Die ans genoffenihaftlicher Bereinigung bervorgegangenen Gelehrten- 
gemeinheiten, durch welche die Univerfitäten als jelbftänbige Körperjchaften 
zwiſchen Staat und Kirche Eonftituirt waren, blieben von ben Beränberungen 
bes öffentlichen Geiftes und bes öffentlichen Rechts nicht unberührt‘). Im 
Sumern wirkte der ſich bildende „akademiſche Zunftgeift" and auf die Fort⸗ 
bildung ihrer Berfafiung im Sinne privilegiirter Korporationen ein, nad) außen 
wurben fie, beſonders die nen gegründeten und oft vom Landesherrn botirten, 
abhängig vom Landesherrn, der perjönlid) oder durch ernannte Reyierungs- 
beamte (Kanzler, Kuratoren) oder beſondere .obrigkeitlihe Behörben (Senate, 
Konfiftorien) anf die Bejegung ber Stellen und bie Leitung und Verwaltung 
ber Eorporativen Angelegenheiten einen entidheidenden Einfluß übte. Indeß 
wurden doch nie, wie in Frankreich, die deutichen Hochſchulen zu bloßen Tollegia- 
liſchen Unterrichtöbehörben in einem centralifirten Staatsſchulweſen. Die deutſche 
Zerfplitterung hatte wenigftend den Bortheil, ben Univerfitäten eine höhere 
als eine bloße territorialftantliche Bedeutung und bamit der beutichen Wiſſen⸗ 
ſchaft den freien und allgemeinen Charakter, den Univerfitätönerfaflungen aber 
bie Torporativen Elemente zu bewahren. Erft in unſerm Jahrhundert machten 
der deutſche Bund und viele Eingelregierungen die Torporative Selbftändigkeit 
der Hochſchulen zum Ziel ihrer Angriffe”), ſeit 1848 aber ift and) hier bie 
genofienfchaftliche Autonomie und Selbftverwaltung wieder zu erhöhter Aner- 
kennung gelangt. Wenn indeß den Iniverfitäten und ihren Gliebern, ben 
Fakultaͤten, genofienichaftliche Rechte verblieben find und ihnen meift ausbrüd- 
lich die rechtliche Natur von „Korporationen* ober „priveligiirten Korporationen” 
beigelegt wirb, fo ift doch nicht mehr das Princip der Genoſſenſchaft, fondern 
das der Staatsanftalt das für ihr Weſen entſcheidende. Sie finb ganz und 
durchaus Snftitute, Die nur in ber befonderen Form von Korporationen wirt 
fam werben. Sie find aljo nicht mehr, wie einft, freie Genofſſenſchaften, bie 
durch fich jelbft beftehen und dem Stantsverband ſich nur als Glieder einfügen, 
fondern Grund und Princip ihrer Eriftenz ift der Stantewille und nur durch 
finatliche Konceffion ift ihnen für die beffere Erreichung ihrer Zwede eine 
korporative Berfaffung verliehen ober verftattet®). 


(®. ©. v. 1858 ©. 1) und dad Orbenäftatut v. 24. Juni 1853 (im Staatsan⸗ 
zeiger v. 1854 ©. 8250). 

°) Bol. Marquardſen, Univerfitäten, im Staatswörterbuch VIL, beſ. S. 688. 

7) Bei. Bundesbefchläffe v. 20. Sept. 1819, 16. Aug. 1824, 5. Juni 1832, 
18. November 1884. 

9) Bol. z. B. Pr U.2.R. I, 12. 8 1: „Univerfitäten find Veranftaltungen 
des Staats ıc.°. $ 67: „Univerfitäten haben alle Rechte privileglirter Korpora⸗ 
tionen“. 8 68: „Die innere Berfaflung berfelben, die Rechte des akademiſchen Se⸗ 
nats und jeined jebeömaligen Borftehers in Beforgung und Berwaltung ber ge 
meinfchaftlihen Angelegenheiten, find durch Privilegien und die vom Stante ge 
nehmigten Statuten jeder Univerfität beftimmt“. Dazu im Einzelnen $ 68— 129. 
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I. Wenn jo die freien Genoffenfchaften älterer Herkunft entweber zu 
Anftalten wurben ober einen rein privaten, vornemlich gefelligen Charaller 
annahmen, fo war für eine jchöpfertiche Neubilbung auf dem Gebiete der 
politiichen, religisjen, geiftigen, focialen und fittlihen Bereinigung in dem 
Suftem bes obrigkeitlichen Staates noch weniger ein Platz. Wie die civiliſtiſche 
Korporationstheorie dazu beitrug, die Bildung jedes organifirten Vereins ohne 
Stantsgenehmigung unmöglich, durch dieſe Genehmigung aber jeden Berein 
mehr ober minder entſchieden zu einer finatlichen Anftalt mit geſellſchaftlicher 
Berfaffung zu machen, wird im zweiten Theil gezeigt werben. Aber and 
ſchon von polizeilichen Gefichtspuntten aus wurde jede jelbftändige Bereins- 
bildung theils als überflüffig theils als ſchädlich verboten und beftraft. 
Schäbli und daher unbedingt unterfagt war jede politiiche Affociation. 
Auch für an fih erlaubte Zwecke aber war jede Berbindung überfläffig, welche 
über die rein inbivibuellen Intereffen ihrer Glieder hinausgieng. Nur ein 
aufrübrerijcher Unterthan konnte nach freien Genoſſenſchaften Berlangen tragen! 
Berrieth ed nicht ſchon Mißtrauen gegen die Allweishbeit und Zweifel au ber 
Allſorge der Obrigkeit, wenn man eigenmächtig fi zu vereinigen begehrte, 
um bie allgemeinen Aufgaben, weldhe der Staat und jeine Auftalten in weite 
ren und engeren Kreijen zn loͤſen batten, durch Selbſthilfe zu loͤſen? Jeden⸗ 
falls kam es der Obrigkeit zu, eine ſolche Berbindung zu prüfen und fie ent- 
weber als reine Privatgefellihaft zuzugeben ober als Torporativ Zonftitwirte 
Anftalt in den Staatödienft zu nehmen. Daß dann geheime Berbindungen, 
da fie ſich diefer Kontrole entzogen, völlig unterfagt waren, ergab fich ebenfo 
von felbft, wie der fernere Satz, daß der Obrigkeit die Aufhebung jedes Ber 
eins in jebem Augenblid zuftehe. Was von Bereinigungen galt, das galt 
auch von den Berfammlungen der Vereine und mehr noch von freien Berfamm- 
Inngen; fie wurben allgemein als unerlaubt beftraft, jofern fie nicht vorher 
von ber Obrigkeit autorifirt waren. Wurde boch, wie wir geſehen, felbft &e- 
meinden, Stänbelörpern, Zünften und privilegiirten Korporationen aller Art 
das Selbſtwerſammlungẽrecht entzogen! 

Wenn ein allgemeines reichögefetliches Verbot aller unbawilligten Bereine 
nicht eriftirte®), jo wurben boch diejenigen Reichsgeſetze, welche beftimmte Arten 
von Einungen (befonderd die Einungen mit nmerlanbten ober an fich rechts⸗ 
widrigen Zweden, wie namentlich zu Bruch des Kandfrievens, und die Ber- 


9) Dies erkannte Mofer, von der Untertbanen Rechte und Pflichten II. ©. 
261 f. an. Ebenjo von den Neueren Leift, St. R. ©. 501, Klüber $ 360, 
Feuerbach, peinl. R. 5 434, Heffter, Gtrafr. $ 228, Zadhariä, Staater. L 
8 90 IV., Zöpfl, Staatör. II. 8 467. Allgemeiner Iegt Die Reichögefepe Zirkler, 
das Afſociationsrecht S. 87—96 and. Nah ihm fol jede Afjociation ohne 
Borwifen und Erlaubniß des Landesherrn reichörechtlich unerlaubt und ungiltig 
gemweien fein. ©. 98. 
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gatterungen des Kriegevolts) unterfagten'”), von Kriminaliften und Publiciften 
unter Zuhilfenahme bes römiichen Rechts meift dahin ausgelegt oder erweitert, 
dab Vereinigungen der Unterthanen in praejudicium superioris im Zweifel 
nad ben Grundſätzen römifcher seditio, alle nicht ausdrücklich genehmigten 
Geſellſchaften aber als verbotene Eigenmacht zu beftrafen fein!) Weiter 
giengen meift die Polizeigeſetze der einzelnen Territorien !*) und bas praktiſch 
geltende Berfammiungd und Vereinsrecht ließ fich faft in ganz Deutſchland 
im 17. nnd 18. Jahrhundert in den einzigen Satz zufammenfaflen: Ver⸗ 
fammiungen und Bereine find an eine jederzeit wiberrufliche Ianbeöberrliche 
Genehmigung gebunden, politifhe Berbindungen aber und alle geheimen Ge⸗ 
ſellſchaften find unter allen Umftänden ftrafbare Vergehen. Nur follte nad) 
der Meinung der meiften Rechtslehrer die ausbrüdliche Genehmigung durch 
ftilfichweigende Duldung erjeßt werden. Die Polizei und Strafgeſetze ber 
Zeit behandeln daher eigenmächtige Verſammlungen als „Iufammenrottungen?, 
unbewilligte Vereine ald „Bergabberungen“, „Berihwörungen‘, „Bünbniffe”, 
„Konventikel® u. ſ. w. mit Empörung nnd Aufruhr im Weſentlichen gleich. 
Benn wir vom breißigjährigen Kriege bis zum Ende bes vorigen Jahrhunderts 
wenig von allgemeinen Vereinsbeſchränkungen hören, fo lag dies weniger an 
der Toleranz der Obrigkeiten, als an dem tobesäbulihen Schlummer, in 
weldiem ber bentiche Aflociationsgeift befangen war. Dem gebuldigen Unter 
thanenvolk, im welches fich die troßige deutſche Nation gewandelt hatte, war 
jelbft die Erinnerung daran, daß ed eiuft aus freiefter Selbftbilfe fich neue 
Lebensformen geichaffen hatte, entichwunden, jchien jelbft die Rechtsvorftellung 


10) Außer der goldenen Bulle c. XV 5 1—8 nub der Wahllapitulation art. 
15 $ 6 bef. die Reichsexek. Ordn. v. 1555 $ 34. 48. 44 und ber Landfrieden v. 
1548 pr. 

11) So Limnaeus, ad aur. Bull, XV.$ 1—3 u. zur Wahllap. Karl’s V 
©. 288 f. (in dubio unio sit de genere delicti). Reinking, de Imp. sec. et 
eceles. 2. 3. 4. Nr. 26; Boerius, de seditione c. 5. Nr. 1. 3. 4. Ludoviei 
Doetrina Pandectarum Hib. 17 tit. 22: collegia illicita i. e. a Principe non 
confirmata, valde odiosa sunt et hinc prohibentur ..., qnia variis excessibus 
oecasionem dant. Dissolvuntur itaque. Si nimirum collegae niksl illiciti quidem 
hactenus commiserunf. mebus iamen adesi, ne fuluro tempore fiat. Es werben 
dann weiter alle conventicula von privati fir ein crimen extraordinarium, 
„instar factionis et seditionis* erflärt unb es wird dafür bie goldene Bulle an- 
gezogen. Bgl. Brunnemann, Comment. in L libros Pandectarum ad tit. de coll. 
et corp. Marguardus, de jure mere. L. III. e. 1. Nr. 11—16. Näheres 
in Th. 11. 

) Balz. 3. über das feit 1567 in Württemberg geltende Recht Reyſcher, 
publicift. Verſuche S. 169 f. u. Zirkler, das Affociationsreht ©. 50f. Weber 
das lũbiſche Recht Mevius, ad jus Lubec. lib. IV. tit. 18. S. 731 - 748. Weber 
dad uürnbergifche Vereins- und Berfannmmlungöverbot Marquardus, de jure 
merc. L. II. ec. 1 Nr. 16. 
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einer freien gewilltürten Genofſenſchaft abhanden gefommen zu fein. Wo ba- 
gegen noch jelbftändige Regungen bes alten Wfiociationsgeiftes ſich zeigten, 
wie unter den Handwerksgeſellen, griffen Reich und Landesgeſetze jofort 
bemmend ein ($ 67). Selbft die Kränzdhen, Orben und Landsmanunſchaften 
der Studenten beunrubigten den Reichstag”). Und wenn bas preußifche Laub» 
reiht von einem allgemeinen Bereinsverbot nichts enthielt, ſondern uur für 
foldhe geheime Verbindungen, weldye auf den Staat felbft und beffen Sicher⸗ 
beit Einfluß haben Könnten, obrigkeitliche Prüfung und Genehmigung vor 
fchrieb, allen anderen Gefellichaften aber nur anf Erforbera den Nachweis 
über ben Gegenftanb und bie Abficht ibrer Zuſammenkünfte gegen bie Obrig- 
keit zur Pflicht machte‘), jo beeilte fih, als fich die Anfänge eines ſelbſtän⸗ 
digen Bereinsgeiftes in Folge der durch bie franzöfiiche Revolution erzeugten 
Bewegung kund gaben, das Edikt v. 27. Oktober 1798, die Lüde auszufüllen, 
unb verbot bei firenger Strafe nicht nur Vereine mit gebeimen Zwecken, ur. 
befannten Obern oder myftiihen Formen, ſondern alle auf Aenderung im 
Berfaffung und Verwaltung des Staats als Haupt- oder Nebenzweck binzie 
Inden Aflociationen, mithin alle politiichen Bereine überhaupt) — ein Bei- 
fpiel, dem daun am Ende des vorigen und im Anfange diefes Sabrhunderts 
faft alle anderen beutichen Geſetzgebungen beſonders aus Anlaß ber Ext 
ftehung oder ans Furcht vor der Entftehung geheimer Geſellſchaften folgten *). 

1. Sm Einzelnen war jomit von politifchen Bereinigungen ber Unter 
thanen überhaupt nicht die Rede!nn). Chenfowenig gab es ein freies Bereins- 
weien auf religidfem Gebiet *8). 

2. Auf geiftigem Gebiet gieng bie große Wanblung vor ſich, welche 
ber Kirche die Aufficht über Wiffenichaft und Kunft unb bie Beherrſchung des 
Erziehungsweiens entzog und fie dem Stante übertrug. Über bei biefer Aus 
einanberfegung zwiſchen Staat und Kirche gewann bie freie Bereinigung nichts. 
Denn der Staat blieb nicht dabei ftehen, die hoöͤchſte Pflege ber geiftigen 
Snterefien als fein unverkußerliches Recht und feine fittliche Pflicht zu be⸗ 
greifen, fondern er trieb bie Stantsibee bis zur Monopolifirung jener Pflege 
in der Hand bes Staats, ja bezüglich der geiftigen Bildung bis zur Annahme 
eines ſogenannten „Erziehungs und Unterridhtöregald Neben ben unendlich 
woblthätigen Folgen, welde fid) an die Einrichtung eines Staatsſchulweſent 


) Er beichäftigte fidh 1792 mit ihnen, ließ aber bie Sache fallen. NRä- 
heres bei Klüber, öff. R. 5 501. Weis, Staatör. 8 141. 

14) Hr. U. 2 R. II, 20. $ 184. 185. 

15) Ed. v. 20. Oct. 1798. $ 2. 5—8. Es wurde fogar eine Dennuciations- 
pflicht ber Mitwiffer und Straflofigkeit der Denncianten begründet! 

16) Vgl. die in der lebten Rote zu biefem 8 cit. Geſetze. 

17) Inwieweit noch politifche Einungen ber Stände vorkamen, ift oben 
beſprochen. & 60. 

9%) Bol. den vorigen 8. 
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und der Staatsanftalten für Wiſſenſchaft und Kunft ſchlofſen, mußten fi jo 
zugleich die Nachtheile eines Syſtems zeigen, welches jede ſelbſtſchoͤpferiſche 
Thaãtigkeit der Bürger ausſchloß, die Selbftändigkeit der Unterrichtönerbänbe 
und der von Privaten, Bereinen und Gemeinden eingerichteten Schulen auf 
das Aeußerfte beſchränkte und bie ſtaatliche Leitung und Bevormundung auch 
auf diefe Gebiete übertrug, Die deutſche Zerfplitterung binberte freilich de 
facto eine Gentralifirung im franzöfiichen Sinn: principiell aber betrachtete 
jeder Einzelftaat die obrigkeitliche Organifation bes geiftigen Lebens als Das 
erftrebenswerthe Ziel!) Im ihrer äußeren rechtlichen Geftaltung erfchienen 
baber insbeſondere alle Schulen als unmittelbare oder mittelbare Staattan- 
ftalten. „Schulen und Univerfitäten find Beranftaltungen des Staats" be 
ginnt ber 12. Titel des 2. Theils des preußiſchen Landrechts, und wenn er 
unter gewiffen Einjchränfungen auch die Errichtung von Privatichulen zuläßt, 
ſo geht er doch offenbar von der Anfiht aus, daß auch die fo gegränbeten 
Anftalten durch die geforderte Stantögeuchmigung und Prüfung ihres Plans 
zu Staateanftalten würden und deshalb der Vifitation und Anfficht unter- 
lägen‘). Die neu gegründeten höheren Schulen und Unterridhtsanftalten 
kamen daher, mochte fie nun ber Staat felbft funbiren ober nur mittelbar 
fi) aneignen, uicht gleich den Univerfitäten als Korporationen, fonbern ganz 
allein als Auftalten ober Stiftungen zur Erſcheinung. Wenn bas preußiſche 
Landrecht den Gymnaflen und gelehrten, Kunft- oder Gewerbeichulen „die 
äußeren Rechte ber Korporationen” zuſchreibt, jo find bamit eben nur bie 
äußeren Rechte einer Korporation, mithin die Rechte einer „uriftifchen Perfon“ 
gemeint: als wirkliche Korporationen können felbft nach dem Ianbrechtlichen, ber 
Anftalt fehr nahe kommenden, immer aber doch den Gattungsbegriff ber „Gejell- 
ſchaft· vorausfeßenden Korporationsbegriff dieſe Inftitute nicht gelten. Ihre in- 


ı*) Man braucht nur In den Schriften, welche über öffentliches Recht oder 
Polizei Handeln, die Abfchnitte über bad Recht bes Landesherrn bezüglid ber 
studia civium u. |. w. zu vergleihen. 3. B. Heumann, in. jur. pol. c. 18. 
S. 115 — 122. Mofer, von der Landeshoheit in Polizeifachen S. 60 f. Klüber, 
dff. R. 8 501. Ganz bie oben angegebenen Gefichtspunkte entwidelt auch bei- 
ſpielsweiſe die unter Auktorität v. Heineccius gehaltene Diss, de jure prin- 
cipum circa civium studia. Halle 1738. Bgl. bei. $ 14. ©. 81— 84: jus 
principis circa scholas et academias, $ 15. &. 34—86: vindiciae hujus juris 
adversus canonistas, fowie $ 16 ©. 36— 38 über die wiffenichaftlichen und $ 20 
©. 44—46 über die Fünftlerifchen und technifchen Gefellichaften. 


>) Bel. II, 11. $ 1-9. Rah 5 6 follten auf dem Lanbe und in Heinen 
Städten, wo öffentlihe Schulanftalten find, Neben⸗ ober Winkelſchulen nicht ge 
buldet werben. Dies ift aufgehoben durch bie Verf. Urk. art. 22. 28, wonad 
bie Freiheit des Mnterrichts zum Princip erhoben unb nur Staatsaufficht feft- 
gehalten wird. Aehnlich verlief die Entwidlung in den meiften andern Staaten. 
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nere Berfaffung enthält daher durchaus Kein gefellichaftliches, Torporatines Ele- 
ment”). Und bis heute haben alle dieſe und faft allein fo großer Zahl neu hinzu⸗ 
gefommenen Bildungsanftalten für einzelne Zweige der Wiſſenſchaft, Kunft oder 
Technik (Kunitichulen, Malerakademien, Konſervatorien, Krieggakademien, Bauala- 
demien, Seminare, Thierarzueiſchulen, Navigations⸗ und Handelsſchulen, Ge 
werbeakademien und Gewerbeſchulen, Berg- und Forſtakademien, landwirthſchaft ⸗ 
liche Akademien n. |. w.), ſowie bie öffentlichen Bibliotheken und Muſeen, bie 
mediciniſch⸗chirurgiſchen und naturwifſenſchaftlichen Anftalten, die gewerblichen 
ober land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Verſuch⸗⸗ und Muſteriuſtituie u. f. w., 
fofern diefen allen eine eigene privatrechtlicde Perjönlichleit zulonumt, den reinen 
Anftaltscharatter zum Unterfchiede von den Iniverfitäten bewahrt Sa fie 
entbehren nicht nur durchgängig einer Torporativen, fondern meift audh einer 
kollegialiſchen Berfafinug, indem fie mit ober ohne Theilnahme von Gemeinden 
oder Patronen durch ernannte Direltoren von oben her nnter ftantlicdher Ober- 
leitung geleitet und verwaltet werben. 

Wenn zu keiner Zeit die Bereinsbilbung für wiſſenſchaftliche umd 
Tünftlerifche Zwede ganz anfhörte, fo Hatten doch dieſe Vereine entweber 
nur einen privaten und vorübergehenden Charakter, ober aber fie gaben nur 
die Initiative zur Bildung von Staatsanftalten. Gelehrienvereine, Künftler- 
gefelffchaften, Dichterbünde, muſikaliſche Geſellſchaften u. f. w. wurben ver 
einzelt in allen Sahrbunderten geftiftet und fuchten fidh Bier und ba in ver- 
fhiebenen Formen, befonders in der Form von Orden, eine feftere Organifa- 
tion und eine über die Grenzen eines Territoriums hinausreichende Bebentung 
zu geben. Wenn aber nad dem Belipiel Italiens, das im 15. unb 16. 
Jahrhundert von freien Gelehrten - und Künftlergenofienfchaften, ben foge- 
nannten freien Alabemien, übejäet war?*), and in Deutſchland im 16. Sahr- 
hundert zahlreiche freie Gelehrtennereine entftanden *) und noch im 17. und 18. 


Mm a8 R. U, 12. 8 54—66. Dazu 1, 6. 5 25f. Die Bermögens- 
Berwaltung (nicht etwa bios die Aufficht darüber) fteht nach Inftr. u. 28. Oct. 
1817 $ 2 Nr. 6 u. 8 18 litt, q. (&. ©. ©. 248) u. &. O. ». 81. Dec. 1835 
D. D, 2 (®. ©. 1826 ©. 7) im Zweifel den Provinzialfchultollegien, alfo einer 
völlig außer der Anftalt ftehenden reinen Staatsbehörde, zu. 

ss) Wie die platonifche Aladamie (1439) in Slorenz, die von Papft Paul II. 
blutig verfolgte Alterthumsgeſellſchaft in Rom (feit 1468), Die philologiſche in 
Benebig 11495), die Humoristi (1540: in Ylorenz, die academia secretorum 
naturae (1560) in Neapel, welche durch die Kirche zerftört ward, die academia 
della crusca für Berebelung der italienifchen Sprache in Zlorenz (1582) u. ſ. w. 
Malervereinigungen, ald Zünfte des heiligen Lukas (jo im 14. Jahrh. in Benebig 
und Ylorenz, 1391 in Paris), wurden der Urjprung der Kunftafademien. 

22) So die von Konrad Celtes begründeten bumaniftifchen Vereine des ſüd⸗ 
Öftlihen Deutfchlands, beionderd die 1490 in Dfen entftandene, 1498 nad 
Wien verlegte Donaugefelfchaft und die sodalitan Celtica s. Rhenana; bie 
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Jahrhundert beſonders für Verbefferung der deutſchen Sprache fi) mandıe Ge⸗ 
nofjenfhaften bildeten*‘), jo giengen baraus jeit dem Ende des 17. Jahr⸗ 
hunderts auch in Deutichland, wie in anderen Ländern fchon früher”), die 
ſtaatlichen Alabemien ale vom Staat gegründete und erhaltene öffentliche 
Auftalten für Wiffenichaft und Kunft, wenn auch mit einer mehr ober minder 
jelbftändigen geiellichaftlihen Berfaffung, hervor”), und die freie Vereinigung 
trat vor diefen Inſtituten in eine jehr begrenzte Sphäre zurück, um dann erft 


gelehrten Geſellſchaften unter Wimpfeling zu Strasburg (bid 1538) und Schlett- 
ftadbt; die Geſellſchaft des Erasmus dv. Rotterdam in Bajel; die batriiche Litte⸗ 
raturgelellfchaft in Augsburg u. f. m. 

%) Go namentlich der Palmenorden ober die fruchtbringende Gefellichaft, 
von 1617— 1680 unter Teilnahme vieler fürftlichen Perfonen nach dem Mufter 
der italienifhen Sprachgefellihaften für Reinigung der deutſchen Sprache und 
für „Erhaltung deutfcher Treue wirkſam. Bgl. Gryphins, kurzer Ent- 
wurff ıc. S. 806—819. Kurt v. d. Aue, bad Ritterthum S. 225. Aehnlich 
die von Philipp v. Zefen 1643 zu Hamburg geftiftete „teutichgefinute Genoſſen⸗ 
fchaft". Dichteriſche Zwecke verfolgten 3. B. der gekroͤnte Blumenorden der Hirten 
an ber Pegnig” ſeit 1644, „der Schwanenorben an der Elbe* jeit 1660 und die 
„Deutſchübende“ (1716), jeit 1724 ,patriotiſche“ Geſellſchaft in Hamburg; die 
„Börliger*, fett Gottſched's Seniorat (1726) „deutiche Gejelfchaft” und ihre 
Filialen in Jena, Königsberg u. ſ. w. — Eine muſikaliſche „Chorbrübergefell- 
fhaft” beſtand fett 1591 in Reinerz. - 

5, Bor Allem in Frankreich, wo eine zuerft Meine freie Geſellſchaft 1629 
von Rich elien organifirt und durch Bönigliches Gründungsdekret v. 25. Jan. 
1635 als académie francaise Eonftituirt ward. Diefe wie die vier fpäteren 
Alademien (des inscriptions et des belles lettres v. 1668, des sciences ». 
1666, des belles arts unter udwig XIV. und des sciences morales et politiques 
in ber franzöfifhen Revolutionszeit) trugen denfelben Charakter reiner Staats⸗ 
anftalten und Tonnten daher durch die Verf. v. 1796 tit. 10. art. 298 in ein 
einziges Nationalinftitut verfchmolzen, Ipäter mehrfach von Neuem getrennt und 
umgeftaltet werben. In Italien giengen in Slorenz die erften Staatsakademien 
aud den früheren Privatvereinigungen hervor; in England erhob Karl II. eine feit 
1645 beftehende Geſellſchaft 1660 ala kön. Societät der Wiffenfchaften zur Staats⸗ 
Anftalt, 

) So bie 1670 in Schweinfurt geftiftete, 1677 vom Kaiſer privilegiirte 
academia Leopoldina naturae curiosorum; bie Berliner Alademie unter einem 
ernannten Präfidenten, aber mit vier Klaflen, deren jebe ihren Direftor auf 
Lebendzeit wählt, feit 1700; bie Akademien von Göttingen (Gorietät ber Wiflen- 
fhaften) fett 1750; Münden 1759; Mannheim 1763 — 1800; die Alademie 
der ſchwäbiſchen Gefchichte zu Tübingen; die Leipziger Jablonowskiſche Gefellichaft 
fett 1771 u. ſ. w. Bgl. über bie Akademien (societates litterariae) Heumann, 
in jur. pol. c. 13 $ 108. ©. 121f. Heineccius, L c. 8 16 u. 20. ©. 86f. 
44 f. Berner die Abhandlungen von Wachler in ber Encylopäbie v. Erich und 
©ruber I, 2. 280—284 u. v. Bluntſchli im Staatswörterbuch L 110— 118. 
Rönne, Staatör. II, 2. $ 468 ©. 436 f. 
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in ber zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts wiederum einen größeren Auf⸗ 
ſchwung zu nehmen""). 

3. Eine eigentliche Bereinsthätigkeit für ſittliche Zwecke, insbeſondere 
für die Aufgaben ber Wohlthätigkeit und bes gemeinen Rubens, fand ‚mit bem 
Derfall des mittelalterlichen Bilben- und Brüberichaftsweiens wicht mehr ftett. 
Die unmittelbare oder mittelbare Fürforge des Staats ober der Kirche trat 
an bie Stelle unb wo fi ein Verein für wohltbätige oder gemeinnüßige 
Zwecke bildete, mußte er fi dem Syſtem ber finatlichen ober kirchlichen An- 
ftalten als Glied einfügen. In lebendigem Fluß blieb freilich die bereits im 
Mittelalter fo überaus rege Privatthätigleit auf dem Wege der Errichtung 
von Privatanftalten ober Stiftungen und es waren nicht bios Individuen 
unb beftehende Korporationen, von beuen derartige Stiftungen ansgiengen, 
jondern es waren aud Vereine und Affociationen ad hoc bafür thätig** 
allein die fo begründeten Suftitute waren eben Iuftitute und keine Korpora⸗ 
tionen, fie waren im Berbälmiß zu den fie in's Leben rufenden Einzelnen 
oder Vereinen fremde Rechtöfubjelte, an welde biefe veräußerten, unb fie 
wurden im Verhältnig zum Staat immer mehr als ftaatlidhe (refp. zunädft 
kirchliche ober gemeinbliche und mittelbar ſtaatliche) Auftalten betrachtet und 
obrigkeitlicher Konceffion, Leitung und Kontrole nnterworfen. Wenn die Ge 
feßgebung über milde Stiftungen am Ende dieſer Periode bisweilen geraben 
das Stiftungsvermögen für Staatsgut erflärte*”), fo giengen zwar nicht alle 
Geſetze bis zu biejem Extrem: allein auch wo man ber Stiftung eine befonbere 
Rechtöfubjektivität zugeftand), behandelte man boch biefe Perfonifilation nicht 


27) Bezeichnend für die Anfchauungen der Zuriften bes 18. Zahrhunberts 
über diefe Dinge ift 3. B., was Heineccius, de jure principum eirca studia 
in $ 16 ©. 36—88 über bie societates litterariae jagt. Er meint, die früheren 
Privataladenmien und bie societates humoristarum, lynceorum, ociosorum, im- 
mobilium, Arcadum hätten gar feinen Rupen gehabt und deshalb aufgehört. 
Quae quum ita sint, quumque ipsa civilis prudentia suadeat, collegis in re- 
publica omnia a principe pendere. immo quam in convenlicula üllicita degenerare 
possint haec oollegia... facile intelligitur, ad principis curam ef kaec collegia 
pertinere eumque jure suo uti, si iis certas praescribat leges, si aocios idoneos 
cooptari jubeat, si iisdem praesidem illi muneri parem praeflciat omsiagque sta 
dirigat, ut fructus inde respublica litteraria capiat uberrima. Nebnlidy daun 
820 ©. 44—46 bezüglich der societates ad excolendas artes mechanicas per- 
tinentes. 

, Die erfte auf dem Wege einer allgemeinen Sammlung von Beiträgen zu 
Stande gelommene Stiftung war das von Francke (} 1705) gegründete Waiſen⸗ 
baus in Halle. 

”) So erflärte das bair. ©. E. v. 1808 $ 6 das GStiftungsvermögen für 
Gemeinbevermögen und damit im Sinne dieſes Edikts für mittelhares Staatsgut. 
Befeitigt durh ©. D. v. 1818 9 24. 

”, So Pr. U.2.R. II, 19 9 42: „bie vom Staate ausdrüdlidh oder ftil- 
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als Ausflug bes ftifterifhen Willens, jondern als Ausflug des Staatswillens, 
forderte baber für bie Errichtung ftantliche Genehmigung nnd referwirte dem 
Staat die Anordnungen über bie inuere Einrichtung, die Aufficht, die Ver⸗ 
weltung, die Revifion und Rechnungsabnahme, foweit der Stifter darüber 
nichts verfügt hatte, jedenfalls aber ein weitgehendes Aufficdhts- und Biflte- 
tionsrecht, fowie enblich das Recht ihrer Aufhebung und der Einziehung ihres 


4. Sociale Genofjenverbände mit dem Ziel gejellichaftlicher Verbrüde⸗ 
rung fonnten infoweit, als fie nur eine gejellige Gemeinſchaft privater Art 
anftrebten, fich jeberzeit bilden und entftanben in der That mannichfadh unter 
den verfchiebenen abligen und bürgerlien, nad) Stand und Beruf geſonderten 
Kreiſen. Soweit fie ſich eine rechtliche Organiſation gaben (vielfach als 
Orden, 3 DB. Narrenorben, Geckenorden, Mäßigkeitsorben, Studentenorden) 
und als Rechtseinheiten ein Gefellichaftehans oder jonftiges Vermögen befigen 
wollten, beburften fie natürlich gleich anderen Geſellſchaften ftaatlicher Aner- 
kennung. Ueberdies entgiengen fie jet fo wenig wie irgend fonft in ben 
Zeiten abfolutiftifcher Regierungsweije einer mißtrauifchen Ueberwachung durch 
die Obrigkeit und wurden wegen des Verdachts geheimer politiicher oder reli- 
giöfer Tendenzen häufig genug verboten. Das natürlihe Schugmittel gegen 
polizeiliche Beichränkumgen ift die Heimlichkeit, Unfreiheit und Heimlichkeit 
find ſtets auf das engfte verfchwiftert. Deshalb giengen neben den Bereins- 
befchränkungen jeberzeit geheime Verbindungen ber. Für Deutichland wie für 
feine Nachbarländer war es ein gleichzeitiger Beweis des mangelnden öffent 
lichen Rechts und bes nen erwachenden öffentlichen Geiftes, als ſeit dem An⸗ 
fange, vornemlich aber in der zweiten Hälfte des vorigen Sahrhunderts fich 
geheime Gefellihaften, welche, wo fie verfolgt wurden, ihre Eriftenz, auch ba 
aber, wo dies nicht der Fall war, ihren Gehalt den Nichtmitgliedern verbargen 
und die Verſchwiegenheit als eine ber hauptfädhlichften Genoffenpflichten be- 
gründeten, in reicher Zülle bildeten. Oft von unklaren oder myſtiſchen An- 
ſchanungen ausgehend und phantaſtiſch in ihren Zielen, kamen doch alle diefe 
Affociationen darin überein, daß fie, in Vorahnung der gewaltigen Bedentung, 
weldye ber Genoſſenſchaftsgedanke bald von Nenem gewinnen follte, die Idee 
einer fittlichen Genoſſenſchaft, einer focialen Verbrüderung zu verwirklichen 


ſchweigend genehmigten Armen⸗ und andere Berforgungsanftalten Haben bie Rechte 
moralifcher Perfonen”. 

2) Bol. 3. B. Pr. U. 8 R. II, 19 9 32—89 und die fpäteren ergänzenden 
Verordnungen bei Mafcher, das Staatsbürgerrecht ıc., forwie die Armengefeh- 
gebung Preußens S. 282 — 251. Bei der Aufhebung wird aber möglichfte Pietät 
gegen ben Zwed des Stifters vorgefchrieben. Weber bie Rechte bes Staats gegen 
fogenannte „milde Gtiftungsfocietäten” vgl. auh Kant, Rechtslehre ©. 184 f. 
Schmalz, natürl. Staatör. $ 120. Klüber, öff. R. 8 360 Note g. Näheres 
über die juriftifche Perfönlichleit der Stiftungen in Th. II. 
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ſuchten. Sie waren daher für die Vertiefung der Genofienichaftsiber vom 
nicht zu unterfchägender Bebeutung! Bor Allem ber Freimaurerbund, ber, im 
einem gewifien Zufammenbang mit ber großen beutichen Steinmebenbruber- 
ihaft ftehend’"), feine definitive Konftituirung im Anfang bes 18. Sabe- 
hunderts in England erhielt?) und fi von ba in alle Länder verbreitete, 
wirkte in dieſem Siun*). Bon einigen Regierungen Deutichlaubs, beſonders 
von Preußen, aufgenommen unb protegirt”*), wenngleih vom Papfte ver- 
dammt, konnte ber große Band um jo ungehinberter in einer Reihe näher 
oder enger verbundener lokaler Geſellſchaften feine hoben Ziele verfolgen, welde 
die den alten Hanbwerköbruberichaften entnommene fittlidh-fociale Idee ber 
Brüderlichkeit um bie nene Idee der Humanität bereiherten®). Auch als 
das freimaurerifche Geheimnig, welches fi urfprünglid hauptſächlich auf ein 
ans gewerflichen und religidfen Traditionen entftandenes Ritual bezog, mehr 
und mehr auf bas ganze Weſen bes Vereins erſtreckt wurde und bie Ext 
willung eines Syftems verſchieden beredhtigter und eingeweibter Grabe bie 
nriprünglide Form eines unter frei gewählten Borfikeuben ſtehenden Bundes 
gleichberechtigter Brüder?) verwiſchte, wirkte die große Geuoſſenſchaft vielfach 


”) Den Beweis fucht Winzer, die deut. Pruberichaften des M. U, int 
befondere der Bund ber deut. Steinmegen unb befien Umwandlung zum Frei⸗ 
maurerbunb, Gießen 1859, zu erbringen. Die Gebräuche und Unfchauungen ber 
deutfchen freien Maurerbruderfchaften, welche in ihren allgemeinen Bruberbund 
im Gegenſatß zum Gewerk auch fog. „Liebhaber“ aufnahmen (S. 46— 75), follen 
durch deutſche Baubandiperker nad England hinübergetragen unb von ihnen all- 
mälig den mehr polizeilich organifirten englifchen Handwerksgilden nach erfolgter 
Umalgamirung mitgetheilt fein (S. 88 — 96). Die aus biefer Mifchung hervor⸗ 
gegangenen Gilden Hätten dann feit dem 17. Jahrh. Laienbrüber aufgenommen 
und mit dem Zurüdireten ber ehemaligen gewerblichen und religiöien Bebentung 
fih in Vereine umgewandelt, in denen bie aufgeflärte Bildung der Zeit bie 
Hauptrolle übernahm (S. 96 — 100). 

3 Durch die auf Befchluß ber 4 Logen Londons und mehrerer anberer eng: 
liſcher Logen und ber von ihnen beputirten, vierteljährlich unter gewählten Sroß⸗ 
meiftern zufammentretenden regierenden Loge von Zac. Anberfon 1721 abgefaßte, 
1728 von allen Logen angenommene Konftitution Binzer &. 108—115. 

Bol. den Urt. Bluntfchli’s im Staatswoörterbuch III. 745— 755. 

3) Erſte deutiche Loge 1788 in Hamburg, bann 1740 von Friedrich IL bie 
Berliner Loge zu den brei Weltkugeln und die Loge zu Sharlettenburg gegründet. 
Ausführliche Litteraturnachweife über bie Freimaurer und ihre rechtliche Stellung 
in den verfchiedenen Staaten 6. Klüber, öff. R. 8 360 Note e. Vgl. bei. I. X 
Mofer, von Gebuldung der Freimaurergefellichaften. Frankf. 1776. Weber das 
in Preußen i798 erfolgte Verbot aller außer drei Mutterlogen und die auch für 
diefe verfügten Beſchränkungen vgl. das Eb. v. 20. Oct. 1798 8 8. 4. 9— 13. 

”) Neben der . Bruberliebe nahmen bie recipirten Logen and) bie Loyalität 
als Pflicht auf. 

”, Winzer ©. 107. 
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fegensreih auf die Wiederbelebung brüderlichen Gemeinfinns, der unerläßlichen 
Grundlage jeder Afjociation. Bon weit geringerer Bebeutung waren bie zahl- 
reichen jonftigen geheimen Brüberichaften, Schwurgenoffenfchaften und Bünde, 
welche in ber zweiten Hälfte des 18. Sahrhunderts im verfchiebenartigfter Or- 
ganijation und mit den verjdhiebenartigften Zielen entftanden ®) und, von den 
Regierungen mitunter begünftigt ober gebuldet, häufiger verboten und ver⸗ 
folgt), den neu erwacten Vereinsgeiſt verfünbeten. Geitbem bie Zeit 
der politiſchen Umwälzungen berauflam, nahmen dieſe geheimen Gefellichaften 
vielfach auch politifche Tendenzen unter die Vereinszwecke auf ober geriethen 
in den Verdacht, fie. aufgenommen zu haben. Bon ber franzöfiichen Revolu- 
tion bis auf unfere Tage haben dann bei vielen Völkern, befonbers bei den 
Romanen, aber auch bei Slaven und Gelten, die geheimen Vereine in allen 
politiichen und focialen Bewegungen und Zudungen eine bedentende Rolle ge 
ſpielt ). In Deutihland dagegen haben fie mehr in ber Furcht ber Regie 
rungen und in den gegen fie erlafienen Verbotsgeſetzen als in der Wirklichkeit 
eriftirt oder fie haben doch, foweit die fich fteigernden Vereinsbeſchränkungen 
vor 1848 fie geradezu berausforberten, in den Gang ber Entwidlung wenig 
eingegriffen®!), Der germaniſche Genofienichaftsfinn und ber romaniſche Ber- 


2) Weſentlich muyftifche Tendenzen verfolgten ſchon bie geheimen Roſen⸗ 
freuzerverbindungen, welche fi) in Folge einer eine fraternitas bes löblichen 
Ordens des Roſenkrenzes fingirenden Schrift Andreä’s v. 1614 bildeten. Gie- 
feler, 8. G. III, 2. 440 Rote 14. Ueber die theils Tosmopolitifche theils 
focial-utopifde Zwede verfolgenden geheimen Verbindungen der zweiten Hälfte 
bes 18. Jahrh., umter benen die 1776 von Weishaupt in Ingolftadt gegründete 
Geſellſchaft der Illuminaten bie wichtigfte war, vgl. Brandes, über geheime 
Geſellſchaften, in Schlöger’s Staatsanz. H. 31. ©. 278 — 298; die bei Klüber, 
Öff. R. 8 860 Note e und bei v. Rönne, Polizeiwefen I. 672 angegebene Litte- 
ratur; und die Artikel „geheime Geſellſchaften“ im Staateleriton VI. 667 — 708 
und „Sluminaten” im Staatswörterbuch V. 290—298. Andere geheime Vereine 
bienten religiös. finnlichen Zweden ober geradezu dem Betrug (wie Gaglioftro’s 
altägpptifcher Orden). 

2) Heftig befonders bie Illuminaten feit 1785 in Batern. Bol. Prantl, 
im Staatswörterb. 1 c.: „Wer nicht ganz dumm war, war feine Nacht im Bette 
fiher.* Bgl. au Gehler, de inspectione suprema in societates occultas 
prudenter exercenda. Lips. 1786. 

0), Einiges darüber, bef. über die geheimen Klubbs in Frankreich, die ita- 
Itenifche Carbonaria, bie griechifche Hetaeria, die polnifchen, ſpaniſchen, ruffifchen 
geheimen Gefellfchaften u. f. w. f. im Gtaatelerilon 1. c. ©. 678 f. 

4), Geheime Gefellſchaften mit eigentlich politifchen Tendenzen wurden, von 
ben gegen bie franzöfifche Srembherrfchaft gerichteten Berfchwörungen abgejchen, 
erft durch die Bunbesbefchlüffe nach der Julirevolution ins Leben gerufen. Sähe 
man freilich nur auf den Kraftaufwand, den jeit dem lepten Jahrzehnt des vorigen 
Jahrhunderts Die Gefepgebungen auf Berbot und Strafbebrohung, bie Regierungen 
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Ihwörungsgeift find nicht nur nicht identifch, fondern fie ſchließen fih ans. 
Denn der Erfolg geheimer Gejellihaften beruht auf der Fähigkeit zu fanatijcher 
Unterwerfung unter eine unfihtbare Einheit und zu ftraffer Gentralifation, 
bie produktive germanifche Genoffenichaftsbildung aber forbert felbfithätigen 
Semeinfinn und Fähigkeit zur Selbftverwaltung. 


8 65. Das moderne freie Bereinswefen für politifche, religiöfe, 
geiftige, fittlihe und fociale Zwede, 


A. Den Antbeil, welchen in Deutichland wie überall an ben gewaltigen 
Kulturfortfchritten der Gegenwart auf den Gebieten des politiſchen, geiftigen 
und focialen Lebens das aus Pleinen Anfängen in kurzer Frift zu einer Weli⸗ 
macht erwachiene moderne freie Bereinsweien gehabt bat, wird erft die Zukunft 
genauer zu beftimmen im Stande fein. Daß er ein bebeutender ift, ficht 
heute ſchon feit. Freilich fiel und fällt ber freiwilligen Bereinigung unferes 
Jahrhunderts eine andere Aufgabe zu, ald ber ihr parallelen mittelalterlichen 
Einung. Denn wenn auf der einen Seite Gehalt und Umfang ihrer Wirk 
ſamkeit durch die unermeßliche Bereicherung der öffentlichen, geiftigen und fitt- 
lichen Interefien eine Erweiterung erfahren haben, jo ift doch) auf der andern 
Seite ihre Wirkungsſphäre deshalb enger begrenzt und ihre Zwangsgewalt über 
den Einzelnen deshalb minder intenfiv, weil die mobernen Vereine nicht gleich 
den mittelalterlichen Einungen in einer organifationd- und ftaatlofen Geſellſchaft, 
ſondern in einem kräftigen Staat und inmitten einer vielgliedrigen Kette engerer 
und weiterer öffentlicher Zwangsverbände ftehen, und weil das Individuum 
nit nur dem Staat, fondern auch der felbitgewählten Genoſſenſchaft heute 
ungleich jelbftändiger gegenübertritt als einft. Allein auch innerhalb der durch die 
feftftehenden Organifationen einerfeite und die indbivibuelle Freiheit anberer- 
ſeits gezogenen Grenzen bleibt der Affociation für ibenle Zwede ein unüber- 
fehbares Gebiet, auf dem fie in ſelbſtſchoͤpferiſcher Thätigkeit Iebendige Neu⸗ 
bildungen zu ſchaffen vermag und ſchafft. Und nicht blos nützlich, — unent- ° 
behrlich ift bier eine freie und thätige Vereinsbildung, wenn anders fich das 
Einzel- und Gefammtleben zu einem harmoniſchen Ganzen geftalten ſoll. Be 


auf Berhinderung und Auffpürung geheimer Verbindungen verfchwenbet haben, 
fo müßte man fchließen, daß auch ber deutfche Boden von Verſchwörungen be 
deckt geweſen ſei. Einen vollftändigen Nachweis aller gegen geheime Verbindungen 
gerichteten Geſetze ber verjchiedenen europäifchen Länder (bei. auch der päpftliches 
Bullen v. 1738. 1751. 1821. 1826. 1829 und in Deutſchland ber preuß. Geſ. v. 
1798. 1808. 1816, öfterreih. v. 1800, kurpfalz.»bair. v. 4. Nov. 1799 u 5. 
März 1804, bair. v. 17. Sept. 1814 u. 14. Dec, 1820, bab. v. 16. Febr. 1813, 
anbalt-köth. v. 18. Det. 1824, ftiftiich Augsburg. v. 1800) giebt Klüber, öfl. 
R. 5 860 Note e. Die preußiſchen Geſetze find zufammengeftellt b. v. Rönne, 
Polizeiweſen J. 673—677. U. 778— 781. 
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gegnet fie für die Individuen der Gefahr ber Vereinzelung, des Atomismus, 
fo ift fie dem freien Staat gleichzeitig eine mächtige Bundesgenoffin und ein 
wirkſames Korrektiv; eine Bunbeögenoffin, weil fie in einer Yülle enger und 
engfter Gemeinbeiten den Bürger zn Gemeinfinn, öffentlihem Verſtändniß und 
Selbftregierung erzieht, — ein Korrektiv, weil ganz allein die lebendige Kraft, 
welche mit unaufhörlich fih verfüugender Gewalt die noch ungebundenen Ele 
mente des Bolfegeifteß zur Einheit bindet, welche das noch Unorganifirte or⸗ 
ganifirt und den bisherigen Organifationen ergänzend, Tontrolirend und vorwärts 
drängend zur Seite ftellt, den beſtehenden Volkgorganismus vor Erftarrung 
und endlihem Bruch zu bewahren vermag. 

L Gleichwol bat das moderne Vereinsweſen mit allen neuen Erjcheinungen 
das Scidjal getheilt, ſich feinen Pla in Berfaffung und Recht erft durch 
barte Kämpfe erringen zu müfjen. Der obriyfeitlihe Staat ſah in ihm nicht 
mit Unrecht feinen gefährlichiten Feind und ſelbſt der Verfaſſungsſtaat betrachtete 
es Anfangs mit Mißtrauen. So lange wie möglih hielt man daher bie 
alten Feſſeln aufrecht, welche eine freiere Entfaltung der Affociation zur Un- 
möglichkeit machten. Zu diefen Feſſeln gehörte auch hier und gehört noch heute 
die ciwiliftiihe Korporationstheorie, wie fih im zweiten Theil ergeben wirb: 
indeß vermochte fie, da fie fih zunächft auf das Vermögensrecht bezog, ben nur 
nebenher als Mittel für ideale Zwede Bermögen hbefitenden Vereinen das 
Leben vielleicht zu erfchweren, fie konnte aber für fie nicht von berjelben be 
ftimmenden Bedeutung wie für die eigentlich öfonomifchen Genofjenfchaften 
werden '). Bielmehr war hier der ſtaatsrechtlich⸗kriminaliſtiſch⸗polizeiliche Satz 
des Obrigfeiteftants, welcher das Bereinsrecht und feine Grundlage, das Ber- 
ſammlungsrecht, den Unterthanen abſprach und nur in Yolge obrigkeitlicher 
Konceifion Verſammlungen und Verbindungen zuließ, das eigentlich wirkfame 
Mittel, durch welches eine gehaltuollere Vereinsentwicklung unmöglich gemacht 
oder doch aufgehalten wurde2). 


1) Mitunter diente freilich auch die Korporationdtbeorie, um das Vereinsrecht 
iNufortfch zu machen. So, wenn die meining. B. U., die einzige deutfche Verf. Urk. 
vor 1848, welche das Vereinsrecht erwähnte, in art. 28 die Stiftung von Geſell⸗ 
fchaften zu erlaubten Zwecken geftattete, aber nicht nur das Recht ber Perſoͤnlich⸗ 
keit, des Grundeigenthums und eines eignen Siegels, fondern auch die Beitellung 
von Beamten und bie Errichtung von Statuten ald Korporationsrechte von Staatd- 
genehmigung abhängig machte. Ebenſo benupten faft alle Schriftfteller, welche 
von ftaatsrechtlichem, polizeilichem oder kriminaliftiſchem Stanbpunft das freie 
Affociationsrecht beftritten, zugleich die civiliftifchen Theorien von der moralifchen 
Perjönlichkeit zur Begründung ihrer Anfiht. Go mit befonderer Schärfe und 
Ansführlichkeit Zirkler, dad Affociationsrecht der Staatöbürger. Leipz. 1834. 

2), Es verſteht ſich von felbft, daß die Grundſätze über dad Bereind- und 
Berfammlungsreht und die Geſetze darüber ſich eben fo gut auf Vereine mit 
wirthichaftlichen Zweden bezogen haben und bezichen, fo weit die letzteren nicht 
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Während in England ber bort bereits im vorigen Jahrhundert in kräf⸗ 
tigfter Geftalt erwachte und feit der Mitte beflelben unmittelbar auf alle 
öffentlichen Angelegenheiten einwirkende Affocintionsgeift die mannichfachen 
Verſuche, ihn durch polizeiliche Beichränkungen zu bannen, mit geringer Mübe 
überwunden und feitdem anf allen Gebieten des politifchen, religiäien, intellek⸗ 
tuellen und focinlen Lebens die freien „meetings“ unb „associations“ zur 
nationalen Inftitution erhoben hat’); während umgekehrt in Frankreich, nadh- 
dem die Revolution mit der vollen Entfefjelung der Affociation zugleich deren 
gefährlichften Mißbrauch in den Klubbs der Hauptftabt wie der Prowinzen 
‚gebracht Hatte, das Affociationsrecht durch den code pénal, der jede politifche 
wie unpolitiihe Verbindung von mehr ald 20 Perfonen ohne Regierungäge- 
nehmigung verbot, vernichtet wurde und mit kurzer Unterbrechung bis heute 
vernichtet geblieben ift*): hat in Deutfchland das freie Vereinsweſen nur fehr 


befonderen Geſetzen unterftellt find. Allein das Leptere iſt heutzutage für bie 
wichtigften Klaffen der ölonomijchen Genoſſenſchaften der Fall. Wenn anbere 
noch jept unter ben allgemeinen Bereinsgefeßen ftehen und bis vor Kurzem alle 
Erwerbd- und Wirtbfchaftögenofienfchaften darunter ftanden, fo ift dod für ihre 
biftorifche Entwicklung die polizeiliche &efepgebung über das Vereinsrecht nur 
von untergeordnetem Einfluß gewejen. 


° Man vgl. die ber Geſchichte und Bedeutung der public meetings and 
associations gewibmeten Abfchnitte b. May, the constitutional history of Eng- 
land, II. 119— 182. 198— 214. 221 — 229. 287— 252. Ihre eigentliche oͤffent⸗ 
lichrechtliche Bedeutung datirt feit 1768, ihre erweiterte Organiſation felt 1779 — 
1780 (5. 119 f.) Die repreifiven Maßregeln der Regierung und des Parlaments 
gegen die freien Affociationen (bei. die bill to suppress corresponding societies 
v. 1799 ©. 178 f., die Unterbrüdungsmaßregeln der Regentichaft (&. 183 f.) und 
namentlich bes Jahres 1819 (S. 19% f.), bie bill gegen unlawful societies in 
Irland v. 1825 (©. 207 f.) u. 1829 (©. 218 f.) die Proflamation gegen die national 
union für bie Parlamentöreform v. 1881 — 1882 (S. 226), bie Maßregeln gegen 
bie Orange lodges (S. 237 f. Ju. |. w.) waren meift nur auf Zeit oder für ſpecielle 
Bälle beftimmt und ftellten im Webrigen nicht bas Affociationsrecht als ſolches In 
Frage, fondern wandten fich gegen eibliche Berbindung, geheime Obern und 
Komttes, befonderd aber gegen die Affiliation. So erflärte die Proflamation v. 
1882 für „unconstitutional and illegal“ alle „associations composed of separate 
bodies, with various divisions and subdivisions, under leaders with a gradation 
of ranks and authority, and distinguished by certain badges, and subject to 
the general control and direction of a superior council*. Weiter gieng man 
1789, indem man den Vereinen dad Recht, Delegirte abzuordnen, beftritt, unb1799, in- 
dem man nicht einmal debating clubs und reading rooms ber Bereine dulden wollte. 

*) Code penal art, 291 — 294. (Gegen bie geheimen Gefellfchaften ſchon 
Geſ. v. 29. Sept. 1791). Als Strafe wird Auflöfung und Gelbbuße für Bor- 
fteher und Beamte gedroht. Die Reftauration wie die Julimonarchie hielt das 
Geſetz aufrecht, ja durch Gef. v. 10. April 1884 wurde, ald dad Verbot durch 
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allmälig von dem Gebiet ber mehr privaten Verbindungen für gelehrte, gefellige 
und Standes⸗ oder Berufsinterefien fi) anf das Gebiet bes öffentlichen Lebens 
gewagt und ebenſo langſam fi in der Theorie und nad manderlei Rück⸗ 
fhlägen enblih aud iu der Praris eine gefiherte Stellung errungen. Es 
war der Drud der Fremdherrſchaft, welcher zuerft in nachhaltiger Weiſe einen 
öffentlichen Bereinsgeift erweckte und Afiociationen von bedeutenberem Gehalt 
hervorrief. Bor Allem war es der preußiiche Tugendbund, welcher die natio⸗ 
nale Erhebung vorbereiten half). Seinem vom Könige beftätigten Statut 
nach auf fittlihe und wiſſenſchaftliche Zwecke beſchraͤnkt, benbfichtigte er doch 
in Wahrheit zugleich die Belebung des äffentlichen Geiftes und des Patriotis- 
mus unb wirkte bafür durch eine Organiſation, welche einen aus 6 anf 6 
Monate gewählten Mitgliedern beftehenden hohen Rath umd einen Obercenfor 
nebft Sekretär und Schatmeifter in Königsberg an die Spige des Gefammt- 
bundes ftellte, darunter aber Provinzialräthe für die einzelnen Abtheilungen 
errichtete. Wurde er and auf franzöfiiches Andrängen durch den König für 
anfgelöft erflärt, jo Hörte doch feine Wirkfamkeit nicht auf, und gleich ihm 
waren ähnliche Vereine auch in andern Theilen Deutihlands, wenn fchon bier 
von Anfang an geheim, in nationalem Sinne thätig. Die alten Vereinsver⸗ 
bote blieben zwar überall in Kraft"), fie wurden indeß, jo lange man bed er- 
wachenden öffentlichen Volksgeiſtes beburfte, wenig in Anwendung gebradt. 
Als aber nach der Beflegung ber Fremden das erregte öffentliche Bewußtſein 
fi) den heimiſchen Angelegenheiten zuwandte und auch für diefe das Bereins- 
weien mubbar zu machen ftrebte, als die Afjociationsbewegung fich immer 
weiteren Kreifen mittbeilte und insbefonbere unter der findirenden Jugend nad) 
dem Mufter der Männerbünde Bünde der Jungen berborrief, um dann in 
der Burſchenſchaft eine erweiterte Geftalt zu gewinnen: ba begann im Gefolge 
ber auf die Reftauration folgenden Reaktion überall ber Kampf ber Regie- 
rungen gegen das Vereinsrecht. Die alten Verbotsgeſetze gegen alle nicht po⸗ 


Bereine mit Sektionen von weniger ald 20 Mitgliedern umgangen wurde, noch 
eine Berjchärfung herbeigeführt. Die Republik fchaffte 1848 das Aſſociations⸗ 
verbot ab, doch ergieng bereits unterm 24. Zuli 1848 wieberum ein beſchränkendes 
Geſeß und durch Dekret v. 25. März 1852 wurde das Recht des Code penal 
reaftivirt. Das neue Geſetz (1868) bezieht fih nur auf Verſammlungen: für or- 
gantfirte Vereine befteht das alte Recht fort. 

9 Vgl. Boigt, Geſch. bed Tugendbundes. Tehmann, der Tugenbbunb. 1868. 

% In Preußen fchärfte fogar dad Publikandum v. 16. Dec. 1808 (®. ©. ©. 
361) die alten Strafbeftimmungen gegen alle nicht unmittelbar vom Könige geneh⸗ 
migten Geſellſchaften oder Verbindungen auf bad Strengfte ein. Denn „es ift uner- 
Läßliche Pflicht eines jeden Staatsbürgers, im Vertrauen auf bie ftetd rege Für⸗ 
forge feines Landesherrn, geruhig und treu feinen Beruf zu üben und fidh nicht 
weiter in bie öffentlichen Angelegenheiten und Berhältniffe zu mifchen, als Ber 
faffung und Landesgeſeße ihm ſolches geftatten”. 
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lizeilih genehmigten oder dur das Geheimnis ſich ber polizeilichen Kontrole 
entziehenden Affociationen, und gegen jede politiſche Bereinigung überhaupt 
wurden erneut und verihärft?), Bund und Randesregierungen erließen Special- 
verorbnungen gegen die Verbindungen der Stubenten nud Danbwerksgejellen ®) 
und, als dennod die von ber Julirevolution erzeugte Bewegung in Deutjchland 
um fi griff und neue Affociationen hervorbrachte, wurden durch den berüch⸗ 
tigten Bundesbeſchluß v. 5. Juli 1832 für ganz Deutichland alle Vereine mit 
politifcher Tendenz unbedingt verboten und alle öffentlichen Verſammlungen 
von borgängiger Regierungsgenehmigung abhängig gemacht, auch in diefem 
Gall aber bei ftrenger Strafe jede politifhe Rede oder Diskuffion, jede Adreffe 
und jede Beſchlußfaſſung unterjagt). Dies blieh, ohne daß die Einführung 
ber Repräfentativverfaffungen darin einen Unterſchied begründet hätte!), in 
faft allen deutſchen Staaten bis 1848 pofitin geltendes Recht, und nur in 
wenigen Staaten wurde auf dem Wege gefegliher Regelung ſchon jetzt einer 
anderen Auffafjung zum Siege verholfen!'). Die Berfagung eines felbftändigen 


) So in Preußen durch 8. O. v. 6. San. 1816 (G. ©. ©. 5) u. v. 30. 
Dec. 1832. In Baiern V. 0.17. Eept. 1814 u. 14. Dec. 1820. In Baden B. v. 16. 
Febr. 1813. In Anhalt Köthen B. v. 13. Oct. 1824. Ueber die Unterſuchungen gegen 
den Bunb der Männer und ben Bund ber Jungen i. d. 3.1819 u. 1820 vgl. Rönne, 
Polizeiweſen I. ©. 676. 677 und die Nachweiſe in den Roten dafelbft. 

% Gegen alademijche Verbindungen die Bundesbeichlüffe v. 20. Sept. 1819 
art. 3, v. 16. Aug. 1824, v. 5. Juni 1852 u. v. 13. Nov. 1834, weldye außer 
genauen Vorfchriften über Verhütung, Ueberwachung und Beftrafung insbejondere 
die Unfähigkeit der Theilnehmer nicht autorifirter Verbindungen zu öffentlichen 
Aemtern auefprechen. Ausführlich mitgetheilt bei Weiß, Staater. $ 141 ©. 
311 f. Für Preußen vgl. außer den die Bunbeöbeichlüffe publicitenden Berorb- 
nungen die 8. D. v. 7. Zuli 1821 (8. ©. ©. 107), v. 21. Mai 1824 (G. ©. 
©. 122) u. Gef. v. 7. Ian. 1838 (G. ©. ©. 18). Gegen die Verbindungen 
von Handwerfögefellen ergiengen die Bunbeöbeichlüffe v. 15. San. 1835 u. 3. Der. 
1840. Bgl. deren Inhalt Hei Zöpfl, Staater. 5 468. 

Bol. den übrigen Inhalt des Beſchlufſſes b. Zöpfl 8 462. 

10) Ein balrifches Reftript v. 1832 erflärte vielmehr den Louftitutionellen 
Staatöbürgern, „daß dieſes Recht mit der neuen Staatöform wo möglich nod 
weniger als mit der alten abfolutiftiichen verträglich fei, denn leicht Fönnten bie 
Bereine fich einen kränkenden Eingriff in den Wirkungskreis der Volksvertretung 
erlauben‘. Brater, im Etaatswörterb. X. 765. Bol. über yanz ähnliche Argu- 
mente, die 1779 in England geltend gemacht wurden, May J. c. IL. 122. 

11) Insbeſondere in Baden durch das Vereinsgeſetz v. 26. Oct. 1832 (R. 
Bl. S. 269) und das Verſammlungsgeſetz v. 30. Nov. 1858 (ib. S. 248). Das 
Affociationsrecht wird im Allgemeinen anerkannt, doch Tönnen die Stantsbehörben 
Berfammlungen wie Vereine, welche die öffentliche Sicherheit oder das allgemeine 
Wohl bedrohen, verbieten und auflöfen. Für die Theilnahme treten dann Strafen 
ein. Unbebingt Tann die Xheilnahme an auswärtigen Vereinen und das Tragen 
von Bereinszeichen verboten werden. Anerkannt wurbe Das droit de s’associer 
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Vereinsrechts ſchloß natürlich ein mehr ober minder tolerante® Verfahren ein- 
zelner Regierungen und gegenüber denjenigen Bereinen, welche lediglich ge- 
meinnüßige oder andere ber Regierung genehme Zwede verfolgten, ſogar eine 
freilich meift mit Bevormundung verbundene obrigkeitliche Proteltion'?) nicht 
aus: allein fie bewirkte doch, daß nicht nur ein politifches Vereinsweſen ſich 
überhaupt nicht ober doch nur im Geheimen entwideln Tonnte, fondern auch 
das unpolitiiche Bereinsweien unter dem Druck polizeiliher Gutheißung, Lei⸗ 
tung nud Einmiſchung ber vollen Kraft entbehrte.e Kein Berbotögefeg aber 
vermochte zu hindern, daß die Idee der Affociation ſich verbreitete und ver- 
tiefte und von den Kreifen der Gebildeten aus immer größere Vollskreiſe er- 
griff! Auch in der Wiffenihaft fpiegelte fi dieſer Vorgang ab. Denn 
wenn auch die Mehrzahl der. Publiciften von rechtsphiloſophiſchem, ſtaatsrecht⸗ 
lichem, polizeilihem und Eriminaliftifhem Standpunkt aus in Nebereinftimmung 
mit der Gefeßgebung ein jelbftändiges Aſſociationsrecht längnete, für jeden 
Berein im Gegenfaß zu bloßen Geſellſchaftsverträgen privatrechtlicher Art 
Stantögenehmigung unerlägli fand, ein unbebingtes Präventivfuften verfocht 
und fchon in ber Theilnahme an einer unbewilligten Verbindung eine ftraf- 
bare Handlung erblidte'?): jo wurden doch immer gewichtigere Stimmen 


auch in der belgiſch. Berf. Urk. v. 7. Febr. 1831 art. 19. 20. Vgl. auch die meining. 
B. U. in Rote 1. Ueber das holländifche Vereinsrecht vgl. Stein, Bermaltungs- 
lehre III. ©. 112. 

=) Bol. z. DB. Preuß. K. O. v. 13. Nov. 1845 u. M. R. v. 15. Zebr. 1844 
(M. Bl. ©. 148): Vereine, welche aus freiem Willen, nur durch die Kraft eines 
menſchlichen, frommen und flaatöbürgerlichen Gemeingefühls zu Stande kommen, 
welche bie Minderung oder Abwehr des aus dem Pauperiömus oder aus ber fitt- 
lien Roheit der niederen Volksklafſen bervorgebender phufifchen, focialen und 
fittliden Verderbens ſich zum Zweck ftellen, follen von den mit der Beauffichti- 
gung des Armenweſens beauftragten Behörden, wo folche Vereine ſchon beftehen, 
in ihrer Wirkſamkeit möglichft erhalten und gefördert, und wo es an foldhen 
Bereinen noch fehlt, bie Ausfüllung diefer im focialen Leben fich noch heraus» 
ftellenden Lüden möglichtt angebahnt und begünftigt werden. Vgl. auch ſchon 
vorher M. Reftr. v. 12. Det. 1880 über die Bildung von Hilfßvereinen bei 
Theuerung b. Rönne, Polizeiwefen I. S. 155. 156; ferner die Erlaffe bezüg- 
lich ber Vereine für die Beſſerung entlaffener Gtrafgefangenen v. 1828 1888. 


1837 u. 1888 ib. ©. 260267; bezüglich der Hilfövereine für Wafferfchaden ' 


ib. ©. 318. 

12) So erflären Weiß, Syftem bed deut. Staater. ©. 577, Zadhariä, 
vierzig Bücher L 9 65, II. 8 4, Maurenbreder, St. R. $ 179 ©. 312 Note 
e u. f jebe nicht genehmigte Verbindung für unerlaubt und ftrafbar. Ebenſo 
Heffter, Strafr. $ 344. v. Rönne, Polizeiwejen I. S. 672 fpricht ſich nur 
gegen die Duldung geheimer Gefellichaften aus. Einen ausführlichen Verſuch, 
zu erweifen, daß alle organifirten Gejellichaften als „öffentliche gegenüber den 
‚nach den Yormen bes Civilrechts giltigen Privatgefellichaften" („Societätöver- 
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laut, welche geltend machten, daß jene Sätze fich keineswegs als geltendes ge 
meined Recht erweijen, weniger noch philofophiich rechtfertigen ließen, daß viel- 
mehr nach der Natur des modernen Staats das Affociationdreht an ſich 
jedem Staatsbürger nnabhängig von bejonderer Erlaubniß zuftehe, daß eine 
Strafe felbft gegen geheime Verbindungen nur bei Unerlaubibeit ber “Mittel 
ober Zwecke ober bei ihrer Fortſetzung nach ausdrücklich erfolgtem Verbot zu 
rechtfertigen fei, daß endlich an bie Stelle vorbengender Mafregeln nnd polizei- 
licher Bevormundung ein lediglich repreffives Syſtem und eine geſetzlich ge 
regelte Stantsauffiht zu treten habe!‘). Dieje heute theoretifch nur felten 
noch beftrittenen Anfichten*) fanden, nachdem das Jahr 1848 zunächſt bie 
faktiſche Ausübung des freien Vereins- und Verſammlungsrechts unb zum 
Theil die Befeitigung der alten Beichränkungen durch proviforifche Geſetze 
(3. B. preuß. Geſ. v. 6. April 1848 ©. ©. ©. 87) gebracht hatte, ihre 
formelle Sanktion durch den in bie deutſche Reichtverfafſung ($ 161. 162). 


trägen") ohne Staatögenehmigung binfällig und ftrafbar, ber fteten Beaufſichti⸗ 
gung unterworfen und beliebig auflösbar feien, machte Zirfler, bas Afiociationd- 
recht der Staatsbürger. Leipzig 1834. Cr ſuchte diefe Säge ebenfowol rechts- 
philoſophiſch (S. 1—48), ald aus dem pofitiven römiſchen (S. 65—87) und 
deutfchen Recht (SG. 87—96) zu begründen und demnädhft Die Grenzen und ben 
Wirkungskreis der Staatsaufficht näher zu bezeichnen (S. 96 — 154). 

14) Bol. beſ. v. Berg, Hanbb. d. temt. Polizeirechts L 244 f. Fenerbach, 
Lehrb. des peinl. Rechts 5 484. (Er will das romiſche Recht als eigenthümliches Poli- 
zeiverbot felbft auf geheime Verbindungen nicht anwenden). Tittmann, Strafr. 
5 445. Leift, Staatör. $ 180. &. 591. Klüber, ff. R. 8 860: „das natür 
Iiche Recht der Einzelnen, für rechtliche Privatzwede fih zu vereinigen, wird durch 
die Staatöverbindung nicht aufgehoben”. Schmid, St. R. 6 79. 82. Jordan, 
allg. Staater. S. 441f. Welder, im Staatöleriton IL (1835) S. 21—58 a. 
v. „Affoetation“ (def. gegen Zirkler). Bon Reueren vgl. bef. Mohl, württemb. 
Staatör. L 852 f. 877. Reyfcher, publiciftifche Verſuche S. 164 f. Blunt- 
ſchli, Staater. II. ©. 518. Zöpfl, St. R. IL $ 467f. Zadarik, St N. 
L 89% IV. IL 8185. Held, Eyftem bes Berf. Rechts IL. ©. 588f. Rönne, 
Stsr. I, 2. 8 100. ©. 144f. Brater, im Staatöwörterbuh X ©. 755— 771, 
8 v. „Bereine und Berfammlungen”. 

8) Gegen bie VBereinsfreibeit tritt von den Neueren hauptſächlich Stein 
auf. Er reiht dad Vereinsweſen dem „Staatsamt“ und den „Organen ber Eelbfl: 
verwaltung* (wozu er auch Korporationen und Gtiftungen rechnet) als dritten Or⸗ 
ganismus in der Berwaltung’an und vindicirt dem Staate das Recht, „Darüber zn 
entjcheiben, ob er den Berein als ein mitarbeitendes Organ für feine Zwecke ge- 
brauchen lann oder nicht". Berwaltungslehre I. 226. 535 f. 578 f. 618 f. Diele 
Anfichten find offenbar mobiflcirt in der Darftellung der Bereinspolizei III 
(1867). S. 107— 115 unb der Berfammlungspolizet ib. ©. 115—119. Doch bleiben 
dem Verfaſſer alle Vereine „ein Theil bes Organismus ber vollgiehenden Gewalt“ 
(&. 107) und bie von ihm entworfenen Principien der Vereinsauffiht (S. 107 — 
111) ſtimmen fo ziemlich mit dem Bundesbefchluß v. 1854 überein. 
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übergegangenen achten Artikel ber deutſchen Grundrechte, welcher jedem Deut- 
ſchen das Recht, Bereine zu bilden, ohne Zulaffung irgend einer Beichränkung 
durch vorbeugende Maßregeln, das Recht aber, fich frieblih unb unbewaffnet 
ohne vorgängige Srlaubniß zu verfammeln, mit ber einzigen Maßgabe zu- 
ſprach, daß Bollsverfammlungen unter freiem Himmel bei dringender Gefahr 
für die äffentlihe Ordnung und Sicherheit verboten werben Tönnten. Die 
Berfaffungen ber Einzelftaaten!*, fügten dann zwar den Hinweis auf beſonders 
zu erlaffende Geſetze Hinzu, denen fie die nähere Regelung ber Ausübung bes 
Aſſociationsrechts, das (bisweilen bereit pofitiv ausgeſprochene) Verbot unbe 
willigter Verſammlungen unter freiem Himmel und bie Beichräntung ober das 
vorübergehende Verbot politifcher Vereine vorbebielten ?,: allein fie erkannten 
doch im Princip das Bereind- und Berfammlungsrecht der Staatebürger an. 
An diefem Standpunkt hielten auch die demnächſt in den einzelnen Staaten 
ergangenen Geſetze über das Bereind- nnd Berfammlungsrecht feft'%), fo ein- 
ſchränkende Verfügungen fie binfichtlih der Ansübung jener Rechte trafen. 
Nur allein in Defterreih wurden i. 3. 1852 von Nenem alle politifchen 
Vereine ſchlechthin verboten, alle anderen von polizeiliher Bewilligung ab- 
hangig gemadt'%. Erft der Bundesbeihluß vom 13. Jull 1854 ftellte das 
Vereinigungsrecht wieder allgemein in Frage“): er wurde indeß in Preußen 


e) Bol. 3. B. Preuß. V. U. v. 1850 art. 29. 30. Oldenb. rev. V. U. v. 
1852 art. 47. 50. Schwarzburg⸗Sondersh. V. U. v. 1849 € 38. 34. u. Geſ. v; 
2. Aug. 1852 8 8. 9, Anbalt-Bernb. B. U. v. 1850 6 9. 10. Kob.⸗Gotha. 8. 
n. v. 1852 8 44—47. Reuß. V. U. v. 1852 8 15. Hannov. Geſ. v. 5. Sept. 
1848 $ 4. Liechtenftein. B. U. 6 18. Brem. 8. U, $ 16. 

17 Diefe Abänderungen hatte das Unionsparlement (Nr. 27 u. 28) befchloffen. 

16) Bol. 3. B. Oeſterr. provif. Geſ. v. 17. März 1849, batr. Gef. v. 26. 
Febr. 1850, preuß. Gef. v. 11. Maͤrz 1850 (©. ©. ©. 277), an Stelle ber 2. 
v. 29. Juni 1849 (8. ©. ©. 221), k. ſächſ. V. v. 8. Juni 1850 (G. S. ©. 
137), bad. Geſ. v. 26. Zebr. 1851 (R. BL. S. 148). 

m) Durch Bel. v. 2. Nov. 1852. Vorũbergehend wurde auch in anderen 
Staaten das Bereinsreht unterdrüdt. So im Großh. Hefien durch die am 17. 
Sept. 1849 auf ein Jahr erlafiene und unterm 6. Sept. 1850 auf ein Jahr ver 
längerte Berorbn. betr. den Mißbrauch ber Bolteverfammlungen, unb bie provifo- 
riſche V. v. 8. Oct. 1850 (R. Bl. S. 3569), welche alle politifchen Vereine und 
Berbindungen auflöfte und ihre Bildung verbot. 

©) Vol. die Inhaltsangabe bei Zäpfl $ 469 und die Yublifation für 
Hannover b. Ebhardt, Hannov. Staatsv. S. 249 — 253. Es werden nicht nur ala 
allgemein für alle politifchen Bereine zur Geltung zu dringende Beichränfungen die⸗ 
jenigen aufgeftelft, welche fich in ähnlicher Weiſe fchon in den früheren Vereinsgeſetzen 
bezüglich des Berbots ber Theilnahme von Minderjährigen, Lehrlingen und Schülern, 
bezüglidy der obrigkeitlichen Befugniß ber Ueberwachung und Auflöfung der Ber- 
jammlungen nnd bezüglich der Unftatthaftigleit einer Verbindung mit anderen Ver⸗ 
einen finden (vgl. unten): fondern es follen alle Bundesregierungen verpflichtet fein, 
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und Baiern nicht publicirt, in anderen Staaten durch bie Landesgeſetzgebung 
oder die Prarid ermäßigt und emblich mehrfach auch formell wieber bejeitigt. 
Nachdem uunmehr i. 3. 1867 auch in Defterreihh das Bereind- und "Ber- 
fammlungsredyt wieberhergeftellt worden ift*'), befteht daſſelbe in ganz Deutidh- 
land zu Recht, und es gelten zugleich bezüglich ber polizeilichen Einſchränkungen, 
welche jene Rechte in ber Ausübung modificiren, im Weſentlichen übersin- 
flimmende Grundſätze. Man unterjcheibet vor Allem politiſche und nicht⸗ 
politifche Bereine, jenachdem „eine Einwirkung auf bie öffentlichen Angelegen- 
beiten” bezwedit wird ober nicht, — wobei freilich dem Ermefien der Berwal- 
tungsbebörben bezüglich ber Thatfrage ein großer Spielraum bleibt. Für 
beide Klafien verfteht es fih von jelkft, daß fie ben gewöhnlichen Straf. und 
Polizeigefeßen unterliegen. Dagegen werben beſon der e Beſchränkungen für 
nichtpolitifche Bereine in der Regel nicht anfgeftellt; nur wirb bisweilen auch 
für fie der Grundſatz der Publicität durchgeführt, ihre Geheimhaltung verboten 
und felbft die Anzeige etwaiger Statuten und Borfteber verlangt”). Aud 
unterliegen fie meift der Siftirung oder Aufhebung im Berwaltungäwege in 
berfelben Weiſe wie politifche Bereine. Ueberdies enthalten manche neueren 
Strafgeſetzbũcher allgemeine Strafbeftimmungen gegen alle geheimen Berbin- 
dungen”), gegen Bereine, welche Regierungsmaßregeln auf ungeſetzlichem Wege 


überbanpt nur folche Vereine zu bulden, bie fich Darüber genügend auszuweijen 
vermögen, daß ihre Zwede mit ber Bundes- und Landesregierung in Einflang 
fiehen und bie öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht gefährben; es follen bes- 
halb Anerdnungen getroffen werben, welche in jedem Moment von ber Einrichtung 
wie den Zweden jedes Vereins Kenntniß zu nehmen ermöglichen; es foll endlich 
bezüglich politifcher Vereine, fofern ſolche nicht überhaupt unterfagt oder an 
Specialgenehmigung gebunden find, jeder Regierung die Möglichkeit vorüber 
gehender Beichränfungen und Verbote offen bleiben. Arbeiternereine und Ber- 
brüderungen, weldhe politifche, focialiftifche oder Fommuniftifche Zwede verfolgen, 
follten binnen 2 Monaten überall aufgehoben und für die Zukunft bei Strafe 
verboten werden. Weſentlich übereinftimmend ift das witrrttemberg. Vereinsgeſ. 
v. 25. Juni 1855, | 

9), Defterr. Etaatögrundgef. über die Rechte ber Staatsbürger v. 21. Dec. 
1867 (R. ©. BL. ©. 394) art. 12: „die öfterreichifchen Etaatebürger haben das 
Recht, fih zu verfammeln unb Bereine zu bilden. Die Ausübung diejer Rechte 
wirb durch befondere Geſetze geregelt”. Diefe Geſetze find unterm 15. Ron. 
1867 ergangen. - 

2) So bad. Geſ. v. 1851 $ 14. 15. 

2») So preuß. Strafg. 8 98. Es wird „die Theilnahme an einer Verbindung, 
beren Dafein, Berfafiung ober Zwed vor der Staatsregierung geheim gehalten 
werden ſoll, oder in welcher gegen unbelannte Dbere Gehorfam, oder gegen be 
Tannte Obere unbedingter Gehorſam verfprochen wird," mit @efängnißftrafe be- 
droht. Aehnl. Defterr. Strafgef. $ 285. 
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zu bemmten ‘oder zu entkräften beabfichtigen*‘), oder gegen die von ber Regie⸗ 
rung ausbrüdlich verbotenen Vereinigungen”). Yür politifche Bereine aber 
werben überall weitergehende Beſchränkungen durchgeführt. Yür fie wirb das 
Princip der Publicität dahin ausgebehnt, daß fie Statuten und Vorſteher 
haben, diefe nnd jede Beränderung darin der Obrigkeit mittheilen und nad 
manchen Geſetzen (3. B. in Preußen und Baden) überdies ein Mitglieber- 
verzeichniß einreichen müfjen. Als weitere Beſchränkung wird ferner überall 
das Verbot der Mitgliedichaft von Frauen, Schülern und Lehrlingen, mitunter 
auch von Minderjährigen und Nichtveutfchen Hinzugefügt. Sodann wird das 
fogenannte Princip ber Lolalifirung aufgeftellt, demzufolge kein politijcher 
Berein mit einem gleichartigen Berein zu gemeinfamen Zweden in Berbindung 
treten darf?*), — ein freilich leicht zu. umgehendes Verbot. Endlich wirb die 
Erfüllung diefer Vorſchriften und bie gefegmäßige Haltung des Vereins über- 
haupt nicht nur durch bejondere ftrafrechtliche Beitimmungen, welche Geld⸗ 
und Gefängniäftrafen für Vorſteher und Mitglieder und richterlihe Auflöfung 
des Vereins androben, gefichert, jondern es wird auch den Berwaltungsbehörben 
eine provijorifche und nad; manchen Geſetzen felbft eine enbgiltige*”) Schließung 
bed Vereins anheimgegeben und eine ftändige polizeiliche Kontrole ermöglicht. 
Sn lebterer Beziehung wird der Polizei mitunter das Recht der Kenntniß⸗ 
nahme von jedem Akt und ber Einfiht in jeden Beſchluß bes Vereins zu- 
gefprochen, immer aber ihr die Ueberwachung der Vereinsverſammlungen ein- 
geräumt. Die legteren müffen baber, ſofern fie nicht ſchon durch das ber 
Obrigkeit mitgetheilte Statut im Voraus nah Zeit und Ort beftimmt find, 
in befonderen Friſten (meijt 24 Stunden) und Yormen der Polizeibehörbe 
angezeigt werben, die ſodann Abgeorbnete zur Ueberwachung entjenden kann. 
Die Polizeideputirten haben ſowol die Beobachtung der Yormalitäten*), als 


24) Preuß. Strafgef. $ 99. Aehnlich ſächſ. 8 93, braunfchw. 8 88, thüring. 
Anhalt. 8 83, württemb. $ 149. 

5) Defterr. Etrafgef. $ 297, großb. hefl. $ 182 — 185. 

3) Sehr allgemein faßt bad ſächſ. Gef. v. 1850 dies Verbot. Politifche 
Bereine dürfen überhaupt nach außen nicht als Körperfchaften auftreten, Zweig⸗ 
vereine bilden oder ſich mit andern Bereinen in Verbindung ſetzen, indem ein 
Verein das Recht hierzu erft dadurch erlangt, daß er als ſolcher vom Staate be- 
ftätigt wird. Anders bad. Gef. $ 6. Das preuß. Bei. $ 8 verbielet inäbefondere 
jede Berbindung durch Komite’s, Ausſchüfſe, Sentralorgane und ähnliche Ein- 
richtungen und burch gegenfeitigen Schriftwechſel. 

2) Dafür erlären fih Zöpfll. c. und Stein IIL 111. 

ꝛe) Meift werden bejondere Borfchriften über die Form der Berhanblungen 
erlafien; der Vorſtand oder an feiner Stelle ein befonders beftellter Leiter werden 
perfönlich für alle Unordnung verantwortlich gemacht und zur Aufrechthaltung 
ber Geſetze verpflichtet; e# darf kein Staats⸗ ober Gemeindegebäude und Feine 
Kirche als Verſammlungshaus benugt werden; bie Bejchlüfje dürfen nicht in bie 
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den Inhalt der Verhandlungen zu Tontroliren und können ſowol bei einem 
Verftoß gegen jene, als wenn — natürlich nach ihrem Ermefien — eine in 
ber Nothwendigkeit der Aufrechterhaltung der Gelee, fowie der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit begründete Beranlaffung vorliegt (nach) dem preuf. 
Gef. $ 5, wenn Anträge ober Vorſchläge erörtert werben, die eine Aufforde 
rung oder Anreizung zu ftrafbaren Handlungen enthalten) die Berfammlung 
aufloͤſen und nöthigenfalls mit Waffengewalt auseinanderjagen. Ein vorgängi- 
ged Verbot, weil derartige Gefahren beforgt werben, tft nur nad) wenigen 
Geſetzen allgemein, überall aber (3. B. preuß. Geſ. $ 9) dann zuläffig, wenn 
die Berfammlung unter freiem Himmel ftattfinden foll. 

Bon dem Vereinsrecht und dem Berfammlungsrecht ber Vereine verfchieben 
ift das Verſammlungsrecht als ſolches): dafjelbe bildet indeß die Grundlage 
für die Konftituirung der Vereine und greift infofern in das Dereinsredht 
hinein, weshalb die Geſetze beides in der Regel promiscue abhandeln. freie 
Derfammlungen, bie fich nicht mit öffentlichen Angelegenheiten beichäftigen, 
dürfen melft gleich den Vereinsverfammlungen ohne ausdrückliche Erlaubniß 
nicht unter freiem Himmel und niemals in Waffen ftattfinden. Politiſche 
Verfammlungen dagegen”) unterliegen benfelben Beichränfungen, weldye für 
die außerordentlichen Verfammlungen politiicher Vereine aufgeftellt find. An- 
zeigepflicht, Weberwachungs- und Auflöfungsreiht und beſondere Strafbeftim- 
mungen greifen baber für fie Pla. 

Endlich ift zu bemerken, daß bezüglich einzelner Perjonenklaffen unb An- 
gelegenheiten überall noch befondere Beſchränkungen des Vereins⸗ unb Ber- 
ſammlungsrechts gelten. Bon Religiondgenoffenfchaften war bereits die Rebe. 
Deberbies kommen Specialbeichräntungen für das Militär), für Staats 
beamte *), für Stubirende und Schüler vor. Die wichtigften hierher gehörigen 
Beitimmungen aber find die fogenannten Koalitionsverbote, weldhe den Arbeitern 
unb in ber Regel auch den Arbeitgebern bie auf die Erlangung von Zuge 


Form von Sefegen, VBerorbnungen oder Rechtöiprüchen gekleidet werden; es find 
Mafienabrefien verboten un. f. w. 

2) Stein, Berwaltungsleßre III. 115— 119. 

”) Das fühl. Geſ. v. 1850 ftellt umgefehrt die Beichränfungen für alle 
Berfammlungen auf und nimmt dann in $ 16 Berfammlungen zum Zweck ge 
felliger Unterhaltung, der Beförberung ber Künfte und Wiffenfchaften, für wohl⸗ 
thätige ober fromme Zwede, für regelmäßige kirchliche Erbauung und gefeblich 
angeordnete ober autorifirte Zufammenfünfte davon aus. Nach manchen Gefehen 
(3. B. dem badifchen $ 20) müſſen auch nicht politifche freie Verſammlungen, 
wenn fie öffentlich fein follen, angezeigt werben. 

Bol. Deut. R. V. v. 1849 9 163. Kob. Goth. B. U. v. 1852 8 47. 
Preuß. B. U. art. 88. 89. Sächſ. Gel. v. 1850 $ 25—27, Bab. Gef. v. 
1851 8 26. 

”) Bol. 3 3. bad. Geſ. v. 1851 8 26. 


ROTE TV 1m 


8 65. Das moderne freie Vereinsweſen. 893 


ftändnifien ober Handlungen durch gemeinjame Arbeitseinftellung (reſp. Ent- 
Inffung ober Zurücdweifung vou Arbeitern) gerichteten Vereinigungen unter 
Strafandrohung verbieten). Für bie Gewerbtreibenden und ihre Arbeiter 
ftellt der Entwurf der Gew.Ordn. für den norbbeutichen Bund ($ 169. 170) 
den Fortfall diefer Ausnchmebeftimmungen in Ausfiht; er will nur die Nich⸗ 
tigkeit derartiger Berabrebungen und die Aufftellung einer bejonberen Strafe 
für die Anwendung unerlaubten Zwanges fefthalten. 

I. Unter diefem Wechſel des Vereinsrechts und bei ſehr verfchiebener . 
Auwendung uud Handhabung deffelben durch die Behörben hat gleichwol ſchon 
vor 1848 eine Fülle mehr oder minder jelbftändiger, vom State bald ver- 
folgter, bald gebuldeter, bald begünftigter und beftätigter, bald jelbft förmlich 
in das Syftem der äffentlihen Anftalten anfgenonmener Vereine den deutichen 
Boden bedeckt, ſeit 1848 aber ein vieljeitiges und wielverzweigtes DBereins- 
weien fich zu einem Hauptorgan bed öffentlichen Lebens erhoben. Ihrem Ge⸗ 
halt nad) laſſen biefe Vereine, da bei ihnen die Richtung der modernen Aſſo⸗ 
ciation auf Bereinzelung und SPräcifirung der Zwecke fi in befonders ans 
geprägter Weiſe geltend macht, fich vornemlich nach ihren Zweden beziehung 
weile ihren Hanptzweden in verſchiedene Klafien theilen. Nur ift Dabei zu 
bemerken, daß einerſeits auch heute eine Kombinirung mehrerer Zwecke und 
Richtungen vielfach vorkommt, ja daß es auch jetzt Vereine giebt und mehr 
noch in der Zeit bes werbenben Vereinsweſens gab, die möglichft alle Seiten 
bes menſchlichen Gejellichaftsbebürfnifies zu_befriebigen fuchen, und daß anberer- 
jeits, wenn fih die Gruppirung der Perfonen in den Vereinen heute zunädh it 
durch die Vereinszwecke beftimmt und rechtlich meift Leine Beſchränkung ber 
Vereine auf beftimmte Perſonenklaſſen ftattfindet, Doch diefe Regel erhebliche 
Ausnahmen leidet, überdies aber faktiſch die Scheidung der Standes⸗, Be⸗ 
rufs- oder Geſellſchaftsklaſſen auch heute bei jeher Vereinsbildung einen weſentlich 
mitbeftimmenben und mitgeftaltenden Einfluß übt. 

1. Die wichtigfte Klaffe bilden die politifchen Vereine, d. h. Vereine, 
beren Zwed in ber unmittelbaren Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
beſteht. Sie Iafien fi) wieder unterfcheiben in politifche Bildungs: 
vereine, die entweber nur ihre Mitglieder ober auch die Draußenftehenden 
über die öffentlichen Angelegenheiten aufflären umb belehren, die Vaterlands⸗ 
liebe wecken und nähren, mithin nach der intelleftuellen wie nad) der morali- 
ſchen Seite bin auf den öffentlichen Geiſt einwirken wollen, und in Ber- 
eine für die politifche Agitation, welde eine Einwirkung auf das 


33) Meift in den Gew. Ordn. enthalten (3. B. Preuß. Gew. D. v. 1845 
$ 181. 182, württemb. Gew. DO. v. 12. Jan. 1862 art. 46. 47). Aehnlich zum 
Theil die Sefindeordnungen. — Der $ 183 der preuß. Gew. D., welcher alle 
ohne polizellihe Erlaubniß gebildeten Arbeitervereine beftraft, muß als ſchon 
durch die Berfaffung aufgehoben gelten. 
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äußere Leben des Staats, der Kirche, der Kommunen oder anderer öffentlicher 
Verbände erftreben, mögen fie nun eine dauernde Thätigkeit in beftimmtem 
Sinne oder die Herbeiführung einmaliger Reſultate bezüglich der Geſetzgebung, 
ber Berwaltung oder der politifchen Volksthätigkeit (Wahlen) beabfichtigen. 
In England feit der Mitte des vorigen Sahrhunderts in allen Geftalten und 
Formen verbreitet, bejonders aber als unwiderftehliches Mittel der Agitation 
bei jeder Reformbewegung wirffam?*), haben in Deutichland, von der politifchen 
Seite des Tugendbundes, der Burfchenfchaften, ber geheimen Berbinbungen 
und einiger lofalen Geſellſchaften abgefeben, die politiichen Vereine zuerft im 
Bewegungsjahre 1848 eine bedeutende Rolle gefpielt. Den Tonftitutionellen 
und demokratiſchen Vereinen biefer Zeit folgten dann in ber Zeit der Gegen- 
firömung Treubünde und patriotifche Vereinigungen und mehr lokale und vor- 
übergebende Berbinbungen, welche aller Orten durch die politischen Tages- 
fragen hervorgerufen wurden. Seit 1859 nahm die Bereinsbewegung wieder 
einen allgemeineren Charakter an: der Nationalverein entfaltete in ganz Deutſch⸗ 
land feine Wirkſamkeit für die Herftellung bes beutjchen Stante, Abgeordneten 
vereine und ein allgemeiner Abgesrbnetentag wirkten in bemfelben Sinne, ber 
deutſche Reformverein und viele großdentiche Lokalvereine vertraten bie gegneri- 
hen Beitrebungen. Ebenſo wurden die fchleswig-holfteinifche Krifis und der 
Wunſch nad einer deutſchen Kriegsflotte Anlaß zur Bildung allgemein-beutfcher 
Vereine. Daneben aber haben ſich in allen einzelnen Ländern, Provinzen umd 
Stäbten vielgeftaltige politifche Vereine Eonftituirt. Parteivereine ſuchen theils 


3 Man vgl. bei May 1. c. Geſchichte, Organtjation und Wirkfamteit ber 
wichtigften politifchen Aflociationen Englands; insbeſondere der society for 
supporting the bill of rigths (feit 1768) S. 121f.; ber bald darauf in ber 
Hauptftadt wie in den Graffchaften entftandenen zahlreichen societies und clubs 
ib. 122f.; der protestant-associations ©. 124f.; ber slave-trade - associations, 
welche in der That die Abfchaffung des Sklavenhandels erreichten, S. 128f. 
288f.; der mit der franzoͤſiſchen Revolution fympathifirenden democratic asso- 
ciations, der revolution society, der society for constitutional information, ber 
society of the friends of people, der London corresponding society ©. 182f. 
172f.; der dagegen gebildeten voluntary societies for repressing seditions und 
“der Denunctantenvereine ©. 140f.; der für die Katholikenemancipation wirfjamen 
Vereinigungen (1321) und der entgegenftehenden fanatifch proteftantifchen Dran- 
gelogen ©. 206f. 287; ber die Parlamentsreform herbeiführenben political unions 
v. 1831, welche fi zu einer großen national union verbanden, ©. 221f.; ber 
GShartiftenvereine und der ältejten trade-unions der Arbeiter ©. 239f.; der von 
volftändigitem Erfolge gefrönten anti-corn-law leage v. 1846 ©. 247f. Bel 
das Refume S. 251, wo May darauf aufmerffam macht, dab keine Berein?- 
agitation, die nicht ſpäter allgemein gebilligt worden, gelungen, keine, bie nicht 
fpäter verworfen worben, mißlungen fei. Bon der Macht der politiſchen Afio- 
ciation fagt Tocqueville, democratie en Amérique 277: l’association possdde 
plus de puissance que la presse. 
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eine Organifation der politifchen Parteien, theils die Durchführung beftimmter 
politifcher Programme zu erwirten; Wahlvereine und Reformpereine bilden fich 
maunichfach für mehr vorübergehende Zwede; ftändige Lolalvereine und in 
größeren Städten zahlreiche Bezirksvereine fuchen durch periodiſche Zufanımen- 
fünfte, durch regelmäßige Beiprechung ber Tagesfragen, durch Vorträge, Biblio- 
theken und Bildungsanftalten den öffentlichen Geiſt rege zu erhalten und poli- 
tiſche Bildung zu verbreiten. So jehr bier Alles noch im Werden ift: un- 
möglich läßt fi) verkennen, daß auch bei uns das politifche Vereinsweien, wie 
dies in England und Amerika längft gefchehen, fih zu einem integrivenden 
Beſtandtheil des ftantlichen Lebens entwidelt. 

2. Eine zweite Klaſſe bilden die religidjen Vereine. Bon Religions 
genofjenfchaften und den mit einer Kirche organiich verbundenen geiftlichen Ge⸗ 
jellichaften war bereits die Rebe: auch freie Vereine für einzelne religiöfe 
Zwecke aber bat der moderne Afjociationsgeift zahlreich, beſonders in der Zeit 
von 1814 — 1848, hervorgerufen. Es laſſen fi je nach ihren Zwecken 
folgende Gruppen unterfcheiben: 

a. Bereine, welche unmittelbar für die Religion wirken, und zwar 

«. lediglich unter ihren Mitgliedern (Erbauungsvereine, religidfe Bil⸗ 
dungs und Leſegeſellſchaften, katholiſche Wallfahrtsvereine u. f. w.)*); 

8. nah außen, fei es nun, daß fie religiöfen Unterricht bezwecken ®*), jei 
es, daß fie durch Verbreitung von Bibeln und religidfen Schriften ober Bil. 
dern wirken?”), jei es, daß fie fich Der inneren oder äußeren Miſſion wipmen?”), 


3), Hierher gehörten auch die Geſellſchaften der Lichtfreunde, ehe fie fich ale 
freie Gemeinden Eonftituirten, die Königsberger Mudervereine u. |. w. Bol. 
Gieſeler, 8. G. V. 198f. 251f. Ueber die in Baiern mit Töniglidher Ge⸗ 
nehmigung gebildeten Wallfahrtövereine |. ib. ©. 355. Weber die religiöfen Ber- 
eine Frankreichs (die Gefellihaft der Theopbilantropen, bie petite &glise, die 
neuen Templer, &glise frangaise u. |. w.) ib. IV. 104. V. 64f. 93f. 

2) Die für den religiöfen Unterricht beftimmten Kongregationen haben ſich 
befonbers in Frankreich fehr vermehrt, ftehen bier aber meift mit ber Kirche in 
Berbindbung. So die jefuitenähnlichen peres de la foi, association de sacre- 
coeur, congrögation des fröres des &coles Chrötiennes. Bgl. Gieſeler V. 
64f. Ueber die fröres ignorantins ib. ©. 176. 

37) Weber die feit 1804 von England audgegangenen Bibel» und Traktat⸗ 
geſellſchaften, ihre Verfolgung durch ben Papft und ihre enorme Verbreitung f. 
Gieſeler V. 44f. 148f. 287f. In katholifhem Sinne wirkten die Gefellfchaften 
der guten Bücher, der römtfche Orden der Mechitariften, die erbaulichen Bilder- 
vereine u. |. w. 

2”) So für die innere Miffion 1833 das raube Haus in Hamburg und viele prote- 
ftantifche wie katholifche Vereine. Gieſeler V. 230f. Für die änßere Miffion die 
beſonders durch bie jeit 1795 beftehende große Londoner Miflionsfocietät hervorge⸗ 
rufenen zahlreihen Miffionsgefellichaften (ib. S. 148.) und die Gefellichaften für 
Berbreitung des Chriftenthums unter ben Juden (ib. 157f.). In Preußen wurde 1823 
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fei e8 endlich, da fie allgemein für eine beftimmte religiäfe oder konfeffionelle 
Richtung thatig find, wie der Guftan-Adolphs-Berein?®), die evangeliſchen und 
katholiſchen Bünde, Gejellichaften, Wanderverſammlungen, Tage, Prediger⸗ 
vereine und Theologengeſellſchaften, der deutſche Proteftantenverein u. ſ. w.*). 

b. Vereine, welche eine Einwirkung nicht nur auf die Religion, ſondern 
unmittelbar anf die Kirche, fei es nun als Reformvereine auf ihre Ber- 
faffung, ſei es auf ihre Verwaltung, ihr äufßeres Leben und ihre Stellung 
überhaupt, bezwecken. Solche Vereine nehmen gewöhnlich den Charakter kirch⸗ 
li» politifcher Vereine an**). 

c. Bereine, weldhe von überwiegend religidfen Gefichtepuuften ans und 
unter Feftbaltung bes religisien Charakters ihrer Verbindung ſich frommen 
‚oder gemeinnüßigen Zwecken wibmen, wie die frommen Genofienfchaften für 
Erziehung und Unterricht, für ſittliche Beflerung, für Krankenpflege und 
Woplthätigkeit). 

8. Bereine mit wiſſenſchaftlichen Zweden find entweder unmittelbar 
ber Beförderung ber Wiflenfchaft oder ihrer Nutzbarmachnng gewibmet. 

a. Das erftere ift der Fall bei den zahlreichen, bereits feit dem vorigen 
Sahrhundert in Dentichland zur Bedeutung gelangten gelehrten Geſell⸗ 
haften). Sie haben fi) mit dem Wachsſthum bed Bereindgeiftes nicht nur 


die Berliner Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter ben Iuden mit 
den ihr organifch verbundenen Tochtergefelichaften nicht nur königlich beftätigt, fon- 
dern ihr das Recht eines eignen Siegels und Portofreiheit gewährt. Bol. 8. 
D. v. 9. Zebr., 26. Febr. u. 11. April 1823 (G. ©. ©. 117. 125). Nah dem 
Statut (S. 121) wird die aus allen je 1 Thaler jährlich beitragenden Perjonen 
beftehende Geſellſchaft durch ein fich felbft ergängendes Komité vertreten, es fol 
aber in der Regel jährlich eine Verſammlung ftattfinden. 

”) Seit 1842 aud einer feit 1833 beftehenden, 1834 beftätigten Guftav⸗ 
Kbolph-Stiftung in Leipzig und Dresden hervorgegangen, 1844 in Preußen unb 
dann faft überall aufgenommen (nur in Baiern unb Defterrei verboten) und 
nad Haupt⸗ und NRebennereinen, welche durch Deputirte auf Orts⸗, Provincial- 
und Hauptverfammiungen zur Erfcheinung kommen, ald Ganzes mit jelbftändigen 
Bliedern organifirt. Bel. Stefeler, 8. G. V. S. 266-374. 

“) Bol. auch über die evangelifchen Gejellfchaften Fraukreichs Gieſeler V. 
©. 118f., über den evangelifchen Bund in England ib. 166f., über die Kirchen⸗ 
tage ©. 278. 

“1, Dies war namentlich bei den großen Miffionslongregationen der Reftaun- 
rationszeit in Frankreich (@tefeler V. 64f. 70f.) und bei den katholiſchen umb 
proteftantifchen Vereinen der Schweiz (ib. 170. 291. 298f.) der Fall. 

2) Bol, insbefondere über die evangelifchen Diakonifien (erfte Anftalt 1836 
in Kaiſerswerth) Gieſeler V. 2295. Die Eatholifchen Srauengenofienfchaften 
fteben mit der Kirche in Berbinbung. 

“ Man vgl. 3. DB. bie ftatiftifchen Nachrichten Über die gelehrten Geſell⸗ 
fchaften Preußens b. Weber, Handb. ber ſtaatswirthſchaftl. Statiftit und Ber 
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anßerorbentlich vermehrt und verzweigt, jo daß fich felbft für die Forſchung 
auf jpeciellen Gebieten einer einzelnen Wiſſenſchaft (3. B. ber Geſchichte, der 
Archäologie oder Kunftgefchichte, der Geographie, der Ethnologie, der Natur- 
funde) bereits befondere Vereine finden, ſondern es hat fi auch bei ihnen 
die Tendenz der mobernen Affociation auf Erweiterung bejonberd wirffam ge- 
zeigt, indem bie einem beftimmten Zweige ber Wiſſenſchaft gewibmeten Ver⸗ 
eine ober Einzelnen nicht nur über die einzeluen Staaten, fondern über ganz 
Deutihland und zum Theil felbft über das ganze ciwilifirte Europa bin im 
Berbindung getreten find und theils fefle Geſammwereine begründet haben, 
theild auch ohne ſolche auf mehr oder minder regelmäßigen Berfammlungen 
der Gemeinfamkeit Ausbrud geben (Germaniftentage, Naturforicher- und 
Aerztelongrefie, Iuriftentage, Philologenverfammliungen und Lehrerfongreffe, 
ftatiftifche Kongrefie, vollswirthichaftliche Kongrefſe u. |. w.). 

b. Andere Bereine bezweden die Verbreitung ber intelleftuellen Bildung, 
uud zwar 

a. umter ihren Mitgliedern, wie bie allgemein wiffenfchaftlihen und 
populär wiffenfhaftlihen Bereine, die Journal⸗ und Lejegefellichaften, die 
Bildbungsvereine ber niederen Stände, ober 

#. nad außen, wie die dem Unterricht oder der Sugenberziehung, ber 
Berbreitung gemeinnübiger Kenntniffe, der Errichtung von Bildungsanftalten und 
Bibliothefen, der Belehrung und Bildung des Volks gewidmeten Gejellihaften. 

4. Die Vereine für Beförderung der Kunft zerfallen gleichfalls im foldhe, 
weldye die Kunft oder eine beftimmte Kunftgattung unmittelbar zu beben be- 
zweden, und in foldhe, weldhe entweder ihren Mitgliedern oder auch Nichtmit- 
gliedern Kunftgenüffe zu verſchaffen und die äſthetiſche Bildung zu vervoll- 
fommmen trachten. Auch bier finden fich häufig verjchiedene derartige Zwecke 
vereint. Ueberdies verfolgen viele künſtleriſche Vereine zugleich mancherlei auf 
anderen Gebieten liegende Zwede, 3. B. die zahlreichen Gefangsvereine, bie 
Mufit- und Theatervereine gemeinfame Gejelligkeit, die Vereine der Künftler 
and Künftleriunen Intereffenvertretung und gegenjeitige Unterftühung, bie 
Architektenvereine wifienfchaftliche Zwecke u. |. w. Dagegen find die Kunft- 
vereine, weldhe Kunjtausftellungen und Bertheilung oder Berlofung von Kunft- 
gegenftänben benbfichtigen, bie Vereine für künſtleriſchen Unterricht, die Ver⸗ 
fhönerungsvereine, Mufeumsvereine oder andere Vereine für Begründung und 
Unterhaltung der zur Beförderung ber Kunft ober bed Schönheitsfinnes bienen- 


waltungskunde der preuß. Monardhie. 1840. ©. 185—187 und Franß, ber 
preuß. Staat (1854) Th. J. S. 360 f. Als einige der älteften find hervorzuheben 
die 1771 geftiftete „patriotifhe” , 1808 als „naturforfchende und Inbduftriegefell- 
fhaft” nenorganifirte Geſellſchaft in Schleften, die Gefellichaften naturforjchender 
Sreunde (1778), der Freunde der Humanität (1796) und die philomathifche Geſell⸗ 
ſchaft (1800) in Berlin, die verfehiedenen Vereine für vaterländiſche Kultur oder 
Geſchichtskunde u. ſ. w. 
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den Anftalten, Anlagen und Ginrichtungen , ausſchließlich den Zweden ber 
Kunft gewibmet*). 

5. Für Handel, Gewerbe, Induſtrie und Verkehr find zahl- 
reihe Vereine thätig, welche theils durch Anregung, Belehrung, gemeinfame 
Anftalten und Berabrebungen einen beftimmten Zweig bes wirthſchaftlichen 
Lebens zu fördern, theils die Snterefien eines Erwerbs⸗ ober Berlehrözweiges 
nach außen zu vertreten, theils endlich durch Schulen, Bildungsinftitute, Zeit- 
ſchriften u. ſ. w. für intelleftuelle ober techniſche Belehrung und Yortbildung 
der Mitglieber oder auch ber Nichtmitglieder zu forgen ſuchen. Hierher ge 
bören 3. B. ber von Lift 1819 gegründete Handelsverein und bie engeren 
und weiteren Bereine, welche für Verbreitung bed Freihandelsſyftems wirk⸗ 
ten, fowie ber aus den Handelskorporationen, Handelskammern und Handelt 
vereinen bervorgegangene nationale Verband des bentichen. Handelstages. 
In ähnlicher Weiſe wirkten auf bie Gewerbegefebgebung die zahlreichen 
Gewerbe- und Induftriewereine u. |. w. ein, während daneben für bie techniſche 
Sortbildung der Gewerbe allgemeine Gewerbevereine und polytechnifche Gefell- 
ſchaften entftanden*), für die einzelnen Gewerbözweige aber fi) neben ben In⸗ 
nungen und mehr noch, wo foldhe nicht beitanden, Sachvereine bildeten, welche 
gleichfalls zur Herftellung umfaflender, womoͤglich gemeindeuticher Verbände 
mit lofalen und provinziellen Zweigvereinen neigen (3. B. norbbentfcher Apotheker⸗ 
verein feit 1820, Verein beuticher Müller und Mühlenintereſſenten, Schiffer- 
vereine und feit 1868 ber beutiche nautifche Verein u. |. w.). Beſondere Ber- 
eine find für die Intereffen des Bergbaues thätig (3. DB. die berg und hütten- 
männifchen Bereine Schlefiens, der „Berein für bie bergbaulichen Iutereflen“ 
am Rhein, ber „zollvereinsländifche Eiſenhüttenverein“ u. ſ. w.); auch fonft 
giebt es freie Vereine von SInbuftriellen und Sabrikanten gleiher Gattung. 
Auf dem Gebiet des Verkehrs endlich ermöglichen Eifenbahn-, Poft-, Telegra- 
phen⸗, Schifffahrtsvereine u. |. w. durch Kartellverträge eine einheitliche Regelung 
bes Geſammwerkehrs. 

6. Aehnlich ift die Thätigkeit der Iand- und forſtwirthſchaft lichen 
Bereine, welde für die Beförderung der Landeskultur, für die Belehrung 
und Unterftügung der Behörden und für die Berbreitung von Iandwirthichaft- 

) Nachweife über ältere berartige Vereine in Preußen b. Weber 1. c. ©. 
190. 191. 201 u. Supplement-Bd. ©. 43 f. Weber Landbeöverichönerungövereine 
(1885 in Wittenberg, 1837 in Pofen) ©. 187. 

48) Nachweiſe über verfchiedene gewerbliche Vereine in Preußen b. Weber 
Le. ©. 189 u. Suppl. Bd. ©. 45. 46. Ferner b. v. Reben, Erwerbi- und 
Verkehrftatiſtik des preuß. Staats (1858) TIL ©. 2138. 2139. Hervorzuheben 
ift beſonders der feit 1820 in Berlin beftehende Bereiu für Beförderung bes 
Gewerböjleißed in Preußen (mit 5 Abtheilungen), defien Statut b. Kampp, Ann. 
IV. ©. 753 nebſt Cirk. Reife. v. 24. Oft. 18230 ib: ©. 759. Bol. auch bad 
Statut des Gewerbevereind in Düffelborf v. 20. Juni 1886 b. Rampp L c 
XX. ©. 689. Aehnliche Vereine find feitdem in jeber größeren Stadt gegründet. 


—— — 
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lichen Kenntniffen und Intereſſen durch öffentliche Sikungen, durch Zeitichriften, 
Lefeanftalten, Mobellfamminngen, Nusftellungen, Prämien, zum Theil auch 
durch Schulen und Berjuchsanftalten zu wirken fuhen. Schon ſeit der Mitte 
bes vorigen Jahrhunderts, obwol zumächft unter dem Einfluß ber Regierungen, 
in Deutſchland verbreitet, haben fie fi nicht unr an Zahl ſeitdem außer⸗ 
ordentlich vermehrt, fondern fi auch durch Einriätung von Kreis- und Landes- 
vereinen über ben Lokalvereinen eine weitere Organifation gegeben und zu noch 
ausgedehnterer Gemeinſamkeit periodiſche Wanderverſammlungen, jeit 1837 
allgemeine Berfammlungen beutidyer Land⸗ und Rorftwirthe, veranftaltet. 
Daneben giebt es beſondere Waldban-, Weinbau, Gartenbau, Obftkau-, 
Schafzüchter-, Pferdezüchter-, Bienenwirthe-, Hopfenbau-, Seidenban-, Alkli⸗ 
mationöyereine u. ſ. w.*%). 

7. Bereine für koͤrperl iche Ausbildung find in den Schübengilben, 


%) Ueber die landwirthſchaftlichen Vereine vgl. Roſcher, Syſtem der Volks⸗ 
wirthſch. II. 8 170. ©. 482 Note 8—9 und ſpeciell über die landwirthſchaftlichen 
Bereine Preußens, deren 1838 fchon 88, 1849 aber 882 beftanden, Weber 1. c. 
S. 187—189, Supplem. Bd. ©. 44. 45. 169 f.; Zeitſchr. f. gutöherrl. u. bäuerl. 
Berbältn. Bd. L 9.8. S. 510—53; Brang 1. c. I 120f. u. 749 Rote; 
Dieterict, Handb. der Statiftit des preuß. Staats (1861) ©. 108 n. 139; 
v. Rönne, preuß. Staatör. II, 1. &. 106 Note 8 u. II, 2. ©. 289 Note 5, 
6. — Die älteften landwirthſchaftlichen Gefellfehaften in Deutfchland waren bie 
thüringiſche v. 1763, die Leipziger v. 1764, die Geller v. 1764, die fränkijche v. 
1767, die preußiichen in Breslau, Potsdam und Hamm ſeit 1770, in Mohrungen ſeit 
1791, die batrifche v. 1810, babifche v. 1819, Eurbeffifche v. 1821. Doch war bei ihrer 
Bildung meift noch der Einfluß der Regierung thätig, in Defterreich wurben bie 
Dlonomifchen Geſellſchaften in Wien, Prag, Grap, Laibach, Funsbrud, Linz, 
Brünn, Klagenfurt fogar auf kaiſerlichen Befehl eingerichtet. Die Tandwirth- 
fhaftlicden Vereine ftehen auch oft in einem gewiffen Konner mit den Staats- 
bebörben, arbeiten für file Gutachten aus und erhalten von ihnen einen Theil 
ber für Hebung der Landeskultur audgefehten Summen zur Verwenbung. Bol. 
über das Berbältuig der Special⸗ und Gentral-Bereine zum Landedölonomie- 
Kollegium in Preußen 8. DO. v. 16. San. 1842 u. Regulativ v. 25. März 1842. 
(M. Bl. f. d. i. 8. ©. 128). Die einzelnen Bereine haben meift eineu Borfigenden, 
einen ftändigen befoldeten Sekretär und periodifch gewählte Ausſchüſſe. In 
Sachſen bilden fih aus den (i. 3. 1854 137) Lokalvereinen nah Roſcher J. c. 
Note 8 5 Kreisvereine, deren VBerwaltungsausfhuß and den Vorftehern jener unb 
einem Sekretair beftebt. Die Vorfipenden und Abgeordnete der Kreiövereine nebft 
eintgen Specialfachverftändigen bilden dann ben ald berathende Kammer mit dem 
Minifterium verlehrenden Landeskulturrath. — Weber einen Berein zur Beförderung 
bes Flachs- und Hanfbau's (1850 in Berlin) vgl. M. Reftr. v. 8. Juli 1850 
(M. Bl. fd. 1.8.6. 255) u. v. 1. Juli 1851 (ib. 145); über einen Verein 
zur Beförderung bed Seidenbaus in Preußen, dem Korporationsrechte verliehen 
find, |. K. O. v. 9. Nov. 1828 u. d. Statuten b. Kampp, Ann. XII ©. 2 — 


"66. Reſkr. über Walbbanvereine b. Rönne IL, 2. ©. 260 Note 2. 


57° 


900 Das Genoffenfhaftsweien für geiftige, fittliche und ſociale Zwecke. 


den Turmvereinen und zeitweife in ben Jugendwehrvereinen mannichfacdh ber. 
vorgetreten und haben gleichfalls den Zug der modernen deutſchen Aflociation 
nach umfaflender, womöglid nationaler Gejammtorganifation bekundet. 

8. Auch Spradvereine giebt ed, bie für Reinigung ber beutfchen 
Sprache, für Pflege eines Volksdialekts ober für ähnliche Zwecke wirken. 

9. Vereine für den Schuß der Perfon oder des Eigeuthbums 
önnen, da der Staat diefe Aufgaben weientlih übernommen bat, nicht mehr 
diefelbe Bedeutung wie zur Zeit der alten Schutgilden haben. Doch kommen 
Rechtsſchutzve reine (befonders im Auslande) and jekt noch vor. Ueber⸗ 
dies Iaffen fich Fenerwehrvereine, Vereine für die öffentliche Gefundheitspflege, 
Bereine für die Rettung Schiffbrüdiger, Vereine für den Schuß ber Aus 
wanderer u. ſ. w. unter die Schußvereine rechnen. 

10. Eine fehr wichtige Rlaffe der modernen Bereine find die Bereine 
für SISnterejjenvertretung eines Standes, einer Bernföllaffe, eines Ge- 
ſchlechts. Wenn ſchon viele der biäher erwähnten Vereine, wie die Gelehrten-, 
Künftler- und Künftlerinnen-, Handeld-, Gewerbs-, Snbuftrie und Lanbwirth- 
ſchaftsvereine, neben ber Beförderung eines beftimmten Zweiges bes geiftigen 
ober wirthichaftlichen Lebens zugleich die Vertretung ber Sutereffen der biefem 
Zweige fih wibmenden Berufslaffen als ihre Aufgabe anjehen, fo iſt dies 
bei anderen Bereinen der einzige oder doch der nächſte und vornehmfte Zweck. 
Derartige Vereine können, wenn fie eine Aenderung ber focialen Lage der von 
ihnen vertretenen Klaſſen durch politiſche Mittel herbeizuführen fuchen, unter 
die politijchen Bereinigungen fallen; fofern fie dagegen lediglich durch gemein- 
fames, innerhalb der Befugniffe von Privatperfonen verbleibende Handeln, 
durch privatrechtliche Verabredungen, durch Belehrung ber Mitglieder, der 
Öffentlichen Meinung und der Behörden, oder durch Ähnliche Mittel wirken, 
baben fie einen unpolitifchen Charakter. Die Vertretung des gemeinfamen 
Intereſſes kann entweder nur einer beftimmten anderen Perjonenklaffe gegen- 
über beabfichtigt werden, wie z.B. von dem beutfchen Bühnenverein gegenüber 
den Künftlern, von manchen Vereinen der Arbeitnehmer gegenüber den Arbeit 
gebern und umgekehrt, oder fie kann gegen die gefammte übrige Geſellſchaft 
und gegen den Staat ſelbſt ftattfinden. Hierher gehören z. B. die Advokaten⸗ 
vereine, Schriftftellervereine, Vereine der Preffe, Lehrernereine u. ſ. w. Ebenſo 
bie in neuefter Zeit entjtandenen „Bereine für bie Wahrung ber Intereffen 
des Grunbbefites". Berner die Srauenfchußvereine und die Bereine „für Be 
förderung der Erwerböfähigkeit des weiblichen Geihlechts‘ 7). Beſonders wichtig 
endlich find die Arbeiternereine, welche die Berbefierung der Lage der arbeitenden 
Klafien und die Vertretung der Arbeit gegen das Kapital bezweden. Gie 
find jeit dem Jahre 1848 im werhielnder Geftalt und Ausbehnumg in das 

) Vgl. z. DB. über Gründung, Wirkſamkeit und Organifation eines folchen 
Bereind in Berlin den Aufſatz v. 3. Hirfh d. Eras, Jahrb. f. Volkswirthſch. 
Erfter Jahrgang. Leipz. 1868. S. 69 — 79. 
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Öffentliche Leben Deutſchlands eingetreten. Beftand der 1848 gegründete „Gen- 
tralverein für das Wohl ber arbeitenden Klaffen“ größtentheils aus Nichtarbeitern, 
jo traten ſchon damals ein „allgemeiner Handwerker- und Gewerbefongreß“ und 
ein „allgemeiner deutſcher Arbeiterkongreß“ zufammen, welche eine Gefammt- 
organifation mit Zweig. und Unterverbänden erftrebten. Diefe Verſuche haben 
fi) dann mehrfach erneut und feit 1863 ift neben vielen Lokalpvereinen ab- 
weichenber Richtung ein „allgemeiner beutfcher Arbeiterverein® entftanden. Viele 
Vereine dieſer Art verfolgen zugleich Bildungszwede, wie z. B. der „allgemeine 
Arbeiterbildungdverein" in Wien feit 1867, oder diefe und Unterftützungszwecke 
zugleich, wie die Handwerkervereine in allen größeren deutſchen Stäbten. 

. 411. Die Bereine anf den Gebieten der Sitte und Sittlichkeit 
theilen ſich in ſolche, die nach außen wirken, und in ſolche, die ſich ausſchließ⸗ 
lich oder zumächft anf die Mitglieder beziehen. 

a Nah außen find mancherlei Vereine für eine Erhaltung guter oder 
bie Abſchaffung ſchlechter Sitten, mehrere noch für die Hebung der Sittlichkeit 
fei es der Gejellichaft überhaupt fei es einzelner Klaffen thätig. In fpeciellen 
Richtungen wirken z. DB. die Bereine gegen Thierquälerei, die Mäßigkeitsver⸗ 
eine u. ſ. w. Allgemeinere Ziele verfolgen die Bereine für Yamilien- und 
Vollserziehung, die Vereine für Verbreitung der Grunbfäße der Moral und 
alle bereitd erwähnten Bilbungsvereine, welche neben der intellektuellen zugleich 
die fittliche Bildung zu fördern ſuchen. Hierher gehören ferner die Bereine 
für Anlage und Unterhaltung von Kleinkinderbewahranftalten, Kindergärten 
uf. w. Endlich find zahlreiche Vereine für bie Herftellung einer bereits ver- 
borbenen ober gefährbeten Sittlichfeit thätig, wie bie Vereine für Erziehung 
verwahrlofter Kinder, die Samariterherbergen für arme, verlaffene, der Ver⸗ 
wildernng preisgegebene Mädchen, die Vereine für Verhinderung bes Bettelns 
der Kinder, die Bürgerrettungsvereine und die Vereine zn fittlicher und focialer 
Herftellung der entlaffenen Sträflinge*®). 

b. Für die Beziehungen der Mitglieder zu einander ſetzt fich in einem 
großen Theil der zunächft auf andere Zwecke gerichteten Vereine der uralte 


48) Weber bie lepteren vgl. man die bei Rönne, Polizeiwefen I. 260 —267, 
I. 699—709 u. Supplem. Bb. ©. 27—33 zufammengeftellten Verfügungen 
preußifcher Regierungen und die als Anlagen mitgetheilten Statuten. — Statuten von 
Vereinen der übrigen namhaft gemachten Kategorien aus Merfeburg und Rügen 
find 3. B. b. Mafcher, das Staatöbürger- ıc., fowie die Armengefekgebung 
Preußens, im Anhang Nr. 2. 3. 4. 10. 11 abgedrudt. S. auch die Nachweifungen 
über derartige Vereine in Preußen b. Weber 1. c. ©. 206 f. u. Suppl. Bd. ©. 
50. 51. — Bol. auch die Statutenbeifpiele bei Schnell, die fociale Privathilfe, 
Berlin 1860: ©. 34 (Bürgerhilfönerein; S. 85 (Ortöverein für dad Wohl der 
arbeitenden Klaffen); S. 111 (Enthaltfamteitöverein); S. 140 (Verein für Ar- 
beitsfchulen); S. 151 (Handwerlerbildungsverein); S. 129 (Kleinkinderbewahran- 
ftalt). — Statut eined Stuttgarter Vereins zum Wohl der arbeitenden Klaffen 
im Arbeiterfreund 1867 ©. 209. 
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Gildebrauch fort, welcher eine fociale Gemeinſchaft der Bereinsgenofien herbei- 
führt und biefer durch die an die Berfammlungen ſich auſchließenden gefelligen 
Vereinigungen nnb durch regelmäßige wie auperorbentliche Bereinöfefte Ans 
brud giebt, zum Xheil aber auch noch höhere filtlihe Geuoſſenpflichten be 
gründet. “Daneben aber giebt es eine wnüberjehbare Fülle von Bereinen, 
welche ausſchließlich ober doch hauptſächlich geiellige Zwecke verfolgen, wie bie 
bald mehr nad) Ständen und Klaffen (Adel, Bürger, Oonoratioren, Dienft- 
boten, Gejellen u. |. m.) abgeſchloſſenen bald freieren Gefellichaften, Kufınc'a, 
Erholungsvereine, Klubbs, Kriegervereine, Lanbömannövereine u. f. w. u. f. w. 
Andere Berbindungen ähnlicher Art fireben über die bloße Geſelligkeit hinans 
im Sinne des alten Grundgedankens der Brüberjchaft nad) einer engeren fitt- 
lichen Genofienihaft. Als ſolche ſittlich⸗ſociale Vereine laſſen fih z. B. no 
die Yreimaurerlogen, die Stubentenverbindungen, bie Reſte der alten Gefellen- 
verbrüberungen, die dem alten Herbergsweſen gegenüber nen entftanbenen Ge⸗ 
fellenbünde und Tünglingsvereine"), ähnlich aber auch bie mobernen Oanb- 
werlervereine, Arbeiterfortbildungsvereine u. ſ. w. bezeichnen. 

12. Endlich haben neben den fortbeftehenben ober neugegränbeten äffent- 
lichen und privaten Anftalten für wohlthätige Zwecke fich jeit dem Wieder⸗ 
erwachen bes Affociationsgeiftes zahlloſe freie Wohlthätigkeitsvereine 
gebildet, welche in ber verfchiedenften Weile die Staatt-, Kommunal» und 
Korporationsthätigkeit auf dieſem Gebiete unterftügen ober ergänzen. Sie 
wirken theils vorübergehend als Hilfsvereine bei jedem Notbftand, als Bereine 
für Gründung befonderer Auftalten, für die Leitung von Sammlungen zu 
beftimmten Zweden, für Kranlen- und Verwundetenpflege währenb eines 
Krieges u. f. w., theils fuchen fie das Armen-, Kranken⸗ und Unterfiäungs- 
weſen oder einen beftimmten Zweig befielben dauernd zu organifiren, wie bie 
Armenvereine und Armenpflegevereine, die Krankenvereine, Krippenvereine, In⸗ 
validenverforgungsvereine, Vereine für arme Wöchneriunen, für ärztliche Pflege 
ber Kinder armer Eltern, für Berforgung der Armen mit Holz im Winter, 
die Sparvereine ber Minderbemitttelten, die Vereine zur Erbauung von Fami- 
lienwohnungen für unbemittelte Lente, für Errichtung öffentlicher Waſch⸗ und 
Babehäufer u. ſ. w.). Für die letzgedachten Zwecke ift im neuerer Zeit auch 
bie Form von Aftiengefellichaften angewandt worden. Insbeſondere haben 
) Diefe haben zugleich eine religiöfe Färbung und find im Anſchluß an 
die inneren Miffionen gebildet. Bol. Ritſchl, über chriftlihe Sünglings- und 
Gefellenvereine. 1852. 

so) Vgl. z. B. die Statuten von Armenpflegevereinen aus drei Merfeburger 
Parochien bei Maſcher L c. Nr. 5—7, des Frauenvereind zur Armen- und 
Krankenpflege in Halle ib. Ar. 8, des Vereins zur Erbaunng von Familienmoh- 
nungen für unbemittelte Leute in Halle ib. Nr. 9, das Regulativ für die Spar 
vereine der Minderbemittelten ib. Nr. 12. ©. auh Weber L c. ©, 81b f. u 
Suppl. Bd. ©. 221f. Frank L c. ©. 259. 387-892. 898. 899. Bgl. oben 
Note 12. 
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ch in Berlin (1848), Stettin (1853) und auderen Orten jogenannte „gemein- 
nüßige Baugeſellſchaften“ gebilbet”'), welche das Aktienkapital Iediglich mit 4 ober 
5 Procent verzinfen und dafür Hänfer mit einer Anzahl von Wohnuugen bauen, 
bie fie billig an Unbemittelte vermiethen, um allmälig das Anrecht an der 
Wohnung auf den Miether, das Eigenthum des ganzen Grundftüds aber anf 
die Geſammtheit der Mietber, die jog. „Miethögenofienfhaft", übergehen zu 
laffen (nad 30 Fahren). Hiermit ift jedoch auf der einen Seite das Gebiet 
des perjönlichen Bereinsweiens, auf der andern bad ber bloßen Wohlthätigkeit 
verlaffen und ein Schritt auf das Gebiet ber wirt hſchaftlichen Affociation 
gethan, wovon unten die Rebe fein wirb. 

IL. Einer folden Mannichfaltigkeit der Zwecke entſpricht eine aufer- 
orbentlihe Mannichfaltigkeit in der Zufammenjegung und Organi- 
fation ber freien Bereine®). Gerabe bie Geſchmeidigkeit feiner Formen ift 
ed, welche dem mobernen Bereinsweien, indem fie es für bie allgemeinften wie 
für die vereinzeliften Zwecke, für die feftefte Ständigkeit wie für die freiefte 
Bewegung gleich jehr befähigt, eine höhere und freiere Entwicklung fichert, ale 
fie bem troß feines Geftaltenreihthums im Vergleich hierzu formenarmen, 
weil dur die Formen der Bünde und Gilden beberrichten, mittelalterlichen 
Einungsweien zu Theil werben konnte. Gleihwol bat auch das moderne 
Bereinsweien bie Xenbenz, gewiffe Gruntzüge der Organifation überall in 
ähnlicher Weiſe zu verwirklichen, und es ift bezüglich ber bier befprochenen, bes 
dtonomiſchen Charakters entbehrenden Vereine ein Zuſammenhang mit der alten 
Gildeverfaſſung und ihrer Aus- und Fortbildung nicht zu verkennen. 

Die Mitgliepfhaft in allen dieſen Bereinen, mögen fie fih nun aus 
Einzelperfonen, ober (wie Poft-, KXelegraphen- und Cifenbahnvereine, der 
Sterbelafienverein deutſcher Eiſenbahngeſellſchaften, der Handelstag, der Ber 
band deutſcher Genofienichaften, viele Gejammivereine u. |. w.) aus Geſammt⸗ 
perfönlichkeiten (Gemeinden, öffentlichen Körperichaften, Wirthſchaftskorporationen 
ober andern Bereinen), oder aus Anftalten und Stiftungen, ober endlich aus 
mehreren dieſer Perfonengattungen zufammenfeßen, wird ganz wie in der älte⸗ 
fin Gilde ſowol bebingt wie beftimmt durch die beiden Momente der Per⸗ 
fönliteit und ber Sreiwilligkeit. Einzige Erwerbungsart der Mit 
gliedſchaft ift Daher der freiwillig erflärte Eintritt einerfeits, die Aufnahme 
durch den Verein ober die bazu beftimmten Bereinsorgane andererfeitt. Doc 
bat das moderne Bereinsweien in einzelnen feiner Zweige bier eine jo freie 


sn Bol. Preuß. G. ©. v. 1848 ©. 855 u. 1853 ©. 138, 1867 ©. 550. 
Das Geſetz v. 2. März 1867 (G. &. S. 385) gewährt diefen Gefellichaften 
Sportel- und Stempelfreiheit. 

se, Es verfteht ſich, dah von der rechtlichen Ratur der Vereine erft im zweiten 
Theil gehandelt werben Tann, hier nur ihren Umrifjen nad die von ber jebt be» 
ſprochenen Bereinsgattung in der Berfaffungsgefchichte ber deutichen Genofien- 
ſchaften eingenommene Stelle bezeichnet werden muß. 
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Geftalt angenommen, daß manche Vereine von vornherein erklären, daß fie 
Seven, ber feinen Namen in eine Liſte eintragen, einen Beitrag zahlen ober 
auf eine fonft beſtimmte Weife feine Abfiht, für den Vereintzweck wirken zu 
wollen, kundgeben werbe, als Mitglied anerkennen wollen. Im Allgemeinen 
ift das moberne Bereinsweien jeder Erfiufivität abgemeigt, und ber Zahl 
nah geſchloſſene Geſellſchaften möchten fi unter ben bier beſprochenen 
BVereinsgattungen Taum finden. Dies flieht natürlich nicht aus, daß je 
nad dem Zwed ber Bereine vielfach die verſchiedenſten Bebingungen ber 
Mitgliedſchaft aufgeftellt werben, daß, währen mande Bereine lediglich bie 
Uebernahme der Verpflichtung zu einem beftimmten Beitrage ober zu beftimm- 
ten perjönlichen Leiftungen fordern, andere das Vorhandenſein beftimmter 
Standes⸗, Berufs-, Geſchlechts⸗, Religions, Geſellſchafts⸗ Bildungs-, Geiftes- 
oder Körperqualitäten verlangen. Immer aber find e8 perjänlidhe Eigen- 
ſchaften nnd Willenserflärungen, welde die Mitgliedſchaft geben, unb wenn 
bei einzelnen der erwähnten Vereine Aktienmiffionen für einzelne Bereinsan- 
Ingen (Bereinshäufer, Turnhallen, Mufeen, Theater u. |. w.) vorfommen, fo 
pflegen babei, inſofern nit eben der Verein als Altiengefellihaft oder eine 
Aktiengefellihaft neben dem Verein Tonftituirt wird, zwar gewifſe befonbere 
Rechte und Pflichten durch dem Altienbefig begründet, bie efjentiellen Rechte 
der Bereinsmitgliebfchaft aber auch den Nichtaktionären vorbehalten zu werben. 
Selbft bei einer derartigen Kombination der jachenrechtlichen mit der perfän- 
lihen Grundlage, mehr aber noch in ben auf bie rein obligatorifche Beitrags 
pflicht geftellten Vereinen ift die Regel durchaus die Gleichheit der Rechte und 
Pflichten allee Mitglieder in allen Angelegenheiten bes Bereins, insbeſondere 
bie Gleichheit des Stimmrechts. Auch da, wo die Vereindbeiträge nicht nur 
nach freiem Belieben ungleich, fondern nad) einem zwingenden Bereinsftenerfuß 
abgeftuft find, pflegt durch den höheren ober geringeren Beitrag fein Unterjchieb 
bes Vereinsgenofſenrechts begründet zu werben. Kommen linterfehiebe und 
Klafien vor, fo beitimmen fi dieſe faft immer nad rein perfänliden 
Eigenſchaften (Alter, Würdigkeit, Anfehen, Dauer der Bereinsmitgliebfchaft 
u. |. w.). Ebenſo find ihrem Inhalt nad fowol die Rechte und Pflichten 
der Bereinsgenoffen gegen einander, ald die Rechte und Pflichten der Ein- 
zelnen gegen ben Verein perfönlicher Art. Se nach dem Bereinsftatut herrſcht 
bier im Einzelnen natürlih eine unüberfehbare Mannichfaltigkeit und ine 
befondere im Berbältniß des Vereins zu feinen Mitgliedern ift der Grab, 
in welchem das Individuum vom Verein abforbirt wird, und das Hecht, wel- 
ches es dafür zurüdempfängt, außerordentlich verſchieden. Bon einer fo ftark 
das Individuum unter die Bereinseinheit zwingenden Gewalt, wie die alte Gilde 
fie befaß, iſt kaum irgendwo noch faktiſch, jedenfalls nirgend mehr rechtlich die 
Rede. Allein noch beabfichtigt eine große Anzahl von Bereinen nach ihrer 
freilich rechtlich nicht ergwingbaren Verfaſſung einen faft das geſammte Leben 
ihrer Mitglieder vorübergehend ober dauernd ergreifenden Verband, während 
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bei andern eine befthräufte Summe perfönlicher Pflichten, deren Erfüllung 
durch Bereindfirafen und Vereinsgerichte gefichert wirb, und eine entiprechende 
Summe von Rechten (befonders die Theilnahme an den Beranftaltungen und 
BVortheilen bed Vereins) begründet ift, bei wieder anderen enblich die Pflicht 
der Mitglieder durch ihre Beitragspflicht und ihr Recht durch das Recht auf 
Theilnahme an einer etwaigen nicht einmal nothwendig einzuberufenden Ver⸗ 
ſammlung erfchöpft wird. Schließlich kann bei völlig freien, nicht etwa von 
der öffentlichen Gewalt mit weitergehender Bedeutung befleideten Vereinen in 
jedem Moment der Einzelne dur Austritt fein Berhältnig zum Berein, der 
Verein durch Ausſchluß ſein Verhältniß zum Einzelnen löſen. 

Die Organiſation ber jo zuſammengeſetzten Vereine, wie fie durch die 
frei gewillkürten und vermöge ber Vereinsautonomie fortgebildeten Vereins⸗ 
flatnte beftimmt wird, ift nad) Bedürfniß und Zweck fo mannichfach Jeftaltet, 
daß vielleicht jede denkbare Berfaffung in irgend einem Berein ihr Abbild 
hat. Immer finden filh als Bereinsorgane die Vereinsverſammlung und ein 
bald ans Einer Perfon beitehender bald Tollegialifcher Borftand; häufig über- 
dies Berfammlungsausfchüfie ober Repräfentanten, weldhe die Geſammtheit 
gegen den Borftand vertreten; in fehr verſchiedener Stellung und Bebentung 
enblich befolbete ober unbefolbete Vereinsbeamte für Sachangelegenheiten, für 
die Bermögensverwaltung, für die Vertretung nad außen u. |. w. Zwiſchen 
biefe verfchiedenen Organe find dann bie gejeßgebenben, richtenben, verwalten» 
den, befchliegenden, vollziehenden und Eontrolirenden Funktionen des Vereins⸗ 
lebens in überans ungleicher Weiſe vertbeilt und, wenn bei ben fefter organi- 
firten Vereinen in ber Regel jedem Organ fein jelbftändiges Gebiet überwieſen 
wird, jo giebt es anbere Vereine, bei denen faft nur durch Eines jener Organe ber 
Verein als foldder zur Ericheinung kommt. Bald liegt der Schwerpunft im Bor- 
flande oder in einem Komits, das vielleicht den Verein gegründet hat und leitet, 
obne je eine Mitgliederverfammlung zu berufen, bald bejorgt die Bereinsgefammt- 
beit alle ihre Angelegenheiten felbft. Häufig kommt es vor, daß eine Ber- 
fammlung fih zum Berein Tonftituirt, dann aber fofort ihre Befuguiffe einem 
ftändigen, fich jelbft ergänzenden Ausſchuß überträgt, der nur berechtigt, nicht 
verpflichtet wird, nah Bedürfniß eine neue Berfammlung auszufchreiben. 
Biele urſprünglich freie Berfammlungen, wie bie meilten periodifchen und 
wandernden Gelehrtenverfjammlungen, der Suriftentag, der Handelstag, der 
volkswirthſchaftliche Kongreß, die Kirchentage, die Abgeorbneten- und Partei- 
tage u. ſ. w., nehmen eine förmliche Vereinsbildung nicht einmal vor, fondern 
feßen nur einen Ausſchuß ein, der die nächte Verfammlung berufen und 
andere formale Geichäfte erledigen, bisweilen aber auch im Namen ber Ber- 
fammlung in der Zwifchenzeit für beren fachliche Intereſſen thätig fein ſoll. 
Hier bleibt e8 dann oft unbeftimmt, ob ein wirklicher Verein vorliegt, ob 
eine bloße freie Verfammlung, ob vielleicht eine zwiſchen beibem die Mitte 
baltende Affociationsform, oder ob endlich etwa ber Ausſchuß ein Verein ift. 
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"Die Natur des Ausichuffes ald Organ einer fomit immerhin, wenn andy un- 
vollfommen organifirten Geſammtheit, die dadurch ermöglichte Periodicität 
und Konnerität der Berfammlungen, das ununterbrocdhene Vorhandenfein einer 
Bertretung der affociirten Intereffen wirb wenigftens da, wo bie Vollmacht 
bes Ausihuffes nicht eine rein formale und einmalig wirkende tft, dieſe Aflo 
ciationsgebilde in der Regel juriftifch bereits als Vereine charatterifiren, wenn 
gleih die Unbeflimmtheit der Mitgliebfchaft und der Mangel eines ausbrüd- 
lich erflärten (deshalb aber doch möglicherweiie ſtillſchweigend anzunehmen⸗ 
den) Geſammtwillens, Verein zu fein, dieſe Auffaffung erſchweren. Hiſtoriſch 
and thatſächlich find fie allerdings eine Uebergangsſtufe zwiſchen Verſammlung 
und Berein, find vielfah werbende Bereine, wie deren bie fchöpferiiche Zeit 
des mittelalterlichen Cinungsweiens gleichfalls fo mannichfach anfweift. Ä 

Eine noch größere Komplikation der Bereinsorgantfationen entfteht ſchließ⸗ 
lich durch die dem mobernen Bereinäweien mit dem mittelalterlichen Ginungs- 
weien ebenfalls gemeinfame Tendenz zur Hervorbringung von Öejammtorgani- 
fationen über den inzelvereinen. Hier find vornemlich zwei Organtfations- 
formen zu unterjheiven. Entweder ift ber Gefammtverein ein Einheitsverein, 
fo daß aljo alle Mitglieber unmittelbar ihm augehören, unb es beftehen nur 
in ihm mehr oder minder felbftänbige örtliche und proninzielle lieber ober es 
werben jogar nur örtliche und provinzielle Berfammlungen ohne die Bebeutung 
danernder Theilorganismen berufen. Oder aber ed beflebt eine Summe 
felbftändiger Dereiue, die nur durch eine organifche Yöberation verbunden find, 
wobei dann zwar eine in ſehr verſchiedenem Umfange rechtlich wirkſame unb 
für ſehr verſchiedene Beziehungen Eompetente neue Einheit über den Einzel- 
vereinen entfteht, für biefe Einheit aber zunächft nur bie Vereine unb erft 
mittelbar deren Glieder ald Träger erfcheinen. 

B. Der wachſenden Bedeutung, welche das freie Vereinsweien auf politi- 
chem, geiftigem und focialem Gebiet fi in unjern Tagen errungen bat, ent 
fpricht, wie noch kurz erwähnt werben muß, eine erhöhte Berwenbung vereins- 
ähnlicher Organtfationen durch den Staat ſelbſt. Abgeſehen von ben flaat- 
lichen Zwangsorganifationen und dem Zwange zur Bereinsbilbung, tft auf ber 
einen Seite die größere Neigung zur Eollegialifhen Geftaltung ber Behörben 
hervorzuheben, welche überall Kollegien, Kommiffionen, Deputationen, Aus⸗ 
fchüffe, Repräfentantenkörper u. |. w. hervorruft unb bisweilen, wie bei den 
litterarifchen Sachverftändigenvereinen und zum Theil au bei Mebicinal- 
tollegien, Landesötonomielollegien und andern techniſchen Deputationen, ſowie 
bei den für die Verwaltung einzelner Anftalten oder ganzer Anftaltsgattungen 
beftellten Kuratorien und Kommilfionen, nahe an eine vereinsmäßige Organi- 
fatton ſtreift. Auf der andern Seite ift an bie vielfach hervortretende Richtung 
zu erinnern, gewiffe durch Amt, Beruf ober Iuterefien zujammengehaltene 

Perfonenflaffen als natürliche Genoſſenſchaften zu betrachten und ihnen in 
diefer Eigenſchaft Organe zu Eonftituiren, bie dann unter Mitwirkung aller 
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Mitglieder jenes ohne bejondere Erklärung oder Form beftehenden Berbandes 
gewählt zu werben pflegen. Ein Beifpiel hierfür bietet z. B. bie Errichtung 
ber kommerciellen und gewerbliden Kammern oder Räthe, wovon unten bie 
Rebe fein wird. Auf ähnlicher Anſchauung einer natürlichen Körperfchaft ber 
Stanbesgenoffen beruht die ftantliche Orgautfation ber Advokatenkammern oder 
der in Preußen von ben Rechtsanwalten eines Appellationsgerichtöbezirks ge» 
wählten, mit bisciplinariichen Befuguifien bekleideten Ehrenräthe. 


IL Das freie Genoffenfhaftswefen für wirthfchaftliche 
Zwecke. 
8 66. Die verſchiedenen Arten wirtbihaftlider Organismen. 

A. Die wirtbfchaftliche Organtfation, weldhe das fcheibende Mittelalter 
ber neuen Zeit hinterließ, charakteriſirte fi vor Allem dadurch, daß fie äußer⸗ 
lich und innerlih fich mit der die ganze Nation nad einem einzigen durch⸗ 
ſchlagenden Princip glievernden Gefammtorganifation volllommen bedite. 

L Alle größeren Wirtbfchaftsorganismen waren baber genoſſenſchaft⸗ 
liher Natur. Einzig in den größeren ländlichen Gutswirtbichaften beftanb 
bie ältere herrſchaftliche Wirthihaftsorganifation neben oder über ber Ge⸗ 
nofiengemeinbe in einer über ben Kreis der Haus- und Hofwirthſchaft des Ein- 
zelnen hinausreichenden Bebeutung fort, andy bier jebod durch die ritterſchaft⸗ 
lichen und landſchaftlichen Korporationen, be durch ihre gemeinfame Stener- 
verwaltung und Stenerlaffe und durch die darauf bezügliche korporative Auto- 
nomie und Oberanffiht in wichtigen Punkten auch einen wirtbichaftlichen Ver⸗ 
band begründeten, der Iſolirung enthoben. Im Uebrigen war zwar bie Wirth- 
fchaft des einzelnen Grundbefitzers, Gewerbtreibenden oder Kaufmanus herr- 
ſchaftlich organifirt: aber fie war eben für fich nur eine Hofwirtbichaft oder 
Hauswirthſchaft. während fie für alle allgemeineren, iu bas Öffentliche Leben 
übergreifenden Wirthihaftöbegiehbungen ale Glied in ber Gemeinde, &ilbe, 
Zunft ober irgend einer anderen Berufögeuofienfchaft find. Die Entftehung 
eines Temitorialftante hatte im Anfang hierin Teine Veränderung hervorge⸗ 
bracht. Entwidelte fi) zwar ein einheitlicher Staatshaushalt, jo reichte biefer 
doch zunächft nicht weiter, ald die angenblidlicdhen Staatöbebürfniffe es jebes- 
mal erforberten, und von einer principiellen Organijation ber Territorialwirth⸗ 
ſchaft durch den Staat war im 16. Jahrhundert noch wenig die Rede. Der 
Lanbesherr war ein großer Domanialwirth, aber nur der Umfang feiner Oeko⸗ 
nomie unterfchieb ihn vom Gutsherrn, und ein einheitlicher Wirthichafteorge- 
nismus gleich der Landgemeinde, Stabt ober Zumft war ber Landesſtaat nicht. 
Es gab baher auch neben ben wirthichaftlichen Verbänden keine eigentlichen 
Wirthſchafts auft alten. Wenn der Mangel von Staatsanftalten fich von 
felbft erflärt, fo waren auch Gemeinde oder Privatanftalten für Wirtbichafte- 
beförberung deshalb nicht vorhanden, weil jede Genoſſenſchaft (und als ſolche 
freilich auch die Gemeinde für ihre Bürger) ober jeder anbere Wirthihafts« 
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verband durch innere Berbanbseinrichtungen die wirthichaftlichen Bebürfnifie 
ber Glieder befriedigt. Auch die Dekonomie der kirchlichen und geiftlichen 
Berbände war in ähnlicher Weile Torporativ geordnet, und wenn die gemein- 
nũtzigen Kirchenanftalten und die frommen Stiftungen in gewiflem Siune bie 
Natur von Wirthihaftsanftalten, welche einem oͤkonomiſchen Bedürfniß der 
Gefanımtheit abhalfen, trugen, jo war doch ihr nädhiter Zweck cin geiftlicdher 
oder wohlthätiger und nur mittelbar wurben zugleich Zwecke der Bolkswirtb- 
ſchaft durch fie erfüllt. 

I. Die wirthſchaftliche Organifation des Volle fiel aber ferner audı 
innerlich mit der Gefanmtgliederung deſſelben zuſammen und hieraus ergab 
fih, daß weder Genoſſenſchaften noch Herrſchaftsverbände für lediglich wirt 
ſchaftliche Zwecke, daß weniger noch derartige Verbände für einzelne wirth⸗ 
ſchaftliche Zwecke beftanden. Es gab freilich rein zufällige ober durch freies, 
ausichlieglih von wirthichaftlichen Motiven geleitete Belieben geichaffene Ge⸗ 
meinfchaften: aber ſolche Gemeinſchaften waren dann eben keine neuen Wirth 
ſchaftsorganismen, fondern ftellten eine vertragemäßige ober gegenftänbliche Ber- 
bindung zwiſchen mehreren Inbivibnalwirthichaften ber. Aud die vorhandenen 
Geſellſchaftsformen des Handels- und Seerechts (Maflopei, ftille Geſellſchaft, 
Anmiralihaft, Mitrheberei) erhoben fih nicht über die Kollektivnerbindung 
felbftändig bleibender Einzelwirthſchaften. Wo dagegen ein neuer einheitlicher 
Wirthfhaftsorganismus über den Gliedern vorhanden war, da war berfelbe 
zugleich ein politifcher, veligiäjer, militärifher, fittliher und focialer Verband 
und er war auch in wirthihaftlidder Beziehung nicht auf Eine ber heute ge- 
trennten Seiten Stonomifcher Affociation beſchränkt, fondern verfolgte die Tota⸗ 
lität einer wirthichaftlichen Verbindung. In letzterer Beziehung ergab fich für 
die dtonomifchen Genoſſenſchaften insbefondere eine doppelte Folge. 

1. Ihrer Grundlage nad waren fie in ber Regel gleichzeitig Perſonen⸗ 
und Vermögensverbände. Genoſſenſchaften, welche von einer urfprünglich rein 
perſönlichen Berbinduug ausgiengen, fiellten fih mit ber Erwerbung eines 
Sefammtvermögens, mochte dies nun Grundbefig, bewegliche Kapital oder 
eine nußbare Gerechtſame fein, mehr und mehr anf vermögensrechtlidhe Grund⸗ 
Inge, wie fi an ber Marlgemeinde, den Gewerbögilden, den Münzen und 
anderen Amtölorporationen, vielen Brüberichaften und felbft den geiftlichen 
Körperjhaften gezeigt hat. Umgelehrt war, wo eine Tapitaliftiiche Gemein- 
ſchaft das Frühere war und daraus eine Genoſſenſchaft hernorgieng, die Tendenz 
ber letzteren ſtets auf Gerftellung einer perſoͤnlichen Verbindung neben ber 
vermoͤgensrechtlichen gerichtet, fo daß Hier nicht ehwa (wie bei ber Altiengefell- 
ſchaft) eine durch die Vermögensgemeinfchaft bedingte und beftimmte und ledig- 
lich dieſer dienende Genofſenſchaft entſtand, ſondern ein perjönlicher Wirth 
Gaftsverein, ber gleichzeitig auf Friedens- Rehte-, Lebens · und Gittengemein- 
ſchaft zielte. Das Reſultat war, daß alle Genoſſenſchaften von irgend hewor · 
ragender wirthſchaftlicher Bedeutung in ihrer Grundiage und Organiſation 
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eine Miſchung des perjönlich-öffentlihen und des jachlich-privatrechtlichen Ele⸗ 
mentes enthielten, | 

2. Ebenſo wurden dann auch die verfchiedenen wirthichaftlichen Zwede 
ungetrennt von bemfelben Genoflenihaftsorganismus verfolgt. Er war vor 
Allem gleichzeitig Wirthſchaftsgenoſſenſchaft und Genoſſenſchaftswirthſchaft. Eine 
Wirthſchaftsgenofſenſchaft, welche als eine Wirtbichaftsallgemeinheit den Schuß, 
bie Unterftühung und die Beförderung der in ihr enthaltenen Einzelwirth- 
haften bezweckt, felbft aber nur infoweit wirthichaftet, als der Genoffenichafts- 
zwed dies forbert, — und eine Genofjenichaftewirthichaft, bei welcher die Ge⸗ 
ſammtheit als ſolche wirthichaftet, hierfür fih organifirt und die von ihr er- 
griffenen Stüde der Einzelwirthſchaften nur als Faktoren einer einheitlichen 
Gemeinwirtbichaft betrachtet: Beides war in den alten Genofienverbänben un- 
geichieden und unfcheidbar enthalten. Ein Berein für Wirthichaftspolizei und 
Birtbihaftsunterftügung, ein BVerfiheruugs- und Krebitverein, häufig, wenn 
man modern fprechen will, auch eine Rohſtoff⸗ Magazin- und Konjumgenoffen- 
haft, war jede Zunft zugleich eine produktive Erwerbsgeſellſchaft. Jede Markge- 
meinde vereinte die Eigenfchaft einer ländlichen Produktivaſſociation mit der 
Eigenſchaft eines Schuß- und Unterftügungsverbanbes für die Zwecke der Ein- 
zelwirthichaften. Und jo war überall mit der Fürſorge der Gejammtheit für 
die Oekonomien ihrer Glieder zugleich ein theilweiſes Aufgehen der Einzelöfono- 
mien in einer felbftändigen Gemeinwirtbichaft verbunden, — wenn nicht etwa, 
wie in den Klöftern und bei manchen Brübergemeinfchaften, eine kommuniſtiſche 
Geſammtwirthſchaft die Einzelwirthichaften völlig verichlang. 

B. Mit dem in allen Berbältniffen feit dem 16. Jahrhundert fi voll- 
ziehenden WBechfel mußte fi allmälig aud die Geftaltung ber Wirthichafts- 
organismen volllommen verändern, um ſodann neuen Veränderungen in unjerm 
Jahrhundert entgegenzugehen. 

I. Die innere Auflöfung aller zwiſchen Staat und Individuum mitten- 
inneftehenden, fei es gemofienichaftlichen, fei es berrichaftlichen Verbände, die 
Abforption ihrer Sffentlichrechtlihen Elemente dur den Staat ımb ihre Ein- 
ſchränkung auf die privatredhtliche Sphäre mußte in wirtbichaftlicher Beziehung 
das korreſpondirende Refultat haben, da jede Bedeutung einer wirthichaftlichen 
Allgemeinheit auf den Staat übergieng, dem Stante gegenüber aber nur 
Privatwirthfchaften eriftirten. Der Staat erhob fih feiner Aufgabe gemäß 
zum oberften Wirthichaftsorganismus: aber wie er auf allen Gebieten nicht 
blos die oberfte, jondern die einzige Allgemeinheit fein wollte, jo jollte auch in 
der Staatewirthichaft jede andere Gefammtwirthichaft als abbängiges und un- 
jelbftändiges Glied aufgehen; es follte außer einer mannichfach geglieberten 
Staatswirthihaft nur Individualwirthichaften geben. Die unmittelbare oder 
mittelbare Staatsanftalt für wirtbfchaftliche Zwecke, mit der fih dann freilich 
eine mehr oder minder Torporative Berfaffung kombiniren konnte, wurde fo 
bie berrichende Form wirthichaftliher Organifatiog, während ber jelbftändige 
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Senofjenverbaub für Wirthſchaftszwecke mehr und mehr verihwand. Erſt in 
neuerer Zeit erhebt fih dann gegen wirthſchaftliche Gentralifation und Atomi- 
firung von ber Grundlage der Einzelwirtbichaft ans bie freie Aflociation in 
ber boppelten Form der Kapitalövereinigung umb ber perjönlichen Genofien- 
haft unb erringt den Gefellichaftswirthichaften zwifchen dem Staat unb ben 
Einzelnen von Neuem eine wichtige und unabhängige Stellung. 

1. Die mittelalterlihen Wirtbfchaftsnerbände zumächft giengen baber 
ihrer langſamen Auflöfung entgegen. Gemeinden, Sunungen, Züufte, Gefellen- 
brüberfhaften und alle anderen Körperfchaften, welche eine wirtbfchaftliche Seite 
hatten, wurden nicht nur in politifcher, poligeilicher, fittlicher Beziehung zu 
Staatsanftalten, fondern fie wurden aud in Bezug auf Wirthſchaftsſchutz und 
Wirthſchaftsfoͤrderung als Staatsanſtalten behandelt und behielten höchftene 
als Gemeinſchaften für Befit und Ausnutzung eines Bermögens ober nußbrin- 
gender Privilegien eigene Bebeutung. Ebenſo aber wurben bie berrichaftlichen 
Wirtbihaftsnerbände zerjeßt: fofern ihnen die Stellung eines öffentlichen Or- 
ganiemus blieb, wurde ihr Vorſteher (3. B. der Gutsherr) Unterbeumter bei 
Staats, im Mebrigen bagegen verwanbelten die Beziehungen zwiſchen Daupt 
and Gliedern (Gefinde, Lehrlingen, Gefellen, Tagelöhnern n. f. w.) fih im 
ein rein obligatoriſches, privatrechtliches Verhältniß. 

2. Die Aufgaben einer wirtbichaftlichen Allgemeinheit löfte der Staat 
entweder unmittelbar durch feine Behörden, ober durch die von ihm für Wirth- 
ſchaftsſchutz, Wirthſchaftspolizei und Wirthihaftöförberung eingerichteten An- 
ftalten. Sofern er ſolche Anftalten nicht durch Benutung der in die Staat 
wirthichaft gezogenen älteren Verbände gewaun, errichtete er neue Anftalten 
für einzelne Zwede ober ließ fie von Gemeinden und Körperfchaften unter 
Staatskontrole errichten. So traten als unmittelbare oder mittelbare Staats- 
inftitute Verkehrsanſtalten, Banken und Krebitinftitute, Börfen, Leihhäuſer, 
BVerfiherungsanftalten, Wittwen- und Penfionskaffen, Sparkafien, Zwangskafſen 
ber Bergarbeiter und Handwerksgeſellen, Landeskulturinftitute u. ſ. w. in's 
Leben. Der Staat trat aber ferner in einer Reihe von Wirthſchaftszweigen 
jelbft als Grundbefiter, Kaufmann, Snbuftrieller und Gewerbtreibender er 
werbend auf und begründete zum Theil mit monopoliftiihen Rechten eine 
große Anzahl von ftantlichen Erwerköinftituten, ja er nahm die erften fich bildenden 
größeren Erwerbsgeſellſchaften bergeftalt in feinen Dienft, daß auch diefe fih 
als Stantsanftalten mit geſellſchaftlicher Struktur harakterifirtn. Doch mußte 
in beiden Beziehungen, für Wirthſchafts- wie für Erwerbsorganijation, mehr 
und mehr die zu neuer Kraft erwachende freie Affociation herangezogen werden, 
und in einer Reihe neubegründeter Wirthfchaftsinftitute findet fih daher ſchon 
ſeit dem 18. Jahrhundert die Genoſſenſchaftsverfaffung in bedeutender Stellung 
mit der Anftaltöverfaffung kombinirt. 

3. Die felbftänbige wirthſchaftliche Affociation Einzelner dagegen konnte 
in dieſem Syſtem nur als eine verftärkte Privatwirthichaft gelten. Stand 
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einer ſolchen Auffaffung weber bei den Affociationen Gleichſtehender in ben 
die Einzelperfonen nur kollektiv verbindenden Societäts- und Kommunionever- 
hältniffen, noch bei der Affociation bes Kaufmanns, Gewerbireibenden ober 
Gutsherrn mit feinen Gebilfen und Arbeitern zunächſt ein Hinderniß ent- 
gegen: fo entſprach fie Doch den thatjächlichen Verhältniſſen da nicht mehr, als 
mit dem gewaltigen Aufihwung ber modernen Wirthſchaft fi) aus der ein- 
fahen Erweiterung der Individnalokonomie neue umfaffende Wirthichafts- 
orgauismen berausbilbeten. Sole Wirthſchaftsorganismen aber entftanden 
auf rein vermögensrechtlicher Grundlage in doppelter Geſtalt, als Kapitals- 
berrihaft und als Kapitalsgenoffenichaft. 

a. Die Kapitals herrſchaft ſchuf in dem Verhältniß von Unternehmer 
und Arbeitern eine nene Form bed wirthichaftlichen Herrſchaftsverbandes, dem, 
ob er gleich thatjächli ein ebenfogut in das äffentlihe wie in das private 
Recht eingreifenber, felbftändiger Organismus ift, das heutige Recht principiell 
nur bie Bebentung einer Summe von Privatredhten zwiichen Einem und 
Bielen zugeſteht. Iu einzelnen Beziehungen freilich haben die Geſetze dieſes 
Princip nie durchgeführt ober bereits wieder aufgegeben. Bon ben noch mit 
ber Bedentung einer Gemeinde fortbeftehenden ländlichen Gutsherrſchaften 
braucht dies nicht beſonders erwiefen zu werben. Wenn aber and Fabriken 
unb gewerbliche Stabliffements beifpieläweife eine politifche Vertretung in Kreis- 
oder Bezirköverfammlungen erhalten; wenn fie bei der Befteuerung als Ein- 
heiten gelten; wenn eine oberfte Regulirung zwifchen Arbeitgebern und Arbeit 
nehmern von Staatöwegen eiutritt oder (wie nad den neuen fächfiichen, 
thüringifchen, braunfchweigiichen, badifchen und württembergiichen Gewerbeord⸗ 
nungen) bei Bereinigungen von mehr ale 20 Gehilfen in gemeinjchaftlicher 
Werkftatt, in Defterreih bei jedem größeren Etabliffement Erlaß und Publi- 
Tation einer (in Braunſchweig fogar Ianbespolizeilih zu genehmigenden uub 
zu überwachenden) Fabrik. oder Dienftorbnung geſetzlich erzwungen wird; wenn 
ber Staat für die einzelne Fabrik bie Bildung einer Unterſtützungskafſe 
unter verhältnigmäßiger Theilnahme des Herrn umd der Arbeiter obligatorifch 
macht: jo Tiegt hierin offenbar die Rechtsanfchauung, daß auch diefe Verbände 
organische Einheiten von öffentlicher Bebentung find. 

b. Die Kapitals gen oſſenſchaft fand nad mehreren unvollfommeneren 
Vorſtufen in der Altiengefellfchaft ihre Vollendung. Daß darin nicht mehr 
blos eine Erweiterung der Einzelwirthichaften durch Societät oder Sachge⸗ 
meinjchaft enthalten fei, wie viele Juriſten jo lange behaupteten, ſondern die 
Schöpfung eines neuen Wirthſchaftsorganismus, ift dem Stante nie entgangen. 
Denu nicht blos infofern, als her Zwed der Gejellichaft ein Sffentlicher war, 
wie die Errichtung von Unterftügungs-, Berfiherungs-, Kredit ober Verkehrs⸗ 
anftalten, trat der Staat fonceffionirend und beanffichtigend ober felbft mitleitend 
ein: ſondern er beanfprudhte von Aufang an ganz mabhängig von jenem 
Zwed tie Staatsauffiht über das innere Leben der Gefellichaft und nach ber 
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Genoſſenſchaft zu unterſcheiden. Auch die letztere treibt freilich eine beſondere 
Genoſſenſchaftsoͤkonomie: dieſelbe ift aber bei ihr lediglich Mittel für bie 
anberweiten Kärperjchaftszwedte, welche, ſoweit fie wirthſchaftlicher Natur find, 
in Schu und Unterftühung, beziehungsweile in eutiprechenber Beichränkung 
der Einzelwirthfchaften beftehen. Solche Zwede koͤnnen fi) mit politifchen, 
religiöjen, fittlichen und focinlen Zweiten verbinden und find damit insbefondere 
verbunden bei jeber auf die Totalität des Menſchen gerichteten Gemeinfchaft, 
jo dag fih als Wirthichaftögenofienfchaften diefer Art auch heute noch Ge 
meinde und Staat nad ihrer Einen Seite hin charakterifiren. Es können 
aber auch Genoffeufchaften für fpecielle derartige Zwecke zwangsweiſe oder frei- 
willig organifirt fein und find in der That in ueuerer Zeit im rveichfter Fülle 
dafür begründet. Ihnen ftehen auf ber andern Seite Genoffenfchaften gegen- 
über, welche nur Mittel für den Zwed einer Gemeinwirthichaft find, bei benen 
anbere Zwecke hoͤchftens im untergeorbueter Stellung und als das nicht princl- 
paliter, jondern nur mittelbar Gewollte, für die rechtliche Geftaltung Uner- 
bebliche vorkommen, die mithin in der Regel als Erwerbögefellihaften, mitunter 
wol auch als Geſellſchaften für Kapitalanlage ben Betrieb einer aus dem 
Vermögen ober aus den Kräften der Mitglieder zufammengefegten Wirthſchaft 
zum unmittelbaren und pofitiven Inhalt der Vereinsthätigkeit machen. Solche 
Geſammtwirthſchaften zu fein, haben heute alle Zwangsgenoffenfchaften, haben 
vor Allem Staat und Gemeinde, ebenfo aber Die gewerblichen Zwangöverbände 
n. |. w. aufgehört. Es giebt daher für den Zweck einer Gefellichaftswirtbichaft 
nur noch freie Affoctationen, ſei es bes Kapitals (Gewerkichaften, Reſte der 
Markgenoſſenſchaften, Aktiengeiellichaften), fei es der Arbeit. 

C. Da die herrſchaftlich organifirten Wirthichaftsnerbände und die reinen 
Wirtbichaftsanftalten nicht in unſere Aufgabe fallen; da von der wirtbfichaft- 
lichen Seite ber Gemeinden, des Staats und aller zunächft und überwiegend 
für andere Zwecke beftimmten Genofienichaften bereits die Rebe war: fo bleibt 
bier nur noch die Geſchichte des für ausſchließlich ober vorherrſchend wirth- 
ſchaftliche Zwecke beitimmten freien Genoſſenſchaftsweſens, beziehungsweife ber 
in den für foldhe Zwecke begründeten Zwangsverbänden enthaltenen genoffen- 
fchaftlichen Elemente zu behandeln. Dabei ift zu berüdichtigen, daß alle dieſe 
Bildungen nit nur außer ihrer rechtlichen Seite eine Reihe meift ungleich 
wichtigerer Seiten für andere Lebendgebiete haben, jondern dag aud im Nechtt- 
gebiet felbft der bier allein in Betracht Tommende Umftand, daß und in wel- 
her Weiſe fie Genoflenfchaften find oder genofienfchaftliche Elemente enthalten, 
ihr Weſen keineswegs erihöpft und oft fogar für ihre. Geſammiftellung von 
nur geringer Erheblichkeit iſt. Daraus ergiebt ſich zugleich, dak, wenn bier 
ihre Klaſſifikation Tediglich nach dieſem Ginen Gefichtspunkt erfolgen muß, die 
felbe eben eine einfeitige ift und bei allgemeinerer Behandlungeweiſe unpaffend 
wär. So kommt 3. B. bei einer Aktiengefellichaft für Bank⸗ ober Kre 
ditweſen und bei einer andern Aktiengefellihaft für den Betrieb einer 
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Spinnerei ganz allein der beiden gemeinfame Umftand, daß fie Aktiengeſell⸗ 
haften find, für uns in Betracht, während doch außerdem jene vor Allem als 
ein Bant- und Kreditinftitut, dieſe als ein Fabrikherr fich im Rechtsleben 
geltend macht. Und wenn Berfiherungsgefellichaften auf Aktien und auf 
Segenfeitigkeit in Bezug auf das Berficherungsweien nur als Unterarten ber- 
jelben Anftaltsgattung erjcheinen, fe find Hinfichtlich der hier allein relevanten 
Stage nach dem fie beherrſchenden Geſellſchaftsprincip beide weniger nahe mit 
einander verwandt, als bie eine mit einer bergrechtlihen Gewerkſchaft und 
die andere mit einem Komjumverein. Bon biefen Gefichtspuntten aus find 
nunmehr zuerſt bie gewerblichen Genofjenjchaften älterer Art und bie Verſuche 
ihrer Neugründung, demnächft die Vermögensgenoſſenſchaften, endlich bie per- 
fönlichen Genofienfchaften für Wirthihafts- und Erwerbszwecke ihrer rechts⸗ 
hiſtoriſchen Seite nach noch zu befprechen. 


867. Die Schidfale der alten Gewerbögenoffenfhaften. 
A. Das Zunftmwejen‘). Haben wir bei der Darftellung des mittel» 
alterlichen Zunftweiens, weldhes dem deutfchen Handwerk und felbft der deut- 


7) Man vergl. bier außer ber zu $ 88 citirten Litteratur: a) die fyftema- 
tifchen Bearbeitungen des Handwerkerrechts aus dem 17. und 18. Jahrhundert. 
Eine Reihe von Traktaten über die einzelnen Theile des Handwerkerrechts gab 
Adr. Beyer heraus; hierher gehört befonbers der tr. de collegiis opificum. 
Jenae 1688. Aus Beyer's Abhandlungen, den Statuten und Gefepen ftellte 
Struve fein weitläufiged Systema jurisprudentiae opificiariae, 3 tom., Lemgor 
1738, fo). zufammen. Bon älteren Schriften ift Fritsch, de collegiis opificum 
eorumque statutis, Rudolst. 1669 zu erwähnen. Beſonders das hamburgiſche 
Recht berüdfichtigt Lutterloh, de statutis collegiorum opificum eorumque 
usu et abusu ıc. Gott. 1759. Vornemlich von civiliftifhem Standpunkt be 
banbelt Heineccius, de collegiis et corporibus opificam, Opera II. Nr. 9 ©. 
367 in C. II die Zünfte, nachdem er in C. I eine Gefchichte ver römischen Hand» 
werkerzünfte gegeben. Vgl. auch Strauch, de collegiis opificum. Aus diefen 
Schriften und den Reichsgeſetzen fchöpfen Fricke, Grundſätze des Rechts ver Hand» 
werfer, Gött. u. Kiel 1771, Weiffer, das Recht der Handw. Stuttg. 1779 und 
Kreittmayr, vom Hanbwerkerrecht, in den Anmerf. zum Cod, Max. Bavar. 
(1768) c. 27. ©. 1797 — 1885, audy bei Ortloff, Corp. jur. Opif. S. 441 — 
482 abgedrudt. Ausführlicher auf die Landesgefepe geht ein Ortloff, das Recht 
ber Handwerker, Erlangen 1803. — b) Die betr. Abfchn. der beut. Privatrechte, 
bei. Runde 3 466— 478, Eichhorn 8 381— 5385, Befeler $ 211. — c) Ueber 
Sitten und Gebräuche vgl. Berlepſch, Chronik der Gewerke, ©. Gallen. Bb. I. 
allgemeine Chronik, die folgenden Bde. Chroniken der einzelnen Gewerke ent- 
baftend. — d) Bezüglich der nationalöfonomifchen Seite vgl. man über die feit 
ber legen Hälfte des vorigen Jahrhunderts fehr mafjenhafte Litteratur bie bezügl. 
Nachweife b. Rofcher, Syften, und Rau, Volkswirthfchaftspolitik, ſowie Die 
betreffenden Abſchn. diefer Werke felbfl. Berner die Artikel „Gilde”, „Ge⸗ 
felle und „Gewerbe von Hafemann, in der Encykl. v. Erfh u. Gruber 
L, 67. S. 277— 281. I, 65. S. 852 —406. I, 63. ©. 379 —484. Maſcher, 
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ſchen Kunft der Hebel einer fo großartigen Eutwidlung geweien war, bed) be» 
ſonders im 15. und beginnenden 16. Jahrhundert bereits überall bie Reime 
des langſam nahenden Berfalld wahrzunehmen vermocht, fo fehritt nunmehr im 
Vebereinftimmmung mit ben Wandlungen bes beutichen Genofienichaftsweiens 
überhaupt bie innere Degeneration der Zunft zum priwilegüirten Corpes unb 
bie gleichzeitig von außen kommende Herabſetzung berjelben zu einer wit jurifti- 
ſcher Perſonlichkeit begabten Stantsanftalt unaufhaltiem fort. Weit belannter 


Velen einer gewerblichen Korperſchaft. 

L Die innere Veränderung ber Zunft, im 15. Jahrhundert begimend, 
im 17. und 18. Jahrhundert vollendet, vollzog fi) unter dem Einfluß bei 
den alten Genoffenichaftefinn verbrängenden „Zunftgeiftes” , der gerabe unter 
den Handwerkern fo mächtig emporwucherte, bag ber Ausdruck als Begeidhauumg 
für die Richtung eines ganzen Zeitalters üblich werben Tonnte. 

1. Unter dem Einfluß biefes Geiftes wandelte ſich bie im Handwerker⸗ 
ftande lebende Grundanſchanung vom Weſen ihrer Berbände. Grundlage und 
Zwei der Zunft wurbe ftatt ber freien Einung der Deruftgenofien das zum 
„Privileg” und womdglih zum „Monopol geftaltete Recht auf eine beftimmte 
Art des Gewerbebetriebs. Hatte einft das Weſen ber Zunft als einer freien 


Amts wich dem eines privatrechtlichen Privilege, der Zunftzwang wurde ans 
einem Mittel, Gewerbireibende gleicher Gattung in vie Genofienfchaft zu 
zwingen, zu einem Mittel, Unzünftige vom Gewerbebetrieb auszufchliefen, bie 
Zunft ſelbſt wide für die Mitgliever aus einem Gemeinweien im Kleinen 
zu einem privatrechtlichen Inftitut für Verwerthung und Ausnutzung bes ge 
meinfamen Privilegs. Es war nur die anbere Seite biefer Entwicklung, wenn 


Gewerbeweſen S. 291 —477. ©. bei. au Ab. Weiß, über das Zunftweien 
und bie Frage: find bie Zünfte beizubehalten ober abzuichaffen? Frautf. 1796. 
Schäffle, Abbruch umb Neubau der Zunft in der BVierteljahrsidrift 1856 ©. 
78 und den Auffag „SGewerbe" im Staatswörterbuch IV. S. 818-386. 

Als Quellen kommen jet weniger bie Zunftrolfen, als die zablreichen Privilegien, 
Polizel- und Handwerksordnungen ded Reichs und ber Territorien in Betradt. 
Die älteren findet man b. Struve und Beyer; bie Gefepe des 17. u. 18. Jahrh. 
find bei Ortloff, Corp. jur Opificiarii, 2. Aufl. Erlangen 1820 gefammelt. 
Die Reihögefege b. Gerſtlacher, Handbuch der Reichsgeſ. Bd. IX. ©. 1733 — 
1780. Ueber Prenfen Bergius, bie preuß. Gewerbegefepgebung. 1857. Die 
neneren Gef. ſ. zu $ sog. _ 
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auch ber fittlicde Inhalt der Zunft: mehr und mehr verloren gieng, wenn bie 
alten &enofientugenden des Standes in die entſprechenden Fehler umfchlugen, 
— ber Gemeinfinn in Korpögeift, das Streben nah Macht, Ehre und An- 
fehen der Genoſſenſchaft in egoiſtiſche Gewinnſucht, der alte Handwerkeſtolz in 
Heinliche Gitelkeit, die Ehrliebe in gefpreizte, oft nur ber Selbftfucht als Deck⸗ 
mantel dienende Ehrſucht, die Pietät für die Sitte in leere Geremonielliucht, 
bie Abſchließung gegen das Unwürdige in engherzige Exkluſwität, der Stun 
für bie Brüderlichleit und Gleichheit in Konkurrenzfurcht und Brobneib, das 
Iebenbige Gefühl für das Öffentliche Leben in den Partikularismus einer anf 
ihe Monopol pochenden Koͤrperſchaft. 

2. Bezüglich der Zuſammenſetzung ber Zunft mußte hiernach immer 
mehr bie Anſchauung überwiegen, daß die Mitgliedſchaft in ihr eine unter 
den Folgen des Gewerberechts, nidyt mehr das Gewerberecht Ausfluß der Mit- 
gliedſchaft ſei. An Stelle der Grunbfähe über Aufnahme in bie Genoflen- 
ſchaft traten daher Grunbfähe über Erwerb und Berluft des Meifterrechts, 
welches dann als eine ber in ihm enthaltenen Befugnifle von felbft die Kor- 
porationsmitgliebichaft gab”). Diefe Grundſaͤtze aber fuchte die Zunft, fo wiel 
am ihr war, im Sinne rein priuatrechtlicher Behandlung bes Meifterredhts zu 
geftalten. Als begehrenswertheftes Privileg erftrebte fie daher vor Allem bie 
Geſchlofſenheit. Wollte dann ein Nichtmitglied von ben nad Zahl und 
Umfang firirten Rechten ein vakant geworbenes erwerben, jo galt bies als 
ein Kauf befielben von der Zunft, an bie bas Recht zurückgefallen war; ja, 
mit den durch bie Zunftverbinbung hervorgebrachten Beſchraͤnkungen, konnte 
and ber einzelne Meifter fein Gewerbereht und damit feine Mitglienfchaft 
verfaufen?). Die von je deu geborenen Genofſen gewährten Erleichterungen 
wurden nunmehr bergeftalt vermehrt und ausgebeutet, daß oft das Handwerk 
gerabegu als das erbliche Befitzthum einer Anzahl von Samilien erſchien), 
privaterbreihtlich wurbe das jetzt bisweilen fogar anf Meiftertöchter auge 


9 Bol. z. B. in ben Herz. Sachfen-Koburg- Saalfeldiſchen allg. Innungsgef. 
v. 35. Mai 1808 6. Ortloff, C. J. O. ©. 595f. Cap. IV (wegen Gewinnung 
unb Verluſt des Meiſterrechts) u. Cap. V „von den Borrechten und Pflichten 
zänftiger Meifter“, wo in $ 113 u. 118 bie Mitgliebfchaft und das Stimmrecht 
in ber Innung, fowie bie Benupung des Korporationsvermögens als bas fünfte 
diefer Vorrechte“ aufgeführt wird. 

2), Bol. aber Rote 49 zu 5 88. Das Nene Hamburg. Reglem. z. B. v. 
. 1710 b. Drtloff, C. J. O. &. 880 tit. 12 art. 6 u. 8 läßt ebenfowol Berlauf 
ald Verpfändung bed Amts zu. Die Babifche Zunftordn. v. 25. DE. 1760 
ib. ©. 242 art. 48 Inüpft ben , Verkanf“ des Meifterrehtö an obrigkeitliche 
Erlaubniß. 

9 Bon Seiten ber Obrigkeit freilich hielt man immer feft an dem Princip 
ber Pardömie „die Kunft erbt nit”. Kreittmayr Lo. 821. Vgl. aber oben 
Note 58 f. zn 5 38. 
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wandte") Recht der Meifterwittwe aufgefaßt und in Bezug auf Fremde gieng 
man in vielen Statuten fo weit, die Heirath einer Meifterwittwe ober Meifter- 
tochter für den Gefellen zur unerläßlichen Vorbedingung der Aufnahme zu 
machen, verheiratheten Männern aber den Ciutritt überhaupt zu verfagen. 
Schlimmer noch war, daß, wo eine direkte Schließung der Zunft nidyt durch 
zufeßen war, nnwürbige Umwege zur Erreichung dieſes Ziels beitreten wurden. 
In diefen Sinne wurden fchon für den Lehrling die Borbebingungen bes 
Eintritte, die Einfchreibe und Aufnahmegebühren erhöht; es wurden jobann 
Lehrzeit und Lehrgeld, bie Losſprechung und die oft Davon noch getrennte Geſellen⸗ 
aufnahme erjchwert; dem Gefellen mwurben jobann durch Berlängerung ber 
Wanbderzeit und mannichfache Vorfchriften über Dienft-, Yrobe- und Muthzeit 
Hinberniffe bereitet; vor Allem aber wurde ſchließlich das Meifterftück zu Chikanen 
aller Art gegenüber demjenigen, den man von ber Konkurrenz ansichliehen 
wollte, benutt, indem übermäßig Eoftipielige und nuhlofe Arbeiten, oft bloße 
Bravourftücde, und mancherlei leere Aeuperlichkeiten verlangt und zuletzt viel- 
leicht dennoch unter nichtigen Borwänden brauchbare Arbeiten verworfen wurben. 
Neben ſolchen gewerblichen Erfordernifſen wurden auf jeder Stufe ber Zunft⸗ 
leiter ſchwere Gelbpräftationen, Toftipielige Schmäufe, Erpreffungen aller Art 
den Anfteigenden aufgebürbet und bie genaue Erfüllung eines finnlos gewor- 
denen Rituals gefordert. Was am tiefften in den Berfall des Zunftweiens 
einblicken läͤßt, war bie Art, wie man bierbei die alte ftolge Genoffenfchafts- 
ehre, welche in der Pardmie „das Handwerk fol jo rein fein, als hätten es 
die Tauben zufammengelefen“ ihren Ausbrud fand, zu Gunften intereffirter 
Selbſtfucht ausbeutete und unter dem Vorwande der Zunftehre die Tächerlidh- 
ften und abgejchmadteften Gründe für Verſagung bes Eintritts oder Erzwin⸗ 
gung des Austritts erfand. Nicht nur, daß man an der Ausichliefung unehelidh 
oder wendifh Geborner fefthielt: man erflärte auch eine immer vermehrte 
Anzahl von Beſchäftigungen für „unehrlih" ober „unrein” und verjagte ben 
Kindern und felbft Enkeln nicht blos ber Abbeder, fondern der Leinweber, 
Barbiere, Müller, Zöllner, Stabtknechte, Gerichtsdiener, Thurm-, Holz- und 
Selbhüter, Tobtengräber, Nachtwächter, Beitelvägte, Guffentehrer, Bachfeger, 
Schäfer, Mufitanten u. ſ. w. die Erlernung einer ehrlichen Kunſt. Man 
ſchloß nicht blos Verbrecher, jelbit wenn fie ihre Strafe abgebüßt, ſondern 
wegen der Schuld der Frau den Ehemann, wegen der Schuld der Eltern bie 
Kinder aus und ließ Perjonen, die ben Berbacht eines Verbrechens oder bie 
Solter erbuldet hatten, troß nachher erfolgter Sreifprehung nicht zu. Sn ab 
furbefter Weife nahm man bei eingebildeten und äußerlichen Verſtößen, 3. 8. 
wenn Jemand einen Hund ober eine Kate getöbtet, ein Aas angerührt, einen 
erhängten Selbftmödrber abgejchnitten, Vieh vergraben, unmwiffend mit einem 
Abdecker gegefjen oder getrunfen, ihn ober fein Weib oder Kind zu Grabe 


) ®gl. Beyer, tract. de tyrone c. 48 3 ©. 21. Fride $ 58. 
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getragen oder geleitet hatte, Verluft der Haubwerköchre an. Und indem man 
eine ähnliche Reinheit von ber Frau bes Meifters verlangte, kam man in- 
direkt dem Heirathszwang zu Hilfe Kurz, man ließ fein Mittel unverfucht, 
um in kleinlicher Furcht vor einer fogenannten „Ueberſetzung“ des Handwerks 
zu Ounften bes hergebrachten Schlendrians das natürlihe Recht auf Arbeit 
zu verfümmern. 

Neben den Meiftern als den Vollgenofien der Zunft traten die Gefellen 
mehr und mehr aus dem Verhaͤltniß ber Schubgenoffen in das der Ungenoffen 
über. Blieben bie Lehrlinge eine bloße Worbereitungsftufe, fo wurden bie 
Geſellen ein eigener Stand, der als ein von dem Zunftprivileg und mithin 
von der zünftigen Korporation felbft ansgefchloffener Arbeiterftand, aus dem 
Manche nie, Andere ſpät zur Meifterfhaft zu gelangen hoffen Tonnten, ben 
Meiftern gegenfäglich gegenübertrat. Als Symptome diefer Wandlung bezeich- 
neten wir ſchon oben bie mehr und mehr das gemeinfame Gewerbsinterefſe 
vertretenden Gefellentorporationen, welche ein durch ganz Deutihland geltendes 
Sefellenrecht, Gefellenbräuche und Gefellengerichte erzeugten. Länger als bie 
Meifterzünfte wahrten dieſe Gejellenuerbände den freien Charakter und den 
auf dad Allgemeine gerichteten Sinn®). Schließlich mußten auch fie dem all. 
gemeinen Berberb bes Genoſſenſchaftsweſens erliegen und verloren Damit jede Wi⸗ 
derſtandskraft gegen bie. mit unerhörter Härte fie verfolgenben obrigkeitlichen Verbote. 

3. Wenig änberte fi) äußerlich, — foweit eben gegenüber ber Obrig« 
feit der Zunft ein Selbftregiment verblieb, — die Zunftorganifation. 
Ihr inneres Weſen jedoch wurde, wie bei allen anderen Korporationen, 
oligarchiſch geftaltet. Beſchwerden über den Mißbrauch und die Bedrückung 
ber jüngeren Meifter tönen ans vielen dagegen erlafienen Verboten, oft wurben 
foͤrmliche Klaffen unter den Meiftern nad dem Alter oder dem Umfang bes 
Privilegs gebilbet, und daß, wie der Rath in der Stadt, jo bie Zunftvor- 
fände in der Zunft fi) als Obrigkeit zu eigenem Recht betrachteten, das 
Zunftvermögen nah Gutdünken und oft genug zu eignem Nuben verwandten, 
fich eine ungebührlihe Gewalt anmaßten und ihr Amt in Teiner Weiſe mehr 
ald ein verantwortliches Genofſenſchaftsamt im Namen der Genofien verwal- 
teten, laffen die Verordnungen gegen derartige Mißbräuche häufig erkennen”). 


6% Bol. über bie innere @inrichtung ber „&efellichaften" ober Gefellenzünfte 
Struve IL L. 4 c. 4. Kreittmayr 810. Hafemann J. c. I, 67. ©. 279 f. 
Maſcher S. 340 — 344. 401 f. Ueber bie Verbindung ber Magdeburger Schmiebe- 
gefellen v. 1600 Berlepſch 1. c. VI. 72—75. Bol. au bie Ordn. ber 
Danziger Mühltnechte v. 1565 u. der Danziger Leinmwebergefellen b. Mafcher 
im Anhang S. 765— 767; Die Artikel der Tuchlnappenbrüderfchaft v. Iglau v. 
1669 b. Werner, Geſch. der Iglauer Tuchmacherzunft; d. Ordn. f. d. Geſell⸗ 
{haft des Schreinerhandwerks In Erlangen v. 27. Det. 1788 5. Ortloff, C. J. 
0. ©. 567 — 578. 

7) Als Beifpiel Neues Hamb. Reglem. v. 1710 tit. 6 ©. 854— 362. 


920 Das freie Genofienihaftöweien für wirthſchaftliche Zwede. 


4. Cine weitergehende Bebentung, als bie einer monopolbeſitzenden &e- 
jellichaft, zu bewahren, waren demnach bie Fünfte wenig bemüht. Wo die 
bürgerkhaftlie Gemeinheitsoerfoffung nicht vellig untergieng, pflegten fü 
doch bie politifchen Korporatiouen mit ben Gewerböeinungen nicht mehr zu 
decken; in ben- meiften deutichen Stäbten aber war jeit dem Niebergang ber 
Reformationsbewegung von eigener politifcher Bebeutung der Zünfte über 
baupt wenig mehr bie Rede. Gleidyeitig gieng mit bem Waffenrecht und 
ber Waffentüchtigkeit der Bürger bie wehrgenofienfhaftlihe Seite ber Zünfte 
verloren und, was ihnen an polizeilicher und gewerberechtlicher Bebeutung und 
an öffentlicher Gewalt verblieb, wurbe nur noch als obrigkeitliche Konceffion 
betrachtet und behandelt. Davon wird fogleich näher die Rebe fein: Bier ſei 
nur noch darauf bingewiefen, wie bie Zünfte felbft auf alle dieſe Dinge wur 
noch jo weit Werth legten, als biefelben fih als Mittel zur Fördernug ihres 
Hauptzwecks, der oͤbonomiſchen Berweribung des Arbeitömonopols, barftellten. 
Nur in diefem Sinne daher übten fie, was ihnen von politifchen Rechten, 
Autonomie, Gerichtäbarkeit, Zwangsgewalt, Polizei und GSelbfiverwaltung ver- 
blieb, unb allein der Erhaltung, Erweiterung und Ausbeutung bes Privilegs 
mußte nun auch das Zunftvermögen und der Zunfthausbalt dienen. Kam es 
boch vor, daß (wie 3 B. 1682 in Goslar und 1710 in Hamburg) die Zünfte 
freiwillig gegen Beftätigung der Zunftgerechtſame ihre politiichen Rechte auf- 
gaben! Deshalb äußerte fich auch das geſammte Torporative Leben nad) außen 
hauptſächlich nur noch in der Verfolgung des Zunftzwanges, in Sagden und 
brutalen Handlungen gegen Pfuſcher und Störer, in Öreny 
irrungen und Gewerböftreitigleiten mit anderen Züuften und Profeffionen, in 
gemeinfamer Ausübung ber Bannrechte und bes Marktzwanges gegen bas 
Land, in ber Abwehr obrigleitliher Angriffe auf das Monopol. Im Innern 
der Zunft aber war es gleichfalls die dlonomifche Seite bei gemeinjamen 
Privilegs, welche in den Bordergrund trat. Durch die ausführlichfte Arbeits 
regulirung, bie gemauefte Yirirung der Arbeiterzahl, bie Beichränfung ber 
Materinlbeihaffung, der Werkzeuge, ber Probuftion und des Abſatzes und 
buch die Feftfegung von Preisminimaljähen fuchte man die Konkurrenz unter 
den Genofien auszuſchliehen. Aber nicht mehr wie ehemals paarte ſich mit 
diefer Sorge für die wirtbichaftlichen Interefſen der Einzelnen die Sorge für 
bas Interefſe des gemeinen Weſens. In jener Eurzfichtigen Berblenbung, durch 
welche ver Egoismus fi zulekt immer gegen das eigene Intereſſe wenbet, 
glaubte man, bie Sorge für das Gemeimwohl der Obrigkeit überlafien zu 
dürfen umb felbft nur zu forgen zu braudien, ba man möglichft viel Gelb mit 
möglichft wenig Mühe verdiene. Jene die Ehre des Gewerks über Alles 
ftellende Arbeitspolizei, das firenge Gefammteinfchreiten gegen Untüchtigkeit 
ober Betrug, bie genofienihaftliche Schau Härten mehr und mehr auf, und 
kaum ein Schatten blieb von dem hoben Sim, ber einft fo ſchoͤn das allge 
meine und das eigene Jutereſſe verföhnt hatte. Wenn endlich ber Zunft neben 
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ber Slonomifchen eine religiäfe, gejellige und fittlihe Bebentung gewahrt warb, 
fo trat auch Hier theils durch den Bormalismus eines verichnörkelten Ceremo⸗ 
niells, theils durch wüften Müßiggang, Rohheit der Gelage umb ber gegen ben 
Neuling geübten Späße und Berwilderung ber Sitten eine wachiende Extar- 
tung ein. Bon der wohlthätigen Einwirkung ber genofſſenſchaftlichen Ver⸗ 
faffung auf Die Fortbildung wie auf die allgemeine intellektuelle und moraliſche BII- 
bung ber Genofien, von ber Pflege der Dichtkunft in ben Meifterfaugszänften, von 
ber das Einzelleben durch ein familienartiges Bemeinleben verſchoͤnenden freien Ge⸗ 
felligteit des Mittelalter verwehten bie legten Spuren. Weit trat die ethiſche Be 
deutung ber Zunft, weit ber Gedanke des Bruberbundes zurüd. Und doch! auch 
in der trübften Zeit vermochte ein noch fo tiefer Fall das Genofienichafteweien 
der Gawerbireibenden nicht ganz zu eniwertben. Immer gab auch eine fo ge- 
ftaltete Korporation den Einzelnen einen fittlihen und materiellen Halt, ber 
gerade in ben farblofeften Zeiten bes tief herabgewürbigten beutfchen Bolts- 
lebens nnentbebrlih war uud bie Keime einer neuen Erhebung pflegte; nie 
konnte ganz die höhere Bebentung der Verbindung vergeffen werben, wenn ihre 
wohlthätigen und gemeinnüßigen Anftalten für Genoffen und Ungenoffen, vor 
Allem aber ibre Hilfs-, Armen-, Kranken⸗ und Vorſchußkafſen au ben alten 
Namen der Bruderſchaft mahnten; und felbft für die dentiche Sefammtnation 
war nicht unerheblich der Werth jener freilih mehr unb mehr gewaltiam 
unterbrüdten Verbindungen, welche ben Gewerbeftand von ganz Deutichlanb 
immer noch zu @iner großen Gemeinde zufammemnfaßten®). 

IL. Derartige innere Verwandlungen des gewerblichen Genoffenfihafts- 
weiens erleichterten und rechtfertigten bie Erfolge ber entgegengeſetzten Be⸗ 
firebungen, welche die Zünfte dem obrigkeitlichen Syftem einzuorbnen und als 
Holizeianftalten mit einer nur zu Vermoͤgenszwecken verliebenen, bevormundeten 
juriftifchen Perfönlichkeit zu konſtruiren fuchten. Die fchliegliche Folge dieſer 
Richtung war dann freilich nicht, wie man wol beabfidhtigte, eine Regeneration 
des Zunftweiens, ſondern deffen völlige Zerftörumg: allein die Iettere war und 
tft nothiwendig, um der freien Affociation der Neuzeit den Boden zu bereiten. . 
Für uns bieten bie theoretiſchen und praktiichen Angriffe der obrigkeitlichen 
Berorbuungen und ber Juriſten gegen die Torporative Seite ber Zäufte und 
Sunnngen des halb ein beſonderes Interefie, weil hier bereits an einem einzelnen 


5, Die Belege für Die oben angeführten Einzelheiten find vornemlich in ben 
Reichs- und Landesgeſehen enthalten, welche ſich gegen bie jogenannten Handwerker⸗ 
mißbräudge richteten. Davon unten. Erläuterungen und Vervollftändigungen ber 
verfchiedenen theild auf Statuten theild auf Gewohnheitsrecht beruhenden Miß⸗ 
Bräuche findet man bef. bei Struve und Berlepſch. Man vgl. namentlidh bie 
weitläufige Paraphraſe des Reichsichluffes von 1781 bei Struve P. L L. 8. c. 6 
S. 169—819 und bie Erlänterung beffelben b. Berleyfh L S. 95 — 111, 
©. auch Maſcher ©. 812 f. 828— 845, 
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Inftitut in hohem Grabe deutlich wird, was denn eigentlich bie romaniftifche 
Surisprubenz und die Staatspolizei des 17. und 18. — und fehen wir hinzu 
des 19. — Sahrhunderts unter einem corpus, collegium, universitas, Ber- 
ein mit moralifcher Perfönlichkeit un. |. w. ſich vorſtellte oder vorftellt. 

1. Das rechtliche Weſen der Zunft wurde offenbar fchon feit beim 
16. Jahrhundert von den Juriften darin gefunden, daß fie eine Polizeianftalt 
für Beförderung des Gewerbeweiens fei, welcher zu beſſerer Erreichung biejes 
Zwecks vom Stante vermöge befonderen Privileg die Rechte und Pflichten 
eine Corpus verliehen fein. Durchweg von biefem Gefichtspunft gehen bie 
älteren Kompendien des Handwerkerrechts, namentlich die Werke von Beyer 
und Struve ans. ber au die Gelee bes 16. Jahrhunderts athmen 
ſchon vielfach denjelben Geiſt. Mit dem Reicheichluß von 1731 wurde baum 
biefe Auffaffung von Katfer und Reich ausdrücklich ſanktionirt. Kämpfte man 
im Allgemeinen gegen bie gemofienfchaftliche Berfaffung ber Handwerker mit 
benfelben Waffen, wie gegen bie korporative Sreibeit überhaupt, fo kam Bier 
insbefonbere noch hinzu, dah man in ben beutichen Zünften ganz untrüglich 
eine unmittelbare Fortſetzung und Nachahmung der römiichen collegia opificum 
entbedit zu haben glanbte*), daß man an den unfreien Uriprung des Hand⸗ 
werds erinnern Tonnte'*), bag man ſich die erfte Einrichtung ber Zänfte all- 
gemein entweber ald eine aus Zweckmäßigkeitsgründen beliebte obrigkeitliche 
Mafregel, als eine planmäßige Eintheilung der Bürger, ober als einen 
Gnadenakt vorftellte''), daß man die Reminiscenzen an ben einfligen demo⸗ 
kratiſchen und revolutionären Charakter der Zänfte, die wieder berborgefuchten 
alten Reicheverbote und die zeitweife noch auftretenden Regungen eines Geifte® 
ber Selbfibilfe unter den Handwerkern gegen bie Torporative Selbftänbigfeit 


) Befonbers weit treibt die Herbeizicehung zum Theil ganz unpafiender Satze 
des Corpus juris Adrian Beyer. Bol. das Urtheil Ludewigs über ibn in 
der Borrede bei Fride, Note. Nicht viel glimpflicher verfährt Struve. So 
1.1.3 ce 1f. S. 83f. Auch Heiuecciusd wenbet fubfidiär das römifche Recht 
an (vgl. ©. 414 1.c. $ 15) und meint (404 $ 1): si ulla in re Germani veters 
Romanorum adoptarunt, factum id cerie in collegüis et corporibus opificum 
instituendis. Bgl. ©. 408 & 93. 

") ®gl. Herm. Conring, de urb. Germ. $ 81. Zutterlob Lc. 53 
©. 10. Heiueccius 5 4—6 S 405f. 

n)3. 8 EtruveLL 1.c5 86 6. 28f. (Er denkt an lanbeöherr- 
lihe Zuftitatioa per modum singularis privilegii, zuerft an einzelnen Drten 
erfolgt, dann an anderen zur Unlodung von Handwerkern nachgeahnt). Schon 8. 
Sigismund meinte: „Zn was End, von Anfang an, bie Obrigkeit ihre Bürger- 
ſchaft und Handwerke in Zünfte abgetheilt".. Maſcher S. 41. Bgl. deu Ein- 
gaug ber hefi. Zunftordu. v. 29. Zufi 1698: „mit Zünften begnadigt”. 
Pelizeierbn. v. 1746 8 1b. DOrtloff, C. I. 0. ©. 4038. — Bol. Sride 5 8. 
Qunde $ 466, 
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ausnußte!*), wie deun Reichs⸗ und Landesgeſetze bis in die neuefte Zeit durch 
Androhung aufßerordentliher Strafen eine gewaltige Furcht vor Aufftänden 
und Konlitionen der Handwerker oder wenigitend der Geſellen und Arbeiter 
verriethen?). Neben diefen juriftifchen und polizeilichen Gründen treten bie 
national-öfonomifchen Erwägungen über bie wirtbfchaftlihen Nachtheile des 
Zunftweſens erft ſeit der 2. Hälfte des 18. Tahrhunderts mehr hervor. 
Lange, ehe man an eine allgemeine Gewerbefreiheit dachte, wurde baber 
Entftehbung und Aufhebung der Zunft unbebingt in ben Staatöwillen 
verlegt. Und zwar wurde für bie Bildung nicht blos eine polizeiliche Geneh⸗ 
migung gefordert, fondern die Konceffion, das Privileg, der Gnadenakt bes 
Landeöheren als Quelle ber Exiſtenz des Corpus felbft heiratet. in 
ſolches Privileg war wie jedes andere nicht blos wegen Mißbrauchs, fondern 
wegen jeder urgens publica utilitas ganz ober theilweife reuotabel'*), während 


19) Struve . L.1c.2810f. ©. 9. Heineccius $ 10. 11 ©. 410f. 
Freie Sinungen bezeichnet er als „hetaerias monarchico statui perquam inimicas“, 


19 Reichsſchluß ve 1731 art. 5 u. Fränk. Kreisſchluß v. 16. Oct. 1799 b. 
Drtloff, C. J. O. ©. 434 — 438. N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 7 art. 4 ib. 
©. 368. Badiſche Zunftordn. art. 32 ©. 288. Weſtpreuß. How. O. v. 1774 art, 
31 ©. 91 und preuß. Patent wegen Abſtellung des tumultuarifchen eigenmächtigen 
Berfahrend bei Beichwerbeführungen befonders fupplicirender Zünfte und Korpo- 
rationen dv. 29. Juli 1794 b. Ortloff S. 140 — 146. Aehnliche genaue Vor⸗ 
fchriften über Petitionen und Suppliken der Korporationen i. d. Koburg ⸗Saal⸗ 
feld. Innungsgeſ. v. 1803 8 20 ©. 608. — Ueber Gejellenaufftänbe im 17. u. 
18. Jahrh., bei. die Bewegungen bed Jahres 1726 und des legten Zahrzehnts 
des vor. Zahrh., vgl. Mafcher ©. 868 f. 881f. 

1%) So lehrte ſchon Vernulaeus, Inst. Polit. Lib. IL c. 8: Tyrannorum est 
civium collegia tollere et conventus omnes prohibere. Porro quum ejusmodi 
sodalitia guaedam sint reipublicae pars, non possunt nisi reipublicae legibus 
et summa annuente potestat® constitui. Nam quae privata autorisale coalescunt, 
jus ei nomen collegiorum non haben. Illa summi magıstratus aut principis 
permissio non tantum conventuum locum, tempus, tractandarum rerum modum 
‚et materiam ipsam praescribit ac regit, adeo ut qui alio modo conventus fiunt, 
illieiti censeantur ac majestatis crimen incurrant etc. Cbenfo Struve LL. 
8 c. 6 ©. 182 th. 3: jus constituendi et confirmandi collegia opificum com- 
petit ... principi; dazu ©. 182f. th. 4f. U. L.5 c. 1 ©. 865. Auch 
Heinecctuß rechnet zu den collegia licita nur, quae & summo imperante 
conceduntur firmanturgue privilegiis, 4 16 ©. 414. Bel. Mevius, ad jus 
Lub. IV. tit. 18 art. 8 Nr. 6 Eichhorn 8 885: als „Polizelanftalt". So 
auch ſchon das N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 1 art. 1 u. 5; tit. 2 art. 1m. 2. 
©. 345 f. — Pr. 8. R. II, 8 9 182: „Neue Zünfte zu errichten kommt allein 
dem Landesherrn zu”. 

15) Beyer, de C. O. c. 12 $ 16. Straud 1. c. 8 188. Struve IL 
L. 5. c. 16 ©. 446. Heineecius $ 20 ©. 417. 
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von 1731 und feitbem in wielen Sanbeögeichen die Aufhebung al 

gebroßt, falls fie bei den beftchenden Mißbräuden verharren foliten ) 

2. Die Obrigkeit erlangte ferner einen beftimmenben Einfluß auf bie 

Zuſammenſetzung ber Zunft. Daß ber Staat (tefp. bie Stabt) und nicht 

bie Zunft in letzter Inſtanz Quelle des Rechtes auf Gewerbeirieb ſei, war 
aber war i 


mälig den Zunftzwang aufzuheben, ohne die genofſenſchaftliche Berfaffung zw 
vernichten, fo war man doch non einem ſolchen Ziele weit entfernt. Vielmehr 
ſuchte man, weil man die Zunft als Staatsanftalt betrachtete, auch die Mit- 
gliedſchaft in ihr als eine obrigkeitlich verliehene Konceffiou zu geftalten. Es 
wurde baber ein Haupigegenſtand ber Gewerbegefehgebung, bis ins Detail 
obrigkeitlidh bie Bebingungen zu normiren, bei deren Vorhandenfein die Auf- 
nahme gewährt werben konnte und mußte, bei deren Nichtvorhanbenfein fie verfagt 


*) Kreittmayr g 20: „Separation, Union, Reftauration unb Witeration. 
Kob. Saalf. 3. ©. v. 1803 5 18 ©. 602. 

2) Bol. 5 38. — Borfchläge zu einer Aufhebung aller Zünfte 1615 in Baiern 
und 1624 in Bremen f. b. Maſcher ©. 349. 

‘©, Reihsihluß v. 1781 art. 14. Fränk. Kreisſchluß v. 1799 ©. 436 f. 
Batreuth. Polizei-D. ©. 398. Weftpreuß. Htw. D. v. 1774 art. 48. ©. 108. 

Struve ILL. 5. c. 9 ©, 999 f. Kreittmayr $ 38. Sride sg 8 — 
8. Weiſſer 892— 94. Drtloff 5 84 - 90. RN. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 
10 art. 2—4, Rob. Saalf. I. ©. 5 85 ©. 682. 

IR. SAL v. 1781 art. 18. Pr. ©. ®. IE, 8. 184. Kreittmapr 5 15. 
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oder felbft der Ausichluß verfügt werben Tonnte und mußte"). Snöbefonbere 
wurbe Annahme, Verhältniß und Behandlung ber Lehrlinge obrigkeitlich regulixt**) 
und den Zäuften bie Pflicht auferlegt, fie unter ben ſtaatlich vorgeſchriebenen Be⸗ 
dingungen zuzulafien®). Als ſolche wurden zwar ferner noch Freiheit, eheliche 
Geburt, Uubeiholtenheit und ehrliches Herkommen verlangt”), es wurbe aber 
durch Reichd- und Landesgeſetze bie ungebührliche Ausbehnung defien, was bie 
Zünfte unter diefen Erforderniſſen verftanden, verboten”). Die Borlegung 
eines Geburtöbriefs, Eintritit- und Einfchreibegebühren und unter Umftänden 
Kautiondftellung blieben nothwendig, die Formen der Urkunden aber, die Höhe 
ber Gebühren und die Bedingungen ihres Erlafies, die Fälle, in benen Sicher 
beit gefordert werben kounte u. |. w. wurben durch generelle oder fpecielle 


1, Ausdrücklich Tagen 3. B. bie Kob. Saalfeld. 3. ©. v. 1808 $ 14 ©. 
601: „Die Zünfte find nicht nur berechtigt, fondern auch verpflichtet, alle die⸗ 
jenigen Mitglieder aufzunehmen, bie das leiften Tönnen, was bie Innungäprivi- 
legien beftimmen” ; 9 60: „Eönnen und müflen“. Bgl. bei. auch kurſächſ. Mandat, 
betr. die Generalinnungs- Artikel für Künftler, Profeffioniften unb Handwerker 
v. 8. Zuni 1780 c. 8 $ 18 ©. 176. 

»2) Bol. Adr. Beyer, de tyrone, prudent. jur. opif. praecurs. emiss. Jen. 
1688. Struve L c. IL L. 2. S. 188. Fricke 3 63—68. Kreittmayr 
88. Drtloff © 154—19%. Cramer, Behlar. Nebenft. Th. 82 S. 17. — 
Brandend. Seneralinn. Priv, v. 1734—36 b. Drtloff, C. I. 0. ©. 66 $ 22. 
Kurſächſ. Mdt. v. 1780 ec. 1 ©. 155— 163. Braunſchw. Gilden O. 9 33 —37 
©. 204 f. Badiſche Zunftorbn. art. 11f. S. 330. Baireuth. Ausichreib. v. 30. 
Zult 1746 S. 406 f. Pr. & R. L c. 8 288285. Kob. Saalf. 3. G. v. 1808 
3 24 -36 ©. 605 f. 

25, Doc, läßt das Pr. 8. R. 5 2386 die vorläufige Abweiſung eines Lehrlinge 
zu, wenn alle Innungsmeifter an einem Ort mit einer hinlänglichen Anzahl von 
Lehrlingen fchon verfehen find. Bgl Bad. 3. D. art. 12 ©. 23. 

) Struvel.c. ILL. 2c.5u.6. Beyer, de tyrone c. 4—6. Heiner» 
cins 3 2 —14 ©. 412f. ride $ 63. Kreittmayr $ 2. Auch mußte der 
Lehrling einer der recipirten hriftlichen Religionen angehören. Struve l. c. c. 
454 ©. 145. Kreittmayr $ 2 litt. c. FBride 8 68. Fuldiſche Verordn. v. 
1781 9 8 b. DOrtloff, C. J. O. ©. 318. NR. Hamb. Regl. tit. 9 art. 2. 

26) Schon die R. P. DO. v. 1548 tit. 87 u. 1577 tit. 88 hatten bie Kinder 
einer Anzahl bis dahin für unehrlich gebaltener Perfonen anzunehmen befohlen. 
Bol. auch R. Hamb. Regl. tit. 9 art. 1 ©. 370. Der R. Schl. v. 1781 art. 4 
geftattete nur noch Zurüdweifung ber Abdederlinder bis zur zweiten Generation. 
Nach den Reichögutachten v. 8. Febr. 1772 Ortloff, C. J. O. ©. 88. 42) und bem 
Kaif. Ratifil. Dekr. v. 80. Apr. 1772 Nr. 5 (ib. ©. 46) follten auch die Söhne 
der Übdeder zugelafien werden. So fchließen auch weftpreuß. Hbw. D. 1774 
art. 82 ©. 92, Edikt v. 1783 $ 7 ib. ©. 108, Pr. 2. R. 5 280 u. Kob. Saal⸗ 
fd. 3. G. v. 1808 $ 26 ©. 606 nur noch wirkliche Schinder aus. — Der 
Mangel ehelicher Geburt ſollte durch Legitimation geheilt werben. R. Schl. v. 
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Polizeiverorbnungen beſtiumt?e). Obrigkeitlich wurben ferner bie Lehrjahre 
oder doch dern Minimum und Marimum feftgeiett, häufig auch bie Höhe 
des Lehrgelbs, ber Dispens von biefem oder von einem Xheil der Lehrzeit, 
bie Verlängerung ber Lehrzeit bet Säumniß ober bei Nichtentridhtung von 
Lehrgeld normirt2). Endlich wurde dann auch die Losſprechung wor ber 
Zunftlade, mit welcher die Aufnahme in den Stand der Gefellen ohne Weite. 
red verbunden fein follte”*), und die Ertheilung bes Lehrbriefs nach Borans- 
jegung, Form und Wirkung geſetzlich feitgeitellt, und es wurden insbeſondere 
bei Sirirung der Gebühren der dabei übliche Aufwand und die „theils lächer- 
liche tbeild ärgerliche unerbarlie Gebräude” verboten?). In berfelben 
Weiſe wurden fobann auch für den Gefellen, ftatt durch Zunftautonomie, nun- 
mehr von Obrigkeit wegen Dauer, Richtung und Bedingungen ber zur Er 
langung bes Meifterrechte — außer bei gejperrten Zünften — erforderlichen 
Wanderſchaft und die Fälle, in denen fie erlaffen oder verkürzt werben burfte 
und nicht durfte, beftimmt®); es wurbe die Form ber ihm mitzugebenben 
Abſchriften des LXehr- und Geburtsbriefes und der fogenannten Kundſchaft ge 
regelt und durch das ftrenge Verbot der Annahme eines mit ſolchen Dokumen- 


1781 art. 11. Weſtpr. Hdw. D. 1774 art. 82 ©. 92. Hamb. Regl. v. 1710 
tit 9 art. 1 ©. 870. Kurſächſ. Mandat v. 1788 c. 1866. 157. Bannachſche 
Bunftorbn. v. 1750 8 21 ©. 939. Kob. Saalfeld. $ 25 ©. 605. — Die Auf- 
hebung der übrigen Mißbräuche in Auslegung ber Befcholtenheit und Reinheit |. 
im R. Schi. v. 1731 art. 18 u. ſ. w. 

%#) Beyer, de tyrone c. 7 ©. 69. Struve IL L. 2c. 7 8 28. ©. 169. 
ride $ 64. R. Schl. v. 1781 art. 2. Branbenb. General-Pr. v. 1784 8 21. 
Kreittmayr 3 4. Bad. Zunftorbn. art: 12 ©. 280. Kob. Saalf. 3. ©. $ 24. 
30 ©. 605f. Pr. A. L. NR. 8 237—289. 

) Struve I. L. 2 c. 9 ©. 174. R. A. v. 1594 8 126. R. Schl. v. 
1731 art. 9. Kurjädf. Mandat e. 15 11 ©. 159. Weftpreuß. Hbw. D. art. 38. 
84 ©. 92 (wo Erlaß des Lehrgelds in Armuthsfällen, Abkürzung unb Berlängerung 
ber Lehrzeit ganz dem Belieben ber Polizei anbeimgegeben werben). Kob. Saalf. 
$. &. 1808 8 30 - 33 ©. 607. Pr. %. R. 3 290. 291. 320 — 322. 

2», Nur bisweilen ijt dieje leßtere vom Freifprechen und Loszählen noch ver- 
ſchieden. Struve ILL. 3 c. 8 ©. 205. Kreittmayr $ 5. 

») Beyer, de tyrone c. 12 ©. 186. Struve I. L.2 c. 12. ©. 186. 
Fricke $ 67. Kreittmayr $ 4. R. Schl. v. 1781 art. 7 u. 9. NR. Hamb. 
Regl. 1710 tit. Yart. 5 S. 371. Kurſächſ. Mdt. c.1 $ 21 ©. 162. Braunfchw. 
Gilden D. $ 19. ©. 197. Bad. 3. O. art. 18. 14 ©. 281. Baireuth. P. O. 
1746 $ 3 ©. 408. Brandenb. Gen. Priv $ 24 ©. 67. Weſtpr. Hbw. D. art. 
.88 ©. 92. Kob. Saalf. 1808 $ 16. 84 —36 ©. 601f. Pr. 8. R. 8 823 — 325. 

%) Beyer, boethus peregre redux. Jen. 1692. Struve IL L. 8. c. 5— 
76. 280f. Drtloff S. 195 —237. Kreittmayr 86. Fride $ 70—73. 
Kurfähl. Mot. c. 2 ©. 163 |. Braunfhw. Gilden O. $ 20f. ©. 199. Bab. 3. 
D. art. 15f. ©. 231 f. art. 85. 36 ©. 289. Yuld. Ber. v. 178197 S. 319 
Kob. Saalf. $ 40 ©. 612. Pr. & R. F 326— 344. 
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tem nicht verjehenen Geſellen eine polizeiliche Paßkontrole ermöglicht?'); Die 
bei den „geichenkten" Gewerben zu gewährenden Präftationen wurden firirt®); 
Recht und Pflicht, den wandernden Gefellen in Arbeit zu ftellen, wurden ge- 
orbnet??); es wurde in einer Reihe anderer Punkte eine umfafjende Wander⸗ 
und Herbergspolizei in Thaͤtigkeit gefettt®?); bisweilen entwarf man jogar 
genaue polizeiliche Wandertabellen, an die Jeder fi Halten ſollte?s). Yür 
ben rückkehrenden Gejellen wurden dann meift Probejahr und Muthzeit aud- 
drücklich abgeſchafft, jedenfalls beichränft und die Muthung geregelt). Be 
fondere Aufmerkjamteit aber wandte die Gejeßgebung ber Prüfung zu, welche 
den Schluß ber Gefellenlaufbahn bildete; fie blieb den Zünften, aber die 
Mißbräuche und Chikanen bei Berfertigung des Meiſterſtücks wurden gehemmt, 
oft wurbe genau beftimmt, was geforbert werden follte, inımer gegen bie Ver⸗ 
werfung ein Rekurs an die obrigkeitliche Behoͤrde geftattet®)., Auch bier 


sn) R. Schl. v. 1781 art. 2. Dagegen wurde ber jog. Handwerkögruß auf. 
gehoben. Ib. art. 9. — Bgl. Braunſchw. Gilden O. $ 24 ©. 200. Bad. 3. O. 
- art. 28 ©. 286. Ansbach. V. v. 1788 ©. 416. Kob. Saalfeld. $ 41f. 46 ©. 
612f. Pr. L. R. 5 836— 888, 

29 Strune UI. L. 3 c. 8 ©. 247. Fride 5 72. Runde 8 471. NR. 
Schl. v. 1731 art. 7. Weſtpreuß. Hdw. DO. art. 26 ©. 89. N. Hamb. Regl. 
1710 tit. 8 art. 7 ©. 363. Bab. 3. ©. art. 27 ©. 236. Kreittmayr 8 8, 
Kob. Saalf. 8 46 ©. 615. Meiſt wird ein Marimum des Geſchenks feſtgeſtellt, 
ber Unterfchieb gefchenkter und ungefchentter Handwerke hinſichtlich der Ehre aber 
anfgeboben. 

” R. Schl. v. 1781 art. 2. Kurfähi. Mbt. c. 28 3f. ©. 164f. Bad. 
3. DO. art. 26 ©. 235. Kob. Saalf. $ 46. 47 ©. 614. Pr. 8. R. 5 340 f. 
209 $ride $ 73. Kreitimayr $ 7.11. R. Schl. v. 1781 art. 2. Kur 
ſächſ. Mdt. c. 2 3 8f. Bad. 3. DO. art. 26—31 ©. 285. Wirzburg. ©. v. 
14. Gebr. 1787 ©. 893. 8 1—5. Kob. Saalf. 8 41—48 ©. 612f. Pr. 2. 
R. 8 832.f. 

20) Man vergl. 3. DB. die fürftl. Oetting- Oetting und Detting- Spielbergifche 
Wanderorbnung nebft angehängter Wanbdertabelle v. 29. Mai 1785 b. Ortloff, 
C. J. 0. S. 419 — 483, auch in anderen Punkten ein Muſter Iandesväterlicher 
Bevormundung. 

*) Der R. Schl. v. 1731 art. 13 $ 7 verbietet die Jahrarbeit und Muth⸗ 
jeit ala Mißbrauch. Sie beftand aber fort. Vgl. Struve DV. L. 4. c. 4 u. 5 
©. 308. Fricke 8 54. Ortloff ©. 244. Kreittmayr $ 12. Beſchränkungen 
ſtellt die Bad. Z. DO. art. 37 ©. 239 auf. Verbote in Kurſächſ. Mdt. c. 386 
©. 171, Braunfchw. Gildeordn. $ 8 ©. 191, Generalpriv. f. Brandend. 8 2 ©. 
54, Kob. Saalf. 3. ©, $ 72. 

2) Struvel.c. c. 7 ©. 810. Fride 8 55—57. Struben, rechtl. Beb. 
Bd. IV. Nr. 62. Ortloff S. 258 R. Sci. v 1731 art. 12. NR. Hamb. 
Regl 1710 tit. 7 art. 3 ©. 363. Kurſächſ. Mbdt. c. 883. 46—10 ©. 171 f. 
Draunihw. Gilden DO. $ 4. 5 ©. 191. Bad. 3.0. art. 88—41 ©. 239 f. Ber. 
v. 1751 ©. 278. Fuldiſche V. v. 1781 $ 8-10 ©. 821. Baireuth. Ausſchr. 
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wurden bie üblichen Beidywerungen mit Aufnahmegelbern, bie Schmaufereien 
unb die „läppikhen Geremonien unb Poffen® abgehhefft=), mar ein mähiges 
Meiftergelb unb mitunter ein Meifterefien foliten geforbert werben Töunen ”"). 
Beſonders aber follte dem Laudetherrn allein bie legte Eutiheibung barüber 
uftehen, ob Die Zunft geidjloffen fei ober wicht). Günglich wurden ber Che 
zwang, die Berorzugungen ber Meifterföhne unb Meiftertöchter, die Zurkd- 
weifung Berbeiratheter verboten +); die Mitgliedſchaft einer gleihen Zunft au 
anderen Orten follte ein Recht auf Aufnahme geben, bei Zweifeln aber bie 
Polizeibehörbe eutfheiden*); die Rechte der Wittwen und ge 


Wohls auch der geſchloſſenen, wider ihren Willen ein Mitglieb i 
als ihr die Aufnahme zu unterſagen und die Anzahl ber Meifter zu beichrän- 
ten‘). Man trat der Auffaffung immer näher, baf bie Mitgliebichaft und 


| 


v. 1746 ©. 418. Kob. Saalf. 8 64—68 ©. 623 f. Weftpreuf. Hdw. D. art. 
10. 11 ©. &. Pr. 8. R. 8 251 —259. 

”) StruveLL8c 5 ©. 26. ILL. 4 c 8 ©. 822. Braunfäw. Gilden 
D. 8 7. S. 192. Bad. 3. D. art. 42. 4 ©. 241. Fulbiſche B. $ 10 S. 3. 


Baireuth. Polizei-D. ©. 899. Ansbach. B. v. 1718 ©. 414, Pr. 2. R. 5 3. 
” Struve ILL.4c 9 ©. 324. Fricke $ 57. Drandenb. Gener. Priv. 

86 ©. 56. Braunfhw. Bilden O. 66. 7 ©. 192. Bab. 3. D. art. 46 ©. 242. 
N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 7 art. 3 ©. 868. Kob. Saalf. $ 60. 74. ©. 625. 
*) Runde 8 470. R. Hamb. Regl. 1710 tit. 1 art. 6 ©. 348, Fuldiſche 

B. v. 1781 88 u.$ 31 ©. 824f., wo genau bie Zahl der Mitglieder in den ein- 
N. 


es für geſchloſſen erklaͤrten Handwerken obrigkeitlich firtrt wird. Pr. 8. 
188. 


MR. Schl. v. 1731 art. 18 87. Braunfhw. Gilden D. 8 8 ©. 193 
21. Brandenb. Seneralpriv. 5 5. 7 ©. 56. Weftpreuß. Hdw. D. art. 9 ©. 
19. P. Le. R. 5 248. Kurſächſ. Mb. v. 1730 6 38 ©. 184. Kob. Saalf. 3. 
®. $ 16. 58. 72 ©. 602. Doch dauerten bie Benorzugungen trotz aller Ber- 
bote fort. Struve .L.1c.56.88. Kreittmayr $ 12. Grideg 8 

Struve L Ls e 6 6. 208 Th. 21. R. SL v. 1731 art. 2. Kur 
äh. Mdt. e. 85 11 ©. 174. Bad. 3. D. art. 4 ©. 41. Ausb. B. 1708 
©. 414. Rob. Saalf. $ 70 ©. 626, Pr. & 8. 4 260-282. 
) Straub, d.J.C. oO. 8182. Struve ILL. 1066. 64. Ortloff 
©. 291. Kurfädf. Mdt. c. 3 889 ©. 184. Kob. Saalf. $ 114— 115 ©. 
64. — N. Hamb. Regl tit. 7 art. 8 ©, 365. Braunfhw. Gilde D. g 10 ©. 
198. Bad. 3.D,art. 446.248, Pr. 2.9. 8 238-240. 345. 346. 870— 878. 

“) Bride 5 61. — Roch nid der Obrigkeit geftattet in N. Hamb. Regl. 
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Stellung in ber Zunft nichts anderes als die Folge der vom Staat ertheilten 
polizeilichen Konceffion zum Gewerbebetriebe fei. 

3. Die Organifation der Zunft wurbe nun gleichfalls im Sinne 
einer Polizeianftalt geregelt. Hauptorgan der Zunft blieb daher zwar bie 
Verſammlung der Meifter: aber ans einer frei zufammentretenben, durch bie 
Zunftverfaffung antorifirten Verſammlung wurbe fie das obrigkeitlich berufene 
und geleitete oder boch Tonceffionirte und überwachte Organ eines Staatstheils 
(pars reipublicae)“). Hoͤchſtens die regelmäßigen, der Zahl nach möglichft 
eingeſchraͤnkten, vielfach nur noch 1 oder 2 Mal im Jahr ftattfindenben Mor- 
genjprachen ließ man ohne fpecielle Anfrage im einzelnen Falle zu, leitete aber 
dann bie Befugniß bierzu ans einer im Voraus gegebenen generellen Erlaub- 
niß ab); die außerorbentlichen und in der Regel auch die ordentlichen Ber- 
ſammlungen burften nur nach fpecieller Polizelgenebmigung, bie nur in ben 
dringendſten Yällen ertheilt. werben follte, berufen und niemals ohne Betjein 
eines obrigkeitlichen Deputirten (Weddeherr, Morgeniprachöherr) abgehalten 
werben, welcher bie Lunbeswohlfahrt wahrzunehmen, bie Polizeiaufficht auszu⸗ 
üben, von jeder Verhandlung und jedem Beſchluß Keuntniß zu nehmen ober 
felbft jedem einzelnen von ber Berfanumlung vorgenommenen Alte zuzuftimmen 
hatte“i). Bei firenger Strafe wurden Selbitverfammlung, Umgehung ber obrig- 


v. 1710 tit. 7 art. 1 ©. 362. — Anders R. Schl. v. 1781 art. 18. Braunfchw. 
&ilde D. $ 2. 14 ©. 1%. Bad. 3. D. art. 46 ©. 242. Bol. au) Gramer, 
Weplar. Nebenft. Th. 112 ©. 578. Kreittmayr 8 12. Nach den Kob. Saalf. 
3. ©. v. 1808 $ 15. 59. 63 ©. 601f. fol Niemand ohne obrigkeltlidhe Geneh⸗ 
migung Dieifter werben. Das rein burdhgeführte Konceffiousiuften bat fchon die 
Wirzburg. V. v. 14. Fehr. 1787 8 4—11 ©. 894 f., indem hier allein bie An⸗ 
nahme der Meifter durch die Poltzei über das Melſterrecht und die darin ent- 
baltene Zunftmitgliebfchaft entfcheibet. 

6) Bol. die Worte v. Bernuläus in Note 14 

) ride 3 28. R. Hamb. Regl. 1710 tik. 12 art. | ©. 878. aurmainz. 
B. v. 1751 Nr. 2. 36. 294. Weſtpreuß. Hdw. O. 1774 art..8.9. 24. ©. 78f. 

7) Beier, d.C.0. e.6 32f. © 205. StruveLL1058176©. 
36,1.80.56©. 181, IL L. 5 e. 12 ©. 421f. Kreittmayr 3 16. — Schon bie 
Defterreidh. Polizeiordn. v. 1527 b. Struve L ©. 861 beftinmt: „und ſollen 
die Meifter und Gefellen Binführe keinerley gemeine Geſellſchafft oder: Berfamm- 
Iung in Teinerley Sachen ohne Wiſſen und Willen eines Bürgermeifters oder 
Richters und Rahthalters halten, noch einerley Geſetz und Orbnung unter ihnen 
machen“. Hamb. R. R. 1710 tit. 12 S. 879— 382. R. Schl. v. 1731 art. 1. 
Nürnberger Art. v. 1684 ©. 485. Kurſächſ. Mandat v. 1780 c.8 8 14 ©. 
175 8 16. (indem dadurch nur unnoͤthiger Zeitveriuft entfteht) 17. Braunſchw. Gilde⸗ 
ordn. 8 39. 48. 45 ©. 206. Bad. 3. D. art. 4—7 ©. 227. Fuld. 8. 1781 
$ 15—17 ©. 321f. Kob. Saalf. L ©. 1808 $ 4—6 ©. 597; Weſtpreuß. 
Hdw. D. 1774 art, 3 ©. 75 (außerordentliche Berfammlungen find möglichit zu 
vermeiden, jebenfalls uur mit Vorwiſſen nnd im Beiſein bes Gewerktaſſefſors zu 

J. 59 
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feitlihen Kontrole, mithin auch jede heimliche Berednug und Berbindung 
unterfagt und für kraftlos erklärt, und das früher übliche Gelübbe, der Zunft 
Heimlichkeiten zu verſchweigen, kaffirt und beftraft*). Als eigentliche Korpo⸗ 
rationdvorſtände lieg man zwar der Regel nad gewählte Gildemeifter oder 
Aelterleute beftehen, allein ganz allgemein wurde ein obrigkeitliches Beitäti- 
gungs⸗ und fuhfidiäres Ernenuungsrecht durchgeführt, die Wahlfreiheit in einer 
Reihe anderer Punkte beſchränkt und auf das Schärffte der Grundſatz zur 
Geltung gebracht, daß allein die obrigkeitlihe Antorifatiou und Verpflichtung 
ber Zunftvorftände die Quelle ihrer Amtsgewalt fei, daß felbft die gerichtliche 
und anßergerichtliche Vertretung, die Berufung und Leitung der Berfammlun- 
gen, bie Berwahrung des Archivs und ber Kafle und die Verwaltung bei 
Zunftvermögens ihnen kraft obrigfeitlihen Auftrags zuftänden, daß baber im 
allen diefen Punkten eine Verantwortlichleit und Rechenſchaftspflicht der Aelter⸗ 
leute gegenüber der Obrigkeit, für die Zunft aber hoͤchftens ein Beichwerbereiht 
begründet fei). Im äbnlicher Weile wurben auch Amt und Befngnifle 
etwaiger Geſchwornen und Kafienbeamten”), jowie die den Sungmeiftern ob- 
liegenden Boteubienfte und . fonftigen Yunktionen®') polizeilih normirt umb 
regulirt. Obwol inbeß fo die Zunftbeamten felbft aus Genofienihaftsorganen 


halten, der „auf Unterlaffung aller nunüpen Zänlereien, Schmanfereien und Miß- 
bräuche vigilliren“ fol). Brandenburg. Sen. Priv. $ 9 €. 58. Pr. R.8 
198. 194. Pr. B. ». 10. Ian. 1800 ©. 151. Bol. au Rote 14. 

“ Strune LS. 259f. R. Schl. v. 1781 art. 10. Weſtpreuß. Hbw. D. 
art. 13 ©. 81. Braunſchw. Gilpeorbn. 8 89f. ©. 208. Bad. 3. D. art 9.47 
©. 229. 

“) Beier, de protectoribus opificum eorumque magistr. et praefect. Jen. 
1710. Struve U. L.5 cc. 5 ©. 876f. Mevius, ad jus Lub. IV. tit. 13a 
3 Nr. 21f. ©. 841. Fricke 5 23f. Kreittmayr $ 19. Runde $ 476. 
Drtloff S. 60 — 80. Eichhorn 5388. Heineccind 817 ©.415. N. Hamb. 
R. tit, 6 S. 359 — 862. Braunſchw. Bilde D. tit. 1 ©. 189. Bad. 3.0. 
art. 1f. S. 225 f. Fuldiſche B. v. 1787 8 11 —14 ©. 320. Kurſachſ. Mbt. c. 
3 9 19. 2 ©. 177. Generalpriv. f. Brandenb. $ 11 ©. 60. (Es fol zum Hlt- 
meifter ohne erhebliche Urfache fein Anderer ald ber Ueltefte genommen, event. 
eine Bereinignug zwifchen Beifiter und Gewerk verfucht, weun diefe aber nicht zu 
Stande kommt, vom Magiftrat ein Altmeifter ernannt werben). — BBeftpreuß. 
Hdw. D. art. 7 ©. 78. Die Wahl ſoll in Gegenwart des Ufjeffor, „au bem 
Bir Uns eigentlich Halten wollen“, ftattfinden. Kob. Gaalf. J. G. g 1-8 ©. 
896 f. 

” Struve ILL. 5.c 78 1f. ©. 898. Yride $ 24. Aurſächſ. Mpt. 
c. 8 8 20 ©. 177. Braunſchw. Gilde D. 9 41. 423 ©. 208. 

en Struve IL. 5 0.78 7f. S. 89. Beier,d. 0.0. c 7886. 81. 
ride 8 25. — R. Sc. v. 1781 art. If. Weftpreuß. How. DO. 1777 art. 5 
©. 77. Brandenb. Gener. Priv. 8 I ©. 58. Kurſächſ. Mit. c. 8 5 0 ©. 
180. Rob. Saalf. 3. G. 4 7 ©. 598. Ueberall wirb hier der Mißbrauch ber 
SZüngeren durch bie Helteren werboten. 
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in obrigkeitliche Unterbeamte verwandelt wurben, glaubte man body noch einer 
bireften polizeilichen Bevormundung der Zunft zu bebürfen. “Deshalb jtellte 
man ben einzelnen Zünften obrigfeitliche Perjonen unter dem Namen der 
Patrone, Gewerksherren, Beifiger, Affefioren, Bormünber u. ſ. w. als beitän- 
dige Aufſeher und Bormünber zur Seite, welche bie Zunft ſchützen und ver- 
treten, ihre Beamten wie ihre Berfammiungen beauffichtigen, den geſammten 
Verkehr der Zunft nah anßen vermitteln, enblich nad vielen Geſetzen bei 


jedem noch fo geringfügigen Beſchluß, jeder noch fo unbebentenden Ausgabe, 


ja jeder korporativen Lebensthätigkeit überhaupt mithandeln mußten, um fie 
erlaubt und giltig zu machen“e). So gelangte bier der Gedanke einer Staats⸗ 
Turatel über die einem Kinde oder Wahnfinnigen vergleichbare universitas zu 
fihtbarer Verkoͤrperung und Vollendung! 

4. Die recht liche Bedeutung ber Zunft als Körperfchaft wurbe dem⸗ 
gemäß anf die Bedeutung einer Polizeianftalt im öffentlichen nnd einer jurijti- 
ſchen Perjon im privaten Recht eingefchränft. 

a. Als juriftifhe Perfon, deren Subftrat ein Kollegium war, wurde fie 
als Corpus im roͤmiſchen Sinne auerkannt. Su dieſer Eigenfchaft war fie 
Privatrechtsſubjekt und konnte Rechte und Pflichten innerhalb der ihr konce⸗ 


dirten Sphäre gleich einer Einzelperfon haben®). Willens- und handlungs⸗ 


fähig aber war fie uiht. Wenn ihr baber unter Berufung auf das römifche 
Recht die jogenannten jura universitatis eingeräumt wurden, jo leitete man 
doch dieſelben lediglich vom Staat ab und ließ fie nur unter ſtaatlicher Mit- 
wirkung und Beſchränkung ausüben. Bom Staate follte fie überhaupt erft 
durch fpecielle Ronceffion bei ihrer Errichtung die Fähigkeit, im Rechtsverkehr 
ale Sinheit zu gelten, das „moraliter unam repraesentare personam“, das 
corpus oder das jus collegii, vermöge deſſen fie nah Heineccius’ Ausbrud 
„non censetur mori, si vel omnes sint mutati collegae vel pars remaneat“, 
erhalten haben). Diefe Eigenſchaft follte ihr, obgleich zu ihrer Begründung 


N. Hamb. Regl. tit. 5 ©. 855—359. Un Gtelle der bid dahin 
gewählten Patrone jollen die Rathsherrn in einer burch das Loos beitimmmnten 
Reihe Patrone der einzelnen Aemter und Brüberfchaften werben, um alle gewerb- 
lichen Gtreitigleiten zu entfcheiden, die Korporation zu ſchützen, zu vertreten, zu 
überwachen unb zu ftrafen. Kurfähf. Mbt. c. 3 $ 17. 18 ©. 176. Braunfchw. 
®ilde D. $ 10.89. ©. 189. Kurmainz. V. v. 1751 Nr. 4f. S. 295 f. Kob. 
Saalfeld. 3 4 S. 597. Bei. aber Generalpriv. f. Brandenb. 3 1.10. 11. 12 ©. 
Bf. Weſtprenß. Hbw. D..1774 art. 8f. ©. T5f. (Nach art. 3 litt. b fol 
ber Beifiger überhanpt „nicht zugeben, dab das Gewerk etwas ohne fein Borbehalt 
abmache“). Pr. 2.8. g 194 - 197. 

ss Strauch 8 82. Heiueccins 5 17 ©. 415. Struve IL.5c. 14 
S. 434. KRreittmayr 815: „die Rechte der approbirten Kommunitäten”. Pr. 
2. R. 8 191. Kob. Saalf. 3. G. 5 8 ©. 599. 

s Bol. Carpzov P. II c. 6 d. 17 ar. 4& Heineccius $ 18 u.19 ©. 

59* 
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drei Mitglieber nöthig waren, verbleiben, wenn auch nur Bin Genoffe übrig 
war®®). Aus dem jus collegium habendi ſollte ferner das Recht der Auf⸗ 
nahme von Mitgliebern, der Beitellung von Organen, der Berfammlung 
folgen, — wir haben gefehen, in welchem Maß. Das Reht, in Korporations- 
angelegenheiten bindende Beſchluſſe mit Stimmenmehrheit zu faffen e), b. h. 
die Willensfähigleit, wurbe ebenfo im Princip anerkannt, durch bie in vielen 
oder allen Fällen geforberte Einwilligung ber Obrigkeit oder ihrer Depmtirten 
aber”), ohne welche nach manden Handwerkbordnungen jebe Abmachung und 
jeder Beſchluß für nicht geſchehen zu achten war“), auf eim Nichts zurädge- 
führt. Zu den jura universitatis rechnete man ferner das Recht, eine arca 
communis, ein Archiv, ein Siegel zu baben'%. Aber nur, fie zu haben, 
nicht, fie jelbftändig zu verwalten oder zu gebrauchen! Hierbei vielmehr trat 
nicht blos eine Oberaufficht, fondern eine wahre Mithandlung der Obrigfeit 
ein, fo daß die kleinſte Bereinnahmung ober Berausgabung an obrigkeitliche 
Bewilligung gebunden und bie Polizeibehörbe oft nicht nur bei ber Revifion, 
fondern auch bei ber Aufbewahrung ber Kaſſe betheiligte), die Zunuftlabe 
äbulicher Auffiht und Mitwirkung unterftellt*), ber Gebrauch des Siegels 


41df. Kreittmayr $ 15. Befonders ausführlid und Häufig entwidelt Struve 
dieſen Sap. So führt er in dem Abfchnitt von Privilegien L L. 4 c. 3 &. 387 f. 
als ein beionderes Privileg das ipsum jus habendi collegium auf; zwar, meint 
er, beftehe aud ohne Verleifung eine gewifle naturalis societas ber Künftler unb 
Handwerker, ein „corpus* aber, eine „universitas“ „non ex natura artis sed ex 
concessione potius prineipis competit". Bel. $ 15 ib. ©. 398. Deutlich ſpricht 
es auch das R. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 2 art. 1.2 ©. 848 aus, daß es als 
Quelle der jura collegii die Confirmation betrachtet. Bol. Baireuth. P. D. v. 
1746 9 16. 402. Pr. %. 8. $ 191. 

5) Carpzov P. Ic. 26d.B nr. 8. 4. Beier L c. .4 6.77. Heineccius 
8186. 415. Fricke g 38. Kreittmayr 8 20. Pr. L. R. 3 190. 

se) Beier Lc. c. 15 8.15 ©. 525. Bride 89. Pr. R, 8 197. 

7) Bol, 3. B. Pr. 8. R. 8 198—205. 

“ So R. Schl. v. 1781 art. 1. Weſtpreuß. Hbw. D. art. 3 ©. 75. Kob. 
Saalf. 3. ©. 5 4 Rr. 2 ©. 597. — Bel. Ortloff & 70. Eichhorn $ 385. 

”) Struve TL.5c 18 ©. 429 u. c. 15 ©. 456. Helueecius & 17 
©. 415. 

©) Fride $ 32. Brandenb. Generalpriv. $ 11—13. Weſtpreuß. Hdw. O. 
art. 8 litt. e, wonach der Beifiper „Beinen Pfenuig ohne ſein und der Kelterleute 
Borbewußt weder Tolligiren noch ausgeben Lafien fol’. Struvel.c. c. 15 ©. 
436. — Kurfädf. Mot. c. 8 3 20. 21 ©. 177. Braunfhw. Silben DO. $ 44 ©. 
209. Bad. 3. DO. art. 2 ©. 286. 

ey Struve ILL. 5 c. 15 ©. 436. Sride $ 81. Kreittmayr $ 17. 
Kurſächſ Mbdt. c. 5 5 32 ©. 178. Brandenb. euer. Priv. $ 11 ©. 60, worin 
ben Meiftern eine Labe zur Berwahrung der Briefihaften und Gelber „geftattet“, 
aber alles auf dieſelbe Gezügliche Geremoniell verboten wird. Der König wii fie 
vielmehr „im Geringften nicht anders, als einen andern Kaften oder Labe, fo zu 
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von fpecieller Prüfung und Genehmigung ber Obrigkeit abhängig gemacht ober 
wol gar ihr völlig anvertrant wurbe). Die von ber Zunft ausgeftellten 
Urkunden follten daher überall nur bei obrigkeitliher Mitunterjchrift rechtsper⸗ 
bindlich fein). Wichtigere Rechtshandlungen und Verträge der Zünfte follten 
obnebies zur Rechtskraft bebörblidher Mitwirkung bebürfen). Wo alle dieſe 
vorbeugenden Maßregeln noch eine Lüde ließen, wurben fie durch bie zur Ber- 
hũtung jeder „unmüßen® Ausgabe und jeber „unzwedmäßigen" Berwenbung 
des Zunftvermögens bis in's größte Detail erftredlte Oberaufficht unb die Bor- 
fchrift genereller und fpecieller Anfragen, Augeigen und Rechnungslegungen er- 
Hänzt®). Bon einem Selbftbeftenerungsreht und dem Recht, Bußen unter 
fi, feftzufeßen und zu erheben, war natürlich nicht ferner die Rebe; foweit 
nicht das Imnungsprivileg für gewiffe Fälle im Voraus eine Ermächtigung 
ertheilte, war in jedem einzelnen Fall Feſtſetzung, Erhebung nnd @inziehung 
eines Beitrags ober einer Buße am vorgängige Erlaubnig und überdies häufig 
an polizeilihe Mitwirkung gebunden). Proceſſe ber Zünfte wurden meift 


weiter nichts, als etwas zu verwahren, verfertiget, angefehen wifſen“. Aehnlich 
Rob. Saalf. 8 8 S. 599, wo ans befonderer Gunft unter gewifien Bebingungen 
eine Lade geftattet wird. 

@) Beier, d. C. O.c. 12 54 ©. 388. Struve TL.5c. 18 g 11f. ©. 
483. Fricke $ 80. Kurſächſ. Mdt. c. 3 5 28 ©, 178. Pr. ER. $ 196. 

Pr... 3 1%. 

“) Frũhe Beiſpiele aus Straöburg in $ 36. Bol. Pr. 2. R. 8 210 — 212. 
Kurſächſ. Mot. c 8 8 26 S. 179 (alle Schuldverſchreibnngen). Bad. Dekr. v. 
11. Rov. 1767 im C. J. 0. ©. 2386. Kob. Saalf. 3. G. 1803 $ 8 ©. 59. 
(Erwerb, Verpfänbung, Veräußerung von Immobilien). 

“ Strand, d. C. O. $ 82 u. Heineccins $ 17 meinen zwar noch, ihr 
gültig erworbenes Bermögen müßten bie Zünfte an fich nach freiem Ermeſſen ver- 
walten bürfen; nec magis princeps... ordinarie a collegiis exigere potest accepti 
expensique rationes quam & quolibet privato. Allein fie billigen doch die ent- 
gegenftehenbe Praxis aus Gründen bes öffentlichen Wohle. Bol. Knipschild, 
de jur. et priv civ. imp. lib. 5 c. 2 Rr. 80. — Kreittmayr $ 17. — Dazu 
vor Allen Kurſächſ. Mdt. c. 3 5 24. ©. 178 f. Braunſchw. Gilde D. $ 44.45 
©. 269. Bab. 3. D. art. 2. 8 ©. 226. Eine hoͤchſt betaillirte bad. Anweifung, 
nach welcher ſich bei der Berwalt.- und Verrechnung berer denen Handwerlözünften 
zuftehenden Einkünften... geachtet werben joll, v. 8. Sept. 1764, u. Berbot gegen 
Zehrung aus der Zunftlaffe v. 1762 ©. 288. — Kurmainz. V. f. Erfurt wegen 
Beobachtung der Handwerksordnungen unb Einrichtung der Handwerlörechnungen v. 
10. Dee. 1751 ib. ©. 298—314 Fuld. DB. v. 1781 $ 14 ©. 321. Ansbad). 
® v. 1789 © 417. Kob. Gaalf. B. $ 11—18 ©. 600f. Branbenb. 
Gener. Pr. $ 12 S. 60. Weftpreuß. Hbw. D. art. 3 u. 46. Pr. 8. 8.8 213 — 219. 

*) Heineccius $ 17 ©. 415. Fricke 3 82. Die Draunfchw. Lüneb. V. 
». 1692 art. 8 kennt nur erft ein Beichwerderecht bei zu ftarten Auflagen. An⸗ 
derd Braunfhw. Gilde DO. $ 44 ©. 209. Bad. 3. D. art. 8 ©. 229. Kur 
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von einer Specialgenehmigung abhängig gemacht, zu ihrer Führung aber ein 
Synbitus verlangt”). An ihrem Fundamente endlich wurde die Danblungs- 
fähigkeit und Selbftänbigfeit der Zünfte durch die in die Landetgeſetze über- 
begaugenen Beflimmungen bed Reichsfchlufies v. 1731 über ben Verkechr ber 
Zünfte unter einander unb mit Privaten vernichtet. Denn es wurben alle noch 
beftehenden Verbindungen der Zünfte unter einander (insbeſondere alle Haupt 
und Nebenhätten) Taffırt unb bei ftrengfter Strafe für die Zukunft verboten; 
es wurde, „ba nicht abzuſehen ift, was bie Handwerker von verichiebenen 
Orten, ja gar Xerritoriis unter ſich zu Torrefpondiren haben“, bie gefammte 
Privatlorrefpondenz der ®ewerböforporntionen ober Einzelnen in Torporatinen 
Angelegenheiten unterjagt, in Fällen aber, wo einmal eine ſolche Korrefpondenz . 
durchaus nothwendig würde, Annahme und Abſendung von Briefen an obrig- 
Beitliches Beiſein, obrigkeitliche Prüfung bes Juhalts und obrigkeitlihe Signatur 
gebunden; es wurbe bie Abſendung von Abgeordneten au andere Zünfte ohne 
fpecielle ſchriftliche Erlaubniß bei Strafe verboten). 

b. Bon einer Autouomie ber Zänfte wollte natürlich weber bie Theorie 
noch bie Praxis diefer Zeiten etwas willen. Das auch nach roͤmiſchem Recht 
den universitates gebührende jus statuta condendi fonnte man freilich den 
deutichen Gewerbögilben um fo weniger ganz abftreiten, ald man zugeben 
mußte, daß früher die Artikel höchftene, um bie Nichtverletzung böberer Rechte 
zu Tonftatiren, beftätigt worben waren. Allen man erklärte ſolche Statuten 
für bloße Verträge (quae valent tanquam pactiones), bie insbefondere Dritten 
nicht entgegeuftänben, und führte gleichzeitig, ohne ben hierin, ba doch die Ber- 
tragtfreißeit wicht erft verliehen zu werben brandt, Hegenben Wiberfprudh zu 
bemerken, die Befugniß dazu auf eine Generallonceffion bei Errichtung” ber 
Zunft zurüdY. Andere, welche ben Artikeln vim legis zufchrieben, nahmen 


fähf. Mbit. c. 8. 8 236 ©. 179. Kob. Saalf. 8. 10 ©. 600. Generalprin. 
f. Brandenb. $ 13 ©. 61. Pr. 8. R. $ 208. 204. 

er Werner P. 9. Obs. 106. Strauch 5 39 f. Bride 3 80. Heinec- 
eius 8 18 ©, 415. Fuld. ®. 1781 8 18 ©. 822. Brandenb. Gener. Priv. 
8 12 ©. 61. Kurſächſ. Mbt. c. 3 8 237 ©. 179. 

) Schon das N. Hamb. Regl. v. 1710 tit. 1 art. 2 ©. 846 Taffirt jebe „Ber 
bindung, Berfnüpfung und Unfihziehung” der Aemter und verbietet fie für Die 
Zuhmft bei Strafe. — R. Schl. v. 1731 art. 6. Ansb. B. n. 1734 ©. 415. 
Braubenb. Gener. Priv. 8 18 ©. 68. Weftpr. Hbw. D. art. 39. 40 ©. %. 
Kurſächſ. Mdt. c. 8 $ 27 ©. 179. Bad. 3. O. art. 10 ©. 239. Kob. Saalf. 
8 21 ©. 604. — Bol. Berleyih L ©. 108f. 

“) Bel. Hilliger ad Donell. lib. 17 c 9 n. O.: quum princeps pro- 
bans collegium eo ipso illi concessisse facultatem statuta condendi censeatur. 
Besold., Polit. IL ce. 12 thes. 36. Zutterlob 8 If. S. 20. Straud & if. 
Carpzov U. c. 6d. I Rr. 4. Heineccius $ 15 u. 18 ©. 418. 416. Bride 
8 10. 11 ftellt die „alte Autonomie” dem geltenden Zuftanb in vollem Berftänd- 
niß jener als Gegenfag gegenüber. Knipschild, de priv. civ. imp. L. V. c. 
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eine fpecielle Kouceffion an, vermöge deren ein Stück der geießgebenden Gewalt 
an bie Zunft übertragen jei”). Am meiften aber neigte man dazu, überhaupt 
nur „gegebene Ordnungen anzuerlennen und auch in ben älteren Zunft- 
ftatuten ſolche zu finden’. Der Reichsihlug v. 17314 und faft alle Lanbes- 
geſetze machten biefe Erörterungen überflüffig, indem fie unbebingt in jedem 
einzelnen Fall die obrigkeitlihe Sanktion, ohue welche die Artikel „null, nid» 
tig, ungiltig und unfräftig” fein jollten, forberten, geheime Satzungen ftreng 
verboten und bem freien Belieben der Landesheren Abänderung und Aufhebung 
bes ftatutarifchen Rechts im Intereſſe der Landeswohlfahrt anheimgaben72). Und 
nicht blos das gekorene, fondern andy das duch Herkommen erzeugte Genofien- 
ſchaftsrecht follte diefen Beitimmungen unterliegen, es follte nicht ohne Beftä⸗ 
tigung gelten, frei abänderlih fein und in Zukunft fich nicht mehr bilden 
Tönnen”®). Konnte andy bei einer terartigen Theorie immerhin faktiſch Das 
felbfigebilbete Recht im Gewande des Geſetzes fortbeftehen, jo verkleinerte bie 


2 Nr. 18f. u. Mevius ad jus lub, IV. tit. 18 art. 3 Rr. 37 ſehen das jus 
statuta condendi ald Theil der jurisdictio an. 

°) Dies fuht Struve ausführlich zu erweifen. Vgl. J. ©. 186f. th. 8 
u.1L4c.681m2 6.439 Er macht darauf aufmerffam, da die Artikel 
der Innungen Teine bloße pactio feien, fonbern vim legis hätten. Daraus aber 
folgert er, daß die Befugniß zu ihrer Abfafſung weder aus ber jurisdietio, noch 
aus dem jus collegii (multo minus jus statuendi ex jure collegii potest de- 
scendere quod nec jurisdictionem nec statuendi potestatem in se continet) 
abgeleitet werden koͤnne. Vielmehr müfle man fie ale belegirte geſetzgebende Ge⸗ 
walt betrachten, das Statut alfo als lex quasdam particularis scripta ad ordi- 
nem, jus et distinctionem cujusvis collegii a superiori constituta. Die Kou- 
fequenz ift natürlid: verum haec omnia a nutu, jussu, voluntate superioris 
dependent, a quo etiam collegia ipsa opificum suam originem, durationem et 
auctoritatem habent. 

71) Ludewig, diss. de opif. ex. in pag. dif. 5 ©. 43 behauptete nach 
Sride 5 10 Note a den Urfprung aller Handwerksartikel bei Kaiſer und Reich. 
Kreittmayr $ 16 fagt: „Handwerksartikul find nichts anberes ale Ordnungen, 
welche jeber Zunft beſonders vorgefchrieben find.“ 

22) R. Schl. v. 1731 art. 1. Schon vorher aber war dies faft überall 
geltendes Recht. Bgl. Carp zov, Besp. lib. L resp. 48 Rr. 12. Wehner, 
Obs. pract. voce Zunfft. Mevius u. Knipfchilbl c. Runde 8 473. Bol 
auch R. 4. v. 1654 tit. 106. Defterr. Pol. D. v. 1527 (Rote 47). NR. Hamb. 
Reglem. v. 1710 tit. 8 ©. 849— 851 bei. art. 8. — Bgl. ferner Kurſächſ. Mdt. 
c. 38 43 ©. 185. Bab. 3. DO. art. 59 ©. 247. Im Pr 8. R. 8 192. 206 
— 208 ift bereitö wieder bei Erlaß neuer wie bei Abänderung biöheriger Innungs⸗ 
artitel Anhörung ber Zünfte und Entſchädigung wohlermorbener Rechte wie bei 
privilegiis vorgeichrieben. 

78) Nach der Bab. 3. D. art, 57 ©. 246 follte fogar die Beobachtung der 
in Zukunft etwa entftehenden Gewohnbeiten, wenn eine obrigteitliche Abmahnung 
erfolglos geblieben, mit Strafe belegt werben. 
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bereits jeit dem 15. Jahrhundert thätige, feit ber Mitte des 18. Jahrhunderis 
alleingewaltige Polizeigefeßgebung auch thatſächlich immer mehr das Gebiet 
des aus ber Volksinitiative hervorgegaugenen Rechts zu Gunften eines von 
oben erdachten unb gegebenen Rechtes. Zuerft ſuchte man durch allgemeine 
Polizei⸗ oder fpecielle Hanbwerkerorhnungen nur die äußeren Rechte und Pflidh- 
ten der Zünfte zu regeln, während für ihre innere Berfaffung bie Statuten 
und Privilegien ber einzelnen Korporationen maßgebend blieben. Sobaum 
griff man in die innere Verfafſung ber Zünfte durch allgemeine Geſetze in ber 
Weiſe ein, daß man bie ſog. „Danbwerfsmißbräude” abſchaffte und verbot. 
In diefem Sinne waren ſchon die Reichspolizeiordnungen v. 1548 u. 1577 
und bie Reichsabſchiede v. 1551, 1559, 1566 u. 1570 thätig, bis enblich ber 
große Reichsſchluß v. 1781 eine radikale Abhilfe verfuchte”). Diefes Reichs» 
gejetz traf jedoch, während es fich bezüglich der wirklichen Mißbräuche mit 
halben Maßregeln begnügte, eine Reihe jo tief eingreifender Beſtimmungen 
über das innere Zunftrecht, daß es fich bereits als eine allgemeine Reichtzuuft⸗ 
orbnung charakterifirt. Weniger noch trugen bie Landesgeſetze ein Bedenken, 
die Zünfte von oben ber als Polizeianftalten zu organifiren und zu unifor- 
miren. Schon im 16. u. 17. Sahrhundert wurden theild durch allgemeine 
Landes⸗ nnd Polizeiordnungen, theild durch beſondere Zunftorbuungen bie 
Zunftverfafjungen bisweilen in dieſem Sinne reglementirt*). Im 18. Jahr⸗ 
hundert erreichte dieſes Streben feinen Höhepuntt. Nunmehr wurben 

wie 1734 gleichzeitig mit der Publikation bes Neichsichluffes von 1731 im 
Brandenburg und 1774 in WWeftpreußen, „im e einer guten Polizei® 
die gefammten geltenden Sunungebriefe „aus landesherrlicher Mat unb 
Kraft" kaſſirt, fo daß felbft ihre bloße Citation vor Bericht ſchon eine Gelb. 
firafe v. 10 Thlrn. nad fich ziehen follte, und ftatt ihrer ein gleichmäßiges 
„Generalprivilegtum*, „allgemeine Innungsartikel”, Generalgildebriefe“ u. bot. 
erteilt). Anderwärts wurden durch umfafiende „Reglemente für Aemter 
und Brüberfchaften“, „Zunftorbnungen”, „Gildeorbnungen“ x. alle Gewerbe 


) Bgl. die ausführliche Geſchichte der Reichögefehgebung und den Juhal. 
der Altern Geſetze fowie die Entſtehungsgeſchichte des Reicheſchlufſes von 1781 
b. Struve L L. 80 5 ©, 114—169. Bol. auf Fricke 8 14— 22. Eiqh⸗ 
born 5 882. Berlepfh L ©. 97f. Bergius Lc. Maſcher ©. 318f. 
Vorher war nah Kreitimayr’s Ausbrud (l. c. $ 1) ber Hunb nicht fo mit 
Flöhen befäet, als das Handwerk mit Mißbräuchen. 

2) So bei. ſchon die Defterr. Polizei⸗Ordn. v. 1527; bie heſſiſche allg. 
Zunft-Ordn. v. 29. Juli 1693 (tenovirt am 21. Nov. 1780). 

76) Bot. außer dem Brandenb. Generalpriv. u. Gildebrief und der weſtprenß. 
Hdw. D. namentlich noch bie kurſächſiſchen Generalinnungdartitel für Künſtler, 
Srofeifioniften und Handwerker v. 8. Juni 1780 im C. J. O. S. 154f. und bie 
Kob. Saalf. allg. Innungsgefede v. 25. Mai 1808 ib. ©. 595f. 
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forporationen uniform organifirt””). Daneben ergiengen dann mitunter noch 
befondere Orbnungen für die einzelnen Gattungen der Gewerbtreibenden eines 
Landes?®); jeltener wurden einer einzelnen Zunft bejondere Orbnungen ver- 
ließen, die dann aber von den allgemeinen Ordnungen nur in Nebenumftänben 
abwichen?%). ebenfalls war, and wo dem Einzelſtatut ein größerer Spiel- 
raum blieb°®), diefes immer doch nur ein Specialgefeg und von einer Auto 
nomie nicht ferner die Rebe. 

c. Ihre ehemalige Gerihtsbarkeit und die damit zufammenbängende 
Zwangsgewalt wurbe ben Zünften reſp. ihren Organen von Einigen ganz 
abgeftritten®') und in manchen Geſetzen ausbrüdlich abgeichafftt*). Was ihnen 
Davon blieb, wurde häufig als eine von der jurisdictio verfchiebene fog. coer- 
citio conventionalis audgelegt*), jedenfalls aber auf ftaatliche jei es generelle 


’7) Bgl. die Sammlung ber Geſetze im C. J. O. v. Drtloff; bef. das Reue 
Hamburger Reglem. f. Aemter und Brüderfchaften v. 1710 ©. 845f., bie Badiſche 
Allg. Zunftord. v. 25. Dct. 1760 ©. 2235f., die Braunfchweig. Gilde-Drdnung 
v. 1765 ©. 189f., bie kurf. Mainz. B. f. Erfurt v. 10. Dec. 1751 ©. 293f. 
Fuldiſche Polizeiver. v. 27. Febr. 1784 ib. ©. 317f. u. f. w. 

2) So ergiengen in Baben neben ber allgemeinen Zunftorbnung Otdnungen 
für die Schufter (1768 ©. 524f.) und für bie Bauhandwerker (1769 ©. 543.) 
in allen babifchen Städten. Insbeſondere aber wurden in Württemberg befondere 
Zunftordnungen für einzelne Gewerke, 3. B. Bierbrauer-D. v. 1618, Müller-D. 
v. 1729, Zunftordn. ber Papierer v. 1658, ber Kammmacher v. 1741, ber Schiffer 
zu Schiltach v. 1766, der Pflafterer v. 1768, ber Flaſchner u. Spengler v. 1782, 
erlafien. 

7) Bol. z. DB. die Artikel der Nürnberger Schmiede v. 1694 im C. J. O. 
©. 485f., der Schneider in Erlangen v. 1746 ©. 508f., der Bäder in Lübbeke 
v. 27. San. 1800 ©. 543. Bgl. auch noch das befondere Statut ber Tuchmacher⸗ 
torporation zu Grünberg v. 21. Nov. 1828 (preuß. ©. ©. v. 1824 ©. 17). 
(Sie fteht unter einem Borftand, Uelteften und Beifigern). 

) So Preuß. 8. R. 3 192. 818. 826. 898. 899. 

sı, &o z. B. von Lutterloh c. 3 9 12 ©. 28, von Lubewig u. Selch ow 
nach Fricke $ 84 Note a Mevius P. V. dec. 254 u. ad jus lub. V. tit. 18 
art 3 Nr. 88 ©. 842 wollte ihnen wentgftens die Bollziehung ihrer Erlenntuifie 
entziehen. 

) So nahın ſchon bie Braunfhw.-Lüneb. B. v. 1692 art. 12 ben Zünften 
das Strafamt, und ließ nur, wo es bergebracht, die Hälfte der von ber Obrigkeit 
erfannten Strafgelder in die Amtslaffe fließen. Aehnlich mit Ausnahme ſchleuni⸗ 
ger Fälle Bad. 3. O. art, 58 ©. 246. Bol. Baireuth. P. D. S. 400 u. 
1746 8 6 ©. 404. 

* So fagt Heineccins $ 18 ©. 416: quum porro universitas sine 
aliqua coercitione, saltim conventional, consistere vix possit, haec etiam col- 
legiis aliquatenus conceditur, dummodo in jurisdictionem non evadat, vel in 
alios, extra collegium, velut) uxores liberosque collegarum, non exerceatur. 
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jei es fpecielle Delegation zurüdgeführt und möglidhft eingeichräntt”). Blieb 
baber vielfach noch wegen Nebertretung der Innungsartikel durch Genofien ein 
vom Altmeifter im Schöffengericht der Meifter (Kompen) geübtes fog. Zunft 
ftrafamt beftehen®*), jo wurde baffelbe doch auf unbedeutende Fälle, in denen 
nur auf mäßige, bisweilen nur bis zum DBetrage weniger Groſchen geftattete 
Geldbuße erfannt werden burfte, beſchränkte) und in allen Fällen die Bern- 
fung an ben orbentlihen Richter zugelaffen®). Souſt follte bei allen nicht 
nur gemeinen, ſondern auch bloßen Iunungsvergehn lediglich das ordentliche 
Gericht kompetent fein, und es jollte allein von biefem auf Ausichlug aus ber 
Zunft, Pfändung und alle einen beftimmten Sa überfchreitenden Geldbußen 
erfannt werben FTünnen“®). Insbeſondere wurde als einer ber geführlichften 
Mißbräuche das eigenmäcdtige Schelten und Auftreiben ber bes Zunftrechts 
oder der Handwerksehre verluftig gegangenen Meiſter und Geſellen, d. h. die 
Kundmachung ihrer Beiholtenheit an alle Schweftergilden und die dadurch 
bewirkte Ausichliegung von dem Handwerk in ganz Deutichland, durch Reiche- 
und Territorialgeſetze unterfagt und ftatt deffen Anzeige bei ber Obrigkeit, 
Erkenntniß des ordentlichen Gerichts und polizeiliche Mitwirkung bei der Aus- 
führung vorgeſchrieben *). Ganz fiel die Gerichtsbarkeit ber Zünfte in bürger- 


ride 5 35 nennt es eine „bisciplinariiche Gerihtöbarleit”. Bel. Carpzov 
IL c.6d. 9 Nr 6. 

“), StruvelLL.3c.66©. 196 L. 4 c. 5 S. 482f. will eine jurisdictio 
ordinaris quidem sed inferior et civilis unb ein jus mulctandi zugeftehen, „non 
tamen competit jure collegii, sed ex speciali concessione superioris“. Aehnlich 
Boehmer, jus Eccl. II. tit. 27 $ 19%. Mevius P. III. d. 38 Rr. 10. 
Kreittmayr 8 18. 

ss, Beier, de C. O. c. 16 &. 585f. Struvel.L8.c6 6. 237. L. 4 
ec. 5 ©. 482. Strauch $ 98. Fricke 34—49. Drtloff © 141f. R. P. 
D. v. 1880 tit. 89 $ 1. R. Schl. v. 1781 art. 2. Bair. Landes⸗ und Pol. 
Ordn. L. 4 tit. 1 art. 14. 

e) R. Schl. v. 1731 art. 2. (Bußen von 1—2 fi.) Weftpreuß. Hbw. D. 
art. 6. 18. 87. Kurſächſ. Mbdt. c. 3 $ 14. 15 (nur bis zu 6 Groſchen). Bab. 
3. DO. art. 5f. ©. 228f. art. 58 ©. 246. Kurmainz. Ber. v. 1751 Rr. If. 
©. 296f. — Bgl. Struve I. 208. 204. TIL L. 3 c. 9 ©. 206f. Beier, de C. 
0. 0.6 ©. 248. e. 16 S. 550. Fride $ 37. 

8 Gtruve IT. L.3c. 9 $ 18 ©. 210. L. 6 c. 8 g 12f.©.338. Fricke 
840. NR. Hamb. Regl. 1710 tit. 12 art. 4, tit. 18 art. 1. Rob.-Saalf. I. ©. 
8 19 ©. 608. 

ee) Sride 3 88. Struve IL. 3 c. 6 S. 194f. Kreittmayr 5 25. N. 
Hamb. Reg. 1710 tit. 1 art. 8, tit. 6 art. 4, tit. 11 art.1 ©. 874f. R. Schl. 
v. 1731 art. 2. Pr. &R. g 273— 277. 

®) Beier, de conriciis opificum Jen. 1689. Struve L ©. 214 IIL L. 
5 0.46. 267. Kreittmayr $ 25. Fricke 8 42—49. NR. Hamb. Regiem. 
1710 tit. 7 art. 11. 12, tit. 8 art. 5. R. Schl. v. 1781 art. 1.2.5. Die 
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lichen Streitigkeiten, Injurienfachen und eigentlichen Handwerksſachen, die Pro⸗ 
volation anf angefehene Hauptzünfte oder auf ein zünftiges Gutachten aus 
dreier Herren Landen und ähnlicher Brauch fort; vielmehr follte, wie fidh ber 
R. Sch. v. 1731 ausbrüdt, „den Landesherrſchaften überlaffen fein, in ihren 
Landen Zünfte und Laben einzurichten, diefen die Geſetze allein vorzufchreiben, 
die Widerfpenftigen nach Befinden zu ftrafen und die vorfommende Handwerks⸗ 
differenzgien ohne Kommunikation mit andern Stäuben oder Stäbten ab- 
zuthun “ 9). 

d. Was die 6konomiſche Bebentung ber Zunft anbelangt, jo wurbe nun- 
mehr von Obrigkeit wegen bie Zerlegung te alten artificii oflicium in feine 
öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen Beftandtheile vollendet. Als Privat- 
recht (obwol es an fid nie ein foldyes hätte werben koͤnnen, ba das Recht, 
zu arbeiten, nicht Gegenftand des Vermögens fein kann) wurde für ben ein- 
zelnen Zunftgenofien das Meiſterrecht, für die Zunft als Korpus der Zunft. 
zwang ober bad Hecht, „bie Treibung bes zunftmäßigen Gewerbes innerhalb 
des ber Zunft angewieſenen Diftritts Allen, weldhe weder zur Zunft gehören 
noch vom Staate beſonders privilegüirt find, zu unterfagen“, anerkannt ®"). 
Allein indem dieſes Recht als ein vom Stante verliehenes Privileg galt, das 
ebenfognt andern Perjonen (Freimeiftern) verliehen oder mit dem Befitz ge- 
wiffer Gebäude ober Grundftücke verbunden (Realgewerberechte, Bannrechte 
u. ſ. w.) oder endlich auch vom Staat in der eigenen Hand zurüd behalten werben 
Tonnte (Regale, Monopole)"*); indem ferner dem Staate die Beitimmung bes 
Inhalts und der Grenzen dieſes Rechts anheimfiel""); indem emblich nad) den 


Sanbwerter follen „an dem Weg Rechtens und richterlicher Hilfe und Einfichz 
fi gebuldig begnügen laffen, mithin die Sache bei der Obrigkeit anzeigen und 
deren Erkenntniß und Ausipruch gebuldig und rubig abwarten”. art. 18, — 
Bairenth. P. D. S. 400. 1746 $ 6 u. 7 ©. 404. — Weſtpreuß. Hbw. D. art. 
15. 38 ©. 82. 94 u. Preuß. Reflr. v. 1. Aug. 1796 ©. 147, v. 11. Det. 1796 
©. 149. Bad. 3. DO. art. 5 ©. 228 art. 54 ©. 244. 

") Struve IL. 3 c, 6 ©. 225f. II. c. 8 8 2f. ©. 885. Kreittmayr 
8235. Fricke g 41. R. Schl. v. 1731 art. 6. N. Hamb. Reglem. 1710 tit. 
ll art. 1, tit 18 ©. 874f. Ba. 3. D. art. 55 ©. 246. Weſtpreuß. Hbw. O. 
1774 art. 4 ©. 76. Kob. Saalf. $ 79—96 ©. 680. 

9) Beier, de jure prohibendi, quod competit opificibus Jen. 1688. 
Mevius decis. 9 d. 100 Nr. 4. Struve III Ib. 4 ©. 216f. Kreittmapyr 
3 18. 22. ride 5 76—79. Weiſſer $ 97f. ©. 206f. Runde $ 467. 
474. 475. Eichhorn 5 384. Merbach, Theorie des Zunftzwanget. Leipz. 
1808. Maſcher S. 427f. Pr. L. R. 8 824f. 

) Bol. was oben über bie Anftellung der Sreimeifter und das Konceffione- 
weien gefagt if. Auch R. Hamb. Regl. 1710 tit. 11 ©. 874-378, wo art. 8 
ſich gegen das „Monopolium“ richtet u. Pr. &. R. 5 324. 

. Affe Handwerks⸗ und Zunftordnungen fuchen baber den Inhalt des 
„Meifterrechts" und „Zunftzwanges* in befonderen Abfchnitten zu beftimmen; ine- 
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befannten Grunbfäken über Privilegien dem Landesherrn aus Gründen bei 
öffentlichen Wohle Abänderung ober völlige Revokation zugeftanden wurbe**): 
bereitete doch gerade die Umwanblung bes öffentlichen Amts in ein privatredht- 
liches Privileg in Theorie und Geſetzgebung den Rechtsboden vor zu der Durch⸗ 
[öcherung des Zunftzwangs und feiner allmäligen Erfegung dur ein ſtaat⸗ 
liches Konceffionsiuftem, das feinerfeitE wiederum nur Durdigangsftufe zur 
vollen Gewerbefreiheit war ober boch fein wird. Auch dadurch ſchon erhielt 
die Obrigkeit freiere Dand, dat allgemein das im Zunftzwange enthaltene 
Recht der Selbfthilfe gegen Pfufcher und Störer an obrigkeitliche Mitwirkung 
gebunden ®s), vielfach aber überhaupt **) oder doch den Landhandwerkern gegen- 
über”) völlig aufgehoben und die Zunft zur Anzeige an bie gewöhnliche 
Obrigkeit venwiefen wurde. — Diefer privatrechtlichen, nubbaren Seite bes 
alten officium gegenüber wurbe deſſen öffentliche Seite durdaus vom Stant 
abforbirt. Den alten Beruf, auf dem Grunde freiefter Selbftbeftinmmung bie 
gewerbliche-Arbeit zu orgautfiren und durch bie Yörberung der Handwerksehre 


befondere ftreben fie nach einer möglichft genauen Abgrenzung bed Zunftrechtes: 
1) gegen unzünftige Perfonen, und zwar a) gegen Breimeifter (Fricke $ 82 — 88. 
Struve UL. 5 c.9 ©. 899. Hamb. Regl. tit. 10 art. 3f. Kreittimayr 
8 23. Kob. Saalf. $ 85 ©. 682) — b) gegen Hofhandwerfer (Beier, de arti- 
ficibus palatinis, Vratisl. 1699. ®ride 8 86—88. Strune IL. 6 ©. 452.) — 
c) gegen bie Rechte der Haus. und Dienftbotenarbeit. (Bride $ 78. Weiſſer 
8 100. Ortloff $ 99. N. Hamb. R. tit. 4 art. 8 ©. 852. Kob. Saalf. 8 89. 
90 ©. 688) — d) gegen Jahrmarkts⸗ uub ähnliche Rechte. (Genffert, Ar. Rr. 
98. Kob. Saalf. 4 98 ©. 684) — 2) gegen bie ländliche Benölterung. (Struve 
II L. 5 e. 10 S. 411f. Bride $ 79. Runde 8 475. Kreittmayr 5 24. 
Eichhorn, R. ©. 5 544 Note d. P.R.$ 384. Maſcher S. 882— 884. Württemb. 
8. O. v. 1567 tit. 61. Medi. Erbgrbvergl. 1755 art. 259 f.. Braunſchw. Gilde 
D. $ 16—18 ©. 196f. u. V. v. 1776 ©. 212f. 1778 ©. 219. N. Hamb. R. 
tit. 11 art. 6 ©. 877. Pr. 8 R. $ 185— 189). — 3) gegen andere Zünfte unb 
die Korporationen bed Dandelsftandes (Kreittmayr $ 26. Pride $ 100— 
194. Kob. Saalf. $ 88. 834 ©. 681). 

) Vgl. oben ©. 924. 

*) Straub ©. 202f. Mevius, ad jus lub. IV. 13 art. 3 Nr. 85 ©. 842. 
Ayrer, de vis facti collegiis opificum ad persequendos turbatores nee per- 
missa nec permittenda. Gött. 1752. Cramer, Wepl. Rebenft. I. S. 119. Obe. 
jur. P. 1. Rr. 297. Kreittmayr 8 22. Fricke 8 80. 81. Weiffer g 100. 
Drtloff 8 9. Runde 8 467. Wenig befchräntt noch iſt das Recht im läb. 
Receß. v. 1605 ©. 888 im C. J. 0. S. 888 f. 

” 3.83. Kurſächſ. Mbdt. v. 1780 c. 8 8 28 ©. 180, Braunfhw. Gilde 
D. $ 15 ©. 196. DBrandenb. Gen. Priv. $ 8 ©. 67. Weſtpreuß. Hbw. O 
art. 45. 98. Pr. &. R. 9 228. 229. Kob. Saalf. 3. ©. $ 87 ©. 688. 

3. B. Medlenb. Erbgrdvgl. v. 1755 8 275. NR. Hamb. R. 1710 tit. 11 
art. 2 ©. 374 f. tit. 10 S. 371— 874. 
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und des Gemeinwohls nach außen, der wirthichaftlichen Gleichheit und Brüder 
lichkeit nach innen die Snterefien der Producenten und Konfumenten in Har- 
monie zu ſetzen, hätte Die allforgende Polizei des neuen Staats ben Zünften 
felbft dann nicht belafien können, wenn die entarteten SKorporationen noch 
ferner fähig und gewillt geweien wären, ſich ihm zu unterziehen. Bielmehr 
wurde nunmehr burch die Obrigkeit das gefammte Gewerbeweien bis in's De- 
tail geregelt. An Stelle ber genofienfchaftlichen Polizei traten obrigkeitliche 
Vorſchriften über die Art und Brauchbarkeit der Arbeit), über ben Hand⸗ 
werkokram, das Haufiren und ben feilen Berkauf”), obrigkeitliche Preis⸗ 
tagen ꝛeo), obrigkeitlihe Normirung des Berhältniffes von Meiftern, Gejellen 
und Lehrliugen 9), obrigfeitliche Kontrole und Beftrafung von ſchlechter Arbeit, 
Säum niß oder Müßiggang '") und eine umfafjende, auch das gewerbliche Ver⸗ 
halten der Meifter unter einauber in ihren Kreis ziehende Arbeitäpolizei =). 
Die genofſenſchaftliche Schau hörte auf, und wenn filh bei Tuchhändlern und 


”) Man denke nur an die Kleiderorbnungen und den Echwur, welchen bie 
Schneider auf genaue Innebaltung berfelben Ieiften mußten. Berlepfh IL ©. 
23 f. 41. Bol N. Hamb. R. tit. 7 art. 5 ©. 364 u. Kob. Saalf. 3. &. 8 125 
©. 644. GSpecielle Vorſchriften für einzelne Gewerke in ben Innungsgeſetzen b. 
Drtloff, C. J. O0. ©. 483 — 564. 

”) Sride 8 9% —95. Kreittmayr $ 14. N. Hamb. R. 1710 tit. 4 art. 
76. 354. Bab. 3. DO. art. 51. 52 ©. 243. Kob. Saalf. $ 97 — 108 ©. 686. 

0. Struve IL. 4 c. 2 ©. 366-886. Kurſächſ. Mdt.c. 3 $ 88 ©. 182. 
R. Hamb. N. tit. 7 art. 5 ©. 364. Pr. 2. R.$ 200. 201. Der R. Schl. v. 
1781 art. 15 ftellie allgemeine Zaren für Die einzelnen Reichskreiſe in Ausficht, 
fie kamen aber nicht zu Stande. 

10) N. Hamb. R. tit. 8 u. 9 ©. 362. Braunſchw. Gilde DO. 8 25—31. 
34 f. ©. 200f. Bad. 3. D. art. 9-34 ©. 280f. Kurſächſ. Mdt. c. 1 u. 2 
S. 155f. General-Priv. f. Brand. $ 16 S. 63. Weftpreuß. How. O. art. 85 
S. 3. Pr. U 8 R. 5 293 —319. 350—89%. Kob. Saaff. $ 81. 88. 
60—58. 

) Bol . BR Hamb. R. tit. 1 art. 4. tit. 4 tit. 7 art. 5 ©. 847. 
Bairenth. P. O. S. 399 (obrigl. Waarenſchau). Ansb. B. v. 1726 u. 1735 ©. 
415. Braunfhw. Gilde O. $ 12 ©. 1%. Bad. 3. D. art. 84 ©. 288. Kur- 
fähf. Mbit. c. 289 c.8 8 82 ©. 166f. Brandenb. Sen. Pr. $ 16. 17 ©. 
62f. Weftpreuß. How. D. 1774 art. 48 ©. 97. (Auf Verfäumniß wirb Bier 
Gefängniß bei Waſſer und Brob gefebt). Pr. 2. R. $ 355 — 864 (Obrigk. Zwang 
zur Arbeit), Kob. Saalf. $ 126 ©. 646. 

108, So die Feiertage, die Arbeitäftunde, das Abrufen der Runden, bad Ab⸗ 
Dingen der Gefellen u. |. w. — Bol. Braunfhw. Gilde DO. $ 11 ©. 19. N. 
Hamb. R. tit. 7 art. 6. 7. ©. 364. Bad. 3. D. art. 51 ©. 243. Baunachſche 
3. D. v. 1750 8 16 ©. 837. Kurſächſ. Mdt. c. 8 $ 84. 35 ©. 184. General» 
Priv. f. Brandenb. $ 16 S 63. Weſtpreuß. Hbw. DO. art. 41 ©. 96. Pr. 8, 
N. 5 268 — 267. 868. 369. 
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Tuchmachern die alten Torporativen Schaueinrichtungen nicht ganz verloren, fo 
nahmen fie doch aud hier allmälig einen obrigkeitlichen Charakter an und 
verwanbelten fih in ſtaatspolizeiliche Schauanftalten und Schauämter *). 
Gegen die bier und da, freilih meift nur noch tu felbftfüchtigem Sntereffe, 
vortommenben Berfuche der Handwerker, in alter Weiſe die wirtbichaftlichen 
Verbältniffe felbft zu regeln, wurbe ſcharf eingefhritten. So Taffirte und ver 
bot man die Verabredumgen über bie Preisminima'"), bie Zurüdiweifung ber 
von einem andern Meifter begonnenen Arbeit ober eines Kunden, ber einem 
Genofien etwas jchuldete!®*), und endlich zum Theil auch ſchon bie Beichrän- 
ungen binfichtlih der Zahl der Lehrlinge und Gefellen 7). 

e. Schließlich wurbe auch die fittlihe und fociale Bedentung der 
Zünfte vernichtet oder auf ein geringes Maß beſchränkt. Die Reichs und 
Landespolizei machte es fih zur Aufgabe, alle durch Gewohnheit oder Ber- 
abredung feitgeftellten fittenpoligeilichen und gefelligen Gebräuche ber Hand⸗ 
werfer injoweit, als fie der Obrigkeit ſchädlich oder überflüffig Ichienen, abzu- 
ſchaffen und durch Strafandrohung zu verhütn. Gegen die „unnüben“ 
Schmanfereien und Gelage, dad übermäßige Trinken, ben Aufwand und Lurus, 
das Degentragen der Handwerköburfchen, die Handwerkögrüße und bas gefammte 
Ritual der durch die Sahrhunderte feftgeftellten Sitte wandte fih eine vor 


200) Maicher ©. 257f. 895. So ſchon in der Deſterr. 9. DO. v. 1537. 
Bol. auch die preuß. V. v. 5. San. 1823 (&. ©. ©. 23) u. d. B. f. Glaß v. 97. 
Juni 1827 (G. S. ©. 87) und die älteren preuß. Geſ. b. u. Rönne, Gewerbe 
polizei 1. 470f. Nach bem Gef. v. 1828 follten die beftehenden Schaukorpora⸗ 
tionen mit Stimmenmehrheit aufgelöft werben können ($ 3—10), wo bied aber nicht 
geſchah, nach Maßgabe bed Gefepes umgebildet werben ($ 18). Auch folite bie 
Bildung neuer Schauvereine unter benfelben Bebingungen zuläffig fein ($ 11. 12). 
Die neuen, freigefchloffenen und frei auflöslichen (8 18) Schauvereine follten zwar 
als „freie Privatvereine” ($ 15) infofern gelten, ald feine Zwangsmitgliebfchaft 
ftattfinbet (8 16 — 21): bem Staate gegenüber charalterifiren fie ſich jedoch durch⸗ 
aus als ſtaatliche Polizeianftalten mit beftätigten Statuten ($ 57—59), beren 
Zwed bie öffentliche Befihtigung und Beglaubigung ber Tuch⸗ und Wollenfabri⸗ 
kate (8 22-—24. 50— 56) ift, weldye durch das als eine kollegialiſche Gewerbebe⸗ 
hörde Tonftruirte Schanamt (5 35—36) und bie Schau- uub Gtempelmeifter 
(8 87 — 49) Namens ber Korporation unter öffentlicher Autorität vollzogen werben. 

) N, Hamb. R. tit. 3 art. 8 &. 360. Braunfhw. Bilde DO. $ 12 ©. 
195. Bad. 3. O. art. 50 ©. 248. Branbenb. Gen. Priv. $ 17. BWeftpreuß. 
Hbw. D. art. 42 ©. 97. Pr. 2. R. 3 19 — XI. 

100) N, Hamb. R. tit. 4 art. 4 ©. 852. Ansbach. B. ». 1709 ©. 414 
Brandenb. Gen. Priv. $ 17. Weſtpreuß. Hdw. D. art, 47 NRr. MER. 
$ 204. 

w) Kreittmayr 8 12. Weftpreuß. Hdw. O. v. 1774 art. 47 Rr. 9. art. 
14. Preuß. Edikt v. 1788 im C. J. O. ©. 107 9 5. Bad. DB. v. 1764 ib. ©. 
260. Bl. ©. 251. 254. 


— — 
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beugende Geſetzgebung, weldhe „läppiiche Seremonien und Komplimente” und 
„theild abgeichmadte theils unehrbare Gebräuche und Soflen‘ darin er 
blidtere). Gegenftand einer bejonderen Aufmerkſamkeit der Handwerkkord⸗ 
nungen wurbe ber Müfjiggang und bas Feiern, namentlich der blaue Montag, 
indem man fi) durch eine Sitte, „weldhe ben Staat um eine zweimonatlidhe 
Arbeit ... bringt“, befugt Bielt, nicht nur den feiernden Geſellen, jonbern 
jelbft dem dies geftattenden Meifter zu beftrafen und für „hartnädigen Mü⸗ 
Biggang” felbft Zuchthaus anzubroben!®). Uub die fittlidhen Genofjenpflichten, 
wie die Unterftügung verarmter ober nothleidender Brüder, die Sorge für die 
Witwen und Waiſen verftsrbener Genoſſen, ja jelbft die Verbindlichkeit zur 
Zeichenfolge, erſchienen nun nicht mehr als Folge eines freien Bruderbundes, 
ſoudern als fpeciell auferlegte Pflichten der Zunft ober ihrer Glieder gegen ben 
Staat!!%). Deshalb wurden auch die befonderen Hilfe-, Armen-, Kranten-, 
Leichen⸗ Spar- und Vorſchußkafſen der Gewerke ftaatlih regulirt und beauf- 
fichtigt oder jelbft eingerichtet und geleitet'''). 

5. Daß bei diefer gefammten gegen die korporative Seite des Zunft. 
weiens gerichteten Geſetzgebung auch im 18. Sabrhundert noch weit mehr als 
bie beginnenden nationalskonomiſchen Erwägungen polizeilihe Geſichtspunkte 
maßgebend waren, zeigt fich beſonders deutlich in der Art und Weile, wie bas 
Reich und die Lanbesherrn gegen bie Gejellenverbindungen, bie doch 
auf keinem Monopol berubten, vorgiengen. Der Haß des Polizei- und Bevor⸗ 
munbungsftantes gegen bie Torporative Idee und die niemald ganz eingefchlum- 
merte Furcht vor ihrer Macht können ſich nicht deutlicher manifeftiren als in 
diefen Geſetzen. Der Reihefhlug v. 1731 und die demnächſt ergangenen 


0 Struve LL.2c.4886.52;L.3 c. 66.239 f. 246 f.; L.4 c.1 
S 354. R. Schl. v. 1781 art. 9. 18. R. Hamb. R. tit. 7 art. 3 tit. 12 art. 9 
©. B68f. Bad. 3.0. art. 58f. ©. 244 f. Fuld. 8. 1781 8 16 ©. 322. 
Baireuth. P. D. ©. 401, 1746 $ 2 ©. 402. Braunſchw. Gilde O. 8 28. 88 
©. 202. Gener. Priv. f. Brandenb. $ 10. 13. 24. 26 ©. 59f. Weſtpreuß. 
HOdw. O. art. 8 litt. d. (Berbindern der Grillen und Gchmanfereien), 28. 29. 

100) Struvel.L.2 c.46©.49f., L. 8 ec. 6 ©. 244f. th. 7. L4e.16©. 
854. Defterr. Ch. v. 12. Rov. 1572 im Cod. Austr. L ©. 462. R. Schl. v. 
1781 art, 9. Kaif. Dekr. v. 80. Apr. 1772 ©. 43f. Batreuth. P. O. v. 1746 
$ 10 ©. 406. Kurſächſ. Mdt. $ 8 ©. 165. Weftpreuß. Hbw. O. art. 27 ©. 
89. Preuß. Ed. v. 24. Mär, 1788 ©. 105. — Bol. and Berlepfä I ©. If. 

10) Bol. z. DB. Kurſächſ. Mdt. c. 8 8 81. $ 41 ©. 181f. Braunſchw. 
Gilde ©. 8 29. 46 ©. 203. Pr. 8. R. 8 220-223 n. tit. 19 8 9. 18. 14. 
Kob. Saalf. 3. G. 8 22 ©. 604. Struve L. L. 2 c. 6 S. 54.c 76. 65. 

1) Bol. 3. B. Brandenb. Gener. Pr. $ 14 ©. 62. Braunſchw. Gilde O. 
8 29. 47 (von Leichenanftalten) S. 208. 210. Lübbeler Bäderpriv. v. 1800 art. 
13. 15 S. 652. art. 29 ©. 559. &ründungsplan der ful diſchen Handwerlervor⸗ 
ſchußlafſſen S. 825f. Kob. Saalf. J. G. $ 22 ©. 604. 
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prenßiſchen, Tächfiichen und viele andere Zunftorbuungen erklärten nichs bios 
mit geringen Mobifilationen zu Gunften fpeciell Tonceffionirter Gejellenvereine 
die bisherigen Brüderjchaften unb Gefellichaften der Gefellen für aufgehoben, 
ihre Artikel für ungiltig und die Obrigkeiten für verpflichtet, Die etwa amuöge 
ftellten und Tonfirmirten Gefellenbriefe ungefaumt wieber einzuziehen, fonbern 
verboten auch in Zukunft ben Obrigkeiten, irgend Berfunmlungen und Ber 
bindungen der Gejellen unter einander zu geftatten. Eigenmächtige ober heim- 
lihe Einungen oder Berfammlungen ver Geſellen (wie fie freilich troß allebem 
fortbeftanden )''*), wurden mit Leibes- und Lebensftrafen bebrobt, unbedingt 
wurden die bisherigen Gefellengerichte Taffirt, jede Korrefpondenz und jebes 
torporative Handeln wurde verboten, bie Einziehung ber Gefellenladen und 
Bruderſchaftsfiegel wurde anbefohlen und es wurben enblidh die härteften 
Strafen, ja jelbft Xobesftrafe auf das Zufammenrottiren, die Aufftände, bie 
Arbeitöweigerung, das baufenweife Austreten ober „anderes dergleichen rebellitches 
Unwefen“ gefegt!'?), — Beitimmungen, deren letzte Ausläufer die mobernen 
Strafgefeße gegen die Arbeiterfoalitionen find. Als eine befondere Gnade 
wurde hoͤchſtens bier und ba den Gejellen veritattet, zu einzelnen guten Zwecken 
Umlagen unter fih zu machen: auch das fo anfgebrachte Gelb aber follte bei⸗ 
jpieleweije in Brandenburg unter keiner Bedingung „zur Dispofition der Ge 
jellen jelbft" bleiben, fondern „an ben Gewerkömeifter zur Verrechnung im 
bie Gefellenarmenkafe" abgeliefert werben!‘ Anch das preuhiſche Landrecht 
beftimmt: „bie Geſellen machen unter fih Teine Kommune oder privileglirte 
Geſellſchaft aus; fie find nicht berechtigt, eigenmächtiger Weiſe Verſammlungen 
zu halten“; es geftattet indeß den Geſellen in fpeciellen Fällen Verſammlungen 
mit Vorwifſen der Gewerksälteiten, fowie unter deren und bed Beifiters Anf- 
fiht die Wahl eines Altgefellen und unter deffen Rechnungsführung die Ein- 
richtung einer eigenen Kaffe aus ihren Beiträgen zu gemeinſchaftlichen Be⸗ 
bürfnifjen, befonders zur Verpflegung kranker ober fonft verunglüdter Geſellen ts). 

B. Kaufmännifdhe Korporationen. Wenn bie Genoflenfchaften 


112) Bol. Haſeman in ber Encyll. I, 67. 280. I, 63. 480. 

13), R. Schl. v. 1781 art. 5. 9. 10. General Pr. f. Brandend. $ 11. 
25—80. (Nur ald Fürſprecher wird bier noch ein Witgefelle zugelafien, jede Zu- 
fammenktunft in gemeinfanen Angelegenheiten aber verboten. Weſtpreuß. Hdw. 
D. art. 80. 31 ©. 90f. Preuß. Patent v. 29. Zuli 1794 ©. 140 —145. 8. 
preuß. allg. Reglem. f. d. Hutmachergeſellen v. 31. März 1801 ©. 579— 599. 
— Bob. 3. D. art. 32. 38, &. 288. NR. Hamb. Regl. 1710 tit. 8 art. 8. 4. 9 
S. 867f. Baireuth. P. O. S. 400, 1746 $ 9 ©. 405. Kob. Saalfeld. 4 54 
—57 ©. 618f. Bel. Struve L. L. 8 c. 6 ©. 226f. th. 7f. ©. 253f. 266f. 
OD. L.8c. 4 ©. 216f. Kreittmayr 8 11. 

116) Brandenb. Generalpriv. 8 27. — Vol. auch kurſächſ. Mdt. c. 2 5 13 
©. 167. 

1) Pr, 2. R. 5 396— 400. Bol. $ 368. 
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der Krämer oder Höfer und anderer Kleinhänbler fi in ihrer Entwicklung 
und Berfafiung von den eigentlihen Handwerkerzünften ebenfowenig unter⸗ 
fhieden, wie bie Korporationen der je nach der Landes- oder Ortöverfaffung 
etwa ſonſt noch eingezünfteten, zum Handwerkerſtand im eigentlichen 
Sinne nit gehörigen Profeffioniften (3. B. Brauer, Tuchmacher und Tud- 
händler, Schiffer, Fiſcher, Müller, Bader und Wundärzte, Gaftwirtbe und 
Garkoche, Muftlanten und Spielleute, Ziegler, Schäfer, Kornträger und Tage⸗ 
lohnarbeiter) !'%) und die Innungen ber Künftler''): fo war im Allgemeinen 
aud bei den Gilden der Großkaufleute daſſelbe der Fall. Nur verloren fie 
weit früher als die meiften Handwerkerzünfte ibre umfafiende Bedeutung und 
giengen in der Regel ganz allmälig und ruhig in Vereine über, deren Zwecke 
auf die Förderung der gemeinfamen kaufmänniſchen Sntereffen beſchränkt 
waren, jo daß ed zu einem derartigen Konflitt, wie er zwiſchen Zunftver- 
faffung und Gewerbefreiheit entbrannte, bier nicht Tommen Tonnte. Während 
namlih von dem Intergang ihrer politifhen und militärifchen, ſowie ihrer 
religiöfen und ethiſchen Seite im Wejentlichen baffelbe gilt, was von den 
Zünften bemerkt it, fo entſprach in ökonomiſcher Beziehung zwar ebenfalls 
dem Zunftzwang ein kaufmänniſcher Gilbezwang: allein dieſer letztere gewann 
niemald die monopoliftifche Bebeutung, welche jenem eigenthümlich war. Denn 
wenn auch alle kaufmaänniſchen Körperichaften fih das Privileg bewahrten, 
dag alle ober gewiffe Handelsgeichäfte nur von ihren Mitgliedern betrieben 
werden durften‘'*), fo kam es doch nirgend zu einer Geſchloſſenheit der Kor- 
poration, felten zu einer mittelbaren Verhinderung des Eintritts neuer Mitglieder 
durch übermäßige Erihwerung ber Aufnahmebedingungen. Vielmehr brachte 
die Natur des Großhandels es mit fih, daß andy in den Zeiten ber größten 
forporativen Exkluſwitaͤt und Selbftfucdht der Gildezwang fi) (ähnlich wie 
einft der Zunftzwang überhanpt) vornemlich nur als die Befugniß äußerte, die 
Handeltreibenden einer gewiſſen Gattung in die Gilde zu zwingen, fie gilde- 
mäßiger Vorbereitung und Ausbildung, dem Gilderecht und: Gilbegericht zu 


116) Bol. über bie verſchiedenen vorkommenden Zünfte und die Abgrenzung 
ihrer gewerblichen Verrichtungen Weiffer, bad Recht ber Handw., und den Aus⸗ 
zug daraus bei Maſcher S. 411—425, ferner bie Zufammenftellung aus Mohl's 
Wandertabelle b. Maſcher &. 421 —425 nnd die Glieberung ber württembergi- 
ſchen Zunftladen (nad) großen, mittelmäßigen und Meinen Zünften) ib. S. 389. 
89. 

11) Bol. Pr. LER U, 8. 8 401. 

118) So ftanb nah Marquardus, de jure merc. et comm. Lib, II. c. 
185-7 6. 361 im 17. Jahrh. faft überall als Rechtsgrundfap feft, daß Nic- 
mand in einer Stadt, in der eine Kaufnannsforporation beftand, die betreffende 
Gattung von Handelsgeſchäften treiben burfte, wenn er fich nicht in die Korpo- 
rationdmatrifel einfchreiben ließ und aufgenommen wurde Bol. Pr. AL. R. 
II, 8 $ 479--482 u. Gew. D. v. 17. Ian. 1845 $ 9. 

1. 60 
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unterwerfen und die Korporationdbeiträge von ihnen einzuziehen. Deshalb 
bat auch ohne große Anfechtungen der Taufmänntiche Gildezwang bis auf 
unfere Tage beftehen koͤnnen und befteht entweber noch oder ift erft bei Ein- 
führung des Handelsgeſetzbuches, wie in Preußen), aufgehoben worden. 
Ebenſo mohificirte ſich früher .und auf rubigerem Wege als bei den Zünften 
die Bedeutung der Kaufmannskorporationen für Recht, Gericht und Poli- 
zei, indem weit Träftiger als beim Handwerkerſtande vermöge des dem Handel 
eigenen Strebens nach Univerfalität das Leben über bie korporativen Schranken 
binaustrieb. Wenngleich noch im 17. Jahrhundert es unvergeffen war, daß 
fih das Handelsrecht zunächſt als ein Genofſenſchaftsrecht der einzelnen Kauf- 
mannskollegien erzeugt hatte und forterzeugte'®), fo Hatte doch Tängft darüber 
hinaus die Anſchauung, daß der gefammte Kaufmannsftand bes Reichs nnd 
in gewiffen Sinne jelbft aller Länder eine große Geſammigilde bilde, ein 
gemeines Recht des ganzen Hanbelsftanbes geichaffen, in dem das partituläre 
Recht nur noch von untergeorvneter Bebeutung blieb; und indem im weiteren 
Berlauf der Entwidlung das gemeine Recht des Handelsftandes zu einem 
gemeinen Recht ber Handels geſchäfte wurde, gieng mehr und mehr felbft 
die Idee feines genoſſenſchaftlichen Urfprungs unter und die Willküren der 
kaufmänniſchen Kollegien blieben nur noch für ihre innere Verfafjung und 
für lokale Handelsgebräuche von Wichtigkeit"). Sm derſelben Weile wurben 
and den beſonderen Genoffenfchaftsgerichten, welche die Gildevorſteher (judices, 
consules, collegium seniorum) mit ben Gildegenoſſen hielten, allmäfig beſondere 
Gerichte für die Angelegenheiten des Handelsftandes i) und endlih Special- 
gerichte für Hanbelsfachen, fo daß fie fih dem Syſtem der Staatögerichtshöfe 
als untergeorvnete Glieder einfügten und, wenn auch die Wahl oder Präfen- 
tation der Richter oder Beifiter durch die Kaufmannsgilden an ihren Torporm- 
tiven Urſprung erinnerte'*), binfichtlich ihrer Machtquelle, ihrer Kompetenz 


119) Preuß. Einf. Geſ. zum H. ©. B. (G. ©. v. 1861 ©. 451) art. 3. 

20) Bol. Marquarbus 1, c. c. 2. S. 372— 380. Bemerkenswerth ift, daß 
Marquard auch die Handelögewohnbeiten als eine Unterart des Genofienfchafts- 
rechts der Kaufleute auffagt und barftellt. Als Grenze ber Autonomie bezeichnet 
er, baß fie nur für Handelsſachen, nicht im Strafrecht, nicht gegen Dritte mb 
nicht gegen bie publica utilitas wirfjam werden könne (Nr. 13 — 42 ©. 875f.). 

121) Bol über diefe Veränderungen bei. Enbemann, Beltr. zur Keunteif 
des Handelsrechts im Mittelalter, i. d. Zeitichr. f. b. geſammte Handelsrecht V. 
©. 347 —855. 

u) So faßt fie Marquard auf, berlc. c. 6—10 ©. 899f. von ihnen 
banbelt. 

9) Bol. Marquard 1. c. c. 2 Nr. 9f. ©. 874 u. c. 6 ©. 399 —421 (de 
judicibus et consulibus mercatorum eorumque electione, jurisdictione, officio, 
salario et remissione). Er fieht in ihrer Gerichtäbarkeit eine „jurisdictio con- 
cossa“, die ben rectores collegiorum mercantilium, nicht aber etwa ben collegia 
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und ihres Verfahrens keine Torporativen Elemente mehr aufwielen'*. End⸗ 
Lich gieng aud der Wirthihaftsihug und damit die Außere und innere Han⸗ 
belepoltzei mehr und mehr auf den Staat über, und wenn in dieſer oder 
irgend anderer Beziehung die Taufmännifchen Kollegien ober ihre Vorſteher 
noch ferner öffentliche Befugnifie übten, fo übten fie biefelben doch nicht mehr 
aus eigenem Recht, fonbern vermöge bejonberer Uebertragung des Staats, der 
fih ihrer als feiner Organe ober Beamten ‚bediente Schon im 17. Jahr 
hundert erfchtenen fo die kaufmänniſchen Körperichaften durchaus als Handels⸗ 
polizeianftalten mit einer mehr ober minder jelbftändigen Kollegialverfaſſung, 
fie waren gleich den Zünften aus gewilllürten Genofjenichaften in Eorporative 
Staatöanftalten für Schuß und Foͤrderung der Hanbeldintereffen verwandelt"). 
In diefer Geftalt Haben fie ſich vielfach (wie 3. B. die Hamkurgiihe Kauf 
manndlorporation, beren Borftand die Kommerzdepntation ift, die faufmänni- 
ſchen Koryorationen Lübecks u. |. w.) bis heute erhalten oder find durch neuere 
Geſetze umgeformt ober nengebildet worben. Lebteres ift 3. B. in Preußen 
geicheben, indem Bier in den Sahren 1820 — 1825 durch lanbesherrlidhe Ge⸗ 
ſetzgebungsaktee) in den Städten Berlin, Stettin, Danzig, Memel, Tilfit, 
Königsberg, Elbing und Magdeburg unter Aufhebung der früher daſelbſt be- 
ftandenen Silben und Immungen‘®”) Taufmännifche Korporationen errichtet 
und mit Statuten begabt worden find '*). Die Mitgliedſchaft dieſer Korpo« 


mercatorum felbft, eingeräumt ift. Bgl. c. 2 Nr. 9 ©. 374; c. 6 Ar. 3 
©. 402. 

136) Weber diefe Wandlung bed Weſens der Handelögerichte |. Endemann 
l. c. &. 855 —863. 

126) So ftellt fie ſchon Marquard L c. L. II. c. 1 (de mercatorum 
collegiis et sodalitiis, vulgo Kompagunien) dar. Er führt ihre Eriftenz auf 
ftaatlidhe concessio zurhd, bie nur durch consuetudo immemorialis, weil dieſe 
kräftiger als felbft ein Privileg ſei, erjept werde. Vgl. auch jeine eigenthänmlidhen 
Anfichten über die Geſchichte diefer Kollegien ib. Nr. 22f. ©. 363f. Speciell 
über „die Lage” in Roftod und „das Seglerhaus“ in Stettin ib. Nr. 84 ©. 365. 

120, Bol. die Statuten f. d. Kaufmannfhaft zu Berlin v. 2. März 1820 
(G. ©. ©. 46); zu Stettin v. 15. Nov. 1821 (&. ©. ©. 194), zu Danzig v. 
25. April 1822 (G. ©. ©. 130); zu Memel v. 21. Mai 1822 (G. ©. ©. 168) 
u. Erl. v. 19. Oltober 1860 (G. S. S. 455); zu Tilfit v. 28. Apr. 1823 (©. 
©. ©. 77); zu Königsberg v. 25. Apr. 1828 (©. ©. ©. 92); zu Elbing v. 0. 
Apr. 1824 (G. S. ©. 85); zu Magdeburg v. 9. Apr. 1825 (G. ©. ©. 28). 

7, Der beiden Kaufmannsgilden ber Tuch- und Seidenhandlung und der 
Materialhandlung, fowie der vereinigten Börfentorporation in Berlin; der ver- 
ſchiedenen Tanfmännifchen Zünfte, Gilden und Innungen in Gtettin; ber 
Krämerfocietät in Danzig; ber Zunftverfafiung in Memel; der Kaufmanndzunft 
in Tilfit: der Kaufmannszünfte in Koͤnigsberg; ber vier taufmännifchen Innungen 
in Magdeburg (ſchon 1808. 

20, Der Geſichtspunkt einer Staatspolizeianftalt wird ſchon im Eingang ber 
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rationen ift rein perjönlicher Natur; fie muß jeber großjährigen und vollkommen 
verfügungsfähigen, unbeicholtenen, im Befib des Bürgerrechte befindlichen und 
wirflih Hanbelegefchäfte betreibenden Perfon durch Anfnahme und Einjchrei- 
bung gewährt werben und wird umgekehrt nur bei Verluſt biefer Eigenichaften 
juspendirt oder verloren!®). Die Mitglieder find verpflichtet zur Zahlung 
von intrittsgeldern und regelmäßigen Beiträgen und zur Annahme von 
Wahlen und Aufträgen, wogegen ihnen (den rauen durch ihre Disponenten) 
Stimmreht, Wahlfähigkeit und Theilnahme an ber Verwaltung unb ben 
Derathungen, fowie die Benugung ber korporativen Anftalten gebührt’). 
Organ der Korporation ift eine gewählte kollegialiſche Berwaltungsbehörbe 
unter einem ber Obrigkeit verantwortlichen Vorſteher und feinem Stellver- 
treter '?1); daneben kommen Kommiffionen und Deputationen für das Schieds. 
richteramt in Handelsſachen, für einzelne Berwaltungszweige, für Börfen- und 
Hafenfachen u. |. w. und bejoldete Unterbeamte vor'*). Die Bedeutung der 
Korporationen!??) erſtreckte fi einmal auf die inneren Korporationsangelegen- 
beiten, die Aufnahme, Ausfchliegung und das korporative Verhältniß der Mit 
glieder, die Verwaltung und Benutzung des Korporationsvermögens, den Kor- 
porationshaushalt, die Wahlen u. |. w.; zweitens aber auf bie unter öffent- 
licher Autorität zu übende Interefienvertretung des geſammten Ortshaudels, 
die Berwaltung oder die Theilnahme an der Verwaltung ber dem Handel 


Statuten überall hervorgehoben und wird befonders Deutli durch die Bezug⸗ 
nahme auf $ 31 der B. über die volizeilichen Verhältniſſe ber Gewerbe v. 7. Sept. 
1811, worin es vorbehalten war, „in befonderen Zällen die Gewerbetreibenden 
gewiflfer Art von Landespolizeiwegen zu einem gemeinnüpigen Zwecke in 
eine Korporation zu vereinigen“. 

120), Statut f. Berlin $ 1f. 66f., Stettin 8 If. Sf. 94f.; Danzig $ 1 f. 
32 f.; Memel 8 1. 91f.; Tilſit $ 6f. 86f.; Königsberg 8 1f. S7f.;, Elbing 
8 1f. 81f.; Magdeburg $ 1f. 86f. 

120) Stat. f. Berlin $ 6f. 49f. 67f.; Stettin 5 71—98; Danzig $ 66— 
81; Memel 5 67 F. 81f.; Tilſit 5 65 F. 78f.; Königsberg 6 67 F. 77f.; Elbing 
8 65. 72f.; Magdeburg $ 827. 88f. 

21) Bol, für Berlin („Aeltefte der Kaufmannſchaft“) 8 11— 44; für Etettin 
(„Vorfteber der Kaufmannfchaft” unter einem „Obervorfteher‘) $ 17—66; für 
Danzig (Aeltefte) $ 20— 65; für Memel (Borfteheramt) $ 19 — 66; für Tilfit 
(Heltefte) 5 17—67; für Königäberg (Vorfteheramt) $ 20 —66; für Elbing 
(Aeltefte) 8 2059; für Magdeburg (Heltefte) 8 19—63. 

122) Val. z. B. über die Kaflenrendanten in Memel und Zilfit Stat. $ 77 f. 
reſp. 8 74 f.; über bie Hafendeputation in Elbing Stat. $ 60 f.; über bie Börfen- 
fommiffarien in Berlin u. Stettin Stat. $ 45 f. refp. 47 f.; über die Vergleichs⸗ 
Deputation in Magdeburg 8 70f. 

13), Stat. f. Berlin $ S—10; Stettin $ 16. 16; Danzig $ 16—19; 
Memel $ 14— 18; Tilfit $ 15. 16; Königsberg $ 14— 19; Elbing $ 16— 19; 
Magdeburg $ 16—19. 64 — 81. 
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dienenden öffentlichen Anftalten und Einrichtungen, insbeſondere ber Börfen 1), 
zum Theil auch der Häfen, Niederlagsanftalten u. ſ. w., bie Präfentation von 
Handelsrichtern oder Beifigern der See- und Hanbelögerichte, die Ernennung 
ber öffentlihen Mäkler!®®) und anderer Handelsfunktionäre, das Vergleichsamt 
in Handelsfachen, die Abgabe von Handelsgutachten, eine gewiffe Disciplinar- 
gewalt über Kaufleute und kaufmänniſche Angeftellte, die Ueberwachung des 
Derbältnifje ber Lehrlinge und Gehilfen*) und bie nah Verſchiedenheit der 
Sofalverfaffung ihnen etwa ſonſt noch übertragenen öffentlichen Funktionen. 
Weber der Korporation und ihren Organen fteht bier natürlich überall eine 
ftaatliche Auffichte- und Beichwerbeinftanz '”).. Endlich biengen bis 1861 die 
Taufmänniichen Rechte von dem Beitritt zu ber Korporation des Ortes ab, 
während jeitbem „die privatrechtlichen Vorſchriften der Statuten" überhaupt 
außer Kraft gefekt find 1%) und die Korporationen fo ale rein öffentlichrecht- 
liche Körperichaften mit volllommen freiem Ein⸗ und Austritt fortbeftehen. 


868. Die genoffenfgafttigen Drganifationen der modernen 
Gewerbegeſetze. 


A. War das Recht auf gewerbliche Arbeit, welches dereinſt ein öffent- 
liches Amt gewefen war, im Sinne des privilegiirten Korporationswejens, ber 
Erkiufinberechtigungen und Realrechte, der Zwangs⸗ und Bannrechte und felbft 
noch der älteren landesherrlichen und gutsherrlichen Konceifionen ein privat- 
rechtliches Privileg geworden: jo bat in unferm Jahrhundert nad Tangem 
Ringen die neue Idee der. Gewerbefreiheit den Sieg erfochten, welche bie 
Befugnig zum Gewerbebetriebe jeder Art als ein bürgerliches Freiheitsrecht 
betrachtet ). Selbft ohne das Eingreifen der Gefeßgehung mußten fhon bie 
durchaus veränderten wirtbichaftlichen Berhältniffe die alte gewerbliche Orga⸗ 
nifation auf allen Punkten thatſächlich durchlöchern, indem durch die Ent- 


130) Bol. 3. DB. das Berliner Statut $ 45—48 und die Berliner Börſen⸗ 
ordnung v. 7. Mai 1825 (G. ©. ©. 187) nebſt Zuſätzen v. 7. Juni 1858 (©. 
S. S. 327). Die übrigen Börſenordnungen ſind nachgewieſen bei v. Rönne, 
Staatsr. II, 2. ©. 380 Note 6. 

135, Bol. preuß. Einf. Gef. zum 9. ©. B. art. 9. Die Regierung beftätigt. 

126) Stat. f. Berlin 8 47 f.; Stettin $ 102 f; Danzig 8 90 f.; Memel 8 99f. 
Tilfit 5 101 f.; Königsberg $ 95f.; Elbing $ 89 f.; Magdeburg $ 102. 

137) Bat. bei. die Schlußparagraphen der einzelnen Statute. 

23) Preuß. Einf. Gef. 3.9. &. DB. art. 3 $ 4. Es find natürlich mit dem 
Ausdruck „privatrechtliche BVorfchriften” nnr die Beitimmungen über den Einfluß 
der Korporation auf die privatrechtlihe Stellung ihrer Dlitglieder außerhalb ber 
Korporation gemeint. 

ı) Bol. die in Note 1 zu 8 67 angeführten Schriften. Eine Ueberſicht des 
Entwidlungsganges im gemeinen b. Maſcher ©. 481 —671 und für Preußen 
b. v. Rönne, Gewerbepolizei I. S. If. Staatör. II, 2. S. 278 f. 
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feffelung des Handels und jeine Verbindung mit ber Iubuftrie, durch die Ent 
widlung des Großgewerbes, der Kapitaldunternehmung und ber Fabriken, 
durch das Aufblühen einer großen Anzahl uener, unzünftiger Gewerbszweige 
and felbft durch ein liberal gehanbhabtes Konceifionsiuftem neben dem Bau 
der eingezünfteten Gewerbe ein jelbftänbiger Bau freierer Wirthſchaftsorganis⸗ 
men entftand. Um fo weniger konnte auf die Dauer auch das Recht fich ber 
Anerkennung bed neuen Princips entziehen. Zuerft in Fraukreich von ber Re 
volution verwirklicht und von da auf bie beutfch-franzäfiichen Länder übertragen, 
dann 1810 und 1811 in Preußen für deffen bamaliges Gebiet —urchgeführt ”), 
blieb die Gewerbefreiheit freilich nach der Reftautation nicht nur allen übrigen 
beutichen Staaten verfagt, fondern erlag jelbft in mehreren ändern, in beum 
fie bereitö realifirt worden war, von Neuem einer halb zünftigen halb poli- 
zeilihen Reaktion“). Aber wenigftens am linken Rheinufer und in bem 
größten Theil Preußens beftand fie fort, e8 wurben ihr bald auch in anderen 
Staaten bedeutende Konceifionen gemadht*), und endlich wurde fie für Preußen 
durch die Gew.Ordn. v. 17. Jannar 1845. allgemein durchgeführt. Die Be- 
wegungsjahre 1848 umb 1849 und bie nachfolgende Periode der Rüdftrömung 
braten dann auf diefem Gebiet eine Reihe entgegengeiehter Beitrebungen 
hervor, deren Refultat überall faft ein Stillftand, in Preußen fogar eine rüd- 
länfige Geſetzgebung (1849) war. Defto unaufhaltſamer brach fidh ſeit 1859, 
zuerft in Defterreih, bann in der Mehrzahl der deutſchen Kleinftaaten, das 
Princip der Gewerbefreiheit Bahn und fand endlich, nachdem bie Bereinigung 


9 Schon durch Verordn. v. 4 Mat 1806 wurden in ber Provinz Preußen 
und Litthauen bie Zünfte, Gilden und Innungen ber Garn⸗Züchner, Leinweber 
unb Baummwollen- Weber, durch V. v. 34. Det. 1808 der Zunftzwang u. bas Ber 
Tauftouopol ber bortigen Bäder, Schlächter und Höfer, durch Ed. v. 29. März 
1808 der bortige Zunftverbanb der Müller aufgehoben (Mylins, N. C. C. XIL 
127. 457 u. ©. ©. v. 1806. ©. 555). Gänzlich hoben bann bie Gel. v. 2. 
Rov. 1810 (&. ©. ©. 78) 8 16. 17 u. v. 7. Sept. 1811 (G. S. ©. 268) 8 6. 
7. 14 die Exkluſivberechtigungen der Zünfte für das damalige Staatsgebiet auf. 
In ben fpäter wieder» und neuerworbenen Landestheilen beſtand baun theils (fo- 
weit fie franzöf., weftphäl. oder großh. bergifch gewefen) die franzoͤfiſche Aufhebung 
bed Innungsweſens, theild die Zunftverfaffung fort. Für Pofen Gef. v. 18. Mai 
1888 (&. S. ©. 52). — Ueber die Aufhebung der übrigen Beſchränkungen, ber 
Monopole, Zwangs⸗ und Bannrechte v. Rönne, Gewerbepolizei I. 144 f. und 
Gtaatör. II, 2. $ 388— 890. 892. 893. 

5) So 1814 in Bremen, 1815 in Hannover, 1816 in Kurhefſen und Säb- 
Tirol, 1817 in Oftfriesland, 1319 in Ofbenburg. 

*) Bei. Württemb. Gew. D. v. 22. April 1828, revid. am 5. Aug. 1886; 
bair. ®ew. Gef. v. 11. Sept. 1825. In Raflau wurden 1819 die Zünfte auf 
gehoben. Im Großh. Heffen wurden durch Geſ. v. 2. Juni 1821 ber Zunft- 
diſtriktsbann, die Beſchränkungen hinfichtli ber Zahl der Meifter und Gefellen 
und bie Zunftautonomie aufgehoben. 
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der wichtigften widerfirebenden Staaten mit Preußen and in ihnen i. 3. 
1867 die läftigften Fefſeln bes Gewerbebetriebs geiprengt hatte, nur in Mecklen⸗ 
burg und in einigen Pleinen Yürftenthümern noch erfolgreichen Widerftand. 
Die auf dem Princip ber Gewerbefreiheit ergangenen Gewerbeordnungen ber 
einzelnen Staaten?) führen freilich in ſehr verſchiedenem Grade jenes Princip 
thatjächlich duch: darin aber flimmen fie doch überein, daß fie das Recht auf 
ben Betrieb eines beliebigen Gewerbes an fi als Ausfluß ber Bürgerlichen 
Freiheit betrachten und die Beſchränkungen und Mobalitäten, welde fie für 
die faktiſche Ausübung dieſes Rechtes aufitellen, Lediglich im Sffentlichen Snter- 
efie durch oͤffentlichrechtliche Vorſchriften normiren. Völlig fallen daher meift 
alle felbftändigen Privatrechte auf Gewerbebetrieb, wie namentlich Exkluſw⸗ 
oder NRealgewerbeberechtigungen, Zwangs- und Bannrechte, gutsherrliche Kon- 
ceffionen u. dgL, vorbehaltlich etwaiger Entſchädigung, fort. Wenn dagegen 
ein ftantliches Konceffionsweien einestheils, ein partieller Innungezwang andres⸗ 
theils vielfach beibehalten find, fo haben doch auch diefe Beichränkungen ihren 
früheren privatrechtlichen Charakter abgeftreif. Die Konceffion giebt Fein 
Privileg mehr, fondern Prüfung und Polizeigenehmigung find nur um bes 
Gemeinwohls wegen zu oͤffentlichrechtlichen Borausfegungen der Betreibung 
beftimmter Gewerbe erhoben. Der Innungszwang aber ift entweber nur 
fakultativ, jo baf bie Aufnahme in eine Innung die Konceffion erjeßt, ober 
er beſteht Iediglih in ber zwangsweiſen Bereinigung der Gewerbtreibenden 
berfelben Gattung in öffentliche Genofſenſchaften, während Dagegen ber ältere 
Zumftzwang, vermöge befjen die Mitglievihaft in der Korporation Grundlage 


5) Preuß. Gew. D. v. 17. San. 1845 (G. ©. ©. 41), nebft V. v. 9. Febr. 
1849 (&. ©. ©. 93) u. Geſ. v. 15. Mat 1854 (G. ©. ©. 268); ferner für 
diejenigen neuen Landeötheile, in denen bis dahin der Zunftzwang beftand, b. Ver. 
über den Betrieb ftehender Gewerbe in Kurheſſen v. 29. März 1867 (G. ©, S, 
423), in Hannover de eod. (G. S. S. 425), in Hefien- Homburg v. 9. Aug. 1867 
(8. S. ©. 1441), in Schleawig-Holftein v. 28. Sept. 1867 (G. ©. ©. 1641), 
während in Naffau die Gew. DO. v. 9. Juni 1860 fortgilt. — Defterr. Gew. 
Geſ. v. 20. Dee. 1859 (R. G. BL. ©. 619). Gew. D. für Bremen v. 4. April 
1861 (&. BI. ©. 10); Oldenburg v. 11. Juli 1861 (G. BL. ©. 728); Sachfen 
v. 15. Det. 1861 (G. ©. 187) und Ausführungs-B. d. eod. (S. 225), Weimar 
v. 30. April 1862 (G. ©. S. 63) u. Ausführ. V. v. 28. Rov. 1862 (6. 189); 
Meiningen v. 16. Zuli 1862; Walbed v. 24. Juni 1862; Gotha v. 21. März 
1868; Koburg v. 1. Juli 1868; Altenburg v. 31. März 1868; Reuß. j. L. v. 
1. Suli 1863; Württemberg v. 12. San. 1862; Baden v. 20. Sept. 1862 (RR. 
Bl. S. 409); Braunſchweig v. 8. Aug. 1864; Hamburg 7. Nov. 1864; Lübed 
v. 5. Det. 1866. In Batern wurde dad Geſ. v. 11. Sept. 1825 durch Inſtruktion 
v. 20. Mai 1862 im Wefentlichen reaktivirt, ift jebt aber durch das die volle 
Gewerbefreiheit durchführende Gewerbegeſetz v. 30. Fan. 1868 (&. BI. Nr. 21 
©. 309) erjegt. 
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des Gewerberechts war, mit allen feinen Konſequenzen fortfällt. Damit ift 
das Zunftwefen in der Geftalt, welche ihm das Syſtem ber Privilegskörper- 
ichaften gegeben hatte, unmwiberruflih vernichtet. Und wenn nicht mur bie 
Entziehung dieſer ihrer okonomiſchen Seite den Zünften die Lebenskraft be- 
nommen bat, ſondern mehr noch durch die veränderten Gewerböuerhältniffe Die 
ftarr gegliederten alten Korporationen unbaltbar geworben find, fo ift es Mar, 
daß Die moderne Entwicklung der Gewerbefreibeit felbft ba, wo fie bie korpo⸗ 
rative Seite des Zunftweiens nicht unmittelbar angreift, in letzter Suftanz 
die Auflöfung der alten Gewerböorganifation in unverbundene Atome zum 
Ziel hat. Mächtig regt fich bereitö neben diefer das Alte auflöjenden Richtung 
die neue Bewegung, welche aus den lofen Atomen neue, freiere, höhere Or⸗ 
ganismen fügt: die freie Affociation. Allein für die Uebergangtzeit, in ber 
wir leben, fuchte Die Geſetzgebung mit Recht, die genofienfchaftlichen Elemente 
der alten Verbände wenigftens theilmeife zu konſerviren, — verjuchte fie mit 
geringerem Glüd, von Staatöwegen oder body unter ftantliher Mitwirkung 
genoſſenſchaftliche Neuorganifationen ind Leben zu rufen. 

L Bor Allem wurde dad Innungsweſen Gegeuftand geſetzgeberiſcher 
Experimente. 

1. Den alten Gewerbskörperſchaften gegenüber verfolgten bie 
Gewerbeorbnungen ein dreifach verſchiedenes Syſtem. 

a. Ginige Geſetze hoben fie auf ober zwangen fie, fi aufzulöien. Dies 
war nach dem Vorgange Frankreichs, wo das Geſetz v. 14. Zuli 1791 nicht 
nur bie beftehenden Zünfte kaſſirte, ſondern für die Zukunft alle Bereinigungen 
von Arbeitern defjelben Handwerks, dic Einführung von Mitglieberliften, Ber- 
eindlafien und Behörben verbot (!), am linken Rheinufer, im Königreich Weft- 
phalen und im Großherzogthbum Berg, fowie 1819 in Naffau der Fall. Bon 
den neueren Gewerbegeſetzen ſchlagen dieſen Weg namentlich bas württember- 
giſche, das badifche und das neue hairiiche ein. Das Zunftvermäögen wird 
bier in der Regel als äffentlihes Gut behandelt®). 

b. Andere Geſetze boben nur die Vorrechte der beftehenden Gewerks- 
forporationen auf, ftellten e8 aber tm Webrigen ihrem Beſchluß aubeim, ob fie 
als Privatgenoffenihaften für Zörderung ber gemeinfamen Gewerbsinterefſen 
fortbeftehen ober fih auflöfen wollen. Diefes Syſtem, welches in England 


%) Nach der württemb. Gew. D. v. 1862 art. 58-62 find bie Zünfte anf- 
gehoben und ihr Vermögen fol zu gewerblichen und anderen gemeinnüßigen 
Zwecken verwandt werden. Nach dem bad. Geſ. v. 1862 art. 26. 37 fol über 
dad Zunftvermögen eine Verſammlung der Genoſſen burch einen von der Regierung 
zu genchmigenden Beſchluß diöponiren, event, aber die Regierung befugt fein, bie 
Verwendung für die der bieherigen Beftimmung am nächiten ftehenben Zwecke zu 
verfügen. Dagegen überläßt das batr. Gew. Geſ. v. 1868 art. 26 die Dispofition 
uber Das Vermögen dem freien Mehrheitsbeſchluß einer von der Gewerbsbehörde 
zu berufenden Verſammlung ber biöherigen Innungögenoffen. 
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bei dem allmäligen Sortfchritt zur Gewerbefreibeit durch den Uebergang ber 
- Zünfte in free companies zur Anwendung fam, wurbe ftillichweigend durch 
bie preußiſche Gefebgebung vor 1845 und jeßt wieder durch die Verordnungen 
über den Betrieb ftehender Gewerbe in Hannover, Kurhefien, Heffen-Homburg 
und Schleswig-Holitein adoptirt, indem bier kefondere Beftinmungen über 
die Rechtöverhältniffe der Zünfte überhaupt nicht getroffen wurden. Doc 
macht der letztere Umſtand es zweifelhaft, oh die Zünfte ihren öffentlichen 
Charakter verlieren. Ausdrũcklich dagegen werben durch die Gewerbeordnungen 
von Didenburg, Bremen, Hamburg und Lñbeck bie gewerblichen Körperfchaften 
für freie Genoſſenſchaften erflärt, welchen ihr bisheriged Vermögen ald Pri⸗ 
vateigenthum zufteht, welche Daher entweder unter Beibehaltung deſſelben fort- 
beftehen oder durch Mehrheitsbeſchluß fich auflöfen und das Vermögen theilen 
tönnen?). Jedem Einzelnen wird überdies bier überall ber freie Austritt 
veritattet. 

c. Die Mehrzahl der Gelee dagegen fucht die alten Gewerbskoͤrper⸗ 
haften als öffentlichrechtlihe Vereine zu Eonferniren. Die weiteren Beitim- 
mungen dieſer Gefeße richten ſich dann nach dem Syſtem, welches in Bezug 
auf die Bildung neuer Innungen verfolgt wird. Wo ein vollftändiges Syſtem 
öffentlich autorifirter Innumgen an Stelle bes alten Zunftwefens geſetzt wird, 
müflen bie fortbeftehenden Körperfchaften fih in ben Rahmen der geſetzlichen 
Nenorganifation fügen. Haben bie legteren, wie in Oeſterreich nnb his 1868 
in Baiern, den Charakter von Awangsverbänden, jo werben bie alten Zünfte 
von Amtöwegen in die neue Form binübergeleitet). Werben, wie in Sachen 
und Braunfchweig, freiwillige Genofjenichaften beſtimmter Art mit gewerblicher 
Autorität, ober doch, wie in den thüringiichen Staaten, nur fie mit Korpora- 
tionsredhten befleidet, jo wirb den älteren Körperfchaften die Wahl zwiſchen 
der Auflöfung umb der Revifion ihrer Statuten im Sinne der neuen äffent- 


7) Brem. Ber. v. 1861 $ 1. 5. 6. Oldenburg. Gew. O v. 1861 art. 41. 
Hamburg. Gew. DO. v. 1864 $ 1. 8—12. Lũb. Gew. Geſ. v. 1866 art. 15. 20 — 
22. Der Auflöſungsbeſchluß bebarf obrigkeitlicher Beftätigung, dieſelbe ſoll in- 
def nicht verfagt werben, wenn bie Erfüllung der Korporationdverbindlichleiten 
gefichert ift, dad Vermögen können die Mitglieder unter fich theilen, fie können 
aber auch mit obrigkeitlicher Genehmigung die Verwendung deſſelben für gewerb- 
liche oder gemeinnũtzige Zwede befchließen. Im lepteren Hall geftattet indeß das 
üb. Geſ. art. 22 jedem bifjentirenden Mitgliede, die Auszahlung feines Kopf: 
theils zu verlangen. Wählen die Genoffenfchaften den Kortbeftand, fo gelten die 
dem Gewerbegejep wiberfprechenden Beftinnmungen der Statuten für aufgehoben 
(Brem. V. 8 6). In Kübel foll die Genoſſenſchaft ein neues Statut befchließen 
und dem Senate zur Beftätigung vorlegen (art. 20). 

8, Bair. Gef. v. 11. Sept. 1825 art. 7 und Inftr. v. 1862. Defterr. Gew. 
O. v. 1859 $ 108. 180. 
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lichen Innungen gelafſen“). In Preußen endlich wurbe gleichfalls den älteren 
Imungen Anflöfung oder Statutenreviſion nach Maßgabe ber für nene 
Innungen erlafienen Borfchriften anheimgeftellt; es wurbe inbei bie freiwillige 
Auflöfung der Junungen an Zweibrittelömehrheit und Regierungsgenchmigung 
gebunden und überbies der Regierung bad Recht ertheilt, jede Innung, welche 
bie Annahme bed durch die Regierung von Amtöwegen revibirten unb feſtge⸗ 
ftellten Statuts verweigert, and wider ihren Willen aufzuläjen, fowie and 
fonft aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls nad Aubörung be Ge⸗ 
werberaths beftehende Sunungen aufzuheben oder mehrere in Eine zu ver⸗ 
ſchmelzen io). Wie bier überall die Imungen ihren öffentlichen Charakter be» 
halten, fo wirb auch ihre Vermögen meift als öffentliches Gut bebanbelt. 

2. Erheblicher noch weichen in Bezug auf bie Bildung neuer Ge⸗ 
werbsgenofjenfhaften die Geſetze von einander ab. 

a. Einige Gewerbeorbnungen begeben ſich jebes ftnatlichen Eiuflufies auf 
bie künftige Seftaltung ber gewerblichen Aſſociation. Sie enthalten dann 
entweber überhaupt Feine Borfchriften über Gewerbögenofientchaften, wie Die 
Geſetze von Württemberg und Bremen, ober fie heben ausbrüdlid hervor, 
daß nur das gewöhnliche Vereinsrecht Platz greife, wie die Gewerbegeſetze von 
Hamburg ($ 13), Läbeck (art. 9) und Baiern (art. 25), legtere mit bem 
Zuſatz, daß gewerbliche Vereine ihre Angelegenheiten felbftändig verwalten, bie 
juriftifche Perjönlichkeit aber durch Betätigung ihrer Satzungen von Seite 
der Regierung erlangen. 

b. Andere Geſetze verfolgen daſſelbe Princip, mobificiren e8 aber mit 
Rüdficht auf bie Ertheilung von Korporationsrechten. So ftellen bie Geſetze 
ber thäringiichen Staaten, während fie im Mebrigen Alles ber freiwilligen 
Genoſſenſchaftsbildung überlaffen, für die Gewährung ber Korporationsredhte 
an eine Gewerbsgenofſenſchaft beſondere gefeßliche Bedingungen auf'‘). Um⸗ 


* Sächſ. Gew. O. v. 1861 $ 96, Weimarſche v. 1862 $ 76 u. Ausführ. 
Gel. $ 51. Ebenſo die Gew. D.-ber übrigen thüringifchen Staaten, bie über- 
haupt in den hier in Frage kommenden Punkten keine Abweichungen enthalten. 

0) Preuß. Gew. DO. v. 1845 $ 94 - 100. BD. v. 1849 $ 2. Geſ. v. 15. 
Mai 1864 8 7. 

11) Nah dem Weimarichen Gel. v. 1862 $ 75 darf das Statut der Ge 
werbeorbnung nicht widerfprechen, bie Ausübung der Rechte ſelbftändiger Gewerb⸗ 
treibender für bie Mitglieber nicht beichränten, den Austritt nicht erſchweren und 
muß für den Fall der Auflöfung oder des Abfterbens ber Genoſſenſchaft genügende 
Borfchriften über die Ordnung ber Bermögensverhältnifie enthalten. Andere 
Senofjenfchaften unterliegen dem Bereinsgefep (8 14). Alle Genofienidhaften 
verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtändig. Aehnlich find die Beftimmungen ber 
Geſetze v. Dreiningeg, Gotha, Koburg, Reuß, Waldeck. Im Altenburg wurde hin- 
zugefügt, daß die gewerblichen Genofienichaften, die Das Recht der Gefammtper 
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gekehrt wirb in Oldenburg das Gefuh um Ertbeilung jnriftiicher Perjönlich- 
feit der Junung ohne nähere Angabe der Voransfetungen freigeftellt, mit der 
Korporationseigenfchaft aber eine gewifle gewerkepolizeilihe Bebeutung ver- 
banden ’”). | 

c. Eigenthümlich iſt das Syftem bes badiſchen Gewerbegeſetzes. Daffelbe 
verlangt ohne Rückficht anf die zu erlangende oder nicht zu erlangende juriftiſche 
Perfönlichkeit eine befombere Publicität (Ichriftliche Seftftellung bes Zweckt, ber 
Berfaffung, der Eintrittsbebingungen und Mitglieberpflichten, ſowie Borlegung 
bes Statuts bei ber Verwaltungsbehörbe und auf Verlangen ftete Auskunfts- 
ertheilung am diefe) von denjenigen Gewerbögenofienfchaften, weldhe bie 
Seftjeung und Befolgung gleihmäßiger Grunbfäge Hinfichtlich des Verhält- 
niffes der Mitglieber zu ihrem Hilfsperfonal, die Erhebung von Beiträgen bes 
Hilfsperfonals zu Armenunterftägungd, Kranken, Berpflegungs- und Begräb- 
nißlaffen ober die gütliche Beilegung ber zwiichen ben Mitglievern und ihrem 
Hilfsperjonal vorkommenden Streitigkeiten zum Gegenftand haben '®). 

d. Weiter in ber ftantlihen Beeinfinfjung der genofienfchaftliden Nen- 
bildung geben die Gewerbeordnungen von Sachſen und Braunfchweig!‘). 
Denn bier werben von ben lediglich dem gemeinen Bereinsrecht unterworfenen 
freien &ewerbövereinen bie „gewerblihen Genoſſenſchaften im engeren Sinn“, 
‚Sunungen” ober „Gilden“ ber Gewerbtreibenben gleicher oder verwandter 
Gattung unterfchieben, weldhe in Zukunft gewifſe Funktionen und damit einen 
Theil der öffentlihen Befugniffe und Pflichten der alten Zünfte übernehmen 
ſollen. Ihr Zweck foll in der Beförderung der gemeinjamen Angelegenheiten, 
insbefondere in ber Regelung des Verhaͤltnifſes zwiichen ben Gewerbtreibenben 
und ihren Gebilfen und Lehrlingen, in ber Beilegung ber hierüber ober be 
züglich des Sunungsftatnts erwachſenden Streitigkeiten, in der Sörberung und Ver⸗ 
waltung uon Fachſchulen und anderen gemeinnüßigen Anftalten (bei Handels 
Torporationen auch von Boͤrſen u. f. w.) und in ber Einrichtung und Ber. 
waltung von Hilfe und Unterftügungdkaflen beftehen. Ein Beitrittszwang 
findet nit Statt und mit der Mitglievihaft find Feine gewerblichen Vor⸗ 
rechte außer dem einzigen verbunden, daß nur die einer Imung angehörigen 


fönlichteit erlangt Haben, unb die Krankenverpflegungdlafien ber polizeilichen Auf- 
ficht der Ortsobrigkeit unterliegen. 

12) Dibenburg. Gew. D. art. 89—42 (Beitreibung ber Beiträge im Ber 
waltungöwege und das Recht zur Einrichtung von Unterftühungstaffen). 

19) Bad. Geſ. art. 24. 25. Im Aebrigen follen Berbindungen von Gewerb- 
treibenden zur Förderung gemeinfamer gewerblicher Interefien ihre Angelegenheiten 
als freie Vereine felbftänbig verwalten und bie freie Wahl Baben, ob fie fih die 
Beftätigung ihrer Sapungen und damit juriftifche Perfänlichleit erteilen Taffen 
wollen. 

19 Sächſ. Gew: Gel. v. 1861 5 87—100 u. Ausführ. Ber. 8 68 — 83. 
Braunfhw. Gew. Geſ. v. 1864 $ 86—101. 
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jelbftändigen Gewerbtreibenden den Namen „Meifter" führen dürfen. Umge⸗ 
fehrt darf Teinem Gewerbögenoffen, ber die ftatutarifchen Bedingungen zu er- 
füllen bereit ift, Die Aufnahme geweigert werden. Die Bildung foldyer Ge 
werbögenoffenjchaften bleibt der freien Bereinigung oder der freiwilligen Um⸗ 
bildung älterer Innungen überlaffen, hängt aber von ftaatliher Prüfung und 
Genehmigung der Statuten, womit die Verleihung der Korporationsrechte 
von felbft verbunden ift, ab. Die Selbftverwaltung der genofjenfchaftlichen 
Angelegenheiten wirb ihnen gewährleiftet, es tritt indeß eine ftrengere Aufficht 
der Ortsobrigkeit als bei anderen Vereinen ein, und fie müſſen tiefer daher 
auch jederzeit Einfiht in ihre Schriften und Rechnungen und Theilnahme an 
ihren Verhandlungen gewähren. Die Auflöfung endlih Tann nur mit Zwei⸗ 
drittelömajorität, die auch für jede Statutenänderung und bie Bereinigung 
mit einer anderen Innung erforderlich ift, beſchloſſen werben, erfolgt aber 
non felbft durch „Abfterben”, wenn nur noch drei Mitglieder da find. Das 
Vermögen ſoll in ſolchen Fällen zu öffentlichen Zwecken verwandt werben und 
in letter Inftanz an die Gemeinde fallen. 

Ganz dieſelben Grundzüge zeichnen die thüringifchen Gelege denjenigen 
älteren Innungen, welche fortbeftehen wollen, für ihre Umbildung vor. 

e. Allen diefen, die freie Aſſociation als Grundlage der Neubildung an- 
ertennenden Gewerbegeſetzen ftehen andere gegenüber, welche eine rein ftaatliche 
Zwangsorganifation des gewerblichen Genoſſenſchaftsweſens anftreben. Dies 
war insbefondere bis 1868 in Baiern und ift noch in Defterreidh der Yall''*). 
In Baiern beftanden unter obrigkeitlicher Leitung, Auffiht und Schub Ber- 
eine mit Beitrittszwang für die Genoſſen befjelben Gewerbes. Bon den Ge 
noffen der ehemals zünftigen Gewerbe mnften, von anderen Gewerben Tonn- 
ten fie gebildet werben. Ihre Zwede waren Berbreitung nüblicher Keunt- 
niffe unter den Gliedern, rleichterung in den Gewerben, Auffiht über 
Lehrlinge, Gefellen uud Gehilfen, Verwaltung und Verwendung bed Bereins- 
vermögend und Unterftügung bürftiger Bereinsangehörigr. Die Bereine- 
verfjammlung und zwei von ihr gewählte, aber non ber Behörde beftätigte 
Vorftcher bejorgten die Bereinsangelegenheiten. Der Geſammtheit war bie 
Feſtſetzung des Etats, des Beſteuerungsmaßſtabes, die Veräußerung und Ber- 
pfändung des Bereinsvermögene und die Rechnungsabnahme vorbehalten. 
Gehilfen, Geſellen und Lehrlinge galten als Bereinsangehörige. Auffiht und 
eberfte Leitung, Neberwachung der Verfammlungen durch kejondere Kommiſſare 
und Suspenfion oder Auflöjung der Vereine aus Gründen des öffentlichen 
Wohle ſtaud der Stantsbehörde zu. Dur das Gewerbegeſetz v. 30. Januar 
1868 (art. 26) find dieſe Innungen, welche ein reges genofjenjchaftliches Lehen 
nicht zu entwicteln vermochten, aufgehoben worden. Dagegen beiteheu ähnliche 


8) Bair. Gew. O. v. 1825 u. Inſtr. v. 1862. Defterr. Gem. D. v. 1859 
8 106 — 130. 


8 65. Die genoffenichaftl. Organijationen b. mob. Gewerbegefepe. 957 


Zwangsgenoffenichaften in Defterreih. Hier jchreibt Das Gele von 1859 
ihre Bildung von Regierungswegen, wenngleich nad) Anhörung ber Betheiligten, 
nnter den Gewerbtreibenden gleicher oder verwandter Gattung vor. Wird eine 
jolde Genoſſenſchaft, fei es dur Umformmug einer alten Innung, fei es 
dur Neugründung, in's Leben gerufen, jo gehört ihr jeber jelbftändige Ge⸗ 
werbetreibende ber betreffenden Art ale „Mitglied”, jeder Gehilfe und Lehr- 
ling ald „Angehöriger“ , von felbft und nothwendig an’. Als öffentliches 
Drgan für die gemeinfamen gewerblichen Sntereffen üben dieſe Genofjenjchaften 
nicht bloß die Ordnung und Beauffihtigung des Lehr⸗ und Dienftverbandes, 
die Erledigung der bezüglichen Streitigkeiten, die Anlage und Beauffihtigung 
von Fachſchulen, Hilfsfaffen und gemeinnügigen Auftalten, die Erftattung von 
Auskunft und Gutachten, ſondern auch eine Mitwirkung bei ber öffentlichen 
Verwaltung der das Gewerbe betreffenden Angelegenheiten. Ihre Statuten, 
welche weder ben Principien ber Gewerbefreiheit, noch den jonitigen Vor⸗ 
ihriften des Geſetzes widerfprechen jollen, bedürfen obrigfeitlicher Genehmigung. 
Senofjenihaftsorgane find theild die Genoſſenverſammlungen beziehungsweife 
ihre Repräfentanten („Bertrauensmänner"), theils die von ihnen gewählten 
Borfteher und Ausihüffe Stimmrecht wirb durch dreijährigen felbitändigen 
Gewerbebetrieb erlangt, für Erledigung der das Verhältniß von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern betreffenden Streitigkeiten werben aber befondere Bertreter 
der legteren von den Behörden beftellt. Die Innungen können mit behörd- 
licher Genehmigung Umlagen, die im Berwaltungswege beigetriebeu werden, 
ausichreiben, können aber Tein Mitglied zur Betheiligung au gemeinfamen ge 
werblidhen Anlagen und Unternehmungen zwingen. Ihre inneren Gtreitig- 
keiten werden im Verwaltungswege entichieben und fie ftehen unter Aufficht 
bejonderer obrigfeitliher Kommifſare. Im Ganzen haben diefe Genoffen⸗ 
Ihaften ihrer Organifation wie ihren Rechten nad große Aehnlichkeit mit 
einer Gemeinde. 

f. Sn Preußen baben, nachdem bis 1845: von der den Behörden zu- 
geitandenen Befugnig, aus Gründen des Öffentlihen Wohle neue Gewerbs⸗ 
forporationen zu errichten, nur bezüglich der oben erwähnten Iaufmännifchen 
Korporationen Gebrauch gemacht worden war, die neueren Gewerbegeſetze, 
neben der in gleihem Sinne erfolgten amtlichen Umbildung der älteren In⸗ 
nungen, einen boppelten Bey für die Bildung neuer Iunungen eröffnet. 
Es follen nämlich einmal da, wo eine ältere Innung diefer Art nicht befteht 
oder aufgelöft ift oder mit der neuen verſchmolzen wird, auf Grund freier 
Bereinbarung Innungen von Gewerbtreibenven gleicher ober verwandter Gat⸗ 
tung gebildet werden koͤnnen, wenn die Regierung ihr Statut nad Anhörung 


Man kann daher auch mehreren Genoffenjchaften zwangsweiſe angehören, 
wenn man mehrere Gewerbe treibt. Streitigkeiten über die Zugehörigkeit ent- 
jcheidet die Behörde. Bol. Gew. D. 8 106— 113. 
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bes Gewerberaths beftätigt'7. Zweitens aber kann mit dem Eiwerftändniß 
einer beftehenden Sunung und, wo eine foldhe nicht vorhanden, nach bloßer 
„Anhörung” ber betreffenden Gewerbtreibenden durch Beſchluß ber Gemeinde 
behörben eine Fwangsinnung errichtet werben, zu welcher alle am Orte befinb- 
lichen Gewerbtreibenden einer beftimmten Gattung durch den Beginn bes Ge- 
werbes obne befonbere Aufnahme gehören, falls fie nicht ausdrücklich erPlären, 
nicht beitreten zu wollen!) Ihrer Bedeutung nad follen die Innungen in 
Preußen Bereine für die Förberung ber gemeinfamen gewerblichen Interefſen 
fein; injonderheit follen fie die Aufnahme, Ausbildung unb das Betragen ber 
Lehrlinge, Gejellen und Gehilfen der Iunungsgenofien beauffichtigen, Die Ber- 
waltung der Kranken, Sterbe-, Hilfe und Sparkaflen ber Sunungsgenoffen 
leiten und ſich der Fürforge für bie Wittwen und Waiſen ber Genofien, 
namentlid durch Foͤrderung der Erziehung und des gewerblichen Fortkommens 
ber Waiſen, unterziehen'"). Auch find fie zur Abgabe gewerblicher Gutachten 
berufen und genießen einer gewiffen öffentlichen Autorität in Gawerbsjachen, 
bie fich beionbers in ihrer Mitwirkung bei den gewerblichen Prüfuugen geltend 
maht*). Dagegen jollen fie ihren Mitgliedern gewerbliche Bortheile im 
Princip nit gewähren”), — ein Princip, das freilich dadurch modificirt 
wird, daß hei gewifſen Gewerben bie nicht in eine Iunung aufgenommenen 
Sewerbetreibenden fi ſchon nad der Gem.-Orb. v. 1845 (8 131) einer Prü- 
fung unterwerfen mäflen, um die Befugniß zu erlangen, Lehrlinge zu halten, 
währenn nach der V. v. 9. Februar 1849 bei gewifien Gewerben ($ 23) 
Nichtmitglieber überhaupt nur, wenn fie ihre Befähigung vor einer befonderen 
Hrüfungstommiffion nachgewiefen haben, zum jelbftändigen Gewerbebetrieb 
verftattet werben. Diefe öffentlichen Befugniffe fowie bie ihnen allgemein zu- 
geftandenen Korporntionsredhte**) müfjen die Innungen mit ber größten Un⸗ 


— —— — — 


1) Gew. O. v. 1845 $ 101—117. 8. v. 1849 3 2. Geſ. v. 1854 $ 7. 

18, Gew. O. v. 1845 8 118. 119. Geſ. v. 1854 8 7. 

19) Gew. D. v. 1845 $ 104. B. v. 1849 $ 56 —59. Weber bie Befugnifie 
bezüglich der Lehrlinge und @efellen Gew. O. 8 181. 185. 187. 147. 158. 157. 
158. 160 u. ®. v. 1849 8 45. 46. 

”, Gew. D. 8 123 (Gutachten) und über Prüfungen Bew. DO. g 162 — 167. 
D. v. 1849 $ 23— 29. 85—43. Gef. v. 1854 8 5. 

29 Daber find Beitrittszwang (Gew. D. $ 94. 101f.), Exklufivberechtigungen 
(8 94. 101), Schließung der Innungen (6 170) unb fonftige Bevorzugungen be 
züglich des Gewerbebetriebs weber bei fortbeftehenden älteren Innungen zuläffig, 
noch Eönnen fie durch Innungs⸗ oder Ortsftatut eingeführt werben. Ebenſowenig 
darf ber freie Austritt befchräntt werden ($ 96. 116), die Innungsmitgliedſchaft 
ſchließt weder bas Recht, andere Gewerbe zu betreiben, noch das Recht, andern 
Innungen beizutreten, aus (8 111) und jelbit die Ausfchließung aus einer Innung hat 
nicht unbedingt den Berluft der Befugniß zum ferneren Betriebe des Gewerbes 
zur Folge. 

=) Gew. D. v. 1845 $ 101. 
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ſelbſtändigkeit erfanfen. Wie ihre Entftehung und Einrichtung von höherem 
Billen abhängt, fo können fie in jedem Moment einer Statutenrewifion und 
jelbft einer Auflöfung durch die Regierung unterworfen werben”). Das 
Statut wird ihnen gegeben und darf nur innerhalb genan vorgezeichneter 
Grenzen von dem geſetzlich beftimmten Inhalt abweichen); nur durch allge 
meine, von ben Gemeinden mit Genehmigung bes Minifteriums erlafiene Orts- 
ftatuten koͤnnen für die Gewerbe eines beitimmten Orts erheblichere Abweichun- 
gen begründet werden"). Bon einer Autonomie ift aljo nicht die Rede. 
Ebenſowenig fteht ihnen bie Selbitverwaltung in Genofienfchaftsangelegen- 
heiten zu. Die Bedingungen des Erwerbs ober Verluftes der Mitgliebichaft 
und ber Subalt des Genoſſenrechts find durch geſetzliche Normen feitgeftellt 
und es gebührt den ISunungen ein felbftändiges Aufnahme- oder Ausichliegungs- 
recht nicht). Die Erhebung von Bintrittsgebühren, die Feititellung des Bei- 
tragöfußes und der Beitreibungsart der laufenden Beiträge, die etwaigen Mo- 
difitationen des Stimmrechte können nur nad Maßgabe bes obrigkeitlich regu- 
lirten Statut gefchehen, während über Höhe und Verwendung der Beiträge 
und über Verwaltung bes Etats, Kaflen- und Rechnungsweiens zwar Korpo- 
rationsbeichläffe, aber nur nnter obrigkeitlicher Auffiht und Beſchränkung, ent- 
ſcheiden?⸗). Weberbaupt unterliegt ihre gefammte Wirkſamkeit einer fortwäh- 
renden Beanuffichtigung ober vielmehr Bevormundung jeltens der Staatöbe- 
börden und der damit beauftragten Gemeindebehoͤrden ). Jeder Beratbung muß 
daher ein Mitglied ber Gemeindebehoͤrde beimohnen, um bie Geſetzmäßigkeit 
der Beihlüffe zu überwachen, ihre gewählten Vorfteher bebürfen der Beftäti- 
gung*®) und ihre inmeren Streitigkeiten werben im Verwaltungswege ent- 
fchieden?®). 

ID. Aud bie Bildung von Unterftüßungsvereinen unter Gefellen, 
Gehilfen und Arbeitern haben nur wenige Geſetze ganz ber freien Aflociation 
überlafien zu können geglaubt. In ber Regel werben die beftehenben Bereine 


2) Gew. D. ». 1845 8 98. 99. 121. 3. v. 1849 8 2, 

*) Bol. Gew. DO. v. 1845 $ 95. 105. 106. 110. 114. 115. 120. 121. 8. 
v. 1849 8 66. Ausführungserlaffe b. Rönne, Gewerbepolizeli II. 598f. Nor⸗ 
malinnungsftatut v. 4. Gebr. 1848 im M. BI. ©. 102. 

s, Gew. DO. v. 1845 $ 168—170. 8. v. 1849 $ 2. 29. 46f. Geſ. v. 
1854 8 8, 

0, Gew. D. v. 1845 $ 101. 108. 106-108. 110. 111. 116—118. 8. 
v. 1849 8 60—65. Rönne, Gewerbepolizei IL &. 638. 

m Gew. O. v. 1845 $ 110. 114. 115. Meber. Innungsgebühren 8. ». 
1849 3 60f. 

2) Gew. DO. v. 1845 8 113. 

”, Gew. D. v. 1845 $ 112. Rönne, Gewerbepol. ©. 648f. 

”) Gew. D. v. 1845 $ 122. Erf. d. Obertrib. v. 4. Oct. 1848 (Arch. f. 
Rechtef. X. 179). 


960 Das freie Genofienihaftsweien für wirthſchaftliche Zwece. 


oder Kaffenanftalten diefer Gattung umd die durch freien Zufammentritt be 
gründeten neuen Berbindungen gleicher Art, die letzteren wenigftens, wenn fie 
die Rechte juriſtiſcher Perjönlichkeit erlangen wollen, einer weitgehenden Staatt- 
bevormundung unterftellt?‘!). Ueberdies aber find neben ſolchen gewillfürten 
Derbänden durch die neuen Geſetze vielfach Zwangsgenofienihaften für gegen- 
feitige Unterftägung eingeführt. So können z. DB. in Preußen jowol durch 
Ortsſtatut ald durch einfeitige Anordnung der Regierung die beſtehenden 
Krauken⸗, Sterbe, Hilfe-, Wittwen- und Waifenkaffen der Innungen mit 
deren Zuftimmung, bie Berbinbungen und Kaffen der Geſellen und Gehilfen 
ohne Weiteres in Zwangsanftalten, denen jeder Gewerbtreibende ber beireffen- 
den Klafje oder Gattung beizutreten verpflichtet ift, verwandelt, oder unter ben 
in Feiner Innung befindlichen Gewerbtreibenden, Gehilfen, Gefellen und Fabrik⸗ 
arbeitern derartige Hilfäfaffen als Zwangsanftalten eingerichtet werden. “Der 
Gemeinde und bei Fabrikarbeitern dem Fabrikherrn Tann eine Berpflichtung 
zur Betbeiligung an den Koften auferlegt, muß aber burch das Statut eine 
entiprechende Antbeilnahme an der Berwaltung eingeräumt werben. Die Sta- 
tuten folder Zwangshilftvereine müflen fih innerhalb gewifler durch das Ge⸗ 
jeß aufgeftellter Normen und Schranten halten und bebürfen obrigkeitlicher 
Genehmigung, bie zugleich die Eigenſchaft einer juriftifchen Perſon verleiht. 
Die Verwaltung wird einer ftrengen Auffiht der Kommunalbehörbe vorbehalt- 
lich höherer Rekursinftanzgen unterftelt”). Aehnliche Zwangsvereine kennen die 
meiften neueren Geſetze, ohne überall die Selbftbeftimmung und Gelbfiver- 
waltung in gleichem Grabe auszuſchließen *). 

sı, Insbeſondere ift in Preußen bezüglich der älteren Bereine der Regierung 
vorbehalten, „die Einrichtungen derfelben nach Befindungen abzuänbern und zu 
ergänzen“, während die Neubildung foldher auch freiwilligen Bereine „mit Ge 
nehmigung ber Regierung unter den von biefer feftzufependen Bebingungen“ er 
folgen fol. Die Beftätigung des Statuta enthält zugleich die Ertheilung jurifti- 
ſcher Perfönlichkeit. Die Aufficht wird von der Kommunalbehörde geführt. Bew. 
D. v. 1845 $ 144. 145. Bol. Sächſ. Gew. D. 5 98, Weimar. $ 78 und bie 
Gew. D. ber übrigen thüringijchen Staaten. Auch in Baiern find die Unter 
flüßungs - Vereine der Gefellen und Arbeiter unter obrigleitliche Leitung und Auf 
fücht geftellt. Vgl. auch lüb. Geſ. art. 28. 

32) Bol. Preuß. Gew. D. $ 169, V. v. 1849 5 56—59 u. Geſ., betr. die 
gewerblichen Unterftüpungstaflen v. 3. April 1854 (G. &. ©. 138). Ausführunge- 
erlaffe des Miniftere im M. BL. f. d. i. B. v. 1854 ©. 67. 247; 1855 ©. 122; 
1856 ©. 151; 1857 ©. 152. In Hohenzollern eingeführt duch Geſ. v. 7. Mai 
1856 (G. ©. ©. 507). 

3) Yyl. 3. B. Oefterr. Gew. DO. 8 124. Oldenburg art. 42. Sächſ. Gew. 
D. 8 97. 9. 100 uub damit übereinftimmenb weimar. Gew. D. $ 77. 79, bie 
übrigen thüringiichen Gefeße und die Gew. DO. f. Braunfhweig. In Württem⸗ 
berg Fönnen für Unterftügung in Krankheitsfällen durch Beichluß des Gemeinte 
raths und Bürgerausfchnfies mit Genehmigung ber Kreisregierung Zwangskaffſen 
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II. Enblih Bat die neuere Gewerbegefehgebung über den ſtaatlich ver- 
wanbelten oder neugebilbeten Gewerbögenofienfchaften noch eine höhere Orga⸗ 
niſation bes Gewerbeftanbes ober des gefammten Nährftanbes überhaupt her⸗ 
beizuführen geſucht. Man bat in den theild durch Wahl, theils durch Be 
rufung aus dem Gewerbeftanbe ober aus feinen drei Gruppen, dem Handels⸗ 
Gewert- und Fabrikenftande hervorgehenden Gaverbe- und Handelskammern 
Organe dieſer Stände für die gemeinfame Wahrnehmung ihrer Suterefien 
gegenüber dem Staat, gleichzeitig aber Organe des Staats für die Geltend⸗ 
machung feiner Intereſſen in biefen Ständen in's Leben gerufen, nm bamit 
eine gewerbliche und Tommercielle Selbftiverwaltung zu grünben®“). Liegt dieſen 
Einrihtungen die Idee eines natürlichen Genoflenverbandes ber einzelnen 
Gruppen bes Nährftandes unter ſich und mit einander zu Grunde, fo gehen 
doch bie meiften Gefeßgebungen, wie namentlich die preußiſche und öfterreichifche, 
nicht bis zu einer wirklich Torporativen Geftaltung der vertretenen Standes. 
gruppen vor?) Näber ftebt einer ſolchen die Organifation bes Nährftandes 


ber Gehilfen und Lehrlinge eingeführt werben, zu welchen die @ewerbe - Inhaber 
vorbehaltlich bes Regrefſes die Zahlungen leiften müfien. Vgl. Gew. D. v. 1862 
art. 49. Die Regierung bat ein Mufterftatut für Unterftügungsvereine publicirt 
(Beilage Nr. 18 zu der offieiellen Ausgabe ver Gew. D.). In Baiern können die 
Sabritunternehmer bei ihrer Konceifiontrung sur Begründung befonderer Unter 
ſtüßungs⸗, Spar- und Berficherungstufien für die Arbeiter verpflichtet werben. 
Aehnlich in Württemberg (art. 45). Unbekannt find Zwangsverbände deu &ewerbe- 
gefepen Badens und ber freien Stäbte. 

20) Diefe Organifationen ftammen aus Frankreich, wo fie aber, obwol fie gleich- 
zeitig „offlcielle Organe des Handel® bei der Regierung” und Mandatare bed 
Handels für die Leitung gemeinfamer Angelegenheiten befielben“ fein follten, 
doch nur ein vornemlich von ben Präfelten bejepted gouvernementales Machwert 
find. Bol. über Bebentung und Werth der Einrihtung Schäffle, Staats⸗ 
wörterb. IV. ©. 836— 341. 

) Bol. über bie Handelskammern in Preußen das Gef. v. 11. Febr. 1848 
(8. S. S. 68) u. Rönne, Staatsr. II, 1. ©. 194. 195. II, 2. ©. 385. Ihre 
Mitglieder werden auf 3 Sabre von den wahlberehtigten Handels⸗ und Gewerbe. 
treibenden bes Bezirks gewählt. Ihre Einrichtung erfolgt nad) Bedürfniß mit 
töntglicher Genehmigung. Sie befchließen mit Stimmenmehrheit und wählen einen 
Borfigenden und Stellvertreter. Die Koften werben von den Handel» und Ge⸗ 
werbetreibenden nach dem &ewerbefteuerfuß getragen. In ähnlicher Weife follen 
nach der ®. v. 8. Febr. 1849 ($ 1— 22, theilw. abgeändert durch Geſ. v. 15. Mat 
1854 8 1—4) bei vorhandenem Bedürfnis auf Antrag und nad Anhörung von 
Gewerbetreibenden im Berwaltungswege Gewerberäthe für Wahrnehmung der 
allgemeinen Interefien des Handwerkö- und Yabrifbetriebes ihres Bezirks und für 
die Mitaufficht über die Innungen gebildet werden. Ihre Mitglieder find zu 
gleichen Theilen aus dem Handwerks⸗, Fabriken⸗ und Hanbelöftande, und zwar in 
ben beiben erfteren Ständen aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern in ber Weile, 
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in Baiern, wo jedem Bezirke Iokale Gewerbe, Fabrik. und Hanbelsräthe als 
Organe ber dem Bezirk angebörigen Gewerbftände entipredhen, während für 
jeden Kreis die jährlich auf Berufung ber Kreisverfammlung zufammentretende 
Geſammtheit der Borfigenden und Vicevorfitzenden ber einzelnen Bezirkskollegien 
als Handels. und Gewerbefammer fungirt*). 

Andere Geſetze überlafien auch die Geftaltung foldher Verbände unter 
Berwerfung jeder Zwangsmitgliebfchaft ber freien Affociation. So giebt bie 
badiſche Gew.-Orb. v. 1862 (art. 29) bei den nad Bebürfniß und auf An- 
trag von der Regierung einzurichtenden Handelt und Gewerbekammern oder 
ähnlichen Inftituten die Snitiative, die Feftftellung ber Berfafiung und bie 
Einrihtung des Bezirks, des Wirkungsfreifes und der Koftenvertheilung vor- 
behaltlih der Regierungsgenehmigung denjenigen anheim, „welche an Errid- 
tung und Erhaltung berfelben fich betheiligen wollen“. 

B. Bon allen diefen fo verſchiedenartigen Syſtemen möchte dasjenige ben 
Borzug verdienen, welches die beftehenden Genofſenſchaften am meiften fchont, 
auf Die künftige Genoffenfchaftsorganifation aber am wenigften einwirkt. 
Staatliches Organifiren und Reguliren wird da, wo Bebärfnig und Bebin- 
gungen eines genoffenjchaftlichen Lebens fehlen, ein ſolches uicht erwecken; es 
wird aber da, wo genoffenfchaftlicher Geiſt vorhanden ift, deſſen volle Ent- 
faltung eher verfümmern als fördern, wenn es ibm, fei e& auch ohne direkten 
Zwang, eng begrenzte und unfelbftändige Lebensformen anzuweilen fucht. 

Was namentlih die Innungen angeht, fo entfpreihen die Schöpfungen 
der meiften Gewerbegejebe wenig dem modernen Affociationsgeift. Wiberfpricht 
bemjelben gänzlich der theilweiſe feſtgehaltene Zwang, fo vermögen ihm aud 
die freiwilligen, aber öffentlich autorifirten Verbände nicht zu genügen, weldhe 
eine Reihe von Privilegien mit einer Reihe von Beichränkungen erkaufen und 


dag bie leßteren einen Vertreter mehr haben, burdh bie felbftändigen Gewerb⸗ 
treibenden bes Bezirkd, die an ben Gemeindewahlen Theil nehmen (ua der. v. 
1849 $ 7 auch durch Arbeiter), zu wählen. Theils nach Abtheilungen, theils als 
Geſammtheit halten fie Zufammentünfte ab, wählen Borfipende (für den Geſammt⸗ 
rath aber vorbehaltlich der Beftätigung und fubfibiären Ernennung durch die Re 
gierung) und befchließen mit Mehrheit. Das Inftitut blieb lebenduufähig. — 
In Defterreich beftehen nach der B. v. 26. März 1850 Handels und Gewerbe 
kammern, welche nad) gewifien &ewerbefteuerbeträgen gewählt werden, fonft ähn⸗ 
lich eingerichtet find. Ebenfo follen nach dem ſächſ. Gew. Gef. v. 1862 5 112— 
125, wenn das Bebürfnig vorhanden, derartige Organe in zwei Abtheilungen 
Gandelskammerrath und Gewerbelammerrath) geſchaffen werden. Aehnlich in Braun- 
fhweig. In Hamburg ein Gewerbeausſchuß (Gew. Gef. 5 31—85). Auch bei 
ber Bildung und Zufammenfeßung der Handels. und Gewerbegerichte zeigt fich 
die Idee einer natürlichen Gtandesgenoffenfhaft wirffam. 

*, Bair. Bollzugsinftr. zum Gew. Gef. v. 17. Dec. 1858 $ 156— 162. 
Inſtr. v. 20. Mai 1862. Gew. Gef. v. 30. ‘san. 1868 art. 97. 
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in ihren ein für allemal beftimmten Formen und Grenzen fchliehlich doch 
nur zur.einen Hälfte ein eignes, zur andern Hälfte ein von außen und oben 
geipendetes und geleitetes Leben führen. Hier wie überall brängt vielmehr 
im Allgemeinen: die moderne Affociation über die alten ftänbifchen Privilegs- 
Törper hinaus und ftrebt nah Mannichfaltigkeit der Verbindungen und Ver⸗ 
einzelung ihrer Zwecke, nach freiefter Grundlage und beweglichiter Form, nad) 
Verknũpfung der irgendwo zuſammentreffenden Elemente verſchiedener Kreife 
fuͤr dieſen Einen Punkt, um demnächft viele Einzelverbäͤnde in größere Ge⸗ 
fammtverbände zuſammenzufafſen. Die Aufgabe der Geſetzgebung kann daher 
nur eine doppelte fein. Sie bat erſtens bie beftehenden Koͤrperſchaften moͤglichft 
zu ſchonen, bamit fie fi) ausleben ober die Reſte ihrer Lebenskraft iu zeitge 
mäße Neugeftaltungen binüberrettn. Sie bat zweitens eine möglichft breite 
rechtliche Bafis, freie Bewegung und gemügenden Rechtsſchutz den neuen Ge⸗ 
nofjenfchaftsbildungen zu gewähren, welche der moberne Aſſociationsgeift frei 
ans fich ſelbft erzeugt. In beiden Beziehungen Tünbigt der Entwurf einer 
Gewerbeordnung für ben norbbentichen Bund einen Fortſchritt an; allein wenn 
er auch in der vom Bundesrath feftgeftellten Form ſowol für die fortbeftehenden 
älteren als für die zu begrünbenben ueuen Innungen unter Aufhebung aller 
Erfiufioberechtigungen eine partielle Autonomie und eine erhöhte Selbftver- 
waltung begründen will, fo ift er doch fehr weit davon entfernt, dieſelben 
wirflih als freie Genofſenſchaften zu ftellen. Vielmehr follen den Innungen 
bedeutende Vorrechte vor freien Bereinen verbleiben, weldye auf ber Beilegung 
einer öffentlichen Autorität in Gewerbefachen durch den Staat beruhen, — es 
wird ihnen daffir aber anbererjeits eine fo weitgehenbe geſetzliche Beichränkung 
ihrer Selbftändigkeit und eine fo eingreifende Unterwerfung unter höhere Ber- 
waltungsbehörben in Ausficht geftellt, daß fie in Wahrheit immer noch autori⸗ 
firten Polizeianftalten ähnlicher bleiben als freien Genoffenihaften?”. 





m 8 81— 105 ded Entwurfs. Danach können felbftändige Gewerbtreibende 
gleicher oder verwandter Gattung defſelben Orts, wenn ihre Zahl 12 oder in 
Städten mit mehr ald 20,000 Einwohnern 24 beträgt (mit obrigkeitlicher Ge⸗ 
nehmigung jedoch auch eine geringere Zahl oder &ewerbtreibende verfchiedener 
Orte), zu einer Innung mit dem Zwed der Förderung der gemeinfamen gewerb- 
lichen Intereſſen (befonderd Aufnahme und Ansbildung der Lehrlinge, Geſellen 
und Gehilfen, Verwaltung der Kranken⸗, Sterbe-, Hilfs- und Sparlaffen, Für⸗ 
forge für Wittwen und Walfen) zufammentreten ($ I97—99). Die Einfeitung 
der Errichtung aber gebührt der Gemeindebehoͤrde, die Feftftellung und Geneh⸗ 
migung bes Statuts ber höheren Berwaltungöbehörbe (8 100. 101). Nur der 
Beſchluß über Höhe und Verwendung der Beiträge, fowie über die Verwaltung 
bes Etats⸗, Kaffen- und Rechnungswefens Ift ganz der Autonomie überlafien (8 
108). Derartige neugebildete Snnungen ſowol, wie die fortbeftehenden älteren 
Gewerbötörperfchaften unterliegen als öffentliche Korporationen einer Reihe ge- 
jeglicher Einfchränkungen und Normen, durch welche Die früheren Etatute, die im 
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Bedenklicher noch ift eö, wenn der Entwurf and) die Zwangsunterftäkunge- 
verbände zwar für felbftändige Gewerbtreibende fallen laſſen, dagegen. für &e- 
bilfen, Gefellen, Fabrikarbeiter und Lehrlinge in ziemlich umveränberter Weiſe 
aufrecht erhalten will). 


nebrigen in Kraft bleiben, von jelbft modificirt werben ($ 81. 96). Inöbefonbere 
Tönnen fie über Erwerb und Berluft der Mitgliedſchaft nicht frei verfügen: fie 
können nicht nur Niemand zum Eintritt zwingen oder am Austritt hindern (5 82), 
fonbern fie dürfen au bie Aufnahme keinem Gewerbögenoffen weigern, bei dem 
nicht ein gefeplicher Ausſchließungsgrund — Beicholtenheit, Koufurs oder Ent- 
ziehung der Gewerbebefugnig — vorliegt ($ 83) Sie können indeß, und dies ift 
ein fehr wichtiger Punkt, den Nachweis der Befähigung zum Betriebe des Ge- 
werbes in einer ftatutenmäßig feftgefegten Form, insbefonbere alfo durch Einführung 
von Prüfungen, verlangen ($ 84). Eintrittögelber können erhoben werden, müflen 
aber für alle gleich beftimmt fein und dürfen ohne Genehmigung ber höheren Ber- 
waltungsbehörde nicht über 5 Thaler erhöht werben (6 85). Gegen Senofien, Die 
fich durd einzelnen Handlungen oder durch ihre Lebensweiſe in Mibachtung ge 
bracht haben, bat die Innung ein Ausfchliegungsrecht (8 86). Der Tob endigt 
De Mitgliebfchaft, doch treten eine Wiltwe ober minderjährige Erben, wenn fie 
durch Stellvertreter dad Gewerbe fortfepen, in die Rechte und Pflichten des ver- 
ftorbenen Innungsgenofjen mit Ausnahme des Stimmrechts ein (8 87). Oberftes 
Organ jeder Innung ift die gehörig geladene und mit abfoluter Mehrheit ber 
Anweſenden befchliegende Berfammlung ber Genofien ($ 92. 98), vertretendes 
Organ ein gewählter Vorftand ($ 88. 109%). Die Iunungsbeichlüffe bebürfen nur, 
wenn fie bei Abänberung ber Gtatuten eine Berfügung über dad Inauugöver- 
mögen zum Gegenftand haben oder bie Auflöfung der Sunung bezwecken, der Beftäti- 
gung durch die höhere Vermaltungsbehörbe (8 92. 98). Die Hanblungsfähigkeit 
der Jnnung tft bezüglich der Verträge über unbewegliche Sachen beichräuft, in⸗ 
dem dieſe erft Durch die Genehmigung ber Gemeindebehörden rechtögiltig werben 
($ 89). Auch kann nur die Gemeindebehörde eine etwaige Zwangäbeitreibung von 
Beiträgen ober Gelbftrafen gegen Genofien verfügen (8 91), während umgefehrt 
Zahlungen aus dem Innungsvermögen an Genofien überhaupt nur auf Grund 
ausdrüdlicher ftatutarifcher Vorſchriften erfolgen Tönnen (8 90). Eine JInmung, 
welde das Gemeinwohl durch gefegwibrige Handlungen ober Unterlaffungen ge 
fährdet, fann auf Betreiben der Verwaltungsbehörde durch richterliches Urtel auf- 
gelöft werben ($ 94). Das Bermögen einer aufgelöften ober abgeftorbenen Zu- 
nung wirb nicht verteilt, fonbern fällt, wenn das Statut oder bie Tanbeögefche 
nichts anderes beftimmen, an die Gemeinde zur Benupung für gewerbliche Zwede 
(8 9). Die Aufficht endlich wirb durch die Gemeindebehörbe geübt, weldye die 
inneren Streitigteiten vorbehaltlich des Rekurſes an die höhere Berwaltungsbe 
börbe entfcheidet; es ift indeh das Recht, durch Depntirte ben Inwungeverfaum- 
(ungen beizuwohnen, anf bie Fälle, in denen über Statutenänderung oder Yuf- 
Iöfung beſchloſſen werben ſoll, beſchränkt, und die Beftätigung der Vorftandswehl 
ganz fortgefallen (5 96). 
Matt he 147— 156. Die Einrichtung von Zwangdfaffen erfolgt durch Ortt 
das nad Anhörung ber Betheiligten die Gemeinde befchließt, Die höhere 
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58 69. Die Entftehung und Bollendung der Bermögendgenoffen- 
ſchaft. 


Es Hat fich mehrfach herausgeſtellt, daß dem älteren deutſchen Recht Ver⸗ 
mögensgenofjenfhaften unbefannt waren. Es gab Vermögensgemein⸗ 
fchaften, mit denen fi für eine Reihe von Beziehungen ein Genofjenverhält- 
niß der Gemeiner verband, und es gab umgekehrt Genofjenichaften, welche eine 
Bermögensgemeinichaft in ihr Weſen aufnahmen: allein in beiten Fällen wurde 
burch die Tendenz der alten Genofienverbände auf Xotalität der Verbindung 
gehindert, daß Genofſſenſchaft und Vermoͤgensgemeinſchaft jemals völlig in ein- 
ander aufgiengen. 

Don Anfang an jedoch war gleichzeitig eine andere Tenbenz im beutfchen 
Rechte wirkſam, welde den Keim der Vermoͤgensgenofſſenſchaft in ſich enthielt, 
and ihn zu voller Entfaltung bringen mußte, jobald einmal die Richtung auf 
Totalität der Genofienverbindung aufbörte und der entgegengefeßten Richtung 
auf Bereinzelung der Vereinszwecke wid. Dies war bie Tendenz auf bie 
Hervorbringung eines inneren, organiſchen Zuſammenhangs zwiſchen dem per- 
fönlihen und jachenrechtlichen, dem fubjeltiven und objektiven Inhalt aller 
Gemeinfchhaftsoerhältnifi.e Indem in Folge befien überall da, wo in einer 
Genofienihaft das Geſammwermoͤgen von überwiegender thatfächlicher Beden⸗ 
tung wurde, aud für die rechtliche Struktur der Genofienichaft die Rechts⸗ 
verhältniffe am Gejammtvermögen einen bebingenden und geftaltenden Einfluß 
erlangten, und indem umgekehrt da, wo fi) aus einer Bermögensgemeinfchaft 
eine partielle Genofjeneinheit entwickelte, bie letztere auch rechtlich von ber Art 
ber Bermögensvertheilung abhängig blieb, mußten fi von verſchiedenen Seiten 
ber mancherlei Gemeinichaftsformen einem Rechtöverhältnig nähern, in welchem 
die Genofſenſchaft das Perjönliche, die Vermoͤgensgemeinſchaft das Unfelbftändige 
völlig abftreifte und fo ‘eine VBermögensgenofienfhaft vorhanden war. Das 
legte Produkt dieſer Entwidlung und dasjenige, welches allein die DVermögens- 
genofienfhaft in reiner und durchgebildeter Geftalt vollendet bat, war ber 
Aktienverein. Aber eine Reihe anderer Rechtögemeinihaften kam ſchon 
vorher dieſem Ziel mehr oder minder nahe, fo daß fie fih in Bezug auf bie 


Verwaltungsbehoͤrde beftätigt ($ 148. 149). Sie Tönnen ſowol aus beftchenden 
Kafien gebildet, als nen begründet werben ($ 147). Den Arbeitgebern Tann Bei 
hilfe bis zur Hälfte zur Pflicht gemacht ($ 149. 150), muß aber dafür ein ent« 
ſprechender Antheil an der Verwaltung eingeräumt werben (8 154). Die Statuten 
jeder berartigen Hilfskafſe bebürfen obrigkeitlicher Genehmigung, welche ihr bie 
Rechte einer juriftifchen Perfon verleiht ($ 154). Auch freiwillige Kaflen ber 
felbftändigen Gewerbtreibenden werden durch eine ſolche Genehmigung juriftifche 
Derfonen (3 147). Breie wie Zwangshilfätaflen ftehen unter Auffiht der Stabt- 
bebörde refp. der untern ländlichen Berwaltungsbehörbe ($ 156). 
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Geſchichte der Bermögensgenofjenfchaft gewiffermanen als Borftufen tes Altien- 
vereins barftellen, und in neuerer Zeit find manche von ihnen in der That 
in durchgeführte Vermögensgenofienichaften von verwandtem Charakter über- 
gangen. 

L Einer durch und durch von biefer Richtung beherrſchten Eurwidlung 
find wir in den ländlichen Gemeinbeverhältnifien begegnet. Es ſei bier nur 
daran erinnert, wie nad) ihrer Abloſung von ber politiichen Gemeinde größere 
und kleinere Mark- und Agrargenofienichaften fi oft — wenn auch vielleidht 
nirgenb ganz ohne alle Mobifilation durch bie alte Gemeinbenatur — im 

verwanbelten, welche nur um eines Gemeinlands willen und 
lediglich auf der Grundlage der Antbeilrehte an biefem Gemeinlanb keftanden ; 
wie fih insbeſondere bei den auf einzelne Stüde einer Geld-, Walb- ober 
Weidemark beſchränkten Bereinen bisweilen eine Organtfation herauskilbete, 
welche das Princip ber Atiengefellichaft auch äußerlich bereits in einer gamz 
ähnlichen Form realifirte Die Alpmarkgenoffenſchaften, Haubergsgenofſen⸗ 
ſchaften, Gehöferjchaften u. f. w. waren und find offenbar durchaus ober faft 
durchaus auf ein Geſammteigenthum und die Duotenrechte an biefem gebaut 
und haben denuoch den Charakter von Körperichaften nicht verloren‘). 

II. Bon anderer Seite ber wohnt allen ⸗Verhältnifſen der beutfihredht- 
lihen Geſammthand eine Eorporative Tendenz inne; es entfieht, wie Be- 
feler dies treffend ausbrüdt, „eine materielle Rechtsgemeinſchaft unter Mebreren”, 
„weiche für beftimmte Beziehungen bie Grenzen ihrer Perjönlichkeit aufhebt 
und dieſelbe gleichmäßig über die ihnen gemeinſam gewordene Redyteiphäre 
erweitert“, fo daß, wenngleih „ein nenes, jelbftändiges Rechteſubjekt in ber 
Bereinigung nicht begründet wirb", „das Rechtsinftitut fi doch in wichtigen 
Beziehungen nur dann richtig Fonftruiren laͤßt, wenn man es nad) bem Bor- 
bilde der Korpomtion beurtheilt⸗. Allein bis gu einer wirklichen Korperſchaft 
haben es die meiften dieſer Verhaͤltniſſe eben nicht gebradht; ift aber einmal 
eine ſolche aud ihnen hervorgegangen, fo ift fie keineswegs als reine Ber- 
msgensgenofſenſchaft entftanden, fondern enthält das Moment der Bermögens- 
gemeinfhaft nur als Eine, wenn aud bie wichtigſte Seite ihres Weſens 
in fi. 
Bei ber durch die alte Vergabung von Tobetwegen berbeigeführten Ber- 
mögensgemeinichaft, bei ber Geſammthand von Miterben uud bei ben Be 
fammtredätsperhältuiffen des Lehnrechts Tann von einer Körperfchaft überhaupt 
nicht Die Rebe fein; ebenfowenig bei der ehelichen Gütergemeinfchaft, bei welcher 
überdies das innige perſoͤuliche Genofienverhältnig der Ehegatten mit der 
Dermögensgemeinfchaft in keinem inneren Zuſammenhang fteht”). Aber auch 
das Geiammteigenthum bes Seerechts, die Aheberei, bat ſich nicht bis zur 


1) Bol. oben $7—9. 24. 58. 55. Weber die juriftifhe Konftraftion Th. IL 
2) Weber das Verhältnis von Geſammteigenthum und Genoffenfchaft TH. IL 
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Körperihaft verbigtet. Sie erzeugt allerbings zwiſchen ben Eigenthümern der 
veräuferlichen und vererblichen Duoten eines Schiffe nebft Zubehör eine weit- 
gehende Redhtsgemeinfchaft, die fi durch ihren Sortbeftand bei einem Wechſel 
ber Mitglieder, durch den Ausſchluß ber Theilungsklage, durch die Zuläffigkeit 
von Mehrheitäbeichläffen in einer Reihe von Sällen und durch die Möglichkeit, 
einen Korrefponbentrheber (Schiffsdirektor, Schiffsbisponent) für den Betrieb 
ber Rhederei und ihre Vertretung nad außen zn beftellen, einer Genoflen- 
ſchaft nähert: allein es bleibt eben bei einer ſolchen Annäherung. In dem 
Erforbernig der Einftimmigkeit für jede Abänderung ober Erweiterung bes 
Rhebereivertrage, für Beftellung eines Disponenten, der nicht Mitrhebder ift, 
und für den Beſchluß, das Schiff aus freier Hand zu veräußern, fowie in 
dem Recht ber Minderheit, troß einer durch die Mehrheit dem Disponenten 
ertheilten Decharge gegen dieſen vorzugehen, — mehr noch in dem nad) einigen 
Seerechten vorkommenden Recht ber Minorität, „das Schiff auf ein Gelb zu 
feßen“ ®), tritt das Sonderrecht ber einzelnen Mitrheber als das die Einheit 
Meberwiegende und für das geſammte Verhältniß Enticheidende hervor. Es 
fehlt durchaus an einer durchgebildeten Gliederung und Verfafſung, durch 
welche die Rhederei als ein lebendiger Cinheitsorganismus über der Summe 
der Einzelnen wirkſam zu werden vermoͤchte. Schon der Sprachgebraud daher 
kündigt es an, daß zwar ein hebereivertrag, nicht aber ein Rhebereiftatut 
bie Grundlage der Gemeinichaft bilbet, daß es keine Ühebereiverfaffung, ſondern 
nur Rechte und Pflichten der Mitrheber gegen einander giebt, daß ber Bor- 
fteher ber Gemeinſchaft Fein Korporationsorgan, jondern ein Bevollmädhtigter 
if. Auch ift der Rhederei weder von ber Geſetzgebung noch von der Theorie 
je eine eigne Rechtsperjönlichkeit beigelegt worden‘). Wäre aber die Rhederei 
eine Genoflenfhaft, jo würbe fie doch Feine reine Bermögensgenofienichaft 
fein, weil eine perfönliche Berhaftung der Mitglieder ftattfindet. Dadurch 

9 D. h. das Recht, im Falle einer Meinungsverfchiebenheit über ben Betrieb 
der Rhederei das Schiff zu einer beftimmten Geldſumme anzufegen und von der 
Mehrheit die Erflärung zu fordern, ob fie baffelbe für biefe Summe nehmen ober 
es ber Minderheit geben will. Vgl. Befeler, 3. f. D. R. XVIIL Nr. 9. ©. 
P. R. 5 258. 

9) So behandelt ſchon Marquardus, de jure merc, et comm. (1662) L. II 
c. 11 Nr. 39—48 ©. 805 f. bie „Mitrhederſchaft“ ober „societas navalis“ als 
Gattung ber societas. Bol. Martens, Hanbeldreht 5141 f. Eichhorn $ 890, 
Mittermaier$ 542. Gengler S. 424. Befeler 8258. Ebenfo Pr. A. L. R UL, 
8.8 1426u. D. H. G. D. art. 456.457. Nebrigens ift zu bemerken, baß bie Entwidlung 
der Rhederei fich Hiftorifch in der Richtung auf Berftärkung ber Einheit gegen- 
über dem Sonderrecht vollzogen hat. Man vgl, 3. B. die bei Marquard l. c. 
auf Grund des älteren hanfeatifchen Rechts gegebene Darftelung mit den Be⸗ 
ftimmungen ded Pr. U. 2. R. 4 1426—1444 und diefe wieberum mit benen des 
D. H. ©. 2. art. 456-476. Nur der Fortſall des früheren gefeplichen Vor- 
faufsrechtd der Mitrheder macht eine Ausnahme. — Vgl. Th. II 
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indeß, daß die ibeellen Antbeile ber Mitrbeber nicht blos bie Bertheilung der 
Khedereikoſten, des Gewinnes und des Berluftes beſtimmen, ſondern auch bie 
Grundlage des mach ihnen bemefienen Stimmrechts find"), wirb in einer 
Reihe von Beziehungen die Rhederei ben entwidelten Bermögensgenofien- 
ſchaften (Gewerkſchaft und Altienverein) fo fehr genäbert, daß fie als eine 
Vorſtufe berfelben erſcheint. Denn bie Schiffeparten charakteriſtren ſich bereits 
als reine Bermögensrechte, bie gleichwol Träger für eine Summe perjönlicher 
Rechte und Pflichten in einer Gemeinfhaft find: nur ift diefe Gemeinſchaft 
Schiffet, feine felbftändige Körperkhaft, kein inkorporirtes Schiff. 

Achulich verhielt e& fid) im der Regel mit der Ganeihfäeft. Wenn aber 
daneben Fälle vorlamen, wo eine GSanerbichaft fich entichieben zur Korperſchaft 
geftaltete, fo wurde wicht nur ber Gemeinſchaftezweck über ben Beſih und die 
Verwaltung hei Gemeinvermögens binans erweitert, fondern es hörte auch die 
Korporationsmitgliebfehaft der Gemeiner auf, fi mit den ideellen Burgen 
theilen völlig zu decken. Uber freilich blieb die Quote bei Gemeiners das 


erworbenen Gigentbum und Befik eines Gutes, aus eimem Gefanumtichen, 
aus einer an eine Gefammtbeit verlichenen nutbaren Gereihtigleit, einem Amt 
w f. wm. bervormuchfen‘). 


Per⸗ 
fonenmehrbeit an Mühlen. Doch waren dieſe 5 
oder Müblenerbihaften wahre Aktiewerbindungen ober darchgebildete Ber- 

mögentgenchhenichaften überhaupt jo wenig, wie Ganerbichaften, Marl- und 
Agrargencftenjchaften ober irgend eine ber aufgeführten älteren Bereinägattungen, 
unt Keim unt Vorbild des Akliewereins gerabe in ihnen zu finben, ift mar 
durch nichts berechtigt. Wenn von fühfranzöfiichen Wüblengenefleuichaften dei 
12. Sabrbantvris beridtet wirt, welche als Gelammiheiten Wüblen beieiem 
und betrieben. in ibren Serfammiungen Berfteber (bejeli) und anbere Penuuir 
mäbiren, turd ten Anttritt einzelner Mitglieber wicht aufgelät wurken znb 
tun Gewinn unter tie Gencfien (partionerü) nad Mafgake ber nem dieien 
teiehenen, frei wrünüerlicen Autheilrechte am Gelammtnermögen (achaur, 
saches, meules) wertlvilten”, je it micht einmal Mar, eb die Mitglieter per 


Er ihn Haub. Etat. a 1497 IL 18. 3 u Ganfent. Gerede 1614, 
5,1. Pr. A. RN. LI III 2.HGLB ar 4588, 

Team EEE 5. 5 48 Näheres aber at m Ih L 

N” Troplong, da centrat de aeciitk. Paris 141 L Pre£ p. aM 35 mi 
Wr. 971. Im Zabre 1365 lich ſich ſegar K. Karl V im eime felde Geile 
aufnchmcn. 
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jönli) oder blos mit ihren Antheilen hafteten: von einem organifchen Zu- 
fammenhang aber ber Torporativen Berfaffung, insbefonbere der Stimmrechte, 
mit der Ölieberung bes Mühlenvermögens erhellt nicht das Mindefte Daß 
ein folder Zuſammenhang jebenfalls noch nicht bis zur vollen rechtlichen Durch 
Bildung gelangt war, wird wahrjcheinli, wenn wir bie Urkunden bamit ver- 
gleichen, welche jüngft über bie patritiſche Genoſſenſchaft der Kolner Mühlen- 
erben publicirt finde). In Köln beftand eine dem Anſchein nad uralte Ge- 
nofienihaft von Altbürgern, welche fich, im Gemeinbefib einer Anzahl von 
Rheinmühlen befand und biefe auf gemeinfamen Gewinn und Berluft be 
trieb. Weil fie den im gemeinen Eigenthum ftehenden Strom für ben 
Mühlenbetrieb benußten, beruhte ihr Geſammtrecht auf Verleihung oder An- 
erfennung bes Stadtherrn beziehungsweife der Stab. Wie fo häufig bie 
Zunftbewegungen fi gegen bie ausſchließliche Benutzung der Allmende durch 
bie alten Bollbürger jelbft" da, wo dieje ihrer Meinung nach wohlerworbene 
Sonderrechte geltend machen zu Tönnen glaubten, richteten, jo wandte auch 
ber um bie Mitte des 13. Jahrhunderts bekanntlich durch die Hilfe des Erz⸗ 
biſchofs vorübergehend fiegreiche Kölner Zunftaufftand ſich unter Anderm gegen 
das Privateigenthum an den Rheinmühlen. Mochten nun die zur Regierung 
gelangten Zünfte triftige Gründe haben oder nicht, die Mühlen als öffentliches 
Gut zu betrachten, genug, fie erklärten biefelben dafür und übertrugen bie 
Hälfte ihrem Helfer, dem Erzbiſchof, während fie die andere Hälfte zum 
ftäptifchen Kämmereigut ſchlugen. Nach der Reftauration gab die Stadt, „Die 
geichehene Ungerechtigkeit erfennend”, die ihr zugefallene Hälfte den alten 
Mühlenerben wieder zurüd, während dagegen der Erzbiſchof jeine Hälfte nicht 
wieber heransgab und vertragemäßig die Anerkennung jeines Eigenthums daran 
erlangte). Dieſe Borgänge wurden bie erfte Beranlaffung zu Aufzeichnungen 
über das Mühlenreht. Wir erſehen baraus, daß die Hälfte des Erzbiſchofs 
nicht reell ausgeſchieden war, fondern in der tbeellm Hälfte ber 36 Rhein 
mühlen beftand). Die andere ibeelle Hälfte zerfiel in 34 ideelle Anthetle 


°) Bgl. diefe intereffanten Urkunden b. Ennen u. Ederg, Quellen L 
817 — 828, 

") Bol. den Vertrag bes Erzbifchofs und der Stadt v. 1975 1. c. ©. 317. 
und bie Kundmachung der Müblenerben d. eod. ib. S. 822 — 824. 

16) Da molendinum fowol die einzelne Mühle, als den (urfprünglich wol 
fih gerade mit Einer Mühle dedenden) ganzen Antheil bedeutet, ift die Ausein- 
anberjegung ber Mühlenerben nicht ganz beutlih. Sie erzählen (S. 324 1. c): 
ed feien urfprünglich 35 molendina vorhanden geweſen, jept aber nur nodı 84 da, 
weil eines „venditam sit ad usus heredum molendinorum communiter“. Der 
Reft von 34 Mühlen gehöre Halb dem Erzbiſchof. Dagegen „medietas illorum 
viginti sez molendinorum, que nunc annonam molunt in Reno, dividetur in 
34 molendina et unicuique consideracionem 84 molendinorum sua porcio, 
prout sibi huic quaterno asscripta est, dividetur“. Es bleibt nur die Annahme, 
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(molendina integra, ganze Mühlen), deren jeber wieherum in Fleinere Duoten, 
und zwar Hälften, Viertel und Zehntel, geiheilt werben konnte ii)y. Für Seft- 
ftellung der Befißverhältniffe an dieſen molendina und ihren partes wurde 
ein Müblenfcdhrein (quaternus) angelegt, in weldhem die Befibrechte ber Ein- 
zelnen, fowie alle demnächſt vorlommenden Bererbungen unb Beräußerungen 
eingetragen wurben'). Die Mühlenantheile hatten aljo eine große Aehnlich⸗ 
teit mit Aktien; offenbar erwarb unb verlor man mit einer pars die Mit- 
gliedfchaft in der Gemeinihaft und es ift mit Sicherheit anzunehmen, baf 
Ausgaben und Gewinn nad) dem Maßſtabe der Antheile verrechnet und ver- 
theilt wurden. Lag in biefem Allen noch nichts Beionderes gegenüber vielen 
anderen Gejammteigenthumsverhältniffen, fo ſcheint doch die Kölner Mühlen- 
erbichaft ſich daburd von jenen zu unterjcheiden und als burchgeführter Altien- 
verein zu charakterifiren, baß fie unzweifelhaft eine korporative Genofien- 
ſchaft bildete. Die Sefammtheit ald Einheit wird den Einzeluen ſcharf gegen- 
übergeftellt, und e8 kommt fowol die Veräußerung eined molendinum ſeitens 
ber Sefammtbeit zn Gunften ber Geſellſchaftskafſe, als Veräußerung und 
Mebergabe von Antheilrechten jeitens eines Mitgliedes an tie Gefammtheit 
vor). Bor Allem aber hatte die Geſammtheit eine korporative Berfaffung. 
Und fo würde eine vollendete Vermoͤgensgenoſſenſchaft, ja gerabezu ein Aktien⸗ 
verein vorliegen, wenn nicht ein einziger, aber jehr wichtiger Umftanb ent- 
gegenftünde: daß fi) nämlich Die korporative Berfaffung mit der Bertheilung 
des Sefammteigentbums, fo innig Beides zufammenbieng, durchaus nicht deckte, 
baß vielmehr, — ganz ebenjo wie in ben Landgemeinden ober bei Torporatinen 
Sanerbichaften und urjpränglich im Bergrecht —, Bermögensgemeinfchaft und 
Genofienfhaft fi) in einer gewiffen Selbftänbigkeit gegenüberftanben, welche, 
wenn ein ſolches Gleichniß erlaubt ift, ein volliges Aufgehen beider Elemente 
in einander hinderte und auf beiden Seiten einen inkommenſurablen Reft 
zurückließ. Mitglieder ber Genofſenſchaft waren allerdings mur legitimirte 
Befiper von Mühlenautbeilen (erfgenozen, heredes molendinorum molentium 
annonam super Rhenum). ine Organifation aber erlangten fie dadurch, 
bag, vermuthlih mit Zuftimmung ober in Vollmacht ber Uebrigen, fieben 
Erbgenoffen fich eibli zu einem Kolleg verbanden, das fi in Zukunft ſelbft 








daß 36 Mühlen, aber nur 35 Mühlenantheile, von benen Einer in dritte Hand ver- 
änßert worden war, vorhanden geweien, — wenn nicht etwa die Zahl 36 ein 
Irrthum ftatt 34 iſt. 

ıı) Es kommen neben molendina integra %, Ko %ı Ko % Kor 1 Yo 1% vor. 

2) Vol. die b. Ennen u. Ederp 1 e. ©. 314— 328 publicirten Anſchrei⸗ 
nungen (feit 1276). Auch Schenkungen an Stifter, Beghuinen u. f. w. befinden 
ih darunter. 

13) Vgl. oben Rote 10 u. die Eintragung S. 328: Notum sit, quod G. 
tradidit et remisit duas decimas partes unius molendini, quas habebat in mo- 
lendinis predictis, communiter omnibus herebibus et consortibus molendinorum. 
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ergänzen und immer anf ein Sahr einen Meifter unter fi nach Stimmen- 
mehrheit Tiefen wollte. Der Meifter follte das Kolleg der fieben Geſchwornen 
zufammenberufen und leiten, diefe aber bei Buße ericheinen und fich feinen 
Anorbuungen fügen. Dieſes Kolleg follte mit Stimmenmehrheit das Urtel in 
Müblenfachen ſprechen. Dagegen follte es bie freiwillige Mühlengerichtebar- 
feit nur mit Zuziehung ungeſchworner, aber geerbter Genofien üben. Waren 
breit Geſchworne und zwei andere Exrbgenofien zufammen, fo jollten fie befugt 
fein, den Schrein aufzuſchließen. Wollte Jemand ein Mühlenerbe auftragen 
in eines Andern Hand, fo follte er das tbun nor zwei Geihwornen und 5 
ungeſchwornea Genoſſen. Sollte aber das Weib des Anftragenden gebunden 
fein, es ftetig zu halten, fo mußten noch zwei Geſchworne ober ein Geſchworner 
und 2 andere Genofjen zugegen jein. Bewies Semand mit 3 Zengen, daß 
er 30 Jahre und 8 Tage ein Mühlenerbe beieffen, fo follte es angeichreint 
werben. Verkaufen jollte man feinen Antbeil nur un bes Leibes Noth willen. 
Auch wurbe Recht und Verfahren bei Theilungen geregelt. Die Genoffentchaft 
ſetzte ſich alſo autonom bas bezüglich ber Antheile geltende Recht. Die 
oberfte Verwaltung der gemeinfamen Angelegenheiten war dem Meifter ber 
Geſchwornen anvertraut, die techniſche Betriebsverwaltung aber jcheint bei be» 
fonderen Beamten („denen die bes Multerse warten‘) geweien zu fein. 
Shrem Gebote mußten alle Erbgenofjen von ben Mühlen, geichworen und 
ungeſchworen, um ihres gemeinjfamen Nutzens willen (umbe eren gemeinen 
urbuor inde noit) bei Bermeibung einer Buße von 6 Pf. folgen. Auch erhob 
bie Genoſſenſchaft eine Abgabe bei Befitveränderungen und Eintragungen (bei 
einem Erbe, das von rechter Geburt zufiel, 12 Pf., bei Erwerb von Seiten- 
verwandten 2 Schill, bei Erwerb aus frember Hand 4 Schill. für jebes 
Zehntel eines molendinum integrum). Bußen, Schreibgebühren und Gefälle 
ſollten die Geſchwornen unter ſich theilm (alſo Bejoldung), überdies aber Davon 
einen Schreiber anftellen und lohnen!‘ — Bon einer Bemeffung der korpo⸗ 
tativen Rechte nach den Antbeilen ift in ben Urkunden nicht die Rebe, und 
binfichtlich der Zwecke des Vereins erhellt ſchon aus dem familienartigen Zu⸗ 
fammenbange der Glieder, daß dieſe altbürgerliche Genofjenichaft Feine bloße 
Erwerbögenofjenfhaft war, jondern gleich den übrigen Kölner Genofjenverbänden 
jener Zeit eine umfafjende Rechte- und Lebensgemeinichaft erzeugte. 

IV. Daß auch im Bergrecht urfprünglich die genofjenfchaftliche Ver⸗ 
faffung der Bergleute und das nah Deelen oder Kuren ideell getheilte 
gemeinfchaftlihe Bergvermögen, wenngleich zwiſchen Beidem ein Zuſam⸗ 
menhang beſtand, ſich keineswegs deckten, iſt oben bereits wahrſcheinlich ge⸗ 
macht worden’), Im Laufe der Zeit ift dann hier allerdings aus der Ge⸗ 


14) Obiges ift der Inhalt einer 6. Ennen u. Ederp 1, c. ©. 320—322 
puuficirten Urkunde. 
15) Bol. oben 8 42. 43. 
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meinſchaft bed Bergvermoͤgens eine auf rein vermögensrechtlihe Grundlage 
gebante und auf Erwerbözwede beſchränkte Korporation hervorgewachſen: 
allein dieſe Entwicklung vollzog ſich nur ſehr allmälig, und im Grunde ift erft 
durch die allerneneften Berggeſetze die Gewerkichaft zu einer innerlich vollendeten 
und nad) außen burch fich felbft beftehenden Bermögensgenofienfchaft geftaltet 
worden, während bis bahin nur erft einzelne wermögendgenofienfchaftliche Ele⸗ 
mente in ihr enthalten waren. War daher die Gewerfichaft in ihrer älteren 
Form zwar nicht ein direktes Vorbild, wol aber eine der Borftufen des 
Altienvereind, fo ift umgelehrt die moderne Bollenbung der Gewerfichaft 
gerabezu erſt nach dem Vorbilde bes Altienvereins durchgeführt worben. 
Zunächft wurden mit der Entwidlung ber landesherrlichen Allgewalt die 
genofienfchaftliden Elemente der Bergwerlöverfaffung überhaupt mehr und 
mehr beſeitigt. Auf ben Landesherrn nnd feine Beamten giengen nicht nur 
Gefebgebung, Richterſpruch und Polizei in Bergfachen über, ſondern es kam 
an fie die Verwaltung und Leitung bes Bergbaus ſelbft. Die fett dem 16. 
Jahrhundert erlafienen Bergorbnungen'*) wifjen daher von Autonomie, Selkft- 
gerichtsbarkeit und Selbitverwaltung der Bergbautreibenden nichts mehr: ber 
Landesherr ift vermöge bes Bergregald der unumfchräntte Bergberr und über- 
trägt nur zu -befien befjerer Benutzung gegen beftimmte Abgaben unb uuter ein 
für alle Mal normirten Bedingungen gewifle Rechte an ben Werken. Bon 
ber Gemeinheite- ober &ilbeverfaffiung ber Bergleute mußten einer foldhen 
Auffaffung gegenüber bald jelbft die Spuren verſchwinden; ein vielgliebriger 
Organismus landesherrlicher Beamten trat an bie Stelle. Dagegen konnte 
die privatrechtliche Seite der bergrechtlichen Vermoͤgensgemeinſchaften fih im 
Sinne ber Vermögenseinheit fortbilben, indem jelbft bei der ausgebehnteften 
Interpretation bes Bergregals, von einzelnen Ein- und Uebergriffen abgeiehen, 
bie Rechte des Schürfers, bes Finders und Muthers, fowie endlich bes mit 
ber Bergwerksgerechtigkeit (Bergwerkseigenthum) Belichenen als felbftänbige 
Privatrehte anerkannt blieben. So trat denn gerabe jet immer entſchiedener 
neben dem Gemeinichaftenerhältniß einer geringeren Anzahl von Gigenlehuern, 
bie als vertragsmäßig verbundene Individuen gemeinfchaftli ein Bergwerk 


6) Man dgl. die Bergorbuungen b. Wagner, Corp. jur. metall., Leipz 
1791; bef. die Bergorbnungen für Defterreih, Steiermark, Kärnthen und Krain 
v. 1817 ©. 38 f.; f. Schwaß v. 1468 u. 1556 ©. 188 f. 188 f.; f. Heffen von 
1548, 1584, 1616 ©. 611 f. 621 f. 225 f., Heffen -Darmftadt v. 1584 ©. 621f. 
und Homburg v. 1570 ©. 703 f.; f. Naffau v. 1559 ©. 767 f.; f. Pfalz Zwei. 
brüden v. 1565 ©. 731 f.; f. Fülih-Berg v. 1342 u. 1719 ©. 982f.; f. Kur⸗ 
Trier v. 1564 ©. 930f.; f. Schwarzburg v. 1583 ©. 1381 f.; f. Gchlefien von 
1528 u. 1577 ©. 1275. 1298; f. Baben v. 1590 ©. 591f.; f. Württemberg v. 
1597 &. 531 f.; f. Brandenburg v. 1619 ©. 481 f.; für Kur-Köln v. 1669 ©. 
813 f.; f. KAur- Pfalz v. 1781 ©. 341 f.; f. Baiern v. 1734 S. 341 f.; die Har- 
ziſchen Berggefepe S. 1021 — 1122. 
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haben und bebanen (Gefellenban) '”), die Gewerkſchaft als ein feft ausge⸗ 
bilbetes Rechtsinftitut hervor, durch welches bie in eine beftimmte, durch Geſetz 
oder Gewohuheit firirte Anzahl ibeeller Theile (Kuxe)9) zerlegte Zeche ober 
Grube als vermoͤgensrechtliche Einheit Lonftituirt ward. Die einzelnen Kure 
wurben dabei durchaus als jelbftändige, vererbliche, unter Beobachtung der durch 
die Einrichtung eines Berg⸗ ober Gegenbuchs bedingten Förmlichkeiten frei 
veräußerlidhe, verpfänbbare und in ber Regel bis zu einem gewiflen Maß 
(nad) preuß. Landr. II. 16 8 135 nicht unter %) auch theilbare Sachenrechte 
mit immobiliarem Charakter behandelt. Nur in einzelnen Bergorbmungen 
wurbe bei Veräußerungen ein Vorkaufs⸗ ober felbft Näherrecht ber Gewerk⸗ 
haft oder der Genofien anerlannt. Diefelben Antheile waren aber auf der 
andern Seite Träger der durch fie bedingten und beftimnten Mitgliedſchaft 
in der Gewerkſchaft, fo bag fowol Gewinn (Ausbeute) nnd Berluft, als die 
erforberlichen Beiträge (Zubuße) nah ihrem Mate vertheilt wurden und ber 
einzelne Gewerke für die Schulden ber Geſammtheit Dritten gar nicht 
baftete!*), von der Gewerkichaft felbft aber nur bis zum Betrage bes Kurzes in 
Anfprud) genommen werben nnd durch Aufgeben beffelben fich der Pflicht zur 


1) Bol. Hale, Kommentar über dad Bergrecht. Sulzbach 1823. 8 220 
—222 ©. 264f. Karften, Grundriß ber deut. Bergrechtölcehre. Berlin 1828. 
8 288. Runde, D. P. R. $ 169. Mittermaier $ 250. Eichhorn 8 277. 
Meiste im Rechtöler. L 953f. Gengler, P. R. 8 82 ©. 848. Bluntſchli 
8 88 Nr. 4. Gerber 8 97 Rote 1. Befeler $ 2304 litt. a Bon den älteren 
Bergorbnungen wurbe verlangt, daß die Eigenlehner zum Theil mit eigner Hand 
bauen, wofür fie aber ein weitergebendes Selbſtverwaltungsrecht als die Gewerken 
hatten. Meift wurde nur bis zu einer beftimmten Zahl von Theilnehmern (in 
ber Regel 8, 3. B. Pr. U. 2. R. II, 16 8 130 u. ſächſ. Berggef. v. 1851 8 13, 
nach dem öfterreichifchen Berggefeh von 1854 $ 153 dagegen 16) der @efellenbau 
deftatiet, bei größerer Zahl die Bildung einer Gewerkſchaft erzwungen. Das 
Rechtöverhältnig der Gejellen ift ein Miteigenthum zu ibeellen Theilen, das aber 
vertragsmäßig im Sinne einer nach innen wirkſamen ftärteren Einheit modificirt 
werden kann. Insbeſondere laſſen die neueften Geſetze bier einen größeren Gpiel- 
raum. 

8) Weber die Entftehung der regelmäßigen Zahl von 128 Kuren (Eintheilung 
ber Zeche in 4 Schichten, der Schicht in 8 Stämme, ded Stammes in 4 Kuren) 
und bie theild darin einbegriffenen, theils außerdem begründeten Erblure und 
Freikuxe vgl. Eichhorn 1. c. Note b—d, Karften 1. c. 8 289 und Urfprung 
bes Dergregald S. 68f. Weiske, Rechtöler. I. S. Y54f. 960f. Freiesleben, 
ber Staat und der Bergban. 2. Aufl. Leipz. 1889. S. 127f. Befeler l. c. 
5 204 Rote 9. In Freiberg gab es nur 64, nach der würrttemb. 8. O. v. 1597 
Th. IH art. 1 72 Bergtbeile. 

9) Die kurpfälz. B. O. v. 1791 art. 56. 64 fprach ſubfidiäre perfönliche 
Haftung der Gewerken aus. (Ebenfo Karften, Bergwerkslehre $ 305) Haft alle 
andern Bergorbnungen dagegen erfennen ausdrücklich die ausſchließliche Verhaftung 
der Gewerkſchaft an. 
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Zahlung ausgeſchriebener Beiträge entſchlagen konnte, während bei Säumniß 
(Retardat) Kaducität des Kurzes eintrat. Wenn aber fo die Grundlage ber 
Gewerkſchaft eine rein fachenrechtlihe war und ihr daher das Eine Merkmal 
der Dermögenögenoffenfchaft zukam, fo wurde fie zweitens nad) außen als redht- 
liche Einheit wirffam und trug baber von dem zweiten Merkmal ber Ber 
moͤgensgenoſſenſchaft das jebenfalld in fi, daß fie ein ſelbſtändiges Rechts⸗ 
ſubjekt darſtellte. Allein es fehlte an einem volltommen burchgeführten Zu⸗ 
fammenbang ber dies ermöglichenben Gewerffchaftöverfaffung mit der Kuren⸗ 
eintheilung desh alb, weil nad dem Syſtem der landesherrlichen Bergorb- 
nungen bie gejammte Lebensthätigkeit, durch welche die Gewerkſchaft als Ein- 
beit zur Ericheinung kam, überhaupt nicht in die Gewerkſchaft, jonbern an Ber- 
halb derfelben in die finatlichen Behörben verlegt wurbe. In den Angelegen- 
beiten, weldhe bie Beleihung und Bewahrung bes Bergwerkseigentfums be 
treffen, wurbe bie Gewerkichaft in der Regel durch einen urfprünglich belichenen 
und als Mittelsperfon für Konftituirung des Geſammteigenthums verwanbten 
Lehnöträger vertreten, ber von einem Korporationsorgau nichts an ſich Batte*”)- 
Zür die Berwaltungsangelegenheiten dagegen wurben beionbere Grubenbennite, 
insbeiondere meift ein Steiger für die Betriebsaufficht und ein Schichtmeifter 
für Verwaltung und Rechnungsführung, beftellt, die von der Bergbehörbe auf 
Borfchlag der Gewerken ernannt wurben”') und in jeder Beziehung landes⸗ 
herrlichen Unterbenmten näher fanden, als den Organen einer ſelbſtaͤndigen 
Genofſenſchaft. Deshalb wurbe denn auch der techniſche Grubenbeirieb jowol, 
als die Berwaltung der inneren Gewerkichaftsangelegenheiten einer ſtets ge» 
fteigerten Oberleitung ber Bergbehörben unterworfen; ftatt einer Aufficht über 
regelrechten und nüßlichen Bau trat einfach eine direkte obrigkeitliche Leitung 
bes Bergbaus ein; die Verträge der Gewerken mit ben Arbeitern beburften 
ber Prüfung und Betätigung, bie Löhne wurben obrigkeitlich feftgefeht; weber 


) Nah Pr. U. 8 R. II, 16 8 2365— 271 wird der Eehnöträger mit bem 
Bergwerkseigenthum belichen und bleibt demnächſt, wenn er beftimmte mit 
Namen angegebene Perfonen in bad Geſammteigenthum durch Erflärung vor dem 
Gegenbuch aufgenommen bat und biefe durch Eintragung Theilhaber geworben 
find, „Repräfentant der Gewerkſchaft in allen Angelegenheiten, welche die Be 
leihung und Bewahrung bes Eigenthums betreffen.“ 

21) Bon den in Note 16 nambaft gemachten Bergorbunngen. geftattete allein 
die furtrieriche v. 1564 ©. 949 art. 3 die Annahme eines Gchichtmeiftere ohne 
Wiffen der VBergobrigkeit. Die übrigen machen, wenn fie eine Wahl der Schicht⸗ 
meifter und Steiger zulafien, diefe doch von Genehmigung abhängig und geben 
dem Bergamt das Recht, auch ohne Willen der Gewerken biefelben wieder abzu⸗ 
fepen. So 3. B. Brandend. 3. DO. v. 1619 art. 51. 57. 60 b. Wagner ©. 
462. Doch werben biefe Beamten von den Gewerken gelähut und gelten beö- 
halb zunächft ale deren DBedienftete So fept die Württemb. B. D. v. 1597 art. 
11 ©. 546 fie ald „gemeine Diener“ den landesherrlichen Bergbeamien gegenüber. 
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die Beſchaffung der zum Betriebe erforberlihen Materialien noch die Verwer⸗ 
thung der gewonnenen Produkte durfte ohne bebörblihe Prüfung und Mit 
wirkung erfolgen; und die obrigkeitlihe Auffiht über den Grubenhaushalt 
wurde fo weit andgebehnt, baß jede einzelne Binuahme ober Ausgabe der Ge⸗ 
uehmigung bedurftew). Den Gewerken blieb überall nur das Recht zu Vor⸗ 
lägen und die Befugniß, Auskuuft über den Stand der Zeche zu verlangen. 
Bon einer Gewerlenverfammlung war nicht mehr die Rebe), und fo wenig 
bie Gewerken als lebendige Geſammteinheit thätig wurben, fo wenig fam ein 
bem einzelnen Kur anhaftendes Stimmrecht als Recht der Mitbeftimmung über 
die Richtung des ganzen Organismus zur Erſcheinung. Vielleicht am reinften 
durchgeführt wurbe dies Syſtem bes obrigkeitlichen Bergbaus mit frembem 
Kapital in den bergrechtlichen Beſtimmungen bes preußiſchen Landrechts. Aller- 
dings follten nach ihnen bie belichenen Bergwerlseigenthümer mit ihren Bor- 
ſchlaͤgen gehört und bei Beſchließung wichtiger und Koftipieliger Einrichtungen 
zugezogen werben: eine Entſcheidung aber war in keinem alle bei ihnen. 
Bielmebr follte die technifche Leitung bes rubenbetriebes, fowie die Berwal- 
tung des Grubenhaushalts durchaus in ber Hand der Bergbehoͤrde liegen, 
welche fi babei ber von ihr angeftellten Gewerkſchaftsbeamten, des Schicht. 
meifters, der Steiger n. |. w. als ihrer Unterbeamten bediente; ed follte daher 
ganz allein dem Bergamt die Entſcheidung über die auszuführenden Arbeiten, 
die Annahme und Entlafjung der Berg unb Hüttenarbeiter und die Rormirung 
ihrer Löhne, fowie die Feſtſetzung der zu leiftenten Zubuße nnd ber zu ver- 
tbeilenden Ausbeute zuftehen®). Wenn es Klar ift, daß eine berartige Ge 
werfihaftsverfafiung die Einheit der Gewerkichaft aus der Geſammtheit der 
Gewerken völlig in Etwas außer ihr verlegte, fo war von einer Genoſſen⸗ 
haft niht mehr die Rebe. Die Gewerkſchaft war vielmehr von der einen 
Seite ber eine bloße ftnatlihe Anftalt, von ber andern Seite ein vertrage- 
mäßig zufammengebaltenes gemeiufchaftlihes Eigenthum. Unter dieſen 
Umftänden war es jehr erflärlich, wenn auch bie Theorie nunmehr das Ber- 
hältniß der Gewerken zu einauber als societas, condominium oder Gefammt- 


) Bol. Karften, Urſprung S. 60—67. Die Gewerken follten ſich gar 
nicht mehr um ben Bergbau kümmern. „Der Staat wirtbichaftete alſo nun felbft 
mit fremdem Gelde, ohne fich der Gefahr eines möglichen Zufchufles oder Ber- 
(uftes auszufehen®. 

22), Berfammlungen ber Gewerken (Gewerkentage) werben nur in ben älteren 
Bergordnungen (3. B. ſächſ. v. 1509 art. 96) noch erwähnt. Weiske, Rechtsl. 
©. 957. 

2%) Pr. A. 8. R. II, 16 $ 973—321. Das Refkr. des Fin. M. v. 20. 
Juni 1840 erflärte daher bie Bergbedienten auf gewerkichaftlidhen Gruben, incl. 
bes Schichtmeifters, für mittelbare Staatsbeamte. Rönne, Staatör. II, 2 ©. 
368 Note 6 bemerkt: „die ganze Verwaltung bes gemeinfchaftlichen Bergwerks 
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eigentbum anffahte”*) umb diefe Auffaffung in die Geſetze bineintrug”*), wenn 
demgemäß auch ber gewerfichaftlihe Berwaltungsbenmte als bloßer General- 
bevollmädhtigter einer Perfonenmehrheit erſchien). Judeß war boch nicht 
überall die Gewerkſchaft ihrer Perfönlichkeit in gleich unbebingter Weiſe zu 
Sunften des Staats beraubt; wo aber in irgend welchen Beziehungen bie 
Totalität der Gewerken beſtimmend blieb, mußte die Betrachtung ber hierdurch 
zur Erſcheinung kommenden rechtlichen Einheit dazu führen, der Gewerkſchaft 
juriftifche Perfönlichkeit beizulegen und fie für eine universitas ober Korpora- 
tion beziehungsweiſe für eine beutichrechtliche Genoſſenſchaft zu erklären ®). 
Da nun aber, foweit eine Torporative Verfaſſung überhaupt noch vorhanden 
war, biejelbe jett ausſchließlich durch das Berguermögen unb feine Gliederung 
bedingt und beftimmt wurbe, fo ftellte ſich innerhalb des von ihr vom Staat 
verftatteten Raumes die Gewerichaft in ber That bereits als Bermögenöge 
noſſenſchaft dar und enthielt ſomit bie theilweile Verwirklichung befjelben 
Rechtögedantens in fich, der im Aktienvereiu feinen reinen und volllonımenen - 
Ausdruck fand"). 

Während bis zur Mitte unferes Jahrhunderts dieſe durch bie landes⸗ 
berrlichen Bergorbuungen begründeten Zuftände hoͤchftens thatſächlich bier und 


lag alfo nad diefer Verfaffung in der Hand der Auffichtöbehörbe und bie Tota⸗ 
lität der Gewerke trat in keinem Falle beftinmmenb hervor.“ 

5) Bol. z. B. Heumanı, init. jur. pol. 8 250 ©. 386: „lege societatis 
dijudicantur“. Runde 8 170. Eichhorn 8 277. Karften, Bergwerkslehre 
8 240. Gerber 8 97. Gengler $ 82 ©. 848. 


20) Während die älteren Bergordn. fich über bie rechtliche Natur der Ge⸗ 
werkſchaft nicht ausſprechen, verweift das Pr. L. R. 5 268 ausbrüdlich anf bie 
Lehre vom gemeinfchaftlicden Eigenthum. 

”) So Pr. U. 2%, R. 5 814 unter ausdrüdficher Berweifung auf die Lehre 
vom Mandat (I, 18 $ 37f.). Bol. Karften ©. 808. Eichhorn $ 277: „Be 
vollmädhtigter.” Gerber 8 97: „Zaltor. Gengler $ 82: „institor‘. Da- 
gegen ſieht Weiste, Rechtslex. S. 956 im Schichtmeifter einen „Syndikus.” 

, Bol, Weiste, Rechtslex. S. 955 Note 16, wonach im 17. Jahrh. in 
Sachen die Gewerkſchaft ausbrüdlich als „universitas“ anerfannt war. Für 
eine Korporation erflärten fie auch Schmidt, de orig. ac jur. soc. metall. 
(1773) ©. 22, u. Schneider, Lehrb. des Bergrechts f. d. geſammten Ränder ber 
öfterr. Monarchie (Prag 1848) S. 280 („eine f. g. moraliſche ober Kollektiv- 
Perſon“). Freiesleben 1. c. S. 124, Weiste l. c. u. prakt. Unterf. TIL 206, 
Wolff, Lebrb. J. $ 74 ©. 166, Mittermater $ 251, Bluntfchli 5 88 u. 
Befeler 8 204 fehen die Gewerkichaft als korporative Genoſſenſchaft ded beut- 
ihen Rechts an. 

2°) Bergleichung ber Gewerkichaft mit dem Altienverein bei Sintenis, de 
societate quaestuaria, quae dieitur Atiengejellihaft ©. 15, Freiesleben lc. 
©. 130 — 187, Renaud, Aktiengeſellſch. ©. 8. 9. 
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ba zu Sunften einer größeren Selbftverwaltung mobificirt wurden), hat 
ſeitdem bie Geſetzgebung der widhtigften Staaten eine principielle Umgeftaltung 
bes Bergrechts herbeigeführt, welche insbefondere auch die Gewerkichaft in ihrem 
äußeren wie in ihrem inneren Recht wejentlich afficirt hat?). Das Princip 
der ftaatlihen Betriebsleitung (Direktionsprincip) ift bejeitigt worden. Der 
Staat beanfprucht ftatt der Leitung und Bevormundung nur noch eine Beauf- 
ſichtigung bes Bergbaus, bern Grenzen durch die bergpolizeilidhen Rüd- 
fihten, insbejondere durch die Snterefjen der Nachhaltigkeit der Baue, ber 
Sicherheit, des Verkehrs, bes Lebens und ber Geſundheit der Arbeiter be 
ftimmt werden. Er verlangt daher zwar die Aufftellung eines Betriebapland 
und deſſen Genehmigung durch die Bergbehörde, aber er überläßt ben Betrieb 
jelbft den Eigenthümern des Bergwerks. Ebenſo verzichtet er auf die Er- 
nennung der Betriebd- und Berwaltungsbeamten und fordert nur für Steiger, 
Betrieböführer und techniſche Aufieher den Nachweis einer beftimmten Duali- 
Nation. Endlich Hat er aud die Beeinfluffung oder Bermittlung der Ber- 
träge zwiſchen Bergeigenthümern und Bergarbeitern aufgegeben und hält nur 
meift an dem Erforderniß einer beftätigten Arbeitdorbnung feftl. Durch diejes 
Alles ift den bergrechtlichen Vereinen ein weites Gebiet genofjenfchaftlidher 
Selbitverwaltung eröffnet und eine rechtliche Bedeutung zurückgegeben worden, 
für welche ihre ältere Organifation in feiner Weile ausreicht. Daher haben 
denn bie neuen Geſetze eine Nenorganifation der Gewerkichaften unternommen, 
durch welche Diefelben nunmehr nad dem deutlich erkennbaren Vorbild bes 
Aktienvereins in freie Berindgensgenofjenfchaften verwandelt find). Die Ein- 





”) So wurbe nah Rönne, Staatör. I, 2. S. 269 in Preußen fihon vor 
ben neuen Geſegen thatfächlich fowol bei ber Betriebsführung ald bei bem 
Grubenhaudhalte in einzelnen Revieren ben Gewerfen eine weitergehende Ein⸗ 
wirkung zugeftanden, als die gefeglichen Beftimmungen verordneten, auch hinficht- 
li der Annahme und Entlaffung der Arbeiter hin und wieder benjelben freiere 
Hand gelafien. 

3) Bol. bejonderd bas k. Sächſiſche Gef., den Regalbergbau beir., v. 22. 
Mai 1851; das allgemeine Defterreichifche Berggeſetz v. 23. Mai 1854; bad großh. 
Sächſiſche Gef. über. den Bergbau v. 22. Suni 1857. — In Preußen wurbe 
ihon dur das Geſ. v. 12. Mat 1851 (&. ©. &. 265) über bie Verhältnifie 
der Miteigenthümer eined Bergwerks die Berwaltung im Wejentlichen in bie 
Hände der Gewerken gelegt und Beichlußfafiung und Repräfentation derjelben 
geregelt. Gänzlich wurbe demnächſt das Direktiondprincip burch das Gef. v. 21. 
Mai 1860 (G. S. S. 201) betr. die Aufficht der Bergbehörden Üiber den Berg- 
bau und das Gef. v. 10. Juni 1861 (G. ©. ©. 425) betr. die Kompetenz der 
Dberbergämter befeitigt. Dieje Geſetze find aber nunmehr durch das allgemeine 
Berggefep für die Preugifchen Staaten v. 24. Suni 1365 (G. ©. S. 705) m 
fept, welches im 8. 1867 durch mehrere Verordnungen (j. &. ©. ©. 237. 242, 
351. 601. 735. 770. 884) auch in bie. neuen Provinzen eingeführt ift. 

22) Bol. ſächſ. Berggei. 8 106— 140, üfterr. 8 137—169, preuß. $ I94—134. 
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theilung bes Bergvermögens in eine unabänderlich beftimmte Anzahlss) von 
Kuren, welde ale Sachenrechte veräußert, verpfändet und vererbt werben 
tönuen, ift beibehalten worden”). Aber zu der vermögensreihtlichen Seite 
bed Kurzes ift als gleich wichtiger Inhalt das von ihm ausfchlieglich getragene 
und nad ihm bemeſſene Stimmredht in den Eorporativen Angelegenheiten ber 
Gewerkſchaft biugugetreten®s). Daß die Kure (3. B. in Preußen) ihre Eigen- 
{haft als unbewegliche Sachen verlpren haben und ausbrüdlich für bewegliche 
Sachen erklärt find, über welche Gewährfcheine (Kuricheine, Antbeilicheine) 
mit aftienähnlicher Natur ausgeftellt werden ꝛe), nähert bie Gewerlichaft auch 
von biefer Seite ber einem Aftienverein. Au der Vertheilung bes Gewin- 
nes und Verluftes, fowie ber Beiträge nad) Kuren, an dem Grundſatz 
daß für die Echulden der Gewerkſchaft nur das Vermögen berielben haftet, 
an ber Beſchränkung der Beitragspfliht auf ben Bergantheil und an ben 
Regeln über Retardat und Kabucität- ift principiell nichts geändert”) und es 
ift fo die ausſchließlich ſachenrechtliche Konftrultion des Vereins in Feiner 
Weife alterirt. Aber auf diefer ſachenrechtlichen Grundlage erbaut fih nnn- 
mehr eine organifirte Körperichaft mit felbftändiger Perſönlichkeit. Freilich 
ift die Korporationgeigenfchaft der Gewerfichaft meift nicht ausdrücklich bei- 
gelegt: allein die äußeren wie bie inneren Korporationsrechte kommen ihr zu. 
Nach außen Tann fie „unter ihrem Namen Rechte erwerben und Berbinblid- 


Die älteren Gewerkichaften bleiben zwar beftehben und werben von den in das 
innere Berfaffungsreht eingreifenden Beftimmungen (3. B. in Preußen von ber 
Mobilifirung der Kure) nicht unmittelbar ergriffen (preuß. Gel. 8 226 — 234), 
ed wird ihnen aber die Möglichkeit, fih den neuen Beſtimmungen gemäß umzu- 
geftalten, eröffnet (ib. $ 285 — 240). 

3) In Defterreich (8 140) 128 Kure mit je 100 Theilen; in Preußen ($ 10i) 
100 oder nach ftatutarifcher Beftimmung 1000 untheilbare Kure, wogegen die 
älteren Rure in %, getheilt werben können ($ 228). 

%) Defterr. Geſ. $ 140f. Preuß. Gel. 8 101. 

3). Sächſ. Berggel. 8 106f. DVefterr. & 149f. Preuß. 111f. Schon nad) 
dem Geſ. v. 1851 „bildete nicht mehr die Behörde, jondern die Totalität ber 
Gewerke den beftimmenden Theil und dad Eigenthum des Kurbeſitzers ift umge- 
wanbelt in ein Stimmrecht bei benjenigen Befchlüfien, „durch welche über das 
Bergwerkseigenthum verfügt werben fol". Rönne, GStaatör. II, 2. &. 268 
Note 6. 

3) Preuß. Geſ. $ 101—110. Die Kurſcheine bürfen nicht auf den Inhaber 
(lauten ($ 108), fie werben bei Veräußerung und Berpfänbung übergeben ($ 104. 
108), in fie wirb Exekution vollftredt ($ 109) und fie können amortifirt werden 
($ 110). Der Gewerkſchaft gegenüber Iegitimirt jedoch ausſchließlich die Ein⸗ 
tragung im Gewerkenbuch (8 103. 106) und vor erfolgter Umfchreibung in 
dDiefem wird der Genoffe, welcher feinen Antheil veräußert, nicht von ber Bei- 
tragspflicht befreit (8 105. 107). 

Bol. fühl. Berggeſ. $ 188f., öfterr. $ 138. 158f., prenß. $ 90. 102. 
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feiten eingehen, @igentbum und andere bingliche Rechte an Bergwerken und 
Grunbftüden erwerben, vor Gericht Magen und verflagt werden" *). Nach 
innen Tann fie mit Stimmenmehrheit?) bindende Beichlüffe über Berwaltungs- 
angelegenheiten faffen *) und, — vorbehaltlich beſtimmter Formen, obrigfeit- 
licher Beftätigusg und ber Unabänberlichleit der efientiellen Gefekesbeftimmun- 
gen“), — autonom ihre Berfaffung ordnen. Die in Ermangelung bejon- 
derer Statuten geſetzlich begründete Gewerkſchaftsverfafſung überweift Die 
Wahlen, die Beſchlußfaſſung und die Iekte Enticheidung in Genoſſenſchaftsan⸗ 
gelegenheiten der in beftimmten Formen zu ladenden und zu leitenven, nad 
Kuren flimmenden Gewerfenverfammlung, welche jäbrlih ein Mal und aufer- 
dem auf befondere Berufung zujammentritt**,; die gerichtliche und außerge⸗ 
richtliche Vertretung dagegen, fowie die Verwaltung der inneren Bereinsangele- 
genbeiten muß einem bejonderen gewählten Repräjentanten oder Tollegialijchen 
Srubenvorftand (Direktion) Übertragen werben, welder fi) als Korporations- 
organ charakteriſtri ). Schließlich ift die jo als jelbftändige Vermögensge⸗ 
nofjenfchaft unter den durch dentſche Bergrechtsgewohnheit herbeigeführten 


”#) So bad preuß. Berggeſ. 8 96. Das Bergwerk wird auf den Namen ber 
Gewerkſchaft eingetragen (8 97). Auch bebt 8 100 noch ausdrücklich hervor, daß 
feine Theilungsklage ftattfindet und das Ausfcheiden eines Mitgliedes den Verein 
nicht loͤft. 

3) Nach dem preuß. Gef. wird bei Berfügungen fiber die Subftanz und 
bei Statutenänderung Dreivierteldmajorität, zu Schenkungen und Berzichten Ein- 
ftimmigteit gefordert. Sonſt genügt die Mehrheit der vertretenen Kuren, falls 
die Ladungen gehörig ergangen find. Doch fell, wenn nicht die Hälfte der vor- 
handenen Kuren vertreten ift, Die erfte Verſammlung befchlußunfähig fein. Vgl. 
8 94. 111—114. 

“ Doch läßt das preuß. Gel. (8 115. 116) die gerichtliche Aufhebung eines 
Beichluffes, der nicht zum Beten der Gewerkſchaft gereicht, auf Anrufung eines 
Gewerten zu. Dur Statut kann dem ordentlichen Gericht ein Gchiebögericht 
fubftitulrt werden. Das Geſ. von 1851 forderte noch Beftätigung bes Befchluffes 
durch die Bergbebörben ($ 11). 

a), In Preußen wirb ein notariell oder gerichtlich beurfundeter und vom Ober- 
bergamt beftätigter Beſchluß von % aller Antheile gefordert (8 94) und Die Un- 
abänderlichleit der 88 95—110. 114 Abſ. 2 u. 128 — 128 des Gefetzes audge- 
ſprochen. 

1 Sãchſ. Geſ. 3 100f. Deſterr. $ 140f. Preuß. 3 111f. Die Verſamm⸗ 
(ung muß in Preußen jederzeit anf Verlangen ber Vertreter von '% der Kuren 
berufen werben ($ 122). 

* Sächf. Gef. 8 118f. Defterr. 6 144f. Preuß. $ 117f. In Preußen 
bat der Borftand Eraft feines Amtes die Gewerkichaft vor Gericht und im Rechts- 
verkehr zu vertreten und Eide In ihrem Namen zu leiften (8 119), Ladungen in Em⸗ 
pfang zu nehmen (& 128), das Gewerkenbuch zu führen und die Kurfcheine aud- 
zuftellen (8 121), die Berfammiung zu berufen und zu feiten (5 122), und er be 
rechtigt und verpflichtet, ohne felbft verhaftet zu werden, Die Gewerkſchaft ($ 128. 
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näheren Modalitäten konſtruirte Gewerfihaft durchaus nicht die einzige oder 
nothwendige Form des gemeinichaftlihen Berghaus. Es Tann vielmehr jede 
beliebige andere Affociationsforn, die überhaupt vechtlich zuläffig ift, auch für 
ben Bergbau gewählt werden“). Bon dem Gefidhtspunft der Affociatione- 
freiheit aus bat fogar das großh. ſächfiſche Berggeſetz v. 1859 überhaupt die 
Gewerkſchaft mit ber Kureneintheilung als befonderes Inftitut fallen lafſen 
und begnügt fih, tem Gefellihaftsnerhältniffe mehrerer Bergbautreibenden 
(g 18 — 20) den Torporativen Verein mit befonderen Statuten ($ 21) gegen- 
über zu ftellen. 

V. Aehnlich, wie im Bergrecht, haben fi im Saliuenrecht die Ge 
nofjenichaftsnerhältniffe entwidelt. Urfprünglich fcheinen auch hier die ſämmt⸗ 
lihen Salzeigeuthümer oder Salgbelehnten und tie Salzarbeiter eines Orts 
unter landesherrlicher oder ftädtifcher Dberherrihaft ein autonomes genoffen- 
ſchaftliches Gemeinweien (Thal) gebildet zu Haben, das nad) den einzelnen 
Klaffen in engere Genoffenkreife gegliedert war. Dabei fam vielfach eine 
Theilung ſowol des Lehneigentbums an den Salzquellen, als des vollen ober 
nußbaren Eigentums und des damit verbundenen Betriebsrechts an dem für 
die Berarbeitung der Soole beſtimmten Koten nach ibeellen Theilen vor; 
dieſer Theilbefig aber, wenn er auch mit dem Genoſſenrecht in Verbindung 
ftand, war mit demjelben keineswegs identiih. Im Laufe der Zeit verloren 
bier wie überall die Gejammtbeiten ihre Rechte an die Laudesherren, welde 
jeit der Entwidlung eine® Salzregald und zum Theil felbft eines Salzmonopols 
durch den Organismus ihrer Salzbehörden die Salinen leiteten und verwal⸗ 
teten. Bielfach indeß erhielten fi) wenigftens für die dfonomiihen Beziehungen 
oder auch für einzelne ihnen verbliebene Rechte der Autonomie und Selbfiver 
waltung die Genofjenverbände der einzelnen Kreiſe. Die Innungen und 
Brüderſchaften der eigentlichen Salzarbeiter entwidelten fi dann dabei ganz 
analog wie die Knappfchaften der Bergleute. Umgekehrt gieng das weiter 
reichende Genoſſenverhältniß der adligen oder bürgerlichen Nutzungseigenthümer 
von Salzquellen (Salzjunker, Salzherren, Salzbeerbte) in bloße Vermögens 
gemeinichaft an dem ibeell getheilten Sool- oder Xhalgut über. Dagegen 
126). Nur zur Bornabme von Rechtöhandlungen, bie nicht mit einfacher Mehr 
heit befchloffen werben bürfen, und zur Erhebung von Beiträgen bedarf er eines 
Specialauftrages ($ 120). Gubfibiär treten bie allgemeinen Grundjäpe über 
Bollmachtönufträge ein ($ 128). Beſtellen die Gewerken auf die Aufforderung 
der Bergbehörde binnen 3 Monaten Feinen Repräfentanten, jo wird ein folder 
von ber Behörbe ernannt (8 127). Leptere führt die Aufficht über Die Berwel- 
tung und Rechnungslegung des Borftandes, beruft auch, wenn biefer es unter 
Iäßt, die Gewerkenverfammlung (& 122). 

“) Bol. 3. B. Preuß. Berggef. $ 133, wonach notarieller ober gerichtlicer 
Bertrag eine bergrechtliche Affociation beliebig anders geftalten Tann; nur ſoll 
auch fie nach $ 134 immer Repräjentanten haben. 
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bildete fich unter denjenigen Perjonen, welche das Berfieden des Salzes in 
den Koten als einen ausſchließlichen Nahrungebetrieb erworben hatten, ben 
fog. Salzern oder Pfännern, eine eigenthümliche Genofſenſchaft (Pfännerfchaft) 
aus, welche mit ber Gewerkichaft manche Aehnlichkeit bietet*). Denn indem 
das Sonderredht des einzelnen Pfänners als ein ibeeller Antheil an dem ber 
Gejammtheit zuftehenden Reht auf Benußung der gejammten Soole des 
Thales gilt, ift es fowol ein felbftändiges Vermögensrecht, als zugleich Grund- 
lage der Mitgliedihaft in der Pfännerforporation, welche ſomit aus ben In⸗ 
habern fämmtliher (oft 111) Pfannen befteht und Gewinn und Ausgaben 
nad) dieſen repartirt. Indeß ift erft in neuerer Zeit durch die Subfumtion 
unter die bergrechtlichen Beftimmungen die Pfännerfchaft bisweilen zu einer 
reinen Bermögensgenofjenichaft geworden, während die befonderen Salinen- 
rechte, wie fie fi bei dem Fehlen allgemeiner Salinenordnungen lokal jehr 
vielgeftaltig entwidelt haben, eine meift überaus fomplicirte Korperationsver- 
faffung begründen, in welcher neben ber vermögensrechtlichen Grundlage und 
Bebentung bed Verbandes das perjönliche Element ſtark hervortritt *). 

VL Müfjen wir in den bisher betrachteten Rechtsinftituten, bei welchen 
entweber eine Vermoͤgensgemeinſchaft Torporative Berhältnifie aus fich zu er- 


5) Bol. v. Sancrin, Grundfäge des teut. Berg- und Salzrechts. Franff. 
1790. 3 946. Runde 8 178. Eichhorn 8279. Gengler 8 88. Gerber 
8 98. Befeler $ 209. IH. 

) Dies ift z. D. bei der Saline in Halle ber Fall. Vgl. den Auffag v. 
Martin in der Encykl. v. Erſch und Bruber IH, 20. ©. 75—101. — In 
Halle jcheinen urfprünglich fämmtlihe Salineneigenthümer und Galinenarbeiter 
ein autonome Gemeinwefen gebildet zu haben. Später ftand dem gefammten 
Salzweſen ein theils Ianbeöhertliches theils ftäbtifches Thalgericht und Thalamt 
vor (ein vom Landesherrn eruannter Salzgraf, 8—4 vom Rath gewählte Born- 
meifter, ein Thalſekretär, ein Thalvogt und vier Thalvorfteher; dazu 6 Amts- 
Inechte, 4 Unterbornmeifter und 4 Oegler). Dad Salineneigentäum zerftel in bie 
in wächfernen Lehntafeln (bis 1788) getrennt eingetragenen Soolbrunnen unb Die 
für den Salzfub beftimmten Koten. An beiden beftand verfchtebenartiges abge⸗ 
leitetes (Lehn-) Eigenthum, doch wurben die Koten ſchon 1722 allodial. Das 
Soolgutseigentfum war real nad ben 4 Brunnen, an dieſen aber idell nad 
verfchiedenen Maßen und Untermaßen (Stühlen, Quarten, Pfannen, Nößeln, 
Zobern, Orten, Eimern, Kammern) getheilt. Die Soolgutseigenthümer als ſolche 
durften aber die Soole nicht felbft benupen, ſondern mußten fie gegen den durch 
die „Verfchläger” ermittelten Preis einem Pfänner überlafien. Pfänner wurde 
man keineswegs durch den bloßen Beſitz einer Kote: vielmehr wurden Durch die 
Berfafiung der Pfännerfchaft reip. die ftäbtifchen und landesherrlichen Pfänner- 
ordnungen vielfache perfünliche Cigenfchaften und Bedingungen für den Erwerb 
der Pfannwerlönahrung, des „Pfannwerkens,“ gefordert. So 1482, baf man 
Stadtbürger, beebelicht, beeignet und beerbt ſei oder nach des pfannwerkenden 
Baterd Tode eignes Haus, Küche und Rauch befige, 1631 und 1644 Ianbeöherr- 
fihe Genehmigung und Beſitz von 3 Pfannen oder entjprechendem Werth im 
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zeugen ober eine Körperfchaft fi auf vermoͤgensrechtliche Grundlage zu ftellen 
befſtrebt war, Produkte derſelben Richtung erkennen, die im Mltienverein ihren 
Abſchluß fand: fo ift Dagegen eine andere jehr verbreitete Auffafſung irrig, welche 
im Altienverein gewiffermapen nur eine Steigerung ber beutichredhtlichen Han⸗ 
delsgefellfchaften erblidt, während er doch in Wahrheit etwas von ihnen 
qualitativ Verſchiedenes und aus ganz anderer Wurzel Erwachſenes ift. 
Allerdings bat das germanifche Recht den Gefellichaftsnertrag weientlich 
anders als das römische Recht ansgebilbet. Und wem tn Folge beflen ber deutſche 
Geſellſchaftsbegriff ſchon an fich befähigt ift, im ungleich ftärkerem Grade als ber 
römifche Societätsbegriff die individuellen Rechte zu modificiren, jo ift er in 
ten handelsrechtlichen Erwerbögefellichaften mit Einer Firma durch das moderne 
Berkehröreht in ver That dem Genofienichaftöbegriff ſehr nahe gerückt worden. 
Denn ven bios vorübergehenden Gelegenheitögefellichaften (den Vereinigungen 
zu einzeinen Handelsgeſellſchaften anf gemeinjame Rechnung, D. 9. ©. 2. 
art. 266 — 269) und ber lediglich unter den Paciscenten und zwar ansfchlieglich 
obligatorifch wirfjamen, nach außen latenten (daher firmenlojen) Betheiligung au 
fremdem Geſchäft durch eine Dermögenseinlage gegen Antbeil an Gewinn und 
Berluft (der ftillen Gelellihaft des D. 9. ©. 2. art. 250 — 265) 
gegenüber treten tie offene und die Kommanditgeſellſchaft nad aufen als 


Thal; 1723 eignes Haus und fechsmonatfiher Wohnftg in ber Stabt. Doch 
wurden landeöherrliche Diöpenfationen zügelaffen. 1730 wurbe beftimmt, daß 
Witwen, Töchter und Kinbeölinder gleich den Söhnen bad Pfaunwerten fort- 
feßen könnten. 1885 traten Crleichterungen ein. Außer dem Pfännerverbande 
beftanden nnter den Salzarbeitern (Halloren) zwei Brüberfchaften: die Brüber- 
ſchaft der Salzwirker, d. i. ber den einzelnen Koten vorftehenben Meifter, (1699 
beftätigt, 1774 zu Gehorfam vermahnt und des Rechts, ſich ohne Wiſſen des 
Thalamts und ohne Beifein einer Thalamtöperfon zu verfammeln, beraubt, 1818 
nen privilegiirt) und die Brüderfchaft der Bornknechte und Soofarbeiter (Haspler, 
Rabetreter, Stürzer, Träger und Zapfer), welche 1508 und 1725 privifegiirt 
ward, fpäter aber eingieng. Im Laufe ber Zeit traten dann in den Einrichtungen 
und dem Betriebe der Brunnen wie ber Koten vielfache Aenderungen unb Ber 
einfadhungen ein, die Rechte ber Landesherrn fteigerten ſich darch ben Erwerb ber 
von ihnen demnächft an befondere Perjonen verliehenen Anſprüche auf ein Viertel 
aller Pfannen und Koten (Ouartfoole) und auf die wegfließende Soole (Ertra- 
foole) und endlich wurbe zwijchen Saline und Staat ein Zwangsabfagverhältniß 
zu feiten Preiſen begründet. Namentlich wurde Durch Verträge v. 1810 mit der 
weftphälifchen u. v. 1816 mit ber preußifchen Regierung das Cigentbum „der 
Pfännerſchaft und der Soolengutsbefiger” an ben Brunnen anerfannt, der eigne 
Salzhandel der Pfännerſchaft jedoch abgeichafft. Die alte komplicirte Berfafiung 
ber Saline aber beitand aud jeht fort und die Ausgaben für den Sud wie bie 
Einnahmen aus dem Verkauf an den Fiskus wurden nach wie vor jährlih nad 
den althergebrachten Eoolengütern und Roten verrechnet, welche als ideelle und 
oft gegenftandlofe Größen im Hypothekenbuch ab» nnd zugeichrieben, verpfänbet, 
vererbt und verlauft wurden. 
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dauernde Einheiten mit einem abgeſchlofſenen Geſellſchaftsvermögen auf, 
während fie nad) innen in einem oft ſehr hoben Grabe bie Individuen durch 
die Gemeinſchaft binden und beichränten. Und deshalb haben Theorien und 
Geſetze in neuerer Zeit jehr verfchieben auf die Srage geantwortet, ob diefe Ge⸗ 
ſellſchaften dem reinen oder mobificirten römifchen Societätsbegriff, ob vielmehr 
dem reinen ober mobificirten Begriff ber universitas, ob endlich einem von 
beiden verſchiedenen felbftändigen germaniſchen ober modernen Gejellichafts- 
oder Genofſenſchaftsbegriff zu unterftellen find). 

Wie indeß die juriftifche Entſcheidung dieſer Frage, deren togmatifche Er- 
örterung ums im zweiten Theil beichäftigen wird, ausfallen mag, die hier zunächft 
nur entftehende Trage nach der hiſtoriſchen Stellung jener Gejellihaftsformen 
dürfte unbedingt in dem Siune zu enticheiden fein, daß ihnen ihr Plat nicht 
in der Geichichte der Genofienfchaft und am wenigften in der Geichichte der 
Vermögensgenoffenihaft, jondern in ber Geſchichte des Bertragsrehts an- 
zuweifen if. Lediglich aus ber Erweiterung bes deutſchrechtlichen Gejellichafts- 
vertrages durch die Berürfniffe und Inftitute des Handels erwachien, haben 
fie freilich einzelne Elemente nach dem Vorbild der Genoffenfchaft, andere nach 
dem Borbild der Bermögenseinheit fortentwidelt: aber fie haben das Vertrags. 
gebiet weber nach der fubjeftiven noch nach ber objektiven Seite überſchritten, 
fie bleiben Berbindungen von Individuen mit obligationenrechtlichem Gehalt. 

1. Die offene Hanbelögefellichaft zunächſt, welche, mit dem Handel 
glei alt“), durch die allmälige Ausbildung ber unbeſchränkten perfönlichen 
7 Durchaus vom Gorietätöbegriff geben aus: Treitſchke, die Lehre von 
ber unbefchräntt obligatorifchen Gewerbegefellichaft und von Kommanditen, Leipz. 
1844; Thöl, H. R. 5 34— 88; Heife, H. R. 8 20f. S. 51f.; Eichhorn 8 
387, Mittermaier 5 554 f., Gerber $ 195f.; Gengler 5 109f.; Auer- 
bad, das Geſellſchaftsweſen, Frankf. 1361; ferner die meiften Aelteren und faft 
alle Giniliften. Eine juriftiſche Perfönlichkeit im römiſchen Sinne nehmen nad 
dem Borgange der Zranzofen (Pardessus, droit de comm. IV. No. 972. 975 f.) 
an: Schiebe, Univerfalfer. der Handelswifl. IL. 20—24; Gelpde, 3.|.9.R. 
I Nr. 16. 3f. def. 19f.; Kabenburg, Arch. f. 9. u. W. R. X. 232. 
Brindmann, 9 R. 8 30f. ©. 118f. nimmt eine „Rollettinperfon“, die nur 
nah außen wirkt, an. Endemann, das deutſche H. R. (2. Aufl. 1868) 8 32 — 
78 ©. 156 — 366 Tonftruirt die Handelsgeſellſchaft durchweg nach außen und innen 
als jelbftändiges „Bertehräweien" mit eigner Perfönlichkeit und @Gefellichafts- 
organen; er legt indeß auch dem „Geſchäft“ des Tinzellaufmanns in gewiffem 
Sinne die Natur eined eignen Verkehrsweſens bei ($ 15), und läßt die Ratur 
der Gejellfchaftsperfönlichkeit unentfchieden. Bluntfchli 8 133 f. gebt von der 
beutjchrechtlichen Genoflenichaft aus, Befeler 5 221 f. vom beutfchrechtlichen Ge⸗ 
jellfchaftevertrage, Andere Inüpfen an die deutiche Geſammthand an, wieber Andere 
an ein Zwed- oder Stiftungsvermögen. Einen befonderen Standpunft nehmen 
die Konftruftionen v. Runge, Princip und Syitem der Handelögefellichaften, i. 
dv. 3. f. d. gef. 9. R. VI. 177—245, ein. 

«, Marquardus, de jure merc. et comm. (1662) L. U. c. 11 Rr. 1 ©. 
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Haftung aller Gejellihafter gegen Dritte ihre eigenthümliche Geftalt gewann, 
hörte damit keineswegs auf, ein Bertragsverhältnig zu fein, und wurbe von 
Theoretikern wie Gejeten bis in bie nenefte Zeit unbebingt als eine mobificirte 
societas aufgefaßt und behandelt"). Diefe Natur bat fie auch durch ihre moderne 
Fortbildung weder thatfächlich noch rechtlich geändert "). 

a. Wie fie wirthichaftlich ſich durchaus nur als eine Verbindung mehrerer 
wirthfchaftlicher Perjönlichkeiten für Erwerbszwecke darftellt, wie ſchon die An- 
ſchanung des Lebens in ihr nur eine „Eolleftine" Bereinigung mehrerer voll 
und ganz fortleftehender Individuen fieht, fo entfteht auch juriftifch Feine von 
der Summe der Gefellihafter verſchiedene Einheit. Für ihre inneren Ber 
bältniffe gilt das Societätöprincip fogar vielfach umb gerade 3. B. nad) dem 
Handelsgeſetzbuch reiner ald bei manchen anderen heutichrechtlichen Gefellfchaften. 
Das Erforderniß der Einftimmigkeit, wo nicht ein Auftrag zur Geichäfte- 
führung vorliegt, die regelmäßig durch Tod ober jonftigen Wechſel der Mit- 
glieder eintretende Auflöfung, die Zulaffiung der Kimdigung und Theilungs- 
lage u. j. w. bemeijen dies. Wenn aber in der Abänderung diefer Beftim- 
mungen dem Bertrage ein großer Spielraum bleibt, wenn %ortdauer beim 
Wechſel der Glieder und Beichräntungen der Künbigung bedungen werben. 
fönnen, wenn ber Auftrag zur Geichäftsführung Auperlih ein Haupt bes 
Ganzen Eonftituiren kann, wenn endlich auch ohne Verabredung periobifche 
Abrechnungen ftattfinden müfjen: fo werben bie Individuen bierburd freilich 
fefter als römifche socii zur Einheit verbunden, aber biefe Einheit bleibt eine 
Summe von Individuen, ihre Grundlage ift ein Bertrag, kein Statut, 
und es giebt Bollmadhtsverhältnifie, aber Teine Gejellichaftsorgane in ihr. 
Durchaus als Einheit tritt die Geſellſchaft nach augen auf: auch hierbei aber 
pleibt fie eine Perfonenfumme, ein Kollektivum, und ihre einheitlihe Geltung 
wird nicht durch eine eigene Gejellichaftsperjönlichkeit, ſondern durch eigenthüm- 
liche Snftitute des Handelsrechts vermittelt. Daß fle unter einem Gefammt- 


299: „Und treibet man in Sauffmannfchaft gemeiniglih Mafchopei‘. Die Ge 
ſchichte der offenen Geſellſchaft bei Endemann 8 34. 

9) Bol. 3. B. Straccha, de mercatura (1558) S. 108 f. Scaccis, de comm. 
et camb. (Frankf. 1558) ©. 48f. 418. 450. 459. 476. Marquardus L c. 
299 f. Mevius, ad jus. Lubec. III, 19 art. 5. Aeltere partilularrechtliche Be⸗ 
ftimmungen b. Kraut $ 386, Gengler 8 109. 110 u. Stobbe, 3. f. d. gei. 
9. R. VIIL 51 —55. 

50) Vgl. über dad Recht der offenen Geſellſchaft bei. Treitſchke J1. e. 8 2f, 
Auerbach 8 1f., Randa, Arch. f. H. u. W. R. XV. 26 f, Endbemann 8 35— 
47. Letzterer geht indeß überall von ber eignen Geſellſchaftsperfönlichkeit ans 
(def. ©. 171. 184 f. 191 f. 214), nimmt eine „Drganfchaft” derjelben an (S. 180) 
und fonftruirt ein völlig ſelbſtändiges Gefellichaftsvermögen (©. 185 f.). — Ueber 
die wirtbichaftliche Natur der verfchiebenen Geſellſchaftsformen Schäfffe, im 
Staatswörterbuch IV. 251 — 267. 
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namen glei Einem Kaufmann Rechte erwerben und Berkinblichleiten ein- 
gehen, Magen und verklagt werben Tann, ift eine Folge des handelsrechtlichen 
Inftituts der Firma und reicht nicht weiter als dieſes. Die Befugniffe, welche 
durch die Gefellichaftsfirma für eine koätane Perjonenfumme erwachſen, find 
jedenfall in keinem Punkte anders geartet, als bie durch bie Einzelfirma einer 
fucceffiven Perfonenfumme verſchafften echte, und es würbe daher bier wie 
bort derfelbe Grund zur Annahme einer bejonderen (Firmen-) Perjönlichteit 
zwingen. Die nach der modernen Geſetzgebung bei der Errichtung und fpäter 
eintretende öffentliche Kontrole (befondere Formen, Handeläregifter, Publicität) 
beruht nicht anf einem im Gefellichaftsrecht belegenen Grunde, jondern auf 
demſelben Nechtögrunde, der den Cinzellaufmann einer ähnlichen Kontrole 
unterftellt. Und endlich ift bie einheitliche Repräfentation der Gejellichaft nad) 
außen durch jedes nicht ausdrücklich und äffentlih von der Geichäftsführung 
ansgeichloffene Mitglied Folge der handelsrechtlichen Grundſätze über Vertretung 
und Vollmacht in ihrer Kombination mit dem Gefellihaftövertrage, nicht aber 
eine Anwendung bed Rechtes Eorporativer Organijation. | 

b. Die Kollettingefellihaft bleibt aber ferner ihrem innerften Weſen 
nad) eine Perjonenvereinigung und ift Feine Vermogensgeſellſchaſft. Die 
Geſellſchafter werfen ihre perjönlichen Kräfte (daher nicht blos Geld, jondern 
auch Arbeit, Kredit, Kenntniffe, Konnerionen u. ſ. w.) zuſammen, und nur 
als eine beftimmte Art diefer Kräfte kommt das Kapital in Betracht. Dar- 
ans ergiebt fi vor Allem ber efientielle, nach außen unabänderlihe Sat, 
daß die Mitglieder perföulih und (nad dem Handelsgeſetzbuch, während im 
preuß. Entw. art. 117 nur ſubfidiäre Haftung vorgeſchlagen war) principaliter 
und folidartich haften; es folgt ferner, daß die Mitgliebichaft unübertragbar, 
untheilbar und im Zweifel unvererbli, jedenfalls ein durchaus perjönliches 
Recht iſt; es ergeben ſich Die Beſchränkungen des Handelsbetriebs für die 
Geſellſchafter außerhalb der Geſellſchaft; endlich hat die Uſance und mangels 
anderer Verabredung das Handelsgeſetzbuch vollkommen konſequent den Satz 
feftgeftellt, daß Gewinn und Verluſt nach Köpfen vertheilt, die Kapitalsein⸗ 
lagen nur vorher verzinft werden’). Wenn troß biefer perſoͤnlichen Grund- 
lage ein befonderes Gefellichaftsnermögen beiteht, welches zwar nad innen 
durchaus von den ibeellen Quoten der Theilhaber abjorbirt, nad außen aber 
in mehreren Beziehungen als Einheit gejeglih anerkannt. wird, wie in ben 
Beftimmungen über ben Schuß befjelben gegen die Privatgläubiger eines Mit- 
glieds, über den Ausfhluß der Kompenjation, über die Abjonderung der 
Maſſen beim Konkurſe und über die Liquidation hervortritt, jo erjcheint doch 
dieſes Vermögen weber als ein jelbitänbiges inforporirte® Kapital, noch ale 

) Brindmann 160f. Endbemann 842 ©. 208f. Hier auch die älteren 
Anfichten und Gefetze, wonach bald nur nach Köpfen, bald nur nad Kapitalein- 
lagen (unter &leichjtellung kapitalloſer Arbeit mit der geringften Einlage) getheilt 
ward. 
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das Vermögen einer Korporation: vielmehr liegt bier unr eine Anwendung bes 
deutſchrechtlichen Princips vor, welches fo vielfach (man benfe an das Lehnredht, 
Bergrecht u. |. w.) eine Abfchliegung beſonderer Vermögensmaſſen auch defſelben 
Eigenthümers berbeiführt. 

2. So wenig, wie die offene Hanbelögefellichaft, ift Die Kommandit⸗ 
gefellihaft in bie Reihe der Genofſenſchaften zu ſtellen. Wenn bie ſchon 
im Mittelalter verbreitete Handelsſitte, fih an fremden Erwerb mit einer 
Bermögendeinlage zu ketheiligen, überhaupt nur allınälig und nicht ohne Ein- 
fluß der kanoniſchen Zinsverhote) zu der Annahme eines in foldhem Kalle 
vorliegenden Societätöverhältniffes führte, während man uriprünglid nur an 
ein Darlehn dachte: jo bat fi) demnächft allerdings das neue Verhältniß in 
der Geſtalt einer gefeblich anerkannten beſonderen Geiellichaftsform in allen 
europätfchen Ländern mit einziger Ausnahme Englands Eingang verfchafft?). 
Allein wenn in Frankreich und Stalien, wo fie ihre größte Berbreitung erlangte, 
die Kommanditgeſellſchaft ſchon früh fih als kaufmänniſche Einheit geltend 
machte“!), jo berrichte in Deutichland bis in Die neuere Zeit bie ältere Form 
der Kommandite vor, bei welcher ein Gejellichaftsnerhältnig nur zwiſchen Kom- 
plementar und Kommanbitiften eriftirte, für Dritte aber nicht vorhanden 
war”). Grit das beutfche Handelsgeſetzbuch bat der von ihm gleichfalls bei⸗ 





) Bol. Stracha J. e. ©. 189. Scactia 1. c, ©. 418—420, Eine 
Konftitution des Papftes Sirtus V vn. 1586, abgebrudt bei Scaccia S. 494 — 
496, erflärte bie neue Societätsform für zuläffig, foweit fih nicht ein mutuum 
in ihr verftede, unb verbot nur die Abrede, daß auch bei Berluft das ganze Ein- 
lagelapital zu erftatten jet. 

2) Bol. die Geſchichte der Kommanbitgefellihaft 6. Goldschmidt, de 
societste en commandite (Hal. 1851) &.8— 18 u. Endbemann $ 48 ©. 287 — 
246. Goldſchmidt unterſcheidet 3 Perioden: v. 11— 15. Jahrh., — einfache 

„commenda* als Darlehn (S. 4 f.); v. 15. bis Ende bes 17. Jahrh. — societas 
des „particeps* mit dem Kommenbatar, aber ohne Wirkung nad außen (S. 7 f.); 


. neuere Zeit — Umgeftaltung zur Hanbelsgefellfchaft mit einer Firma (S. 15 f.). — 


Ueber die Mobifilationen bes engl. Berbots ber ftillen Geſellſchaft durch Geſ. v. 
5. Zuli 1865 Mittermater, 3. f. b. gef. 9. R. X. 124— 128, 

“) In Srankreich ſchon nah Ordonnanz v. 1678. Goldſchmidt ©. 15. 
Heife 8 22. 

5) Vol. einige ältere dent. Geſetzesbeftimmungen b. Goldſchmidt L c ©. 
12. 18, Gengler 8 111 ©. 497f., Kraut, Grunde. $ 387; außerdem ſchon 
älteftes Soejter Stadtr. $ 80 u. Priv. f. Medebach v. 1165 $ 15. Ueber bie 
Geitaltung vor dem 9. &. DB. Eihhorn $ 387, Mittermaier $ 556. 557, 
Heife 5 28, Thöl 8 40f., Treitſchke l. c., Goldſchmidt l.c S. 19—76, 
Brindmann s 64f., Bluntihli $ 138, Befeler 8 223, Endemann ©. 
243 f. Ihatjächlich Hatte jich vielfach bereits durch Handelsgebrauch eine Modi⸗ 
fifation der ſtillen Geſellſchaft im Sinne ber jepigen Kommanditgejellichaft aud) 
in Deutichland vollzogen (Gol dſchmidt ©. 16. 21f. 28f. 74 f.), die Theorie 
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behaltenen, aber zn ben Handelsgeſellſchaften nicht gezählten „ftillen” Geſell⸗ 
haft mit Beftimmtheit die „KRommantitgefellichaft" als eine felbftändige 
Hanbelsgejellichaft unter gemeinichaftlicher Firma und mit einem befonderen 
Geſellſchaftsvermoͤgen gegenübergeſtellt. Diefe neue Kommanditgeſellſchaft ift 
weientlich nach dem Borbilde der offenen Handelsgeſellſchaft Tonftruirt, ſoweit 
nicht Abweichungen durch bie beſchränkte Betheiligung de Kommanditiften bes 
gründet werben. 

a. Auch fie tritt daher nach außen als kaufmaͤnniſche Einheit unter 
einer Firma auf, fteht unter öffentlicher Kontrole und ift felbft nad innen 
in einzelnen Beziehungen ein Ganzes. Allein eine bejonbere Gejellichaftäper- 
fönlichkeit kommt ihr ebenfalls nicht zu. Wie fie in wirthichaftlidher Beziehung 
nur eine Verftärkung einer oder mehrerer verbundenen wirthichaftlichen Indi⸗ 
vibmalitäten durch Eine Seite der wirtbichaftlihen Perjönlichkeit (das Kapital) 
Anderer ift’®): jo ift e8 auch im Recht nur die verftärfte und erweiterte Per- 
fönlichkeit des Komplementärs, welche in ber von ihm ausſchließlich repräjen- 
tirten und geleiteten Gefellichaft zur Ericheinung kommt. 

b. Deshalb ift auch das beſondere Gefellihaftsvermögen der Kommandit⸗ 
gefellfchaft zwar eine in manchen Beziehungen ald Einheit behandelte Ver⸗ 
mögensmaffe, aber kein Korporationsvermögen. Und es ijt ferner ebenjowenig 
bie felbftändige Grundlage einer aus ihm erwachſenen Gefellihaft: denn auch 
die Kommanbditgefellihaft ift ein perjönliches, obligatoriiches Verhältniß, Feine 
ſachenrechtliche Genofſenſchaft. Tritt die Perfönlichkeit des Kommanbitiften 
bezüglich der Geſellſchaft felbft allerdings völlig zurüd, jo dag er gegen bie 
Geſchäftsführung des Komplementärs nicht einmal ein Widerſpruchsrecht, jon- 
dern nur ein Prüfungsreht der Bilanz und ein Recht tes Beiraths hat, in 
der Betreibung von Hanbelögefchäften feinerfeits unbeſchränkt bleibt, nur mit 
feiner Einlage oder bem verſprochenen Betrage haftet und durch feinen Tod 
oder Konkurs die Gejellichaft nicht beendet: fo ift doch fein Nerus mit dem 
Komplementär nicht Miteigenthum, fondern eine Bertragsobligation, und was 
bem Gefellichaftsuermögen Leben und Richtung giebt, ift eben nicht feine, 
jonbern des Komplementärs Perfönlichkeit, die wie bei einer Kollektingefellichaft 
voll und ganz dafür einftebt ”), 


aber erfannte dies nicht au, ja bisweilen (fo von Eſcher noch 1851) wurde über 
haupt noch bie Eigenfchaft des Kommanditiften als socius geläugnet, er für einen 
bloßen Darlehnsgläubiger erklärt. 

s Scäffle, im Staatswörterb, a. a. D. 

27) Nach der älteren Geitaltung gieng Die Einlage in das unbejchräntte 
Eigenthum bed Komplementärs über. Thoöl 8 40, Brinkmann 8 56, Gerber 
$ 197, Gengler & 111 Rote 31. Mittermaier 1. c. Rr. VI u. Gold⸗ 
Ihmidt 1. c. 5 23 Note 6 nahmen bereits, was bas 9. G. B. nunmchr zum 
Geſetz erhoben hat, den Uebergang in ein beionderes Geſellſchaftsvermögen an: 
das Gefellfchaftsvermögen ift aber eben nur eine beſondere Bermögensmaffe, 
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Unter diefen Umftänben Tann die Behauptung, es babe fill aus ber 
Kommanditgeſellſchaft Hiftorifch wie juriftifch die Aktiengefellichaft entwickelt *°), 
nicht gebilligt werben. 

3. Weniger noch laßt fich die mit ben hiftoriſchen Thatfachen durchaus 
in Widerſpruch ftehende Annahme rechtfertigen, daß ber Aktienverein aus ber 
Kommanditgeſellſchaft durch das begriffliche und biftorifche Mittelglied ber 
Aktienkommanditgeſellſchaft erwachſen je). Dieje unzweifelhaft jün- 
gere Geſellſchaftsform hat fi vielmehr umgekehrt erft nach dem Vorbilde 
ber Aktiengejellichaft entwidelt und ift in Frankreich, ihrer eigentlichen Heimath, 
vornemlich dadurch entftanden und verbreitet, daß man fich bei größeren Ka⸗ 
pitalövereinigungen der bie anonymen Gefellihaften auf das Aenkerite been- 
genden Stantsbevormundung zu entziehen fudhte). Ihrem rechtlichen Weſen 
nach ift die Aktienfommanbitgefellihaft auch in ihrer neneften Ausbildung 
Vepiglich eine Unterart der Kommanditgefellihaft*‘). Freilich find dabet durch 
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welche in ſubjektiver Beziehung durch eine Reihe von Vertragsobligationen unter 
eine gewiſſe Einwirkung der Kommanditiſten geftellt, in objektiver Beziehung 
duch dad Gefep auch nach außen bin bis zu einem gewiflen Grade ala Einheit 
abgeichloffen ift,' deren eigentlicher Träger aber ganz allein der perjönlich haftende 
Geſellſchafter bleibt, weil ihm allein thatfächlich wie rechtlich eine unmittelbare 
Herrſchaft daran zufteht. Daß die Bertragsohligation zwiſchen Kommanbitift unb 
Komplementär, weil fie öffentlich tft unb die Krebitbafis des Ganzen bilbet, audh 
für Dritte wirkſam wird und dadurch zugleich einen Nerus zwiichen bem Kom⸗ 
manbitiften und dem Gefellfchaftögläubiger begründet, ändert nichts an ihrem 
Weſen als Obligation. Endemann nimmt aud) bei ber Kommanbitgefelichaft 
(4 49 — 58) Perjönlichkeit nach außen und inuen, Organe u. f. w. an. Bel. ©. 
249. 252f. 255. 256. Der Einzelne bat nah ihm nur ein Borberunge- 
recht gegen die Geſammtperſon. ©. 259. (Die ftille Gejellihaft fieht Ende- 
mann ($ 54 ©. 265273) als ein Verbältnig an, bad dem Darlehn (Darlehn 
gegen Dividende) näher ald der Geſellſchaft fteht). 

ss, So Fr&mery, ötudes de droit commercial ©. 54f. Kid, 3. f. db. 
gef. H. R. V. 105. 82f. Es wird eine „Intorporation des Komplementärk”, 
ein Erfag ber phyſiſchen Perjönlichkeit defielben durch eine juriſtiſche Perfönlich- 
feit angenommen. Bol. dagegen Renaud, Aktiengefellih. S. 11. 

ss, So Fick J. e. S. 18. 40. 43, unter Billigung v. Laband ib. VIL 649. 

*) Anſchüthz, die Aktienfommanditgefellichaften, i. b. Jahrb. bes gem. Rechte 
1. 3236. Fick J. c. ©. 57f. Mittermaier, 3. f. 9. R. VIL 168. Ende- 
mann ©. 280. 347. 

6) Bol. Thöl (2. Ausg.) S. 150. Brindmann $ 54. Mittermaier 
8 558. Goldſchmidt L.c. ©. 34f. Anſchütz il. c. ©. 328 — 348. Blunt- 
fhli 8 188 Nr. 8. Beſeler 8 226. Scäffle 1. c 255. 256. Kräwelib. 
Buſch, Arhiv V. 109f. Auerbach $ 51f. 106. Endemann 8 67—72 ©. 
346— 363. Die beiben Letzteren fehen die Kommanditijten bier ald einen befon- 
deren Altienverein (alfo mit eigner Rechtsperfönlichkeit) an. 
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bie Zerlegung des Einlagekapitals in Aktien oder Aktimantheile nicht nur 
binfichtlih der Veräußerlichkeit der Mitgliedſchaft, fondern auch bezüglich der 
inneren Struktur der Gefellichaft Mobdifitationen herbeigeführt, weldhe auf ber 
Analogie des Aktienvereins beruhen: eine Generalverjunmlung nimmt die 
Rechte der Kommanbitiften wahr, ein von ihr gewählter Auffichtsrath führt 
ihre Beichlüffe ans und Eentrolirt die perfönlich haftenden Gefellichafter, und 
die legteren jtehen in Bezug anf die Berufung einer Verfammlung und die 
Borlegung der Bilanz dem Borftaude einer Aktiengejellihaft gleich. Allein 
die Alles bringt nur „den Schein einer Korporation” (fo Bejeler S. 929) 
bevor, während das Weſen des Vereins das einer Societät bleibt, welche 
ausfchlieglich repräfentirt und getragen wird von der für ihren Beltand 
wejentlichen, durch cine Reihe vertragsmäßiger uud gefeblicher Beftimmungen 
zugleich verftärkten und beſchränkten Individualperſönlichkeit (refp. der Summe 
kollektiv verbundener Individualperſoͤnlichkeiten) des Komplementärs. Dabei 
iſt freilich nicht zu verkennen, daß häufig und insbeſondere überall, wo der 
perfönlich haftende Geſellſchafter nicht wirklich den perſoͤnlichen und kapitaliſtiſchen 
Schwerpunkt des Ganzen datftellt, wo er vielleicht im Gegentheil nur ein 
vorgefhobener Strohmann ift, ber thatſächliche Gehalt des Inſtituts feinem 
rechtlichen Gehalt wenig entipricht®N). Gerade hierdurch und durch die damit 
verbundene Gefährlichkeit eines die Herrichaft über fremdes Kapital in fo 
umfaffender Weife ermöglichenden und zur Erregnug täufchenden Scheins fo 
geeigneten Inſtituts bat fih Die Geſetzgebung zur Anfitellung beichränfender 
Beitimmungen veranlagt gejehen (Verbot der Inhaberattien, Nothwendigkeit 
eines Auffichtsraths mit erhöhter Berantwortlichkeit, Borjchriften über Rechnungs- 
legung und Kontrole, fowie über die Sicheritellung der Gläubiger bei ber 
Theilung u. |. w.) und zum Theil nit nur Publicität, ſondern ftaatliche 
Genehmigung geforbert®). Und in der That bebarf es, wenn an fich bier 
wie überall dad Präventivſyſtem dem Repreffiviyftem weichen muß, einer der 
artigen Bevormundung der Aktienkommanditgeſellſchaften jo lange, als man 

“), Mittermaier L c. ©. 168 fpriht von dem „Zwitterwefen der Kom⸗ 
manditakttiengefellfchaft mit einem verantwortlihen Strohmann und ohnmächtigen 
Kapitaliften‘. Vgl. Endbemann ©. 847. 

So D. 9. ©. 2. art. 178— 206. Der württemberg. Entw. v. 1889 
art. 286 und ber Entw. eines Reichs⸗H. &. 3. v. 1849 art, 70 wollten fie ganz 
verbieten. In Frankreich ergieng zur Verhütung des mit ben Altienkommandit⸗ 
Geſellſchaften getriebenen Mißbrauchs ein befonberes Gef. v. 15. Juli 1856, an 
defien Stelle jet der erfte Titel des Geſellſchaftägeſetzes v. 24. Juli 1867 (des 
societes en commandite par actions) tritt. Die Beftimmungen follen ſowol 
Dritte gegen unfolibe Unternefmungen (art. 1— 3), als die Aktionäre gegen Aus⸗ 
beutung durch Die Geranten ober Gründer (art. 4) ſchützen und werben durch bie 
Anordnung eines verantwortlichen Auffichtsraths (art. 5— 18), ftrenge civilrecht⸗ 
liche und ſtrafrechtliche Haftbarkeit (art. 8. 9. 13—16) und Publieität (tit IV.) 
geſichert. 
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an der Bevormundung der Aftienvereine feftbält, — wogegen eine Gefelge 
bung, welche (wie die preußiſche und die frühere franzöfifche) das Erforbernig 
der Staatögenehmigung bei den leßteren beitehen läßt umb bei ben erfteren 
aufbebt, geradezu Vereinsbildungen provocirt, die dad Wejen bed Altienwer- 
eind in die Form der Aktienkommanditgeſellſchaft Heiden. 

VIL Konnten wir jo in der vom Handelsrecht vollzogenen Erweiterung 
bes Gefellichaftsvertrages den Urſprung des Altienvereind nicht erblidien und 
dürfen wir weniger noch uad dem Borgange Mancher an eigenthümliche 
römifche Inſtitute anknüpfen): jo weifen bie über die äußere und innere 
Geſchichte der Aktiengefellichaft vorhandenen Nachrichten gleichmäßig darauf 
bin, die neue Vereinsform ald das durch den Verkehr geftaltete Produkt einer 
germanifchen Rechtsentwidlung zu betrachten, welche das beutichrechtliche Ge⸗ 
ſammteigenthum und bie deutſchrechtliche Genoſſenſchaft ſchließlich in das ein- 
zige Snftitut einer vollendeten Vermoͤgensgenoffenſchaft verſchmolz. War dieſes 
Reiultat vorbereitet und bis zu einem gewifien Grabe vorgebildet burdh eine 
lange Reihe zu Torporativer Geftaltuug neigender Bermögensgemeinfchaften und 
zu vermögensrechtliher Struftur neigender Gemeinden und Gilden, fo ftand doch 
auch der Aftienverein nicht mit Einem Schlage als vollendete Bermögens- 
genoffenfchaft da, jondern brauchte eine Jahrhunderte lauge Entwidlung, um 
aus gemifchten und unvollkommenen Bildungen bis zu jeiner reinen Geftaltung 
fortzufchreiten. Auch er konnte nur allmälig die Anfangs überall bervortretende 
Snlongruenz der Vermoͤgensgliederuug und der Korporationsverfaffung über- 
winden und mußte härter noch ringen, um auf ber einen Seite die individual⸗ 
rechtliche Beengung durch Miteigenthums- oder Societätöbegriffe abzuftreifen, 
anf der andern Seite fi) des unter der Herrſchaft der obrigkeitlichen Idee in 
ihn bineingetragenen anftaltlichen und zwar wejentlich ſtaatsanftaltlichen Moments 
zu erwehren und als freie Genoffenfchaft zu behaupten oder zu geftalten. 


“, Einige (4. B. Bouhaud und DOrelli) haben in den Eocietäten ber 
römifhen Staatszollpächter Aktienvereine finden, Andere folche fchon bei ben 
Griechen nachweifen wollen. Enbemann 8 55 Rote 5. Wären aber jene socie- 
tates wirklich Torporative Erwerbögejelfchaften (jo Shwid, Arch. f. civ. Prar. 
Bd. 36. S. 181f. u. Unger, Frit. Ueberſch. VI. 174) und nicht bloße Societäten 
(jo Renaud, Aktiengefelih. S. 2—7.u. Eudemann ©. 274) geweien, deren 
Mitgliedern vielleicht nebenbei bie Bilbung einer zunftähnlichen Korporation ver- 
ftattet ward (Rösler, 3. f. d. gefammte Handelst. IV. 290 f.), fo waren fie, da 
ihnen fowol die Limitirte Haftbarfeit als die kapitaliftiſche Perfönlichkeit fehlte 
(Endemann ©. 276), immer keine Aktienvereine. Solche wurden ben Alten 
durch die Sklaven und bag peculium erfegt. Fid, 2. f. d. gef. 9. N. V. 28. 
Und wären fie felbft Aftienvereine geweſen, fo konnte dach eine erit heute wieder 
mühſam erforjchte Thatſache Die Entwicklung des modernen Rechts unmöglich 
beeinflufien. 
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A. Was die Geſchichte des Aktienvereins und feines Rechtes im Ein- 
zelnen augeht®%), fo fcheinen 

1. die älteften Aktiengefellihaften — ober, wenn man genauer fprechen 
will, Aktien anftalten — in Stalien bergeftalt erwachen zu jein, daß an 
einem unter öffentlicher Autorität ald Erwerbsinftitut Tonftituirten Kapitals 
fonds Theilhaberrechte mit einem Anfpruh auf Gewinn begründet und ver- 
fauft wurben. Died war 3. DB. bei der genuefiihen Bank (banca di S. Gior- 
gio) der Falles), welche als ältefte wirkliche Aktiengefellichaft gilt. Sie gieng 
aus der ftantlihen Inkorporirung der genueſiſchen Staatsgläubiger hervor, 
welchen für ihre mannichfach privilegüirten und in beitimmte Bücher eingetra- 
genen Borderungen (loca) beftimmte Staatseinkünfte verpfänbet worden waren. 
Indem i. 3. 1407 der Staat gegen Verzicht auf Rückforderung der Schuld 
diefe Einkünfte und ſelbſt die Gerichtöbarkeit darüber dem Corpus jeiner 
Gläubiger abtrat, gelangte diefes in den Befit eines Kapitalvermögens, auf 
Grund deſſen es fih bald als Leih- und Girobank Tonftituiren und in dieſer 
Sorm bis 1799 beftehen fonnte. Ein Aktienverein aber war die neue Bank 
infofern, als fie ihr Gefammtlapital in 20,300 gleihe Theile zum Nominal- 
betrage von je 25 Scudi zerlegte, bie als loca in einem cartularium einge- 
tragen waren, vererbt und veräußert werben konnten und ihre Inhaber zu 
Mitgliedern des Corpus machten. Indbejondere wurbe der nad Abzug der 
Berwaltungskoften und eines Betrags für einen Reſervefonds jährlich fich er- 
gebende Reingewinn nad Maßgabe der luoghi vertheilt. Dagegen gab es 
eine Öeneralverfammlung der Xheilhaber nicht. Doch ftand die korporative 
Organifation der Bank mit der Gliederung nad) Antheilen injofern in Ver⸗ 
bindung, ald ber auf ein Jahr zur Hälfte erlofte und zur Hälfte ſich ſelbſt 
ergänzende Ausſchuß (consiglio generale), welder die Geſammtheit vertrat, 
aus 480 Befikern von je 10 Antbeilrechten zujammengejeßt war, der neben 
andern Beamten und Behörden an der Spite ftehende Bankvorſtand aber fih- 
aus 8 Protettori, beren jeder 100 Iuoghi befiten mußte, bildete. Es war 
das Borbild diefer Bank, welches demnächft eine ähnliche Verwendung bes 
Aktienprincips bei einer großen Anzahl ber bald in allen Ländern Europa’s 
gegründeten Giro⸗, Leih⸗, Zettel- und Depofitenbanten veranlafteen). Gleich⸗ 


— 





* Fick, Begriff u. Gefchichte der Aktiengefellfchaft, 1. d. f. 3. d. gef. H. R. 

V. 1-62. Renaud L c. 1—237. Endemann $ 55 ©. 2378— 281. 

%) Bol. die Rahrihten bei Scaccia $ 1 gl. 1 Nr. 452. S. 77 u. 7 

gl. 3 Nr. 1. 7, Fick S. 40. 41 u. Die aus Cuneo gefhöpfte Darftellung 
Renaud's S. 12—14. 

Hit alf. Endemann ©. 277f. Hübner, die Banken, Leipz. 1854, 
1.8 2.6. 8—86. IL 389f. So kam, wie es ſcheint, bei den venetiantichen 
Banten (Hübner L 9), ferner bei der bank of England 1694 (ib. II. 339 f.), 
ben franzöfifchen Banken (I. 18 f.), der ſchwediſchen Bank 1666 (II. 422 f.), der 
däniſch⸗ norwegifchen 1786 (TI. 207 f.) u. |. w. das Altienprincip zur Anwendung. 
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zeitig fcheinen aber auch bereits für andere Zwecke, namentlich für bie gemein- 
fame Verwaltung und Vertheilung gepachteter Sffentliher Einkünfte, in Italien 
und bejonderd in Ron unter dem Gattungsnamen der montes Kapitalvereine 
beitanden zu haben, bei denen die Mitgliebichaft durch veräußerlihe und ver- 
erbliche, einen wechjelnden Gewinn abwerfende Antheile (portiones, loca) ge 
geben wurde und Dritten gegenüber perfönlich zu nichts obligirte). 

2. Bar Italien jo die Wiege des Altienprincips, fo fand eine vollere 
Ausbildung deffelben im Sinne der ſpontanen Kapitalsafjociation durch feine 
Derwendung für den Welthandel in den Handelskompagnien der Hollän- 
der und Engländer Statt, weldhe bald von allen ſeefahrenden Nationen nad 
gebildet wurden). Die Handelskompagnien ftanden mit ben italieniſchen 
montes in feinem unmittelbaren Zufammenbang, jonbern entwickelten ſich 
jelbftändig theils im Anflug an die Gildeverfaffung der nad einem be 
ftimmten Lande handelnden Kaufleute, theils als Torporative Staatshandels 
inftuute.-. Bei ihnen war alfo, während bei den montes das nach loca ge 
gliederte Geſammtrecht erft allınäliz eine Berfaffung erzeugte, gerade umgefehrt 
die korporative Verfaffung das Frühere und das Tapitaliftiiche Element wurbe 
erit im Laufe der Zeit zu deren ausſchließlichem Träger. Eine lediglich von 
ben betheiligten Kapitaliften als ſolche geftaltete und nur in ihnen lebende 
Genoſſenſchaft Tag auch bier noch nit vor. — In Holland zunächſt wurde 
die oftindifche Handelskompagnie, welche am 20. März 1602 durch Bereinigung 
der bis dahin beitehenden Pleineren Kompagnien nub Maflopeien von den 
Generalſtaaten errichtet und mit dem Monopol des Alleinhanbels jenfeits dei 


Dagegen waren bie älteften deutſchen Banken mit dem Staat mehr oder minder 
eng verfnüpfte öffentliche Anftalten, welche ihr Kapital theils aus ben Depofiten 
bildeten, theild vom Staat überwiefen erhielten, Aktien aber nicht ausgaben. So 
die nach dem Muſter ber Amfterdamer Bank v. 1609 (Hübner I 10f.) ge 
gründete Siro- und Depofitenbanf in Hamburg (II. 114 f.), die Bank zu Rum: 
berg (I. 11), die Wiener Girobank v. 1708 (TIL 146 f.), die ganz mit GStaat« 
kapital fundirte preußiſche Bank v. 1765 (LT. 22 — 27), die Bank in Nürnberg v. 
1786 (DI. 48 f.) u. ſ. w. 

“) Straccha, decis. rotae Genuse de merc. (Col 1622) decis. 14. 
Scaccial. c. 47 f. 76f. 496 f. Renaudb 15f. Scaccia bejaht die Berkänf 
fichleit der loca montium, weil fie „adaequantur censibus* (S. 48. 78 Ar. 
464— 469), und beftreitet, um fie vor bem fanonifchen Zinsverbot zu retten, ihren 
Charakter als mutuum (S. 77 Nr. 462 f.). Nur follen die fructus loci montis 
dann reftituirt werden, quando mons non erat capax illorum fructuum (€. 
139, 426). Das von Straccha mitgetheilte Urtel der Rota erflärte die Inhaber 
der loca montium deu Kreditoren des mons gegenüber für perfönlich nicht verhaftet, 

, Bal. Marquardbusl.c. 367f. Nr. 64f. Röpellb. Erf u Gruber 
II, 7 ©. 124—156. Roſcher, Kolonien und Kolonialpolitit 1866 ©. 375— 
425. Schäffle, im Staatswörterb. IV. 678—689. Bid L c. 43f. Renaud 
16f. Rau, Bollswirthichaftspolizei LI. 8 279. Endemann H. R. 278. 
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Kaps der guten Hoffnung und zahlreichen Privilegien (Recht der Bünbniffe, 
Kriege, Niederlaffungen u. ſ. w.) ausgeftattet wurbe, von Stantöwegen unb 
zwar durchaus als eine Öffentliche Korporation organifirt. Die Vertretung der. 
Geſammtheit wurde einem Kollegium von 60 Direktoren (Bewinbhebbern, 
administratores) übertragen, welche nach biftriftsweiien Abtheilungen — ſo⸗ 
genannten Kammern — auf Präfentation ber übrigen Direktoren der betreffen- 
ben Kammer von den Stabt- ober Provinzialmagiftraten ernannt wurden. 
Die eigentliche Leitung ber Geſellſchaftsangelegenheiten aber war bei einem 
auf Präfentation der Kammern von den Generalftanten ernannten Siebzebner- 
ansichuß, welcher vorbehaltlich der bei Uneinigkeit den Generalftaaten zuftehen- 
den Entſcheidung alle Anordnungen felbftändig traf und nur alle 10 Jahre 
Generalrehnung legen mußte. So gab die Bermögensbetheiligung, welche 
Jedem freigeftellt wirrbe, zwar die pekuniären Befugniffe eines Aktionäre, aber 
an fih noch Feine Theilnahme an der Torporativen Thätigfeit der Gejellichaft. 
Indeß ftand die Berfaffung mit den Theilrechten doch inſofern in Verbindung, 
als die ans-ben einzelnen Kammern zu nehmende Direktorenzahl fi) nach der 
Betheiligung jener Diftritte am Grundkapital abftufte und überdies für das 
Amt eines Direktors Atienbefig im Nomtinalbetrage von 1000 (reſp. in 
Enfhuizen und Hoorn 500) Gulden erforderlih war”). Die gewaltigen Erfolge 
biefes älteften Welthanbelsnereins auf Altien, der erft i. 3. 1795 aufgelöft 
und vom Staate abforbirt wurde, riefen zahlreiche Nahbildungen in Holland 
felbft ":) und in andern Ländern, vor Allem in England und Frankreich, ber- 
vor”). Nur eine Geſellſchaft aber überflügelte ihr Vorbild, die engliſch⸗ 


70, Die erfte Kammer bildete Amfterdam, wo die Hälfte des Geſammtlapitals 
gezeichnet war, mit 20 Abminiftratoren, die zweite Zeeland mit % des Kapitals 
und 12 Direktoren; bie britte (auf der Mans) und bie vierte (Nordholland und 
MWeftfriesland) waren je mit *£ beibeiligt und zerfielen in je zwei Unter- 
Iammern (Delphi, Rotterbam, Enfhuizen u. Hoorn), deren jebe 7 Direktoren hatte. 
Bon ben 17 wurben 8 auß der 1., 4 and ber 2., je 2 aus ber 8. u. 4. Kammer 
präfentirt, während bezüglich des Siebzehnten bie Kammern alternirten. Bol. 
Marguardus S. 367 f. Ar. 64—73. Röpelll.c. ©. 152—156. 

71) So bie bolländifch- weftindifche Kompagnie v. 1621 —1784 (Marguar- 
dus ©. 869. Rr. 74 u. 75 und Urkb. ©. 609 f.), die bollänbiihe Kompagnie 
von Surinam u. f. w. 

) In England außer der oftindifchen Komp. die Südfeelompagnie, bie brit.- 
virgin., brit.-Ievantin., mehrere Häringöfifchereigefellfchaften, die Hubfonsbaige- 
ſellſchaft von 1670 u. ſ. w. Weber die franzöfifchen uud deutfchen Komp. f. unten. 
Zahlreiche portugief., ſpaniſche, ruffifche, ſchwediſche, Däntiche Komp. zählt Schäffle 
l. c. ©. 687. 688 auf. Sntereffant find die weitläufigen Urkunden der 
„Auftralifchen oder Süder⸗Kompagnie im Königr. Schweden’, welche Mar- 
quardus 1. c. im Urkb. 873— 559 (dazu ©. 870 Nr. 76 f.) publicirt. Darunter 
befinden ſich neben dem Tönigl. Oktroy v. 1626 und vielen Privilegien mehrere 
vom Kanzler Orenjtierna durch Schweden und Deutjchland verfandte Profpelte, 

L 63 
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oftindifhe Kompagnie”). Seit 1599 als eine fogenannte regulated Com- 
pany beftebend und vom Staate ald Korporation mit bein Recht, ein eigneb 
Siegel zu führen, bye-laws zu ftatuirn und einen Gouverneur und 20 
Direktoren zu Treiren, anerlannt, verband fie im Sabre 1613 mit der Gilde 
verfaffung die Aktientheilung nad bolländifchem Mufter und bildete nun, nach⸗ 
dem ein im Sahre 1654 unternommener Berfuh, auf das regulirte Geſell⸗ 
ſchaftsprincip zurüdzugeben, nicht durdhgebrungen war, das Aktienprincip im 
immer reinerer Weife ans. Inöbefondere wurde mit dem Atienbefig das 
Stimmreht in Gefellihaftsangelegenheiten verbunden und jo das Kapital als 
das die Richtung des Ganzeu Beitinnmende anerfaunt. Der Regierung gegen- 
fiber gelangte die Kompagnie zu wachjender Unabhängigkeit, fie erwarb und 
übte ohne alle Kontrole in dem von ihr untenworfenen Gebiet die geſammte 
Staatögewalt und ſchlug den Berfuch, ihr durch Gründung einer nenen Kompagnie 
(1698) Konkurrenz zu machen, durch Vereinigung mit diejer ab”). Indem uuu 
aber mit dem Wechſel der Organijation notbwendig fich zugleich ein Wechſel der 
Zwede verfnüpfte und bie politiichen, handelspolizeilichen und ſittlichen Zwecke der 
regulirten Kompagnie, in welcher jeder Kaufmann für eigue Rechnung wirth- 
ſchaftete und nur für jene öffentlichen Zwecke Beiträge zahlte, vor dem Zwecke 
des Gemeinerwerbes zurücktraten: zeigte fidh gerade bei diefer Kompagnie, wie 
die Fapitaliftifhe Organifation des Wltienvereind im Großen auch nur für 
Fapitaliftifche Unternehmungen geeignet iſt. Die oftindiihe Kompagnie war 
und blieb eine Bermögendgenoffenihaft auch da, wo fie Kriege führte, Ber- 
träge mit Bürften ſchloß, ein Rei von 80 Millionen beberrihte. Die Folge 
war jene furdhtbarfte aller Despotien, in welder die Perjönlichkeit nichts gilt 
gegenüber dem Kapital, in welcher alle anderen Zwede nur Mittel für den Er⸗ 
werbszwed find. Erft bie Aufhebung des Handelsmonopols brachte bier 
Beflerung, indem nun der Charakter der Erwerbögejellihaft wieder vor dem 
einer politiihen Koͤrperſchaft zurücktrat: volle Hilfe aber wurde erft, ſeitdem 
die ſeit 1782 eingetretene Staatskontrole i. 3. 1858 in die unmittelbare 
Regierung Indiens durch den Staat verwandelt ward. 


welche zur Aftienzeihnung („Einzeichnung*) einladen. Außerdem erwähnt Mar- 
guarb ©. 370. Nr. 80 eines vom König v. Dänemart gegründeten collegium mer- 
catorum Islandiae, ib. Nr. 81 einer von dem König v. Spanien den Hanfeftädten 
erfolglo8 angetragenen societas commercii Hispano-Germanici und S. 372 Wr. 
89 eines verfehlien Verjucha des Herz. v. Holftein (1640), eine aocietas in Persiam 
zu gründen. D 

73, Bol. Röpell L c. 1%4—152. Schäffle l. c. 680f. u. Deut. Biertel- 
jahrsſchr. 1856.59. 4 ©. 20f. Fidl. c. 44. May, const. hist. IL 580 f. 

129 Die United East India Company wurde jept auf Aktien von 500 Pfd. ge 
gründet, deren jede eine Stimme gab, während zur Wahl unter die (jept 2) 
Direktoren Befig von 4 Altien erforberlih war. Später trat 1 Stimme erft 
mit 2, 2 mit 6, 8 mit 12, 4 mit 20 Aktien und darüber ein. 
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3. Wenn fo zunächſt überall nur vereinzelte, große, ſpeciell autorifirte 
und inforporirte Gefellfchaften das Altienprincip anwanbten, deren jede nad 
einem bejonderen Geſetz lebte, jo konnte erft die Berallgemeinerung der 
nenen Bereinsform eine Erkenntniß beffen, daß bier eine ſelbſtändige 
Geſellſchaftsgattung fi bilde, und damit eine Geſetzgebung über das Recht 
bes Aftienvereind bringen. Am früheften geſchah dies, wenngleih in nega- 
tiver Richtung, in England, wo ſeitdem das Aktiengejellichaftsrecht feine be 
jondere, von der Tontinentalen verſchiedene Entwidlung nahm. Unter dem 
Einfluß der engliſchen Affociationsfreiheit wurben bier nämlih ſchon im 
erften Biertel des 17. Jahrhunderts neben den privilegiirtn Kompagnien 
zahllofe kleine Gefellichaften auf Aktien gegründet oder auch nur profektirt, _ 
um unter den unfinnigften. Borwänden Leichtgläubigen das Kapital zu ent- 
Ioden”). Daß in England, wo ja auch die Kommanbitgefellihaft unbekannt 
war und ift, bei allen nicht inkorporirten Vereinen die Solivarhaft galt, Hielt 
von ber Betheiligung an dieſen fog. „Seifenblafen" (bubbles) nicht zurüd, 
zumal man durch die neu erfundene Ausftellung von Suterimöfcheinen und 
Aktien auf den Inhaber die Solidarhaft de facto illuſoriſch zu machen fuchte 
In Folge diefer Vorgänge wurden durch die fog. Bubble-Acte v. 18. Aug. 
1720 (stat. 6 Geo. L c. 18) alle nicht von der Krone oder tem Parlament 
intorporirten Atiengefellichaften gänzlich unterdrückt, indem als ftrafbare An- 
maßung von Korporationsrechten vor Allem die Anzftellung von Inhaberaktien, 
überdies aber allgemein „the acting or presuming to act as a corporate 
body, the raising or pretending to raise transferable stock, transferring 
or pretending to transfer any share in such stock without legal autho- 
rity‘ verboten ward. Erſt in unferm Jahrhundert trat durch Gel. v. 1825 
(stat. 6 Geo. IV. c. 91) die Bubble-Acte außer Kraft: allein die folidarifche 
Haftung ſämmtlicher Glieder bei allen Gefellichaften, welche fih nicht die foft- 
jpielige und nur für die ganz großen Kompagnien von mehr oder minder 
öffentlicher Bedeutung erreichbare Special ⸗Inkorporirung verſchafften, blieb 
nicht nur jetzt beſtehen, ſondern wurde auch im Jahre 1844 feſtgehalten, als 
das Geſetz (stat. J et 8 Vict. c. 110. 111. 113) den Kapitalvereinen ohne 
beſchränkte Haftbarkeit (joint stock companies without limited liability) 
die Erlangung der Körperfchaftsrechte durch die Wahrung gewiſſer Foͤrmlich⸗ 
feiten freigab. Erſt das jüngfte Jahrzehnt fah eine radifale Ummälzung bes 
englifchen Gefellichaftörechte. Nachdem bezüglich einzelner Klaffen von Geſell⸗ 
haften fchon vorher Aenderungen eingetreten waren, wurbe durch die beiden 


3, Fick 1. c. 50f. Schwebemeyer, dad Altiengefellfchafts-, Bank⸗ und 
Berfiherungswefen in England, Berl. 1857, S. 11f. Renaud 23. Erfindung 
eines perpetuum mobile, die Verwendung von Hobelipänen für den Buß guter 
Bretter, oder gar etwas, wovon Niemand wiffen bürfe, was es fei, figuriren 
unter den Gegenſtänden dieſer Gefelljchaften, deren Anderfon 202 aufzählt. 

' 63* 
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Joint Stock Companies Acts von 1856 unb 1857 (stat. 19 et 20 Vict. c. 
47 und stat. 20 et 21 Vict. c. 17) allen Bereinen, mit Ausnahme der Banken, 
bie bis 1858, umb ber Berficherungsgefellichaften, die bis 1862 davon ausge⸗ 
Ihlofien blieben, anheimgegeben, fi unter Beobachtung ber geſetzlichen Form⸗ 
lichkeiten als joint stock companies with limited Hability, d. h. als reine 
Kapitalvereine, zu Tonftituiren”). Endlich aber bat die große Companies 
Act. v. 7. Aug. 1862 (stat. 25 et 26 Vict. c. 89)’), ein Geſetz, das unter 
Aufhebung und Verſchmelzung aller früheren Geſetze nicht blos das Recht ber 
Kapitalvereine, fondern das Recht aller freien Eorporativen Genoflenfchaften 
(trading companies and other agsociations), welche einen Gewinn ober 
Vortheil für ihre Mitglieder erftreben, fofern fie nicht unter einem Special- 
geieß ftehen”*), regelt, die Erſchaffung und Geftaltung einer Körperihaft für 
jeden nicht verbotenen Zwed ber freieften Privatautonomie überlafien. Rad) 
dieſem Geſetz kann nunmehr jeber Verein von mindeftens 7 Perfonen?®) fi 
mit oder ohne Zerlegung feines Vermögens in Kapitalantheile (shares) Ion- 
ftituiren: wählt er aber die Form des Kapitalvereins, fo kann er weiter nach 
freier Wahl entweder die Solidarhaft damit verbinden (company unlimited 
having a capital divided into shares), ober die Haftung auf bie Antheile 
einfchränfen (company limited by shares), oder enblih eine Haftung mit 
einem beftimmt begrenzten Betrage über bie Altie hinaus begründen (com- 
pany limited by guarantee and having a capital divided into shares). 
Welche von biefen drei Formen, von denen indeß nur die beiden letzteren eine 
wahre Bermögensgenofienfchaft enthalten, ein Enpitaliftiicher Verein wählen 
mag, immer vermag er fih unter Wahrung der geiehlichen Foͤrmlichkeiten durch 
einfache Anmeldung und Gintragung in öffentliche Regifter die Rechte einer 
Körperichaft (body corporate) und damit bie volle Rechts⸗ und Handels⸗ 
fähigkeit zu verfchaffen®). Nur muß er, wenn bie Haftung eine beichränfte 


2) Bol. die angef. Schrift v. Schwebemeyer, u. Güterbock, die engl. 
Attiengeſellſchaftogeſetze v. 1856 und 57, Berlin 1858. 

Mm) Bol. die Darftellung des Geſetes durch Mittermaier, 1.d. 3. f. d. gef. 
H. R. VII. 428-—488 und durch Keyfner ib. 585—574. 

”) Nicht unter das Geſetz fallen bie von ber Krone oder bem Parlament 
intorporirten Gefellichaften, von denen die erfteren unter dem Stat. 1 Vict. c. 
78, die Iegteren unter der Companies clauses consolidations act v. 8. Mai 
1845 (8 Viet. c. 16) ftehen, fowie ferner die Bergwerks geſellſchaften. Gezwungen, 
fi unter das Geſetz zu ftellen, find Banken von mehr ald 10 Mitgliedern und 
alfe auf Gewinn für die Geſellſchaft ober ihre Mitglieder gerichteten Vereine von 
mehr als 20 Perfonen. 

" Sinkt die Mitgliederzahl fpäter unter 7, fo fann Liquidation eintreten. 
Wird aber die Geſellſchaft länger ald 6 Monate fortgefept, fo können fich bie 
Glaͤubiger an die Einzelnen Halten, 

*, Nur bezüglich des Srundbefiperwerbes find Geſellſchaften zu Yörberung 
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fein fol, einen bie ausbrüdenden Zufag in feine Firma und alle öffentlichen 
Anzeigen aufuehmen. Er unterliegt dann aud in feinem ferneren Leben nur 
einer repreifiven Stantsauffiht, welche namentlih burch die Androhung von 
Orbnungtftrafen fowol gegen die Vorftände wie gegen die Geſellſchaft felbft 
gefichert wird, wogegen eine direkte Regierungseiumiſchung lediglich auf An⸗ 
trag eines Bruchtheils der Aktionäre felbft (%, bei Banken % ber Aktien) 
ftattfindet"). Dem autonomifchen Belieben ift es überlafien, welche Organi⸗ 
fation die Geſellſchaft fich geben will, nur fuhfiviär tritt ein gefehliches Nor⸗ 
malftatut in Kraft. Doc wird im Intereffe ber Aktionäre wie des Publi- 
kums eine Reihe zwingender Vorfhriften über die äußeren und inneren Rechte 
ber Dauptgefellihaftsorgane (Generalverfammiuug und Direktoren), ſowie über 
Erwerb, VBerluft uud Inhalt der Mitglienfchaft erlafſen. Das Wichtigfte ift, 
dag auch jet das unbebingte Verbot der Inhaberaktien beftehen bleibt und dem- 
gemäß Inhalt und Form des Aktienbuchs als eines essentiale geſetzlich geregelt 
wird). Wie in diefem Punkt, jo tritt aber au in allen übrigen Bor- 
ſchriften als Hauptunterſchied des engliſchen Alktiengeſellſchaftsrechts vom kon⸗ 
tinentalen immer noch der hervor, daß tu ungleich höherem Grabe das per⸗ 
ſoͤnliche Element neben dem kapitaliftiſchen in Geltung geblieben ift. Die 
Idee eines reinen Kapitalvereins iſt weder im Geſetz noch im Leben zu einem 
fo vollſtaͤndigen Siege wie bei uns gelangt, wo vor der Eigenſchaft der Aktie 
als Duote eines Gefammivermögens ihre Eigenfchaft als Mitgliedſchaft eines 
Bereins oft faft gänzlich zurücktritt. 

4. Der eigenthümlichen Geftaltung bed engliichen dtechts, die fi in 
Norbamerika in ähnlicher Weiſe wiederholte, fteht die Tontinentale Entwicklung 
bes Aktienvereins gegenüber, welche fi zuerft in Italien und Holland vollzog, 
dann aber fich weſentlich unter dem Einfluß des franzoͤſiſchen Rechtes 
fortbilbete. In Frankreich wurde beſonders feit dem erften Viertel bes 18. 
Jahrhunderts einerjeits die rein Eapitaliftiiche Natur des Aktienvereins vollendet, 
anbererjeits die Abhängigkeit der neuen Vereinsform von der Staatsregierung 
beflegelt. In letzterer Beziehung ftellten fich ſchon die Kompagnien bes 17. 
Jahrhunderts als kaufmaänniſche Staatsiuftitute bar, fo daß die Comp. des 
Indes occidentales (jeit 1628) vom Könige 1674 eiufach unter Rückzahlung 
ber Aktien eingezogen werben Tonnte und bei der 1664 errichteten Comp. des 
Indes orientales fowol die Berufung ber Generalverfammlung als die Feſt⸗ 


der Künfte und Wiffenfchaften und der Wohlthätigkeit befchräntt, indem fie ohne 
Genehmigung bes Handeldamts nicht über 2 acres erwerben koönnen. 

*) In dieſem alle orbnet das Handelsamt Kommifjare zur Prüfung ber 
Gefchäftslage ab, denen alle Bücher vorgelegt werben müffen und bie fowol zu 
eiblichen Bernehmungen, ald zu Maßregeln zur Sicherftellung ber Gläubiger be 
fugt find. Keyßner L c. ©. 567. 568. _ 
) Näheres b. Keypmer J. c. ©. 557f. 
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fegung der Aktieneinzahlung und Dividenbenvertheilung durch königliche Dr- 
donnanz erfolgte. Diefelbe direkte Einmifchung eines centralifirenden und be⸗ 
vormundenden Staats finden wir dann bei dem Eolofialen, an ben Namen bes 
berüchtigten Schotten Law gelnüpften Aktienfchwindel wieder, welcher feit 1719 
ganz Frankreich an den Rand des Bankerottes führte, — ja, ber Staat felbft 
war der eigentliche Urheber dieſes Unheils. Denn Bönigliche Dekrete errichteten 
durch Fufion kleinerer Gefellihaften (Comp. du Senegal, du Canada, de la 
Chine etc.) mit der feit 1717 beftehenden Compagnie d’Occident die be- 
Yannte Miffifippigefellichaft (Comp. des Indes, 1719), vergrößerten dieſelbe 
durch wiederholte Emiffionen neuer Aktienferien und verſchmolzen fie endlich 
unter Law's Direltion mit ber banque royale (17120); der König felbft er 
nannte bie Diretoren, präfibirte den Generalverfammlungen, beeinflußte vie 
Beichlüffe; und als trotz der Staatsleitung das ganze Spekulationsgekäube 
zufammenbradh, waren es Töniglihe Ordonnanzen, welche durch Erperimente 
aller Art, durch Anorbuung eines Zwangskourſes für bie entwertheten Aktien 
u. ſ. w. das Uebel verjchlimmerten. Auf der andern Seite indeß waren gerade 
diefe Kompagnien für die juriftiiche Fortbildung des Aktiewereins im Sinne 
einer Kapitalgenofienfchaft in doppelter Beziehung wichtig: einmal wurde wenig- 
ftens nominell als hödhites Vereinsorgan in ihnen bie Generalverfammlung 
der Aktionäre als folcher Eonftituirt, das Stimmrecht ale Ausflug des Altien⸗ 
beſitzes behandelt; zweitens wurben in ber Comp. d’Occident zum erften Mal 
Inhaberaktien ausgegeben, ja ed wurde in den Statuten die Mitgliedſchaft 
ausdrũcklich für eine. negotinhle Waare erklärt ꝰ). In derſelben Richtung ent. 
widelte fi) demnächft das Recht des Altienvereins fort: die kapitaliftiiche Natur 
trat immer ſchärfer hervor, — ein vorübergehenbes Verbot der Inhaberaktien 
wurde bald wieder befeitigt, die beſchränkte Haftkarkeit nie in Frage geftellt; 
dagegen blieb dem Altienverein der ftantöanftaltlihe Charakter, und wenn ſich 
Anfangs vielleicht neben den durch koͤnigliches Patent errichteten Kompagnien 
Privatvereine durch verklauſulirte Verträge ähnlich geftalten Tonnten®*), fo 
wurde doc, fobald fi) der Altienverein als eigenthümliches Inftitut voll 
endet hatte, die ftaatlihe Autorifation für unerläßlih, die Ueberwachung 
des Gejellichaftsiebend durch die Regierung für geſetzlich geboten erklärt. 
Bon diefen Grundſätzen aus wurde der Aktienverein unter dem Namen ter 
anenymen Geſellſchaft (societ6 anonyme) im Code de commerce ge 
vegelt®?). Dies wurde um jo wichtiger, als biefe Beftimmungen bed Code 
de commerce faft der gefammten Eontinentalen Gejeßgebung zum Borkilt 


*3), Bol. über die Kompagnien der Law’ihen Zeit Röpell 1 c. 156; 
Schäffle, Staatswörterb. 1. c. 681f. 687, Kid l. c. 45f. 56f.; Nenand 
1, e. 17f.; am ausführlichften Hübner 1. c. I. 12— 22. | 

4) Sin Beifpiel (chambre d’assurance in Paris 1750) b. Renaud 22.23 

65) Code de commerce art. 29— 37. 40. 45. 46. 
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dienten unb in einigen 2ändern geradezu nur überjeßt wurden, nirgend aber 
wol ohne allen Einfluß blieben *). 

Dagegen bat in Frankreich jelbft die neuefte Zeit eine vollftändige Um⸗ 
wälzung bes alten Kapitalgejellichaftsrechts gebracht, das theils durch die Hort. 
ichritte der Nachbarländer, theils durch die übermäßige Ausbildung der Kom- 
manbditaftiengefellichaft, durch welde man die Regierungseinmifchung umgieng, 
völlig unhaltbar geworden war. Schon das Gele vom 23. Mai 1863°°) 
führte neben den autorifirten anonymen Gefellihaften des Code nach engliſchem 
Borbild eine neue, der freien Privatautonomie anheimgegebene Gefellichafts- 
form ein, weldhe unter dem Namen der société & responsabilit6 limitee in 
Wahrheit nichts als eine ohne Staatögenehmigung gebildete Aktiengefellichaft 
war. Do durfte eine folhe Gefellihaft fih nur mit einem Grundkapital 
von hoͤchſtens 20,000,000 Francs fonftituiren (art 3). Unter Aufgabe dieſer 
Beſchränkung bat nunmehr das Geſellſchaftsgeſetz v. 24. Juli 1867, durch 
welches das Geſetz von 1863 aufgehoben, beffen Inhalt aber mit nicht allzu⸗ 
wejentlichen Aenberungen reprobucirt wird, die soci6t6 anonyme (tit IL) felbft 
von ber Autorifation und Ueberwachung der Regierung befreit. Die neue 
soei6tE anonyme bleibt ein reiner Kapitalverein im Sinne ber für fie fort. . 
beftehenden art. 29. 30. 32— 34 und 36 des Code de Commerce; fie ver- 
liert aber unter Bejeitigung der art. 31. 37 und 40 des Code den 'anftalt- 
lihen Charakter und wird der genoffenfchaftlichen Geftaltgebung und Selbſt⸗ 
verwaltung überlaffen, vorbehaltlich der durch das neue Geſetz für ihre Orga- 
nifation vorgezeichneten Beſchränkungen (art. 21 — 47) und ber bezüglich ber 
Publicität ihrer Begründung, Weiensänderung oder Aufldjung vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten (art. 55 — 65).. Aus dem englifcden Recht ift Die Nothwendig⸗ 
feit von 7 Perſonen für die Errichtung (art. 23) und Fortdauer (nad) art, 
38 kanu jeder Interefient Auflöfung verlangen, wenn die Mitgliederzahl feit 
1 Jahr unter 7 beträgt), die Notbwenbigkeit der Bezeihnung als socists 
anonyme nuter Beifügung der Höhe des Grundkapital (art. 64) und ber 
Grundſatz unbedingter Deffentlichleit (art. 21 und 63) herübergenommen. 
Hinzugefügt dagegen ift in Tapitaliftiidem Sinn ein Minimalbetrag ber 
Aktien oder Aktimantheile (100 reip. bei einem Kapital von über 200,000 
Francs 500 France, art 1. 24). Zum Schube des Publikums ift die Grün- 
dung bes Altienvereins vor Zeichnung bes vollen Betrages und Einzahlung 
eines Viertels verboten, die Veräußerung ber Aktien erft nach Einzahlung 


se) Nachweiſe über die außerdeutiche Altiengefellichaftögefeßgebung, welche in 
den romanifchen Ländern bje Grundfäge bed Code de commerce mit geringen 
Mobifitationen und Ergänzungen wiederholt, |. 6. Renaub ©. 86—40 u. bie 
Litteratur S. 45— 48. Nachzutragen ift das fchwebiiche Gef. v. 6. Oct. 1848, 
abgedsudt i. d. 3. f. d. gef. 9. R. IX. 851 — 854. 

en Abgebdrudt 1. db. 3. f. d. gef. H. R. VOL. ©. 160 — 166. 
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eines Bierteld geftattet und ber urjprüngliche Zeichner zwei Sabre lang für 
ben vollen Aftienbetrag haftbar erflärt (art. 1—3. 24). Dagegen werben 
die Altionäre durch beſonders ausführliche Vorſchriften namentlich gegen die 
Ausbeutung jeitens der Gründer gefhügt®*). Jede anonyme Gefellichaft muß 
einen aus ber Mitte der Altionäre auf höchſtens 6 Sahre gewählten, jeberzeit 
abſetzbaren VBorftand (einen oder mehrere „mandataires‘ oder „administrateurs‘‘) 
haben; die Statuten müfjen ein Minimum von Aktien vorfchreiben, welche dieſe 
BVorfteher befiten und als ſolidariſche Kahtion, mit dem Vermerk ihrer Un- 
veräuherlichleit verjehen, binterlegen müflen; doch kann das Statut dem Bor- 
ftand erlauben, fi einen Nichtgefellihafter zu fubftituiren (direoteur, art. 223. 
25. 26). Der Gefellihaft wird für ben Zeitraum von einer Generalverfamm- 
ung zur andern bie Beitellung eines ober mehrerer veruntwortlicder Kom⸗ 
miflere für Kontrole und Berichterfattung bergeflalt zur Pflicht gemacht, baf 
diefelben eventuell der Borfigenbe bed Gambelögerichts ernennt (art, 25. 32. 
34. 85). Die Generalverfammlung muß minbeftens einmal jährlich zur be⸗ 
ftimmten Zeit, überdies aber in bringenden Fällen und beſonders, wenn das 
Kapital fi um % gemindert bat, durch den Borftanb ober die Kommiffare 
berufen werben, unb es finb beſtimmte geſetzliche Rormen für ihre Beihluß- 
fübigfeit getroffen (art. 27 — 81. 87). Den Vorſtänden wirb fowel ben 
KRommiffaren als ben Altionären gegenüber in beftimmten Sriften und Formen 
Rechnungslegung und Verſchaffung einer Einfiht in ben Geſchäfteſtand auf- 
erlegt (art. 33 — 35), die Geſellſchaft jelbft"wirb zu regelmäßiger Bilanzirung 
und Suventarifirung (art. 84), vor Allem aber zur Berwenbung von %, bes 
Reingewinns für Bildung eines Reſervefonde bis zum Belauf von %, bes 
Grundkapitals (art. 36) geſetzlich verpflichtet. Die Beobachtung aller dieſer 
Vorſchriften wird theils durch Androhung der Nichtigkeit, bie indeß nie für 
bie Suterefienten gegen Dritte wirft (art, 41. 56), theils durch ein ben Ber- 
tretern von % des Grunblapitals eingeräumtes Recht, durch Bevollmaͤchtigte 
im Namen ber Geſammtheit gegen Borfteher und Kommiffare zu Plagen (art. 
17. 89), theils durch ſtrenge civilrechtliche Haftbarkeit der letzteren nach aufen 
und innen (art. 42— 44), theils endlich durch bie Androhung von Gelb- und 


se) Befonders bebarf ed, wenn Beiträge, bie nicht in @elb beftehen, und be- 
fondere. unmotivtrte Borthelle für Einzelne ftipulirt find, einer Prüfung durch 
eine erfte und einer Approbation durch eine zweite befchließende Berfammlung, 
ebe der Berein als definitiv Tonftituirt gilt. Dieſe Berfammlung beſchließt mit 
Mehrheit, wenn minbeftend % ber Aktien und % ber Mitglieder dadurch reprä- 
fentirt wird (art. 4. 24). Die Eonftituirenden Berfammlungen find ferner nur 
‚befehlußfähig, wenn % bes Kapitals vertreten ift oder enentmell eine nene Ber- 
fammlung, in ber % vertreten ift, bie prowiforifch gefaßten und publicirten Be 
fchlüffe der erften beftättgt (art. 80). Auch bat in ihnen fein Altionär über 10 
Stimmen (art. 37). Wenn die erften Abminiftratenrs im Statut beftimmt find, 
gilt dies nur auf ein Jahr (art. 25). 
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jelbft Gefaͤngnißſtrafen gegen die Gefellichaft, ihre Beamte und bie Aktionäre 
(art. 13 — 16. 45) gefidhert, wobei als eigenthümlich beſonders die ftrenge 
Strafbeftimmung (Gelbbufe bis zu 10,060 Francs und Gefängnig biß zu 
6 Monaten) gegen diejenigen, welche auf Grund einer fremden Aktie fiimmen, 
fowie gegen Aktionäre, welde ihre Aftien dazu herleihen (art. 13. 45), ber- 
vorzubeben if. — So bat Frankreich einen wichtigen Schritt zur Freigebung 
ber Koͤrperſchaftobildung gethan. ber freilih find es nur bie handels⸗ 
rechtlichen Kapitalvereine, welde durch die Geſetze von 1863 und 1867 
von ber Staatsbevormundung emancipirt find, und weit bleiben dieſe Geſetze 
Binter ihrem engliſchen Borbilbe, das die gefammte Genoſſenſchaftsbildung ber 
Autonomie anbeim giebt, zurück. 

5. Durch die Begründung einer volllommen freien Kapitalgenofſenſchaft 
Bat das nenefte engliſche wie franzöfiiche Recht vor dem deutſchen Recht 
einen Borfprung gewonnen: Denn in den größeren beutfdhen Stanten hat bis 
heute der Altienverein noch nicht ganz ben Einfluß bes hiftoriſch überlommenen 
ftanteanftaltlihen Moments und die Einwirkung bes älteren franzoͤfiſchen 
Rechts überwunden. 

Nah dem Berfall ber Hanſa umb der großen Kaufmannsgefellichaften 
Süpdventfchlanbs, welche letzteren wol theilmeife Handelsſchutz, theilweiſe Ge⸗ 
meinerwerb bezweckten, ohne doch als Aitienvereine organifirt zu ſeine), ſcheint 
bei dem Daniederliegen des Handels von größeren Kapitalvereinigungen in 
Deutſchland überhaupt nicht Die Rede geweien zu fein. Kamen für begrenztere 
Zwede bier und ba fpontane Aflociationen Tapitaliftifcher Natur vor), fo 


) Die fühdentihen Kaufmannsgeſellſchaften, gegen welche fi) Reichsgeſege 
und Reichtgerichte wandter unb welche fi fobann bis in die erfte Hälfte des 
17. Jahrh. auflöften, waren vermuthlich offene Erwerbsgeſellſchaften mit Kom⸗ 
manditeinlagen (darauf läßt die Erzählung fchließen, daß ans ber Ambrofi-Hod- 
ſtetterſchen Gefellichaft in Augöburg ein Zheilnehmer nad 6 Jahren 88,000 fi. 
ftatt eingelegter 900 fl. zurüdverlangt babe), die dann weiter untereinander zu 
gemeinfamem Handelsſchutz gildenmäßig verbunden waren (ſchwäbiſche Handels. 
geſellſchaft). VBgl. Marquardbus L c. ©. 342 Rr. 88. Roſcher 1. c. 87df. 
414. Anderer Meinung fheint Endemann ©. 278 Note 34. 

©) Die merkwürdige, von Werner, Geh. ber Iglauer Tuchmacherzunft 
(def. S. 60f.), dargeftellte Afiociation ber Tuchhändler und Tuchmacher zu Iglau 
war, foweit bie mangelhaften Daten einen Schluß geftatten, eher einer modernen 
Probuktin- rejp. Abfapgenofienichaft ald einer Aktiengefellichaft vergleichbar. Die 
i. J. 1592 vom Kaifer betätigte, 1620 aufgelöfte „Kompagnie” fepte allerdings 
für den Eintritt ein beftimmtes Legegeld feft, zu deſſen Aufbringung fih, wenn 
es Einem zu ſchwer fiel, zwei oder Mehrere vereinigen konnten. Allein daß biefe 
Einkaufsfumme, wie Werner ſich ausbrüdt, „eine Altie” gegeben babe, ift un⸗ 
wahrſcheinlich. Erhellt es nicht, ob befchränkte oder folidartfche Haftung ſtatt⸗ 
fand, und tft es wahrfcheinlih, daß die das Eintrittsgeld zuſammenſchießenden 
Perſonen nur ein kollektives Genofſenrecht, d. 5. eine Kollektivftimme, erhielten, 


= 
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waren doch dieſe in ihrer Sfolirtheit zur Begründung eines nenen Rechtsin⸗ 
ftituts jedenfalls nicht geeignet. Als aber im 18. Jahrh. die Verwendung 
des Aktienprincip für einige überfeeiihe Kompagnien (3. DB. die Wiener 
orientalifche Kompagnie von 1719, die von Karl VI. in Ditende errichtete 
Handelsgeſellſchaft 1711 — 1740, mehrere von Friedrich dem Großen gegründete 
Emdener Kompagnien), für Berfiherungsgejellihaften nnd Banken begann *!), 
gieng die Initiative hierzu faft durchweg von den Regierungen aus und kei 
der Geftaltgebung dienten die Gejellihaften der Nachbarländer als Vorbild. 
Die innere Einrihtung der neuen Inftitute war daher im Weſentlichen die 
von Staatsanftalten, bei welchen durch Aktienemijfion den Privaten die Be 
theiligung am Gewinn ermöglicht, nicht aber eine Theilnahme an der Ber- 
waltung eingeräumt wurbe. “Dies war felbit bei reinen Erwerbsunternehmungen, 
wie die Staaten fie in Folge des abfolutiftifch-fistaliichen Princips zu entriren 
pflegten, 3. B. bei der v. Friedrich IL errichteten Seehanblung®*), der Fall. 


fo war doch fchwerlih die Genofienichaft eine ihren Gewinn nach Aktien ver- 
tHeilende Erwerbögefellichaft. Vielmehr kaufte fie ihren zur Lieferung an fie ver- 
pflichteten Mitgliedern die Tuche ab und verhandelte dieſelben ihrerfeits mit Vor⸗ 
theil, vertheilte aber den überfchießenden Gewinn nicht nach Kapitaleinlagen, 
fondern nad den gelieferten Tuchen. Leptere® wird wahrſcheinlich durch die 
Form, in welcher im legten Viertel des 18. Jahrh. die Afiociation erneuert warb. 
Denn dieſe neue Affociation war durchaus nur eine Erweiterung der Zunftver- 
faffung für die Zwede gemeinfamen laufmänniſchen Abſatzes. Ihre Mitglieder. 
waren daher alle zünftigen Meifter und Händler, und das Genofſenrecht war ent- 
fhieben rein perfönfiher Natur. Die Genoffenfchaft handelte nur mit den Fa⸗ 
brifaten ihrer Genofſen, weldye fie denfelben nach einer durch die Geſchwornen 
und den Zunftausfchuß vollzogenen Prüfung abnahm. Nach außen aber ftellte 
fie fi als ein großes Hanblungshaus dar und befaß zu biefem Behufe ein zahl- 
reiched Taufmännifched Beamtenperfonal. Bon dem Handelsgewinn. wurde ein 
beträchtlicher Theil für Korporationszwede angelegt, das Webrige aber unter die 
Benoffen nad Verhältniß des von einem eben eingelieferten Tuches vertheitt. 
1) Bol. über die Kompagnien Pauli, de jure belli societatis mercatoriae 
majoris privilegiatse vulgo Einer Oftropirten Hanbeld- Compagnie. Halle 
1751. 8 8 ©. 8. Auch eine societas Borusso-Brandenburgica ad Russicas 
merces exportandas mwurbe begonnen. Ueber die älteften Banken Hübner Bd. 
I. Ueber die älteften deutjchen Verſicherungsgeſellſchaften auf Aktien nuten $ 70. 
”) Die „Seehanblungs- Gefellichaft" wurde durch Dftroi v. 14. Det. 1772 
(b. Mylins, N. C. C. V, b. 515 und Rabe, Samml. I, 4. 369) errichtet und 
mit Monopolen und Privilegien begabt, um ben Handel mit bem Auslande zu 
beleben. Der Betrieböfonds follte aus 2400 Altien zu je 500 Thlr. befteben, 
von denen der König 2100 übernahm, während bie übrigen 300 an Kanflente 
und Privatperfonen abgelaffen wurden. Die Verwaltung lag ganz in den Händen 
ftaatlich beitellter Bebörben. Durd Patent vom 4. März 179 (Myliusl.c. IX, 
2029, Rabe L c. II. 597) wurde ihr noch mehr als zuvor der Charakter eines kaufe 
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Auch in unſerm Sahrhundert hielt man dann zunädft an der Auffafjung feit, 
daß das Recht jedes einzelnen Bereind auf einem beſonderen landesherrlichen 
Oktroi berube, mithin ein Specialprivileg fei, — wenngleich thatfächlich mehr 
und mehr die Initiative und Geftaltgebung in fommerciellen und inbuftriellen 
Dingen auf tie Fapitaliftiichen Kreife jelbft übergieng und die Bildung der 
freilich Anfangs wenig zahlreichen Aktienvereine für den Welthändel, für 
Bankweſen, für Berfiherungen, für Kanalbau und Schifffahrt und bald für 
die Anlage ber eriten Eifenbahnen das Probuft bes freifchaffenden Affociations- 
geiftes war”). Nur Hamburg und Bremen, in diefer Beziehung eine Aus- 
nahme unter allen europätihen Staaten, gaben von Anfang an die Bildung 
von Aktienvereinen der Privatwilltür frei"); dafür hatten aber bier die ein- 
zelnen Gejelliihaften gegen die Unterftellung unter das gewöhnliche Societäts- 
recht zu kämpfen und mußten fi oft duch ſehr fünftlihe Klaujeln Dagegen 
ihüten®). Es war ebenjowol die aupßerorbentlihe, namentlich durch das 
Eiſenbahnweſen bervorgerufene Vervielfältigung der neuen Bereine, als bie 
veränderte Anſchauuug ihres Weſens, welche endlich in den größeren deutſchen 


männifchen Staatsinftituts gegeben. Seit 1810 hörte Die Betheiligung von Privaten 
auf, indem der Staat die Aktien zuſammen mit den Schulden übernahm, und das 
Snftitut wurde nun ein felbftändiges Geld- und Handlungsinftitut bes Staats, deffen 
Refiort- und Geſchäftsverhältnifſe mannichfach wechfelten, das aber eignes Vermögen 
und eigne Verwaltung, mithin eigne Perfönlichkeit behielt. Vgl v. Rönne, 
preuß. Staatör. II, 1. ©. 85—88 u. die Litteraturnachweije ib. 85 Note 7. 

) Altienvereine für ben Welthandel waren 3. D. die auf Inhaberaktien ge- 
gründete rheinifch-meitindifhe Rompagnie v. 1821 —1832 (Stat. b. Benber, 
Grundf. des Handlungsrehts J. 826f.) und bie ſächſiſch⸗elbamerikaniſche Kom⸗ 
pagnie. Aktienbanken entitanden 1806 zu Fürth, 1819 zu Kübel (Privat-Dis- 
tonto- und Darlehnskafſe), 1524 zu Stettin (ritterfhaftliche Privatbank in Pom- 
mern), 1884 in Münden (bair. Oypsthefen- und Wechjelbanf), 1888 zu Leipzig, 
1842 zu Braunfchweig, 1847 zu Deflau u. |. w. Dal. Hübner l. c. II. 122. 
17f. 72f. 24f. 122. 86f. Gefchichte und Verfafſung der älteren Verſicherungs⸗ 
gejeflichaften auf Aktien vgl. b. Maſius, Lehre der Berficherung ꝛc. Leipzig 
1846 ©. 97 f. 348 f. 5475. 610f. Näheres in 5 70. Die Donaumainfanalge 
felichaft wurde 1836 gegründet, ihr folgten bald verſchiedene Dampfichifffahrte- 
gejellfchaften in den norddeutichen Seejtädten und in Trieft. Ueber die älteften 
Eijenbabngefellichaften vgl. Pöhls, das Recht ber Aktiengejellichaften &. 73 — 
153. Die Statute älterer preuß. Altienvereine in der ©. ©. v. 1824 ©. 169; 
1825. 41; 1883. 5; 1885. 789; 1839. 177; 1840. 305; 1841. 30. 59. 95; 1848. 
53. 371 u. ſ. w. 

) Durch Hamburg. V. v. 28. Dec. 1835 (b. Pöhls 1. c. ©. 426 f.) und 
Brem. V. v. 6. Dec. 1860 (2. f. d. gef. 9. R. IV. 94 f.) wurde nur dem Princip 
der Publicität gemäß gerichtliche Depofition des Statut und Namhaftmachung 
ber Beamten und Bevollmächtigten gefordert. 

%) So wurde bei einer Hamburger Affeluranzlompagnie v. 1765 und jelbft 
noch in ihrem revidirten Statut v. 1884 (6. Pöhls 297 f.) die bejchräntte Haftung 
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Staaten eine generelle Normirung bes Aktienvereinsrechtd veranlaßte”*), deren 
man fo lange entbehren zu koͤnnen glaubte, als für jeben berartigen Verein 
eine lex specialis Tonftituirt ward. Am Konceffions- und Bevormundung 
ſyftem bielten auch dieſe Gelege feft""), allein fie mußten doch die genofien- 
ſchaftliche Natur des Altienvereind bereits in den wichtigften Punkten aner- 
kennen. Unüberjehbar ift die Fülle der Aktiengejellihaften, welche jeitbem ber 
Aufihwung des wirtbicaftlichen Lebens in Deutihland für Verkchrs⸗, In⸗ 
buftriee und Handelszwecke hervorgebracht bat: je größer aber ihre Zahl 
wurbe, deſto entfchievener überwog bei ihrer Bildung die fpontane Vereinigung, 
deſto freier und fchöpferifcher machte fich bei ihrer Geftaltung die Autonomie 
geltend, defto unwiderſtehlicher verlegte fi der Schwerpunkt des Iuftituts in 
die Genoſſenſchaft der Theilnehmer. Dies mußte benn auch bervortreten, als 
enblih die Aktiengefellichaften eine für ganz Deutſchland geltende geſetzliche 
Rormirung dur die Beitimmungen bes beutihen Handelsgeſetzbuches er- 
hielten), die freilich zunächft nur diejenigen Aktiengefellichaften, welche Hau⸗ 
belsgeichäfte treiben, betreffen, in einigen Staaten indeß (Oldenburg, Mecklen⸗ 
burg, Hamburg) unbebingt und in Preußen unter Abänderung ber eigenthüm- 
lich banbelörechtlihen und zwar namentli nur ber formellen Borkhriften 
gemeralifirt find’). Das Handelsgeſetzbuch vermochte fich freili nicht ganz 
. von ben bald polizeilichen und halb civiliftifchen Anfhauungen zu Löfen, welche 
der modernen Genoſſenſchaft auch auf biefem Gebiet hemmend entgegentreten. 
Es miſcht auf der einen Seite die Vertrags und Miteigenthumsauffaffung 
binein umb fordert auf der andern Seite für die Entftehung und jede effentielle 
Abänderung des Aktienvereind (Statutenänderung, Yortjegung über bie be- 
ftimmte Zeit, Fuſion und theilweife Rückzahlung des Grundkapitals) ftantliche 
Genehmigung '%). Allein in ber erfteren Beziehung hat doch in allen weient- 
lichen Fragen das koͤrperſchaftliche Princip gefiegt, und binfihtli der ſtaat⸗ 


durch limitirte Vollmachten aller Aktionäre auf den Geſellſchaftsbevollmächtigten 
vermittelt. — Eine völlig freie Aktienbank war fhon die 1817 in Bremen ge- 
gründete Diskontokafſe. Gtatutenauszug b. Hübner II. 119 f. 
20) In Preußen für Eifenbabngefellihaften durch Geſ. v. 8. Nov. 1838 (©. 
©. ©. 506), allgemein durch Geſ. v. 9. Nov. 1848 (G. ©. ©. 841); in Defter- 
reich durch Das Vereinsgeſetz v. 26. Nov. 1852, 

”) In Preußen wurde ausdrücklich der Iandeöherrlihen Konceifion und ihr 
allein die Kraft zugeichrieben, dem Verein juriftifche Perfönlichkeit zu verleihen. 

*,9, 9 G. 8. art. 207—249. Die Beftimmungen ber früheren Ent- 
würfe unb der bemnächft ergangenen Einführungsgefege weift Renaub ©. 32 — 
35 nad. 

"*, Hamburg. Einf. Gef. $ 24, Olbenb. art. 20, Mediend. 8 3 Rr. 8. Preuß. 
Geſ. v. 15. Febr. 1864 (G. ©. ©. 57). 

0 9, 9. ©. 8. art. 208. 210. 211. 214. 247. 248. 249. Dazu Renaud 
©. 286-317. Endemann, H. R. $ 55 ©. 280; $ 58 ©. 304. 


5 69. Die Entftehung u. Vollendung d. Bermögensgenofienicaft. 11005 


lichen Genehmigung weift fchon die dem Landesgeſetz verftattete Abweichung, 
wie fie demnädhft in Hamburg, Bremen, Lübeck, Oldenburg und (außer bei 
Bank«, Kredit- und Verfiherumgsinftituten) in Baden verfügt ift!), darauf 
bin, daß fie nichts für ben Rechtscharakter bes Vereins Beitimmendes mehr 
fein Tann und fomit von dem alten Oktroi ihrem innerften Weſen nach ver- 
ſchieden ift. Sie iſt daher da, wo fie feftgehalten worben, durchaus nur 
ftaatspolizeiliher Natur ier), weshalb es möglich war, fie bei der Auflöfung 
bes Vereins nicht zu verlangen. Und fo bebauerlih es ift, daß man fi 
nicht zu entjhließen vermochte, die Körperfchaftsbildung völlig freizugeben, fo 
ift doch wenigftens für fein pofitives Leben innerhalb der einmal gezogenen 
Grenzen der Atienverein, ftatt unter ftaatlihe Bevormundung, im Weſentlichen 
unter eine bloße Staatsanfjicht geftellt worden’). Gin ungefchmälertes 
Erbtheil des Polizeiftants und ein entſchiedener Bruch iu das genoffenfchaft- 
liche Princip Tiegt freilich noch darin, daß die meiften Landesgeſetze (f. unten 
Note 140) den Berwaltungsbehörden aus Gründen bes öffentlichen Wohls die 
Aufldfung des Aktienvereins (wenngleich gegen richterlich feftzufeßende Ent- 
[Hädigung) vollfommen preisgeben. 

B. Der Atienverein ift fomit im neueften beutichen Recht im Princip, 
obwol nad) den meiften Landesgeſetzen nicht ohne erhebliche Modifikationen, als 
eine freie, Leben und Perfönlichkeit aus fich felbft fhöpfende Genofſenſchaft an- 
erfannt. Gr nimmt aber unter den Genofjenihaften injofern eine eigenthüm- 
liche Stellung ein, als er eine durchgeführte Vermoͤgensgenoſſenſchaft, eine 
reine Kapitallörperfchaft iſt. Diefe Stellung, durch welde er als Schlußglieb 
in einer Iangen Kette deutſchrechtlicher Gemeinſchaftsformen charakterifirt wird, 
ift bier nach ihren Umriſſen noch zu ffizziren. 

Dabei ſei vorerft, ohne der erft im zweiten Theil möglichen Erörterung 
der rechtlichen Natur diefer Vereinsform vorgreifen zu wollen, darauf hinge⸗ 
wiefen, wie die gerabe bei dieſem Inſtitut fo außerordentlich divergirenden 
jnriftiſchen Auffaffungen nicht ohne Zufammenbang mit der hiſtoriſchen Ent- 
wicklung waren ober wie fie doch dadurch eine relative Berechtigung haben, 
daß jede von ihnen ber Hervorkehrung einer bis dahin vernachläffigten Seite 


10) Hamb. Einf. Gef. 8 25. Lüb. art. 14, Oldenburg. art. 20 $ 2. Bab. 
art. 82, 

108) Yon bemfelben Gefichtöpuntt gehen einige fchweizeriiche Geſ. auf; 3. B. dad 
Berntfche Gef. über Aktiengeſellſch. v. 27. Nov. 1860 (i. d. 3. f. d. ge. 9. R. V. 
284 f.), welches, obwol vom Societätsbegriff beherriht, an der Stantögenehmi- 
gung fefthält (art. 1), und das Zürch. Civilgeſetzb. welches bei Aktienvereinen zu 
induftriellen und ökonomifchen Unternehmungen Prüfung und Genehmigung bed 
Regierungsraths fordert, obwol ed im Allgemeinen die Körperfchaftsbildung frei- 
giebt (8 20. 22. 44). 

109) Bol. auh Renaud $ 18 ©. 176f. Nur ber art. 240 de 9. ©. B., 
den das Randesgefep abändern kann, beruht noch auf dem Benormundungsinftem. 
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ihre Gaitftehung verbanfte. So lange man bad Recht jeder Altiengefelfichaft 
ans dem Iandesberrlichen Oktroi berleitete, Tonnte man umr zwilchen der Au⸗ 
nahme einer Auftalt und ber eines corpus — Begriffe, die im Siune der 
legtverflofienen Jahrhunderte ſehr mahe bei einander Ingen — ſchwanken. Nichts 
fann irriger fein, als den älteren Zuriften die Societätstbeorie anzudichten. 
Die italiewifchen montes erſchienen durchaus als kapitaliſtiſche Suftitute, bei 
denen die Mitglieder wie bei einer fremden Auftalt beibeiligt waren, fo ba 
fie Scaccia mit deu Leihhäufern (montes pietatis) zufammenftellt ). Die 
Oandelölompaguien aber konnte man bald mehr als privilegiirte Korvorationen, 
bald mehr als Staatsinftitute, wie aber als bloße Geſellſchaften betradytem, 
wie fie denn von Marguarb uicht bei den Societäten, ſondern bei deu Kauf- 
mannögilden (collegia), nad) deren Mufter fie eingerichtet feien, abgehandelt *), 
von Deimeccins und Pauli als corpora und partes reipublicae bezeichnet *) 
und auch von den älteren franzöfiichen Suriften nie unter die Gejellichafte- 
verträge fubfumirt wurben”). Und ſehr deutlich war fidh, wie wir geieben 
haben, von Anfang an der Staat bewnßt, daß er es hier mit einem forpora- 
tin angelegten Organismus zu tbun babe, und nahm demgemäß feine Pofitiom. 
Gerade die Eorporative Geftaltung des Altieuvereins gab den Rechtsgrund für 
das vom Staat beanfpraudhte Genehmigung, Bevormundungs unb Auf- 
bebungsrecht ber, wie dies in allen älteren Gefeben, im Code de commerce 
ſowol als in den preuß. Geſ. v. 1838 und 1843 und im äfterreichiichen Bei. 
v. 1852 hewortritt. Auch erfeunen, wenn fie gleich den Korporationsbegriff 
nit durchgängig fefthalten, ſowol Diefe wie die neneren Gefebe faft alle 
principiel und alle praftiic dem Akltiewerein eine eigene Redytsperjönlichkeit 
zum). Sn der That hat denn auch außerhalb Deutſchlands die Theorie kaum 
je die körperfchaftliche Natur des Altienvereins in Zweifel gezogen, wobei freilich 
in Fraukreich die dort angenommene Ausdehnung des Begriffs der juriftifchen 


w) Gcaccia 1. ec. ©. 47f. 75f. Auch die von Stracha mitgetheilte 
decisio der rota zn Genua entichied (Rr. 35), daß feine societas vorliege. 

ı Marquardus L c. ©. 867 f. Rr. 64f. ©. 371f. Nr. 82— 88. 

tue) Heineccius, de jure princ. circa commerc. libert. tuendam, Hal. 
1738 $ 45. (collegium; privilegia, sine quibus vel consistere vel florere non 
possunt). Pauli in der Rote 91 cit. Schrift, in welcher er das Kriegführungs- 
recht einer oftroyirten Hanbelsftompagnie zu erweifen unb zu begrenzen fucht, 
fpriht 4 9 ©. 9 von einem „totum sociorum corpus“, ba3 „auctoritate cujus- 
dam superioris evaluit*, und folgert, daß die Eigenſchaft einzelner Mitglieder 
ale Anslänber die Staatözugehörigkeit der societas qua corpus nicht bindere. ©. 
26 $ 37: pars reipublicae. 

107), Bol. die Darftellung ber Theorien v. Savary Bater u. Savary Sohn, 
die unter soci6t# anonyme noch nicht den Altienverein, fondern Die ftille und 
die Gelegenheitögefellihaft verftanden, 6. Renaub ©. 21. 28. 

03) Renaud ©. 151 - 159. Rur das Bernifche Gef. macht eine Ausnahme. 
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Perfon anf alle Handelögefellichaften mitwirkte, während in England die Frage 
ber Korporationsrecdhte mit der Gpiftenzfrage von je volllommen zufammenfiel. 
In Deutichland dagegen entwidelte fih aus der Reaktion gegen die ältere, 
Alles in den Stantsoktroi verlegende Anfchauung eine direkt entgegengejeßte 
Theorie, welche, in Webereinftimmung mit der thatſächlichen Emancipation der 
Kapitalsaffociation von der Staatsinitiative, das Weſen bes Inſtituts im 
Willen der Verbundenen fuchte, dies aber unter dem Zwang ber herrichenden 
Korporationslehre nicht anders durchzuführen vermochte, als indem fie jenen 
Willen als einen Bertragswillen auffafte und den Aktienverein felbft dem 
römifhen Societätöbegriff unterftellte. Diefe Theorie wurde dann im Ein- 
zelnen verfchieden geitaltet, indem insbefonbere von Einigen die Vertragsnatur 
für ein fo nothwendiges Merkmal des Vereins erklärt wurbe, daß felbft eine 
ausdrüdliche Inkorporirung durch den Staat daran nichts ändere), während 
die Meiften fi begnügten, die rechtliche Möglichkeit einer nicht zur Körper- 
haft oder juriftifchen Perfon anderer Art erhobenen Aftiengefellichaft als 
modificirte societas darzuthun 1%). Daß eine folde, mit den Thatſachen, dem 
Verkehrsanſchauungen, den Geſetzen und allen Statuten in unlöslihen Wider 
ſpruch ftehende Anfchauung bedeutende Verfechter zählen und noch bei der Ab- 
faffung bes Handelsgeſetzbuchs Einflug üben Tonnte'''), wird allein durch das 
Dilemma begreiflih, in weldes bie Anhänger ber civiliftiihen Gefellichafts- 
lehre durch die ihnen allein offen gelaffene Wahl zwifchen der römifchen socie- 
tas und der römifchen universitas gebracht wurden"). Dennoch war, wenn 
eind von heiten gewählt werben mußte, allei die universitas möglih. Mehr 
und mehr wurde daher fie zum Ausgangspunkt der Aktiengejellichaftslehre er- 
hoben, wobei dann natürlih im Einzelnen eine ſehr verfchiedene Geftaltung 
möglich blieb. So fehr inde die auch bei den Romaniften allmälig eintre- 
tende Milderung des Savigny'ſchen Korporationsbegriffs hierbei eine Akkom⸗ 


) So Thöl, H. NR 5 44 — 472; Treitfchle, Zeitfchr. f. D. R. XIII. 
382 — 418. " 

10) Sintenis, de soc. quest., quae dieitur Atiengefellfchaft. 1837. Vgl. 
beffelben gem. Civilr. $ 121 Anm. 17. Krig, Sammlung von Rechtöfälfen III. 
(1841) ©. 311f. Pahle, dad Recht der Altiengeiellichaften. Hamb. 1842. (Er 
ſpricht freilich daneben von einer moralifchen Perjon, 3.8. ©. 58. 55. 173. 174). 
Boigt, 3. f. d. gel. H. R. L 477. — Ebenſo Rösler, 3. f. d. gef. 9. R. 
IV. 286. Pfeifer, jurift. Perl. 8 17 ©. Alf. Gerber, 3. f. Eivilr. u. Proc. 
N. 8. XI. 198 f. n. PR. 8 198. Schmid, Arch. f. civ. Prar. Bd. 86 ©. 
184 f, Gengler $ 112. Walter 8 298— 808. 

111) Bol. den Streit über die juriftifche Perfönlichkeit des Aktienvereins in 
ben Protofollen S. 154 f. (bei. 156.) 161. 276. 1027 f. 1089. 

m) Diefes Dilemma veranlaßte Brackenhöft fogar, bei Darftellung ber 
Aktiengefellichaft im Rechtslex. 3. v. „Handel V. 83—95 auf die Erklärung 
ihrer rechtlichen Natur ganz zu verzichten. 








1008 Das freie Genoffenfepaftsweien für wirthſchaftliche Zwece. 


mobation an das Leben geftattete, fo Tonnte boch bie fo vorgenommene Kon- 
ftrußtion niemals den Grundtypus der römifchen universitas verlängnen, es 
blieb das anftaltlihe Element, und, ftatt als ein in feinen Gliedern lebendes 
Ganze begriffen zu werben, wurbe ber Verein in eine ihm frembe und äußere 
Einheit in der Form einer ihm Tünftlich angebichteten Perſon und .eine recht⸗ 
lich unverbunbene Vielheit aufgeläft iur). Dem Bedürfniß, einer foldhen Alter- 
native entboben zu fein, entiprangen mannichfache Verſuche, auf dem Wege 
ber ciniliftiichen Konftrußtion entweder ben Serietätsbegriff jo zu erweitern, 
dag die Gefellihaft Die Möglichkeit erhielt, rechtlich als eine Einheit — og. 
formelle oder Eollektine Einheit — zu gelten!‘“), ober aber eine Mobifikation 
bes roͤmiſchen Rechtsgedankens der juriftiſchen Perſon durch das Geiellichafte- 
prineip zu fatuiren"®), Der vielgeſcholtenen Genofſenſchaftetheorie dagegen 


118) Bon ber Durhführung der reinen universitas geben aus: Martens, 
H. R. 9 26. 27. Unger, Erit. Weberidh. VL 183. Beſchorner, das dentſche 
Eifenbabureht S. 19—91. Heiſe, H. R. 9 26f. ©. 66f. Hermann, ber 
Rechtöcharakter der Altienvereine, Leipz. 1858. Fick J. c. S. 1f. (mit der eigen- 
thümlihen Modifikation, daß bie juriftifche Perfon des Vereins nur für deu Einen 
Zwei da ift, bie Stelle des Komplementärd bei ber Kommanditgefellichaft zu 
vertreten). Renaud, das Recht ber Wktiengefellichaften, Leipz. 1868. Hahn, 
Kommentar zum H. ©. B. (1.489 zu art. 213). Windſcheid, Pand. (2. Aufl.) 
8 58 Note 5. Dabei erflären bie Meiften (fo Unger, Sid, Windfcheib) bie 

Aktien für Forderungsrechte der Einzelnen gegen die juriftifche Perſon; Renant 
für eine „Eigenfchaft der Perſon“, — ein fchiefer Ausdrud, hinter dem ſich ber 
richtige Gedanke, daß die Uftie die zur Sache gewordene Korporationsmitglied- 
ſchaft ift, verbergen könnte, wenn nicht in ber Folge der Zufammenhang der Ber- 
mögenöglieberung und ber forporativen Organifation ald etwas Zufälliges, Außer: 
wejentliche® bargeftellt, jede Verbindung der Altienrechte mit einander negirt, 
Rechte und Pflichten der Aktionäre, ftatt ale Einheit begriffen zu werben, als 
bejondere Ausflüffe verfchieden gearteter Berbältnifie von einander getrennt unb 
überhaupt die Elemente des Ganzen wie mafchinenmäßig verbundene Theile auf- 
gefaßt würden. 

116) Auf diefer Grundlage beruhen die Abhdl. v. Sally, 3. f. D. R. XL 
817 —449 und Reyſcher ib. XIIL 882 —413. Aehnlich früher Unger (Syſtem 
$ 48). Ebenſo Brindmann, H. R. 5 59—64. Für alle juriftiichen Perſonen 
überhaupt fucht diejen Gedanken burchzuführen: Saltowsti, Beltr. zur Lehre 
von den jur. Perf. 1868. 

118) So geht Auerbach, Geſellſchaftsweſen S. 184— 407 von dem Gedanken 
einer juriftifchen Perfon aus, die allfeitig von gefellfchaftlihen Momenten burdh- 
drungen iſt. Diepel, bie Befteuerung ber Altiengejellichaften, Köln 1859, ©. 
4 f. u. Fitting, krit. Vierteljahrsſchr. I. 588 ſprechen von einer „uneigentlichen“ 
juriftifchen Perfon. Ladenburg, im Archiv für dent. Handeld- und Wechſelrecht 
X. (1861) ©. 227f. und in Buſch' Archiv VI. (1865) ©. 206 f. will eine 
juriftifche Perfou, aber keine Korporation annehmen und damit unmittelbare An- 
theilrechte der Glieder am Bermögen verbinden. 
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gebübrte das Berbienft, fi zuerft von diefen Künfteleien fern zu halten und 
die Altiengefellihaft als eine felbftändige Bildung bes deutſchen Rechte zu be- 
greifen, weldye in bie Zwangsjade überlieferter roͤmiſcher Begriffe nicht paßt. 
Sreilih war diefe Theorie unbaltbar in derjenigen Formulirung, in welcher 
fie die Genofjenfchaft für ein Mittelding zwiſchen Körperichaft und Geſellſchaft 
audgab!!). Ein folhes Mittelbing kann wol hiſtoriſch, nicht aber juriſtiſch 
eriftiren. Allein von dem Begründer ber Lehre, von Beſeler, ift gerade 
mit Bezug auf ben Aktienverein ausdrücklich bereits anerkannt, daß er Kdr- 
perſchaft iſtum; nur ift er eben eine „Torporative Genoſſenſchaft“, er 
ift keine römifchrechtliche, von dem Princip der universitas beberrichte, ſondern 
eine beutjchrechtliche, nach dem Princip der Genoſſenſchaft gebaute Körperichaft. 
— Bei allen diefen Theorien wurde nun aber nur bie eine Seite des Aktien⸗ 
vereind, bie Perjonenvereinigung, berüdfichtigt und das Verhältniß von Ein- 
beit und Bielbeit in derjelben zum Ausgangspunkt der juriftifhen Konſtruktion 
gemacht: dagegen blieb ber fpecifiiche Unterfchied biefer Vereinsform von 
andern Genofjenichaften, das eigenthümliche Verhältniß zwifchen der Perfonen- 
vereinigung und dem vereinigten Kapital, unberüdfichtigt ober wurde wol gar 
ausdrücklich für unerheblih erflärt. Grund genug, um eine Reihe anderer 
Theorien bernorzurufen, bie nunmebr umgefehri einjeitig das Tapitaliftiiche 
Moment betonten. Dies geſchah wieberum auf einem boppelten Wege. Ent- 
weder wurde die Vermoͤgensmaſſe als foldde zur Trägerin des Inftituts er- 
boben, wobei bald der Nachdruck auf ihre Gliederung gelegt und fomit eine 
mobificirte Vermoͤgensgemeinſchaft (communio) oder fachenrechtliche Gejellihaft 
Tonftrnirt!"®), bald vielmehr die dem Vermögen feine Einheit und Richtung 
gehende Zweckbeſtimmung zu Grunde gelegt und in verjchiebener Art ein fo- 
genanntes Zweckvermoͤgen“ ftatuirt wurbette). Oder aber es wurde an der 
jelbftändigen Rechtsperſoͤnlichkeit des Vereins feftgehalten, als Subſtrat derſelben 
jedoch ftatt der Perfonenvereinigung die Vermögensmafie felbft geſetzt, fo daß 
fih die Bereinsperfönlichkeit in eine Stiftungs- oder Anftaltöperfönlichkeit, die 

110) So Wolff, 9. R. $ 109. Mittermaier $ 557. Weiske, Neue 
Jahrb. f. Geſch. und Polit. J. 244 f. Bluntfhli, P. R. $ 189. 

17) Befeler, P. R. 8 224. 

10) Schon Band, Beitr. zur Reviſ. ber preuß. Geſetzgeb. I, 2. 177 f. gebt 
von dem Gedanken einer durch die Mitglieder nur vertretenen Kapitalvereinigung 
aus. Marbach, ein Wort über den Rechtscharakter ber Altieuvereine, Leipz. 
1844, führte dann die Idee eines „ſachenrechtlich gleihfam urganifirten Rechts. 
ganzen“ durch, dad er durch eine unauffündbare, Die Verbindung ausſchließlich 
vermittelnde objektive Rechtsgemeinſchaft entftehen lieh. 

119) Demelius, bie Rechtsfiktion ©. 85; Jahrb. f. Dogmatik IV.2. Bekker, 
i. d. 2% fd. gef. H. R. IV. 565f. Dagegen erblidt der Erfinder bed Zweckver⸗ 
mögend, Brinz (Pand. S. XI. 172. 979— 1150), in den Aftienvereinen zwar 
Korporationen, fept auch dabei ein Zwedvermögen als möglich, fieht aber das 
Altienvermögen nicht als folches, fondern als Miteigenthum an. S. 1013 f. 1041 f. 
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Koͤrperſchaft in ein „Berkehrsinftitut" (fo Witte ©. 16) verwandelte "*). 
Hiermit war denn bie Tapitaliftiiche Theorie, deren Verdienſt um bie Hervor⸗ 
bebung eines der neuen Bereindform allerdings efjentiellen Moments nicht be⸗ 
ftritten werben Tann, durch vollftändige Negirung des genofienichaftlichen Ele⸗ 
ments auf die Spite getrieben. 

Inzwiſchen bat ſich, durch alle wiberfprechenben Theorien unbeirtt, die 
Altiengefellichaft im Rechtöleben in der ihrem Weien angemeffenen Weiſe fort- 
entwidelt und immer beutlicher als vollendete Bermögensgenofienichaft geftaltet. 
Schoͤpferiſch war dabei freilich weber die Wiſſenſchaft noch das Geſetz: aber 
fie mußten juerft als Spectalnorm der konkreten Fälle, endlich als ein im 
fpeciellen Ball nur in befonderer Weiſe zur Erfcheinung kommendes allgemeines 
Recht dasjenige anerkennen, was die Autonomie der ſich afſociirenden Kreife 
erſchuf. Die Statuten, vermöge deren bie einzelnen Kapitalgenoflen- 
ſchaften fi felbft ihr Hecht gaben und geben, finb jo bie widhtigften Er⸗ 
kenutnißquellen für das Weien bes nenen Suftituts, vor Allem für feine 
Stellung unter den Genofjenichaften und im Rechtsſyftem überhaupt. Unb 
diefe Erkenntnißquelle bleibt, wenn man anders im Recht nicht ein tobtes 
Schema, fondern einen lebenden Organismns ſucht, auch da unentbehrlich, 
wo für alle oder für einzelne Klaſſen der Attienvereine allgemeine Geſetze 
ergangen find. Denn alle Geſetze normirn nur das äußere Recht der 
Altienvereine in vollftändiger und umbebingt gebietenber Weiſe, während fie 
für ihr inneres Recht zwar einzelne abfolute Beſchränkungen aufftellen, ben 
pofitiven Theil beijelben aber nur jubfidiär und unvollftänbig regelu. Gin 
Altienverein vermag daher (ungleich einer Gemeinde) ohne Statut überhaupt 
nicht zu beitehen, und das Geſetz jelbft macht nicht nur das Vorhandenſein 
eines an gewiſſe Formen gebundenen Statuts zur Griftenzbebingung bes Ber- 
eins, fonbern verlangt auch pofitiv ein Minimum feines Inhalts ꝛi)y. Sa 
noch mehr! es liegt in der Natur der Sache, daß das Geſetz, wo es ſelbft 
das Genoſſenſchaftsrecht jubfidiär normirt, unter allen möglichen Beftimmungen 
diejenigen wählt, weldje das Individuum am mindeften befchränten und binden; 


120) So beionderd Kuntze, Inhaberpapiere 502 f., 3. f. d. gef. H. R. VL 
239 f. u. krit. Vierteljahrsſchr. VI. 58. Bitte, 3. f. d. gef. 9. R. VOIL 1— 
27. (Auh Auerbad 1. c. ©. 281 f. findet im Altienverein etwas ber Stiftung 
Aehnliches). Den Aktionären giebt Kunpe ein eigenthümliches „jus in bonis“, 
Bitte (S. 17f.) ein einfaches Forderungsrecht gegen bad Suftitut. Beiben find 
bie Aktionäre nicht „Zräger*, fonbern „Organe” ber juriſtiſchen Perfon. Ebenſo 
neigt Endemann $ 5666, bef. $ 56, zur Auffafſung des Ultienvereind als eines 
perſonificirten Kapitalfonds. 

ui) D. H. ©. B. art. 208. 209. Nur das engliſche Recht ſtellt ein voll⸗ 
ſtändiges ſubſidiäres Normalſtatut auf (Auhang 1. A. zum Gef. v. 1862; für 
Aktiengeſellſchaften with guarantee Anh. 2. C, unlimited Anh. 2. D). Bgl. auch 
Renaud ©. 239 f. über Nothwendigkeit und Weſen, ©. 248 f. über die Form, 
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daß dagegen das Statut, weldyes einen lebens- und bewegungsfäbigen, Die 
Möglichkeit ber Fortbildung im fich tragenden Organismus berftellen will, 
regelmäßig ein ftärkeres als das gefehlich allgemein anerkannte Recht für Die 
Bereindeinheit der Vielheit gegenüber Tonftituiren muß; daß fomit manche 
geſetzlichen Beftimmungen nur getroffen werben, um in der überwiegenden 
Mehrzahl der Statuten abgeändert zu werden'*); und daß ſich folgeweiſe 
hier für den, weldier das Weſen der Gefammterjcheinung des Snftituts ohne 
Derüdfichtigung der Statuten lediglich and dem fubfibiären gemeinen Recht 
beftimmen wollte, ein völlig jchiefes Bild ergäbe'*®). 

Der Altienverein bat filh, fagten wir, zur vollendeten Bermögensdge- 
noſſenſchaft geftaltet. Hierbei ift aber zu beachten, daß unfer modernes 
Affociationsleben, wie es überhaupt eine unerſchoͤfliche Mannichfaltigkeit von 
Uebergängen und Miichformen aufweift, keineswegs nur den reinen Aktien- 
verein, nur bie durchgeführte Vermögensgenoffenichaft kennt, ſondern das ihr 
zu Grunde liegende Princip in ber verjchiebenartigften Weiſe mit andern 
Rechtögeftaltungen fombinirt. Es kommt daher einmal vielfach vor, daß fich 
mit der Kapitalafiociation ein perjöuliches Genoffenverhältnig verbindet oder 
daß doch in ber Organifation eines Aktienvereins das perſoͤnliche Element in 
höherem oder geringerem Grabe als etwas Selbftändiges, nicht lediglich dem 
Kapital Dienendes zur Geltung kommt, daß umgekehrt eine Perfonengenoffen- 
haft ein Tapitaliftifhes Moment in fih aufnimmt und dieſes, ohne darin 
aufzngeben, nach dem Aktienprincip Tonftruirt Andeutungen über folche Fälle 
©. 269. über ben wefentlihen Inhalt, S. 274 f. über die Wirkſamkeit ber 
Statuten; Endemann $ 58, 

129) So z. B. D. H. G. B. art. 215; beſonders aber art. 214 u. 242, welche ed un- 
entſchieden Lafien, ob nicht für Etatutenändernng, Vermehrung bed Grundkapitals, 
Sortfeßung und Auflöfung Nebereinftimmung aller Aktionäre erforberlich ift. (Dieb 
nimmt Renaud ©. 442 f. 460. 664. 716 f. an, dagegen Zimmermannin Buſch's 
Arhiv V. 122f. Endemann 8 62 Note 82 fordert Einftimmigkeit, aber nicht 
der Altionäre, fondern der Generalverfammlung. Für bad gemeine Recht fordern 
Biele, 3. B. Poöhls &. 197, Kinftimmigkeit. Weber die Richtigkeit oder Un- 
richtigkeit der Anficht vgl. Th. II). 

139) Eine Anzahl älterer Statute bei Pöhls 1. c. im Anhang ©. 297f. 
Ueber ein Dupend Statute verfchiedener Gattung hat FollyL c., einige Gengler, 
viele beſonders ſüddeutſche und fchweizerifche Statute Renaud benubt (wad dem 
Lesteren von Laband, 23. f. d. gef. H. R. VII. 619 zum Vorwurf gemadjt 
wird‘). Statute von Berficherungsattien -Gefellichaften bei Maftius 1. c. Sehr 
werthvoll ift: Hoder, Sammlung ber Statuten aller Aktienbanken Deutſchlands. 
Köln 1858. (Doc find von den 46 Statuten nur 88 wirkliche Aktiengejell- 
Ichaftöftatute. Zwei (Nr. 80 u. 43) find reine Anftalten, 6 (Nr 2. 3. 13. 28, 
36. 48) Altientommanditgefellfchaften, davon die Diskontogefellichaft zu Berlin 
(Rr. 13 ©. 158 — 176) mit höchſt eigenthirmlicher Organifation). Das reichhaltigfte 
Material bieten jedoch die Geſetzesblätter der einzelnen Staaten, wie denn die 
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find tbetls ſchon oben ($ 65) erfolgt, theils werben fie fi weiter (f. unten 
u. & 70) ergeben. Zweitens aber ift neben ber reinen Altingenoffenfha ft 
ſehr wol eine reine Altimanftalt (wie fie 3. B. die preußiſche Sechanblung 
war) denkbar, und wenn bie letztere vielleicht in ber Wirklichkeit kaum noch 
vorlommt, fo ift doch eine Kombination des amftaltlichen Elements mit dem 
genoſſenſchaftlichen auch jegt überaus häufig. In gewiffem Sinne Töunte man 
ſogar fagen, daß, fo lange ftaatlihe Genehmigung für jeben Ball erfordert 
wird, jeder Altiengeiellfchaft noch etwas vom Staateanftaltscharufter anhaftet. 
Davon abgeiehen aber giebt es auch entſchieden ausgeprägte Stantt- und Gemeinde 
anftalten, die nur einen Theil ihres Kapitals durch Aktien aufbringen und 
bierfür den Aktionären neben dem Gewinnrecht eine gewiffe Theilnahme am 
der Verwaltung gewähren, und es giebt umgelehrt inforporirte und privilegiirte 
Altiengefellichaften, denen fo viel äffentlide Funktionen übertragen und bie 
dafür einer fo ftarfen Einflußnahme der Staatsregierung unterftellt find, daß 
ein Theil ihres Weſens nicht in ber bloßen freien Bereinigung, ſondern im 
deren ftantsanftaltlicher Berwendung liegt. Für beide Formen finden ſich be 
fonderd unter den Bankeun Beilpiele'). Vielfach kommt aber namentlich 


verfchiebenen Jahrg. der preuß. G. ©. über 100 Statute für Altiengeſellſchaften 
jeglicher Gattung publichren ober doch anzeigen. 

156) Die Banken kommen als öffentliche Anftalten ohne Aktienkapital vor, ſei 
es nun als Staatdanftalten, wie vielfach im Auslande, 3. B. in Petersburg, 
Stockholm, Warſchau, Amerika, der Schweiz, wie aber auch in Deutihland uch 
bie Nafſauiſche Landesbank v. 1849 (Hübner IL. 468 f.; Gtat. 5. Hoder 398), 
fet e8 als &emeindeanftalten, wie z. B. die Stadtbank in Shemnig v. 1848 
(Hübner IL 415 f.) und die ſtädtiſche Bank in Breslau (G. ©. v. 1848 ©. 145, 
Hoder ©. 59%), fei es endlich ale Korporationsanftalten, wie bie landſtändiſche 
Bank zu Budiffin. Umgelehrt giebt es Banken, die ganz freie Altienvereine find, 
> D. in Bremen (Stat. der Diökontolaffe b. Hübner IL 119f., der Bank von 
1856 5, Hoder 72) u. Hamburg (Stat. der Vereinsbank 5. Hoder 248, ber 
Norddeufhen Bank ib. 402). Die Mehrzahl der Banken aber fteht zwifchen 
Anftalt und freier Kapitalgenoffenfchaft in ber Mitte. Banken, bei benen bas 
anftaltliche Element überwiegt, find z. DB. die koͤn. bair. Bank in Nürnberg von 
1806 und bie öfterreichifche Nationalbank v. 1816 (Hübner IL 48f. 126 f. 
Hoder438f.), beſonders aber die preußifche Bank (Hoder 495— 5851. Letztere 
war urfprünglid am 17. Juni 1765 auf ein ihr vom Staat gegebenes Grund⸗ 
fapital als reines Staatsinftitut gegründet; ein foldhes ift fie aber auch nach ber 
Bantordn. v. 5. Oct. 1846 (G. S. ©. 435) und Geſ. v. 7. Mai 1856 (G. ©. 
©. 84) geblieben uud ed tft nur damit eine Bermögensbetheiligung von Privaten 
(Bantantheild- Cignern), tombinirt, welche Dividenden beziehen und in Bezug auf 
die Kontrole der Berwaltung dem vom Staate beftellten Borftanbe gegenüber durch 
die regelmäßige Verſammlung ber 200 Meiftbeiheiligten, einen ans ihr gewählten 
Günfzehnerausichuß (Centralausſchuß) und 8 von biefem beftellte Deputirte, ſowie 
überbies bei den Provinziallomptotren durch befondere Uusichüffe und Beige 
orbuete vertreten werden. Umgekehrt wurde 3. B. die ritterichaftliche Privatbant 
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auch bei Gifenbahngefellihaften und andern dem Verkehr gewidmeten Unter 
nehmungen, welde für die Verleihung befonderer Vorrechte (3. B. des Expro- 
priationsrechts), ftantliche Zinsgarantien oder felbft direfte Stantsbetheiligung 
eine ftantlihe Mitleitung oder doch weitgehende Beichräntungen dulden müffen, 
jowie bei Berfiherungsanftalten Achnliches vor. Daß endlich auch durch ben 
überwiegenden Einfluß - eines Einzelunternehmers nicht blos faktiih, ſondern 
rechtlih die genoſſenſchaftliche Natur des Aftienvereind mobificirt, gewiſſer⸗ 
maßen mit privatanftaltlicden Elementen kombinirt fein Tann, tritt im 


in Pommern (Stat. v. 15. Aug. 1824 G. ©. ©. 169, fpätere v. 23. Jan. 1883 
G. ©. ©. 5, 24. Aug. 1849 G. ©. ©. 359) zwar als reiner Altienverein be» 
gründet, aber als „öffentlihe privilegiirte Korporation" (Stat. v. 1824 $ 15 f., 
1833 $ 22), deren erfter Direktor urfprünglih vom König beftätigt wurde, deren 
Angeftellte den Charakter öffentlicher Beamten batten und an beren Leitung ein 
ftänbiger Lönigl. Kommiffarius Theil nahm, dem Staatsorganidmus eingefügt. 
Daffelbe aber gilt, wenn auch in geringerem Maße, von den auf Grund ber 
Normativbebingungen v. 25. Sept. 1848 (abgebrudt b. Hübner L 30f.) jpäter 
konceffionirten Privataktienbanfen Preußens. Denn diefe Gefellfchaften, von vorn- 
herein in ihrer Organifation einer Reihe beichräntender Vorſchriften unterworfen, 
in ihrem Gefchäftsbetrieb und insbeſondere bezüglich der Notenemiffion eingefchräntt 
und überhaupt nur auf Zeit Tonceffionirt, werden zwar durch gewählte Direl« 
tionen und Verwaltungsräthe unter Kontrole von Generalnerfammlungen ver- 
waltet, unterliegen aber der Aufficht und Einmifhung eines befonders beftellten 
ftaatlihen Kommiifarius. Bol die Stat. des Berliner Kaffenvereind (G. ©. v. 
1850 ©. 801), der Altienbanten in Köln (ib. 1855 ©. 720), Magdeburg, Kör 
nigsberg (1856 S. 687. 881), Dortmund, Danzig, Pojen, Hagen (1857 ©. 198, 
241. 265. 705), auch Hoder S. 48, 98. 185. 271. 282. 360. 457. Aehnlich 
finden fich bei den übrigen deutichen Aktienbanken einerſeits befondere Borrechte 
(Notenemiffion u. |. w.), andererfeits ftantliche Befchräntungen der Selbftänbigkeit 
(Mitleitung oder Aufficht befonderer Regierungsbevollmächtigten u. |. w.). Vgl. 
die Einrichtung der Privat-Diskonto- und Darlehnskafſe zu Lübeck, der bairiſchen 
Hypotheken⸗ und Wechjelbant, ber Defjauer Landesbank, der Banken zu Leipzig, 
Weimar, Darmftadt, Roftod, Braunfchweig, Emden bei Hübner IL 122. 85 f. 
72. 24f. 458 f. 100 f. 106. 122. 461 f.; ferner die Statuten ber fämmtlich in 
ben Jahren 1854-1857 errichteten Banken zu Gotha (Krebitgefellichaft), Darm- 
ftabt (für Süddeutſchland), Deffau (Kreditanftalt), Srankfurt, Gera, Hannover, 
Homburg (Landesbank), Leipzig (Krebitanftalt), Kübel (Privatbank und Kredit. 
und Verfihernngäbank), Suremburg, Meiningen, Büdeburg, Wien (Eölomtegefell- 
ſchaft und Krebditanftalt), Thüringifche Bank und Weimarſche Bank b. Hoder 
©. 82. 1%. 147. 196. 216. 233. 252. 262. 323. 340. 352. 389. 399. 420. 428. 603. 
608. 627. — Allen biefen verjchiedenen Banfformen endlich ftehen die Gegen- 
feitigkeitöbanten gegenüber, wovon unten in 8 70. — Die große Mannigfaltig- 
feit der Krebitorganismen bes Auslands ergiebt die Darftelung Hübner's IL. 
170 f. Beſonders bunt ift die Mifhung von Staate-, Korporationd-, Altien- 
gefellichafts-, Joint-Stock-, Societäts- und Privatbanken in Großbritannien 
(©. 339 — 892) und Nordamerila (S. 282 —339). 
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Bortheil feiner lieber beſtimmtes in Betracht. Es ift ein vermögent- 
rechtlicher Zwei, ber das Vereinsleben beftimmt und beberridt. In ber 
bei Weiten größten Mehrzahl der Fälle charakterifirt fich biefer Zweck als ein 
Iapitaliftiicher Erwerbezweck. Aber auch, wenn ber Zerein feinen Mitglicbern 
andere Bortheile oder Genuͤſſe verfchaffen will (3. B. ein Altienkafino, ein 
Aktienlefefaal u. |. w.), ift es zunächſt deren Vermoͤgenswerth, der die Wahl 
der Vereinsform veranlaft unb, foweit der Altienverein eben nur Altienverein 
bleibt, die Rechte und Pflichten beftimmt. Und daſſelbe gilt ſogar bei ben im 
gemeinnüßiger Abficht errichteten Altiengeſellſchaften. Denu auch bier werben 
entweber ftetig ober doch möglidderweife Dividenden, welche die Einlage als 
Kapitalsanlage qmalificiren, vertheilt, jedenfalls aber behalten die Aktionäre 
das eventuelle Rüdforberungsredht ihrer Einlage. Daß bie Betbeiligung vor- 
amsfichtlich oder mit Sicherheit eine unvortheilhafte ift, Ändert nichts an ber 
Thatſache, daß fie einen Bermögensantheil bei einem Kapitalunternehmen be» 
gründet. Auch ift die gemeinnügige Abfiht zwar Grund ber Affociation: daß 
diefe aber in der Form einer Aktiengefellihaft geſchieht, Liegt nicht in der Ge⸗ 
meinnüßigkeit des Zwecks, fondern darin, daß defſen Erreichung Gelb Toftet 
und zwar nicht blos Iaufende Beiträge, jondern einen Kapitalfonds fordert. 

b. Der Altienverein ift aber nicht bios als Ganzes, fondern auch in 
feiner Zufammenfegung und Gliederung eine durch ihr Bermögen be 
dingte und beftimmte Genofſenſchaft. Indem er fi als eine Kapitalsaffocia- 
tion barftellt, in welcher Feiner der Theilnehmer mit feiner Perfönlichkeit als 
folcher, fondern jeder nur mit einem beftimmt abgegrenzten Stüd feiner Ber- 
mögensfphäre ſteht e), feht er fih gewiffermafen aus vermögensrechtlichen 
Theilperfönlichkeiten zufammen. Die Mitgliedſchaft in ihm wirb daher be» 
dingt und beftimmt durch eine Quote des Bereinskapitals‘®), 


190, Daß jeder Theilnehmer mit einem norandbeftimmten Betrage über bie 
Aktie (3. B. einem Vielfältigen ber Bermögenseinlage) haftet, wie bei der eng- 
liſchen joint -stock-company limited by guarantee, ändert nichts am Weſen bes 
Altienvereins. Tritt aber, wie bei der englifchen joint -stock-company unlimited, 
jedes Mitglied eventuell mit feiner ganzen Perjönlichkeit für die Geſellſchaft eim, 
fo liegt ein Mltienverein in dem bei und mit biefem Wort verbundenen Sinne 
nicht mehr vor. Denn ein foldher Verein ift fein bloßer Kapitalverein, fonbern 
enthält zugleich eine Perjonengenofienfchaft in ſich. 

12, Daß die verfchiebenen Anfichten über Natur des Altienvereius ein Heer 
von Kontroverfen über Natur und Jnhalt ber Mitgliebfchaft, ber Aktie unb 
ber Aktienurkunde im Gefolge haben mußten, verfteht fih von ſelbft. VBgl. die 
Hanptanfichten b. Mittermaier $ 558, Poöhls 159. 285 f., Reyſcher 408f., 
Zolly 883. 412 f, Gengler 502f., Anerbad 861 f., Renand 343 f. 56h f., 
Kunpel. c, Witte ©. 17f., Endemann $ 59. 63: und Bejeler 985. Ni 
bereö aber in Th. IL. Hier fei nur bemerkt, wie die fachwibrigften Annahmen, 
3. B. daß mit der Aktie nicht zugleich bad Gtimmmwecht übertragbar fei GSCHöl 
847 und Anfangs Gerber), daß eine Geffion vorliege, Daß Gegenſtand ber Ueber 
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a, Die Mitgliedſchaft wird zunächft ansichlieglich durch den Erwerb einer 
Duote des Vereinövermögens erworben und mit dem Berluft biefer Quote 
verloren. Der Erwerb kann ein originärer fein, indem man durch Zahlung 
oder Beriprechen einer in Geld ausgedrückten Summe unmittelbar das vom 
WVerein bei feiner Entftehnng ober bei fpäterer Erhöhung des Grundlapitals 
Tonftituirte Theilrecht erwirbt, er kann aber and dur Succeffion in das 
Recht eines bisherigen Mitglieds erfolgen. Weil das Grundkapital eine be 
ftimmte Höhe hat, werben auch die Mitgliederreihte nach den entiprechenden 
Gelbbeträgen bezeichnet: in Wahrheit repräfentiren fie feinen Betrag, ſondern 
einen Bruchtheil, und mehren ober mindern fi) baber mit dem Gefellihafts- 

en. 

#. Die Mitgliebihaft wird aber ferner durch den fie bebingenden Ber- 
mögenstbeil bdergeftalt beftimmt, daß fie eine durchaus nermögensrechtliche Natur 
annimmt. Mitgliebichaft und Vermoͤgensquote find überhaupt nichts Ver⸗ 
fchiebenes, ſondern ein einheitliches, untrennbares, qualitativ umtheilbares Recht, 
welches in dieſer Einheit mit dem Namen ber „Aktie“ bezeichnet wird. Die 
Aktie bat einen mehrfachen und zwar keinegswegs einen lediglich vermoͤgens⸗ 
rechtlichen Gehalt: aber ihre vermögensrechtliche Seite ift enticheibenb geworben 
für ihre rechtlihe Gefammtnatur. Sie ift mithin nichts Anderes als das zur 
Sache gewordene Genofſenrecht. Deshalb ift die Zahl ber Altien eine ge 
ſchloſſene, die Aktie ift im Princip vererblich und veräußerlich, und wenn bie 
Aktien unter einanber in ber Regel — obwohl keineswegs nothwendig'*) — 
gleich find, fo werben doch durch die Möglichkeit der Vereinigung mehrerer 
Aktien in Einer Hand mehrfache, d. h. um das Doppelte, Dreifache, Zehn- 
fache u. ſ. w. größere Genofſenrechte bei Einem Mitgliebe begründet. Die 
Aktie ift aber nicht blos Sache, fondern eine bewegliche Sache; nnd wenn fie 
am fich unkörperlich ift, fo erlangt fie für den Rechtsverkehr die Eigenſchaft 
einer koͤrperlichen Sache dadurch, daß über fie eine gleichzeitig zum Beweis 
der Inhaberſchaft und zur Vermittlung der Uebertragung beftimmte Urkunde, 
bie man gleichfalls „Aktie“ nennt, ansgeftellt wird. Lautet diefe Urkunde anf 
Ramen, fo bleibt dem Genofjenrecht ein Reſt perjönlicher Beftimmtheit, wo- 
bei dann bie Berfafjung der einzelnen Genoſſenſchaft in ſehr verſchiedenem 
Grade durch Beſchränkungen oder Kontrole bes Mitgliederwechſels das Recht 
an bie Perfon zu binden vermag. Wird dagegen bie Aktie in die Form eines 
Inhaberpapiers gekleidet, jo ftreift das Genoſſenrecht aud die Iekte Spur 
fubjektiver Beſtimmtheit ab. 

Ans der vermögensredhtlihen Natur des Genoſſenrechts ergiebt ſich, daß 


tragung das Papier fei u. ſ. w., in der Unfähigleit wurzelten, bie verfchiebenen 
einzelnen Befugniffe als Ausflug eines einheitlichen Genofſenrechts von vermögens- 
rechtlichem Charakter zu begreifen. 

152, Dies behaupten Pöhls ©. 17, Bluntfchli $ 189 u. Auerbad 212. 
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auch fein Inhalt zunachft nnd vornemlid nur vermögensredhtlicher Art ift. 
Gffentieller Beitandiheil einer Aktie find daher nur oͤkonomiſche Befugnifie 
und Pflichten. Das Recht, welches ber Altie nothwendig entipridt, ift der 
von ihr ausgebrüdte „Antheil am Gefellichaftevermögen“, welcher fi) nach ber 
Auflöfung tes Vereins in einem unmittelbaren Eigenthum an einer pars 
quota, während ber Dauer bed Bereind aber in dem Anſpruch auf verhält. 
nigmäßigen Autheil am Geſellſchaftsautzen (Dividende), falls ein ſolcher über- 
haupt vertheilt wird, äupert. Die Pflicht, welche biefem Recht entſpricht und 
baber auf der Aktie als ſolcher laſtet, iſt bie Berbinblichleit zur Bezahlung 
des noch wicht voll bezahlten Altienbetrages'”) reip. zur Belafiung bes bereits 
bezahlten im Berein. Altien, deren Inhalt mit dieſen vermögens- 
rechtlichen Befugnifſen und Pflichten erſchoͤpft ifl, Tommen (beſonders als fog. 
„Alttenantbeile” neben ten Bollaktien) vor: allein es ift, wenn anders ein 
Altienverein vorliegen fol, unmöglid, daß dies bei allen Aktien der Fall 
if. Bielmehr ift im Zweifel mit jeder Bollaftie, nothwendig aber mit einer 
itatutenmäpig beitimmten Klaffe ober Zahl von Altien ein Stimmrecht in 
Bereindangelegenheiten verbunden. Die Aktien find baber, obwol Bermögens- 
rechte, zugleih Träger und zwar alleinige Träger ber Bereinsperjönlidhleit. 
Bas der Bereinsthätigfeit unb dem geſammten Bereinsleben überhaupt Auftoß 
und Richtung giebt, ift nicht eine Mehrheit beitimmter Individnen, fondern 
eine Mehrheit von Altionären. Allerbings find die Altionäre zugleich Subi- 
virnen: aber nicht ihre Individnalität, ſondern ihre Eigenichaft als Subjekt 
eines beftimmten Bermögensrechts giebt ihnen ihre Stellung. Sie find baber 
water einander nicht perjönlich, fondern nur mittelbar als Träger der mit ein- 
ander verbundenen Altien verbunden‘), fo daß fich von dieſer Seite ber 


13) Solly L ec. 414. Parbeifus IH nr. 1048. Befeler S. 927 Rote 
3. Dagegen behaupten im Widerfprud mit allen Gelchen, die ausnahmslos 
die Altie für den vollen Betrag verhaftet erklären (f. b. Zufammenftellung 5. 
Renaud © 639— 641) Treitſchke ©. 329. 334 f. u. Renaud 616 f., da 
nach der Ratur ber Sache und gemeinem Recht bie Ultie als folde „uur ein 
Recht und nicht zugleich eine Pflicht“ begründe. — Mit dem Princip, baf die 
Zahlung bes Altienbetrages eine der Altie anhaftende Laſt ift, find natürlich die 
Anfihten und Geſetze ſehr wol vereinbar, weldde außerdem ben Zeichner als 
folchen verhaftet erflären cder mit andern Worten im Jutereſſe ber Bertehräficher- 
beit bie freie Veräußerung nicht liberirter Aktien beſchränken. So läßt das fran- 
zöfifche Gef. v. 1867 art. 3. 24 den urjprünglichen Zeichner 3 Sabre lang für 
den vollen Mltienbetrag haften, das D. 9. G. B. art. 220—223 verhaftet 
ihn bei Suhaberaftien unbedingt für 40 X, darüber binans aber injoweit, als nicht 
das Statut eine Befreiung durch Veräußerung ausbrüudlich beftimmt, — bei Namen- 
aftien bagegen für den vollen Betrag, aber nur bid zur ausdrüudlichen 
durch den Berein und hinſichtlich der ſchon eutftandenen Berbinblichleiten der Ge 
ſellſchaft noch ein Jahr naher. Endemann ©. 326f. . 

136, Ayıh dies beftreitet Renaud ©. 564. 565. 
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Aftienverein nicht einer potenzirten societas, ſondern einer potenzirten 
materiellen Rechtögemeinichaft (Gefammthand oder communio) vergleiht. Und 
wie dem Verein, fo wird auch Dritten durch den Berein ihre Perjönlichkeit 
als foldye weber berechtigt noch verpflichtet: echte und Pflichten haben fie 
nur, foweit ihre Altie reicht, es wird überhaupt gauz allein das damit au 
gebrüdte Stüd ihrer Bermögensiphäre von der Afjociation ergriffen"). Ge⸗ 
rade hierin liegt das eigentlich Charakteriftiiche der Vereinsform: fie ift eine 
Kapitalgenoffenfchaft, weil fowol für ihr inneres Leben als für ihre äußere 
Verkoͤrperung ausfchlieglih eine organisch verbundene Summe vou Kapital. 
theilen als Traͤgerin erjcheint. 

2. Dennoch ift dies Alles nur die Eine Seite des Vereins. “Derjelbe ift 
freilih eine Vermoͤgensgenoffenſchaft, aber er bleibt doch immer Genoſſen⸗ 
ihaft. Ein abgejondertes, zwedbeftimmtes, in fich geglievertes Kapital ift 
für fih allein tobt, bewegungslod. Leben und Bewegung vermag ihm einzig 
und allein eine Perfönlichkeit zu verleihen. Cine folche Perfönlichkeit kann ein 
Individnum oder eine vertragsmäßig verbundene Mehrheit von Individuen, es 
fann der Staat, eine Gemeinde oder irgend ein gewillfürter perjönlicher Ge⸗ 
fammtorganismus, ed Tann endlich eine von einer andern Perfönlichleit abge- 
zweigte Anftaltsperjönlichkeit fein: bier ift fie nichts von dem allen, ſondern 
fie befteht in einem befonderen Genofjenfchaftsorganismus, welcher fih im 
innigften Anſchluß an das Kapital aus den Kapitalbefitern erbaut. Zwar ijt 
ed wahr, die Bereinögließer ftehen nur mit einem Stüd ihrer Bermögens- 
perjönlichleit im Berein: immerhin aber doch eben mit einem Stüd ihrer 
Perſönlichkeit! Sind aber die Elemente, aus denen fi das Ganze zu⸗ 


15) 9, 9. ©. DB. art. 219. Wie weit bie Aktie reicht, kann freilich im 
Einzelnen ſehr verfchieben beantwortet werden. Bedingungen, Grenzen und Dauer 
ber Haftumg gegen Dritte bedürfen daher pofitiver Regelung und gefeplicher 
Normen. Beftritten war namentlih, ob bie Altionäre mit orbnungswibrig em- 
pfangenen Dividenden unbedingt (jo Pöhls 238f., Heife 70, THöl 8 46, 
Mittermaier z 557, Jolly 346, Renaub 590) oder nur bei mala fides (fo ©. 
H. G. 2. art. 2318) haften. Das franzöf. Gef. v. 24. Zuli 1867 art. 10. 45 
verpflichtet bie Aktionäre nur zur Rüdzahlung ber ohne alles Inventar ober gegen 
das Inventar vertheilten Dividenden während 5 Sahren. Unter allen Umftänden 
unzuläffig ift die Zuficherung fefter Dividenden (preuß. Gel. v. 1848 8 17, D. 
9. G. 2. art. 217), welche bie Anhänger der Societätstheorie früher ald wahre 
„Zinfen" zulaflen wollten. 3. 8. Thöl $ 46, Pöhls 238f., Gengler 504 u- 
bebingungöwetfe Solly 481. Bol. aber Mittermater. 8 558, Weiste 272f., 
Brindmann 252, Auerbach 841 f, Renaud 600f, Endemann ©. 830. 
Die fog. „Zinfen" find nur eine beftimmte (3. B. vor Ergänzung bed Reſerve⸗ 
fonds zu vertheilende) Art der Dividende. Weber einige Scheinausnahmen vom 
Zinsverbot Renaud 608 f. Ueber das Berbot der Abichlagszahlungen Auer- 
bad 845f. Renaud 577. Ueber die Rechte ber Aktionäre nach der Auflöfung 
Renaud 799f. Endemann 345f. 
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fammenfegt, Theilperjönlichkeiten, und ift das Ganze, weil organifirt, nad 
innen und aufen eine von ber Summe jeiner Theile verfchiebene felbflänbige 
Einheit, jo ift auch dieſe Einheit eine Perjönlichkeit. Und. wenn dieſe Ge⸗ 
jammtperjönlicgkeit ihr Leben nur aus ihren Gliedern jchöpft und umgekehrt 
ihren Gliedern jo wenig fremd gegenübertritt, day fie vielmehr nur um biefer 
willen da ift und nad ihrem Aufbören in fie zurüdfällt, jo liegt feine xö- 
miſche, jondern eine deutichrechtliche, Teine nach dem Princip der universitas 
konſtruirte, fondern eine genoffenfchaftliche Körperichaft vor. 

a. Schon die Eriftenz des Altienvereins ift daher keineswegs allein 
durch ein Grundkapital, fondern außerdem durch einen perſoͤnlichen Sejammt- 
willen bedingt. Ein Gefammtwille giebt der Körperichaft durch einen (fälfch- 
lich als Bertrag anfgefaßten und noch im Handelögeiegbud „Beiellichaftsuer- 
trag” benannten) Eonftituirenden Akt das Dafein und in dem Statut ihre 
Verfaffung, ihr Lebenögejeg"*), und ein Geſammtwille verfügt demnächft inner: 
halb der Grenzen diejer Verfafjung über die Abänderung und endliche Auf- 
loͤſung des Organismus ???),. Jener fchaffende Geſammtwille ericheint als Ge⸗ 
fammtvielheitswille und prägt in fih bie bürgerlihe Autonomie aus, 
der verfaffungsmägig thätige Geſammtwille Dagegen ift ein Gefammteinheits- 
wille und bethätigt die korporative Autonomie: antonomiſche Belichung 
aber, welche objektives Recht ſchafft, ift in Beiden enthalten. Der Sharalter 
dieſer Willensakte wird natürlich dadurch nicht geändert, daß die moderne Ge⸗ 
jebgebung im Intereffe der Publicität eine beftimmte Form ihrer Beurkundung 
und Verdffentlihung, insbelondere ihre Eintragung in Sffentliche Regiſter, 
. fordert und vor Erfüllung dieſer Yörmlichkeiten die Eriftenz oder Weſens⸗ 
änderung ber Genofienihaft als eines jelbftändigen Körpers rechtlich nicht 
gelten läßt!) Dagegen mobificirt fi) allerdinge, wie bereits erwähnt, viel- 
fach noch durch die Forderung einer den Geſammwillen verftärfenden Staats 
genehmigung das autonomiſche Princip'). Wenn für die Auflöfung die 
Stantögenehmigung dur das Handelögefehbuh fallen gelaffen ift, fo tritt 

136) Val. über die Konftituirung bes Bereing Renaub 279f., Endemann 
8 58; über Weien, Form und Inhalt ber Statuten Hermann ©. 62f., Renand 
289 — 279, ©. H. G. B. art. 208. 209. Weber die englifchen articles of asso- 
ciation Keyß ner J. c. 548f. Genaue Beftimmungen enthält das franzöf. Geſ. 
v. 1867 art. 4. 21—30. 

12) 9 9 G. 2. art. 214. 215. 242 or. 2. 

10) D. 5. ©. B. art. 210-212. 214. 248, aud) 228. 238. Renaub 314 f. 
149. Endemann ©. 307f. Weber die engliichen Förmlichkeiten Keyßner 
l. c. S. 542.; über die franzöflichen d. Gef. v. 1863 art. 8— 10, v. 1867 tit. IV. 

130, Wo keine Eintragung, aber Etaatsgenehmigung gefordert wird, gilt der 
Gründungs- oder Aenberungsbeichluß mit dem Zeitpunkt der Genehmigung. So 
preuß. Geſ. v. 1864 $ 5 für Ultiengefellichaften, bei welchen der Gegenftand bes 
Unternehmens nicht in Handelsgefchäften befteht. 
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bier doch dadurch eine weitere Modifikation ein, daß die meiſten beutichen 
Staaten fih das Recht beilegen, den Altienverein auch wider feinen Willen 
im Berwaltungswege aufzuldfen 1). 

b. Die Zufammenfegung des Aktienvereins zeigt ebenfallde die Er- 
gänzung der nah Kapitalquoten geglieberten Dermögensgemeinichaft durch eine 
freilih nur partielle und mittelbare Genoſſenſchaft der perfönlihen Träger. 

a, Deshalb ift die Mitgliepfchaft nur nach außen hin ein freies Privat 
recht, welches lediglich den für bewegliche Sachen im Allgemeinen und für 
Aktien im Beſonderen geltenden Privatrechtögrundfäben unterfteht. Im Ber- 
hältniß zum Berein dagegen wird fie nach den Grunbfähen bes beſonderen 
Genoffenfchaftsrechts und unter Kontrole der Genoſſenſchaft erworben und ver- 
Iorm. Das Bereinsftatut Tann daher 3. B. die im Zweifel geltende quanti- 
tative Untheilbarkeit der Aktien abändern; es beftimmt, ob tie Altien auf 
Namen oder auf den Inhaber lauten follen und ob und wie eine Umwandlung 
diefer Eigenſchaft möglich tft; es ordnet die Formen der Webertragung und bie 
Grundſätze über die Legitimation der Aktionäre im Verhältniß zum Verein, 
wobei im Yalle der Namenaktien ein genoſſenſchaftliches Mitgliederverzeichniß 
(Aktienbudh) geführt werben muß nnd den Beweis der Mitgliebichaft er- 
bringt #1); e8 kann den Erwerb und die Uebertragbarkeit der Namenaktien be- 
ſchränken oder die Iektere ganz aufheben); es kann eine Amortifation ver- 

1) Renaud S. 730—745. Endemann®. 340f. Schlehthin giebt ber 
Code de commerce art. 87 ber Staatögewalt bie Auflöfung anheim. Das D. 
9. G. 2. art. 240. 242 kennt eine Auflöfung dur die Stantögewalt wegen 
Berminderumg des Grundkapitals um die Hälfte, überläßt Dagegen bie Entfcheidung 
im Webrigen den Einzelftaaten, von denen Preußen (Einf. Gef. art. 12 $ 4. 5) 
und einige andere (Renaud 738) im Sinne bed preuß. &ef. v. 1843 8 6. 7 ver- 
fügt haben, welches aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls die Aufhebung 
gegen richterlich feftzufeßende Entfhädigung im Berwaltungdwege zuläßt, über 
dies aber eine Aufhebung durch Richterfpruch ohne Entichädigung bei grobem Mip- 
brauch des Privilegs ermöglicht. Die Aufhebung durch Richterfpruch fällt unter 
ſtrafrechtliche Geſichtspunkte, ift gewifiermaßen ein Tobesurtel (vgl. Th. II), und 
berührt daher die Frage nach der Selbſtändigkeit der Genofjenfchaftöperfönlichkeit 
als folcher nicht. 

m), 9, 9 G. B. art. 209 Rr. 5. 182. 188. 223. Renaub 358 f. 872. 
3787. Endemann ©. 310 f. Oft fchreiben die Statuten für Ausübung der ein- 
zelnen Befugniffe der Aktionäre verfchiedene Legitimationdformen vor; namentlic) 
finden fi befondere Zind- und Dividendenfcheine (KRoupone), Berechtigungs- 
Icheine für Die Lsſung veuer Roupons (Talons), Berechtigungsicheine für den An⸗ 
fpru auf neu zu emittirende Aktien, Eintrittä- oder Stimmlarten für die Gene 
ralverjammlung u. f. w. 

142) Beifpiele aus vielen Statuten 6. Renaud 345, 351 f. Es kommt nament- 
lich vor, daß Veräuferungen an bie Einwilligung der @eilellichaft oder ihres Bor- 
ftandes gebunden find. 
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Iorener Aktien ermöglichen‘“); es beftimmt über die Form der Aufforderung 
zu ben Einzahlungen des Aftienbeirages und kann an die Säumniß ben Ber- 
Inft des Aktienrechtes knũpfen *). 

#. Aus dem gleichen Grunde ift aber die Mitgliebichaft auch nur nach 
außen ein reines Bermögensreiht, im Verhältniß zum Verein dagegen ift fie 
ein durch die Genoſſenſchaftsverfaffung nur principaliter für eine Sache er- 
Märtes, möglicherweife aber außerdem durch perjänliche Eigenjchaften bebingtes 
und beftimmtes Recht der Perfon. Hierfür Tat fich ſchon anführen, daß mit 
der Beräuferung einer Aktie nicht nothwendig bie Pflicht zur Bezahlung des 
rüdftändigen Altienbetrages erlifht'*). Es ift ferner möglid, daß ftatuten- 
mäßig bie Erwerbung von Altien an gewiſſe perjönliche Eigenfchaften geknüpft, 
die Bereinigung von Aktien in Einer Hand beſchränkt wird. Sodann Tönnen 
mehrere Aktiengattungen mit ungleichen öfonomifchen oder Stimmredhten von 
Anfang au Eonftituirt oder durch neue Emifſionen gejchaffen werben (Altien 
und Aftienantheile, Stammaktien und Prioritätsattien)'*). Bor Allem aber 
kann der jubfidiäre Sat, baf jede Altie eine Stinmme giebt (D. 9. ©. 2. 
art. 224), auf die mannichfachſte Weile abgeändert werben und wirb im ber 
That in den meiften Statuten eingeſchränkt und mobificitt. Häufig geſchieht 
dies in Tapitaliftiihem Sinn, fo daß nur die Meiftbetbeiligten oder die In⸗ 
haber einer beftimmten Zahl von Aktien ein Stimmrecht haben. Häufiger 
aber find ftatutarifhe Satungen, welde bie Bedingungen des Stimmrechts 
und die Form feiner Ausübung in dem Siume orbnen, daß die Perjönlichkeit 
des Aktionäre in höherem Grade in Betracht kommt. Dabin gehören alle 
Beſchränkungen der Stellvertretung; die Stimmredhtsberaubung der Inhaber⸗ 
aktien; die Maßregeln gegen bie Anhäufung einer zu großen Anzahl von 
Stimmrehten in Einer Hand, wobei häufig Marima gefett oder die Stimm- 
rechte mit fteigenter Aktienzahl in abnehmender Progreifion vervielfältigt oder 
fogar überhaupt nur einfache Stimmen zugelafjen werden; ber Ausſchluß ge- 
wifler Perfonen (3. B. juriſtiſcher Perſonen, Bankerotteure, Befcholtener, Aus- 
länder, Frauen, Gejellihaftsbenmte) vom Stimmrecht; das Erforderniß befon- 
derer Legitimation für die Stimmabgabe; die Maßregeln gegen vorgefchobene 
Derjonen; die Beftimmung, daß bei gewifien Beichläffen die Perfonen neben 
den Aktien gezählt werben u. ſ. w.'). Alle ſolche Beftimmungen entipringen 


se) Renaud 398 f. 

14) D. H. G. B. art. 220. 221. Renaub 641—661. Endemann ©. 328. 

148) Bol. oben Note 188. 

146) Bol. Beifpiele aus vielen Statuten bei Renaud ©. 869f. 418. — 
Endemann ©. 387. 388. 

147) Belipiele für Beftimmungen des angeführten und ähnlichen Juhalts db. 
Renaub 408—417; andere Beiſpiele aud den Statuten beutfcher Aktienbanken 
b. Hübner IT. 15. 18. 70. 72. 86. 104. 107. 108. 120. 122. 124. 134. 136. 
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dem Bewußtſein, daß in Wahrheit doch die Perfonen, obſchon in ihrer Eigen- 
haft als Aktionäre, nicht aber etwa die Aktien durch die Perfonen flimmen !®). 
So find aber überhaupt die Elemente des Genoſſenſchaftsorganismus nicht 
bloße Kapitalquoten, fondern die durch die Betheiligung an einem Kapital 
und foweit diefe Betheiligung reiht, within Eapitalgenoffenichaftli, immer- 
bin aber genofjenjchaftlich verbundenen Perjonen. Das Genofienfhaftsftatut 
ann daher felbft rein perfönliche Pflichten, wie z. B. bie Pflicht zur Annahme 
eines Amts, für die Aktionäre begründen, welche freilich durch Veräußerung 
oder Aufgeben der Aktie fofort zu beenden und nur bis zum Betrage ber 
Aktie erzwingbar find. 

c. Bor Allem aber ift es die Organifation bes Altienvereins, welche 
ihn zur Genoſſenſchaft macht. Daß die bargeftellten Elemente verbunden find, 
bringt an fi nur eine Summe hervor; diefe Summe jeboch würbe als ſolche 
nicht glei einer offenen oder Kommanbitgefellihaft für ſich zu leben ver- 
mögen, weil in ihr nur Theilperjöulichkeiten enthalten find, zum Leben aber 
eine Bollperfönlichkeit nothwendig if. Es würde vielmehr bei einer zufälligen 
Rechtsgemeinſchaft Mebrerer an einem Kapital bleiben, wenn nicht die Ver⸗ 
bindung jener Elemente in Geftalt einer Organifation vollzogen \wäre, 
durch welde aus ber Geſammtheit der Theilyerfönlichleiten ein Iebenbiges 
Ganze, eine dur ihre Organe wirkſame Vollperfönlichkeit entfteht. Die Bil- 
bung und den Geltungsbereich biefer Organe beftimnt den Grundzügen nad 
das Geſetz, im Einzelnen die Genofjenfchaftönerfaffung., Dabei macht fi Die 
Tapitaliftifhe Natur des Ganzen überall geltend, und infofern, als bie ge- 
jammte Organifation auf die Geſammtheit der Aktieninhaber als lebte Duelle 
und Trägerin zurückweift, erjcheint in der That der Verein nur als ein orga- 
nifirtes Kapital. Allein es ift charakteriftiich, daß bei den einzelnen Organen 
in um fo höherem Grabe, je mehr fie zur Daritellung der Bereinseinheit, der 
pofitiven Vereinsthätigkeit berufen find, bie Perjönlichkeit dem Kapital gegen- 
über zur Geltung gelangt. Schon die Generalverfammlung ift nicht mehr 
eine bloße Repräfentanz von Kapitalantheilen, fondern bringt die Inbivibuali- 
tät der Mitglieber zur Geltung. Allein bei ihr erjcheint e8 noch als etwas 
Zufällige, welche Individualität mit der farblojen Aktionäreigenfchaft zu- 


156. 166. 461. 461; Hoder 1. c. S. 84. 130. 206. 226. 245. 259. 265. 290. 
328. 346. 889. 400. 408. 481. 608. 619. 629. Gejepliche Modifitationen bes 
Aktienftimmrechts kommen in ausländifchen Gefeßen vor. Renaud 407.459. Das 
engıifche Hecht läßt nur bis zu 10 Aktien durch jede Altie eine Stimme, von da. 
bis zu 100 immer erft durch je 5, barüber hinaus erft durch je 10 Altien eine 
neue Stimme entfiehen. Keyßner 1. c. ©. 561. Weber die Strafbeitimmung 
bed franzdf. Geſ. gegen betrügerifhe Stimmabgabe vgl. oben &. 1001. 

100, Wäre Leptered ber Fall, fo müßten ja alle Aktien, weil als foldhe ein- 
ander völlig gleich, auch völlig gleih, — andernfalls aber mitunter zwei Altien 
befielben Aktionäre verfchiebeu ftimmen. 
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fammentrifft. Das Moment der Zufälligkeit wirb bierbei nur dadurch aus- 
geglichen, daß fih annehmen läßt, es werde die größere Zahl der Stimmenden 
die im Einzelnen vom Zufall abhängige indivibunliflifche Färbung der Kapital- 
quotenftimme im Gefammtrefultst wieber verwiſchen. DBielen Geſetzen und 
den meiften Statuten genügt freilich diefe Garantie nicht: fie juchen vielmehr 
durch die beſonderen Beftimmungen über die Bebingungen und die Ausübung 
bes Stimmrechts ſowol die Suterefienvertretung der wiperfönlichen Kapitalbe- 
träge gegen individuelle Willkür, Einfichtslofigkeit oder Unwürdigkeit zu ſichern 
als auch ben Beſchlüſſen gegen bie Kapitalmacht einzelner Mitglieber die Be 
deutung von Genofienfchaftsbeichlüffen zu wahren. Höher fchon fteigt die Be- 
deutung der Perjönlichkeit in den etwaigen Ausichüflen der Perfammlung, ins 
befondere in dem in ber Regel beftellten und für den Fall feiner Beftellung 
vom Geleg mit beſonderen Funktionen betrauten Auffichtsrath. Zwar bleibt 
die Eigenſchaft als Aktionär erforderlih und es wirb häufig fogar mehrfacher 
oder bejonders qualificirter Aktienbefit verlangt: allein unter ben Yähigen ent- 
fcheibet Wahl, nicht etwa Meiftbefit. Ganz tritt endlich im Vorftande das 
Tapitaliftiihe Moment zurüd. Es iſt möglih, Nichtaktionäre zu Borftehern 
zu beftellen, und wenn oft dad Statut (und in Frankreich auch das Geſetz) 
Aktienbefit fordert, fo bleibt derfelbe bei der Wahl oder anderweiten Beftellung 
etwas ber Perjöulichkeit gegenüber Nebenfächliches und bat nicht die Bedeutung 
einer Bafis des Amts, fonbern Lediglich die einer Garantie für redlihe und 
intereffirte Gefchäftsführung. 
Abgeſehen von dem eigenthümlichen und nngleichartigen Berbältnig der 
Tapitaliftiihen und der perjönlihen Bafls der Berufung zum Vereinsorgan, 
bietet der Aktienvereindorganismus nichts, was ihn von andern Genofienichafts- 
organismen unterfchiete. Der moberne Aflociationsgeift, ben das Geſetz bier 
nur gewiffe Grundzüge im Verkehrsintereſſe unabänderlih, Anderes jubfibiär 
vorzeichnet, eine engere Grenze aber hauptjächlih nur binfichtlih der Ror- 
mirung der Vertretung nad außen zieht"), bat auch für ben Aftienverein 
eine unüberjehbare Fülle mannichfach verſchiedener Lebensformen geichaffen: 
diefelben find indeß für ihn nidht weientlih eigenthümlich ausgeprägt, fom- 
dern kehren in ähnlichen Typen bei allen mobernen Bereinen und Genoffen- 
ſchaften wieber. Und andy fie find nichts als Ausläufer, Verzweigungen und 
Fortbildungen der germaniſchen Gildeverfafiung. Hier wie bei allen ge- 
willfürten Genofienfchaften des deutſchen Rechts ift das Hauptorgan die Ber- 
fammlung ber vollberedhtigten Mitglieber, welche auf ordentlihen und aufer- 
ordentlichen Tagen zufammentritt, in verfafjungsmäßigen Sormen vom Borftande, 
der hierzu bei dem Antrage einer beitimmten Anzahl von Mitgliedern ver 
pflichtet ift, berufen und geleitet wird, im Zweifel mit Stimmenmehrheit der 
gehörig geladenen Anweſenden, nur in einzelnen Zällen, wie namentlich bei 


19,9, H. G. 8. art. 224 — 241 Endemaun 8 60. 
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einer WBejensänberung und bei Aufnahme von Darlehen, ftatutenmäßig meift 
in beſonderen Formen und mit größerer Mehrheit beichliegt und enblich in 
diefen oder in allen Yällen nach vielen Statuten zur Beſchlußfähigkeit der 
Anweſenheit einer beftimmten Zahl von Altionären ober ber Vertreter einer 
beftimmten Quote des Gejammtlapitals bedarf). Möglicherweife in ihrer 
Kompetenz ſehr eingeſchraͤnkt ier), kann dic Generalverfammlung doch nie ganz 
fortfallen und tft in ber Regel das Hecht ſetzende und über alle Tragen ber 
. &riftenz oder Weiensänderung beſchließende, fowie das wählende, koutro⸗ 
lirende und in letzter Inſtanz entiheidende Organ!) Außer ihr ift bem 
Berein nur ein Borftand weſentlich. Er kaun ſehr verſchieden gebildet, 
zufammengefeßt und gegliebert jein und kommt namentlich bald als Ein- 
zelvorftand, bald als Kollektivvorftand, bald als Kollegium mit einer mehr 
oder minder ſcharf gefouberten einheitlichen ober kollektiven Spike ober Exe⸗ 
Putive vor. Immer aber ift er das verwaltende und vertretende Genoſſen⸗ 
ſchaftsorgan und vereinigt in ber Regel die eigentliche Leitung ber gefammten 
Bereinsangelegenheiten, die Berufung und Zeitung der Berfammlungen, bie 
Buh- und Rehnungsführung, fowie nach der Auflöfung die Beſorgung ber 
Liquidation in feiner Hand. Seine Stellung gegenüber dem Berein ift bie 
eines verantwortlichen, an feine Beftallung gebundenen, in jedem Moment ab- 
ſetzbaren Genofienfchaftsbenmten, wobei fi) natürlich bier wie bei jedem Be- 
amten mit dem öffentlichreihtlichen Amteverhaäͤltniß ein Privatrechtsverhältniß 


10) 9. 9. ©. 3. art. 224. 236—288 und bie bei Renaub ©. 405 —442 
zufammengeftellten ftatutarifchen Beftimmungen. — Weit eingreifendere und für 
das Statut zum Theil unabänderliche Vorfchriften trifft über bie Generalverfanm- 
(ung das englifche Recht. Es muß minbeftend Eine Generalverfammlung in jedem 
Jahr ftattfinden; bie Mitglieder find 8 Tage vorber fchriftlich zu laden; bie Stell- 
vertretung wird gefeplich beſchränkt; über die Beichlußfähigleit werben genaue 
Borfchriften aufgeftelt und es wirb angeordnet, daß, wenn nicht bie gehörige 
Mitgliederzahl anweſend ift, Vertagung auf 8 Tage, wenn fich dann bie Beichluß- 
unfäbigfeit wiederholt, Ausfchreibung einer neuen Berfammlung ftattfindet; die Be- 
rufung der Berfammlung muß auf Antrag ber Vertreter von des Kapitals er- 
folgen; vor Allem wirb enblih für Aenderung bes Statutd oder Aufhebnng ein 
fog. Speeialbefhluß (special resolution), von % ber Altionäre gefaßt und in 
einer neuen, nach 14 Tagen bid 1 Monat angefepten Berfammlung mit einfacher 
Mehrheit wiederboll, gefordert. — Das franzöf. Geſ. v. 1867 (art. 29. 81) fordert 
für die Beſchlußfähigkeit bie Vertretung von %, bei Statutenänderung, Fortſetzung 
über bie beftimmte Zeit und Auflöfung von 1% des Geſellſchaftskapitals. Eventuell 
wird eine nene Berfammlung anberaumt, bie nun jedenfalls beſchließt. 

151) Val. das Beifpiel der Teutonia, Stat. $ 28 b. Hermann ©. 53, bei 
welcher bie Seneralverfammlung einen zur Selbftergängung ermächtigten Ausichuß 
beftellte und nur für die Auflöfung wieder berufen werben follte. 

ı) Brindmann 251. Gengler 514f. Bluntſchli ©. 386. Befeler 
925. Renaud 442—466. Endemann ©. 822 — 3. 
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bezüglich des Soldes, der Entichäbigung u. ſ. w. verbinden kanun. Nach aufen 
aber wird er vom Geſetz nicht nur als Körperichaftsorgan nach Maßgabe der 
Statuten anerkannt, jondern für die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
bes Vereins innerhalb der gefehlihen Schranken unbedingt und ohne Rüdfiät 
auf die Einfchränkungen feiner Beftallung legitimirt erflärt und umgekehrt zur 
Wahrnehmung des öffentlichen wie des Vereinsintereſſes bei Vermeidung civil 
rechtlicher und ftrafrechtlicher Verantwortlichkeit gefeglich verpflichtet =). Zwi⸗ 
hen Generalverfammlung und Vorſtand fchiebt fi fehr haufig ein repräſen⸗ 
tativer Kontrolausfhuß'), wie er in der modernen Genoſſenſchaftsorganiſation 
jo häufig zur Bertretung ber Geſammtheit in einzelnen, und in Staat und 
Gemeinde zu ihrer Vertretung in allen Beziehungen, vorkommt. Bollendet 
wird dann endlich der Genofienfchaftsorganismus durch eine Reihe oft jehr 
zahlreicher technifcher, kaufmänniſcher ober oͤbonomiſcher Beamten, Benollmächtig- 
ten und Agenten, durch Ausſchüſſe und Kommiffionen für einzelne Zwecke ober 
Geſchäftszweige, durch Borftände der einzelnen Zweignieberlaffungen u. |. w. 2). 
Mag aber der Organismus einfacher ober komplicirter fein und mehr nad 
der Spitze oder mehr nach der Geſammtheit granitiren: ein Torporativer Or 
ganismus bleibt er unb nur ein völlig befangene Theorie konnte ihn in eine 
Summe von Mandaten und Submandaten auflöjen wollen. 

d. Aud tie rehtlihe Bedeutung des Aktienvereins ift daher in jeder 
Beziehung die einer Genoffenfchaftperfönlichkeit, welche innerhalb der ihr ver- 
faſſungsmähßig angewiefenen und durch das Geſetz umgrenzten Lebensſphäre 
jelbftändige NRechts-, Willens- und Handlungsfähigkeit befitzt. Seinen Gliedern 
gegenüber übt der Verein daher keineswegs blos Privatrechte, fondern bie all- 
gemeinen Körperichaftsrechte aus: Antonomie, eine gewiſſe Selbftgerichtsbarkeit, 
die fih theils in den Straffeftiegungen der Statuten’), theils in der An- 
ordnung von Schiedögeridhten '*”) geltend macht, und genoſſenſchaftliche Selbft- 
verwaltung, deren wichtigfter Zweig die nach einem befonderen Genofienfchafts- 
haushalt geführte Bermögensverwaltung if. Wie fich zu diefen Einheitsrechten 
die Bielbeitörechte verhalten, wie die der dentſchen Genofjenibaft eigenthũmliche 
innige Berbindung von Einheit und Bielbeit gerade beim Altienverein and 
für dad Vermoögensrecht eigenthümliche Wirkungen erzeugt, Taum erft im zweiten 
Theil näher erörtert werden ie). Dritten gegenüber ſteht der Aktienverein jeber 


u) Thoöl 8 45. Gengler b15f. Bluntſchli 386. Befeler IM 
Renaub 467—549. Eubemann $ 60. 62. 

») Höhle 192f. Auerbach 379f. Renaud 50f. Endemanu 6 
©. 324. 
) Renaud 556—568. Endemann ©. 818 f. 821. 

ıs0) Dies find aljo keine Konventionafftrafen, wie ſich das D. H. G. B. art 
220 ausbrüdt, jondern Genofienichaftöftrafen. 

7, Beifpiele b. Renaud ©. 565 Note 2. 615 Note 3. Gengler S. 512 

15%) Auch die fehr beftrittene Natur ber Rechtöverhäftnifle vor der Kouftr 
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andern Körperichaftsperfönlichkeit gleih (D. H. ©. B. art. 213), foweit nicht, 
wenn er Handelsgeſchäfte treibt, durch Die ihm beigelegte Eigenſchaft als 
Kaufmann Aenderungen eintreten. Im Verhältniß zum Staat endlich unter- 
liegt ber Aktienverein gleichfalls den allgemeinen Rechtsgrundſätzen über Kor- 
porationen, joweit nicht für ihn ein jpecielles beſſeres oder chlechteres Recht be- 
gründet if. Wenn er in vielen Beziehungen bereit günftiger als andere 
Genoſſenſchaften geftellt ift, fo theilt ex mit allen nicht direft in den Staats⸗ 
organiömns eingreifenden Körperjchaften ben Anſpruch auf völlige Befeitigung 
der Reſte des obrigkeitlihen Syſtems und auf Erſatz derſelben durch ansge⸗ 
dehnte Deffentlichkeit, ftrenge civilrechtliche Haftung bei allen Berftögen gegen 
das Geje oder die Berkehrätrene und richterlich feſtzuſetzende Strafen- bei 
Orbnungdwibdrigkeiten ober Vergeben. Dagegen kann ber Aktienverein andrer- 
jeits fidh der allgemeinen ftantlichen Korporationshoheit und der darin begrün- 
beten Auffiht über jein inneres Leben nicht entziehen. Wenn er in biefer 
Beziehung deshalb, weil er nur Privatlorporation fei, bisweilen ein völliges 
Gehenlaſſen beanſprucht, jo liegt dabei eine irrige Vorftellung von dem Weſen 
einer Privatlorporation zu Grunde Soll mit dieſem Ausdruck angezeigt 
werden, daß er zunächft oder ausſchließlich Privatrechtsſubjekt ift, fo trifft dies 
nur bezüglich feines Auftretens nach außen bin zu: dagegen iſt fein innerer 
Organismus, wie fi fpäter ergeben wird, jo wenig wie ber irgend einer 
anderen Körperfchaft Privatrecht, ſondern Genoffenfchaftsrecht, und reicht als 
ſolches in das öffentliche Recht hinein. 

Es verfteht fi von felbft, daß mit dem Verhältnis bes Aktienvereins 
als ſolchen zu Dritten und zum Staat das weitere Verhältniß, in welches 
der Berein durch den bejonderen Gegenftand feines Unternehmens tritt, in 
feinem Zufammenhang ſteht. Als Fabrikherr oder Dienftherr von Gehilfen 
und Arbeitern unterliegt er beifpieläweije ganz demſelben Recht wie ein Ein- 
zelner. Ebenſo gehören die bejonderen Beziehungen, welche für den Berein 
and einem ihm vom Staat verliehenen Privileg (3. B. Notenemiffion, Er- 
propriationsrecht), aus einer bejonderen Konceffion (3.8. zu einem Gewerbe), 
oder aus ber das äffentlihe Wohl beeinfluffenden Natur bes Unternehmens 
(wie bei allen Kommunikations», Bank-, Kredit-, Berficherungsinftituten) er- 
wachten, nicht dem Genoſſenſchaftsrecht, ſondern dem Berwaltungs-, Gewerbe-, 
Berfiherungs-, Eifenbahnrecht u. f. w. an. Auch in dieſen Beziehungen ftehen 
daher Einzelunternehmer, Geſellſchaften anderer Gattung oder Inftitnte dem 


tuirung und nach ber Auflöjung wirb bort Beiprechung finden. Bol. über die 
erfteren: Bradenböft 89, Zolly 382f. Brindmann 5 61, Beſchorner 
©. 25f., Auerbadh 236 f., Walter 5 300, Bluntſchli 384, Renand 185 f., 
Bitte S. 20f., Befeler 924 Note 10, Endemann $ 57 ©. 285-802. 
Ueber die letzteren Pohls 280 Ff., Jolly 442f., Kunge 29, Renaudb 756— 
810, Witte S.25f. (Witte nimmt Fortleben feiner Inftitutsperjönlichkeit bie 
zu völliger Vollendung der Bermögenövertbeilung an), Endemann 8 66. 
65% 
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Altienverein principiell gleih. Nur ift Leicht erflärlich, dag in der Wirklichkeit 
das au fih aus ganz verjchievenem Rechtögrunde ſtammende ftantlidhe Auf- 
fichtsrecht über einen Berein ald Bank, Eifenbahn, Berfiherungsinftitut und 
über denjelben Verein als einen für fich felbftändige Rechtöperfönlichleit bean- 
ſpruchenden Vermoͤgenskoͤrper vielfach zufammenflieht. 

C. Fragen wir ſchließlich nach ber thatſächlichen Bedeutung, weldhe ber fo 
vollendeten modernen Vermgensgenoſſenſchaft im Geſammtleben bes Volkes 
zulommt '*%), ſo liegt diefelbe in einer vermehrten Befruchtung bes Kapitals. 
Eine ſolche tritt in doppeltem Sinne ein. Einmal infofern, als Pleineren 
Kapitalien eine paritätiiche Theilnahme an großen Unternehmungen eröffnet 
wird. Zweitens injofern, als nur durch den Aftienverein diejenigen modernen 
Unternehmungen ermöglicht werben, welche das einheitliche Wirken eines Mafjen- 
kapitals fordern. Die Wunder, weldhe die Kapitalsafiociation im Gebiete der 
großen, ben Machtkreis eines Einzelnen überjchreitenden Erwerböunternehmungen 
unferer Zeit gewirkt bat, Liegen offen zu Tage. Bor Allem für die Herftellung 
und Benutzung ber Berlehräwege und VBerkehrömittel (Eifenbahnen, Tele⸗ 
graphen, Kanäle, Schifffahrt), für den Kredithandel und für alle Zweige bes 
Verficherungsweſens find die Wltiengefellichaften ein unentbehrlicher Hebel ge 
worben; daneben haben fie ſich für viele Zweige des Großhanbels und ber 
Großinduſtrie gebildet und verbreitet, fie beginnen in ber Berg- und Hütten- 
inbuftrie bie älteren Gewerkichaften faft zu verbrängen, fie beftehen zahlreich 
für Spimmerein und Webereien, fie betreiben ben Hanbel mit Grund und 
Boden, fie verfehen bie Städte mit Beleuchtungs-, Wafferleitungs- und Ab⸗ 
fubranftalten, fie widmen ſich gemeinfamen Baunnternehmungen, fie treiben 
See- und Slußfiſcherei, fie errichten Dampfmühlen, Maſchinenbananſtalten, 
chemiſche Fabriken und größere gewerbliche Etabliffements jeder Art!). Wenn 
bier überall ber Erwerbezweck die Aflociation ins Leben gerufen hat, während 
biejelbe erft mittelbar das Gemeinwohl färberte, jo wird die Möglichkeit einer 
Kapitalgenofienfchaft, weldhe dem Gemeinwohl um feiner felbft willen in um- 
eigennüßiger Abfiht dient, durch zahlreiche gemeinnägige Altienvereine -für 
Mufeen, Theater, Ausftellungen, Sffentliche Babenuftalten, Wohlthätigkeitsin⸗ 
ftitute u. |. w. bewiefen; und wenn bie meiften Aktiengeſellſchaften für ihre 
Glieder nur eine pekuniaͤre Bedeutung haben, fo zeigen Aktienklubbs, Altien⸗ 
leſevereine un. ſ. w. die Möglichkeit, diefe Vereinsform auch den perjönlichen 


180) Bot. bef. die Auffäge Schäffle's „die Aftiengefellichaften volläwirth- 
ſchaftlich und politifch betrachtet" und „bad heutige Akltienweſen im Zuſammen⸗ 
bang mit der Vollöwirtäfchaft" 1. d. deut. Bierteljahrsfchrift 1856 IV. 1f. und 
259 f. u. im Staatsworterb. 1. c. S. 251 —267. Auch Enbemann $ 56. 56. 

100) Das Neberwiegen ber angegebenen Altienunternehmungen erhellt aus einer 
Bergleihung der durch die preuß. &. ©. Jahrg. 1889 — 1867 pablicirin oder 
angezeigten Statute. 


8 69. Die Entftehnng u. Bollending d. Bermögensgenoffenfchaft. 10239 


Bebürfniffen der Genofſen unmittelbar bienftbar zu machen. Allein bei der 
Betrachtung bes Inftituts im Ganzen treten diefe Verwenbungsarten vor der 
Inpitaliftiihen Grwerbögejellihaft auf das ntfchiebenfte zurüd. Wenn der 
Atienverein feinem wirthichaftlicden Weien nad ein „für fich feiender unper- 
foͤnlicher Wirtbihaftslörper ift”, welcher durch Die Bereinigung von Kapitaliften 
„unter Aufbebung inbivibualiftifcher Bedingtheit des Geſellſchaftswillens“ ent- 
fteht'%"), — wenn in dem ganzen Bau bie Perſonengenoffenſchaft lediglich als 
Ausflug und Anner des Kapitalorganismus erfcheint, — wenn ebenfowol bie 
leitende Sntelligenz ald die jchaffende Arbeit befoldete Dienerinnen und allein 
das Kapital Herr des Vereins ift: jo muß die Geſammtrichtung diefes In⸗ 
ftituts nothwendig eine |pefulativ-Tapitaliftifche fein. So förberlih und noth- 
wendig baher die Aftienvereinsform als ein Glied in ber Kette der Wirth» 
ſchaftsorganismen ift, fo würde doch ihre Alleinherrfhaft zur Kapitalsbespotie 
führen. Es ift daher ein wohlthätiger Umftand, daß biefer Gefahr durch bie 
nnendlich reiche Gliederung bed modernen Wirthſchaftslebens begegnet wird. 
In der That wird zunächft die Bedentung der Unternehmer-Sndividualität dem 
Maſſenkapital gegenüber dadurch gewahrt, daß für eine große Anzahl indu⸗ 
ftrieller und kommercieller Unternehmungen ausſchließlich die Einzelunternehmung 
oder das perjönlicde Gejellichaftsunternehmen zur Anwendung kommen nnd da 
dieſelben bei gleichen Kapitalmitteln überall dem Aktienunternehmen durch die 
Einheit, Intelligenz und perjönlihe Intereffirtheit der Leitung überlegen find. 
Das Gemeinwohl ferner vor ber Gavinnausbentung durch übermächtige und 
thatfächlih im Monopolbefig befindliche Kapitalkoͤrper zu ſchützen, beftrebt ſich 
der Staat mehr noch, als durch die unmittelbare Aufficht, durch die Errichtung 
fonkurrirender uneigennäßiger Staats⸗ oder Kommunalanftalten für gleiche 
Zwecke (Staatdeifenbahnen, öffentliche Bank⸗ und Kreditinftitute, öffentliche 
Berfiherungs- und Unterftägungsanftalten. u. |. w.). Daß endlich and auf 
wirthſchaftlichem Gebiet das Moment der Selbftjucdht nicht über das fittliche 
Moment fiege, daß auch Hier ber erhabene Gedanke der Affociation nicht in 
ber gemeinfamen Gewinnſpekulation untergehe, daß vor Allem die durch die 
Aktienvereine nnr verftärkte Gefahr der Verkümmerung ber freien menſchlichen 
Perfönlichkeit in ben kapitalloſen Kreifen fich verringere: bafür wirkt als 
mädhtigfter Hebel die perfänlidhe Genoſſenſchaft für wirthichaftliche Zwecke, 
welche theils ſchon Längft neben der Vermögensaflociation in Fräftigfter Weiſe 
wirkt, theils in jüngfter Vergangenheit durch die Entwidinng bejonderer Ge- 
nofſenſchaftsformen der arbeitenden Klafjen zukunftreiche Neugeftaltungen er- 
ihaffen hat. Bon ihr muß nun noch die Rebe fein. 


16) Schäffle im Staatswörterb. 1. c. ©. 252. 256. 
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$ 70. Die Perfonalgenoffenfhaft für wirthſchaftliche Zwede. 


A. Die Perjonalaffociation für Wirthichafte- und Erwerbszwecke ift fo 
alt wie die Affociation überhaupt. Allein während fie früher nur ale Eine 
Seite in den die gefammte Perjönlichkeit umfaflenden Verbindungen enthalten 
war, bat die moderne Richtung zugleich Perjonalgenoffenichaften für einzelne, 
präcifirte, ausjchlieglich wirthſchaftliche Zwecke hervorgerufen, welche dem Staat, 
ben Gemeinden und anderen öffentlichen Verbänden die Bedeutung von Wirth- 
Ichaftsgemeinheiten zwar keinegwegs rauben, wol aber die nächſte und unmittel- 
barfte Wirtbfchaftsfürforge abnehmen. Im den Zeiten des obrigkeitlichen Spftens 
waren es vorzugöweife nur äffentlihe Anftalten, welde man für beftimmte 
Seiten der Wirthſchaftsfoͤrderung errichtete, während bie Aflociation auf bie 
indivibualiftifchen Geſellſchaftsformen eingejchränkt blieb. Seit dem Ende bes 
17. Jahrh. jedoch zeigte ſich vielfach bereit die genoflenichaftlihe Vereinigung 
der betroffenen Perſonenkreiſe mitthätig, jo daß neben die Anftalten theils 
öffentliche Wirtbichaftsverbände mit Torporativer Zwangsverfafiung, theils freie, 
wenn auch öffentlich antorifirte und privilegiirte Korporationen traten. In 
unferm Sahrhundert endlich ift aud hier die Initiative und Geftaltgebung im 
dad Bolt zurückgekehrt und hat die nie ganz erlofchene freie Perfonalgenofien- 
haft in einer Fülle von Berzweigungen Törperfchaftlic) ausgebilbet und den 
verfchiebenften Zweden abäquat geftaltet. Auf ber andern Seite iſt dann 
freilich gerade in neueſter Zeit der Kreis diefer Genofienichaften dadurch 
wieberum enger gezogen, daß die von ihnen ihren Gliedern gebotenen Wirth- 
ſchaftsvortheile zugleich zum Gegenftande kaufmänniſcher Gewinnſpekulation 
geworben find. Indeß verengern die fo entftandenen Privatanftalten, welche 
in ſubjektiver Beziehung Fapitaliftiiche Erwerköunternehmungen und nur mittel- 
bar durch ihren Gegenftand gemeinnügige Inftitute find, den Wirkungskreis 
der Wirthichaftsgenofienihaft vornemlich nur für die befigenden Stände. In 
ben beſitzloſen Klaffen dagegen hat gerade die Nothwehr gegen bas Meberwiegen 
der Kapitaldunternehmungen in jüngfter Vergangenheit zu einer Bereicherung 
des Genoſſenſchaftsweſens an Gehalt und Form geführt und ein Syftem ganz 
neuer Perſonalgenofſenſchaften für Wirthſchafts- und Erwerbszwecke hervorge⸗ 
rufen, welches den erſten Beginn einer genoſſenſchaftlichen Entwicklung von 
unerſchoͤpflicher Hülle und unabſehbarer Tragweite enthält. 

I. Zunächſt bedarf es, um die Zuſammenſtellung der hier zu behandelnden 
ungleichartigen Inftitute unter dem Gattungsbegriff der wirtbichaftlihen Per⸗ 
jonalgenoffenjchaft zu rechtfertigen, einer ungefähren Bezeichnung des redt- 
lihen Weſens der legteren. 

1. Eine Genoſſenſchaft iſt nur vorhanden, wenn durch eine felbft- 
gewellte Aflociation ein in feinen Gliebern lebender Organismus mit eigener 
Geſammiperjoͤnlichkeit entfteht. Weil eine ſolche Perfönlichkeit nicht vorhanden, 
gehören die zahllofen individuellen Geſellſchaften und Gemeinſchaften für Wirth: 
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ſchafts⸗ ober Erwerbözwede nicht hierher; insbeſondere find, obwol fie bie 
nächfte Borftufe zur perfönlihen Genofjenihaft Bilden und diefer vielfach 
bereits fehr nahe kommen, die obligatoriſchen Hanbelsgefellichaften, von denen 
oben die Rede war, vom Begriffe auszujchliegen. Umgekehrt haben bie öffent. 
lichen Anftalten für Wirthſchaftszwecke zwar häufig eigene Perjönlichkeit, dieſe 
Perjönlichkeit ift dann aber nur ein abgezweigtes Stüd der Staats, Ge 
meinde- ober Körperfchaftöperjönlichkeit, von welcher die Anftalt Eriftenz und 
Zebensrichtung empfängt. Hier wie überall ftehen indeß zwifchen reinen An- 
ftalten und reinen Genoſſenſchaften mannichfache mittlere Organifationen, wie 
3. B. die dffentlihen Zwangsverbänbe, bei weldhen der Wille der Berbundenen 
zwar nicht die Eriftenz, wol aber bad Leben des Organigmus mitbeftimmt, 
und die autorifirten Körperichaften, bei welchen umgekehrt der Geſammtwille 
das Erfte ift, der Staatäwille aber ale nothwendige Ergänzung binzutritt. 
Ebenſo giebt es zwifchen Genofjenfhaften und Privaterwerbsanftalten gemijchte 
Organismen, fei e&, daß die bad Erwerböobjelt oder Erwerbömittel bildenden 
Derjonen in einzelnen Beziehungen dem Berbanbe einer Erwerbsanftalt ange⸗ 
gliedert find, fei es, daß eine Wirthichaftsgenofjenichaft zugleich ein Erwerbs⸗ 
inftitut in fi enthält. 

2. Die bier bezeichneten Genoflenfchaften find aber ferner Perfonal- 
genofjenfhaften im Gegenfag zur Kapitalgenofjenfhaft, welde im 
Altienverein gipfelt. Sie beruhen auf der Verbindung perſoͤnlicher Wirth⸗ 
ſchaftokraäfte zu einer Geſammtkraft. Dabei tritt indeß fofort hervor, daß, wie 
ber Kapitalverein tobt bliebe ohne ein perfonengenofjenichaftlichee Element, fo 
die Perjonalgenofjenichaft ein wirthichaftliches Leben nicht entfalten kann, ohne 
eine Kapitalkraft in ihren Organismus aufzunehmen. Cine geiftige ober fitt- 
liche Genoſſenſchaft ift ohne Kapital denkbar: ein wirthſchaftlicher Erfolg ift 
undenkbar, wenn nicht ein Kapital wenigftens mittelbar (3. DB. als Kredit. 
baſis) mitwirft. Jede wirthſchaftliche Perſonalgenoſſenſchaft verbindet daher 
mit der fubjektiven, perſoͤnlichen eine objektive, vermoͤgensrechtliche Gemeinſchaft. 
Der Unterſchied vom Kapitalverein iſt nur, daß, wie bei jenem die Kapital⸗ 
affociation, jo bier die Perſonengenoſſenſchaft dasjenige Moment iſt, welches 
das Weſen des Vereins bedingt und beitimmt; daß das Kapital dort herrſcht, hier 
dient; daß daher auch rechtlich hier die Perfonen als folche, nicht, wie dort, 
blos als Träger von Autheilen eines Geammtvermögens verbunden find. 
Begrifflich wie hiſtoriſch iſt mithin die Vermögensgenoffenfchaft Potenzirung 
ber Sachgemeinſchaft, ald deren Ausflug und Anner erft eine fubjeltive Ge⸗ 
meinfchaft eintritt: bier dagegen ift umgekehrt eine Potenzirung bes Gefell- 
fhaftövertrages vorhanden, fo daß nicht ein ſachkorporatives, fondern ein aus 
der gefteigerten obligatio erwachienes perjonenkorporatives Band den Verein 
zufammenhält und die Vermögendgemeinfchaft nur als Ausflug und Anner 
ber Perſonengemeinſchaft erſcheint. Daraus ergiebt fih eine der Natur ber 
Altie direkt entgegengejegte Natur der Mitgliedſchaft. Diefelbe ift weber felbft 
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Sache, noch principaliter durch ein Vermsgendrecht hebingt unb beflimmt; fie 
ift vielmehr ein hoͤchſt perfünliches Recht, das als foldye nicht im Bermögens- 
verkehr fteht. Deshalb ift die Mitgliederzahl ungeichlofien; das Genoſſenrecht 
als foldyes ift untheilbar, unkumulirbar, unvererblid, unübertragbar; es wirb 
lediglich durch perjönliche Aufnahme unter Uebernahme der Mitgliebspflidyten 
erworben und entfprechend nur durch Austritt oder Ausſchluß verloren; fein 
Anhalt ift im Zweifel gleich, fo daß jeder Genoffe zu gleicher Mitträgerſchaft 
des Bereinslebens berufen, ein Unterſchied darin aber hochſtens dur die Be⸗ 
gründung verschiedener Genoffenflaffen, nie durch die Zulaffung beliebig großer 
ober Fleiner Rechte hervorgebracht wird. Diefe Gleichheit der Genofjenreihte 
wird natürlich Dadurch nicht tangirt, daß die dkonomiſchen Laften und Being- 
niffe für die Einzelnen möglicherweife fehr ungleich ausfallen; denn an ſich ift 
jeder Genofje auch zu ben wirtbfchaftlichen Vortheilen in gleicher Weiſe be⸗ 
rufen, bie thatſächliche Ungleichheit aber tritt baburdh ein, daß ein mit dem 
Genofjenrecht zunächft nicht zufammenhängender Mafftab das wirthichaftlidhe 
Bedürfniß und die wirthſchaftliche Leiftungefäbigkeit der Einzelnen verſchieden 
beftimmt. So ift ja auch das Gemeindebürgerrecht rein perfönlih und feinem 
Weſen nad gleih, während in der Ausübung Stenerfähigfeit, Bedürfniß 
u. f. w. eine ungleiche Theilnahme an bürgerlihen Laften und Nutzungen be- 
gründen. Der perfönliden Natur der Mitglievfchaft entfpricht dann weiter 
die Organifation des Vereins im Ganzen, feine rechtliche Bebentung nad) 
außen und fein letzter Zweck. Ueberall bringt fih das perfönlide Element 
überwiegend zur Geltung und bie wirthichaftlidde Ergänzung der Einzelperfön- 
lichkeiten bildet den Inhalt des Yanzen Organismus. 

Allen je mehr fi die Perjonalgenofienihaft vollendet und je mehr fie 
fi) namentlich einer Gemeinproduktion mit den Zwecken bed Gemeinerwerbes 
nähert, defto unauebleiblicher wird es für fie, das kapitaliſtiſche Moment, ohne 
das fie nicht beftehen Iann, mit ihrem Organismus zu verweben. Möglid, 
natürlich ift es, daß fie das Kapital Lediglich als Objekt, nicht als mitbildenden 
Faktor behandelt: wahrhaft Iebensfähig aber wird fie erft, wenn fie eine or- 
ganifche Verbindung zwiſchen der Genofienfhaft und dem Genofſenſchaftskapital 
berftellt. Dies gefchieht denn in der That in fehr verfchiebener Weile bei den 
einzelnen Gattungen der Perjonalgenofjenichaft, in ber Regel aber bergeftalt, 
dag mit der Mitgliebihaft ein Kapitalantheil an der Geſammtirthſchaft als 
ein wefentlicher Beitandtheil verbunden wird. Hierdurch wird das Genofien- 
recht ein Recht, welches mit der Aktie das gemein hat, daß es bie Träger⸗ 
ihaft eines Vereins und ein Vermoͤgensrecht in fich als effentiell enthält: es 
bleibt jedoch von der Aftie dadurch diametral verſchieden, daß bei ihm bas 
Vermoͤgensrecht unfelbitändige® Anner des perjönlichen Rechtes ift und baber, 
jo lange der Verein befteht, durchaus der Natur bes. legteren folgt, während 
umgefehrt für die Natur der Aktie die vermögensrechtlide Seite das Ent- 
jheidende geworben ift und den perjönlihen Inhalt nad) fi gezogen bat. 
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Am reinften werben wir bie angebeutete Form einer Aufnahme des Kapitals 
in ben Organismus ber Perjonalgenofienihaft durch die eigentbümliche Ber- 


: bindung der Genofjeneigenichaft und der fogenannten „Geſchäftsantheile“ bei 


den deutfchen Erwerbs⸗ und Wirthichaftsgenoffenichaften verwirklicht finden. 

3. Bon den alten Gilden und Wirthihaftsgemeinden, welche den Mit. 
gliedern ihre geſammte Perſoönlichkeit garantirten, unterſcheiden biefe zu ihrer 
Erſetzung bernfenen modernen Genoffenjchaften ſich durch die Bereinzelung und 
Präciſtrung ihrer Zwecke. Es find ganz beftimmte wirtbfchaftliche Aufgaben, 
welche fie ſich ftellen; fie wollen in irgend einer genau bezeichneten Richtung 
die wirthſchaftliche Perfönlichkeit ihrer Glieder ergänzen. Damit ift freilich 


eine Kombination verfchiedener Wirthſchaftszwecke in bemfelben Verein keines⸗ 


wegs ausgeſchlofſen. Und weil ihr letzter Zweck bie menſchliche Perjöulichkeit 
ift, fo vermögen dieſe Genoſſenſchaften, ungleich den Kapitalvereinen, überdies 
die unmittelbare Fürſorge für bie geiftigen und fittlichen Bebürfnifie der Ge⸗ 
noffen in fih aufzunehmen, wie ja umgekehrt von den zunächft fittlichen oder 
focialen Vereinen, welche oben beiprochen wurden, eine große Zahl zugleich 
die okonomiſche Förderung ihrer Mitglieber anftrebt. In der That tritt, je 
mehr bie Perjönlichkeit als Bafis und Ziel der Genofjenjchaft ericheint, defto 
mehr auch eine fittlihe und fociale Tendenz in berfelben zu Tage. Allein 
auch hierbei macht fich die moderne Richtung auf Präcifirung des Zwecks ber 
früheren unbeftimmten Allgemeinheit gegenüber geltend. 

Im Infammenhange mit der Beitimmtbeit des Zwedis flieht die De 
ftimmtbeit des Stüdes der Perjönlichkeit, defien Opfer die Genofjenihaft von 
ihren Mitgliebern fordert. Kein moderner Genofjenverband ergreift die Tota⸗ 
Iität, Zeiner auch nur die wirthichaftliche Lotalität bes Menſchen: es ift eine 
genau umpgrenzte Seite der wirthichaftlichen Perfönlichkeit, welde affoctirt 
wird. Gewaltig ift bier freilich der Abftand zwiſchen ben einzelnen Genoffen- 
ſchaftsgattungen; während bei den einen nur die gemeinfame Tragung einer 
Gefahr, bei den anderen das Einftehen für beftimmte ökonomifche Verpflich⸗ 
tungen der &enoffen, bei wieder anderen gemeinfame Befriedigung gewifler 
Wirthſchaftsbedürfnifſe gefordert wird und bier überall für den Einzelnen 
möglicherweife das einzige Opfer gewifler Beiträge entfteht, Tann fich bie 
Produktivgenofſenſchaft bis zur Forderung ber vollen Arbeitskraft ihrer Glieder ftei- 
gern. Allein auch im letzteren Falle bleibt den Einzelnen außerhalb des Ver⸗ 
bandes eine ungleich freiere Individualität, als fie beiſpielsweiſe ber alte Zunft- 
verband den Zunftgenofien ließ. — Im Weiteren kann bann die Genofjen- 
ihaftsnerfaffung in mannichfach verſchiedener Weiſe die Perfonalkräfte, welche 
durch fie gebumben werben, umgrenzen: Beiträge ober Leiſtungen koͤnnen im 
Boraus beftimmt oder von nngewifien Umftänden abhängig gemadit, und im 
letzteren alle entweder unlimitirt oder durch ein Marimum eingejchränkt oder 
endlich durch eine objektive Gigenichaft (3. B. Sachbefitz) begrenzt fein. 

Verſchieden von der Frage, wie beichaffen die wirthſchaftlichen Theilper⸗ 
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jönlichkeiten find, ans denen die Genoffenfchaftöperfönlichkeit fich zufammenfekst, ift 
die fernere Frage, welche Kreditbafis derjelben Dritten gegenüber gegeben wirk. 
Möglich ift, daß die Genoffenichaftsperfönlichkeit allein für ſich felbft fteht, jo Daß 
Dritte ſich nur an fie und weber während ihres Beſtandes noch nach ihrer Auflö⸗ 
fung an die Einzelnen halten fönnen. Möglidy ift aber auch, bat hinter der Ge 
noffenfchaftsperfönlichkeit die einzelnen Genoffen bis zu einem bireft ober indireft 
beitimmten Betrage, oder jeder für den auf ihn fallenden Antheil unbedingt, ober 
enblich jeder folidarijch mit feinem ganzen Vermögen für das Ganze ale Garanten 
ftehen, mögen fie nun als Selbitichulbner neben der Genoſſenſchaftsperſoͤnlichkeit 
oder ald Bürgen eventuell für fie haften. Die Rechtöperfönlichkeit der Genofjen- 
ſchaft als foldher wird an fi natürlich dadurch nicht alterirt, daß vermöge 
Statutes oder Geſetzes die Individuen voll und ganz für fie einftehen, — 
fiher wenigitens dann nicht, wenn dieſes Einftehen nur ein fubfibiäres ifl. — 
Es charakteriſirt das Weſen der wirthichaftlihen Perſonalgenofſenſchaft, dab, 
während der Kapitalverein die unausbleibliche Tendenz bat, eine ftreng limi⸗ 
tirte Haft zu begründen, die Perfonalgenofienichaft umgekehrt auf ihren höheren 
Stufen dahin neigt, die Perjönlichkeit ganz und voll für die Geſammtheit 
einzufeßen. Die fubfidiäre Solibarhaft der modernen deutſchen Erwerbs und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ift nur der vollendete Ausbrud einer Richtung, 
welche, während der Aftienverein ein Kapital als jelbftändiges Weſen in ben 
Verkehr hineinftellt, nunmehr umgekehrt einen Organismus perjönlicher Wirth- 
ſchaftskräfte ale Einheitsweien in das wirthichaftliche Leben einführt. 

4. Ms Arten ber wirthſchaftlichen Perjonalgenofienfchaften Lafien ſich 
nach der Natur ber aſſociirten Kräfte und dem badurd bedingten Zwed vier 
Hanptgattungen mit verjchiedenen Unterarten trennen. 

a. Sarantiegenofjenihaften (Rifitovereine, Berfiderungsgenofien- 
ichaften im weiteiten Sinn). Sie affociiren die Widerſtandékraft gegen wirth- 
ichaftlihe Unfälle und theilen fich weiter, je nachdem fie den Genofien eine 
Garantie gegen Sachſchaden oder gegen bie durch perjönliche Ereignifſe hervor⸗ 
gerufenen Wirthſchaftsnachtheile gewähren. 

b. Geldverkehrsgenoſſenſchaften, welche entweder den Kapitalum- 
lauf (Gegenſeitigkeitsbanken) oder bie Kapitalbefchaffung (Krebitgenofienfdhaften) 
oder die Kapitalanlage (Spargenoſſenſchaften) der Mitglieder vergemeiufchaften, 
Die Krebitgenofjenfhaften zerfallen dann weiter in Realtrebitvereine und 
Perfonalkreditvereine. © 

c. Distributivgenoſſenſchaften, welde die Kraft zur Befriedigung 
Ianfender Bebürfniffe der inzelwirthichaften affociiren, mithin beftimmte 
Wirthſchaftskoften unter die Gejammtbeit vertheilen. Sie fuchen entweber 
nur die allgemein menſchlichen Haushaltungsbedürfnifie auf genofſenſchaftlichem 
Wege zu befriedigen, wie namentlich die gewöhnlichen Lebenshebürfniffe (Kon- 
fumvereine) ober das Wohnungsbedürfniß (Wohnnngegenofienfchaften), ober 
aber fie affoctiren eine beſtimmte Seite ber wirthſchaftlichen Produktion (bes 


8 70. Die Perfonalgenoffenfchaft für wirthfchaftlihe Zwede. 1035 


induftriellen, Taufmännifchen oder Ianbwirtbfchaftlichen Gewerbes), fei es nun 
die Materialbefhaffung (Robftoffgenoffenfchaften), ſei es die Probuftionsmittel 
(Werkzeug-, Werkftätte, Weidegenoffenfchaften u. dgl. mehr), ſei es endlich dem 
Abſatz (Magazingenofienichaften u. |. w.). 

d. Produktivgenoſſenſchaften (Arbeitsgenofienfchaften), hei denen 
fi) die produktive Arbeit ſelbſt afſociirt. Sie find die hödfte Stufe ber 
wirtbfhaftlichen Perfonalgenofjenfchaften und unterfcheiden fi von allen übrigen 
dadurch, daß fie einmal bie Selbftändigkeit der Einzelwirthſchaften, welche 
dort voll beftehen bleibt, ganz oder partiell aufheben und zweitens, foweit die 
der individuellen Sphäre enthobene und zur Genoſſenſchaftsprodnktion geitaltete 
Wirthichaftsthätigfeit reicht, unmittelbar auf Gemeinerwerb gerichtet find, 
während die übrigen Genoffenichaften nur mittelbar den Ertrag ber von ihnen 
geförderten Einzelwirthichaften erhöhen. 

11. Die thatſächliche Bedeutung biefer verfchiedenen, ihrem recht⸗ 
lihen Gehalt nach nahe bei einander liegenden Genofjenichaften ift eine außer⸗ 
ordentlich ungleiche nicht nur nach der Verſchiedenheit ihrer Zwecke, ſondern mehr 
noch nach der Verſchiedenheit der von ihnen ergriffenen Perfonenklafien. Don ber 
Rirthichaftsaffociation der übrigen Stände hebt fih in mehr oder minder ſcharfen 
Umrifjen das oͤkonomiſche Genoffenfchaftswejen derjenigen Klafjen ab, welche durch 
die moderne Tapitaliftifhe Entwicklung in ihrer wirthichaftlichen Selbftändigkeit be» 
droht find. Weil das Genoſſeuſchaftsweſen hier in unmittelbarftem Zufam- 
menbange mit ben großen focialen Problemen ber Gegenwart fteht, ftellt es 
fi nach diefer Seite bin als ein beſonderes Phänomen dar, welches als 
Glied in die Kette der modernen focial-politifchen Beftrebungen gehört. Auf 
der audern Seite jedoch bleibt es auch hier nur eine hefondere Erſcheinungs⸗ 
form berjelben Affociationsidee, die in allen Ständen und auf allen Gebieten 
die Phyfiognomie der neueften Entwidlung beftimmt, und gehört fomit als 
Glied in die Kette der genoſſenſchaftlichen Geftaltungen. Auch möchte vie 
wirthichaftliche Perſonalgenoſſenſchaft in allen ihren Zweigen einer gemeinfamen 
Bedeutung, welche doch nicht mit ber Bebeutung der Genofienichaft über- 
banpt zufammenfällt, nicht ganz entbehren. Denn überall ift fie berufen, 
der von außen kommenden Beranftaltung gegenüber die Selbfthilfe zur 
Geltung zu bringen, dadurch aber, daß dieſe Selbfthilfe eine genofjenichaftliche 
ift, auch auf dem fo oft ber Selbſtſucht allein vinbicirten Gebiet des wirth⸗ 
fchaftlichen Lebens das ethiſche Moment zu verkörpern. Gegenüber dem 
egoiſtiſchen Princip der kapitaliſtiſchen Erwerbsipetulation, das aud in dem 
Kapitalverein und in der Kollektivgejellihaft das überwiegende bleibt, ift es 
der wirtbichaftlide Gemeinfinn, welder die Perſonalgenofſenſchaft hervor⸗ 
ruft, leitet unb erhält. Gemeinfinn aber ift zugleich Erzeugnig und Erzenger 
fittlicher Ideen. Man mag aud den Gemeinfinn ald eine Form des Egois⸗ 
mus auffaffen, — bes Egoismus, der erkannt bat, wie das einem Ganzen 
untergeordnete Indivitunm als Vereinsglied vervielfältigt das zurüdgewinnt, 
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was es ald Individuum verliert: immerhin bleibt ein qualitativer Unterſchied 
zwiſchen der erflufiven Selbſtſucht und einem gleichwiel wie motivirten Streben, 
das ein Opfer für Andere und die Hingabe für ein Ganzes im Gefolge hat. 

So behalten auch da, wo theils öffentliche Anftalten, theild Erwerbs⸗ 
inftitute die in der Vereinzelung nidyt erreichbaren Wirthſchaftsvortheile anf 
die bequemfte Weife gegen Bezahlung gewähren, ohne den Empfänger darüber 
hinaus durch Bereinigung mit amberen Empfängern zu binden, bie freien 
Gegenjeitigkeitsgenofjenfchaften einen boppelten Werth. Sie bilden ein Gegen- 
gewicht gegen das Staatsproteltotat und gegen tie Gewinufpefulation, fie 
führen dort auf bie Selbfthilfe, bier auf den Gemeinfinn als bie letzten 
Quellen wirtbichaftlihen Wohlbefindens zurüd. 

Unendli wichtiger und ausſchließlicher jedoch ift die Bedeutung ter 
wirthſchaftlichen Perſonalgenoſſenſchaft für die Wahrung ober Erringung dto- 
nomifcher Selbftändigkeit ſeitens der arbeitenden Klafien. Arbeitenbe Klaffen 
in dem bier bezeichneten Sinne find diejenigen Gefellihaftegruppen, für welche 
bie perfönliche Arbeit unter den ihre Stonomifche Eriftenz beftimmenben Faktoren 
ber entſcheidende ift. Sie werden auch bejiglofe Klaffen genannt. Nicht als ob 
fie abfolut befitzlos wären, — denn irgend ein materieller und irgenb ein geiftiger 
Beſitz fteht and ihnen zu Gebote: allein fie find relatin beſitzlos, weil ihr 
Beſitz in ben perjönlichen Lebens- und Arbeitöbebürfnifien aufgeht, und weil 
ihnen andere Gefellichaftsgruppen gegenüherftehen, für welche der überſchießende 
materielle und geiftige Befig, wenn er fie auch ber Arbeit nicht überhebt, doch 
als felbftändiger Mitträger ihrer wirthſchaftlichen Eriftenz, ald enticheibend für 
ihre wirthſchaftliche Gefammtftellung wirt. Die Uebermacht, welche durch bie 
Entwiklung des modernen Großbetriebes insbejondere der Kapitalbefit erlangt hat, 
bringt e8 mit fich, daß trotz fleigenden Gefammtnermögend ein immer größerer 
Bruchtheil des Volkes als relativ befiglos erſcheint. Deshalb fallen unter den Be 
griff der arbeitenden Klaffen nicht nur die gefammteu Maſſen der eigentlichen Lohn⸗ 
arbeiter in Fabriken, im Gewerbe, auf dem Lande, jondern mehr und mehr auch bie 
Heineren felbftänbigen Gewerbtreibenden und bie ländlichen Kleinbefiter. 

Alle diefe Klaffen find durch die Entwidlung des Tapitaliftiichen Groß⸗ 
betriebes der wirtbichaftlichen Perjönlichkeit beraubt oder doch mit dem Ber- 
Infte diefer Perjönlichkeit betroht. Denn die alten Wirthihaftsorganismen, in 
denen das Gejammtleben entweder in Alle gleichmäßig zerftrent oder doch 
zwiſchen Haupt und lieber irgend wie vertheilt war, find, nachdem fie ver- 
Inöchert und zu Fefſeln geworden waren, in loſe Atome zerfprengt. Aus ben 
Atomen aber haben fich als übermächtige und an Macht ſtets wachſende Ge 
bilde neue Wirtbichaftsorganismen erbaut, für weldye das Kapital Bafis und 
Herr, die Arbeit nur ein unfelbftändiges Werkzeug iſt. Diele Organismen 
find die Fapitaliftiichen Erwerböunternehmungen aller Art, vor Allem Fabriken, 
ebenjo aber Großgrundwirthichaften, die großen Berkebröinftitute u. |. w. Sie 
alle Ieben nur in dem mit der Intelligenz verbündeten Tapitaliftiichen Haupt: 
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die arbeitenden Glieder find Leine lebendigen Mitträger ihres Körpers, ſondern 
Gegenſtand, Werkzeug ihrer Thätigkeit. Wenig ändert ed an ben Thatſachen, 
daß das Gefeg — wovon es freilich felbft vielfach wiederum abgeben muß — 
jolde Verbände als Organismen nicht anfieht, fondern fie in eine Summe 
von Privatrechtsbeziehungen zwifchen Einzelnen und Einzelnen auflöit. Denn 
dem thatſächlichen Erfolge nach ift jedenfalls um fo entichiedener, je größer ihr 
Umfang und je mannichfadher ihre Gliederung ift, die Unternehmung feine 
Summe von Ginzelverhältniffen, fondern ein Ganzes, eine organifirte Einheit. 
Diefe Einheit aber ift ihrem innern Weſen nad) nichts Anderes als ein 
Herrfhaftsverband, in welden ber Repräientant des Kapitals oder ber 
Kapitallörper jelbft der abfolute wirthſchaftliche Herr iſt. Jener felbe Herr 
ſchaftsverband, ber feit uralter Zeit mit ber Genoffenfchaft um den Steg rang, 
reproducirt fih bier, — beichränkter einerjeits, weil ex über das wirthichaftliche 
Gebiet und wirthichaftliche Zwecke nicht binausreicht, fchroffer und unbebingter 
anbrerjeits, weil er inuerhalb jeiner Sphäre bafjelbe Princip, welches in 
den ehemaligen Herrenverbänden früb durch bie Entftehung abhäugiger Ge⸗ 
nofſenſchaften modificirt ward, bebingungslos durchführt. Denn in dem öfo- 
nomifchen Herreuverbande der Neuzeit giebt e& Feine Verbindung ber Glieder 
unter fih, feine der Einheit gegenüber berechtigte Vielheit, Teine Verfafſung, 
weldhe dem Gelammtwillen einen noch jo beicheidenen Einfluß auf das Leben 
des Ganzen gewährte. Die Arbeit ift rechtlos in ihm. Und bie rechtlich 
ſchrankenloſe Herrihaft wird hier auch thatſächlich eiferner und unwandelbarer, 
als es je die Herrichaft des Hofherrn war, weil mit dem Ueberwiegen ber 
Kapitalbedentung immer mehr das menschlich. perjänliche Verhältniß zwiſchen 
Herr unb Arbeiter fi) mindert, immer trennenber zwiſchen beide bie unperjön- 
lihe Kapitalmacht tritt, immer willenlofer endlich der Beſitzer jelbft in den 
Dienft des eignen Kapitals gezogen wird. Cine wirthſchaftliche Perſoͤnlichkeit 
fommt in den Tapitaliftifchen Unternehmungen ſomit bem Arbeiter jo wenig 
zu, wie etwa bem Laien in ber Hierarchie eine Tirchliche, dem Untertbanen im 
obrigkeitlihen Staat eine politiiche, dem Unfreien in der Rechtsgenofſenſchaft 
des Volks eine yrivatrechtliche Perfönlichkeit gebührt. Dem Arbeiter fehlt 
freilich die wirthichaftliche Perfönlichkeit zunächft nur innerhalb eines beftimmten 
Verbandes, in den er nadh freier Wahl tritt, und denkbar wäre es an fi, daß 
er daneben felbftändiger Mitträger für andere Wirthichaftöverbände wäre. Allein 
jene Wahl bezieht fih nicht anf das Ob, fondern nur auf das Wo ber Unter- 
werfung, und mit Naturnothwendigkeit drängt der kapitaliſtiſche Verband dahin, 
bie Slonomifche Exiſtenz feiner dienenden Glieder voll und ganz zu abjorbiren. 
So erübrigt dem Arbeiter nichts von wirthſchaftlicher Perjönlichkeit außer⸗ 
halb des Organismus, in dem er fteht, und indem feine ganze oͤkonomiſche 


Exiftenz ausſchließlich durch eine fremde Macht, an deren Leben ihm nicht der 


Heinfte aktive Antheil zukommt, bedingt und beftimmt wird, ift er nicht nur 
in einem einzelnen Berbande, fondern in ber gefammten Volkswirthſchaft des 
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ölonomifchen Bürgerrechts bar. — Dadurch wird nun freilich feine private 
rechtliche, politiſche, Firchlie, feine menſchliche Perjönlickeit überhaupt au 
fi wicht gefchmälert: aber auf bie Dauer wirft nothwendig der Mangel 
öfonomijcher Selbftänbigkeit auf alle anderen Seiten feine Eriftenz zurüd. 
Das Kapital wirb unter dem Einfluß der Konkurrenz nnd des ihm wie jeber 
Macht immanenten Triebe der Erweiterung unansbleiblid) gedrängt, die 
Örenzen feiner Herrichaftsfphäre weiter und weiter vorzuſchieben. Nur der 
Widerftand der bedrohten Eriftenzen ſetzt dieſer Tendenz ein Ziel. Dieler 
Widerftand aber muß, je mehr bie hinter ihm ftehende Perjönlichkeit bereits 
der jelkfländigen ölonomiichen Lebensfähigkeit beraukt,ift, deſto jchwächer und 
erfolglofer werden: Endlich ift es nur noch das Leben überhaupt, um bas 
gefämpft wirt, und indem das Ringen um's Dafein bie Totalität aller Kräfte 
abforbirt, wirb die freie menſchliche Perjönlichkeit mehr und mehr verfümmert, 
bis von ihr nur der Name und das abftrafte Recht verbleibt. — Wären uur 
die Einzelnen von dieſen Gefahren bedroht, jo träte an bas Boll nur die 
Frage ber fittlichen Pflicht gegen feine Glieder heran. In Wahrheit aber ift 
es die Bollseriftenz felbit, deren Fundament untergraken wird. Denn unauf- 
börlich wächt der Umfang und mindert fi) relativ die Zahl der wirthichaft- 
lichen Herrſchaftsorganismen, und uuaufhörlih ſchwillt die Maffe und mindert 
fi relativ tie Macht ber einzelnen ölonomiich unfelbftändigen Gyiftenzen. 
Unter dem Drud ber fchranfenlofen Konkurrenz verichwinden mehr und mehr 
die Pleinen und mittleren jelbftändigen Wirthſchaften als Tonkurrenzunfähig 
vor ten großen, und was fi) von ihnen nicht zum Großbetriebe erheben 
faun, finft zur Lohnarbeit herab. Dies Verſchwinden ber Mittelglieber bat 
aber die weitere, den vollen Umfang der Gefahr bezeichnende Folge, daß fidh 
die Kluft zwiſchen Befigenden nud Befitzloſen in's Unabſehbare erweitert. 
Traten keine anderen Kräfte dazwiſchen, jo müßte fich nothwendig zuletzt ein 
Zuftand ergeben, in welchem die Nation ſich im bie beiden feindlichen Lager 
der oͤbonomiſch Herrſchenden und der oͤkonomiſch Beherrichten theilte und vom 
einen zum andern ber Uebergang fchwieriger wäre, ald in Indien von Kafte 
zu Kaſte. Das aber wäre entweber der Borabend der oft propbezeiten jocialen 
Revolution ober der Anfang vom Ende im Leben des Volks. 

Aber ed giebt eine Kraft, welche gewaltig geung tft, ſolche Gefahren zu 
beichwören, und fchon bat fie begonnen, ihre zugleidh abwehrende und Ichöpfe- 
rifche Aufgabe zn vollziehen Diefe Kraft ift die wirthichaftliche Affociation i). 


1) Bol. insbeſ. Schulze⸗Delitzſch, Affociationsbuch für deutiche Handwerker 
und Arbeiter. Leipz. 1353; die arbeitenden Klafſen und das Affociationsweien 
in Deutſchland (2. Aufl.) Leipz. 1863; Borihuß- und Kreditvereiue als Bolke- 
banfen (4. Aufl.) Leipz. 1867. — V. U Huber, Reifebriefe aus Belgien, Frank 
reich und England. Hamb. 1855, Konkordia, Beiträge zur Löfung der ſocialen 
Fragen, bef. Heft 1—3. 6—8; den Art. „Aflociation” im Etaatswörterb. L €. 
456 — 500; die genofjenichaftlihe Selbſthilfe ber arbeitenden Klafſen. Elberfeld 


— 
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Sie und fie allein kann und wird die bis jeßt noch felbftändigen Wirthſchafts⸗ 
atome vor dem Berluft ihrer Selbftändigkeit ſchützen, fie und fie allein kann 
uud wird aber au die Mafje derer, welche heute nur Gegenftand fremden 
Stonomifhen Willens find, zu wirthichaftlicher Perjönlichkeit erheben. 

Wenn faft alle Berjuche und Theorien, welche unſer Jahrhundert nad) 
einer Neuorganifation der Arbeit ftreben ſah, in dem Einen Punkte überein- 
ftimmten, daß ihnen die Affociation der unverbundenen Atome als unentbehr- 
licher Hebel für die Erreichung ihrer Ziele galt, — wie es denn in ber That 
faft vnlgär fcheint, daß Uebel, weldhe ans ber Zerfplitterung in loſe, für fich 
ohnmächtige Atome fließen, nur durch deren Vereinigung zur potenzirten Ge⸗ 
ſammtkraft geheilt zu werben vermögen: fo jtanden fih von Anbeginn an bier 
vor Allem zwei Richtungen entgegen. Die eine appellirte an den Staat, bie 
andere an die ſchoͤpferiſche Volkskraft. Während dieſe in der freien Aſſo⸗ 
ciation das Heil fand, wollte jene bie Affociation im Wege der einheitlichen 
Organifation von oben und außen herbeiführen. Wieder waren, wie von je 
in ber Gefchichte, die vornemften Träger der letztgedachten Richtung die roma- 
niſchen Völker, während ben germantihen Nationen die Geftaltung freier Ge- 
nofjenfchaften zufiel. Den bauptfächlichiten Ausdruck fand die romanifihe Richtung 
in den Syftemen und Verſuchen ber Kommmniften und Scrialiften. Sehr 
auseinandergehend in Mitteln und Zielen, wollten fie doch alle die hoͤchfte 
Allgemeinheit, fei e8 nun den beſtehenden, jei es den an deſſen Stelle zu 
fhaffenden Staat, in Bewegung feßen, um anftatt der berrichenden Wirth- 
Ihaftsorganifation eine andere Organifation von oben her zu befretiren und 
zu vollſtrecken. Ungleich beftimmten fie Inhalt und Form der neuen Orga- 
nismen. inige erftrebten Gleichheitsbespotien, gegen welche der afiatiſche 
Despotismus Freiheit wäre. Andere verlangten eine proportionale Regulirung, 
welche die Bureaukratie des Polizeiftants als Regierungslofigkeit erjcheinen 
lafien würde. An eine Uebertragung des Militarismus auf öfonomifches 
Gebiet ftreifte die in Frankreich 1848 praktiſch gewordene Theorie der National- 
werfftätten. Aber auch die milberen Vorſchläge Laffalle's zur Gründung von 
Probuktivafjociationen mit regelmäßiger und allgemeiner Staatöunterftügung?) 
verlegen dem Refultat nach Initiative und Geftaltgebung in den Staat, führen 


— 


1865. Engel, die Sparkafien in Preußen ald Glieder in ber Kette der auf 
Selbfthilfe aufgebauten Anftalten, i. d. Zeitfchr. des Fön. preuß. ftatiit. Büreau's 
1861 ©. 85 — 118, auch Jahrg. 1866 S. 71f. Schnell, die foctale Privat- 
hilfe. Berlin 1860. Pfeiffer, über Genofſſenſchaftsweſen. Leipz. 1863. 8. 
Miller, die deutfche Arbeiterbewegung. Leipz. 1868. Maſcher, Gewerbeweſen 
©. 675—762. Becher, die Arbeiterfrage in ihrer gegenwärtigen Geftaltung 
und die Berfuche zu ihrer Löfung. Wien 1868. 

2) Bol. def. Laffalle, Herr Baftiat Schulze von Deligfch, der ölono- 
mifche Sultan oder Kapital und Arbeit. Einige Anklänge baran finden ſich auch 
in den Borfchlägen v. Becher 1. c. S. 168 f. 180f. 198 f. 218 f. 227. 
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Uniformirung, Bevormundung und Beamtenherrſchaft in das wirthichaftlide 
Lehen unb bedrohen die Iubivibualität, die große Exrrungenfchaft der mobernen 
Belt, mit Berfümmerung. Unb fo iſt es biefer ganzen Richtung gemeinfam, 
baß fie die Perjönlichkeit, die fie dem Arbeiter retten ober geben will, ſchließ⸗ 
ich nicht ihm, fondern einer irgendwie benannten Gemeinanftalt ‚überträgt, — 
zu ſchweigen davon, daß fie in ihren ftärkeren Rüancen mit ber wi 

zugleich bie politifche oder felbft die privatrechtliche Subiwibualperfönlichkeit 
bingiebt und mit biefem Berluft nicht nur Eine Klafie, jondern die geſammte 
Geſellſchaft bedroht. 

Nur die freie Aſſociation ſchafft Gemeinheiten, in welchen bie wirth⸗ 
ſchaftliche Freiheit fortbefteht. Denn nur bie aus ber JInitiative und Ge⸗ 
ftaltgebung ihrer Glieder hervorgehenden Organismen erhöhen zugleich mit 
dem nenbegrünbeten ©emeinleben das Subivibualleben der Glieber. Auf wirth- 
ſchaftlichem Gebiet ſo wenig wie auf einem andern läßt fi die Selbftänbig- 
keit als Geſchenk verleihen. So können aud die in ihrer oonomiſchen Gri⸗ 
ftenz bebrohten Klafſen wahre und bauernde Selbftänbigkeit nur fich felber 
geben. Die SelbftHilfe indeß fchließt zwar bie Staatsinitiative und 
Staatsgeftaltung aus, fie ift aber ſehr wol vereinbar mit einer minwirkenden 
Staatshilfe Nur ift der Anfpru auf die Hilfe des Staats kein beſonde⸗ 
re8 Privileg ber arbeitenden Klafien, fonbern das burd ihre Berhältuiffe 
eigentbümlich geftaltete Recht, welches allen Gliebern des Bolles gegen bie 
böchfte Allgemeinheit zuſteht. Für den Staat aber iſt es, wenn anders er ein 
ſittliches Weſen und nicht eine auf „Leiſtung umb Gegenleiftung? bafirte Au- 
ftalt ift, ein unveräußerliches Recht und eine unabweislidhe Pflicht, für alle 
feine Glieder in letzter Inſtanz da einzutreten, wo bie Einzellraft auch im 
ihrer Bereinigung für die Erreichung der Zwede menfchlicher Perſönlichkeit 
nicht ausreiht. Sm ber That find denn aud bie Staaten diefes Berufes 
keineswegs ganz uneingeben? geweien, noch mangelt ihnen ganz das Bewußt- 
fein der Aufgaben, welche ihnen bier für die Zukunft obliegn. Die Staats 
thätigleit der focialen: Affociationsbewegung gegemüber ift zunächft infofern eine 
negative, als es fih um die Oinwegräumung ber bem Polizeiſyftem entflam- 
menden Schranken fre.. Bereinigung und um bie Enthaltung von jeber Ein- 
mifhung in die inneren Angelegenheiten der &enoffenfchaften handelt. Gat- 
fcheidet dabei faft überall das allgemeine Bereinsrecht, fo ift das in den meiften 
beutichen Staaten noch beftehende Koalitionsverbot eine Ausnahmebeſchränkung 
des Arbeiterftandes, deren Tage gezählt find. Einen pofitiveren Gehalt bat bie 
- Staatöthätigkeit infofern, als bie geſetzli che Regelung der Wirthſchaftsorgauis 
men in Frage kommt. Hier tritt der Staat theils beſchränkend auf, wie dies z3. B. 
in der Fabrikgeſetzgebung durch das Berbot ber Beichäftigung jugendlicher Arbeiter, 
durch Beſchraͤnkungen ber Arbeitezeit, durch die Unterfagung gewifler Arten der 
Lohnvergütung, durch das Gebot von Fabrikorbnungen u. |. w. zum Schuhe ber 
Perfönlichleit gegen die Kapitalorganismen gefchieht; theils aber Ichafft er den nen 
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fih bildenden genofjenfchaftlichen Wirthſchaftsorganismen unter Auferlegung ge- 
wiſſer Einſchränkungen und Garantien eine geficherte rechtliche Exiftenz ober felbft 
(wie zum Theil in England) ihres gemeinnüßigen Charakterd wegen eine be 
vorzugte Stellung. Der Staat und bie engeren Verbände find aber ferner 
zur Einrichtung pofitiver Förderungsanftalten berufen, welche entweber allgemein 
oder vorzugsweiſe für gewiffe Klaſſen die wirtbichaftliche Selbftänbigkeit heben, 
— mögen fie nur erft mittelbar in das wirthfchaftliche Leben eingreifen, wie 
alle Erziehungs, Biidungs⸗ und Mufterinftitute durch die Vermehrung der 
intellettuellen, moralifchen und techniſchen Kräfte, wie ferner alle Wohlthaͤtig⸗ 
feitöanftalten duch den von ihnen für Alle fchlimmftenfalls gebotenen Rüd- 
halt, — ober mögen fie unmittelbar die Wirthſchaft fördern, wie vor Allen 
die Sparkaffen, wie ferner die Sffentlichen Penſions⸗, Alterverſorgungs⸗, Wit- 
wen- unb Berfiherungsanftalten, die öffentlichen Leih⸗ und Vorſchußkafſen, die 
BVerkebreinftitute u. ſ. w. Daß in Deutfchland die meiften Staaten überdies 
die Pleineren felbftänbigen Gewerbtreibenden mit dem zweidentigen Geſchenk 
öffentlich autorifirter Iunungen, die unfelbftändigen Arbeiter aber mit bem weit 
bedenklicheren Geſchenk der Zwangsunterftüßungskaffen bedacht haben, ift bereits 
oben erwähnt. Endlich muß bier wie überall dem Stante Recht und Pflicht direkter 
ſubſidiärer Unterſtützung in ſolchen Fällen vindicirt werden, in welchen entweder 
die Wahrung eines äffentlichen Intereſſes oder die Rettung ber bedrohten Eriftenz 
eines Theiles feiner Bürger burch andere Mittel nicht zu erreichen ift. Hierbei hängt 
indeg das Ob und Wie jedes einzelnen Falles von dem durch bie befonberen 
Berbältnifie motivirten Entſchluß des Staates als fittlichen Gemeinweiens ab. 

Daß neben der Staatshilfe in der biöherigen focialen Bewegung auch die 
Hilfe der höheren Stände in bedentendem Mahe thätig geweien, bedarf kaum 
des Hinweifes. Einzelne wie Vereine haben wohlwollende oder wohlthätige 
Einrichtungen für bie geiftige, fittliche, fociale, materielle Hebung ber arbeiten- 
den Klaffen geichaffen, beſondere „Bereine für das Wohl der arbeitenden 
Klaffen" find an vielen Orten wirffam und bei den Affsciationen dieſer 
Klafjen jelbft ift die Anregung, Leitung und Belehrung, jowie beim Beginn 
oft ein gewiffes Proteftorat Außenftehender zur Geltung gekommen. Alle bieje 
Erſcheinungen haben neben den Erfolgen des einzelnen Falls den bleibenden 
Werth theils einer Ergänzung der Selbfthilfe, theils einer Einleitung zu deren 
vollerer Entfaltung. — Einen andern Charakter bat die in neuefter Zeit bit 
weilen oom Kapital felbft ausgegangene Umgeftaltung bes einzelnen Unter 
nehmens im Sinne felbftändiger Betheiligung der Arbeit am Unternehmen. 
Zunähft mehr Ausflug vereinzelten Wohlwollens, könnte eine folde die Ar- 
beitsgenoſſenſchaft mit dem Kapitalherrichaftsverband verjöhnende Organifations- 
form fih dann zu großer und allgemeiner Bebentung erheben, wenn einmal 
ihre Anwendung unter dem Gegenbrud zahlreicher Produktivgenofſenſchaften 
dur Konkurrenz und Interrefſe für bie Arbeitsberrn zur Nothwendigkeit 
werben ſollte. 
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Mag indeß die Mitwirkung biefer von außen unterſtützenden Kräfte eine 
größere oder geringere fein: ſchoͤpferiſch ift allein die freie, von innen 
geftaltende Affociation. Eine foldye aber bat in der That in den Hauptlänbern 
Europa’d unter den arbeitenden Klafien mit dem ausgeſproch enen Zweck ber 
Verbefferung ihrer wirthichaftlihen Lage begonnen und in kurzer Zrift be 
deutende Erfolge erzielt. Hier kommen zunächft bie mannichfachen Bereine in 
Betracht, welche die wirthichaftliche Lage ihrer Glieder nur mittelbar förbern, 
während fie zunächft auf Steigerung ihrer intellettuellen, fittlichen, ſocialen 
oder politifchen Kraft gerichtet find. Bor Allem wichtig find die Bildungs 
genoffenfhaften (Hanbwerkervereine, Fortbildungsvereine, Bereine für Ar- 
beitsfchulen u. ſ. w.), weil fie mit bem geiftigen Beſitz direkt die Erwerbs 
fähigkeit der Genofjen erhöhen. Aber auch die Mäßigfeitsvereine, die gefelligen 
Aſſociationen, die focialen Brüderfchaften und Bünde gehören hierher. Eben- 
fo wirken die politifhen Arbeiternereine (3. B. Agitationsvereine für Herbei⸗ 
führung bes allgemeinen Stimmrechts) auf die wirtbichaftlichen Berhältniffe 
zurüd. Am nächſten aber kommen den eigentlichen Wirthichaftsgenoffenfchaften 
die Bereine für allgemeine Jutereſſenvertretung der Arbeit oder der Arbeiter 
begiehungsweije eines beftimmten Urbeitözweiges oder einer beftimmten Arbeiter- 
Haffe. Solche Vereine erlangen oft einen unmittelbar wirthichaftlichen Cha⸗ 
alter dadurch, daß fie die Einwirkung auf Tonfrete Wirthichaftsnerhältnifie 
unter ihre Zwecke aufnehmen. Das ift insbejondere der Fall bei der Affociation 
für die Durchführung gemeinjamer Mafregeln, um die Arbeitöherren zur Ge 
währung befierer Arbeitsbedingungen zu veranlaffen oder von einer Verſchlechte⸗ 
rung ber bisherigen Arbeitsbebingungen abzuhalten. Nach dieſer Richtung hin 
haben vornemlich in England die eigentlichen Lohnarbeiter (working men) in den 
Gewerlövereinen (trade unions) Organifationen von bedeutender Macht gefchaffen. 
Diefe Unionen find aus den für gegenfeitige Unterftüßung und Fortbildung be 
ftimmten trade societies erwachfen und haben auch jett dieſe urfprünglichen Zwede 
beibehalten. Ihe Hauptzweck aber ift die Organifation der Arbeitseinftellungen 
(strikes), fowie die eveutuelle Herbeiführung von Schieböfprüchen oder Bergleichen 
mit den Arbeitöherrn. Dur Eintrittegelder und Beiträge haben fie bedeutenbe 
Fonds zufammengebracdht, durch organifche Verbindung ter einzelnen Unionen 
mit einander (jeit 1866 fogar eine „united kingdom alliance of organized 
trades‘‘), die Abhaltung allgemeiner unb beſonderer Berbandstnge und bie 
Niederſetzung von Sentral- umb Lokalausſchüſſen haben fie ſich zu einer viel⸗ 
gliedrigen Einheitsmacht geftaltet. Jeder beabfihtigte Strife muß beim 
Unionsfomits angezeigt werben, und wird ſodann von ber Gefellichaft hinſicht⸗ 
lich feiner Berechtigung und feiner Erfolgsausfichten geprüft. Wird er gat- 
gebeißen, fo erfolgt noͤthigenfalls Unterflükung aus Bereinömitteln, jebenfalls 
aber Verbot der Arbeit bei dem betreffenden Arbeitsherrn für alle Vereins 
glieder. Es verfteht fih, daß dabei im Princip nur das Präjudiz bes Aus 
ſchlufſes geftellt werden kann. Zugleich ift aber (duch die Sheffielder Bor 
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gange v. 1867) bekannt, wie einzelne Unionen gegen renitente Glieder von 
ihrer Macht einen weit umfafjenderen Gebrauch gemacht haben, ber ſowol bie 
gewaltige Kraft ale Die Gefahr einer Ausartung dieſer die Maſſen mit ein- 
heitlichem Willen begabenden Affociationen offenbarte?). 

Während nun aber alle diefe Vereinigungen theild nur mittelbar, theils 
nur negativ auf bie wirthichaftlihe Organifation als ſolche einwirken, bat zu- 
gleich eine Affociationsbewegung begonnen, welche die unmittelbare Neufchöpfung 
wirthſchaftlicher Organismen durch perfönliche Bereinigung der in ihrer Selb- 
ftändigkeit gefährbeten Kreife erftrebt. Diefe Bewegung, welche man in Eng- 
land und Frankreich bie kooperative, bei und wol die Genofſenſchaftsbewegung 
ſchlechthin zu menuen pflegt, fchreitet nach Maßgabe derſelben Hauptgattungen 
ber Wirthichaftsgenoffenfchaft, weldhe oben unterjchieden wurben, von Stufe zu 
Stufe fort. Die erfte Stufe bilden daher überall die zum Theil ſchon älteren 
Sarantiegenofienfchaften für einzelne ungewiffe Unfälle, die Hilfs, Unter- 
ftügungs-, Kranken, Sterbe-, Berjorgungsvereine ber arbeitenden Klaffen. Als 
zweite Stufe tritt fodann bie Bildung vou Krebit- und Distributivgenoffen- 
haften ein. Das Ziel der Bewegung aber ift die Probuktivgenofienfchaft, in 
welcher die Arbeit volles Bürgerrecht erlangt. 

Am weiteften vorgefähritten ift bisher die Eooperative Bewegung Eng- 
lands‘), Die freien Unterftügungsvereine wurben bier ſchon jeit dem Beginn 
des vorigen Jahrhunderts unter dem Namen ber friendly societies, welche 
ihren Mitgliedern Wittwen- und Waiſenverſorgung, Alteröverforgung, Lebensver⸗ 
fiherung, Krankenunterſtützung, Sterbegelber u. |. w. gewähren, in außerordent- 
liher Mannichfaltigkeit ausgebildet und verbreiteten fich dergeftalt, daß ſeit ber 
erften fie ſchützenden Parlamentsakte von 1793 über 30,000 eingereiht worben 
find, i. 3. 1863 aber ihre Zahl auf etwa 20,000, ihre Mitgliederzahl auf dritt- 
halb Millionen, ihr Vermögen auf mehr ale 10 Millionen Pfd. veranichlagt 
wurde. Zur bistributinen Kooperation gieng demnächſt bie engliiche Genofſen⸗ 
jchaftsbewegung in den and ben friendly societies erwachſenen gegenjeitigen 
Land- und Bangefellfchaften (building societies), fowie in verſchiedenen Spar- 
gejellichaften und Borjchußvereinen (loan societies) über, um bald ein uoch 
größeres Feld im Gebiete der Konfum- und Magazingenofjenihaft zn erobern. 


2) Bol. Huber, Staatöwörterb. 1. c. S. 466. Engel l. c. Jahrg. 1861 
©. 117f. Beder lc. S. 108—114. Ludlow und Jones ©. 138— 169. 

% Bol. Huber, Reiſebriefe; Konkordia 9. 1. 7. 8; Die genofjenfchaftl. Selbft- 
bilfe S. 17f. Schulze, die arbeitenden Klaſfſen S. 65f. Engel. c. Jahrg. 
1861 S. 109 — 118. 1866. 71f. Maſcher S. 700f. Pfeiffer S. 71—98. 
Becher S. 8T— 11T. Seit 1860 erſcheint in Manchefter eine monatliche Zeit- 
fhrift „the Cooperator“, welche der Bewegung ald Organ dient. Vgl. von ber 
engl. Litt. beſ. Fawcett, the condition of the english labourer. Lond. 1867: 
Ludlow und Jones, die arbeitenden Klaſſen Englands. Ueberſetzt v. 3. v. 
Holgendorff. Berlin 1868 
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Die letztere Richtung wurde theils im Anſchluß an die friendly societies, 
theils aber aud in Reminiscenz der von Robert Owen einit geitifteten kom⸗ 
muniftifchen Urbeitergemeinheiten (befonderd New Harmony) entwidelt, ſeitdem 
die berühmte Genofſenſchaft der Pioniere von Rochbale im Jahre 1843 das 
erite Betipiel mit faft wunberbarem Erfolge gegeben hatte. Der Aufidiwung 
der cooperatives stores und provident societies, wie dieſe Konfum- und 
Magazinvereine fih nannten, blieb demnädft in jteter Steigerung, und im 
Sahre 1865 zählte man bereits 417 derartige DBereine mit 148,586 Mit- 
gliedern und nahezu 1,000,000 Pfd. Gefammivermögen. Wiederum unmittelbar 
and ben stores — und zwar wieberum zuerft von den Pionieren zu Rochbale 
— wurde durch Dermittlung der von ihnen angelegten genoffenjchaftlichen 
Mühlen, Bädereien n. |. w. der Sortfchritt zur Produktivgenoſſenſchaft voll- 
zogen, bis dann fpäter auch aus Anlaß von Strikes ober ohne befonberen 
Anſtoß ähnliche Arbeitsgenoffenfchaften für rein fabritmähige Produltiont- 
zweige gegründet wurben, jo daß heute eine bebeutende Anzahl von Produftiv- 
genoffenfhaften (cooperative industrial societies) in England befteht. Jedem 
diefer Fortichritte aber folgte ein förbernder Geſetzgebungsakt, welcher der neuen 
Genoſſenſchaftsform eine geficherte rechtlihe Stellung und Törperichaftliche Be 
fuguiffe einräunite. 

Sehr viel geringer find bisher die Refultate der Kooperativbewegung in 
Frankreich). Die Stufe ber Uuterftützungsgenoſſenſchaften wirb bier von ben 
außerorbentlidy verbreiteten sociötes de secours mutuel, den caisses de pr&- 
voyance und ähnlichen Verbänden eingenommen, weldye indeß Teine völlig 
freien Genofienihaften, jondern im Weientlichen fommunale, unter Mitwir- 
fung der Parodhialgeiftlihen verwaltete Anftalten find. Darüber binans 
ftrebte man unter Weberfpringung der Mittelglieder ſogleich dem letzten Ziele, ber 
Gründung von Produktivaffoctationen, zu. Für foldde wurde fogar, nachbem 
den früheren Miberfolgen der Simoniftiſchen Familien, der Kourrierfchen 
Phalanx n. ſ. w, ein gleiches Fehlſchlagen der Nationalwerkftätten von 1848, 
in welchen die Arbeiter auf Stantsfoften nnter Leitung ber „permanenten 
Regierungslommiffion für die Arbeiter" nad militäriichen Abtheilungen 
(Rotten, Brigaden, Kompagnien und Serpicen) unter gewählten Aufſehern 
beichäftigt wirrden, gefolgt war, unterm 5. Juli 1848 eine Staatsfubpention 
von 3,000,000 France bewilligt. Weberwanden von den damals fubventionirten 


% Bol. Huber, Reifebriefe; genoſſenſchaftliche Selbſthiffe S. 16. 38. 
Schulze L c. 73f. Pfeiffer S. 88 — 122. Beder ©. 118—186. Die 
franzöfifche Litteratur ift fehr reichhaltig. Nachweis ber älteren bei Pfeiffer ©. 
98 Note. Bon neueren Werken vgl. Cernuschi, illusions des societ6s coopt- 
ratives, 1866; Flotard, le mouvement cooperatif & Lyon et dans le midi de 
la France, Paris 1867; die verfchiedenen Jahrgänge des in Paris erfcheinenden 
Almanach de la coop£ration, beſ. 1867 &. 51 f. über die Produktiv⸗ ©. GA f. 
über die Konjum-, S. 74f. über bie Kreditvereine, 
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zahlreichen Affociationen nur wenige das gefährliche Gefchent, ſo bat doch 
feitbem in einer Reihe von Gewerbözweigen ſich ein produktives Genofien- 
ſchaftsweſen auf gefunderer Grundlage entwidelt und zum Theil fogar glän- 
zende Erfolge erzielt. MWeberbies aber beginnt man, auch den unentbehrlichen 
genofienfchaftlihen Unterbau berzuftellen. So tritt in der Wohnungsfrage, 
wenn zunächft in Paris mit Staatsinbvention Arbeiterlafernen errichtet wurden 
(cito Napol6on), in den bejonters im Elſaß gegründeten Gejellichaften für 
Herftellung und allmälige Uebertragung von Kolonien Bleiner Häufer (cit6s 
ouvrieres)- ſchon eine Deranziehung der Affociation hervor. Mehr und mehr 
aber brechen fih auch in Paris und in noch höherem Grade in den Provinzen 
freie Konfumpereine (socistes de consommation) und Krebitgenofienfchaften 
(soci6t6s de er&dit mutuel ober crödit solidaire) Bahn, bei welchen die 
dentichen Genofienfchaften vielfach als Vorbilder hienen®). 

Sn Deutfhland”) Tonnte die Genofienichaftsbewegung an die von 
Alters her beftehenden Garantieverkände nicht anknüpfen, weil das in Zünften, 
Geſellenſchaften und Brüderſchaften vorhandene Moment ber wirthichaftlichen 
Hilfe und Unterftügungsgenoffenfchaft weientlich verfümmert oder in einem 
Zwangskafſenweſen untergegangen war. Die erfte Erziehung der Arbeiterflaffen 
für die freie Afjociation übernahmen daher hier die vereinzelt ſchon vor 1848 
beſtehenden, jeitbem fehr verbreiteten Bildungsgenofienfchaften der Handwerker 
und Arbeiter, fowie bemnädft ihre focialen und politiichen Vereine. Haupt- 
fählih im Anſchluß an diefe Bat fi dann bisher bie freie Affociation 
für die gegenfeitige Garantie gegen wirthichaftliche Unfälle entwidelt. Dagegen 
ging ber Anftoß zur Erhebung auf hie zweite Stufe der Wirthichaftsgenoffen- 
ſchaft von Schulze in Deligfch aus. Die von ihm in Delitzſch und einigen 
benachbarten Orten gegründeten Kredit-, Robftoff- und Konſumgenofſenſchaften 
(1849 Robftoffvereine der Tiſchler und Schuhmacher in Delitzſch, 1850 Vor⸗ 
ſchußverein ebenba, 1851 Vorſchußverein in Eilenburg) fanden freilich Anfangs 
nnr vereinzelte Nachfolge (fo Vorſchußvereine in Zörbig 1853, in Eisleben 
und Gelle 1854, in Meißen und Bitterfeld 1855): feit der Mitte des vorigen 
Sahrzehnts jedoch kam die dadurch erzengte Bewegung zu vollem Durchbruch, 


°) Eine NMeberfiht der im Jahre 1866 in Frankreich vorhandenen Genoſſen⸗ 
haften giebt der Almanach de la cooperation pour 1868 ©. 804—819. — 


“ Weber die Tooperative Bewegung in Italien (ed finden ſich Unterftügungsgenofien- 


Ichaften, Vollsbanken, Konſum⸗, Magazin. und Probuktinaffociationen) vgl. den 
Aufſatz ib. ©. 101— 120. 

) Bol. die in Note 1 angef. Schriften Schulze’3; ferner Pfeiffer l. c. 
122—144, Maſcher 709-781, Becher 1. c. 136-179, Parrifiug, das preuß. 
Geſetz betr. die privatrechtl. Stellung der Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenofſenſchaften. 
Berlin 1868. Einleitung S. V—XXX; beſonders aber die von Schulze heraus⸗ 
gegebenen „Zahreöberichte über die Genoſſenſchaften? und die verfchiebenen Zahr- 
gänge ber „Innung der Zufunft” und der „Blätter für Genofſſenſchaftsweſen“. 
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um von da an mit jedem Jahr nicht in arithmetifcher, fondern in geometri⸗ 
ſcher Progreffion zu wachſen. Die Eigenthümlichkeit der gewerblicdyen Ber- 
hältniffe Dentjchlands brachte es mit fih, daß vor Allem ber bei uns noch 
zahlreich vorhandene, aber in feiner Selbftändigkeit ſchon ftark bedrohte Kleinere 
Handwerkerftand zum Träger der Bewegung berufen ward. Im Zufammen- 
hang hiermit fteht es, daß bei uns weitaus bie großartigfien Erfolge im 
Gebiete der in England und Frankreich nur wenig entwidelten Krebitgenofien- 
{haft erreicht find. Indeß find and die verfchiebenen wirthſchaftlichen und 
gewerblichen Distributingenoffenfchaften bereits zu hoher Bedeutung gelangt. 
Pur zu der lebten Stufe, zur Produktivaſſociation, hat die deutiche Genoflen- 
ſchaft bisher fih mur vereinzelt — es wurben 1866 in biefe Kategorie 29 
Bereine gerechnet — und mit Erfolg nur in befchränkterem Rahmen erhoben. 
Sm Ganzen waren nach bem von Schule veröffentlichten Jahresbericht für 
1866 in Deutſchland bereits 1433 Erwerbs und Wirthſchaftsgenofſenſchaften 
fpeciell bekannt geworden, eine Zahl, die fi im Anfange des Jahres 1868 
anf 1571 vermehrt hatte, während die Zahl der wirklich vorhandenen Genoflen- 
ichaften von Schulze noch um einige Hundert höher gefchätt wirb! Unter 
jenen 1571 Genoffenfhaften befinden fi) nicht weniger als 1122 Vorſchuß⸗ 
und Kreditvereine, während 250 Konfumvereine und 199 Robftoff-, Magazin 
und SProbuktingenofjenjchaften darunter find. Und von den Borfchufwereinen 
umfaßten 532, welde vollitändige Rechnungsabihlüffe eingereicht hatten, im 
Sabre 1866 193,712 Mitglieder, arbeiteten mit eigenen Fonds im Gefammt- 
betrage von 6,329,50% Thlr. und frembem Kapital im Geſammtbetrage von 
19,895,529 Thlr. und hatten für 85,010,145 Thlr. Vorſchüfſe an die Ge 
noffen gegeben®). Cine ſolche, die auslänbifche Entwicklung nad) vielen Seiten 
hin überragende Entfaltung der beutichen Erwerbs und Wirtbichaftegenofien- 
ichaften wurde zugleich von einer innigen Gemeinſamkeit ber genofienichaftlichen 
Beftrebimgen in allen vaterländifchen Gauen begleitet. Ihren Ausbrud fand 
diefe Gemeinſamkeit, die zugleich wiederum einen Beleg für ben Zug ber mober- 
nen Affociation nad Allgemeinheit Tiefert, in der Abhaltung jährlicher Bereint- 
tage feit 1859 und in der fi daran auſchließenden Gründung bes „allge 
meinen Verbandes der deutſchen Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften“, 
welcher fh ſeit 1864 ein organifches Statut gab*) und 1865 bereits 612 Ge⸗ 


5) Bgl. den Zahreöbericht für 1866 und die ergänzenden Mittheilungen in 
der ftatiftifchen Weberficht, welche von Schulze bem Antrag auf Erlaß eines Ge⸗ 
nofienichaftägejeße® beim Reichſtage des norbbeutichen Bundes unterm 16. April 
1868 beigegeben ift (Drudiachen der I. Legislaturperiode, Sitzungsperiode 1868, 
Nr. 0. S 465 —49). 

*) Bol. das „Organiſche Statut des allgemeinen Berbandes ber auf Sell ſt⸗ 
bilfe beruhenden deutſchen Erwerbs⸗ und Wirtbichaftsgenofienfchaften”, abgebr. b. 
Schulze, Vorſchuß⸗ und Kreditvereine S.299—304. Statut des Berbandes beutfcher 
Konfumvereine in den BI. f. Genofjenfchaftsweien, Jahrg. 1867 Rr. 0 ©. 119. 
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nofſenſchaften zu Mitgliedern zählte. An der Spitze des Verbandes fteht bie 
Anwaltſchaft der deutſchen Genofjenichaften, ihr zur Seite ein engerer Aus- 
ſchuß, das oberfte Organ aber ift der jährlich durch Deputirte zufammen- 
tretende Bereinstag. Unter dem Gejammtverbande ftehen über 20 provinzielle 
Unterverbände mit gewählten Vorſtehern (die zugleih die Mitglieder des 
engeren Ausſchufſes find) und regelmäßigen Berbandötagen. Die innere Selb- 
ftändigkeit der inzelgenoffenihaften wird durch diefe Organifationen, welche 
fi) nur auf die gemeinfame Ordnung gemeinfamer Angelegenheiten be- 
ziehen, in keiner Weile geihmälert. Der Gefammtverband als folder (Stat. 
8 5 Nr. 4) giebt ein Fachblatt, „die Innung der Zukunft”, jekt „Blätter 
für Genoſſenſchaftsweſen“, heraus und hat die Anregung zur Gründung einer 
als Aktientommanditgejelichaft geftalteten „deutichen Gemoflenichaftsbant” in 
Berlin gegeben, welche den Einzelvereinen als Groß-Bantinftitut dient !%). 

Es liegt in der Natur der Sache, daß, wie die moderne Affociation 
überhaupt, fo vor Allem die wirthichaftlihe Genofienfchaftsbewegung zuerft 
und am kräftigften in ber ftäbtifchen Bevölkerung Fuß gefaßt hat. Aber 
nicht geringer ift die Zukunft, welche ihr in ber ländlichen Wirthſchaft bevor- 
fteht. Auch bier kommt fie in allen ihren Formen, mobificirt durch die Be- 
ſonderheiten der länblihen Wirthichaftsnerhältniffe, zur Anwendung, — und 
auch bier find e8 die beiden von einander verfchiebenen Klaflen ber jelbftänbigen 
Kleinbefiter und der abhängigen 2ohnarbeiter, beren einer fie die okonomiſche 
Selbftändigkeit erhalten, deren anderer fie dieſelbe erringen ſoll. Ein viel- 
verfprechender Anfang zur Durdführung des ländlichen Genoſſenſchaftsweſens 
für Garantie, Kapitalbeihaffung, Distribution und felbft fchon für gemeinfame 
Produktion ift in Deutichland wie im Auslande bereit gemaht"). Und 
ganz wie in ben Stäbten faft dieſelben Tage das letzte Ringen ber alten 
Zunft und bie Wiedergeburt der gewerblichen Genofſenſchaftsidee erbliden, fo 
ſehen wir auf dem Lande die lebte Zertrüämmerung der Jahrtauſende alten 
- Marktgemeinde und des wenig jüngeren Hofverbandes zufammenfallen mit der 
erften Zebensregung der zu ihrem. Erſatze berufenen freien landwirthſchaft⸗ 
lichen Genofienichaft. 


10 Schulze, Vorſchuß⸗ und Krebituereine ©. 228. Blätter f. Genofſſen⸗ 
ſchaftsweſen Jahrg. 1868 Nr. 16. Parrifinus lc. S. XI. 

11) Bol im Allg. das Wochenblatt der Annalen der Landwirthſchaft v. 1863 
IIL 28. 227. XXIV. 284; d. Zeitjchr. des Idw. Vereins f. Rheinpreußen, Jahrg. 
1864 ©. 878 f.; 1865 S. 7 f. 215; 1866 ©. 219 f.; die Zeitichr. des Ibm. Vereins 
f. d. Großh. Heflen v. 1867 ©. 300f.; Hamm, das Wefen und die Ziele der 
Landwirthfchaft, Keipz. u. Jena 1866 c. 15 u. 18; Huber, das Genoflenichafts- 
wejen und die ländlichen Tagelöhner (Nordhauſen 1868); Anſchütz, der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag im Iandwirthichaftl. Betriebe, i. d. Mittheil. des Iandw. Inft. der 
Univ. Halle 1865 ©. 142— 170; Schönberg, die Landwirthfchaft und das Ge⸗ 
nofjenfchaftswefen (Breslau 1868); Becher 1. c. S. 287 f. 
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Kaum des Hinweiſes bebarf ed, was das freie wirthichaftliche Genofſen⸗ 
ſchaftsweſen den von ihm ergriffenen Kreijen leiftet und zu leiften vermag. 
Höher noch, als der von ber Geſammtheit auf bie Glieder zurückftroͤmende 
materielle Vortheil, obwol oft er erft die Baſis voller menſchlicher Emwicklung 
ſchafft, ftebt der Zuwachs, der durch die Genofienfhaft dem Menſchen als 
Menfchen wird. Was hier erreiht wird, läßt fi in dem Satze zuſammen⸗ 
faffen, daß der Arbeiter zum Bürger wirthidaftliher Gemeinweſen erhoben 
wird. Die Theiluahme an einem wirtbichaftlihen Organismus, der ganz von 
einer freiwillig vereinten Geſammtheit Gleichftrebender getragen wirb, ver- 
ſchafft ober rettet den Gliedern nad, irgend einer, wenn auch zumächft vielleicht 
beſcheidenen Seite eine wirtbfchaftliche Perjönlichkeit, Die fih in ber Probuftiv- 
genofjenfhaft felbft für den einfachen Arbeiter zur vollen Perfönlichkeit des 
Unternehmers ſteigert. Dem Einzelnen bleibt, zum Unterfchiede von ben 
focialiftifchen Gemeinheiten, feine Individualität: aber biefe Individualität ift 
auch in wirthichaftlichen Dingen keine ſchrankenloſe, allein fich felbft ſetzende, 
fondern fie giebt einen Xheil ihres Weſens an das Ganze bin, als befien 
Glied fie die Eriftenzgefahren des ifolirten Atoms überwindet. Das Benuft- 
fein, der eigenen Kraft, aber doch dieſer Kraft nur im Berein mit gleichen 
Kräften der Genofien die Erhebung zu danken, erzeugt jenen zugleich ftolzen 
und hingebenden Bürgerfinn, ber von je als Mufter öffentlicher Tugend galt. 
Eine Schule für das gefammte öffentliche und private Leben, ift die Genofſen⸗ 
haft vor Anderm eine Schule ber Sittlichkeit. — Hierin aber liegt gleidh- 
zeitig die Bedeutung ausgeſprochen, welche dieſe Genofienfchaften über die 
Genoffen hinaus für Staat, Wirthſchaft und Geſellſchaft haben. Dem Staate 
führen fie tüchtige Bürger zu; in der Wirthichaft erobern fie, gegenüber der 
Herrſchaft bes tobten Vermögens, der Arbeit das Bürgerrecht, welches ihr als 
wirthſchaftlicher Erſcheinung der lebendigen Perjönlichkeit gebührt; die Gejell- 
fhaft wahren fie vor den Gefahren, welde ihr aus ber jocialen Berlümme- 
. nung ber numerifchen Weberzahl ihrer Glieder drohen. Thoren nur können 
wähnen, die Affociätionsbewegung werbe je alle Stonomifche Unfelbftänbigkeit 
aus der Welt bannen und alles fociale Elend tilgen. Aber die Hoffnung 
fcheint nicht zu Tühn, daß fie einen Zuftand beenden oder verhüten wirb, in 
welchem bie oͤkonomiſche Unſelbſtändigkeit Die Regel und das fociale Elend das 
Los der Mehrzahl if. Und käme es auch dazu nicht, wirkte das Genofien- 
ſchaftsweſen, wie man ihm oft vorwirft, nur das, daß es einzelne durch Fähig⸗ 
feiten und Gunft des Glücks bevorzugte Kreife der arbeitenden Klaffen zur 
Selbitändigkeit erhebt: das Groößeſte und Widhtigfte wäre ſchon Damit geleiftet. 
Denn abgewandt ift damit die gefährlichfte Krankheit eines gejellichaftlichen 
Organismns: die Stodung feiner Säfte. Immer waren die Volker geiuub 
oder ihre Krankheiten heilbar, fo lange bie Kraft lebendig blieb, welche von 
den unverbrauchten Elementen des Volks die beften nach oben führt; immer 
aber krankte der Volkskoörper in demſelben Maße, in welchem der Kreislauf 
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feines Bluts durch die Abichliegung herrſchender Schichten unterbunden warb. 
Mögen es ſelbſt Wenige fein, melde durch bie Genoſſenſchaft zunächft zur 
Selbftändigkeit gelangen, mag ber Weg lang und jein Ziel ungewiß bleiben: 
ſchon das Bewußtſein allein, daß bie Möglichkeit jener Erhebung dem auf 
feine Arbeit angewieſenen Manne nicht fehlt, wirkt unendlich wohlthätig auch 
auf das Leben derer ein, welche den Weg verfehlen oder bas Ziel nicht er- 
reihen. — 

B. Was nun die Entwidlung und Geftaltung ber einzelnen Gattungen 
der wirtbichaftlichen Perſonalgenofſenſchaften angeht, jo find bie älteften: 

L Die Öarautiegenofjenjhaften. Bei außerorbentlicher Mannich⸗ 
faltigteit im Einzelnen ift ihnen das gemeinfam, daß fie ein dem Einzelnen 
brohendes, entweder feiner Gpriftenz oder feinem Umfange nad) ungewifjes 
Wirthichaftsübel auf die Gefammtheit übernehmen. Es wirb alfo eine Menge 
von Ginzelgefahren zur Gejammtgefahr verbunden: biefe Geſammigefahr aber 
it — und bierin tritt das .bervor, was überhaupt das Grunbprincip bes 
ganzen Genoſſenſchaftsweſens bildet — etwas qualitiv Anderes, ald die Summe 
der Ginzelgefahren; fie ift, da fie gewiffer wird, Ungewißheit aber ein bie 
Größe der Gefahr beeinfluffendes Moment ift, geringer; ober pofitiv ausge⸗ 
brüdtt, es wird bie Wiberftandsfraft der Genoffen gegen gewifle Unfälle 
potenzirt, nicht fummirt. Noch heute in jeder Gemeinde und jeber oͤkonomiſch 
revelanten Körperihaft überhaupt enthalten, wurde bad Element der Garantie 
genofſenſchaft, wie wir gejehen, ſchon in ben Gilden ältefter Herkunft durch 
Präcifirung der Gefahr wie des Erſatzes bisweilen zu jelbftändiger Bedeutung 
erhoben. Allein die Ausprägung der Schabensgarantie als bes alleinigen ober 
allein efientiellen Zwecks eines dafür gejchaffenen Vereins ift jüngeren Urſprungs. 
Sie ift zum Theil direkt aus dem Gildenweſen hervorgegangen, indem ältere 
Gilden fi zu Gilden für ben ausſchließlichen oder principalen Zweck gegen- 
feitiger Beerdigung, Witwennnterftügung, Hilfe bei Feuerſchäden oder Viehver⸗ 
ſicherung abjhwächten und demnächft bejondere Specialgilden für ſolche Zwecke 
nachgebildet wurden (Tobtengilden, Brandgilden, Kuhgilden). Zum Theil aber 
bat fie fich erft im Anſchluß an die feit dem Ende des 17. Jahrh. für derartige 
Zwecke zahlreich errichteten öffentlichen Anftalten entwidelt. Gemeinnühige An- 
ftalten, in weit höherem Grade aber noch moderne Erwerbsanftalten beichränten 
andy heute vielfach das Gebiet der Sarantiegenofjenfhaft. Wenn ſolche Anftalten 
gleichfalls auf bem Princip einer Verringerung der wirthichaftlichen Gefahren durch 
Bereinigung beruben, jo find fie doch Feine Garantiegenoffenfchaften; denn bie 
affociivende Kraft Tiegt bier außerhalb der verbunbenen Kreife, die Bedrohten 
werden vereinigt unb für den einzelnen Verficherten als folchen ift es recht 
ih volllommen irrelevant, daß es außer ihm nod andere Berficherte giebt. 
Zwiſchenformen kommen indeß gerade bier vielfach vor. — Ueberdies unterfcheiden 
fich die Sarantiegenoffenfchaften unter einander in den mannidhfachiten Punkten. 
Beſonders koͤnnte man fie danach eintheilen, ob fie fefte Beiträge erheben und 
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mit NRüdficht auf diefe den Erfah ober die Beihilfe bemeffen, ob fie umgelehrt 
den Schaden voll erjegen und demnächft durch Auflegung von Beiträgen ver- 
theilen, ob fie fefte Beiträge und fefte Süße für die Beihilfe haben, ob fie 
endlich ſowol die Beiträge als die Unterſtützung im einzelnen Fall ungewiß 
laſſen. Bornemlich bedingend aber wirkt für diefe wie für alle anderen Unter 
ſchiede die Art des Schadens, gegen den Garantie geleiftet wird. Immer ift 
biefer Schade ein wirtbichaftlicher, es tritt aber zunächſt ein Hauptunterſchied 
hervor, je nachdem der Schade durch ein zunächft eine Sache oder burd ein 
zunächft die Perſon betreffendes Ereigniß hervorgebracht wird. 

1. Bon den einzelnen Arten der Sachgarantie ift 

a. die Berfiherung gegen Seegefahr bis in die nenefle Zeit für 
bie juriftiiche Ausbildung der Verficherung als folder faft allein maßgebend, 
für die Ausbildung der Berfiherungsgenoffenfhaft dagegen vollkommen 
bebeutungslos geblieben. Denn ſchon feit dem 14. Sahrbundert wurde die 
Seeaſſekuranz in den Seeſtädten befonders Italiens und der Niederlande als 
ein ſpekulatives Gewerbe betrieben, welches Anfangs Einzelne, feit Entftehung 
der Aktienvereine aber vorzugsweiſe privilegiirte Erwerbögefellihaften über- 
nahmen. Gerade für die Zwede der Seeverfidherung bildeten fi mit bie 
älteften Aktienfompagnien Deutichlands, vor Allen in Hamburg, dann in 
Bremen, Lübel, Stettin, und heute find es faft ausnahmslos Aktiennereine, 
welche gegen Seegefahr verfihern'*). Ebenſo verhält es fich mit den jüngeren 
Zweigen ber Xransportverfiherung, insbefondere mit ber Berficherung gegen 
die Gefahren des Transporte auf Binnengewäflern, bed Lanbtransports und 
bes Gijenbahntransports '*), Doc ift die Möglichkeit einer Gegenjeitigkeits- 


18) Bol Magens, Verſuch über Affefuranzen. Hamb. 1758. (Oktroi und 
Stat. der bänifchen Affekuranzlompagnie v. 1. Juli 1746 ©. 958—1064). Pöhls, 
Handelsrecht Bd. IV. (1882). ©. 28—32 8 546. Heife, Hanbeldr. $ 26 ©. 
66. 8 204 S. 408 f. Eichhorn, P.R.H112f. Mittermaier 8 308f. Gengler 
©. 690f. Beſeler $ 259. Endemann, Zeitihr. f. H. R. IX. 284 f., bef. 
807, u. X. 242f.; Handelsr. $ 58. Mafins, die Lehre von der Berfiherung ©. 
610f. Nah Pöhls fand zuerft nur eine Bereinigung mehrerer Afjeturadeure 
zu gemeinfchaftlicher Erhaltung ihrer Privilegien ftatt (3. B. 1668 iu Frankreich), 
bis fih daran fpäter die Zufammenbringung eines Aftienfonds für ein Geſell⸗ 
fchaftögewerbe ſchloß. In Deutichland gehörten zu ben älteften Geeaffelurang- 
tompagnien bie Hamburg. v. 1765 und die mit ausſchließlichem Privileg oltro- 
yirte, anf 4000 Altien von je 250 Thalern gegründete Berliner Ajlefuranztammer, 
Stat. der Seeaffefuranggejellichaft v. 1826 in der preuf. G. ©. ©. 41. Nach- 
weis jpäterer preuß. Gtatute b. v. Rönne II, 2. 887 Rote 2. 

3) Die Flußverſicherung entitand nah Maſius ©. 611 zuerft ald eine Ge 
fammtgewähr, welche die Schifferforporationen gegen erhöhte Fracht den Kanf- 
leuten leiſteten, bis bie leßteren, um fich felbft den Gewinn zu fihern, eigne &e- 
felichaften dafür gründeten. So 1818 Scifffahrtsaffefurang- Gefelligaft in 
Mainz; 1827 Strom-Affeluranz -Kompagnie in Breslau (Maſins ©. 615 f.); 
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verfiherung bier überall nicht ausgeſchloſſen und vereinzelt kommt eine 
ſolche vor’). 

b. In direftem Gegenjah hierzu ift die Berfiherung gegen Feuers 
gefahr in Dentfchland durchweg aus der genofienfcdhaftlichen Schabensgarantie 
hervorgegangen, und bie Ießtere bildet noch hente wenigftens bei der Immo⸗ 
biliarwerfiherung durchaus die Regel'e). Nachdem mit dem Untergang bes 
mittelalterlihen Genofſſenſchaftsweſens der von Gemeinden und Gilden wie 
gegen alle Unglüdsfälle jo insbeſondere gegen Feuerſchaden den Genofien ge 
fiherte Schuß verfallen war, traten vereinzelt in Städten nnd Landge⸗ 
meinden Norbbentfchlands beiondere Gilden für den Zweck ber gegenfeitigen 
Auserfiäbung in Brandfällen zuſammen '*) Diefe fogenannten Brandgilben 

waren zwar ohne Beitritiszwang organifirt, fie waren indeß keine vollkommen 
freien, felbftändigen Genoſſenſchaften, ſondern ſtanden in der Regel in einem 
Dependenzverhältnig zu einer Kommune, einer Mehrzahl von Kommunen oder 
einer Korporation. Sie wurden baber von den Kommunal⸗ oder Korporations- 


älter noch die 1843 umgeftaltete Waſſer⸗Afſekuranzkompagnie in Magdeburg (ib. 
661 f.). Weberficht und Einrichtung aller i. 3. 1846 beftehenden beutfchen Trans- 
portverficherungsgejellichaften b. Mafius S. 615— 674; der preußiichen in den 
Tabellen und amtliden Nachrichten über den preußtichen Staat f. 1849 IV. 539 f. 
Ueber die Berficherung bes Landtransports Maſius 612. 648f. Beifpiele von 
Aktiengefellichaften für Eifenbabnverficherung in der preuß. G. ©. v. 1853 ©. 
847, v. 1858. 269. 602. 

10) Nach Befeler, P. R. $ 129 Note 5 befteht 3. B. in Neuvorpommern 
eine Seeaffeturanzlompagnie mit dem Princip der Gegenſeitigkeit, jedoch nur für 
Berficherungen auf Kasko. 

) Bol. Roſcher, Syſtem II. 8 166 ©. 470. Mafins ©. 1f. v. Berg, 
Polizeirecht TIL. 68 f. Bor Allem aber den vortrefflihen Auffap von v. Hülfen, 
über die Gefchichte, den Umfang und die Bedeutung bes öffentlichen Feuerver⸗ 
fiherungswefens , in der Zeitichr. des Fön. preuß. ftatift. Büreau's, Jahrg. 1867 
S. 321— 848. 

16) v. Hülfen 1. c. ©. 322. 328 weift 5 fchleswigiche und 2 hoffteinfche 
Brandgilden einzelner Dorfichaften reſp. Kirchfpiele aus der Zeit von 1446 — 
1608 nach; ferner eine „fchleswig-holfteinjche ablige Brand» und Schießgilde?, 
welche, am 5. März 1691 geftiftet, noch 1844 ein neues Statut erhielt; fodann 
eine Anzahl von Zeuerkafien in Hamburg, bie bereitö 1676, 46 an der Zahl, in 
eine einzige ftäbtifche Generalfeuerkafſe mit einer „Ordnung” verſchmolzen wurden, 
und verfchiedene Feuergilden (1624— 1679) in den Hamburgifchen Dörfern; eine 
Magdeburger Brandkafſe von 1685; endlich vom Fahre 1623 ab eine Anzahl kom⸗ 
munaler Branbgilden in den Landgemeinden ber preußifchen Weichjelniederung, 
wovon noch 1812 22 mit verfhiedenen Ordnungen beftanden. — Ueber bie herrſchaft⸗ 
lichen Domanialbrandgilden, welche das Landvolt zu gegenfeitiger Hilfe beim 
Wiederaufbau verpflichteten, |. Roſcher J c. 
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bebörben felbft oder von beren Delegirten verwaltet'”) und find ihrem Weſen 
nach bereit mehr öffentliche Anftalten als Genoffenfhaften. Aus diefem 
Grunde war es den Landesherren, als dieſe jeit dem Beginn des 18. Jahrh. 
regulirend in das Feuerkafſenweſen eingriffen, leicht, tbeild die vorhandenen 
Gilden als mittelbare Staatsinftitute zu behandeln, theild aber auch nene 
Kaflen ald unmittelbare Staatsanftalten nach bem Borbilde jener zu errichten. 
Dieſe Staatsaffeturanzanftalten ftellten urfprüngli den Beitritt ebenfalls 
frei und verficherten nicht nur die Gebäude, fondern auch dad Mobiliar ‘'*). 
Allmälig indeß begann man für Gebäude den Beitrittszwang einzuführen 
nnd überließ dagegen die Mobiliarverfiherung mehr den Privaten!Y. Solche 
öffentlichen Gebäubeverfiherungen entftanden nun während bes 18. Jahrh. 
in allen Theilen Deutichlante, — Anfangs vomemlih in den Städten, Bald 
auch auf dem platten Rande, endlih für ganze Länder und Provinzen. In 
den kleineren Staaten batten fie meift den Charakter von Staatsanftalten?*); 
in Preußen dagegen bildeten fi), nachdem der Verſuch, eine Landesaſſekuranz 
für Die ganze Monarchie zu gründen, gejcheitert war?'), in großer Fülle und 
Mannichfaltigkeit Mleinere Verbände, welche iheild die Gebäubebefiter einer 
Stabt oder einer Anzahl Lleinerer Stäbte, theils die Mitglieder einer abligen 
Körperichaft, theild eine Anzahl von Landgemeinden, theils endlich alle Ein- 
wohner eines Kreife8 ober einer Provinz zu gegemfeitiger Schabensgarantie 
vereinten, und daher theils ftäbtifche, theils ſtändiſche, teils ftantliche Verwal⸗ 


2) So war bie Verwaltung ber fchleswig «holfteinfchen adligen Brand- und 
Schießgilde ritterſchaftlich, der Kiofterpropft zu Prep ihr director natus. Die 
Branblafien ber Weichfelniederung wurden von Schulzen und Xelteften aller be 
theiligten Dörfer aufgerichtet und verwaltet, auch wurde von biefen ber Schade 
tarirt und Die Brandhilfe reparirt. Die übrigen waren meift fommunal. 


8) So die durch preuß. Regl. v. 15. Oct. 1705 (Mplius, O. C. M. V. 178) an- 
geordnete, indeß, wie es fcheint, nicht ins Leben getretene BVerficherungsanftalt. 
Ebenfo die 1729 in Kurfachien angeorbnete allgemeine Brandkafſe (Cod. August. 
I. 538), die Brandkaffe des Fürftenthums Querfurt 1748 u. |. w. 


1%) In Preußen ſprach ſchon eine Feuerordn. v. 22. San. 1701 (MyliusL 
c. V. 170) für das platte Sand der Kur- und Nen-Mart Brandenburg bie 
Zmwangöverbindung von je 6—10 Dörfern ($ 7) gegen großes Brandungläd. — 
aber auch nur gegen ſolches — aus. Durch dad Feuerkaffenreglem. v. 1. Iuni 
1706 (ib. ©. 287) wurde eine allgemeine Zeuerkaffe errichtet, in welche alle Eigen- 
thümer ihre Gebäude einfchreiben laſſen und mit % der Taxe verfichern follten. 

0) Bgl. die Nachweifungen über die verichiebenen Yeuerfocietäten der nor 
beutfchen Staaten und Gtäbte, welche v. 1750 (Braunichweig) bie 1808 entftanben, 
Hülfen I. c. ©. 826, 

21) Die General-Lanb- und Stabtfeuerlafle wurde am 17. San. 1711 wieder 
aufgehoben. Mylius 1. c. 287. 
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tung batten®), Ebenſo entftand in Hannover eine größere Anzahl ſtändiſcher 
Seuerfocietäten®). In Süpbeutfchland erfolgten erft in ber zweiten Hälfte 
des 18. Jahrh. ähnliche Organifationen**). Ließen viele diefer Verbände den 
Beitritt frei, womit fih dann meift das Syſtem Timitirter Beiträge verband, 
jo wurbe doch allmälig der Beitrittszwang immer allgemeiner und es wurbe 
im Zufammenhang damit voller Schadenserfag gewährt, zugleid aber eine 
Zaration mit Marimaljäßen, ein Klafjenfyftem und theilweife ſchon eine Ab- 
ftufung der Beiträge nach der Gefahr eingeführt und ausgebildet). Im 
unjerm Jahrhundert wurden überall feit der Ausbilbung der Privatverfiherung 
die Öffentlichen Seuerfocietäten der Gegenftand einer nmfaffenden Geſetzgebung °*). 
Dabei wurde in Preußen die Zwaugdmitgliedihaft befeitigt, während die 
anderen beutichen Staaten diefelbe nicht in Frage ftellten. Im Webrigen be 
zogen fi die Revifionen der Societätsreglements theils auf die Organifation 
und Berwaltung, theild auf bie Abgrenzung der Bezirke; in Preußen verfolgte 
man hierbei das Syftem, nicht nur durch Theilungen und Vereinigungen ber 
alteren Berbände, fondern auch dur Neuerrihtung von Societäten in ben 
bisher nicht betroffenen Provinzen ein gleichmäßiges Ne von Verbänden über 
das ganze Sand zu fpannen. Seit 1848 wurben fodann abermalige Reorga- 
nijationen vorgenommen, weldye theils eine freiere Berwaltung begründeten, 
theils die Hineiuziehung von Mobiliarverfiherungen bezwedten, theils bas 
Berfiherungsrecht ſelbft fortbildetn. So beftehen heute durch ganz Deutſch⸗ 


2) Bol. Hülfen 1. c. S. 824—826. Die ältefte Societät war die am 29. 
Sept. 1718 (Nov. C. C. M. V, 1. 249) eingerichtete Berliner, welche bereits mit 
Beitrittszwang organifirt war, den vollen Schaben erfepte und den Bedarf in 
Geld aufbrachte. Aehnlich 1719 die Städte der Kur- und Neumark, 1720 bie 
altpommerfchen, 1721 die magdeburgiſchen, 1722 Stettin u. f. w. Die ältefte 
ftändifche Societät war: die den Beitritt freiftellende und Torporativ verwaltete 
ritterſchaftlich Halberftäbtifche Societät v. 23. Sept. 1788. Langſamer folgten 
die ländlichen Kreife, bei denen überdies vielfach neben den Gelbbeiträgen Natural. 
hilfe fortbeftand (1766 — 1808). Die erfte Provinzialiocietät war die Eurmärkifche 
v. 1766. 

Bon 1750 — 1765. v. Hülfen S. 826. 

”) 1754 in Württemberg, 1808 anf das ganze Land ausgebehnt; 1758 in 
Baben- Durlach, 1766 in Baben-Baben, 1808 eine gemeinfame babifche Societät; 
1777 in Heflen-Darmftadt; 1811 in Batern. Hüljen 1. c. 326. 

3) v. Hülfen 327. Nachträglich eingeführt wurbe 5. B. der Zwang 1773 
in Württemberg, 1784 in Kurſachſen, 1807 tn Baben. 

©) Bol. in der preuß. ©. ©. jeit 1824 bie in dem Regifter 8. v. „Zeuer- 
Societäts⸗Reglements“ angezeigten Gefepe; au v. Rönne II, 2. 384 f. Weber, 
Handb. 318 f., Suppl. 86f. v. Reden, Erwerbs⸗ u. Verkehrsftatiſt. III 2160 f. 
Zrang, ber preuß. Staat I. 889 f. v. Hülſen L c. S. 27 — 329, der zugleich 
die Berorbnungen der übrigen deutichen Staaten nachweift. 
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land?”) öffentliche Verfiherungsverbände für beftimmte Länder, Provinzen, 
Kreife, Städte ober Perfonenklafjen, welche außerordentlich verjchieden organifirt 
find und namentlich außerhalb Preußens anf Zwang, in Preußen auf freiem 
Beitritt beruhen, welche aber ſämmtlich darin übereinftimmen, daß fie öffent 
liche Anftalten mit Torporativer Einrichtung für die gegenjeitige Garantie bes 
Senerichabens find, ihren Mitgliedern den erlittenen Brandſchaden nad einer 
reglementmäßig aufgenommenen Taxe erſetzen unb zu biefen Behuf, fowie 
zur Bildung bes dazu nöthigen Reſervefonds wechjelnde Beiträge nach Ber- 
bältniß der garantirten Beſitzftücke erheben. Sie beruhen baber auf dem Princip 
der Surantiegenofienfchaft, biefelbe wird aber durch eine öffentliche Anftalt 
vermittelt und es ift daher Feine in der Geſammtheit der Derficherten wur- 
zelnde Genofſenſchaftsverfaſſung, fondern eine von außen eingerichtete und be- 
lebte Auftaltsverfaffung, weldhe die Organifation des Berbandes beftimmt. 
Im Uebrigen ift dieſe Organifation eine jehr mannichfache, zumal auch beute 
feineswegs alle öffentlichen Societäten unmittelbare Staatsanftalten, manche 
vielmehr provinzial-, fommunal- ober kreidſtändiſche SIuftitute, andere reine 
Gemeindeanftalten, andere endlich gemifchter Natur find *). 

Unabhängiger vom Staat entwidelten fih in der Regel”) die gegenfeitigen 
Mobiliarverficherungsgenofjenichaften, welche fich feit der zweiten Hälfte bes 
vorigen Sahrbunderts bisweilen in Anlehnung an beftehende kommunale und 
forporative Geftaltungen bilbeten®) und in ben kleinen Berficherungsvereiuen 
einzelner Berufeflafien zum Theil unfere Tage erreicht haben?i). Bereinzelt 


27) Außer Deutfchland nnd Skandinavien haben nur mehrere Schweizer 
Kantons in diefem Jahrh. kantonale Lanbeöverfiherungen (17, wovon 16 obliga- 
toriſch) eingerichtet. Nachgewieſen bei v. Hülfen 1. c. ©. 828. 

se, In Preußen bat jede Provinzial», Land⸗ und Stabt-Yeuerfocietät eine 
@eneralbireltion, unter der bisweilen mehrere Departementödireftionen ftehen. Da- 
zu Tommen aber häufig Fenerunterſuchungskommifſarlen und Deputirte der Re 
gierung und Provinz, Kreisdireftionen für Ausführung ber Geſchäfte, Führung 
ber Katafter, Grundbũcher und Tabellen, Abſchätzung ber Gebäude, Schadenstaration, 
Auszahlungen u. f. w. Alle diefe Organe refiortiren als öffentliche Verwaltungs- 
behoͤrden in legter Inftanz zum Minifterium des Innern. 

) Es Iamen auch Staatsanftalten für bloße Mobiliawerfiherung ver. So 
die kurſächſ. Brandkafſe von 1784 (Cod. August. II, 2. 843), welche 1819 (@. 
©. ©. 16) aufgelöft warb. 

”) So 1769 (N. C. C. M. IV, 6292) ein Berfiherungdverein der Prediger 
der Kurmarl. Er war noch fehr unvollfommen, indem jebes volle Mobiliar zu 
400 Thalern angenommen warb, Aehnlich jchon früher in Gotha. Hülſen Le 
337, 

) Bol, den Nachweis von 6 berartigen Vereinen für Beiftliche und Lehrer 
und 6 anderen für Gewerke, Kauflente und Bürger in ber Zeiticht. des kön. preuß. 
ftatift. Büreau's, Jahrg. 1862 ©. 128. 
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famen auch für die Gehänbenerfiherung berartige freiere Vereine vor, die indeß 
immer doch als „halb⸗ amtliche“ betrachtet zu werben pflegten”). Cine voll- 
fommen freie und für fidh jelbft beftehende Gegenfeitigkeitögefellichaft ſoll zuerft 
1726 in Württemberg gegründet fein, um 1754 mit ber gegenfeitigen Lunbes- 
verfiherung vertaufcht zu werden 22). Cine größere Verbreitung haben indeß 
bei uns die Privatgenofienfchaften auf Gegenfeitigkeit erft in unferm Jahr⸗ 
bunbert erlangt®). Dieſe Genofjenfchaften, welche das Princip ber Garantie 
verbinbung mit ber freien Geftaltung der modernen Affociation vereinigen, ge 
ftatten Jedem den Beitritt mit einem beliebigen Befitzftück und vertheilen jo- 
dann je nah dem garantirten Befitz und der Groͤße der Gefahr den etwaigen 
Schaden unter Allee Manche haben indeß nad dem Borgang der Gothaer 
Bank (1819) die Haftung auf ein Marimum beſchränkt. Bei allen find bie 
ſämmtlichen Berficherten zugleich die Glieder der Körperihaft, deren Trägerin 
baber die Geſammtheit der im Zweifel zu gleicher Stimme beredhtigten Ver⸗ 
ficherten if. Doch treten bier durch die Eintheilung in verſchiedene Klaſſen 
haufig Abftufungen ein. Bei den älteren Gejellichaften, die überhaupt ben 
alten Korporationen vielfach noch nahe ftehen, kommt es überbied vor, daß 
von vornherein alle Rechte der Geſammtheit bezüglich der Verwaltung unb 
Leitung auf ein für allemal beftellte und ſich jelbft ergänzende Ausichüffe uud 
Behoͤrden übertragen find, oder daß ſogar die Beitellung der Geſellſchaftsorgane 
durch gewifie Gemeinden ober Korporationen erfolgt. Die neueren Gegen- 
feitigfeitögefellichaften find dagegen in der Regel nach Maßgabe ber in ber 
modernen Affociation gewöhnlichen Theilung der Verwaltung unter General- 
verfammlung, Ausihüfle und Vorftand organifirt. 

Endlich hat fowol den Anftalten als ben Genoffenfhaften gegenüber auch 
im enerverficherungsweien die Gewinnfpelulation fi) ein großes Xerrain er- 
obert und in nenerer Zeit Altienvereine, welche gegen Prämie verfidhern, zahl⸗ 


ss, Hülfen 1. c. ©. 325. Diefelbe Zeitichr., Jahrg. 1862 ©. 121. 

2) Roſcher Lee. u 

24) Zn England wurbe 1696, in Frankreich 1754 bie erfte gegenjeitige Ge⸗ 
jelfchaft gegründet. In Deutfchland waren die Älteften größeren Gegenjeitig- 
keitsgeſellſchaften — bie Affoctation Hamburgifcher Einwohner v. 24. Sept. 1795, 
Bremiſcher v. 1800, bie Medienburg. Mobiliarhrandverficherungsgefellichaft in 
Neubrandenburg v. 1801 — noch an beftinnmnte Bezirke gebunden. Chenfo zwei 
Vereine in Berlin (1812), die aus diefem Grunde von ber Reubrandenburger 
Geſellſchaft abgelöften Zilialen in Schwebt (1826) und Güftrow (1853), die Ge⸗ 
jellichaften in Dlarienwerder und in Stolp (1840), in Greiföwald (1841), in 
Köthen (1832) u. ſ. w. Die erfte Gegenjeitigkeitsgejellihaft von allgemein- 
deutfchem Charakter war bie Feuerverficherungsbank in Gotha (1819). Mehr oder 
minder ihr nachgebildet waren die Gefellichaften in. Norden (1827), Roftod 
(1827), Altona (1880), Wien (1828), Düffeldorf (1840) u. f. w. Vgl. über Ge⸗ 
ſchichte und Verfaſſung aller diefer Geſellſchaften Mafius S. 9 77. 
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reich hervorgerufen). Indeß behaupten bis heute die Gegenſeitigkeitsverbãnde 
durchaus das MWebergewicht*®). 

Zwiſchen Gegenfeitigkeits- und Aktienvereinen kommen fogenannte ge 
miſchte Berficherungsgefellichaften gegen Feuersgefahr vor, bei welchen indeß 
immer das eine oder das andere Princip das entſcheidende bleibt”). 

c. In fehr ähnlicher Weiſe hat fih die Berfiherung gegen Hagel⸗ 
ſchaden in Deutihland entwickelt). Mit der einzigen Ausnahme einer 
Berliner Aktiengeſellſchaft v. 1822 und ihrer ihm Sabre 1832 mit Staatt- 
jubvention erfolgten Erneuerung”) beftanden bis in die neuefte Zeit ausſchließ⸗ 
ih Gegenſeitigkeitsgenoſſenſchaften gegen Hagelſchaden. Diefelben find zum 
Theil ald mehr oder minder ausgeprägte ſtaatliche, kommunale ober ftändifche 
Inftitute, zum andern Theil als freie Genofſenſchaften mit einer in ber Ge 
ſammtheit der Verficherten wurzelnten Verfaſſung organifirt; fie erſetzen wicht 
alle den vollen Schaden, vielmehr vertheilen einige nur bie im Voraus firirten 
Beiträge auf die Beſchädigten; enblih waren auch fie urſprünglich alle und 
find größtentheils noch auf beſtimmte Länder oder Bezirke angewieien, jo baf 
z. B. von ber älteften, der 1797 in Neubrandenburg gegründeten wechfelfeitigen 
Hagelverficherung, nach ihrer größeren Verbreitung ſich befondere jelbftänbige Ge⸗ 
nofſenſchaften (fo 1826 in Schwebt, 1840 in Güftrow, 1841 in Greifswalb) abge- 
zweigt haben nnd vielfach Landesaſſekuranzen beftehen, wogegen fpäter daneben auch 
Gegenjeitigkeitögenoffenichaften von allgemeinerem Charakter eutftanden find”). 


3) Die ältefte Yeuerverfiherungd- Altiengefelichaft in Deutfchland war bie 
fünfte Hamburger Afſekuranzkompagnie v. 1779; dann 1808 in Bremen, 1812 in 
Berlin, 1822 in Trieft, 1824 in Wien Altienvereine zu gleichem Zweck; 1823 
die vaterlänbifche Heuer - Berficherungd - &efellichaft in Elberfeld, 1825 die Aachen⸗ 
Münchener, 1884 der Phönir in Karlsruhe, 1888 die Kolonia, 1843 die Boruffla, 
1842 die Frankfurter, 1848 die Magdeburger u. |. w. Geſchichte nub Berfaffung 
bei Maſins S. 97 — 176, 

2”) Einen Vergleich bes Geſchäftsumfanges. bei Hülfen ©. 829— 843 und 
treffende Bemerkungen über die Bedeutung ded Gegenjapes ib. &. 343 — 348. 

37, So wird 3. B. die Reipziger Zeuerverficherungsanftalt (Mafius S. 77 f.), 
welche auf Altten gegründet ift, dadurch, daß fie ben auf längere Zeit Berficherten 
einen Antheil am reinen Gewinn überläßt, kein Gegenfeitigleitäverein, und um- 
gekehrt wirb die Leipziger Brandverfiherungdbant (ib. ©. 87 f.), wenn fie gleich⸗ 
zeitig Prämtengeichäfte fchließt und Gewinn und Berluft daraus unter die auf 
Gegenſeitigkeit verficherten Interefienten vertheilt, ihrer inneren Organifation nad 
feine Erwerbsgeſellſchaft. 

3 Maſins ©. 174 f. Roſcher, Syftem IL 8 476. ©. 167. 

, Maſtus S. 848 —888. 

%“) Landesafſekuranzen auf Gegenfeitigkeit wurden 3. B. für Anhalt 1819, f. 
Sachſen 1823, f. Württemberg 1880, f. Hannover 1838, f. Baiern 1888, f. Lippe 
1888, f. Kurhefſen 1840 errichtet. Eine „Hagelaffeturanzgefellichaft für die abligen 
Güter und Klöfter der Herzogih. Schleswig - Hofftein und Lauenburg“ befteht feit 
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In neuefter Zeit ift auch die Hagelverficherung Gegenftand von Aftienunter- 
uehmungen geworben *'). 

d. Ebenfo wird die Biebverfiherung erft in neuerer Zeit bisweilen 
von Erwerbsgefellihaften betrieben), während gegenfeitige Viehverficherungs- 
vereine ſchon feit dem Ende des vorigen Sahrhunderts fehr verbreitet find *). 
Für den Erfah des auferorbentlichen Verluſtes durch Seuchen find mitunter 
Staatöaffeluranzanftalten mit Beitrittszwang für alle Viehbefiker eines be 
ftimmten Bezirks errichtet *). Den Erfab des gewöhnlichen Biehabganges 
oder eine Beihilfe dazu machen fi) namentlich fehr viele Heine, oft auf eine 
einzelne Gemeinde befchränkte Affociationen der Kleinbefitzer zur Aufgabe, 
welche zum Theil ſchon aus älterer Zeit ftamınen. Hierher gehören die meift 
von Tagelöbnern gebildeten Kuhgilden Schleswig-Holfteins und Mecklenburgs, 
die Kubladen, Kuhfterbekaffen und ähnlichen Vereine Oldenburgs, Dannovers 
(i. 3. 1862 474), Badens (1846 über 60), der Schweiz, Tirols, jowie bie 


- verwandten Biehverficherungsvereine einzelner preußiſcher Gemeinden ®). 


1818 in Kiel. Die erfte für ganz Deutfchland berechnete war die Oagelichäden- 
Berficherungsbant in Preußen feit 1829; ähnlich 1845 in Erfurt. Gefchichte und 
Berfaffung der einzelnen Gegenjeitigkeitsgejellfchaften fiir Hagelverficherung bei 
Mafius S. 188 — 348. Auch Weber 1. c. 330f., Suppl. 92. Gengler 
©. 700 Rote 18. 

Preußiſche Gefellfchaften Diefer Art 3. B. in der &. ©. v. 1858 
©. 955, 1854 ©. 192, 1855 ©. 188, 1856 ©. 724, 1869 ©. 8. 104, 1864 
©. 532. 

#5) So die rheinifch-weftphätifche Verficherungsgefellichaft für Rindvieh und 
Pferde (Preuß. ©. ©. v. 1848 ©. 99). 

, Vgl. Dafius ©. 389—475. Rofcher 1. c. 8 477. Ueber die lokalen 
Grenzen eines Bezirks ftrebte zuerft Die Leipziger Viehverficherungsgejeflichaft für 
Deutichland v. 1834 Mafius 392 f.) hinaus, fie beftand aber nur bis 1839. 
Württemb. Viehverſicherungsverein 1839. „Geres“ in Zranffurt 1343. Hamburger 
1840. Magdeburgifche (Stat. in d. G. ©. v. 1855 ©. 188), Röln- Münfterjche 
u. f.w. . 

“, So errichtete Friedrich II. durch’ Reglem. v. 24. Nov. 1765. u. 15. Febr. 
1783 in Schlefien Zwangsverbände für gegenfeitige Biehverficherung, welche das 
Geſ. v. 30. Suni 1841 (G. S. ©. 285) für die Provinz generalilirte, indem ee 
für jeden Regierungsbezirk eine Berficherungsgejellichaft gegen Rindvichpeft (4 3) 
mit Beitrittezwang (8 6) anordnete. Die Verwaltung ift ohne jede Theilnahme 
der Verjicherten bei den Regierungen ($ 11). Zwei ähnliche Berbände für die 
Prov. Preußen find durh G. D. v. 22. Juni 1845 (G. S. ©. 161) gebildet. 
9) Bol. Rofcher Il. c. Maſius 410f. 460Ff., wo zugleidy die Statuten 
der 3 Riehverficherungdvereine zu Leichlingen im reife Solingen, zu Schleiden 
und zu Pforzheim abgedrudt find. Anſchütz, Mitth. des landw. Inſt. Halle 
1865 ©. 166. 157. Ferner einen von dem Ob. Präf. der Prov. Weſtph. um 
20. März 1835 empfohlenen Statutenentwurf eines Rindvichverjicherungevereing 
für Gemeinden 6. v. Kampp, Ann. XIX. 89. Ein neueres Statut in dem 

i. 67 


1068 Das freie Genoſſenſchaftsweſen für wirthfchaftliche Zwede. 


e. Im Gegenſatz zu ben letztgedachten Berfiherungsarten finb andere 
moderne Gattungen der Sachgarantie, wie 3. B. die Berfiheruug gegen bie 
Berfiherungsgefahr (Rüdverfiherung) und bie Verficherung gegen bie Gefahr. 
bes Berluftes bei hypothekariſch ausgeliehenen ober jonft ausftehenden Kapitalien, 
vornemlich auf den Betrieb durch Erwerbsanftalten angewiejen*). 

2. Die Garantie des Schadens, welcher der Wirthſchaft aus einem die 
Perſon treffenden Unfall entfteht, unterjcheidet fi} von der Sachgarantie zu- 
nächft dadurch, daß ber Betrag bed Schadens fich bier einer beftimmten 
Werthſchätzung entzieht. Es muß aljo entweder das freie Ermefien des Ga- 
ranten enticheiden oder aber im Voraus eine feite Erſatzſumme vereinbart jein. 
Nur im letzkeren Galle ift eine derartige Schabensgarantie geeignet, den In⸗ 
halt eines fpefulativen Geſchäftes zu bilden; auch pflegt man fie nur dann 
als Verſicherung zu bezeichnen). Uneigennübige Anflalten dagegen und Ge 
uoffenfhaften koͤnnen fehr wol ähnliche Garantien auch obne feite Borausbe- 
fliimmung übernehmen, indem bie Bemefjung ber zu gewährenben Unterftügung 
den verfaſſungsmäßig dafür. beftellten Anftalts- oder Genofſenſchaftsorganen 
überlafien fein Tann. 

a. Das wirthſchaftlich größte Mebel ift der Tod. Iſt fein Eintritt ge 
wig, fo iſt es doch ungewiß, ob er binnen einer beftimmten Friſt, bei einer 
beftimmten Celegenheit, vor oder nad dem Tode einer andern Perſon (Meber- 
. Tebenöverficherung, Berfiherung auf verbundene Leben u. |. w.) erfolgt, unb es 
ift gegen ſolche Eventualitäten eine Garantie durch das Verſprechen einer 
eventuell zu zahlenden Erſatzſumme möglih. Auch abgejehen von einer ſolchen 
Begrenzung indeß ift zwar bie Griftenz des Todes gewiß, ungewiß aber fein 
Zeitpuntt und folgeweife der daburch weientlich beftimmte Umfang bes ber 
Wirthſchaft entftehenden Nachtheils. Anch dieſe Ungewißheit kann durch einen 
Garantievertrag ihrer Gefährlichkeit beraubt werben, indem entweder dem vom 
Tode Bedrohten für feine Erben ober dem vom Tode eines Dritten Bedrohten 
für fich ſelbſt ein Erfaß zugefichert wird, der dann wiederum entweder in einer 
beftimmten, bei Eintritt des Todesfalls zu zahlenden Summe ober in einer 
bis zu einem ungewifien Termin fortlaufenden Rente beftehen Tann. Die 
Uebernahme aller folder Todesgarantien gegen einen feften Betrag oder, wie 
e8 bie Megel bildet, gegen eine laufende und wegen ber Ungewißheit ihres 


Maibeft der Iandw. Zahrb. f. Oftpreußen v. 1864. S. au Gengler ©. 701 
Rote 19 u. bei. den Auffap von v. d. Goltz, die Affociation zum Zwecke der 
Biehverficherung, i. d. Zeitihr. des landw. Ber. f. Rheinpreußen 1866 ©. 120 — 128. 

“3.8. „Preußifche Hypothekenverſicherungs⸗Altiengeſellſchaft“ (G. ©. v. 
1862 ©. 214). — Doch ift auch ber Verſuch gegenfeitiger Waarenfrebitverficherung 
unter Handelsleuten gemacht. Endemann, 3. f. d. geil. 9. R. IV. 209. 9.8. 
©. 848 Note 22. 

7) Bol. die Auffäge von Engel über die „Unfallsverficherung” in der Zeitſchr. 
bes !ön. preuß. ftatift. Büreau's 1966 ©. 294 f. 1867 ©. 171. 
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Endpunkts uugewiffe Prämie ift fett tem vorigen Sahrhundert der Inhalt 
eines fpelulativen Gewerbes geworden *), welches von zahlreichen Lebensver- 
fiherungsgefellichaften auf Altien betrieben wird). Aelter indeß und noch 
bente daneben in Blüthe ift auch bier die gegenfeitige, genoflenfchaftliche Garantie. 
Die genofjenihaftliche Bafis ift ſelbſt durch die außerordentlich komplicirten und 
mannichfaltigen Gormen und Berhältniffe, welche die Lebensverficherung in ihrer 
modernen Ausbildung ‚mit ſich bringt, nicht ausgeichloffen; die ältefte Lebens⸗ 
verficherungsgeiellichaft Deutichlands, die Lebensnerficherungsbauf in Gotha, ift 
auf Gegenfeitigkeit gegründet, und gleich ihr haben fich viele ähnliche Lebens- 
verficherungsgejellichaften gebildet, welche auf dem Princip genofjenichaftlicher 
Garantie beruben, bei welchen daher die Berficherten oder doch beftimmte 
Klafſen der Berfiherten (3. B. die für das ganze Leben Berficherten) zugleich 
den verfihernden Körper bilden, den möglichen Verluft oder Gewinn, ber indeß 
in Wahrheit bier nur ein bei der Schadensausgleichung fich ergebendes Plus 
oder Minus über die ungefähre Borausberechnung ift, unter fich im Verhältnig 
zur Betbeiligung vertheilen und ans ihrer Mitte die Genoffenfchaftsorgane (in 
der Regel einen Borftand und mehrere Ausſchüſſe) beſtellen“). Regelmäßiger 
aber noch kommt die Genoſſenſchaft für die älteren, einfacheren und unvoll- 
tommneren Gormen der Todeögarantie zur Anwendung, joweit nicht bier bie 
gemeinnüßige Auftalt ihr Gebiet beichräntt. 

Unter dieſe Fälle gehört 3. B. die gegen laufende, meift der Höhe nad 
gleihmäßig beftimmte Beiträge zugefiherte Zahlung eines kleinen, bald zur 
Hilfe gegen die erfie Noth, bald nur zur Beftreitung der Beerdigungskoften 
dienenden Betrages an bie Hinterbliebenen. Die zahlreichen, ſchon jeit alter 
Zeit beftehenden Todtengilden, Tobtenbeliebungen, Sterbekaſſen, Vegräbnißkafſen 
u. f. w., welche diefe Aufgabe erfüllen, find zum Theil als Anftalten Ton- 
ſtituirt, von welchen man gegen eine Einkaufsſumme oder gegen laufende 


2) Bol. , über die Geſchichte der Lebenöverfiherung Maſius S. 466 f.; über 
bie Rechtöverbältniffe zwifchen den Kontrahenten Staudinger, die Sehre vom 
Rebensverfiherungsvertrage. Erlangen 1858. Befeler ©. 540f. Endemann, 
9. R. 8 176. 

“) Geichichte und Einrichtung ber älteren bei Mafius S. 535— 554. Die 
fpäter hinzugetretenen, foweit fie in Preußen Gejchäfte treiben, find erfichtlich aus 





‘dem Auffap v. Brämer, dad Lebensverſicherungsweſen in Preußen, in der Zeitichr. 


des jtatift. Büreau’s, Jahrg. 1867 S. 50f. Manche, wie bie beutiche Lebens⸗ 
verficherungsgefellichaft in Kübel v. 1828 (Mafins ©. 534), die Berliniſche v. 
1886 (ib. 542), die Frankfurter v. 1845 (ib. 545), überlaffen den Berficherten eine 
beftimmte Gewinnrate, 

so Geſchichte und inrichtung ber gegenfeltigen Lebensverficherungsgejell- 
ſchaften (Gothaer 1829, Leipziger 1831, Hannoverfche 1831, Wiener 1840, Braun- 
ſchweigiſche 1841 Hammonia in Hamburg) b. Mafins ©. 505535. 559. Bol. 
Pöhtse IV. 322 — 348. Hopf 1. d. beut. Vierteljahrsſchr. 1852 ©. 366 f. 
Brämerl.c. ©. 52. 

67* 
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Beiträge den betreffenden Bermögensanfpruch erwirbt; zum andern Theil aber 
find fie erzwungene ober freie Vereine, bie fi durchaus als gegenfeitige 
Lebensverficherungsgenofjenfchaften im Kleinen charalteriſiren "'). 

Nicht anders verhält es fi) mit der Garantie, welche zu Gunften einer 
etwaigen Witwe ober etwaiger unverforgter Waiſen durch bie -Zuficherung 
einer eventuell zu zahlenden Summe oder einer laufenden mit dem Tode, dem 
Aufhören des Witwenftandes oder der Erreichung eines beftimmten Alters 
endenden Rente geleiftet wird. Auch ſolche Garantien werden von den mober- 
nen Berfiherungsgejellihaften übernommen: jehr viel älter aber find ſowol die 
öffentlichen Anftalten als die Genoflenfchaften für derartige Zwecke. Die An- 
ftalten bilden noch heute für gewiffe Stände, namentlich für die Beamten, bie 
Regel. Nicht nur Staat und Gemeinden haben feit früher Zeit allgemeine 
Witwenkaffen und Waifenverforgungstaffen, meift mit Zwangsbeitrittspflicht, 
für ihre Beamten errichtet, fondern Körperichaften und Gefellichaften find darin 
vielfach nachgefolgteꝛ). Staatsanftaltlich eingerichtete Witwen- und Waifen- 
Taflen, in welde Jedem der Eintritt freifteht, kommen gleichfalls feit lange 
vor®). Sm neuerer Zeit aber ift auch hier wieder das nie ganz außer An- 
wendung gelommene Princip genofienfchaftliher Bereinigung zu größerer 


s, Bol. Boden, über Einrichtung ber Sterbefaflen. Celle 1737. Nah ©. 
27 find fie „geichloffene Geſellſchaften“, werden aber doch weientlich als Anftalten 
behandelt. Ueber die neueren Gterbelafien Schnell, foriale Privathilfe ©. 54 f. 
und das dort mitgetheilte Statut. Preußifche Sterbekafienvereine für Prediger 
und Schullehrer b. v. Rönne II, 1.408 Rote 1; für Zuftizbeamte ib. 409 Note 2 
und Statuten im %. M. BE. v. 1844 ©. 78, 1845 95. 128, 1860 148. 
Andere derartige Vereine b. Weber 1. c. SI6f. Suppl. 228 f. Ueber den Be 
griff der Sterbefaffe preuß. C. O. v. 29. Sept. 1883 (G. ©. ©. 121). — Sowol 
in den englifchen friendly societies (Majiud 482. 569, Engel L c. 114 f.), als 
in unfern erzwungenen und meift au in ben freien Hilfövereinen der arbei- 
tenben Klaſſen pflegt zugleich eine Sterbe- und Begräbnißkaſſe enthalten zu fein. 

5°) ®gl. Jenichen, de fiscis viduarum, Lips. 1708, wo S. 51f. ein Ber 
zeichniß der feit 1618 eingerichteten Kaſſen und ihrer Etatuten. Gebhard, über 
Witwen - und Baifen-Penfionsanftalten. München 1844 Th. L Bezüglidy Preußens 
vgl. man beſ. über bie durch C. D. v. 27. Febr. 1831 (&. S. ©. 3) auf Civil⸗ 
beamte eingefchräntte preuß. „Allgemeine Wittwenverpflegungsanftalt” v. Rönne 
II, 1. 406— 408; über befondere Witwen» und WBaijenverpflegungsinftitute ber 
Prediger und Schullehrer v. Rönne 1. c. 408 Note 9 und Unterrichtawefen 1. 
562 —556; über die Univerfitäts-Witwen» und WBaifenlaffen ib. IL 505f., 
Weber 173; über die Unterftügunge- und Sterbelaflen der Eifenbahngefellichaften 
für ihre Beamten Reſkr. v. 9. Sept. 1843 (M. BI. d. i. B. 1848 ©. 265). 

” Bol. Gebhard 1. c. ©. 61f. 84f. Auch bie preußiiche Allgemeine 
Witwenverpflegungsanftalt ftand urfprüngli Jedem offen. RNeglem v. 28. 
Dec. 1775 (N. C. C. V. 381). Eie wurde aber 1812 inſolvent. 
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Geltung gelangt”). Zwifchen den ganz freien Vereinen für gegenfeitige Wit- 
wen. und Waifenverjorgung und ben reinen Anftalten ſtehen dann gerade bier 
die mannichfachften Mittelgliever, bald als Zwangsverbände mit Forporativer 
GCinrihtung, bald als öffentlich autorifirte Vereine ohne Beitrittszwang or⸗ 
ganifirt °°). 

b. Einer Garantie bedarf es unter Umfländen nicht nur gegen ben Tod, 
fondern auch gegen zu langes Leben. Bine ſolche liegt in dem Leibrentenver- 
trag, Durch welchen gegen einem gewifien Betrag eine mit dent Rode eubenbe 
und deshalb in ihrem Gefammtbetrage ungewiffe Rente erworben wird. Diefer 
Vertrag ift daum mehrfacher Komplitationen fähig, von denen namentlid bie 
Tontine dem Längftlebenden unter Mehreren noch größere Vortheile verjchafft. 
Auch Taun auf verſchiedene Weife eine progreffive Steigerung ber Rente mit 
zunehmendem Alter bewirkt werben. Am reinften aber kommt die Garantie 
gegen zu langes Leben im Alterverjorgungsvertrage zur Erſcheinung, bei dem 
nur für den Fall der Erreihung eines beftimmten Alterk ein Kapital oder 
eine von da an laufende Rente zugefichert wird. Alle derartige Garantien 
werben in ber Regel gleichzeitig von Lchensverfiherungsgefellichaften über⸗ 
nommen**); es giebt aber auferbem dafür bejondere Penfious- und Renten- 
anftalten, die theild als Erwerbögeielliaften®”), theils als gemeinnützige In⸗ 


5) Bgl. z. B. über eine Kaffeler freie Geſellſchaft v. 1760 Gebhard 1. c. 
83 ©. 5; über bie Witwenverſorgungsſocietät zu Bremen v. 1754 ib. 35 
S. 6 f; über die 1778 in Preußen mit königl. Genehmigung errichtete, aber nur 8 
Jahre beſtandene Ginilbeamtengefellichaft ib. 8 9. Eine von ber Landſchaft 
garantirte Geſellſchaft entftand 1767 in Kalenberg. Ib. 8 7 ©. If. Befonders 
alt und zahlreich find freie Witwen. und Waifenfocietäten unter Prebigern und 
Schullehrern. Bgl. z. DB. über die bairiſchen Schullehrerwitwenfocietäten, welche 
von gewählten Borftebern und Ausfchüffen werwaltet werben, Gebhard S. 96 — 
118; über Preußen Weber 1. c. 818f. in Witweninftitut anf Aktien wurbe 
ſchon 1777 In Hamburg gegründet. Gebhard 5 13 ©. 42. — Ueber dieſe Geite 
der allgemeineren freien oder Zwangd -Unterftüßungsverbände vgl. unten. 

ss Auch Pfeiffer, die rechtl. Verhältnifſe der Witwenkaflen, 3. f. D. 
R. 1X. 440 f., bei dem zugleich bie früheren theild nnaureichenden thetld einfeitigen 
Anfichten zu finden find (441— 448), unterfcheibet Die drei Hauptgattungen ber 
öffentlichen Anftalt, der Erwerbaunternehmung und der Genoffenfchaft. Die Iegtere 
fonftruirt er freilich als ftreng römiſche universitas personarum. ©. 450— 486. 

s) Auch von den Gegenfeitigkeitögefellfchaften. Vgl. z. B. Maſius 
510. 520 $ 11. 527. 580. 537. Die allgemeine wechfeljeitige Kapitalien- und 
Rentenverficherungs » Anftalt in Wien v. 1840 ©. 559 enthält 6 Abtheilungen: 
1) Rapitafverfiherungeverein ; 2) Kapitalverficherungsverein für den Zall ded Todes; 
3) Leibrenteninftitut; 4) Allgemeines Penſionsinſtitut; 5) Kinberverforgungsanftalt; 
6) Wechfelfeitige Berforgungsanftalt. 

s So 3. B. Me Berlinifhe Renten: und Kapitalverficherungebant v. 22. 
März 1844 (Maſius 554 |.) und die nah Maßgabe verfchiedener Jahresgeſell⸗ 
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ſtitutee) Tonftituirt find, theils aber auch auf ber Verbindung zu einer Ga⸗ 
rantiegenofienfchaft beruhen"). 

c. Diefelben verfchiebenartigen Formen find möglich, um eine Garantie 
gegen die wirthichaftliden Nachtheile berzuftellen, welde mit einzelnen 
ungewiffen, die Perfon betreffenden reigniffen verbunden find. So gegen 
die Koften der Verehelihung, ober der Gründung eines Hausſtandes, wobei 
neben Ausftattungs- und Berforgungsanftalten Ausftener- und Berjorgunge- 
vereine auf Gegenfeitigkeit vorlommen). Aehnlich früber, um bie Koften 
bes Freilanfe von etwa eintretender Militnirpflicht zu beftreiten®). Auch 
beginnt man in neuerer Zeit, gegen bie Gefahr einer beftimmien Reiſe 
oder anberweiten Unternehmung ober gegen eine ber Zeit oder ber Gattung 
nach limitirte Unfallegefahr zu verfihen®). Die wichtigften Fälle aber 
find Krankheit und ISnvalibität. Theils für bie Koften der Heilung 
und Pflege, theile für ben gefammten Lebensunterhalt bes temporär oder 
dauernd Ürbeitöunfähigen übernehmen bier bald @rwerbögefellichaften gegen 
Prämie, bald gemeinnüßige Anftalten gegen Eintrittsgeld oder Beiträge, bald 
enblich genofienichaftlihe Bereine eine mehr ober minder firirte Garantie. 
Die gemeinnügigen Anftalten für Penfions-, Berforgungs- und Unterftüßungs- 
zwecke, welche mit ober ohne Beitrittäzwang organifirt fein können, unter- 
ſcheiden fih da, wo bie zugeficherte Garantie im Boraus beftimmt umb ein 
ihr entfprechendes Aequivalent gefordert wird, ſcharf von den Wohlthätigkeits- 
inftituten 9); fie gehen indeß in folche über, wenn feine unmittelbare Beziehung 


f&haften eine wachſende Rente gemährenden Renten⸗ unb Berforgungsanftalten 
(1825 in Wien, 1883 in Stuttgart, 1889 in Münden). Ib. 675 f. 

9) Auch Tontinen kamen ald Gtaatdanftalten vor. So z. D. bie allgemeine 
Berforgungstontine in Hamburg. Pöhls 1. c. 66f. 848-851. — In England 
find ftaatliche Lebenswerficherungs- und Jahresgehaltsinftitute wit ber Poft ver⸗ 
bunden, Geſ. v. 1864 (26 et 27 Viet, c. 14). — Weber bie*belgtiche Alterver⸗ 
forgungsfaffe Schnell 1. c. ©. 75. 76. 

20) So 3. B. die auf Gegenfeitigkeit gegründete Alternerforgungdanftalt in 
Breslau, weldhe vom 50. Jahr an eine fefte Penfion gewährt. Mafins ©. 556f. 
Ferner die preuß. Wittwen⸗, Penfions⸗ und Unterfiägungsdanftalt v. 1837, bie 
gegenfeitigen Berforgungsanftalten für Baben v. 1885, Sachen v. 1841, Haunover 
v. 1848, Darmftabt v. 1844 u. f. w. Maſius 678f. Weber 811f. 

, Schulz, über Berforgungsd- und Audftenerfaffen. Berlin 18232. (Kaſſen⸗ 
orbnung ©. 6 f.). Weber eine Gewährfchaftstaffe in Köln, bei ber jedes heirathende 
Mitglied einen Beitrag geben muß, um die Kinder vor etwaiger Roth zu fchüßen, 
Weber 1. c. Suppl. 229. Die „Kinderverforgungstafien“ zahlen eine beftimmte 
Summe, wenn ein Kind ein beftimmtes Alter erreicht. 

*), Endemann, HR. ©. 855. 

2) Engel, Zeitjchr. des ftatift. Bür. 1866 ©. 294 f. 1867 ©. 171 f. 

63) Hierher gehören alle Beamtenpenfionsanftalten des Staats (über bie 
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zwiichen ber gewährten Unterftüßung und bem Beitrage bes Unterftützten be- 
ftebt oder wenn an Stelle eines feften Anrechts auf Unterftühung das Ermeſſen 
der Anftaltorgane tritt). Dagegen wird bei Genoſſenſchaften dadurch, baf 
über Bebürfnig und Höhe der jedesmaligen Beihilfe ein Vereinsbeſchluß ent- 


jcheibet und bie Beiträge nicht gerabe als das voraus geleiftete Aequivalent 


diefer Beihilfe erfcheinen, der Charakter einer Garantiegenoffenichaft noch nicht 
aufgehoben, am wenigften aber der eines Wohlthätigkeitsvereins hervorgebracht: 
denn fir jeden DVereinsgenofien bleibt, da er nicht wie bei einer Anftalt als 
Dritter, jondern ald Mitträger bed Vereins von dieſem legteren Unterftügung 
erhält, tie Selbfthilfe das, was ihm die Garantie gegen Krankheit und Ar- 
beitöunfähigteit verichafft. 

Indeß geht auch Hier die Tendenz der modernen Genofſenſchaft auf mög: 
lichfte Boransbeftimmung ber Schabensart, gegen welche, und ber Erſatzſumme, 
mit welcher garantirt wird, fo daß die unbeftimmte Unterftügungspflicht mehr 
gefhäftsmäßige Formen annimmt. In diefer Weife kommen 3. B. gegenfeitige 
Penfionsvereine einzelner Beamtenklafſen vor). Ebenſo aber beginnen fi 
unter den arbeitenden Ständen Snvaliden- unb Arbeiterpenfionsvereine, nament- 
li) aber Kranfenvereine mit präcifirter Beitrags und Unterftügungspflicht zu 
bilden). Doc tritt gerade bei den Genoſſenſchaften der arbeitenden Stände 
in ber Regel nicht ein beftimmter Garantiezweck vereinzelt auf, fondern es 
werben in mehr oder minder limitirter Weiſe die Zwecke der Kranken⸗ Inva⸗ 
liden- und Alterverforgungstafje mit denen ber Begräbniß-, Witwen. und 


preuß. Rönne II, 2. $ 802 ©. 892 —402), ber Gemeinden, ber Körperichaften, 
Eifenbahnen n. f. w. 

*) Beiſpiele aus Preußen b. Rönne 1. c. 402 Note 2, 404 Note 5. 6, 405 
Note 1—3. 

®) Bol. 3. DB. bie ftaatlich genehmigten Statuten freiwilliger Penflonsver- 
eine preußiſcher Rechtsanwalte in Srankfurt, Hamm, Paberborn im J. M. DL v. 
1848 ©. 162 f., 1855. 46, 1800 263 u. das empfehlende Circ. Reftr. ib. ©. 262. 

) Einen demnachſt mehrfach nachgebildeten Krantenverein richtete Schulze 
in Deligich i. 3. 1849 bergeftalt ein, daß jedes Mitglied gegen ein nach dem 
Alter abgeftuftes Eintrittögeld und periodijche Beiträge ben Anfprud auf unent- 
geitliche arztliche Bebanblung und Mebicin in Krankheitefällen, überdies aber 
während bauernber Arbeitsunfähigkeit auf eine je nach ber Zeitdauer der Mitglieb- 
fchaft in drei feften Säpen abgeftufte Iaufenbe Unterftägung erwirbt. Der Verein 
wird von einem gewählten Vorftand nebft Ausichuß geleitet, während fein Haupt⸗ 
organ die mit Stimmenmehrheit beichließende Berfammlung iſt. Mit dem Berein 
ift eine burch Grofchenbeiträge erhaltene Sterbekaffe verbunden, die Betheiligung 
an berfelben aber falultativ. Pfeiffer 125. 126. — Ueber viele anbere Kranken⸗ 
and Invalidenvereine Nachweiſungen b. Miller, die dent. Arbeiterbewegung. Leipz. 
1863. Bol Maier ©. 393. Schulze, die arbeit. Klafien S. 831f 
Schnell ©. 114f. Statut einer Gefellen- Krantenkafie bei Schnell S. 61 f., 
einer Kranten- Zagelöhnerlafie ib. 119. 
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Waiſenkafſe verbunden, ohne daß dadurch andy hier das Streben nad fefter 
Beitimmung der Mitgliederbeiträge und geichäftsmäßiger Präcifirung ber 
etwaigen Nnterſtũtzungsſumme ansgeichloffen würde. Dieſe Hilft und Unter 
ftüßungegenoffenfchaften vereinigen baber ben fittlichen Sharalter der alten, die 
ganze Perfönlichleit verbürgenden Gilden mit dem gefchäftt- und redinungs- 
mäßigen Sharalter der mobernen Berfiherungsgenofienichaft. Dies gilt aud 
von ben ſtaatlich, gemeindlich oder gewerklich organifirten Zwangsunterftüßungs- 
verbänden, wennſchon bei ihnen das anftaltlide Moment das genofien- 
ſchaftliche überwiegt"); in höherem Grabe aber noch von ben eigenthümlichen, 
aus alter Zeit ftammenden Knappichaftsnereinen, durch weldhe die Berg- und 
Salinenarbeiter in umfaflender Weiſe unter ölonomifdher und abminiftrativer 
Betheiligung der Bergwerkdeigenthümer und unter Zwang unb Aufſicht tes 
Staats fich gegenfeitig eine Unterftügung bei Kraukheit, Unfällen und Tor 
garantiren®®). Ebenſo aber haben die freiwilligen Hilfe und Inter 


1) Bol. oben $ 68 Note 31 — 38, 

“ Nah Karften, Nrfpr. des Bergregald ©. 31 wurde bie älteſte Auapy- 
ſchaftekaſſe auf eignen Antrieb der Grubenarbeiter ded Rammelöberges 1838 durch 
den Rath zu Goslar errichtet. Die fpäteren Bergorbnungen ftellen durchgängig 
die Beitragspflicht der Bergwerkdeigenthümer feft und organifiren die Kaffe als 
eine Zwangsanftalt. Vgl. . B. Wagner. C. J. Metall. ©. 9. 104. 865. 
404. 492. 829. 961. 1030. 1047. 1048. 1265. 1267. 1289. 1312. 1825. 1888, 
1424. Die neueren Geſetze haben die Knappſchaften allgemein organifirt. Bol. 
Defterr. Berggeſ. 8 210f. Großh. ſächſ. 8 99 f. Preuß. Gef. betr. bie Bereini- 
gung der Berg-, Hütten-, Salinen» und Aufbereitungsarbeiter v. 10. April 1854 
(G. S. &. 139), an deſſen Stelle jept die 95 165—185 des Berggeſ. v. 24. 
Juni 1865 getreten find. Die Zwangsmitgliedfchaft aller in dem Bezirk eines 
Knappfchaftsvereind befchäftigten Arbeiter der betreffenden Kategorie wird feftge- 
halten und werden von ihnen nach Verhältniß ihres Lohne Beiträge erhoben, 
während bie Werkseigenthümer in der Regel die Hälfte der Beiträge zu tragen 
haben. Die Bereine haben das Recht juriftifcher Perſönlichkeit und befondere Pri⸗ 
vilenien bezüglich des Arreftichlages und der Exekution. Was fie den Mitgliedern 
zu gewähren haben, beftimnt das Statut; ale Minimum ijt in Preußen für voll- 
berechtigte Mitglieder freie Kur und Arznei in Kranfheitefällen, Krankenlohn refp. 
lebenslängliche Invalidenunterftügung bei einer ohne grobes Verſchulden einge- 
tretenen Krankheit reſp. Arbeitsunfählgteit, Begräbnißkoften, BWittwenunterftüßung 
bie zu Wiederverheirathung oder Zod und Waifenverforgung bis zum 14. Jahr 
feftactept. Das obrigkeitlich feftgeftellte Statut beſtimmt Die Verfaffung, welche 
die Bereinsverwaltung einem gewählten, aber beftätigten Knappſchaftsvorſtand und 
beftätigten Beamten unter bebörblicher Aufficht zu übertragen pflegt. Das nenefte 
preußifche Berggeſetz dagegen bat der genoflenichaftlichen Autonomie und Selbft: 
verwaltung auch bier wieber größeren Spielraum gewährt. Denn das Statut 
fol von den Werksbeſitzern und einem gewählten Arbeiterausſchuß aufgeftellt, 
feine Beftätigung aber nur dann, wenn es dem Geſetz wiberfpricht, verfagt werden 
dürfen (8169), eine Beftimmung, die auch bei Statutenänderungen gilt ($ 170). 
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ftüßungsgenoffenfchaften der arbeitenden Klaffen, welche fi freilich neben dem 
Zwangslaffenweien bei uns nur wenig entwidelt haben unb bie englifchen 
friendiy societies nicht entfernt erreihen, einen derartig umfaflenden, ſtark 
verjönlichen Charakter”). Deshalb fuchen fie auch neben ber Garantie gegen 
wirthſchaftliche Unfälle fi eine geiftige und moralifche Garantie zu gewähren 
und richten Bilbungsanftalten, Bibliothefen und Brüberliche Vereinigungen ein, 
während umgekehrt gerade unter den minderbefitenden Ständen auch die zunächft 
fittlichen, focialen und Bilbungsvereine, fowie die Wirthichaftögenofienfchaften 
höherer Stufe ihre Mitglieder und deren Hinterbliebene bei Schäden aller 
Art zu nnterftüßen und auch wol befondere Hilfe-, Penfions-, Kranlen-, In⸗ 
väaliden-, Berforgungs, Witwen, Watfentaffen u. ſ. w. dafür einzurichten 
pflegen. 

I, Die Geldverkehrsgenoffenihaft umfaßt Vereine für Bermitt- 
lung bes Kapitalumlaufs, der Kapitalbeichaffung und ber Kapitalanlage. 

1. Die Vermittlung bes Kapitalumlaufs wirb in ber Regel durch 
gemeinnfiige oder fpelulative Anftalten bewirkt, bei welchen Die Aflociation 
ber mit einander Verlehrenden Iatent bleibt. Geldwechſel, Umſatz von Börjen- 
papieren und Wechſeldiskont, Zahlung durch Kontenausgleihung (Giro) oder 
Anweifung, Ausgabe von Werthzeichen u. |. w. find in ben Händen ber Giro-, 
Diskont- und Zettelbanten reſp. ber einzelnen Bankiers. Möglich ift es indeß, 
daß die Perfonen, deren geſchäftlicher Verkehr durch ſolche Mittel erleichtert 
oder gefördert werden joll, in ihrer Geſammtheit jelbit den vermittelnden Bank⸗ 
törper bilden. So kann eine Girobank ald Gegenſeitigkeitsgenoſſenſchaft orga- 
nifirt fein, fo daß fie fih als eine von der Geſammtheit der Intereſſenten 
errichtete und durch gemeinſchaftliche Organe verwaltete Gemeinkaſſe dar⸗ 
ftelt””), und ein Verein für die Herftellung von Wertbzeichen, welche nur 


Die Verwaltung aber erfolgt unter Aufficht des Oberbergamtd durch einen halb 
von den Werkseigenthümern halb von ben die Geſammtheit repräfentirenden Knapp⸗ 
ichaftsäfteften gewählten Knappichaftsnorftand unter Betheiligung und Kontrole 
der Knappfchaftsälteften, wobei zwifchen diefen epräfentativausihuß und dem 
Borftand ein analoges Berhältnig wie bei der modernen Genofienfchaft Aberbaupt 
ftattfindet (8 178 — 186). 

“), Huber, Staatewörterb. I. 166 f Pfeiffer 1. c. 86f. Die große 
Mannichfaltigkeit der von ben engl. friendly societies verfolgten Zweden erhellt 
befonders ans den Mittheilungen Engets l. c. 1861 ©. 114—117 und Zudlow 
und Jones 1. c. ©. 90 f. Weber beutfche Unterftügungsgenofienfchaften Schnelt, 
ſociale Privathilfe S. 54 f. und ein Statut S. 70f. Auch ©. 1ö1f. 

”°) In gewiffen Einne tft dies bei der Hamburger Bank der Fall. Vgl. die 
Hamburger Banfo-Ordn. v. 31. Dec. 1639 b. Marquardus, de mercator., Anh. 
©. 586 f.; die jpätere Gefchichte und Einrichtung 6. Hübner II. 114—119. 
Die Bank wird durch ein Kollegium von 5 Bürgern, beren jährlich einer aus- 
tritt, unter Zutritt von Ratbedeputirten verwaltet. 
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unter den Genofjen zu cirkuliren beftimmt find, wäre wenigftens denk⸗ 
bar”). 

2. Die Vermittlung der Kapitalbeihaffung gebt ebenfalls großen- 
theild von gemeinnüßigen oder jpefulativen Anftalten aus, welche dem Kapital- 
bebürftigen unentgeltlih ober entgeltlich mit oder ohne Sicherheitsbeftellung 
Kredit gewähren und ihm dabei ald beliebige Dritte gegenübertreten. Formell 
werben derartige Anftalten ftets die Gläubigerinnen der Kapitaljuchenben, 
materiell begründet es dagegen einen Unterichieb, ob fie lediglich aus eignen 
Sonde Frebitiren, oder ob fie auf ber andern Seite ihrerfeitd Schulbneriumen 
ber das Kapital eigentlih hergebenden Gläubiger werden und fo nur als 
Krebitmittlerinnen zwiſchen Gläubiger und Schuldner treten. Das Lebtere ift 
die wichtigfte Aufgabe ber mit Kredit handelnden Banken. Für den Mobiliar- 
fredit ftellt fi dies am reinften bei denjenigen Banken heraus, welche zugleich 
Leih- und Zettelbanten find und fo das nad) ber einen Seite vorgeftredite 
Kapital von der andern Seite durch Notenemiffion, d. h. durch Schuldver 
fchreibungen auf fi felbft, aufbringen. Bezüglich des Immobiliarkredits wird 
ſchon durch die Ablöfungskreditanftalten (Rentenbanken, Zilgungsanftalten 
n. f. mw.) nad) einer einzelnen Seite hin Aehnliches erreicht, indem ſolche In⸗ 
ftitute unter Staatsgarantie, aber als jelbftändige Anftalteperfönlichkeiten die 
Vermittlung zwifchen dem Schuldner und dem Gläubiger eines Reallaften- 
ablöfungsbetrages übernehmen”’*); allgemein ſuchen zwiſchen hypothekariſchen 
Schuldnern und Gläubigern die mobernen Hypothekenbanken und Pfanbbrieft- 
inftitute zu vermitteln ?®), mögen fie nun als gemeinnüßige ftantliche, ftänbifche 
oder kommunale Anftalten”), mögen fie, wie bies in neuefter Zeit vorkommt, 


71) &o wurde 3. B. in Paris eine union des associations fraternelles pro- 
jettirt, um unter den Mitgliedern Krebitiheine umlaufen zu laflen. Becher 
L c. ©. 126. 

So in Preußen (vgl. Geſ. v. 2. März 1850 über bie Erridtung von 
Renienbanten (G. ©. ©. 112); Leite u. v. Rönne, Landeöfulturgefeßgebung 
"2, 1. 519. w v. Rönne, Gtaatör. II, 2. 218 Rote 1, wo aud bie bereits 
früher beftehenden Tilgungslafſen einzelner Landestheile nachgewiefen find; Franp 
1. 0. 245 f.), Sachen, Hannover u. f. w. Roſcher, Syftem II. $ 138 ©. 851. 
Hübner, Banken L 107. IL 470. 

”), Hübner 1. 105f. Roſcher 1. c. $ 136 ©. 881. Staatswörterb. V. 
808 f£ Brämer, die Grundkrebitinftitute in Preußen, i. d. Zeitfchr. bes kön. 
preuß. ftatift. Bürean’s. Jahrg. 1867. 

74, Staatsanftalten dieſer Art find häufig im Auslande (So in Rußland 
jeit 1754 für den Adel, Reichsleihbant v. 1786, feit 1845 für Polen, zahlreiche 
Bauerbanten u. f. w. nach Hübner IL. 218f. 232f.). Nichts Anderes ift aber 
beifpielöweife die jeit 18. Juni 1842 mit der hannöverſchen Rentenbanf verbundene, 
minifteriell verwaltete Kandeskreditanftalt (Hübner IL 405 f.) oder das durch ©. 
v. 8. Zuni 1885 (G. S. ©. 101) auf einen zindfreien Vorſchuß aus Staatt- 
fonds gegründete ($ 4), mit Korporationsrechten begabte (& 1), durch eiue be- 
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als Erwerbsgefellichaften?*) konſtituirt fein. In allen foldhen Fällen Tiegt eine 
Krebitgenoffenfchaft nicht vor; die Krebitanftalt ift vielmehr ein Organ ber 
Gläubiger — fei es bes Staats, fei es ber Aftionäre — bie Kreditbeburftigen 
ftehen zu ihr wie jeber beliebige Schulbner zu feinem Gläubiger. — Nicht 
anbers verhält es ſich mit der Krebitgewährung aus eigenen Fonds, wenn oder 
foweit diefelbe von einem Erwerböinftitut (einer Aktienbank ober einer jonftigen 
Banffirma), einem uneigennübigen Privatinftitut oder Privatverein”*), ober 
einer gemeinnüßigen Krebitanftalt erfolgt. Gemeinnützige Anftalten dieſer 
Art kommen als ftantlidhe, kommunale und Torporative Inftitute vielfach vor, 
wie 3. B. die äffentlichen Leihhäuſer““), die Darlehns- und Vorſchußkafſen 7), 


fondere Staatsbehörde verwaltete Tönigl. Kreditinftitut für Schlefien. Ebenfo die 
Raffauifche Landesbant v. 22. Fan. 1840; die Landeskreditkafſe in Kurhefſen v. 
28. Juni 1832. Ein Beifpiel eines ftändifchen Bankinftituts, das auch an Richt. 
mitglieder Darlehn giebt, Noten emittirt und von dem Stänbelorpus, von welchem 
es fein Kapital erhalten bat, verwaltet wird, bietet die landftändifche Bank zu 
Budiffin v. 1844. (Revid. Stat. v. 17. Apr. 1850, ſächſ. G. ©. ©. 108). 
Neber kommunale Dfandbrieföanftalten f. unten Note 95. 

25) Vgl. 3. B. die Stat. der Erften Preußifchen Hypothelenaktiengeſellſchaft 
v. 2. Mai 1864; ber Preußiſchen Hypothefenaktienbant v. 18. Mai 1864 (G. ©. 
©. 241. 285); der Pommerfchen Hppothefenaktienbant in Köslin v. 1. Oct. 1866; 
der Hypothekenaktienbank in Frankfurt u. f. w. Brämer 1. c. ©. 226f. 281. 
Auch Ältere Aktienbanken aber, wie namentlich die bairifche Hypotheken⸗ u. Wechſelbank, 
fobann die Meiningfche, Weimarſche u. |. w., find zugleich nebenbei Hypothekenbanken. 

”%) Solche Bereine, welche die Darlehen meift zinöfrel gaben, entftanden 
namentlich feit 1848 zahlreich. Go beftebt feit 1848 in Berlin ein „Brauenver- 
ein zur Abhilfe der Roth unter ben Heinen Handwerkern und Fabrikanten“, welcher 
Borfchäfle giebt. Bol. Statut eines Bürgerhilfsvereins 6. Schnell, fociale 
Privathilfe ©. 84. 

72) neber die älteren eihhäufer (montes piesatis) vgl. Scaccia, de com- 
merc. ©. 75 f., welcher ihr Bermögen für Eigenthum der „universitas pauperum* 
erflärt (Nr. 449 ©. 76. Marquardus ©. 496 Nr. 82f. n. ordinstio et 
capita bed Leihhaufes in Hamburg ib. Anh. 496f. Berg, Polizeirecht I. 879 f. 
u. Leihhausordnungen f. Dresden v. 1786, f. Gotha v. 1788, f. Aſchersleben v. 
1776 ib. V. 948. 962. 987 f. Gengler 234 f. Mohl, Polizeiwifl. L $ 58. 
Leihhäufer kommen als Staatdanftalten vor, wie dad Hamburger, bad Herzog. 
Brannfchweigifche v. 1765 (Hübner HL. 118f.) oder das von der Geehandlung 
errichtete und alfo mittelbar finatliche. kön. Leihamt in Berlin (Stat. i. d. G. ©. 
v. 1884 ©. 28—29); in der Regel aber find fie ftäbtifch (vgl. d. preuß. K. O. 
v. 28. Zuni 1826 ©. ©. ©. 81) und oft mit Sparfaffen verbunden. 

6), Zahlreiche Borfchuß- oder Darlehnskafſen find mit den ftaatlichen, kommu⸗ 
nalen oder Torporativen Spararftalten verbimben. Vgl. 3. B. Etatut der Gpar- 
und Leihlaffe zu Hohenz.- Sigmar. v. 28. Nov. 1854 (G. ©. ©. 285). Ein bes 
ſonderes Törperfchaftliches Snftitut für Borfchüfie an Grundbeſitzer ift z. B. die 
ſchleſ. landſchaftl. Darlehnskafſe v. 18. Rov. 1848 (G. ©. ©. 410 f.); ein Pro- 
vinziafinftitut die von der Provinz mit Betriebe. nnd Dedungsfonde ausgeitattete, 
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die Hilfe und Melierationsfonde ”). Derartige Darlehusinftitute Liunen dan 
auch, wenn fie für beftimmte Kreife beftimmt find, ber Selbfiverwaltung dieſer 
mehr oder minder überlaflen und dadurch einer Vorfchußgenofienfchaft genähert 
werden). Dagegen ift eine wahre Krebitgenoffenfchaft im Gegenſatz zu ſolchen 
Krebitanftalten aller Art nur baun vorhanden, wenn die organifirte Gefammt- 
heit der Kreditbedürftigen felbft die Areditgeberin ift, mag fie nun ihrerfeite 
das Kapital dazu ganz oder zum Theil ſelbſt aufbringen oder es ganz oder 
zum Theil von fremden Kapitalbeſitzern, die nuu ihre Gläubiger werben, auf 
ihren Geſammtheitskredit aufnehmen. 

a. Solche Kreditgenoſſenſchaften find zuerft für den Smmobiliar- 
Eredit feit der zweiten Hälfte des vorigen Sahrhunderts in Deutfchland ent- 
ftanden. Es find dies die Ianbfchaftlichen Krebitvereine®'), deren erfter unter 
der beftimmenden Initiative Friedrichs bed Großen in Schlefien errichtet wart, 
um bald nicht nur in ber Mehrzahl der preußiſchen Provinzen, jonbern auch 
in vielen anderen dentſchen Staaten Nachbildung zu erfahren”). So ehr 


garantirte und verwaltete ftändiiche Spar- und Darichustafle für bie Prov. 
Schlefien in Breslan v. 5 Dec. 1854 (G. ©. ©. 609f.). 

”) So die preußifchen Provinzialhilfstafſen (die ältefte 1831 in Weſtphalen), 
weiche hauptfächlich zu gemeinnupigen Unternehmungen Darlehen geben. Stantt- 
anz. v. 1854 ©. 213. $rang 394. v. Rönne II, 2. 181 Rote 2. Aus Staats 
mitteln dotirt, werben fie unter Auffiht bes Oberpräfipenten von provinzial- 
ftändifchen Ausſchüfſen verwaltet. — Aehnlich die zur Gewährung von Borfchüffen 
für Ländliche Meliorationen namentlich an bäuerliche Beſißer beftimmten Melio⸗ 
rationdfonde. Nachweis ihrer Statnte b. v. Rönne 1. c. 240 Rote 3. Franß 
898; v. Reden 2164 f. — Ueber Bichanfchaffungstafien Rau, Lehrb. 5 120%. 

) Ein Beiſpiel hierfür find die ſowol für Yörberung bes Bergbau’s im 
Allgemeinen als für Darlehen an einzelne Bergwerkbefiger beftimmten ſechs preuß. 
Bergbaubilfstafien (Berggewerkichaftslafien, Schürfgelberfaffen), welche, obwol 
ihre Fonds durch geregelte Beiträge und Abgaben der Bergwerköbefiger aufge 
bracht werden, bi6 1868 von ben Bergbehörben verwaltet wurden, durch Geſ. v. 
5. Inni 1863 indeh (©. ©. ©. 365, in Kraft geblieben nach Berggef. $ 245) 
ben betheiligten Befigern übertragen find. Diele ftellen das Statut feft, Doch if 
hierfür wie für Aenderung und Aufhebung miniftertelle Genehmigung erforberli 
($ 1. 2). Nach Maßgabe diefes Etatuts bilden die Kaffenintereflenten eine Kor⸗ 
poration ($ 1), welche durch eine Generalverfammkung ($ 5. 6) und einen ge 
wählten Borftand ($ 4) unter Anfficht eines befonderen Kommifſars des Berg: 
amts (8 7. 8) ihre Angelegenheiten verwaltet. 

) Vgl. Rofcher, Syftem II. $ 133 ©. 374f. u. im Staatswörterb. V. 
298 |. Hübner, die Banken I. 106 f. v. Bülow-Summerow, über Preußens 
Iandwirthichaftt. Kreditvereine. (2. Aufl. Berlin 1848). Bel. ©. 24 f. 0. Rönne 
II, 2. 244. Befeler $ 97 ©. 3895. Brämer lc. ©. 2151-226. 
| ) Bal. die K. O. über die Grnndzüge u. das Schleſiſche Yandfchaftereglem. 

v. 9. u. 15. Zuli 1770 b. Rabe I, 81; Kreditregfem. der Aur- nnd Nenmärt 
Ritterſchaft v. 15. Zuni 1777 b. Mylius, N. C. C. V. 678, v. Berg Le V. 
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dieje Vereine fi) einerfeits an den Staat und andererſeits an eine beftehenbe 
Ständekörperfhaft anlehnen mochten und zum Theil heute noch anlehnen: 
ihr leitender Gedanke war von Anbeginu an ber einer felhitäubigen Krebit- 
genofienihaft. Sie gehören in diefer Beziehung zu den älteften Produkten bes 
nen erwachenden beutichen Affociationsgeiftee. Denn ihre Grundidee war und 
ift die, dag eine für dieſen Zweck gebildete und vom Staat mit Korporationd- 
rechten und einer Reihe befouderer Privilegien ausgeftattete Genoffenfchaft der 
Grumdbefiger einer beftimmten Klaffe und eines beftimmten Bezirks zwifchen 
ihre einzelnen Glieder und die Hypothetengläubiger als garantirende Mitteld- 
perſon von potenzirter Kreditkraft tritt. Der Verein wirb daher Glänbiger 
feiner Genofjen und Schuldner ihrer Hypothefeugläubiger. Cr zieht in feine 
* Kafle die Zinfen, welde zugleich den Mitgliederbeitrag für die VBerwaltungs- 
Toften und eine Amortifationdrente enthalten, von den einzelnen Grundbefikern 
ein und bejorgt aus derſelben Kaſſe die Zinjenzahlung an die Gläubiger und 
die allmälige Amortijation der Poft. Ueber die einzelne Forderung ftellt er 
in eigenem Namen eine Schuldurtunde (Pfandhrief) aus, weldhe als Tour 
babendes Suhaberpapier Tonftituirt wird und dadurch die gefammten Schwierig. 
feiten des Oppotbefenverkehrs aus den Wege räumt. Der Pfanbbrief lautete 
zwar Anfangs immer zunächſt auf ein einzelnes Gut, gleichzeitig waren aber 
die fämmtlichen affociirten Güter hypothekariſch und ſolidariſch bis zu einem 
beftimmmten Betrage (% oder %) der ftatutenmäßig aufgenommenen Taxe dem 
Berein und damit mittelbar den Gläubigern verhaftet. Die Kündigung der 
Pfandbriefe warb urfprünglich für die Gläubiger nicht ausgefchloffen, wol aber 
begab fi der Berein feinen Mitgliedern gegenüber des Kündigungsredhts. 
Dafür erhielt er ſehr bedeutende Privilegien bezüglich der Sequeftration und 
Exekution gegen ſäumige Glieder, wahrte ſich ein intenfives Auffichtärecht über 
die Bewirthichaftung ber einzelnen Güter und jtrebte überdies danach, Die 
Möglichkeit einer anderweiten Verſchuldung der Güter abzufchneiden oder doch 


494— 753; f. Pommern v. 13. März 1781 b. Rabe IL. 1f.; f. Weftpreußen v. 
19. Ayr. 1787 ib. 243 f.; f. Oftpreußen v. 16. Febr. 1788 ib. 474; f. Pofen v. 
1821 (&. ©. ©. 217); dazu bie zahlreichen fpäteren Revifionen, Abänderungen 
und Zufäge in der preuß. G. ©., nachgewiefen b. v. Rönne 1. c. 246 Note 3. — 
Sodann: „Berfaflungsartifel” der „Krebitkaffe für die Erben und Grundftüde in 
der Stabt Hamburg und beren Gebiet” v. 10, Dec. 1782 b. v. Berg 1. c. 753— 
869, Statut des Kreditinftituts der Ritterfchaft des Zürftenth. Lüneburg v. 1791 
ib. 869 f. — Ferner über Gefchichte und Berfaffung der eſthländiſchen abligen 
Krebitlaffe zu Neval v. 1803, ber Kreditvereine f. Schleswig-Holft. v. 1811, f. 
Medlenburg v. 1818, f. Groningen v. 1828, f. Kalenberg- Grubenhagen - Hildes- 
beim v. 1825, f. Bremen und Berben v. 1826, f. Württemberg v. 1825 Hübner, 
Banfen II. 229 f. 110f. 405. 408 f., Rofcher 1. c. Brämer 1. c. ©. 231. 
Endlich Statuten des erbländifchen ritterfchaftl. Krebitwereins in Sachfen v. 26. 
April 1844 (Zufäpe v. 7. Mai 1850, G. ©. ©. 39). — Weber ähnliche Vereine 
des Auslands Hübner Il. 185. 242. 440 f. 
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beim Eintritt eine völlige Ablöfung aller früheren Schulden herbeizuführen. 
In ihrer Zuſammenſetzung nnd Organifation waren und find biefe Bereine 
fehr maunichfach geftaltet: im der Regel aber erjcheinen fie als felbftändige, nur 
unter Staatsaufficht ſtehende Körperfchaften. Ihre Kebensnormen werben baber 
durch autonomifche Statute (in Preußen „Landfchaftereglements‘), welche nur 
ftantliher Genehmigung bebürfen unb folgeweife ohne ſolche nicht abgeändert 
werden koͤunen, beitimmt, ihre Angelegenheiten aber verwalten fie felbft unter 
einer Staatsanfficht, bie durch beſondere KRommifjare (jo in Preußen) geübt 
zu werden pflegt. Die Mitgliedſchaft beruht auf freiwilligem Beitritt, an 
befien Stelle indeß Anfangs auch Zwangsmitgliebichaft vorlam, und auf ber 
Aufuahme dur ben Berein. Sie wirb jebem Befiger eines aflociations- 
fähigen Gute offen gehalten, falls er die ftatutenmäßigen Bedingungen erfüllt: 
bie Affociationsfähigkeit aber wurde in der Regel unr beionders qualificirten 
Gütern, meift den abligen Gütern einer Provinz oder eined Landes, zugeftanden 
und ift z. B. bei ber Mehrzahl der preußiſchen Landſchaften noch heute auf 
bie Nittergüter ber Provinz beichränft, fo daß ſich bier der ariftofratiidh- 
erfiufive Geift ber älteren Korporatiousformen noch geltend macht. Ihrer 
Ratur und ihrem Inhalt nach ift die Mitgliedichaft ein fireng perfönliches 
Recht, weshalb denn auch, ſofern nicht mehrere Standesklafſen (4. B. Ritter 
und Banern) gebildet find, Allen die gleiche Mitträgerfchaft des Bereinsiebens, 
baher gleiches Stimmrecht, gleiche Wahlfähigfeit u. f. w., zufichte). Die 
Sefammtheit der Mitglieder ift in den meiften Bereinen der Ausgangspuntt 
ber ganzen Organiſation und es ift ihre nnmittelbare oder mittelbare Wahl 
und Vollmacht, woraus die leitenden SKorporationsorgane ihre Befugnifle 
ihöpfen. So ift 3. B. in Preußen die Verfafſung ber älteren Laubichaften 


s) So in Preußen. Ebenſo in Medlenburg auch bei Befitz mehrerer Güter; 
Bier iſt zugleich eine Pflicht zur Annahme von Vereinsämtern begründet. Hübner 
Hd. 111. Die Hamburger Kreditlafle unterfchied drei verfchiedene Jutereſſenten⸗ 
Haflen (Stat, v. 1782 art. 2. 19— 106), deren legte diejenigen, welche vermittelft 
bed Inſtituts erft Erbe erwerben wollen, umfaßt, gab aber Allen gleiches 
Stimmredt (art. 15) und gleiche Wahlfähigkeit (art. 15). Gebr ftreng tritt die 
Perfönlichkeit in dem Stat. der eftblänbifchen Kreditkaſſe g 4— 20 hervor (and 
bier verfchaffen mehrere Güter nicht mehrere Stimmen). Mit ber perfönlichen 
Natur der Mitgliedichaft hängt zufammen, daß Stellvertretung nur Minderjähri- 
geu und Frauen verftattet zu werden pflegt. Eigeuthümlich ift die Beſtimmung 
des württembergifchen Krebitvereind, welcher jedem Mitgliede eine auch durch Voll⸗ 
macht audzuübende entfcheidende, den Inhabern von Schuldverſchreibungen aber 
berathende Stimme einräumt. Am weiteften entfernt ſich von dem Princip ber 
erbläudifche Kreditverein v. 1844 in Sachſen, inbem er bezüglidy der Kreditge- 
währung Herrichaften, Rittergüter und Bauergüter unterſcheidet, aber nidyt nad 
diefen Klafſſen, jondern nach der Höhe der jährlichen Rente eine oder mehrere 
Stimmen (bis zu 5) verleiht. 
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eine rein genofjenfchaftliche. An der Spite jeder Geſammtlandſchaft fteht für 
bie Leitung der allgemeinen Angelegenheiten ein von ben Deputirten ber ver- 
bundenen Grundvefitzer auf Zeit gewählter Tollegialifcher Vorſtand nebit dem 
von ihm ernannten Unterperjonal, — die aus einem Direktor, mehreren Rätbhen 
oder Repräfentauten, einem Syndilus und einem Rendanten zufammengefeßte 
Generallandſchaftsdirektion (in der Mark Hauptritterſchaftsdirektion). Ihr tritt 
für Kontrole, Decharge und Beſchlußreviſion ein gleichfalls gewählter, fich zwei. 
mal verjammelnder engerer Ausfchuß zur Seite. Hauptorgan des Gefammt- 
verbandes aber ift der aus ben Borftänden und gewählten Deputirten ber 
engeren Kreiſe zufanmengefeßte Generallandtag, welcher die oberfte Kontrole 
und bie letzte Entſcheidung in allen Gefammtangelegenheiten bat. Der Ge 
jammtverband zerfällt dann weiter in autonome Unternerbände, an deren Spike 
gewählte Provinziallandſchaftsdirektionen (Hürftenthumstollegien, Ritterſchafts⸗ 
Eollegien, Departementötollegin n. ſ. w.), welde ebenfalls aus Direktor, 
Rüthen (Aelteften, Deputirten), Syndikus u. ſ. w. zuſammengeſetzt find, unter 
Auffiht und Oberinftang der Generaldirektion die eigentliche Gejhäfteführung, 
3 B. Kafſenführung, Taxaufnahmen, Prüfungen, Pfanbbriefönusfertigungen, 
Zinszahlung und Zinseinziehung, Sequeftrationen, Wirtbichaftsbeauffichtigung 
u. |. w., beſorgen. Endlich beitehen in den einzelnen Kreifen regelmäßige 
Berfammlungen aller affociirten Gutsbefiter (Kreiötage), welche der Kreisältefte 
zweimal im Jahr für Wahlen und Beratbungen beruft. — Dieſer preußifchen 
Landichafteverfaffung ift die Organijation der älteren Krebitvereine meift ana⸗ 
log; doch findet bei einigen von ihnen eine größere Hinneigung zu ſtändiſchen 
Einrihtungen Statt‘), fo daß bei einzelnen überhaupt nicht mehr ein Berein, 
fondern eine Depenbenzanftalt eines Stänbelorpus vorliegt®®), — bei andern 
nähert fi) umgekehrt die Berfaffuug mehr den modernen Genofjenichafts- 
bildungen ®*). 





*) So bei ber eſthläudiſchen Krebitfaffe ($ 4 f.) und bem medienb. Krebit- 
verein, bei welchen indeß ebenfalld alle Organe (in Medienburg Generalverfamm- 
(ung, Revifionstomits, 8 Kreisdireftionen und eine Hauptbireftion) aus ber Ge⸗ 
ſammtheit und ihren Wahlen hervorgehen. 

, Fine reine Korporationdanftalt ift 3. B. nad bem Stat. v. 1791 das 
Kreditinftitut der Ritterſchaft des Fürftenthumd Lüneburg, indem es von dem 
Ritterkorpus als folchem verwaltet wird und durch Ernennung des ritterſchaft⸗ 
lichen Kollegs feine befonderen Behörden (Kreditlommiifion 5 147 f., Afliftenten 
und Konfulenten $ 182 f., Kaffirer 5 202 f., Regiftrator 202 f., Adminiftrator 
5 215.) erhält. — Aehnlich die Tandftändiiche Bank zu Budiffin, die auch ihren 
Fonds vom Ständelorpusd bat. 

“, So fon die Hamburgifche Kredittafie (art. 7— 18), deren Berfafiung 
auf einem völlig frei vereinbarten Statut (art. 1) beruht, welches die höchfte Ge⸗ 
walt der mit Stimmenmehrheit befchliegenden Generalverſammlung Aller (art. 15), 
die Leitung einem gewählten Kollegium von 7 Direktoren, deren jährlich einer 
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In neuerer Zeit find theild die älteren Krebituereine in manchen Bezieh- 
ungen umgewandelt, theils neue Kreditgenoſſenſchaften ländlicher Grunbbefiher 
mit zum Theil veränderten Principien entftanden. Zuuächft haben manche Bereiue 
den Eorporativserfiufiven Charakter abgeftreift und bäuerliche Befigungen neben 
den Rittergütern zugelaffen *) oder doch Nebenvereine für joldje begründet ®), 
während die ueneren Bereine meift von vornhereiu für alle ländlichen Beſitzer eines 
Bezirks beftimmt find, deren Güter einen Minimalwerth erreichen oder einen Mi- 
nimalbetrag abwerfen®). Sodann find die Privilegien beim Arreitichlag und bei 
der Erefution gemindert, während die Technik vervolllommnet, eine planmäßige 
Schuldentilgung eingeführt, das Taxationsſyſtem verbefiert, die Austellung 
der Pfandbriefe ale Specialhypothek befeitigt und ihre Unkündbarkeit jeitens 
der Gläubiger ftatuirt ift. Herner ift die Beſchränkung des individuellen 
Rechts verringert, indem der Sintritt erleichtert, dad Streben, den Berein zum 
einzigen Gläubiger der Mitglieder zu machen, anfgegeben und der Einfluß auf 
die Einzelwirtbfchaft zum Theil durch bloße Revifionen und ein bei Deterio- 
rationen eintretended Kündigungsrecht des Vereins erfeßt ift"). Bisweilen ift 


austritt, überträgt (art. 7— 14). Der fächfifche erblänbifche Kreditverein vertheilt 
Die Bereinsangelegenheiten unter einen gewählten Borftand, Syndikus, Bevoll- 
mächtigten, das Büreauperfonal und die Generalverfammliung. Der württem- 
bergifche Krebitverein kennt zwifchen der Generalverfammlung und dem auf Drei 
Sabre gewählten leitenden Ausſchuß noch eine gewählte Kontrolekommiſſion, 
während der Ausſchuß einen Direktor und Syndikus für die eigentliche Eretutive 
und die Bertretung nach außen beftellt. . 

em) So in Dftpreußen fchon 1808 Grundftücke im Werth von mehr ale 500 
Thalern; weiternoch gebt Erl. v. 4. Mai 1849, betr. Die Aufnahme bäuerlicher Grund⸗ 
ftude in den fandfchaftlichen Kreditwerband von Oftpreußen (&. ©. ©. 182). In 
Kalenberg- Grubenhagen wurben feit 1836, in Bremen» Berben ſeit 1826 größere 
Bauerhöfe zugelaflen; in Württemberg Heinerer Grunbbefip arfprüglich bei Ber- 
bürgung der Gemeinde, feit 1826 direft. Bon vornherein ließ der ſächſiſche erb- 
länbifche Verein Bauerhöfe zu. 

“) So die neue weftpreuß. Landſchaft, durch Stat. v. 8. Mai 1861 (G. 
S. S. 206). Sie ift eine felbftändige Korporation, in welche den von der 
Landſchaft ausgeichloffenen Befigern, deren Güter ben Taxwerth v. 1500 Thlr. er- 
reichen, der Eintritt offen fteht, wirb aber von der weftpreuß. &enerallaubichafts- 
direltion unter Kontrole eined befonderen jährlich zufammentretenden engeren 
Ausijchnfles der Mitglieder ($ 37—39) verwaltet. 

) &o ber neue landſchaftliche Kreditwerein für die Provinz Poſen v. 13. 
Mai 1857 (G. ©. ©. 396, vgl. G. ©. v. 1858 ©. 535, 1859 ©. 575, 1862 
©. 142) für Güter von mindeftene 5000 Thalern Tarwertb, und der landſchaft⸗ 
liche Krebitverband der Provinz Sachſen v. 30. Mat 1864 (&. ©. ©. 353, dazu 
G. ©. ». 1867 ©. 1344) für land» oder forftwirthfchaftlid benupte Grunbftüde 
von mindeftens 60 Thalern Reimertrag. 

*, Bol. 3. B. Stat. des Berliner Pfandbriefinftituts 5 26 — 28. 
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bie Solidarhaft gelodert®), bei den neueſten Pfandbriefsinſtituten aber ijt die- 
jelbe ganz fortgefallen, indem an ihre Stelle Die ausichliegliche Haftung des Ver⸗ 
eins mit einem Reſervefonds und ber Gejammtheit ber ihm zuftehenden Hy- 
pothefenfapitalien tritt, womit dann die Ausitellung ber Pfanbbriefe auf ein 
beftimmtes Gut von jelbit aufhört”). Verfaſſung und Organijation ift viel- 
fah im Sinne einer felbjtändigen Genoſſenſchaft fortentwidelt worden und 
ihr mit der modernen Aflociationsform zugleich eine größere Freiheit und Be⸗ 
weglichkeit verlieben"). Auf der andern Seite dagegen ijt bei vielen Vereinen 
im Zujammenhaug mit der Auflöfung bes genofienichaftlihen Bandes und 
mit der Lockerung ober Aufhebung der Solidarhaft wiederum mehr ein ſtaats⸗ 
oder Tommunalanftaltlicher Charakter hervorgetreten®). In der letztgedachten 
Form hat in allerneueſter Zeit der Gedanke der Kreditaſſociation auch den 
ſtäädtiſchen Grundbeſitz, der übrigens Einen rein genoſſenſchaftlichen Kreditver- 
band ſchon im vorigen Jahrhundert in Hamburg hervorgebracht hatte, ergriffen. 
So ift vor Kurzem in Berlin ein Pfandbriefsinftitut gegründet, welches zur 
Hälfte Kommunalanftalt iſt, zur andern Hälfte in der Genoffenichaft der 
Grundſchuldner leben fol). Die Kredit- und Pfandbriefsinititute der lekt- 


m) Der württemberg. Krebitverein befchränkte ſchon 1831 die Haftung auf 
zwei Sahresrenten. 

) Vgl. z. B. Stat. des ſächſ. Kreditverbandes v. 1864 $ 1. 12; deö Ber- 
liner Pfandbriefinftituts v. 1868 8 2. 7. 12. 15. 

9) Der Iandfchaftliche Kreditverband der Provinz Sachfen wird von einer 
drei Mitglieder zählenden Direktion, welche der Berwaltungsrath wählt, verwaltet 
und nad) außen vertreten ($ 5— 7), während die gefammte Kontrole und Beſchluß⸗ 
faflung in Berwaltungdangelegenheiten dem aud 9 Genoflen beftehenden, von der 
General- Deputation gewählten Verwaltungsrath anheimfällt (3 3. 9), die Ge⸗ 
ſammtheit aber durch die von ihr auf drei Zahre gewählte und durch ben Ber- 
waltungsrath verftärkte General- Deputation von 38 Mitgliedern vertreten wirb 
(8 11. 12). 

”) Eo wird der neue Pofenjche Kreditwerein unter Aufſicht eines Staatd- 
fommiflarius durch eine theild vom Könige, theild vom Minifter ernannte Diref: 
tion verwaltet ($ 35. 40 — 42) und nur die Kontrole und die Vertretung der Ge⸗ 
fammtinterefien innerhalb ber beiden Schuldnerffaifen von zwei gewählten Aus- 
fhüffen und zwei aus Deputirten ‚gebildeten Generalverfammlungen geübt (8 37. 
38 u. Regul. v. 24. Nov. 1859, II. 8 11), — Das Krebitinftitut für die Ober- 
und Niederlaufig v. 30. Det. 1865 lehnt ſich an bie Kommunaljtänbelörperfchaft 
diefed Bezirkes an. 

o) Etatut v. 13. März 1868, beitätigt unterm 8. Mai 1868. Das Inftitut 
wird als „Berein von Grundbefigern” ($ 1) mit Korporationsrechten ($ 3) be 
zeichnet und ftellt den Beitritt jedem Berliner Grundbeſitzer frei (6 4). Es wird aber 
unter Aufficht des durch einen befonderen Kommiffar vertretenen Magiftrats ($ 60. 
69) und Oberaufjicht des Staats (8 68. 69. 72) burch eine vom Magiftrat er⸗ 
nannte Direktion (Direktor, Räthe, Bauverftändige) verwaltet ($ 52—59), und 
nur für Beichlußfaffung über allgemeine Angelegenheiten und für die oberfte 

I. 53 
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gebachten Art bilden ben Uebergang zu benjenigen Smmobiliarfrebitanftalten, 
welche, jei es nun als öffentliche Smftitute, fei e8 als Erwerbäinftitute einer 
Altienbant, mit eignem Betrieböfonds und als Organe der Gläubiger ben 
Realtrebit in ähnlicher Weile vermitteln, ohne die von ihnen belichenen 
Grundbefißer in irgend eine rechtliche Verbindung unter einander zu bringen). 

b. Die Ajjociation de Perjonalfredits, für welden iu den übrigen 
Ständen ansjchlieglich als Organe der Gläubiger beſondere Gejellichaften ober 
Anftalten konſtituirt find, ift, wie bereitö erwähnt, bisher der hauptfächlichtte 
Inhalt der Genoffenfchaftsbewegung unter Deutſchlands arbeitenden Klafien, 
und zwar vorzugsweije nnter dem Fleinen und mittleren Gewerbeftand, ge 
wein. Die Kredit- und Borjchupvereine”), nachdem fie anfänglide 
unvollkommenere Bildungen überwunden haben, beruhen auf ber Potenzirung 
einer Anzahl für fih obmmächtiger Einzelkredite Durch ihre organiſche Ver⸗ 
bindung zu einem lebeusfähigen Geſammtkredit. Dieſes Reſultat wird 
dadurch erreiht, tab die Genofien die Genofienihaft mit ihrer Perſoͤn⸗ 
lichleit decken und perjönlihd und ſolidariſch für dereu Berbinblichleiten als 
Saranten haften”). Bermöge der jo erlangten Kreditmacht find die Vereine 


Kontrole befteht eine alle 3 Jahre ftattfindende, aus gewählten Deputirten ber be- 
pfandbrieften Grundbefiger zufammengefehte Generalverfammlung (8 61—63. 67. 
68), für Decharge, Beihwerdenprüfung, Gutachten und Kontrole ein jährlich zu- 
fammentretender, in gleicher Weile gewählter Ausſchuß ($ 61—63. 65), für bie 
(aufende Kontrole endlih ein von bdiefem gewählter, alle 8 Monate zufammen- 
fommender engerer Ausſchuß von 6 Perfonen ($ .64). 

) Dal. oben Note 78— 75. 

) Bol. HSallbauer, über Vorfhuß- und Krebitwereine, mit befonderer Rüd:- 
ficht auf den Kreditverein in Meigen, Leipz. 1857. Pfeifferlc. 131f. Schuelt, 
ſociale Privathilfe S. 20f. Parifius S. XDIf. Befonders aber Schulze, Bor 
ſchuß⸗ und Kreditvereine ald Volksbanken, 4. Aufl. Leipz. 1867, und im Anhange da⸗ 
jelbft: NRormalftatut für Berliner Borfchußvereine (S. 257 f.), welches für die &e 
ftaltung Diefer Bereine ohne den Schuß eines Genofſenſchaftsgeſetzes charakteriftifch ift, 
Statut und Geſchäftsordnung bed Kreditwereind zu Meißen (S. 265 f.), der von 
der fähhfifchen Regierung Korporationsrechte erhalten bat, fowie endlich ein Muſter⸗ 
ftatut (S. 281 f.) für Vorſchußvereine, die fich unter dad preuß. Senoffenfchafte- 
geſetz ftellen wollen. Diefe und andere Statute find auch in den Blättern für 
Genofſenſchaftsweſen veröffentlicht. Vgl. bef. noch dad revid. Statut des Bor 
ſchußvereins in Delitzſch, Jahrg. 1867 Nr. 47 und 48. Ein ähnliches GStatzt 
anch bei Schnell 1 c. ©. 25. Ländliche Statute unten in Note 118. — Ueber 
die englifchen loan societies Engel 1. c. 1861 ©. 116, über bie franzöfiidgen 
soc. de cr&dit mutuel Almanach de cooperation 1867 ©. 47 f. 

”) Ueber die Entftehung und Bedeutung bed Princips der Golidbarbaft 
Säulzel. c. ©. Alf. 212f: Die mit Korporationsrechten begabten fächfifchen 
Bereine laflen zum Theil (wie der Meißener $ 89 — 45) zunädft nur eine am 
theilige Haftung nad) Maßgabe ber unter richterlicher Mitwirkung feftgeftellten 
und eventuell zu erneuerndben Bertheilung eintreten. Innung ber Zukunft, 1862 Nr. 5. 





8 70. Die Perfonaigenoffenichaft für wirthſchaftliche Zwecke. 1075 


im Stande, ihren aus Eintrittögeldern und Beiträgen gebildeten Stummfonbs 
burh bie Aufnahme verzinslicher Darlehen”) zu einem größeren Betriebö- 
fapital zu erhöhen, aus welchem fie fodann ihren Mitgliedern mit Rückficht 
auf deren perjönliche Kreditwürbigkeit gegen Schuldichein oder Wechſel theils 
ohne weitere Sicherbeitsbeftellung, theils gegen Bürgſchaft, Sauftpfand oder 
Kaution) entgeltlihe Vorſchüſſe auf beftimmte Friſten gewähren). Kre⸗ 
ditgewährung an Nichtmitglieder kommt höchftens nebenbei zur Verwerthung 
überjhäffiger Kapitalien vor o2). Bei weiterer Entwidlung übernehmen bann 
derartige Vereine auch in anderen Beziehungen die Rolle eines Bankiers für 
ihre Mitglieder, eröffnen ihnen laufende Konten, nehmen Depofiten an 
u. ſ. w. ier2), und verdienen fo in der That den ihnen von ihrem eriten Grün- 
ber gegebenen Namen der genoffenfchaftlichen , Volksbanken“. Ihrer inneren 
Gliederung nad find fie durchaus freie perföänliche Genofjenfchaften, bei 
denen das unentbehrliche Tapitaliftiiche Moment nur ald dienendes binzutritt. 
Die Mitglievfhaft wird daher Lediglich durch perfönlihe Aufnahme feitens des 
Bereind oder jeiner Organe erworben, welche zwar möglichft allgemein zngäng- 
lih gemacht, immer aber nur den noch Wirthichafts- und Kreditfähigen (feinen 
Almofenbebürftigen) gewährt wird. Die Mitgliederzahl iſt ungejchloffen und 
ihre moͤglichſte Vermehrung liegt im Intereſſe des Vereins. Die Leiltung 
periodifcher Beiträge und überdies entweder von vornherein ober doch für ſpäter 
Eintretende ein Sintrittögelb find indeß, weil fie die Kapitalbildung bedingen, 
unerläßlih, um Mitglied zu werden ober zu bleiben. Umgekehrt endigt bie 
Mitgliedſchaft durch den nach voransgegangener Kündigung Jedem freiftehen- 
den Austritt und durch den Tod, wobei natürlich die oͤkonomiſche Auseinander- 
ſetzung erft eine beitimmte Friſt nach Ablauf des Rechnungsjahres eintritt, — 
überdie8 aber durch den von der Geſammtheit verhängten Ausſchluß, welder 


”) Theils in der Form von Spareinlagen, theils als Bankkredit, theild gegen 
Wechſel. Näheres bei Schulze S. 55— 70. 108 — 143. 

1°0) Einige wenige ziehen auch Hypothekenkredit hinein. Dagegen erklärt fich 
Schulze S. 168f. Vgl. Mufterftat. 8 72. — Bei ländlichen Kreditvereinen ba- 
gegen wird Berüdfichtigung ded Realkredits nothwenbig. Vgl. 3. B. Statut des 
Vorſchußvereins im Kirchipiel Anbaufen b. Raiffeiſen, Darlehnölaffenvereine 
S. 193f. & 31. 

0) Schulze ©. 143— 175. Normalftat. 8 1. 2. 9. 11.12. Meißner Stat. 
8 1. 8. 26. Mufterftat. $ 1. 37. 64— 74. — Die Feftftellung und Gewährung 
der Kredite ift bei größeren Vereinen ben Bereinsorganen überlaffen, die Vollmacht 
derfelben aber meift durch Inftruftionen bezüglich der Bedingungen, der Marina 
n. f. w. befchräntt. Vielfach werben im Voraus Perfonaltreditfähigfeitslijten, in 
denen für jedes Mitglied ein Kreditmarimum firirt ft, entworfen. Meißner Ge 
ſchäftsordn. S. 279— 281. Mufterftat. $ 37. 

ı) Schulze ©. 15. 24 f. 32f. 

ı) Schulze S. 181f. 

68* 
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nicht nur wegen Nichterfüllung ber ökonomiſchen Pflichten und wegen Kredit⸗ 
unfähigkeit eintritt, fondern wegen jeder Handlung oder Gefammthaltung ver- 
fügt werben kann, „bie den Intereflen des Vereins zuwiberlaufen oder Diejenigen 
fittlichen und wirthſchaftlichen Grundlagen antaften, welde der Berein zum 
Behufe feiner gefunden Entwidlung nicht entbehren kann? '%*). Dieſer perjön- 
lichen Natur wegen ift das Genoſſenrecht an fih für Alle gleih. Es ift da⸗ 
ber namentlich für Alle ein völlig gleicher Anipruch auf Theilnahme am Ber- 
einsleben (Stimmredt, Wahlfähigkeit) und auf Kreditgewahrung nah Bedürfniß 
und Würdigfeit begründet, während umgekehrt für Alle gleiche Pflichten in 
perfönlicher wie in öfonomifcher Beziehung erzeugt werden '*). Deshalb be- 
fteht auch in Hinſicht auf das Genoſſenſchaftsvermögen als ſolches ein Unter 
fhied der Genoſſen nicht: denn alle find darin nur als Korporationszlieder, 
feiner als Individuum berechtigt, der Austretende kann keinen Antheil daran 
fordern und bei der ſchließlichen Auflöfung wird nad Befriedigung aller Gut⸗ 
haben der Reſt nach Köpfen getheilt oe). Weil indeß der Krebitwerein als 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaft zugleich ein fapitaliftifches Moment in feine Organi- 
fation aufnehmen muß, wenn er feinen Zweck erreichen und eine Kapitalbiltung 
für feine Glieder herbeiführen will, jo ift mit dem perjöulichen Recht bes Ge⸗ 
nofjen zugleich ein in gewifien Beziehungen jelbftändiges Vermögensrecht gegen 
den Verein in eigenthümlicher Weiſe verbunden worden. &8 werden nämlich 
aus den obligatorifchen Beiträgen der Glieder und den ihnen zugefchriebenen 
Gewinnraten, wozu mitunter noch Abzüge von allen oder gewiſſen Vorjchüffen 
fommen, bis zu einer gewilfen Normativhöhe fogenannte Geidhäftsantheile 
(Stammantheile, Guthaben) gebildet, über welche während dauernder Mitglieb- 
haft der Einzelne in keiner Weiſe disponiren barf'!*”), weldhe aber den Mah- 
ftab für bie Vertheilung bes bei dem Geichäftöbetriebe ſich ergebenden Ge⸗ 
winnes ober Berluftes abgeben. Scheibet ein Genoſſe aus, fo kann er bie 
Auszahlung dieſes Antheild verlangen, bei Auflöfung des Vereins felber werden 
ſämmtliche Antbeile unmittelbar hinter den BVereinsgläubigern aus dem Ber- 
einsvermögen ganz ober pro rata gebedt'*). Diefe Geſchäftsautheile haben 





0) Bol. uber Erwerb und Berluft des Genoſſenrechts Schulze S. 32 — 40, 
Rormalftat. 5 18, Meißner Stat. 8 6—10, Wufterftat. $ 49— 54. Gtatut 
des ländl. Kreditvereins im Kreife Bitburg (f. Rote 118) $ 8. 12, 

106) Bol. Normalftat. 8 6. Meißner Stat. $ 11. 12. Mufterftat. 8 55. 
56. Bitburger Stat. $ 2. 5. Vereinzelt kommt ed vor, daß Vereine eine frei- 
willige Erhöhung der Guthaben oder mehrfache Geſchäftsantheile zulaffen, fo daß 
in Ölonomifcher Beziehung mehrere Mitgliederflafien entftehen. Dies tabelt 
Schulze S. 89 ala principwidrig. Bol. Parifius ©. 14. 

100), Schulze S. 73—80. Mufterftat. $ 86 Ab. 2. Anders Meißner Stat. 546. 

iom Nur 2 bie 8 Vereine geftatten Herausnahme eined Theilbetrags. 
Schulze 91. 

»e, Schulze 81 — 108. Normalftat. $ 7. 10. Meißner Stat. $ 27. 30. 
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offenbar eine Verwandtſchaft mit Aktien injoweit, als fie gleich diefen ein un- 
trennbarer Beftanbtheil des Genoſſenrechts und daher während dauernder Mit- 
gliedfchaft deren nothwendiges und die oͤkonomiſche Betheiligung am Geichäfts- 
gewinn beftimmenbes Annex find, bei dem Sortfall des ihnen korreſpondirenden 
Genoffenrechts aber fofort in rein indivibuelle Rechte umfchlagen. Sie find 
indeß von Aktien barin durchaus verſchieden, daß fie nicht die Bafis eines 
durch fie bedingten und beftimmten, fondern der freilid effentielle, aber ab- 
hängige Ausflug eines perjönlihen Genoſſenrechts find. Daraus folgt, daß 
fie gleih dem Genoſſenrecht unübertragbar find, daß fie ſchon während des 
Beftehens des Vereins dann rein indivibuell werben, wenn das Genoffenrecht 
untergeht, folange bagegen letzteres befteht, feiner Natur folgen. Sie unter- 
* fcheiden ſich aber auch in objeftiver Beziehung von Aktien, indem fie nicht mit 
Eigenthumsantheilen, fondern mit Forderungsrechten verwandt find '®), wie fie 
denn auch gar Feine ibeelle Duote des Vereinsvermoͤgens, jendern eine ganz 
beftimmte Geldſumme repräfentiren, — indem fie mithin, fobald fie individuell 
werben, nicht gleich Aktien in Miteigentbumsquoten, fondern in gewöhnliche 
Forderungsrechte umfhlagn'). Wenn baber das Genoſſenſchaftsvermoͤgen 
mit Rüdficht auf die Höhe der Guthaben in eine Referne, zu welcher die Ein- 
trittögelder und eine Gewinnquote fliegen, und das der Summe ber vor- 
handenen Mitglieberguthaben entfprechende „Mitgliedervermögen” geſchieden zu 
werben pflegt"''"), fo ift diefe Unterſcheidung eine lediglich rechnungsmäßige. 
In Wahrheit ift die Genoſſenſchaft in ihrer Einheit Alleineigenthümerin ihres 
gefammten Vermögens, ohne dag ihr Weſen wie das des Altienvereind durch 
dieſes Vermögen beftimmt würbe, und fie ift nur auf beftimmte, durch die 
Geichäftsantheile ausgebrüdte Summen mit ber eigenthümlihen verfaffungs- 
mäßigen Modifitation Schulbnerin ihrer Glieder, daß biefe Forderungsrechte 
gegen den Berein in efjentieller Verbindung mit dem Genoſſenrecht ftehen und 
dadurch mittelbar allerdings auf die Vereinsorganifation zurückwirken. Wenn 
indeß fo bie Geſchäftsantheile bei einem Vorſchußverein von Altienrechten 
Mufterftat 5 57—00. 75—87. Bitburger Stat. $ 4. 7. Bei ber Gewinnver- 
theilung kommt ftetd nur das wirklich Cingezahlte in Betracht. Einige Vereine 
vertheilen die Dividende nach Köpfen. 

09, Sormalftat. 3 7: „Der Bereindfaffe gegenüber hat das Guthaben ben 
Charakter einer Schulbforderung‘. Meißner Stat. $ 28 Nr. 4. 

110) Befteht der Berein fort, fo werben fie Zorderungsrechte gegen ihn. Nach 
der Auflöfung dagegen tritt an Stelle des Bereindeigentbumd bad ibeelle Mit- 
eigentbum der Genoſſen nach Kopfzahl, während die Guthaben individuelle For⸗ 
derungdrechte gegen bie Maffe werben. Sie werden „bei einer Auflöfung bes 
Bereind unter ben Schulden des letzteren mit liquidirt” und ftehen nur den „eigent- 
lichen Vereindgläubigern“ nach, wie die Statute fagen. Normalftat. $ 7. Mufter- 
ftat. $ 88—87. 

119 Mormalftat. 8 7. 8, Meiner Stat. 85 2—4. 28, am fchärfften Diufterftat. 
8 2. 61—63. Bitburger Stat. $ 6. 
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gänzlich verſchieden find, fo ift es doch möglich, daß fie im ferneren Berlauf 
durch eine Statutenveränberung zur Bafis der Mitgliebihaft erhoben werben 
und daf damit der Uebergang von einer Perfonalgenofienihaft zu einem Ta- 
pitaliftifchen Verein, fei es einer Aktiengefellichaft, fei es einer Altienfommanbit- 
gejellichaft, vollzogen wirb!'"). — Was endlid die Drganifation ber Borjhup- 
vereine anbelangt, fo untericheibet fie fi im nichts von ber Drganifation ber- 
jenigen mobernen Bereine anderer Art, welche ten Schwerpunft der Berfaffung 
in die Gefammtheit verlegen. Hauptorgan ift daher immer bie theils regel- 
mäßig theils auf Berufung ober anf Antrag einer Anzahl von Mitgliedern in 
beftimmten Formen zufammentretende und beichliejende, in ber Regel nad) 
Köpfen mit einfacher Mehrheit der Stimmen enticheidende Generalverſammlung. 
Sie ift die gefeßgebende, das Statut erridhtende und ändernde, die Auflöfung 
oder Fortſetzung beichliegende, über alle Beſchwerden und die ber genofienfchaft- 
lichen Recdtiprehung vorbehaltenen Streitigkeiten in leßter Iuftanz entfcheidende, 
über die Richtung der Verwaltung und die Feftitellung des Geſchäftsgewinns 
verfügende, oberftfontrolirende und dechargirende Gewalt, und fie beftellt und 
entfeßt alle übrigen Organe''?). Die letzteren beftehen aus einem nad außen 
vertretenden, nach innen die Exekutive handhabenden Borftand, welcher in der 
Regel aus 3, bisweilen nur aus 2 Perjonen (Direktor und Kaffır) zufammen- 
geſetzt ift"'*), und einem ihm wol ausnahmslos (wenngleidy nicht nothwendig) 
zur Seite tretenden Ausihuß''). Die Stellung des Ausichufles ift eine 
außerordentlich verſchiedene, Tie ſchwankt hier wie in ber modernen Genofien- 
Ihartsorganifation überhaupt zwiichen der einer bloßen Berftärtung des Bor- 
ftands für wichtigere Källe''*), und ber eines felbkftändig und unter eignem 
Vorfigenden Tollegialifch Tonftituirten Repräfentativfärpers, der die Gefammt- 
beit gegen den Borftand vertritt, die laufende Kontrole übt und felbft zur 
Amtöfufpenfion des Vorſtandes befugt ift"7). Schließlich ift zu erwähnen, 
daß bie Areditvereine mit gewiflen Mobififationen, namentlih mit den dur 
die Hingabe von Darlehn für Meliorationen geforderten längeren Kreditfriften 


112) Died war z. B. beider Eislebener Disfontogefellfchaft der Fall. Schulze 53. 

113) Schulze 176 f. Normalitat. 8 8. 14—16. Meißner Etat. & 32 —35, 
46. Mufterftat. $ 22. 38—48. 92. 

0) Schulze 180f. 188f. Normalftat. $ 4. Meißner Etat. 3 13— 233. 
Mufterftat. g 4—24. Parijins ©. 68— 73, 

e Schulze 181f. Normalftat 5 5. Meißner Etat. $ 24. Mufterftat. 
8 25—837. 28. 

10) So anfänglich bei den Heineren, 3. B. dem Deligfcher Berein. Ebenfo 
NRormalftatut $ 8—5. Meißner $ 13f. Bitburger 5 3. 

1m So bei den größeren Bereinen. Bol. Mufterftat. 3 25f. — Die Or 
ganifation der Borjchußverein Tomplicirt fi) bisweilen noch durch die Gliederung 
in mehr ober minber felbftänbige Abtheilungen oder Filialen mit eignen Borftän-- 
den und Ausſchüfſen. Pariſius ©. L c. 37. 38. 
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und mit Oineinziehung bes Realkredits, auch unter ben Tleineren Ländlichen 
Beſitzern Eingang gefunden haben ’'*). 

3. Die Vermittlung der Kapitalanlage, foweit eine ſolche überhaupt 
den jelbftändigen Inhalt eines Gefchäftes bildet und nicht bloß die anbere 
Seite der Befriedigung eines Krebitbebürfnifies ift oder im Erwerbözwed 
untergebt, wirb theild von den Depofitenbanfen theild von den Sparbanten 
bewirkt, von welchen die letzteren dadurch die Kapitalbildung bei den relativ 
befiglofen Klaſſen zu befördern ſuchen. Bon bejonderer Wichtigkeit find hier⸗ 
für die in allen Ländern unter öffentlicher Autorität beftehenden Sparanftalten ''9), 
denen in großer Anzahl Privatanftalten für den gleichen Zwed zur Seite 
treten '*). Daneben giebt es aber auch eigentlihe Sparge noſſenſchaften, 
bad heißt Vereine, bei welden Die Geſammtheit der Sparenben zugleich der 
Banflörper für Anlage und Verwerthung der Kapitalien ift, mögen fie nun 
jelbftändig vorfommen, ober als eine Seite in einer andern Wirthſchaftsge- 


218), Bol. Erlemeyer, die Vorjchuß- und Kreditvereine in ihrer Anwendung 
auf die ländl. Bevölker. im Herz. Naſſau. 1863. Thilmannp, i. d. Zeitſchr. 
des landw. Bereind f. Rheinpreußen 1866 Nr. 5; auch ib. 1864 ©. 142. 
376. Raiffeifen, die Darlehnakafienvereine als Mittel zur Abhilfe ber Noth 
der ländlichen Bevoͤlkerung. Neuwied 1866. Schönberg 1. c. 18f. Bol. die 
Statuten bes Krebitvereins für den Kreis Bitburg 1. d. Zeitfchr. bes (dw. Ver. 
f. Rheinpr. 1864 ©. 184— 140; ber Darlehnstaffe für den Kreis Montjoie ib- 
1865 ©. 210; bes Heddersdorfer Darlehnskaffenvereind (gemifcht ftädtifh und 
ländlich) bei Raiffeifen 1. c. 73f. und des (rein ländlichen) Darlehnsvereins 
im Kirchipiel Anhaufen ib. 198 f. Berner die Einrihtung bed Hypothekenkredit- 
vereind zu Leubus v. 10. Aug. 1862, der von Keinen Haus- und Grunbbeflgern 
als freie, von der Generalverfammlung, dem Berwaltungsrathb und dem Direl- 
torium (von 3 Mitgliedern) verwaltete Genoffenfhaft für Realkredit mit So- 
(idarhaft und Guthabenbildung errichtet ift, b. Brämer 1. c. ©. 229. 

210) In Deutſchland find die Sparkafjentheild Stantd-, theild Kreis⸗ oder Ständen, 
theild Gemeinde -Inftitute und von dieſen Körperjhaften garantirt. Vgl. preuß. 
Reglem. v. 12. Dec. 1838 (G. S. 1839 ©. 5) und andere preuß. Verordn. b.v. Rönne 
II, 2. 129. Die preuß. und übrigen Deut. Gparlaffen. GHerausgeg. von dem 
Gentrafverein für das Wohl der arbeit. Klaffen. Berlin 1851. Engel l. c. ©. 90f. 
Schmidt, das Sparkaſſenweſen. I Defterreih und Preußen. Berlin 1863. Weber 
die Verbindung mit Leihanftalten |. oben. — Das engliſche Gef. über saving 
banks v. 28. Zuli 1863 (26 et 27 Vict. c. 87) ift von Miittermaier i. d. 3. 
f. d. gel. H. R. VIII. 140 f. mitgetheilt. Weber andere Anftalten in England 
mit gleihem Zwed Engel. c. 110f. Ludlow und Jones ©. 32. 90f. 

130) Vielfach von Bereinen gegründet (3. B. Statut der Sparkaffenanftalt 
bes landwirthfchaftlichen Vereine zu Königsbrüd v. 7. Mai 1850 i. d. ſächſ. ©. 
S. S. 100 f.). Darüber preuf. Reife. v. 30. Sept. u. 15. Dec. 1839 (v. Kamp 
Ann. Bb. 23 ©. 655. 871) u. 5. Nov. 1856. Derartige Sparanftalten find nad 
außen in ber Regel auch die Vorfchußverein. Schulze S. 57f.- Bol. auch 
Schnell J. c. 10f. 
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noſſenſchaft enthalten fein. Insbeſondere tusgen in England tie Konfum- 
vereine, in Deutſchland die Vorſchußvereine als ſolche Spargenofienichaften 
auf, indem fie ihre Mitglieder zur Anlage feiner, ſich mehrender Beträge beim 
Berein zwingen und fie daburd, daß fie den Gewinn nidyt vertheilen, ſondern 
ben Mitglieberguthaben zujchreiben, zu eigner Kapitalbilbung anhalten **"). 

II. Unter den wirtbihaftliden Distributingenoffenfhaften ſehen 

1. einige bei ihren Gliedern feine beſonders geartete Wirtbichaft, ſondern 
nur einen felbftändigen Haushalt voraus. 

a. Dahin gehören insbefondere die Konjumvereine!e). Auch für die 
von ihnen erreichten Zwede kamen und Tommen in Dentichland wie im Ans 
lande öffentlide und private Anftalten vor, welde in gemeinnüßiger Abſicht 
Lebensbebürfniffe im Großen anfhaffen, um fie an Bebürftige ohne Gewinn 
im Detail abzulaffen und biefen damit Güte und Billigkeit der Waaren zu 
garantiren'**). Im Konfumverein aber wirb dieſe Aufgabe von ber fidh aflo- 
ciirenden Geſammtheit der Konfumbebürftigen jelbft übernommen. Indem 
diefe Vereine die nothwenbigften Lebensbedürfniſſe (die täglichen Lebensmittel, 
Brennmaterial, Beleuhtungsftoffe) im Großen anſchaffen und fie ſodann im 
Detail an die Genoflen gegen Baarzahlung veräußern, überheben fie die Ein- 
zelnen eritend der Gefahr, unbrauchbare oder gefälichte Waare zu erhalten, 
und lafien ihnen zweitens den Gewinn zufließen, den andernfalls ein Zwiſchen⸗ 
händler machen würde. Sie potenziren aljo durch die Afjociation die Kon- 
fumfähigfeit der inzelnen, ftellen dieje den Großkonſumenten gleid. Im 
Weiteren find in ihrer inneren Einrichtung zwei verfchiedenartige Syſteme zu 
unterſcheiden. Das eine, das nad dem Vorgange der Pioniere v. Rochdale 
faft in allen englifchen stores zur Anwendung kommt, in nenerer Zeit aber 
auch in Deutichland Verbreitung findet, befteht darin, daß die Waaren ben 


— no. 


2) Pfeiffer 89f. 134. Becher 101. Schulze 134. 

122) Bol. Huber, Staatöwörterb. 1. c. 479 f.; genoſſenſchaftliche Selbſthilfe 
28f. Engel l. c. 116. Pfeiffer]. c. 74f. 120f. 127f. Derfelbe, die 
Konfumvereine. Stuttgart 1865. Maſcher 1. c. 708f. 716. Becher 101. 
151. Schulze, arbeit. Klafien 99 f.; Jahresbericht f. 1866 ©. 10f. 65. 
Alamanach de cooperation p. 1867 ©. 64 f. Richter, die Konfumnvereine. Berlin 
1867. Parifius J. c. S. XXf. Ueber die Anwendung auf dem Lande Schoͤn⸗ 
berg 1. c. 17. 18. — Statut des Danziger Komfumvereins 56. Buſch, Archiv V. 
61—64, i. d. Abh. v. Koch „über Konjumvereine‘. Ein Statutenentwurf mit 
Motiven b. Richter 1. c. 61f. Mufterftatute in den BI. für Genoffenfchafts- 
wefen 1867 Nr. 31 u. 82 ©. 128. u. 1868 Nr. 3 u.4 €. 13. 

122) Go bie franzöj. societes alimentaires, die englifchen penny-societies, 
bie deutfhen Volksküchen, Speifeanftalten u. |. w. Die erfte Hinüberleitung in 
bie Aflociation enthalten bei und die von Liedtke eingerichteten Sparvereine. Vgl. 
barüber Liedtke, Hebung ber Noth ber arbeitenden Klafien durch Gelbfihilfe, 
Berlin 1845, bef. Heft 1 ©. 40 f. (Statut einer Spargejellihaft); Heft 3 ©. 
5 f. 45f. (Brodfpartaffe). 
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Genofien zum gewöhnlichen Detailpreife verkauft werben, wogegen ber ganze 
Gewinn im Geichäft kapitalifirt und nach den erforberlihen Abzügen theils 
. zur Bilbung ber Mitglieverguthaben verwandt, theild, wenn dieſe eine be- 
ftimmte Höhe erreicht haben, baar vertheilt wird'?). Nach dem anderen, 
in Deutſchland gebräudlicheren Syſtem werben die Waaren den Mitgliedern 
zu einem billigeren Preiſe überlaffen, als der gewöhnliche Detaillaufpreis be- 
tragen würbe; indefe wirb doch auch bier ber Einkaufspreis in der Regel 
um einen höheren Procentzuſchlag erhöht, als für bie Verwaltungskoften und 
den Reſervefonds erforberlih ift, und ber Ueberſchuß zur Vermehrung ber 
Mitglieberguthaben und nad) Erreihung einer Normativhöbe zur Bertheilung 
verwandt). Bei dem letztgedachten Syſtem wirb aljo der Hauptnachdruck 
auf den Anreiz zum Koninm, bei dem englifhen Syſtem auf ben Anreiz zum 
Sparen gelegt. in rechtlicher Unterfchied wird indeß hierdurch nicht begründet. 
Wol aber entfteht ein foldher durch die verſchiedenen Grundfäge über die Gut⸗ 
habenbilbung. Kleinere und einfachere Bereine bilden mitunter Geichäftsan- 
theile überhaupt nicht. Im Mebrigen wirb von den beutichen Konfumvereinen 
meift ebenjo wie von den Borfchußvereinen verfahren. Dagegen ift neuerdings 
bas in England verbreitetfte Syftem auch bei uns nachgeahmt worben, welches 
nebeneinander zwei verſchiedene Klafien von Geſchäftsantheilen (shares, bei 
und auch wol „Aktien® genannt) Tennt: kündbare, weldhe der Natur ber 
oben beſprochenen Guthaben folgen, und übertragbare, welche untereinander 
gleich, vererblich und veräußerlich find. Jedes eintretende Mitglied muß einen 
Antheil Ietgebachter Art durch Cinzahlung ober Ankauf erwerben, während 
beftehender Mitgliedihaft minbeftens Einen behalten, beim Austritt aber feine 
Antheile an andere Mitglieder verkaufen”). „Aktien“ find auch dieſe Antheile 
nicht, weil fie weder Grund der Mitgliedichaft noch Träger des Vereinslehens find. 
— Hinfihtlid des Geſchäftsbetriebes find Vereine, die einen ftehenden Laden, ein 
Magazin oder dgl. halten, und Bereine, die nur auf Beftellung der Glieder 
den Waarenkauf vermitteln!?”), zu unterjcheiden. Die Gliederung und Or- 


120) Bol. Huber, Reifebriefe; genofjenichaftliche Selbfthilfe 225. Pfeiffer 
. 74 f. 129; Konfumvereine ©. 188f. 

126) Die Guthabenbildung geht nur langfamer wie nad) dem erften Syftem 
vor fich und wird vornemlich durch eine beim Eintritt zu machende Einlage und 
nachfolgende periobifche Beiträge für deren Kompletirung vollzogen. Steigt ber 
Geſchäftsantheil dur; Gewinnzufchreibungen über die Normativhshe, jo fegen die 
meiften Bereine diefem Anwachſen eine Marimalgrenze, andere ftellen es wenigftens 
den Bereindorganen frei, das, was einen gewiflen Betrag überfteigt, dem Be- 
rechtigten auch wider deflen Willen auszuzahlen. Vgl. Danziger Stat. 8 4. 9. 
10; Statut v. 1867 (BI. für Genoffenfhaftew. Nr. 81) $ 7—10. 

186) Dfeiffer l.c. Partfius ©. 15. 

127) So beftimmt der Danziger Ronfumverein in $ 8, daß in ber Regel fein 
Lager gehalten werden foll; die humanite in Lille aber beſchränkt fih auf eine 


1082 Das freie Genofienfchaftswefen für wirthfchaftfiche Zwecke. 


ganifation der Konfumvereine ift im Weſentlichen wie die der Borfchufwereine ge- 
ftaltet '*). Nur tritt die Perjönlichkeit der Mitgliedichaft häufig noch mehr her⸗ 
vor, fo daß nicht nur die Tendenz zur möglichften Erweiterung eine noch ftärtere 
ift, ſondern auch unter den Genoflen eine fociale und ſittliche Gemeinſchaft herge- 
ftelit und namentlich ein Procentfaß des Gewinns für Bilbungszwede, Anlage 
einer Vereinsbibliothek u. f. w. beftimmt wirb'*). Gin weientlicher Unterſchied 
von den Borfchußvereinen pflegt Darin begründet zu fein, daß bie Gewinnverthei- 
Iung nicht nad) Maßgabe der Guthaben, fondern nad Moßgabe ber von Jedem 
jährlich entnommenen Waare erfolgt, während die Guthaben nur in der Regel 
vorher verzinst werden’). Die Berwaltung ber Bereinsangelegenbeiten ift 
auch hier zwifchen die Generalverſammlung, einen Ausichuß ober Berwaltungt- 
rath und den Vorftandb vertbeilt, welcher leßtere in der Hegel aus brei Per- 
fonen, dem Borfigenden, dem Kaffirer und dem Lagerhalter, beftebt '?"). 
Entwideltere Konfumvereine übernehmen bänfig felbft die Derftellung ober 
Zubereitung ihrer wichtigften Bebürfniffe'*),, So lange derartige genofien- 
ſchaftliche Bäckereien, Mühlen, Schlädhterein, Schub- und Kleiderwerkftätten 
oder wol auch Landwirthichaften ausichlieplich ober vorzugsweife für ihre Mit- 
glieder probuciren, gehören fie noch in bie Klafie ber bistributiven Genofjen- 


gemeinſchaftliche Schlächteret, während fie die übrigen Waaren erfi nad Maß- 
gabe einer periodifh von allen Mitgliedern erftatteten Anzeige ihres Bebarfes für 
einen beftimmten Zeitraum anfchafft und jofort verteilt. Vgl. über folche bloßen 
„Markenvereine“ Richter, die Konſumpereine ©. 25. 

190) Auch bie Bildung eined Reſervefonds durch Eintrittögelder, Beiträge 
und Gewinnquoten, die Aufnahme fremder Gelber für den Betrieb kehrt hier 
häufig wieber, ift aber nicht notwendig. Richter 68f. 

129) So nad dem Stat. In den BI. f. Genoflenfchaftgweien v. 1867 Nr. 31 
8 13. Die Pioniere von Rochdale beftimmten 2% Procent für Erziehungs 
zwede. Pfeiffer S. 79. 81. 

130%, Stat. v. 1867 8 13. Der Danziger Konfnmverein giebt zu diefem Behuf 
Waarenmarken aus (8 8). Näheres über die Gewinnvertheilung bei Ridhterl. c. 
©. 60f. Parifius S. 4df. — Der Berluft wird bald nach Antheilen, bald nadı 
Köpfen vertheilt. Für jenes fpricht ſich Pariſins, für diefes Richter aus. 

2) Bol. 3. B. Stat. v. 1867 8 15—27. Parifius ©. 74f. Gtreitig- 
teiten über das innere Vereinsrecht ſoll nad) den Schlußparagraphen aller Statute 
die Seneralverfammlung mit Ausichluß bed Rechtöweges entfcheiden. 

183) Die Pioniere v. Rochdale legten Schuh» und Kleiderwerkftätten, Schläd- 
tereien und Waarenmagazine für ihre stores an; i. 3. 1851 gründeten fie eine 
Kornmühle, die als felbftändiger Verein nach ben Principien der stores, alfo mit 
Bertheilung des nach Abzug der Zinfen bleibenden Nupens unter die Diehlkäufer, 
organifirt war. Aehnlich 1847 die Boltsmühle in Leeds. Bol, Pfeiffer 82f. 
Huber, Staatew. 481. Becher 102. Boucheries societaires find auch in 
Frankreich bäufig. Der Züricher Konſumverein befigt außer 9 Verfaufsläben ein 
Magazin, eine Bäderei und eine Speifewirtbichaft. 
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Ichaften, wenn fie fih auch der Probuktivaffociation nähern. Sie gehen aber 
in wahre Produktivgenoſſenſchaften über, fobald fie ihren Abſatzkreis außerhalb 
. der Genofien fuchen. 

b. Die Bohnungsgenofifenfhaften, welde mit gemeinjamen 
Mitteln billige und gefunde Wohnungen für ihre Mitglieder berftellen, find 
von andern Konfumpereinen dadurch verichieben, daß fie Gebräuchswerthe 
Ihaffen. Ihre Einrichtung kaunn eine ſehr mannichfadhe fein, indem namentlich 
die Genoſſenſchaft bald Eigenthümerin der beichafften Grundftüde, Häuſer 
oder Wohnungen bleiben und diefe an die Genoſſen nur vermiethen, bald. fie 
den Genofien fofort übertragen und fi nur bis zur vollen Abzahlung des 
Preifes ein Pfandrecht daran reſerviren, bald endlich fie zwar vermiethen, 
durch einen Xheil bes Miethözinfes aber das Anlagelapital bis zum Eigen⸗ 
thumsübergang auf den Wohnungsinhaber amortifiren Tann. In Deutſchland 
wie in Frankreich beftehen bisher ‘für derartige Zwecke nur Vereine und ger 
meinnügige Aktiengeſellſchaften höherer Stände, wobei bie Affociation der Woh ⸗ 
numgöbebürftigen latent bleibt"). Im England dagegen fehlt es zwar an foldyen 
Geſellſchaften ebenfalls nicht, es giebt aber außerdem unter ben bortigen Land⸗ 
und Bangejellichaften zugleich viele, welche auf reiner Gegenfeitigkeit ober doch 
vorzugeweiſe anf Gegenfeitigfeit beruhen. Uebrigens find die Zwecke ber eng- 
liſchen Bangejellihaften oft ſehr mannichfach und fie entfalten namentlich viel- 
fach eine genofienfchaftliche Kreditverbindung in fi"). 

2. Eine zweite Gattung der Distributingenoffenfchaften forbert nicht einen 
beliebigen Haushalt, jondern eine gleihartige und zwar probultive Wirthſchaft, 
fei e8 nun ein gleiches ober verwanbtes Gewerbe, fei es eine ländliche Wirth- 


183, Bol. oben $ 65. Hubler, Konkorbia Heft 2 u. 8. Staatswärterb. 
489 —496. Becher 131—133. Pariftind L c. S. 11 und im Arbeiterfreund 
1865. &. 278f. — Dafelbft S. 309f. Nachrichten über eine 1862 in Hamburg 
von 48 Arbeitern gegründete, aber gefchloffene Baugenoffenfchaft. 

13) Vgl. Acte v. 14. Juli 1886 (stat. 6 et 7 Wil. IV. c. 32). Pohls, Altienge- 
ſellſch. 66f. Becher Y5f. Huber, Staatsw. 489. Konkordia Heft 2 u 8. Ludlow 
und Jones ©. 97f. Bei. aber Engel, Zeitfchr. 1. c. 1861 ©. 117 u. Zahrg. 1867 
&71—75: „Die englifchen Land» und Baugenofienfchaften‘. Neben den „mutual“ 
societies ftehen andere („investing“), bei denen ein Theil der Mitglieder nur mit 
verzindliher Kapitalanlage betbeiligt ift: auch diefe aber machen die Wohnung- 
begehrenden zu Mitträgern der Afjociation. Man unterfcheidet ferner „termina- 
ting“, welche fi von einem beftimmten Zeitpunkt an fchließen und fodann ihr 
Anlagelapital amortifiren, um mit Erreichung dieſes Zieles jelbft zu enden, und 
„permament“, bei welchen Ein- und Austritt jederzeit offen bleibt. Das Geſetz 
duldet Teine shares über 150 Pfd. und feine monatlichen Einzahlungen über 20 Pfb 
— Auch mit Konfumvereinen (3. B. in Rochdale, Pfeiffer S. 75), Produftiv- 
affoeiattonen uw. f. w. verbinden fih Bau« und Wohnungsgenoffenichaften. Ge⸗ 
nofjenichaftlihe Wafch- und Badehäuſer, Erholungsfäle u. ſ. w. fließen fi 
daran an. 


1084 Das freie Genoſſenſchaftsweſen für wirthfchaftfiche Zweite. 


jchaft der Genofien. Diefe Genofſſenſchaften affocitren daher beftimmte Seiten ber 
Produktion und laffen fih infoweit als partielle Produktivgenofſenſchaften auffaflen. 

a. Dahin gehören vor Allem die Robftoffgenofjenihaften"®), 
weldhe den für die Produktion ihrer Mitglieder erforderlichen Rohſtoff beichaffen 
und demnächft an bie Genoſſen verkaufen, um biefen fo die Vortheile bes 
Ankaufs im Großen, Güte und Billigkeit, zu fihern. Sie haben ſich bisher 
vornemlich unter den verbreiterten ſtädtiſchen Gewerben, beionders unter ben 
Schuhmachern für Leberbeihaffung, unter den Schneidern für Zengankauf, 
unter den Tiſchlern für Holzankäufe, daneben unter Schmieden, Webern, 
Buhbindern u. |. w. entwidelt. Im ganz ähnlicher Weife aber beginnen fie 
fi unter den ländlichen Probucenten Bahn zu brechen und kommen hier 
namentlih für die gemeinfame Beſchaffung von Yutternorräthen, Saatgut, 
künftlichen Dünger und Vieh vor”). Im ihrer Einrichtung find die Rob 
ftoffgenoffenfchaften durdans nur mobificirte Konfumvereine; gleich dieſen 
bilden fie durch Eintrittögelder und Anleihen einen Betrieböfonds, unterſcheiden 
Referve und Geſchäftsantheile, welche letteren durch Nachzahlungen und Ge 
winnzufchreibungen bis zur Normalhöhe zwangsweiſe erhöht werben, und lafſen 
bie eingefauften Stoffe an die Genoffen für den Einfauftpreis und einen 
mäßigen, theile für ben Verein, theils für die Verteilung als Geichäftsgewinn 
beftimmten Zufchlag ab!) Den Mafftab für die Gemwinnvertheilung bildet 
auch bier meift die von den Einzelnen entnommene Waarenmenge'*). Die 
Berwaltung bedarf eines mehr Taufmännifchen Betriebes als bei Konfum- 
vereinen, weshalb zu ben Bereindorganen häufig noch befondere Kommiffionen 
für fpecielle Geichäfte hinzutreten und der Borftanb (in ber Regel Obmann, 


135) Mfeiffer 140f. Becher 148f. Maſcher 716f. Auerbad, 3. f. 
HR. VIL 4f. Koch, im Archiv v. Buſch V. 46f. (Hier wird die Organifa- 
tion der Danziger Schuhmacheraffociation mitgetheilt),. Pariſius S. XXVIf. 
Schulze, Affociationsbuh S. 177f.; Jahresbericht f. 1861 ©. 32f. (Statut 
der Schuhmacheraffociation in Delipfch); f. 1866 ©. 8f.; arbeitende Klaffen 
©. 94f. 121; Innung ber Zukunft 1864 Rr.9; bei. aber das von Schulze and 
gearbeitete „Normalftatut für Robftoffgenofienfdhaften“ in den Blättern für Ge 
noffenfchafteweien, Jahrg. 1867 Nr. 28 u. 24 ©. 90f. 

130) Bol. Schönberg 1. c. &. 15. Neber Düngergenofienichaften insbe 
fondere Zeitfchr. des Idw. Vereins f. Rheinpreußen Jahrg. 1864 ©. 876 f.; 1866 
S. 99f. 247f. Entwurf des Statutd eined Düngerfonfumvereins ib. 248 f. 
Ebenfo in den braunfchw. land- und forſtwirthſch. Mitth. 34 S. 289. Bereine 
für gemeinfame Anfhaffung und Bertheilung von Thieren fommen auch auf Aktien 
vor, wie die Fohlenaktienvereine Thüringens u. Frankens. Anſchütz Lc. u. ein 
Meininger Statut i. d. dw. Zeitfchr. f. Kurheflen, Zahrg. 1861, 3. 129. 

2) Vgl. 8 2. 86—95 des Schulze'ſchen Rormalftatuts. Neber Aufnahme 
(durch Borftand), Austritt und Ausfchlug (durch Generalverfammlung) der Mit 
glieder 8 48— 53. Meber Rechte und Pflichten der Genofien 8 54— 56. 

136) Normalftatut 5 84. 85. Parifius ©. 42f. 
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Lagerhalter und Kajjirer) von der dur den Verkauf erzielten Einnahme meiſt 
eine Tantieme bezieht '?°), 

b. Außerordentlih mannichfach find die Genofjenjchaften, welche gemein- 
fame Beihaffung und Benugung von Produktionsmitteln bezweden. 
Der Unterfchied von Konſum⸗ und Robitoffvereinen liegt darin, daß die von 
ihnen befchafften oder vergemeinjchafteten Gegenftände nicht zum Ver brauch, 
fondern zum Gebrauch beitimmt find. Sie vertheilen daher nicht die Sub- 
ftanz, fondern den Gebrauch eines Gegenftantes, einer Anlage oder Einrichtung 
unter die Mitgliever. Beihaffung, Erhaltung und Benugung der Protuftiond- 
mittel können dabei aber fehr verichieden geftaltet fein. Die Beihaffung kann 
durh Ankauf oder Heritellüng auf Grund von Einlagen oder Beiträgen, fie 
kann durch gemeinfame Arbeit, fie kann endlich lediglich dadurch erfolgen, daß die 
Mitglieder die Benutzung gewifler bereit3 in ihrem Befit befintlicher und im 
Sondereigenthum bleibender Sachen innerhalb beftimmter Schranken für ge- 
meinjam erflären. Die Crhaltung kann ebenfalld entweder durch Taufende 
Beiträge, oder dur die Pflicht der Mitglieder zu beftimmten perjönlichen 
Leiftungen, oder endlich ausfchlieplich durch den Verein erfolgen. Die Benutzung 
endlich geſchieht entweder durchaus in Gemeinfchaft, oder durch Ueberlaffung an 
die Einzelnen auf Zeit, fei es reihweis, fei ed nach Bebürfniß, in beiden 
Fällen entweder ohne fpecielle Vergütung ober gegen ein Gebrauch. ober 
Miethegeld des Benutzenden. Hieraus folgt zugleich eine außerordentliche Ver⸗ 
fchiebenheit der Vereinsverfaſſung. Diefelbe wird insbeſondere einfacher fein, 
wenn ein Geſchäftsgewinn nicht erzielt wird, komplicirter, wenn ein folder 
dur höhere Gebrauchs⸗ oder Miethögelder, als das Bereinsbebürfnig fie 
fordert, oder durch entgeltliche Ueberlaſſung an Nichtmitglieder hervorgebracht 
wird. Es ift ferner namentlid je nad Verſchiedenheit ver Zwecke jowol ein 
reiner Perfonalverein mit rein perfönlihen Beitragspflichten und Genußrechten, 
als ein Perfonalverein mit der Bildung von Geihäftsantheilen und Dividen- 
den, als enblih der Webergang zum Altienprincip möglich, wobei dann im 
letzteren Fall ebenfalls wieder das Recht der Aktionäre fih auf den Genuß der 
beichafften Anlage beſchränken oder zugleich einen Dividendenanfpruch enthalten 
kann. Bon den einzelnen Fällen der Anwendung find im gewerblichen Gebiet 
die Werkzeuggenofjenfchaften, die gemeinfamen Niederlags- und Lagerräume, 
fowie die Werkitättegenofjenichaften hervorzuheben, welche legteren den Keim der 
Produktivgenoſſenſchaft beſonders leicht Fortzuentwideln vermögen). Damit 


139) Vgl. Normalftatut $ 4— 23 über den Vorftand, 8 24— 36 über den 
Ausihup und 8 37—47 über die Generalverfammiung. Näheres über die ver- 
ſchiedenartige Organifation der Rohſtoffgenofſenſchaften b. Parifins ©. 73f., 
über die Bildung der Geſchäftsantheile bei denſelben ©. 16. 

20) Auerbad 1. c. S. 3. Zür ben Uebergang einer Werkftättegenofjenfchaft 
in eine Produftivgenofienfchaft bieten die Mittheilungen Jakobi's i. d. Zeitichr. 
des preuß. ftatift. Büreau's v. 1564 S. 205—208 über bie Zabrif der Tuch⸗ 
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ift aber der Kreis diefer Genoſſenſchaften für die Gewerbtreibenden keineswegs 
geihloffen, wie denn Genoſſenſchaften für Herftellung und Benutzung gewerb- 
licher Anlagen der mannihfachften Art und ihrer ökonomiſchen Seite nad 
auch die genofjenjchaftlichen Kachichulen, Bildungs, Mufter- und Förberungs- 
anftalten hierher gehören. Auch fallen ähnliche genoſſenſchaftliche Suftitute 
anderer Stände, z. B. die genofſſenſchaftlichen Börfen und Handelsſchulen der 
Kaufleute oder die genoſſenſchaftlichen Arbeitt- oder Stellennachweifungsbürenus 
ber unjelbftändigen Arbeiter, in diefe Kategorie. Die ansgedehntefte Amwen- 
dung aber findet diefe Genoffenichafteform unter den ländlichen Befikern. Für 
gemeinfame Errichtung und Benutung von Schenern, Badöfen, Brennereien 
und andern Wirthichaftsanlagen, für die Beihaffung von Wuchernieb, vor 
Allem aber für bie gemeinfchaftliche Erwerbung und Benubung der Eoftfpieligen 
Iandwirtbichaftlihen Mafchinen beginnen freie Bereine zu entfteben'*) und 
die Aufgaben der alten Wirtbichaftsgemeinde zu übernehmen. Bezeichnender 
no iſt es, daß fih in unfern Tagen, nachdem die alte Weidegemeiuſchaft 
überall zerftört ift, neue Weidegenoſſenſchaften bilben, welche ihrem Zwecke nach 
durchaus die einftige Markgenofienfchaft ernenen, die Zwangsgrundlage ber 
legteren aber durch die freie Affociation und die alte, mit ber Gemeinbener- 
faflung unldsbar verknüpfte Organifation durch eine felbfländige, dem Zweck 
angepaßte Bereinsverfaffung erfegen '*). Auch fcheint es, als wenn ähnliche 


macherinnung zu Sagan ein Beifpiel. Jedem Innungsmitglied wirb gegen ein 
befonderes zu berechnendes Einkaufögelb der Eintritt in die Fabrikgenoffenfchaft 
und der damit verbundene Dividendenanfprud offen gehalten. Verwaltet wird 
die Fabrik von einer Kaflendeputation, einer Arbeitöpepntation unb einer Ber- 
fchleißdeputation. 

) Anſchütz L c. 175. Schönberg 1. c. ©. 14f. Ueber die Bildung 
von Mafchinengenoffenfchaften in Heflen-Darmftadbt, Kurbefien, Sigmaringen, 
Württemberg vgl. Zeiticht. des dw. Ber. f. Großh. Hefien 1865 ©. 401, Reue 
dw. Zeitung 1866 ©. 118, landw. Anzeiger f. Kurbefien 1863 Nr. 2 u. 3, 
Mochenbl. der Annalen ber Landwirthſch. 1868, III, 6. 73. Württemb. land- 
und forftwirthich. Wochenbl. 1866. 245. Ein Genofienfhaftsftatut zur Haltung 
einer Dampfdrefhmafchine in der Agronomifchen Zeitung v. 1867 Rr. 4. 

) Auſchütz 1. c. 152—156 u. das Statut einer Schäfereigenofienfchaft 
im Erfurtifchen im Wochenbl. der Annalen der Landwirthſchaft, Jahrg. 1865. 
Nr. 11. Jeder Genofſe darf für je zwei Morgen feines der gemeinfamen Weide⸗ 
nugung unterftellten Grunbbefiges ein Schaf, überzählige Schafe gegen ein be 
fonderes an die Vereinskaſſe zu zahlendes Triftgeld auf die Weide fchiden, muß aber 
für je 15 Schafe eins dem Schäfer durchwintern. Ein eiwaiges Mehr an Weide 
darf der Vorſtand durch fremde Schafe oder fettzumacdhende Hammel im Bereind- 
intereffe nugen. Die Bewirthſchaftung der Grundftüde tft in einzelnen Punkten 
gebunden, der Bortrieb anderen Viehs unterfagt. Aus der Vereindlafle werben 
der Borfteher, der Rechnungsführer und ber Schäfer remunerirt, das dur Ber 
mögenseinlagen gebildete Anlagelapital amortifirt, der Aufwand für einen ge 
meinfamen Sonmerfchafftall, ein Schäferhaus und die Hürden beftritten und der 
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Bald- und vorſtgenoſſenſchaften in Ausficht ftünden. Hierher find aber auch 
alle ländlichen Meliorationsgenofienfchaften zu rechnen, in beren Hervorbringung, 
namentlih für Entwäflerunge- und Bewäfferungsanlagen, die neueite Zeit jo 
fruchtbar ift, wie die freiwilligen Drainagenofienfchaften'*) und die mannich⸗ 
fahen Meliorations-, Beriefelungs-, Wiejen-, Strom- und Uferſchutzgenoſſen⸗ 
haften, welche neben den ſtaatlich erzwungenen ober doch autorifirten Ver⸗ 
bänden biefer Gattung beftehen '*). 

c. Schlieglih fommen Abſatzgenoſſenſchaften!““) in doppelter Weiſe 
vor. Entweder beichaffen und benuten fie nur einen gemeinjamen Verkaufs⸗ 
laden (Gewerbehalle, Magazin, Bazar), jo daß die Genoffenichaft die Mühe 
und die Koſten bed Verkaufes übernimmt, den Verkaufserlds aber dem Ein- 
lieferer des beftimmten Produktes, mitunter nach Abzng eines Procentjaßes, 
zuftellt. Doch wird aud bei dieſer einfacheren Form ber Magazingenofien- 
ſchaft in der Regel das eingelieferte Probuft nah Güte und Brauchharkeit von 
Genoſſenſchaftswegen geprüft und ein fefter Preis für daffelbe gefegt ’*). Oder 
aber die Genoſſenſchaft tritt jelbft den Genoſſen als Käuferin gegenüber, in- 
dem fie die für gut befundenen Produkte nach einem Schäßungspreife über- 
nimmt, biejelben, fei es nun zu feſtem, fei es zu variirendem Preiſe verkauft 
und Gewinn oder Berluft des Geſammtgeſchäfts unter die Genofjen nad 


Ueberſchuß endlih nach Verhältniß der dem Genofientrieb unterftellten Morgen- 
zahl als Dividende vertheilt. Am Ende jedes Jahres fteht Jedem der Austritt frei. 
Die Bereinsleitung tft bei dem gewählten Borfteher nebft Rechnungsführer, die 
laufende Kontrole bei drei jährlich gewählten Bertrauendmännern, bie höchfte Ge⸗ 
walt bei der nah Köpfen mit Stimmenmehrheit befchließenden Geſammtheit. 
10) Dal. z. B. Stat. der ſchleſ. Drainage- Gefelichaft i. d. ſchleſ. Ibm. 
Vereinsſcht. 1861 9. 4 ©. 308. | 

146) Bol. oben $ 58. Daß auch ben dort beſprochenen gemeindeähnlichen 
Verbänden der lebendige Genoſſenſchaftsſinn meift die Entftehung, immer erft die 
wahre Lebensfähigkeit giebt, verfteht fich von felbft. 

0) Voigt, neues Arch. f. 9. R. IL 344f. Auerbad 1. e. ©. 2f. 
Schnell L c ©. 42f. Schulze, arbeit. Klaffen S. 98f. Jahresbericht f. 
1866 ©. 9. Partfius S. XVUf. 

14) Bol. 3. 3. bad Statut einer gemeinfchaftlichen Gewerbehalle 6. Schnell 
l. e. ©. 42f., wo in $ 16 Zurüdweifung untanglicher Waare unb in $ 28 die 
Beftinmmung fefter Preife dem Verein übertragen wird. Achnlich die Affociation 
ber Deligicher Schuhmacher, welcher unter der Genofienfchaftsfirma, aber für Rech⸗ 
nung der Einzelnen verfauft. Bon Schneidern, Schuhmachern, Tifchlern, (3. B. 1848 
Gentralmagazin der vereinigten Tijchler in Berlin) waren gemeinfame Berfaufsmaga- 
zine diefer Art fchon vor bem Beginn der eigentlichen Gencflenfchaftsbemegung 
mitunter errichtet worden. Auch die genoffenfchaftlichen Frauen» Bazare gehören 
bierder. Vgl. au die Statuten des Hopfenbauvereind für den Kreid Bonn t. 
d. Zeitſchr. des Ibm. Vereins f. Rheinpr. 1865 ©. 705 f., nach benen ($ 18) der 
Borftand ben Abjap des von den Mitgliedern erzielten Hopfens vermitteln ſoll 
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Maßgabe der eingelieferten Schäßungswerthe vertheilt'""). Der Unterichied iſt, 
dag die Genoffenihaft dort nur Verlaufslonmittentin der Genoffen, Bier 
Käufern gegenüber ben probucirenden Genoſſen und Berfäuferin gegenüber 
dem Tonjumirenden Publikum ijt; daß alfo dort dem Genofien nur Mühen 
und Gefahren des Detailverlaufs von ber Gejammtheit abgenommen werden, 
bier dagegen das ganze Verkaufsriſiko, alſo auch die Gefahr des Nichwerkaufes, 
auf die Geſammtheit übergeht. Wie nahe dieſe Iehte Form der Abfaggenofien- 
haft an die Produktivafſociation ftreift, wie fie aber duch Verbindung mit 
einer Robitoffgenoffenfhaft in der That in eine ſolche überzugehen vermag, 
liegt auf der Hant. 

IV. Sn der Produktivgenoſſenſchaft findet bie Perjonalgenoffen- 
haft für Wirthſchaftszwecke ihre Vollendung. Weberall erft in geringen An- 
fängen, in Deutichland vornemlich nur als Vereinigung einer nicht allzugroßen 
Zahl von Handwerkern deſſelben Gewerbes verwirklicht '‘*), in diefen Anfängen 


1) So die Schneiberaffociation in Gotha. Schulze, arbeit. Klaffen ©. 99. 
Die Anwendung einer derartigen Verkaufsaffociation ſchlägt Hartitein bejonderd 
für den Vieherport vor. Schönberg 1. c. 16f. Auf ähnlichen Principien be⸗ 
rubt die in Genf beftehende, mehrfach nachgeahmte genoffenfchaftliche Fleiſchbank. 
Bol. d. Abh. über „die Errichtung einer Fleiſchbank auf genoffenfchaftlihem Wege 
zu Bonn“ i. d. Zeitfchr. des 1dw. Vereins f. Rheinpreußen, Jahrg. 1865 ©. 172. 
Die Kommiffion für Zeftfeßung der Preife wird bier zum Theil aus Biehhaltern, 
zum Theil aus Sleifchverzehrern zufammengefept. 

148) Bat. über die englifchen Probuftivafjociationen (cooperative compagnies), 
deren Mehrzahl die von den Rochdaler Pionieren i. 3. 1855 gegründete Baum⸗ 
wollenfpinnerei und Weberei zum Vorbilde nahm und die namentlich für eigente 
(ide Sabrilanlagen gegründet find, Huber, Neifebriefe, Konkordia Heft 7 u. 8& 
Pfeiffer 9I—9. Becher 104f. Ludlow und Jones ©. 97f. Ueber bie 
franzöfiichen Produktivaſſociationen, die namentlich unter Heineren Gewerbtreiben- 
den gleicher Gattung (Schneidern, Klaviermachern, Blechichmieden, Lehnfeflel- 
Ichreinern, Tifchlern, Feilenhauern, Buchdrudern, Maurern) Erfolg hatten, Huber 
L c. n. Etaatsw. J. 488 f., Pfeiffer 103—120; Becher 128f. Almanach de 
cooperation p. 1867 ©. 5lf. u. f. 1868 ©. 304 f., fowie bie in Note 5 an- 
geführten Schriften v. Flotard u. Cernusdt. In Deutihland hatten größere 
Genofienichaftsfabrifen bisher wenig Erfolg. So befand ſich die größte deutſche 
Produftivgenofienichaft, Die Chemniger Mafchinenarbeiter- Kompagnie, i. 3. 1866 
in Liquidation. Innung der Zukunft f. 1865 S.-182f. 181f., Jahresbericht für 
1866 ©. If. Eine Produktivgenoffenfchaft der Kammmadher in Nürnberg (1869) 
gieng ebenfalld wieder unter, Blätter f. Genoſſenſchaftsweſen 1867 Rr. 1 ©. 4. 
Ebenfo fheiterten die Shawlweber in Berlin. Dagegen beitehen einige Weber⸗ 
genoffenichaften, eine Cigarrenarbeiteraffociation (in Berlin), mehrere genofienfchaft- 
liche Zuchfabrifen und eine Anzahl Heinerer Arbeitsgenoffenichaften im Gebiete des 
bandwerfömäßigen Gewerbes, namentlich unter Schneidern, Tiſchlern, Metallar 
beitern, Buchdrudern, Uhrmachern, Schuhmachern, Stellmachern, Rofenzüchtern und 
für Fabrikation von Mafchinen, Val. die Aufzählung in Schulze's Jahresbericht 
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aber jehr ungleich organifirt, bat die Produktivgenoſſenſchaft bisher kaum eine 
feft ausgeprägte Geftalt errungen. Nur darin ſtimmt ihr Weſen überall 
überein, daß in ihr die affoclirte Arbeit ſelbſt, fet es ausſchließlich, ſei es 
neben dem Kapital, Trägerin eines probuftiven Unternehmens wird. 

Produktive Affociationen brauchen wicht nothwendig die ganze Probuftiv- 
fraft der Genoffen zu abjorbiren. Vielmehr kommen Erwerbsgenoſſenſchaften 
vor, welche nur einen Theil der Kräfte und Mittel ihrer Genofien zufammen- 
werfen, um innerhalb einer beftimmt begrenzten Sphäre gemeinfam zu pro» 
buciren und für gemeinfame Rechnung zu verkaufen. Dies ift z. D. ber 
Gall, wenn fi mehrere ländliche Befiger vereinigen, um die Rohprobuftion 
einer beitimmten Gattung, wie Hopfenbau, Weinbau, Baumzudt, Viehzucht, 
oder ein landwirthſchaftliches Nebengewerbe, wie Käjebereitung, Brennerei, 
Oelfabrikation, genoffenfchaftlich zu betreiben, ohne im Webrigen die Selbftän- 
digkeit der verbundenen Einzelwirtbichaften anfzugeben '*). Ebenſo gehören in 
der Regel die aus den Konfumvereinen erwachjenen probuftiven genofienfchaft- 
lichen Bäckereien, Mühlen und Schlächtereien in diefe Klaffe'”). Das End- 
ziel ber Produktivgenoſſenſchaft jedoch ift die Koncentration der gefammten 
Produktivkraft ihrer Glieder in einem einzigen Genofjenfhaftsunternehmen, 
welches glei dem Unternehmen eines einzelnen Kapitaliften ober einer Ka- 
pitalgenoſſenſchaft als einheitliches Großunternehmen in ben Verkehr tritt. Wird 
mithin eine derartige Probuktingenoffenichaft von jelbftändigen Gewerbtreibenden 


f. 1866 &. 55, fowie defien Bemerkungen ib. 9f. und in ben Blättern f. Ge⸗ 
nofjenichaftsweien, Zahrg. 1867 Nr. 41 ©. 161. Parifius S. XXVILf. 

100) Bol. 3. B. über bie im Zura gebildeten Käfegenoflenfchaften (fruitieres), 
welche aus oft 50—60 Eigenthümern von je 1—8 Kühen beftehen und unter 
ftrenger genoffenfchaftlicher Ueberwahung (Ausftogung jedes Milchfälfchers) ge- 
meinfam Käfe bereiten und für gemeinfchaftliche Rechnung verlaufen, Rofcher, 
Spft. II. 8 180 Note 18. Weber ähnliche Käfereien und Molkereien am Rhein 
Zeitfhr. d. Idw. Ber. f. Rheinpr. 1866 ©. 227 u. Worhenbl. der Ann. der 
Landw. 1866 &. 425. Ueber Weinbaugenofienfchaften bad. dw. Wochenbl. f. 
1867 ©. 177. 185. 198. Im Allg. Schönberg l. c. ©. 16. 

10, Eine eigenthümlihe Miſchung von Konfumverein und Grwerböge- 
noffenjchaft tft die Berliner Genoffenfchaftsbäderei. Vgl. beren Etatut i. d. Bl. 
f. Genofſenſchaftsweſen. Jahrg. 1867 Nr. 27 u. 28 ©. 107f. Sie verkauft an 
die Mitglieder bad Brod zu feften Preifen ($ 29) und zerlegt den Reingewinn 
in eine Kapitaldinidende, welche nah Maßgabe der Geichäftsantheile, und eine 
Eintaufödividende, welche nad) Maßgabe des Konfumd vertheilt wird ($ 32). 
Eine fernere Eigenthümlichkeit diefer Genofjenfchaft ift, daB fie zwei Mitglieder 
Haflen, Einzelperſonen und eingetragene Genoſſenſchaften, umfaßt. Die Rechte 
und Pflichten beider Klaffen find natürlich verjchieben beftimmt, inöbefondere 
werben auch zwei nad Bildung und Höhe ungleihe Klafſen von Gefchäftsan- 
teilen, perfönliche Antheile ($ 8. 9) und Genoffenihaftsantheife ($ 10. 11), 
“ unterichieden. 
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errichtet, jo verſchwinden die vielen Kleingewerbe in einem einzigen Großge⸗ 
werbe, der Einzelne hört auf, als Inbividunm felbftändiger Unternehmer zu 
fein, und erlangt nur als lebendiges und mitbeftimmendes Glied einer Ge 
nofienfchaftsunternehmung die Selbftändigkeit zurüd. Ebenſo wird bei einer 
eigentlichen Arbeiterprobuktingenofjenfchaft der bisher nnfelbftändige Arbeiter 
nicht als Individuum, fondern nur als Mitträger einer gemeinheitlichen Unter 
nehmerperjönlichkeit zur Selbftändigkeit erheben: es tritt 3. B. bei einer Fabrik 
an bie Stelle des Kapitaliften nicht die Vielheit von Arbeitern, fo daß die 
Fabrik nunmehr eine Mehrheit von Herren erhielte, ſoudern Fabrikherrin wird 
die Arbeitergenoſſenſchaft als organifirte und einheitliche Gejammitperjönlichkeit. 
Mangelt e8 an einer zur Einheit audlanfenden Organifation, fo fehlt ber 
Produktivgenoſſenſchaft als viellöpfiger Unternehmung von vornherein die Kon- 
turrenzfähigfeit gegenüber den Einheitöunternehmungen ber Kapitaliften. 

Was aber die innere Struktur des Genoſſenſchaftsorganismus, der hier 
als Träger des Unternehmens ericheint, anlangt, jo find nor Allen zwei ver- 
ſchiedene Syfteme zu unterfcheiden. Das eine, welches in England urfprüng- 
lich entwidelt und vielfach beibehalten, in Frankreich vornemlih, in Deutſch⸗ 
land ausjchlieglich angewandt ift, geht von der Perfonalgenofienfhaft aus und 
zieht eine Kapitaluereinigung in deren Dienft. Das andere, weldyes in Eng- 
land nicht minder verbreitet, in Frankreich aber in nemefter Zeit geſetzlich 
fanttionirt ift, geht von der Kapitalgenofienihaft ans und mobificirt diefe im 
Sinne einer perfönliden Bereinigung der Arbeiter. Bon einer eigentlichen 
Arbeitögenofjenfchaft im rechtlichen Sinne Tann offenbar nur bei dem erften 
Syfteme die Rede fein: dem faktiſchen Reſultat nad vermag indeß das zweite 
Syſtem jehr ähnliche Geftaltungen hervorzubringen. 

1. Die wahre Arbeitögenofjenfhaft!?!) beruht auf der Idee, daß bie 


, Sy Deutfchland Tann eine Genofienfchaft fowol nach dem früher gelten- 
den Recht, ald nach den neneften Genofienfchaftögejegen fich Iebiglich ald Pen 
fonalgenofienfchaft, nie als Kapitalverein Lonftituiren. Die bier entwidelten 
Crundzüge der Arbeitögenoffenfchaft finden fih daher in allen Statuten und ind- 
befondere in dem „NRormalftatut für Probuktivgenofienfchaften" wieder, welches 
von Schulze entworfen und durch die Blätter für Genofſenſchaftsweſen, Jahrg. 
1867 Nr. 41. 42 ©. 161f. veröffentlicht ift. (Ein früheres WMufterftatut, welches 
fih den Formen ber offenen Handelsgeſellſchaft anpaßte, f. in der Innung der 
Zufunft 1865 Nr. 7 ©. 53). Diefelbe Organijation wurde aber auch in England 
Anfangs von ben Rochdaler Pionieren angewandt und findet fi) auch jetzt bort 
bei vielen Tooperativen Geſellſchaften. Böllig rein führen den Perfonenverein 
alle älteren franzöfifchen Probuktivaflociationen durch, ja fie konnten ſchon bes 
halb Teine andere Form wählen, weil fie nur als follektive oder Kommanbit- 
geſellſchaft geſetzlich zuläffig waren, während fie von der Form der Kommanbit- 
aktiengefellichaft oder ber reinen Aktiengejellihaft ſchon ber gefeglihe Minimal- 
betrag der Aftie ausſchloß. Als Mufter Tann das Statut der Pariſer Maurer 
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Arbeit als ſolche wirthſchaftlich und rechtlich Trägerin des Unternehmens ift. 
Es iſt daher der Arbeiter als folder und nur der Arbeiter aktives Glied bes 
Vereinskoͤrpers. Deshalb ift die Mitgliehfchaft in der Produktivgenoſſenſchaft 
ein rein perjönliches Recht"). Die Mitgliederzahl ift ungeichloffen, und wenn 
wegen mangelnden Arbeitöbebürfniffes die Aufnahme neuer Genoſſen verjagt 
werben Tann, jo wird doch in ber Regel kein Arbeiter angenommen, der nicht 
nad einer beftimmten Probezeit berechtigt und verpflichtet würbe, unter Er- 
füllung der ftatutenmäßigen Bedingungen dad Genoffenrecht zu erlangen. Er⸗ 
worben wird die Mitgliedichaft einzig und allein durch Aufnahme, welche in 
der Regel der Generalverfammlung vorbehalten ift und häufig Einftimmigfeit 
fordert '52); verloren wird fie durch Tod, Austritt oder Ausflug!) Das 
Genoſſenrecht ift feinem Inhalt nad gleih und giebt vor Allem bie gleiche‘ 
Trägerſchaft des Vereinslebens, namentlich gleiches Stimmrecht und gleiche 
Wahlfähigkeit!*). Mit diefer perfonalen Bafis verbindet fi) nun freilich bier 
wie bei allen Wirthichaftsgenofienfchaften nothwendig ein Kapitalverein, und 
entichiedener noch wie bei Kredit- und Distributivgenofjenfchaften fordern 
Zwedmäßigkeitsgründe die Aufnahme des Tapitaliftiichen Moments in den 
Vereinsorganismus: allein tafjelbe bleibt hier wie bei den übrigen Perſonal⸗ 
genoſſenſchaften ein untergeordnete, von dem Perſonenverein in rechtlicher 
Hinfiht bedingtes und beftimmtes Element. Jeder Genofje muß daher zwar 
eine Bermögenseinlage von beftinmter Höhe machen ober durch Iaufende Bei⸗ 
träge Tompletiren nnd es wird bis zu einer Normativhöhe zwangsweiſe und 
von da bis zu einer in der Regel feftgefeßten Marimalhöhe fakultativ theils 
dur Lohnabzüge theild durch Gewinnzufchreibungen dieſes in einem beſonderen 
Konto verzeichnete Genoffenguthaben vermehrt '*%). Allein bie jo entftehenden 


affociation v. 1852 mit fpäteren Zufapbefchlüffen dienen, abgedrudt b. Pfeiffer 
l. o. S. 229— 247. Ein 1865 feftgeftelltes Muſterſtatut ift ald Beilage Nr. 10 
der Association, Sahrg. 1865, gebrudt. 

182) Bol. deutiches Rormalftatut 5 45—52. Etat. ber Pariſer Maurer- 
affociation art. 8. 

.) Ginftimmigfeit fordert das Normalftatut 8 45. Bol. Stat. der Berliner 
Genofienfhaftsbäderei $ 4. Die Rüdficht auf perfönliche und fittlihe Eigen- 
{haften tritt bei den Beftimmungen der Pariſer Maureraffoctation über Aufnabıne 
und Ausfchliegung (art. 14. 18. 21. 26. 27) und ben befonberd normirten Auf- 
nabmebebingungen (6. Pfeiffer S. 240f.) auf das Entjchiebenfte hervor. 

156, Normalftatut 3 46—48. Für den Ausfchluß wird Zweibrittelömehrheit 
gefordert. Stat. der Berliner Genoſſenſchaftobaäͤckerei 8 5. 

186) Normalftat. $ 88. Dazu 8 51. 52. Stat. ber Partjer Maurerafjoc. art. 6. 

‚s) Mormalftat. $ 55—56 und insbef. über die Aufbringung burd monat. 
liche Beiträge $ 52. 53, über bie Cinbehaltung der Dividende $ 54, über das 
Kontobuh 8 56. Stat. der Berliner Genofienfhaftsbäderei $ 6—12. Stat. 
der Pariſer Maureraffec. art. 7. 20 (die Geſchäftsantheile werben bier ebenfalls 
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„Geihäftsantheile” find nicht Baſis, jondern Ausflug des Geuofſenrechts, fie 
find gleich diefem unübertragbar, unverpfändbar und unveräußerlich"?”), umb 
fie können nur nach dem Austritt ober Ausſchluß ans der Genoſſenſchaft ber- 
ausgezogen werben. Sie find daher in Wahrheit fo gut wie bei ben Dis 
tributingenoffenfchaften nur eigenthämlich geftaltete und mit dem Genofienredht 
organifch verbundene Forderungsrechte gegen ben Berein, welder daneben in 
dem Reſerefonds ein durch Einlagen, Beiträge und Gewinnzuſchreibungen ge- 
bilvete® Stammvermögen befikt, auf das weber bem freiwillig austretenben 
noch dem wiber ben eignen Willen ausgeſchlofſenen Mitgliede irgend ein An- 
ſpruch zuficht"). Wenn inde die Geihäftsantheile das Genoſſenrecht als 
ſolches wicht beftimmen, fo können fie doch, ohne daß fi) dad Weſen ber Per- 
Sonalgenofjeufchaft damit änderte, entſcheidend fein für ben älonomifchen Gehalt 
der Mitgliedſchaft. Sie find dies jogar bei ben beutichen Probultivgenofien- 
ſchaften bisher in der Regel, indem bier nach Befriedigung ber Bereinsglän- 
biger, der Berwaltungsfoften, bes Reſewefonds u. |. w. Gewinn und Berluft 
nach Maßgabe der Geſchäftsantheile vertheilt werben, während tie Arbeit als 
folde nur ben gewöhnlichen Arbeitslohn erbält'). Bei andern Probultiv- 
gemofienfchaften Dagegen bat man umgelehrt ten Guthaben nur gewifle 
Zinfen zugefihert, den Gewinn dagegen nad) Köpfen ober nach dem Werth 
der geleifteten Arbeiten getheilt!”). in drittes Syftem endlich verzinft die 
Guthaben und Iohut die Arbeit, um fobann ben Gewinn in eine Kapital- 
dividende und eine Lohndividende zu zerlegen, wobei im Einzelnen wiederum 
fehr viele Vodalitäten vorlommen!"). Wenn alle diefe Gewinnvertheilungs- 








durch Eintrittögelder, Lohnabzüge und Zurudbehaltung bes Nutzens bis zu 1000 
Francs obligatorifch gebildet). 

ı Normalftat. $ 56. Etat. der Parifer Maureraffoc. art. 28. 28. 29. 

150) Normalftat. $ 3. 49. 57—59. 

0) Bl. Normalftat. $ 65. 66 und dazu die Bemerlung Schulze’; ©. 161. 
Ebenjo jeit 1861 die Rochdaler Manufakturgeſellſchaft und manche jñngere 
Kooperativgeſellſchaften. Pfeiffer S. 98. 96. Huber, Konkordia H. 8 ©. 37. 

0) Nah Köpfen theilten Anfangs nad dem Mufter ber Schneiber v. 
Clichy einige frauzöfifche Affociationen Man gieng aber bald zur Bertheilung 
nad dem durch den Lohn ausgedrückten Arbeitswerth (Lohndividende) über. 
Pfeiffer 106f. 109. Letzteres kommt auch in England vor. Ib. 97. Zu 
Dentichland pflegen Heinere Genofienfchaften von weniger ald 10 Mitglichern, 
bie in gemeinfchaftliher Werfftätte arbeiten, dad Gefchäftöfapital zu verzinfen, 
die üblichen Stücklöhne zu zahlen nnb den überfchießenden Gewinn kopfweis zu 
theilen. Parifius Le ©. 46. 

01) So teilte Anfangs bie Rochdaler Spinnerei, ber hierin andere Geſell⸗ 
ſchaften gefolgt find, den Reingewinn halbjährlich oder jährlid nach Maßgabe 
der Kapitalguihaben und ber Lohnbeträge. Die Manufalturgefellichaft zu Man- 
hefter dagegen, hierin gleichfalls nachgeahmt, theilt deu Gewinn halb und halb 
(andere im Berhältniß v. 2: 3 ober v. 3: 2) zwiſchen Kapital und Arbeit und 
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ſyſteme jelbft praktiſch jo lange, als jeder Genoſſe zugleich arbeitet und jeder 
Arbeiter in bie Genofjenfchaft gezogen wird, nur ſekundäre Unterſchiede be 
gründen, fo find fie für das rechtliche Weſen des Vereins als Arbeitegenofien- 
ſchaft durchaus unerheblih. Denn nicht die Betheiligung der Arbeit am Ge- 
winn, fondern die Stellung ber arbeitenden Perjönlichkeit als Trägerin der 
unternehmenden Genoſſenſchaft ift bas Charakteriftiiche biefer Bereinsform. 
Die Gewinnvertheilung ift eine innere Frage, welche von ber Genoffenfchafts- 
autonomie mit Rüdficht auf dad Verhältniß, in welchem in jedem Kalle Ar- 
beit und Kapital ben Gewinn bilden helfen, ebenjo mannichfach beantwortet 
werben wird, wie fie 3. B. burd den Gefellidhaftsnertrag bei der offenen Er⸗ 
werbögejellihaft mannichfach beantwortet wir. 

An dem Weien der Arbeitsgenofjenfchaft wird auch dadurch nichts geändert, 
daß entweber Kapitaliften, die nicht Mitglieder find, eine Kapitalbividende '*®), 
oder Arbeitern, die nicht Mitglieder find, eine Lohndividende !*) verfprochen wird. 
Dagegen tritt eine Modifikation der Arbeitögenoffenfchaft ein, wenn einzelne Ge⸗ 
noffien an dem Unternehmen nur mit Gejchäftsantheilen befheiligt find, eine 
Pflicht oder Befugniß zur perjönlichen Arbeit für das Genofienfchaftsunternehmen 
alſo dur das Genoffenrecht als ſolches nicht nothwendig begründet wird"), 
— Sowie umgekehrt, wenn Arbeiter beihäftigt werden, ohne ftatutenmäßig 
Recht und Pfliht zur allmäligen Erlangung der Genofjeneigenihaft zu er- 
baltn'®). Der Charakter der Perſonalgenofſenſchaft wirb indeß in beiben 
Fällen nicht aufgehoben: im letteren nicht, weil das Vorhandenſein unjelb- 


dann erft innerhalb der Kapitalquote nach Guthaben, Innerhalb ber Arbeitäquote 
nach Lohnſätzen. Die Parifer Maureraffoctation vertheilt 40 x an das Kapital 
nach Verhältniß der Guthaben, 60 % an die Arbeit nach Verhältniß der Arbeits. 
tage (art. 17). Vgl. Pfeiffer 92. 97. 109. 212. 234, Becher 129 und über 
andere mögliche Bertheilungsarten Pfeiffer 175—189, Parifins l.c ©. 
46 — 47. 

es, So bisweilen in Prankreih. Pfeiffer S. 109. Wenn die Parijer 
Maureraffociation feit dem 22. Sept. 1853 (ib. 238f.) fogenannte Mitglieder, 
bie nicht arbeiten, mit Kapitaleinlagen von mindeftend 1000 und höchftens 10,000 
Francs zuläßt, ohne irgend ein andered Recht als das Recht auf einen Antbeil 
am Nutzen einzuräumen, fo find auch died im runde nur Bereindgläubiger mit 
Dividende oder ftille Geſellſchafter, die für den Genofſſenſchaftsorganismus nicht 
Mitträger find. 

105) Sp 3. B. in Mancheſter. Stat. b. Pfeiffer ©. 212 art. 28. 

166) Sp vielfach in England. Die reine Arbeitögenofienichaft verpflichtet 
meift ausbrüdlich jeben Eintretenden, feine Arbeit, feine Betriebfamleit und feine 
Fähigkeit der Genoſſenſchaft zu widmen und perfönlich bei ihren Unternehmungen 
mitzuwirken. So 3. B. Stat. der Pariſer Maurerafloc. art 7. 

se) Die in Frankreich fogenannten „adherants“ oder „auxiliaires“ Pfeiffer 
120. 238. Becher 129. 
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ftändiger Arbeiter die innere Drganifation der übrigen nicht berührt; im erfteren 
nicht, weil auch dort die nicht arbeitenden Genofjen keineswegs gleih Aftionären 
nur auf Grund ihrer Bermögendeinlage betheiligt find, fondern mit ihrer 
Perſon im Internehmerverbande ftehen, woraus ſich die Unübertragbarleit 
ihres Rechts, ein im Zweifel trog höherer Betheiligung nur einfaches Stimm- 
recht und ihre perfönliche Haftung ergiebt. 

Wie die Produktivgenoffenihaft ald höcfte Form der wirtbichaftlicyen 
Derjonalgenofjenichaft die Perfönlichkeit am ftärfften afficirt und dafür am 
meiften erhebt, jo macht fidh bei ihr am mädhtigiten das fittliche Moment ber 
Derionengenoffenihaft geltend. Im direktem Gegenfaß zu der Tapitaliftifchen 
Erwerbsgeſellſchaft ſucht fie, je entichiedener in ihr die arbeitende Perjönlichkeit 
ale foldhe Trägerin des Wirthichaftdorganismus ift, defto mehr denfelben Or⸗ 
ganismus als Mittel für die Herftellung einer geiftigen und fittlichen Ge⸗ 
noffenfchaft zu verwenden. Als Hilfs- und Unterftügungsgenoffenichaft tritt 
fie für den kranken oder arbeitsunfähigen Genofjen und jeine Hinterbliebenen 
ein, ja fie zahlt dem Eranfen Genofjen oft den vollen Lohn und ein Kranten- 
geld außerdem’); fie jorgt für Bildungsanftalten, Bibliothefen, gemeinfame 
Erbolungsräume und Yelte'); fie übt nicht nur eine genofienichaftliche Ar- 
beitöpoligei, jondern eine wahre Sittenpolizei, jo daß fie nicht nur für die 
gegen das oͤlonomiſche Gejellihaftsintereffe gerichteten HandInngen und Unter- 
laffungen, jondern für jede unwürdige, unehrenhafte oder unfittliche Handlung 
den Ausichluß ober andere Strafen verhängt’); fie tritt endlich auch nad) 
augen ohne Torporativen Egoismus als ein fittliches Wirthichaftsgemeinweien 
auf. 

Die Berfaffung der Probuktivgenoffenfhaft ift fo mannichfach, wie bie 
moderne Genoſſenſchaftsverfafſung überhaupt. Die Bertheilung der Gewalt 
zwiſchen die Generalverfammlung, den gewählten Borftand und den Kontrol- 
ausfhuß wird natürlich fowol durch Die größere ober geringere Mitglieberzahl, 
ald durch den Gegenftand des Unternehmens fehr ungleich beftimmt'®). 

2. Im Gegenfag zu ber perfönlichen Baſis der eigentlichen Arbeitöge- 
nofjenfhaft geht eine in England verbreitete, jet auch in Frankreich ermög- 





ı) Pfeiffer ©. 114. 117. Berorbn. ber Maurerafioc. v. 6. Dec. 1855 ib, 
. 247. 


10) Dfeiffer 104. 119. Huber, Staatöwörterb. L 468. 469. 

68) Normalſtat. $ 47 — 52. Adminiftrationsvorfchr. der Parifer Maurer b. 
Dfeiffer S. 243 — 246. 

’) Bol Stat. ber Berliner Genofjenfhaftsbäderei $ 18—27. Das deutſche 
Normalftatut $ 4—44, weil für eine Meinere Genoſſenſchaft berechnet, ftellt 
zwiſchen den Vorftand ($ 5—80) und die Generalverfammlung (5 38—44) nur 
einen Reviſor ($ 31. 32). Die franzöfifhen Gefellfchaften mußten fich bisher 
mit einem oder mehreren gefhäftsführenden Mitgliedern und einem Auffichts- 
ausſchuß begnügen. 


5 70. Die Perſonalgenoſſenſchaft für wirthichaftlihe Zwede.. 1095 


lichte Form der Tooperativen Affociation von der Tapitaliftifchen Grundlage 
aus, jo daß fih die Genoffenjchaft als Aktienverein geftaltet, mobificirt aber 
thatfächlich und rechtlich das Tapitaliftiiche Princip im Sinne einer perjönlichen 
Genofienfhaft von Arbeitern”). Die Grundlage der Genoffenihaft ift hier 
ein Geſellſchaftskapital, Grundlage der einzelnen Genoflenrechte find die Quoten 
des Gefammtlapitald. Die Inhaber einer ſolchen Duote oder Aktie, Die Aktio⸗ 
näre, find daher als ſolche und nur als ſolche, mögen fie immerhin zugleich 
Arbeiter fein, Träger der Vereinsperjönlichkeit, und nicht nur die oͤkonomiſchen 
Rechte und Pflichten, fondern das Stimmredt, die Wahlfähigkeit, die Theil- 
nahme am Bereinsleben überhaupt find Ausflug der Aktie. Das Genoſſenrecht 
ift folglih am ſich veräußerli und vererblih, die Haftung auf den Aktien⸗ 
betrag oder ein Bielfältiges deſſelben beichränft. Wenn fi indeß in biefem 
Allen eine derartige Kooperativgefellichaft von einem gewöhnlichen Aktienverein 
nicht unterjcheibet, fo Tiegt ein äußerer, thatjächlicher Unterſchied zunächft darin, 
daß die Aktien auf ſehr Kleine Beträge geftellt, in der Regel erft fucceffive ein- 
gezahlt und vornemlih oder ausſchließlich von Arbeitern aufgebracht und in 
den Häuben ber bei dem Uuternehmen beichäftigten Arbeiter erhalten werben. 
Statutenmäßig pflegt ferner die Geſchloſſenheit bes Aftienvereind dadurch mo- 
bificirt zu werben, daß jeberzeit durch einfachen Geſellſchaftsbeſchluß eine Er- 
böhung ober Verminderung des Gejellihaftsfapitals, mithin durch Kreirung 
oder Abolirung eines Aktienrechts Aufnahme oder Ausſcheiden von Mitgliedern 
erfolgen Tann. Im Zufammenhbang damit wird oft die Mebertragung ber 
Aktien befhräntt oder an die Genehmigung der Genoſſenſchaft gebunden. Auch 
der Inhalt des Genofjenrechts wird in ber Regel um perjönliche Rechte und 
Pflichten gemehrt, der fittlihe Charakter des Vereins zum rechtlichen Ausdruck 
gebracht, jedem Aktionär nur Cine Stimme gegeben, dem Verein ein Aus- 
ſchließungsrecht eingeräumt. Natürlich fetten alle dieſe Modifikationen der Aktie 
im perjönliden Sinn ihre Ausftellung auf Namen voraus. Wenn endlich 
ftatutenmäßig oft bei ſolchen Arbeiteraftienvereinen ben Arbeitern, welche eine 
beftimmte Zeit hindurch bei dem Unternehmen beſchäftigt find, als folden 
nicht nur Xohndividende gewährt, fonbern der Erwerb bes Genoffenrechts da⸗ 
durch ermöglicht und fogar indireft aufgenöthigt wird, daß ihnen von der Ge 
winnquote ober bem Lohn ein Abzug gemacht und bis zum Erwerbe einer ober 
mehrerer Aktien ihrem Konto zugefchrieben wird ''): fo kommt bier die Ge⸗ 
noſſenſchaft von Tapitaliftiicher Baſis aus faft zu demfelben Refultat, wie bie 
reine Arbeiterperfonalgenoffenfhaft. Allein für die rechtliche Natur bes 


0, As Mufter diefer Afiociationsform Tann das 6. Pfeiffer S. 29 — 
229 abgedrudte Statut der Tooperativen Spinn- und Manufalturgefellichaft in 
Manchefter gelten. Die Aktien betragen Bier 1 Pfd. 

ı71) Sp bei ber Manufalturgefellihaft in Manchefter bis zum Erwerb von 
fünf Altien. Art. 28 des Statuts ©. 212. 
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Ganzen bleibt dennoch das Princip der Kapitalgenoffenfchaft entfcheibend, ba 
es immer nicht bie Perfönlichkeit, fondern die Aktionäreigeujchaft ift, welche 
ben Arbeiter zum Mitträger ber genoffenihaftlichen Unternehmerperfönlichkeit 
macht. 

3. Schließlich ift noch derjenigen Afloctationsform Erwähnung zu thun, 
welche ven Tapitaliftiichen Herrichaftsverband und bie Arbeitsgenofienfchaft zu 
tombiniren fucht. Sofern es fi) nur um die Bezahlung der Arbeit mit einer Ge 
winnquote bandelt!”*), wird dadurch der Wirthſchaftsorganismus als foldyer 
nicht geändert. In neuerer Zeit ift indeß in England unter dem Ramen ber 
industrial partnership in ber That eine beiondere Geſellſchaftsform barans 
hervorgegangen, indem theils durch Einlagen theils durch Zurüdbehaltung von 
Gewinn« ober Kohnguoten für die Arbeiter Gejchäftsantheile gebildet werben, 
welche biefelben zu Mitträgern bed Unternehmen: machen. Dur diefe &e- 
ſchäftsantheile wirb daher nicht nur ein verhältnigmäßiger Anfpruc auf Theil- 
nahme am Gefhäftsgewinn, ſondern mehr ober minder auch ein von den be- 
tbeiligten Arbeitern gemeinfam ober durch Ausſchüſſe auszuübenbes Recht ber 
Kontrole oder felbft einer gewifien Theilnahme an der Verwaltung begründet '). 
Das Gefe bat diefer Affoctationsform Anerkennung und rechtlichen Schuß ge- 
währt und dabei inebefonbere die Haftung ber Partner auf ihre Geſchäftsan⸗ 
theile beijchränkt'*). In Deutfchland ift die Nachahmung verfncht worben ); 
es fehlt indeß bisher am einer Geſellſchaftsform, welche für bie Kortbildung bes 
Inſtituts geeignet wäre!” 

Verwandt ift die Affocintiondform, welche man in England benutzt bat, 
um eine Mehrheit von Zagelöhnern in ben genoſſenſchaftlichen Pachtbefik eines 
genofjenfchaftli zu bewirthichaftenden Landgutes zu bringen ’”), 


2, In diefer Weife kam in Frankreich nach dem Beiſpiel des Häuferen- 
ftreicher8 Leclaire fchon feit 1842 mehrfach die Vertheilung einer Gewinnquote 
unter alle oder bie ſeit einer beftimmten Zeit beichäftigten Arbeiter vor. Pfeifferioif. 

123) Dal. den Aufſatz v. Engel, der Ürbeitövertrag und Die Arbeitögefell- 
haft, im Arbeiterfreund, Jahrg. 1867 S. 129—153. Auch Becher 106f. 

10) Geſetz v. 5. Zuli 1865 (28 et 29 Vict. c. 86). 

170) Bon dem Meifingfabrilanten W. Borchert jun. in Berlin. Bgl. Schrei. 
ben des Hanbelöminifterd an denjelben v. 18. Febr. 1868, abgedr. i. d. Rat. 
Zeit., Jahrg. 1868 Nr. 85, Beibl. 1. 

126) Die Altienlommanditgefellfchaft ift ſchon wegen ber Minimalhöhe ber 
Aktien unanwendbar. Es bleibt nad dem geltenden Recht nur bie Subfnmtion 
unter bie „ftille Gejellichaft" des H. &. B. und des gemeinen Rechts übrig. 
Ein neues Geſetz müßte in ähnlicher Weiſe dad Recht der ftillen und ber Altien- 
tommanditgefellihaft kombiniren, wie das Genofienfchaftögefeg das Recht ber 
offenen Geſellſchaft und des Altienvereind kombinirt Hat. 

m) Bol. über die von Gurbon zu Affingtou in ber Graffchaft Suffolk ge 
troffenen Einrihtungen (feit 1830) Huber, das Genofienfchaftew. n. d. ländl. 
Zagelöhner S. 20. Anfhüp l.c. S. 142—147. Schönberg Le. ©. 18-0. 
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O. Ras enblid) die Stellung der verſchiedenen wirthſchaftlichen Perſonal⸗ 
genofienidhaften im Nechtsfyftem anlangt, fo ift 

I. nur bie nenefte englifche Kompagnie- Alte!?*) weit genug, fie alle zu 
umfaſſen. Denn jede Wirthichafts- oder Erwerbögenofienihaft von mindeftens 
7 Mitgliedern vermag fih unter Beobachtung der gejehlihen Förmlichkeiten 
durch bie bloße Einregiftrirung die Körperfchaftsrechte und ben Schub des Ge⸗ 
ſetzes zu verichaffen, wenu fie fich einer der fünf Gefellichaftsarten, welche bas 
Geſetz kennt, anpaßt. Diele fünf Arten der korporativen Genoffenfchaft aber 
bieten für die mannichfachfte Geſtaltung fowol auf kapitaliftifcher, ald auf per 
fonaler oder gemifchter Bafis Spielraum. Der Kapitalverein in allen brei 
Formen, — mit unbeichräntter, durch Garantie beichränkter ober burdh die 
Antheile befchränkter Haftbarteit, — wird zwar weit mehr ald ber Eontinentale 
Altienverein in der Richtung auf Losloͤſung des Kapitallärpers von den Per⸗ 
fönlichkeiten feiner Träger eingejhräntt: ihm wirb dagegen eine jehr viel aus 
gebehntere Möglichkeit gegeben, ſich durch feine Grundverfaffung im Sinne einer 
+ Perfonalgenoffenfchaft zu modificiren %). Das Gefeß ftellt aber ferner dem 
Kapitalverein die reine Perfonalgenoffenfhaft in boppelter Form, mit unbe 
ſchränkter Haftbarkeit und mit Beichräntung ber Haftbarkeit auf die von jedem 
Mitgliede im Voraus geleiftete Garantie — volllommen gleich"). Auch eine 
ſolche Genoſſenſchaft daher kann ſich innerhalb ber gejeßlich gezogenen Schranken 
frei geftalten, erlangt durch bloße Einregiftrirung die Rechte des body cor- 
porate, unterliegt nur, wenn ber Antrag von einem Yünftel der Mitglieder 


Ein Landgut wird an eine hierfür gebildete Tagelöhnergenofienfchaft unter 
Gewährung eines Betriebönorfchuffes dergeftalt in Pacht gegeben, daß durch bie 
Leiftungen und Zahlungen der Gefammtheit die almälige Tilgung des Borfchuffes 
erfolgt, die einzelnen Genoſſen aber dur Zahlung einer Heiuen, durch Lohnab⸗ 
züge und Gewinnzufchreibungen fi mehrenden Einlage beftimmte untheilbare, 
jedoch unter Zuftimmung des Gutsheren und der Genoſſenſchaft veräußerliche 
Antheile am Pachtrecht erlangen. Die Wirthichaftsarbeiten erfolgen gegen den 
gewöhnlichen Tagelohn durch die Genoffen und nur, wenn ihre Kräfte nicht zu- 
reichen, Durch fremde Arbeiter. Die Beftimmung und Bertheilung ber Arbeiten 
beforgt unter Oberaufficht bed Gutsherrn ein Einzelvorfteher, für die Vertretung 
bes Berbandes im Mebrigen wird aus dem Borfteber, einem Rechnungsführer und 
einem Biehmeifter ein Ausfchuß gebildet. Untrene und anbere Bergehen werben 
nicht nur mit Ausſchluß, fondern auch mit Verluft des Pachtantheild, der in den 
Refervefonds fällt, geftraft. Mit der Genoffenſchaft ift ein Konfumverein (be- 
ſonders für Mil) und ein Borfchußverein (jeder Genoſſe kann bis zur Hälfte 
feines Antheild verzinsliche Borfchüffe erhalten) verbunden. 

170) „An act for the incorporation, regulation and winding up trading 
companies and other associations“ v. 7. Aug. 1862. VBgl. 8 69. 

179) Bol. oben $ 69. 

#90) Unlimited company (art. 6); company limited by guarantee, dazu 
Beiipielöftatut unter B in Anhang 1. 
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felbft dies berbeiführt, einer Regierungseinmiihung durch Kommiſſare des 
Handelsamts und fteht ebenfo in allen übrigen Beziehungen unter ganz bem- 
felben Recht wie ber Kapitalverein, mit der wefentlihen Maßgabe, daß an 
Stelle der Aktie überall die Perſon des Genoflen, an Stelle des Aktienbuchs 
ein Mitglieberverzeihniß tritt’®°). 

Neben diefem Geſetz beftehen nun aber in England bie Specialgejeße fort, 
welche gewiflen, vom Staate als gemeinnütig betrachteten Wirthſchaftsgenofſen⸗ 
ſchaften, falls fie die vom Geſetz geforberten Garantien bieten, eine bevorzugte 
Stellung, manderlei Koftenbefreiungen, geringere Yörmlichkeiten und förbernde 
Privilegien gewähren. Die geforderten Garantien jollen dabei namentlich vor einer 
Ausbentung der eingeräumten Bortbeile durch bloße Spekulationsunternehmungen 
Ihügen, weshalb indbefondere Marimalbeträge für die Einzelantheile beftimmt 
und die Zwecke begrenzt zu werben pflegen. Derartige Specialgeſetze find nament- 
lih im SIntereffe der arbeitenden Klaffen für die Unterftügungs Gefellichaften °*), 
für die Land- und Baugenoffenfchaften *) und für die Gewerbs- und fürforglichen 
Geſellſchaften 3*) ergangen. 


0) Bol. oben. Eigenthümlich tft, daß im Statut für die Mitgliederzahl 
eine Rormal- oder Martmalhöhe feftgefeht fein muß, deren Weberfchreitung vor- 
herige Statutenänderung mit den dafür vorgefchriebenen Förmlichkeiten fordert. 
Kenner 1. c. ©. 555. Im ber Generalverfammlung bat jedes Mitglieb eine 
Stimme (art. 52). Die Berufung der Generalverfammi. muß auf Antrag von 5 
Pitgliebern erfolgen. Keyßner S. 668. Ueber die Aufnahme v. Mitgliedern ib. 565f. 

0, Die erfte Parlamentsalte iſt v. 1793 (stat. 33 Geo. II c. 54). Dann 
stat. 85 Geo. III. c. 111, 48 Geo. III. c. 11, 10 Geo IV. c. 56, 4 et 5 
will. IV. c. 40, 18 et 14 Vict. c. 115, 18 et 19 V.ct. c. 68. Einige Ab⸗ 
änderungen erfolgten dur 21 et 22 Vict. c. 101 unb 28 et 24 Vict. c. 58; 
eine Ausdehnung auf Biehverficherungsgefellfchaften durch 29 et 30 Vict. c. 34 
(11. Juni 1866). Das Geſetz kommt allen @efellichaften zu Gute, welche Die 
von ihm präcifirten Zwede (Zoded-, Unfalls⸗ oder Alteräverficherungen für bie 
Mitglieder oder deren nächfte Verwandte) ober irgend einen andern Zwed, den 
die erften Schapfelretatre oder in Schottland ber Lordanwalt für geeignet er- 
Hören, verfolgen. Es darf Feine Fahresrente über 50 Pfb., keine Kapitalfumme 
über 200 Pfd., kein Begräbnißgeld für Kinder über 6 reſp. 10 Pfd. verſichert 
werden. Die Gefellichaften übernehmen die Pflicht, ihre Statuten, einen jähr- 
lichen Geſchäftsbericht und alle 5 Jahre einen ausführlichen Bericht bem Regi- 
strator General of friendly societies zu überfenden, wogegen fie durch bie Ein- 
regiftrirung das Recht, Kapitalien und Heinere Grundftüde zu erwerben, Procefie 
zu führen, Schiedsſprüche mit Erekutivfraft zu fällen, und Stempelfreiheit er- 
langen. Engel. c. 114f. Ludlow unb Jones 35f. 

105) Gef, v. 14. Zuli 1886 (6 et 7 Will. c. 32). Das Räbere b. Engel, 
Zeitfchr. des ftatift. Büreau's, Jahrg. 1866 S. 7If. Ludlow u. Jones 87. Kein 
Antheil darf über 150 Pfb., die monatl. Subffription nicht aber 20 Pfd. betragen. 

16) Das Gef. v. 30. Juni 1852 (15 et 16 Vict. c. 31) ift gleichzeitig mit 
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U. Im franzöfifhen Recht kannte man bid in die neuefte Zeit außer 
den vom Stante mit einem befonderen Recht befleideten Korporationen nur die vier 
Gefellichaftsformen der soci6t6 anonyme, ber societ6 en commandite par 
actions, der soci6t6 en commandite und der soci6t6 en nom collectif, zu 
denen im Sahre 1863 die soci6tE à responsabilite limitse als eine ohne 
Staatdautorifation gegründete Aktiengefellichaft hinzutrat. Es gab mithin, ba 
die anonyme Gejellihaft ſowol wie die Gefellihaft mit beſchränkter Haftbarkeit 
reine Aftienvereine waren, feine für die Perfonalgenoffenfchaft geeignete Form. 
Jede Gegenfeitigkeitsgejellihaft und jebe perjönlihe Wirthſchaftsgenoſſenſchaft 
mußte vielmehr entweder fih in die Form des Kapitalförpers zwängen, oder 
mit dem Rechte des Gejellichaftsnertrages austommen. Das Gele v. 24. Juli 
1867 hält diefen Zuftand infofern aufrecht, als es bie von ihm freigegebene societ6 
anonyme in jeder Beziehung als durchgeführten Kapitalverein Eonftruirt, ohne 
in gleicher Weile die Perjonenverkindung für wirthichaftlihe Zwede zu be 
freien!®). Es fchlägt aber, unter befonderer Rüdfichtnahme auf die Koope- 
tativbewegung, einen eigenthümlichen Weg ein, um wenigftens gewiffen Klaffen 
der Perjonalgenoffenihaften ohne fpecielle Staatsautorifation eine Torporations- 
ähnliche Eriftenz zu fihern. Indem nämlich im dritten Titel des Gefekes Par 
tifularbeftimmungen über die Gejellichaften mit veränderlichem Kapital (societes 
& capital variable) getroffen werden, welche neben dem allgemeinen Recht ber 
im Hebrigen vorliegenden Gejellichaftsgattungen da zur Anwendung kommen follen, 
wo ein Statut die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch fucceffive Nach- 
zahlungen oder durch Aufnahme neuer Gefellichafter, die Verminderung beffelben 
durch theilweife oder völlige Rüdnahme gemachter Einlagen zuläßt (art. 48): wird 
zwar Feine neue Gejellihaftsform geichaffen, wol aber die Möglichkeit der Mo- 
bificirung einer andern Geſellſchaftsform im Sinne der Perjonalgenofjenfchaft 


bem Erlaß der neuen Kompagnie- Alte durch ein neues Geſetz v. 7. Aug. 1862 
(25 et 26 Vict. c. 87) über provident and industrial societies erfegt. Sie find 
für jede Arbeit, Hanbel oder Handwerk, mit Ausnahme des Bergbau’d und 
Bankweſens, und Verwendung des Genofienfhaftsvermögens für jeden erlaubten 
Zwed möglih und erlangen durch inregiftrirung nach erfolgter Beſcheinigung 
ihrer Geſetzmäßigkeit volles Körperfchaftärecht. Ihre Vorrechte beftehen in Stem- 
pelfreibeit, geringeren Börmlichkeiten und einer ohne Weitered eintretenden be- 
Ichräntten Haftbarkeit. Dafür darf kein Gefchäftsantheil eines Genoffen über 200 
Pfd. betragen. Ludlow und Jones ©. 38f. — Bol. noch die Geſetze über 
Anleihegefellfchaften (loan societes) v. 1835 u. 1863 ib. 82. 

5, In Bezug auf Tontinen und Berficherungdgefellfchaften (tit. V) beftimmt 
bad Geſetz (art. 66), dab Ajfociationen mit dem Charakter der Tontinen oder 
Lebenöverjiherungägefellfchaften, mögen fie gegenleitige oder Prämiengefellichaften 
fein, der Autorifation und Ueberwachung der Regierung unterworfen bleiben, 
andere Berficherungsgefellichaften dagegen fich nach Maßgabe befonders zu erlafien- 
ber Bedingungen frei Eonftituiren können. 
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eröffnet. In einem ſolchen Falle fönnen Aktien ober Altienantheile auf Heinere 

Beträge als fonft, jedoch nicht unter 50 Francs, außgeftellt werben, mäflen 

aber auf Namen lauten unb find erft nach definitiver Konftituirung der Ge⸗ 

ſellſchaft und nur durch Umfchreibung im Altienbuch negotiabel. Gegen bie 

Mebertragung ber Atien Tann durch Statut dem Verwaltungsrath oder der 

General» Berfammlung ein Widerſpruchsrecht gegeben werben (art. 50). Selbſt 

bei entgegenftehenden Verträgen fteht jedem Mitgliede einer ſolchen Geſellſchaft 

ber Austritt jederzeit frei, wogegen umgekehrt durch das Statut der General, 

verfammlung ein Ausſchließungsrecht eingeräumt werben Tann, für befien Aus 
übung inbeß minbeftend bie für Statutenänderungen erforderliche Mehrheit 
porgeichrieben werben muß (art. 52). Ausdrücklich wirb hinzugefügt, daß Tob, 
Austritt oder Konkurs eines Mitgliedes ben Beſtand der Geſellſchaft nicht be 
einflußt (art. 54). Sole Geſellſchaften find den gewöhnlichen Formalitäten 
unterworfen, fie müfjen nur den Betrag, unter welchen ihr Kapital nie finken 
barf, veröffentlichen (art. 58) und bei Orbnungäftrafe ftets mit dem Zufak 
„a capitale variable“ zeichnen (art. 64). Gefehliche Beichränkungen gelten 
für fie bezüglich ber Höhe des Geſellſchaftskapitals, welches bei der Grünbung 
nicht über 200,000 Francs betragen und durch jährlichen Beſchluß nicht um 
mehr als den gleihen Betrag erhöht werben darf (art. 49); e8 muß ferner 
durch das Statut der Verminderung des Geſellſchaftskapitals durch Rüduahme 
eine Grenze und zwar bergeftalt gezogen werben, daß mindeftens ein Zehntel bes 
urfprünglichen Kapitals gefichert bleibt (art. 51); die Gefellihaft gilt vor effel- 
tiver Einzahlung eines Zehnteld nicht als Tonftituirt; jeder austretenke ober 
ausgeichloffene Gefellichafter endlich haftet der Gefellfhaft und Dritten fünf 
Sahre lang für bie im Augenblic feines Ausfcheidens beftehenden Verbindlich⸗ 
feiten (art. 52). Gerichtlich vertreten wird die Gejellichaft, weldyes ihre 
Form fein mag, durch ihre Adminiſtratoren (art. 58). 

So ift dem Refultat nad eine ber wirthichaftlichen Perfonalgenofjenfchaft 
fehr nahe kommende Rechtegeftaltung ermöglicht. Allein in direkten Gegen- 
fag zum englifchen Recht, welches von der Perfonengemeinichaft ausgeht und 
den Gedanken berfelben auch bei der Kapitalkoͤrperſchaft in ben wichtigften Be 
ziehungen feithält, wird das Fapitaliftifche Princip dem gefammten Gefellichafte- 
recht zu Grunde gelegt und bie perfönliche Genoffenfchaft mit korporativer Ber 
faffung als eine bloße Modifikation des Kapitalvereins betrachtet und behandelt ). 

IL In Deutfhland überläßt das gemeine Recht die wirthicyaftlichen 
Perſonalgenoſſenſchaften der vollen Rechtsunficherheit, weldhe das zum Felde 
zabllofer Koutroverfen gewordene römifche Korporations- und Geſellſchaftsrecht 
berbeiführt. Auch die Landesgeſetze aber haben erſt in neuefter Zeit theils eime 


186) Die Genofſſenſchaften fünnen ſich natürlich auch jebt, wie bisher Der Fall 


war, ala einfache Kolleltiv- oder Kommanbditgejellfchaften mit perfönlih Haftenben 
Geranten konftituiren. 
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Revifion des gefammten Genoſſenſchaftsrechts angebahnt ""), theils für beftimmte 
Klafien von Genofjenfchaften ein eigenthümliches Recht geichaffen. Soweit es 
daher an einem allgemeinen Geſetze fehlt, wie dies namentlich überall bezüg- 
(ih der Garantiegenofienfhaften und der ohne perfönlihe Solidarbaft be- 
gründeten Krebitwerbände der Fall ift, ober ſoweit eine Genoſſenſchaft fi den 
unr falultativen neuen Gefeßen nicht unterftellen will, beiteht daher ber bis 
vor Kurzem allgemeine Zuftaud fort, welcher ans ben Grunbfäben bed pofi- 
tiven Rechts über Korporationen und -Gejellichaften folgt. Danach bleibt ber 
Genoſſenſchaft nur eine doppelte Wahl Sie muß entweder fi) als Privat- 
gejellichaft ohne amerlannte Nechtöperjönlichkeit Tonftituiren, indem fie auf 
Grund des freten Vereinsrechts zufammentritt und ihre inneren Berhältnifie 
burdh einen verflaufulirten Geſellſchaftsvertrag Torporationsähnlich ordnet. Dann 
entbehrt ſie indeß, wenn fie auch für beichränktere Kreife und mit Zuhilfe 
nahme bes guten Willens und der Sitte einen erträglihen modus vivendi 


- finden mag, der Möglichkeit, im Verkehr als anerkanntes Einheitöwejen auf- 


zutreten. Oder fie muß, — und für alle größeren, in die Deffentlichkeit 
tretenden Gegenſeitigkeitsgenofſenſchaften wird dieſe Alternative zur praktiſchen 
Nothwendigkeit —, ſich die ſpecielle ftaatliche Inkorporirung verſchaffen, wobei 
fie dann, da der Staat die Verleihung und Belaſſung der ihr unentbehrlichen 
Rechtöperjönlichkeit natürlich an die ihm gut fcheinenden Bedingungen nüpft, 
die geficherte priwatrechtliche Stellung mit dem Berlufte der Selbftändigfeit 
erfauft. Weberbies ift auch aus polizeilichen Gründen, von ber Grtheiluug oder 
Nichtertheilung ber Korporationsrechte ganz abgefehen, für manche Klafien ber 
Gegenſeitigkeitsgenoſſenſchaften die ftantliche Genehmigung und Beauffihtigung 
vielfach unbedingt geboten ®). 


7) Bol. Th. IL In das allgemeine Genofienihaftöreht gehört aud der 
bairtfche Entwurf eines Genoſſenſchaftsgeſetzes (ogl.” deufelben in ben BL. für 
Genoſſenſchaftsweſen, Jahrg. 1868 Nr, 13 — 15), welder alle Bereine für er- 
laubte Zwede mit Ausnahme ber Aktiengefellichaften und Korporationen normiren 
will. 

18%) So wird in Preußen durch dad A. 8. R. I, 11 $ 651. 662 für ge 
meinfchaftlihe, d. 5. eben gegenjeitige Witwen, Sterbe- und Ausfteuerkaffen 
Iandeöberrlihe Genehmigung gefordert und bezüglich der Rechte und Pflichten 
der Snterefienten auf den ftaatlich genehmigten Plan verwiefen. Die 8. OD. v. 
29. Sept. 1883 (&. S. ©. 121) beitimmt die Behörden, welche im einzelnes 
Tal Genehmigung und Beauffihtigung im Namen des Landeäheren ausüben 
ſellen. Das Reife. d. M. d. 3. v. 12. Fan. 1887 (v. Kampp, Annalen Bd. 


21 ©. 109) erflärt, dat diefe Vorfchriften fih auch auf Krankenkafſen beziehen. 


Neber die Beauffihtigung von Ausiteuer- und Heirathskafſen vgl. Reſtr. d. M. d. J. 
v. 5. Gebr. 1852 (M. Bl. d. i. V. S. 9). Beſondere Strafen für die Errichtung un- 
genehmigter Anftaften diefer Art jeßt das Gtrafgef. $ 340 Nr. 6 feft. Endlich hat 
bas Gef. v. 17. Mat 1858 (G. S. ©. 293) $ 1 diefe Beftimmungen ganz allgemein 
auf Berfiherungsanftalten jeder Art ausgedehnt. Doch find unterın 21. Mai 1861 für 
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Dem Mangel allgemeiner gejeßlicher Normirung entſpricht eine Linde in 
ber Theorie. Die wenigen Bemerkungen, welche der Gegenfeitigleitögenoffen- 
ſchaft, meift unter vorzugsweifer Berücfichtigung der gegemfeitigen Verfiherunge- 
gefelichaften, gewidmet zu werden pflegen, geben felten tief auf ihr Weſen 
ein und bezeichnen noch feltener baffelbe annähernd richtig. Sekt fi in Bezug 
auf das Verhältniß von Einheit und Vielheit bier die Kontroverfe fort, ob 
von dem Begriff der römifchen Societät'®), der Korporation '®), einer jurifti- 
{hen Perfönlichkeit anderer Art") ober der deutſchrechtlichen Genoſſenſchaft **) 
auszugehen ift, jo herrſcht eine nicht geringere Meinungsverichiebenheit über das 
Berbältnig von Genoſſenſchaft und Vermoͤgensgemeinſchaft. Die ganz verwerf- 
lie nnd dem pofitiven Inhalt der Geſetze widerfprechende Annahme, bie un- 
benannte Geſellſchaft des Franzöfifchen Rechtes fei ein weiterer Begriff als ber 
Begriff des Aftienvereins, führte zu der Aufftellung eines Gattungsbegriffes 
der anonymen Gefellihaft, welche in die beiden Unterarten bes Aktienvereins 


ältere und unterm 25. Mat 1861 für neu zu gründenbe GSterbefaffen Minifterialre- 
ffripte ergangen (M. BL. d. i. V. S. 120. 121), welche der Staatöbenormuubung eine 
Grenze zu ziehen ſuchen, damit nicht durch „übertriebene Fürſorge“ „die genofien- 
ſchaftliche Selbſthilfe“ in jchäblicher Weile zurüdgedrängt werde. Daß bie poli- 
zeilihe Genehmigung als folche die Verleihung der Korporationsrechte nicht ein- 
jchließt, wird mehrfach unter Aufftellung befonderer Vorſchriften über dieſe Ver⸗ 
leihung ausdrücklich ausgeſprochen. Bol. 3. DB. Reſtr. v. 9. und 21. Sept. u. 
4. Nov. 1844, 25. Mai nu: 8. Juli 1861, M. BL d 1. V. 1844 ©. 206. 288. 
302; 1861 ©. 121. 171. 

0) Vom Societätöbegriff gehen aus: Dauz, Hbb. d. deut. P. R. IL $ 217 
©. 318f. Gerber $ 202 Rote 8 Gengler ©. 687f. Pfeiffer, jur. Perf. 
$ 45 ©. 38. Am ausführliäften Staudinger, bie Lehre vom Lebenänerfiche- 
rungövertrage ©. 72. 14%. Das Bebenten, welches fofort aus dem Mangel 
einer Klage der socii gegen einander und Dritter gegen bie einzelnen socii ent- 
ftebt, fuht Staudinger burch die Annahme einer vertragsmäßig für bie Dauer 
der Societät erfolgten Subftitution des Vorſtandes zu erlebigen. Der Soctetäts- 
begriff beberrfcht auch die fpärlichen Gefepeöbeftimmungen, z. B. Pr. UL. N. 
II, 11 $ 650. 651, Oeſterr. Geſetzb. $ 1287. 

190) Dad Princip der römifchen Korporation führen durch: Pfeiffer bezüg- 
lich der gegenfeitigen Witwenkaffen, 3. f. D. R. IX. ©. 450—486. Mauren» 
brecher $ 159. Renaud, Aktiengefellfchaften $ 17 ©. 170— 176. Leßterer 
will Gegenfeitigkeitägefellfchaften und Aktienvereine unter dem Gattungäbegriff 
der gewillfürten Privatlorporationen zufammenfaflen. 

1) Bei Runde $ 208. 288, Eichhorn $ 119 fcheint, indem fie für 
„Witwenkaſſen und Ähnliche Snftitute” öffentliche Genehmigung verlangen, ber 
Begriff der öffentlichen Anftalt zu überwiegen. Annpe, 3. f. H. R. VI. 220f. 
perfonifichtt den Fonds, Eonftruirt alfo eine Stiftungsperfönlichkeit. Auch Eude- 
mann, 9. R. 8 174 ©. 835 Note 10 fieht die Gegenſeitigkeitsgenofſenſchaft als 
ein Tapitaliftifches Verkehrsweſen mit eigner Rechtöperfönlichkeit an. 

02) Bejeler 8 71. 97 a. E. 129 L Er nimmt eine „Senofjenichaft mit 
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und ber Vereine mit ungleihen Kapitaleinfchüffen, worunter die Gegenfeitig- 
feitögefellichaften bie vormehmfte Klaſſe bildeten, zerfallen follte'®). Auch ohne 
eine derartige Terminologie jedoch ſetzt man vielfach das Weſen der Gegen- 
ſeitigkeitsgenoſſenſchaft in die Kapitalaffociation '), fo jehr ſchon die oberflächlichfte 
Betrachtung von ber Unrichtigkeit überzeugen muß. In ber That kann eine 
Senofjenihaft unmöglich als Kapitalgenoffenfchaft gelten, wenn fie ohne be 
ftimmtes Vermögen entjtehen, ihr Vermögen beliebig vermindern und erhöhen 
und felbft bei völligem Verluſt des uriprünglichen Vermögens ohne Weſens⸗ 
änderung fortbeitehben Tann; wenn ebenſo die Mitgliedſchaft in ihr in Feiner 
Weiſe gleich der Aktie ald Vermoͤgensrecht harakterifirt wird, da ſchon die Un- 
geichloffenheit des Vereins dokumentirt, daß das Genoffenreht an ſich keinen 
Dermögenswerth bat, da ferner das Mitgliedsrecht unveräußerli, unkumulirbar 
und zwar dem öfonomildhen Gehalt nad, verfchieden, der Bereinäträgerichaft, 
indbefondere dem Stimmrecht nad dagegen gleich ift, da endlich die Mitgliebs- 
pflicht nicht durch einen beftimmten ein für allemal bezahlten Kapitaleinſchuß 
erjhöpft wirb oder doch werben Fann, ſondern als fortdauernde, nnbeftimmte, 
wenngleich nicht. nothwendig unbegrenzte Berbinblichkeit befteht '). 

Die völlige Ungulänglichkeit des geltenden echtes wie der herrichenden 
Theorie mußte hervortreten, als ſich die auf Selbfthilfe beruhenden Erwerbs - 
und Wirthichaftögenofienichaften der arbeitenden Klafien auf der Krebitbafis 
der perſoͤnlichen Solidarhaft entwidelten. Denn dieſe Genoffenfchaften führten 
nnd führen, foweit ihnen nicht ein Specialgefeß geholfen hat, unter dem ge 
woͤhnlichen Societätd- und Vereinsrecht ein rechtlich anerkanntes Dafein nur 
als vertraggmäßig verbundene Vielheiten, welche dur Bollmachtdertheilungen 
an ihre Borfteher in böchft unvolllommener Weije den Mangel eigner Per- 
ſoͤnlichkeit erjeßen und namentlich bei vorkommenden Rechtöftreitigkeiten jo gut 
wie rechtlos find”*. Nur in wenigen Staaten wurbe hiergegen eine Abhilfe 


juriftifcher Perfönlichkeit” an, die von den Echuldnern reip. den Verficherten felbft 
gebildet wird. Bluntfchli $ 89 Nr. 7. 182 Nr. 4. 141 ſetzt überall feinen 
eigenthümlichen Genoffenfchaftsbegriff an die Stelle. Bol Zürch. Geſetzb. 
8 1742: die Verbindung ber Berficherten bildet bei der wechfelfeitigen Verſicherung 
eine Genoflenichaft, welche ald Verficherer erfcheint. 

109) Maurenbredher, 9. R. 8 402. Bradenhöft, im Rechtslex. V. 88, 
Bender, Grunbf. ded engeren Hanblungsredhts $ 154. Mittermaier $ 557. 
Auerbach, Gefellihaftswefen 5 60—62. Gengler ©. 187 (bezüglih der 
Banken). Bluntfhli $ 189. Ebenſo viele Sranzofen, 3. B. Pardessus, 
cours de droit comm. IV. nr. 1943 &, 277. 

10) So 3. B. PöHls, Aktiengefelih. ©. 63f. Jolly, 3. f. D. R. XI. 
©. 334 $ 3 (Er ſubſumirt die Gegenfeitigkeitögenofienjchaften fogar unter die 
Altiengefellichaften im weitern Sinn). Runge, 3. f. H. R. VL 220f. (Er kon⸗ 
ftruirt fie ald „universitas bonorum“.) Endemann, H. R. ©. 281 Note 48, 

195) Bol, au Renaud L c. S. 173f. Beſeler L c. | 

196, Den Berfuh, für jede Genofienfhaft das Erforderniß obrigkeitlicher 
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durch freigiebige Ertheilung von Korporationsrechten gewährt"), womit auf 
ber anberen Seite wiederum ber Nachtheil verbunden war, daß die dadurch be» 
gründete Abhängigkeit den Gedanken der genofſenſchaftlichen Selbſthilfe ſchädigte. 
Die Einführung des Handelsgefeßbuches verſchlimmerte die Lage der Genoffen- 
ichaften, ftatt fie zu befiern. Denn nun entftand die Frage, ob diefe Genofien- 
haften unter den Begriff ber Handelögefellichaften fielen, — eine Stage, beren 
Beantwortung im einzelnen Falle mit Rückficht jowol auf bie lediglich nad) 
innen oder zugleih nach außen gefehrte Thätigkeit, als auf den Umfang bes 
Geichäftsbetriebes verfchieben beantwortet werben mußte‘). Bon ben Gejell- 
ſchaftsformen des Handelsgeſetzbuches jedoch paßte Feine für bie Genofſenſchaft. 
Denn die auf perjönlicer Baſis beruhende Handelsgeſellſchaft ift nicht bis 
zur Körperichaft entwidelt: die forporative Handelsgeſellſchaft dagegen ift rein 
fapitaliftifch gebant. Auch die Verſuche ber Theorie, dad rechtliche Weſen der 
neuen DVereinsform zu Tonftruiren, erhoben fich nicht zu befien vollem Ber- 
ſtändniß, indem fie namentlih auf ber einen Seite fi) nicht von der Auf- 
faffung des Gefellichaftönertrages zu Iöfen vermochten '*®), auf der andern Seite 
ben Gedanken der Kapitalvereinigung bineintrugen”®). Glüdlicherweife er 
langten dieje Irrtbümer Teinen entſcheidenden Einfluß, als das unabweisbar 
geworbene Bedürfniß eine geießlihe Normirung ber neuen Aſſociationsform 


Genehmigung anfzuftellen, machte man Anfangs in Kurbefien, Hannover und be- 
züglich der Vorfchußvereine auch in Preußen. In Oefterreich beftand natürlich 
bis zum Vereinsgeſetz v. 7. Nov. 1867 bie Nothwendigkeit ftaatlidher Erlaubniß 
zu Recht. Val. au Parifius S. XXXf. 

107) Beſonders in Medlenburg, dem. Königreih Sachſen und den thüringi« 
fen Staaten. Schulze, Vorſchuß⸗ und Kreditwereine S. 17. Bisweilen auch 
Preußen. So wurde durch Kab. D. v. 12. Zuli 1857 das „Hanbeldinftitut und 
Sentralmagazin vereinigter Meifter des Tiſchlergewerks in Berlin‘ mit den Rech⸗ 
ten einer juriftifchen Perfon begabt. 

18) Bol. Goldſchmidt, 9 R. IL ©. 426. Endemann, beut. Biertel- 
jahrsſchr. Ar. 105 ©. 158f. u. 9. R. 8 32 Note 6. Buſch, im Archiv L 208f.; 
Kräwel ib. IL 841f.; Zadenburg IIL 427f. (Er will Bereiüe, Erwerböge- 
fellichaften und Genoffenfchaften unterfheiden; Koch ib. VIE. 350. X 1. 
Auerbadh, 3. f. d. gef. H. R. VII. 4f. Parifius L c. ©. 52f. Note 56. 
Ueber Robftoffvereine insbeſ. Koh, Ar. V. ©. 46f. und über Konfumvereine 
ib. ©. 60f. Erkenntniffe über die Frage in Bufch, Archiv II. 170. IH. 370, 
888. IV. 3821. VL 33; 3. f.d. gef. 9. R. VL 660. VIL 479. 585. VII. 613. 615. 

0) Bol. z. B. Koh, Archiv V. 50. 64. Ebenfo geht Anerbach, 3. f. 
d. gel. 9. R. VIL S. 1—27. 838 — 886 von bem Gedanken ber mobificirten 
societas aus. Auch Befeler, P. R. 8 710. S. 253 rechnet bieje Vereine noch 
nicht unter die forporativen Genofienfchaften; erft der Erfolg werde es zeigen, ob 
fie eine forporative Geftaltung zu gewinnen vermögen. 

zw) En Endemann; in dem Auffak in Hildebrand’? Jahrb. I. ©. 489— 
492 bezeichnet er zwar ald Grundlage ber Bereinigung den „Bonds an Perfonal- 
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erzwang”'). Vielmehr weift das unterm 27. März 1867 für Preußen er- 
Infjene Genofſſenſchaftsgeſetz“e) und das aus biejem hervorgegangene Genoffen- 
ſchaftsgeſetz des norbdeutfhen Bundes v. 4. Zuli 1868*%) den „Erwerbi- 
und Wirtbfchaftsgenofienfhaften® eine ihrem Weſen faft durchgängig ange 
meflene Stellung im Rechtsſyſtem an, wobel ebenfowol bie Tärperichaftliche 
Natur, als ber perfönlie und doch das Kapital organiſch fich verbindende 
Bau der Genofjenihaft zur Geltung gelangt. 

Die Genoffenfchaften, für welche das neue Geſetz beftimmt ift, werben von 
bemfelben (& 1) mehr befchrieben als definirt; unter Hinweis auf ihre Haupt⸗ 
gattungn — Vorſchuß⸗ nnd Krebitvereine, Rohftoff- und Magazinvereine, 
Produktivgenoſſenſchaften, Konfumvereine und Vereine zur Herftellung von Woh⸗ 
nungen für ihre Mitglieder — werben fie als „Gefellichaften von nicht ge 
ſchlofſener Mitgliederzahl, welche die Förderung des Kredits, des Erwerbes ober 


kredit,“ derſelbe fällt ihm aber unter ben Kapitalbegriff, da er tm H. R. ©. 281 
Note 48 die Genofſenſchaften zu den Kapitalaffociationen zählt. Auch Auerbach 
L c. ©, 26 und Kod, im Archiv v. Buſch VIIL ©. 350—372 finden in ber 
Genofienfhaft „im Wefentlichen eine Kapitalvereinigung”, die nur dadurch mo⸗ 
dificirt fei, daß die Perfonen, nicht die Befiger von Altien die Theilnahmeberech⸗ 
tigten feien. Sehr gelünftelt ift die Konftruftion Kuntze's, i. d. 3. f. d. gef. 
9. R. VI. ©. 220—228. Er findet in ber Genofienichaft, welche von der einen 
Seite Einheit, von der andern Bielheit jet, bie Einheit ausſchließlich im Ver⸗ 
mögendbeftande, die Bielheit in der Perfonenverbindung. Go gewinnt er denn 
eine juriftifche Perſon als Trägerin eines von ben Genofien völlig abgelöften 
patrimonium, aber diefe Perſon tft ihm nur ein perfonificirter Kapitalfonds, tft 
eher mit der Stiftung als mit der Korporation verwandt. Die Genoffen find 
daher nicht Träger, fondern Organe dieſer abftralten Perfon, welche Eigen- 
thümerin des Genoſſenſchaftsvermögens if. Auf der andern Seite haben bie 
Genofien an diefem Vermögen ein eigenthümliches jus in bonis und fie haben 
dieſes Recht nicht jeder für fich, fondern find bezüglich beffelben als Geſammthänder 
verbunden. Aus biefer Geſammthand fol dann gleichzeitig der perfönliche Ge⸗ 
nofjenverband, welcher fih 3. B. im Ausſchluß Unwürdiger äußert, hervorwachſen, 
ohne irgend etwas mit der Vereindperfönlichkeit zu fchaffen zu haben. 

01) Bornemlich, weil Schulze-Deligfch felbft das rechtliche Weſen ber 
Erwerbi und Birthichaftögenofjenfchaften weit richtiger auffaßt. Denn er betont 
ebenfo entfchieden die Eorporative Anlage derfelben, das Borhandenfein einer 
„Gefanmtperfönlichkeit" (vgl. z. B. Vorſchuß⸗ und Kreditvereine ©. 51. 66. 124. 
129), ald er anbererfeitö darauf hinweift, wie hier gegenüber ber Kapital ge⸗ 
nofjenjchaft des Aktienvereind eine perſoͤnliche oder Arbeits genoſſenſchaft vor- 
liege (3. B. ebenda ©. 26. 48). 

», G. ©. ©. 501. Eingerührt in ven neuen Landestheilen durch Berorbn. 
v. 12. Zul, 12. Auguft und 22. September 1867 (©. ©. ©. 1189. 1449. 1634). 
Bon ben Heineren Staaten haben ed Sachſen⸗Weimar und Sachjen-Meiningen 
eingeführt. Bol. den Kommentar des Geſetzes b. Partjius S. 3— 137. 

203, Norddentſches B. & BI. v. 1868 Ar. 24 ©. 415. 
L 70 
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der Wirthſchaft ihrer Mitglieder mittelft gemeinſchaftlichen Geſchaäftsbetriebet 
bezwecken? bezeichnet. Doch find damit wenigſtens ungefähr bie hauptſäch⸗ 
lichiten Merkmale der wirtbfchaftlichen Perjonalgenoffenfchaft angegeben: durch 
das Erforberniß der Tingefchloffenheit die Periönlichkelt der Verbindung, durch 
die hinzugefügte Zwedbeftimmung bie wirtbidhaftliche Natur des Zweckes und 
die wirthichaftsgenofienfchaftlihe Natur der zur Erreichung dieſes Zweckes anzu- 
wenbenden Mittel”). Derartigen Genoffenfchaften nun bleibt es nach dem 
Geſetz unbenommen, fi entweder mit dem gewöhnlichen Bereins- und Gefell- 
ſchaftsrecht zu begnügen, oder eine fpecielle Suforporirung nachzufuchen. Allein 
es ift ihnen die dritte Möglichkeit eröffnet, durch Erfüllung ber geſetzlichen Be 
dingungen die echte einer „eingetragenen Genofjenfchaft” zu erlangen. Die 
eingetragene Genofienfchaft ift nun aber in der That eine neue umb eigen- 
thũmliche Aſſociationfform, indem fie als eine Torporative Perfonalgenoffen 
Ihaft für Wirtbichaftsgwede erſcheint. 

1. Als vollkommen freie Genofienichaft ift eine derartige Korperſchaft das 
Erzeugniß der bürgerlichen Autonomie. Sie bebarf daher keiner Stantöge 
nehmigung zu ihrer Entftehung. Ihr giebt ein Tonftituirender At das Da- 
fein), für deffen Beurkundung fehriftlihe Form ($ 2), für deffen Inhalt 
gewiffe unabänderliche Grundzüge und ein Minimum der Bollftändigkeit ($ 3) 
vorgefchrieben find, der aber im Mebrigen willlürlicher Geftaltgebung anheim⸗ 
fallt. Um jedoch vom Recht als Körperſchaft anerkannt zu werben, bebarf bie 
Genoſſenſchaft einer Eintragung in ein öffentliches Regiſter, welches weſentlich 
gleih dem Handelögejellichaftsregifter eingerichtet ift”*). Zugleich muß fie das 
Berzeihniß ihrer Mitglieder beim Gericht, welches daffelbe zur öffentlichen Einficht 


—— 


so) An ſich ſind hiernach gegenſeitige Garantiegenofſenſchaften (Hilfs⸗ 
Kranken⸗, Unterftũtzungs⸗, Verſicherungsvereine aller Art), genoſſenſchaftliche Spar- 
banken, Werkzeugsgenoffenfchaften u. ſ. w. durch das Geſetz, wenn fie eben deſſen 
Bedingungen und vor Allem die Solidarhaft erfüllen wollen, zur Erwerbung 
der Rechte einer eingetragenen Genofſſenſchaft fo gut wie bie namentlich aufge⸗ 
führten Kategorien befähigt. — Charalteriftifch für ben Mangel fefter Termins- 
Iogie im heutigen Recht ift es, daß glei in 8 1 bes Geſetzes die Ausdrücke 
„Geſellſchaft“, „Verein? und „Genofſſenſchaft“ ſynonym erfeheinen. Bol. über den 
Begriff dev Genofjenichaft Pariſius S. XXXVIIf. und ©. Sf. 

205, Das Gefep fpricht freilich, wie das Handelögefepbud, von einem „&e- 
felichaftövertrage” und fügt nur in Klammern „Statut? Hinzu ($ 2). Es wird 
indeß in TH. II gezeigt werben, dab, ſobald man eine Käsperfaft annimmt, ber 
fie begründende Alt nothwendig aufhören muß, Bertrag zu fein. | 

) 5 4—8. 69. 71. Cinige Beftimmungen, e das preußiſche Geſeß 
der Inſtruktion des Juſtizminiſters über Führung ber Genoſſenſchafteregiſter über- 
Ließ, ſind jept in das Gefep felhft aufgenommen. Die preuftigen Minifterial- 
inftruftionen v. 3. Mat, 10. Aug., 25. Gept. u. 36. DR. 1867 Au jufammen- 
geftellt bei Parifins lc. ©. 147 -168. 
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auslegt, einreichen und es wird ein Auszug ihres Statuts durch bie äffent- 
lichen Blätter bekannt gemacht, ohne daß dieſe Foörmlichkeiten gleich der Ein⸗ 
tragung ben Rechtsbeftand der Genoſſenſchaft bedingten (4 4). Weſentlich da⸗ 
gegen iſt der Genofſenſchaft ein Name, welcher vom Gegenftande ber Unter⸗ 
nehmung entlehnt fein, die zufägliche Bezeichnung „eingetragene Genofjenfchaft“ 
enthalten muß und keinen Namen einer Perjon anfnehmen darf (8 2). In 
berfelben Weile hängt fobann die Abänderung des Statuts von ber Genofien- 
ſchafts⸗Autonomie, die rechtliche Wirkung des Abänderungsbeſchluſſes aber von 
feiner fchriftlichen Beurkundung und ber Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regifter ab (& 6). Endlich vermag die Genoffenihaft durch einen Beſchluß, 
der gleichfalls ber Eintragung und Veröffentlihung bedarf, ihre Eriftenz zu 
beendigen (8 34. 36). Es treten aber als Auflöfungsgrüude Ablanf der be 
ftimmten Zelt ($ 34. 36), Konkurs ($ 34.37) und gerichtliches Straferkennt- 
nig (8 35) hinzu. Die Auflöfung durch Konkurs beweift, daß die Genofien- 
haft als Wirthſchafteverein nicht ohne jedes Bermögen beftehen kann: allein 
wie wenig fie bamit als Kapitalgenofjenichaft charakterifirt wird, geht deutlich 
daraus bervor, daß weder ihre Entftehung noch ihr Kortbeftand durch ein Grund⸗ 
tapital von beftimmter Höhe bebingt ober beftimmt wird. Daß aber bie Auf- 
Löfung der Genoffenichaft jedem Verwaltungsakt entzogen ift und nur durch 
gerichtliches Erkenntniß auf Betreiben ber höheren Berwaltungsbehörbe erfolgen 
kann, wenn fie fi) gefehwibriger Handlungen oder Unterlafjungen, welche das 
Gemeimwohl gefährden, oder einer Ueberfchreitung ihres wirtbichaftlichen 
Wirkungskreiſes ſchuldig macht, zeigt den Sieg ber rechtsſtaatlichen Auffaffung 
über die Korporationstheorie bes Verwaltungsſtaats. 

2. Am jchärfften tritt die Eigenthümlichkeit der nenen Bereinsform in 
ihrer Zufammenfegung, in den Grundſätzen über Bebingungen und Gehalt ber 
Mitgliedſchaft hervor. 

a. Das Genofſſenrecht wird als perjönliches Recht auf dem einzigen Wege der 
Beitrittserflärung und Aufnahme nah Maßgabe der ftatutenmäßig feftzu- 
ftellenden Bedingungen erworben ($ 2. 3 nr. 4) nnd auf dem boppelten Wege 
bes nad) voraugegangener Kündigung ſtets geftatteten Austritt und ber von 
ber Genofſſenſchaft verfügten Ausichliefung verloren ($ 38). Dabei kann die 
Genoſſenſchaft nicht unr durch das Statut fih die für ihren perfänlich - fittlichen 
Character erforderlichen Garantien fchaffen, fondern wird ſchon vermöge Ge⸗ 
ſetzes zur Ausſchließung eines Mitglieds wegen Berluftes der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befugt (F 38). Es ift ar, daß das Genoſſenrecht in einem Verein 
von nicht gefchloffener Mitgliederzahl an fi) den Charakter eines Dermögens- 
rechts nicht haben kann und daß baher baffelbe unübertragbar und im Zweifel 
unvererblih ift ($ 38. 39). Allein die wirthſchaftliche Natur des Ganzen 
fordert eine Hineinziehung bes Tapitaliftifchen Moments und beshalb wird die 
Bildung eines Geichäftsantheils von beftimmtem Betrage jedem Genofien ob» 
ligatoriſch gemacht ($ > ar. 5). Diejer Gejchäftsantheil wird indeß vom 
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Geſetz durchaus nicht gleich der Aktie als Bafis des Genofienreihts, jonbern als 
ein mit dem Genoffenredht organiſch verbundene® Sorberungsrecht gegen ben 
Berein behandelt. Während beſtehenden Genofienrechts folgt er daher ber 
Natur von diefem. Beim Ausicheiden eines Genoffen ober nad, ber Auflöfung 
wirb er dagegen Feine Miteigenthumsquote am Bereinsvermögen, fonbern ein 
indivibnelles Sorberungsredht auf die beftimmte, aus ben Büchern ber Genofien- 
ſchaft erfichtliche Gutbabensjunme. Deshalb kanu das ansicheivende Mitglied 
ober fein Erbe nur bie Auszahlung diefer Summe binnen drei Monaten von 
der Genoſſenſchaft fordern, ohne am Reſervefonds ober dem fonftigen Bermögen 
ein Anrecht zu behalten (& 39), und bei ber Liquidation wird nur diefe Summe 
hinter den Bereinsgläubigern aus der Mafle befriedigt, ein etwaiger Ueber⸗ 
ſchuß aber im Zweifel nach Köpfen vertheilt (9 47). 

b. Das Genofienzecht ift jomit auch feinem Inhalt nach zunächt perſön⸗ 
liher Natur. Desbalb gieht es nicht nur Beine mehrfache ober getheilte Mit- 
glievfchaft, jondern an fidh ift jedes Genoffenrecht bem andern gleich. Insbeſondere 
fteht jebem Genofien im Zweifel gleiche Mitträgerichaft der Bereinsperfönlichkeit, 
daher in Genoffenichaftsangelegeriheiten eine und nur Eiue Stimme (& 10) zu. 
An fih ift aber jeber Genoſſe au zur Theilnahme an den Wirtbichaftsvor- 
theilen in gleicher Weiſe berufen und nur ber thatfächliche Unterfchieb ber Ge⸗ 
ichäftsbetheiligung Tann bier in mannichfachſter Weiſe einen ungleichen Sfono- 
mifchen Erfolg begründen. Die fubfidiäre Geſetzesvorſchrift der Vertheilung 
von Gewinn und Verluft nach der Höhe der Geihäftsantheile””) giebt dieſem 
Gedanken rechtlichen Ausbrud. — Bor Allem aber tritt die Perjönlichleit des 
Genoſſenrechts in der für das Statut unabänderliden ſolidariſchen und das 
ganze Vermögen ergreifenden Haftung aller Genofſenſchafter für die Verbind⸗ 
lichkeiten der Genofimfchaft ($ 3 nr. 12) hervor. Diefe Solivarhaft beruht 
auf dem Gedanken, daß jeder Einzelne feine gefammte vermögensrechtliche Per- 
fönlichkeit für die Genoffenfhaft einſetzt. Weil aber die Genoſſenſchaft jelb- 
ftändige Perjönlichkeit hat, jo macht fih die Haftung nur als eine bürgſchaft⸗ 
liche Garantie der Indinibualperfönlicgkeiten für die Gelammtperfönlichkeit 
geltend. Die Pflicht der Solibarhaft ift daher zunächft nicht eine Pflicht 
gegen die Gläubiger, fondern eine Pflicht gegen bie Genoſſenſchaft. Die 
Gläubiger aber erlangen einen Anſpruch barans, weil fie eben mit ber Ger 


0) Nah Erihöpfung des Genoſſenſchaftsvermögens tritt indeß wieber 
Theilung des Berluftes nach Köpfen ein. 8 9. Das preußiſche Geſeß fchrieb in 
8 8 im Zweifel Kopftheilung vor. Dem Weſen des Inftituts hätte wol am 
meiften die fubfibiäre Vorfchrift einer Verzinfung ber Guthaben unb demnächftiger 
Gewinntheilung nad Köpfen entiprochen. Anderer Meinung Auerbad 1 ce. 
©. 361. Bol. aber Pariſius ©. 40 Note 47. Nebrigens diöponirt wol jebes 
Statut über biefen Punkt und ed ift auf die dabei vorlommenden Verſchieden⸗ 
beiten bei den einzelnen Genoffenfchaftögattungen hingewiefen worden. 
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noffenichaft, wie fie ift, kontrahiren, weil mit andern Worten die Solidarhaft 
die Krebitbafls der Genoflenihaft im Verkehr if. Ganz anders verhält es 
fi) mit der Solibarhaft bei der offenen Hanbelögejellihaft, welche unmittel- 
bar den Einzelnen mit dem Gläubiger verbindet, bei welcher zwifchen dem 
Släubiger und dem einzelnen Gefellihafter eine Gejellihaftsperfönlichkeit gar 
nicht fteht, vielmehr die mehreren Schuldner nur durch einen Vertrag dauernd 
und mit einer durch die Deffentlichkeit bervorgebrachten Wirkung nad außen 
verbunden find. Während daher bei ber offenen Geſellſchaft die principale 
Solivarhaft eintritt, mobificirt allein durch die im Falle des Konkurſes er- 
folgende Bermögensjonderung, haftet bier der Genoffe nur fubfidiär, wenn die 
Genoſſenſchaftsperſoͤnlichkeit zu eriftiren aufgehört bat, foweit bei der Liqui⸗ 
bation ober dem Konkurje das Vermögen ber Genoſſenſchaft nicht ausreicht 
(8 12). Daß diefe Haftung fich auch auf die vor dem Eintritt des Genoffen ent- 
ftandenen Berbinblichkeiten erftredit (8 12), folgt aus ber Natur der Sache. 
Die Einführung einer zweijährigen Klageverfährung zu Gunften ausgeſchiedener 
Genofienfchafter oder ber ehemaligen Mitglieder einer aufgelöften Genofſenſchaft 
(8 63 — 65) mildert die Härte der Solidarhaft. Bon beſonderer Wichtigkeit 
aber ift es, daß, woran es dem preußifchen Geje noch fehlte, ein eigenthüm- 
liches Verfahren eingeführt ift, um nach Beendigung bes Konkurſes ober, falls 
Konkurs nicht eröffnet werden Tann, fobald ſich das Genofjenfhaftsvermögen 
als unzureichend erweift, eine exekutiviſche Zwangsumlage ber von ben Glän- 
bigern erlittenen Ausfälle unter den Genoſſenſchaftern zu bewirken ($ 52—61). 
Diefes Verfahren befteht in einer ſummariſchen gerichtlichen Verhandlung über 
einen von den Borftänden, ben Liquidatoren oder den erforderlichen Falls Durch 
den Richter fubftituirten Perfonen zu entwerfenden und zu vertretenden Ver⸗ 
theilungsplan, weldher demnächſt vorläufig verificirt und durch richterlichen 
Beſchluß für vollitredbar erklärt wird. Gegen biefen Beſchluß findet ein 
Rechtsmittel nicht ftatt, wol aber bleibt jedem Genoffenfchafter die Anfechtung 
im Wege einer gewöhnlichen Klage gegen die übrigen, durch den Borftand zu 
vertretenden Genofjenfchafter unbenommen. Die eretutiviiche Beitreibung ber 
feftgeftellten Xheilbeträge wird indeß dadurch nicht gehemmt. Sofern durch 
bie Sruchtlofigkeit der Exekution gegen einzelne Genofjenfchafter neue Ausfälle 
entftehen, wird das Vertheilungsverfahren wiederholt. An den Rechten ber 
Gläubiger wird durch das ganze Verfahren nichts geändert ($ 62). 

3. Die Organifation der Genoffenfhaft ift im Wejentlichen dem Statut 
überlaffen. Nur find in ähnlicher Weile wie beim Aktienverein die Grund» 
züge ber Verfaſſung fubfidiär vorgezeichnet und im öffentlichen Interefie 
gewiffe zwingende Vorſchriften befonders für die Vertretung nad) außen binzu- 
gefügt. Als nothwendiges Organ für die Ausübung aller der Gefammtbeit 
vorbehaltenen Rechte ift die Generalverſammlung Eonftituirt, welche unter Be⸗ 
kanntmachung des Zwedes in ben ftatutenmäßigen Formen vom Vorftande oder 
einem etwaigen Auffichtörath berufen wird, immer aber auf Verlangen eines 
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Zehntels her Mitglieder oder einer andern vom Statut beftimmten Genoffen- 
- zahl berufen werden muß (4 10. 31 — 33). Die Genoſſenſchaft muß aber ferner als 
zweites nothwendiges Organ einen Borftand ans der Mitte der Genoſſen wählen. 
Diefer Vorftand ift nach innen eine in jedem Moment abfehbare ($ 17), am 
bie Grenzen ihres Auftrags gebundene ($ 21), verantwortliche Vollzugsbehoͤrde 
($ 33). Nach außen dagegen ift er unbedingt und ohne rechtliche Wirkſam⸗ 
feit ftatutarifcher Beichränfungen zur gerichtlichen und außergerichtlichen Ber- 
tretung der Genoffenfchaft, welche durch feine Handlungen unmittelbar verpflichtet 
und berechtigt wird, legitimirt ($ 17 — 24). Deshalb bedarf es der Anmelbung 
und Bintragung ber Borftanbsmitglieder nnd jeder darin eintretenden Ver⸗ 
änderung, fowie der gerichtlichen Depofition ihrer Zeichnung ($ 18. 23). End⸗ 
lich werben aber dem Vorſtand durch das Geſetz auch öffentliche Pflichten anf- 
erlegt, fo daß er namentlid jährlich ein geordnetes Mitgliederverzeichniß ein- 
reichen ($ 25), die erforderlichen Bücher führen und eine jährliche Bilanz ver- 
öffentlichen (8 26), und jebe auf außergefchäftliche Zwecke gerichtete Handlung 
vermeiden muß; ja es wird ihm nicht nur in dem lebtgebachten Fall, fondern 
auch dann eine Geldbuße angebroht, wenn er Verhandlungen der Generalver- 
ſammlung bulbet, welche anf öffentliche Angelegenheiten gerichtet finb, deren Er⸗ 
örterung unter bie Landeögejeße über das Verſammlungs⸗ nnd Bereinsrecht 
fallt ($ 27). Dem Borftande kann das Statut einen von ben Genoffen ans 
ihrer Mitte zu wählenden Auffichterath (Ausſchuß, Verwaltungsrath) zur Seite 
feßen, welcher, wenn er beftellt ift, bie gefeblichen Befugnifle eines Kontrolor- 
gans, die Berufung einer Generalverfammlung, die Sufpenfion der &enoffen- 
ſchaftsbeamten und bie Vertretung der Genoſſenſchaft bei Rechtsftreitigkeiten 
ober Berträgen mit dem Borftande übt ($ 28. 29). Außerdem Tann die 
Genoſſenſchaft andere Bevollmächtige und Beamte anftellen und bejondere Be 
vollmächtigte zu ihrer Vertretung in einem etwaigen Proceß gegen die Mit- 
glieber des Auffichtsraths wählen (F5 30. 29 Abſ. 2). 

4. Die rechtliche Bedeutung der eingetragenen Genoffenfchaft ift noch dieſem 
Allen die einer frei gewilltürten Körperichaft. Sie tritt daher nad inuen wie 
nach außen als Gefammtperfönlichteit auf. Nach innen äußert fih dies im 
ihrer Torporativen Organifation und in der vollfommen durchgeführten Trennung 
des Genofienfchaftsvermögene nom Vermoͤgen der Einzelnen’). Nah außen 
ann fie unter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingeben, 
Eigenthum nnd andere" bingliche Rechte am Grundſtücken erwerben, vor Gericht 
Magen und verklagt werben, und fie hat im Verkehr die Rechte und Pflichten 





0) Daher können bie Privatgläubiger eines Genoffenfchafters fi nur an 
das, was der Letztere felhft von der Genoſſenſchaft zu fordern bat, halten ($ 18. 
14), ihre Zorberung weder ganz noch theilweife mit einer Schuld an bie Ge⸗ 
noffenfchaft kompenſiren ($ 15) und für den Fall, daß fie bie Erefution in bas 
Genofienfchaftsguthaben ihres Schuldners erlangt haben, defien Ausicheiden nur 
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eines Kaufmanns’). Dem Staate gegenüber endlich ift fie ein freier, aus 
fih felbft beftehender Wirthſchaftsorganismus, der einer befondern polizeilichen 
Ueberwachung nicht unterliegt. Vielmehr wird das öffentliche Intereffe durch die 
unbedingte Durchführung des Grundſatzes der Publicität*!*), durch die civilrecht⸗ 
lihe Haftbarkeit der BVorftandsmitglieder ($ 27), durch die Androhung von 
Orbnumgöftrafen gegen den Borftand (4 66 — 68) und durch die Möglichkeit 
eines die Auflöfung der Genoffenfchaft verhängenben Richterfpruche (ſ. oben) 
gewahrt. Daß nad ber Auflöfung der Benofienichaft ein befonberes geſetzlich 
georbnetes Liquidationsverfahren bezüglich des ehemaligen Genoſſenſchaftsver⸗ 
mögend unter Berwendung ber früheren Genoſſenſchaftsorgane ftattfinbet, daß 
bierbei die Liquibatoren kraft Geſetzes eine Vertretung der Geſammtheit üben 
und and in andern Beziehungen ber Genofjenverband noch wirkiam bleibt und 
baß bejondere Beftimmungen hinfichtlich des eventuell zu eroͤffnenden Konkurſes 
eintreten ($ 40 — 51): dies Alles tbeilt die Genoflenfhaft mit den Handels 
gejellihaften jeder Gattung und es find daher hier die Grunbiäte des Handels⸗ 
geſetzbuchs mit den erforderlichen Mobifitationen übertragen. 

So hat die neuefte Gefebgebung, weldhe durch bie jüngfte, aber vielleicht 
an Zukunft reichfte Geftaltung des deutichen Genofſſenſchaftsweſens veranlaßt 
ift, wiederum eine Breche gelegt in den Längft von allen Seiten unterhöhlten 
und burdlöcherten Bau bes alten Korporationsrechte. Es wird Zeit, daß bie 
Rechtöwifjenichaft, wenn anders fie nicht Gefahr laufen will, hinter dem Rechts⸗ 
bewußtjein der Zeit zurũckzubleiben, an ben unerläßlihen Neubau gebt. 


na einer 6 Monate vor Ablauf bes Gefchäftsjahres erfolgten Auffündigung 
verlangen ($ 16). 

) 8 11. Auddrüdlic hat man freilich der Genoflenfchaft die eigne Rechts⸗ 
. perfönlichleit nicht zuzugeftehen gewagt. Aber wenn fie thatfächli alle Rechte 
der Perfönlichkeit bat, fo Tann auch bie Meinung bed Gefepes darüber kaum 
zweifelhaft fein. Charakteriftifch ift außer allen inneren Gründen, welche hier 
nicht wieberholt zu werden brauchen, fchon bie Forderung einer unperfönlichen 
Firma, in welcher der Name keines Genoſſenſchafters vorkommen darf. Bei ber 
Tendenz, in ber Firma den eigentlichen Träger eines Geſchäfts zu bezeichnen, 
würde bier ein Träger ganz fehlen, wenn nicht eben die Genofienfchaft als ſolche 

bie Trägerin wäre. Bol. Th. IL 

210) Außer den Anmeldungen, Eintragungen und Belanntmachungen ber $$ 
2—8. 18. 20, 23. 25. 26. 35—87. 41. 71 gehört hierher die Beftimmung bes 
5 88, wonach die Beichlüfle der Seneralverfammlung in ein Protokollbuch einzu- 
tragen find, defien Einficht jedem Genoffenfchafter und der Stantöbehörbe geftattet 
werben muß. — Vgl. über die Staatsauffiht Parifind ©. 26. 


Drudfebler. 
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992 .Il. ftatt „folche“ 

995 3. 10 v. " l. ftatt „17. Sahrt.n "18 18. Sabrh.”. 

1006 Anm. 106 3. 6 I. ftatt „ evaluit“ „ 

1026 3. 16 v. u. I. ftatt „ ein® „eine®. 

1044 3.6 v. o. 1. ftatt „eooperativeg'‘ „cooperative“, 

1045 Rote „ 3. 2. u. ©. 1047 Note 10 3.21 ftatt „Parrifius” „Pa- 


riſius 
1052 Note in 3.51. ftatt „reparirt” „repartirt”. 


Seite 33.20». o. l. ſtatt „am" „zum“ 
18 Rote 18 1. pet .S 38° „S 89° 
. 58 3.2 v. u. J. ftatt „Erbe“ er 
. 129 Note 11 3. 8 1. ftatt „Onsa“ 
. 202 3.19 ». o. I. fs nneröicchtigen® enerhjpaftlichen“. 
. 252 Rote 13. 12 „get R 3 —* *. * 
. .9» o. l. fta urggenofſenſcha En: ur * en en”. 
:» 264 Rote 40 3. 4 1. ftatt a 8 
. 265 3.3». u l. Rott —— —— 
2o 3. 9 v. o. l. „einen“ „einem“. 
« 807 Anm. 15 3 * ftatt er —— 
858 Anm. 1 Fr Ay v. o. l. ſiatt S. 1, ©. 73f.*. 
: 8391 3.220 u. l. ftatt Beſitzer⸗ „Befig- 
. 405 3.8 . 0. ift Note 22%) zu freien und hinter Verbote 3. 6 v. 
o. zu ſetzen. 
539 3. 2 v. u. l. ftatt „abe „aber”. 
. 548 3.8». u. vol hinter „beitätigen“ ein Komma. 
. 560 Anm. 125 4 l. ftatt „Randfriedenbund® „Randfriedenebund“. 
. 624 3. il v. o. l. ſtatt haite „hatten“. 
.: 78738» u. g ftatt „Drtgemeinde” „Ortögemeinde”. 
. 1787 3.4». uw feblt hinter „Bezirk" ein Komma. 
. 842 3. 20 v. u. ift bas Komma zu ftreichen. 
. 881 3. 5 v. o. ift das Komma zu ftreichen. 
.: 904 3.15 0.0. j hatt a tienmältte ion, „Altienemiffion“. 
: 983 Anm. 64 3.1 tatt „5 36" „S 38". 
» 971 Aum. 14 An att „puulicirten® „publichrten“. 
: 9763.70. u. It * Wort **F inter des“ zu ſtreichen. 


Nachtrag. 





Zu ©. 445. Ueber bie Brüberfchaften ber Enchent. und die Wahl und 
Belehnung von Ak en af feifermarfchällen vgl. Dfenbrüggen, 
ehr zur deutſchen und * en Rechtsgeſchichte, —————— 1868, 

©. 186. en pie dort gegebenen —2 e. 

Zu Note 119 und ©. 951: Geſeß ge norbbeutfgen Bundes, be- 
treffen * Betrieb ber ftehenden ®ewerbe, v. 8. Juli 1868 (B. ©. BL ©. 

406) 5 1: „dad ben Zünften und den taufmänntichen Korporationen zuftehende 
Recht, Andere vom Betriebe eines Gewerbes audzufchließen, ift aufgehoben“. 


Berlag der Weibmannfchen Buchhandlung (3. Reimer) in Berlin. 


Drud von W. Bormetter In Berlin. 





&,„bIBRARY 


COLLEGE OF LAW. U.S.d 


